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Zweiter  Abschnitt 

Patentamt. 

§13. 

Die  ErteilBDsr»  die  Erklftrnng  der  Nichtlsrkeit  und  die  ZorflciLnaliioe 
der  Patente  erfolgt  dnrcli  das  Patentamt« 

Das  Patentamt  hat  seinen  Sitz  in  Berlin«  Es  besteht  aas  einem 
Prisidenten,  ans  Mitgliedern,  welche  die  BefiUügnng  snm  Bichteramt 
•der  inm  höheren  Yerwaltnngsdienst  besitien  (rechtshändige  Mit- 
glleder),  nnd  ans  Xitgliedeni)  welche  in  einem  Zweige  der  Technik 
sackrerstlndig  sind  (technische  Mitglieder).  Die  Mitglieder  werden» 
and  xwar  der  Prisident  anf  Yorsclilag  des  Bandesrats,  rem  Kaiser  er- 
nannt« Die  Bemfang  der  rechtskundigen  Mitglieder  erfolgt,  wenn  sie 
im  Reichs-  oder  Staatsdienst  ein  Amt  bekleiden,  anf  die  Daaer  dieses 
Amts^  andernfalls  auf  Lebenszeit«  Die  Berufung  der  technischen  Mit- 
glieder erfolgt  entweder  anf  Lebenszeit  oder  anf  fünf  Jahre«  Im 
letzteren  Falle  finden  auf  sie  die  Bestimmungen  im  §  16  des  Gesetzes, 
betreffend  die  Bechtsterhftltnisse  der  Beichsbeamten,  rem  81.  März  1878 
keine  Anwendung. 


1.  GMckiflikrelt. 

t.  SltB  ud  Zua««emietguig. 


8.  PriddeBt. 
4.  nitgUeder. 


1«  Gesch&ftskreis«  Die  Erteilung,  die  Erklärung  der 
Nichtigkeit  und  die  Zurücknahme  der  Patente  erfolgt  durch 
das  Patentamt  Außerdem  ist  das  Patentamt  gemäß  §  18  Abs.  1 
PatG.  dazu  berufen,  in  den  gesetzlich  vorffeschriebenen  FiÜlen 
Gutachten  zu  erteilen.  Durch  die  für  das  Patenterteilungs- 
verfahren gegebenen  Vorschriften  sind  dem  Patentamt  gewisse 
Obliegenheiten  übertragen,  welche  mit  der  Patenterteilung  in  un- 
noittelbarem  Zusammenhange  stehen.  Dazu  gehört  die  Vornahme 
der  durch  §§  19,  23  und  27  PatG.  vorgeschriebenen  Veröffent- 
lichungen, die  Einziehung  der  Gebühren  und  Kosten  gemäß 
§§  8;  9,  20  Abs.  3,  24  Abs.  1  und  26  Abs.  1  PatG.,  die  Eintragung 
in  die  Rolle  gemäß  §  19  und  die  Ausfertigung  der  Patenturkunde 
gemäß  §  07  Abis.  1  PatG.  Auch  im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren hat  das  Patentamt  die  Eostenerhebung  zu  besorgen 
(vergl.  §  28  Abs.  4  PatG.). 

8«  Sitn  und  Zosammensetziing«  Das  Patentamt  hat  seinen  Sitz 
in  Berlin.  Es  besteht  aus  dem  Präsidenten,  den  Direktoren, 
-welchen  die  Vertretung  des  Präsidenten  im  Vorsitz  obliegt,  den 
Mitgliedern,  den  Hülfsarbeitern,  den  Subaltern-  und 
TJnterbeamten. 

Kent,  Patentgeteta.  II.  1 


2  Zweiter  Abschnitt*    Patentamt.    §  14. 

8«  PrSsident.  Nach  der  Verordnunff  vom  11.  Juli  1891  steht 
dem  Präsidenten  die  Leitung  una  Beaufsichtigung  des 
gesamten  Geschäftsbetriebes  zu;  er  verfügt  in  allen  Yerwaltungs- 
angelegenheiten.  Es  liegt  ihm  ob,  auf  eine  gleichmäßige  Be- 
handlung der  Geschäfte  und  auf  die  Beobachtung  bleicher  Grund- 
sätze liinzuwirken.  Zu  diesem  Behufe  ist  er  befugt,  den  Beratungen 
aller  Abteilungen  beizuwohnen,  auch  sämtliche  Mitglieder  zu 
Plenarversammlungen  zu  vereinigen  und  die  Beratung  des 
Plenums  über  die  von  ihm  voi^ele^n  Fragen  herbeizuführen 
(S§  9  und  26).    Da  indessen  die  Vereinigung  der  sämtlichen  Mit- 

Sfiieder  der  Behörde  einer  sachgemäßen  Behandlung  Schvderig- 
[eiten  bereiten  würde,  sind  an  Stelle  der  Plenarsitzungen  sog. 
Präsidialkonferenzen  getreten,  zu  denen  unter  dem  Vorsitz 
des  Präsidenten  die  Direktoren,  die  Abteilungsvorsitzenden,  die 
hauptamtlichen  Mitglieder  der  Beschwerdeabteilungen  und  eine 
besdu^nkte  Anzahl  sonstiger  Mitglieder  hinzugezogen  werden.  Die 
Beschlüsse  der  Präsidialkonferenz  sind  für  die  Abteilungen  nicht 
bindend,  sie  bezwecken  nur  die  Herbeiführung  einer  einheitlichen 
Geschäftsbehandlung  (^A.  Ber.  291).  Dem  Präsidenten  steht  auch 
die  Geschltftsleitung  in  der  Nichtigkeitsabteilung  und  in  den  Be- 
schwerdeabteilungen zu,  wobei  er  durch  die  Direktoren  vertreten 
wird  {%  4).  Dem  Präsidenten  steht  femer  zu:  1.  Die  Entscheidung 
über  Zuständigkeitsfragen  (§  3);  2.  die  Bestimmung  der  Sitzungs- 
tage  und  Sitzun^tunden  (|  10);  3.  die  Verfügung  über  nicht 
zurückverlangte  Modelle  und  Proben  (§  17);  4.  die  Ordnimg  der 
Einrichtung  der  Bureaus,  der  Verwaltung  der  E^asse,  der  Bibliothek 
und  der  Sanunlungen  sowie  der  Erlaß  der  dazu  erforderlichen  Ge- 
Schäftsanweisungen  (§  26);  6.  die  Ausstellung  von  Bescheinigungen 
(PA.  PMZBl.  10  216;  ver^l.  f  19  Nr.  62). 

4.  Mitglieder.  Die  Mitglieder  des  Patentamts  sind  teils  rechts- 
kundige, teils  technische  Mitglieder;  sie  werden  —  und  zwar  der 
Präsident  auf  Vorschlag  des  Bundesrats  —  vom  Kaiser  ernannt 
Die  rechtskundigen  Mitglieder  müssen  entweder  nach  Maßgabe 
des  Gerichtsverfassungsgesetzes  die  Befähigung  zum  Bichteramt 
oder  nach  Maßgabe  der  Landesgesetze  der  einzelnen  Bundesstaaten 
in  einem  derselben  die  Befähigung  zum  höheren  Verwaltungsdienst 
erlangt  haben.  Die  Berufung  der  rechtskundigen  Mitglieder  erfolfit, 
wenn  sie  im  Reichs-  oder  Staatsdienst  ein  Amt  bekleiden,  auf  me 
Dauer  dieses  Amtes,  anderenfalls  auf  Lebenszeit.  Die  tech- 
nischen Mii^lieder  müssen  in  einem  Zweige  der  Technik  sach- 
verständig sem;  die  Sachkunde  wird  bei  im'er  Berufung  voraus- 
gesetzt, ohne  daß  es  des  Nachweises  derselben  durch  das  Bestehen 
einer  Prüfung  oder  eines  sonstigen  Befähigungsnachweises  bedarL 
Die  Berufung  der  technischen  Mitglieder  erfolgt  entweder  auf 
Lebenszeit  oder  auf  fünf  Jahre,  eine  Wiederberufung  nach  Ablauf 
der  fünf  Jahre  ist  zulässig.  Dagegen  ist  eine  Berufung  der  tech- 
nischen Mil^lieder  auf  die  Dauer  eines  Hauptamtes  nicht  statthaft. 
Auf  die  auf  Zeit  berufenen  technischen  Mitglieder  findet  §  16  des 
Keichsgesetzes  vom  31.  März  1873,  wonach  Beichsbeamten  ohne 
Genehmigung  der  obersten  Reichsbehörde  die  Übernahme  eines 
Nebenamtes,  einer  mit  Vergütung  verbundenen  Nebenbeschäftigung 
und  der  Betrieb  eines  Gewerbes  untersagt  ist,  keine  Anwendung. 


Organisation  des  Patentamts.    I.  Abteilungen  des  Patentamts.  3 

In  dem  PateDtamt  werden 
1«  Abteilangen  fVr  die  PatentaDmeldaDgr^^ii  (JjuneldeabteiluDgeo)) 
&  eine  AbteilnDf?  fSr  die  Antrige  anf  Erklftning  der  Nichtigkeit 
oder  aaf  Znrfleknahme  tob  Patenten  (Nichtigkeitsabtellang), 
S«  AbteUnngen    fVr  die  Beschwerden   (Bescbwerdeabteilnngen) 
gebildet. 
In  den  AnmeldeabteUnngen  dürfen  nnr  solche  technische  Hitglieder 
■Itwirken,  welche  anf  Lebenszeit  bernfen  sind.    Die  technischen  Mit- 
glieder der  Anmeldeabteilnngen  dürfen  nicht  in  den  übrigen  Abteilungen, 
die   technischen    Mitglieder   der    letzteren    nicht    in    den    Anmelde- 
abteilnngen mitwirken. 

Die  Beschlafiffthigkeit  der  Anmeldeabteilnngen  ist  dnrch  die  An- 
wesenheit Ton  mindestens  drei  Mitgliedern  bedingt,  nnter  welchen  sich 
awei  technische  Mitglieder  beflnden  müssen. 

Die  Entscheidungen  der  Nichtigkeitsabteiinng  nnd  der  Beschwerde- 
abteilnngen  erfolgen  in  der  Besetinng  Ton  zwei  rechtskundigen  und 
drei  technischen  Mitgliedern.  Zu  anderen  Beschlufifassungen  genügt 
die  Anwesenheit  tob  drei  Mitgliedern. 

Die  Bestimmnngen  der  ZiTilprozefiordnnng  über  Ansschliefinng  und 
Ablehnung  der  €torichtspersonen  finden  entsprechende  Anwendung. 

Zu  den  Beratungen  kSnnen  SachrerstAndlge,  welche  nicht  Mit- 
glieder sind,  zugezogen  werden;  dieselben  dQrfen  an  den  Abstimmungen 
nicht  teilnehmen« 


OrgwalutloA  dei  PatcBtaati. 

I.  AbteüngeB  4m  Patemtuiti. 

1.   OrgsaliatloB. 
t.  GcMfciftildtwiy. 

II.  ZutisAffUlt  der  Abt«llugM. 

t.  AM«elde-y  BMcbwerde-  und  Nlchttg- 

keltMbUUwi«. 
Sa.  PatoatkluteB  «nd  Grappea. 
4    i^enckr«it«Bf  der  Zutindl^eit. 

ni.  BIchterUche  ud  Verwaltamgstitl^elt. 

S.  TerwaltHBgsbehdrden. 
S.  TerwaltwBgHrerIchte. 

IT.  BeuklanfMimg  der  Abteilsagen. 
7.  BeMblusfibl^elt. 


8.  Sltnnyea  and  AbittamiBDg. 

S.  Zaslebaag  tob  SaebTeretindlgen. 

V.  AvHcbllesraiig  und  Ablebnvng  tob  Be- 
mmtoB  dei  Pateatamti. 

10.  ZlTlIproseuordBBBg. 

11.  ABUcblieUBBg. 
19.  AblehBBBg. 

15.  AblebBBBgsgesBcb. 

14.  EBtscbeldaBg    Ober    das   AblebBBBgs- 
geraeh. 

16.  £BtscbeldBBg  ohae  AblebaBBgsgetBcb. 

16.  ProtokoUfSbrer. 

17.  Frfibere  IbiIabs. 

18.  Frühere  BeiebiftlgBBg  mit  der  glelcbea 
Frage. 

15.  ÜBialisiIge  MltwlAaag. 


Organisation  des  Patentamts. 

I.  Abteilungen  des  Patentamts. 

1.  Organisation.  Das  Patentamt  zerfällt  in  eine  Anzahl  An- 
meldeabteilnngen, eine  Nichtigkeitsabteilung  und  mehrere 
Beschwerdeabteilungen.  Die  Zuweisung  der  Mitglieder  an 
die  Abteilungen  erfolg  durch  den  Reichskanzler,  welcher  auch 
die  für  die  aushülfsweise  Yertretung  erforderlichen  Anordnungen 
zu  treffen  hat  (VO.  11/7.  91  §  5).  In  den  Anmeldeabteilungen 
dllrfen  nur  solche  techinische  Mitglieder  mitwirken,  welche  auf 
Lebenszeit  berufen  sind.    Die  technischen  Mitglieder  der  Anmelde- 
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abteilungen  dürfen  nicht  in  den  übrijsen  Abteilungen,  die  tech- 
nischen Mitglieder  der  letzteren  nicht  in  den  Anmeldeabteilungen 
mitwirken.  Dagegen  darf  ein  technisches  Mitglied  in  mehreren 
Anmeldeabteilungen  beschäftigt  sein. 

2«  Oeschttftsleitung.  Die  Geschftftsleitung  in  den  Anmelde- 
abteilungen steht  dem  zum  Vorsitz  berufenen  rechtskundigen 
oder  technischen  Mitgliede,  die  Geschäftsleitung  in  den  Beschwerde- 
abteilungen  und  in  der  Nichtigkeitsabteilung  dem  Präsidenten 
oder  dessen  Stellvertretern,  den  Direktoren,  zu  (YO.  11/7.  91 
§  4;  VO.  26/10.  99  in  Anh.  Nr.  6  und  10).  Soweit  über  Beschwerden 
auf  Grund  des  §  26  PatG.  zu  entscheiden  ist,  kann  die  Vertretung 
des  Präsidenten  im  Vorsitz  auch  einem  technischen  Mitgliede 
übertragen  werden  (VO.  29/4.  04  in  Anh.  Nr.  11).  Der  Vor- 
sitzende trifft  die  für  den  Fortgang  der  Sachen  erforderlichen 
Verfügungen.  In  den  Anmeldeabteilungen  bezeichnet  er  für  jede 
Klasse  der  Anmeldungen  im  voraus  den  Vorprüfer  sowie  einen 
weiteren  Berichterstatter  für  das  Verfahren  nach  Erlaß. des 
Vorbescheides,  er  prüft  die  Entwürfe  imd  stellt  sie  fest.  Über 
sachliche  Meinungsverschiedenheiten  beschließt  die  Abteilung.  In 
den  Beschwerdeabteilungen  und  in  der  Nichtigkeitsabteilun^  be- 
zeichnet der  Präsident  für  jede  Klasse  im  voraus  zwei  Bericht- 
erstatter (VO.  11/7.  91  §  6). 

n.  Zuständigkeit  der  Abteilungen« 

8.  Anmelde-,  Beschwerde-  unil  Nichtigkeitsabteilong.     Die 

Anmeldeabteilungen  haben  die  Paten^meldimgen  zu  be- 
handeln, vor  ihnen  findet  demnach  das  Patenterteilungsverfahren 
statt.  Zu  dem  Geschäftskreis  der  Anmeldeabteilungen  gehören 
auch  die  Beschlüsse  über  Eintragungen  und  Loschungen  in  der 
Patentrolle  gemäß  §  19  PatG.  Der  Reichskanzler  bestimmt,  für 
welche  Gebiete  der  Technik  eine  jede  der  Abteilungen  zuständig 
ist  (VO.  11/7.  91  §  1).  Der  Nichtigkeitsabteilung  steht  die 
Entscheidung  über  Anträge  auf  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  auf 
Zurücknahme  von  Patenten  zu.  Die  Beschwerdeabteilungen 
sind  zuständig  für  die  Beschwerden  gegen  die  Beschlüsse  der 
Anmeldeabteilungen  und  der  Nichtigkeitsabteilung;  es  bestehen 
zurzeit  zwei  Beschwerdeabteilimgen,  unter  welche  die  Geschäfte 
durch  §  2  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891  verteilt  sind. 
Au&erdem  ist  dort  bestimmt,  da&  innerhalb  des  den  Beschwerde- 
abteilungen hiemach  eingeräumten  Geschäftskreises  dieselben  für 
die  vom  Patentamt  gemäß  §  18  PatG.  abzugebenden  Gutachten  zu- 
ständig sind.  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  mehreren 
Abteilungen  über  die  Zuständigkeit  werden  von  dem  Präsidenten 
entschieden;  der  Präsident  bestimmt  auch  die  Zuständigkeit  für 
Anträge  und  Gesuche,  welche  andere  als  die  durch  Gesetz  und 
Verordnung  den  -Abteilungen  zugewiesenen  Angelegenheiten  be- 
treffen (VO.  11/7.  91  §  8). 

8a.  Patentklassen  und  Gruppen.  Das  gesamte  Gebiet  der 
Technik  ist  zum  Zwecke  der  amtlichen  Behandlung  durch  das 
Patentamt  in  Klassen  und  Unterklassen  geteilt.  Das  jetzt 
maJ&gebende  Verzeichnis  der  Patentklassen  imd  Unterklassen  kann 
nebst  zwei  weiteren  Drucksachen  „Vergleich  der  neuen  Patent- 
klassen mit  den  bisherigen"   und  „Hinweise  zur  leichteren  Er 
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mittelaBg  der  zutreffenden  Patentklassen''  vom  Patentamt  unent- 
geltlich bezogen  werden  (PA.  PMZBl.  6  194).  Demnächst  ist  eine 
weitere  Unterteilung  in  7800  Gruppen  erfolgt,  über  welche 
gleichfalls  ein  Verzeichnis  ausgegeben  wird  (PA.  PMZBl.  12  4). 

4.  Überschreitung  der  ZustSndigkeit.  Hat  eine  Abteiluiig  des 
Patentamts  eine  nicht  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörende 
Tätigkeit  vorgenommen,  so  hängt  die  Frage,  welche  rechtliche 
Wirksamkeit  die  Tätigkeit  hat,  davon  ab,  ob  die  Zuständigkeit 
durch  das  Gesetz  oder  durch  Verordnung  bestimmt  war.  Ein  in 
Widersprudti  zu  der  gesetzlich  geordneten  Zuständigkeit 
vorgenommener  Akt  ist  rechtlich  unwirksam.  Daher  würde 
ein  von  der  Nichtigkeitsabteilung  oder  ein  von  einer  Beschwerde- 
abteilung in  erster  Instanz  erteiltes  Patent  nicht  zu  Recht  bestehen, 
d.  h.  unwirksam  sein,  ohne  daß  es  einer  vorgängigen  Nichtigkeits- 
erklärung bedarf;  das  gleiche  gilt  von  einer  durch  eine  Anmelde- 
abteilung oder  durch  eine  BeschwerdeAbteilutig  ausgesprochenen 
Nichtigkeitserklärung  oder  Zurücknahme.  Unerheblich  würde 
es  dag^en  sein,  wenn  eine  Anm^eabteilung  das  Patent  erteilt 
hat  Mer  über  eine  Beschwer^  Mne  Feschwerdeabteilung  ent- 
schieden hat,  welche  nach ^der"  Geschäftsverteilung  nicht 
hierzu  befugt  gewesen  ^  (Köhler  678,  679  und  749). 

TTT-  Bichterliohe  und  Verwaltungstätigkeit. 

5.  VerwaltnngsbehVrden.  Die  Anmeldeabteilungen  und  die 
Beschwerdeabteilungen,  insoweit  letztere  über  Beschwerden  gegen 
Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  zu  entscheiden  haben,  smd 
Verwaltungsbehörden;  denn  die  Erteilung  von  Patenten  xmd 
die  sonst  zur  Zuständi^eit  der  Anmeldeabteilungen  gehörenden 
Angelegenheiten  sind  Yerwaltungsakte.  Hieran  wird  nichts 
durch  den  Umstand  geändert,  daß  die  Erteilung  der  Patente  in 
einem  geselzUch  geordneten  Verfahren  erfolgt,  und  daß  sie  nicht 
von  dem  Beheben  des  Patentamts  abhängt;,  sondern  bei  Vor- 
handensein der  geseizUchen  Voraussetzungen  erfolgen  muß.  Die 
Patenterteilung  ist  demnach  Verwaltungsakt  und  nicht  Bechts- 
entscheidung;  sie  gehört  auch  nicht  etwa  zur  sog.  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Isay  Abschn.  II  Nr.  4;  Paul  Alexander-Eatz  in 
6UR  10  35,  96;  veigl.  Gierke  863;  anders  Seligsohn  §  1  Nr.  34  u. 
§  14  Nr.  2;  Schanze  in  ArchOffR.  9  175ff.;  Stephan-Schmid  26; 
vergl.  PA.  PMZBl.  11  227;  Kohler  683;  Damme  in  GUR.  3  263ff.). 
Diese  rechthche  Auffassung  würde  sogar  dann  begründet  sein, 
wenn  die  Mitgheder  des  Patentamts  —  und  zwar  auch  die  den 
Ajameldeabteilungen  angehörenden  —  als  richterliche  Beamte  im 
Sinne  des  §  158  des  Reichsbeamtengesetzes  anzusehen  wären 
(verg^.  Isay  Abschn.  II  Nr.  5;  SeUgsohn  §  13  Nr.  9;  vergl.  dagegen 
auch  Damme  in  GUR.  3  263;  Allfeld  173,  174). 

6b  Verwaltungsgerichte.  Die  Nichtigkeiteabteilung  und  die 
Beschwerdeabteilung,  welche  über  die  Beschwerden  gegen  Be- 
Schlüsse  der  Nichtigkeitsabteilung  zu  entscheiden  hat,  erfüllen 
dagegen  richterUche  Obliegenheiten,  sie  werden  als  Verwaltungs- 
gerichte tätiff,  indem  sie  —  gleichwie  die  ordentlichen  Gerichte 
über  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  —  über  Rechtsstreitiekeiten 
OfFentlichrechtlicher  Natur  zu  entscheiden  haben  (PA.  PMZBl.  7 
296;  Damme  in  GUR.  3  262;  Isay  Abschn.  II  Nr.  4;  vergl.  PA. 
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PMZBl.    12    158;    EoUer   678;    Gierke  863;    Allfeld  173;    Paul 
Alexander-Eatz  in  6UB.  10  36). 

rv.  BeBohlossfiissuzig  der  Abteilimgen. 

7,  Beschlufifähigkeit.     Die   Beschlußfähigkeit  der  An- 
meldeabteiluDcen  ist  durch  die  Anwesenheit  von  mindestens 
drei  Mitgliedern  bedingt,  unter  welchen  sich  zwei  technische  Mit- 
glieder befinden  mQssen.    Die  weiteren  an  der  BeschluMassung 
teilnehmenden  Mitglieder  dürfen  entweder  technische  oder  rechts- 
kundige Mitglieder  sein.    Diese  Vorschrift  gilt  nur  für  die  Be- 
schlüsse der  Abteilungen,  demnach  nicht  für  die  Verfügungen  des 
Vorsitzenden  oder  eines  einzelnen  Mitgliedes.  DieEntscheidungen 
der  Nichtigkeitsabteilung  und  derBeschwerdeabteilungen 
erfolgen  in  der  Besetzung  von  zwei  rechtskundigen  und  drei  tech- 
nischen Mitgliedern,  und  zwar  nehmen  an  denselben  teil  außer 
dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  und   dem  weiteren 
rechtskundigen    MitgUede    die    beiden  für  die   Sache  bestellten 
Berichterstatter  und  ein  drittes  von  dem  Präsidenten  oder  dessen 
SteUvertreter  vorher  bestimmtes  technisches  Mitglied  (VO.   11/7. 
91  §  7).    Soweit  über  Beschwerden  auf  Grund  des  §  26  PatG.  zu 
entscheiden  ist,  nehmen,  wenn  die   Vertretung  des  Präsidenten 
im   Vorsitz   einem  technischen  MitgUed  übertragen   ist,  an    der 
Elntscheidimg  außer  dem  Vorsitzenden    und  den  beiden   Bericht- 
erstattern zwei  rechtskundige  Mitglieder  teil  (VO.  29/4. 04  in  PMZBL 
10  237,  228).     Zu  anderen  Beschlußfassungen  genü^  die 
Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern,  welche  entweder  ausschheßlich 
oder  teilweise  rechtskundige  oder  technische  MitgUeder  sein  dürfen. 
An  den  Entscheidungen  dürfen  hiernach  nicht  mehr  als  fünf  Mit- 
glieder teilnehmen,  während  für  sonstige  Beschlußfassungen  nujr 
eine  Mindestzahl,  welche  überschritten  werden  darf,  vorgeschrieben 
ist.    Unter  Entscheidungen  sind  nach  der  Ausdrucksweise  des 
Patentgesetzes  die  Urteile  der  Nichtigkeitsabteilung  zu  verstehen, 
durch   welche   über  den  Antrag  auf  Nichtigkeitserklärung   oder 
Zurücknahme  des  Patents  gemäß  §§  29  und  SO  PatG.  entschieden 
wird  (vergl.  auch  §§  31  und  33  PaUa-.),  femer  der  Beschluß  einer 
Beschwerdeabteilung,  durch  welchen  über  die  gemäß  §  26  PatG. 
eingelegte  Beschwerde  entschieden  wird  (Seligsohn  §  14  Nr.  6; 
Robolski  K.  §  11  Nr.  2;  vergl.  VO.  11/7.  91  §  7). 

8.  Sitzungen  und  Abstimmimg.  In  den  Anmeldeabteilungen 
bedarf  es  der  Beratung  und  Abstimmung  in  einer  Sitzung  für 
Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  sowie  für 
Beschlüsse,  durch  welche  die  Anmeldung  oder  ein  Einspruch  ganz 
oder  teilweise  zurückgewiesen  wird;  dasselbe  gilt  für  die  Be- 
schlüsse der  Beschwerdeabteilungen,  durch  welche  eine  auf  Grund 
des  §  16  PatG.  erhobene  Beschwerde  erledigt  wird,  sowie  für  die 
nach  §§  26,  29  und  30  PatG.  ei^ehenden  Entscheidungen  der 
Beschwerdeabteilungen  imd  der  Nichtigkeitsabteilung.  Bei  den 
Abstimmungen  entscheidet  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen, 
bei  Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Ist  eine 
Anhörung  der  Beteiligten  (§§  26,  26  Abs.  3,  30  Abs.  2  PatG.) 
vorhergegangen,  so  kann  ein  Mitglied,  welches  hierbei  nicht  zu- 
gegen gewesen  ist,  an  der  Abstimmung  nicht  teilnehmen.  Die 
Sitzungen  der  Abteilungen  finden  der  Kegel  nach  an  bestimmten 
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Tagen  und  zu  bestimmten  Stunden  statt;  die  Verfügung  darüber 
steht  dem  Präsidenten  zu  (VO.  11/7.  91  §&  7,  8  und  10}.  Über 
die  Mitwirkung  des  Yorprüfers  bei  der  Besdüuß&ssung  trifft  §  22 
Abs.  1  PatGr.  Bestinunung. 

9.  Znriehmig  yon  SaehyerstSndigen.  Zu  den  Beratungen 
aller  Abteilungen  können  gemäß  §  14  Abs.  6  PatG.  Sachver- 
stAndige,  welche  nicht  Ifitglieder  sind,  zugezogen  werden;  die- 
selben dürfen  an  den  Abstimmungen  nicht  teilnehmen.  TatsächUch 
wird  von  dieser  Befugnis  in  dem  Yerfahren  vor  dem  Patentamt 
sehr  selten  Gebrauch  gemacht,  da  im  allgemeinen  die  Mitglieder 
der  Abteilung  genügend  sachverständig  sind.  Eine  entsprechende 
Vorschrift  gut  gemäß  §  9  der  Verordnung  vom  6.  Dezember  1891 
für  das  Berufungsvermbren  vor  dem  Reichsgericht.  Auf  diese 
Sachverständigen  finden  die  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung 
über  die  Vernehmung  von  Sachverständigen  keine  Anwendung; 
vor  allem  haben  die  Parteien  kein  Recht  darauf,  ihrer  Vernehmung 
beizuwohnen,  auch  findet  eine  Ablehnung  solcher  Sachverständiger 
nicht  statt  (PA.  M.  5  16,  17). 

V.  AossohlieBsung  und  Ablehnung  von  Beamten  des  Patentamts« 

10.  Zivilprozebordnung.  Die  Vorschriften  der  Zivilprozeß- 
ordnung über  Ausschließung  und  Ablehnung  von  Gerichtspersonen 
finden  ^emäß  §  14  Abs.  6  PatG.  entsprechende  Anwendung.  Die 
Vorschrift  des  §  14  Abs.  5  gilt  nicht  nur  für  das  dem  zivil- 
prozessualen Verfahren  ähnliche  Nichtigkeit s-  imd  Zurück- 
nahmeverfahren sondern  auch  für  das  Patenterteilungs- 
verfahren fPA.  PMZBl.  8  42,  43;  Köhler  802;  Seligsohn  §  14 
Nr.  7;  Allfela  178).  Die  in  Belracht  kommenden  Vorschriften  der 
Zivilprozeßordnimg  sind  in  §§  41 — 49  CPO.  enthalten.  Dieselben 
betreffen  die  Ausschließung  und  Ablehnung  solcher  Gerichts- 
personen, welche  an  der  Beratung  imd  Abstimmung  teilnehmen 
sollen. 

11.  Avsschlieftiuig«  Hiemach  ist  ein  Mitglied  des  Patentamts 
von  der  Beratung  und  Abstimmung  kraft  Gesetzes  ausge- 
schlossen: 1.  in  Sachen,  in  welchen  es  selbst  Beteiligter  ist, 
oder  in  Ansehung  welcher  es  zu  einem  Beteiligten  in  dem  Ver- 
hältnisse eines  Mitberechtisten,  Mitverpflichteten  oder  Regreß- 
lAichtigen  steht;  2.  in  Sachen  seiner  £fhefrau,  auch  wenn  die 
Ehe  nicht  mehr  besteht;  3.  in  Sachen  einer  Person,  mit  welcher 
es  in  gerader  Linie  verwandt,  verschwägert  oder  durch 
Adoption  verbunden,  in  der  Seitenlinie  bis  zum  dritten  Grade 
verwandt  oder  bis  zum  zweiten  Grade  verschwägert  ist,  auch 
wenn  die  Ehe,  durch  welche  die  Schwägerschaft  bekundet  ist, 
nicht  mehr  besteht;  4.  in  Sachen,  in  welchen  es  als  Vertreter 
oder  Beistand  eines  Beteiligten  bestellt  oder  als  gesetzlicher 
Vertreter  eines  Beteiligten  aufzutreten  berechtigt  ist  oder  ge- 
wesen ist;  5.  in  Sachen,  in  welchen  es  als  Zeuge  oder  Sach- 
verständiger vernommen  ist;  6.  in  Sachen,  in  welchen  es  in 
einer  früheren  Instanz  bei  der  Erlassuug  der  angefochtenen 
Entscheidung  oder  des  angefochtenen  Beschlusses  mitgewirkt 
haty  sofern  es  sich  nicht  um  eine  kraft  Auftrags  oder  Ersuchens 
des  Patentamts  vorgenommene  Tätigkeit  handelt  (§  41  CPO. ;  vergl. 
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auch  Nr.  17).  Unter  Mitwirkung  ist  jede  Tätigkeit  zu  verstehen, 
welche  fOr  den  Beschluß  kausal  gewesen  ist  (vei^gl.  §  22  Nr.  5). 
12«  Ablehnung«  Ein  Mitglied  des  Patentamts  kann  sowohl  in 
den  Fällen,  in  welchen  es  von  der  Beratung  und  Abstimmung 
kraft  Gesetzes  ausgeschlossen  ist,  als  auch  we^en  Besorgnis  der 
Befangenheit  abgelehnt  werden.  Insbesondere  ist  eine  Ablehnung 
des  Yorprüfers,  welcher  einen  Vorbescheid  erlassen  hat,  statthaft 
(vergl.  §  22  Nr.  6;  anders  PA.  M.  6  17).  Wegen  Besorgnis  der 
Befangenheit  findet  die  Ablehnung  statt,  wenn  ein  Grund  vor- 
li^,  welcher  geeignet  ist,  Mißtrauen  gegen  die  Unparteilichkeit  des 
Aütgliedes  zu  rechtfertigen.  Das  Ablehnungsrecht  steht  in  jedem 
Falle  allen  Beteiligten  zu  (§  42  CPO.).  Ein  Beteiligter  kann  ein  Mit- 
glied des  Paten&mts  wegen  Besorgnis  der  Befangenheit  nicht 
mehr  ablehnen,  wenn  er  bei  demselben,  ohne  den  ihm  bekannten 
Ablehnunggfgrund  geltend  zu  machen,  in  eine  Verhandlung  sich 
eingelassen  oder  Anträge  gestellt  hat  (§  43  CPO. ;  vergl.  BG.  G.  6 199). 
Die  Besorgnis  der  Befangenheit  wtkrde  z.  B.  gerechtfertigt  sein, 
wenn  ein  im  Nebenamte  amtierendes  Mitglied  des  Patentamts  ein 
spezieller  Konkurrent  eines  Beteih'gten  ist  (vergl.  BG.  JW.  99  672). 
t  18.  Ablehnangsffesuch.  Das  Ablehnungsgesuch  ist  bei 
der  Abteilung,  welcner  das  Mitglied  angehört,  anzubringen;  es 
kann  zu  Protokoll  erklärt  werden.  Der  Ablehnungsgrund  ist 
glaubhaft  zu  machen;  zur  Versicherung  an  Eidesstatt  darf  der 
Beteiligte  nicht  zugelassen  werden.  Zur  Glaubhaftmachung  kann 
auf  das  Zeugnis  des  abgelehnten  Mit^edes  Bezug  genommen 
werden.  Das  abgelehnte  Mitglied  hat  sich  über  den  Ablehnungs- 
grund dienstlich  zu  äußern.  Wird  ein  Mitglied,  bei  welchem  der 
Beteiligte  in  eine  Verhandlung  sich  eingelassen  oder  Anträge  ^- 
steUt  hat,  wegen  Besorgnis  der  Befangenheit  abgelehnt,  so  ist 
glaubhaft  zu  machen,  daß  der  Ablehnungsgrund  erst  später  ent- 
standen oder  dem  Beteiligten  bekannt  geworden  sei  (§  44  CPO.). 
14.  Entscheidung  über  das  Ablehnungsgesueh.  Über  das 
Ablehnungsgesuch  entscheidet  die  Abteilung,  welcher  der  Ab- 
gelehnte aufhört;  wenn  dieselbe  durch  Ausscheiden  des  ab- 
g dehnten  Mitgliedes  beschlußunfähig  wird,  die  im  Instanzenzuge 
öhere  Abteilung,  d.  h.  die  Bosch werdeabteilun^;  denn  die 
Beschwerdeabteilung  ist  wegen  ihrer  Zustfindigkeit  zur  Ent- 
scheidung von  Beschwerden  —  auch  der  ^egen  die  Beschlüsse 
der  Nichtigkeitsabteilung  gerichteten  —  die  im  Instanzenzuge 
höhere  Behörde,  auch  wenn  es  sich  um  Ablehnung  eines  Mit- 

§Iiedes  der  Nichtigkeitsabteilung  handelt  (Kohler  752  und  802 ; 
leli^hn  §  14  Nr.  7).  Wird  der  Vorprüfer  abgelehnt,  so  ent- 
scheidet die  Anmeldeabteilung,  da  der  Vorprüfer  dieser  angehört 
(§  46  CPO.;  vergl.  Seligsohn  1 14  Nr.  7;  Isay  §  14  Nr.  13;  Allfeld 
178).  Die  Entscheidung  über  das  Ablehnungsgesuch  kann  ohne 
vorgängige  mündliche  Verhandlung  erfolgen.  Gegen  den  Beschluß, 
durch  welchen  das  Gesuch  für  begründet  erklärt  wird,  findet  kein 
Rechtsmittel;  gegen  den  Beschluß  der  Anmeldeabteilung  oder 
Nichtigkeitsabteilung,  durch  welchen  das  Gesuch  für  imbegründet 
erklärt  wird,  findet  sofortige  Beschwerde  —  innerhalb  zwei 
Wochen  nach  Zustellung  des  Beschlusses  —  statt  (§  46  CPO). 
Gegen  den  Beschluß  der  Beschwerdeabteilune  ^bt  es  ein  Rechts- 
mittel nicht  (Kohler  753).    Ein  abgelehntes  Mitglied  hat  vor  Er- 
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ledigung  des  Ablehnungsgesuchs  nur  solche  Handlun&;en  vorzu- 
nehmen, welche  keinen  Aufschub  gestatten  (§  47  CPOl. 

15.  Entseheidung  ohne  Ablehnungsgesuch.  Die  lür  die  Er- 
ledigung eines  Ablefaniuigsgesuchs  zuständige  Abteilung  hat  auch 
dann  zu  entscheiden,  wenn  ein  solches  Gesuch  nicht  angebracht 
ist,  ein  MiigUed  aber  von  einem  Verhältnisse  Anzeige  macht, 
wdehes  seine  Ablehnung  rechtfertigen  könnte,  oder  wenn  aus 
anderer  Veranlassung  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  ein  Mitglied 
kraft  Gesetzes  aiisgeschlossen  ist.  Die  Entscheidung  erfolgt  ohne 
YOigängiges  Gehör  der  Beteiligten  (§  48  CPO). 

16b  Protokollführer.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden 
auf  den  Protokollführer  entsprechende  Anwendung;  die  Ent- 
scheidung erfolgt  durch  die  Abteilung,  bei  welcher  der  Protokoll- 
ffthrer  zur  Mitwirkung  berufen  ist  (§  49  CPO). 


17.  PrShere  Instanz.  Als  ^frühere  Instanz^  im  Sinne  des 
§  41  Nr.  6  CPO  (yeigl.  Nr.  11)  smd  die  Anmeldeabteilungen  und 
die  Nichtigkeitsabteilungen  im  Verhältnisse  zu  den  Beschwerde- 
abteilungen und  der  Vorprüfer,  welcher  einen  Vorbescheid  erlassen 
haty  im  Verhältnisse  zur  Anmeldeabteilung  anzusehen  (vergl.  §  16 
Nr.  3  und  §  22  Nr.  6).  Dagegen  ist  die  Beschwerdeabteilung, 
welche  die  nekanntmacnung  der  Anmeldimg  angeordnet  hat,  nicht 
als  frohere  TnatAnz  gegenüber  der  über  die  Erteilung  des  Patents 
beschließenden  Beschwerdeabteilung  anzusehen  (rA.  PMZBL 
18  180,  181).  Ebensowenig  g^t  der  Nichtigkeitsabteilung  gegen- 
über als  frühere  Instanz  die  Anmeldeabteuung,  welche  das  an- 
gefochtene Patent  erteilt  hat.  Die  Mitgheder  dieser  Anmelde- 
abteflung  sind  demnach  von  der  Beratung  und  Abstinunung  über 
die  später  erhobene  Nichtigkeits-  oder  Zurücknahmeklage  nicht 
ausgeschlossen,  wenn  sie  zu  dieser  späteren  Zeit  Mit^eder 
der  Nichtigkeitsabteilung  sind  (veigl.  Allfelal78).  Nach  der  Praxis 
des  Patentamts  nehmen  indessen  im  Interesse  einer  möglichst 
objektiven  Beurteilung  der  Sache  die  Mitglieder,  welche  bei  der 
Erteilubg  des  Patents  mitgewirkt  haben,  an  der  Beschluß&ssung 
im  Nichtigkeitsverfahren  mcht  teil  (Seligsohn  §  14  Nr.  7).  Diese 
Praxis  soll  allerdmgs  in  neuerer  Zeit  nicht  mehr  durchweg  befolgt 
sein  (Seligsohn  3.  Aufl.).  Sollte  trotzdem  im  Einzelfalle  ein  solches 
Mitghed  zur  Mitwirkung  berufen  sein,  so  ist  auch  eine  Ab- 
lehnung wegen  Besorgnis  der  Befangenheit  nicht 
möglich,  da  der  Umstand,  daß  ein  Mitglied  bei  der  Entscheidung 
derselben  Frage  in  einem  früheren  Verfahren  mitgewirkt  hat,  nicht 
geeignet  ist,  Mißtrauen  gegen  die  Unparteilichkeit  des  MitgUedes 
zu  rechtfertigen  (vergl.  PA.  PMZBl.  8  42,  43;  PMZBL  12  180,  181; 
vergl.  auch  Nr.  18;  anders  Seligsohn  §  14  Nr.  7;  Isay  §  14  Nr.  13). 

18.  Frohere  BeschSftigung  mit  der  gleichen  Frage.  Ein 
Ablehnungsgrund  kann  nicht  daraus  entnommen  werden,  da&  ein 
Mitglied  des  Patentamts  bereits  früher  an  dem  Erlasse  einer 
die  zur  Entscheidung  stehende  Frage  betreffenden  Ent- 
scheidung in  dem  Erteilungsverfahren  oder  in  einem  anderen 
Rechtsstreite  teilgenommen  hat,  uind  infolgedessen  eine  in- 
haltlich ungünstige  Entscheidimg  von  demselben  zu  erwarten  ist 
(PA.  PMZBl.  8  42,  43;  PA.  PMZBl.  12  181;  Allfeld  178).  Ebenso- 
weni^  ist  es  ein  Grund  für  die  Ablehnung,  daß  das  betreffende 
Mitghed  sich  bereits  früher  ganz  unabhängig  von  dem  vorliegenden 
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Falle,  z.  B.  in  wissenschaftlichen  Arbeiten,  mit  der  Frage 
beschäftigt  und  seine  Ansicht  darüber  ausgesprochen  hat,  während 
andererseits  eine  Be&n^enheit  der  Regel  nach  vorauszusetzen  sein 
würde,  wenn  das  Mitgked  einem  Beteiligten  früher  ein  Privat- 
gutachten  gegen  Entgelt  erstattet  hatTvergl.  EG.  PMZBl.  5  82, 83). 
19.  XJnzul&ssige  Hitwirkung.  Hat  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften zuwider  ein  Mitglied,  trotzdem  dasselbe  kraft  Gesetzes 
ausgeschlossen  oder  mit  Recht  abgelehnt  war,  bei  einer 
Entscheidung  mitgewirkt,  so  kann  die  Entscheidung  deswegen 
mit  den  dagegen  zulässigen  Rechtsmitteln  angefochten  werden; 
ist  ein  Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidung  nicht  mehr  zidässig, 
so  kann  dem  Mangel  nicht  mehr  abgeholfen  werden,  da  d^ 
Patentgesetz  die  Wiederaufnahme  eines  durch  rechtskräftige  Ent- 
scheidimg geschlossenen  Verfahrens  nicht  kennt  (vergl.  £inl.  zu 
§  20  Nr.  29). 


§16. 
Die  BeschlflsBe  nad  die  Entscheidangen  der  Abteilungen  erfolgen 
im  Namen  des  Patentamts;  sie  sind  mit  Grfinden  za  Tersehen,  schriftlich 
auszufertigen  und  allen  Beteiligten  ton  Amts  wegen  zuEnsteUen. 


Beichlflue  «nd  Entaeli«ldiiiig«ii. 

1.  VerfüfitByeii,    Beschlösse    und    Ent- 
scheidmigeii. 

2,  Arten  der  Beschlflsse. 


5.  AvsferttsniBff  uid  Zsstelluig. 
4.  MotweBdlgkeit  der  Beftriading. 

6.  Art  der  Be^ndmig. 

6.  Abinderang  der  BeschlOue  «ad  Kat« 
scheldsBfen. 


Beschlüsse  und  Eutsclieidnngen. 

1.  Yerfiigiuigen,  Beschlüsse  und  Entscheidungen.    In  dem 

Verfahren  in  Patentsachen  werden  Verfügungen,  Beschltisse 
und  Entscheidungen  erlassen.  Die  Verfügungen  gehen  ent- 
weder von  einem  einzelnen  Mitgliede  der  Abteilung,  dem  Vor- 
Srüfer,  oder  von  dem  Vorsitzenden  aus,  indem  der  Vorprüfer 
urch  Verfügung  —  zu  welchen  auch  der  Vorbescheid  gehört  — 
dem  Patentsucher  seine  Mitteilungen  zugehen  Iftßt,  während  der 
Vorsitzende  auf  dem  Wege  der  Verfügung  gemäJä  §  6  der  Ver- 
ordnung vom  11.  Juli  1891  die  die  Sacn-  imd  Prozeileitun^  be- 
treffenden Anordnimgen  erlfiJ&t.  Auch  Verfügungen  des  Bericht- 
erstatters kommen  in  dem  Verfahren  vor.  Im  übrigen  werden 
alle  Fragen,  welche  durch  die  Abteilungen  des.Patentmits  zu  ent- 
scheiden sind,  durch  Beschlüsse  erledigt.  Über  die  Beschluß- 
fähigkeit trifft  §  14  Abs.  3  und  4  PatG.  sowie  §  7  Abs.  2  der  Ver- 
ordnung vom  11.  Juli  1891  Bestimmime.  Die  Beschlußfassung 
kann  im  allgemeinen  auf  schriftlichem  W^ege  geschehen;  doch  ist 
für  gewisse  Fälle  die  Beratimg  und  Abstimmung  in  einer  Sitzung 
vorgeschrieben  (vergl.  §  14  Mr.  8).  Unter  Entscheidungen  sina 
nach  dem  Sprachgebrauch  des  Patentgesetzes  die  Urteile  der 
NichtigkeitsabteiluDg  zu  verstehen,  durch  welche  über  den  Antrag 
auf  Nichtigkeitserklärung  oder  Zurücknahme  eines  Patents  gemäß 
§§  29  und  30  PatG.  erkannt  wird,  sowie  die  Beschlüsse  der 
Beschwerdeabteilungen  auf  Grund  des  §  26  PatG.  (vergl.  Nr.  7). 
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2.  Alten  der  Besehlüsse.  Durch  die  Beschlüsse  des  Patent- 
amts wird  entweder  eine  Entscheidung  in  der  Sache  selbst 
getroffen,  oder  eine  solche  nur  vorbereitet,  oder  den  Beteiligten 
achricht  von  einer  Stellungnahme  der  Abteilung  gegeben. 
Nur  die  Beschlüsse  der  ersteren  Art  sind  gemäß  §  16  und  26  PatG. 
mit  der  Beschwerde  anfechtbar  (vergl.  §  16  Nr.  24  und  §  26 
Nr.  19).  Die  Beschlüsse  werden  in  dem  Gesetze  nicht  gerade 
immer  als  solche  ausdrücklich  bezeichnet;  es  findet  sich  für  sie 
auch  der  Ausdruck  „Anordnung^  in  §  26,  §  26  Abs.  5,  §  2S 
Abs.  6,  §  30  Abs.  1  PatG.  oder  auch  der  Ausdruck  „Verfügung" 
in  §  29  Abs.  1  und  §  30  Abs.  1  PatG.  Auch  die  als  „Verfügung" 
bezeichneten  Anordnungen  des  Patentamts  sind  keine  Verfügungen 
im  eigentlichen  Sinne,  sondern  es  sind  in  Wirklichkeit  Beschlüsse, 
da  die  Anordnung  oder  Verfügung  stets  auf  einer  BeschluJ&fassung 
der  Abteüung  beruht  (vergl.  PA.  PMZBl.  6  17;  SeUgsohn  §  15  Nr.  2- 
vergl.  dagegen  auch  Allfeld  179).  Beispiele  der  einzelnen  Arten 
von  Beschlüssen  sind  in  den  Erörterungen  zu  §  16  und  26  PatG. 
g^eben. 

8«  Ausfertigung  und  Zustellung.  Der  §  15  PatG.  enthält  die 
Vorschrift,  daß  die  Beschlüsse  und  £e  Entscheidungen  des  Patent- 
amts im  Namen  des  Patentamts  erfolgen,  daß  sie  mit  Gründen  zu 
versehen,  schriftlich  auszufertigen  und  allen  Beteiligten  von 
Amts  wegen  zuzustellen  sind.    In  Anschluß  hieran  bestinmit 

tu  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891,  daß  die  Ausfertigungen 
er  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  Abteilungen  die  Unter- 
schrift „Kaiserliches  Patentamt"  und  zusätzlich  die  vorschrifts- 
mäßige Bezeichnung  der  Abteilung  erhalten.  Auf  die  Verfügungen 
bezieht  sich  §  15  PatG.  ausdrücklich  nicht;  doch  müssen  auch 
sie,  da  das  Verfahren  in  Patentsachen  grundsätzlich  schriftlich  ist, 
schriftlich  ausgefertigt  werden.  Verfügungen,  Beschlüsse  und 
Entscheidungen  müssen  auch  dann  besonders  schriftlich  ausgefertigt 
werden,  wenn  sie  mündlich  verkündet  sind  (Seligsohn  §  15 
Nr.  3;  Isay  §  15  Nr.  6;  vergl.  Einl.  zu  S  20  Nr.  31).  Verfügungen, 
welche  in  dem  Verfahren  vor  der  Nicntigkeitsabteilung  erlassen 
sind,  oder  in  welchen  eine  Frist  gesetzt  ist,  müssen  gemäß  §  12 
Nr.  1  und  2  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891  zugestellt  werden. 
Für  die  Form  der  Zustellung  gelten  die  Vorschriften  der  Ver- 
ordnung vom  11.  Juli  1891  (vergl.  Anh.  Nr.  5;  vergl.  auch  Einl.  zu 
§  20  Nr.  12£f.).  Zuzustellen  ist  den  Beteilifften;  ist  ein  Ver- 
treter bestellt,  so  kann  diesem  zugestellt  werofen.  Ober  den  Be- 
griff der  Beteihgten  sind  die  Erörterungen  an  anderer  Stelle 
zu  vergleichen  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  38  ff.).  Handelt  es  sich 
um  einen  Beschluß,  durch  welchen  über  die  Rechtmäßigkeit  der 
Weigerung  eines  Zeugen  oder  Sachverständigen  entschieden  oder 
durch  welchen  ein  Zeuge  oder  Sachverständiger  wegen  Nicht- 
erscheinens oder  We^erung  zu  Strafe  verurteilt  wird,  so  sind  auch 
der  Zeuge  und  der  Sachverständige  als  Beteiligte  im  Sinne  des 
§  15  PatG.  anzusehen. 

4.  Notwendigkeit  der  Begründung.  Die  weitere  Bestimmung 
des  §  15  PatG.,  daß  die  Beschlüsse  und  Entscheidungen  mit 
Gründen  zu  versehen  sind,  bezieht  sich  ausnahmslos  auf  die 
Entscheidungen,  dagegen  nicht  auf  sämtliche  Beschlüsse. 
Vielmehr  bedarf  nach  ^gemeinen  prozessualen  Regeln  nur  ein 
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solcher  Beschluß  der  Begründung,  durch  welchen  entweder  ein 
Antrag  abgelehnt  oder  sonst  eine  sachliche  —  also  nicht 
nur  vorbereitende  —  Entscheidung  über  eine  Streitfrage  — 
d.  h.  über  eine  zwischen  mehreren  Beteiligten  oder  zwischen 
einem  Beteiligten  und  dem  Patentamt  streitige  Frage  —  getroffen 
wird  (vergl.  Kohler  820;  Robolski  Th.  96;  Isay  |  15  Nr.  1).  Der 
die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  anordnendfe  Beschluß,  der 
Beschluß  über  die  Erteilung  des  Patents  nach  dem  Antrage  des 
Patentsuchers,  ohne  daß  Einspruch  erfolgt  ist,  ein  Beweisbeschluß, 
oder  ein  Beschluß,  durch  welchen  ein  Beteüigter  zur  Äußerung 
aufgefordert  wird,  der  Beschluß,  durch  welchen  dem  Antrage  auf 
eine  Eintragung  oder  Lüschun^  in  der  Patentrolle  entsprochen 
wird,  sowie  überhaupt  allgemein  die  mit  der  Beschwerde  nicht 
an^eifbaren  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  und  der  Nichtig- 
keitsabteUime  bedürfen  daher  keiner  Bekundung.  Ebensowenig 
sind  die  von  dem  Patentamt  nach  freiem  Ermessen  zu  treffenden 
Entscheidungen,  wie  z.  B.  der  Beschluß  über  die  Erteilung  von 
Abschriften  aus  den  Akten,  mit  Gründen  zu  versehen  (PA.  M. 
4  17).  Dagegen  ist  es  sicher,  daß  alle  Beschlüsse,  welche  mit 
der  Beschwerde  angefochten  werden  können,  mit  Gründen 
zu  versehen  sind,  da  ohne  Begründung  eine  Nachprüfung  in  der 
Beschwerdeinstanz  nicht  möglich  ist  Hierfür  spricht  überdies  der 
Wortlaut  des  §  16  PatG.,  m  welchem  das  Wort  „Beschlüsse'' 
offenbar  in  demselben  Sinne  gebraucht  ist  wie  in  §  16  PatG. 
(Seligsohn  §  16  Nr.  2;  Lsay  §  16  Nr.  1).  Auch  die  in  der  Be- 
schwerdeinstanz erlassenen  Beschlüsse,  durch  welche  endgültig 
über  die  Beschwerde  entschieden  wird,  müssen  mit  Gründen  ver- 
sehen sein,  da  sie  eine  sachliche  Entscheidung  über  eine  Streit- 
frage enthalten  (Köhler  787).  Nach  einer  inzwischen  aufgegebenen 
früheren  Praxis  des  Patentamts  wurden  die  Beschlüsse  der  Be- 
schwerdeabteilungen, durch  welche  auf  Beschwerde  des  Anmelders 
die  Bekanntmachung  der  Anmeldimg  angeordnet  wurde,  nicht  mit 
Gründen  versehen  (vergl.  PA.  M.  2  62).  Diese  Praxis  war  aus  den 
angegebenen  Gründen  nicht  zu  billigen  (Isay  §  16  Nr.  1;  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  15  Nr.  2).  Auch  die  Beschlüsse,  durch  welche  von  der 
Beschwerdeabteilung  die  Sache  zur  weiteren  Behandlung  an  die 
Anmeldeabteilung  zurückverwiesen  wird,  bedürfen  der  Begründung 
(vergl.  Wirth  in  M.  S  69). 

5.  Art  der  Begründung.  Die  Gründe  der  Beschlüsse  müssen^ 
auf  die  Ausführungen  der  BeteiUgten,  namentlich  insofern 
als  nicht  zutreffend  erachtet  Werden,  eingehen  und  eTJ^^^fttn 
lassen,  aus  welchen  tatsächlichen  oder  rechtlichenG-i^mden 
die  Parteibehauptungen  für  zutreffend  oder  nicht  zuti^fB^nd  er- 
achtet worden  sind  (vergl.  PA.  Ber.  190,  191).  Es  geirfgt  dabei 
nicht,  wenn  nur  die  Gesetzesworte  gebraucht  werden;  z.  ß.  wenn 
nur  erklärt  wird,  die  Erfindung  sei  mit  Rücksicbt  auf  eine  be- 
stimmte Druckschrift  nicht  neu,  oder  sie  Hßi^  als  offenkundig  im 
Inlande  benutzt  anzusehen,  oder  das  Erfordaiais  der  Einheithchkeit 
fehle,  weil  die  verschiedenen  in  der  Anmeldung  genannten  Gegen- 
stände nicht  durch  einen  gemeinscha|uichen  ErnndungsgedanKen 
zusammengehalten  seien,  da  dies  Sehlußfolgerungen  oder  Urteile, 
aber  keine  Gründe  sind  (vergl.  PäC  PM2B1.  12  182).  Die  Gründe 
müssen  vielmehr  die  logischen- und  technischen  Unterlagen 


BeschlÜBse  und  EDtscheidungeu.  13> 

der  EntscheiduDj;  dergestalt  enthalten,  daß  eine  Nachprüfung 
mtelich  ist.  Wird  nur  einem  Eventualanträge  stattgegeben,  so 
sind  die  Gründe  für  die  AblehnuDff  des  Hauptantrages  anzugeben 
(PA.  M.  2  59).  Ist  ein  Beschluß  oder  eine  Entscheidung  in  einem 
Falle,  in  welchem  eine  Begründung  erforderlich  gewesen  wäre,  nicht 
mit  genügender  Begründung  versehen,  so  kann,  wenn  ein  Rechts- 
mittel in  der  Sache  selbst  eingelegt  ist,  die  Sache  in  der  Berufungs- 
oder Beschwerdeinstanz  gemäi&  §  639  CPO.  in  die  erste  Instanz 
zurückverwiesen  werden  (Seligsonn  §  15  Nr.  4).  Dagegen  ist  eine 
Beschwerde  allein  um  deswillen,  weil  ein  Beschiß  der  gesetz- 
lichen Vorschrift  zuwider  nicht  mit  Gründen  versehen  sei,  nach 
Maßgabe  des  Patentgesetzes  nicht  statthaft  (PA.  M.  2  59). 

6.  AbBnderiinff  der  Beschlüsse  und  Entscheidungen.  Be- 
schlüsse und  Entscheidungen  werden  erst  durch  ihre  Zustellung 
wirksam;  sie  können  daher,  so  lange  die  Zustellung  noch  nicht 
erfolgt  ist,  beliebig  abgeändert  werden.  Dies  gut  afigemein  von 
Beschlüssen  und  fmtscneidungen  jeder  Art,  jedoch  vorbehaltlich 
der  später  zu  erörternden  Ausnahme,  wonach  unter  Umständen 
nach  der  Yerkündung  eine  Abänderung  nicht  mehr  zulässig  ist. 

Nach  der  Zustellung  können  Beschlüsse  und  Entscheidungen, 
wenn  Beschwerde  oder  Berufung  eingelegt  ist,  von  der  in  der 
Beschwerde-  oder  Berufungsinstanz  entscheidenden  Behörde 
abgeändert  werden.  Die  in  erster  Instanz  entscheidende  Ab- 
teilung des  Patentamts  ist  dagegen  nach  der  Zustellung  zu  einer 
sachlichen  Abänderung  ihrer  Entscheidungen  überhaupt  nicht, 
sowie  auch  nicht  zu  einer  sachlichen  Abänaerung  derjemsen  Be- 
schlüsse befugt,  gegen  welche  die  Beschwerde  nur  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  statthaft  ist.  Denn  mit  dem  Ablaufe  der  für 
die  Anfechtung  der  Entscheidungen  oder  Beschlüsse  laufenden 
Berufuncs-  oder  Beschwerdefrist  wird,  sofern  nicht  innerhalb  der- 
selben das  Rechtsmittel  eingelegt  ist,  die  Entscheidung  oder  der 
Beschluß  rechtskräftig;  es  v^rürde  aber  dem  Grundsatz  der 
Rechtskraft  widersprechen,  wenn  nach  Eintritt  derselben  noch 
eine  Abänderung  der  getroffenen  Entscheidung  durdi  die  er- 
kennende Behörde  zulässig  sein  sollte  (vergL  Eonler  775  imd  821). 
Ist  Berufung  oder  Beschwerde  innerhalb  der  Frist  eingelegt,  so 
steht  die  Befugnis  zur  Abänderung  der  Entscheidung  oder  des  Be- 
schlusses ausschließlich  der  zur  Entscheidung  über  das  Rechts- 
mittel berufenen  Behörde  zu.  Soweit  dagegen  eine  Frist  für  die 
Einlegung  des  Rechtsmittels  nicht  vorgeschrieben  ist,  ist  die  er- 
kennende Abteilung  des  Patentamts  sowohl  zur  sachlichen  Ab- 
änderung als  auch  zur  Aufbebung  ihrer  eigenen  Beschlüsse  befugt, 
selbst  wenn  solche  bereits  den  Beteiligten  zugestdlt  sein  sollten 
(vergl.  PA.  PMZBl.  9  162).  Eine  Ausnahme  besteht  indessen  in- 
sofern, als  es  in  der  Natur  eines  Beschlusses  liegen  kann,  daß  das 
Verfahren  oder  ein  gewisses  Yerfahrensstadium  mit  ihm  seinen 
Abschluß  finden  soll,  und  daß  aus  diesem  Grunde  eine  beliebige 
spätere  Abänderung  des  Besdüusses  nicht  stattfinden  darf,  wie  dies 
z.  B.  hinsichtlich  des  Beschlusses  über  die  Bekanntmachung 
der  Anmeldung  der  Fall  ist  (vergl.  §  28  Nr.  10).  Die  der  Rechts- 
kraft fähigen  Entscheidungen  und  Beschlüsse  können  sogar  schon 
nach  ihrer  Yerkündung  nicht  mehr  abgeändert  oder  aufgehoben 
werden;  dies  gilt  insbesondere  von  dem  Beschlüsse  über  die  Er- 
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teilung  oder  Yersagung  des  Patents  (ver^l.  §  27  Nr.  4  und  5). 
Dagegen  können  die  recmtskräftigen  Entscheidungen  und  Beschlüsse 
in  entsprechender  Anwendung  des  §  819  CPO.  jederzeit,  auch  von 
Amts  wegen,  berichtigt  werden,  wenn  Schreibfehler,  Rechnungs- 
fehler oder  ähnliche  offenbare  Unrichtigkeiten  sich  darin  finden. 


§  10. 
Gegen  die  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilnngen  und  der  NLchtigkelts- 
abteilang  findet  die  Beschwerde  statt.    An  der  Beschlnfifassang  über 
die  Beschwerde  darf  kein  Mitglied  teilnehmeD,  welches  bei  dem  ange- 
fochtenen Beschlösse  mitgewirkt  hat. 


Eeschwerde. 

I.  Begriff. 

1.  Beschwerde  nieh  §  16. 

2.  Besehwerde  nach  §  86  und  zlTÜpro- 
lessnftle  Beschwerde. 

2a.  Orfinde  der  Beschwerde. 

5.  DeTOlnÜTeffekt. 
4.  OfRxtftlprlnxlp. 

6.  Beformatlo  in  pijns. 

6.  Aufschiebende  Wiritnng. 

7.  Beschwerde  Im  Terwsltungswege. 

II.  Form  vnd  Frist. 

8.  Form. 

9.  EInrelchvDg. 

10.  BeschwerdeMst- 

III.  Inhalt. 

11.  Bezeichnung  als  Beschwerde. 

12.  Antrag. 

lt.  Begrilndnng- 

14.  Indemng  des  Antrags  und  der  Be« 
grlndnng. 

16.  Bezeichnung  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung. 

16.  Bedingungen  und  Torbehalte. 

IT.  Zalisslgkelt  der  Beschwerde. 

a)  Znlissighelt  im  allgemeinen- 

17.  Unzulässlglielt. 


18.  BeschwerdefShrer. 
10.  Beschwerdegmnd. 

20.  Beschwerde  gegen  Entschelduga- 
grfinde. 

21.  Gegenstandslosigkeit. 

22.  Behandlung  der  unznllasigen  und  der 
gegenstandslosen  Beschwerde. 

b)  Zulissigkeit  nach  dem  Patentgesets. 

2t.  Beschlösse»  gegen  welche  die  Be- 
schwerde stattfindet. 

24.  Torbereitende  Beschlüsse. 

26.  Beschlttss  Iber  Erteilung  oder  Ter- 
sagung  des  Patents. 

26.  Beispiele  der  znlisslgen  Besehwerde. 

27.  Beispiele  der  untulisslgen  Beschwerde. 

c)  Zulissigkeit  der  Beschwerde  nach 
der  ZlTÜproiessordnung. 

28«  Anwendbarkeit  der  ZtTllproiesaord- 
nnng. 

20.  Sofortige  Beschwerde. 

30.  Zulässi^eit  der  sofortigen  Beschwerde« 

tl.  Fille,  in  welchen  die  sofortige  Be- 
schwerde stattfindet- 

t2  A  SS.  Znlisslgkeit  der  ziTllprosessnal^ 
flristlosen  Beschwerde. 

T.  Eücknahme,  Zurficfcweisnng  und  Terxieht. 

t4.  Bficknahme  nnd  Zurückweianng. 

86.  Teraicht. 

S6.  Benachrichtigung  des  Gegners. 


Beschwerde. 


I.  Begriff. 


1.  Beschwerde  nach  §  16.  Nach  §  16  PatG.  findet  gegen  die 
Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  und  der  Nichtigkeitsabteilung 
die  Beschwerde  statt.  Der  Begriff  der  Beschwerde  in  Patentsachen 
ist  in  §  16  PatG.  ebensowenig  wie  der  der  zivilprozessualen  Be- 
schwerde in  §  567  CPO.  definiert.  Es  ergibt  sich  indessen  sowohl 
aus  den  Bestimmungen  der  Zivilprozeßorofnung  als  aus  §  16  PatG., 
daß  die  Beschwerde  ein  Rechtsmittel  ist,  welches  die  Anfechtung 
einer  Entscheidung  zum  Gegenstande  hat.  Die  Beschwerde 
des  §  16  PatG.  ist  nicht  gegen  alle  Entscheidungen  der  Anmelde- 
abteUungen  oder  der  Nichtigkeitsabteilung,  sondern  nur  gegen 
deren  Beschlüsse  zugelassen  (vergl.  Nr.  23 ff.). 

2.  Beschwerde  nach  §  26  und  ziyilprozessuale  Beschwerde. 
Neben  der  Vorschrift  des  §  16  PatG.  besteht  noch  die  besondere 
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Vorschrift  des  §  26  PatG.,  wonach  gegen  den  Beschluß ,  durch 
welchen  die  Anmeldung  zurückgewiesen  wird,  der  Patent- 
sucher, und  gc^en  den  Beschluß,  aurch  welchen  über  die  Er- 
teilung des  Patents  entschieden  wird,  der  Patentsucher  und 
der  Einsprechende  Beschwerde  einlegen  kann.  Dies  ist  in  §  26 
PatG.  besonders  bestimmt,  weil  die  Beschwerde  des  §  26  an  be- 
sondere Formvorschriften  geknüpft  ist.  Außerdem  besteht 
in  gewissen  Fällen  ein  Beschwerderecht  auf  Grund  der  entsprechend 
zur  Anwendung  gelangenden  Bestimmimgen  der  Zivilprozeß- 
ordnung (vergl.  Nr.  ^ff.). 

8a.  Gründe  der  Beschwerde.  Die  mit  der  Beschwerde  be- 
zweckte Anfechtung  kann  sich  entweder  auf  Recht  s  g  r  ü  n  d  e  oder 
auf  tatsächliche  Gründe  stützen.  In  rechtlicher  Hinsicht  kann 
die  Beschwerde  darauf  gegründet  werden,  daß  der  angefochtene 
Beschluß  entweder  auf  einem  prozessualen  Verstoße,  oder  daß  er 
auf  einer  Verletzung  des  materieUen  Rechts  beruht.  In  tatsächlicher 
Hinsicht  kann  geltend  gemacht  werden,  daß  zu  Unrecht  eine  Be- 
weisaiifhahme  nicht  statt^funden  habe,  oder  daß  eine  stat^ehabte 
Beweisaufnahme  oder  die  sonst  vorgebrachten  Tatsachen  nicht 
richtig  gewürdigt  worden  seien.  Mit  der  Beschwerde  können,  falls 
sie  an  sich  zulässig  ist,  auch  neue  Tatsachen  und  Beweis- 
mittel vorgebracht  werden,  welche  in  erster  Instanz  nicht  zur 
Kenntnis  der  Behörde  gebracht  waren  (Seligsohn  §  16  Nr.  8; 
Schanze  in  Glaser  35  49).  Ebe  solche  nachträgliche  Beibringimg 
von  Tatsachen  und  Beweismitteln  kann  indessen  bei  der  Beschwerde 
des  §  26  PatG.  auf  den  Kostenpunkt  von  Einfluß  sein.  Rechts- 
handlungen, mit  welchen  der  Beschwerdeführer  wegen  Fristver- 
säumnis ausgeschlossen  ist  —  z.  B.  eine  Einspruchserhebung  — 
können  dagegen  in  der  Beschwerdeinstanz  nicht  mehr  nachgeholt 
werden. 

*  S.  Devolutiveffekt  Durch  die  Beschwerde  wird  die  Ent- 
scheidung der  zuständigen  Beschwerdeabteilung  übertragen. 
Die  Abteilung,  welche  den  angefochtenen  Beschluß  erlassen  hat, 
ist  in  den  Fällen  der  befristeten  Beschwerde  zu  dessen  Abänderung 
nicht  befugt  (RobolskiTh.  101;  Seligsohn  §  16  Nr.  10;  Isay  §  16 
Nr.  6;  vergl.  Robolski  K.  §  26  Nr.  8;  Schanze  in  Glaser  85  49; 
veigL  auch  §  15  Nr.  6).  Dies  ist  der  sog.  Devolutiveffekt 
der  Beschwerde.  Die  Beschwerdeabteilung  hat  auch  darüber  zu 
befinden,  ob  die  Beschwerde  zulässig  ist;  der  Anmeldeabteilung 
steht  ledi^ch  im  Falle  der  Beschwerde  des  §  26  PatG.  oder, 
wenn  die  Form  der  Beschwerde  —  Schriftlichkeit  und  Abfassung 
in  deutscher  Sprache  —  nicht  gewahrt  ist,  die  Entscheidung 
darüber  zu,  ob  die  Beschwerde  überhaupt  als  erhoben  gilt. 
Die  Beschwerdeabteilimg  kann  nach  Erledigung  des  Beschwerde- 
punktes die  Sache  zur  weiteren  Verhandlung  und  Entscheidimg 
in  die  erste  Instanz  zurückverweisen.  Dies  gilt  auch  im  Falle 
der  Beschwerde  gemäß  |  26  PatG.  (anders  Kohler  786).  Eine 
Zurückverweisung  wird  der  Rejgel  nach  dann  erfolgen,  wenn  die 
erste  Instanz  nur  über  Formalien  oder  nur  über  die  Zulässigkeit 
eines  Einspruches  entschieden  hat,  oder  wenn  erst  in  der  Be- 
schwerdeinstanz die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  beschlossen 
ist;  das  weitere  Verfahren  findet  dann  vor  der  Anmeldeabteilung 
statt  (Robolski  Th.  lOäff.;  Schanze  in  Glaser  85  50).    Die  Anmelde- 
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abteilimg,  an  welche  zurückverwiesen  ist,  ist  nur  an  die  von  der 
Beschwerdeabteilung  getroffene  Entscheidung,  nicht  aber  an  deren 
Begründung  gebunden ;  daher  kann  die  Anmeldeabteilung  im  Gegen- 
satze zu  der  Auffassung  der  Beschwerdeabteilung,  welche  die  Be- 
kanntmachung der  Anmeldung  beschlossen  hat,  das  Patent  auf 
Grund  neu  hervorgetretener  Erwägungen  versagen  (PA.  PMZBL 
12,  181;  vergl.  §  23  Nr.  3).  An  der  Beschlußfassung  über  die 
Beschwerde  darf  gemäß  §  16  PatG.  kein  Mitglied  teilnehmen, 
welches  bei  dem  angefochtenen  Beschlüsse  mitgewirkt  hat  (veigL 
auch  §  14  Nr.  11  und  17). 

4.  Offizialprinzip.  Die  Beschwerdeabteilung  ist  in  einer  völlig 
freien  Stellung  zur  Sache,  indem  sie  wegen  des  das  Verfahren  in 
Patentsachen  beherrschenden  Offizialprinzips  von  Amts 
wegen  alle  diejenigen  Ermittelungen  anzustellen  hat,  welche 
ihr  nach  Lage  der  Sache  erforderlich  erscheinen.  Deshalb  ist 
auch  die  Beschwerdeabteilung  bei  ihrer  Entscheidung  keineswegs 
an  die  von  dem  Beschwerdeführer  beigebrachte  Begründung  der 
Beschwerde  gebunden,  sie  kann  vielmehr  von  Amtswegeu  nicht 
nur  Rechtsgründe,  sondern  auch  neue  Tatsachen  und  Beweis- 
mittel berücksichtigen. 

5.  Reformatio  in  pejus.  Trotz  des  Offizialprinzips  ist  die  Be- 
schwerdeabteilung an  die  in  der  Beschwerde  gestellten  Anträge 
gebunden,  sie  kann  daher  nicht  über  dieselben  zu  imgunsten  des 
Beschwerdeführers  hinausgehen.  Der  im  Zivilprozeß  geltende 
Grundsatz,  daß  die  mit  einer  Beschwerde  angegriffene  Ebtscheidung 
in  der  Beschwerdeinstanz  nicht  zu  Ungunsten  des  Beschwerde- 
führers abgeändert  werden  darf  —  das  sogenannte  Verbot  der 
reformatio  in  pejus —  hat  demnach  auch  für  das  Verfahren  in 
Patentsachen  Geltung  (Seligsohn  §  26  Nr.  12;  Allfeld  236;  anders 
PA.  PMZBl.  10  260;  Schanze  in  Glaser  35  49). 

6.  Aufischiebende  Wirkung.  Die  Einlegung  der  Beschwerde 
hat  aufschiebende  Wirkung,  d.h.  sie  hat  zur  Folge,  daß  die 
in  dem  angefochtenen  Beschlüsse  angeordneten,  bisher  noch  nicht 
ausgeführten  Maßnahmen  bis  zur  Entscheidung  der  Beschwerde- 
instanz nicht  zur  Ausführung  gelangen,  da  mit  dem  Vollzuge  der 
Regel  nach  unersetzliche  Nachteile  für  die  Beteiligten  verbunden 
sein  würden  (vergl.  dagegen  auch  Seligsohn  §  16  Nr.  9;  Isay  §  16 
Nr.  5;  Allfeld  181,  welche  nur  eine  Berechtigung,  aber  keine 
VerpfUichtung  zur  Aussetzung  des  Vollzuges  anerkennen). 

7.  Beschwerde  im  Terwaltimgswege.  Zu  unterscheiden  von 
der  in  den  §§  16  und  26  PatG.  und  den  zur  entsprechenden  An- 
wendung gelangenden  Bestimmungen  der  Zivilprozeßordnung  ge- 
regelten Beschwerde  ist  die  Beschwerde  im  Verwaltungs- 
wege. Diese  richtet  sich  gegen  den  Geschäftsgang  oder  Ver- 
waltungshandlungen der  Abteilungen  oder  einzelner  Mitglieder  des 
Patentamts;  sie  kann  insbesondere  die  in  §§  26  und  26  der  Ver- 
ordnung vom  11.  Juli  1891  bezeichneten  Angelegenheiten  betreffen 
oder  sich  gegen  die  Verzögerung  anhängiger  Angelegenheiten 
richten.  Gegen  die  Beschlüsse  und  Entscheidungen  des  Patent- 
amts kann  eine  solche  Beschwerde  nicht  erhoben  werden.  Die 
Entscheidung  über  die  im  Verwaltungswege  erhobene  Beschwerde 
steht  nach  §  26  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891  dem  Präsi- 
denten des  Patentamts  zu.    Gegen  die  Entscheidung  des  Präsi- 
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denten  ist  eine  weitere  Beschwerde  an  den  Reichskanzler 
möglich  (Bobolski  K  §  16  Nr.  2;  Seligsohn  §  16  Nr.  13;  Isay 
§  16  Nr.  6). 

U.  Form  und  Frist. 

8.  Form.  Die  Beschwerde  ist  in  der  Gestalt  eines  schrift- 
lichen Gesuches  und  gem&ß  §  34  PatG.  in  deutscher 
Sprache  einzureichen;  mündliche  Erkl&rung  zu  Protokoll  ist  nicht 
vorgesehen  (Köhler  786;  Bobolski  K.  §  26  Nr.  2;  Stephan-Schmid 
42;  Isay  §  26  Nr.  5;  veigL  Allfeld  282).  Sind  diese  Form- 
vorschriiten  nicht  erfüllt ,  so  gilt  die  Beschwerde  als  nicht 
erhoben  (vergl.  Nr.  21).  Das  Gesuch  muß  von  dem  Beschwerde- 
führer ocier  dessen  Vertreter  in  der  für  die  Unterzei<^ung 
schriftlicher  Eingaben  überhaupt  nötigen  Form  unterschrieben 
sein  (vei^.  EG.  PMZBL  10  112;  Isay  ^  26  Nr.  5;  vei^l.  auch 
EinL  zu  §  20  Nr.  32).  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  ist  aller- 
dings im  Gegensatze  zu  dieser  Meinung  eine  Unterschrift  nicht 
erforderlich  9  sofern  die  Identit&t  des  Beschwerdeführers  in 
zweifelsfreier  Weise  feststeht  (PA.  M.  3  15,  16).  Auch  tele- 
graphische Einlegung  ist  statthaft  (vei^^l.  PA.  PMZBl.  9  222; 
vergL  auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  32).  Hat  em  Einspruchsverfahren 
statteefunden,  so  sind  der  Beschwerde  soviel  Duplikate  beizufügen, 
als  G^ner  des  Beschwerdeführers  vorhanden  sind.  Jedoch  ist 
dies  nur  eine  Ordnungsvorschrift,  deren  Nichtbeachtung  Bechts- 
nachteüe  nicht  nach  sich  zieht  (Schanze  in  Glaser  86  48).  Abge- 
sehen von  dem  Erfordernisse  der  Schrifthchkeit  bedarf  die  Be- 
schwerde einer  besonderen  Form  nicht  (vergl.  Seligsohn  §  16  Nr.  6). 
Als  genügende  Beschwerdeeinlegung  wird  von  dem  Patentamt  im 
Falle  des  §  26  PatG.  die  bloße  JSinzahlung  der  Beschwerde- 
gebühr angesehen  (vergl.  §  26  Nr.  3).  Zur  Form  der  Beschwerde 
gehört  es  nicht,  daß  sie  erst  nach  Zustellung  des  Besdilusses 
eingelegt  wird;  vielmehr  kann  sie  sogleich  nach  der  Yerkündung 
eingelegt  werden  (ver^.  §  26  Nr.  12). 

9*  Euireiehiuig.  Das  schriftliche  Gesuch  muü  bei  dem  Patent- 
amt eingereicht  werden.  Für  die  Fra^e,  ob  und  wann  die  Be- 
schwerde eingereicht  ist,  kommen  dabei  die  für  die  Einreichung 
schriftlicher  Emgaben  überhaupt  geltenden  Regeln  zur  Anwendung 
(veigL  EinL  zu  §  20  Nr.  34  fL).  Die  Einreichung  kann  sowohl  bei 
der  Anmeldeabteilui^  oder  Nichtigkeitsabteilung  als  bei  der  Be- 
schwerdeabteilung geschehen  (Köhler  785;  Isay  §  16  Nr.  3  und 
§  26  Nr.  7).    Überhaupt  wird  es  in  Ermangelung  emer  besonderen 

fesetzlichen  Anordnim^  genügen,  daß  die  Beschwerde  bei  dem 
^atentamt,  d.  h.  bei  irgend  einer  Abteilung  des  Patentamts,  ein- 
Segangen  ist,  welche,  falls  sie  nicht  zuständig  ist,  die  Sache  an 
ie  zuständige  Abteilung  abzugeben  hat  Zweckmäßig  wird  die 
BcMBchwerde  bei  derjenigen  Abteilung,  welche  den  angefochtenen 
Beschluß  erlassen  hat,  eingereicht  (Seligsohn  §  16  Nr.  10;  vergL 
AUfeld  181). 

10*  Besehwerdefrist.  Die  Beschwerde  ist  regelmäßig  an  keine 
Frist  gebunden.  Eine  Ausnahme  findet  für  die  nach  dem  Patent- 
gesetze zulässigen  Beschwerden  nur  im  Falle  des  §  26  PatG. 
statt.  Außerdem  gilt  eine  Fristbestimmimg  für  die  Fälle  der  so- 
fortigen Beschwerde,  insoweit  die  Bestimmungen  der  Zivil- 
Ken  t ,  PatentgesetB.  II.  9 
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prozefiordnung  kraft  ausdrQcklioher  Anordnung  des  Patentgesetees 
in  dem  Yerfi£ren  in  Patentsachen  zur  entsprechenden  Anwendung 
gelangen  müssen  (PA.  PMZBl.  8  128,  129;  vergl.  Nr.  29  ff.). 

nx  Inhalt. 

11.  BezeiehBung  als  Beschwerde.  Ein  besonderer  Inhalt 
ist  für  die  Beschwerde  nicht  vorgeschrieben.  Eine  schriftliche 
Eingabe  wird  vielmehr  als  Beschwerde  behandelt,  wenn  aus  der- 
selben sich  eigibt,  da&  der  Unterzeichnete  sich  durch  einen  von 
dem  Patentamt  erlassenen  Beschluß  beschwert  fühlt  und  dessen 
Anfechtung  beabsiditigt  (veigl.  Stephan-Schmid  42;  Isay  §  26 
Nr.  5;  Allfeld  232;  Schanze  in  Glaser  85  48).  Es  ist  insbesondere 
nicht  nötig,  daß  die  Eingabe  sich  ausdrücklich  als  Beschwerde 
bezeichne,  oder  daß  der  Ausdruck  „Beschwerde''  überhaupt  ge- 
braucht wird.  Selbst  eine  fälschliche  Bezeichnung  schadet 
nicht ;  eine  als  Einspruch  bezeichnete  Eingabe  ist  demnach,  wenn 
nicht  die  Voraussetzungen  des  Einspruchs,  wohl  aber  diejenigen 
der  Beschwerde  vorliegen,  als  Beschwerde  zu  behandeln  (JPA. 
PMZBl.  7  9). 

18.  Antrag.  Eines  besonderen  Antrages  bedarf  es  in  der 
Beschwerde  nicht,  obwohl  ein  solcher  Antrag  allerdings  wünschens- 
wert ist  (Kohler  786;  Schanze  in  Glaser  35  48,  49;  Isay  §  16 
Nr.  4).  liithält  die  Beschwerde  einen  Antrag  nicht,  so  ist  sie  als 
gegen  die  angegriffene  Entscheidung  im  ganzen  gerichtet  anzu- 
sehen, sofern  sich  aus  ihrem  Inhalt  nicht  anderes  ergibt.  Die 
Beschwerdeabteilung  ist  an  die  gestellten  Antrfiffe  gebunden 
(Kohl er  785;,. Schanze  in  Glaser  86  49).  Insbesondere  kann  sie 
nicht  eine  Änderung  der  angefochtenen  Entscheidung  zu  un* 
gunsten  des  Anmelders  vornehmen  (vergl.  Nr.  5).  Daher  kann 
auch  die  angefochtene  Entscheidung  insoweit,  als  sie  vom  Be- 
schwerdeführer nicht  angefochten  ist,  nicht  aufgehoben  werden 
(vergl.  Schanze  in  Glaser  85  51). 

13.  Begründung.  Es  bedarf  auch  nicht  einer  Begründung 
der  Beschwerde,  wenngleich  eine  mögUchst  eingehende  Begründung 
selbstverständlich  im  Interesse  des  Beschwerdemhrers  liegt  (Schanze 
in  Glaser  86  48;  Stephan-Schmid  42;  Isa^  §  16  Nr.  4).  Die  Be- 
gründung kann  rechtlicher  oder  tatsächhcher  Natur  sein  (vergl. 
Nr.  2a).  Die  Beschwerdeinstanz  ist  nicht  an  die  Begründung 
der  Beschwerde  gebunden;  vielmehr  hat  sie  von  Amts  wegen 
zu  imtersuchen,  ob  die  Beschwerde  imter  Berücksichtigung  des 
ffanzen  Akteninhalts  in  tatsächlicher  und  rechtlicher  Hinsicht  für 
begründet  zu  erachten  ist  (Kohler  786).  Insbesondere  müssen 
Mängel  des  Verfahrens  von  Amts  wegen  richtig  gestellt  werden 
(PA.  PMZBL  7  169). 

14  Änderung  des  Antrags  und  der  Begriindunff.     Daraus, 

dafi  die  Beschwerde  weder  einen  Antrag  noch  auch  eine  Be- 
gründung enthalten  mu&,  ergibt  sich,  daß  sowohl  der  Antrag  als 
die  Begründung  später  bis  zur  Beschlußfassung  geändert  werden 
darf  (vergl.  Kohler  786).  Auch  insoweit  die  iBeschwerde  an  eine 
Frist  gebunden  ist,  wurd  eine  Erweiterung  des  zuerst  gestellten 
Antrages  nach  Ablauf  der  Frist  noch  als  zidässig  erachtet  werden 
können.  Dagegen  ist  eine  Erweiterung  über  die  in  erster  Instanz 
gestellten  Anträge  hinaus  nicht  gestattet,  da  es  sonst  an  einem 
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Beschwerde^mmd  in  dieser  Richtung  fehlen  würde  (vergl.  PA. 
PMZBL  7  S9;  vergl.  auch  Nr.  19).  Neue  Tatsachen  und 
Beweismittel  zur  Begründung  der  gestellten  Anträge  können 
—  auch  bei  der  befristeten  Besdnwerde  —  jeder  Zeit  bis  zur  Be- 
schlußfassung der  Beschwerdeabteilung  nachgebracht  werden. 

15.  Bezeie.^iuig  der  angefochtenen  Entscheidimg.  Aus  der 
Beschwerde  muß  hervorgehen,  gegen  welche  Entscheidung 
sie  gerichtet  ist;  Ifißt  sich  dies  aus  der  Eingabe  mit  genügender 
Deimichkeit  erkennen,  so  schadet  selbst  eine  fälsdiliche  Be- 
zeichnung —  sei  es,  daß  die  angefochtene  Entscheidung  ihrem 
Inhalte  nach,  oder  dem  Datum  des  Erlasses  nach  falsch  angegeben 
ist  —  nicht  (vergl.  dagegen  auch  Eohler  785). 

16.  Bedhurmigen  und  Torbehalte.  Der  Wille,  die  Ent- 
scheidung anzugreSen,  muß  sich  bestimmt  und  unzweideutig  aus 
der  Beschwerdeschrift  ergeben.  Es  ist  unzulässig,  die  Beschwerde 
unter  einer  Bedingung  oder  unter  einer  Voraussetzung 
oder  unter  einem  Vorbehalt  zu  erklAren;  sonst  liegt  eine  rechts^ 
wirksame  Beschwerde  überhaupt  nicht  vor.  Dabei  ist  voraus- 
gesetzt, daß  es  sich  um  eine  ernstliche  Bedingung  oder  Yoraus- 
seteung,  von  deren  Erfüllung  die  Wirksamkeit  der  Beschwerde- 
erhebui^  abhängig  gemacht  werden  soll,  handelt,  während  es  für 
die  Wirksamkeit  der  Beschwerdeerhebung  gleichgültig  sein  würde, 
wenn  neben  einer  ernstlichen  Beschwerdeeinle^ng  die  Mitteilung 
gemacht  wird,  daß  der  Beschwerdeführer  damit  eme  gewisse  Ab- 
sicht verbinde  (PA.  PMZBl.  10  9,  10). 

TV.  Znlässigkeit  der  Besohwerde. 

a)  Zulässigkeit  im  allgemeinen. 

17.  UiuEiilSsslgkeit.  Aus  dem  Begriffe  der  Beschwerde  ersibt 
sich,  daß  sie  nicht  in  allen  Fällen  zulässig  sein  kann,  in  welchen 
die  Anfechtung  einer  Entscheidung  beabsichtigt  ist.  Die  Gründe, 
aus  welchen  die  Beschwerde  nicht  zulässig  ist,  können  sowohl 
subjektiver  als  objektiver  Natur  sein. 

18.  Beschwerdeführer.  In  subjektiver  Hinsicht  ist  es  er- 
sichtlich, daß  nicht  jede  beliebige  Person,  sondern  nur  eine  solche, 
welche  in  befugter  Weise  bei  dem  Verfahren  beteiligt  ist,  d.  h. 
daß  nur  ein  „Beteiligter^  Beschwerde  einlegen  darf  (Kohler  784; 
vergL  Einl.  zu  §  20  Nr.  38  ff.).  Im  Patenterteilungsverfahren  ist  stets 
Beteiligter  der  Patentsucher,  außerdem  der  Einsprechende; 
indessen  ist  bei  dem  letzteren  zwischen  prozessualer  imd  sach- 
licher Beteiligung  zu  unterscheiden  (vergl.  §  24  Nr.  40  und  41). 
Im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  sind  beteiligt  der 
Kläger,  der  Beklagte  sowie  etwaige  Nebenintervenienten. 
Die  Beschwerde  eines  Beteiligten  ist  unzulässig,  wenn  derselbe 
auf  Einl^img  der  Beschwerde  verzichtet  hatte  (ver^l.  Nr.  36). 

19.  Beschwerdegrand.  In  objektiver  Beziehung  ist  die  Be- 
schwerde begrifflich  nicht  zulässig,  weim  ein  Beschwerdegrund 
nicht  g^eben  ist.  Denn  es  ist  eine  allgemeine  Voraussetzung  der 
Anfechtbarkeit  einer  Entscheidung  durch  Rechtsmittel  imd  ein 
auf  Bechtsmittel  jeglicher  Art  zutreffender  prozessualer  Grundsatz, 
daß  eine  Partei,  welche  die  Bechtsmittelinstanz  anrufen  will, 
dtnrch  die  anzufechtende  Entscheidung  beschwert  sein  muß  (PA. 
PMZBl.  7  89;  PMZBl.  7  296;  Kohler  781;  Seligsohn  §  16  Nr.  3; 

2* 
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vergl.  PA.  PMZBl.  5  97,  98).  Daraus  ergibt  sich,  daß  ein  Be- 
teiligter nur  dann  Beschwerde  einlegen  kann,  wenn  durch  den 
angefochtenen  Beschluil  seinen  Anträgen  nicht  oder  nicht 
vollständig  entsprochen,  oder  wenn  der  Beschluß  überhaupt 
gegen  seinen  Willen  ergangen  ist,  nicht  aber  dann,  wenn 
seine  Anträge  in  vollem  Umfange  bewilligt  worden  sind.  Daß 
etwa  Grünae  vorliegen,  welche  dem  Beteiligten  hätten  Anlaß 
geben  können,  seine  Anträge  vor  oder  nach  Erlaß  des  Beschlusses 
zu  ändern,  kann  dabei  nicnt  von  Erheblichkeit  sein  (vergl.  PA. 
PMZBl.  7  295).  Ebensowenig  kann,  wenn  ein  Erteilungsbeschluß 
den  Anträgen  des  Anmelders  gemäß  ergangen  ist,  die  Beschwerde 
dazu  benutzt  werden,  die  Endgültigkeit  des  Beschlusses  zu  ver- 
zögern, weil  der  Anmelder  wegen  der  Rechtsfolgen,  welche  die 
alsbaldige  Endgültigkeit  des  Beschlusses  auf  eine  ausländische 
Anmeldung  hat,  ein  Interesse  an  einer  solchen  Verzögerung  hat 
(PA.  PMZBl.  9  137). 

20.  Beschwerde  gegen  Entscheidnn^sgrfinde.  Nach  allgemein 
gültigen  prozessualen  Grundsätzen  ist  eine  Beschwerde  auch  nur 
gegen  die  in  dem  angefochtenen  Beschlüsse  getroffene  Ent- 
scheidung, nicht  gegen  die  Begründung  der  Entscheidung 
statüiaft  (PA.  M.  2  59).  Es  kann  daher,  wenn  der  Beschluß 
zugunsten  eines  Beteiligten  ergangen  ist,  dieser  nicht  gegen 
die  Gründe  des  Beschlusses  Beschwerde  einlegen.  Eine  Aus- 
nahme würde  nur  dann  zuzulassen  sein,  wenn  der  Regel  zuwider 
ein  Teil  der  Entscheidung  statt  in  dem  Tenor  in  den  Gründen 
enthalten  wäre  (PA.  PMZBl.  5  97,  98).  Eine  fernere  Ausnahme 
findet  in  dem  Falle  statt,  wenn  ein  Einspruch  auf  widerrechtliche 
Entnahme  gegründet  ist,  indem  alsdann  der  Einstechende  darauf 
einen  Anspruch  hat,  daß  in  der  Begründung  des  Beschlusses  über 
die  widerrechtliche  Entnahme  entschieden  wird  (vergl.  §  8  Nr.  124). 
Auch  deswegen,  weil  ein  Beschluß  der  Vorschrift  des  §  15  FatG. 
zuwider  überhaupt  nicht  mit  Gründen  versehen  ist,  ist  Beschwerde 
nicht  zulässig  (PA.  M.  2  59). 

21.  Gegenstandslosigkeit.  Zu  imterscheiden  von  der  Un- 
zulässigkeit der  Beschwerde  ist  deren  Gegenstandslosigkeit. 
Die  Beschwerde  ist  gegenstandslos,  wenn  zur  Zeit  ihrer  Erhebung 
der  Beschwerdegrund  bereits  ohnedies  beseitigt  war  (vergl.  PA. 
PMZBl.  7  166;  PMZBl.  11  99,  100).  Gegenstandslos  ist  auch  die 
nicht  schriftlich  oder  nicht  in  deutsdier  Sprache  abge&ßte  Be- 
schwerde, insofern  sie  als  nicht  erhoben  gilt  (vergL  Nr.  8). 

22.  Behandlung  der  unzulässigen  und  der  gegenstandslosen 
Beschwerde.  Eine  unzulässige  Beschwerde  ist  durch  Beschluß 
der  Beschwerdeabteilung  als  unzulässig  zu  verwerfen,  ohne 
daß  in  eine  Prüfung  der  3ache  selbst  einzutreten  ist.  Über  eine 
gegenstandslose  oder  als  nicht  erhoben  anzusehende  Beschwerde 
bedarf  es  einer  Beschlußfassung  nicht;  jedoch  wird  der 
Beschwerdeführer  zweckentsprechend  unter  Grundangabe  von 
der  Nichtberücksichtigung  seiner  Beschwerde  durch  die  Anmelde- 
abteilung benachrichtigt. 

b)  Zulässigkeit  nach  dem  Patentgesetz. 

23.  Beschlüsse,  gegen  welche  die  Beschwerde  stattfindet» 

Die  Beschwerde  des  §  16  PatG.  ist  nicht  gegen  alle  Entscheidungen 
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zolSs&igy    sondern  nur  ge^en  die  Beschlüsse   der  Anmelde- 
abteilungen  uttd  der  Nichtigkeitsabteilung.   Daraus  ergibt 
sich  ftiiiTnai,  da§  die  Beschlüsse  der  Beschwerdeabteilungen 
einer  weiteren  Beschwerde  nicht  unterworfen  sind  (Robolski  K. 
1 16  Nr.  1;  Seligsohn  §  16  Nr.  1  und  12)     Auch  gegen  die  Be- 
\      Schlüsse  des  Reichsgerichts  im  Nichtigkeits- und  Zurücknahme- 
verfahren ist  die  Beschwerde  nicht  gegeben.   Ebensowenig  können 
Bescheide  einzelner  Mitglieder  der  Anmeldeabteilungen  oder 
der  Nichtiffkeitsabteilimg  mit  der  Beschwerde  angefochten  werden, 
da  sie  ni(£t  Beschlüsse  der  Abteilungen  sind;  daher  sind  nicht 
^      angreifbar  die  Verfügungen  des  Vorprüfers  —  sei  es,  daß  eine 
ZwischenTerfügung  oder  ein  Vorbescheid  in  Frage  steht  —  auch 
nicht  Verfügungen  des  Vorsitzenden  oder  desBerichterstatters 
(PA  PMZBl.  12  158;  Isay  §  16  Nr.  1;  vergl.  Stephan-Schmid  36). 
Nicht    alle    Entscheidungen    der   Anmeldeabteilungen    oder    der 
Kichtigkeitsabteilung  unterliegen    der  Beschwerde,   sondern  nur 
I      deren  ^Beschlüsse.   Gegen  die  Urteile  der  Nichtigkeitsabteilung 
im   Nichtigkeits-   und    Zurücknahmeverfahren   ist  nicht  die   Be- 
schwerde,  sondern  ein  Rechtsmittel  anderer  Natur,  die  Berufung, 
gegeben. 

24.  Torbereitende  Beschlüsse.    Nicht  unter  den  Begriff  „Be- 
schlüsse'' im  Sinne  des  §  16  PatG.  fallen  diejenigen  —  wenn  auch 
^     auf  einem  Beschlüsse  beruhenden  —  Verfügungen  der  Anmelde- 
abteiluDgen    und   der  Nichtigkeitsabteilung,   welche    keine   Ent- 
ficheidong  in  der  Sache  selbst  enthalten,  also  nicht  eine  Streitfrage 
—  entweder  zwischen  mehreren  Beteiligten  oder  einem  Beteiligten 
I     und   dem    Patentamt  —  entscheiden,   sondern  die   Entscheidung 
Torzubereiten  bestimmt  sind,  oder  welche  nur  eine  Benach- 
richtigung von  einer  Stellungnahme  des  Patentamts  zur  Sache 
1     enthalten,  also  ledigUch  die  Bedeutimff  einer  Vorverfügung  oder 
einer  Verhandlung  mit  den  Beteiligten  nahen.  Solche  Verfü^mgen 
j     sind  nicht  selbständig  anfechtbar,  sondern  können  nur  mit  der 
Entscheidung  in  der  Sache  selbst  angegriffen  werden  (PA.  PMZBl. 
6  16,  17;  PMZBL  9  187;  PMZBl.  10  Sä;  PA.  Ber.187;  Kohler  782; 
Seligsohn  §  16  Nr.  3;  Isay  §  16  Nr.  1;  Allfeld  180). 

26.  B^hliiik  aber  ^mrteilmig  oder  Versagimg  des  Patents. 
Aus  der  Vorschrift  des  §  26  PatG.,  wonach  für  die  Beschwerde 
liegen  den  Beschluß  über  Erteilung  oder  Versagung  des 
l^atents  besondere  Formvorschriften  aufgestellt  sind,  ergibt  sich 
sd^eMicb,  da6  auch  eine  solche  Sachentscheidung  mit  der  Be- 
schwerde nach  §  16  PatG.  nicht  angegriffen  werden  kann  (PA. 
PMZBL  7  169). 

26.  Beispiele  der  zidässigen  Beschwerde.  Im  einzelnen  findet 
die  Beschwerde  nach  Maügabe  des  §  16  PatG.  z.  B.  statt 

fgen  die  Beschlüsse:  1.  durch  welche  gemä&  §  21  Abs.  4  und 
24  Ab6.  1  PatG.  festgestellt  wird,  da&  die  Anmeldung  wegen 
nicht  rechtzeitiger  Beantwortung  des  Vorbescheids  oder  wegen 
nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der  ersten  Jahresffebühr  als  zurück- 
genommen gilt,  sofern  behauptet  wird,  daß  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  für  diese  Feststellung  nicht  vorgelegen  haben 
(PA  PMZBL  6  18;  Kohler  781;  vergl.  auch  Seügsohn  §  16  Nr.  3; 
anders  Isar  §  1^  ^^*  ^)y  ^'  durch  welche  die  Bekanntmachung  der 
AnmelduDg  angeordnet  wird,  wenn  behauptet  wird,  daß  es  übersehen 


Fi 


22  Zweiter  Abschnitt.    Patentamt.    §  16. 

worden  sei,  vor  Vornahme  von  Änderungen  an  der  Anmeldmig  den 
Patentsucher  zu  hören,  da  aladann  die  Beschwerde  sich  nicht  gegen 
den  sachlichen  Inhalt  des  Beschlusses,  sondern  gegen  das  Verfahren 
der  Anmeldeabteilimg  richtet  (PA.  PMZBl.  9  2&);  3.  durch  welche 
die  gemä^  §  23  Abs.  4  und  5  PatG.  beantragte  Aussetzung  oder 
Unterlassung  der  Bekanntmachung  abgelehnt  wird  (PA. 
PMZBl.  7  296;  Sehgsohn  &  16  Nr.  4;  Allfeld  180);  4.  durch  welche 
der  Antrag  auf  Ausführung  des  Bekanntmachungsbe- 
schlusses mit  abgeänderten  Unterlagen  abgelehnt  wird  (PA. 
PMZBl.  9  99);  5.  durch  welche  das  Patent  we^en  verspäteter 
Zahlung  einer  Jahresgebühr,  wegen  Verzichts  oder  Ablauf 
der  Patentdauer  für  erloschen  erklärt  bezw.  die  Löschung 
des  Patents  in  der  Bolle  ohne  Einwilligung  des  Patentinhabers 
angeordnet  wird,  sofern  behauptet  wird,  daß  die  Voraussetzimgen 
für  die  Annahme  des  Erlöschens  nicht  vorgelegen  haben,  weil 
z.  B.  eine  Frist  nicht  richtig  berechnet  oder  ein  wirksamer  Ver- 
zicht nicht  vorliegen  soU  (vergl.  PA.  PMZBl.  6  16;  PMZBl.  7  9; 
PMZBl.  8  41;  PMZBl.  8  41,  42;  Allfeld  181);  6.  durch  welche  die 
Aussetzung  des  Patenterteilungsverfahrens  angeordnet  oder 
abgelehnt  wnrd  ÜPA.  PMZBL  6  19;  PMZBL  7  169;  PMZBL  9  246; 
PMZBL  10  33;  Kohler  838);  7.  durch  welche  die  Fortsetzung 
des  Verfahrens  abgelehnt  wird,  weil  die  Behörde  annimmt,  daS 
das  Verfahren  unterbrochen  sei  (PA.  PMZBl.  10  214);  8.  aurch 
welche  festgestellt  vmrd,  daß  die  Beschwerde  des  §  26  PatG. 
wegen  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der  Beschwerdegebühr  als  nicht 
erhoben  gilt,  sofern  behauptet  wird,  daß  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen für  diese  Feststellung  nicht  vorgelegen  haben  (vergL 
§  26  Nr.  16;  vergL  dagegen  auch  Isay  §  16  Nr.  1);  9.  durch 
welche  ein  Stundungsgesuch  wegen  der  Patentgebühren  zurück- 
gewiesen wird  (PA.  PMZBL  6  17;  PMZBL  11  99);  10.  durch  welche 
das  Anmeldedatum  festgestellt  wird,  da  von  dem  Anmelde- 
datum die  Dauer  des  Patents  abhängig[  ist  (vergL  §  20  Nr.  26); 
11.  durch  welche  die  Umschreibung  emes  übertragenen  Patents 
oder  die  Eintragung  eines  Vertreters  in  der  Rolle  abgelehnt 
wird  (vergL  PA.  PMZBL  12  156;  Allfeld  181) ;  12.  durch  welche  die 
Akteneinsicht  oder  die  Mitteilung  von  Abschriften  aus 
den  Akten  entweder  überhaupt  oder  in  dem  beantragten  Umfange 
abgelehnt  oder  durch  welche  ohne  Einwilligung  des  Patentinhabers 
die  Mitteilung  von  Abschriften  an  andere  bewilligt  wird  (PA. 
PMZBL  6  196;  PMZBL  7  38,  39;  PMZBL  12  158:  AUfeld  181; 
vergL  §  19  Nr.  51);  13.  durch  welche  die  Einleitung  des  Nichtig- 
keits-  oder  Zurücknahmeverfahrens  abgelehnt  wird  (Bo- 
bolski  in  PBL  89  51;  Seligsohn  f  16  Nr.  4;  Isay  §  16  Nr.  2;  All- 
feld 180);  14.  durchweiche  die  Aussetzung  des  Nichtigkeits- 
oder Zurücknahmeverfahrens  angeordnet  oder  abgeleimt  wird 
(PA,  PMZBL  6  18) ;  15.  durch  welche  die  Nichtigkeitsabteüung  es 
ablehnt,  dem  Nichtigkeitskläger  oder  Zurücknahmekläger  die 
Leistung  einer  Sicnerheit  für  die  Kosten  des  Ver&hrens 
gemäß  §  28  Abs.  5  PatG,  aufzuerlegen  (vergl.  PA.  PMZBL  7  296) ; 
16.  durch  welche  der  Antrag  auf  Berichtigung  des  Erteilungsr 
beschlusses  oder  der  Patenturkunde  abgelehnt  oder  dem  Berichti- 
guDgsantrage  nicht  vollständig  entsprochen  wird  (veigl.  §  27  Nr.  6 
und  10);  17.  durch  welche  über  die  Zulässigkeit  einer  Nebeninter- 
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Tention  entschieden  wird  (vergl.  §  28  Nr.  60);  18.  durch  welche 
einem  Beteiligten  —  z.  B.  dem  Einsprechenden  —  das  rechtliche 
Gehör  versagt  wird  (vergl,  Eni.  zu  §  20  Nr.  19  und  §  24  Nr.  4ß). 

87.  Beispiele  der  umralSssi^en  Beschwerde*  Dagegen  ist  die 
Beschwerde  des  §  16  PatG.  nicht  zulässig:  1.  gegen  die  Be- 
schlüsse und  Yeriugungen  im  Anmeldeverfahren,  diu*G^  welche 
der  Patentsucher  zur  Beseitigung  von  Mftogeln  der  An- 
meldung aufgefordert  wird,  insbesondere  nicht  gegen  den  Vor- 
bescheid (PA.  Ber.  187;  Allfeld  213);  2.  gegen  den  Beschluß, 
durch  welchen  eine  vom  Anmeldedatum  abweichende 
Priorit&t  angenommen  wird;  die  Prioritätsfestsetzung  kann  viel- 
mehr nur  mit  dem  Beschlüsse  über  Erteilimg  bezw.  Yersagung 
des  Patents  angefochten  werden;  8.  gegen  Beweisbeschlüsse, 
welche  der  Entscheiduns  im  Anmelde-,  Mchtigkeits-  oder  Ziulick- 
nahme verfahren  vorangenen  (PA.  Ber.  187;  Köhler  783,  838;  Selig- 
sohn §  16  Nr.  3;  vergl.  PA.  PMZBl.  9  187);  4.  gegen  den  Be- 
schlu&y  durch  welchen  eine  bestimmte  Art  und  Weise  der  Be- 
weisaufnahme angeordnet  wird  (PA.  PMZBl.  9  187;  Eohler 
783);  5.  g^en  den  Bekanntmachungsbeschluß;  doch  ist  die 
Besdrwerde  hiergegen  zulässig,  wenn  sie  sich  gegen  das  Ver- 
fahren, welches  zu  dem-  Beschlüsse  geführt  hat,  richtet  (PA. 
PMZBL  9  246;  vergl.  Allfeld  217);  6.  gegen  die  Verfügung,  durch 
weiche  in  Gem&fiheit  des  §  22  Abs.  2  oder  des  §  26  Abs.  4  PatG. 
oder  gemäß  §  7  Abs.  4  der  Verordnung  vom  6.  Dezember  1891 
den  Beteiligten  Gelegenheit  zur  Äußerung  gegeben  wird 
(vörgL  Seligsohn  §  16  Nr.  3);  7.  gegen  die  VerfC^ng,  durch 
welche  —  ohne  iSitscheidung  in  der  Sache  selbst  —  aem  An- 
melder zunächst  bedeutet  wird,  daß  eine  von  ihm  vorgenommene 
Änderung  der  Anmeldung  für  unzulässig  erachtet  werde 
iPA.  PMZBl  6  16,  17);  8.  gegen  den  Beschluß,  durch  welchen 
gemäß  §  30  Abs.  3  PatG.  die  Zurücknahme  des  Patents  an- 
gedroht wird  (Seligsohn  §  16  Nr.  4);  9.  gegen  die  Frist- 
bestinunungen  des  Patentamts  (Eohler  783);  10.  gegen  den  Be- 
ächluß,  durch  welchen  ein  Einspruch  als  unzulässig 
verworfen  wird;  die  Beschwerde  gegen  diesen  Beschluß  ist,  da 
durch  ihn  zugleich  über  die  Erteilimg  des  Patente  entschieden 
wird,  in  den  Formen  des  §  26  PatG.  einzulegen  (PA.  PMZBL  7  296; 
PM^L  10  10,  11;  anders  PA.  G.  10  279,  ZgR.  8  247;  PMZBl.  5 
23,  241 ;  11.  Regen  den  Beschluß,  durch  welchen  zu  dem  Antrage, 
aber  aie  Zulässigkeit  des  Einspruchs  vorab  zu  entscheiden, 
Stellung  genonunen  wird  (PA.  M.  o  45). 

c)  Zulässigkeit  der  Beschwerde  nach  der  Zivil- 
prozeßordnung. 

28.  Anwendbarkeit  der  Zivilproze&ordnung.  Zur  Ergänzung 
der  Vorschrift  des  §  16  PatG.  dienen  die  Bestimmungen  der 
Zivilprozeßordnung  Ober  die  Zulässigkeit  der  Beschwerde,  in- 
dem in  dem  Patentgesetz  die  Anwendbarkeit  zivilprozessualer  Be- 
stimmungen teils  ausdrücklich  angeordnet,  teils  stillschweigend 
^onuBgesetzt  wird  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  4). 

291  Sofortige  Beschwerde.  Durch  die  zivilprozessualen  Be- 
stimmuiigeB   wird  ftü:  das  Verfahren  in  Patentsachen  der  Begriff 
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der  sofortigen  Beschwerde  eingeführt  (Kohler  785;  Bobolski 
Th.  166).  Ist  die  Beschwerde  eine  sofortige,  so  ist  gemäß  §  677 
CPO.  ihre  Zulfissigkeit  durch  ihre  fänreichung  binnen  einer  Frist 
von  zwei  Wochen,  die  mit  der  Zustellung  des  angefochtenen 
Beschlusses  beginnt,  bedingt.  Die  Einreichung  kann  sowohl  bei 
der  Abteilung,  welche  den  angefochtenen  Beschluß  erlajssen  hat, 
als  bei  der  Beschwerdeabteilung  geschehen;  doch  ist  die  Einreichung 
bei  der  Anmeldeabteilung  zu  empfehlen.  Wegen  der  Berechnung 
imd  der  Wahrung  der  Frist  sowie  der  Möglichkeit  ihrer 
Erstreckung  kommen  die  auf  die  Beschwerdefrist  des  §  26 
PatG.  sich  beziehenden  Erörterungen  hier  zm*  entsprechenden 
Anwendung.  Eine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
gegenüber  dem  Ablauf  der  Frist  findet  nicht  statt  (vergl.  Einl.  zu 
§  20  Nr.  11;  anders  Kohler  818). 

80.  Zulässigkeit  der  sofortigen  Beschwerde.  Nicht  in  allen 
Fällen,  in  welchen  die  für  anwenabar  zu  erachtenden  Vorschriften 
der  Zivilprozeßordnung  nur  die  sofortige  Beschwerde  für  zulässig 
erklären,  ist  deshalb  auch  im  Verfahren  in  Patentsachen  die  Zu- 
lässigkeit der  Beschwerde  von  der  Einhaltung  der  zweiwöchigen 
Frist  abhängig.  Vielmehr  ist  die  Beschwerde  in  Patentsachen 
gemäß  §  16  PatG.  grundsätzlich  eine  fristlose,  sie  kann  da- 
her von  einer  Fristbestimmung  nur  in  denjenigen  Fällen  abhängig 
gemacht  werden,  in  welchen  entweder  in  dem  Patent^esetz  selbst 
oder  in  den  durch  das  Patentgesetz  ausdrücklich  für  an- 
wendbar erklärten  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnimg  eine 
Fristbestimmung  vorgesehen  ist.  Es  kommt  der  Gesichtspunkt 
hinzu,  daß  die  Vorschriften  über  Rechtsmittelfristen  für  die  Rechts- 
verfolgung  von  so  einschneidender  Bedeutung  sind,  daß  die  Ver- 
mutung dafür  spricht,  der  Geset^eber  habe  sie  in  dem  Patent- 
gesetze erschöpfend  regehi  wollen  (PA.  PMZBl.  8  128,  129;  Allfeld 
181;  vergl.  dagegen  auch  Bobolski  K.  §  16  Nr.  1;  Seligsohn  §  16 
Nr.  7). 

31.  Fälle,  in  welchen  die  sofortige  Beschwerde  stattfindet. 
Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung  über  die  sofortige  Be- 
schwerde sind  im  Patentgesetze  ausdrücklich  für  anwend- 
bar erklärt,  so  daß  die  Zulässigkeit  der  Beschwerde  durch 
Wahrung  der  zweiwöchigen  Beschwerdefrist  bedingt  ist: 
1.  durch  §  14  Abs  5  PatG.,  wonach  in  Anwendung  des  §  46 
Abs.  2  CPO.  gegen  den  Beschluß,  durch  welchen  &s  auf  Ab- 
lehnung eines  Mitgliedes  des  Patentamts  gerichtete  Gresuch 
für  unbegründet  erklärt  wird,  sofortige  Beschwerde  stattfindet 
(PA.  PMZBl.  8  128);  2.  durch  §  30  Abs.  1  PatG.,  wonach  in  An- 
wendung des  §  406  Abs.  6  CPO.  gegen  den  Beschluß,  durch 
welchen  das  auf  Ablehnung  eines  Sachverständigen  ge- 
richtete Gesuch  für  imbegründet  erklärt  wird,  sofortige  Beschwerde 
stattfindet  (PA.  PMZBl.  8  128);  3.  durch  §  SO  Abs.  1  PatG.,  wo- 
nach  in  Anwendung  des  §  387  Abs.  3  CPO.  gegen  den  Beschluß, 
durch  welchen  über  die  Rechtmäßigkeit  der  Weigerung 
eines  Zeugen  entschieden  wird,  sofortige  Beschwerde  staUfindet; 
4.  durch  §  30  Abs.  1  PatG.,  wonach  m  Anwendung  des  §  402 
CPO.  ffegen  den  Beschluß,  durch  welchen  über  die  Recht- 
mäßigkeit der  Weigerung  eines  Sachverständigen  ent- 
schieden wird,  sofortige  Beschwerde  stattfindet. 
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&  8S.  ZulSssigkeit  der  ziyilprozessualen  fristlosen  Be- 
scliwerde.  Yorschriftea  der  Zivilprozetordnung  über  die  einfache, 
fristlose  Beschwerde  sind  im  ratentgesetze  ausdrücklich  für 
anwendbar  erkl&rt:  1.  durch  §  30  Abs.  1  PatG.,  wonach  in  An- 
wendung des  §  880  Abs.  8  CPO.  gegen  den  Beschluß,  durch 
welchen  ein  Zeuge  wegen  Nichterscheinens  zu  Kosten  und 
Strafe  verurteilt  wird,  die  Beschwerde  stattfindet;  2.  durch  §  30 
Abs.  1  PatG.,  wonach  in  Anwendung  des  §  890  Abs.  3  CPO. 
gegen  den  Beschluß,  durch  welchen  ein  Zeuge  wegen  Zeugnis- 
oder Eidesweigerung  zu  Kosten  oder  Strafe  oder  zur  Er- 
zwingung des  Zeugnisses  zur  Haft  verurteilt  wird,  die  Beschwerde 
stattfindet;  3.  durch  §30  Abs.  1  PatG.,  wonach  in  Anwendung 
des  §  409  Abs.  2  CPO,  gegen  den  Beschluß,  durch  welchen 
ein  Sachverständiger  wegen  Nichterscheinens  oder 
Weigerung  des  Gutachtens  zu  Kosten  oder  Strafe  verurteilt 
wird,  die  Beschwerde  stattfindet  (Seligsohn  §  16  Nr.  6;  Isay  4  16 
Nr.  2). 

In  entsprechender  Anwendung  nicht  ausdrücklich 
für  anwendbu*  erklärter  Vorschriften  der  Zivilproze^rdnung  ist 
die  Zulfissigkeit  der  Beschwerde,  welche  in  diesen  Fällen  —  ab- 
weichend von  der  Zivilprozeßordnung  —  niemals  eine  sofortige 
ist,  femer  anzuerkennen:  1.  gemäß  §  71  Abs.  2  CPO.,  wonach 
eegen  den  Beschluß,  durch  welchen  über  Zulassung  eines 
Nebenintervenienten  im  Nichtigkeits-  und  Zurüänahme- 
verfahren  entschieden  wird,  Beschwerde  stattfindet;  2.  gemäß  §  105 
Abs.  4  CPO.,  wonach  g^en  den  Kostenfestsetzungsbe- 
schluß Beschwerde  stattfindet;  3.  gemäß  §  107  Abs.  3  CPO., 
wonach  gegen  den  Beschluß  auf  Abänderung  der  Kosten- 
festsetzung wegen  späterer  Änderung  des  Wertes  des  Streit- 
gegenstandes Beschwerde  stattfindet;  4.  gemäß  §  262  CPO.,  wo- 
nach gegen  den  Beschluß,  durch  welchen  die  Aussetzung  des 
Verfahrens  angeordnet  oder  abgelehnt  wird,  Beschwerde  statt- 
findet; 6.  gemäß  I  819  CPO.,  wonach  gegen  den  Beschluß,  durch 
welchen  UnrichtigEeiten  in  einer  Entscheidung  berichtigt  werden, 
Beschwerde  stal^Jidet  (Seligsohn  |  16  Nr.  5;  vergl.  Ifobolski  K. 

S16  Nr.  1;  Isay  |  16  Nr.  2).  In  allen  diesen  Fällen,  in  welchen 
ie  Beschwerde  der  Zivilprozeßordnung  zur  entsprechenden  An- 
wendung gelangt,  würde  übrigens  auch  an  sich  schon  nach  §  16 
PatG.  die  Beschwerde  gegeben  sein. 

V.  Büoknahme,  Zuriiokweisung  und  Verzioht. 

34.  Bfieknalime  und  Zuriickweisung*  Die  Beschwerde  kann 
jederzeit  bis  ziun  Erlasse  der  Entscheidung  der  Beschwerdeinstanz 
zurückgenommen  werden  (Kohler  769;  vergl.  PA.  PMZBl.  8  245). 
Der  Einwilligung  des  Gegners,  falls  ein  solcher  vorhanden  ist, 
bedarf  es  dazu  nicht.  Die  Kücknahme  hat  die  Wirkungslosigkeit 
der  eingelegten  Beschwerde  ziu*  Folge  und  kann  nicht  widemifen 
werden;  dagegen  hindert  sie  nicht  die  Emlegung  einer  neuen  Be- 
schwerde, sofern,  wenn  die  Beschwerde  an  eine  Frist  gebunden 
ist,  die  Beschwerdefrist  noch  nicht  abgelaufen  ist.  Ist  die  an 
eine  Frist  gebundene  Beschwerde  zurückgenommen  und  nicht 
innerhalb  der  Frist  erneuert  worden,  so  ist  der  angefochtene  Be- 
schluß damit  rechtskräftig.    In  keinem  Falle  darf  das  auf  eine 
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demnächst  zurückgenommene  Beschwerde  eingeleitete  Beschwerde- 
verfahren  weiter  fortgesetzt  und  insbesondere  der  Inhalt  der  Be* 
schwerdesdirift  nidit  zum  Gegenstande  eines  weiteren  Yerfsdirens 
gemadit  werden  (vergl.  österr.  Patentamt  PMZBl.  8  117).  Nach 
Zurückweisung  kann  die  Beschwerde  nicht  mehr  erneuert  werden. 
86.  Terzicht«  Auch  ein  Verzicht  auf  die  Beschwerde  ist 
statthaft  und  rechtswirksam  (PA.  PMZBl.  8  245;  Kohler  770; 
Seligsohn  §  26  Nr.  8).  Der  Verzicht  schließt  die  Erhebung  einer 
neuen  Beschwerde  aus;  dies  ist  ein  für  Rechtsmittel  allgemein 

feltender  Grundsatz  imd  mu&  daher  auch  fOr  die  Beschwerde  in 
^atentsachen  gelten,  obwohl  mit  dieser  nicht  nur  Privatinteressen 
sondern  audi  öffentliche  Interessen  verfolgt  werden  und  auf 
Rechtsbehelfe  öffentlichrechtlicher  Natur  im  allgemeinen  nicht 
wirksam  verzidttet  werden  kann.  Der  Verzicht  kann  sowohl  nach 
Erlaß  des  der  Anfechtung  unterliegenden  Beschlusses  als  auch 
schon  vorher  erklfirt  werden  (Kohler  770).  Er  wird  regelmäßig 
durch  Eingabe  an  das  Patentamt  zu  erklären  sein,  doch  genügt 
auch  eine  dem  Gegner  gegenüber  abffegebene  Erklärung;  seine 
Wirksamkeit  ist  nicht  davon  abhängig,  daß  der  Gegner  die  Y  erzieht- 
leistung  angenommen  hat  (vergL  §  514  GPO.). 

86.  Benachrichtiguiig  des  G^rners.  Eine  Verpflichtung  des 
Patentamts,  den  Gegner  des  BesdiwerdefQhrers  von  der  Rück- 
nahme oder  dem  Verzichte  zu  benachrichtigen,  besteht  nicht 
(PA.  PMZBl.  8  246).  Doch  wird  eine  solche  Benachrichtigung 
der  Regel  nach  erfolgen. 


Die  Bildung  der  Abteilungen,  die  Beatimmiing  ihres  GeBch&fts- 
kreises,  die  Formen  des  Yerfahrens^  elnschlfefilfch  des  ZastellnngB- 
wesens,  and  der  Geschäftsgang  des  Patentamts  werden,  insoweit  dieses 
Gesetz  nicht  Bestimmungen  darttber  trifft,  durch  Kaiserliche  Terordnnng 
unter  Zustimmung  des  Bundesrats  geregelt. 

Ausführungsverordnungen. 

Die  Organisation  des  Patentamts  und  das  vor  demselben 
stattfindende  Verfahren  sind  nicht  vollständig  durch  das  Patent- 
gesetz geregelt;  vielmehr  ist  durch  §  17  PatG.  eine  Ersftnzung 
des  Gesetzes  in  dieser  Hinsicht  durch  Ausführungsveroroaungen 
vorgesehen,  welche  von  dem  Kaiser  unter  Zustimmung  des  Bundes* 
rats  erlassen  werden  können.  In  ähnlidier  Weise  ist  gemäß  §  83 
Abs.  3  PatG.  die  Regelung  des  Verfahrens  vor  dem  Reichsgericht 
als  Berufungsgericht  durch  Kaiserliche  Verordnung  vorgesehen. 
Abgesehen  hiervon  hat  gemäß  §  20  Abs.  2  PatG.  das  Patentamt 
Bestimmungen  über  die  Erfordernisse  der  Anmeldung 
zu  erlassen.  Die  auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Vorschriften  er- 
lassenen Verordnungen  haben  Gesetzeskraft,  während  das  gleiche 
von  sonstigen  Verordnungen  und  Bekanntmachimgen  des  Patent- 
amts und  anderer  Behörden  nicht  gilt  Das  Nähere  hierüber  so- 
wie über  die  Verordnungen  selbst  ist  aus  den  Erörterungen  an 
anderer  Stelle  zu  entnelmien  (vergl.  Einl.  Nr.  5). 
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27 


§18. 

Dsa  Pmieutamt  Ut  rerplllclitet)  auf  Ersnchen  der  Gerichte  ttber 
Frair^B»  welche  Patente  betreffen,  Gutachten  ahxngeben,  sofern  in  dem 
gerlchUJchen  Verfahren  Toneinander  abweichende  Gutachten  mehrerer 
KaeliTerBÜbidi|r<)r  Torliegen. 

In  übrigen  ist  das  Patentamt  nicht  befngty  ohne  Genebmignng  des 
SeiehskanilerM  außerhalb  seines  gesetzlichen  Gesch&ftskreises  Bp- 
Bchlllsse  zn  fassen  oder  Gutachten  abzugeben. 


6atackteA  des  PateAtamti. 


I.  ToraaisetiiiAi^a. 

1.  BetmguiM  oAd  Pfllekt  des  PitmUmti. 
S.  Abweichende  OstmchtcnmekrererSaeli- 

Terttiadtger. 
t.  Feetotellang  der  streitigen  Fragen. 

4.  Begntnchtug  deutscher  Patente, 
ft.  OerichtUches  TerCshren. 

5.  Ablehnnng  des  CIntnchtens. 

n.  Gerichtliches  Ersnchen. 

7.  6ntachten  gerlchtUeh  bestellter  Sseh- 
rerstindiger. 


8.  Gerichte  nnd  StutssnwnltsehsfU 

9.  Terpfliehtniig   des  Gerichts   snr  Ein- 
holvug  nnd  Beachtung  des  Gntscht«ns. 

III.  Form  des  Gntnchtens. 

10.  Form. 

11.  Beamte  des  Patentamts  als  Sachrer» 
ständige. 

IT.  Sonstige  Gutachten  nnd  Beschlüsse. 

12.  Gutachten  In  sonstigen  FiUen. 
lt.  Sonstige  Beschlüsse. 


Gntaehten  des  Patentamts. 

L  VoraiisBetEongen. 

1.  Beftigius  und  Pflicht  des  Patentamts.  Um  dem  Patent- 
amt die  ihm  gebührende  Einwirkim^  auf  die  Rechtsprechung  zu 
sichern,  soll  es  die  Befugnis  und  die  Pflicht  haben,  im  gericht- 
lichen Verfahren  Gutachten  zu  erteilen;  indessen  ist  dieses  Becht 
and  diese  Verpflichtung  auf  den  Fall  beschrftnkt,  daß  bereits  von- 
einander abweichende  Gutachten  mehrerer  anderer  Sachverständiger 
vorliegen.  Diese  Einschränkung  kannte  das  frühere  Patentgesetz 
nicht;  sie  wurde  hinzujg^efügt,  einmal  um  zu  verhindern,  dal  das 
Patentamt  über  ein  in  tatsächlicher  Hinsicht  noch  nicht  aus- 
reichend geklärtes  Material  sich  äußern  müsse,  und  sodann,  weil 
die  frühere  Gepflogenheit  der  Gerichte,  zunächst  vom  Patentamt  ein 
Gutachten  einzuholen  imd  letzteres  dann  zum  Gegenstande  der 
Kritik  durch  andere  Sachverständige  zu  machen,  dem  Ansehen  der 
Behörde  nicht  förderlich  war.  Außerdem  bezweckt  die  Ein- 
schränkung auch,  eine  Überlastung  des  Patentamts  zu  verhindern. 

2«  Abweichende  Gutachten  mehrerer  SaehverstSndiger.  Voraus- 
setzung für  die  Verpflichtung  des  Patentamts  zur  Erstattung  eines 
Gutachtens  ist  es,  aaß  abweichende  Gutachten  mehrerer  Sach- 
verständiger vorliegen;  eine  Abweichung  in  mehreren  Gutachten 
desselben  Sachverständigen  genügt  also  nicht  (Seligsohn  §  18 
Nr.  2;  Isay  §  18  Nr.  4).  Die  mehreren  Gutachten  müssen  in 
ihren  Endergebnissen  —  nicht  nur  in  der  Begründung  —  von 
einander  abweichen.  Die  Abweichimg  muß  sich  auf  tecnnische 
Fragen  beziehen.  Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Sachverständigen 
in  rechtlicher  Beziehung,  insbesondere  über  die  Frage,  ob  eme 
Patentverletzung  vorliegt,  verschiedener  Meinung  sind;  über  Rechts- 
fragen  darf  ein  Gutachten  nicht  erstattet  werden  (vergl.  Nr.  3). 
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3.  Feststellung  der  streitigen  Fragen«  Dem  Patentamte  sind 
die  imter  den  Sachverständigen  streitigen  technischen  Fragen, 
über  welche  es  sein  Gutachten  erstatten  soll,  unter  BeifQgung 
der  früheren  Sachverständigengutachten  und  erforderlichen  Falls 
der  Akten  speadell  zu  bezeichnen  (Denkschrift  in  ZgR.  3  118; 
Robolski  K.  §  18  Nr.  1;  Seligsohn  |  18  Nr.  2  und  3;  vergl.  Isay 
§  18  Nr.  2  imd  4).  Die  Punkte,  aui:  welche  es  nach  Ansicht  des 
Gerichts  smkommt,  müssen  demnach  zunächst  völlig  geklärt  und 
festgestellt  sein  (Robolski  Th.  145,  146).  Nur  auf  diese  streitigen 
Fragen,  nicht  aber  auf  den  sonstigen  Inhalt  der  Sachverständigen- 
gutachten hat  das  Gutachten  des  Patentamts  sich  zu  erstrecken 
(Seligsohn  §  18  Nr.  7;  Stenglein  §  18  Nr.  1).  Rechtsfragen 
sowie  Fragen  abstrakter  Natur,  wozu  namentlich  die  Auslegung 
des  Patente  und  die  Beurteilung  seiner  Tragweite  gehören,  darf 
das  Gutachten  nicht  zum  Gegenstande  haben;  vielmehr  muß  es  sicli 
um  technische  Fragen,  welche  ein  bestimmtes  Patent  betreffen, 
handeln.  Es  gilt  in  dieser  Hinsicht  für  das  Gutachten  des  Patent- 
amts dasselbe  wie  für  die  Sachverständigengutachten  überhaupt 
(RG.  G.  9  564,  565;  Kohler  685;  Allfeld  183;  vergL  §  4  Nr.  429). 
Nur  insofern  kann  das  Gutachten  auch  die  Auslegung  des  Patente 
betreffen,  als  hierfür  unter  Umständen  Erwägungen  technischer 
Natur  ma%ebend  sind  (veigl.  RG.  G.  6  310). 

4.  Begutachtimg  deutscher  Patente.  Die  Fragen,  über  die 
eine  Meinungsdifferenz  besteht,  müssen  Patente  betreffen,  d.  h. 
deutsche  Patente;  ausländische  Patente  kommen  hier  nicht  in 
Betracht.  Ausgeschlossen  ist  die  Beantwortung  von  Fragen,  die 
sich  auf  nicht  patentierte  Erfindimgen  oder  auf  soldbe  Erfin- 
dungen beziehen,  die  zum  Patent  angemeldet  sind,  so  lange 
das  Patent  noch  nicht  endgültig  erteilt  ist  (Robolski  Th.  145; 
Robolski  K.  §  18  Nr.  2;  Seligsohn  §  18  Nr.  2;  Isay  f  18  Nr.  2; 
Allfeld  183;  vergl.  dagegen  Kohler  686).  Dagegen  ist  es  nicht 
nötig,  da&  der  gerichtUche  Streit  gerade  eine  Patentverletzung  be- 
trifft (Kohler  686). 

6.  Gerichtliches  Verfahren.  Zu  den  Voraussetzungen  des 
Gutachtens  des  Patentamts  gehört  es,  daß  es  sich  lun  Fragen 
handelt,  deren  Entscheidung  den  ordentlichen  Gerichten  zu- 
steht. Das  Gutachten  kann  demnach  nicht  solche  Fragen  be- 
treffen, zu  deren  Entscheidung  das  Patentamt  —  im  Erteilungs- 
oder Nichtigkeitsverfahren  —  ausschließlich  berufen  ist,  also  nicht 
die  Frage,  ob  ein  Patent  mit  Recht  erteilt  ist  (vergl.  Robolski  K. 
§  18  Nr.  1).  Die  Frage  z.  B.,  ob  die  patentierte  Erfindung  neu 
und  gewerblich  verwertbar  ist,  kann  nur  dann  der  Begutachtung 
des  Patentamts  unterworfen  werden,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
ob  ein  Einzelelement  einer  Kombinationserfindung  für  sich  An- 
spruch auf  den  Patentschutz  hat,  weil  nur  in  diesem  Falle  die 
ordenthchen  Gerichte  hierüber  zu  urteilen  haben  (vergl.  S  4 
Nr.  235,  236). 

6.  Ablehnung  des  Gutachtens.  In  allen  Fällen,  in  welchen 
die  Voraussetzungen  für  die  Erstattung  des  Gutachtens  nicht  vor- 
hegen, hat  das  Patentamt  die  Erteilung  des  Gutachtens  abzu- 
lehnen. Gegen  diese  Entscheidung  des  Patentamts  kann  Be- 
schwerde nur  im  Verwaltungswege  an  die  vorgesetzte  Behörde 
—  d.  h.  an  den  Reichskanzler  —  emgelegt  werden. 
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n.  Geriohtliohes  Srsuohen. 

7.  Gutachten  ^eriehtlich  bestellter  Saehyerständiger.  Der 
Ausdruck  „gerichtliches  Verfahren"  besagt,  daß  privatim  den 
Parteien  von  Sachverständigen  abgegebene  Gutachten,  auch  wenn 
sie  zu  den  Gerichtsakten  überreicht  sind,  nicht  genügen ;  vielmehr 
kommen  niu* solche  Gutachten  in  Betracht,  welche  von  gerichtlich 
bestellten  Sachverständigen  dem  Gerichte  erstattet  sind;  da& 
diese  Gutachten  schon  beeidet  seien,  ist  dagegen  nicht  notwendig 
(Seligsohn  §  18  Nr.  2;  Isay  §  18  Nr.  4;  Stenglein  §  18  Nr.  1; 
Robolski  K.  §  18  Nr.  1;  Allfeld  184).  Ebensowenig  genügt  es, 
daß  Gutachten  von  Sachverständigen  vorhegen,  die  in  einem 
Nichtigkeits-  oder  Zurücknahmeverfahren,  welches  ein  verwaltungs- 

SrichUiches  Verfahren  ist,  überreicht  oder  erstattet  worden  sind, 
;  das  Verfahren  vor  einer  Verwaltungsbehörde  oder  vor  einem 
Verwaltungs^ericht  ein  gerichtUches  Verfahren  im  Sinne  des  Ge- 
setzes nicht  ist  (vergl.  Denkschrift  in  ZgR.  3  118;  vergL  di^egen 
Köhler  685).  Auch  die  Gutachten  von  polizeilich  vernommenen 
Sachverständigen  konunen  hier  nicht  in  Betracht  (veigl.  AUfeld  183). 
Dagegen  ist  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  ^emäß  §§  1025  ff. 
CPO-  sowie  ein  vor  einem  ausländischen  Gericht  schwebendes 
Verfahren  als  ein  gerichtliches  Verfahren  im  Sinne  des  Gesetzes 
anzusehen,  wenn  das  Patentamt  durch  Ersuchen  eines  deutschen 
Gerichts  um  ein  Gutachten  angegangen  wird  (vergl.  Nr.  8).  Den 
deutschen  Gerichten  stehen  die  österreichischen  undschweize- 
rischen  Gerichte  nach  einer  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers 
(PMZBL  6  100)  gleich,  da  diesen  der  unmittelbare  Verkehr  mit  dem 
deutschen  Patentamt  gestattet  ist  (Köhler  685). 

8.  Geriehte  und  Staatsanwaltschaft.  Berechtigt,  die  Erstattung 
des  Gutachtens  zu  verlangen,  sind  die  Gerichte,  nicht  etwa 
Privatoersonen  oder  sonstige  Behörden,  insbesondere  nicht  PoUzei 
behOraen.  Auch  Verwaltungsgerichte  gehören  nicht  zu  den  Ge 
richten  im  Sinne  des  Gesetzes  (vergL  Nr.  7;  anders  Allfeld  183) 
Es  sind  femer  unter  dem  Ausdruck  „Gerichte'*  nur  deutsche  Ge 
richte  oder  den  deutschen  Gerichten  durch  Staatsverträge  gleich 
gestellte  Gerichte  zu  verstehen  (vergl.  Seligsohn  §  18  Nr.  2;  vergl 
auch  Nr.  7).  Den  Gerichten  steht  die  Befi^ms,  die  Erstattung  des 
Gutachtens  zu  verlangen,  sowohl  in  Zivilprozessen  als  in  Btraf' 
prozessen  zu  (BG.  G.  3  209,  Civ.  6  338).  Im  Strafverfahren 
besteht  diese  Berechtigung  nicht  nur  im  Hauptverfahren,  sondern 
auch  in  der  Voiimtersuchung  und  dem  der  öffentlichen  Klage  voran- 
gehenden Ermittelungsverlähren.  Die  Befugnis  steht  in  Strafsachen 
nicht  nur  den  Gerichten  im  eigentlichen  Sinne  —  d.  h.  der  er- 
kennenden Strafkammer,  der  über  die  Eröffnung  des  Hauptver- 
fahrens beschließenden  Kammer,  dem  Untersuchungsrichter  und 
dem  Amtsrichter  im  vorbereitenden  Verfahren  —  sondern  auch  der 
Staatsanwaltschaft  zu;  dies  ist  durch  Erlaß  des  Reichskanzlers 
ausdrückUch  bestimmt  (PBL  98  673,  G.  10  260;  Allfeld  183;  vergl. 
PMZBL  1  4;  Stenglein  §  18  Nr.  1;  anders  Kohler  685). 

9.  Terplliolitttng  des  Gerichts  zur  Emholunff  und  Beaohtunji^ 
des  Gutachtens.  Das  Gericht  kann  das  Gutachten  des  Patent- 
amts, wenn  dessen  Voraussetzungen  vorliegen,  einholen;  es  ist 
aber  hierzu  nicht  verpflichtet  (Kohler  687;   Seligsohn  §  18 
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Nr.  3;  Isay  §  18  Nr.  6).  Eine  solche  VerpflichtoDg  besteht 
namentlich  nicht  auf  Grund  der  Vorschrift  des  §  404  Abs.  2  CPO. 
oder  des  §  73  StrPO.,  wonach,  wenn  für  gewisse  Arten  von  Gut- 
achten Sachverständige  öffentlich  bestimmt  sind,  andere  Personen 
nur  ausnalimsweise  gewählt  werden  sollen;  denn  das  Patentamt 
gehört  nicht  zu  den  öffentlich  bestellten  Sachverständigen  (Allfeld 
184).  Wird  ein  auf  Einholung  des  Gutachtens  gerichteter  Partei- 
antra^  abgelehnt,  so  liegt  hierin  keine  zur  Begründung  der 
Revision  geeignete  Gesetzesverletzung,  insbesondere  keine  Ver- 
letzung der  §§  83,  243  oder  377  Nr.  8  SlrPO.  (RG.  Rspr.  8  96«.; 
G.  6  203;  Str.  25  327,  328;  PMZBl.  11  241).  Indessen  muß  die 
Ablehnung  durch  einen  ausdrücklichen  und  motivierten  G^richts- 
besdüuß  ausgesprochen  werden  (KG.  G.  6  202,  203).  Durch  die 
Erstattung  des  Gutachtens  wird  die  Verpflichtung  des  Gerichts, 
nach  freier  Beweis  Würdigung  zu  entscheiden,  nicht  berührt;  das 
Gericht  ist  daher  an  die  in  dem  Gutachten  ausgesprochene  Ansicht 
nicht  gebunden  (OLG.  Dresden  G.  3  277;  KG.  G.  5  310;  Str. 
26  327,  328;  SeUgsohn  §  18  Nr.  3;  Isay  §  18  Nr.  6;  Allfeld  184). 

m.  Form  des  Gntaohtens. 

10.  Form.  Das  Gutachten  des  Patentamts  wird  in  der  für 
dieschriftlichenErlasse  der  Behörde  überhaupt  vorgeschriebenen 
Form  erstattet;  die  proze&rechÜichen  Vorscnriften  über  Sach- 
verständigenbeweis  finden  keine  Anwendung,  insbesondere  nicht 
die  Bestimmungen  über  persönHche  Vernehmung  und  Vereidigung 
von  Sachverständigen  (KG.  G.  3  209,  Qv.  6  338;  Stenglein  §  18 
Nr.  2).  Zuständig  für  die  Erstattung  des  Gutachtens  sind  die 
Beschwerdeabteilungen,  und  zwar  jede  innerhalb  des  ihr^  zu- 
gewiesenen Geschäftskreises  (VO.  11/7.  91  §  2  Abs.  3).  Über 
das  Gutachten  wird  in  einer  Sitzung  Beschluß  gefaßt  (Kobolski 
Th.  145). 

11.  Beamte  des  Patentamts  als  Sachverständige«  In  Straf- 
sachen kann  gemäß  §  255  StrPO.  das  Gericht  das  Patentamt 
ersuchen,  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Vertretung  des  Gut- 
achtens in  der  Hauptverhandlung  zu  beauftragen;  indessen  ist  das 
Patentamt  nicht  verpflichtet,  diesem  Ersuchen  stattzugeben,  und 
wird  dies  auch  in  der  Regel  nicht  tun  (Kohler  684;  Kobolski  Th. 
145;  Seliffsohn  §  18  Nr.  4;  Allfeld  185;  Stenglein  §  18  Nr.  3). 
Ein  einzelner  Beamter  des  Patentamts  kann  sowohl  m  Zivil-  als 
in  Strafprozessen  als  Sachverständiger  bestellt  werden;  seine  Ver- 
nehmung darf  jedoch  nicht  stattfinden,  wenn  seine  vorgesetzte 
Behörde  —  d.  h.  der  Keichskanzler  —  erklärt,  daß  die  Vernehmung 
den  dienstlichen  Interessen  Nachteile  bereiten  würde.    Im  Zivü- 

Srozesse  ist  der  als  Sachverständiger  bestellte  Beamte  berechtigt, 
ie  Beantwortung  solcher  Fragen  zu  verweigern,  welche  ohne 
Verletzung  der  Amtsverschwiegenheit  nicht  beantwortet  werden 
können;  im  Strafprozesse  darf  der  Beamte  über  solche  Umstände 
überhaupt  nur  mit  Genehmigung  seiner  vorgesetzten  Dienstbehörde 
vemonunen  werden  (§§  408  Abs.  2,  383  Nr.  6  CPO.;  §§  76  Abs.  2, 
53  StrPO.).  In  der  Praxis  kommt  die  Bestellung  eines  einzelnen 
Beamten  als  Sachverständigen  nicht  vor,  weil  die  erforderliche 
Grenehmigung  niemals  erteilt  wird  (Seligsohn  §  18  Nr.  5;  Isay 
§  18  Nr.  5;  Stephan-Schmid  26). 
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IV.  Sonstige  Gutachten  nnd  Besohlüsse. 

12.  Gntacliten  in  sonstigen  FSUen.  Abgesehen  von  dem  Falle 
des  i  18  PatG.  darf  das  Patentamt  ohne  Genehmigmig  des  Beichs- 
kaimers  Gutachten  weder  an  Private  noch  auch  an  Behörden 
erteilen.  Daher  darf  selbst  von  einem  gemäß  §  18  PatG.  erteilten 
Gutaditen  nicht  einmal  eine  Abschrift  an  Privatpersonen  abffegeben 
werden;  §  29  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891  findet  auf  diesen 
Fall  keine  Anwendimg  (Bobolski  K.  §  18  Nr.  8).  Auch  den 
dnzelnen  Beamten  des  Patentamts  ist  die  Abgabe  gutachüicher 
Äußerungen  an  Privatpersonen  untersagt  (vergl.  PA.  PBl.  82  17; 
PBl.  909). 

18.  Sonstige  BeseUiisse.  Ohne  Genehm^ung  des  Reichs- 
kanzlers darf  dfui  Patentamt  außerhalb  seines  ^esetzlicnen  Geschäfts- 
kreises auch  keine  Beschlüsse  fassen;  es  ist  insbesondere  nicht 
zur  schiedsrichterlichen  Entscheidung  eines  Rechtsstreites 
befugt  (EoUer  687;  Seligsohn  §  18  Nr.  7;  Isay  §  18  Nr.  10; 
Allfeld  185). 


I  19. 

Bei  dem  Patentamt  wird  eine  Rolle  geftthrt,  welche  den  Gegen- 
stand nnd  die  Daner  der  erteilten  Patente  ^  sowie  den  Namen  nnd 
Wohnort  der  Patentinhaber  ond  ihrer  bei  inmeldnng  der  Erfindung 
etwa  bestellten  Yertreter  angibt.  Der  Anfang,  <1er  Ablauf,  das  Er- 
IQeckon,  die  Erkllrnng  der  NIcktIgkeit  nnd  die  Zarttcknahme  der  Patente 
sind,  nnter  gleichzeitiger  Bekanntmachung  dnreh  den  Reicksanzeiger, 
In  der  Bolle  lu  vermerken. 

Tritt  In  der  Person  des  Patentinhabers  oder  seines  Yertreters  eine 
Inder nng  ein,  so  wird  dieselbe,  wenn  sie  in  beweisender  Form  zur 
Kmintnis  des  Patentamts  gebracht  ist,  ebenfalls  in  der  Rolle  Ter- 
nterkl  und  durch  den  Beichsanzeiger  veröffentliclit.  Solauge  dieses 
nicht  geschehen  ist,  bleiben  der  frühere  Patentinhaber  und  sein  früherer 
Tortretor  nach  Mafigabe  dieses  Gesetzes  berechtigt  und  verpflichtet. 

Die  Einsicht  der  Bolle,  der  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modelle 
«ad  Probestflcke,  auf  Grund  deren  die  Erteilung  der  Patente  erfolgt 
Ist,  steht,  soweit  es  sich  nicht  um  ein  im  Namen  der  Reichsverwaltung 
Ar  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  genommenes  Patent  handelt, 
Jedermann  frei« 

Das  Patentamt  Teröffentlioht  die  Beschreibnngen  und  Zeichnungen, 
soweit  deren  Blnsicht  Jedermann  freisteht,  in  ihren  wesentlichen  Teilen 
durch  ein  amtliches  Blatt,  In  dasselbe  sind  auch  die  Bekanntmachungen 
anCnnohmen,  welche  durch  den  Beichsanzetger  nach  Mafigabe  dieses 
Ctosetzes  erfolgen  müssen. 


Fstmtrolle  uid  TerSffitatttelivBgea  dM 
PatoKtemte. 

I.  ÜMtraguiimi  la  dl«  Patoatrolle. 
a)  AllvnielaM. 
1.  BMÜaHaag  aad  Btarlektaag. 


B.  Nicht  salisslge  Eiatngvagea. 
S.  Blatragaaz  Toa  Amts  wegea. 

b)  BMhtUeke  B^deataag  der  B^llea- 
•latrige. 

4.  Bearkaadeade  Bedeataag  der  Bollea« 
elatrige. 
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6.  Unabkiiislf  kelt  det  Bestuid«!  d«i  P*- 
t«ats  TOB  der  Eintngwif. 

6.  UnabhiBglgkeltderPat«iitftbertng«Bg 
«nd  des  VertreterrerhiltBlues  tob  der 

SiBtngBBff. 

7.  BewetseBdeBBdtatsichllcheBedeBtBBg 
der  BoUeaeiBtrftge. 

e)  BertdittgiiBg  der  FateBtrolle. 

8.  Unrichtige  EIntragBBgeB. 

9   BerlchtlgnBg  BBrIehtIger  Elntrige. 
9  a.  Irrtum  dei  iBtragitellen. 

10.  Elage  auf  BerlehtIgiiBg. 

10  a.  BerlchtlfBug  des  Patentfaüiaben  oder 
Vertreten. 

II.  ABderBBgen    Ib    der  PertOB  dei  PateBt- 
iBhaben  BBd  lelBOS  Yertreten. 

a)  lllgemelBei. 

11.  Begriff. 

18.  ElBbriBgOB  Ib  elBe  GeteUfchaft. 

15.  Wecbiel  der  FlrmeBlBbaber  BBd  Er* 
lofcheB  der  Flnsa.  „ 

U.  PrftftiBg  der  Beehtsgiltlgkelt  des  Über- 
tragBBgiaktei  BBd  der  CbertragBBg. 

b)  iBträg. 

a)  lllgeBielBet. 

16.  LegltiBiatlOB  sb  deai  iBtrage. 

16«  Bewelteade  Form  BBd  iBBahme  des 
Erwerbers. 

ß)  Bewelseade  Form. 

17.  Begriff- 
IS.  UrkuBdoBbewels. 

19.  Nachwels   des   YertreterTerhiltBlises. 
ÜO.  Erbfolge  BBd  YermiehtBls. 

80  a.  iBflosBBg  TOB  JarlstlscheB  PersoBOB 
BBd  OesellschafteB. 

Y)  ErswlBgbarkeltder  bewelsoBdeBForm. 

81.  Klage  auf  HerstellBBg  der  bewelsoBdeB 

Form. 
88.  Urteil  als  Ersats  der  be welsoBdoB  Form. 

^  LegallsatloB. 

85.  Erfordenls  der  LegalisatloB. 
84.  Beweiskraft  der  LegallsatlOB. 

c)  BeehtUehe  BedeatBBg  der  ElBtragBBg 

TOB  iBderBBgOB. 

86.  BerechtIgBBg  BBd  TerplllektaBg  Back 
Hassgabe  des  PatoBtgeseties. 

86.  PatoBtamtllckes  BBd  gerlcktllckes  Ter- 
fkhreB. 

87.  BeftegBlsse  des  ElBgetrageBOB. 

88.  IbweleheBde  HelBBBg. 

89.  WIderlegBBg  der  abwelchoBdeB  Hel- 
BBBg. 

50.  BefkgBis   SBr  PatoBtlbertragBBg  BBd 
LUeBJiertellBBg. 

51.  iBderBBgOB  Ib  der  PersoB  des  Ter- 
treters. 


d)  Fonale  BedoBtBBg  der  BfntragBBy 
TOB  ÄBderBBgeB. 

S8.  FormalBBtBr  der  ElBtragBBg, 
SS.  ElBtragBBg  als  LegltimatlOB. 
SSa.  Tor  der  iJbertragBBg  begrlBdeto  Ab- 
sprfteko. 

54.  LegltimatlOB  des  eiBgotragOBOB  Ter- 
iauerers. 

55.  VermBtete   BereehttgBBg    des   Btage- 
tragOBOB. 

56.  ZwischeBfjbertragBBg  BBd  ElBtragBBg 
begrllBdete  iBsprlche. 

87.  BesckriBkte  t^bertragBBg. 

S7b.   WlrkBBg  des   ferslekts   doi   olBge* 

tragoBOB  PatoBtiBhaben. 
S7b.  Uaglltlre  CbertragBBg. 
87  c.  IriitBülebo  ElBtragBBg  Ib  die  Bolle. 

88.  übertragBBg  der  PatOBtaBmoldBB^. 

e)  YerkiltBls  der  BeteillgtOB  BBolBamdor. 

89.  iBBores  YerkiltBls  dor  BotolllgtoB. 
40.  StreltrerklbidBBg     BBd     NebMÜmtor- 

TOBtlOB. 

4L  YerpflIektBBg  aar  Benmagabe  des  aaf 
GrBBd  der  formalea  BefkgBls  ErlaBgtoB. 

in.  ElBSIcbt  der  PatoBtroUe  BBd  HltteÜBB^ 
der  ErtellBBgsakteB. 

a)  ElBsIckt  der  PatoBtrolle« 

48.  ElBslekt  der  Bolle  BBd  laiscklBn  der 

ElBSickt. 
48.  YoB  der  BeleksTerwaltBBg  gOBommoBe 

PatoBte. 
44.  FBr  die  Zwecke  des  Beeret  oder  der 

Flotte  gcBommoBe  PatcBte. 
48.  ElBsleht  der  BesckrelbBBgOB,  Zolck- 

BBBgeB,  Hodelle  oBd  Probeaticke. 

b)  ElBsIcbt  der  ErtellBBgsakteB. 

46.  AllgemelBes. 

47.  ÜbermItÜBBg  der  IktoB  bb  BekordoB. 

c)  ErtellBBg  TOB  IbsckiifteB  BBd  Ab»> 

SttgOB. 

48.  AllgemelBes. 

49.  Zar  YerSffcBtllckBBg  bestimmte  Aktes- 
sticke. 

60.  YoB    der    AbschrIflertellBBg    aBSgo- 

scklosseae  AktOBSticke. 
81.  ABspniek  aaf  AbsckrIftertellBBg. 
81a.  Aatrag  aaf  AbschrIftertellBBf . 
88.  BesckeuügBBgeB  aas  des  Aktes. 

lY.  YerSffeBtllchBBgeB  des  PatoBtamts. 

88.  BelcksBBselger  BBd  PateBtblatt. 

84.  PatoBtsekrlfteB  mmd  ABSstge  aas  des 

PatcBtschrlfteB. 
86.  Blatt  firPatoBt-,  Haster- BBd  Zelckes* 

wesoB. 
66.  BesBgsbedlBgBBgOB     der     YerSlfeBt- 

UekBBgeB. 


Patentrolle  und  Yeröffentlichungen  des  Patentamts* 

I.  Eintragungen  in  die  Patentrolle, 
a)  Allgemeines. 

1.  Bestimmiing  und  Einriclitung.  Bei  dem  Patentamte  wird 
eine  Bolle  geführt,  welche  über  alle  die  Patente  betreffenden 
Verhältoisse  Auskimft  geben  soll.  In  die  Patentrolle  sind  gem&fi 
§  19  PatG.  einzutragen:  der  Gegenstand  und  die  Dauer  der  er- 
teilten Patente,  der  Name  und  Wohnort  jder  Patentinhaber 
und  ihrer  etwa  bestellten  Vertreter,  Änderungen  in  der 
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Peracm  der  Patentinhaber  oder  ihrer  Vertreter,  femer  der  An- 
fang, der  Ablauf,  das  Erlöschen,  die  Erklärung  der 
Nicntigkeit  und  die  Zurücknahme  der  Patente.  Um 
dieser  Bestimmung  zu  entsprechen,  ist  die  Rolle  in  sieben  Spalten 
eingeteilt,  welche  folgende  Überschriften  tragen:  1.  Laufende 
Nummer;  2.  Gegenstand  des  Patents:  8.  Inhaber  des  Patents 
^ame  und  Wohnort);  4.  Vertreter  des  Patentinhabers  (Name  und 
Wohnort);  6.  Dauer  des  Patents  (Tag,  Monat,  Jahr);  6.  Erlöschen, 
Erklfirung  der  Nichtigkeit,  ZurQccDahme  des  Patents;  7.  Be- 
merkungen. In  die  Spalte  „Vertreter  des  Patentinhabers'*  wird 
nach  der  Praxis  des  Patentamts  nur  der  in  GemftMieit  des  §  12 
PatG.  bestellte  inländische^  Vertreter  eines  nicht  im  Inlande 
wohnenden  Patentinhabers  eingetn^en;  sonstige  freiwillig  bestellte 
Vertreter  sowie  gesetzliche  Vertreter  werden  dort  nicht  vermerkt 
(▼eigl.  PA.  PMZBl.  6  8;  Robolski  Th.  129;  Seligsohn  §  19  Nr.  3; 
Isay  f  19  Nr.  2).  In  die  Spalte  „Bemerkuneen'*  werden  einge- 
tragen die  Patentklasse,  das  Aktenzeichen  der  Erteilungsakten, 
nacntrfigliche  Beschrftnkungen  des  Patentanspruchs,  Urteile  auf 
Nichtigkeitserkifirung  oder  Zurücknahme  sowie  Änderungen  in 
der  Person  des  Patentinhabers  oder  seines  Vertreters  unter  Be- 
zugnahme auf  die  betreffende  Verfügung  des  Patentamts  und  die 
der  Änderung  zugrunde  liegenden  Urkunden  (Robolski  Th.  129)« 
FQr  die  Eintragungen  in  die  Bolle  sowie  fOr  die  auf  Grund  der- 
selben zu  erlassenden  Veröffentlichungen  werden  Kosten  nicht 
erhoben. 

8.  Nicht  zoUsslge  Bintragmigen.  Andere  Eintragungen  als 
die  gesetzUeh  vorg^chriebenen  dürfen  nicht  geschehen  ßPA« 
PMZBl.  6  8).  Es  ist  also  unzulässig,  Vorbenutzungsrecnte 
oder  Lizenzen  —  einschließlich  der  ausschlieilichen  Lizenzen 
—  einzutragen.  Auch  die  beschrflnkte  Übertngung  des  Patents, 
insbesondere  die  Bestellimg  oder  Erwirkung  eines  Pfandrechts, 
die  Bestellung  eines  Nießbrauchs  und  die  Einräumung  eines 
Ausnutzungsrechts  werden  nicht  eingetragen  (RG.  Str.  11 
269;  yeigl.  Nr.  11).  Ebensowenig  ist  die  Kolle  zur  Eintragung 
▼on  Vormerkungen  oder  Veräußerungsverboten  aui 
Grand  einstweiliger  Verfügungen  zur  Sicherunjg  eines  Anspruchs 
auf  künftige  Übertragung  des  ratentrechts  besümmt  (PA.  FMZ61. 
6  3;  RG.  G.  10  187;  B.  16  Nr.  111;  BobolsM  K.  §  19  Nr.  2;  vei^l. 
dagegen  auch  Eohler  687,  688;  Isay  §  19  Nr.  6).  Dagegen  ist  das 
Patentamt  befugt,  ihm  zur  Kenntnis  gebrachte  Anrest-  oder 
Pflbidungsbeschlüsse  zu  seinen  Akten  zu  vermerken,  obwohl  sie 
eine  malgebliche  Bedeutung  für  das  Patentamt  nicht  haben  (Ro- 
bolski Th.  186;  veigl.  §  6  Nr.  128).  Ein  Eintrag  ist  auch  nicht  zu- 
Ussig  in  bezug  auf  sdiwebende  Patentanmeldungen  oder 
nicht  durch  Patent  geschützte  Erfinderrechte.  Auch  wenn 
eine  derartige^  nicht  durch  das  Gesetz  vorgeschriebene  Eintragung 
in  einem  gerichtlichen  Urteile  angeordnet  oder  durch  andere  Be- 
hörden beultragt  sein  sollte,  hat  das  Patentamt  dem  nicht  Folge 
zu  leisten  (PA.  PMZBl.  6  8;  Isay  §  19  Nr.  6).  Die  Eintragung  hat 
endlich  gem&ft  §  28  Abs.  6  PatG.  auf  Antrag  zu  unterbleiben, 
wenn  es  sich  um  ein  im  Namen  der  Reichsverwaltung  für  die 
Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  nachgesuchtes  Patent 
handelt. 

K  e  n  t ,  Patantgeseta.  IL  8 
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8.  Eintragung  von  Amts  wegen*  Die  Eintragungen  in  die 
Bolle  geschehen  der  Regel  nach  von  Amts  wegen;  eine  Aus- 
nahme besteht  nur  hinsichtlich  der  in  der  Person  des  Patent- 
inhabers oder  seines  Vertreters  eingetretenen  Änderungen  (vergL 

Nr.  15). 

b)  Rechtliche  Bedeutung  der  Rolleneintrftge. 

4.  Beurkundende  Bedeutung  der  Bolleneinträge.  Die  Ein- 
tragungen in  die  Patentrolle  haben  zunächst  den  Zweck,  über  die 
ein  Patent  betreffenden  Reditsverhältnisse  Auskunft  zu  geben 
und  die  Tatsache,  daß  gewisse  Rechtsverhältnisse  begründet  oder 
wieder  beseitigt  sind,  in  sicherer  Weise  festzustellen  und 
zur  öffentlichen  Kenntnis  zja  bringen.  Die  Eintragungen  haben 
demnadi,  sofern  in  dem  Gesetze  nicht  ausdrücklich  anderes  be- 
stimmt ist,  nur  eine  beurkundende  Bedeutung;  sie  haben 
nicht  etwa  die  Bedeutung,  daß  erst  durch  imd  mit  der  Ein- 
tragung die  dadurch  beurkundeten  Rechtsverhältnisse  entstehen 
oder  erlöschen  QAi^.  PMZBl.  8  179,  JW.  02  98;  Robolski  Th. 
128,  129;  Seligsohn  §  19  Nr.  5;  Sel^hn  in  PBl.  86  60,  61; 
Stephan-Schmid  27;  Robolski  K.  §  19  Nr.  2;  Stenglein  §  19  Nr.  1; 
Allfeld  187;  Schanze  Reg.  22  und  66).  Die  Eintragungen  haben 
also  der  Regel  nach  keine  konstitutive,  sondern  deklaratorische 
Kraft.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  besteht  gemäß  der 
ausdrückliclien  Vorschrift  des  §  19  Abs.  2  PatG.  nur  insofern, 
als,  so  lange  eine  Änderung  in  der  Person  des  Patentinhabers 
oder  seines  gemäß  §  12  PatGr.  bestellten  Vertreters  nicht  in  der 
Rolle  vermerkt  und  durch  den  Reichsanzeiger  veröffentlicht  ist, 
der  frühere  Patentinhaber  und  der  frühere  Vertreter  nach  Maß- 

fabe  des  Patentgesetzes  berechtigt  und  verpflichtet  bleiben.    Die 
Bedeutung  dieser  Vorschrift  ist  später  zu  erörtern. 

5.  ünabhluigigkeit  des  Bestandes  des  Patents  von  der  Ein- 
tragung. Daher  ist  die  Rechtswirksamkeit  der  Erteilung  des 
Pa^nts,  sein  Ablauf,  sein  Erlöschen,  die  Nichtigkeit  und 
Zurücknahme  des  Patents  völlig  unabhängig  von  der  Eintragung 
dieser  Rechtsverhältnisse  in  die  Rolle  (vergl.  Isay  §  19  Nr.  19 ; 
Schanze  in  CB1F6.  1  385;  Schanze  R^.  22).  Viehnehr  ist  das 
Patent  rechtswirksam  erteilt  und  gegenüber  Dritten  rechtswirksam 
mit  der  Rechtskraft  des  fHeilungsbeschlusses ,  es  ist  abgelaufen 
mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  seine  Dauer  ihr  Ende  erreicht, 
erloschen  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  ein  Erlöschungsgrund 
—  Verzicht  oder  Versäumung  der  Gebührenzahlung  —  vorliegt, 
nichtig  und  zurückgenonunen  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  das 
auf  Nichtigkeitserklärung  oder  Zurücknahme  lautende  Urteil  rechts- 
kräftig wird  (RG.  PMZBl.  8  206;  JW.  00  397;  Robolski  Th.  129). 
Andererseits  hat  die  Löschimg  des  Patents  in  der  Patentrolle 
keinen  Einfluß  auf  den  Rechtsbestand  des  Patents,  wenn  dieses 
in  Wirklichkeit  nicht  für  nichtig  erklärt  oder  erloschen  ist;  die 
Eintragung  eines  Patents  ist  ohne  Wirkung,  wenn  das  Patent  in 
Wirklichkeit  nicht  erteilt  ist 

6.  Unabhängigkeit  der  Patentübertragung  und  des  Yer- 
treterverhältnisses  von  der  Eintragung.  Auch  nicht  einmal  die 
Rechtswirksamkeit  der  Übertragung  des  Patentrechts  ist  durch 
die  Eintragung  des  Übertragungsvermerks  bedingt  (PA.  PM2jB1. 
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5  3;  B6.  Str.  11  269;  PMZBl.  3  204,  205;  PMZBl.  8  206;  PMZBL 

6  239;  JW.  99  643;  PMZBl.  8  179,  JW.  02  98;  Schanze  in  ZgR. 
2  169;  Isay  §  19  Nr.  16;  Allfeld  191;  vergl.  RG.  G.  10  180;  PMZBL 
12  166 ;  vergl.  auch  §  6  Nr.  12).  Wer  das  Patent  rechtsgtiltig  er- 
worben hat,  kann  dasselbe  weiterveräußem,  ohne  daß  vorher  eine 
Eintragung  seines  Erwerbes  stattgefunden  hat.  Der  rechlsgtiltige 
Erwerber  hat  nicht  dem  zu  weichen,  welcher  nach  ihm  —  wenn 
auch  in  gutem  Glauben  —  das  Patent  von  demselben  Yeräußerer 
erworben  hat;  dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  spätere  Erwerber 
vor  ihm  die  Eintragung  in  die  Bolle  erwirkt  haben  sollte  (vergL 
§  6  Nr.  26).  Hieran  wird  auch  durch  die  Vorschrift  des  §  19 
Abs.  2  PatG.  nichts  g:eändert.  Demnach  ist  es,  wenn  das  Patent 
von  dem  E^erber  weiterveräußert  werden  ist,  auch  nicht  erforder- 
lich, daß  der  Zwischenerwerber  zur  Herstellung  der  Legitimation 
des  letzten  Erwerbers  in  die  Rolle  eingetragen  wird.  Ebensowenig 
ist  die  Entstehung  des  Vertreterverhältnisses  von  der  Ein- 
tragung in  die  Rolle  abhängig,  während  bezüglich  einer  Änderung 
oder  aes  Erlöschens  des  Vertreterverhältnisses  besonderes  gilt 
(vergl.  §  12  Nr.  17 ff.;  anders  beztifflich  des  Erlöschens  Seligsohn 
§  19  Nr.  10).  Es  besteht  also  der  —  adlerdings  nicht  sehr  wünschens- 
werte —  Rechtszustand,  daß  aus  der  Patentrolle  die  Person  des 
derzeitigen  Patentinhabers  nicht  mit  Gewißheit  zu  entnehmen  ist, 
und  daß  selbst  der  gutgläubige  Erwerber  des  Patentrechts,  wenn  er 
von  dem  einsetragenen  Patentinhaber  das  Patent  erwirbt,  nicht  mit 
Sicherheit  darain  rechnen  kann,  Inhaber  des  Patentrechts  zu 
werden,  weil  ein  früherer  anderer  Erwerber  des  Rechts  ihm  mög- 
licher Weise  vorgeht  (vergl.  RG.  PMZBl.  8  179,  JW.  02  98;  Isay 
§  19  Nr.  19;  AUfeld  191). 

7«  Beweisende  und  tats&ehliche  Bedeutung  der  BoUeneintrBge. 
Neben  ihrer  beurkundenden  Bedeutung  haben  die  Eintragungen 
in  die  Patentrolle  als  öffentUche  Urkimden  auch  eine  beweisende 
Bedeutung  dergestalt,  daß  die  dadurch  beurkundeten  Rechts- 
verhältnis in  Zivilprozessen  bis  zur  Erbringung  des  Gegen- 
beweises gemäß  §  416  CPO.  als  bewiesen  angesehen  werden 
müssen.  Die  Eintragungen  haben  öfters  auch  eine  erhebliche 
tatsächliche  Bedeutung,  indem,  wenn  das  Erlöschen  oder  die 
Nichtigkeitserklärung  oder  die  Zurücknahme  des  Patents  irrtüm- 
lich in  die  Rolle  eingetragen  und  demnach  auch  bekannt  gemacht 
worden  sind,  der  Beweis  wissentlicher  oder  grobfahrlässi^er 
Patentverletzung  für  die  Folgezeit  schwer  zu  führen  sein  wurd. 
Dagegen  besteht  andererseii»  nicht  etwa  eine  Vermutung  des  In- 
halts, daß  die  Einträge  in  die  Patentrolle  —  sei  es  für  sich  oder 
infolge  ihrer  späteren  amtlichen  VeröffentUchxmg  —  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gekommen  seien  (vergl.  Nr.  8;  §  36  Nr.  118  imd  128). 

c)  Berichtigung  der  Patentrolle. 

8.  Unrichtige  Eintragungen.  Es  besteht  die  Möglichkeit,  daß 
die  Eintragungen  in  die  Patentrolle  nicht  mit  der  Wirklichkeit 
übereinstimmen,  weil  z.  B.  ein  Patent,  welches  versagt  wurde, 
versehentlich  in  die  Rolle  eingetragen  ist,  oder  weil  Name  oder 
Wohnort  des  Patentinhabers  oder  seines  Vertreters  unrichtig  an- 
gegeben oder  überhaupt  ein  unrichtiger  Patentinhaber  oder  Ver- 
treter in  die  RoUe  eingetragen  ist,  oder  indem  die  Rolle  unrichtige 
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Angaben  über  Anfang,  Ablauf,  ErlöBchen,  Erklfirunff  der  Nichtigkeit 
oder  ZurQcknahme  des  Patents  enthält.  Die  unrichtige  Eintragung 
ist  dann  ohne  Einfluß  auf  das  materielle  Rechtsverhältnis,  d.  h.  die 
Rechte  des  wirklich  Berechtigten  werden  durch  die  Unrichtigkeit 
der  Eintragung,  da  diese  nur  beurkundender  Natur  ist,  nicht 
beeinträchtigt  (vergl.  Robolski  Th.  129).  Dies  gilt  trotz  der  Vor- 
schrift des  §  19  Abs.  2  PatG.  auch  dann,  wenn  irrtümlich  eine 
Änderung  in  der  Person  des  Patentinhabers  oder  seines  Vertreters 
in  der  JE^lle  vermerkt  ist  (vergl.  Nr.  37  c).  Dagegen  kann  die  un- 
richtige Eintragung  eine  tatsächliche  Bedeutung  insofern  haben, 
als  infolge  davon  der  Nachweis  des  Verschuldens  eines  Patent- 
verletzers  möglicherweise  erschwert  wird  (vergl.  §  36  Nr.  81  ff.). 

9.  Berichtigung  unrichtiger  Einträge.  Stellt  sich  die  Un- 
richtigkeit einer  Eintragung  heraus,  so  hat  das  Patentamt  jederzeit 
nicht  nur  auf  Antrag,  sondern  auch  von  Amts  w^en,  sobald  ihm 
die  Unrichtigkeit  zur  Eenntuis  kommt,  eine  Berichtigung  der 
Patentrolle  vorzunehmen.  Ein  Antrag  kann  nur  dann  nötig 
werden,  wenn  die  Unrichtigkeit  die  Person  des  Patentinhabers 
oder  des  Vertreters  betrifft  (veigl.  Nr.  10a).  Die  Berichtigung 
ist  nur  im  Falle  einer  offenbaren  Unrichtigkeit  statthaft,  und 
auch  nur  im  Falle  einer  Unrichtigkeit,  welche  auf  einem  Ver- 
sehen bei  Führung  der  PateniaroUe  beruht.  Irgend  eine  materielle 
Entscheidung  darf  im  W^e  des  Berichtigungsverfahrens  nicht  ge- 
troffen werden,  insbescmdere  ist  das  Patentamt  nicht  berechtigt, 
eine  Berichtigung  vorzunehmen,  welche  mit  dem  Beschlüsse  üb^* 
die  Erteilung  des  Patents  oder  mit  der  Patentschrift  nicht  im  iän- 
klange  steht;  es  wäre  vielmehr  alsdann  zunächst,  insow^t  dies 
zulässig  ist,  eine  Berichtigung  des  Erteilun^beschlusses  vor- 
zunehmen. Auch  ist  das  Patentamt  in  deigenigen  FäUen,  in 
welchen  die  Berichtigung  auf  Grund  der  Vorschriften  des  büi^r- 
Uchen  Rechts  beantragt  wird,  zur  Vornahme  der  Bmditifiung  nur 
dann  befugt,  wenn  ein  gerichtliches  Urteil  vorliegt  (ver)^  Nr.  10; 
vergl.  auch  Sdigsohn  §  19  Nr.  6). 

8a.  IrrtuBi  des  Antragstellers.  Eine  Bmchtigung  ist  im 
allgemeinen  auch  zulässig,  wenn  die  unrichtige  Eintragung  auf 
wiem  Irrtume  des  Antragstellers  beruht.  Anders  ist  es  nur 
im  Falle  des  Verzichts,  da  eine  Anfechtung  des  Verzichts  wegen 
Irrtums  nidit  stattfindet  (vergL  §  9  Nr.  9).  Der  Ansieht,  daß  das 
Patent,  auf  welches  irrtümlich  verzichtet  ist,  sogar  narti  seiner 
Löschung  in  der  RoUe  rechtlich  fortbestehe,  kann  daher  nicht  bei- 
getreten werden  (anders  Seligsahn  §  19  Nr.  6 ;  Allfeld  193). 

IOl  Klage  auf  Beriditigniuig.  Die  Beriditigung  der  Patent- 
rolle  kann  auch  Gegenstand  eines  Rechtsstreites  sein,  nämlich 
dann,  wenn  zvrischen  mehreren  Personen  Streit  darüber  besteht, 
wer  von  ihnen  rechtmäßiger  Inhaber  des  Patents  ist,  wie  dies 
namentlich  im  Falle  mehrfacher  Ü  bertragung  desselben  Patente 
auf  verschiedene  Personen  sowie  dann  vorkommen  kann,  wenn 
die  Rechtsgültigkeit  des  Übertragunesvertrages  in  Frage  steht» 
indem  entweder  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  behauptet  oder 
derselbe  angefochten  wird  (veigl.  PA.  PMZBl.  11  98;  SeligBohn 
I  19  Nr.  6;  Allfeld  196).  Das  Ein^etragensein  in  die  Patentrolle 
Kann  audi  als  Patentverletzung  sich  darstellen  und  Anlaß  zur 
abwehrenden  Klage  geben  (vergl.  §  4  Nr.  322).    In  Fällen  dieser 
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Axt  hat  das  Patentamt  dem  rechtskrfiftigen  die  BerichtigUDg  an- 
ordnenden Gerichtsurteile  stattzugeben. 

10  a.  Beriehtiffiuig  des  Patentinhabers  oder  Yertreters.  Liegt 
weder  ein  gerichtliches  Erkenntnis  noch  auch  ein  offenbares  Ver- 
sehen des  Patentamts  bei  Vornahme  der  Eintragung  in  die  BoUe 
▼or,  80  kann  eine  die  Berichtigung  der  Person  des  Patent* 
Inhabers  oder  seines  Vertreters  betreffende  Eintragung  in  die 
Rolle  nur  auf  den  in  beweisender  Form  zur  Kenntnis  des  Patent- 
amts gebrachten  Antrag  eines  dazu  Legitimierten  geschehen  (PA. 
PMZra.  6  16;  Isay  §  19  Ni:.  U;  veigl.  Nr.  16  ff.). 

n.  Änderungen  in  der  Person  des  Patentinhabers  nnd  seines 
Vertreters. 

a)  Allgemeines. 

11.  BegriSL  Auch  Änderungen  in  der  Person  des  Patent- 
inhabers und  semes  gemäß  §  12  PatG.  bestellten  Vertreters  sind, 
wenn  sie  in  beweisender  Form  zur  Kenntnis  des  Patentamts  ee- 
bracht  werden,  einzutragen.  Eine  Änderung  in  der  Person  des 
Patentinhabers  li^  vor,  wenn  das  Patentrecht  selbst  ganz  oder 
teilweise  übertragen  worden  ist,  nicht  dag^en,  wenn  nur 
einzelne  Befugnisse  aus  dem  Patente  oder  seine  Ausübung 
auf  einen  anderen  übertragen  werden.  Der  beschränkte  Er- 
werber und  dessen  Vertreter  werden  demnach  in  die  Bolle  nicht 
eiDgetrag^  vielmehr  nur  der,  welcher  entweder  Inhaber  oder 
Mitinhaber  des  Patents  geworden  ist.  .Eine  Ausnahme  findet  nur 
hinsichtlich  desjenigen  statt,  welcher  Patentinhaber  auf  Zeit 
geworden  ist,  da  er  während  dieser  Zeit  wirklicher  Inhaber  des 
Kechts  ist  Auch  die  Einräumung  eines  Ausnutzungsrechts, 
die  Bestellung  eines  Nießbrauchs  oder  eines  Pfandrechts, 
gleichviel  ob  dieses  freiwillig  besteUt  oder  im  Wege  der  Voll- 
streckung erwirkt  ist,  und  die  Einräumung  einer  Lizenz  werden 
nicht  eingetragen  (BG.  PMZBl.  12  166,  167;  Bobolski  Th.  184, 
136;  Seli^hn  §  19  Nr.  8;  Isay  §19  Nr.  3;  Stenglein  §  19  Nr.  1; 
Lieber  §  19  Nr.  3;  Klostermann  K.  §  6  Nr.  3;  Allfeld  193,  194; 
Bobolsla  K.  §  19  Nr.  2;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  19  Nr.  11;  veigl. 
PA.  PMZBl.  6  16,  16).  Nach  einer  anderen  Ansicht  sollen  nur 
Lizenzen  und  obligatorische  Ansprüche  auf  das  Patent  nicht  ein- 
getragen werden,  wohl  dagegen  au&er  der  Übertragung  der  Allein- 
oder  Mitinhaberschaft  die  Einräumung  eines  Ausnutzungsrechtes, 
Nießbrauchs,  Pfemdrechts,  Zwangsvollstreckungen  und  Arreste 
ps^ohler  637;  vergL  Bosenthal  §  19  Nr.  8;  veigL  dagegen  auch 
Nr.  2).  Eine  Änderung  in  der  Person  des  Patentinhabers  liegt 
auch  nicht  vor,  wenn  der  Konkurs  über  das  Vermögen  des 
Patentinhabers  erOfbet  wird;  der  Übeigang  des  Patents  auf  die 
Konkursmasse  ist  nicht  einzutragen  (SeÜgsohn  3.^  Aufl.  §  19 
Nr.  8;  anders  Kohler  637;  Isay  §  19  Nr.  6).  Die  Änderung  ist 
auch  dann  einzuladen,  wenn  es  sich  um  ein  namens  der  Beichs- 
verwaltung  für  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  nach- 
gesuchtes Patent  handelt,  dessen  Eintragung  in  die  Bolle 
ffemftß  &  23  Abs.  6  PatG.  unterblieben  ist;  mit  der  Eintragung 
der  Änderung  ist  dann  die  Eintragung  des  Patents  zu  verbinden 
(veigl.  §  23  Nr.  19  a). 
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12.  Einbringen  in  eine  Gesellscliaft.  Eine  in  die  Rolle  ein- 
zutragende Ändenmg  in  der  Person  des  Patentinhabers  li^ 
auch  vor,  wenn  ein  Patent  in  eine  Gesellschaft  dem  Eigen- 
tume  nach  eingebracht,  also  nicht  etwa  der  Gesellschaft  nur 
zum  Zwecke  der  Ausnutzung  überlassen  wird  (vergL  auch  Köhler 
537).  Im  Zweifel  wird  gemäß  §  706  BGB.  das  Eigentum  als  auf 
die  Gesellschaft  übertragen  angesehen,  wenn  das  Patent  nach  einer 
Schätzung  eingebracht  wird,  die  nicht  bloß  für  die  Gewinn- 
verteilung bestimmt  ist. 

13.  Wechsel  der  Firmeninhaber  und  Erlöschen  der  Firma. 
Ist  das  Patent  zu  gunsten  einer  Firma  eingetragen,  so  tritt  bei 
dem  Wechsel  der  Firmeninhaber  selbst  dann,  wenn  die  Er- 
werber der  Firma  zugleich  Rechtsnachfolger  in  das  Patent  sind, 
eine  Änderung  in  der  Person  des  Patentinhabers  ein  (vergl. 
§  6  Nr.  9).  Diese  Änderung  ist  indessen,  wenn  von  den  Erwerbern 
der  Firma  diese  beibehalten  wird,  nicht  in  die  Patentrolle  ein- 
zutragen, weil  dann  auch  ohnedies  der  Inhalt  der  Rolle  der  Wirklich- 
keit entspricht.  Es  gilt  also  der  jeweilige  Firmeninhaber,  dessen 
Person  sich  der  Regel  nach  aus  dem  Handelsregister  ergibt,  als 
der  nach  Maßgabe  des  Patentgesetzes  Berechtigte  und  Ver- 
pflichtete. Dies  muß  auch  dann  gelten,  wenn  die  Firma  zur  Zeit 
ihrer  Eintragung  eine  Handelsgesellschaft  war,  die  Gesellschaft  aber 
dann  aufgelöst  wurde  und  die  Firma  auf  einen  Einzelkaufinann 
übergegangen  ist.  Ist  die  Firma  gelöscht,  so  ist  der  letzte  In- 
haber als  Berechtigter  und  Verpflichteter  anzusehen  (RG.  PMZBL  8 
179,  JW.  02  98,  99;  vergl.  Kohler  537). 

14.  Prüfimg  der  RechtsgiUtigkeit  des  ÜbertragungsaJLtes 
und  der  Übertragung.  Die  ^denmg  in  der  Person  des  Patent- 
inhabers kann  am  einem  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  —  Ver- 
trag —  oder  auf  einer  Rechtsnachfolge  von  Todes  wegen  —  d.  h. 
auf  gesetzlicher  Erbfolge  oder  letztwill^er  Verfügung  —  beruhen. 
Gründet  sich  die  Änderung  auf  einen  Vertrag,  so  hat  das  Patent- 
amt nicht  zu  prüfen,  ob  der  Vertrag  in  formeller  oder  materieller 
Hinsicht  rechtsbeständig  ist;  es  genügt  vielmehr,  wenn  nach- 
gewiesen wird,  daß  der  übereinstimmende  Wille  der  bei  dem  Über- 
ü*agungsgeschäft  beteiligten  Personen  auf  eine  Übertragung  des 
Patentrechts  gerichtet  gewesen  ist.  Das  Patentamt  ist  zu  einer 
solchen  Prüfung,  welche  die  Anhörung  der  Beteiligten  und  nötigen- 
falls  eine  Beweisaufnahme  zum  Gegenstände^ haben  müßte,  gar 
nicht  berechtig.  Durch  die  Eintragung  der  Übertragung  in  die 
Patentrolle  wird  demnach  nicht  über  die  Rechtsgüitigkeit  des 
Übertragungsvertrags  entschieden;  vielmehr  steht  die  Entscheidmig 
hierüber  den  Gerichten  zu,  welche  im  Falle,  daß  der  Übertragungs- 
vertrag nachträglich  als  ungültig  sich  herausstellt,  eine  Berichti- 
gung der  Patentrolle  anordnen  können  (Andre  in  PBl.  79  358, 
369;  Robolski  Th.  133,  134;  Robolski  K.  §  19  Nr.  3;  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  19  Nr.  10;  vergl.  PA,  PMZBL  10  276;  Schanze  Reg.  35; 
vergl.  auch  Nr.  10).  Dagegen  ist  eine  Verfügungsbeschränkung 
des  Veräußerers  durch  etwaige  Zwangsvollstreckungen  von 
dem  Patentamte  zu  beaditen,  wenn  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckimg das  Allein-  oder  Miteigentum  des  Patents  auf  einen 
anderen  übergegangen  ist.  Überhaupt  ist  die  Frage,  ob  der  Über- 
tragende zu  der  Übertragung  befugt  gewesen  ist,  von  dem  Patent- 
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amte  immer  imd  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  der  Übertragende  als 
Patentinhaber  in  die  BoUe  eingetragen  ist.  zu  prüfen.  Darum  hat 
das  Patentamt,  wenn  die  Übertragung  im  Wege  der  Versteigerung 
im  Zwangsvollstreckungsverfahren  erfolg  sein  soll,  zu  prüfen,  ob 
die  Versteigerung  von  einer^dazu  berechtigten  Persoü  vorgenommen 
ist;  ist  ein  genchtlicher  Überweisungsbeschluß  im  Zwangs- 
▼ollstreckungsyerfahren  erlassen,  so  ist,  da  das  Gericht  zum  Er- 
lasse eines  Uberweisungsbeschlusses  nicht  befugt  ist,  der  Eintrag 
der  Änderung  überhaupt  abzulehnen  (veigl.  §  6  Nr.  131). 

b)  Antrag. 
a)  Allgemeines. 

16.  Leptimation  zu  dem  Antrage.  Die  in  der  Person  des 
Patentinhabers  oder  seines  Vertreters  eingetretenen  Änderungen 
werden  nur  dann  in  die  Bolle  eingetragen,  wenn  sie  dem  Patent- 
amt zur  Kenntnis  gebracht  sind,  woraus  sich  die  Notwendigkeit 
eines  Antrages  in  Fällen  dieser  Art  ergibt  (Kohler  536;  Isay 
§  19  Nr.  7).  Dies  gilt  auch  im  Falle  einer  im  Wege  der  Erbfolge 
eingetretenen  Änderung  (anders  Kohler  537).  Der  Antrag  kann 
nur  von  einem  dazu  Legitimierten  oder  dem  Vertreter  eines  solchen 
gestellt  werden;  es  genügt  nicht  etwa,  daß  beliebige  dritte  Personen 
ohne  den  Nachweis  ihrer  Legitimation  die  Änderung  zur  Kenntnis 
des  Patentamts  bringen.  Denn  ohne  den  Antrag  eines  Legiti- 
mierten läßt  sich  gar  nicht  entnehmen,  ob  der  betreffende  Bechts- 
akt  das  derzeitige  Bechtsverhältnis  wirklich  darstellt,  und  ob 
es  der  Wille  der  Beteiligten  ist,  auf  Grund  des  Bech1»akts  als- 
bald eine  Änderung  des  Vermerks  in  der  Patentrolle  vornehmen 
zu  lassen  (PA.  PBL  81 136;  Seligsohn  §  19  Nr.  9;  Isay  §  19  Nr.  10). 
Als  legitimiert  zur  AntragsteUun^  ist  nur  ein  bei  dem  in  Frage 
stehenden  Bechtsgeschäfte  Beteiligter,  also  der  Patentinhaber 
oder  dessen  Bechtsnachfolger,  anzusehen,  welche,  wenn  sie 
im  Auslande  wohnen,  zur  Antragstellung  le^timiert  sind,  auch 
wenn  ein  inländischer  Vertreter  gemäß  §  12  l^atG.  nicht  bestellt 
ist.  Wird  der  Antrag  von  einem  Dritten  eingebracht,  so  muß 
dieser  durch  eine  gehörige,  die  Antragsbefugnis  nachweisende  Voll- 
macht legitimiert  sein;  dies  gut  nicht  auch  für  den  cemäß  §  12 
PtttG.  bestellten  Vertreter,  welcher  ohne  besondere  Vollmacht  zur 
Antragstellung  befugt  ist  (veigl.  §  12  Nr.  23).  Auch  der  im  Aus- 
lande wohnende  &werber  ist  zur  Antragstellung  befugt,  ohne  daß 
er  einen  inländischen  Vertreter  bestellt  hat.  Gegen  den  den  An- 
trag zurückweisenden  Beschluß  findet  Beschwerde  gemäß  §  16 
PatG.  statt  (vergl.  §  16  Nr.  26). 

16.  Beweisende  Form  und  Annahme  des  Erwerbers.  Da  die 
Änderung  in  der  Person  des  Patentinhabers  oder  seines  Vertreters 
nur  dann  in  der  Bolle  vermerkt  und  veröffentlicht  wird,  wenn  sie 
in  „beweisender  Fonn^  zur  Kenntnis  des  Patentamts  gebracht  ist, 
so  muß  dem  Antrage  die  in  beweisender  Form  ausgestellte  Ur- 
kunde, durch  welche  der  Eintritt  der  Änderung  nachgewiesen  vnrd, 
beigefügt  sein ;  der  Antrag  selbst  bedarf  alsdann  der  beweisenden 
Form  nicht,  es  genügt  vielmehr  in  diesem  Falle  der  einfache 
schriftliche  Antrag  des  Erwerbers  oder  des  bisherigen  Patent- 
inhabers (Bobolski  Th.  133).  Ausreichend  ist  aber  auch  der  bloße 
einseitige  Antrag   des   Patentinhabers   ohne   Hinzufügung   einer 
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weiteren  Beweisurkunde,  wenn  ^mal  der  Antrag  in  beweisender 
Fonn  al)gefa&t,  und  sodann  schon  aus  dem  Antrage  für  sich  su 
entnehmen  ist,  daft  der  Wüle  des  Patentinhabers  auf  Eintragung 
des  neuen  Erwerbers  in  die  Bolle  gerichtet  ist  Der  Beibringung 
einer  AnnahmeerklArung  des  neuen  Erwerbers  bedarf  es  in 
diesen  sämtlichen  Fällen  nicht  (PA.  PBL  90  215;  Bobolski  Th. 
184;  Seligsohn  ^  19  Nr.  10;  Isav  §  19  Nr.  10  und  11).  Hat 
der  Erwerber  die  ÜbertnijB^unfpserjdärunff  des  VerAußerers  ange- 
nommen, so  ist  dadurch  ein  Vertragsvernftltnis  zwischen  den  Se- 
teiligten  zustande  gekommen,  was  zur  Folge  hat,  daß  die  Ober- 
tragungserklftrung  mcbt  mehr  widerrufen  werden  kann,  es  vielmehr 
dem  Yeräußerer,  wenn  er  zur  Anfechtung  dar  Übertragung  berech- 
tigt zu  sein  elaubtüberlassen  bleiben  muß,  die  Rückübertragung 
auf  gerichtlidiem  Wege  zu  verlangen  (PA.  PMZBL  11  98). 

ß)  Beweisende  Form. 

17.  Begriff.  Der  Ausdruck  „beweisende  Form''  besagt,  da6 
ein  voller  Beweis  der  Änderung  erbracht  sein  muß,  eine  Glaub- 
haftmachung im  Sinne  des  6  294  CPO.  genügt  nicht,  ebensowenig 
ein  nach  ausländischem  Rechte  etwa  zulässi^r  prima  facie  Beweis, 
wie  es  z.  B.  das  „AfGidavit''  des  amerikanischen  Rechts  ist  (PA. 
PMZBl.  8  58;  PMZBL  10  9;  PAiZBl.  18  156;  veigl.  dag^;en  auch 
PA.  PMZBL  7  130).  Die  beweisende  Form  liegt  vor,  wenn  über 
die  Änderung  entweder  von  einer  öffentlichen  Behörde  innerhalb 
der  Grenzen  ihrer  Amtsbefugnisse  oder  von  einer  mit  öffentlichem 
Glauben  versehenen  Person  innerhalb  des  ihr  zugewiesenen  Ge- 
schäftskreises eine  Urkunde  in  der  vorgeschriebenen  Form  auf- 
genommen oder  ausgestellt  ist,  oder  wenn  die  unter  einer  Privat- 
urkimde  desselben  Inhalts  befindliche  Unterschrift  in  gehöriger 
Weise  beglaubij^  ist  (PA.  PMZBL  8  58 ;  Robolski  Th.  133).  Hier- 
nach  genügt  die  Aufoahme  der  Urkunde  oder  die  Beglaubigung 
der  Unterschrift  durch  ein  deutsches  Gericht,  einen  deutschen 
Notar  oder  einen  deutschen  Konsul  (veigL  PA.  PMZBL  2  1(^; 
PMZBL  6  16).  Sonstige  Behörden  oder  Beamte  sind  gem&6  §  191 
des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Genchts- 
barkeit  zur  Beglaubigung  befu^,  sofern  eine  solche  Befugnis  kraft 
landesgesetzlicher  Vorschriften  besteht.  B^laubiffungen  durch 
kommunale  oder  polizeiliche  Beamte  werden  m'cfat  zugelassen 
(PA.  PMZBL  8  53;  StephanSchmid  27).  Ist  die  Übertragung  im 
Zwangsvollstreckungswege  geschehen,  so  genügt  das  Verstei^rungs- 

SrotokoU  des  Gerichtsvollziehers  oder  einer  sonstigen  mit 
er  Versteigerung  beauftragten  öffentlichen  Urkundsperson.  Für 
die  Form  der  B^laubigung  ausländischer  Urkunden  und  die 
Zuständigkeit  der  zur  Beglaubigung  befugten  Personen  ist  das  Recht 
des  betreffenden  Auslandsstaates  maßgebend  (PA.  PMZBl.  7  130). 

18.  Urkundenbeweis.  Ein  anderer  Beweis  als  der  Urkunden- 
beweis —  z.  B.  der  Zeugenbeweis  -:-  ist  ausgeschlossen,  da  nur 
Urkunden  eine  beweisende  Form  haben.  Es  senügt  nicht,  wenn 
eine  nicht  beglaubigte  Privaturkunde  eingereidit  würd  unter  dem 
Erbieten,  die  Echtheit  der  Unterschrift  vor  dem  Patentamte  oder 
einem  Beamten  desselben  anerkennen  zu  wollen.  Ist  die  Urkunde 
beglaubigt,  so  erstreckt  sich  die  Prüfung  des  Patentamts  auch  auf 
den  Beglaubigungsvermerk,  indem  die  Aufklärung  etwa  sich  dar- 
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ans  eiffebender  Bedenken  —  z.  B.  hinsichilich  der  Identitftt  des 
AiiflBtdlers  der  Urkunde  —  verlangt  werden  kann  (PA.  PMZBl. 

6  aoo,  aoi). 

IS.  Naekweis  des  YertreteryerhliltiiisBes.  Hat  ein  Bevoll- 
niftchtigter  die  Erklftmng  atoeeeben,  so  muß  nicht  nur  die 
Erkl&nuig  sondern  auch  dje  Vollmacht  in  beweisender  Form 
aiiqgestelit  sein.  Hat  ein  gesetzlicher  Vertreter  die  Er- 
kUlnin^  abgegeben,  so  muß  der  Nachweis  seiner  Yertretunffs- 
befoffnis  in  beweisender  Form  geliefert  werden  (PA.  PMZBl.  12  Ito). 
Ist  dieser  Nachweis  durch  ausländische  Urkunden  zu  erbringen, 
so  genügt  die  im  Auslande  dafQr  übliche  Form,  sofern  diese  im 
Inlande  bekannt  und  nicht  als  offenbar  unzulän^ch  anzusehen  ist 
Froher  wurde  von  dem  Patentamte  anffenonunen,  dai  in  beiden 
Beziehxmffen  Bedenken  gegen  das  Affidavit  des  amerikanisdien 
Bechts  mcht  bestehen  (PA.  PMZBL  7  130).  In  späteren  Fällen 
wurde  dagegen  die  vor  einem  amerikanischen  Notar  über  die  Yer- 
tretongsbefc^piiüs  abgegebene  Erkli&rung,  weil  hierdurch  nur  ein 
prima  lacie  Beweis  eibracht  werde,  nicht  für  genügend  erachtet, 
Tielmelu*  ist  die  Bescheinigung  eines  Notars  verlangt  worden 
(PA.  PMZBL  10  9;  PMZBl.  12  156,  157). 

90.  Erbfolge  und  YermSchtnis.  Ist  der  Patentinhaber  ver- 
storben, so  ist  der  Nachweis  der  Erbnachfolge  in  beweisender 
Form  durch  öffentliche  Urkunden  —  hauptsächlich  durch  Erb- 
sehein —  zu  Uefem  (PA.  PMZBL  8  267;  vergL  §§  2353ff.  B&B). 
Ist  das  Patent  äwrck  Vermächtnis  übertragen,  so  hat  nach 
{  2174  BGB.  der  Bedachte  gegen  die  Erben  einen  obligatorischen 
Anroruch  auf  Übertragung  des  Patentredits;  der  Nachweis  der 
Reratsnachfol^e  des  Biedachten  kann  demnach  nur  durch  Vorlage 
einer  in  beweisender  Form  ausgestellten  Erklärung  der  Erben  ge- 
führt werden  (Kohler  630;  Bobolski  Th.  183;  Seligsohn  §  19  Nr.  10). 

20  a.  Auflösung  von  juristisehen  Personen  und  Gesell« 
aehaften.  Löst  eine  juristische  Person  oder  eine  Gesellschaft 
sich  auf,  so  steht  dies  nicht  ohne  weiteres  dem  Tode  einer 
physischen  Person  gleich;  es  ist  daher  der  Regel  nach  der  Antrag 
auf  Umschreibung  des  Patents  durch  die  Liquidatoren  zu  stellen. 
Anders  ist  es  dagegen  im  Falle  der  Fusion  zweier  Aktien- 
ffesellschaften  ohne  Liquidation  und  der  Umwandlung  einer 
GeseUschaft  mit  beschränkter  Haftung  in  eine  Aktiengesellschaft, 
da  alsdann  eine  Universalsukzession  gleichwie  bei  der  Erbfolge 
eintritt;  die  Umschreibung  ist  dann  aiu  Grimd  der  Bescheinigung 
des  Registenichters  zu  vollziehen  (PA.  PMZBL  8  257). 

y)  Erzwingbarkeit  der  beweisenden  Form. 

81.  Klage  auf  Herstelluiiff  der  beweisenden  Form.  Liegt 
über  das  Rechtsgeschäft  der  Übertragung  des  Patentrechts  eine 
in  beweisender  Form  ausgestellte  Urkunde  nicht  vor,  so  steht 
dem  Erwerber^  sofern  der  Übertragungsakt  an  sich  rechtsgültig 
▼oigenommen  ist,  gegen  den  Veräußerer  ein  klagbarer  Anspruch 
auf  Erfüllung  der  formellen  Voraussetzungen  der  Eintragung  m  die 
Rolle  zu ;  denn  die  Erf ülluna;  der  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  gehört  zu  den  aus  dem  Übertragungsvertrage  sich 
eigebenden  ObUegenheiten  des  Veräu^rers  (OLG.  Karlsruhe  G. 
10  211;   BG.  G.  10  180,  Civ.  Sl  56;   Seligsohn  §  6  Nr.  3).    Ein 
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gleicher  klagbarer  Anspruch  steht  dem  Yermftchtnisnehmer  gegen 
den  die  formelle  Übertragungserklftning  verweigernden  Erben  zu 
(Robolski  Th.  133). 

22.  Urteil  als  Ersatz  der  beweisenden  Form.  Das  auf  eine 
solche  Klage  ergangene  oder  überhaupt  auf  Verurteilung  zur  Ab- 
gabe der  Ubertragungserklärung  lautende  rechtskräftige  Er- 
kenntnis ist  gemäß  §  894  CPO.  eine  öffentliche  Urkunde,  aus 
welcher  die  Übertragung  sich  in  beweisender  Form  ergibt  (PA. 
PMZBL  6  16;  Kohler  536;  Robolski  Th.  133;  Seligsohn  §  19  Nr.  13; 
Isay  §  19  Nr.  10  und  17).  Ein  vorläufig  vollstreckbares  Urteil 
hat  diese  Wirkung  nicht;  es  wird  dadurch  auch  kein  Anspruch 
auf  Eintragung  emer  Vormerkung  begründet.  Einstweilige  Ver- 
fügungen können  erlassen  werden,  sie  haben  aber  —  ebenso  wie 
das  vorläufig  vollstreckbare  Urteil  —  nur  die  Wirkung  eines  ge- 
richtlichen Verbots;  ein  Anspruch  auf  Eintragung  in  die  BoUe 
besteht  daraufhin  nicht  (yergl.  Nr.  2 ;  anders  Komer  636).  Aus- 
ländische Urteile  haben  die  erwähnte  Wirkung  nur  dann,  wenn 
die  Voraussetzungen  vorliegen,  unter  welchen  ein  ausländisches 
Urteil  im  Inlande  ziu*  VoUstreckimg  gelangen  kann  (vergl.  §§  722 
und  723  CPO). 

d)  Legalisation. 

28.  Erfordernis  der  Legalisation.  Durch  das  Reichsgesetz 
vom  1.  Mai  1878  (BGBl.  89)  ist  bestimmt,  daß  die  von  einer  in- 
ländischen  OffentUchen  Behörde  oder  von  einer  mit  öffentlichem 
Glauben  versehenen  Person  des  Lilandes  aufgenommenen  oder 
angestellten  Urkunden  zum  Gebrauche  im  L[ilande  einer  L^ali- 
sation  nicht  bedürfen,  imd  da&  zur  Annahme  der  Echtheit  emer 
Urkunde,  welche  als  von  einer  ausländischen  öffentlichen  Behörde 
oder  von  einer  mit  öffentlichem  Glauben  versehenen  Person  des 
Auslandes  ausgestellt  oder  aufgenonmien  sich  darstellt,  die  Le- 
galisation durch  einen  Konsul  oder  Gesandten  des  Beichs  genü^ 
Urkunden,  die  in  Österreich-Ungarn,  in  der  Herzegowina  oder  m 
Bosnien  von  einem  Gericht  aufgenommen  oder  beglaubigt  sind, 
bedürfen  keiner  Legalisation,  ebensowenig  Urkunden,  welche  in 
diesen  Gebieten  von  einem  Notar  aufgenommen  oder  beglaubigt 
sind,  wenn  die  Unterschrift  des  Notars  von  dem  Gericht  beglaubigt 
ist  (BGBl.  81  4,  253). 

24.  Beweiskraft  der  Legalisation.  Die  Legalisation  soll  dem 
Patentamt  die  Gewißheit  davon  verschaffen,  da&  das,  was  nach 
Form  und  Lihalt  den  Anschein  öffenthchen  Ursprungs  erweck±, 
auch  in  Wirklichkeit  von  einer  Behörde  oder  Urkundsperson  her- 
rührt; durch  sie  wird  festgestellt,  daß  die  Urkunde  vom  Aus- 
steller unterschrieben  ist,  daß  dieser  die  amtliche  Eigen- 
schaft besitzt,  die  er  sich  in  der  Urkunde  beilegt,  und  encDicfa, 
daß  er  sie  in  dieser  amtlichen  Eigenschaft  unterschrieben  habe. 
Der  Legalisation  kann  der  weitere  Vermerk  beigefügt  sein,  daß 
der  Beamte,  dessen  Unterschrift  b^laubigt  wird,  zur  Ausstellung 
von  Urkunden  der  vorhegenden  Art  nach  den  Gesetzen  seines 
Landes  befugt  sei.  Ist  ein  solcher  Vermerk  nicht  vorhanden,  so 
hat  das  Patentamt  nach  den  Umständen  des  Falles  zu  entscheiden, 
ob  anzunehmen  ist,  daß  die  durch  die  Legalisation  nach^wiesene 
Amtseigenschaft  der  Urkundsperson  auch    ihre   BeAhigung  zur 
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Fertigung  des  betreffenden  Aktes  klarstellt,  wie  z.  B.  die  Befug- 
nis emes  ausländischen  Notars  zur  Beglaubigung  von  Unterschriften 
kaum  in  Zweifel  zu  ziehen  sein  wird.  Hiernach  wird  der  Nach- 
weis der  Zuständigkeit  der  ausländischen  Urkundsperson  niur 
anter  besonderen  YerhftltDissen,  wenn  entweder  die  Urkimds- 
person  oder  die  Art  der  von  ihr  entwickelten  Tätigkeit  Bedenken 
erregt,  zu  erfordern  sein  und  nicht  die  Regel  bilden  (vergl.  EG» 
PMZBL  6  159  ff.). 

c)  Rechtliche  Bedeutung  der  Eintragung  von  Än- 
derungen. 

25.  Bereehti^unff  und  Yerpfliehtimg  nach  Maßgabe  des 
Patentgesetzes.  Die  Unterlassung  der  Ein&agung  von  Änderungen 
in  der  Person  des  Patentinhabers  oder  seines  Vertreters  hat  zur 
Folge,  daß,  so  lange  ^eses  und  die  außerdem  vorgeschriebene 
Veröffentlichung  durch  den  Reichsanzeiger  nicht  geschehen  ist, 
nach  Vorschrift  des  zweiten  Satzes  des  §  19  Abs.  2  PatG.  der 
frohere  Patentinhaber  und  der  frühere  Vertreter  des  Patent- 
inhabers nach  Maßgabe  des  Patentgesetzes  berechtigt 
und  verpflichtet  bleiben  (Schanze  in  ZgR.  2  169).  Von  der 
anderen  Seite  betrachtet  ist  der  Sinn  dieser  Bestimmung  der,  daß 
bis  zur  Eintragung  und  Yeröffentlichimg  der  neue  Patentinhaber 
und  der  neue  Vertreter  nicht  nach  Maßgabe  des  Patentgesetzes 
berechtifft  und  verpflichtet  werden.  Die  Vorschrift  des  zweiten 
Satzes  des  §  19  Abs.  2  PatG.  gilt  nur  für  den  Patentinhaber  und 
desssen  Vertreter,  nicht  aber  für  den  Anmelder  und  dessen  Ver- 
treter, wenn  eine  Rechtsnachfolge  in  die  Anmeldung  stattgefunden 
hat,  da  das  Gesetz  eine  Eintragung  des  Anmelders  oder  seines 
V^iareters  in  die  Rolle  und  eine  diesbezügliche  Veröffenthchimg 
—  auch  nach  Erlaß  des  Bekanntmachungsbeschlusses  —  nicht 
kennt  (R6.  PMZBL  10  76).  Dagegen  ist  gemäß  §  130  BGB.  eine 
Änderung  in  der  Person  des  Anmelders  erst  mit  dem  Zeitpirnkte 
für  das  Patentamt  rechtlich  wirksam,  in  welchem  ihm  die  Er- 
klärung über  den  Eintritt  der  Änderung  zugeht;  dies  hat  ins- 
besondere zur  Folge,  daß  eine  Beschwerde  des  Rechtsnachfolgers 
nur  dann  zulässig  ist,  wenn  er  mindestens  gleichzeitig  die  Rechts- 
nachfolge dem  Patentamt  zur  Kenntnis  bringt  (PA.  PMZBl.  9  278; 
Kohler  307).  Für  die  rechtliche  Bedeutung  der  Vorschrift  des 
§  19  Abs.  2  PatG.  ist  es  wesentlich,  daß  nicht  etwa  allgemein  die 
Berechtigungen  und  Verachtungen  des  Erwerbers  eines  Patents 
und  des  neu  bestellten  Vertreters  von  der  Eintragung  und  Ver- 
öffentlichung abhängig  gemacht  sind,  sondern  daß  eine  Be- 
schränkung nur  hinsichthch  der  nach  Maßgabe  des  Patent- 
gesetzes eingeräumten  Rechte  und  Pflichten  besteht. 

86*  Patentamtliches  und  gerichtliches  Verfahren.  Zu  allen 
deigenigen  Handlungen,  die  in  Ansehung  des  Patents  nach  Maß- 
gabe des  Patentgesetzes  vor  dem  Patentamt  oder  vor  den  Ge- 
richten vorzunehmen  sind,  ist  daher  nur  diejenige  Person,  die  als 
Inhaber  eingetragen  ist,  aktiv  und  passiv  legitimiert  (RG. 
PMZBL  8  206).  Der  in  die  Rolle  Eingetragene  ist  nicht  allein  in 
dem  Verfahren  in  Patentsachen  sondern  auch  im  gericht- 
lichen Verfahren  zur  Geltendmachung  der  Rechte  aus  dem  Patente 
ausscUießhch  befugt  (OLG.  Hamburg  PMZBl.  10  41;  RG.  PMZBL 
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8  179,  JW.  02  98;  PMZBl.  9  101,  102,  JW.  02  97,  98;  PMZBL 
12  167;  KoUer  530  S.;  Andrö  in  PBl.  79  366;  Schanze  R^.  46; 
Seligsobn  8.  Aufl.  §  19  Nr.  11 ;  veigl.  Eioetermann  E.  §  6  Nr.  2). 
Der  eingetragene  Inhaber  ist  auch  berechtigt,  einen  gerichtlichen 
oder  aiäeigerichtlichen  Yeigleich  über  die  Folgen  emer  Patent- 
verletzung zu  schließen.  Ausnahmen  gelten  im  Falle  der 
Eonkurseröffiiung,  indem  der  Übeigang  auf  die  Konkursmasse 
nicht  in  die  Rolle  eingetragen  wird,  im  Falle  des  Todes  des 
eingetragenen  Inhabers,  insoweit  die  Passivlegiümation  in  Frage 
kommt,  mdem  die  gegen  den  verstorbenen  eingetragenen  Inhab^ 
zu  richtenden  Klagen  den  Erben  zugestellt  werden  können  (veigl. 
Kohler  584,  535)  und  bei  ungiltiger  oder  irrtümlicher  Ein- 
tragung (veigh  Nr.  33  a,  37  b  und  37  c). 

27.  Befugnisse  des  Eingetragenen«  Abgesehen  von  den  er- 
wähnten Ausnahmen  ist  der  eingetragene  und  im  Reichsanzeiger 
veröffentlichte  Patentinhaber  '—  und  zwar  unter  Ausschluß  jeden 
Gegenbeweises  -^  ausschlieMich  befugt:  1.  ein  Zusatzpatent 
anzumelden  (S  7  Abs.  1  PatG.);  2.  Stundung  oder  Erlaß  der 
Gebühren  zu  beantragen  (§  8  Abs.  4  PatG.);  3.  auf  das  Patent  su 
verzichten,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  materiell  einem 
anderen  das  Patentrecht  oder  ein  beschrftnld»s  Recht  an  dem 
Patente  zusteht  (§  9  PatG.;  veigl.  Nr.  37a);  4.  einen  Vertreter 
gemäß  §  12  PatG.  zu  bestellen;  6.  Patentverlelzungen  mit  der  ab- 
wehrenden Klage  oder  Feststellungsklage  zu  verfolgen  (§  4 
PatG.);  6.  deswegen  Entschädigung  zu  verlangen  (§  35  Pati&.): 
7.  oder  Strafverfolgung  und  Buße  zu  beantragen  (§§  36  nna 
37  PatG.). 

Andererseits  sind  die  Klagen  im  Nichtigkeits-  oder 
Zurücknahmeverfahren  sowie  die  Klagen  auf  Feststellung 
des  Patentumfanges,  der  NichtkoUision  mit  einem  anderen  Patent 
imd  der  Nichtabhängigkeit  gegen  den  eingetragenen  Pat^it* 
Inhaber  zu  richten  mit  der  Maßgabe,  daß  das  urteil  auch  fOr 
und  gegen  den  wirklichen  Inhaber  wirksam  ist  (§  29  PatG.; 
Kohler  534;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  19  Nr.  11).  Gleiches  gilt  von 
der  Enteignungsverfügun^  gemäß  §  5  Abs.    2  PatG.    Der   ein- 

fetragene  Patentinhaber  ist  auch  zur  Lizenzerteilung  gemäß  §  11 
[r.  2  PatG.  verpflichtet  Alle  Zustellungen,  welche  seitens 
des  Patentamts  an  den  Patentinhaber  zu  richten  sind,  erfolgen 
nur  an  den  eingetragenen  Inhaber  oder  an  dessen  in  die  RoUe 
eingetragenen  Vertreter;  nur  sie  sind  zu  laden,  wenn  das  Gesete 
eine  Ladimg  und  Anhörung  des  Patentinhabers  vorschreibt, 
und  alle  das  Patent  betreffenden  Verhandlungen  sind  mit  ihnen 
zu  führen  (§§  15,  29  Abs.  1,  30  Abs.  2  und  3  PatG.;  VO.  11/7. 
91  §  15;  vergl.  PA.  PMZBl.  6  16).  Danach,  ob  der  eingetragene 
Patentinhaber  im  In-  oder  Auslande  wohnt,  richtet  sich  auch  die 
Verpflichtung,  einen  Vertreter  gemäß  §  12  PatG.  zu  bestellen. 

28.  Abweichende  Meinung.  Die  hier  vertretene  Ansicht, 
wonach  die  Eintraffung  des  Patentinhabers  in  die  Rolle  Voraus- 
setzung für  die  Geltendmachung  des  Patentrechts  sowohl  in  dem 
Verfahren  vor  dem  Patentamt  als  in  dem  Verfohren  vor  den 
Gerichten  ist,  ist  keineswegs  unbestritten.  Eine  abweichende 
Meinung  stand  und  steht  bisher  auf  dem  Standpunkte,  daß  eine 
Beschränkung  der  Rechte  des  nicht  eingetragenen  Patentinhabers 
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nur  in  dem  Yerfahren  vor  dem  Patentamt  mid  vor  dem 
Bekh^gericbt  als  Benifongsinstanz,  nicht  aber  in  dem  gericht- 
lichen 7erfahren  in  Yerletzmigsprozessen  eintrete;  diese 
Meinung  war  namentlich  in  früheren  Keichsgerichtsentecheidmigen 
Tertreten  (R&  PMZBl.  8  204,  205;  PMZBl.  6  239,  JW.  99  643). 
Die  abweichende  Ansicht  wird  hauptsfichlich  damit  begründet, 
daß  die  gerichtlich  geltend  zu  machenden  Rechtsansprüche  nicht 
solche  ^nach  Ma£^be  des  Gesetzes''  seien,  die  abwehrende  Klage 
um  deswillen  nicht,  weil  sie  in  dem  Patentgesetz  überhaupt  nicht 
genannt  sei,  die  Entsch&digungsklage  und  das  Recht  auf  Straf- 
Terfolgung  deshalb  nicht,  weil  sie  nicht  dem  Patentinhaber  als 
sol^em,  sondern  a%emein  dem  „Verletzten''  oder  .Beschädigten" 
Zugestanden  seien  (Kobolski  Th.  130,  131;  RobolsM  K  §  19  Nr.  2; 
Stenglein  §  19  Nr.  1;  Isay  §  19  Nr.  16;  Allfeld  190ff.;  vergl. 
auch  Schanze  in  ZgR.  2  169,  170,  in  GBIFG.  1  379,  380  und 
in  Zeitfichr.  f.  Int  Priv.  u.  StrR.  8  238). 

29.  Widerlegung  der  abweiehenden  Meinung.  Einer  solchen 
Awifaflsung  der  ßestunmung  des  §  19  Abs.  2  PatG.  ist  indessen 
entg^enzuhalten ,  da&  auch  die  zivilrechtlichen  und  straf- 
rechtlichen Rechtsmittel  des  Patentinhabers  ausschlieMich  auf 
dem  Patentgesetze  beruhen  und  demnach  nach  Maßgabe 
dieses  Gesetzes  gewährt  sind,  indem  diese  Rechtsbehelfe  sich  aus 
sonstigen  zivilrechtliehen  oder  strafrechtlichen  Vorschriften  nicht 
begründen  lassen  (vergL  RG.  PMZBL  9  102,  JW.  02  97).  Es  ist 
anch  auf  die  Fassung  des  §  12  PatG.  hinzuweisen,  welcher  bei 
Feststellung  der  Befugnisse  des  inländischen  Yerlareters  eines  im 
Auslände  webenden  Patentinhabers  ausdrücklich  neben  „dem 
nacb  Maßgabe  dieses  Gesetzes  stattfindenden  Verfahren^  die  das 
Patent  betreffenden  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  sowie 
die  Strafverfolgung  erwähnt,  während  in  §  19  ganz  allgemein 
von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Patentinhabers  nach  lut^gabe 
des  Patentgesetzes  die  Rede  ist,  und  daher  eine  Beschränkung  in 
Hinsieht  auf  das  nach  Ma6giU)e  des  Gesetzes  stattfindende  Ver- 


fahren keinesw^s  ausgesprochen  ist  (Eohler  630ff.;  vergl.  RG. 
PMZBL  9  102,  JW.  OB  97;  vergl.  auch  Andre  in  PBl.  79  364ff:). 
Es  kann  sehlie&Iicfa  auch  der  §  4  des  Gebrauchsmustergesetzes 
herangezogen  werd^  wonach  das  durdti  die  Mustereintragung  ge- 
währte Scnutzrecht  dem  „Eingetragenen''  zusteht  (vergl.  auch  LG. 
Beilin  Z^  8  269).  W^m  von  emer  Seite  (Allfeld  192)  geltend 
gemacht  wird,  daß  nach  der  hier  vertretenen  Meinung  eine  Patent- 
Verletzung  nianals  von  einem  Ausnutzungsberecht^gten  verfolgt 
werden  könne,  da  die  Überixagung  des  Ausnutzungsrechtes  über- 
luuipt  nicht  in  der  Rolle  vermerkt  werde,  so  wird  dabei  über^ 
sdien,  da6  die  Einräumung  des  Ausnutzungsrechts  nicht  eine 
Änderung  in  d^  Person  des  Patentmhabers  im  gesetzlichen  Sinne 
daistellt  (veigL  Nr.  11  und  37). 

89.  Befunds  ziur  Patentubertragong  und  Lizenzerteilung» 
Diejeniffen  Benignisse  des  Patentinhabers,  welche  nicht  zu  den 
nach  Mafigabe  des  Patentgesetzes  bestehenden  Be- 
rechtigungen und  Verpflichtungen  gehören,  kann  der 
&werb^  des  Patentrechts  auch  schon  vor  seiner  Eintragung  in 
die  Rolle  ausüben,  wie  andererseits  der  noch  in  die  Rolle  einge- 
tragene  Inhaber  zu  solchen,   außerhalb   der  Bestimmungen  des 
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Patentgesetzes  liegenden  Akten  nicht  berechtigt  erscheint,  sofern 
ihm  das  Patentrecht  materiell  nicht  mehr  zusteht.  Denn  der 
materielle  Bechtsübergang  ist  durch  die  Eintragung  in  die  Bolle 
nicht  bedingt  (Kohler  530;  vergl.  Nr.  6  und  §  6  Nr.  12).  Ins- 
besondereist—  unabhängig  von  der  Eintragung  —  nur  der  wirklich 
Berechtigte  zur  unbeschränkten  oder  beschränkten  Übertragung 
des  Patents  und  zur  Einräumung  von  Lizenzen  befugt.  Wer 
von  dem  wirklich  Berechtigten  das  Patent  erworben  hat,  wird  da- 
her Patentinhaber,  imd  zwar  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  er  in  die 
Bolle  eingetragen  ist,  und  auch  selbst  dann,  wenn  ein  anderer  in- 
zwischen in  die  Bolle  eingetragen  sein  sollte  (vergl.  Nr.  6).  Dies 
gUt  namentlich  im  Falle  mehrfacher  Veräußerung  desselben  Patents 
(vergl.  §  6  Nr.  26;  vergl.  auch  Schanze  Beg.  39).  Gesen  den  zu 
Unrecht  Eingetragenen  ist  dann  eine  Klage  auf  Bericmtigung  der 
Bolle  begründet  (vergL  §  4  Nr.  322). 

31.  JLndenmgen  in  der  Person  des  Yeitreters.    Was  die 

Folgen  der  Nichteintragung  einer  Änderung  in  der  Person  des 
Vertreters  anlangt,  so  ist  zu  beachten,  daß  es  sich  dabei  nur 
um  den  gemäß  §  12  PatG.  bestellten  Vertreter  handelt,  da  ein 
anderer  Vertreter  nicht  in  die  Patentrolle  eingetr^en  wird. 
So  lange  die  Bestellung  eines  neuen  Vertreters  an  Stelle  des 
früheren  oder  das  Erlöschen  der  Vertretungsvollmacht  nicht  ein- 
getragen ist,  ist  nur  der  frühere  noch  eingetragene  Vertreter  zur 
Ausübung  der  Vertretimgsbe&gnis  berechtigt;  nur  mit  dem  ein- 
getragenen Vertreter  hat  das  Patentamt  zu  verhandeln.  Auch 
sonstigen  dritten  Personen  gegenüber  ist  allein  der  in  die  Bolle 
eingetragene  Vertreter  legitimiert.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  den 
Dritten  eine  etwa  inzwischen  eingetretene  Änderung  in  der  Person 
des  Vertreters  zur  Kenntnis  gebracht  sein  sollte  (anders  Köhler 
421,  422).  Andererseits  muß  der  Patentinhaber  die  Handlungen 
des  noch  eingetragenen  Vertreters  und  die  gegen  diesen  ergangenen 
Entscheidungen  gegen  sich  gelten  lassen,  trotzdem  das  Vertreter- 
verhältnis in  WirUichkeit  nicht  mehr  besteht  (BG.  G.  5  246S., 
JW.  86  43,  44).  Unter  einer  Änderung  in  der  Person  des  Ver- 
treters ist  auch  das  Erlöschen  des  Vertreterverhältnisses  zu 
verstehen  (vergl.  Nr.  6).  Ist  die  Vertreterbestellung  ungültig  oder 
irrtümlich  in  die  Bolle  eingetragen,  so  kommt  der  §  19  Abs.  2 
PatG.  nicht  zur  Anwendung;  vielmehr  ist  die  im^ltige  oder 
irrtümliche  Eintragung  ohne  Wirkung  (vergl.  Nr.  37b  und  37c). 

d)  Formale  Bedeutung  der  Eintragung  von  Ände- 
rungen. 

32.  Formalnatur  der  Eintragung.  Die  Vorschrift  des  §  19 
Abs.  2  PatG.  über  die  Bedeutung  der  Eintragung  des  Bechts- 
nachfolgers  des  Patentinhabers  in  die  Bolle,  von  der  dessen  Aktiv- 
imd  Passivlegitimation  abhängig  ist,  hat  einen  formalen 
Charakter,  sie  hindert  nicht,  da&  das  Eigentum  an  dem  Patent 
einer  anderen  Person  zustehen  kann  als  derjenigen,  die  noch  ein- 

fetragen  ist,  da  die  Bechtswirksamkeit  der  Übertragung  eines 
'atents  von  der  Eintragung  in  die  Bolle  unabhängig  ist  (vergL 
BG.  PMZBl.  9  101,  102,  JW.  02  97;  vergl.  auch  §  6  Nr.  12). 
Andererseits  wird  die  Übertragung  auch  nicht  durch  die  Eintragung 
ersetzt,  indem  die  Umschreibung  in  der  BoUe  nicht  die  zivi£ 
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rechtliche  Wirkui^  einer  Übertragung  des  Patentrechts  hat  (vergl. 
Nr.  35).  Es  ist  dbther  sogar  möghch,  daß  ein  auf  Grund  eines 
Übertragungsaktes  in  die  KoUe  Eingetragener  in  Wirklichkeit  gar 
nicht  Patentinhaber,  sondern  vielleicht  Ausnutzungsberechtigter, 
Pfandglfiubiger,  Nie^braucher  oder  Lizenznehmer  ist  (RG.  PlißiBl. 
12  166,  167 ;  vergl.  §  6  Nr.  78,  104  und  123).  Der  Zweck  der 
Bestimmung  ist  es,  em  Mittel  zu  schaffen,  um  die  Legitimation 
für  die  Vertretung  der  Rechte  aus  dem  Patent  zuverlässig  und 
leicht  erbringen  zu  können;  sie  durfte  getrolTen  werden,  weil  den 
Beteiligten  überlassen  werden  kann,  dafQr  zu  soi^en,  da&  der 
Lihalt  der  Patentrolle  mit  der  Wirklichkeit  in  Einklang  bleibt 
(RG.  PMZBl.  8  179,  JW.  02  98;  PMZBl.  12  167;  Kohler  630ff.). 
Die  Bedeutung  der  Vorschrift  besteht  mithin  im  wesentlichen  darin, 
daß  die  Beteihgten  ziu:  Anzeige  eingetretener  Änderungen  bei  dem 
Patentamt  veranlaßt  werden  sollen,  da  —  abgesehen  von  dieser 
Vorschrift  —  eine  gesetzliche  Verpflichtung  zu  einer  derartigen 
Anzeige  sonst  nicht  besteht.  Es  ist  nicht  etwa  lediglich  der  Zweck 
des  §  19  Abs.  2,  dem  Patentamt  die  Nachforschung  nach  der 
Person  des  wahren  Berechtigten  zu  ersparen  (anders  Allfeld  1%). 
83.  Eintragung  als  Legitimation.  Die  Vorschrift  des  §  19 
Abs.  2  PatG.  macht  demnach  nicht  die  materielle  Be- 
rechtigung des  Rechtsnachfolgers  von  der  Eintragung  in  die 
Rolle  abhängig,  sie  schafft  nin:  eine  Voraussetzung,  olme  welche 
die  Geltendmachung  der  Rechte  aus  dem  Patente  nicht  stattfinden 
darf,  und  ist  dazu  bestimmt,  die  formelle  Legitimation  zur 
Greltendmachong  dieser  Rechte  herzustellen,  die  vorhanden  sein 
muß,  die  aber  auch  jederzeit  nachgebracht  werden  kann,  da  sie 
den  materiellen  Rechtsübergang  nicht  betrifft  (R6.  PMZBl.  5  2S9, 
JW.  99  543;  PMZBl.  10  74;  PMZBl.  12  167;  vergl.  Schanze  Reff. 
39;  vergl.  dagegen  auch  Rosenthal  §  19  Nr.  12;  Klostermann  K. 
§  6  Nr.  2).  Der  Vorschrift  wird  genügt,  wenn  auch  erst 
während  Schwebens  eines  Prozesses  die  Eintragung 
herbeigeführt  wird.  Dies  gilt  insbesondere  auch  von  dem  Falle, 
da§  erst  nach  der  Stellunff  des  Strafantrags  —  wenn 
auch  nach  Ablauf  der  Antragsmst  —  der  Eintrag  bewirkt  ist 
(yei^l.  R&.  PMZBl.  8  204,  205;  Köhler  534).  Es  genügt  mithin 
sogar,  wenn  die  Eintra^ng  erst  in  der  Berufungsinstanz  erfolgt, 
da^^en  nicht,  wenn  dies  erst  in  der  Revisionsiiistanz  geschieht, 
weil  in  der  Revisionsinstanz  neue  Tatsachen  nicht  vorgebracht 
werden  dürfen.  Die  durch  die  Eintragung  hergestellte  Aktivlegiti- 
mation  geht  nicht  verloren,  wenn  während  des  Prozesses  ein 
anderer  als  nunmehriger  Patentinhaber  eingetragen  wird  (vergl. 
dagegen  auch  R6.  PMZBl.  10  75).  Auch  (£e  Passivlegitimation 
bleibt  gem&ß  §  325  CPO.  im  Falle  einer  solchen  nachträglichen 
Änderung  bestehen  (Kohler  534).  Vor  der  Eintragung  dagegen  ist 
der  Rechtsnachfolger  von  der  (reltendmachung  sämtlicher  Rechte 
aus  dem  Patente  ausgeschlossen. 

38  a.  Vor  der  Übertn^ong  begründete  Ansprache.  Durch 
die  Eintragung  erlangt  der  Erwerber  die  Legitimation  zur  Geltend- 
machunff  der  ihm  zustehenden  Rechte  gegenüber  dem  Patent- 
amt und  gegenüber  Dritten;  er  erlangt  nicht  dadurch  einen  Rechts- 
xuwachs,  auf  den  er  sonst  keinen  Anspruch  ^hat.  Ziu:  Geltend- 
machung solcher  Ansprüche,  welche  vor  der  Übertragung  des 
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Patents  entstanden  sind,  ist  daher  der  Rechtsnachfolger,  wenn  sie 
ihm  nicht  besonders  übertragen  worden  sind,  auch  nach  seiner 
Eintragung  nicht  berechtigt  (vera^l.  §  6  Nr.  21;  veißL  dag^en 
auch  Schanze  Beg.  46,  46).  Der  Yeräufierer,  welcher  in  die  RoUe 
eingetragen  war,  verliert  das  Recht  zur  Verfolgung  der  vor  der 
Patentübertragung  ihm  erwachsenen  Rechte  weder  diurch  die  Patent- 
übertragung noch  auch  durch  die  Eintragung  des  Erwerbers  in  die 
Rolle  (ver^  §  6  Nr.  21\  War  die  Eintragung  des  Yeräußerers, 
welcher  das  Patent  seinerseits  von  einem  anderen  erworben  hatte, 
unterblieben,  so  kann  er  Rechte  aus  dem  Patent  überhaupt  nicht 
geltend  machen« 

84.  Le^timation  des  eingetragenen  YerftuAerers.  Auf  der 
anderen  Seite  zeigt  sich  die  formale  Bedeutung  des  §  19  Abs.  2 
PatG.  darin,  daß  dem,  welcher  in  der  Rolle  als  Patentinhaber 
eingetragen  steht,  so  lange  diese  Eintragung  besteht,  nicht  der 
Einwand  entgegengesetzt  werden  kann,  da^  ihm  das  Patentrecht 
oder  dessen  Ausübung  nicht  zustehe,  weil  er  das  Patent  auf  einen 
anderen  übertrafen  habe  (Andre  in  PBl.  79  366  ff.).  Auch  deijenige, 
welcher  in  Wirklichkeit  nicht  Patentinhaber  ist,  kann  dem- 
nach auf  Grund  seiner  Eintragung  nicht  allein  in  dem  Verfahren 
in  Patentsachen  auftreten,  sonaem  auch  im  gerichtlichen  Verfahren 
sowohl  die  abwehrende  Klage  erheben  fds  —  soweit  ihm  ein 
Schaden  erwachsen  ist  —  Entschädigung  verlangen;  er  kann  auch 
Strafantrag  stellen  (RG.  PMZBl.  9  102,  JW.  08  97;  vergl.  Kohler 
631  und  638;  Klostermann  K.  §  6  Nr.  2;  anders  Robolski  Th.  261; 
Isay  §  19  Nr.  16;  Schanze  in  ZgR.  2  170).  Dabei  ist  indessen 
vorauszusetzen,  da§  die  Eintragung  nicht  etwa  auf  einem  Irrtum 
oder  auf  einem  niditigen  Erwerbstitel  beruht  (vergl.  Nr.  87  b  und 
87  c).  Der  nicht  eingetragene  Erwerber  des  Patents  kann  sich  als 
Nebenintervenient  an  dem  vor  den  Zivilgerichten  stattfindenden 
Verfahren  beteiUgen. 

86.  Vermutete  Berechtigung  des  Eingetragenen.  Die  Frage, 
wer  wii'klicher  Inhaber  des  Patents  ist,  wird  also  durch  den  Wort- 
laut der  Eintragung  nicht  entschieden  (ver^l.  RG.  PMZBl.  8  206). 
Die  Umschreibung  in  der  Patentrolle  hat  nicht  die  zivilrechtli<^e 
Wirkung,  daß  dadurch  das  Patentrecht  auf  den  eingetragenen  Er- 
Werber  übertragen  wird  (RG.  PMZBl.  »  101,  102,  JW.  08  97,  9B; 
PMZBL  10  74;  PMZBl.  12  166;  Schanze  Reg.  89;  vergL  §  6  Nr.  16). 
Jedoch  wird  immerhin  eine  Vermutung  in  der  Kichtui^  be- 
gründet sein,  dalä  der  zur  Zeit  als  Pat^tinhaber  längetragene 
auch  in  Wirklichkeit  Patentinhaber  ist;  diese  Vermutung  kann  in- 
dessen durch  Gegenbeweis  widerlegt  werden  (vergl.  RG.  PMZBL 
12  167;  Schanze  in  ZgR  2  170). 

3ft.  Zwischen  Übertragung  und  Eintragung  begründete  An- 
sprüche. Die  materielle  ^rechtigung  des  mcht  eingetragenen  Er^ 
Werbers  wird  durch  die  Befugnis  des  noch  eingetragenen  Ver&u^erers 
zur  Geltendmachung  der  Rechte  aus  dem  Patente  nicht  beeinträch- 
tigt; der  nicht  eingetragene  Iä*werb^  ist  nur  wfihrend  desjenigen 
Zeitraums,  welcher  zwischen  der  Übertragung^  des  Patents  und  der 
Eintragung  dieser  Übertragung  in  die  RoUe  hegt,  in  der  Geltend- 
machung seiaer  Rechte  beschi&ikt.  Auch  diejenigen  Eingriffe 
in  das  Patentrecht,  welche  während  des  gedachten  Zeitraums  be* 
gangen  sind,  können  demnach  von  dem  Erwerber  des  Patentrechts, 
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sobald  seine  EintragiiDg  in  die  Rolle  bewirkt  ist,  mit  den  gesetz- 
liehen Schutzmitteln  verfolgt  werden,  imd  zwar  neben  dem  noch 
eingetragenen  Yerftufierer,  wenn  dieser  bereits  IQage  erhoben  oder 
StraEantiag  gestellt  hat... 

S7.  ADsehiSnkte  Ubertra^iuig.  Zu  beachten  ist,  daß  die 
formale  Bedeutung  der  Yorschnft  des  §  19  Abs.  2  PatG.  sich  nm* 
auf  Änderungen  in  der  Person  des  Patentinhabers,  also  nur  auf 
diejenigen  Fälle  bezieht,  in  welchen  das  Patent  ganz  oder  teil- 
weise zu  Eigentum  übertragen  ist,  nicht  dagegen  auf  die  Fidle 
der  beschränkten  Übertragung,  insbesondere  auch  nicht  auf 
den  Fall  der  Übertragung  des  Ausnutzimgsrechts  (B6.  Str.  11 266  ff.; 
PMZBL  8  206ff:;  veigl.  Isay  §  19  Nr.  16;  Sehgsohn  8.  Aufl.  J  19 
Nr.  11;  veigl.  auch  RG.  FMZBl  9  102,  JW.  02  97,  98).  Denn 
eine  beschränkte  Übertragung  des  Patentrechts  wird  überhaupt 
nicht  in  die  Rolle  eii^tragen  (vergl.  Nr.  2  und  11). 

87a.  Wirkung  des  Y  erziehts  des  eingetragenen  Patentinhabers. 
Der  Verzicht  des  eingetragenen  Patentinhabers  hat  das  Er* 
löschen  des  Patents  zur  Fol^e,  und  zwar  auch  dann,  wenn  das 
Patent  materiell  nicht  ihm  sondern  einem  anderen  zusteht.  Die 
herrschende  Meinung  steht  allerdings  auf  einem  anderen  Stand- 
punkte, indem  sie  anninunt,  dafi  auf  Grund  des  Verzichts  des 
eingetragenen  Patentinhabers  zwar  die  Löschung  des  Patents 
in  der  UoUe  zu  erfolgen  habe,  da&  aber  trotzdem  das  Patent  be- 
stehen bleibe  und  von  dem  wirklich  Berechtigten  geltend  gemacht 
werden  könne  (vergl.  Seligsohn  §  19  Nr.  6;  Allfeld  195;  Stenglein 
§  19  Nr.  1).  Dieser  Meinung  kann  um  deswillen  nicht  beigetreten 
w^den,  weil  sie  im  Gregensatze  zu  dem  Wortlaut  des  Gesetzes 
steht,  und  da  der  Zwedk  des  Gresetzes,  da&  die  Rolle  über  die 
bestehenden  Patente  Auskunft  ^eben  soll,  geradezu  infolgedessen 
vereitelt  werden  würde.  Streitig  ist  es  femer,  ob  der  Verzicht 
des  eingetragenen  Patentinhabers  auf  das  Patent  auch  dann  wirksam 
ist,  wenn  ein  Ausnutzungsrecht,  ein  Nießbrauch  oder  ein 
Pfandrecht  an  dem  Patente  bestellt  ist.  Eine  weit  verbreitete 
Ansicht  verneint  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Rechts  die  Wirksamkeit  eines  Verzichts  in  diesen  FsUen 
(veigL  Seligsohn  §  19  Nr.  6;  vergl.  auch  |  6  Nr.  94,  113  und  121 
und  §  9  Nr.  13).  Indessen  kommt  dabei  der  Gesichtspunkt  in 
Betradit,  daß  der  Verzicht  des  Patentinhabers  nicht  nur  dem  pri- 
vaten, sondern  in  erster  Linie  dem  öffentUchen  Rechte  angehört, 
indem  dadurch  die  früher  patentierte  Erfindung  der  Allgemeinheit 
preiazegeben  wird.  Damit  würde  es  aber  unverträglich  sein,  wenn 
die  Wirksamkeit  des  Verzichts  durch  Parteidispositionen  beein- 
trftchtigt  oder  sogar  nachträ^ch  wieder  aufgehoben  werden  könnte. 
Denn  selbst  wenn  eine  Benchtigung  der  Rolle  nur  auf  Grund  eines 
gerichtlichen  Urteils  zugelassen  w^en  sollte,  so  wQrde  es  doch 
m  der  Macht  der  Betefligten  liegen,  durch  Erwirkung  eines  Ver* 
Säumnis-  oder  Anerkenntnisurteils  den  Anschein  hervorzurufen,  als 
ob  ein  vor  dem  Verzicht  nicht  vorhanden  gewesenes  Recht  zur 
Zeit  der  Verzichtserklfirung  schon  existent  gewesen  wäre,  wodurch 
die  schon  eingetretenen  Wirkimgen  eines  rechtsgültigen  Verzichts 
oMer  wieder  beseitigt  werden  könnten.  Nur  dann  ist  der  Verzicht 
des  eingetragenen  Patentinhabei's  einem  anderen  gegenüber  un- 
wirksam, wenn  dieser  andere  ein  gerichtliches  Verbot  des  Ver- 
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zicbts  —  durch  vollstreckbares  Urteil  oder  einstweilige  VerFQguiig 
—  erwirkt  hat  (vergl.  §  6  Nr.  130).  Im  Wege  der  Klage  oder 
der  einstweiligen  Verfügung  kann  das  Verbot  des  Verzidits  be- 
antr^  werden,  wenn  der  als  Patentinhaber  Eingetragene  in 
Wirklichkeit  nicht  Patentinhaber  ist,  oder  wenn  er  dem  Klfiger 
zur  Übertragung  des  Patents  verpflichtet  ist;  auch  ist  der  Ver- 
ziditende  in  solchen  Fällen  schadenersatzpflichtig  (vergl.  Seligsohn 
§  19  Nr.  18). 

87  b.  Ungültige  Übertragung.  Da  die  Vorschrift  des  §  19 
Abs.  2  PatG.  nur  dann  Anwendung  findet,  wenn  eine  Änderung  in 
der  Person  des  Patentinhabers  wirklich  eingetreten  ist^  so  hat  sie 
Tur  Voraussetzung,  da&  eine  wirkliche  Übertragung  stattgefunden 
hat.  Liegt  eine  wirkliche  Übertragung  nicht  vor,  so  erlangt  der 
&werber  trotz  seiner  Eintragung  in  die  PatentroUe  irgend  weiche 
Bechte  tlberhaupt  nicht,  zimial  die  Eintragimg  in  die  Bolle  die 
Übertragung  nicnt  ersetzt  (vergl.  Allfeld  187;  veigl.  auch  Nr.  32 
und  §  6  Nr.  16).  Eine  Übertragung  im  Bechtssinne  liegt  aber 
dann  nicht  vor,  wenn  der  Übertragungsakt  oder  der  Übertragungs- 
vertrag nichtig  ist  (vergl.  auch  KG.  PMZBl.  8  237).  Ist  dagegen 
der  Übertragungsvertrag  nur  anfechtbar,  so  ist  eine  wirkliche 
Übertragung  und  damit  eine  Änderung  in  der  Person  des  Patent- 
inhabers anzunehmen,  indem  auf  Grund  der  durchgefQhrten  An- 
fechtung  dann  lediglich  ein  Anspruch  auf  BOckübertra^^u^  besteht. 
Nach  einer  anderen  Ansicht  soll  allgemein  der  in  rlie  l^Ue  Ein- 
getragene, auch  wenn  er  zu  Unrecht  eingetragen  ist,  aktiv  und 
passiv  ausschließlich  legitimiert  sein  (Köhler  531;  Schanze  Beg.  39), 
allerdings  mit  der  Maßgabe,  daß  diese  Legitimation  durch  ^e  Ein- 
rede der  Arglist  (Kohler  531)  oder  durch  den  Nachweis  des  Nicht- 
erwerbs  (Schanze  Beg.  45)  entkräftet  werden  könne.  Der  Ansicht, 
daß  auch  der  zu  Unrecht  Eingetragene  legitimiert  sei,  scheint  auch 
das  Reichsgericht  zu  sein,  inaem  es  ausgesprochen  hat,  daß  der 
wegen  Patent  Verletzung  in  Anspruch  genommene  Beklagte  dem 
als  Patentinhaber  Eingetragenen  gegenüber  den  Mangel  eines 
rechtegültigen  Erwerbstitels  nicht  vorschützen  dürfe  (B6.  PMZBl. 
9  102,  JW.  02  97).  Allerdings  wird  von  dem  Beichsgericht  dabei 
zwischen  Nichtigkeit  imd  Anfechtbarkeit  nicht  unterschieden.  Es 
läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  eine  Bestimmung  des  Inhalts,  daß 
nur  der  Eingetragene  nach  Maßgabe  des  Patentgesetzes  be- 
rechtigt und  verpflichtet  sei,  einem  praktischen  Bedürfnisse  ent- 
sprechen würde;  indessen  sagt  das  Gesetz  dies  nicht. 

37  c.  Irrtümliche  Eintraguiig  in  die  Rolle.  Die  Vorschrift  des 
§  19  Abs.  2  PatG.  ist  auch  dann  nicht  anwendbar,  wenn  die  Eün- 
tragung  in  die  Bolle  irrtümlich  erfolgt  ist,  also  eine  Eintragung 
stattgefunden  hat,  wiewohl  eine  Übertragung  oder  Yertreter- 
foestellung  entweder  überhaupt  nicht  vorliegt,  oder  die  als  Erwerber 
oder  Vertreter  eingetragene  Person  nicht  der  richtige  Erwerber 
oder  Vertreter  ist.  Eine  solche  irrtümliche  Eintragung  hat  iigend 
welche  Wirkung  überhaupt  nicht;  insbesondere  wird  dadurch  der 
Eingetragene  nicht  berechtigt.  £s  muß  in  einem  solchen  Falle 
entweder  auf  Antrag  oder  von  Amte  wegen  jederzeit  eine  Be- 
richti^ng  der  Bolle  stattfinden;  auch  ist  Klage  auf  Berichtigung 
zulässig  (vergl.  Nr.  Stt.).  Wenn  man  der  Ansicht  beitritt,  daß 
auch  der  zu  Unrecht  Eingetragene  legitimiert  sei  (veigl.  Nr.  37  b), 
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8o  müfiie  man  auch  den  irrtümlich  Eingetragenen  fOr  berechtigt 
erklären. 

S8.  Übertragung  der  Patentanmeldung.  Was  die  Über- 
tragung der  Patentanmeldung  anlangt,  so  ist  zwar  nicht  in 
dem  Gresetze  rorgeschiieben,  daß  sie  nur  dann  von  dem  Patentamt 
zu  berücksichtigen  sei,  wenn  sie  in  beweisender  Form  vollzogen 
ist.  Jedoch  wird  das  Patentamt  in  einem  derartigen  Falle  regel- 
mäßig von  der  ihm  zustehenden  Befugnis,  die  Beglaubigung  der 
Unterschrift  zu  verlangen,  Gebrauch  machen  (vergL  Einl.  zu  §  20 
Nr.  82).  Dagegen  kann  von  der  Anwendung  des  zweiten  Satzes 
des  §  19  Abs.  2  PatG.  auf  eine  solche  Übertoigung  nicht  die  Rede 
sein,  da  ein  Vermerk  der  Übertragung  der  Anmeldung  in  der 
Rolle  und  eine  diesbezügliche  Verönenmchung  im  Reichsanzeiger 
nicht  stattfindet  (RG.  PMZBl.  10  75;  vergl.  Nr.  2B). 

e)  Verhältnis  der  Beteiligten  zueinander. 

SS.  Inneres  YerhUtnis  der  Beteilüf^n.  Die  fortdauernde  Be- 
fugnis des  Eingetragenen  zur  Gelten^achung  des  Patentrechts 
hat  Wirkung  nur  nach  au&en  hin,  d.  h.  gegenüber  Dritten  und 
dem  Patentaint,  da,  was  das  innere  Verhältnis  des  eingetra^^enen 
Veräußerers  zu  dem  Erwerber  anlangt,  die  recht^^tig  er- 
folgte Übertragung  des  Patentrechts  sowie  der  Übertragungsvertrag 
als  solcher  auch  ohne  Eintrag  in  die  Rolle  wirksam  sind  (RG. 
PMZBL  8  206,  207;  PMZBl.  9  101,  JW.  08  97).  Dem  Erwerber 
g^enüber  ist  der  Veräu£erer  des  Patentrechts  auch  schon  vor 
der  Eintragung  der  Übertragung  nicht  zur  Geltendmachung  eines 
Verbotsrechts  befugt;  er  muß  sogar,  falls  ihm  dies  nicht  be- 
sonders gestattet  ist,  die  eigene  Benutzung  der  patentierten  Er- 
findung sowie  die  Anstellung  von  Klagen  gegenüber  Dritten 
unterlassen  und  kann  im  Zuwiderhandlungsfalle  mit  der  Ver- 
tragsklage auf  Unterlassung  weiterer  Eingriffe  in  das  Recht  und 
audi  auf  Schadenersatz  befimgt  werden  (KG.  G.  10  180,  181,  Civ. 
Sl  56).  Denn  der  Eingetragene,  welcher  trotz  Übertragung  des 
Rechts  seine  formale  Befugnis  zum  Nachteile  des  derzeitigen  Patent- 
inhabers ausübt,  ist  diesem  auf  Grund  des  ubertragungsvertr^ 
für  seine  Handlungsweise  verantwortlich.  Das  Recht  des  Er- 
werbers —  ohne  Rücksicht  auf  die  Eintragung  der  Übertragung  — 
jede  Ausübung  des  Patents  durch  den  Veräußerer  gerichtlich  zu 
verfolgen,  beruht  auf  dem  Übertragungs vertrage;  wegen  Patent- 
verletznng  kann  dagegen  der  Veräußerer  von  dem  Erwerber  erst 
nach  dessen  Eintragung  in  die  Rolle  —  dann  aber  auch  für  die 
vergangene  Zeit  —  in  Anspruch  genommen  werden.  Andererseits 
kann  der  Eingetragene,  welcher  nicht  wirklicher  Patent- 
inhaber ist,  gegenüber  dem  wirklichen  Inhaber  nur  solche  An- 
sprüche geltena  machen,  welche  ihm  nach  dem  materiellen  Rechte 
zustehen  (RG.  PMZBl.  12  167). 

Auf  Grund  des  Vertragsverhältuisses  ist  der  noch  eingetragene 
Veräußerer  auch  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  des  Erwerbers 
veipflichtet;  insbesondere  hat  er  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahme verfahren  das  Patent  zu  verteid^en  und  ist  bei  nach- 
lässigem Verhalten  entschädigungspflichtig.  Entsprechendes  gilt, 
wenn  der  Veräußerer  auf  das  Patent  verzichtet  (Seligsohn  §  19 
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Nr.  13;  vergL  Nr.  37a),  oder  wenn  er  durch  sonstige  Verfügungen 
über  das  Patent  den  wirklich  Berechtigten  schädigt. 

Auch  auf  das  innere  Verhältnis  des  Vertreters  zu  dem 
Vertretenen  ist  die  Eintragung  oder  Nichteintragung  des  Vertreters 
ohne  Einfluß  (vergl.  Andr6  in  PBl.  79  359;  Allfeld  188). 

40.  Streitverkiindung  und  Nebeninterventioii.  Um  etwaigen 
Schadenersatzansprüchen  wegen  nachlässiger  oder  nicht  sach- 
gemäßer Prozeßführung  zu  entgehen,  empfiehlt  es  sich,  daß  der 
{^getragene,  wenn  er  entweder  selbst  euie  Klage  erhoben  hat, 
oder  wenn  gegen  ihn  die  Nichtigkeits-  oder  Zurücknahmeklage 
erhoben   ist,  in    Gemäßheit  der   |§  72  ff.   CPO.   dem   nicht   ein- 

fetragenen  Inhaber  den  Streit  verkündet,  damit  dieser  dem 
^rozesse  als  Nebenintervenient  beitreten  kann.  Dies  ist 
besonders  dann  angebracht,  wenn  zwischen  dem  Veräußerer  und 
dem  &werber  des  Patents  eine  Vereinbarung  des  Inhalts  getroff^en 
ist,  daß  bis  zu  erfolgter  Eintragung  ersterer  die  Rechte  aus  dem 
Patente  im  Interesse  des  letzteren  ausüben  soUe.  Wird  dsmn 
später  im  Verlaufe  eines  von  dem  Veräußerer  b^onnenen  Zivil- 
prozesses die  Übertragung  in  die  Bolle  eingetragen,  so  findet  auf 
die  Befugnis  des  Erwerbers,  in  den  Bechts^eit  einzutreten,  §  265 
CPO.  entsprechende  Anwendung. 

41.  Verpflichtung  zur  Herausgabe  des  auf  Grund  der 
formalen  Beftignis  Erlangtem  Auch  ohne  besondere  Verein« 
barung  ist  der  Eingetragene,  der  durch  Ausübung  seiner  formalen 
Befugnis  eine  Entschädigung  oder  Buße  wegen  Eingriffen  in  das 
Patentrecht,  die  erst  nach  dessen  Übertragung  begangen  sind,  er» 
halten  hat,  r^elmäßig  verpflichtet,  die  ihm  auf  diese  Weise  zu- 
gekommenen Vorteile  dem  Erwerber,  wenn  dieser  der  wirklich 
Beschädigte  ist,  herauszugeben  (vergl.  Kohler  I  Nr.  489). 

m.  Einsicht  der  FatentroUe  und  Mitteilung  der  Erteilungsakten* 
a)  Einsicht  der  Patentrolle. 

42.  Einsicht  der  RoUe  und  Ausschluß  der  Einsicht.     Die 

Einsicht  der  Patentrolle,  der  Beschreibungen,  Zeichnungen^ 
Modelle  und  Probestücke,  auf  Grund  deren  die  Erteilung  eines 
Patents  erfolgt  ist,  steht  gemäß  §  19  Abs.  3  PatG.  jedermann 
innerhalb  der  Dienststunden  des  Patentamts  frei.  Mne  Aus- 
nahme besteht  nur,  soweit  es  sich  um  ein  im  Namen  der  Reidis- 
Verwaltung  für  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  genommenes 
Patent  handelt.  Diese  Ausnahme  bezweckt  im  Interesse  der 
Landesverteidigung  die  Geheimhaltung  der  für  deren  Zwecke 
nachgesuchten  Patente.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  die 
Einsichtnahme  solcher  Patente  schon  um  deswillen  ausgeschlossen 
sein,  weil  auf  einen  vor  der  Patenterteilung  gestellten  Antrag 
ihre  Eintragung  in  die  Rolle  gemäß  §  23  Abs.  5  PatG.  überhaupt 
zu  unterbleiben  hat,  und  dieser  Antrag  regelmäßig  gestellt  werden 
wird.  Indessen  behält  auch  in  derartigen  FäUen  die  Vorschrift 
des  §  19  Abs.  3  PatG.  ihre  Bedeutung,  insofern  als  danach  auch 
die  {ansieht  der  Anlagen  der  Patentanmeldung,  wie  Beschreibungen, 
Zeichnimgen,  Modelle  und  Probestücke  nicht  gestattet  und  das 
Patentamt  demnach  auch  nicht  in  der  Lage  ist,  Abschriften  von 
solchen  Unterlagen  des  Patents  zu  erteilen  (Sehgsohn  §  19  Nr.  18; 
vergL  Nr.  48). 
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4S.  Ton  der  Beichsyerwaltimg  genommene  Patente.     Die 

Bestimmung  des  §  19  Abs.  3  PatG.  bezieht  sich  nur  auf  im 
Kamen  der  KeichsverwaltuuR  genommene  Patente;  sie  erstreckt 
ach  also  nicht  auf  Patente,  welche  ein  Bundesstaat  oder  ein  aus- 
Undischer  Staat  oder  eine  sonstige  öfFentliche  Korporation  ge- 
nommen hat  (Seligsohn  §  19  Nr.  18).  Das  Patent  muß  femer  im 
Namen  der  Reicbsverwaltung  genommen  sein;  es  genügt  nicht, 
dag  es  von  einer  anderen  Person,  wenn  auch  im  Auftrage  und 
Interesse  der  Beichsverwaltung,  genommen  ist.  Das  Patent  muß 
im  Namen  der  Reichsverwaltung  genommen,  d.  h.  angemeldet 
sein;  die  Vorschrift  des  §  19  Abs.  3  PatG.  findet  daher  nicht 
Anwendung  auf  solche  Patente,  welche  die  Beichsverwaltung  im 
Wege  der  Rechtsnachfolge  erworben  hat,  selbst  wenn  dieser 
Erwerb  für  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  geschehen 
sein  sollte.  Hierauf  weist  auch  der  Ausdruck  „nachgesuchtes 
Patent-  in  f  23  Abs.  5  PatG.  hin  (Seliffsohn  f  19  Nr.  18).  Um 
80  weniger  ist  die  Anwendbarkeit  der  Vorschnft  gegeben,  wenn 
das  Seich  gemäß  §  5  Abs.  2  PatG.  lediglich  dad  Recht  der  Be- 
notznng  des  einem  anderen  zustehenden  Patents  für  die  Zwecke 
des  Heeres  oder  der  Flotte  erworben  hat.  Übertrag  das  Reich 
das  Patent  auf  einen  anderen,  so  tritt  die  Vorschrift  des  §  19 
Abs.  3  PatG.  außer  Kraft. 

44.  F5r  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  genommene 
hkteite.  Das  Patent,  auf  welches  die  Vorschrift  des  §  19  Abs.  3 
PatG.  Anwendung  finden  soll,   muß   von  der  Reichsverwaltung 

Klommen  sein  für  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte. 
rQber,  ob  diese  Voraussetzung  vorliegt,  muß,  wenn  anders  die 
Vorschrift  ihren  Zweck  erreichen  soll,  allein  die  Bestimmung 
der  Reichsverwaltung  entscheiden.  Es  ist  demnach  Sache 
der  Reichsverwaltung,  dem  Patentamt  die  Zweckbestimmung  des 
Patents  mitzuteilen;  eine  solche  Mitteilung  liegt  darin,  daß  semäß 
S  23  Abs.  5  PatG.  der  Antrag  auf  Unterlassung  der  Bekannt- 
machung der  Patentanmeldung  gestellt  ist,  in  welchem  Falle  also 
die  Einsicht  der  Beschreibungen  usw.  ausgeschlossen  ist.  Die 
Bestimmung  der  Reichsverwaltung  wird  zweckmäßig  in  die  Patent- 
rolle eingetragen.  Eine  Nachprüfung  ihrer  Rechtmäßigkeit  findet 
nicht  statt  (^ligsohn  §19  Nr.  18).  Andererseits  darf,  wenn  die 
Beichsverwaltung  eine  Bestimmung  nicht  getroffen  hat,  das  Patent- 
amt die  Einsidit  der  Rolle  und  der  Anlagen  der  Anmeldung  nicht 
Terweigem,  auch  wenn  es  der  Ansicht  sein  sollte,  daß  das  Patent 
hr  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  genommen  ist.  Doch 
liegt  es  im  Ermessen  des  Patentamts,  ob  es  in  Zweifelsfällen  zu- 
nWist  eine  Äußerung  der  Reichsverwaltung  herbeiführen  will, 
Die  Reichsverwaltung  kann  auf  die  Geheimlialtung  allgemein  oder 
ftr  einen  bestimmten  Fall  verzichten;  mit  ihrer  Zustimmung 
ist  demnach  die  Einsicht  der  Geheimpatente  und  ihrer  Anlagen 
zolässig  (Seligsohn  §  19  Nr.  18). 

i&  Emsieht  der  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modelle  und 
^bestfieke.  Durch  die  Vorschrift  des  §  19  Abs.  3  PatG.  ist 
te  Recht  der  Einsicht  beschränkt  auf  den  Inhalt  der  Patentrolle 
^  auf  die  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modelle  und 
Probestücke,  auf  Grund  deren  die  Erteilung  des  Patents  erfolgt 
^   Das  Recht   der  Einsicht  beschränkt  sich  also   auf  die   im 
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Gesetz  bezeichneten  Anlasen  der  Anmeldung,  von  welchen  über- 
dies nur  diejenigen  Beschreibungen,  Sieichnunffen,  Modelle  und 
Probestücke  in  Betracht  konunen,  auf  Grund  deren  die  Patent- 
erteilung erfolgt  ist  Diejenigen  Beschreibungen,  Zeidmungen  usw., 
welche  nicht  zur  Patenterteilung  geführt  haben,  sondern  spfiter 
durch  andere  abgeänderte  ersetzt  werden  mu&ten,  können  demnach 
nicht  zur  Einsicht  beansprucht  werden  (vergl.  Köhler  779). 

b)  Einsicht  der  Erteilungsakten. 

46.  Allgemeines.  Ein  Recht  auf  Einsicht  der  gesamten 
Patenterteilungsakten  ist  gesetzlich  nicht  gew&hrt.  Indessen 
kann,  soweit  ein  rechtlicher  Anspruch  hierauf  nicht  besteht,  doch 
das  ratentamt  nach  seinem  Ermessen  die  Einsicht  gewähren;  es 
ergibt  sich  dies  aus  §  29  der  Verordnung  vom  11.  Jiüi  1891,  wo- 
nach das  Patentamt  von  dem  sonstigen  Akteninhalt  sorar  Ab- 
schriften imd  Auszüge  erteilen  darf.  Jedoch  wird  die  Einsicht 
der  Akten  anderen  Personen  als  dem  Patentsucher,  selbst  wenn 
sie  auch  ein  Interesse  nachweisen  sollten,  regelmäßig  nicht  ge- 
währt werden  können,  weil  die  Akten  der  Regel  nach  solche 
Bestandteile  enthalten,  deren  Kenntnisnahme  seitens  dritter 
Personen  im  Interesse  des  Patentinhabers  oder  aus  amÜichen 
Rücksichten  nicht  timlich  ist,  und  von  welchen  deshalb  nach  der 
Praxis  des  Patentamts  dritten  Personen  auch  nicht  Abschriften 
oder  Auszüge  erteilt  werden  (vergl.  Nr.  48fl[.).  Da  solche  von  der 
Mitteilung  an  dritte  Personen  ausgeschlossene  Aktenbestandteile 
von  dem  übrigen  Akteninhalt  sich  nicht  trenneu  lassen,  wird 
dritten  Privatpersonen  nach  der  Praxis  des  Patentamts  regelmäiig 
die  Akteneinsicht  versagt  (Präsidialverfügung  PMZBl.  5  1^;  veigl. 
Seligsohn  §  19  Nr.  17).  Dagegen  ist  dem  Patentinhaber  selbst 
oder  einem  von  diesem  hierzu  Ermächtigten  die  Einsicht  der  Akten 
zu  gestatten. 

47.  Übermittelung  der  Akten  an  Behörden.  Den  Behörden 
werden  r^elmäEig  auf  deren  Ersuchen  die  ganzen  Patenterteilungs- 
akten zur  Verfügung  gestellt,  insbesondere  den  Gerichten, 
wenn  diese  in  Patentverletzungsprozessen  zum  Zwecke  der  Be- 
weiserhebimg um  die  Übermittelung  der  Patenterteilungsakten  er- 
suchen (vergl.  Bolze  in  ZgR.  1  167).  Früher  wurde  nach  der 
Praxis  des  Patentamts  bei  Übersendung  der  Akten  an  ein  Gericht 
das  Ersuchen  beigefügt,  die  von  der  Mitteilung  an  Privatpersonen 
ausgeschlossenen  Scmiftstücke  —  wie  Äu^rungen  der  Bericht- 
erstatter, Verfügungsentwürfe  usw.  —  den  Parteien  nicht  bekannt 
zu  geben  (Präsidialverfügung  in  PMZBl.  5  127;  Seiigsohn  §  19 
Nr.  17).  Ein  solcher  Vorbehalt  steht  indessen  im  zivilprozessualen 
Verfahren  und  im  Strafverfahren  in  Widerspruch  mit  proze^echt- 
lichen  Grundsätzen,  da  das  Gericht  nur  auf  Grund  solcher  akten- 
mäßiger Voi^änge  seine  Entscheidung  treffen  dar^  welche  zum 
Gegenstande  der  mündlichen  Yerhancuun^  gemacht  sind,  und  auf 
welche  sich  zu  erklären,  den  Prozeßparteien  Gelegenheit  gegeben 
werden  muß  (vergl.  Bolze  in  ZgR.  1  157).  Ns^  der  neueren 
Praxis  des  Patentamts  werden  daher  die  Akten  vorbehaltslos 
an  die  Gerichte  übersandt.  Handelt  es  sich  um  ein  für  die 
Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  genommenes  Patent,  so  sind 
in  entsprechender  Anwendung  des  §  19  Abs.  B  PatG.  die  Gerichte 
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nicht  berechtigt,  die  Übersendung  der  Akten  zu  verlangen,  es  sei 
denn,  daß  das  Reich  ausdrücklich  seine  Zustimmung  hierzu  erteilt. 
Anders  ist  es  nur  dann,  wenn  das  Reich  wegen  Verletzung  eines 
Geheimpatents  Klage  erhebt  Alsdann  muß  die  Patentschrift 
vorgelegt  und  kann  auch  von  dem  Gericht  die  Vorlegung  der  Er- 
teiluDgaakten  angeordnet  werden  (Seligsohn  §  19  Nr.  18). 

c)  Erteilung  von  Abschriften  und  Auszügen. 

48.  Allgemeines.  Soweit  die  Einsicht  in  die  bei  dem  Patent- 
amt beruhenden  Eingaben  und  Verhandlungen  gesetzlich  nicht  aus- 
geschlossen ist,  kann  gemäß  §  29  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891 
das  Patentamt  von  denselben  nach  seinem  Ermessen  an  jedermann 
Abschriften  und  Auszüge  gegen  Einzahlung  der  Kosten  erteilen. 
Das  Ennessen  des  Patentamts  ist  in  dieser  Hinsicht  beschränkt 
durch  die  Vorschrift  des  §  19  Abs.  3  PatG.,  wonach  die  Einsicht 
der  RoDe,  der  Beschreibungen  usw.  unzulftssig  ist,  wenn  es  sich 
um  ein  im  Namen  der  Reichsverwaltung  für  die  Zwecke  des 
Heeres  oder  der  Flotte  genommenes  Patent  handelt.  Hiemach 
dürfen  von  einem  solchen  Geheimpatent  imd  den  ein  solches 
betreffenden  Eingaben  imd  Verhandlungen,  insbesondere  auch  von 
den  dazu  gehörigen  Beschreibungen  und  Zeichnungen,  Abschriften 
nicht  erteüt  werden  (Seligsohn  §  19  Nr.  18).  Die  Frage,  ob  eine 
weitere  Beschränkung  der  Befu^is  zur  Erteilung  von  Abschriften 
und  Auszügen  sich  aus  §  23  Ate.  8  PatG.  entnehmen  läßt,  ist  an 
anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  Nr.  49  und  §  28  Nr.  41  ff.).  Im  übrigen 
ist  die  Einsicht  in  Aktenteile,  welche  einer  Patentanmeldung  oder 
Patenterteilung  zugrunde  liegen,  und  denmach  auch  die  Erteilung 
von  Abschriften  und  Auszügen  gesetzlich  nicht  beschränkt  (PA. 
PMZBl.  10  357).  Die  gesetsdichen  Beschränkimgen  gelten  dann 
nicht,  wenn  der  Patentanmelder  oder  Patentinhaber  oder  ein 
Rechtsnachfolger  derselben  oder  ein  von  diesen  hierzu  Bevoll- 
mächtigter den  Antrag  auf  Erteilung  von  Abschriften  oder  Aus- 
zügen stellt  (vergL  PA.  PMZBL  10  357). 

4S.  Zur  Veröffentlichung  bestimmte  Aktenstücke.  Die  An- 
wendung der  Vorschriften  des  §  19  Abs.  3  und  des  §  28  Abs.  8 
PatG.  führt  dazu,  dafi  ein  Anspruch  der  Allgemeinheit  auf  Kenntnis 
des  Inhalts  der  Patenterteilunffsakten  nur  insoweit  anerkannt 
werden  kann,  als  der  Patentsucher  im  Patenterteilungsverfahren 
die  angemeldete  Erfindung  preiszugeben  genötigt  ist.  Eine  der- 
artige Preisgabe  ist  im  ^teüungsverfabren  nur  insoweit  erforder- 
lich, als  es  der  Zweck  der  Auslegung  der  Patentanmeldung  ge- 
mäß §  23  PatG.  mit  sich  bringt  (PA.  PMZBl.  6  195).  Wenn  es 
zur  Pateuterteilimg  kommt,  so  ist  aer  Patentinhaber  (Ue  Erfindung 
nur  insoweit  preiszugeben  verpflichtet,  als  ihm  durch  Erteilung 
eines  Patents  ein  Entgelt  für  die  Offenlegung  der  Erfindung 
gewährt  wird. 

60.  Ton  der  Absohrifterteiliuig  ausgeschlossene  Aktenstücke. 
Daraus  ergibt  sich  einmal,  daß  ohne  Zustimmung  des  Patentsuchers 
ein  Anspruch  auf  abschnftliche  oder  auszugsweise  Mitteilung  von 
Patenterteilungsakten  dann  nicht  bestehen  kann,  wenn  eine  Patent- 
anmeldung, ohne  da&  es  zur  Bekanntmachung  und  Auslegung  nach 
f  23  PatG.  gekommen  ist,  zurückgewiesen  worden  ist  (PA. 
PMZBL  6  196;  PMZBl.  10  857;  PMm  11  140).    Ist  das  Patent 
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erteilt,  so  kommt  der  Zweck,  welcher  mit  der  Aoslegimg  der 
Patentamoaeldimg  verfolgt  wurde,  nicht  mehr  in  Beü'acht;  vid- 
mehr  steht  dann  allein  zur  Frage,  ob  das  Patent  im  ganzen  Um- 
fanee  der  Anmeldung  erteilt  oder  ob  es  hinsichtlich  wesentlicher 
Teile  der  Anmeldung  versag  ist.  Ist  letzteres  der  Fall,  und  sind 
die  bei  der  Patenterteilung  ausgeschiedenen  Teile  der 
Anmeldung  auch  nicht  sonst  —  z.  B.  nicht  durch  ausländische 
Patentschriften  —  bekannt  gegeben,  und  ist  ihre  Ausscheidung 
auch  nicht  um  deswillen  erfolgt,  weil  sie  als  bekannt  angenommen 
worden  sind,  so  sind  die  Patenterteilungsakten,  insoweit  sie  die 
zurückgewiesenen  Teile  betreffen,  von  der  Kenntnis  Dritter  olme 
Zustimmung  des  Patentinhabers  ausgeschlossen.  Der  Patentinhaber 
hat  insofern  einen  Anspruch  auf  völlige  Greheimhaltung,  da,  inso- 
weit ihm  ein  Patent  nicht  erteilt  ist,  sein  Recht,  die  Erfindung  von 
neuem  anzumelden  oder  sie  als  Fabrikgeheimnis  zu  benutzen, 
bestehen  bleibt.  In  solchen  Fällen  wird  die  Erteilung  von  Ab- 
schriften oder  Auszügen  auf  diejenigen  Stücke  beschränkt,  welche 
auch  in  dem  erteilten  Patente  enthalten  sind.  Außerdem  sind 
von  jeder  Mitteilung  an  Privatpersonen  solche  Schriftstücke  aus- 
geschlossen, welche,  wie  Äußerungen  der  Berichterstatter, 
Yerfügungsentwürfe  usw.  auch  als  Teile  von  Zivilprozeßakten 
gemäß  §  299  Abs.  3  CPO.  den  Parteien  nicht  bekannt  gegeben 
werden  dürfen  (Präsidialverfügung  PMZBl.  6  127;  vergL  PA. 
PMZBL  11 189;  PMZBL  11 140;  PMZBl.  11  141;  vei^l.  audi  Bolze 
in  Z^R.  1  167).  Ist  es  zweifelhaft,  welche  Teile  der  Akten  hier« 
nach  geheim  zu  halten  sind,  so  ist  unter  persönUcher  Zuziehung 
des  Patentinhabers  die  Grenze  festzustellen,  indem  es  diesem 
überlassen  bleiben  muß,  die  auszuscheidenden  Teile  zu  bezeichnen, 
worauf  dann  das  Patentamt  zu  diesen  Wünschen  Stellung  zu 
nehmen  hat.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß  den  Interessent^  — 
namentlich  dem  Nichtigkeitskläger  —  ein  möglichst  vollständiges 
Bild  von  den  Yoraängen  gegeben  werden  soll,  welche  zur  Patent- 
erteilung geführt  haben  (FA.  PMZBl.  11 189,  140;  vergl.  auch  PA. 
PMZBl.  11 141).  Ist  das  Patent  auf  eine  frühere  Anmeldunfi^  nicht 
erteilt,  dagegen  auf  eine  spätere  im  wesentlichen  identiscuae  An- 
meldung bewilligt  worden,  so  werden  auch  von  den  früheren  An- 
meldungsakten  Abschriften  erteilt  (PA.  PMZBl.  11  140). 

51.  Anspruch  auf  Abschrifterteilung.  Nach  der  Praxis  des 
Patentamts  wurden  ursprünglich,  soweit  eine  Geheimhaltung  im 
Interesse  des  Patentsudners  oder  aus  amtlichen  Bücksichten  nic^t 
geboten  war,  Abschriften  und  Auszüge  regelmäßig  nur  dann  erteilt, 
wenn  nach  den  Umständen  anzunehmen  war,  daß  auf  Seiten  des 
Antragstellers  ein  rechtliches  Interesse  an  der  Kenntnis  der 
Akten  bestehe  (Präsidialverfügung  PMZBl.  5  127;  PA.  PMZBl. 
11 139).  Einen  Anspruch  auf  Abschrifterteilung  hatten  hiernach 
alle  diejenigen,  welche  ein  Interesse  an  der  Anmeldung  haben, 
um  die  Einlegung  und  Begründung  von  Einsprüchen  zu  ermög- 
lichen, sowie  die,  welche  an  der  Auslegung  des  Patents  in- 
teressiert sind,  wie  der  Nichtigkeitskläger,  der  Zurücknahmekläger, 
wie  der  Beklagte  im  Feststellungs-  oder  Patentverletzungsprozesse 
und  wie  der,  welcher  eine  Klage  auf  Feststellung  des  Umfanges 
des  Patents  eines  anderen  oder  auf  Feststellung  der  Niät- 
abhängigkeit  seines  Patents  anzustellen  beabsichtigt  (vergl.  FA. 
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PMZBL  11  139;  PMZBL  11  140;  Bolze  in  ZgR  1 167).  Ein  recht- 
liches Interesse  der  angegebenen  Art  kann  indessen  auch  schon 
Yor  und  unabhängig  von  der  Anstellung  eines  Prozesses  bestehen, 
nümlich  dann,  wenn  nur  die  Möglichkeit  eines  Rechtsstreits  vorliegt, 
da  von  der  Auslegung  des  Patents  sehr  häufig  der  Entschluß  ab- 
hängen wird,  ob  der  betreffende  Interessent  es  überhaupt  zu  einem 
Prozesse  kommen  lassen  will,  bezw.  ob  er  eine  von  ihm  beab- 
sichtigte, möglicher  Weise  als  Patentverletzmig  in  Frage  kommende 
Tätigkeit  vornehmen  will  (versl.  PA.  PMZBl.  11  140).  Ein  In- 
teresse, den  genauen  Greltungsbereich  eines  Patents  kennen  zu 
lernen,  hat  scmieMich  jedermann;  dies  ist  der  Grund,  weshalb  nach 
der  neuen  Praxis  des  Patentamts  die  Abschriften  allgemein  ohne 
Glaubhaftmachung  eines  besonderen  Interesses  erteilt 
werden  (PA.  PMZBl.  11 141, 142).  Dies  geschieht  auch  noch  nach 
Erloschen  des  Patents  wegen  der  Fortdauer  der  Wirkungen  des 
Patents  fOr  die  Yeigangenheit  (PA.  PMZBl.  11  180). 

61a.  Antrag  auf  Absehrifteiteilung.  Der  Interessent  muß 
einen  Antrag  auf  Erteilimg  der  Absdmften  oder  Auszüge  ein- 
reichen. Der  Antrag  wird,  sofern  er  nicht  von  vorneherein  als 
unzulässig  sich  darstellt,  dem  Patentsudier  bezw.  Patentinhaber 
zur  Au&erung  mitgeteilt,  und  bei  nidit  rechtzeitigem  oder  nicht 
begründetem  Widerspruche  desselben  die  Erteilung  der  Abschriften 
oder  Auszüge  beschlossen.  Der  Beschluß  vdrd  zugestellt  mit  der 
Androhung,  daß  er  aufgeführt  wird,  falls  nicht  binnen  bestimmter 
Frist  die  Beschwerde  nach  §  16  PatG.  eingele^  sei  (vergl.  M.  6  13). 
Wird  der  Antrag  abgelehnt,  so  findet^aucn  hiergegen  die  Be- 
schwerde gemäß  §  16  PatG.  statt.  Der  ablehnende  Beschluß 
bedarf  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Entscheidung  von  dem  freien 
Ermessen  des  Patentamts  abhängt,  einer  Begründimg  nicht  (PA. 
M.  4  17). 

fiS.  Bescheinjgnngen  aus  den  Akten.  Der  §  29  der  Yer- 
ordnung  vom  11.  Juli  1891  hat  nur  die  Erteilung[  von  Abschriften 
und  Auszügen  zum  Greffenstande;  er  erstreckt  sich  nicht  auf  die 
Ausstellung  von  Bescheinigungen.  Zur  Ausstellung  von  Be- 
scheiniffuitf»n  ist  gemäß  §  26  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891 
allein  der  Präsident  des  Patentamts  befugt.  Zulässig  sind  solche 
Bescheini^;ungen  nur,  wenn  es  sich  um  die  Feststellung  einer 
aktenmäßigen  Tatsache  handelt.  Will  der  Antragsteller  mehr 
bescheinig  haben,  so  geht  dies  entweder  überhaupt  über  die  Zu- 
ständigkeit des  Patentamts  hinaus,  oder  aber  es  wird  ein  Gut- 
achten beantragt,  zu  dessen  Erstattung  das  Patentamt  nur  unter 
den  in  §  18  PatG.  angegebenen  Yoraussetzungen  befugt  ist.  Ein 
Gutachten  würde  es  z.  B.  sein,  wenn  eine  Besdieinigung  beantragt 
wird,  daß  geffen  einen  bestimmten  Beschluß  die  Beschwerde  statt- 
haft oder  nicht  statthaft  gewesen  oder  daß  ein  Beschluß  an  einem 
bestimmten  Tage  in  Rechtskraft  erwachsen  sei  (PA.  PMZBl.  10216; 
PMZBL  12  7). 

IV.  Veröfföntlichungen  des  Patentamts« 

5S.  Belchsanzeiger  und  Patentblatt«  Die  Yeröffenüichungen 
des  Patentamts  erfolgen  in  dem  Beichsanzeiger,  insoweit  in 
dem  Gesetze  die  YeröfFentlichung  durch  dieses  allgemeine  amt- 
liche Publikationsorgan  ausdrücklich  voigeschrieben  ist  (§  19  Abs.  1 
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und  2,  §  23  Abs.  2,  |  27  PatG).  Überdies  besteht  nach  §  19 
Abs.  4  PatG.  ein  besonderes  für  die  Veröffentlichungen  des  Patent- 
amts bestimmtes  PubUkationsorgan,  das  Patentblatt.  Dasselbe 
enthält  alle  von  dem  Patentamt  auf  Grund  des  Patentgesetzes 
und  des  Gesetzes  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauehsmustem 
zu  erlassenden  Bekanntmachungen. 

64.  Patentschriften  und  Auszüge  aus  den  Patentschriften« 
In  §  19  Abs.  4  PatG.  ist  au&erdem  bestimmt,  daß  die  Beschreibungeu 
und  Zeichnungen  der  erteilten  Patente,  soweit  deren  Einsicht  jeder- 
mann freisteht,  in  ihren  wesentlichen  Teilen  zu  veröffentüchen 
sind.  Diese  YeröffentUchung  geschieht  durch  einzelne  gedruckte 
Blätter,  die  Patentschriften,  welche  für  jedes  Patent  besonders 
ausgegeben  werden,  und  welche  die  vollständigen  Beschreibungen 
und  Zeichnungen,  auf  Grund  deren  das  Patent  erteilt  ist,  enthalten. 
Außer  der  Beschreibung  und  den  Zeichnungen  enthält  die  Patent- 
schrift femer  die  Nummer  des  Patents,  die  fiezeichnung  der  Patent- 
klasse, den  Namen  des  Patentinhabers,  den  Patenttitel,  den  An- 
fangstag des  Patents  sowie  einen  Vermerk  über  den  Tag  der 
Ausgabe  der  Patentschrift.  Es  werden  auch  Auszüge  aus  den 
Patentschriften  veröffentlicht,  um  den  Beteihgten  eine  bequeme 
Prüfung  zu  ermöglichen,  ob  die  Einsicht  der  Patentschrift  für  sie 
von  Interesse  ist  (PA.  PBl.  79  655).  Die  Auszüge  enthalten  in  der 
Regel  den  ersten  (Haupt)  Anspruch  und  die  wesentlichen  Zeich- 
nungen, nötigenfalls  auch  die  Unteransprüche  und  sonstige  Er- 
läuterungen (PMZBL  10  392).  Ferner  erscheint  als  Register  zu  den 
Patentscnriften  jährhch  ein  Verzeichnis  der  erteilten  Patente. 
Die  YeröffentUchung  der  Patentschriften  imd  der  Auszüge  findet 
nach  der  Patenterteilung  in  jedem  Falle,  also  auch  dann  statt, 
wenn  das  Patent,  bevor  die  Drucklegung  beendet  ist,  durch  Ver- 
zicht oder  Nichtzahlung  der  Gebühr  wieder  erloschen  ist  Der 
Patentsucher,  welcher  die  Veröffentlichung  einer  nicht  seinen 
Wünschen  entsprechenden  Patenterteilung  verhindern  will,  kann 
dies  demnach  nur  dadurch,  daß  er  vor  der  endgültigen  Patent- 
erteilung seine  Anmeldung  zurückzieht  (Robolski  Th.  108). 

56.  Blatt  fSr  Patent-,  Muster*  und  Zeiehenwesen.  Von  dem 
Patentamt  wird  noch  eine  weitere,  nicht  durch  Gesetz  vor- 
geschriebene Veröffentlichung,  das  Blatt  für  Patent-,  Muster- 
und  Zeichenwesen  herau^egeben.  Dasselbe  enthält  Mit- 
teilungen auf  dem  Gebiete  des  Patent*,  Muster-  und  Warenzeichen- 
rechts, welche  von  allgemeinem  Interesse  sind,  insbesondere 
in-  und  ausländische  Gesetze  und  Verordnungen,  Staatsverträge, 
gerichtliche  und  patentamtJiche  Entscheidungen,  statistische  Zu- 
sammenstellungen ,  wissenschaftlich  e  Abhandlungen ,  Literatur- 
Angaben  usw. 

66.  Bezugsbedingungen  der  Veröffentlichungen.  Für  das 
Patentblatt  mit  den  Auszügen  aus  den  Patentschriften  be- 
trägt der  halbjährliche  Bezugspreis  seit  1.  Januar  1908  36  Mark 
und  für  das  Patentblatt  ohne  die  Ausztüge  15  Mark.  Der  Bezugs- 
preis für  den  Jahrgang*  des  Blattes  für  Patent-,  Muster- 
und  Zeichenwesen  ist  auf  8  Mark  bemessen.  Abnehmer  des 
Patentblattes  oder  des  gleichfalls  von  dem  Patentamt  heraus- 
gegebenen Warenzeichenblattes  erhalten  das  Blatt  für  Patent-, 
Muster-  imd  Zeichenwesen  kost^nfroi  (PA.  PMZBl.  9  4). 
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Der  PreiB  der  Patentschriften  betraf  von  einzelnen  Patent- 
schriften in  weniger  als  20  Stücken  für  jede  Nummer  1  Mark, 
und  von  mindestens  20  Stücken  einer  einzelnen  Patentschrift 
oder  von  sämtlichen  Patentschriften  aus  einer  bestimmten  Haupt- 
oder UntertLiasse,  wenn  mindestens  20  Stücke  aus  der  Klasse 
geliefert  werden,  je  0,50  Mark.  Die  Bestellung  ist  an  das  Patent- 
amt zu  richten;  sie  kann  auf  dem  Abschnitt  einer  Postanweisung 
erfolgen.  In  der  Bestellung  ist  außer  der  genauen  Adresse  des 
Bestellers  anzugeben:  1.  bei  der  Bestellung  einzelner  Patent- 
sduriften  in  menr  oder  weniger  als  20  Stücken:  die  mit  der 
Nummer  des  Patents  übereinstimmende  Nummer  der  Patentschät 
und  die  Anzahl  der  gewünschten  Stücke,  wobei  es  sich  empfiehlt, 
solche  Bestellungen  innerhalb  14  Tagen  nach  der  Bekanntmachung 
der  Patenterteilung  zu  bewirken,  damit  sie  bei  dem  Druck  be- 
rücksichtigt werden  können ;  2.  bei  der  Bestellung  der  sftmtlichen 
Patentschnften  aus  einer  bestimmten  Klasse  oaer  Unterklasse: 
Nummer  und  Titel  der  Klasse  oder  Unterklasse,  aus  welcher  die 
Patentschriften  gewünscht  werden,  und  der  Zeitpunkt,  von  welchem 
ab  die  Lieferung  erfolgen  soll. 

Die  Beträge  für  die  in  bestimmter  Stückzahl  bestellten  Patent- 
schriften sind  gleichzeitig  mit  der  Bestellimg  zu  entrichten.  Bei 
Klassenbestellungen  sind  mindestens  20  M^k  im  voraus  zu  be- 
zaiilen;  bei  Erschöpfung  des  Betrages  ist,  falls  die  Weiterlieferung 
erfolgen  soll,  für  rechtzeitige  Ergänzung  Sorge  zu  tragen.  Die 
Betrl^e  sind  entweder  bei  der  Entnahme  der  I^atentschriften  bar 
oder  durch  Postanweisung  oder  durch  Überweisung  auf  Giro- 
Konto  oder  durch  Verrechnung  auf  Guthaben  zu  zahlen;  die  Be- 
stimmung des  Geldes  ist  in  jedem  Falle  auf  dem  Abschnitte  der 
Postanweisung  zu  vermerken.  Postfreimarken  werden  nicht  an- 
genommen. Schecks  sind  zur  Überweisung  des  Geldes  an  die 
S[asse  des  Patentamis  der  betreffenden  Bank,  nicht  dem  Patent- 
amte, zuzustellen.  Unvollständige  Bestellungen  oder  Bestellungen, 
die  vor  der  Veröffentlichung  der  Patenterteilung  eingehen,  werden 
nicht  berücksichtigt;  alle  Sendungen  an  das  Patentamt  sind  zu 
frankieren  (PA.  PMZBl.  6  223,  224). 

Die  Veröffentlichungen  des  Patentamts  können  auch  durch 
Carl  Heymanns  Verlag  in  Berlin  bezogen  werden. 


Dritter  Abschnitt. 

Yerfahreii  in  Pateutsachen. 


Bfail«lt«Bg  BS  I  tO- 

Terfkhrem  In  PfttentMehen. 

Gmdtiti«  des  YerflkhreBt. 
•)  A]]9«Bi«lnes. 

1.  FatMtertoUu««-»  Mlehtli^eito-  und 
SBrfckm«hBi«T«rfalireB. 

f.  Dm  Yerffthren  Im  PatentMehen  be- 
treffend« Tonehrlfton. 

S.  NIchaileBtUekkelt  dei  Verfahreus  ud 

onuuipriuip. 

t«.  f  W  Pftt«. 


b)  Anwendbarkeit  siTilproieuaaler  Tor» 
Schriften. 

4.  AUgemeüiee. 

5.  Brtellangsrerfkhren. 

«.  Anwendbarkeit  Im  einseinen. 

II.  Frlaten  nnd  Zuteilungen, 
a)  Frliten. 

7.  GesetsUehe nnd  patentanitliehe  Frliten. 

8.  Bereehnnng  der  Fristen. 

9.  Verlingemng  nnd  IJnterbreehnng  der 
Fri8t«n. 


60    Dritter  Abschnitt    Verfahren  in  Fatentsachen.    Einleitung  zu  §  20. 


10.  WahniBf  der  Frlit«]i. 

11.  Wledereüitetiniiff  in  den  Torigen  Stand. 

b)  ZoBtellangen. 

lt.  Allfemeinet. 

lt.  Beektogaitlgrkelt  der  ZatteUnn«. 

III.  Aassetsnng  des  Terfkhrens. 

n)  ABnetnng  des  Yerftihrens  Im  all* 
gemeinen. 

14.   Befliniii  aar  Aassetrang. 

16.  ünsalissigkeit  der  Aassetsang. 

16.  I  2S  Abs.  4  and  Zasataanmeldang. 

17.  Überelasttniniang  mit  einer  firlker  an* 
gemeldeten  Brllndaag. 

18.  Aassetsang  bis  aar  Brledlgang  eines 
Niehtlgkelts*  oder  ZarAeknakmeTer* 
fakrens. 

10.  Ankdmng  der  Beteiligten  and  Be- 
sekwerde- 

b)  Aassetiang  wegen  Übereinstimmang 
mit  einer  firfikeren  Anmeldang. 

1!0.  €>&nsUeke  nnd  teilweise  überelnstlm- 

mnng, 
Ol.  Prüfling  der  formellen  nnd  materieUen 

Yoraassetsangen  der  Patentlemng* 
00.  Anköraag  der  Beteiligten. 
08.  Bekanntgabe  der  tbereinsttnunenden 

Bestandteile. 
04.  Aaskanft  Ober  den  Gang  des  Brteilangs- 

rerflikrens. 
06.  Anssetaana  der  Bekanntautehang. 

06.  Besekwerae. 

I?.  ünterbreebang,  EInstellang  and  Wieder- 
aafnakme  des  ferfabrens. 

07.  ünteibreebnag  aad  Btnstellang  des  Er* 
teilaagsTerfkkr  ens . 

08.  Unterbreckang  des  Nlektlgkelts-  and 
Zarfleknakmererffskrens. 

09.  Wiederanfiiakme  des  Yerflilirens. 

V.  SekriftUekkeit  des  TeHlskrens. 

a)  Prlnsip  der  Sckrlftllckkeit. 

80.  Allgemeines. 

81.  BeseklüBse  aad  YerfBgangen  des  Patent- 
amts. 

b)  SekriftUeke  Eingaben. 

80.  lassere  Form  and  Untersekrlft. 
88.  Deatseke  Spraeke;  Aasfertigangem. 

c)  Einrelekang  der  Eingaben. 

84.  Wakrang  der  Fristen  and  Priorität  der 

Anmeldang. 
86.  I  07  der  Yerordnang  Tom  11.  Jall  1891. 
80   Elnreicknng  naek  fiicklnis  der  Dienst- 

staaden ;  Obergabe  an  Post,  Telegrapk 

oder  Boten. 


87.  Elnwarfln  den  Briefkasten  des  Patent- 
amts. 

YI.  BetelUgte  and  Ikre  Yertreter. 

a)  BetelUgte. 

38.  BetelUgte  naek  dem  Patentgesetx. 
89.  Begriff  der  BetelUgten. 

40.  NebenlnterrentloB. 

41.  GesebifksfEklgfceit  and  ProaeflafSklg- 
keit. 

48.  Mehraakl  TOn  BetelUgten. 

b)  Yertreter. 

48.  Person  des  Yertreters. 

44.  OesetsUeker  Yertreter  and  Yertreter 

naek  |  10. 
46.  Yertretangsmaekt  des  Yertreters. 

46.  Erklirangen  des  Yertreters. 

47.  AassekUessang  tob  der  Yertrotnng. 

48.  Aaftreten  des  Aasgeoeklossonen  In 
eigenem  Hamen. 

49.  Wlrkaag  der  AassckUossang  aaf  an- 
kingige  Sacken. 

60.  Beistande. 

e)  Patentanwilte. 

6L  Znlassang  aar  Patentanwaltsekafl. 

60.  Beraftplllekten  des  Patentanwalta  and 
Ldsekang  In  der  Liste. 

68.  Ständige  Yertreter  der  Pat^ntanwitto. 

64.  Ansscklass  ron  dem  Yertretangage- 
sekäft. 

66.  Unsalasslge  Beseleknang  als  Patent- 
anwalt. 

66.  Belordnang  eines  Patentanwalts  aa  an- 
entaeltlieker  Yertretnng. 

67.  ErlaaterangeB  des  Gesetees  betreffend 
die  Patentanwälte. 

d)  YoUmaekt. 

68.  Person  des  BeTOllmSektlgten. 

69.  Form;  Beglaablgang;  Abflusang  In 
fremder  Spraeke;  Stempelplllekt. 

60.  Umfkng. 

61.  AasdrOekUcke  Festsetaang  des  Yoll- 
maektamfkngs. 

60.  Anwendbarkeit  des  |  81  CPO« 
68.  Zalassaag  okne  YoUmaekt. 


YII.  Kosten. 

64.  Kosten  der  Anmeldang  and  der 


Be- 


sekwerde  naek  |  06. 
66.  Kosten  der  Bewelsanfbahme. 

66.  KostenTorsckass. 

67.  Kostenersatspfllekt  Im  Anmelde-  utd 
Besckwerdererfakren. 

68.  KostenersatspHiekt  im  ElnsprachsTer- 
fiikren. 

69.  KostenersatspHiekt    im    ICicktlgkelts- 
nnd  Znrieknakmererfkkren. 

70.  Armenreekt;  Standang;  Erlau. 


Einleitung  zu  §  20. 
Verfahren  in  Patentsachen. 

I.  amndsätEe  dee  Ver&hrens. 

a)  Allgemeines. 

L  PatenterteUimgs-,  Nichtigkeits-  und 
fahren.  Während  in  dem  ersten  Abschnitt  des  Paten^esetzes  das 
materielle  Patentrecht  und  im  zweiten  Abschnitt  die  Oi^ganisation 
nnd  die  Zuständigkeit  des  Patentamts  behandelt  ist,  betrifft  der 


Verfahren  in  Patentsaohen.    I.  Grundsätze  des  Verfahrens.  61 

dritte  Abschnitt  das  Verfahren  in  Patentsachen.  Das  Verfahren 
in  Patentsachen  bedurfte  einer  besonderen  gesetzlichen  Ordnung 
nur  insoweit,  als  es  sich  um  das  Verfahren  vor  dem  Patent- 
amt und  vor  dem  Reichsgericht  in  seiner  Eigenschaft  als 
Berufungsinstanz  in  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmesachen 
handelt.  Insoweit  das  Verfahren  in  Verletzungsprozessen  vor 
den  ordentUchen  Gerichten  stattfindet,  sind  besondere  Vorschriften 
nicht  nötig,  weil  auf  dieses  Verfahren  lediglich  die  Bestimmungen 
der  Zivil-  und  Strafprozeßordnung  Anwendung  finden.  Unter 
„VerfEihren  in  Patentsachen**  im  Sinne  des  Patentgesetzes  ist  dem- 
nadi  einerseits  das  Patenterteilungsverfahren  und  anderer^ 
seits  das  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  zu  ver- 
stehen. 

8.  Das  Verfahren  in  Patentsachen  betrefTende  Vorschriften» 
Das  Patenterteilungsverfahren  ist  in  den  §§  20 — 27  PatG. 
geordnet,  das  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  in 
den  &§  28—34.  Indessen  finden  die  §^  32  und  34,  welche  die 
dem  Jratentamt  durch  die  Gerichte  zu  leistende  Bechtshülfe  und 
die  Geschäftssprache  betreffen,  auch  im  Erteilungsverfahren  An- 
wendung. Aui  beide  Verfahrensarten  sind  außerdem  aus  dem 
zweiten  Abschnitt  des  Patentgesetzes  die  §§  15  und  16  betreffend 
die  Beschlüsse  und  Entscheidungen  des  Patentamts  und  die  Be- 
schwerde anwendbar.  SchlieWch  finden  sich  nähere  Vorschriften 
über  das  Verfahren  in  der  Verordnung  zm*  Ausführung  des  Patent- 
gesetzes vom  11.  Juli  1891  und  in  der  Verordnung  betreffend  das. 
Berafiingsverffdu*en  beim  Reichsgericht  vom  6.  Dezember  1891 
(y&rgi.  Anh.  Nr.  5  und  12). 

S.  Niehtöffentliehkeit  des  Verfahrens  und  OfflbEialprinzip« 
Abweichend  von  dem  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten ist  das  Verfahren  in  Patentsachen  —  d.  h.  sowohl  da& 
Erteilungsverfahren  als  das  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme  verfahren 
—  nicht  öffentlich;  diese  Abweichung  rechtfertigt  sich  dadurch, 
da&  in  dem  Ver&hren  in  Patentsachen  Fabrikgeheimnisse  zur 
Sprache  kommen  können,  deren  Offenbarung  niäit  im  Interesse 
der  Beteihgten  li^^  Es  dürfen  daher  auch  an  andere  Personen 
als  an  die  bei  dem  Verfahren  Beteiligten  für  die  Regel  weder 
schriftliche  noch  mündliche  Auskünfte  gegeben  werden  (vergl. 
Mintz  in  M.  6  66  ff.).  Insbesondere  sind  die  ein  schwebende» 
Nicbtijgkeits-  oder  Zurücknahmeverfahren  betreffenden  Akten  Un- 
beteiligten nicht  zugänglich,  und  zwar  auch  nicht  im  Falle  des 
Nachweises  eines  Interesses  (PA.  PMZBi.  12  168).  Ausnahmen 
bestehen  nur  insofern,  als  es  sich  um  die  Erteilung  von  Ab- 
schriften oder  von  Auszügen  aus  Akten  handelt,  wel(£e  bekannt 
^machte  Anmeldungen  oder  erteilte  Patente  betreffen  (vergL  §  23^ 
[r.  46  ff.  und  §  19  Nr.  46  ff.).  Eine  fernere  orundsätzliche  Ver- 
schiedenheit von  dem  Ver&bren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten besteht  darin,  daß  im  Verfahren  in  Patentsachen,  nachdem 
das  Verfahren  einmal  durch  die  Beteiligten  in  Lauf  gebracht  ist, 
die  Tätigkeit  der  Behörde  —  sofern  nicht  besondere  Vorschriften 
entgegeofitehen  —  nicht  von  den  Anträgen  der  Parteien  abhänfpg 
ist;  es  herrscht  vielmehr  das  sog.  Offizialprinzip.  Daher  ist 
die  Behörde  sowohl  im  Erteilimgsverfahren  als  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  befugt,  Tatsachen  und  Beweismittel, 
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die  nicht  von  den  Beteiligten  voigebracht  sind,  von  Amts  wegen 
zu  berücksichtigen  (vergl.  Kohler  778;  vergl.  auch  §  äO  Nr.  8  ff.). 
Dies  gilt  sogar  dann,  wenn  —  wie  im  Falle  widerrechtlicher  Ent« 
nähme  —  das  Verfahren  nur  auf  Anirag  eines  Interessierten  ein- 
geleitet wird  (Kohler  768).  Jedoch  ist  die  Rücknahme  eines  ge- 
stellten Antrages  trotz  des  Offizialprinzips  regelmä&ig  gestattet. 
8a.  §  25  PatG.  Die  allgemeinen  Grundsätze  über  das  Ver- 
fahren in  Patentsachen  sind  in  §  26  PatG.  angegeben  und  in  den 
&läuterungen  hierzu  erörtert;  es  finden  sich  dort  insbesondere  die 
Grundsätze  über  die  Anhörung  der  Beteiligten,  die  Ver- 
nehmung von  Zeugen  und  Sachverständigen  und  die  von  dem 
Patentamt  vorzunehmenden  Ermittelungen  erläutert 

b)  Anwendbarkeit  zivilprozessualer  Vorschriften. 

4  Allgemeines.  Das  Verfahren  in  Patentsachen  ist  in  dem 
Gesetze  nicht  erschöpfend  geordnet;  vielmehr  sind  lediglich 
diejenigen  Eigentümlichkeiten  hervorgehoben,  welche  das  Ver- 
fahren in  Patentsachen  von  sonstigen  prozessualen  Vorschriften 
unterscheiden.  Soweit  nicht  aus  der  Natur  der  Patentsachen  — 
insbesondere  aus  dem  darin  herrschenden  Offizialprinzip  —  sich 
Verschiedenheiten  ergeben,  können  daher  zur  Vervolls&ndigung 
des  Patentgesetzes  die  Vorschriften  der  übri^n  Reichsgesetze 
prozessualer  Natur,  von  welchen  namentlich  die  Zivilprozeß- 
ordnung in  Betracht  kommt,  ergänzend  und  erläuternd  heran- 
gezogen werden.  Dies  gilt  in  ganz  besonderem  Maße  für  das 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  (vergl.  §  28 
Nr.  8).  Denn  da  das  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  ein 
verwaltungsgerichtliches  Verfahren  ist,  so  müssen  für  das- 
selbe, soweit  die  Natur  des  verwaltun^sgerichtlichen  Verfahrens 
nicht  entgegensteht,  die  für  die  ordentlichen  Gerichte  in  bürger- 
lichen Bechtsstreitigkeiten  geltenden  prozessualen  Vorschriften  zur 
entsprechenden  Anwendung  gelangen.  Im  einzelnen  ist  dies  in 
den  Erläuterungen  zu  §§  28  ff.  PaUr.  dargelegt. 

5*  Erteilungsverfahren.  Was  das  Erteilungsverfahren 
anlangt,  so  ist  dieses  kein  gerichtliches  Verfahren;  vielmehr  ist 
die  patenterteilende  Tätigkeit  des  Patentamts  ein  Verwaltungsakt; 
das  Patentamt  ist  im  Erteilungsverfahren  nicht  als  Gericht,  sondern 
als  Verwaltungsbehörde  tätig  (Kohler  751;  Isay  Abschn.  III 
Nr.  2;  anders  Allfeld  173).  Das  Erteilungsver&hren  ist  demnach 
auch  nicht  ein  Verfahren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (vergl. 
§  14  Nr.  5;  anders  PA.  PMZBl.  9  100;  PMZBl.  11  227;  Seligsohn 
^.  Aufl.  Abschn.  III  Nr.  2  und  8 ;  Allfeld  197).  Jedoch  ist  das  Er- 
teilungsverfahren  vor  der  Verwaltungsbehörde  in  vielen  Punkten 
dem  gerichtlichen  Verfahren  derart  ähnlidi,  6b&  auch  zur  Ei^gänzung 
des  Verwaltungsverfahrens  auf  die  Vorschriften  der  Zivilprozeß- 
ordnung Bezug  genommen  werden  kann  (PA.  PMZBl.  7  S9).  Aller- 
dings bedarf  es  dabei  einer  ganz  besonders  sonrfältigen  Prüfung, 
ob  nicht  die  Natur  des  Verwaltungsverfahrens  der  er- 
gänzenden Heranziehung  der  Prozeisgesetze  entgegensteht  (Isav 
Abschn.  IH  Nr.  3). 

6.  Anwendbarkeit  im  einzelnen.  Im  einzelnen  finden  sich 
später  Erörterungon  darüber,  inwieweit  im  Erteilungsverfahren 
die  zivilprozessualen  Vorschriften  zur  Anwendung  gelangen,  welche 
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betreffen:  1.  Partei-  und  Prozeßfähigkeit  (ver^.  Nr.  41); 
2.  Nebenintervention  (vergl.  Nr.  40);  3.  Fristberechnung 
(verjgl.    Nr.   7 ff.);   4.    Zustellungen   (vergl.    Nr.    12  und   13); 

5.  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (vergl.  Nr.   11); 

6.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  (vergl.  Nr.  29);  T.Kosten 
(vergL  Nr.  64  ff.);  8.  Vollmacht  (vergl.  Nr.  62).  In  den  ErlÄute- 
rangen  zu  dem  Nichtigkeits-  und  ZurQcknahmeverfahren  ist  ausge- 
führt, daß  verschiedene  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung  wegen 
des  im  Verfahren  in  Patentsachen  geltenden  Offizialprinzips  nidit 
zur  Anwendung  gelangen  können.  Dies  gilt  in  gleicher  Weise  auch 
für  das  Erteilungsvenahren,  so  daß  auch  in  diesem  nicht  zur 
Anwendung  kommen  die  zivilprozessualen  Bestimmungen  über: 
1.  Zugeständnis;  2.  Anerkenntnis;  3.  Eid;  4.  Versäumnis- 
urteil (vergl.  §  30  Nr.  13 ff.;  31  und  41). 

H.  Fristen  und  Zostellungen. 
a)  Fristen, 

7.  Gesetzliche  und  patentamtliche  Fristen.  Die  Fristen  des 
Verfahrens  in  Patentsachen  sind  entweder  im  Patent^esetze 
bestimmt,  oder  sie  werden  von  dem  Patentamt  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  besonders  fesiigesetzt.  Für  die  Gewährung  der  Frist 
zur  Erledigung  der  ersten,  eine  Patentanmeldimg  sachlich  bean- 
standenden vorprüfungsverfügung  hat  das  Patentamt  gewisse 
Normen  angestellt,  wonach  diese  Frist,  wenn  der  Anmelder  im 
Inlande  oder  in  Europa  wohnt,  je  nach  der  Schwierigkeit  der 
Sache  auf  2 — 3  Monate,  wenn  der  Anmelder  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  wohnt,  auf  3 — 4  Monate,  und,  wenn  der 
Anmelder  im  übrigen  Ausland  wohnt,  auf  4 — 7  Monate  zu  be- 
messen ist  (PA.  in  PMZBl.  9  241,  242).  GesetzUche  Fristen  sind 
auch  die  Fristbestimmungen  der  Zivilprozeßordnung,  soweit 
sie  im  Verfahren  in  Patentsachen  zur  Anwendung  zu  bringen  sind 
(vergL  §  16  Nr.  29  ff.). 

8.  Berechnung  der  Fristen.  Für  die  Berechnung  der  Fristen 
kommen  —  in  entsprechender  Anwendimg  der  Zivilprozeßordnung 
—  nunmehr,  wie  ]n  den  Erläuterungen  zu  den  emzelnen  Frist- 
bestimmungen des  Patentgesetzes  des  näheren  dargelegt  ist,  die 
Vorschriften  der  §§  187  und  188  BGB.  zur  Anwendung,  während 
vor  dem  1.  Januar  1900  der  §  200  CPO.  in  der  alten  Fassung  maß- 
gebend war.  Infolge  hiervon  ist  hinsichtlich  der  Zahlungsfristen 
für  die  Patentgebühren  eine  Änderung  eingetreten  (Präsidialbescheid 
in  PMZBl.  6  260,  261;  Köhler  771;  vergL  PA  PMZBl.  8  4,  5; 
vergl.  auch  §  8  Nr.  9).  Wie  die  gesetzlichen  Fristen  sich  be- 
rechnen, ist  bei  den  einzelnen  Fristbestimmungen  des  Gesetzes 
erörtert. 

9«  VeriSngemng  und  Unterbrechung  der  Fristen.  Die  ge- 
setzlichen Fristen  können  nicht  verlängert  werden,  während  dies 
bezüglich  der  patentamtUchen  J^Yisten  wohl  möglich  ist  (Kohler  771). 
Eine  patentamtUche  Frist  darf  in^lessen  nach  ihrem  Ablauf  dann 
nicht  verlängert  werden,  wenn  an  ihre  Nichteinhaltung  kraft 
Gresetzes  rechtUche  Folgen  geknüpft  sind ;  dies  gilt  z.  B.  hinsicht- 
lich der  durch  Vorbesäieid  gesetzten  Frist  (vergl.  §  21  Nr.  bl). 
Erstmalige  Nachfristgesuche,  soweit  sie  die  Dauer  von  sechs 
Wochen  nicht  übersteigen,    pflegen  ohne   weiteres   bewilligt  zu 
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werden«  Daffegen  können  weitere  Nachfristeesuche  nur  unter 
besonderen  Ümstflnden,  die  möglichst  durch  Bel^e  glaubhaft  zu 
machen  sind,  auf  Berücksichtigung  rechnen.  Die  ErUftrung  eines 
Vertreters,  keine  Information  erhalten  zu  haben,  wird  nicht  als 
ausreichende  Begründung  angesehen  (PA.  PMZBl.  9  278;  PMZBl. 
11  168).  Darüber,  ob  eine  Fristerstreckung  zu  gewähren  ist,  ent- 
scheidet das  pflichtmäfiige  Ermessen  der  Behörde;  dabei  ist  auf 
das  persönliche  Interesse  der  Beteiligten  weniger  Rücksicht  zu 
nehmen,  als  auf  das  Interesse  der  Allgemeinheit,  so  schnell  als 
möglich  von  dem  Bestand  eines  Patents  Kenntnis  zu  erhalten.  Es 
besteht  keine  Verpflichtung  der  Behörde,  eine  Frist,  wenn  sie  keine 
weitere  Erstreckung  bewmigen  will,  als  „letzte^  zu  bezeichnen 
(PA.  PMZBL  10  34).  Die  Fristerstreckungen  sind  möglichst  zu 
beschränken,  wenn  mehrere  Anmeldungen  auf  denselben  G€^en- 
stand  vorliegen,  damit  die  Behandlung  der  sp&teren  Anmeldungen 
nicht  zu  sehr  verzögert  wird  fvergl.  PA.  PMZBl.  3  239,  240).  Die 
Fristen  laufen  ohne  Unterbrechung  das  ganze  Jahr  hindurch;  eine 
Unterbrechung  durch  Ferien  gibt  es  nicht  (Kohler  771). 

10.  Wahrung  der  Fristen.  Die  Fristen  werden  gewahrt 
durch  Abgabe  der  vorgeschriebenen  Erklärung.  Eine  nach  Frist* 
ablauf  abgegebene  Erklärung  ist  zu  berücksichtigen,  sofern  es  sich 
um  eine  patentamtliche  Frist  handelt  und  die  Entscheidung  nodii 
nicht  erlassen  ist.  Nur  dimn  ist  die  Berücksichtigung  der  ver- 
späteten Erklärung  ausgeschlossen,  wenn  das  Gesetz  an  die  Nicht* 
einhaltung  der  Iiist  eme  Folge  knüpft,  wie  dies  z.  B.  bei  der 
durch  Vorbescheid  gesetzten  Irist  der  Fall  ist  (vergL  §  21  Nr.  8Ü). 
Für  die  Begründung  einer  rechtzeitig  abgegebenen  Erkl&rung^ 
kann  —  und  zwar  auch  in  den  Fällen  der  gesetzlichen  Frist- 
bestimmung —  eine  weitere  Frist  gesetzt  weraen.  Dies  ist  in- 
dessen nicht  zulässig,  wenn  die  Begründung  —  wie  dies  beim  Eän- 
Spruch  gemäß  §  24  Abs.  2  PatG.  und  bei  der  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmekl^e  gemäß  §  28  Abs.  4  PatG.  der  Fall  ist  —  Vor- 
aussetzung der  Wirksamkeit  des  Aktes  ist  (vergl.  §  24  Nr.  15 £F. 
und  §  28  Nr.  100).  Eine  nach  Ablauf  der  dafür  gesetzten  Frist 
vorgebrachte  Begründung  ist  zu  berücksichtigen,  so  lange  die  Ent- 
scheidung noch  nicht  ergangen  ist  (vergl.  Xomer  771,  772).  Jeden- 
falls ist  die  Behörde  auf  Grund  ihrer  Befunds,  von  Ajnts  we^n 
Tatsachen  und  Beweismittel  zu  berücksichtigen,  berechtigt,  eme 
nicht  gesetzlich  vorgeschriebene  nachträgliche  Begründmig  ihrer 
Entscheidung  zugrunde  zu  legen.  Ist  eine  Frist  nidit  gewahrt,  so 
kann  sich  der  Säumige  nicht  zu  seiner  Entschuldigung  darauf  be- 
rufen, daß  ihn  ein  Verschulden  nicht  treffe. 

11«  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand.  Eine  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  gesen  Fristversäumniase 
gemäß  §§  233ff.  CPO.  ist  in  dem  Verfahren  in  Patentsachen 
nicht  für  zulässig  zu  erachten,  weil  hierbei  im  Gegensatze  zu 
den  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  nicht  lediglich  die  Interessen 
der  Beteiligten  in  Fr^e  stehen,  vielmehr  dieinteressen  der  All- 
gemeinheit auf  das  Eorheblichste  berührt  werden,  und  es  eine 
Schädigung  der  Allgemeinheit  bedeuten  würde,  wenn  unter  Um- 
ständen nach  längerer  Zeit  einmal  getrofFene  Entscheidungen  über 
die  Erteilung  oder  den  Bestand  von  Patenten  in  Frage  gestellt 
werden   könnten   (PA.  PMZBl.  12  84;   vei^.  Robolski  Th.  141; 
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Bobolski  E.  §  21  Nr.  2;  Seligsohn  §  21  Nr.  11;  Rhenius  in  ZgR. 
8  268;  vergl.  auch  PA.  PMZBl.  3  240).  Eine  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  ist  daher  selbst  in  denjenigen  Fällen  nicht  als 
zidässig  anzuerkennen,  in  welchen,  wie  bei  gewissen  Arten  der 
sofortigen  Beschwerde,  die  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung 
unmittelbar  auf  das  Verfahren  in  Patentsachen  für  anwendbar  er- 
kUrt  worden  sind  (anders  Eohler  770,  771).  Das  Reichsgericht 
hat  die  Frage  der  Zulässigkeit  in  einer  das  Nichtigkeitsverfahren 
betreffenden  Entscheidung  dahin  gestellt  sein  lassen  (RG.  PMZBL 
S  228).  Die  Zulässigkeit  wird  von  anderer  Seite  sowohl  für  das 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  als  für  das  Erteilungsver- 
fahren behauptet  (Kohler  770,  771,  818,  819;  Isay  Abschn.  m  Nr.  5). 
Es  findet  sich  auch  die  Meinung  vertreten,  aaß  zum  mindesten 
gogen  den  Ablauf  der  Berufungsfrist  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nanmeverfahren  die  Wiedereinsetzung  gegeben  sei  (vergl.  §  33 
Nr.  82). 

b)  Zustellungen. 

12«  Ailgemeines*  Hinsichtlich  der  im  Laufe  des  Verfahrens 
erforderlich  werdenden  Zustellungen  kommen  die  Vorschriften  der 
2ävilproze&>rdnimg  nur  vorbehaltlich  verschiedener  Modifikationen 
zur  Anwendung.  Das  Zustellungswesen  ist  durch  §  12  der  Ver- 
ordnung vom  ll.  Juli  1891  geordnet.  Danach  erfolgen  Zustellungen, 
welche  den  Lauf  der  in  §  26  Abs.  1  PatG.  bezeichneten  Frist 
bednqgen^  sowie  Zustellungen  in  dem  Verfahren  vor  der  Nichtig- 
keitsabteüun^  durch  die  Post;  im  einzelnen  sind  besondere  An- 
ordnungen hmsichtlich  der  Person  des  zustellenden  Beamten,  der 
Art  der  Zustellung  und  der  Form  der  Zustellungsurkunde  getroffen. 
Zustellungen,  welche  den  Lauf  sonstiger  Fristen  bedingin,  erfolgen 
mittels  eingeschriebenen  Briefes.  Kann  eine  Zustellung  im 
Inlande  nicht  erfolgen,  so  wird  sie  durch  Aufgabe  zur  rost 
nach  Maßgabe  der  ^  161  und  175  CPO.  bewirkt  (vergl.  Köhler  774). 
Als  Inland  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind  auch  die  deutschen 
Schutzgebiete  anzusehen  (vergl.  Einl.  Nr.  23).  Die  Zustellungen 
erfolgen  an  die  Beteiligten.  Ist  ein  Vertreter  bestellt,  so  wird 
der  Kegel  nach  diesem  zugestellt,  obwohl  dies  gesetzlich  nicht 
vorgesdorieben  ist  (vergl.  dagegen  Robolski  E.  §  15  Nr.  2). 

IS.  Bechtsgfiltigkeit  der  Zustellung.  Die  Rechtsgültigkeit 
und  Rechtswir&amkeit  der  Zustellung  ist  durch  die  Einhaltung  der 
vorgeschriebenen  Form  insofern  bedingt,  als  eine  an  einem  w es  ent- 
lich en  Formmangel  leidende  Zustellung  als  überhaupt  nicht 
erfolgt  ^t.  Als  wesentlicher  Formmangel  ist  es  dabei  anzusehen, 
wenn  die  voigeschriebene  Art  der  Zustellung  gänzlich  unbeachtet 
geblieben  ist,  z.  B.  ein  Vorbescheid  durch  gewöhnlichen  Brief  an- 
statt durch  eiogeschriebenen  Brief  oder  ein  Beschluß  über  Er- 
teilung oder  Versagung  des  Patents  anstatt  der  Zustellung  durch 
die  Post  unmittelbar  gegen  Empfangsbescheinigung  ausgehändigt  ist. 
Durch  eine  solche  nicht  gehörige  Zustellung  wird  der  Lauf  von 
Fristen  nicht  in  Gang  gesetzt;  der  Mangel  der  Form  wird  nicht 
durch  den  Nachweis,  diä  der  ander  Zustellung  Beteiligte  das  zu- 
zustellende Schriftstück  erhalten  habe,  ersetzt,  und  auch  nicht 
durch  Nichtrüge  geheut  (PA.  PMZBl.  9  163,  164;  PMZBL  12  157; 
PMZBL  12  184,  185).    Ist  dagegen  die  voigeschriebene  Art  der 
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Zustellung  beobachtet,  so  kann  nach  der  Praxis  des  Patentamts 
ein  etwaiger  unwesentlicher  Formmangel  übersehen  oder  durch 
nachträgliche  Heilung  gehoben  werden;  eine  solche  Heilung  tritt 
insbesondere  dann  ein,  wenn  das  zuzustellende  Schriftstück  nach- 
weisbar rechtzeitig  in  die  Hände  des  Adressaten  gelangt  ist  (PA. 
PMZBl.  12  184,  186). 

m.  Auseetsung  des  VerflEihrens. 

a)  Aussetzung  des  Verfahrens  im  allgemeinen. 

14.  Befugnis  zur  Aussetzung.  Da  das  Patenterteilungsver- 
fahren ein  Omzialverfahren  ist,  so  ist  dessen  Fortgang  nicht  von 
dem  Willen  der  Beteiligten  abhängig;  insbesondere  sind  die  Be- 
teiligten nicht  berechtigt,  eine  Aussetzung  des  Verfahrens, 
welche  —  sei  es  aus  patentrechtlichen  oder  wirtschaftlichen 
Gründen  —  ihren  Interessen  entspricht,  zu  verlangen.  Das 
Patentamt  ist  auch  für  die  Regel  nicht  berechtigt,  sei  es  auf 
Antrag  oder  von  Amts  wegen,  das  Verfahren  auszusetzen.  Da- 
bei spricht  auch  der  Grund  mit,  da§  es  im  allseitigen  Interesse 
liegt,  möglichst  bald  Gewißheit  darüber  zu  erlangen,  ob  eine  An- 
meldung —  namentlich  wenn  sie  bekannt  gemacht  ist  —  zu  einem 
Patente  führen  wird.  Diesem  öffentlichen  Interesse  gegenüber 
muß  ein  etwaiges  privates  Interesse,  welches  die  an  dem  Patent- 
schutz interessierten  Personen  an  der  Verzögerung  des  Verfohrens 
haben  könnten,  zurücktreten. 

15.  Unznlässlgkeit  der  Aussetzung.  Hiemach  würde  z.  B. 
dem  Antrage,  ein  früher  anhängig  gemachtes  Prüfungsverfahren 
bis  zur  Erledigung  eines  später  anhängig  gewordenen  Prüfung 
Verfahrens  auszusetzen,  selbst  dann  nicht  stattzugeben  sem, 
wenn  bei^  Anmeldungen  von  derselben  Person  ausgehen,  oder 
wenn  die  Aussetzung  gemeinsam  von  beiden  dabei  beteiligten 
Patentsuchem  oder  deren  Vertretern  beantragt  sein  soUte.  Daran 
wird  nichts  durch  den  Umstand  geändert,  daß  die  Zurücknahme 
der  früheren  Anmeldung  für  den  Fall  jn  Aussicht  gestellt  wird, 
daß  die  spätere  Anmeldung  zur  Patenterteilung  mhren  sollte 
(PA.  PMZBL  9  246,  246;  PMZBl.  10  264;  PMZBl.  11  99).  Ebenso- 
wenig ist  eine  Hinausschiebung  der  Patenterteilung  zu  be- 
willigen, uin  dadurch  dem  Anmelder  Gelegenheit  zu  geben,  vor 
der  Erteilung  im  Auslande  Patente  anzumelden  (PA.  PMZBl.  7  275). 
Es  findet  eme  Aussetzung  des  Verfahrens  auch  nicht  deswegen 
statt,  weil  der  Anmelder  noch  Änderungen  an  der  Anmeldung 
vornehmen  will  (anders  Allfeld  211). 

16.  §  28  Abs.  4  und  Zusatzanmeldung.  Eine  Ausnahme  von 
der  Regel,  daß  die  Aussetzung  unstatthiSt  ist,  besteht  indessen 
insofern,  als  gemäß  §  23  Abs.  4  PatG.  die  Aussetzung  der 
Bekanntmachung  auf  die  Dauer  von  mindestens  drei  Monaten 
auf  Antrag  bewilligt  werden  muß,  wenn  der  Antrag  vor  der  Be- 
kanntmachung gestellt  ist  (PA.  PMZBl.  7  276).  Mne  weitere  in 
der  Natur  der  Sache  begründete  Ausnahme  ist  es,  daß  das  die 
Anmeldung  eines  Zusatzpatents  betreffende  Verfahren,  wenn 
das  Haup^atent  noch  nicnt  erteilt  ist,  bis  zu  dessen  Erteilung 
auszusetzen  ist  (vergl.  §  7  Nr.  9). 

17.  Übereinstimmung  mit  einer  früher  angemeldeten  Er* 
flndung.     Für  das  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  be- 
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stehen  besondere  Grundsätze  (vergl.  §  SO  Nr.  86ff.).  Es  besteht 
jedoch  insofern  Übereinstimmung  mit  dem  Patenterteilungsver- 
lahren,  als  in  beiden  Fällen  in  entsprechender  Anwendung  des 
§  148  CPO.  eine  Aussetzung  des  Yerfsmrens  verfügt  werden  kann. 
Der  §  148  CPO.  bestimmt,  daß,  wenn  die  Entscheidung  eines 
Rechtsstreites  ganz  oder  zum  Teil  von  dem  Bestehen  oder  Nicht- 
bestehen eines  Rechtsverhältnisses  abhängt,  welches  den  Gegen- 
stand eines  anderen  anhängigen  Rechtsstreites  bildet,  das  Gencht 
die  Aussetzung  der  Verhandlung  bis  zur  Erledigung  des  anderen 
Rechtsstreites  anordnen  kann.  Eine  Aussetzung  des  Patent- 
erteilungf  Verfahrens  auf  Grund  des  §  148  CPO.  kann  hiemach 
wegen  Übereinstimmung  der  angemeldeten  Erfindung 
mit  einer  früher  angemeldeten  Erfindung  erfolgen  (vergl. 
Nr.  20flf.). 

18.  Attssetzimg  bis  zur  Erledigung  eines  Nichtigkeits-  oder 
Zmücknahmeverfahrens.  Dagegen  ist  die  Aussetzung  des  Patent- 
erteflungsveorfahrens  bis  zur  Erledigung  eines  schwebenden 
Nichtigkeits-  oder  Zurücknahmeverfahrens  nicht  statt- 
haft, und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  in  einem  anhängigen 
Nichtigkeitsverfahren  die  Auslegimg  eines  für  das  Erteilungs- 
verfahren in  Betracht  kommenden  Patents  zu  erwarten  ist;  denn 
diese  Auslegung  würde  die  Patenterteilungsinstanzen  nicht  binden, 
eine  Abhängigkeit  der  Entscheidung  im  Sinne  des  §  148  CPO. 
also  nicht  bestehen  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  169). 

19.  AnhSnmg  der  Beteiligten  und  Beschwerde.  Die  Aus- 
setzung des  Verfanrens  gemäfi  §  148  CPO.  kann  nur  nach  An- 
hörung sämtlicher  Beteihgter  beschlossen  werden,  gemäß  dem 
das  Ver&hren  überhaupt  beherrschenden  Grundsatze,  Ssl&  den  Be- 
teiligten das  rechtliche  Gehör  zu  gewähren  ist  (PA.  PMZBl.  6  19). 
Gregen  den  Beschluß,  durch  welchen  die  Aussetzung  angeordnet 
oder  abgelehnt  wird,  findet  die  Beschwerde  gemäß  §  16  PatG. 
statt  fvergl.  §  16  Nr.  26).  Die  Beschwerde  kann  insbesondere  auch 
daraut  gegründet  werden,  daß  das  rechtliche  Gehör  nicht  gewährt 
sei;  wird  dieser  Beschwerde  stattgegeben,  so  ist  die  Sache  an  die 
Anmeldeabteilung  zur  Nachholung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Mainahmen  zurückzuverweisen  (PA.  PMZBl.  6  19;  vergl.  auch 
Nr.  26), 

b)  Aussetzung  wegen  Übereinstimmung  mit  einer 
früheren  Anmeldung. 

20.  GSiudiche   oder  teilweise   Übereinstimmung«     In  ent- 

Sprechender  Anwendung  des  §  148  CPO.  kann  eine  Aussetzung 
es  Patenterteüungsverfahrens  sowohl  von  Amts  wegen  als  auf 
Antrag  eines  BeteiBgten  angeordnet  werden,  wenn  es  sich  heraus- 
stellt, daß  eine  Anmeldung  mit  einer  frllher  eingereichten  An- 
meldung, welche  noch  in  der  Schwebe  ist,  ganz  oder  teil- 
weise sachlich  übereinstimmt.  Alsdann  kann  das  Verfahren 
über  die  jüngere  Anmeldung  bis  zur  Entscheidung  über  die  ältere 
Anmeldung  ausgesetzt  werden,  da,  wenn  die  ältere  Anmeldung 
anir  Erteilung  eines  Patents  führt,  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschrift 
des  §  3  Abs.  1  PatG.  die  spätere  Anmeldung  zurückzuweisen  oder 
das  darauf  zu  erteilende  Patent  zu  beschränken  ist,  die  Ent- 
scheidung über  die  jüngere  Anmeldung  dso  von  der  Erledigung 

6* 
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der  filteren  Anmeldung  abhfingig  ist  (vergl.  Damme  in  6UR.  5 
107 ;  vergl.  auch  PA.  PMZBL  7  169;  anders  Mintz  in  GUR.  6  41  ff.; 
vergl.  auch  Köhler  764;  Stört  in  M.  1  64,  66).  Die  Aussetzung 
ist  nur  mit  Rücksicht  auf  eine  anderweitige  deutsche  Anmeldung 
zulässig,  während  eine  ausländische  Patentanmeldung  in  keinem 
Falle  zur  Aussetzung  des  Patenterteilungsverfahrens  führen  d{^ 

21.  Prüfimg  der  formellen  und  materiellen  Toraiissetzungen 
•  der  Patentierung.    Eine  solche  Aussetzung  soll  indessen  wegen 

des  an  der  ßesclueimigung  des  Verfahrens  bestehenden  öffentlichen 
Interesses  nur  dann  beschlossen  werden,  wenn  es  feststeht,  daß 
die  Entscheidung  über  die  jüngere  Anmeldung  in  der  Tat  allein 
von  der  Entscheidung  über  die  ältere  Anmeldung  ab- 
hängig ist.  Die  Aussetzung  darf  also  erst  dann  erfolgen,  wenn 
die  Vorprüfung  ergeben  hat,  daß  —  abgesehen  von  der  Frage  der 
Übereinstimmung  mit  der  älteren  Anmeldung  —  die  Bekannt- 
machung der  jüngeren  Anmeldung  zu  beschließen  sein  würde. 
Von  der  Aussetzung  würde  dagegen  Abstand  zu  nehmen  sein,  wenn, 
auch  abgesehen  von  der  früheren  Anmeldung,  die  Erteilung  eines 
Patents  auf  die  jüngere  Anmeldung  für  ausgeschlossen  zu  er- 
achten ist.  E^  muß  hiernach  dem  Aussetzungsbeschlusse  eine 
Prüfunginder  Richtung  vorausgehen,  ob  den  formellen 
Anforderungen  genügt  ist  und  eine  patentfähige  Er- 
findung vorliegt;  die  etwa  in  diesen  Richtungen  bestehenden 
Bedenken  sind  zunächst  durch  den  Vorprüfer  oder,  falls  dies  nicht 
geschehen  ist,  durch  die  Anmeldeabteilung  zur  Elrörterung  bezw. 
zur  Erledigung  zu  bringen  (PA.  Ber.  171,  172;  PA.  PMZBl.  6  19). 

22.  Anhörung  der  Beteiligen.  Bevor  die  Aussetzung  w^en 
Übereinstimmung  mit  einer  früheren  Anmeldung  beschlossen  werden 
kann,  muß  den  Beteiligten  Gelegenheit  zur  Äußerung  ge- 
geben werden  (vergl.  Nr.  19).  Es  muß  daher  z.  B.,  ehe  dem  An- 
trage eines  Einsprechenden  auf  Aussetzung  stattoegeben  wird,  der 
Patentsucher  vorher  gehört  werden  (PA.  PMZBL  7  169).  Ent- 
sprechend den  in  §§  21  Abs.  3  und  22  Abs.  2  PatG.  gegebenen 
Vorschriften  ist  der  oei  der  auszusetzenden  Anmeldung  beteiligte 
Patentsucher,  wenn  die  Aussetzung  von  Amts  weeen  erfolgen 
soll,  in  dem  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer  durch  Zwischen- 
verfQgung  oder,  falls  dies  nicht  geschehen  ist,  durch  Verfü^:ui)g 
der  Abteilung  unter  Angabe  der  Gründe  zu  benachrichtigen, 
mit  der  Aufforderung,  sich  binnen  einer  bestinmiten  Frist  zu 
äußern. 

23.  Bekanntgabe  der  übereinstimmenden  Bestandteile.  Die 
dem  Patentsucher  mitzuteilenden  Gründe  müssen  eigeben,  ob 
völlige  oder  nur  teilweise  Übereinstimmung  angenommen  wird; 
bei  teilweiser  Übereinstimmung  muß  der  davon  betroffene  Teil 
des  AnmeldungsgQgenstandes  zum  mindesten  kurz  bezeichnet 
werden.  Können  diejenigen  Merkmale  der  später  angemeldeten 
Erfindung,  die  nach  Ansicht  der  Prüfungsbehörde  sich  bereits  in 
der  älteren  Anmeldung  vorfinden,  technologisch  festgestellt  und 
imzweideutig  bezeichnet  werden,  so  sind  diese  Merkmale  dem 
späteren  Anmelder  mitzuteilen.  Dagegen  genügt  es  keineswegs, 
wenn  dem  Anmelder  ganz  allgemein  eröfmet  wird,  daß  eine  frühere, 
einen  ähnlichen  Gegenstand  betreffende  Anmeldung  vorliege  (PA. 
Ber.  172;  PA«  PM2&L  6  19;  vergL  PA.  PMZBl.  10  83,  34rKohler 
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754).  Es  muß  vielmehr  dem  spftteren  Ämnelder  dmrch  die  Be- 
lUM^uiditigang  die  Gelegenheit  gegeben  werden,  sich  über 
die  Identit&t  der  beiden  Anmeldungen  zu  ftußern.  Über 
die  für  eine  solche  Äußerung  nötigen  Mitteilungen  soll  die  Be- 
nachrichtigung nicht  hinausgehen,  damit  der  Inhalt  der  filteren 
Anmeldung  mcht  in  unerlaubter  Weise  zur  Kenntnis  anderer  Per- 
sonen gelangt.  Auf  besonderen  Antrag  der  Anmelder,  deren  An- 
meldungen miteinander  kollidieren,  vermittelt  das  Patentamt  eine 
Yerstilndigung  zwischen  ihnen  darüber,  ob  die  Namen  der  An- 
melder und  der  Gegenstand  der  Anmeldungen  beiderseite  mit> 
geteilt  werden  sollen  (PA.  Ber.  172). 

84.  Auskauft  über  den  Gang  des  ErtellangsverfahTens.  Dem 
sp&teren  Anmelder  ist  auf  dessen  Antrag  Auskunft  über  die 
voraussichüiche  Beendigung  des  Vorprüfungsverfahrens  in  der 
ftlteren  Anmeldesache,  soweit  möglich,  zu  erteilen.  Falls  es  zur 
Aussetzung  kommt,  ist  das  Verfahren  in  der  Alteren  Anmeldesache 
tuidichst  zu  beschleunigen;  auch  ist  dem  sp&teren  Anmelder 
seiner  Zeit  von  der  Bekanntmachung  oder  sonstigen  Erledigmig 
der  firüheren  Anmeldung  unverzüglidi  Mitteilung  zu  machen 
(PA.  PMZBl.  6  19,  20). 

26.  Aussetzung  der  Bekanntmachung.  ^  Erfolgt  die  Aussetzung 
des  Yerfohrens,  so  ist  audi  die  Bekanntmachung  der  sp&teren 
Anmeldung  auszusetzen.  Dies  gilt  um  so  mehr  dann,  wenn  die 
frühere  Anmeldung  schon  bekannt  gemacht  ist,  da  die  Tendenz 
des  Gesetzes  dafür  spricht,  daß,  gleichwie  Doppelpatentierangen 
zu  vermeiden  sind,  auch  nicht  der  einstweilige  Schutz  gemäß 
§  23  PatG.  mehreren  gleichzeitig  verliehen  werden  soll  (PA.  PMZBL 
10  34;  veigl.  auch  §  3  Nr.  7ff.). 

28.  Besehwerde«  Die  gegen  den  Aussetzungsbeschluß  gemAß 
&  16  PatG.  zulfissige  Beschwerde  kann  insbesondere  dann  er- 
hoben werden,  wenn  die  Anmeldungen  nicht  übereinstimmen,  oder 
wenn  die  Aussetzung  unter  Außerachtlassung  der  gesetzlichen  Yor- 
schriften,  z.  B.  ohne  vorherige  Benachrichtigung  des  Anmelders, 
beschlossen  ist  (PA.  PMZBL  6  19;  veigL  auch  Nr.  19). 

IV.  Unterbreohung»  Einstellung  und  Wiederaufnahme  des  Yer- 
fbbrens« 

27.  Unterbreehung  tand  Einstellung  des  Erteilungsverfidirens. 

^Unterbrechung  oder  Einstellung  des  Patenterteilungs- 
verfahrens wegen  Todes  oder  Yerlustes  der  Geschftfts- 
ffthigkeit  des  Patentsuchers  findet  nicht  statt,  ebensowenig  im 
Falle  der  Eröffnung  des  Konkurses  über  sein  Yermögen;  das 
Yer&hren  ruht  auch  nicht  etwa,  bis  es  von  den  Rechtsnach- 
folgern aufgenommen  ist  (Kohler  768;  Seligsohn  §  24  Nr.  11; 
veisL  auch  Bobolski  Th.  106).  Yielmehr  nimmt  das  Erteilungs- 
veiufaren  in  jedem  derartigen  Falle  seinen  ungehinderten  Fortgang, 
vorbehalUidti  der  Befugnis  des  Patentamts,  in  dazu  geeigneten 
FftUen  die  Fristcoi  zu  erstrecken,  insoweit  nicht  eine  Yerlfingerung 
derselben  gesetzlich  au£^eschlossen  ist.  Die  etwaigen  Rechts- 
nachfolger sind  unter  I^ushweis  ihrer  Berechtij^ung  befugt,  jeder- 
zeit in  das  Yerfahren,  einzutreten.  YerzQgem  die  Kechtsnachfolger 
die  Aufiuihme  des  Yer&ihrens,  oder  erbringen  sie  ihre  Legitimation 
mcbtj  so  kann  ihnen  eine  Fnst  hierzu  gesetzt  werden,  unter  der 
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Androhung,  daß  sonst  die  Anmeldung  zurückgewiesen  wird  (Ro- 
bolski  Th.  106).  Sind  die  Rechtsnachfolger  unbekannt,  so  kann 
ihnen  gemäß  §  1913  BGB.  und  §  41  des  Gesetzes  über  die  Ange- 
legenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  auf  Antrag  des  Patent- 
amts ein  Pfleger  durch  das  Amtsgericht  Berlin  bestellt  werden 
(Seligsohn  §  24  Nr.  11).  Auch  im  Falle  des  Todes  des  Ein- 
sprechenden, im  Falle  der  EröfEnung  des  Eonkurses  über  sein 
Vermögen  usw.  findet  weder  eine  Unterbrechung  noch  Aussetzung 
des  Erteilungsverfahrens  statt  (vergl.  §  24  Nr.  37).  Nur  dann  ist 
eine  Einstellung  des  Erteilungsverfahrens  zulässig,  wenn  es 
eingeleitet  worden  ist,  obwohl  es  nicht  hätte  eingeleitet  werden 
sollen,  wenn  also  z.  B.  gar  nicht  eine  Patentanmeldung  sondern 
nur  eine  vorläufige  Ankündigung,  da&  demnächst  eine  Erfindung 
angemeldet  werden  soUe,  vorliegt,  und  daraufhin  dem  Gesetze  zu- 
vnder  das  Verfrfuren  eingeleitet  worden  ist  (vergl.  §  20  Nr.  9). 
Dann  kann  die  Einstellung  auch  noch  in  der  B^chwerdeinstanz 
stattfinden  (PA.  PMZßl  10  10). 

28.  Unterbrechiuij^  des  Nichtigkeits-  und  ZurficknahmeTer^ 
fahrens«  Für  das  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmever- 
fahren  sind  die  Grundsätze  über  Unterbrechung  des  Yerfohrens 
an  anderer  Stelle  erörtert  (veigl.  §  30  Nr.  SßttX 

29.  WiederaufkiAhme  des  Ter&hrens.  Im  luivilprozesse  kann 
die  Wiederaufnahme  eines  durch  rechtskräftige  Entscheidung 
geschlossenen  Verfahrens  in  Gemäßheit  der  §§  578  fL  GPO.  er- 
folgen. Die  entsprechende  Anwendung  dieser  Vorschriften  im 
Verfahren  in  Patentsachen  erscheint  ausgeschlossen  (PA.  M. 
2  32).  Dafür  spricht  der  Grund,  da&  in  bürgerlichen  Bedits- 
streitigkeiten  die  nachtrl^liche  Beseitigung  eines  materiellen  Un- 
rechts die  Interessen  dritter  Personen  unberührt  läßt,  während 
im  Verfahren  in  Patentsachen  solche  Interessen  mit  in  Frage 
kommen.  Dies  gilt  einmal  für  das  Verfahren  in  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmesachen  (vergl.  §  30  Nr.  58).  Was  das  Patent- 
erteilungsverfahren anlangt,  so  tntt  der  Gesiditspunkt  hinzu,  da§ 
die  zivi^rozessuale  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  die  Rechts- 
kraft der  Entscheidung,  gegen  welche  der  Antrag  auf  Wiederauf- 
nahme sich  riditet,  voraussetzt,  daB  aber  im  Erteilun^verfahren 
eine  rechtskräftige  Entscheidung  über  die  Anmeldung  mcht  erseht, 
vielmehr  nach  ihrer  Zurückweisung  jederzeit  dieselbe  Anmeldung 
vnederholt  werden  kann  ^A.  PMZBl.  1  147;  Kohler  789;  Isay 
Abschn.  III  Nr.  6;  vergl.  »eligsohn  Abschn.  in  Nr.  5). 

V.  Sohriftliohkeit  des  VerfIfthrenB. 

a)  Prinzip  der  Schriftlichkeit. 

80.  Allgemeines.  Im  Patenterteilungsverfahren  herrscht  im 
allgemeinen  das  Prinzip  der  Schriftlichkeit.  Mündliche 
Verhandlungen  sind  zwar  nicht  ausgeschlossen,  indem  sowohl 
vor  dem  Vorprüfer  als  im  Ver&hren  vor  der  Anmeldeabteilung 
als  auch  in  der  Beschwerdeinstanz  mündliche  Besprechungen  und 
Verhandlungen  sowie  Beweisaufnahmen  stattfinden  können,  auf 
welche  die  später  für  das  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren 
erörterten  Regeln  entsprechende  Anwendung  finden  (veigl.  Damme 
in  ArchBüigB.  17  169 ff.:  vergl.  auch  §  25  Nr.  2 ff.,  §  30  Nr.  2 ff. 
und  21  ff.).    Indessen  haben  mündliche  Besprechungen  und  Ver- 
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handlungen,  selbst  wenn  sie  ~  wie  gemftfi  §  26  Abs.  8  PatG.  — 
auf  Antrag  stattfinden  müssen,  nicht  die  gleiche  maßgebliche  Be- 
deutung wie  die  schriftlichen  Eingaben,  indem  die  mündlichen 
Erörterungen  im  wesentlichen  nur  dazu  dienen,  die  in  den  schrift- 
lichen Eingaben  enthaltenen  Angaben  zu  ergänzen  und  zu  er- 
läutern; die  Grundlage  des  Yerfäirens  bilden  dann  immer  doch 
die  sduiftlichen  ErklftrunRen  der  Beteüi^n.  Ausdrücklich  vor- 
geschrieben ist  die  Schrutlichkeit,  soweit  das  Patenterteilungs- 
verfohren  in  Betracht  kommt,  für  die  Patentanmeldung  und 
für  den  Einspruch;  doch  ergibt  es  sich,  da  eine  Protokollierung 
von  Anträgen  bei  dem  Patentamt  nicht  vorgesehen  ist,  daß  auch  die 
Erklärung  auf  den  Yorbescheid  sowie  die  Beschwerde 
schriftlich  abge&6t  sein  müssen.  Sollte  indessen  der  Yorprüfer 
eine  an  ihn  mündlich  gerichtete  Erklärung  auf  den  Vorbescheid 
zu  Protokoll  genommen  haben,  wozu  derselbe  idlerdings  nicht  ver- 
pflichtet ist,  so  würde  auch  eine  solche  mündliche  Erklärung  als 
genügend  anzusehen  sein,  da  das  Gesetz  nicht  die  Unwirksamkeit 
einer  mündlichen  Erklärung  ausdrücklich  ausspricht  Für  die  Be- 
schwerde trifft  dieser  Gesichtspunkt  nicht  zu,  da  eine  zur  Proto- 
kollierung befugte  Person  nicht  vorhanden  ist.  Abgesehen  hiervon 
kommen  im  Patenterteilungsverfahren  regelmäßig  sonstige  schrift- 
liche Eingaben  vor,  nämlich  Nachträge  zu  der  Anmeldung,  weitere 
B^p-ündungen  des  Einspruchs  oder  der  Beschwerde,  Erwiderungen 
auf  Einspruch  und  Beschwerde  usw.  Wegen  der  im  Nichtigkeits- 
und  Znrücknahmeverfahren  vorkommenden  Eingaben  ist  auf  die 
Erürterungen  zu  §§  28fiL  PatG.  zu  verweisen. 

81.  Beschlüsse  und  YerfügungeiL  des  Patentamts«  Das  Prinzip 
der  Schriftlichkeit  gilt  nicht  nur  für  den  Anmelder  und  die  sonstigen 
Beteiligten,  sondern  auch  für  das  Patentamt,  indem  in  §  16  PatG« 
bestimmt  ist,  daß  die  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der 
Abteilungen  schriftlich  auszufertigen  sind.  Die  Yorschrift  des  §  15 
erstreckt  sich  wegen  des  darin  sich  ausdrückenden  Prinzips  ihrem 
Sinne  nach  auch  auf  die  sonstigen  an  die  Beteiligten  zu 
richtenden  Yerfügungen  des  Patentamts,  welche  nicht  unter 
den  BegriS  der  Beschlüsse  und  Entscheidungen  fallen,  sowie  auf 
den  Yorbescheid  und  die  Zwischenverfü^ungen  des  Yor- 

Srüfers,  die  hiemach  schrifthch  auszufertigen  smd.  Es  kann  aller- 
ings  zweckmäßig  sein  imd  im  Interesse  der  Beteiligten  oder  der 
Beschleunigung  des  Yerfahrens  liegen,  in  Anschluß  an  mündliche 
Yerhandlungen  oder  Besprechungen  den  anwesenden  Betei%ten 
Beschlüsse,  jSntscheidungen  oder  Yerfügungen  mündlich  zu  erömien 
(veigL  §  15  Nr.  3  und  6).  Indessen  kann  an  die  Nichtbefolgung 
nur  mündlich  bekannt  gemachter  Yerfügungen,  insbesondere  an 
die  Nichteinhaltung  einer  mündlich  ffese^ten  Frist  zur  Erledigung 
einer  Auflage,  ein  Keditsnachteil  nicht  eeknüpft  werden;  vielmehr 
müssen  behufs  Fortsetzung  des  Yerfwrens  solche  Yerfügungen 
schrifthch  wiederholt  werden  (PA.  PMZBl.  8  176,  177). 

b)  Schriftliche  Eingaben. 

82«  XuAere  Form  und  Unteisehrift.  Über  die  äußere  Form 
der  schriftlichen  Eingaben  finden  sidi  Anordnungen  in  §  6  der 

Satentamtlichen  Bestimmimgen  über  die  Anmeldung  von  Erfin- 
ungen  und  in  Nr.  7  der  hierzu  erlassenen  Erläuterungen  (vergl. 
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• 
Anh.  Nr.  18  und  14).  Es  ist  hierüber  auch  noch  eine  besondere 
Bekanntmachung  des  Patentamts  erlassen,  wonach  undeutliche 
oder  auf  zu  leichtem  Papier  geschriebene  Schriftstücke  ihre 
Zurückweisung  zu  gewärtigen  haben  (PA.  PMZBl.  4  43).  Aus 
dem  Begriffe  der  schriftlichen  Eingabe  ei^bt  es  sich  femer,  daß 
dieselbe  die  Unterschrift  des  die  Erklärung  Abgebenden  tragen 
soll;  wenigstens  erscheint  dies  für  alle  diejenigen  Eingaben  von 
Bedeutung,  welchen  eine  Bechtswirkung  —  z.  !B.  hinsichtlich  der 
Priorität  oder  hinsichtlich  der  Rechtzeitigkeit  der  Klage,  des 
Einspruches  oder  eines  Rechtsmittels  —  zukommen  soll  (vergl. 
RG.  PMZBl.  8  174).  Wegen  der  Form  der  Unterschrift  ist  auf 
die  Erörterungen  über  die  Form  der  Anmeldung  zu  verweisen, 
welche  entsprechend  für  alle  schriftlichen  Eingaben,  die  Bechts- 
wirkung haben  sollen,  gelten  müssen  (vergl.  §  20  Nr.  2).  Ein  mit 
Unterschrift  versehenes  Telegramm  ^nügt  (vergl.  PA.  PMZBl. 
9  222).  Das  Patentamt  ist  befugt,  die  Beglaubigung  der  Unter- 
schriften zu  verlangen,  imd  zwar  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen 
das  Gresetz  die  B^laubigung  nicht  vorschreibt  (vergl.  auch  §  19 
Nr.  17ff.). 

88.  Deutsche  Sprache;  Ausfertigimgen.  Alle  schriftUchen 
Eingaben  müssen  gemä&  §  84  PatG.  in  deutscher  Sprache  ab- 
gefaßt sein.  Schnftetücke,  die  zur  Mitteilung  an  andere  Personen 
bestimmt  sind,  sollen  in  der  dazu  erforderlichen  Zahl  von  Aus- 
fertigungen eingereicht  werden  (PA.  PBl.  79  529).  Die  Nicht- 
befolgung  dieser  letzteren  Anordnung  hat  nicht  die  Unwirksamkeit 
der  Angabe  zur  Folge,  sondern  es  wird  lediglich  zur  Nachbringung 
der  erforderlichen  Exemplare  angefordert.  Ist  eine  Eingabe  nicht 
in  deutscher  Sprache  abgefaßt,  so  hat  dies  dagegen  gemäß  §  34 
PatG.  zur  Folge,  daß  die  Eingabe  nicht  berücksichtigt  wird. 

c)  Einreichung  der  Eingaben. 

84.  Wahrung  der  Fristen  und  Priorität  der  Anmeldung. 

Die  schriftlichen  Eingaben  äußern  ihre  Wirksamkeit  erst  mit  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  sie  bei  dem  Patentamt  eingereicht  sind. 
Der  frühere  Tag  der  Absendung  kommt  daher  nicht  in  Betracht 
(PA.  PMZBl.  12  7).  Empfangsbescheinigungen  über  die  Einreichung 
werden  von  dem  Patentamt  nur  dann  au^fi;estdlt,  wenn  es  sich 
um  eine  Patentanmeldung  handelt  (PA.  PMZBl.  1 167).  Die  Fest- 
stellung des  Zeitpunktes  der  Einreichung  ist  in  vielen  Fällen 
von  wesentlicher  Bedeutung,  indem  dieses  Zeitmoment  einesteils 
wegen  Einhaltung  der  durch  das  Gesetz  oder  durch  das  Patentamt 

gesetzten  Fristen  in  Betracht  kommt,  tmd  andererseits  auch 
äufi^  die  Wirkimg  von  Rechtsakten  von  ihm  abhängt.  In  letzterer 
Hinsicht  kommt  namentlich  in  Betracht,  daß  die  Priorität  einer 
Patentanmeldung  entweder  durch  den  Zeitpunkt  ihrer  ursprüng- 
lichen Einreichung  oder  durdi  den  Zeitpunkt  des  Eingangs  eines 
späteren  Nachtrags  bedingt  ist  (vergl.  §  20  Nr.  86). 

85.  §  27  der  Yerordnimg  vom  IL  Juli  1891.  Für  die 
Normierung  des  Zeitpunktes,  in  welchem  eine  schriftliche  Eingabe 
als  eingereicht  anzusehen  ist,  ist  §27VO.  11/7. 91  von  Bedeutung. 
Dort  ist  bestimml^  daß  sämtliche  Eingaben  nach  der  Zeit  ihres 
Eingangs  mit  einer  Geschäftsnummer  und  einem  das  Datum 
des  Eingangs  konstatierenden  Präsentationsvermerk  zu  ver^ 


Yerfahren  in  Patentsacben,    Y.  Schriftliohkeit  des  YerfahrenB.       78 

sehen  smd.  Eine  Prfifang  des  Inhalts  der  Eisgaben  findet  hierbei 
nidit  statt  (PA.  PMZBL  10  169).  Die  Geschftftsnummer  und  der 
Prfisentationsveimerk  werden  auf  die  während  der  Dienststunden 
eingebenden  Eingaben  sofort,  auf  die  außerhalb  der  Dieuststunden 
einlaufenden  Schriftstücke  bei  dem  Wiederbeginn  der  Dienst- 
stunden gesetzt.  Wenn  die  Reihe  des  Eingangs  nicht  feststeht, 
sind  die  Schriftstücke  nach  der  Reihe,  in  welcher  sie  von  dem 
diensttuenden  Beamten  übemonunen  werden,  mit  den  vor- 
gescihriebenen  Yermerken  zu  versehen.  Yon  zwei  an  demselben 
Tage  an  das  Patentamt  gelangten  Geschäftssachen  gilt  diejem'ge 
fds  später  eingegangen,  welche  die  höhere  Geschäftsnummer 
trSgt  Diese  durcJi  den  erwähnten  §27  begründete  Yermutung, 
da§  das  eine  spätere  Geschäftsnummer  tragende  Schriftstück  später 
eingegangen  sei  als  die  mit  einer  früheren  Nummer  versehenen  Ein- 

Sben  kimn  durch  den  Nachweis  der  früheren  Einreichung  wider- 
^  werden  (PA.  PMZBL  11  121;  RG.  G.  1  164;  Kohler  277). 
Dieser  Nadiweis  kann  unter  Umständen  auch  durch  den  Inhalt 
der  Eingabe  erbracht  werden^  so  daß  z.  B.,  wenn  Haupt-  und  Zusatz- 
amneldung  unmittelbar  aufemanderfolgende  Nummern  tragen,  an- 
zunehmen ist,  daß  sie  gleichzeitig  eingereicht  worden  sind  (PA. 
PMZBL  10  169,  170). 

Sft.  Einreichung  nach  SehlnA  der  Dienststunden;  Übergabe 
MM  Post,  Telefpraph  oder  Boten.  Außerhalb  der  Dienststimden 
und  wßerhalb  der  Geschäftsräume  des  Patentamts  kann  eine  Ein- 
reichm^  mit  rechtlicher  Wirksamkeit  nicht  erfolgen.  Ist  daher 
eine  Emeabe  einem  zur  Annahme  bereiten  Beamten  außerhalb 
der  Geschäftsräume  oder  Dienststunden,  z.  B.  in  dessen  Privat- 
wohnung,  übergeben,  so  gilt  sie  erst  dann  als  eingereicht,  wenn  sie 
von  dem  dazu  bestimmten  Beamten  in  den  Geschäftsräumen  und 
innerhalb  der  Dienststunden  übernommen  worden  ist  (PA.  PMZBL 
S  OOfF.;  Schanze  in  Glaser  85  20;  veigl.  dagegen  auch  RG.  G.  1 166). 
Schriftstücke,  welche  an  einem  Sonn-  oder  Feiertage  einlaufen, 
gelten  demnach  erst  als  an  dem  nächstfolgenden  Werktage  einge- 
gangen (PA.  G.  8  167,  168;  Allfeld  85).  Die  Einreichung  kann 
auch  dadurch  nicht  bewirkt  werden,  dafi  die  Eingabe  der  Post, 
dem  Telegraph enamt  oder  einem  Boten  zum  Zwecke  der  Über- 
mittlung an  aie  Behörde  übergeben  wird;  vielmehr  ^It  die  Ein- 
reidiung  alsdann  erst  in  dem  Zeitpunkte  als  erfolgt,  in  welchem 
dnrch  die  Post  oder  den  Boten  das  Schriftstück  dem  zur  Empfang- 
nahme befugten  Beamten  übergeben  und  demnach  in  den  Geschäfts- 
gang der  Behörde  gekommen  \at  (PA.  PMZBL  7  167;  PMZBL  9  222). 

S7*  Einwurf  in  den  Briefkasten  des  Patentamts.  Zweifelhaft 
ktante  man  sein,  wie  es  zu  halten  ist,  wenn  eine  Eingabe  in 
den  Briefkasten  der  Behörde  eingeworfen  wird,  ob  dann  der 
Zeitpunkt  des  EinwurCs  oder  derjenige  Zeitpunkt  maßgebend  ist, 
in  welchem  infolge  Leerung  des  Briefkastens  die  Eingabe  in  den 
Besitz  des  zur  Empfangnahme  berechtigten  Beamten  gelangt.  In 
der  Praxis  des  Patentamts  ist  der  letztere  Zeitpunkt  für  mai- 
gebend erachtet  worden;  insbesondere  ist  entschieden  worden,  dai 
ein  erst  nach  Schlug  der  Dienststunden  eingegangenes  Telegramm 
nicht  als  an  dem  Tage  der  Ankunft  eingegangen  angesehen  werden 
könne  (PA,  PMZBL  9  222;  RG.  G.  1  164,  165;  vei«l.  Schanze 
in  Glaser  S6  20). 
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Es  ist  allerdin^  behauptet  worden,  da§  diese  Praxis  jetzt 
eine  iüaderung  erleiden  müsse  und  der  Zeitpunkt  des  Ein- 
wurfs in  den  Briefkasten  als  der  maßgebende  anzusehen  sei, 
weil  in  §  130  BGB.  bestimmt  ist,  daß  eine  Willenserklärung  in 
dem  Zeitpunkte  wirksam  sei,  in  welchem  sie  der  Behörde  zugehe 
(Köhler  277;  Isay  §  3  Nr.  10;  anders  Allfeld  36).  Dies  soll  nicht 
nur  für  Anmeldui^en,  sondern  allgemein  für  sämtliche  Eingaben, 
also  auch  für  die  Einreichung  der  Klage,  der  Beschwerde  und  der 
Berufungsschrift  und  für  die  sonstigen  schriftlichen  Erklärungen 
im  Nichtigkeits-  und  Zurückniüimeverfahren  gelten  (Kohler  834). 

Indessen  trifft  die  Bezugnahme  auf  den  §  130  BGB.  um  des- 
willen nicht  zu,  weil  die  in  dem  Verfahren  vorkonmienden  Ein- 
gaben sich  nicht  als  Willenserklärungen  im  Sinne  des  §  130  BGB. 
sondern  als  Akte  prozessualer  Natur  darstellen,  auf  welche  nicht 
die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  sondern  diejenigen 
der  Zivilprozeßordnung  entsprechend  Anwendung  finden  müssen. 
Für  die  Vornahme  zivilprozessualer  Akte  aber  gut  die  Regel,  daß 
sie  erst  in  dem  Augenblicke  als  bewirkt  angesehen  werden,  in 
welchem  sie  einem  zur  Empfanmahme  befugten  Beamten  erklärt 
oder  übergeben  und  dadurch  in  den  Geschäft^;ang  der  Behörde  ge- 
kommen sind  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  167), 

VI.  Beteiligte  und  ihre  Vertreter, 
a)  Beteiligte. 

38.  Beteilig  nach  dem  Patentgesets.  Bei  dem  Verfahren  in 
Patentsachen  smd  bestimmte  Personen  beteiligt  Der  Ausdruck 
„Beteiligte''  kommt  mehrfach  in  dem  Gesetze  vor.  In  §  16  ist 
vorgeschrieben,  daß  die  Beschlüsse  und  Entscheidungen  des 
Patentamts  allen  Beteiligten  von  Amts  wegen  zuzustellen  sind. 
In  §  26  ist  bestimmt,  dal  bei  der  Vorprüfung  und  in  dem  Ver- 
fahren vor  der  Anmeldeabteilung  jederzeit  die  Ladung  und  An- 
hörung der  Beteiligten  angeordnet  werden  kann.  In  der  Be- 
schwerdeinstanz  muß  die  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten 
auf  Antrag  eines  derselben  ^emfiß  §  26  Abs.  3  erfolgen,  wenn  die 
Ladung  des  AntragsteUers  m  dem  Verfahren  vor  der  Anmelde- 
abteilung nicht  bereits  erfolet  war;  in  der  Beschwerdeinstanz 
ist  auch  im  Falle  des  §  26  Abs.  4  den  Beteili^n  Gelegenheit  zur 
Äußerung  zu  geben.  Inwieweit  einem  Beteiligten  die  Kosten  des 
Beschwerdeverfahrens  zur  Last  fallen,  sowie  ob  einem  Beteiligten 
im  Falle  der  Anerkennung  seiner  Beschwerde  die  Gebühr  zurüd:- 
zuzahlen  ist,  hat  das  Patentamt  gemäß  §  26  Abs.  6  PatG.  nach 
freiem  Ermessen  zu  bestimmen.  Der  Ausdruck  „Beteiligte^  kommt 
femer  in  den  Bestimmungen  über  das  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren in  §  28  Abs.  4,  §  30  Abs.  2  und  §  31  vor. 

89.  Begriff  der  Beteiligten«  Unter  Beteiligten  im  Sinne  der 
Vorschriften  über  das  Niditigkeite-  und  Zurücknahmeverfahren 
sind  w^en  der  prozessualen  Natur  dieser  Verfahrensarten  die- 
jenigen Personen  zu  verstehen,  welche  eine  Partei-  oder  partei- 
ähnliche Stellung  einnehmen,  demnach  der  Antragsteller  oder 
Kläger,  der  beklagte  Patentinhaber,  sowie  etwaige  Mitkläger, 
Streitgenossen  und  Nebenintervenienten.  In  dem  Pa- 
tenterteüungsverfahren  stehen  sich  eigentliche  Parteien  nur  dann 
gegenüber,  wenn  Einspruch  erhoben  ist,  es  sind  dann  der  Patent* 
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sacher  und  der  Einsprechende  als  Beteiligte  anzusehen;  der 
Patentsucher  gilt  auch  dann  als  Beteiligter,  wenn  Einspruch  nicht 
eingelegt  ist  (veigl.  Bobolski  E.  §  16).  Im  Sinne  des  §  16  PatG. 
sino  als  Beteiligte  auch  Zeugen  und  Sachverständige  anzusehen, 
wenn  über  die  Ilßchtmäiigkeit  der  Aussageverweigerung  entschieden 
wird,  oder  sie  wegen  einer  solchen  Weigerung  oder  wegen  Nicht- 
erscheinens zu  Siiufe  verurteilt  werden. 

4D.  Nebenintervention.  Fraglich  ist  es,  ob  im  Patenterteiluugs- 
verfahren  eine  Nebenintervention  als  zulässig  anzusehen  ist. 
We|;en  der  e^entümlichen  prozessualen  Natur  dieses  Bechts- 
insütuts  wird  diese  Frage  in  verneinendem  Sinne  zu  beantworten 
sein,  auf  der  Seite  des  Anmelders  insbesondere  um  deswillen,  weil 
das  Recht  des  Anmelders  auf  Geheimhaltung  seiner  Anmeldung 
durch  den  Beitritt  eines  Dritten  beeinträchtigt  werden  könnte,  auf 
der  Seite  des  Einsprechenden,  weil  jedermann  bei  rechtzeitiger 
Geltendmachung  semer  Bechte  zur  selbständigen  Einlegung  des 
Einspruchs  befugt  ist  (vergl.  PA.  PMZBl.  9  100;  anders  Köhler  767; 
Isay  Abschn.  lU  Nr.  4;  vergl.  auch  Allfeld  226). 

41.  Gesoh&fteiShlgkeit  nnd  ProzebfKhigkeit  Wer  als  Be- 
teiligter in  dem  Verfwren  auftreten  will,  muß  geschäftsfähig 
und  prozeßfähig  sein;  dies  gilt  nicht  nur  für  das  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren,  sondern  auch  für  das  Patenterteilungs- 
verfahren. Wer  nicht  selbst  handlungsfähig  ist,  muß  durch  seinen 
gesetzlichen  Vertreter  vertreten  werden  (vergl.  Kohler  766). 
Diese  Grundsätze  finden  insbesondere  auf  den  Anmelder  und  den 
Einsprechenden  Anwendung.  Ist  ein  nicht  Geschäfts-  oder  Prozeß- 
Glhiger  in  dem  Verfahren  zugelassen  worden,  so  ist  dies  kein 
Nichtigkeit^grund  (vergl.  §  10  Nr.  66). 

42.  Mehrzahl  von  Beteiligten.  Auf  einer  Parteiseite  können 
mehrere  Beteiligte  vorhanden  sein.  Handelt  es  sich  dabei  um 
mehrere  Personen,  welche  iede  für  sich  einen  Rechtsbehelf  geltend 
gemacht  haben,  also  um  mehrere,  welche  selbständig  Einspruch 
eingelegt  oder  selbständig  die  Nichtigkeits-  oder  Zurück- 
nahmeklage angestellt  haben,  so  sind  die  Handlungen  und  Er- 
klärungen eines  dieser  Beteiligten  auf  das  Rechtsverhältnis  der 
übrigen  auf  der  gleichen  Parteiseite  stehenden  Personen  ohne 
Einfluß.  Haben  dagegen  mehrere  Personen  gemeinsam  ein 
Patent  angemeldet,  oder  sind  mehrere  Personen  in  Gemein- 
schaft Inhaber  eines  Patents,  dann  gelten  wegen  der  Unteilbar- 
keit der  rechtlichen  Beziehungen  die  Handlungen  und  Erklärungen 
eines  derselben  auch  zugunsten  der  anderen;  andererseits  können 
durch  die  Erklärungen  und  Handlungen  des  einen  die  anderen 
nicht  beeinträchtigt  werden.  Durch  die  Zurücknahme  einer 
Anmeldung,  durdi  den  Verzicht  auf  das  Patent  "usw.  wird  also 
nur  der  Zurücknehmende  oder  Verzichtende  betroffen,  während 
die  Rechte  der  anderen  imberührt  bleiben  (vergl.  Kohler  766,  767 ; 
vergL  auch  §  20  Nr.  41b  und  §  9  Nr.  14  und  17). 

b)  Vertreter. 

48.  Person  des  Vertreters.  Die  Beteihgten  können  für  das 
Verfohren  in  Patentsachen  einen  Vertreter  bestellen.  In  der  Aus- 
wahl des  Vertreters  sind  die  Beteili^n  an  sich  unbeschränkt;  nur 
in  dem  Berufungsverfahren  in  Nichtigkeits-   und  Zurück- 
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nahmesachen  besteht  eine  Ausnahme  gemäß  §  14  YO.  6/12.  91, 
indem  zur  Vertretung  vor  dem  Reichsgericht  nur  die  bei  diesem 
zugelassenen  Anwälte  befugt  sind.  Abgesehen  hiervon  darf  auch 
eine  vom  Vertretungsgeschäft  ausgeschlossene  Person 
nicht  zum  Vertreter  bestellt  werden  fvergl.  Nr.  47).  Der  Vertreter 
muB  geschäftsfähig  und  prozeßtähig  sein  (Köhler  757).  Es 
können  nur  physische  Personen  zum  Vertreter  bestellt  werden; 
es  können  auch  mehrere  Vertreter  bestellt  sein.  Sind  mehrere 
Vertreter  bestellt,  so  gelten  dieselben  für  befugt,  sowohl  gemein- 
schaftlich als  auch  einzeln  die  Vertretung  walurzunehmen  (YO. 
11/7.  91  I  28). 

44.  Gesetzlieher  Vertreter  nnd  Vertreter  nach  §  18.  Nicht 
geschäft^ähige  Personen  werden  durch  ihre  gesetzlichen  Ver- 
treter vertreten,  daher  der  Bevormundete  durch  den  Vormund, 
Handelsgesellschaften,  Aktiengesellschaften  und  sonstige  Kor- 
porationen durch  die  Gesellschafter,  Geschäftsführer,  den 
Vorstand  usw.  Sind  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  oder  den 
sonst  för  die  Vertretung  ma^ebenden  Bestimmungen  mehrere 
gesetzliche  Vertreter  nur  in  Gemeinschaft  zur  Vertretung  be- 
rechtigt, so  gilt  diese  Beschränkim^  der  Vertretungsbefugnis  audi 
für  das  Verfahren  in  Patentsachen,  msbesondere  für  die  Vertretung 
bei  der  Anmeldung  einer  Erfindung,  bei  Einlegung  des  Ein- 
spruchs usw.  (PA.  PMZBl.  8  204).  Die  Legitimation  gesetzlicher 
Vertreter  ist  gemäß  §  56  CPO.  von  Amts  wegen  zu  prüfen  (RG. 
PMZBl.  4  142).  Wer  nicht  im  Inlande  wohnt,  ist  gemäß  §  12 
Abs.  1  PatG.  verpflichtet,  einen  im  Inlande  wohnenden  Ver- 
treter zu  bestellen.  Sonst  besteht  eine  Verpflichtung  zur  Be- 
stellimg  eines  Vertreters  nicht 

45.  Vertretun^maoht  des  Vertreters.  Soweit  der  Vertretene 
selbst  geschäftsfähig  ist,  ist  derselbe  durch  die  Bestellung  eines 
Vertreters  nicht  von  der  eigenen  Wahrnehmung  seiner 
Bechte  ausgeschlossen.  Dies  gilt  auch  im  Fidle  der  Be- 
stellung eines  inländischen  Vertreters  ffemäß  §  12  PatG.  Das 
Patentamt  ist  befugt,  nach  seiner  Wahl  die  Zustellungen  an 
den  Vertreter  oder  an  den  Vertretenen  selbst  vorzunehmen;  doch 
wird  in  der  Regel  dem  Vertreter  zugestellt  Dies  gilt  namentlich 
dann,  wenn  ein  Vertreter  gemäß  §  12  Abs.  1  PatG.  bestellt  ist.  Die 
Zustellung  an  den  Vertreter  hat  die  gleiche  Wirkung  wie  die  an 
den  Vertretenen  gerichtete  Zustellung.  Ist  die  Anhörung  der 
Beteiligten  oder  eme  Benachrichtigung  derselben  vorgeschrieben, 
so  genü^  es,  wenn  der  Vertreter  gehört  oder  benaduiditigt 
worden  ist. 

4A.  Erklärungen  des  Vertreters.  Jede  Willenserklärung  des 
Vertreters  ist,  soweit  sie  seiner  Vollmacht  entspricht,  für  und 
gegen  den  Vertretenen  rechtlich  wirksam  (Damme  in  GUB.  6  1,  2; 
Martin  Seligsohn  in  GUB.  5  295).  Dies  gilt  insbesondere  für  den 
Fall,  daß  eine  Anmeldung,  eine  Nichtigkeits-  oder  Zurücknahme- 
klage, eine  Beschwerde  oder  Berufung  zurückgenommen  oder 
auf  ein  Patent  verzichtet  wird;  der  Vertretene  kann  solche  Et- 
klärungen  seines  Vertreters  nicht  mit  Erfolg  widerrufen  (Damme 
in  GUK.  6  1,  2).  Das  Patentamt  ist  indessen  nicht  befugt,  den 
Erklärungen  eines  Vertreters  mehr  Wert  beizulegen  als  den  gleich- 
zeitigen Erklärungen  des  Vertretenen  selbst;  vielmehr  ist  bei  einem 
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Widerspräche  nur  die  Erklärung  des  Vertretenen  zu  beachten 
(PA.  PMZBL  9  246). 

47.  Aussehlie&nng  yon  der  Yertretimg.  Ein  Vertreter, 
welcher  nicht  Rechtsanwalt  und  nicht  in  die  Patentanwaltsliste 
eingetragen  ist,  kann,  wenn  er  die  Vertretung  vor  dem  Patentamt 
berufsmäßig  betreibt,  von  dem  Vertretungsgesch&ft  ausge- 
schlossen werden  (vergl.  Nr.  54).  Die  Ausschließung  hat  von 
demjenigen  Zeitpunkte  an,  in  welchem  sie  in  Kraft  tritt,  zur  Folge, 
daß  der  Vertreter  zu  mündlichen  Verhandlungen  nicht  mehr 
zugelassen  wird,  und  daß  etwaige  Erklärungen  desselben  nicht 
zu  beachten  sind.  Schriftliche  Einüben  eines  solchen  Vertreters 
sind  daher  zmrückzugeben,  und  etwaige  Gebührenzahlungen, 
die  solche  unwirksune  Eingaben  betreffen  —  wie  Anmelde-,  Be- 
schwerdegebühr oder  Gebühr  für  die  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeklage —  sind  zurückzuzahlen  (vergl.  Damme  in  6UR.  6  6 
und  8 ff.;  Seligsohn  §  20  Nr.  7;  Martin  Seli^hn  in  6UB.  6  69). 
Dagegen  ist  der  Ausgeschlossene,  gleichwie  jeder  beliebige  Dritte, 
befugt,  die  Gebühren  für  die  von  einem  anderen  in  rechtsgültiger 
Weise  vorgenommenen  Akte  sowie  die  Patent^ebühren  zu  ent- 
richten, da  die  bloße  Zahlung  einer  Gebühr  sich  nicht  als  Vornahme 
eines  Vertretungsaktes  darstellt.  Eine  Benachrichtigung  des  Ver- 
treters oder  des  Vertretenen  von  der  Nichtberücksichtigung  einer 
Eingabe  des  Vertreters  ist  nicht  erforderlich.  Allerdings  kann  die 
Behörde  immerhin,  insoweit  sie  Tatsachen  und  Beweismittel  von 
Amts  wegen  berücksichtigen  darf,  Behauptungen  imd  Beweise, 
welche  von  einem  Ausgeschlossenen  vorgetragen  sind,  ihrer  Ent- 
scheidung zugrunde  legen  (Kohler  758).  Alle  Handlungen  des  Aus- 
geschlossenen, welche  eine  rechtsgeschäftliche  Bedeutung  haben, 
sind  dagegen  völlig  wirkungslos,  und  zwar  nicht  nur  hinsichtlich 
der  prozessualen  sondern  auch  in  bezug  auf  die  zivilistischen 
Wirkungen.  Durch  die  Anmeldung  seitens  eines  von  der  Ver- 
tretung Ausgeschlossenen  wird  daher  auch  nicht  etwa  die  Priorität 
der  Anmeldung  gewahrt  (anders  Kohler  7ö8).  Die  Erklärungen 
eines  Ausgescmossenen  erhalten  auch  durch  nachträgliche  Ge- 
nehmigung des  Vertretenen  keine  Kraft  (Damme  in  GUR.  6  9). 

48.  Anf&eten  des  AnsgeschlosseiLeiL  in  eigenem  Namen«  Der 
Ausgeschlossene  verliert  nicht  das  Recht,  in  eigenem  Namen 
in  dem  Verfahren  aufzutreten.  Dadurch  wird  es,  da  Anmeldungen 
in  fremdem  Interesse  gestattet  sind,  dem  Ausgeschlossenen 
dodi  möglich,  fremde  Interessen  vor  dem  Patentamt  zu  vertreten 
(Kohler  769;  Damme  in  GUR.  6  8).  Gegen  eine  gewerbsmäßige  Ver- 
tretung anderer  auf  diesem  Umgehungswe^e  kann  nur  auf  Grund  des 
§  35  .^)8. 8  der  Gewerbeordnung  eingeschritten  werden  (Kohler  769). 

49.  Wirkiinff  der  Aussehlie&ung  auf  anhängige  Sachen. 
Auf  bereits  anhängige  Sachen  hat  die  Ausschließung  die 
Wirkung,  daß  von  dem  2jeitpunkte  des  Inkrafttretens  der  Aus- 
scbJießang  an^  die   Vertretungsbefugnis  aufhört;   das  Verfahren 


durch  eme  solche  nachträglich  eintretende  Ausschließung 
nicht  unterbrochen,  die  bereits  in  Lauf  gesetzten  Fristen  laufen 
weiter.  Wird  die  Tatsache  der  Ausschließung  in  dem  Ver&hren 
fibersehen,  so  bildet  dies  keinen  Nichtigkeitsgrund  für  das  in  dem 
YerCahren  ^rtdlte  Patent  (Damme  in  GUR.  6  10  und  11;  veigl. 
§  10  Nr.  66). 
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60.  BeistSnde.  Die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Be- 
teiligten in  dem  Verfahren  in  Patentsachen  kann  nicht  nur  durch 
Vertreter  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  auch  durch  Bei- 
stände geschehen,  d.  h.  durch  Personen,  welche  in  mündlichen 
Verhandlungen  neben  den  Beteiligten  zu  deren  Unterstützung 
erscheinen  (Eohler  807;  Seligsohn  §  28  Nr.  13).  Als  Beistände 
können  neben  den  eigentlichen  Vertretern  insbesondere  Techniker 
auftreten.  Die  Zulassung  solcher  technischer  Beistände 
mu&  auch  für  das  Berufungsverfahren  in  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmesachen gemä&  §  14  VO.  6/12.  91  erfolgen.  Gemäß  §  90 
CPO.  gilt  das  von  dem  Beistand  Vorgetragene  als  von  dem  mit- 
anwesenden Beteiligten  Torgebracht,  insoweit  es  nicht  von  diesem 
sofort  widerrufen  oder  berichtigt  wird  (vergl.  Martin  Seligsohn  in 
6UB.  5  295;  Damme  in  6UB.  6  2).  Einie  von  dem  Ver&etungs- 
geschäft  ausgeschlossene  Person  darf  auch  nicht  als  Beistand  auf- 
ü-eten  (anders  Damme  in  6UB.  6  6). 

c)  Patentanwälte. 

51.  Zulassung  zur  Patentauwaltsehaft.  Die  Vertretung  der 
Beteiligten  in  dem  Verfahren  in  Patentsachen  wird  häufig  durch 
Patentanwälte  besoi^.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Patentanwälte 
sind  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1900  geordnet  (vergl.  Anh. 
Nr.  2^.  Hiernach  wird  bei  dem  Patentamt  eme  Liste  der  Patent- 
anwälte geführt  (§  1).  Die  Eintra^ng  in  diese  liste  kann  nur 
erfolgen,  wenn  der  Antragsteller  seme  Befähigung  zur  Ausübung 
des  ^erufes   durch    Prüfungen   und   praktische   Tätigkeit    nach- 

Sewiesen  hat,  und  sonstigen  in  dessen  Person  liegenden  Be- 
ingungen  genügt  ist  (§§  2--4).  Hinsichtlich  derjenigen  Personen, 
welche  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  den  Patentanwalts- 
beruf ausgeübt  haben,  sind  Übergangsbestimmungen  getroffen 
(§20). 

52.  Beruf^fliohteu  des  Patentanwalts  und  LSschung  in  der 
Liste.  Der  Patentanwalt  hat  gewisse  Berufspflichten  zu 
erfüllen  (§  6).  Die  Eintragung  in  die  PatentanwaltsUste  wird 
gelöscht  auf  Antrag  des  Emgetragenen,  im  Falle  des  Todes  des- 
selben sowie  bei  Emtritt  gewisser  Umstände  in  dessen  Person 
(^  6).  Außerdem  kann  die  Löschung  erfolgen  im  Falle  unwürdigen 
Verhaltens  und  in  schwereren  Fällen  der  Nichterfüllung  derBe- 
rufspflichten  (§  7).  Die  Entscheidung  über  die  Löschung  in  den 
letz^enannten  Fällen  erfolgt  im  Wege  eines  ehrengerichtlichen 
Verfahrens  (§§^  8—14). 

53.  Ständige  Vertreter  der  Patentanwälte.  Für  Personen, 
welche  mit  der  ständigen  Vertretung  von  Patentanwälten 
beauftragt  sind,  kann  im  Falle  des  Nachweises  gewisser  Voraus- 
setzungen die  Eintragung  in  eine  besondere  Spalte  der  Liste  nach- 
gesucht werden  (§  16).  Für  eine  gewisse  Ubeigangszeit  konnte 
die  Eintragung  als  ständiger  Vertreter  eines  PatenSinwalts  auch 
im  Falle  des  Nichtvorhandenseins  der  sonst  dafür  bestehenden 
gesetzlichen  Voraussetzungen  erlangt  werden  (§  21). 

54*  Aussclüub  von  dem  Vertretunffsgesehäft.  Der  Präsident 
des  Patentamts  ist  befust,  Personen,  weiche,  ohne  in  die  Liste  ein- 
getragen zu  sein,  die  Vertretung  vor  dem  Patentamt  beruCsmäüg 
betreiben,   von  dem  Vertretungsgeschäft  auszuschlie&en. 
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Im  Falle  eines  solchen  Ausschlusses,  welcher  verOfifentlicht  wird, 
wird  regelmäßig  dem  Ausgeschlossenen  eine  Frist  gesetzt,  inner- 
halb  deren  ihm  die  Erledigung  der  bei  ihm  anhängigen  Sachen 

festattet  ist.  Auf  Rechtsanwälte  findet  die  Vorschrift,  wonach 
ie  Ausschließung  erfolg^  kann,  keine  Anwendung  (§  17).  Außer- 
dem durfte  in  gewissen  Übergangsfällen  eine  Ausschließung  nidit 
stattfinden  (§  20).  Die  berufsmäßige  Vertretung  anderer  Personen 
vor  dem  Patentamt  darf  Patentanwälten  auf  Grund  der  Vorschrift 
des  §  35  Abs.  8  der  Gewerbeordnung,  wonach  die  gewerbsmäßige 
BiMorgunff  fremder  Angelegenheiten  bei  Unzuvenässigkeit  des 
Besorgenden  zu  untersagen  ist,  nicht  verboten  werden^  18). 

55.  UnzulSssige  Bezeichnung  als  Patentanwalt.  Wer,  ohne 
als  Patentanwalt  eingetragen  zu  sein,  sich  als  Patentanwalt  be- 
zeichnet oder  sich  einen  ähnlichen  Titel  beilegt,  unterliegt  der 
Bestrafung  (§  19). 

66.  Beiordnung  eines  Patentanwalts  zu  unentgeltlieher  Ver- 
tretung. Die  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung,  wonach  einer 
unvermögenden  Partei,  welcher  das  Armenrecht  bewilligt  ist, 
ein  Rechtsanwalt  zum  Zwecke  einstweiliger  unentgeltlicher  Ver- 
tretung beigeordnet  werden  kann,  finden  auf  Patentenwälte  keine 
Anwendung  (Köhler  794). 

67.  ErlSuterungen  des  Gesetzes  betreffend  die  Patentanwälte. 
Das  Gesetz  betreffend  die  Patentanwälte  ist  vielfach  sowohl  durch 
besondere  Kommentare  als  in  Einzeldarstellungen  erläutert 
(versd,  die  Kommentare  von  Damme,  Leander,  Schmid,  Stephan, 
die  Darstellung  bei  Kohler  690 ff.;  femer  Damme  in  GUB.  6  Iff., 
7  Iff.,  7  153 ff.;  Leander  in  GUB.  5  296 ff.  und  6  265,  256;  Martin 
SeUgsohn  in  GUB.  5  293 ff.  und  6  69ff.;  Ephraim  in  GUB.  7  329 ff.; 
Bombom  in  GUR  7  335 ff.;  Cohn  in  GUB.  7  378 ff.). 

d)  Vollmacht 

58.  Person  des  BevollmSehtigten«  Wer  als  Vertreter  für  einen 
anderen  auftritt,  muß  sich  durch  eine  schriftliche  Vollmacht  dem 
Patentamt  gegenüber  ausweisen.  Die  Vollmacht  muß  —  ent- 
sprechend den  für  die  Person  des  Vertreters  geltenden  Voraus- 
setzungen —  auf  prozeßfähige,  mit  ihrem  bürgerlichen 
Namen  bezeichnete  Personen  lauten.  Sind  mehrere  Personen 
bevollmächtigt,  so  darf  die  Vollmacht  die  Bestimmung  nicht  ent- 
halten, daß  die  Vertreter  nur  in  Gemeinschaft  zur  Wahrnehmung 
der  Vertretung  befugt  seien  (VO.  11./7.  91  S  28).  Eine  dieser  Vor- 
schrift widersmrechende  Vollmacht  ist  zurücKzuweisen,  so  daß  der 
Nadhweis  der  Bevollmächtigung  durch  eine  solche  Vollmacht  nicht 
als  erbracht  angesehen  werden  kann.  Gesetzliche  Vertreter 
nicht  handlungsfähiger  Personen  bedürfen  keiner  Vollmacht,  doch 
habcai  sie  ihre  Vertretungsbefugnis  auf  Verlangen  des  Patentamts 
nachzuweisen. 

60.  Form;  Beglaubigung;  Abfassung  in  fremder  Sprache; 
Stempelpflicht.  Abgesehen  von  dem  Erfordernisse  der  Schriftlich- 
keit bedarf  die  Vollmacht  einer  besonderen  Form  nicht  (veii^l. 
Kohler  769^  Isay  §  12  Nr.  16).  Dies  ^It  selbst  dann,  wenn  die 
Vollmacht  m  einem  Lande  aui^estellt  ist,  nach  dessen  Gesetzen 
die  Vollmacht  in  einer  besonderen  Form  ausgestellt  sein  mu&. 
Einer  Beglaubigung  bedürfen  die  unter  der  Vollmacht  stehenden 
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Unterschriften  nicht,  ledoch  steht  es  in  dem  Ermessen  des  Patent- 
amtSy  ob  es  eine  Beglaubigung  verlangen  will;  die  Prdfmig,  ob 
die  Beglaubigung  in  richtiger  Form  ausgestellt  ist,  steht  dann 
dem  Patentamt  zu.  Vollmachten  von  Ausländem  können  in 
fremder  Sprache  abgefaßt  sein,  vorausgesetzt,  daß  diese  dem 
Patentamt  verständlich  ist  oder  eine  Übersetzung  vorliegt  Stempel- 
pflichtig ist  die  Vollmacht  gemäß  den  Vorschmten  des  preußischen 
Stempelgesetzes,  da  von  ihr  in  Berlin  Gebrauch  gemacht  wird, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  außerhalb  Preußens  ausgestellt  ist; 
indessen  wird  hierauf  von  dem  Patentamt,  da  dieses  eine  Reichs- 
behörde ist,  nicht  geachtet  (vergl.  Isay  §  12  Nr.  19). 

00.  Umfang.  Was  den  Umfang  der  Vollmacht  betrifft,  so 
ist  hinsichtlich  der  Vollmacht  eines  freiwillig  bestellten  Vertreters 
im  Gesetze  hierüber  nichts  bestimmt.  Nur  der  Umfang  der  Voll- 
macht des  in  Gemäßheit  des  S  12  Abs.  1  PatG.  bestellten  in- 
ländischen Vertreters  ist  gesetzlich  festgestellt  Die  Befugnisse 
der  gesetzlichen  Vertreter  nicht  handlungsfähiger  Personen  sowie 
der  Vertreter  von  Handelsgesellschaften  und  Vereinen  bestimmen 
sich  nach  btirgerlichem  und  nach  Handels-Becht 

01.  Aiisdrüekliohe  Festsetzung  des  VoUmaclitiinifangs.  Mit 
Bücksicht  darauf,  daß  der  Umfang  der  Vollmacht  eines  freiwillig 
bestellten  Vertreters  nicht  gesetzlich  festgelegt  ist,  empfiehlt  es 
sich,  in  der  Vollmacht  bestimmt  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
in  welchem  Umfange  sie  erteilt  sein  solL  Dies  kann  auch  hin- 
sichtlidi  der  Vollmacht  des  gemäß  §  12  PatG.  bestellten  Vertreters 
in  Betracht  kommen,  nämlid^  dann,  wenn  die  VoUmacht  über  d^i 

fesetzlich  bestimmten  Umfang  hinaus  ausgedehnt  werden  soIL 
Is  wird  demgemäß  namenthch  bestimmt  zum  Ausdruck  zu 
bringen  sein,  ob  der  freiwillig  bestellte  Vertreter  eines  Anmelders 
auch  zur  Zurücknahme  der  Anmeldung  imd  zur  Vertretung 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren,  imd  ob  der 
Vertreter  auch  zum  Verzichte  auf  das  Patent  und  zur  Empfang- 
nahme zu  erstattender  Gebühren  befugt  sein  soll  (veigL  PA. 
PMZBl.  1  266,  266).  Von  dem  Verein  deutscher  Patentanwälte  ist 
ein  Vollmachtsformular  möglichst  umfassenden  Inhalts  angestellt, 
welches  in  jedem  einzelnen  Falle  in  beschränkendem  oder  in  er- 
weiterndem Sinne  geändert  werden  kann  (vergl.  PMZBl.  1  302). 

02.  Anwendbarkeit  des  §  81  GPO.  Besteht  ein  Zweifel 
über  den  Umfang  der  Vollmacht,  so  wird  §  81  GPO.  zur  ent- 
sprechenden Anwendung  zu  bringen  sein.  Hiernach  ermächtigt 
die  Prozeßvollmacht  zu  allen  den  Rechtsstreit  betreffenden  Prozeß- 
handlungen einschließlich  derjenigen,  welche  durch  eine  Wider- 
klage, eine  Wiederaubiahme  des  Verfahrens  und  die  Zwangs- 
vollstreckung veranlaßt  werden;  zur  Bestellung  eines  Vertreters 
sowie  eines  Bevollmächtigten  für  die  höheren  Instanzen;  zur  Be- 
seitigung des  Rechtsstreits  durch  Vergleich,  Verzichtleistung  auf 
den  Streitgegenstand  oder  Anerkennung  des  von  dem  Gegner 
geltend  gemachten  Anspruchs;  zur  Empfangnahme  der  von  dem 
Gegner  zu  erstattenden  Kosten.  Die  Vollmacht  ermächtigt  daher 
im  Zweifel  auch  zum  Verzichte  auf  Rechtsmittel  sowie  zur  Zurück- 
nahme solcher  (RG.  PMZBl.  8  148,  JW.  97  292;  veigl.  auch  Kohler 
760  und  806).  Dagegen  ermächtigt  die  Vollmacht  im  Zweifel  zum 
Verzichte  auf  das  Patent  sowie  zur  Nachsuchung  eines  Zusat^atents 
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nicht;  hierzu  ist  Spezialvollmacht  erforderlich  (vergl.  §  9  Nr.  15, 
§  7  Nr.  25  und  §  12  Nr.  22  und  29). 

63.  Zulassung  ohne  Yollmacht.  Wer  ohne  Vollmacht  oder 
ohne  schriftliche  Yollmacht  für  einen  anderen  auftritt,  wird  einst- 
weilen zur  Vertretung  zugelassen;  es  ist  jedoch  eine  Frist  für 
die  Beibringunj^  der  Vollmacht  zu  setzen,  nach  deren  fruchtlosem 
Ablauf  die  weitere  Zulassung  nicht  mehr  zu  geschehen  braucht, 
womit  auch  die  bisher  namens  des  Vertretenen  abgegebenen  Er- 
klfirunj^en  hinfäUig  werden  (Köhler  806).  Jedoch  senügt  es  zur 
Beseitigung  aller  nachteiligen  Folgen,  wenn  die  Vollmacht  vor  der 
Entscheidung  nachgebracht  wird.  Die  Zulässigkeit  einer  Nichtig- 
keitsklage wird  daher  nicht  durch  den  Umstand  beeinträchtigt, 
da&  die  Vollmacht  erst  nach  Ablauf  der  Verjähnmgsfrist ,  aber 
noch  vor  Erlaß  der  Entscheidung,  beigebracht  ist  (PA.  PMZBl.  2 
147).  Ist  eine  Anmeldung  ohne  schriftliche  Vollmacht  eingereicht, 
so  wird  eine  Frist  für  deren  Nachbringung  gesetzt;  die  Nicht- 
einhaltung einer  durch  Vorbescheid  gesetzten  Frist  hat  gemäß 
§  21  Abs.  4  PatG.  zur  Folge,  daß  die  Anmeldung  als  zurück- 
genommen gilt.  Wird  die  Vollmacht  nicht  beigebracht^  so  kann 
der  als  VeiHbreter  Aufgetretene  gemäß  §  89  CPO.  in  die  Kosten 
verurteilt  werden,  soweit  eine  Entscheidimg  über  die  Kosten  über- 
haupt zu  treffen  ist  (Kohler  806).  So  lange  die  Vollmacht  nicht 
nachgebracht  ist,  hat  das  Patentamt  nur  mit  dem  als  Vertreter 
Aufjgetretenen  zu  yerhandeln  und  daher  nur  an  ihn  die  Zustellungen 
zu  richten  (vergl.  SeUgsohn  §  21  Nr.  6). 

VIL  Kosten. 

04.  Kosten  der  Anmeldung  nnd  der  Beschwerde  nach  §  26. 

Im  Patenterteilun&sverfahren  werden  Kosten  erhoben  für  die  An- 
meldung einer  Erfindung  (§  20  Abs.  3  PatGO  und  für  die  Ein- 
legung der  Beschwerde,  insoweit  solche  in  Gemäßheit  des  S  26 
PatG.  erhoben  ist  (§  26  Abs.  1).  Diese  Kostenbetrag  sind  dazu 
bestimmt,  die  ganzen  Kosten  des  Anmelde-  bezw.  Beschwerde- 
verfahrens —  einschließlich  der  erforderlichen  Becherchen  des 
Patentamts,  namentUch  insoweit  solche  die  Neuheit  der  ange- 
meldeten Erfindung  betreffen  —  zu  decken,  so  daß  grundsätzhch 
außerdem  weder  Gebühren  noch  Auslagen  des  Patentamts  zur 
Berechnung  gelangen  (Kohler  792 ;  Damme  in  GUB.  4  3).  Dies  gilt 
indessen  nur  für  die  von  Amts  wegen  angestellten  Ermittelungen, 
wiUirend  solche  Auslagen,  welche  durch  besondere  Anträge  oder 
Zusendungen  im  Parteiinteresse  entstehen,  wie  Schreibgebühren, 
Porti,  BoUgelder  usw.  liquidiert  werden  können;  solche  Kosten 
werden  dann  entweder  durch  Nachnahme  oder  durch  Verrechnung 
auf  Guthaben  eingezogen  (vergl.  §  8  Nr.  19). 

66.  Kosten  der  Beweisaufnahme.  Insbesondere  werden  für 
die  von  Amts  weffen  angeordneten  Beweisaufnahmen  be- 
sondere Kosten  nicht  erhoben.  Findet  dagegen  eine  Beweisauf- 
nahme auf  besonderen  Antrat  oder  im  besonderen  Interesse 
eines  Beteiligten  statt,  so  sind  die  Kosten  von  diesem,  und  zwar 
namentlich  dann  zu  tragen,  wenn  erheblichere  Aufwendungen  nötig 
werden,  wenn  z.  B.  auf  Antrag  eines  Beteiligten  kostspielige  Ex- 
perimente vorzunehmen  sind,  oder  wenn  ein  in  weiter  Entfernung 
wohnender  Zjouge  oder  Sachverständiger,  dessen  Vernehmung  sonst 
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an  Ort  und  Stelle  durch  Ersuchen  des  zuständigen  Gerichts  er- 
folgen würde,  vor  dem  Patentamt  vernommen  werden  soll,  oder 
wenn  ein  Augenschein  durch  Mitglieder  des  Patentamts  an  Ort 
und  Stelle  beantragt  wird  (Köhler  792,  793;  Bobolski  E.  zu  §  25; 
Damme  in  6UB.  4  4).  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  fallen 
die  Kosten  eines  Gutachtens  und  einer  außerhalb  Berlins 
stattfindenden  Beweisaufnahme  dem  Beteiligten  ziu:  Last, 
wenn  der  Beweis  erforderlich  ist,  weil  eine  seitens  des  Beteiligten 
aufgestellte  Behauptung  nicht  ohne  weiteres  technisch  glaubhaft 
erscheint.  Dagegen  werden  Kosten  von  den  Beteiligten  nicht  er- 
hoben, wenn  das  Patentamt  eines  Gutachtens  zu  seiner  eignen 
Belehrimg  bedarf  (Robolski  K.  zu  §  25;  Damme  in  GUB.  4  4). 
Zeugen  und  Sachverständige  erhalten  Gebühren  nach  Ma^abe  der 
Gebührenordnung  vom  30.  Juni  1878  (VO.  11/7.  91  §  13). 

66.  KosteiLvorschi]£.  Das  Patentamt  ist,  soweit  die  Beteiligten 
zur  Kostentragung  verpflichtet  sind,  entsprechend  den  in  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  bestehenden  Vorschriften,  befugt,  die 
Erhebung  eines  von  einem  Beteiligten  beantragten  Beweises,  ins- 
besondere die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen,  die 
Anstellung  von  Untersuchungen  oder  die  Einnahme  eines  Augen- 
scheins von  der.  Einzahlung  eines  von  dem  Antragsteller  zu 
leistenden  Vorschusses  abhängig  zu  machen  (Damme  in  GUR.  4  4). 

67.  Kostenersatzpflieht  im  Anmelde-  und  Beschwerdever- 
fahren«  Sind  bei  dem  Verfahren  mehrere  Beteiligte  mit  ver- 
schiedenen Parteirollen  vorhanden,  wie  dies  der  F^  ist,  wenn 
Einspruch  eingelegt  ist,  so  wirft  sich  die  IVage  auf,  ob  der  unter- 
liegende Teil  dem  obsiegenden  Gegner  Kostenersatz  zu  leisten 
hat.  Diese  Frage  ist,  soweit  das  Verfahren  vor  der  Anmelde- 
abteilung in  Betracht  kommt,  grundsätzUch  zu  verneinen,  da  es 
an  einer  ausdrücklichen  Vorschrift  hierüber,  wie  sie  in  dem 
Patentgesetz  für  verschiedene  andere  Fälle  getroffen  ist,  fehlt 
(Damme  in  GUB.  4  4).  Selbst  die  Zurücknahme  der  Anmeldung 
hat  nicht  die  Verpflichtung  zur  Kostentri^ng  zur  Folge  (veigl. 
^  26  Nr.  33).  Nur  für  das  Verfahren  in  der  Beschwerdeinstanz, 
insofern  die  Beschwerde  gemäg  ^  26  PatG.  erhoben  ist,  findet 
sich  in  §  26  Abs.  5  PatG.  eine  Bestimmung,  wonach  die  Ent- 
scheidung über  die  Kostenverteilung  in  das  Ermessen  des  Patent- 
amts gestellt  ist. 

68.  Kostenersatzpflicht  im  Einsprachsverfahren.  Es  hat  aller- 
dings die  Ansicht  Vertretung  gefunden,  daß  in  der  nur  für  die 
Beschwerdeinstanz  getroffenen  Vorschrift  des  §  26  Abs.  5  PatG. 
ein  allgemeines  Prinzip  sich  ausdrücke,  welches  auch  auf  das  Ein- 
sprucbsverf  ahren  Anwendimg  finden  müsse  (Kohler  793).  Dieser 
Meinung  ist  indessen  in  Ermangelung  einer  gesetzlichen  Be- 
stimmung nicht  beizutreten;  einem  Einsprechenden  können  viel- 
mehr Kosten  nur  dann,  wenn  er  Beschwerde  gemäß  §  26  PatG. 
eingelegt  hat  —  nänüich  die  Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  — 
auferlegt  werden.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  der  Einspruch  ledig- 
Uch  zur  Verschleppung  der  Sache  eingereicht  ist  (vergl.  PA.  Ber. 
185;  Robolski  Th.  95;  Damme  in  GUR.  4  4;  Seligsohn  §  24  Nr.  12; 
vergl.  auch  §  24  Nr.  46). 

69.  Kostenersajtzpflicht  im  Nichtigkeits-  und  Zurüeknahme* 
verfahren.     Für  das  Nichtigkeits-   und  Zurücknahmever- 
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fahren  bestehen  gemäß  §  81  PatG.  besondere  Vorschriften  sowohl 
hinsichtlidi  der  Kosten  des  Verfahrens  als  hinsichtlich  des  dem  ob- 
si^enden  Gegner  zu  leistenden  Eostenersatzes. 

70«  Armenrecht;  Stundung;  Erlaft.     Die  Vorschriften   der 

f^  114  fif.  CPO.,  wonach  einer  Partei  bei  deren  Unvermögen  zur 
Ostenzahlung  das  Armenrecht  bewilligt  werden  kann,  finden 
weder  auf  das  Patenterteilungsverfahren  noch  auf  das  Ver- 
fahren in  Nichtigkeits-  imd  Zurücknahmesachen  Anwendung 
(Kohler  794).  Dagegen  ist  Stundung  und  Erlaß  der  ersten  und 
zweiten  Jahresgebtmr,  welche  aber  mcht  zu  den  Kosten  des  Ver- 
fahrens im  eigentUchen  Sinne  gehören,  gemäß  §  8  Abs.  4  PatG.  zu- 
lässig, wenn  der  Patentinhaber  seine  [bedürftigkeit  nachweist. 


|20. 

Die  Anmeldang  einer  Erflndiing  behnfto  Erteiliing  eines  Patents 
geecklehl  sehrifülck  bei  dem  Patentamt.  Für  Jede  Erfindung  ist  eine 
besondere  Anmeldang  erforderlich«  Die  Anmeldung  mofi  den  Antrag 
auf  Erleilnng  des  Patents  enthalten  und  in  dem  Antrage  den  Gei^enstand, 
weleker  dnrck  das  Patent  geschützt  werden  soll,  genau  bezeichnen. 
In  einer  Anlage  ist  die  Erfindung  dergestall  zu  beschreiben,  dafi  danaeh 
die  Benutsnag  derselben  durch  andere  Sachrerständige  m5arlich  er- 
sclielnt.  Am  Schlüsse  der  Besciureibnng  ist  dasjenige  anzugeben,  was 
als  patentfähig  unter  Hehuts  gestellt  werden  soll  (Patentanspruch). 
Anch  sind  die  erforderlichen  Zeichnungeu,  bildlichen  Darstellungen, 
Modelle  und  Probestttcke  beizufOgen. 

Das  Patentamt  erll&ßt  Bestimmungen  über  die  sonstigen  Erforder- 
nisse der  Anmeldung. 

Bis  zu  deuL  Besclünsse  Aber  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung 
sind  Abänderungen  der  darin  enthaltenen  Angaben  zulässig.  Gleich- 
zeitig mit  der  Anmeldung  sind  für  die  Kosten  des  Yerfahrens  zwanzig 
Mark  zu  zahlen. 


▲.  Aaaielduig. 
I.  F*xm  uid  ImkBlt. 

1.  BMtlaaiBmgem  Sber    die   AuiieldvBg 

■Ad  ErlIatonui««A  des  PatemtMiti. 
f.  Schriftllelies  Oesaeli. 
tft.  Eaipfluigibescheiiilguig. 

1^)  Inhalt. 

S.  Inlult  der  Auneldwif . 

4.  BetelireibBiify  Zelelmuigeii  niw. 

5.  PateattlteL 

•.  Somtlge  BeftandteUe  der  Aameldnng. 

e)  Bedtagugea  «nd  Torbehalte. 

7.  BedlBgaagen  and  Beschriakang ea. 

S.  Torbekalte. 

S.  Tarliallge  AaaieldaBgev. 


n.  Aaaieldegebikr. 

10.  Zaklaag  der  Aaaieldegebilir. 

11.  Biekerttattang. 

lt.  Staadang  aad  Erlau. 
IS.  Falgea  der  NIcktiaklaag. 


m.  Auaelder. 

a)  Allgeatelaei. 

14.  Person  des  Aamelders. 
14a.  Beektsaaekfolger. 
16.  OesckiftsfSklgkeit. 

16.  Oeaielaseknldaer. 

b)  Aasliader. 

17.  eieiekstellnag. 

18.  Beekts-  aad  Gesekiftsfiklgkelt 

e)  Aameldaag  la  flremdeai  Interesse. 

19.  Zalissigkelt. 

50.  Terklltals  swisckea  den  Beteiligten. 

51.  Anmeldang  einer  wlderreektUek  ent- 
noBimenen  Brflndang. 

IT.  Wlrkang  der  Anmeldang. 

SS.  Zlrlllstlscke  Wlrkang. 
SS.  Prosessaale  Wlrkang. 

T>  Zeltpaakt  der  Aameldang. 

a)  Allgemeines. 

24.  Bedeataag  des  Zeltpaaktes   der  An- 
meldang. 

6* 
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f  6.  Terlegsny  des  Z«ttpwiktei  der  In- 
■eldwig. 

b)  FestatelloAg  des  AmaieldedatuBt. 

•6.  Festotellwig  des  Zeltpanktes  der  ▲■- 

■leldBiiir- 
t7.  PriseDtettoBSTennerk. 
18.  Moment  der  Anmeldang. 
#9.  GesehifUnnmmer. 
SO.  Gleichseitiger  Einguig  melirerer  Ab« 

meldunlen. 
81.  Berichtigung  des  Anneldedntnnis. 

c)  Prioritftt. 

89.  Begriff. 

88.  Priorität  In  weiterem  Sinne. 
84.  Antschlnss   des   Torbenntzangsreehts. 
86.  Teriegong  der  PrioritSt  nnf  Omnd  TOn 
BtsstsTertrigen. 

86.  Yerlegang  der  PrioritSt  gegen  Ande- 
mng  der  Anmeldung. 

87.  Terlust  der  Priorität. 

88.  Feststelinn  der  Prioritft. 

YI.  ZurBeknshme  und  ZnrtlekwelsBng. 
s)  Znrieknshme. 

89.  Zalässigkelt. 

40.  Ansdräekliche  nnd  stUlsehwelfftnde 
Znrficknshme. 

40n.  Bekenntmachong  nnd  Hltteflnng  der 
ZirScknahme- 

41.  Form  und  Inhsit  der  Zur8r.knnhme- 
erUämng. 

41a.  Widerruf  und  Anfechtung  derZartlek- 
nähme. 

49.  Zuricknahme  bei  Kehrhelt  Ton  An- 
meldern. 

b)  Wirkung  der  Zuricknahme. 

48.  Prosessuale  Wirkung. 
44.  Terlust  der  Priorität. 

46.  Abweichende  Meinung. 

c)  Zurlckwelsung. 

4«.  Yerlust  der  Priorität. 

B.  Einheitlichkeit  der  Anmeldung. 

I.  Begriff. 

47.  Grundsats  der  ElnheltUchkelt. 

48.  OrdnungSTOrschrift. 

49.  Begriff  der  Einheitlichkeit. 

II.  Praxis  des  Patentamts. 

60.  Gmndsätie  des  Patentamts. 

61.  Terbesserung  und  weitere  Ausbildung 
der  Erfindung. 

69.  Gmppeneintelinng. 
68.  Einheitlicher  patentfähiger  Er  flndungs* 
gedanke. 

m.  Technische,   wirtschaftliche   und   Indu- 
strleUe  Einheit. 

64.  Sonstige  Grundsätie. 
66.  Technische^  wirtschaftliche  und  Indu- 
strielle Einheit. 

66.  Patentfähigkeit  des  lu  einer  Einheit 
Busammenfassenden  Gedankens. 

67.  Begriff  der  Industriellen  und  wirt- 
schaftlichen Einheit. 

IT.  Zulässlgkelt  der  Zusanunenfassung  mehre- 
rer Erfindungen. 

68.  Allgemeines. 

69.  Gleichseitiger  Schutx  der  generellen 
Erfindung  und  Ihrer  Ausfährungs- 
formen. 

69a.  Gleichseitiger  Schutx  TOn  Yerfshren, 
Erseugnls  und  Einrichtung. 


69b.  Gleichseitiger  Schutz  TOn  Yerbesse- 
rungs-  und  Tcriiesserter  Erfindung. 

60.  Schnts  der  Einselbestandtelle  neben 
der  Kombination. 

61.  Geltendmaehun g  mehrerer  EHIndnngem 
in  einer  Anmeldung. 

€.  Patentbeschreibung. 

I.  Zweck  der  Patentbeschrelbung. 

69.  Allgemeines. 
68.  Preisgabe  der  Erfindung. 
64.  Anregung    su    weiteren  Erfindungen ; 
Aufklärung  über  den  Sehnt sumfkng. 

n.  Bedeutung  der  Beschreibung. 

66.  Technische  und  rechtliche  Bedeutnng. 

66.  Nlchtpatentierte  BestandteUe  der  Be- 
schreibung. 

67.  Bedeutung  In  bezug  auf  Schutx  nnd 
Bestand  des  Patents. 

68.  Bedeutnng  fttr  den  Beweis  des  Ter* 
schnldens. 


in.  Font  und  Inhalt. 

69.  lussere  Font. 

70.  Nr.  8  der  Erläuterungen. 

71 .  Sonstige  Anleitungen  fSr  die  Abfsssnng 
der  Beschreibung. 

79.  Hinwelse  auf  frfihere  Einrichtungen, 
Terfkhrens weisen  und  Patentschriften. 

IT.  Zeichnungen. 

78.  Notwendigkeit     der    Belflgung     Ton 

Zeichnungen. 
74.  Xussere  Font  der  Zeichnungen. 
76.  Zeichnungen    als    ZubehSr    der    Ba- 

schrelbung. 

T.  Tolbtändigkelt    und     Klarheit    der   Be- 
sehreibung. 

a)  Allgemeines. 

76.  Angabe  des  Erfolges  und  der  Mittel. 

77.  Yerständllchkelt  fttr  SachTerständIge. 

78.  Brgänxende  Hinwelse. 

79.  Milde  Auslegung. 

80.  Beweise  fVr  und  gegen  die  Ordunrngs- 
mässigkelt  der  Beschreibung. 

b)  Möglichkeit  der  Nachbenutsung  durck 
andere  Sachrerständlge. 

81.  Begriff  der  anderen  SachTcrständigen. 
89.  Notwendigkeit  weiterer  Untersnchun- 

Sen. 
ngabe  TOn  Konsiruktlonsregeln  nnd 
Grundsätxen. 
84.  Notwendigkeit  weiterer  Erfindungen. 

c)  Yerpflichtung    xar  MitteUnng    von 
Fabrlkgeheimnlssen. 

86.  MitteUnng  mit  der  Erfindung  snsanunen- 
hängender  Massnahmen. 

86.  YerschweigenTOnFabrlkgeheluiulssen. 

d)  Mangelhaftigkeit  der  Beschreibung. 

87.  Folgen  der  Mangelhaftigkeit. 

88.  Auslegung  der  mangelhaften  Beschrei* 
bang. 

89.  Inkorrekte  und  fehlerhafte  Beschrel- 
bung. 

e)  Kasuistik. 

90.  Beispiele  einer  genSgenden  Besclwei* 
bung. 

D.  Patentanspruch. 
I.  Begriff. 

91.  Bedeutung  Im  ErteUungSTerfahren. 
99.  Yorschlag  des  Anmelders. 
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M.  FoimulUniiig  des  PAlentoaspraeki  1» 

ErteilufSTerfahren. 
•4.  Aafrt«ll«Bfr    besonderer    Pstent* 

ansprficke. 
M.  Mekrhelt  tob  Patentaaiprllehen. 

II.  iBhalt  de«  PAtentaBspniehs. 

s)  Aligeaieljies. 

•6.  Anfsbe  des  OattanfsbegrUIli  and  der 

BestiniBBiigSBerkmsJe. 
•7.  Ämgaht  4er  Besttmmuigsnierlmale. 
M.  Form  der  Angmbe  der  BestlmmvBgs- 

■erkmole. 
•9.  WeeoBtllclie  BestImBaBgsaierkMsJe. 
IM.  BlBsafKgvBg  onwesemtUeher  BestlH- 

■taagsaierkiiuüe. 
101.  Zweek  der  Brflndiuig. 
109.  Angabe  des  Zweckes. 
lOS.  Besagnahme  auf  iltere  Patente. 

b)  Hinweise  anf  Besehrelbnng  nnd  Zeich- 
nungen. 

104.  Hinweise  allgemeiner  Natnr. 
106-  Hinweise  anf  Zeichnungen. 

e)  Torbehalte. 

10t.  SelbstTerstiadUehe  Torbehalte. 

107.  Zweckmässige  Torbehalte. 

d)  Klarheit  des  Patentanspmchs. 

108.  Bedeatang  der  Klarheit. 
lOO.  Inderang  anklarer  Ansprüche. 
HO.  Anslegmng  unklarer  Anspriche. 
111.    Kurse  und  knappe  Fassung. 

lU.  TerstindUchkelt  nr  SachTcrstandlge. 

Ol.  Patentanspruch  auf  Eneugnls,  Elnrlch« 
tung  and  Terfiihren. 

II t.  Erxeugnls- 
11«.  Einrichtung. 
llft.  Terfahren. 

116.  Nebenanspriche     auf    Einrichtungen 
und  das  Brseugnts  des  Terfahrens. 

IT.  Patentanspruch   auf  generelle  nnd  Kom- 
blnatlonserllndung. 

117.  Generelle  Brilndnng  nnd  AnsfUirungs- 
fermen. 


HS.  Komblnatlonserllndung. 

HO.  EInselbestandtelle     einer    Komblna- 

tlonserflndung. 
IfO.  Haschine  und  Oesamtrerfhhren. 

B.  Änderung  der  Anmeldung. 

I.  Zuläasigkelt   ron   Xnderungen     der    An- 
meldung. 

in.  Bedeutung  der  Torschrift  des  I  90 
Abs.  t. 

19t.  Andemngsfihlge  Teile  der  Anmelduug. 

19S.  Begriff  der  luderung. 

194.  Inderung   durch  den  Anmelder  und 

daa  Patentamt.  ^ 

19ft.  Behandlung  nnsuUsslger  Änderungen. 
190.  Änderungen  Ton  Amts  wegen. 

197.  «rund  der  Torschrift  des  {  90  Abs-  8. 

II.  Indemngen  ror  und  nach  dem  Bekannt* 
machungsbeschluss. 

a)  Besehluss  Bber  die  Bekanntmachung. 

198.  Begriff. 

199.  Bedingter    Bekauntmaehungs- 
besehluss. 

150.  Wiederholter    Bekaantmachangs- 
beachlnat. 

b)  Zalasslgkelt  von  Indemngen  nach 
dem  Bekaantmachnngsbeschlnss. 

151.  Bedaktlonelle  Indemngen. 


199.  Elnschrinkuugen  der  Anspriche. 

c)  Znl&ssigkeit  ron  lindemngen  ror  dem 
Bekanntmachnngsbeschlnss. 

188.  Allgemeines. 

184.  Blnflhrung  einer  neuen  Erfindung. 

186.  Abtrennung  der  neu  elngefHhrten  Er- 
findung. 

180.  Wlederanfsahme  fallengelassener  An- 
sprüche. 

d)  Brlintemng  nnd  weitere  Ausbildung 
der  Erfindung. 

187.  Erliuterang  und  Erginsung  der  Pa- 
tentbeschreibung. 

188.  Hitwirknng  des  Patentamts  bei  der 
Brlintemng  nnd  Erginsung. 

189.  Weitere  Ausbildung  der  Erfindung. 

140.  EInheltUchkelt  des  Erflndungsgedan- 
kens. 

141.  Znlissige  Erginzungen. 

149.  Anslegnng  der  geänderten  Angaben. 

III.  Elnflass  der  Xnderang  auf  die  Priorität. 

a)  Terlegnng  der  Priorität. 

148-  Allgemeines. 

144.   NIrhtIgkeltSTerfahren    nnd    Ver- 
letsnngsproaess. 

b)  FormeUe   und   redaktionelle  Inde- 
mngen. 

146.  Elnflnss  formeller  und  redaktloneUer 
Indemngen  aaf  die  Priorität. 

c)  Bachliche  Indemngen. 

146.  Untergeordnete  sachliche  Indemngen. 

147.  Wesentliche  saehllehe  Indemngen. 

148.  Grund  nnd  Zweck  der  Terlegnng  der 
PriorlUt. 

149.  Korrekturen,  Beriehtigungeu  und  kon- 
strnktlfe  Ausgestaltungen. 

160.  Klarere  Fassung  nnd  VerroUständlgung 
der  Beschreibung. 

161.  Späterer  Nachwels  der  Patentfähig- 
keit. 

169.  Indemng  des  Patentanspruchs  ohne 
Indemng  der  Beschreibung. 

168.  Indemng  des  Erfindungslnhalts. 
164.  Teilweise  Terlegnng  der  Priorität. 

d)  Folgen  der  PriorltätsTerlegnng. 

166.  Späterdatlemng  des  Patents. 

166.  Praxis  des  Patentamts  und  des  Reichs- 
gerichts. 

167.  PriorltätsTerlegnng  In  den  Entschel- 
dnngsgründen. 

168.  Bechtskraft  der  Prloritätsreriegung. 

e)  Verlegung  der  Priorität  auf  einen 
firfiheren  Zeitpunkt. 

160.  Änderung  der  Anmeldung. 

160.  Berlchtigang  des  Anmeldedatums. 

161.  PrioritätsTorsngsrechte. 

IT.  Indemng  des  Patentanspruchs. 

a)  Zalasslgkelt  der  Ansprachsänderung. 

169.  Allgemeines. 

168.  Fälle  der  Indemng. 

164.  Erweltemng  des  Patentanspmchs. 

166.  Praxis  des  Beichsgerichts. 

166.  Inderung  des  Inhalts  der  Anmeldung. 

167.  Inderung  tou  Amts  wegen. 

b)  Elnflnss  der  Inderung  des  Anspruchs 
auf  die  Prioriat. 

168.  Allgemeines. 

169.  Inderung    der   Unterlagen  der  An- 
meldung. 
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F.  PrlorltltaTorsngfreeht«. 

I.  BegrrBndiuicr  toh  PriorititoTomgirAekten 
dareh  8U«t«Tertrftge. 

170.  AndeinBf  des  Patentgesetses  durck 
StMtiTertriffe. 

171.  latematloaale  Ualon;  Yertriff«  mit 
Ottorreieh-IJiigmrMy  lUllen  «nd  der 
Schwell. 

179.  PrioritltiTORagtrecht. 

17t.  Priorttttireekt  iiAck  der  Intemmtlo- 

naleii  Überelnkanft. 
17tA.  Union  nnd  UaloniTertrmff. 
174.   Prlorltltireeht  nnek  dem  Tertrmge  mit 

Oaterreick-Ungarn. 
176.  PriorltSUreeht  naek  den  Vertrigen 

mit  Italien  «nd  der  Sekweis. 

176.  Prlorltilterecht  der  sonatigen  Stnnta- 
Tertrftge  nnd  der  Internationalen  Über» 
elnknnft. 

II.  Frühere  Anmeldnng  in  einem  Terbanda- 
Btaate. 

a)  Allgemeinea. 

177.  Anmeldung  nnd  Erteilung  dea  Patente. 

178.  Qeltendmackung  dea  Priorititareekta 
Tor  der  Patenterteilung. 

179.  Formelle  Bedeutung  der  anslindlaeken 
Anmeldung. 

180.  Wegfall  dea  aualiudlaehen  Patenta, 

k)  Frikere  Anmeldung. 

181.  Begriff. 

181a.  Prorlalonal  apedfleation,  eareat  und 

relaaue. 
189.  Zeitweiliger  Sehutx  auf  einer  Aua- 

atellung. 
182a.  Anmeldung  einea  Kuatera. 

c)  Toraekriftamiaaigkeit  der  frSkeren 
Anmeldung. 

188.  Allgemeinea. 

184.  Begriff  der  Toraekriftamiaaigkeit. 
18(.  Zuatftndigkeit  der  aualandlaeken  Be- 
kSrden. 

d)  Hehrfaeke  Anmeldung  im  Analande. 
18«.  Mekrfaekea  Prioritatareckt 

e)  Frfikere  Anmeldung  im  Helmataataate. 

187.  Die  Mlkere  Anmeldung  muaa  nlekt  Im 
Helmataataate  bewirkt  aein. 

188.  Prioriatareckt  der  Deutaeken. 

III.  Priorltitabereektigung. 

a)  Yorauuetiungen   der  Prloritiltabe- 
recktlgung  im  allgemeiaen. 

189.  Subjektife  Vorauaaetiungen. 
100.  Angehörige  der  Yerbandaländer. 
191.  Begriff  der  Angekörlgen  der  Terbanda- 

linder. 
199.  Anmeldung  in  einem  Terbandaataate. 
198.  Meknakl  Ton  Priorltataberecktigteu. 

b)  Yerbandalinder. 

194.  Terbandaataaten  der  Internationalen 
Union. 

196.  Kolonien  und  Sekutxgebiete. 
liM.  Erklimngen  der  Regierungen. 

197.  Konaulargerlektabesirke. 

e)  Angekörlge  der  Terbandaataaten. 

198.  Staataangekorlge. 

199.  DenStaataangekorigen  glelekgeatellte 
Peraonen. 

d)  Woknaits  und  NIederlaaaung. 

900.  Beektiieker  und  tatsiekllcker  Begriff. 

901.  Haaagebendea  Beekt. 


909.  Woknalti  nack  deutaekem  Beekt. 
908.  Hauptniederlaasung  nack  deutaehoH 
Beekt. 

e)  NIederlaaaung  im  Sinne  der  Inter- 
nationalen  Übereinkunft. 

904.  NIederlaaaung. 

906.  Haupt-  und  Zwelgnlederlaasung. 

906.  Oewerblieke  NIederlaaaung. 

907.  Produktionaatätte. 

908.  Handelaniederlaaanng. 

f )  Inkaberaekaft  tou  NIedeiiaaanng  und 
Woknaits. 

909.  Prlorltiltareckt  dea  Inkabera. 

910.  Identität  dea  Inkabera  und  dea  Be- 
recktigten. 

911.  Woknaitslnhaber. 

g)  Ematlickkelt  der  NIederlaaaung  nnd 
dea  Woknaltsea. 

919.  EmatUcke  NIederlaaaung. 

918.  Sckeinnlederiaaanng. 

914.  HaauUb  fOr  die  EmatUckkeit. 

916.  Bmatlieker  Woknaits. 

IT.  PrloritttafHat 

910.  Dauer  nnd  Beginn. 

917.  Tertrftge  mit  Oaterreiek- Ungarn, 
Italien  nnd  der  Sekwela. 

918.  Bereeknung;  Terlingeruug ;  Wieder* 
einaetsung. 

919.  <ieltendmaekung  dea  Priorititareekta 
Tor  Beginn  der  PrlorititafHat. 

990.  Patentferietsungen  Innerkalb  der 
PriorltitafHat 

T.  Identitit  der  Anmeldungen. 

a)  Identitit  Im  allgemeinen. 

991.  Identitit  dea  ErUndungsgedankena. 
999.  Identitit  bei  Brxeugnla,  Terfakren  mmi. 

Elnrlektnng. 

b)  Teiiwelae  Identitit. 

998.  Inderung  der  aualindlaeken  An- 
meldung. 

994.  Teiiwelae  Priorittt 

996.  Elnaekrinkung  der  aualindlacken  An* 
meidung. 

99«.  Xttderung  der  aualindlaeken  Anmel- 
dung Im  Ausland. 

99«a.  Zuaammenfaaaung  mekrerer  Anmd* 
düngen. 

Tl.  Übertragbarkeit   dea    PrlorltitaTOmgt- 
reekta. 

a)   Objektife   und   aubjektlre  Toraua- 
aetsungen. 


997.  Identiat  dea  Anmeldera. 

998.  Priorltitaberecktlgte  Beckttnack- 
folge. 

999.  Form  und  Bewela  der  ÜbertmgvBff* 

980.  Übertragung  okne  Anmeldung. 

981.  Priorititareekt  ala  ZubekSr  der  An- 
meldung. 

989.  Übertragung  bei  mekrfaeker  auslindi- 

Bcker  Anmeldung. 
988.  Übertragung  der  BrAndung. 

b)   Übertragung  auf  nickt  prlorltits- 
bereektigte  Personen. 

984.  Übertragung  TOr  und  naek  der  deut- 
aeken Anmeldung. 

986.  Haaagebender  Zeltpunkt  ftr  die  Pri- 
orltitabereektigung dea  Berktanaek- 
folgere. 
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TU.  0«lteBdaiMhwmr   d«s  Prloiitittromgs- 


917. 


a)  N^tweadlskelt  der  GeltendaiMhwtg. 

8S6.  BM4Nider«<i«ltoBdHMh«BffdMPrioii- 

tiUTorzBgareeht«. 

Patentaaitllehei    imd    gerlehtlleh«s 

TerfUiTMi. 

tielteadoiachamg  bei  der  ▲■Heldanpr. 

Yenchrlfte«  des  Patentamti. 
SM.  FolgeA  der  NlehtgelteBdaiMliwiff. 

b)  For«  der  GelteadauMhoiig. 

tdl.  AllgeMelBei. 

t4t.  LegmllMtloB  der  Urfcwtden. 

ttt.  BetehelBlgwis  Iber  PatentAuieldaiig 

■ad    Pateatertellutg    im    IniUnds- 

slaate. 
M4.  Hftchirela    der    sabJektlTeB    Terwu- 

setsvBgeB. 
9tf.  Ivslefug  ud  BeluuuitBwelivBf. 

Till.  PrifWac  des  PriorltitsroriBfsreehti. 

fM.  PateatamtUcliei    «nd     gerlehtUeliei 
Terfkbreu. 

947.  Notweadlgkeit  der  Prttflug. 

948.  ttegeBitoad  der  Prifter. 

949'  AaerkeaMüBS  des  Prioinfttsrecbti. 
t&O.  WlrkBBg  der  AnerkeBBOBg. 
tftl.  BevrkBBdBBg  der  ABerkeBBVBg. 

IX.  WlrkiBg  des  PrlerltitsTorxBgsreekts. 
b)  WIrkBBg  Im  BUgemeiaeB. 

»9.  ZartckxlekBBa  der  Priorltf  t. 

9M.  Prieriatbel  Aaderaag  der  AameldBa« 

im  ABsiaad. 
tM.  Heahett  der  Erfiadaag  aad  Aaspraek 

aaf  BrteUaag  des  Pateats. 


966.  Akmeldedstam:   Dsaer  des  Pateats; 
Fillijkeit  der  PateatgebUbrea. 

969.  Terlaageraag  der  Sckatidaaer. 

b)  WIrkaag  la  besag  aaf  das  Torbe- 
aatiaagsreekt. 

967.  lateraatioaale  Übereiakaaft. 

968.  Aassehlass  des  Veriteaatsaagsreekts. 

969.  Wortlaat  der  lateraatloaaleB  Übci^ 
eiakaaft. 

980.  „TorbekaltUek  der  Beebte  Drittel^. 
961.  Vertrag  adt  Osterreicb-Uagara. 
969.  Frflkere  Tertrige  mit  Italiea  aad  der 
Sek  weis. 

965.  Beektswldrlge  Eataalime. 

X.  Bjiekwlrkaag  der  StaatsTertrige. 

964.  lakrafttretea     der     lateraatioaalea 
Übereialnuft. 

966.  Späterer Eiatrltt  der Toraassetiaagea. 

966.  UbergaagsbestiBuaaagea. 

967.  SoBStige  StaatsTertrige. 

XI.  PrlorltStsTonagsreekt    aaf   Graad   des 
Gesetses  Tom  18.  Hin  1904. 

968.  AassteÜBagea. 

969.  Zeitwelliger  Sekats. 

970.  BecktUcke    Natar    de«    seltweiligea 
Sekaties. 

971.  Hassgebeader  Zeltpaakt  fir  die  Prio- 
riUt. 

979.  Aasseklass    der    aeakeltssekidllekea 

Wirkaag. 
978.  Aasseklass  des  Yorbeaatsaagsreekts. 
974.  Wakraag  der  PriorlUtsfHst. 
976.  Bereelusaag  der  Frist. 

976.  Bekaaatmaekaag  des  Betekskaaalers. 

977.  Ideatiat. 

978.  Aaalogle  des  PriorltatsTOrsagsreekti 
der  Staatsrertrige. 


iu  Anmeldmi^. 


I.  Form  und  Inhalt. 


a)  Form. 

1.  Bestimmimgen  über  die  Anmeldnng  und  ErlSuterun^en 
des  Patentamts.  Das  Patenterteilungsverfahren  wird  eingeleitet 
dtircli  die  Anmeldung  der  Erfindimg  bei  dem  Patentamt.  Die 
Anmeldung  hat  sowohl  materielle  als  formelle  Voraussetzungen. 
In  dieser  Richtung  finden  sich  Vorschriften  nicht  nur  in  dem 
Gresetze  selbst  sondern  auch  in  den  von  dem  Patentamt  auf 
Grund  des  §  20  Abs.  2  PatG.  erlassenen  „Bestimmungen  über 
die  Anmeldung  tod  Erfindungen'^  (vergl.  Anh.  Nr.  13)  und  in  den  in 
Anschluß  hieran  durch  Bekanntmachung  vom  22.  November  1898 
mitgeteilten  „Erläuterungen''  (vergl.  Anh.  Nr.  14).  Die  in  den 
Bestinmiungen  über  die  Anmeldung  von  Erfindungen  erlassenen 
Vorschriften  haben  Gesetzeskraft,  da  in  dem  Patentgesetze  die 
Befugnis  zum  Erlasse  ergänzender  Bestimmungen  dem  Patentamt 
ausdrücklich  überlassen  ist.  Die  Erläuterungen  sind  dagegen  un- 
verbindhche  Mitteilungen^  welche  den  Beteiligten  einen  Anhalt 
für  die  Anfertigung  und  Einreichung  einer  Patentanmeldung  geben 
sollen,  deren  Nichtbeobachtung  also  nur  tatsächliche  Nachteile, 
aber  keine  Rechtsfolgen  haben  kann  (vergl.  PA.  Ber.  176;  Prä- 
sidialbescheid in  M.  14;  Isay  §  20  Nr.  28).  Außerdem  sind  die 
Erläuterunsen  auch  insofern  unverbindUch,  als  sie  nicht  auf  alle 
Fälle  gleichmäßig  anwendbar  sind  (vergl.  Wirth  in  GDR.  4  114  ff.). 
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Einzelne  der  vorgeschriebenen  Erfordernisse  der  Anmeldung  sind 
derart  wesenÜich,  daß  bei  deren  Fehlen  eine  Anmeldung  überhaupt 
nicht  vorliegt  (vergl.  §  21  Nr.  20  und  21). 

2.  Schriftllohes  Gesuch.  Die  Anmeldung  einer  Erfindung  hat 
schriftlich  bei  dem  Patentamt  zu  geschehen,  d.  h.  in  der  Form 
eines  schriftlichen  Gesuches,  dem  die  sonst  erforderlichen  Stücke 
als  Anlagen  beizufügen  sind.  Erklärung  der  Anmeldung  zu  Protokoll 
eines  Beamten  des  Patentamts  ist  nicht  statthaft.  Die  weiteren 
formellen  Voraussetzungen  der  Anmeldung  sind  in  §  2  der  „Be* 
Stimmungen^  angegeben.  Hiernach  muß  das  Gesuch  enthalten: 
1.  die  Angabe  des  Namens  und  des  Wohnorts  oder  der  Haujpt- 
niederlassung  des  Anmelders,  wobei  auf  eine  genaue  und  jeden 
Zweifel  ausschließende  Bezeichnung  zu  achten  ist;  2.  eine  für  die 
Veröffentlichung  geeignete  Benennung  der  Erfindung,  den  sog. 
Titel;  3.  die  Erklärimg,  daß  für  die  Erfindimg  ein  Patent 
nachgesucht  werde,  wozu  bei  Zusatzanmeldungen  die  nähere 
Bezeichnung  des  Hauptpatents  oder  —  falls  das  Patent  noch  nicht 
erteilt  ist  —  der  Hauptanmeldung  treten  muß;  4.  die  Elrklärung, 
daß  die  Anmeldegebühr  gezahlt  sei  oder  gleichzeitig  mit  der 
Anmeldung  gezahlt  werde;  5.  die  Aufführung  der  Anlagen  — 
als  welche  die  Beschreibung  der  Erfindung,  Zeichnungen,  Modelle 
und  Probestücke,  die  Vollmacht  des  Vertreters  und  etwaige  Nach- 
weise über  eine  ausländische  Anmeldung  der  Erfindung  in  Betracht 
kommen  —  unter  Angabe  ihrer  Nmnmer  und  ihres  Inhalts;  6.  falls 
ein  Vertreter  bestellt  ist,  dessen  genaue  Bezeichnimg  nach  Person 
und  Wohnung:  7.  die  Unterschrift  des  Anmelders  oder  seines 
Vertreters.  Die  Unterschrift  muß  deutiich  erkennen  lassen,  wer 
dieselbe  abgegeben  hat.  Hat  ein  Vertreter  unterzeichnet,  so  muß 
dieser  seinen  eigenen  Namen,  nicht  denjenij^en  des  Vertretenen 
unterzeichnen  (vergl.  RG.  PMZBl.  8  174).  Die  Unterschrift  hat  in 
entsprechender  Anwendung  des  §  126  BGB.  zu  geschehen  durch 
eigenhändige  Namensunterzeichnung  oder  mittels  gerichtlich  oder 
notariell  beglaubigten  Handzeichens;  ein  nicht  beglaubigtes  Hand- 
zeichen genügt  nicht  (vergl.  KG.  PMZBl.  10  112;  Isay  §  3  Nr.  9). 
Auch  der  Abdruck  des  Namensstemj^els  sowie  eine  auf  mecha- 
nischem Wege  hergestellte  Unterschnft  ersetzt  die  eigenhändige 
Unterschrift  nicht  (vei^l.  KG.  PMZBl.  10  112;  RG.  PMZBl.  8  38, 
39 ;  PMZBl.  II  42).  Telegraphische  Anmeldung  erscheint  nicht 
ausgeschlossen,  sofern  das  Telegramm  mit  gehöriger  Unterschrift 
aufgegeben  ist  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  32;  anders  Isay  §  3  Nr.  9). 
Außerdem  muß  die  Anmeldung  in  deutscher  Sprache  abgefaßt 
sein  (ver^I.  £inl.  zu  §  20  Nr.  33).  Genügt  eine  als  Anmeldung 
sich  bezeichnende  Eingabe  den  wesentlichen  Form  Vorschriften 
nicht,  so  liegt  eine  Anmeldung  im  gesetzhchen  Sinne  nicht  vor 
(vergl.  §  21  Nr.  20). 

2  a.  Empfangsbescheinigung.  Über  den  Eingang  der  An- 
meldung wird  eine  Empfangsbescheinigung  dann  ausgestellt,  wenn 
der  Patentsucher  die  Ausstellung  imd  Zustellung  einer  solchen 
unter  Beilegung  einer  Postkarte  beantragt.  Die  Postkarte  muß 
vom  Patentsucher  selbst  im  voraus  mit  vollständiger  Adresse  ver- 
sehen sein  und  den  nachstehenden  Inhalt  haben:  „Ihre  Patent- 
anmeldung vom  ....  auf  (folgt  die  ebenfalls  vom  Patentsucher 
selbst  einzutragende  Bezeichnung)  ist  am  ....  hier  eingegangen 
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und  unter  dem  Aktenzeichen in  den  Geschäftsgang  ge- 
geben worden«''  Empfangsbescheinigungen  in  verschlossenen 
Briefen  sind  in  fthnlicher  Weise  unter  Beifügung  des  Brief- 
umschlags vorzubereiten  (PA.  PMZBl.  1  103  und  167). 

b)  Inhalt. 

3.  Inhalt  der  Anmeldimp.  Über  den  Inhalt  der  Anmeldung 
bestimmt  §  20  PatG.,  daü  darm  der  Gegenstand,  welcher  durch  das 
Patent  geschützt  werden  soll,  d.  h.  die  zu  patentierende  Erfindung, 
genau  zu  bezeichnen  ist.  In  einer  Anlage,  der  Patent - 
Beschreibung,  ist  die  Erfindung  deigestalt  zu  beschreiben,  daß 
danach  die  Benutzung  durch  andere  Sachverständige  möglich  ist 
Am  Schlüsse  der  Beschreibung  ist  in  der  Form  eines  Patent- 
anspruchs dasjenige  anzugeben,  was  als  patentfähig  unter  Schutz 

Bestellt  werden  soll.   Auch  sind  die  erforderlichen  Zeichnungen, 
ildlichen   Darstellungen,    Modelle    und   Probestücke   bei- 
zufügen. 

4.  Besehreibong,  Zeichnungen  usw.  Nach  welchen  Gesichts- 
punkten die  Patentbeschreibung  und  der  Patentanspruch  abzu- 
fassen sind,  ist  später  im  einzelnen  zu  erörtern.  Patentbeschreibung 
und  Patentanspruch  sind  notwendige  Bestandteile  einer  jeden 
Patentanmeldung.  Nicht  in  jedem  raüe  notwendig  sind  dagegen 
Zeichnimgen  oder  sonstige  bildliche  Darstellungen,  Modelle  und 
Probestücke.  Denn  d&s  Gesetz  schreibt  nur  die  Beifügung  der 
.erforderlichen^  Zeichnungen  usw.  vor.  Erforderlich  sind  aber 
Zeichnungen  usw.  nur  insoweit,  als  die  wörtliche  Beschreibung 
nicht  ausreicht,  die  angemeldete  Erfindung  hinreichend  kenntlich 
zu  machen  (RG.  JW.  96  262).  Vorschriften  darüber,  wie  Zeich- 
nungen, Modelle  und  Probestücke  beschaffen  sein  sollen,  und 
darüber,  was  bei  deren  Einreichung  zu  beobachten  ist,  enthalten 
die  Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  Erfindungen  in  §§  4 
und  6  sowie  die  Erläuterungen  in  Nr.  4  und  6.  Durch  die  Be- 
stimmungen sowie  durch  besondere  Bekanntmachungen  des  Patent- 
amts ist  für  gewisse  FäUe  die  Einreichung  von  Proben  allgemein 
vorgeschrieben  (verrf.  Kohler  767). 

5.  PatenttiteL  Die  genaue  „Bezeichnung"  der  zu  schützenden 
Erfindung,  der  sog.  Patenttitel,  ist  gleichsam  der  Name,  durch 
welchen  die  zu  schützende  Erfindung  gekennzeichnet  werden  soll. 
Der  Titel  soll  den  wesentlichen  Inhalt  der  Anmeldung  angeben, 
ohne  sich  indessen  in  Einzelheiten  zu  verlieren.  Der  Titel  wird, 
falls  es  gemäg  §  23  PatG.  zur  Auslegung  der  Patentanmeldung 
kommt,  veröffentlicht;  er  soll  mit  Rücksicht  hierauf  derart  ab- 
gefaßt sein,  daß  die  beteili^n  Kreise  daraus  entnehmen  können, 
ob  ihre  Interessen  durch  die  Anmeldung  berührt  werden,  und  ob 
mit  Rücksicht  hierauf  die  Einsichtnahme  der  ausgelegten  An- 
meldung angezeigt  ist.  Ganz  allgemein  gehaltene  Bezeichnungen 
—  wie  z.  B.  „Neuerungen"  —  smd  daher  zu  vei  meiden  (vergl. 
Allfeld  203).  Die  Bezeichnung  geschieht  zweckmäßig  durch  die 
Bezuenabme  auf  den  nächsÜiöheren  Gattungsbegriff,  welchem  die 
Erfindung  unterzuordnen  ist;  sie  kann  lediglich  in  der  Angabe 
dieses  Gattungsbegriffes  bestehen  (PA.  PMZBl.  8  44).  Eine  Bezug- 
nahme auf  ältere  Patente  anderer  Patentinhaber  soll  der  Patent- 
titel nicht  enthalten,  da  hierin  eine  Abhängigkeitserklärung,  welche 
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dem  Patentamt  nicht  zusteht,  gefunden  werden  könnte  (PA.  PMZBL 
6  301,  302;  vergl.  §  3  Nr.  67). 

6.  Sonstige  Bestandteile  der  Anmeldung.  Einen  Bestandteil 
der  Anmeldung  können  sonst  noch  bilden:  1.  der  Antrag  auf 
Aussetzung  der  Bekanntmachung  gemäß  §  23  PatG.;  2.  die 
Geltendmachung  von  Prioritätsvorzugsrechten;  3.  eine 
eventuelle  Gebrauchsmusteranmeldung.  Hierüber  sind  in 
Nr.  2  der  „Erläuterungen"  Vorschriften  erlassen. 

c)  Bedingungen  und  Vorbehalte. 

7.  Bedingungen  und  Beschränkungen.  Die  Anmeldung  mu£ 
die  bestimmte  &klärung  enthalten,  da^  die  darin  beschriebene 
f^nduDg  zum  Patent  angemeldet  werde.  Unzulässig  ist  es,  der 
Anmeldung  als  Bedingungen  oder  Beschränkungen  sich  kenn- 
zeichnende Vorbehalte  hinzuzufO^en;  es  ist  daher  z.  B.  nicht  an- 
gängig, daß  der  Patentsucher  die  Behandlung  seiner  Anmeldung 
von  dem  Ausgange  eines  anderen  noch  schwebenden  Erteilungs- 
verfahrens oder  von  dem  Ergebnisse  weiterer  Recherchen  in  Be- 
zug auf  die  Neuheit  oder  Patentfähigkeit  der  Erfindung  abhängig 
macht.  Ebensowenig  ist  es  zulässig,  die  Bedingung  hinzuzufügen, 
daß  die  Anmeldung  nur  dann  Geltung  haben  solle,  wenn  eine 
gleichzeitige  Gebrauchsmusteranmeldung  nicht  zum  Ziele  führe, 
wlJurend  im  Gegensatze  hierzu  die  Gebrauchsmusteranmeldung 
eine  entsprechende  Bedingung  verträgt  (veigl.  Isay  §  20  Nr.  25; 
AUfeld  2(&).  Eine  solche  bemnete  Erklärung  hat  die  rechtlichen 
Wirkungen  der  Anmeldung  überhaupt  nicht  Die  Wirkimgen  der 
Anmeldung  ixeten  alsdann  auch  nicht  etwa  mit  der  Erfüllung 
der  Bedingung  ein;  vielmehr  bedarf  es  auch  in  diesem  Falle  stete 
einer  erneuten  Anmeldung,  und  zwar  in  dem  Sinne,  da§  die 
Wirkungen  der  Anmeldung  erst  mit  dieser  erneuten  Anmeldung 
emtreten  (Kohler  283;  Robolski  Th.  71;  Robolski  K.  §  20  Nr.  1; 
Seli^ohn  §  20  Nr.  9;  vergl.  Isay  §  20  Nr.  25;  Allfeld  202).  Dies 
gilt  indessen  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  es  sich  um  eine 
wirkliche  Bedingung  handelt,  von  deren  Erfüllung  der  Anmelder 
es  hat  abhängig  machen  wollen,  ob  die  Anmeldung  Wirkung 
haben  solle;  dagegen  wird  die  Rechtsgültigkeit  der  Anmeldung 
nicht  durch  —  wenn  auch  als  Bedingungen  bezeichnete  —  Be- 
merkungen des  Anmelders  beeinträchtigt,  sofern  dessen  Wille,  daß 
die  Anmeldung  unter  allen  Umständen  als  bewirkt  gelten  solle, 
ersichtlich  ist. 

8.  Vorbehalte.  Vorbehalte  kommen  auch  noch  in  einem 
anderen  Sinne  manchmal  in  Patentanmeldungen  vor,  nämlich  in- 
sofern, als  nicht  der  Patentanmeldung  selbst,  sondern  der  damit 
überreichten  Beschreibung  der  angemeldeten  Erfindung  Vorbehalte 
beigefügt  sind.  Es  kommt  z.  B.  vor,  daß  der  Patentanmelder  sich 
gewisse  Abweichungen  in  der  Eonslruktion  sowie  die  Ausführung 
der  Erfindung  in  anderem  Material  oder  in  anderen  Ausführungs» 
formen  vorbehält.  Diese  Vorbehalte  sind  dann  überflüssig,  wenn 
die  Erfindung  nach  richtiger  Auslegung  der  Beschreibung  sich  nicht 
auf  die  ihr  gegebene  äußere  Darstellimg  beschränkt,  vielmehr 
darüber  hinaus  auch  andere  Gestaltungen  und  Ausführungsformen 
umfaßt,  wie  dies  z.  B.  bei  Abweichungen  lediglich  konstruktionelier 
Natur,  bei  der  Substitution  von  Aequivalenten,  oder  —  wenn  es 
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sich  um  eine  generelle  Erfindung  handelt  —  bei  der  Ausführung 
in  anderen  AusfQhrungsformen  des  allgemeinen  £rfindungsße- 
dankens  der  Fall  ist.  Unzulässig  sind  indessen  solche  an  sich 
überflüssigen  Vorbehalte  nicht;  dieselben  können  unter  Umständen 
sogar  ganz  nützlich  sein,  um  unzweideutig  den  Umfane;  des  Patents 
zum  Ausdruck  zu  briDgen.  Nicht  zuzulassen  sind  dagegen  Vor- 
behalte, welche  den  l^den  der  zur  Anmeldung  gebrachten  Er- 
findung vollständig  verlassen,  die  sich  also  auf  noch  nicht  gelöste 
Probleme  oder  erst  künftig  zu  machende  Erfindungen  beziehen. 
Sollte  ein  derartiger  Vorbehalt  bei  der  Patenterteilung  zugelassen 
worden  sein,  so  könnte  derselbe  später  im  Wege  der  Nichtigkeits- 
erklärung beseitigt  werden  (Bobolski  Th.  70;  Seligsohn  §  20  Nr.  17; 
veigl.  Isay  §  20  Nr.  25).  Ein  Vorbehalt  ist  auch  in  der  Richtung 
unstatthaft,  da&  wahlweise  der  Ersatz  der  angemeldeten  Erfindung 
durch  eine  gleichzeitifi:  oder  später  dargestellte  Erfindung  vorbe- 
halten wird  (Köhler  284). 

9.  Torlänflge  Anmeldungen«  Unzulässig  sind  schließlich  auch 
vorläufige  Anmeldungen,  wie  sie  in  ausländischen  Patent- 
gesetzgebungen zugelassen  sind,  d.  h.  solche  Anmeldungen,  in 
welchen  nur  im  allgemeinen  der  Zweck  und  die  Hauptmerkmale 
einer  Erfindung  ohne  Einzelheiten  angegeben  sind,  mit  denen  also 
der  Schutz  einer  noch  nicht  fertigen  Erfindung  unter  dem  Vorbe- 
halt späterer  Fertigstellung  begehrt  wird,  oder  in  welchen  die 
demnächstige  Einreichung  einer  Patentanmeldung  angekündigt 
wird.  Eine  solche  vorläufige  oder  Vor- Anmeldung  hat  nach  dem 
deutschen  Patentgesetze  keinerlei  Rechtswirkung  (Bobolski  Th. 
70;  Seligsohn  §  20  Nr.  9;  Gierke  875;  Allfeld  202,  203).  Insbe^ 
sondere  ist  eine  solche  Anmeldung  nicht  geeignet,  ein  Patent* 
erteilungs verfahren  in  Gang  zu  setzen;  eine  Entscheidung  hat 
darauf  nicht  zu  erfolgen.  Der  Zurückweisung  einer  deramgen 
Anmeldung  bedarf  es  daher  nicht;  eine  saclüiche  Zurückweisung 
ist  nicht  einmal  zulässig  (PA.  PMZBl.  10  10). 

n.  Anmeldegebühr. 

10.  Zahlung  der  Anmeldegebühr.  Zu  den  Formalien  der 
Anmeldung  gehört  die  Zahlung  der  Anmeldegebühr,  welche 
zwanzig  Mark  betraf  imd  für  jede  Patentanmeldung,  demnach 
auch  für  jede  Anmeldung  eines  Zusatzpatents,  besonaers  zu  ent- 
richten ist.  Nähere  Vorschriften  hierüber  sind  in  den  „Er- 
läuterungen^ unter  Nr.  1  getroffen.  Außerdem  kommen  für  die 
Zahlung  der  Anmeldegebühr  die  für  die  Zahlung  der  Patent- 
gebühren geltenden  Grundsätze  zur  entsprechenden  Anwendung. 
Hiernach  kann  die  Zahlung  entweder  unmittelbar  an  die  Kasse 
des  Patentamts,  oder  durch  Postanweisung,  oder  durch  Über- 
weisung auf  Girokonto,  oder  durch  Verrechnung  auf  Gut- 
haben geschehen.  Die  Zahlung  gilt  als  bewirkt:  1.  bei  direkten 
Zahlungen  an  die  Kasse  in  dem  Zeitpunkte  der  Einzahlung;  2.  bei 
Überweisung  auf  Girokonto  in  dem  Zeitpunkte ,  in  welchem  die 
Gutschrift  erfolgt;  3.  bei  Verrechnimg  auf  Guthaben  in  dem  Zeit- 

S unkte  des  Einganges  des  Ersuchens  um  Verrechnung,  wobei  nur 
er  Ein^ng  innerhalb  der  Dienststunden  in  Betracht  kommt  Er- 
folgt die  ZAhlune  durch  Postanweisung,  so  kommt  die  Vor- 
schrift des  §  9  PatG.  zur  entsprechenden  Anwendung,  wonach 
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die  Zahlung  in  dem  Augenblicke  als  bewirkt  gilt,  in  welchem  der 
zu  zahlende  Betrag  bei  einer  Postanstalt  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  eingezahlt  ist;  denn  die  Bestimmung  des  §  9  PatG.  hat 
eine  über  ihren  Wortlaut  hinausreichende  Bedeutung,  indem  sie 
auf  alle  an  das  Patentamt  zu  leistenden  Zahlungen  anwendbar 
erscheint  (PA.  Ber.  202;  Seligsohn  S  20  Nr.  20). 

11.  Bfickerstattung.  Die  Gebühr  wird  der  Regel  nach  nicht 
zurückerstattet,  demnach  auch  dann  nicht,  wenn  die  An- 
meldung den  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  entspricht,  auch  nicht, 
wenn  die  Anmeldung  keine  Erfindung  betrifft,  imd  ebensowenig, 
wenn  die  Anmeldung  zurückgenommen  oder  zurückgewiesen  wird 
(veiigl.  Kohler  791 ;  Robolski  K.  §  20  Nr.  4).  Nur  dann,  wenn  eine 
Anmeldung  im  gesetzlichen  Sinne  überhaui)t  nicht  vorliegt,  so  da^ 
ein  Verfahren  daraufhin  nicht  hätte  eingeleitet  werden  dürfen,  hat 
die  Zurückerstattung  gemäE  §  812  BGB.  zu  erfolgen.  Dies  trifft 
z.  B.  zu,  wenn  eine  nur  vorläufige  Ankündigung,  da&  demnächst 
eine  Anmeldung  eingehen  werde,  vorliegt  (PA.  PMZBL  10  10; 
vergl.  Nr.  9).    Gleiches  gilt,  wenn  die  Anmeldung  von  einer  nicht 

feschäftsfähiigen  Person,  z.  B.  einem  Geisteskranken,  ausgeht  (PA. 
*MZB1.  8  204),  imd  femer,  wenn  die  Anmeldung  keine  Unterscmrifl; 
trä^  oder  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefaßt  ist,  imd  vor  Be- 
seitigung des  Mangels  zurückgenommen  wird  (vergl.  §  21  Nr.  20). 

12.  Stundung  und  £rla6.  Eine  Stundung  oder  ein  Erla& 
der  Anmeldegebühr  ist  gesetzlich  imzulässig  (Kohler  610;  Damme 
in  GUR.  4  1).  Dies  ist  unter  Nr.  1  der  Erläuterungen  ausdrücklich 
hervorgehoben.  Es  entspricht  dies  auch  dem  Gesetze,  da  die  Vor- 
schrift des  §  8  Abs.  4  PatG.  über  Stundung  und  Erlaß  der  Patent- 
gebühren wegen  der  durchaus  versdiiedenen  Natur  der  An- 
meldegebühr auf  diese  nicht  erstreckt  werden  darf  (Damme  in 
GUR.  4  1). 

13.  Folgen  der  Nichtzahlung.  Wird  die  Zahlung  der  An- 
meldegebühr unterlassen,  so  liegt  ein  formeller  Mangel  der 
Anmeldung  vor,  dessen  Beseitigung  später  mit  der  Wirkung  er- 
folgen kann,  daß  die  Anmeldung  als  im  Zeitpunkte  ihrer  Ein- 
reichung bewirkt  anzusehen  ist.  Die  Beseitigung  des  Mangels 
wird  dem  Anmelder  durch  das  Patentamt,  und  zw^ar  entweder 
durch  Verfügung  oder  Vorbescheid  des  Vorprüfers  oder  durch  Be- 
schluß der  Anmeldeabteilung,  aufgegeben.  Es  kann  daher  keines- 
wegs gesagt  werden,  daß,  so  lange  die  Anmeldegebühr  nicht  ge- 
zahlt sei,  eine  Anmeldung  überhaupt  nicht  vorliege  (vergl.  Damme 
in  GUR.  4  1;  vergl.  dagegen  auch  Isay  §  20  Nr.  3  und  32  und 
§  21  Nr.  4).  Die  Folge  der  Nichtzahlung  der  Anmeldegebühr  ist 
lediglich  die  Zurückweisung  der  Anmeldung.  Ein  Anspruch  des 
Patentamts  oder  des  Fiskus  auf  Zahlung  der  Anmeldegebühr  be- 
steht nicht,  es  findet  daher  auch  keine  zwangsweise  Beitreibimg 
derselben  statt. 

lU.  Anmelder. 

a)  Allgemeines. 

14.  Person  des  Anmelders.  Anmelder  kann  sowohl  eine 
physische  als  eine  juristische  Person  sein;  auch  offene 
Handelsgesellschaften,  Aktiengesellschaften  und  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  können  unter  ihrer  Firma  eine 


A.  AnmelduDg.     III.  Anmelder.  93 

AnmeldoDg  bewirken.  Die  Anmeldebefugnis  steht  auch  dem  Fiskus 
zu.  Dagegen  kann  ein  Einzelkaufmann  unter  seiner  Firma 
nicht  anmelden,  wenngleich  das  auf  eine  derartige  Anmeldung 
erwirkte  Patent  nicht  unwirksam  ist.  In  dieser  Hinsicht  sind  die 
&Orterungen  über  die  Möglichkeit,  unter  einer  Firma  ein  Patent 
zu  besitzen,  zu  vergleichen  (vergl.  §  4  Nr.  634  und  535).  Die  An- 
meldebefugnis ist  auch  den  nicht  rechtsfähigen  Vereinen  zu  ver- 
sagen (Kohler  281;  Robolski  K.  §  3  Nr.  2;  Seligsohn  §  8  Nr.  11). 
Mehrere  Personen  können  gleichzeitig  in  einem  äesuche  die 
Anmeldung  zu  gemeinschaftlichem  Kechte  vornehmen  (Gierke 
871).  Das  Rechtsverhältnis  der  mehreren  Anmelder  zueinander 
bestimmt  sich  alsdann  entsprechend  nach  den  für  das  Rechtsver- 
hältnis unter  mehreren  Patentinhabern  geltenden  Regeln  (Kohler 
306;  Seligsohn  §  3  Nr.  12;  Allfeld  61;  &ay  §  3  Nr.  32;  vergl.  §  4 
Nr.  540 fiF.;  vergi  auch  Nr.  4ib  und  §  9  Nr.  17).  Wer  nicht  im 
Inlande  wohnt,  bedarf  gemäß  §  12  PatG.  eines  inländischen  Ver- 
treters. 

14  a.  Rechtsnachfolger.  Das  Recht  aus  der  Anmeldung  ist 
^emäß  §  6  PatG.  übertragbar.  Die  Übertragung  der  Anmeldung 
ist  in  dem  Erteilungsverfahren  jedoch  nur  dann  zu  berücksichtigen, 
wenn  sie  zur  Kenntnis  des  Patentamts  gebracht  ist  (vergl.  §  19 
Nr.  26).    Dies  muß  aber  nicht  in  der  in  §  19  Abs.  2  PatG.  vor- 

Sschriebenen  beweisenden  Form  geschehen  (vergl.  §  19  Nr.  38). 
:aft  Gesetzes  geht  die  Anmeldung  auf  die  Erben  sowie  auf  die 
KonkursjDiasse  des  Anmelders  über;  mehrere  Ik'ben  werden 
wie  mehifere  Anmelder  behandelt,  der  Konkursverwalter  tritt  an 
die  Stelle  des  Gemeinschuldners.  Ist  es  übersehen  worden,  dem 
Patentamt  den  Rechtsübeigang  mitzuteilen,  so  ist  das  Patent  doch 
göltig;  dies  gilt  auch  dann,  wenn  das  Patent  auf  den  Namen 
eines  Verstorbenen  erteilt  ist,  indem  alsdann  die  Erben  als  Patent- 
inhaber gelten  (Kohler  760,  761). 

15.  Geschäftsfähigkeit.  Da  die  Anmeldung  ein  Rechtsgeschäft 
ist,  so  muß  der  Anmelder  die  zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften 
erforderliche  Geschäftsfähigkeit  besitzen  (Kohler  282  und  761; 
Seligsohn_§  3  Nr.  8;  Isay  §  20  Nr.  3;  Gierke  874;  Allfeld  68; 
Robokki  K.  §  3  Nr.  2 ;  vergl.  PA.  PMZBL  8  204).  Die  Anmeldung 
eines  Geschäftsunfähigen  ist  zurückzuweisen.  Ist  ein  Patent  daraui 
erteilt  worden,  so  ist  dasselbe  weder  unwirksam  noch  auch  nichtig, 
da  eine  Nichtigkeitserklärung  im  Gesetze  wegen  Mängeln  in  der 
Person  des  Anmelders  nicht  zugelassen  ist  (vergl.  §  10  Nr.  66; 
anders  Allfeld  68).  Die  Gesch^tsfähigkeit  bestimmt  sich  nach 
§§  104  ff.  BGB.  Fraglich  ist  es,  ob  ein  nach  §  107  BGB.  beschränkt 
ffeschaftsfäbiger  Minderjähriger  ohne  Einwilligung  seines  gesetz- 
lichen Vertreters  eine  Patentanmeldung  bewirken  kann.  Diese 
Trage  ist  zu  blähen,  da  durch  die  Anmeldung  für  sich  ledigUch 
ein  rechtlicher  Vorteil  erlangt  wird,  insbesondere  eine  Verpflichtung 
zur  Zahlung  der  Anmeldegebühr  oder  der  Patentgebühren  dadurch 
nicht  begründet  wird  (vergl.  auch  Kohler  762;  anders  Allfeld  68; 
verei.  auch  Seligsohn  §  3  Nr.  8).  Dies  wird  hinsichtiich  der 
zivilistischen  Wirkungen  der  Anmeldung  anerkannt,  hinsichtlich 
der  prozessualen  Wirkungen  da^e^en  bestritten,  mit  der  Be- 
grfinaung,  daß  in  prozessualer  Hmsicht  die  Anmeldung  auch 
Nachteile  bringen  könne   (Kohler  282;  Isay  §  3  Nr.  12;  anders 
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Allfeld  58).  Es  ist  indessen  nicht  einzusehen,  welche  Ver- 
pflichtungen durch  die  prozessuale  Anmeldung  begründet  werden 
Könnten,  zumal  es  der  Anmelder  in  der  Hand  hat,  jederzeit  von 
der  Anmeldung  abzustehen  und  damit  sich  allen  etwaigen  Ver- 
pflichtungen zu  entziehen.  Ist  die  Ajimeldung  einer  nicht  geschäfts- 
oder  nicht  rechtsfähigen  Person  versehentlich  zugelassen  oder  so- 
gar ein  Patent  erteilt,  so  muß  der  Anmelder  sich  wie  ein  Geschäfts- 
und Rechtsfähiger  in  dem  Verhältnisse  zu  anderen  Beteiligten 
behandeln  lassen;  doch  kann  er  rechts verbindhche  Erklärungen  in 
einem  anhängigen  Verfahren  nur  durch  seine  gesetzlichen  Vertreter, 
welche  erforderlichenfalls  nach  Maßgabe  des  bürgerlichen  Rechts 
zu  besteUen  sind,  abgeben  (vei^L  Köhler  790). 

16.  Gemeinschuldner.  Zweifelhaft  könnte  man  auch  darüber 
sein,  ob  ein  Gemeinschuldner  als  geschäftsfähig  anzusehen  ist, 
wenn  er  eine  von  ihm  bereits  zur  Zeit  der  Konkurseröffnung  ge- 
machte Erfindung  nach  der  Konkurseröffnung  ziun  Patente  an- 
meldet, da  der  Gemeinschuldner  in  der  Verfügung  über  das  zur 
Konkursmasse  gehörige  Vermögen  beschränkt  ist,  eine  fertige  Er- 
findung aber  zur  Konkursmasse  gehört  (vergl.  §  1  Nr.  275  und  §  6 
Nr.  135).  Die  Befugnis  des  Gememschuldners  zur  Anmeldung  einer 
von  ihm  zur  Zeit  der  Konkurseröffnung  bereits  gemachten  Er- 
findung ist  indessen  anzuerkennen,  da  die  Anmeldung  einer  Er- 
findung nicht  eine  Verfügung  über  dieselbe  darstellt;  das  durch 
die  Anmeldung  erworbene  Recht  gehört  aber  dann  zur  Konkurs- 
masse (vergL  auch  Kohler  282).  Meldet  der  Gemeinschuldner  eine 
erst  nach  Konkurseröffnung  gemachte  Erfindimg  an,  so  gehört  sie 
ihm  ausschlieMich. 

b)  Ausländer. 

17.  Gleichstellung.  Anmelden  können  auch  Ausländer;  sie 
sind  den  Inländern  gleichgestellt.  Dies  gilt  zurzeit  allgemein, 
da  bisher  von  der  Anwendung  eines  Veigeltungsrechts,  dessen 
Anordnung  nach  §  12  PatG.  dem  Reichskanzler  zusteht,  nidit 
Gebrauch  gemacht  worden  ist.  In  der  Internationalen  Überein- 
kunft ziun  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  und  den  übrigen 
den  gegenseitigen  Patentschutz  betreffenden  Staatsverträgen 
ist  überdies  ausdrücklich  bestinunt,  daß  die  Angehörigen  der  aus- 
ländischen Vertragsstaaten  in  bezug  auf  die  Erlangung  von 
Patenten  den  Inländern  gleichgestellt  sein  sollen,  so  dal  den  An- 
gehörigen solcher  Auslandsstaaten  gegenüber  nicht  einmal  von 
dem  Vergeltungsrecht  des  §  12  PatG.  Gebrauch  gemacht  werden 
kann  (vergl.  S  12  Nr.  35).  Auch  durch  die  Vorschrift  des  |  12 
PatG.,  wonach  im  Auslande  wohnende  Personen  eine  Amnelaung 
nur  dann  vornehmen  können,  wenn  sie  einen  im  Inlande  wohnenden 
Vertreter  bestellt  haben,  ist  keine  Bestimmung  zu  Ungunsten  der 
Ausländer  getroffen ;  denn  einen  inländischen  Vertreter  muß  auch 
der  im  Auslande  wohnende  Deutsche  bestellen  (vergl.  §  12  Nr.  4). 

18.  Rechts-  und  Geschäftsfähigkeit.  Die  Rechts-  und 
Geschäftsfähigkeit  von  Ausländem  bestimmt  sich  nach  den 
Gesetzen  ihres  Heimatsstaates.  Indessen  bedürfen  ausländische 
Vereine,  wenn  sie  auch  nach  den  Gesetzen  ihres  Heimatsstaates 
rechtsfähig  sind,  zu  ihrer  Rechtsfähigkeit  im  Inlande  unter  Um- 
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stfinden  einer  besonderen  Anerkennung  (vergl.  Einführungsgesetz 
zum  BGB.  Art.  10). 

c)  Anmeldung  in  fremdem  Interesse. 

19.  ZulSssigkeit.  Anmelden  kann  auch  der,  welcher  nicht 
Erfinder  ist  (vergl.  §  3  Nr.  5).  Daraus  ergibt  sich  die  Möglichkeit 
einer  Anmeldung  für  fremde  Rechnung,  indem  der  Anmelder  den 
Antrag  auf  Patentierung  in  eigenem  Namen,  aber  im  Interesse 
eines  Dritten  stellt.  Derartige  Anmeldungen  koromen  namenüich 
dann  vor,  wenn  jemand  —  sei  es  aus  persönlichen  oder  aus  sach- 
lichen Rücksichten  —  ein  Interesse  daran  hat,  nicht  mit  seinem 
Namen  hervorzutreten.  Die  Zulässi^keit  solcher  Anmeldungen 
in  fremdem  Interesse  ist  allerdings  mcht  unbestritten,  indem  die 
Ansicht  besteht,  daß  dadurch  eine  Verschleierung  der  Person  des 
wirklichen  Erfinders,  an  deren  Kenntnis  die  Allgemeinheit  ein 
Interesse  habe,  sowie  Schädigungen  des  wirklichen  Erfinders  ein- 
treten könnten,  und  es  sich  daher  um  einen  die  Umgehung  des 
Gesetzes  bezweckenden,  nicht  zu  duldenden  Mißbrauch  handele 
(Damme  in  CUR  8  97fF.;  Herse  in  M.  8  62ff.  und  75 ff.).  Indessen 
setzt  das  Gesetz  in  keiner  Weise  voraus,  daß  die  Anmeldung  durch 
den  EIrfinder  zu  bewirken  sei.  Die  möglicherweise  eintretenden 
Scb&digungen  hat  sich  der  Erfinder,  welcher  die  Anmeldung  durch 
einen  anderen  auf  dessen  Namen  vornehmen  läßt,  selbst  zu- 
zuschreiben^  wobei  übrigens  darauf  hingewiesen  werden  kann,  daß 
auch  der  Erfinder,  welcher  durch  einen  Vertreter  die  Anmeldung 
bewirkt  oder  nach  gesetzlicher  Vorschrift  bewirken  lassen  muß, 
bei  Pflichtverletzungen  des  Vertreters  den  erheblichsten  Schädi- 
gungen ausgesetzt  sein  kann.  Ein  Bedenken  gegen  die  Zulässigkeit 
von  Anmeldungen  in  fremdem  Interesse  besteht  daher  nicht 
(Ephraim  in  GIJR.  7  332,  GUR.  8  277ff.  und  in  M.  8  69,  70). 

80.  Yerhältnis  zwischen  den  Beteiligten.  Anmeldungen  in 
fremdem  Interesse  geschehen  meist  —  insbesondere  durch  Patent- 
anwälte —  in  Erfüllung  eines  Auftrag^verhältnisses  oder  einer 
sonstigen  vertraglichen  Vereinbarung.  Auf  Grund  des 
zwischen  den  Beteiligten  bestehenden  Vertragsverhftltnisses  ist 
der  Anmelder  der  Regel  nach  verpflidbtet,  aUes  zu  tun,  was  in 
seiner  Macht  steht,  um  die  Patenterteilung  herbeizuführen  (Isay 
^  3  Nr.  40).  Ob  der  Anmelder  auch  als  verpflichtet  anzusehen 
ist,  die  für  die  Patenterwirkung  erforderlichen  Kosten  vorzulegen 
und  nach  Patenterteilung  die  raten tgebühren  zu  entrichten, 
läßt  sich  nicht  allgemein  sagen;  diese  Frage  entscheidet  sicji  viel- 
mehr nach  der  Natur  des  unterliegenden  Vertragsverhältnisses. 
Im  Zweifel  wird  eine  solche  Verbindlichkeit  des  Anmelders  nicht 
anzuerkennen  sein;  doch  wird  der  Anmelder  zum  mindesten  seineu 
Auftraggeber  von  der  Fälligkeit  der  Gebühren  so  zeitig  unter- 
richten müssen,  daß  diesem  eine  rechtzeitige  Entrichtung  derselben 
mögUch  ist.  Der  Regel  nach  werden  für  die  Beurteilung  des 
Rechtsverhältnisses  der  Beteiligten  die  Grundsätze  des  bürger- 
lichen Rechts  über  das  Auftragsverhältnis  zur  Anwendung  zu 
kommen  haben  (vergl.  §§  6661t  BGB).  Dies  gilt  insbesondere 
für  die  Frage  der  Kündigung  sowie  für  die  Maßnahmen,  welche 
im  Falle  einer  Kündigung  zu  treffen  sind  (Isay  §  3  Nr.  40).  Aus 
den  Regeln  des  Aufb*agsverhältnisses  ergibt  sich  auch,   daß  im 
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Zweifel  der  Anmelder  verpflichtet  ist,  die  Anmeldung  mid  spater 
das  Patent  auf  den  Auftraggeber  zu  übertragen.  Diese  Grund- 
sätze modifizieren  sich  entsprechend,  wenn  neben  dem  Interesse 
des  Auftraggebers  oder  Geschäftsherm  auch  ein  eigenes  Interesse 
des  Anmelders  an  dem  Schicksale  der  Anmeldung  besteht. 

21.  Anmeldung  einer  widerrechtlich  entnommenen  Erflndung. 
Hat  die  Anmeldung  in  fremdem  Interesse  eine  Erfindung  zum 
Gegenstande,  welche  einem  anderen  widerrechtlich  entnommen 
ist,  so  richten  sich  die  Ansprüche  und  Rechtsmittel  wegen  wider- 
rechtlicher Entncdime  nicht  niu:  gegen  den  widerrechthchen  Elnt- 
nehmer  sondern  auch  gegen  den  Anmelder  imd  die  von  diesem 
bewirkte  Anmeldimg  bezw.  gegen  das  von  ihm  erwirkte  Patent 
(Isay  §  3  Nr.  40;  vergl.  §  3  Nr.  91  ff.). 

IV.  Wirkung  der  Anmeldung. 

22.  Zivflistische  Wirkung.  Die  Wirkung  der  Anmeldung 
besteht  zunächst  darin,  daß  der  Anmelder,  weldier  eine  Erfindung 
zuerst  nach  Maßgabe  des  Patentgesetzes  angemeldet  hat,   damit 

femäß  §  3  Abs,  1  PatG.  den  Anspruch  auf  Erteilung  eines 
^atents  für  diese  Erfindung  erlangt.  Die  erste  Anmeldung  einer 
Erfindimg  gewährt  demnach  ein  Vorrecht  vor  allen  späteren  An- 
meldungen derselben  oder  einer  mit  der  angemeldeten  im  wesent- 
lichen identischen  Erfindung.  Die  Anmeldung  hat  femer  nach 
§  2  PatG.  die  Bedeutung,  daß  nach  ihrem  Zeitpunkte  die  Neu- 
heit der  angemeldeten  Erfindung  sich  bestimmt,  indem  durch  später 
erfolgte  Veröffentlichungen  oder  Benutzungen  der  angemeldeten 
Erfindung  der  Anspruch  auf  Patentierung  nicht  beseitigt  werden 
kann.  Gemäß  §  5  Abs.  1  PatG.  bestimmt  sich  nach  dem  Zeit- 
punkt der  Anmeldung,  ob  Vorbenutzungsrechte  geltend  ge- 
macht werden  können.  Nach  §  6  PatG.  hat  die  Anmeldung  die 
Wirkung,  daß  dadurch  ein  vermögensrechtlicher  Anspruch  des 
Anmelders  auf  Erteilung  des  Patents  entsteht,  welcher  über- 
tragbar ist  und  auf  die  Erben  übergeht.  Auch  auf  die  Dauer  des 
Patentschutzes  ist  die  Anmeldung  von  Einfluß,  indem  der  Lauf 
der  fünfzehnjährigen  Patentdauer  mit  dem  auf  die  Anmeldung 
folgenden  Tage  beginnt  (§  7  PatG.).  Nach  dem  Beginne  der 
Patentdauer  und  demnach  auch  nach  der  Anmeldung  bestimmen 
sich  die  Fälligkeitstermine  der  Patentgebühren  (§  8 
PatG).  Diese  Wirkungen  der  Anmeldung  werden  als  zivi- 
listische Wirkungen  bezeichnet,  da  sie  materieUen  Rechtes 
sind,  also  das  Zivilrecht  betreffen. 

23.  Prozessuale  Wirkung.  Außer  diesen  zivilistischen  Wir- 
kungen hat  die  Anmeldung  auch  eine  prozessuale  oder  rechts- 
polizeiliche Wirkung,  indem  daraus  gegenüber  dem  Patentamt  ein 
Anspruch  öffentlichrechtlicher  Natur  gemäß  §  3  Abs.  1  PatG.  auf 
Patenterteilung  in  dem  dafür  geordneten  Verfahren  entsteht,  vor- 
ausgesetzt, daß  der  Anspruch  nach  den  materiellrechtlichen  Be- 
stimmungen des  Paten^esetzes  gerechtfertigt  ist  (vergl.  PA. 
PMZBl.  7  U5;  Isay  §  3  Nr.  8  ff.  und  §  20  Nr.  1).  Die  zivilistischen 
Wirkungen  der  Anmeldung  können  nicht  bestehen,  ohne  daß 
gleichzeitig  auch  in  i)rozessualer  Hinsicht  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen gegeben  sind,  da  beide  Funktionen  der  Anmeldung  in 
engstem  Zusammenhange  stehen  und  in  dem  Gesetze  ein  Unter- 
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schied  in  dieser  Richtung  nicht  gemacht  ist  (vergl.  AUfeld  58,  69; 
vergl.  dagegen  auch  Isay  §  3  Nr.  8).  Dies  kommt  namentlich  in 
bezug  auf  die  Wirkungen  der  Zurücknahme  und  Zurückweisung 
der  Anmeldung  in  Betracht  (vergl.  Nr.  43  ff.). 

V.  Zeitpunkt  der  Anmeldung, 
a)  Allgemeines. 

24.  Bedeatimg  des  Zeitpunktes  der  Anmeldung.  Der  Zeit- 
punkt der  Anmeldung  ist  in  vielen  Beziehungen  von  wesentlicher 
Bedeutung.  Durch  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung  wird  bestimmt 
die  Dauer  des  Patents  und  die  Fälligkeit  der  Patent- 
gebflhren.  Der  Zeitpunkt  der  Anmeldung  ist  ferner  von  erheb- 
licher Bedeutung  für  die  Auslegung  des  Patents  sowie  derjenigen 
Druckschriften,  welche  als  Yeröffenthchung  der  Erfindung  im  Sinne 
des  §  2  PatG.  in  Betracht  kommen  können,  indem  bei  dieser 
Ausl^ung  Gewicht  auf  den  Stand  der  Technik  zur  Zeit  der  An- 
meldung und  auf  den  zu  diesem  Zeitpunkte  herrschend  gewesenen 
Sprachgebrauch  zu  legen  ist.  Der  Zeitpunkt  der  Anmeldung  ist 
von  Bedeutung  für  den  Patentschutz  auch  insofern,  als  es  auf  den- 
selben bei  der  Fra^e  ankommt,  ob  die  Einzelteile  einer 
Kombinationserfindung  für  sich  geschützt  sind,  sowie  ob 
eine  Erfindung  vorliegt,  indem  im  Nichtigkeitsverfahren  darauf  zu 
sehen  ist,  ob  die  Erfinduneseigenschaft  dem  angemeldeten 
Gegenstände  zu  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  beigewohnt  hat, 
insbesondere,  ob  eine  Ma&iahme  als  blo&e  Konstruktion  anzusehen 
ist,  ob  sie  mit  Schwierigkeiten  verbunden  war,  ob  die  Lösung  der 
Aufgabe  dem  Erfinder  als  yerdienst  anzurechnen  ist,  ob  die  Er- 
findung dergestalt  beschrieben  oder  benutzt  war,  daß  anderen 
Sachverständigen  die  Nachbenutzung  ermöglicht  war  usw.  Nach 
dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  bestimmt  sich  schUeMich  auch  die 
Priorität  der  Anmeldung,  d.  h.  die  Neuheit,  der  Vorrang  vor 
anderen  Anmeldimgen  und  die  Frage,  ob  ein  Vorbenutzungsrecht 
begründet  ist  (ver^.  Nr.  32  ff.).  Der  Zeitpunkt  der  Anmeldung 
kann  für  das  ganze  Patent  immer  nur  ein  einheitlicher  sein.  Da- 
mit steht  nicht  in  Widerspruch,  daß  hinsichtlich  der  einzelnen 
Bestandteile  der  patentierten  Erfindung  die  Priorität  der  An- 
meldung sich  nach  verschiedenen  Zeitpunkten  bestimmen  kann 
(Kohler  327;  vergl.  Nr.  154). 

25.  Verleg^nng  des  Zeitpunktes  der  Anmeldung.  Anträge 
auf  Verlegung  des  Zeitpunktes  der  Anmeldung  sind  nicht  zu- 
lässig, sei  es,  daß  eine  Verlee;ung  auf  einen  früheren  oder  auf 
einen  späteren  Termin  gewünscht  wird  (PA.  Ber.  174;  Kohler  340). 
Auch  ist  ein  Verzicht  des  Anmelders  auf  den  gesetzlich  anzu- 
nehmenden Zeitpunkt  der  Anmeldung  selbst  im  Falle  einer  späteren 
Änderung  oder  Ergänzu^  der  Anmeldimg  nicht  zulässig  (vergl. 
daA«ffen  auch  Kohler  2»0,  281).  Denn  der  Anmeldetag,  von 
wachem  die  Dauer  des  Patents  und  die  Fälligkeit  der  Patent- 
gebühren abhängig  ist,  ist  gesetzlich  festgelegt  und  damit  der 
Willkür  des  Anmelders  ebenso  entzogen  wie  der  Willkür  des 
Patentamts.  Der  Antrag,  den  Anmeldeüig  auf  einen  späteren  Zeit- 
punkt zu  verlegen,  kann  nicht  etwa  damit  gerechtfertigt  werden, 
dafi  im  Auslande  Patente  nachgesucht  werden  sollen,  deren  Dauer 
von  der  Dauer  des  deutschen  Patents  abhängig  ist  (PA.  PMZBl. 
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1  56,  66).  Eine  Verlegung  des  Anmeldetages  darf  auch  dann 
nicht  stattfinden,  wenn  wegen  späterer  Änderung  der  Anmeldung 
deren  Prioritftt  auf  einen  anderen  Zeitpunkt  als  denjenigen  der 
ursprünglichen  Patentanmeldung;  festgesetzt  wird  (vergl.  Nr.  165; 
yergl.  dagegen  auch  PA.  PMZBl.  1  66,  66).  Ebensowenig  findet 
eine  Yerlegim^  statt,  wenn  im  Nicht^keitsverfahren  eine  andere 
Priorität  s&  diejenige  des  durch  das  Patentamt  festgestellten  An- 
meldetages angenommen  wird  (vergl.  §  10  Nr.  116;  vergl.  auch 
Isay  §  3  Nr.  M).  Nur,  wenn  das  Patent  wegen  widerrecht- 
licner  Entnahme  auf  Einspruch  des  y erlebten  versagt  wird, 
kimn,  wenn  der  Verletzte  die  Erfindung  seinerseits  anmeldet,  ein 
früherer  Tag  als  Tag  der  Anmeldung  gemäfi  §  3  Abs.  2  PatG. 
festgesetzt  werden,  was  zur  Folge  hat,  daß  sämtliche  Wirkungen 
der  Anmeldung  als  mit  diesem  Tage  eingetreten  gelten  (Danmie 
in  GUR.  9  111;  vergl,  §  3  Nr.  122). 

b)  Feststellung  des  Anmeldedatums. 

26.  Feststellung  des  Zeitpunktes  der  Anmeldung.     Damit 

über  die  Dauer  des  Patents  und  die  Termine  für  die  Zahlung  der 
PatentgebüJbren  kein  Zweifel  besteht,  mu&  der  Zeitpunkt  der  An- 
meldung durch  das  Patentiunt  ausdrücklich  festgestellt  werden. 
Diese  Feststellung  ist  auch  um  deswillen  erforderlich,  weil 
^emäß  §  19  Abs.  1  PatG.  der  Anfang  und  der  Ablauf  des  Patents 
m  der  Patentrolle  zu  vermerken  und  öffentlich  bekannt  zu  machen 
ist,  imd  sowohl  der  Anfang  als  der  Ablauf  des  Patents  von  dem 
Anmeldedatum  abhängig  ist.  Eine  besondere  Festsetzung  des  An- 
meldetages ist  überdies  für  einen  bestimmten  Fall  in  §  3  Abs.  2 
PatG.  vorgesehen.  Schon  vor  dieser  bei  Erteilung  des  Patents 
vorzunehmenden  Feststellung  findet  eine  vorläufige  Feststellung 
des  Anmeldedatums  für  die  Zwecke  der  gemä&  §  2S  PatG.  zu  er- 
lassenden Bekanntmachung  statt. 

27.  Präsentationsvermerk.  Die  Anmeldung  gilt  in  dem  Zeit- 
punkte als  eingegangen,  in  welchem  sie  in  den  Besitz  des  zur 
Empfangnahme  befugten  Beamten  des  Patentamts  gelangt;  in 
dieser  Hinsicht  gilt  für  die  Anmeldim^  das  gleiche  wie  für  schrift- 
liche Eingaben  überhaupt  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  35  ff.).  Der 
Zeitpunkt  der  Anmeldung  wird  —  entsprechend  den  für  die  Ein- 
reichimg  schriftlicher  Eingaben  überhaupt  geltenden  Regeln  — 
festgestellt  durch  den  Präsentationsvermerk  des  zuständigen 
Beamten  des  Patentamts  und  den  damit  übereinstimmenden  lan- 
trag  in  die  Patentrolle.  Diese  Feststellung  hat  indessen  nur  eine 
beurkundende  Bedeutung;  sie  begründet  nur  eine  Termutungy 
welche  durch  den  Gegenbeweis,  da&  die  Anmeldung  tat- 
sächlich zu  einem  anderen  Zeitpunkte  eingereicht  ist,  wioerlegt 
werden  kann  (Kohler  277;  Seligsohn  §  3  ifi:.  7;  Isay  §  3  Nr.  37; 
vergl.  auch  PA.  PMZBl.  10  169,  170).  Dieser  Gegenbeweis  ist  so- 
wohl in  dem  yerfahren  vor  dem  Patentamt  als  im  gerichtlichen 
Verfahren  zulässig;  weder  das  Patentamt  noch  die  Gerichte  sind 
daher  an  die  Feststellung  des  Anmeldedatums  durch  das  Patent- 
amt gebunden.  Dies  gilt  indessen  nur,  wenn  im  Nichtigkeits- 
verfahren die  Neuheit  der  Erfindung  oder  die  Kollision  des  Patents 
mit  einem  früheren  Patent  in  Frage  steht,  oder  wenn  im  Ver- 
letzungsprozesse es  sich  darum  handelt,  ob  ein  Vorbenutzungs- 
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recht  begründet  ist,  oder  wenn  ein  Rechtsstreit  die  Kollision 
mehrerer  identischer  Patente  oder  die  Abhängigkeit  eines  Patents 
von  einem  anderen  betrifft.  Dagegen  ist  hinsichtUch  der  Frage, 
ob  das  Patent  wegen  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der  Patent« 
gebühren  oder  wegen  Ablaufs  der  Schutzdauer  erloschen  ist,  das 
von  dem  Patentamte  festgesteUte  Anmeldedatum  für  die  Zukunft 
bindend  (vergl.  SeUgsohn  §  2  Nr.  6). 

28.  Moment  der  Anmeldiinff.  Der  Zeitpunkt  der  Anmeldung 
wird  bestimmt  durch  die  Stunde  und  Minute,  zu  welchen  die 
Anmeldung  bei  dem  Patentamte  eingeht  (Gierke  875 ;  vei^gl.  Damme 
in  GUB.  9  109).  Indessen  bedarf  es  der  Regel  nach  einer  be- 
sonderen Feststellung  dieses  Zeitmoments  nicht;  im  allgemeinen 
wird  vielmehr  nur  der  Tag  der  Anmeldung  durch  den  Präsen« 
tationsvermerk  des  zuständigen  Beamten  des  Patentamts  festge- 
stellt und  in  die  Patentrolle  eingetragen  (Rhenius  in  ZgR.  2  274). 
Eine  besondere  Feststellung  des  Tagesbruchteils,  innerhalb  dessen 
die  Anmeldung  eingereicht  ist,  wird  nur  dann  nötig,  wenn  mehrere 
Anmeldungen  auf  denselben  Gegenstand  an  einem  Tage  einge- 
gangen sind,  oder  wenn  am  Tage  der  Anmeldung  Umstände  ein- 
getreten sind,  welche  geeignet  sind,  die  Neuheit  der  angemeldeten 
Erfindung  zu  beeinträchtigen  (vergl.  §3  Nr.  27  und  §  2  Nr.  4; 
vergl.  auch  Kohler  277;  Rhenius  in  ZgK.  2  274). 

20.  GeschSftsnummer.  Als  früher  eingereicht  gilt  nach  §  27 
YO.  11/7. 91  diejenige  Anmeldung,  welche  die  niedrigere  Geschäfts- 
nummer trägt  (Rhenius  in  ZsR.  2  274).  Indessen  begründet  ^  27 
nur  eine  Vermutung,  welche  durch  Gegenbeweis  widerlegt 
werden  kann  (PA,  PMZBl.  10  169,  170).  Wird  ein  G^enbeweis 
in  der  Richtung  gehefert,  daß  die  die  niedrigere  Geschäitsnummer 
tragende  Anmeldung  später  als  diejenige  mit  der  höheren  Nummer 
eingegangen  ist,  so  ist  letzterer  die  Pnorilät  einzuräumen. 

ao.  Gleichzeitiger  Eingang  mehrerer  Anmeldungen.  Wird 
der  Gegenbeweis  m  der  Richtung  erbracht,  daß  mehrere  An- 
meldungen gleichzeitig  eingegangen  sind,  so  müssen  sie  als 
gleichberechogt  angesehen  werden;  es  muß  alsdann,  da  keine  An- 
meldung die  frühere  ist,  auf  jede  derselben  ein  besonderes  Patent 
erteilt  werden  (vei^gl.  §  4  Nr.  544).  Die  Gleichzeitigkeit  mehrerer 
Anmeldungen  kann  übrigens  auch  darauf  beruhen,  daß  eine  der- 
selben aus  der  anderen  infolge  einer  späteren  Trennimg  hervor- 
gegangen ist  (vei^gl.  §  22  Nr.  24).  Dagegen  genügt  der  Umstand 
allein,  daß  der  Moment  des  Einlaufs  nicht  zu  ermitteln  ist, 
noch  nicht,  damit  die  mehreren  Anmeldungen  als  gleichzeitig  eiu- 

f ereicht  zu  gelten  hätten,  da  gerade  für  den  Fall,  daß  eine  solche 
Irmittelung  nicht  möglich  ist^  die  Vermutimg  des  §  27  VO.  11/7.  91 
Platz  zu  greifen  hat  (vergl.  Gierke  875 ;  vergl.  dagegen  Köhler  277). 
Ausnahmsweise  kann  bei  gleichzeitigem  Eingang  der  einen  An- 
meldung ein  Vorrang  vor  der  anderen  eingeräumt  werden,  näm- 
Uch  dann,  wenn  aus  den  Umständen  des  Falles  zu  folgern  ist,  da& 
ein  zuftUiges,  unbeabsichtigtes  Durcheinanderbringen  oder  Ver- 
tauschen der  Reihenfolge  bei  der  Einreichung  vorgekommen  ist. 
Letzteres  ist  anzunehmen,  wenn  eine  Haupt-  und  eine  Zusatz- 
anmeldung gleichzeitig  eingehen,  indem  zu  vermuten  ist,  daß  nach 
dem  Willen  des  Anmelders  die  Hauptanmeldung  als  vor  der  Zu- 
satzanmeldung eingereicht  gelten  solle  (PA.  PMZBl.  10  170). 

7* 
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Die  Anwendbarkeit  des  §  27  VO.  11/7.  9i  beschränkt  sich 
übrigens  auf  den  Fall,  da&  die  mehrereji  Anmeldungen  sAmÜich 
bei  dem  deutschen  Patentamt  an  demsdben  Ta^e  eingegangen 
sind.  Tritt  dagegen  wegen  Beanspruchung  i^ines  Prioritätevorzugs- 
rechts  eine  Kollision  mehrerer  Anmeldungen  ein,  indem  für  Gue 
Priorität  einer  derselben  der  Zeitpunkt  ihrer  Einreichung  bei  einer 
ausländischen  Behörde  maßgebend  ist,  so  müssen  die  mehreren 
an  demselben  Tage  eingereichten  Anmeldungen  bei  Nichtermittelung 
des  Moments  des  Einlaufs  als  gleichzeitig  eingereicht  gelten  (vergL 
auch  Nr.  181). 

31.  Berichtigung  des  Anmeldedatums.  Eine  Berichtigung 
des  einmal  festgestellten  Anmeldedatums  kann  jederzeit  durch  Be- 
schluß des  Patentamts  erfolgen,  falls  sich  der  durch  den  Präsen- 
tationsvermerk des  zuständigen  Beamten  festgestellte  Zeitpunkt 
später  als  unzuixeffend  herausstellt;  die  Bericntigung  ist  in  der 
Patentrolle  zu  vermerken.  Dagegen  kann  aus  sonstigen  Gründen 
eine  anderweitige  Feststellung  nicht  getroffen  werden.  Un- 
zulässig ist  es  demnach :  1.  Anträgen  des  Patentsuchers  auf  ander- 
weitige Festsetzimg  des  Anmeldedatums  stattzugeben  (vergl.  Nr.  25); 
2.  bei  Verlegung  der  Priorität  wegen  Ändenmg  der  Anmeldung 
oder  auf  Grund  der  Beanspruchung  von  Prioritätsvorzugsrechten 
das  Anmeldedatum  auf  einen  späteren  oder  früheren  Zeitounkt  zu 
verlegen  (vergl.  Nr.  155  und  265);  3.  im  Nichtigkeitsverf^iren  bei 
Annahme  einer  anderen  Priorität  ein  anderes  Anmeldedatum  fest- 
zusetzen (vergl.  §  10  Nr.  116). 

c)  Priorität. 

32.  Begriff.  Die  wesentlichste  materielle  Bedeutung  des  Zeit- 
punktes der  Anmeldung  liegt  darin,  daß  er  für  die  Priorität  des 
Kechts  aus  der  Anmeldung  und  des  demnächst  auf  die  Anmeldung 
erteilten  Patentrechts  maßgebend  ist.  Der  Begriff  der  Priorität 
ist  im  Patentgesetze  nicht  erläutert;  er  kommt  in  diesem  über- 
haupt nicht  vor,  er  findet  sich  aber  —  jedoch  ohne  vollständige  Er- 
läuterung —  in  Art.  4  der  Internationalen  Übereinkunft  zum  Säutze 
des  gewerblichen  Eigentums  erwähnt  Von  Priorität  spricht  man 
sonst  im  Rechte  dann,  wenn  mehrere  denselben  Gegenstand  be- 
treffende, also  an  sich  kollidierende  Rechte  einander  gegenüber- 
stehen, welche  jedoch  nicht  gleichberechtigt  sind,  sondern  ver- 
schiedenen Rang  haben,  so  daß  das  eine  dem  anderen  vorgeht  und 
es  demzufolge  überhaupt  unvrirksam  macht  oder  in  gewisser  Hin- 
sicht beschränkt.  Ein  derartiges  Rang-  oder  Prioritätsverhältnis 
besteht  im  Patentrecht,  wenn  dieselbe  Erfindung  mehiihch  ange- 
meldet ist,  indem  alsdann  gemäß  §  3  Abs.  1  PatG.  die  frühere 
Anmeldung  der  späteren  vorgeht;  die  frühere  Anmeldung 
hat  dann  die  Priorität  (vergl.  auch  Köhler  291). 

33.  Priorit&t  in  weiterem  Sinne.  Der  Ausdruck  „Priorität*^ 
wird  im  Patentrecht  aber  auch  noch  in  einem  weiteren  Sinne 
angewendet,  indem  er  nicht  nur  auf  das  Verhältnis  der  Anmeldung 
zu  anderen  Anmeldungen,  sondern  idlgemein  auf  das  Verhältnis 
der  Anmeldimg  zu  sonstigen  Umständen  bezosen  wird,  welche  in- 
sofern mit  der  Anmeldung  bezw.  dem  später  daraufhin  ^währten 
Patentrechte  kollidieren,  als  sie  —  in  gleicher  Weise  wie  sonstige 
Anmeldungen  —  geeignet  sind,  die  Entstehung  des  Patentrechts 
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zu  verhindern  oder- es.  in- seiner  Wirkung  zu  beschränken ,  wenn 
sie  zeitlich  vor  der  Patentanmeldung  liegen.  Auch  vor  solchen 
UmstAnden  wird  der  zeitlich  denselben  vorgehenden  Anmeldung 
ein  Vorrang,  also  eine  Priorität  eingeräumt.  Als  derartige,  der 
Wirksamkeit  der  Anmeldung  und  des  Patentrechts  hinderliche 
Umstände  kommen  in  Betracht  die  Beschreibung  der  an- 
gemeldeten Erfindung  in  öffentlichen  Druckschriften  aus 
aen  letzten  hundert  Jahren  imd  die  offenkundige  Benutzung 
der  Erfindung  im  Inlande,  indem  dadurch,  wenn  die  Beschreibung 
oder  Benutzungtfbereits  zu  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  erfolg 
war,  gemalt  §  2  Abs.  1  PatG.  der  Erfindung  die  zur  Patentierung 
erforderliche  Neuheit  genommen  wird.  Entscheidend  für  die 
Priorität  ist  auch  in  diesen  Fällen  die  Stunde  imd  die  Minute,  zu 
welcher  die  Anmeldung  bei  dem  Patentamte  eingegangen  ist,  wie 
sich  aus  den  Erörterungen  zu  §  2  PatG.  über  die  Neuheitsfrage 
eri^t  (vergl.  §  2  Nr.  4). 

34.  AusschluA  des  Torbenatzungsrechts.  Bestritten  ist  es, 
ob  auch  die  gemäß  §  6  Abs.  1  PatG.  eintretende  Wirkimg  der 
Anmeldimg,  daß  nach  ihr  ein  Vorbenutzungsrecht  nicht  mehr  ent- 
stehen kann,  hierher  gehört,  d.  h.  ob  der  Ausschluß  des  Vor- 
benutzungsrechts unter  die  Wirkungen  der  Priorität  zu 
rechnen  ist.  Diese  Frage  ist  namentlich  bei  den  auf  internationalen 
Verträgen  und  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen  beruhenden 
Prioritätsvorzugsrechten  von  Bedeutung  (vergl.  Nr.  267  ff.).  Die 
Frage  ist  zu  bejahen;  denn  es  würde  unlogisch  sein,  den  Begriff  der 
I^orität,  welcher  an  sich  nur  auf  die  ETolUsion  mehrerer  Rechte 
sich  bezieht,  einerseits  auf  das  Verhältnis  eines  Rechts  zu  rechts- 
hindernden  Tatsachen  —  Beschreibung  in  Druckschriften  und 
Benutzung  —  auszudehnen,  andererseits  eine  weitere  Ausdehnung 
aber  dann  abzulehnen,  wenn  es  sich  um  die  Kollision  mit  einem 
Rechte,  wie  es  das  Vorbenutzungsrecht  ist,  handelt. 

85.  Verlegung  der  Priorität  auf  Grund  von  Staatsverträgen. 
Maßgebend  für  die  Priorität  ist  der  Zeitpunkt  der  bei  dem 
deutschenPatentamt  geschehenen  Einreichung  der  Anmeldung ; 
es  ist  daher  gleichgültig,  ob  dieselbe  Erfindung  vorher  in  einem 
anderen  Staate  Gegenstand  eines  Rechtsaktes  war.  Von  dieser 
Regel  bestehen  indessen  Ausnahmen  auf  Grund  internationaler 
Staatsverträge  und  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  18.  März  1904 
hinsichtlidh  auf  Ausstellungen  zur  Schau  gestellter  Erfindungen, 
indem  auf  Grund  hiervon  unter  gewissen  Bedingungen  ein  Pnori- 
tätsvorzugsrecht  eingeräumt  werden  kann,  dergestalt,  daß  die  Wir- 
kun^n  der  Priorität  bereits  mit  der  Einreichung  der  Anmeldung 
in  einem  ausländischen  Staate  oder  mit  der  Schaustellung  auf  einer 
Ausstellung  eintreten  (vergl.  Nr.  170 ff.)... 

96.  Verlegung  der  Priorität  wegen  Änderung  der  Anmeldung. 
Es  ist  auch  möghch.  daß  die  Wirkungen  der  Priorität  nicht  schon 
mit  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  sondern  erst  in  einem  späteren 
Momente  eintreten,  indem  wegen  späterer  Änderung  der  An- 
meldung eine  Verlegung  der  Riontät  erforderlich  wird  (vergl. 
Nr.  143  ff.).  Die  Verlegung  der  Priorität  auf  einen  früheren  Zeit- 
punkt als  denjenigen  der  Anmeldung  ist  dagegen  —  sofern  nicht 
ein  Prioritätsvorzugsrecht  begründet  ist  (vei^gl.  Nr.  35)  —  nicht 
m(yglich  (Kohler  278  und  339;  Isay  §  3  Nr.  19). 
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37.  Terlust  der  PrioritSt.  Die  einer  AmuelduBg  kraft  ihrer 
Einreichung  bei  dem  Patentamt  zukommende  Priorität  geht  ver- 
loren, wenn  die  Anmeldung  zurückgenommen  wird,  oder  kraft 
gesetzlicher  Vorschrift  als  zurückgenommen  gilt,  oder  wenn  sie 
rechtskräftig  zurückgewiesen  ist.  Wird  dann  später  eine  neue 
Anmeldung  auf  denselben  Gegenstand  eingereicht,  so  kann  bier- 
für die  Priorität  der  früheren  Anmeldung  nicht  verlangt  werden; 
die  neue  Anmeldung  genießt  vielmehr  dann  ein  Prioritätsrecht 
erst  von  dem  Tage  ihrer  Einreichung  an  (vergl.  Nr.  44ff.). 

38«  Feststellung  der  Priorität«  Zu  einer  besonderen  Fest- 
stellung der  Priorität  liegt  ein  Anlaß  nur  dann  vor,  wenn  die 
Priorität  abweichend  von  dem  Anmeldedatum  bestimmt  werden 
soll;  diese  Prioritätsfestsetzung  ist  alsdann  ein  Erwä^ungsgrund 
für  eine  zu  treffende  Entscheidung,  indem  die  Entscheidung  über 
den  Anspruch  auf  die  Erteilung  des  Patents  imd  die  Neuheit  der 
angemeldeten  Erfindung  davon  abhäugig  ist;  sie  ist  nicht  Gegen- 
stand der  Entscheidung  selbst.  Die  Feststellung  der  Priorität  ge- 
schieht also  nur  dann,  wenn  eine  Veranlassung  dazu  vorliegt,  d.  h. 
wenn  nach  dem  Zeitounkte  der  Anmeldimg,  aber  vor  dem  für  die 
Priorität  maßgebenden  Zeitpunkte  eine  andere  Anmeldung  auf 
denselben  Gegenstand  erfolgt  ist,  oder  wenn  bis  dahin  neuheits- 
zerstörende  Tatsachen  eingetreten  sind.  Die  Festsetzung  bat 
durch  die  Anmeldeabteilung  zunächst  bei  der  Beschlußfassung 
über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  und  sodann  bei  der 
Beschlußfassung  über  die  Erteilung  des  Patents  zu  geschehen 
(vergl.  Rhenius  in  ZgR.  2  274).  Die  einmal  erfo^te  Prioritäts- 
feststeUung  erwächst  nicht  in  Rechtskraft,  das  Patentamt 
kann  im  Erteüungsverfahren  jederzeit  davon  abgehen;  die  Fest- 
stellung kann  auch  später  immer  noch  im  Wege  des  Einspruchs 
oder  der  Beschwerde  oder  auch  imNichtigkeitsvenahren  angefochten 
werden  (vergl.  Rhenius  in  ZgR.  2  274;  Kohler  338,  339;  vergL 
auch  §  10  Nr.  113).  Um  so  weniger  sind  die  ordentlichen  Gerichte 
an  die  Prioritätsfeststellung  des  Patentamts  gebunden. 

VI*  Zurücknahme  und  Zurückweisung. 

a)  Zurücknahme. 

89.  ZulSssigkeit.  Die  Patentanmeldung  kann  in  jeder  Lage 
des  Verfahrens  bis  ziu:  rechtskräftigen  Erteilung  oder  Yersagung 
des  Patents,  also  auch  noch  in  der  Beschwerdeinstanz,  zurück- 

fenommen  werden  (PA.  PMZBl.  9  99;  Kohler  755).  Denn  die 
Patentierung  erfolgt  nur  auf  Antrag,  es  muß  also  eiu  dahingehender 
Antrag  bis  zum  Schlüsse  des  Verfahrens  vorliegen.  I)ie  Zu- 
lässigkeit  der  Ziurücknahme  ergibt  sich  auch  aus  der  Vorschrift 
des  §  21  Abs.  4  und  des  §  24  Abs.  1  PatG.,  wonach  die  An- 
meldung bei  Nichterklärung  auf  den  Vorbescheid  sowie  bei 
Nichteinzahlung  der  ersten  Jafaresgebühr  kraft  Gesetzes  als  zurück- 
genommen gilt. 

40.  Ausdrückliche  und  stillschweigende  Zurfieknalune«  Ab- 
gesehen von  den  gesetzlichen  Rücknahmefiktionen  hat  die  Zurück- 
nahme der  Anmeldung  der  Regel  nach  ausdrücklich  zu  geschehen; 
indessen  wird  in  der  Praxis  zuweilen  auch  eine  stillschweigende 
Zurücknahme  angenommen,  und  zwar  namentlich  dann,  wenn 
bei  NichteinheitUchkeit  der  Anmeldung  eine  Trennimg  des  An« 
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meldegegenstandes  vorgenommen  wird,  der  abgetrennte  Teil  aber 
innerhalb  der  dazu  gesetzten  Frist  nicht  wiederum  zur  Anmeldung 
gelangt  (vergl.  §  22  Nr.  23).  Eine  Zurücknahme  der  Anmeldung 
ist  auch  in  dem  Verzichte  auf  die  Beschwerde  wegen  Ziurück- 
weisung  der  Anmeldung  zu  erblicken  (R6.  G.  5  180,  131,  B.  2 
Nr.  332). 

40a.  Beka]intmaehiui|r  und  Mitteilun«^  der  Zurücknahme. 
Wird  die  Anmeldung  nach  Bekanntmachung  der  Anmeldung  zurück- 

fenommen,  so  ist  dies  ebenfalls  gemäß  §  27  Abs.  2  PatG.  be- 
annt  zu  machen.  Dem  Einsprechenden  ist  die  Zurücknalune 
mitzuteilen,  wobei  Besonderheiten  gelten,  wenn  der  Einspruch 
wegen  widerrechtlicher  Entnahme  eingelegt  ist  (Kohler  765,  766; 
SeSgsohn  §  27  Nr.  6;  veigl.  §  3  Nr.  131). 

41.  Form  und  Inhalt  der  Zurficknahmeerklärung.  Die 
Zurücknahme  kann  sich  entweder  auf  die  ganze  Anmeldung  oder 
auf  einen  Teil  des  Anmeldegegenstandes  beziehen  (PA.  6.  5  127; 
PMZBl.  6  230;  PMZBl.  9  99).  Die  Zurücknahme  geschieht  der 
Regel  nach  durch  Einreichung  einer  Eingabe  an  das  Patentamt 
oder  durch  Aufnahme  in  eine  schriftliche  Eingabe;  sie  kann 
indessen  auch  in  einer  mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Yor- 
prüfer  oder  der  Abteilung  erklärt  werden,  sie  muß  aber  dann 
protokolliert  sein.  Unter  einer  Bedingung  oder  unter  einem 
Vorbehalt  darf  die  Rücknahme  nicht  erfolgen;  sonst  liegt  in 
Wirklichkeit  eine  Zurücknahme  nicht  vor.  Dies  gilt  alleidin^ 
nur  dann,  wenn  die  Bedingung  oder  der  Vorbehalt  emstUch  m 
dem  Sinne  ist,  daß  der  Anmelder  die  Zurücknahme  von  der  Er- 
füllung der  Bedingung  oder  des  Vorbehalts  abhängig  gemacht  hat; 
dami  ist  die  Anmeldung  selbst  nach  Erfüllung  der  Bedingung  oder 
des  Vorbehalts  nicht  als  zurückgenommen  anzusehen.  Dagegen 
würde  eine  allgemeine  Erklärung  des  Inhalts,  daß  die  Neuanmeldung 
der  zurückgenommenen  Anmeldung  vorbehalten  werde,  auf  die 
TVirkimg  der  Rücknahmeerklärung  ohne  Einfluß  sein  (PA.  G.  5 127). 

41a.  Widerruf  und  Anfeehtunj^  der  Zurücknahme.  Die  ein- 
mal erfolgte  Zurücknahme  kann  mcht  widerrufen  werden  (PA. 
PMZBL  6  230).  Insbesondere  kann  ein  einmal  zurückgenonunener 
Teil  der  Anmeldung  später  nicht  wieder  aufgenommen  werden 
(PA.  PMZBL  6  230).  Gleichgültig  sind  auch  die  Motive,  aus 
welchen  die  Zurücknahme  der  Anmeldung  erfolgt  ist;  eine  An- 
fechtung w^en  Irrtums,  Täuschung  oder  Drohung  gemäß 
§§  119  ff.  BGB.  findet  daher  nicht  statt.  Es  gilt  in  dieser  Hinsicht 
das  gleiche  wie  von  dem  Verzichte  auf  das  Patent  (vergl.  %  9  Nr.  9). 
Die  Zurücknahme  ist  daher  wirks^un  auch  dann,  wenn  in  Wirk- 
lichkeit die  Zurücknahme  einer  anderen  Anmeldung  beabsichtigt 
war  (vergL  PA.  PMZBL  U  24). 

42.  Zurfieknahme  bei  Mehrheit  von  Anmeldern.  Zieht  einer 
von  mehreren  Anmeldern  seine  Anmeldung  zurück,  so  wird 
das  Verfahren  für  die  anderen  fortgesetzt,  indem  der  Anteil  des 
Zurücknehmenden  den  anderen  anwächst  (Eohler  307;  Isay  §  3 
Nr.  32;  Allfeld  61).  £s  besteht  allerdings  die  Ansicht,  daß  durch 
die  Zurücknahme  der  Anmeldung  seitens  eines  Anmelders  die 
ganze  Anmeldung  hinfällig  werde  (Seligsohn  §  3  Nr.  12).  Dem  ist 
nicht  beizutreten.  Denn  die  Anmeldung  eines  jeden  der  mehreren 
Anmelder  ist  auf  den  ganzen  Erfindungsgegenstand  gerichtet;  leistet 
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einer  hierauf  Verzicht,  so  fällt  damit  lediglich  eine  Beschränkung 
der  übrigen,  welche  vorher  bestanden  hat,  fort. 

b)  Wirkung  der  Zurücknahme. 

48.  Prozessuale  Wirkung.  Die  Zurücknahme  der  Anmeldung, 
sei  es,  da&  sie  freiwillig  durch  den  Patentsucher  geschieht,  oder 
dafi  sie  kraft  gesetzlicher  Fiktion  als  erfolgt  gilt,  hat  zur  Folge, 
daß  sämtUche  Wirkungen  der  Anmeldung  damit  nachträglich  be- 
seitigt werden.  Durch  die  Zurücknahme  wird  daher  das  Anmelde- 
verfahren  beendigt;  es  sei  denn,  daß  Einspruch  wegen  wider- 
rechtlicher Entnahme  erhoben  ist,  in  welchem  Falle  der  Ein- 
sprechende Fortsetzung  des  Verfahrens  behufs  Feststellung  der 
Entnahme  verlangen  kann  (Köhler  765;  ver^.  §  3  Nr.  126  ff.). 

44.  Verlust  der  Priorität.  Durch  die  ^turücknahme  der  An- 
meldung erlöschen  nicht  nur  die  prozessualen,  sondern  auch  die 
zivUistii^hen  Wirkungen  der  Anmeldung,  so  daß  durch  die  Zurück- 
nahme der  Anmeldung  auch  die  derselben  sonst  zukommende 
Priorität  verloren  geht  (Kohler  278  und  750;  Rhenius  in  ZgR. 
2  235,  268,  269;  Robolski  K.  §  3  Nr.  1;  vergl.  auch  Nr.  37).  Dieser 
Verlust  der  Priorität  kann  nicht  etwa  dadurch  geheilt  werden, 
daß  sogleich  bei  der  Zurücknahme  der  Anmeldung  oder  sofort  nach 
dieser  eine  Neuanmeldun^  desselben  Erfindungsgegenstandes  be- 
wirkt wird;  der  Antrag,  einer  solchen  Neuanmeldung  die  Pfiorität 
der  früheren  zurückgenommenen  Anmeldung  zu  gewähren,  würde 
nicht  zu  berücksichtigen  sein  (anders  Isay  |  3  Nr.  18).  Ebenso- 
wenig kann  der  Verlust  der  Priorität  dadurcn  vermieden  werden, 
da&  die  Zurücknahme  der  früheren  Anmeldung  unter  dem  Vor- 
behalte der  Neuanmeldung  geschehen  ist  (Bu.  6.  5  131,  B.  2 
Nr.  332).  Eine  wiederholte  Anmeldung  derselben  Erfindung  ist 
zwar  unbeschränkt  zulässig,  aber  nicht  mit  der  Wirkung,  dafi  hier- 
durch die  Priorität  der  zurückgenommenen  Anmeldung  erbalten 
bliebe  (Kohler  750). 

45.  Abweichende  Meinung.  Nach  einer  anderen  Ansicht  soll 
die  Zurücknahme  der  Anmeldung  für  die  Regel  nur  den  Verlust 
der  prozessualen  Wirkungen  nach  sich  ziehen;  im  übrigen  sei  zu 
untersuchen,  ob  mit  der  Zurücknahme  die  Absicht  eines  Verzichtes 
auf  den  zivilistischen  Anspruch  verbunden  gewesen  sei;  ein 
Verzicht  auf  den  zivilistischen  Anspruch  sei  aber  dann  nicht  an- 
zunehmen, wenn  der  frühere  Patentsucher  unverzügKch  nach  der 
Zurücknahme  eine  Neuaumeldung  mit  dem  Antrage,  dieser  die 
Priorität  der  zurückgenommenen  Anmeldung  zu  verleihen,  ein- 
reiche (Isay  §  20  Nr.  95).  Dasselbe  soll  auch  in  den  Fällen  gelten, 
in  welchen  die  Anmeldung  kraft  Gesetzes  als  zurückgenommen 
gilt,  da  das  Gesetz  eine  materielle  Schädigung  des  Anmelders 
nicht  beabsichtigt  habe  (Isay  §  21  Nr.  18).  Diese  Meinung  kann 
indessen  nicht  als  eine  dem  Gesetze  entsprechende  angesehen 
werden;  denn  eine  einmal  zurückgenommene  Anmeldung  kann 
niemals  diurch  eine  Neuanmeldung  derart  aufleben,  da&  die  Neu- 
annieldung  als  eine  Fortsetzung  der  früheren  Anmeldung  zu  gelten 
habe.  Der  Fall,  welcher  ziu:  Begründung  der  abweichenden 
Meinung  angjezogen  wird  —  selbständige  Aimeldung  eines  w^en 
Nichteinheitlichkeit  der  Anmeldung  abgetrennten  Teiles  —  liegt 
anders,  indem  in  diesem  Falle  bei  rechtzeitiger  selbständiger  An- 
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melduDg  eine  Rflcknalime  der  ursprünglichen  Anmeldung   auch 
nicht  einmal  teilweise  anzunehmen  ist  (vergl.  §  22  Nr.  24). 

c)  Zurückweisung. 

4ft.  Terlust  der  Priorität.  In  gleicher  Weise  wie  die  Zurück- 
nahme der  Anmeldung  hat  auch  die  rechtskräftige  Zurück- 
weisung derselben  im  Erteilungsverfahren  nicht  etwa  zur  Folge, 
«daß  eine  wiederholte  Anmeldung  derselben  Erfindung  ausge- 
schlossen wäre,  welche,  falls  inzwischen  nicht  patenthindernde 
Umst&nde  eingetreten  sind,  auch  zur  Patentierung  führen  kann; 
denn  die  im  Patenterteilungsverfahren  ergehenden  Beschlüsse 
haben,  weil  das  Patenterteilungsverfahren  ein  Verwaltungsverfahren 
ist,  nicht  die  Wirkungen  der  materiellen  Rechtskraft  (Köhler 
789;  Robolski  Tb.  110;  Kobolski  E.  §  22  Nr.  3;  vergl.  Schanze  in 
ArchOfER.  9  200).  Auch  die  Zurückweisung  zieht  den  Verlust 
s&mtlicher  —  sowohl  prozessualer  als  zivilistischer  —  Wirkungen 
der  früheren  Anmeldung,  insbesondere  also  auch  den  Verlust 
der  Priorität  nach  sich  (PA.  G.  8  104;  PMZBl.  1  147;  RG.  G. 
6  180,  131,  B.  2  Nr.  382;  Kohler  750  und  776;  Robolski  Th.  110; 
Robolski  E.  §  22  Nr.  3).  Einer  Neuanmeldung  kann  daher  auch 
nicht  auf  Antrag  des  Patentsuchers  die  Priorität  der  zurück- 
gewiesenen Anmeldung  verliehen  werden  (Kohler  278, 776;  Rhenius 
m  7^  2  285,  236;  vergl.  Allfeld  216).  Auch  dies  ist  nicht  un- 
bestritten, indem  behauptet  wird,  daß,  wenn  die  Zurückweisung 
lediglich  aus  prozessualen  Gründen  —  z.  B.  wegen  Nichteinheitlich- 
keit  des  Gregenstandes  der  Anmeldung  oder  wegen  Unzulfissigkeit 
nachträglicher  Änderungen  der  Anmeldung  —  erfolgt  sei,  einer 
unverzüglichen  Neuanmeldung  derselben  Erfindung  auf  Antrag  die 
Priorität  der  zurückgewiesenen  Anmeldung  g:ewährt  werden 
müsse  (Isay  §  20  Nr.  97).  Daß  diese  Ansicnt  in  dem  Gesetze 
eine  Stütze  finde,  kann  nicht  anerkannt  werden. 
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I.  BegrüT. 

47.  Grundsatz  der  Einheitlichkeit.  Das  Gesetz  bestimmt, 
da&  für  jede  Erfindung  eine  besondere  Anmeldung  erforderlich  ist, 
oder  mit  anderen  Worten,  daß  der  Schutz  nicht  mehr  als  einer 
EIrfindung_mit  einer  Patentanmeldung  beansprucht  werden  kann 
(PA.  PMZBL  12  182;  vergl.  Hartig  in  PBl.  82  49;  Schanze  in 
Glaser  45  15).  Damit  wird  der  Grundsatz  der  Einheitlichkeit 
der  Anmeldung  aufgestellt.  Dieser  Grundsatz  beruht  auf  dem 
Gesichtspunkte,  daß  die  Zulassung  mehrerer  Erfindungen  in  einer 
Anmeldung  —  und  demnach  in  einem  Patente  —  eine  Benach- 
teiligung aes  Reichsfiskus  zur  Folge  haben  würde,  da  alsdann  der 
Patentsucher  dem  Sinne  des  Gesetzes  zuwider  nur  eine  An- 
meldungsgebühr  und  die  Patentgebühren  nur  einmal  trotz  der 
Anmeldung  und  des  Schutzes  mehrerer  Erfindungen  zu  zahlen 
hätte.  Außerdem  würde  aber  auch  sonst  nicht  nur  das  Erteilungs- 
verfahren sondern  auch  die  Übersichtlichkeit  der  erteilten  Patente 
ungemein  erschwert  werden  (PA.  PMZBl.  12  182;  Kohler  325, 
326;  Seligsohn  §  20  Nr.  8). 
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4^.  OrdnimgsYOrschrift.  Der  Grundsatz  der  Einheitlichkeit 
der  Anmeldung  ist  eine  Ordnungsvor  schrif  t  lediglich  formeller 
Natur,  welche  nur  für  das  Erteilungsverfahreu  gilt.  Ist  diesem 
Grundsatze  zuwider  ein  Patent  auf  mehrere  Emndungen  erteilt 
worden,  so  hat  dies  keinerlei  materielle  Bechtsnachteile  ziu*  Folffe. 
Insbesondere  ist  dies  ohne  Einfluß  auf  den  Bechtsbestand  oder 
den  Schutz  des  Patents;  es  ist  daher  die  Nichtigkeitsklage  des- 
wegen nicht  begründet  (PA.  PMZBl.  12  182;  Allfeld  200;  vergL 
§  10  Nr.  66). 

49.  Beflrriff  der  Einheitlichkeit.  Die  Frage,  ob  der  Gegenstand 
der  Anmeldung  dem  Erfordernisse  der  Einheitlichkeit  genügt,  ist 
häufig  nicht  leicht  zu  beantworten.  Das  Gesetz  gibt  eine  Definition 
des  Segriffes  der  Einheitlichkeit  nicht,  und  zwar  aus  denselben 
Gründen,  aus  welchen  davon  abgesehen  wurde,  eine  Definition 
des  Erfindungsbegriffes  zu  geben,  indem  man  die  Au&tellung  der 
mafigebenden  Grundsätze  der  Praxis  überlassen  wollte  (venrl. 
Wirth  in  GUR.  7  156).  Während  nun  aber  der  Betriff  der  Er- 
findung im  Laufe  der  Zeit  in  Literatur  und  Praxis  eine  ziemUch 
feste  und  anerkannte  Gestalt  gewonnen  hat,  ist  der  Begriff  der 
Einheitlichkeit  noch  im  höchsten  Grade  streitig.  Nur  für  gewisse 
Fälle  ist  die  Entscheidung  bisher  in  annähernd  zuverlässiger 
Weise  getroffen  worden;  hinsichtlich  der  großen  Zahl  der  anderen 
Fälle  gehen  dagegen  die  Ansichten  außerordentlich  auseinander. 
Ma%ebend  für  die  Beantwortung  der  Frage  ist  nicht  die  formelle 
Gestaltung,  sondern  der  materielle  Inhalt  der  Anmeldung.  Die 
Frage  der  EinheitUchkeit  tritt  demnach  nicht  niu:  dann  auf,  wenn 
mehrere  Patentansprüche  angestellt  sind,  wenngleich  sie  gerade 
für  diesen  Fall  ihre  hauptsächlichste  Bedeutung  hat;  denn  es  ist 
auch  möglich,  daß  in  einem  Patentansprüche  mehrere  Erfindungen 
geltend  gemacht  sind  (vergl.  auch  Stört  in  M.  2  23). 

n.  Praxis  des  Patentamts. 

50.  Grundsätze  des  Patentamts.  Das  Patentamt  hat  im 
Jahre  1894  über  die  Frage  der  Einheitlichkeit  eine  Reihe  von 
Grundsätzen  aufgestellt,  welche  diese  Frage  zwar  nicht  er- 
schöpfend behandeln,  fcber  einige  Anhaltspunkte  für  eine  gleich- 
mäßige Handhabung  der  Geschäfte  geben  sollen  (PA.  Ber.  172,  173; 
vergl.  PA.  PMZBl.  12  183).    Diese  Grundsätze  lauten  wörtlich: 

„1.  Die  Bestimmimg  des  §  20  des  Pateni^esetzes,  nach  der  für 
„jede  Erfindung  eine  besondere  Anmeldung  erforderlich  ist, 
„ist  dahin  zu  verstehen,  daß  der  Inhalt  der  Anmeldung 
„durch  einen  patentfähigen  Erfindungsgedanken  zusammen- 
„gehalten  werden  muß. 

„2.  Einheitlichkeit  kann  auch  dann  angenommen  werden: 
„a)  wenn  mehrere  Lösungen  einer  Aufgabe  beansprucht 
„werden,  sofern  die  Erfindung  in  dem  diesen  Lösungen 
„gemeinschaftlichen  technischen  Gedanken  erkannt  wird; 
„b)  wenn  mehrere  Ausbildungen  der  Erfindung  beansprucht 
„werden,  die  sich  voneinander  entweder  durch  die  be- 
„sondere  erfinderische  Ausführung  einzelner  Merkmale 
„oder  diu'ch  die  erfinderische  Uinzufügung  neuer  Merk- 
„male   unterscheiden,   sofern  diese  Merkmale   mit  dem 
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^Haupterfiadungsgedanken  in   wesentlichem   Zusanunen- 
„hang  stehen. 

„3.  Dagegen    ist    die    Einheitlichkeit   insbesondere   dann   aus- 
„geschlossen: 

„a)  wenn  mehrere  Neuerungen  beansprucht  werden,  deren 
„Verbindung  miteinander  eine  Erfindung  nicht  ist;  in 
„der  Verbindung  kann  eine  Erfindui^  nur  dann  liegen, 
„wenn  durch  sie  außer  der  Summe  der  Einzelwirkungen 
„eine  besondere  Wirkung  erzielt  wird; 

„b)  wenn  mehrere  Neuerungen  nur  unter  einem  wirtschaft- 
„lichen  Gesichtspunkt  zusammengefaßt  werden  können, 
„z.  B.  unter  den,  daß  sie  an  derselben  Maschine,  bei 
„demselben  Verfahren  oder  zu  demselben  Zweck  ver- 
„wendbar  sind. 

„Die  Zusammenfassung  mehrerer  Erfindungen  in  der- 
„selben  Anmeldung  kann  auch  damit  nidht  gerechtfertigt 
„werden,  daß  der  Anmelder  sich  auf  ihre  Verbindung  be- 
„schränken  zu  wollen  erklärt." 

51.  Verbesserung  und  weitere  Ausbildung  der  Erfindung» 
Die  Ptaxis  des  Patentamts  ist  in  einer  Abhandlung  eines  Mit- 
gliedes des  Patentamts  im  einzelnen  näher  begründet  imd  er- 
läutert worden  (vergl.  von  Boehmer  in  GUR.  7  125  flf.).  Es  wird 
dort  ausgeführt,  daß  nach  der  Ansicht  des  Patentamts  für  die 
Auslegung  des  Begriffes  der  Einheitlichkeit  der  gute  Sprach- 
gebrauch maßgebend  sei.  Nach  dem  Sprachgebrauche  sei  es 
allerdings  nicht  auf^geschlossen,  daß  auch  mehrere  Erfindungen 
unter  den  Begriff  „eine  Er^dung^  zusammengefaßt  werden 
könnten;  dies  sei  indessen  nur  dann  möglich,  wenn  ein  solcher 
Zusammenhang  zwischen  ihnen  bestehe,  daß  die  Verbesserung 
oder  sonstige  weitere  Ausbildung  der  einen  dieser  Erfindungen 
durdi  die  anderen  Erfindungen  bezweckt  werde.  Für  die  Zusammen- 
fassimg mehrerer  Erfindungen  in  einer  Anmeldung  seien  hiemach 
dieselben  Voraussetzimgen  maßgebend,  unter  welchen  die  Anmeldung 
eines  Zusatzpatents  gemäß  §  7  PatG.  erfolgen  dürfe;  der  Unter- 
schied bestehe  lediglich  darin,  daß  die  Zusammenfassimg  im 
ersteren  Falle  von  vorneherein,  im  letzteren  Falle  dagegen  in  der 
Form  einer  nachträglichen  Zusatzanmeldung  geschehe  (vergl.  PA. 
PMZBL  12  182, 188;  vergl.  auch  Isay  §  20  Nr.  20;  Stört  in  M.  2  32; 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  20  Nr.  8). 

52.  Gmppeneinteilung.  Die  Gesamtheit  der  Fälle,  in  welchen 
diese  Voraussetzungen  als  vorliegend  zu  erachten  sind,  läßt  sich 
nach  der  erwähnten  Abhandlung  in  drei  Gruppen  einteilen,  näm- 
lich: 1.  der  Gegenstand  der  einen  Erfindung  ist  eine  besondere 
Ausführungsform  des  Gegenstandes  der  anderen  Erfindung; 
2.  die  eine  Erfindung  bezweckt  hauptsächlich,  ein  Mittel  zur 
Ausführunj^  oder  Herstellung  des  Gegenstandes  der  anderen  Er- 
findung zu  liefern;  3.  der  Gegenstand  der  einen  Erfindung  besteht 
darin,  den  Gegenstand  der  anderen  Erfindung  allein,  oder  so,  daß 
er  mit  anderen  Mitteln  zusammenwirkt,  in  besonderer  Weise^ 
oder  zu  besonderem  Zwecke,  oder  unter  besonderen  Umständen 
anzuwenden.  Diese  Grundsätze  sollen  entsprechend  dann  anzu- 
wenden sein,  wenn  es  sich  um  mehr  als  zwei  Erfindungen  handelt 
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58.  Einheitlicher    patentfähiger    Erflndungsgedanke.      Die 

Praxis  des  Patentamts  geht  somit  im  wesentüchen  dahin,  das 
Erfordernis  der  Einheitlichkeit  werde  allerdings  nicht  durch  das 
Vorhandensein  mehrerer  Erfindungen  beeinträchtigt,  sofern  nur 
die  mehreren  Erfindungen  in  ihrer  Kombination  durch  einen  ein- 
heitlichen Erfindungsgedanken  zusammengehalten  werden 
(PA.  PMZBl.  12  182;  vergl.  Isay  §  1  Nr.  67  und  §  20  Nr.  17). 
Dieser  einheitliche  E^ndungsgedanke  müsse  für  sich  patent- 
fähig sein.  Der  einheitUche  Erfindungsgedanke  sei  dann  als  vor- 
handen anzuerkennen,  wenn  die  Verbesserung  oder  Ausbildung 
einer  Erfindung  durch  die  anderen  Erfindungen  bezweckt  werde. 

in.  Teohnisohe,  wirtsohaftliohe  und  industrielle  üinheit. 

54.  Sonstige  Grundsfitze.  Im  Gegensatze  zu  der  Praxis  des 
Patentamts  steht  eine  in  der  Literatur  viel  verbreitete  Ansicht, 
wonach  es  darauf  ankommen  soll,  ob  entweder  eine  tech- 
nische oder  eine  wirtschaftliche  oder  eine  industrielle  Ein- 
heit der  Erfindung  vorliege.  Technische  Einheit  sei  anzunehmen, 
wenn  die  mehreren  Erfindungen  von  demselben  technischen  Ge- 
danken beherrscht  werden  oaer  überhaupt  in  einer  technischen 
Zusammengehörigkeit  stehen.  Wirtschaftliche  oder  industrielle 
Einheit  liege  vor,  wenn  mehrere  Erfindungen  unter  einem  wirt- 
schaftlichen oder  industriellen  Gesichtspunkt  zusammengefaßt 
werden  könnten,  wenn  sie  z.  B.  Neuerungen  an  derselben  fün- 
richtung  oder  bei  demselben  Verfahren  betreffen  (Köhler  319; 
Kohler  F.  100;  Seligsohn  §  20  Nr.  8;  Wirth  in  GÜR.  6  317  und 
7  156;  Stört  in  M.  2  22ff.  und  32ff.;  Allfeld  201;  vergl.  Nr.  57; 
vergl.  auch  Isay  §  20  Nr.  12 ff.;  anders  v.  Boehmer  in  GUR.  7 
132).  Dieser  Ansicht  neigen  sich  nunmehr  auch  neuere  Eat- 
Scheidungen  des  Patentamts  zu,  indem  dort  gesagt  ist,  daß  mehrere 
Vorrichtungen  an  einer  Einrichtung  dann  als  eine  einheitliche  Er- 
findung angesehen  werden  können,  wenn  sie  durch  ein  gemein- 
schafthches  technisches  Bindeglied  oder  einen  gemeinschaftlichen 
Grundgedanken  verbunden  oder  sonstwie  zusammengehörig  seien, 
dergestalt,  daß  die  Benutzung  der  einen  Vorrichtung  für  die  Be- 
nutzung der  anderen  Vorteile  mit  sich  bringe.  Dies  wii'd  insbe- 
sondere dann  der  Fall  sein,  wenn  die  mehreren  Vorrichtungen  im 
Rahmen  derselben  Aufgabe  liegen,  die  der  Erfinder  sich  gestellt 
hatte  (PA.  M.  3  25,  26;   PMZBL  12  182,  183;   vergl.  Stört  in  M. 

6  13;  Is^  §  20  Nr.  17). 

55.  Technische ;  wirtschaftliche  und  industrielle  Einheit. 
Unter  diesen  verschiedenen  Meinungen  ist  derjenigen  der  Vorzug 
zu  geben,  nach  welcher  es  zu  der  Annahme  der  Einheitliciikeit 
mehrerer  Erfindungen  genügt,  wenn  dieselben  —  obwohl  an  sich 
selbständig  —  zu  einer  technischen  oder  wirtschaftlichen 
oder  industriellen  Einh  eit  verbunden  sind  (vergl.  auch  Schanze 
in  Glaser  46  63).  Denn  die  Frage,  ob  eine  oder  mehrere  von- 
einander unabhängige  Erfindungen  vorliegen,  ist  vorwiegend  tech- 
nischer Natur;  sie  kann  —  ebensowenig  wie  die  Frage  nach  dem 
Begriffe  der  Erfindung  —  allein  nach  dem  Sprachgebraudie  ent- 
schieden werden,  und  dies  um  so  weniger,  als  ein  Sprachgebrauch 
des  behaupteten  Inhalts  gar  nicht  einmal  besteht  (Wirth  in  GUR. 

7  157;  vei^l.  Isay  §  1  Nr.  67  und  §  20  Nr.  21).    Es  kommt  hinzu, 
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da6  auch  in  §  7  PatG.  in  bezug  auf  die  Zulassung  von  Zusatz- 
patenten den  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  in  weitgehender 
Weise  Rechnung  getragen  worden  ist,  iuaem  eine  Zusatzanmeldung 
allgemein  dann  statthaft  ist,  wenn  eine  Erfindung  die  „weitere 
Ausbildung"  einer  anderen  Erfindung  bezweckt  (Wirth  in  GUB. 
7  317;  vergl.  auch  §  7  Nr.  36flf.). 

58.  Patentfähigkeit  des  zu  einer  Einheit  zusammenfassenden 
Gedankens.  Für  €ue  vorliegende  Frage  kann  es  auch  nicht  darauf 
ankonunen,  ob  der  Gedanke,  durch  welchen  die  verschiedenen 
Erfindungen  zu  einer  Einheit  zusammengefaßt  werden,  zur  Zeit 
der  Patentanmeldung  patentfähig,  d.  h.  eine  neue  Erfindung 
in  patentrechtlichem  Smne  war ;  vielmehr  muß  es  genügen,  wenn 
der  Gedanke  bereits  bekannt,  insbesondere  schon  sonst  in  der 
Technik  verwertet  war.  Es  ist  bereits  früher  hervorgehoben 
worden,  daß  die  Vorschrift,  nach  welcher  die  Anmeldung  nicht 
mehr  als  eine  Erfindung  enthalten  darf,  auf  fiskalischen  Rück- 
sichten beruht,  eine  Erschwerung  des  Erteilungsyerfahrens  ver- 
hindern soll  und  im  Interesse  der  Allgemeinheit  erlassen  ist, 
damit  dem  beteiligten  Publikum  die  Übersicht  über  die  durch 
Patent  geschützten  Erfindimgen  nicht  erschwert  wird.  Nach  allen 
diesen  Richtungen  hin  kann  es  aber  keinen  Unterschied  machen, 
ob  der  zur  Einheit  zusammenfassende  Gedanke  eine  Erfindung  und 
noch  neu  ist,  oder  ob  er  bereits  bekannt  war  (vergl.  Kohler  324; 
Wirth  in  GUR  7  156;  anders  v.  Boehmer  in  GüR.  7  142,  143; 
vergl.  auch  Hartig  St.  246). 

57.  Begrilt  der  industriellen  und  wirtschaftlichen  Einheit. 
Zur  Annahme  einer  industriellen  oder  wirtschaftlichen  Einheit 
wird  es  nicht  allgemein  hinreichen,  daß  mehrere  Erfindungen 
zu  demselben  Zweck  verv; endbar  sind  (vergl.  von  Boehmer 
in  GUR.  7  143).  Dagegen  muß  es  genügen,  wenn  mehrere  Er- 
findungen dazu  bestimmt  sind,  an  derselben  Einrichtung^ 
demselben  Erzeugnis  oder  in  demselben  Verfahren  oder 
zu  demselben  Arbeits-  oder  Gebrauchszweck  vereinigt 
zu  werden.  Es  reicht  daher  zur  Annahme  der  Einheitlichkeit 
hin,  wenn  an  einer  Maschine  gleichzeitig  verschiedene  Einzelteile, 
z.  B.  ein  Triebiad,  ein  Ventil  imd  ein  Kessel  zur  Verbesserung 
oder  Erhöhung  der  Wirkung  der  Maschine  erfunden  sind,  auch 
wenn  die  Maschine  selbst  bekannt  und  daher  nicht  mehr  patent- 
fähig ist.  Es  ist  dabei  insbesondere  unerheblich,  ob  durch  die 
mehreren  neu  erfimdenen  Einzelteile  eine  gemeinsame  Wirkung 
erzielt  wird,  oder  ob  jeder  Teil  für  sich  selteitftndig  zur  Erzielung 
des  mit  der  Maschine  verfolgten  Arbeitszweckes  beiträgt  (Köhler 
324;  Seligsolm  §  20  Nr.  8;  Isay  §  1  Nr.  67;  Wirth  m  Patent- 
anwalt 92  2695 ff.;  Wirth  in  GUR.  6  325;  Stört  in  M.  2  26;  vergl. 
Nr.  54;  vergl.  auch  Schanze  in  Glaser  45  54  und  56;  Schanze  in 
österr.  PBl.  04  703;  anders  v.  Boehmer  in  GUR.  7  142).  Insbe- 
sondere ist  eine  patentfähige  Aggregation  unter  den  angegebenen 
Gesichtspunkten  als  eine  einheitliche  Erfindung  anzusehen  (vergl. 
Schanze  in  österr.  PBl.  04  703 ff.;  vergl.  auch  §  1  Nr.  206a). 

LV.  Zalässigkeit  der  Zusammenfiissung  mehrerer  Erfindungen. 

58.  Allgemeines.  In  einer  Anmeldmiff  können  hiemach  zu- 
sammengefwt  werden:  1.  die  generelle  Erfindung  und  die  Er- 
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findung  einer  oder  aller  möglichen  Ausführungsformen  (vergl. 
Kohler  320  flf.;  Hartig  St.  246;  Schanze  in  Glaser  45  55,  56;  Isay 
§  20  Nr.  18;  Allfeld  202;  Stört  in  M.  2  24);  2.  die  Haupterfindung 
imd  alle  ihrer  weiteren  Ausbildung  oder  Verbesserung  dienenden 
Zusatzerfindungen  (Kohler  F.  104;  Wirth  in  GUR.  7  158;  vergl. 
auch  Schanze  in  Glaser  46  56 ff.);  3.  die  Kombinationserfindung 
und  die  Erfindimg  der  Einzelbestandteile  der  Kombination 
(verrf.  Kohler  32i,  322;  Robolski  Th.  74;  Allfeld  202;  anders  Hartig 
in  rBl.  82  52);  4.  die  Erfindung  eines  chemischen  Verfahrens 
und  die  Erfindung  der  zur  Ausführung  des  Verfahrens  dienenden 
Einrichtungen  —  Apparate,  Maschinen  usw.  —  (vergl.  RG. 
JW.  97  636;  Hartig  St.  247;  Isay  §  20  Nr.  18);  5.  die  Erfindung 
•eines  mechanischen  Verfahrens,  die  Erfindung  der  zu  dessen 
AusfOhrung  dienenden  Einrichtungen  sowie  die  Erfindung  des 
durch  das  Verfahren  hergestellten  Erzeugnisses  (vergl.  Kohler 
320,  321;  Kohler  F.  lOOff.;  Robolski  Th.  74;  Seligsohn  §  20  Nr.  8; 
Isav  §  20  Nr.  14;  vergl.  Schanze  in  Glaser  45  56);  6.  die  Er- 
finaung  eines  Verfahrens,  die  Erfindimg  des  auf  die  Her- 
stellung eines  in  dem  Verfahren  zur  Verwendimg  gelangenden 
Zwischenprodukts  gerichteten  Verfahrens  und  die  Ernndunff 
des  Zwischenprodukts  selbst,  insoweit  es  nicht  nach  §  1  Abs.  2 
PatG.  von  der  Patentierung  ausgeschlossen  ist  (Kohler  321 ;  Kohler 
F.  102,  103;  Seligsohn  §  20  Nr.  8;  Isay  §  20  Nr.  16;  Chenu  Ind. 
84  320;  vergl.  dagegen  Robolski  Th.  76);  7.  die  Erfindung  eines 
chemischen  Verfahrens  und  die  Erfindung  eines  weiteren  Ver- 
fahrens, welches  sich  auf  die  Darstellung  von  Neben- 
produkten erstreckt  (RG.  B.  19  Nr.  123;  vergl.  dagegen  auch 
Schanze  in  Glaser  45  69);  8.  die  Erfindung  eines  chemischen  Ver- 
fahrens und  die  Erfindung  eines  weiteren  Verfahrens,  welches 
sich  auf  die  Verwertung  der  Nebenprodukte  oder  der  Abfall- 
Stoffe  bezieht  (Kohler  325;  Kohler  in  Z^R.  2  101;  Allfeld  202); 
9.  die  Erfindung  mehrerer  selbständiger  Teile  einer  Ein- 
richtung, eines  Verfahrens  oder  eines  Erzeugnisses,  welche  — 
ohne  Kombinationswirkung  —  zur  Erhöhung  der  Wirkung  der  Ein- 
richtung usw.  beitragen  (vergl.  Nr.  57);  10.  die  Erfijidung  mehrerer 
einzelner  bei  einem  Verfahren  verwendbarer  Einrichtungen 
(Seligsohn  §  20  Nr.  8);  11.  die  Erfindung  einer  Einrichtung  und 
des  durch  sie  hergestellten  Erzeugnisses  (Hartig  in  Civil- 
ingenieur  42  547;  Schanze  in  Glaser  46  56);  12.  die  Erfindung 
mehrerer  durch  ein  Verfahren  hergestellter  Erzeugnisse 
(Kohler  F.  103 ;  Robolski  Th  75 ;  Seligsohn  §  20  Nr.  8 ;  Isay  §  20  Nr.  16). 

59.  Gleichzeitiger  Schutz  der  generellen  Ei^dung  und  ihrer 
AusführuiLgsformen.  Mehrere  einzelne  AusführunRsformen 
können  nach  den  dafür  geltenden  Grundsätzen  neben  der  gene- 
rellen Erfindung  nur  dann  als  besondere  Erfindungen  beansprucht 
werden,  wenn  sie  neben  der  Ausführung  des  allgemeinen  Erfindungs- 
gedankens sich  noch  durch  besondere  patentfähige  Merkmale  unter- 
scheiden (vergl.  Seligsohn  §  20  Nr.  8;  AUfeld  202;  vergl.  auch  §  1 
Nr.  184).  Dagegen  können  mehrere  einzelne  Ausführungsformen,  ohne 
daß  gleichzeitig  die  generelle  Erfindung  angemeldet  wird,  nicht  in 
einer  Anmeldung  geltend  gemacht  werden  (Schanze  in  Glaser  46  69). 

59  a.  Crleichzeitiger  Schutz  yon  Verfahren,  Erzeugnis  und 
Einrichtung.    Der  Schutz  eines  Erzeugnisses  neben  dem  auf 
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dessen  Herstellung  gerichteten  Verfahren  ist  nicht  erforder- 
lichy  soweit  das  Erzeugnis  unmittelbar  durch  das  Verfahren  herge- 
stellt ist,  da  nach  §  4  ratG.  der  Schutz  des  Verfahrens  sich  auch 
auf  das  unmittelbare  Erzeugnis  des  Verfahrens  erstreckt.  Von 
Bedeutung  kann  der  besondere  Schutz  des  Erzeugnisses  niu*  in- 
sofern sem^  als  damit  dessen  Herstellung  auf  jedem  beliebigen 
Wege  —  mcht  bloß  auf  dem  durch  das  geschützte  Verfahren  ein- 
geschlagenen Yfege  —  geschützt  werden  soll;  indessen  würde  die 
Beanspruchung  eines  derartigen  umfassenden  Erzeugnisschutzes 
nicht  m  einer  Anmeldung  neben  dem  Schutzanspruch  auf  das 
Ver&hren  zulftssig  sein,  da  einer  solchen  Verbindung  zweier  von- 
einander unabhängiger  Erfindungen  der  Grundsatz  der  Einheitlich- 
keit der  Anmeldung  entgegenstehen  würde.  Ist  Verfahren  und 
Erzeugnis  in  einem  Patente  geschützt,  so  erstreckt  sich  der 
Patentschutz  auf  das  Erzeugnis  nur  insoweit,  als  das  Erzeugnis 
durch  dieses  bestimmte  Verfahren  hergestellt  ist.    Entsprechendes 

f'lt,  wenn  ein  Patent  sowohl  eine  Einrichtung  als  aas  durch 
iese  hergestellte  Erzeugnis  betrifft  (vergl.  §  4  Nr.  200a). 
Der  besondere  Schutz  der  bei  einem  Verfahren  benutzten 
Einrichtungen  kann  in  einer  Anmeldung  neben  dem  Ver- 
fahren nur  insofern  beansprucht  werden,  als  die  Einrichtungen 
zur  Ausführung  dieses  Verfahrens  bestimmt  sind.  Sollen  die 
Einrichtungen  auch  in  ihrer  Benutzung  für  andere  Zwecke  geschützt 
sein,  so  würde  ein  Schutz  hierfür  in  derselben  Anmeldung  nicht 
verlangt  werden  können;  vielmehr  würde  eine  selbständige  An- 
meldung nötig  sein  (vergl.  §  4  Nr.  200  a;  vergl.  dagegen  Seügsohn 
3.  Aufl.  §  20  Nr.  14). 

Mehrere  zu  demselben  Erzeugnis  führende  Ver- 
fahrensweisen können  nur  dann  in  einem  Patente  geschützt 
sein,  wenn  sie  auf  derselben  technischen  Grundlage  beruhen 
(Robolski  Th.  75).  Trifft  diese  Voraussetzung  zu,  so  ist  es  nicht  not- 
wendig, dafi  ein  Patentschutz  gleichzeitig  auch  für  das  Erzeugnis 
begehrt  wird;  es  ist  sogar  nicht  einmal  nötig,  da&  das  Erzeugnis 
überhaupt  patentfähig  ist.  Andererseits  wird  nicht  durch  den  Um- 
stand aUein,  daß  ein  Patentanspruch  auf  das  Erzeugnis  erhoben 
ist,  die  einheitliche  Anmeldung  mehrerer,  nicht  technisch  zusammen- 
hängender Verfahrensweisen  gerechtfertigt  (vergl.  dagegen  Schanze 
4S  69).  Nach  einer  anderen  Ansicht  soll  es  allgemein  zulässig 
sein,  mehrere  zu  demselben  Erzeugnisse  führende  Verfahrens- 
erfindungen in  einer  Anmeldung  zusammenzufassen  (Kohler  F.  101; 
Seligsohn  §  20  Nr.  8). 

69b.  Gleichzeitiger  Schutz  von  Verbesserangs-  und  verbesserter 
JBrftnduiig.  Bezweckt  eine  selbständige  Erfindung  die  Verbesse- 
rung oder  eine  weitere  Ausbildung  einer  anderen  Erfindung, 
so  muß  ein  selbständiges  Patent  dann  nachgesucht  werden,  wenn 
die  Verbesserungserfindung  über  den  Rahmen  der  verbesser- 
ten Erfindung  hinaustritt,  also  auch  abgesehen  von  dieser 
und  außerhalb  derselben  verwendbar  ist,  una  ein  Schutz  auch 
für  die  sonstigen  —  au^rhalb  der  verbesserten  Erfindimg  möglichen 
—  Verwendungszwecke  beansprucht  wird;  die  Nachsuchung 
eines  einheitlichen  Patents  ist  dagegen  nur  dann  zulässig,  wenn 
die  Verbesserungserfindung  dergestalt  von  der  Haupterfinoung  ab- 
hängig gemacht  ist,  daß  sie  nur  für  deren  Zwecke  Verwendung 
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finden  soll  (vergl.  Schanze  in  Glaser  45  56  ff.)-  ^  niuß  also  im 
Belieben  des  ratentanmelders  stehen,  ob  er  ein  einheitliches 
Patent,  durch  welches  die  Yerbesserungserfindung  lediglich  einen 
Schutz  unter  Beschränkung  auf  die  Verwendung  für  die  Zwecke 
der  Haupterfindung  erlangt,  oder  ob  er  ein  selbständiges  Patent 
für  die  Yerbesserungserfindung  —  durch  welches  die  Verwendung 
der  Verbesserimg  für  alle  erdenklichen  Zwecke  geschützt  wird  — 
erwerben  will.  Die  Beschränkung  der  Verbesserungserfindung  auf 
die  Zwecke  der  Haupterfindung  beruht  im  Falle  der  Erwirkung 
eines  Patents  für  beide  darauf,  daß  nach  dem  in  der  einheit- 
lichen Anmeldung  sich  ausdrückenden  Willen  des  Patentanmelders 
dieser  auf  einen  weitergehenden  Schutzumfang  verzichtet  (vergl. 
§7  Nr.  42;  vergl.  dagegen  auch  Schanze  in  Glaser  45  56).  Da 
aies  selbstverständlich  ist,  so  bedarf  es  einer  ausdrücklichen  Be- 
schränkung des  Patentumfanges  bei  der  Patenterteilung  nicht.  In 
der  Praxis  wird  es  selten  vorkommen,  daß  eine  Verbesserungs- 
erfindung neben  der  verbesserten  Erfindung  in  einer  Anmeldung 
geltend  gemacht  wird;  vielmehr  wird  regelmäßig  die  Anmeldung 
einer  Verbesserungserfindung  nur  in  der  Grestalt  der  Zusat^nmel- 
düng  vorkommen  (vergl.  §  7  Nr.  35). 

60.  Schatz  der  Einzelbestandteile  neben  der  Kombination. 
Von  ganz  besonderer  Bedeutung  ist  der  Schutz  der  Einzel- 
bestandteile einer  Kombinationserfindung,  welche  sich 
als  selbständige  Erfindungen  darstellen  und  auch  außerhalb  der 
geschützten  Kombination  Verwendung  finden  können.  Das  Patent- 
amt läßt  einen  besonderen  Schutzanspruch  auf  solche  Einzelele- 
mente einer  Kombination  in  einer  Anmeldung  neben  dem  Schutz- 
anspruch auf  die  Kombination  selbst  nicht  zu  (vergl.  Wirth  in 
Patentanwalt  91  2553 ff.;  Wirth  in  GUR,  6  315 ff.;  vergl.  auch 
Hartig  in  PBl.  82  52).  Die  herrschende  Meinung  in  der  Literatur 
steht  dagegen  auf  einem  entgegengesetzten  Standpunkte  (Kohler 
F.  102;  Seügsohn  §  20  Nr.  8;  Isay^  20  Nr.  12;  V/irth  in  Patent- 
anwalt 91  2554,  2555  und  92  2696;  Wirtii  in  GUR.  6  322ff.;  Allfeld 
202).  Auch  das  Reichsgericht  hat  sich  in  entgegengesetztem  Sinne 
entschieden,  indem  es  einen  Schutz  der  Einzelelemente,  welche 
selbständige  Erfindungen  sind,  sogar  dann  zuläßt,  wenn  ein  Patent- 
anspruch darauf  nicht  besonders  erhoben  ist  (vergl.  Wirth  in  Patent- 
anwalt 92  2757 ff.;  Wirth  in  GUR.  6  315 ff. j  vergl.  auch  §  4  Nr. 
231  ff.).  Der  besondere  Schutz  der  Einzelteile  einer  patentierten 
Kombination  beschränkt  sich,  wenn  Kombination  und  Bestandteil 
in  einem  Patent  geschützt  sind,  auf  die  Verwendung  der  Einzel- 
bestandteile zur  Herbeiführung  der  Wirkung  der  geschützten  Kom- 
bination. In  Hinsicht  auf  alle  möglichen  sonstigen  Verwendungs- 
zwecke sind  die  Einzelbestandteile  nur  dann  geschützt,  wenn  ein 
selbständiges  Patent  darauf  erteilt  ist  (vergl.  auch  §  4  Nr.  199  ff.). 

61.  Geltendmachung  mehrerer  Erfindungen  in  einer  An- 
meldung. Geltend  gemacht  werden  die  mehreren  Erfindungen  in 
einer  Anmeldung  regelmäßig  dadurch,  daß  für  jede  Erfindung  ein 
besonderer  Patentanspruch  erhoben  wird.  Doch  ist  dies 
keineswegs  unbedingt  erforderlich,  indem  es  wohl  denkbar  ist, 
daß  in  einem  Patentanspruch  mehrere  selbständige  ibrfindun^n 
zur  Anmeldung  gebracht  sind.  Ob  letzteres  der  Fäl  ist,  ist  eme 
Frage  der  Auslegung  (vergl.  Nr.  49). 
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I.  Zweck  der  Patentbesohreibniig. 

62.  Allgemeines.  Der  wesentlichste  Bestandteil  der  An- 
meldung ist  die  Beschreibung,  welche  jedem  Patentgesuche  als 
Ank^  beigefügt  sein  muß.  Der  Zweck  der  Beschreibung  ist  ein 
dreifacher.  Zunftchst  ist  die  Beschreibung  dazu  bestimmt,  dem 
Patentamte  die  Patentfähigkeit  der  angemeldeten  Erfindung 
darzutun,  indem  die  Patentfähigkeit  nach  Inhalt  der  Beschreibung 
zu  prüfen  ist  (ROH.  6.  1  252,  253).  Ferner  ist  die  Beschreibung 
für  den  Schutzumfang  des  erteilten  Patents  Ton  wesentlichster 
Bedeutung,  indem  die  Grenzen  des  Schutzrechts  durch  die  Be- 
schreibung festgestellt  werden  (ROH.  6. 1  252,  253;  Wirth  in  M.  4 
63;  vergl.  Denkschrift  in  PMZBl.  2  84).  Dies  gilt  besonders  von 
dem  am  Schlüsse  der  Beschreibung  zu  formulierenden  Patent- 
anq[)ruch,  da  in  diesem  anzugeben  ustj  was  als  patentfähig  unter 
Schutz  gestellt  werden  soll.  Ergibt  sich  der  Schutzumfang  nicht 
mit  voller  Deutlichkeit  aus  dem  Patentansprüche,  so  ist  nach  den 
für  die  Auslegung  von  Patenten  geltenden  Grundsätzen  auch  der 
übrige  Inhalt  der  Beschreibung  bei  der  Bestimmung  des  Schutz- 
umfangs  heranzuziehen.  Dies  hat  seinen  Grund  darin,  daß  die 
ausführlicher  zu  haltende  Beschreibung  dazu  bestimmt  ist,  den 
möglichst  knapp  zu  fassenden  Patentanspruch  zu  erläutern  und  zu 
ergänzen  (PA.  G.  1  19,  20;  Robolski  Th.  72;  veigl.  §  4  Nr.  268ff.). 

6S.  PrelSKat^  der  Erfindung.  Schlie^ch  soll  die  Be- 
schreibung auch  als  ein  Mittel  dazu  dienen,  daß  der  Patentsucher, 
welchem  der  Patentschutz  als  ein  Entgelt  für  die  Preisgabe 
der  angemeldeten  Erfindung  an  die  Allgemeinheit  gewährt  wird, 
seiner  Verpflichtung  zur  Überlassung  der  Erfindung  an  die  All- 
gemeinheit auch  wirklich  nachkommt  (veiq^l.  Reuhng  in  ZgR.  2 
131;  Wirth  in  M.  4  63).  Aus  diesem  Grunde  muß  die  Be- 
schreibung so  gehalten  sein,  daß  die  beteiligten  Kreise  aus  ihr 
das  Wesen  der  Erfindung  zu  entnehmen  imstande  sind.  Infolge 
der  Aufgabe  der  gedruckten  Patentschrift  wird  die  Erfindung 
durch  die  Beschreibung  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht  und 
dadurch  nach  Erlöschen  des  Patents  zum  Gemeingut  der  Industrie. 
Audi  bereits  durch  die  gemäß  §  23  PatG.  erfolgende  Auslegung 
der  Beschreibung  soll  der  Inhalt  der  angemeldeten  Erfindung  zur 
aUgemeinen  Kenntnis  gebracht  werden,  damit  die  Interessenten 
in  der  Lage  sind,  über  die  Einle^ng  des  Einspruchs  sich  zu  ent- 
schließen und  denmächst  ihren  Emspruch  zu  begründen  (RG.  G.  7 
89,  90,  B.  8  Nr.  144,  JW.  89  424). 

9L  Anregung  zu  weiteren  Erfindungen;  Aufklärung  über 
den  Seliiitzumfang.  Daneben  verfolgt  die  Bekanntgabe  der  Er- 
findung durch  die  Patentschrift  aucn  schon  vor  Erlöschen  des 
Patente  den  Zweck,  zu  weiteren  Erfindungen  auf  dem  be- 
treffenden Gebiete  der  Technik  anzuregen  und  damit  weitere  Fort- 
schritte der  Industrie  auf  diesem  Gebiete  zu  erzielen,  sowie  das 
gewerbetreibende  Publikum  in  den  Stand  zu  setzen,  sich  Auf- 
klärung über  den  Schutzumfang  zu  verschaffen,  um  einer- 
seits Zuwiderhandlungen  gegen  das  Patent  zu  vermeiden,  und 
andererseits   behufs  erlaubter  Benutzung  von  Erfindungen   sein 
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Interesse  wahrzunehmen  (ROH.  G.  1  264,  265;  Bobolski  Th.  72 
und  107,  108). 

n.  Bedeutung  der  Beaohreibung. 

66.  Technlsohe  und  reohtliohe  Bedeutung.  Aus  dem  Zwecke 
der  Beschreibung  ergibt  sich,  daß  sie  sowohl  eine  technische 
als  eine  rechtliche  Bedeutung  hat.  Die  technische  Bedeutung 
der  Beschreibung  besteht  in  der  Darlegung  der  Patentfähigkeit  der 
angemeldeten  Erfindung  sowie  in  der  BcEanntoibe  derselben  fOr 
die  Zwecke  des  Erteilungsverfahren?.  für  die  Zeit  nach  Erteilung 
des  Patente  und  insbesondere  für  die  Zeit  nach  Erlöschen  des 
Patents.  Die  rechtliche  Bedeutung  der  Beschreibung  besteht  in 
der  Festeteilung  des  Umfanges  des  Patentechutzes,  für  welchen 
Zweck  der  einen  Bestandteil  der  Beschreibung  bildende  Patent- 
anspruch in  erster  Linie  in  Betracht  kommt  (KOH.  6.  1  262  ff.). 

06.  Nichtpatentierte  Bestandteile  der  Beschreibung.  Der  In- 
halt der  Beschreibung  bestimmt  sich  daher  sowohl  nach  technischen 
als  nach  rechtlichen  Gesichtepunkten.  Dies  ist  insofern  von  Be- 
deutung, als  bei  Prüfung  des  Inhalte  der  Beschreibung  zwischen 
denjenigen  Bestandteilen,  welche  eine  rechtliche  Bedeutung  haben, 
und  andererseite  den  nur  technische  Zwecke  verfolgenden  Teilen 
der  Beschreibung  zu  unterscheiden  ist,  woraus  sich  wiederum  er- 
gibt, daß  nicht  etwa  alles,  was  in  der  Beschreibung  enthalten 
ist,  als  patentiert  zu  gelten  hat.  Vielmehr  kommt  es  h&ufig 
vor,  dafi  in  der  Beschreibung  solche  Angaben  enthalten  sind, 
welche  beispielsweise  nur  dazu  dienen,  die  angemeldete  Erfindung 
nach  technischen  Gesichtepunkten  zu  erläutern  oder  die  Aus- 
führbarkeit oder  gewerbliche  Verwertbarkeit  der  Er- 
findung darzutun  (PA.  G.  1  70).  Es  gilt  daher  die  Regel,  daß  nur 
diejenigen  Teile  der  Beschreibung  als  patentiert  anzusehen  sind, 
bezüglich  deren  ein  Patentanspruch  erhoben  und  von  dem  Patent- 
amt nicht  zurückgewiesen  ist;  indessen  können  die  sonstigen 
Teile  der  Beschreibung  zur  Auslegung  des  Patentanspruchs  be- 
nutzt werden  (ROH.  G.  1  252 ff.;  vergl.  §  4  Nr.  268 ff.). 

67.  Bedeutung  in  bezug  auf  Schutz  und  Bestand  des  Patents. 
Im  Erteilungsverfahren  kommt  der  Beschreibung  —  abgesehen 
von  der  Grewfthrung  des  vorläufigen  Patentechutzes  gem&fi  §  23 
PatG.  —  wesenüidi  nur  eine  technische  Bedeutung  zu;  ihre 
rechtliche  Bedeutung  tritt  hauptsfichUch  erst  nach  Erteilung  des 
Patente  hervor.  Die  rechtliche  Bedeutung  besteht  darin,  dafi  die 
Beschreibung,  soweit  sie  zu  einem  Bestendteile  der  Patentschrift 
gemacht  ist,  den  Umfang  des  Patentschutzes  klar  stellt,  und 
zwar  in  dem  Sinne,  daß  für  den  Schutzumfang  nicht  die  wirk- 
lich gemachte  Erfinaung,  sondern  die  beschriebene  Erfindung  in 
Betnu^ht  kommt  (vergl.  §  4  Nr.  195 ff.  und  262 ff.).  Auch  in  dem 
Kichtigkeitsverfahren  ist  die  Beschreibung  von  mal&gebender 
Bedeutung,  indem  nur  aus  ihr  entnommen  werden  darf,  ob  eine 
Erfindung  gemacht  ist,  und  ob  der  Anmelder  die  Erfindung  in 
dem  von  ihm  beanspruchten  Umfange  erkannt  hatte  (veigL  §  10 
Nr.  74ff.).  Ähnliches  gilt  für  das  Zurücknabmeverfahren 
sichtlich  der  Frage,  ob  die  patentierte  Erfindung  in  angemessenem 
Umfange  zur  Anführung  gebracht  ist  Schlie^di  kommt  hier  auch 
in  Betracht,  dai  eine  mangelhafte  Beschreibung  nicht  nur  die 
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Nichtigkeit,  sondern  auch  die  Unwirksamkeit  des  Patents 
zur  Folge  haben  kann  (vergL  §  10  Nr.  61  ff.  und  §  4  Nr.  11). 

68.  Bedeutung  für  den  Beweis  des  Yerschiüdens.  Die  Be- 
Schreibung  kann  auch  eine  tatsftohliche  Bedeutung  haben,  wenn 
es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  ein  Patentverletzer  wissentlich 
oder  grobfahrlftssig  tätig  geworden  ist  Je  deutlicher  die  Be- 
schreibung ist,  um  so  eher  wird  die  Annahme  eines  solchen 
Verschuldens  sich  begründen  lassen,  während  bei  einer  Unklarheit, 
welche  zu  Zweifeln  Anlaß  gibt,  ein  Verschulden  regelmäßig  schwer 
zu  beweisen  sein  wird. 

nL  Form  und  Inhalt. 

W.  Xofteie  Form.  Über  die  äußere  Form  der  Beschreibung 
tnfit  §  8  der  „Bestimmungen''  Vorschrift  (vergl.  Anh.  Nr.  13). 
Danach  ist  die  Einfügung  von  Figuren  in  die  Beschreibimg  nicht 
zulässig;  figürliche  Darstellungen  sind  vielmehr  in  die  der  Be- 
schreibung beizufügenden  Zeichnimgen  auJEasunehmen. 

10.  Nr.  S  der  Erttutemngen.  In  welcher  Weise  der  Inhalt 
der  Beschreibimg  zweckmäßig  zu  gestalten  ist,  ist  in  Nr.  3  der 
«Erläuterungen''  angegeben.  Danach  ist  für  den  Gegenstand  der 
Erfindung  der  Gebrauchszweck  anzugeben;  dies  gilt  indessen 
nach  der  Natur  der  Sache  nur  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
der  Gebrauchszweck  sich  nicht  von  selbst  ergibt  (vergl.  Wirth  in 
GUR.  4  114).  Die  Beschreibung  bat  sich  femer  aller  nicht  streng 
zur  Sache  gehöriger  Ausführungen  zu  enthalten.  Sie  beginnt 
zweckmäßig  mit  der  Darstellung  der  Aufgabe,  welche  die  Er- 
findung lösen  soll.  Hieran  sciuießt  sich  die  Beschreibung  der 
Erfindung  im  einzelnen,  wobei  tunlichst  unter  Anführung  be- 
stimmter QaeUen  der  Stand  der  Technik,  auf  welchem  die  Erfindung 
sich  aufbaut,  und  die  Unterschiede  des  Alten  und  Neuen,  gegebenen^ 
falls  auch  das  Material,  welches  die  Vorprüfung  berücksichtigt 
hat»  bekannt  gegeben  werden  sollen  (vergl.  Denkschrift  in  PMZBl. 
2  84t).  Besteht  die  Erfindung  in  der  Vereinigung  von  bekannten 
Einzelheiten  zu  einem  neuen  Ganzen,  so  soll  die  Beschreibunff 
zum  Ausdruck  bringen,  daß  die  Einzelheiten  weder  als  neu  noch 
für  sich  als  schutzfähig  angesehen  werden,  und  daß  der  Schutz 
sich  nur  auf  die  neue  Gesamtheit  beziehen  soll;  eine  Verpflichtung 
zu  einer  derartigen  Erklärung  besteht  allerdings  nicht,  mit  Kücksicbt 
darauf,  daß  nach  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts,  welclie 
in  dieser  Hinsicht  mit  der  Praxis  des  Patentunts  in  Widerspruch 
steht,  die  Frage,  ob  die  Einzelteile  einer  Kombination  neu  und 
sdiutzfähig  sind,  der  Entscheidung  der  Gerichte  überlassen  werden 
darf  (vergL  Wirth  in  GUR.  4  ifl.  115;  vergl.  auch  §  4  Nr.  231flf.). 
Soweit  Hinweise  auf  Bekanntes  oder  Geschütztes,  insbesondere 
auf  öffentliche  Druckschriften  oder  andere  Patente,  zur  Uaren  Ab- 
grenzung der  Erfindung  erforderlieh  sind,  soUen  sie  gleichfalls  in 
die  Beschreibung  aui^enommen  werden.  Denn  gegenüber  Be- 
kanntem  soU  die  angemeldete  Erfindung  deuüich  hervorgehoben 
werden  (vergl.  M.  4  41).  Bei  derartigen  Hinweisen  soll  indessen 
nach  der  Iroxis  des  Patentamts  eine  Kritik  früherer  Erfindungen 
vermieden  werden  (veigl.  Wirth  in  M.  5  7 ff.). 

71.  Sonstige  ABleitungen  fBr  die  Abfassung  der  Besehreibung. 
Die  Beschreibung  hat  sich  femer  auf  das  zur  Beurteilung  des 
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Anmeldegegenstandes  Gehörige  zu  beschränken;  es  ist  alles 
fortzulassen,  was  fOr  die  Beurteilung  der  Erfindung  seitens  eines 
Sachverständigen  überflüssig  ist,  insbesondere  sind  allgemeine 
Erörterungen  populärer  oder  wissenschaftlicher  Natur  zu  vermeiden. 
Bei  der  Abfassung  der  Beschreibung  ist  nicht  nur  auf  gröM- 
möglichste  Anschaulichkeit  und  Übersichtlichkeit,  sondern  auch 
darauf  zu  achten,  daü  die  Beschreibimg  zur  demnächstigen  Ver- 
öffentlichung  im  Falle  der  Patenterteilung  bestimmt  ist  (Stercken 
Erl.  V.  Fat.  8 ff.).  Es  empfiehlt  sich,  den  Zweck  der  Erfindung 
zuerst  anzugeben,  dann  die  Mittel,  durch  welche  der  Zweck 
erreicht  wird,  gegebenen  Falles  auch  die  Mittel,  durch  welche  der 
Zweck  bisher  erreicht  wurde,  und  die  Gründe,  warum  der  alte 
Weg  verlassen  werden  soll.  Es  mu&  dabei  aus  der  Beschreibung 
hervorgehen,  was  neu  und  was  bekannt  ist,  da  es  zum  Ver- 
ständnisse der  Erfindung  öfters  gehört,  daß  auch  auf  das  bereits 
Bekannte  hingewiesen  wird;  zu  diesem  Zwecke  empfiehlt  es  sich, 
den  Stand  der  Technik  zur  Zeit  der  Anmeldung  kurz  anziu^ben 
(Stercken  Erl.  v.  Fat.  14;  Kohler  765;  vergl.  Isay  §  20  Nr.  41; 
vergl.  insbesondere  auch  F.  B.  in  FBI.  77  10  ff.).  B^eht  die  Er- 
findung in  der  Weglassung  eines  Bestandteils  einer  bereits  be- 
kannten  früheren  l£findung,  so  genügt  nicht  die  Nichterwähnung 
des  Bestandteils;  die  Beschreibung  muß  alsdann  vielmehr  die 
Erklärung  enthalten,  daß  in  der  Weglassung  die  angestrebte 
Neuerung  bestehe  (R6.  G.  2  67). 

72.  Hinweise  auf  frühere  Einrichtiingen,  Yerfahrensweisen 
und  Patentschriften*  Ist  es  zur  Klarstellung  des  Wesens  und  der 
Tragweite  der  angemeldeten  Erfindung  geboten,  daß  frühere 
Einrichtungen  oder  Verfahrensweisen  der  angemeldeten 
Erfindung  gegenübergestellt  werden,  so  wird  es  meist  genügen, 
wenn  dies  ohne  Namhaftmachung  gewisser  Literaturstellen  durch 
beschreibende  Darstellung  geschieht.  Es  ist  daher  auch  überflüssig, 
die  Niunmem  älterer  Patentschriften  anzugeben;  eine  der- 
artige Angabe  kann  um  so  weniger  von  dem  Anmelder  gefordert 
werden,  weil  sowohl  er  als  die  älteren  Patentinhaber  der  Regel 
nach  ein  Interesse  daran  haben  werden,  daß  nicht  ohne  zwingende 
Not  in  der  eigenen  Patentschrift  fremde  Patente  bezw.  daß  nicht 
in  einer  fremden  Patentschrift  die  eigenen  Patente  erscheinen 
(PA.  PMZBl.  7  40).  Um  so  weniger  dan  eine  Bezugnahme  auf  ein 
älteres  Patent  dann  in  die  Beschreibung  aufgenonmien  oder  darin 
zugelassen  werden,  wenn  dies  zu  dem  Zwecke  geschieht,  eine 
Abhängigkeit  der  angemeldeten  Erfindung  von  dem  älteren  Patente 
zu  statmeren,  da  das  Patentamt  ziu*  Abhängigkeitserklärung  über- 
haupt nicht  befugt  ist  (PA.  PMZBl.  6  301,  802;  vergl.  §  8  Nr.  67). 

IV.  Zeichnungen. 

73.  Notwendigkeit  der  Beifügung  von  Zeichnungen.  Zeich- 
nungen sind  der  Beschreibung  beizufügen,  insoweit  sie  zum  Ver- 
ständnis der  Erfindung  erforderlich  sind.  Zweckmäßig  ist  die 
Beifügung  von  Zeichnungen  jedenfalls  in  allen  Fällen,  in  welchen 
die  richtige  Auffassung  der  Erfindung  dadurch  befördert  wird. 
Der  Regel  nach  wird  es  demzufolge  bei  allen  Anmeldungen,  welche 
körperliche  Gegenstände  betreffen,  der  Hinzufügimg  von  Zeich- 
nungen bedürfen.    Unter  Umständen  kann  jedoch  auch  bei  Ver- 
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fahrenserfindungen  die  Emreichung  von  ZeichnuDgen  nicht  nur 
zweckm&üg,  sondern  sogar  auch  enorderlich  sein. 

74.  XuJbeie  Form  der  Zeiehnimgeii.  Die  Zeichnungen  müssen 
ihrem  Zwecke,  der  Erläuterung  der  Erfindung  zu  dienen,  ent 
sprediend  angefertigt  sein;  Werkstatts-  und  Konstruktionszeich 
nungen  erfOllen  diesen  Zweck  der  Regel  nach  nicht  (Stercken  Erl. 
Y.  Jral  9  ff.).  Über  die  ftuiere  Form  der  Zeichnungen  ist  im 
übrigen  in  §  4  der  „Bestimmungen'^  und  in  Nr.  4  der  ^Er 
läuterungen'^  näheres  angeordnet  (vergl.  auch  Stercken  ErL  v.  rat 
lOfiL). 

76.  Zeichnungen  als  ZubehSr  der  Beschreibung.  Die  Zeich 
nungen  sind,  insoweit  sie  erforderlich  sind,  ein  wesentliches 
Zubehör  der  Beschreibung.  Beschreibung  und  Zeichnung 
sollen  sich  gegenseitig  eisftnzen.  Es  bedarf  hiemach  keiner  be- 
sonderen Erläuterung  solcher  Einrichtungen  in  der  Beschreibung, 
welche  aus  den  Zeichnungen  klar  ersichtlich  sind  (Stercken  En. 
V.  Pat  13).  Es  kann  also  sein,  daü  der  Mangel  der  Unvollst&idig- 
keit  oder  der  Unklarheit  der  Beschreibung  durch  eine  derselben 
beigefügte  Zeichnung  beseitigt  wird  (vergl.  Nr.  78). 

V.  Vollständigkeit  und  Klarheit  der  Besohreibung* 

a)  Allgemeines. 

7ft.  Angabe  des  Erfolges  und  der  HitteL  Die  Beschreibung 
der  angemeldeten  Erfindung  soll  dergestalt  abgefaßt  sein,  daß 
danach  die  Benutzung  derselben  durch  andere  Sachverständige 
möglich  erscheint.  Dies  besagt,  da&  die  Beschreibung  die  Erfindung 
in  allen  ihren  Teilen  in  einer  für  Sachverständ^e  verständlichen 
Weise  darl^en  muß;  es  ist  hiemach  an  die  Beschreibung  die 
Forderung  der  Vollständigkeit  und  Klarheit  zu  stellen. 
Denn  nur  eine  vollständige  und  klare  Beschreibung  kann  diejenigen 
Zwecke,  welchen  die  Beschreibimg  zu  dienen  b^sstimmt  ist,  er- 
füDen  0PA.  G.  1  309;  RG.  G.  5  104;  G.  7  89,  90,  B.  8  Nr.  144, 
JW.  80  424;  Kohler  I  Nr.  338;  Robolski  Th.  71;  Allfeld  203; 
verffl.  BG.  B.  2  Nr.  318).  Wesentliche  Bestandteile  der  Erfindung 
dOnen  daher  nicht  verschwiegen  werden  (v.  Moeller  in  PBl.  79 
408).  Zur  Vollständigkeit  und  Klarheit  der  Beschreibung  gehört 
vor  allem  die  Angabe  des  mit  der  Erfindung  bezweckten  Er- 
folges und  der  zu  dessen  Herbeiführung  geeigneten  Mittel. 
Es  genflgt  also  regelmäßig  nicht,  wenn  nur  eine  Au|»abe,  ein 
Prinzip  oder  ein  allgemeiner  Erfindungßgedanke  ohne  me  Mittel 
2ur  AusfQhrung  derselben  erwähnt  wird  (Wjr.  PMZBl.  6  55).  Ebenso- 
wenig genügt  die  Angabe  des  Erfolges  ohne  Bezeichnung  der 
liittel  (PA.  PMZBl.  12  187).  Besteht  der  Erfolg  in  der  Dar- 
stellung eines  neuen  Körpers,  so  müssen  dessen  Eigenschaften  dar* 
gel^  werden  (RG.  G.  7  95). 

77.  yerstSndlichkeit  für  Sachverstandige.  Mit  der  Forderung 
der  Vollständigkeit  und  Klarheit  ist  nicht  gesagt,  daß  die  Be- 
schreibung die  Erfindung  für  jedermann  verständlich  machen 
müsse;  denn  das  Gesetz  sagt,  die  Erfindung  sei  deisestalt  zu  be- 
schreiben, daß  danach  die  Benutzung  derselben  durch  andere 
Sachverständige  möglich  erscheint.  Die  Beschreibung  braucht 
also  nur  so  vollständig  und  so  klar  gehalten  zu  sein,  oafi  Sach- 
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verstftndigen  ein  richtiges  VerstAiidnis  des  Wesens  der  Erfindung 
ermöglicht  wird,  da  mit  diesem  Verstftndnis  die  Möglichkeit  der 
Nachbenutzung  für  SachverstAndigo  ohne  weiteres  verbunden  ist 
(yergl.  auch  Qiem.  Ind.  84  822).  Daher  ist  bei  Ab&ssung  der 
Beschreibung  auch  möglichst  der  gegenwärtige  Stand  der  Sprach- 
entwickelung der  Technik  zu  berücksichtigen  (Hartig  in  PBL  8& 
66).  Überflüssig  ist  demnach  die  Darlegung  solcher  Bestandteile 
der  Ei^dung,  welche  innerhalb  der  Gepflogenheiten  der  Technik 
liegen  und  iQso  6emein|;ut  der  Technik  sind,  indem  jedem  Sach- 
verständigen bekannt  sem  muß,  daß  er  auch  ohne  n&here  Angaben 
in  dieser  Hinsicht  die  ihm  nach  Maßgabe  des  Standes  der  Technik 
zur  Verfügung  stehenden  technischen  Mittel  bei  der  Benutzung 
technischer  Erfindungen  anzuwenden  hat.  Es  ist  dabei  der  Stana 
der  Technik  zur  Zeit  der  Patentanmeldung  zum  Ma&stabe  zu 
nehmen  (B6.  G.  9  359;  vei^l.  BG.  G.  9  261,  262).  Zugrunde  zu 
legen  ist  die  Auffassung  eines  Fachmannes  mit  Durchschnitts- 
können; die  Anwendung  außerordentlicher  Fähigkeiten  darf  daher 
nicht  vorausgesetzt  werden  (vergl.  PA.  G.  8  36).  Es  bedarf  hier- 
nach insbesondere  nicht  der  Aufführung  der  einzelnen  aequivalenten 
Mittel,  auf  welche  das  Patent  sich  erstrecken  soll  (RG.  B.  17 
Nr.  112;  vergl.  Chem.  Ind.  84  322,  323).  Ebensowenig  bedarf  es 
der  Angabe  der  Mittel,  wenn  dieselben  sich  fOr  den  Sachver- 
ständigen aus  der  in  der  Beschreibung  gestellten  Au^be  ohne 
weiteres  von  selbst  ergeben.  Das  gleiche  gilt  von  für  den  Sach- 
verständigen selbstverständlichen  Erfolgen  oder  Vorteilen  der 
beschriebenen  Erfindung  (RG.  PMZBl.  12  136;  PMZBl.  12  163). 

78.  Ei^Snzende  lUnweise.  Die  vollständige  Aufnahme  der 
Erfindung  m  die  Beschreibung  kann  ersetzt  werden  durch  Hin- 
weise, welche  sich  in  der  Beschreibung  finden.  Es  kann  in  der 
Beschreibunff  auf  den  Patentanspruch,  oder  auf  ein  anderes 
Patent,  oder  auf  allgemein  zugängliche  literarische  Veröffent- 
lichungen Bezug  genommen  sein;  diese  anderweitigen  Urkunden 
oder  Veröffentlichungen  sind  dami  zur  Ergänzung  und  Erläuterung 
der  Beschreibung  heranzuziehen.   Ist  z.  B.  ein  Patent  als  Zusatz- 

Eatent  ang^eldet  und  erteilt,  so  ist,  gleichviel  ob  ein  Zusatzver- 
ältnis  in  Wirklichkeit  besteht,  diese  Art  der  Anmeldung  als  eine 
Erttänzung  imd  Erläuterung  der  Beschreibung  des  Zusatzpatents 
aim^ufassen,  indem  diese  aus  der  Patentbeschreibung  des  Uaupt- 
patents  zu  vervollständigen  ist  (RG.  B.  18  Nr.  100).  Sind  der  Be- 
schreibung Zeichnungen  oder  Modelle  und  Probestflcke 
beigefügt,  so  ist  es  gerade  deren  Zweck,  zur  Ergänzung  imd  Er- 
läuterung der  Beschreibung  zu  dienen.  Es  gen%t  daher,  wenn 
eine  nach  Inhalt  der  Beschreibung  nicht  oder  nicht  genügend 
verständliche  Angabe  aus  der  Einsicht  der  2ieichnungen  oder  der 
sonst  beigefügten  Stücke  ihre  Erklärung  findet  (BG.  B.  6  Nr.  158; 
JW.  96  252;  vei^l.  §  4  Nr.  285). 

79.  Milde  Auslegung.  Allzustrenge  Anforderungen  dürfen 
hinsichtlich  der  VoUsttodigkeit  und  Deutlichkeit  nicht  an  die 
Beschreibung  gestellt  werden.  Dieser  (resichtspimkt  tritt  be- 
sonders hervor,  wenn  es  sich  um  die  Beschreibung  eines  erteilten 
Patents  handelt,  an  welcher  eiae  nachträghdie  Korrektur  nicht 
mehr  vorgenommen  werden  kann.  Sowohl  in  Verletzungsprozessen 
als  im  Nichtigkeitsverfahren  wird  die  erkennende  Behörde  öfters 
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zu  der  Ansicht  gelangen,  daß  es  den  gesetzlichen  Bestimmimgen 
mehr  entsprochen  haben  würde,  wenn  die  Beschreibung  kliu*er 
und  eingehender  ge&fit  worden  w&re ;  ü'otzdem  ist  dann  der  volle 
gesetzlidie  Schutz  dem  Patente  nicht  zu  versagen,  wenn  nach  An- 
sicht der  Behörde  ein  Fachmann  bei  näherer  Beschäftigung  mit 
dem  Gegenstande  der  Erfindung  die  Lücken  zu  ergänzen  und  die 
Zweifel  zu  beseitigen  vermag  (RG.  JW.  96  252).  Im  Erteilungs- 
verfahren  wird  dagegen  von  vorneherein  auf  die  möglichst  genaue 
Beachtung  der  Vorschriften  für  die  Abfassung  der  Beschreibung 
zu  achten  und  eine  nicht  ganz  klare  oder  nicht  vollständige  Be- 
schreibung zurückzuweisen  sein. 

80.  Beweise  fUr  und  gegen  die  OrdnungsrnSJUgkeit  der  Be- 
selireibiuu;.  Ein  Beweis  dafür,  da&  die  Beschreibung  den  an  sie 
zu  stellenden  Anforderungen  genügt,  ist  der  Regel  nach  darin  zu 
finden,  dsJk  anderen  Sachverstöndigen  durch  die  jBeschreibun^  die 
tatsächliche  Benutzung  der  Erfindung  ohne  erhebliche  Schwierig- 
keit ermöglicht  worden  ist,  da&  also  auf  Grund  der  Beschreibung 
in  der  Praxis  gearbeitet  worden  ist  (RG.  B.  14  Nr.  113;  vergl. 
RG.  B.  18  Nr.  117).  Auch  genügt  zu  diesem  Beweise  der  Umstand, 
wenn  aus  Vorträgen,  wissenschaftlichen  Arbeiten  oder  sonstigen 
Erörterungen  hervorgeht,  daü  die  Beschreibung  in  den  Fachkreisen 
richtig  verstanden  worden  ist  (RG.  JW.  96  252).  Andererseits 
kann  ein  Gegenbeweis  gegen  die  Ordnnngsmäßigkeit  der  Be- 
schreibung daraus  hergeleitet  werden,  da&  die  Beschreibung  in 
den  beteiligten  Kreisen  nicht  richtig  verstanden  worden  ist;  aller- 
dings genüet  zu  diesem  Gegenbeweise  nicht  schon  der  Nachweis, 
dafi  ein  solches  Mißverständnis  nur  bei  einzelnen  Beteiligten  be- 
standen hat  (vergl.  RG.  JW.  96  252).  Auch  der  Umstand  kann 
als  Gegenbeweis  verwendet  werden,  da&  die  praktische  Ausführung 
der  Erandung  auf  Grund  der  Beschreibung  trotz  dahingehender 
Versuche  unbeteiligten  Sachverständigen  mcht  gelungen  ist  (RG. 
B.  8  Nr.  143). 

b)  Möglichkeit  der  Nachbenutzung  durch  andere 
Sachverständige. 

81.  Begriff  der  anderen  SaehverstSndigen.  Unter  den  anderen 
Sachverständigen,  welchen  durch  die  Beschreibung  der  Erfindung 
deren  Nachbenutzung  ermögUcht  werden  soll,  smd  nicht  etwa 
Grelehrte  oder  Techniker  von  hervorragender  vrissenschaftlicher 
Bildung  und  ungewöhnlichem  Schar&inn,  sondern  Techniker, 
welche  in  demjenigen  Gewerbe,  für  das  der  Gegenstand  der  Er- 
findung von  ErbebLdikeit  ist,  praktisch  beschäftigt  sind,  mit  dem 
bei  solchen  Personen  in  der  Praxis  gewöhnlich  vorhandenen 
Maße  von  Kenntnissen  und  Befähigung  zu  verstehen;  es  ist 
darauf  zu  sehen,  ob  solche  Personen  am  Grund  der  Beschreibung 
in  der  Lage  sind,  die  Erfindung  zu  verstehen  imd  anzuwenden  (vergL 
RG.  G.  6  66,  67).  Denn  die  Patentbeschreibung  ist  nicht  für  wissen- 
schaftlich gebildete  Kreise,  sondern  für  die  dem  Gewerbe  und  der 
Industrie  angehöriffen  Kreise  bestimmt.  Die  in  deutscher  Sprache 
abzufassende  Beschreibung  ist  in  erster  Linie  für  deutsche  Kreise 
bestimmt,  sie  ist  demnach  der  Auffassung  deutscher  Sach- 
verständiger anzupassen;   dies  gilt  namenthch   von  den  in  der 
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Beschreibung  gebrauchten  technischen  Bezeichnungen,  für  welche 
nur  im  Auslande  gebräuchliche  Ausdrücke  nicht  benutzt  werden 
sollen  (PA.  M.  5  36,  37). 

82.  Notwendigkeit  weiterer  Untersuchungen.  Daß  das  richtige 
Verständnis  der  Erfindung  anderen  Sachverständigen  sofort  oder 
bei  dem  ersten  Blicke  einleuchten  müsse,  ist  nicht  erforderlich; 
dies  gilt  um  so  mehr  dann,  wenn  es  sich  um  eine  ganz  neue  Wege 
einschlagende  Erfindung  oder  um  eine  Erfindung  handelt,  deren 
Beschreibung  Schwierigkeiten  bereitet.  In  solchen  Fällen  gentigt 
es  vielmehr,  wenn  ein  Sachverständiger,  welcher  sich  mit  dem 
Gegenstande  der  Erfindung  näher  beschäftigt  hat,  zu  der  richtigen 
Auffassung  gelangen  muß  (RG.  JW.  96  262).  Es  genügt  mithin 
auch  eine  Encenntnismöglichkeit,  welche  durch  weitere  Unter- 
suchungen und  Beobachtungen  vermittelt  wird,  vorausgesetzt 
allerdings,  daß  die  Notwendigkeit  und  die  Methode  der  Unter- 
suchuDg  sich  für  jeden  Sachverständigen  von  selbst  ergibt,  und  es 
nicht  etwa  erst  weiterer  Erfindungen  bedarf,  um  die  Unter- 
suchungen mit  Erfolg  anzustellen.  Diese  Frage  ist  in  den  Er- 
läuterungen zu  §  2  PatG.  bereits  erörtert  (veigl.  §  2  Nr.  196  £). 

83.  Angabe  von  Konstruktionsregeln  und  OrundsStzen.  Hier- 
nach genügt  es  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  Ausführung  der 
Erfindung  nicht  durch  ganz  bestimmte  Verhältnisse  bedingt  ist, 
wenn  die  Seschreibung  so  gehalten  ist,  daß  dem  Sachver- 
ständigen die  Eonstruktionsregeln  oder  die  Grenzen  angegeben 
sind,  innerhalb  welcher  er  sich  zu  halten  hat,  und  im  übrigen 
es  ihm  überlassen  wird,  die  richtigen  Verhältnisse  durch  Aus- 

Srobieren  zu  finden  (RG.  G.  5  104,  B.  2  Nr.  318;  G.  8  364,  865; 
.  28  Nr.  133;  PMZBI.  4  169,  170,  JW.  98  513,  614).  Handelt  es 
sich  um  ein  Verfahren,  welches  auf  Materialien  verschiedenster 
Art  Anwendung  finden  soll,  so  ist  es  nicht  nötig,  daß  für  jeden 
einzelnen  der  zu  behandelnden  Stoffe  der  Gang  der  Prozedur,  die 
Quantitäts-  und  Zeitverhältnisse  usw.  so  genau  angegeben  werden, 
daß  es  eigener  Gedankentätigkeit  für  den  Techniker,  welcher  das 
Verfahren  in  Anwendung  bringen  will,  überhaupt  nicht  mehr 
bedarf;  vielmehr  genügt  es,  wenn  die  Grundsätze,  nach  denen 
das  Verfahren  bei  den  verschiedenen  Stoffen  abzuändern  und  nach 
denen  bei  der  Abmessung  der  anzuwendenden  Agentien  zu  ver- 
fahren ist,  ersichtlich  gemacht  werden  (ven^l.  KG.  PMZBI.  11 
126).  Bei  Beschreibung  des  Thomas'schen  Entphosphorungsver- 
fahrens  genügte  es,  daß  der  Gang  des  Prozesses  nur  im  allgemeinen 
angegeben  war,  während  Zeitmasse  und  Quantitäten  nur  relativ 
bestimmt  wurden,  weil  beides  sich  nach  der  variablen  Beschaffen- 
heit des  Roheisens  richtete  und  von  jedem  Sachverständigen  für 
den  einzelnen  Fall  leicht  ergänzt  werden  konnte  (PA.  G.  3  79). 
Dagegen  würde  die  Beschreibung  unvollständig  sein,  wenn  die 
Aumndung  der  Grundsätze  und  Maßstäbe  völlig  den  Technikern 
überlassen  wäre.  Der  bloße  Hinweis  darauf,  daß  edelmetallhaltige 
Erze  behufs  GewinnuDg  des  Edelmetalls  mit  Gyanidlösun^  zu  be- 
handeln sind,  stellt  daher  eine  genügende  Besenreibung  mcht  dar, 
weil  daraus  sich  nicht  die  Grundsätze  ergeben,  wie  die  einzelnen 
bestimmten  Erze  zu  behandeln  sind  (RG.  B.  SSO  St.  120).  Auch 
dann  sind  nähere  Angaben  am  Platze,  wenn  die  Art  der  Be- 
handlung der  verschiedenen  Stoffe  eine  gänzlich  verschiedene  und 
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für  den  Sachverständigen  nicht  ohne  weiteres  gegeben  ist  (R6. 
G.  7  100,  101;  ve^l.  auch  Nr.  90). 

84.  Notwendigkeit  weiterer  Erflndiingeii.  Unvollständig 
würde  die  Beschreibung  auch  dann  sein,  wenn  andere  Sachver- 
ständige, um  die  beschriebene  Erfindung  benutzen  zu  können, 
vorher  erst  noch  weiterer  Aufklärungen  bedürften  oder 
weitere  Forschungen  und  Untersuchungen,  welche  nicht 
auf  dem  Gebiete  der  üblichen  technischen  Gepflogenheiten  liegen, 
ansteUen  müßten  (RG.  G.  6  66,  67;  B.  20  Nr.  120).  Dies  gilt 
besonders  dann,  wenn  erst  eine  ergänzende  Erfindung  anderer 
Sachverständiger  nötig  wäre,  ehe  dieselben  ziu:  Benutzung  der  be- 
schriebenen Erfindung  in  der  Lage  sind.  Wer  in  so  unvollkommener 
Weise  die  von  ihm  angemeldete  Erfindung  darstellt,  der  beschreibt 
in  der  Tat  keine  Erfindung,  sondern  steUt  Aul^ben  für  andere 
Erfinder  (RG.  G.  6  104,  B.  2  Nr.  318;  G.  6  66,  67;  G.  7  100; 
B.  20  Nr.  120).  Handelt  es  sich  um  die  Erfindung  eines  Verfahrens, 
so  fehlt  es  dann  besonders  auch  an  der  erforderlichen  Bestimmtheit 
des  Verfahrens  (vergl.  RG.  B.  9  Nr.  103;  vergl.  auch  §  1  Nr.  60  ff.). 

c)  Verpflichtung     zur     Mitteilung     von     Fabrik- 
geheimnisseu. 

86.  Mitteilung  mit  der  Erflndung  zusammenhäjigender  Maft- 
BAlioteB.  Mit  dem  Erfordernisse  der  Vollständigkeit  und  Klarheit 
der  Beschreibung  ist  keineswegs  gesagt,  da&  der  Anmelder  alles 
dacrjenige,  was  er  über  die  angemeldete  Erfindung  weifi,  zur.  Ver- 
meidung irgend  welcher  Nachteile  in  der  BescI^ibuD^  angeben 
müsse :  es  ist  demnach  nicht  vorgeschrieben,  dai&  alle  mit  der  an- 

f^meldeten  Ehrfindung  irgend  wie  zusammenhängenden  sonstigen 
rfinduneen  oder  Verbesserungen,  Vervollkommnungen, 
Kunstgriffe  und  praktische  Maßnahmen,  durch  welche  eine 
vorteilhaftere  Ausnutzung  der  Erfindung  erzielt  wird,  in  der  Be- 
schreibung dargelegt  werden  müßten  (RG.  G.  6  221,  JW.  87  47). 

86.  Verschweigen  von  Fabrikflreheimnissen.  Solche,  das 
Wesen  der  Erfindung  nicht  berührende  Ausgestaltungen  derselben 
kann  der  Anmelder  für  sich  als  Fabrikgeheimnis  zurückhalten. 
IMe  Folge  eines  solchen  Verschweigens  ist  dann  allerdings,  daß  der 
Patentschutz  auf  die  weiteren  Ausbildungen  der  Erfindung  sich 
unter  Umständen  nicht  erstreckt,  und  daß,  sofern  dieselben  für 
sich  als  natentfähige  Erfindungen  sich  darstellen,  ein  anderer  den 
Patentscnutz  daratu  erhalten  kann.  Nur  das  Verschweigen  solcher 
Maßnahmen  und  Kunstgriffe,  welche  das  Wesen  der  Erfindung  be- 
treffen, z.  B.  nötig  sind,  um  deren  Ausführbarkeit  zu  ermöglichen, 
hat  zur  Folge,  daß  die  Beschreibung  nicht  als  vollständig  angesehen 
werden  kann  (vergl.  RG.  B.  17  Nr.  109,  JW.  93  359;  Robolski 
Th.  71;  Seligsonn  §  20  Nr.  12).  Ein  Beweis  gegen  die  Ordnungs- 
mäßiffkeit  der  Beschreibung  ist  daher  der  Umstand  noch  nicht, 
daß  aer  Patentsucher  später  die  Erfindung  in  anderer  Weise  aus- 
geführt und  insbesondere  dieselbe  durch  Verbesserungen  weiter 
au^estaltet  hat  (RG.  B.  11  Nr.  103;  veigl.  auch  RG.  JW.  87  47). 

d)  Mangelhaftigkeit  der  Beschreibung. 

87.  Folgen  der  Mangelhaftigkeit.  Ist  trotz  der  UnvoUständig- 
keit  oder  UndeuUichkeit  der  Beschreibung  das  Patent  erteilt  worden. 
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so  hat  dies  häufig  zur  Folge,  daß  der  patentierten  Erfindung  die 
gewerbliche  Verwertbarkeit  fehlt,  indem  die  Anwendung  der  Er- 
findung nach  Maßgabe  der  Patentschrift  anderen  Sachverständigen 
nicht  möglich  ist  (RG.  PMZBl.  8  46).  Handelt  es  sich  um  die 
Erfindung  eines  Verfahrens,  so  ergibt  sich  aus  der  Mangelhaftigkeit 
der  lies^'eibung  oft,  daß  das  Verfahren,  so  wie  es  beschrieben 
ist,  nicht  als  ein  bestimmtes  Verfahren  im  Sinne  des  §  1  PatG. 
angesehen  werden  kann  (RG.  B.  8  Nr.  143).  Abgesehen  hiervon 
kann  die  Mangelhaftigkeit  der  Beschreibung  zur  Folge  haben: 
1.  daß  die  patentierte  Erfindung  in  Verletzungsprozessen  nicht 
den  vollen  Schutz  genießt  und  das  Patent  sogar  unter  Um- 
ständen völlig  unwirksam  ist  (vergl.  §  4  Nr.  11);  2.  daß  eine 
Nichtigkeitserklärung  erfolgen  kann  (ver^l.  §10  Nr.  61  und  62); 
3.  daß  in  Verletzungsprozessen  der  Nachweis  aer  Wissentlich - 
keit  oder  groben  Fahrlässigkeit  des  Patentverletzers  er- 
schwert ist  (vergl.  §  35  Nr.  89);  4.  daß  auf  die  Erfindung 
anderen  Anmeldern  Patente  erteilt  werden  (Robolski  Th.  71; 
Allfeld  203);  5.  daß  dem  Patentinhaber  im  Nichtigkeits-  oder  Zurück- 
nahmeverfahren Kosten  auferlegt  werden  können  (vergL  §  31  Nr.  3). 

88.  Auslegung  der  mangelhaften  Beschreibung.  Allerdings 
kann  eine  mangelhafte  Bescmreibung  im  Wege  der  Auslegung, 
insbesondere  durch  den  Inhalt  der  &teilungsakten,  ergänzt  werden. 
Dies  kommt  indessen  nur  für  das  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
naiime verfahren  sowie  für  das  Verfsmren  in  Patent ver- 
letzungsprozessen  in  Betracht.  Im  Erteilungsverfahren 
dagegen  ist  möglichst  darauf  zu  achten,  daß  kein  Bestandteil  der 
Emndung  in  den  der  Öffentlichkeit  nicht  oder  nur  beschränkt 
zugänglichen  Patenterteilungsakten  verschlossen  bleibt,  daß  viel- 
mehr alles  zur  angemeldeten  Erfindung  Gehörige  in  der  Patent- 
beschreibimg zum  Ausdrucke  kommt  (RG.  G.  7  89,  90,  B.  8  Nr.  144, 
JW.  89  424;  vergl.  Rhenius  in  %R.  2  234). 

89.  Inkorrekte  und  fehlerhafte  Beschreibung.  Der  unvoll» 
ständigen  und  undeutlichen  Beschreibung  ist  verwandt  die  in- 
korrekte und  fehlerhafte  Beschreibung.  Besondere  Grund- 
sätze gelten  dafür  nicht.  Die  Wirksamkeit  der  Beschreibung  wird 
daher  durch  Inkorrektheiten  und  Fehler  nidit  beeinträchtigt,  wenn 
solche  von  den  Sachverständigen  sogleich  als  solche  erkannt  und 
ohne  weiteres  korrigiert  werden  können.  Dies  gilt  insbesondere 
auch  von  Fehlem  in  der  Zeichnung  (RG.  G.  8  383).  Es  kommt 
dabei  übrigens  auch  der  Gesichtspunkt  in  Betracht,  daß  die  Be- 
schreibung der  Auslegung  fähig  ist,  und  daß  es  daher  z.  B.  nicht 
darauf  ansommt,  ob  die  nach  Yerkehrsbegriffen  verständliche  Dar- 
stellung auch  wissenschaftlich  gimz  korrekt  ist  (vergl.  §  4  Nr.  304). 

e)  Kasuistik. 

90.  Beispiele  einer  genügenden  Beschreibung.^  Es  ist  ent- 
schieden: 1.  Obwohl  die  Beschreibung  einer  Maschine  sehr  all- 
gemein und  unbestimmt  gehalten  war,  so  wurde  dieselbe  doch 
als  genOgend  angesehen,  weil  ein  mit  der  Konstruktion  ähnlicher 
Maschinen  vertrauter  Techniker  auf  Grund  der  Beschreibung  eine 
dem  Patente  entsprechende  Maschine  herstellen  konnte  (rA.  O. 
1  809);  2.  das  Fenlen  spezieller  Vorschriften  über  einzelne 
Momente  eines  Verfahrens  wurde  nicht  als  ein  Mangel  der  Be« 
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sefareibimg  aneesehen,  weil  die  betreffende  Tätigkeit  von  einem 
Tediniker  auch  ohne  nfthere  Anweisung  sehr  wohl  zu  bewerk- 
stelligen war  bezw.  zur  Zeit  der  Patentanmeldung  bewerkstelligt 
werden  konnte  (RG.  6.  9  859) ;  8.  obwohl  die  Beschreibung  gegen- 
über der  praktischen  AusfQhrun^  der  Erfindung  einige  Lücken^^ 
aufwies,  wurde  dies  nicht  als  ein  Mangel  betrachtet,  weil  alles 
dasjenige,  was  zur  praktischen  AusfOhrung  nötig  war,  im  Bereiche 
der  keinen  neuen  Erandungsgedanken  in  sich  tragenden  technischen 
Gepflogenheiten  lag  (RG.  G.  6  887,  B.  6  Nr.  160);  4.  in  einer 
Beschreibung  war  nicht  dargestellt,  wie  eine  Verbindung  von 
Drfthten  ge(]^ht  war;  es  wume  angenommen,  daß  sich  die  be- 
kannte I^tung  für  den  Techniker  von  selbst  ergebe,  da  eine  Ver- 
schraubung  teuerer  sei  (RG.  B.  10  Nr.  166) ;  6.  die  Beschreibung 
eines  Gasmotors,  bei  welchem  durch  entsprechende  Wahl  der 
Dimensionen  des  Zündkanals  die  Verbrennungsdauer  der  Eolben- 
gesefawindigkeit  anzupassen  war,  wurde,  obwohl  ein  bestimmtes 
relatives  Maß  nicht  ang^eben  war,  für  genügend  erachtet,  weil 
der  Konstrukteur  das  richtige  Verhältnis  durch  Abprobieren  finden 
k<»inte  (RG.  G.  6  104,  B.  2  Nr.  dl8>;  6.  eine  nähere  Angabe  über 
die  Stärke  des  G^genst^s  an  einem  Musikinstnunente  wurde  als 
überflüssig  angesehen,  weil  für  den  Techniker  ersichtlich  war,  da& 
sie  durch  die  Beschaffenheit  des  Hauptstegs  und  des  Resonnanz- 
bodens  bedingt  war  (RG.  B.  14  Nr.  114);  7.  die  Angabe  der  maß- 
gebenden Konstruktionsregeln  wurde  für  genügend  erachtet 
in  einem  Falle,  in  welchem  die  Erfindimg  nicht  eine  konkrete, 
stets  in  gleicher  Gestalt  auftretende  Maschine,  sondern  die  Ver- 
hältDisbestinunung  gewisser  Teile  an  unter  sich  verschiedenen 
Maschinen  zum  Gegenstande  hatte  (RG.  PMZBl.  4  lb9,  170,  JW. 
9H  513,  514);  8.  der  Umstand,  daß  bei  der  Beschreibung  eines 
Apparates  dessen  Arbeitsgang  nicht  angegeben  war,  wurde  nicht 
als  ein  wesentUcher  Mangel  der  Beschreibung  angesehen,  weil  ein 
Sachverständiger  aus  der  in  der  Beschreibung  gegebenen  Dar- 
stellung des  Apparats  und  seiner  einzelnen  Vorrichtungen  die  Not- 
wendigkeit der  bestimmten  Arbeitsmethode,  für  welche  der  Apparat 
bestimmt  war,  erkennen  mußte  (RG.  G.  10  78).  Weitere  Beispiele 
sind  bereits  erörtert  (vergl.  Nr.  88). 


D.  Patentanspruch. 

I.  Begriff; 

91.  Bedeutung  im  Erteilungsverfahren.  Am  Schlüsse  der 
Beschreibung  ist  dasjenige  anzugeben,  was  als  patentfähig  unter 
Sdiutz  gestellt  weraen  soll.  Diese  Angabe  wird  Patent- 
anspruch genannt.  Allerdings  ist  dieser  Ausdruck  —  wenigstens 
soweit  das  Erteilungsverfahren  in  Betracht  kommt  —  nicht 
ganz  korrekt,  indem  er  dem  Mißverständnis  Raum  geben  kann,. 
iiaü  ein  Anspruch  auf  Schutz  nur  innerhalb  der  durch  den  Patent- 
anspruch gezogenen  Grenzen  erhoben  werde.  In  Wirklichkeit 
wird  der  Anspruch  auf  den  Patentschutz  nicht  durch  den 
Patentanspruch  sondern  durch  den  allgemeinen  Antrag  auf  Er- 
teilung des  Patents  geltend  gemacht,   dieser  Antrag  umfafit 
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aber  im  Zweifel  aUes,  was  nach  Inhalt  der  Patentbeschreibung 
als  neu  und  als  eine  patentfähige  Erfindung  anzusehen  ist  (PA. 
PMZBl.  7  38;  PMZBl.  7  40;  PMZBl.  7  115).  Vorauszusetzen  ist 
dabei  nur,  daß  in  der  Patentbeschreibung  auf  den  als  Erfindung 
oder  als  Bestandteil  einer  Erfindung  in  Betracht  kommenden  Greg^i- 
stand  Wert  gel^  ist  (vergl.  R6.  B.  2  Nr.  322;  vergl.  dagegen  auch 
y.  Boehmer  in  6UR.  7  144).  Der  Patentanspruch  ist  daher  nicht 
etwa  dazu  bestimmt,  die  Grenzen  des  Schutzrechtes  zu  ziehen, 
43ondem  er  ist  nur  eine  möglichst  kurze  und  knappe  be- 
griffliche Definition  der  in  der  Patentbesdireibung  darge- 
stellten Erfindung  (ver^.  auch  Denkschrift  in  PMZBL  2  84;  Schanze 
in  SächsArch.  7  15).  Ein  Patent  würde  denmach  gültig  sein,  auch 
wenn  die  Patentbeschreibung  einen  Patentanspruch  gar  nicht  ent- 
hielte; dies  ergibt  sich  schon  aus  dem  Umstände,  daß  in  dem 
früheren  Patentgesetze  die  Aufstellung  besonderer  Patentansprüche 

far  nicht  vorgeschrieben  war,  obwohl  sie  auch  damals  bereits  aus 
weckmftßigkeitsgründen  durch  die  Praxis  eingeführt  war.  Nur 
<lann  ist  der  Patentanspruch  als  Beschränkung  des  Schutzrechts 
aufzufassen,  wenn  —  was  allerdings  im  Zweifel  anzunehmen  ist  — 
der  Patentsucher  ein  Schutzbegehren  nicht  im  ganzen  Um&nge 
der  dargestellten  Erfindung,  sondern  nur  in  den  Grenzen  des 
Patentanspruchs  hat  geltend  machen  woU^i.  Es  ist  insbe- 
jsondere  möglich,  daß  we^en  des  Wortlautes  des  Patentanspruchs, 
weil  in  diesem  eewisse  m  der  Beschreibung  oder  in  den  Zeich- 
nungen dargestellte  Teile  nicht  erwähnt  smd,  der  Antrag  auf 
Patenterteilung  nicht  über  die  vom  Anmelder  aufgestellten  Patent- 
ansprüche hinausgeht,  worin  dann  gleichsam  ein  Yerzidit  des  An- 
melders auf  weitei^gehenden  Schutz  li^en  würde  (vergL  PA. 
PMZBl.  7  115).  Daher  werden  solche  Eraudungsmerkmale  nicht 
als  wesentliche  anzusehen  sein,  welche  —  wenn  auch  in  der  Be« 
Schreibung  erwähnt  —  auch  nicht  einmal  andeutungsweise  in  den 
Patentaxispruch  aufgenommen  sind  (BG.  PMZBl.  12  189). 

92.  Vorschlag  des  Anmelders.  Im  Erteilungsveriahren  ist 
also  der  Regel  nach  nicht  der  Patentanspruch  sondern  die  Patent- 
beschreibung die  Grundlage  des  Patentbegehrens.  Elrst  nach  der 
Patenterteilung  wird  das  Verhältnis  ein  anderes,  indem  dann 
allerdings  der  von  dem  Patentamt  gebiUi^  oder  formulierte 
Patentaxispruch  die  Grundlage  des  Schutzes  bildet  und  die  Patent- 
beschreibung erst  in  zweiter  Linie  zur  Auslegung,  d.  h.  Ei^änzung 
und  Erläuterung  des  Patentanspruchs,  unter  Umständen  herange- 
zogen werden  kann  (vergl.  §  4  Nr.  268).  Im  Erteilunffsv er- 
fahren stellt  sich  hiemach  der  Patentanspruch  ledigUch  al3  eine 
vorläufige  Formulierung  oder  ein  Vorschlag  des  Patent- 
suchers dar,  indem  der  Anmelder  dadurch  seine  Ansicht  kundgibt, 
in  welchem  Um&nge  die  in  der  Beschreibung  kundgegebene  Er- 
findung ihm  zu  schützen  sei  (PA.  PMZBl.  7  40;  Isay  §  20  Nr.  87). 
Der  Patentanspruch  ist  daher  im  Erteilungsverfahren  nichts  anderes 
als  ein  Versuch  zur  Klarstellung  und  Gesi^ltun^  des  zu  erreichenden 
Patentschutzes,  indem  dem  Anmelder  gesetzhch  die  Verpflichtung 
auferlegt  ist,  durch  Formulierung  des  ^Spruchs  seine  Mitwirkung 
hierzu  zu  gewähren  (PA.  PMZBl.  7  116;  M.  5  59). 

98.  Formulierung  des  Patentanspruchs  im  Erteilungs- 
yerfahren.    Das  Patentamt  kann  den  Vorschlag  des  Anmelders 
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genehm^en  und  den  von  diesem  erhobenen  Anspruch  ungeftndert 
in  die  ratentschrift  au&ebmen.  H&lt  dagegen  das  Patentamt 
dafür,  daß  der  Anspruch  nicht  korrekt  oder  nicht  klar  genujB^  ab- 
eefaM  ist,  oder  da§  derselbe  die  Grenzen  der  in  der  Beschreibung 
dargestellten  Erfindung  zu  weit  oder  zu  eng  zieht,  so  hat  es  — 
je  nach  Lage  des  Falles  im  Interesse  des  Patentsuchers  oder  der 
Allgemeinheit  —  den  Patentsucher  zu  einer  anderweitigen 
Formulierung  zu  veranlassen  oder  demselben  eine  andere 
Formulierung  vorzuschlagen.  Da  die  korrekte  Abfassung  des 
Patentanspruchs  öfters  schwierig  ist,  so  sind  Änderungen  des 
ursprOn^chen  Patentanspruchs  im  Erteilungsverfahren  sehr  häufig 
(vergl.  BG.  PMZBl.  8  116,  JW.  02  222).  Es  ist  sogar  eine  der 
hauptsächlichsten  Aufgaben  der  patenterteilenden  Behörde,  ins- 
besondere des  Yorprüfers,  dem  nachgesuchten  Patentschutz  in  den 
Grenzen  des  Patenterteilungsantrags  eine  sachgemäße  Fassung  zu 

Sehen  (PA.  PMZBl.  7  114 ff.;  vergl.  Beuling  in  ZgR.  2  131).  Ist 
er  Patentsucher  mit  der  anderweitigen  Formulierung  nicht  ein- 
verstanden,  obwohl  nach  Lage  der  Sache  das  Patent  ihm  in  der 
von  ihm  beantragten  Form  nicht  bewilligt  werden  kann,  so  hat 
die  Zurückweisung  der  Anmeldung  zu  erfolgen  (veigl.  §  22  Nr.  17  ff.). 

94.  Attfbtelluiig  besonderer  Patentansprfiche.  Aus  der  Be- 
deutung des  Patentanspruchs  ergibt  sich,  daß  die  Vorschrift,  wo- 
nach besondere  Patentansprüche  au&ustellen  sind,  nur  eine 
formelle  Bedeutung  hat,  und  dail  ihre  Nichtbeobachtung  nicht 
von  materiellen  Bechtsnachteilen  begleitet  ist.  Der  Patentanspruch 
kann  gänzlich  fehlen  oder  unklar  sein,  der  Anspruch  auf  Patent- 
erteilung erwächst  dennoch,  wenn  und  insoweit  erkennbar  ist, 
was  patentiert  werden  soll  (FA.  PMZBl.  7  116). 

Eine  gesetzliche  Vorschrift,  daß  Patentansprüche  aufzustellen 
seien,  bestand  nach  dem  älteren  Patentgesetze  nicht;  jedoch  war 
die  Formulierung  von  Patentansprüchen  bereits  unter  der  Herr- 
schaft des  älteren  Rechts  übUch  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  167,  168). 

96.  Mehrheit  von  Patentansprfichen.  Mehrere  ganz  un- 
abhängig nebeneinander  gestellte  Patentansprüche  sind  wegen 
des  Grun^atzes  der  Einheimchkeit  der  Anmeldung  nicht  zulässig 
(Stercken  Erl.  v.  Pat.  24 ;  Seligsohn  §  20  Nr.  15).  Dagegen  können 
mehrere  Patentansprüche  in  der  Weise  miteinander  verbunden 
werden,  da£  einem  Hauptanspruche  einer  oder  mehrere 
Nebenansprüche  oder  Unteransprüche  beigefügt  werden, 
welche  zu  dem  Hauptanspruche  im  Verhältnisse  der  logischen  Zu- 
gehörigkeit oder  der  logisdien  Unterordnung  stehen  müssen  (Hartig 
St.  24i).  Doch  sind  Nebenansprüche  der  Regel  nach  nur  dann 
statthaft,  wenn  in  jedem  Ansprüche  eine  selbständige  Er- 
findung dargestellt  ist,  welche  Gegenstand  eines  besonderen 
Patents  hätte  sein  können  (RG.  B.  12  Nr.  117;  Robolski  K.  §  20 
Nr.  1;  Schanze  in  Glaser  45  17;  vergl.  Köhler  764,  766).  Bloße 
Erfindungsteile  oder  Merkmale  der  in  dem  Hauptanspruch 
dargestellten  I^rfindung  dürfen  daher  nicht  zu  selbständigen  An- 
sprüchen erhoben  werden,  sofern  sie  nicht  selbständige  Erfindungen 
sind  (Hartig  in  PBl.  82  53;  Wirth  in  Patentanwalt  91  2492;  vergl. 
Schanze  in  Osterr.  PBl.  02  699,  600).  Ebensowenig  rechtfertigt 
die  bloie  Angabe  rein  konstruktiver  Gestaltungsweisen  des  Er- 
findungsgedaäens  des  Hauptanspruchs  die  Aufistellung  von  be- 
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sonderen  Unteransprüchen  (PA.  PMZBL  10  8;  Robolski  K.  §  20 
I^r.  1).  Aus  dem  angegebenen  Grunde  ist  es  nicht  zulässig,  neben 
dem  Patentanspruch  auf  ein  Verfahren  zur  Herstellung  eines  Farb- 
stoffs einen  besonderen  Patentanspruch  auf  die  Anwendung  des 
Farbstoflb  zu  erheben,  wenn  das  Ajiwendungsverfahren  in  seinem 
Verhältnisse  zu  dem  Herstellungsverfahren  sich  nicht  als  eine 
selbständige  Erfindiuig  darstellt,  sondern  aus  den  durch  das  Her- 
steUungsverfahren  charakterisierten  Eigenschaften  des  Farbstoffs 
sich  von  selbst  ergibt  (PA.  PMZBI.  11  120,  121;  PMZBL  11  121; 
vergl.  auch  §  1  Nr.  118).  Es  iist  auch  nicht  statthaft,  einen  be- 
sonderen Anspruch  bezüglich  des  Vorstadiums  eines  chemischen 
Verfahrens  zu  erheben,  welches  in  der  einfachen,  jedem  Fachmann 

feläufigen  Hantierung  besteht,  die  demnächst  chemisch  zu  be« 
andelnden  Körper  zu  zerreiben  und  in  mechanischer  Weise  zu 
nuschen  (RG.  6.  7  85).  Unzulässig  ist  es  auch,  einen  besonderen 
Anspruch  auf  die  Herstellung  eines  Zwischenprodukts  zu  er- 
heben, wenn  dieses  au&erhalb  des  Gesiimtverfahrens,  in  welchem 
es  erzielt  wird,  eine  gewerbliche  Verwertbarkeit  nicht  besitzt  (vergL 
BG.  G.  8  210;  vergl.  auch  §  4  Nr.  241).  Es  kann  femer  neben 
dem  Patentansprüche  auf  eine  Einrichtung  niclit  ein  Anspruch 
auf  ein  Verfahren  erhoben  werden,  welches  lediglich  in  dem 
Gebrauch  der  Einrichtung  —  ohne  jede  sonstige  erfinderische 
Zutat  —  besteht  (RG.  G.  6  90;  G.  6  203;  vergl.  auch  PA.  G.  6  256). 
In  der  früheren  Praxis  kam  es  allerdings  vor,  daSk  in  mehreren 
Patentansprüchen  eine  einheitliche  Erfindung  dargestellt  war, 
deren  wesentliche  Bestandteile  zum  Zwecke  ihrer  schärferen  Her- 
vorhebung in  gesonderten  Ansprüchen  zum  Ausdruck  ge- 
bracht wurden  I  dies  war  namentlich  dann  der  Fall,  wenn  es  sich 
um  ein  Kombmationspatent  handelte  (PA.  G.  6  226,  226;  vergl. 
PA.  G.  7  245).  Indessen  sollen  der  Regel  nach  auch  bei  einer 
Kombinationserfindung  die  einzelnen  Elemente  derselben  nur  dann 
in  selbständige  Ansprüche  aufgenommen  werden,  wenn  sie  sich  als 
selbständige  Erfindungen  darstellen  (vergl.  Nr.  60;  vergl.  auch  Hartig 
in  PBl.  81  138).  Sind  mehrere  nicht  selbständig  geschützte  Ele- 
mente einer  Eombinationserfindung  in  mehreren  Patentansprüchen 
daigestellt,  so  kann  die  Zusammenziehung  in  einen  Patentanspruch 
im  Wege  der  Teünichtigkeitserklärung  erfolgen  (vergl.  §  10  Nr.  131). 
Neben  der  generellen  E^ndung  können  emzelne  Ausführungs- 
formen, neben  der  Kombinationserfindung  die  Einzelele- 
mente,  neben  einem  Verfahren  die  dabei  benutzten  Einrieb* 
tungen  und  das  Erzeugnis,  neben  einer  Einrichtung  das 
Verfahren  zur  Benutzung  der  Einrichtung  und  neben  einem  Er- 
zeugnis das  Verfahren  zur  Herstellung  des  Erzeugnisses  in 
besonderen  Unteransprüchen  geschützt  werden,  auch  hier  unter 
der  Voraussetzung,  ^aß  den  in  den  selbständigen  Ansprüchen  ge- 
schützten Gegenständen  ein  selbständiger  Erfindungscharakter  bei- 
wohnt (vergl.  Isay  §  20  Nr.  83). 

U.  Inhalt  des  Patentanspruches, 
a)  Allgemeines. 

96.  Angabe  des  Uattungsbegriffs  und  der  BestimmuBjps- 
merkmale.  Was  den  Inhalt  des  Patenüinspruches  betrifft,  so  smd 
in  Nr.  5  der  „Erläuterungen^  verschiedene  Anordnungen  darüber 
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getroffen,  in  welcher  Weise  der  Patentanspruch  zweckmA^g  zu 
gestalten  ist  (veigL  auch  Hartig  in  PBL  81  136 ff.;  Hartig  in 
FBL  8S  63ff;  Schütze  in  GUR.  6  lUff.;  Wirth  in  GUB.  6  320). 
Der  Patentanspruch  eeht  zweckm&ßig  von  dem  Gattungsbegriff 
aus,  dem  die  Erfindung  möglichst  nahe  untergeordnet  ist  (PA. 
PMZBL  8  44;  Hartig  in  PBL  86  66;  Stercken  ErL  v.  Pat.  19). 
Dabei  soll  aus  dem  Anspruch  möglichst  klar  hervorgehen,  ob  ein 
Verfahren,  eine  Einrichtung  oder  ein  Erzeugnis  geschützt 
sein  soll.  Um  einen  möglichst  umfassenden  Patentschutz  zu 
sichern,  empfiehlt  es  sich,  den  Gattungsbegriff  nicht  unnötig  zu 
beschrfinken  (Stercken  Erl.  v.  Pat.  19,  20).  Sodann  sind  die  zur 
Unterscheidung  von  anderen  Gegenständen  derselben  Gattung 
dienenden  näher  bestimmenden  Merkmale  anzugeben. 

97.  Angabe  der  Bestimmungsmerkmale.  Zur  Angabe  der 
Bestimmungsmerkmale  gehört  es,  daß  die  Mittel  zur  Herbei- 
führung des  beabsichtigten  Erfolges  und  der  Erfolg  selbst  be- 
stimmt bezeichnet  werden.  Der  Patentanspruch  darf  daher  nicht 
etwa  nur  eine  Aufgabe  oder  eine  allgememe  Idee  ohne  Angabe 
der  Mittel  zur  Lösune  der  Aufgabe  oder  zur  Ausführung  der 
Idee  enthalten.  Es  soll  auch  der  Regel  nach  der  Patentansprudi 
w^en  Angabe  der  Mittel  nicht  lediglich  auf  die  Patent- 
beschreibung verweisen;  dies  kann  nur  in  Ausnahmefällen 
zulässig  sein.  Die  Bestimmungsmerkmale  sollen  nicht  lediglich 
äußerlich  aneinandergereiht,  sondern  es  soll  dargetan  werden,  wie 
dieselben  sich  zu  dem  Ganzen,  welches  das  Wesen  der  Erfindung 
ausmacht,  verbinden  (Hartig  in  PBL  86  72;  Allfeld  204). 

98.  Form  der  Angabe  der  Bestimmungsmerkmale.  Die  Be- 
stimmungsmerkmale werden  mit  dem  Gattungsbegriff,  welcher 
mit  dem  imbestimmten  Artikel  oder  ohne  Artikel  eingeführt  werden 
soll  (z.  B.  „eine  EinrichtuDg  zum  usw.^  oder  ^Einrichtung  zum 
usw.''),  meist  durch  einen  Relativsatz  („bei  welcher  usw.'')  oder 
durch  die  Formel  „gekennzeichnet  durch",  „dadurch  gekenn- 
zeichnet, daß"  oder  in  ähnlicher  Weise  verbunden.  Ist  nur  ein 
Teil  einer  Einrichtung  neu,  so  kann  man  auch  sagen:  „an  einem 
Apparate  ...  die  Einrichtung  • . ."  (yergl.  von  Schütz  in  Zeitschr. 
YDJ.  89  627;  vergl.  auch  Hartig  in  FBI.  86  72).  Betreffen  mehrere 
Patentansprüche  eine  generelle  Erfindünff  und  eine  oder  mehrere 
Ausführun^sformen  hiervon,  so  werden  <£e  die  Ausführungsformen 
enthaltenden  Nebenansprüche  zweckmäßig  durch  die  Fassung 
eingeleitet:  „eine  Ausführungsform  des  von>ezeichneten  Gegen- 
standes, bei  welchem  zu  den  dort  angegebenen  Merkmalen  noch 
folgende  Merkmale  .  .  .  hinzutreten".  Soll  neben  einem  Verfahren 
eine  Einrichtung  oder  neben  einem  Verfahren  ein  Erzeugnis  ge- 
schützt sein,  so  Tautet  der  hierauf  gerichtete  Anspruch  zweckmä&ie: 
„eine  zur  Ausführung  des  vorbezeichneten  Verfahrens  dienende 
Einrichtung  .  .  .",  »das  durch  das  vorbezeichnete  Verfahren  her- 
gestellte f^Eeugnis  . . .''  usw.  Entsprechendes  gilt  fOr  die  Fassung 
von  Ansprüchen  für  Zusatzpatente  (Hartig  St.  241;  Stercken 
&L  V.  Fat.  25). 

99.  Wesentliche  Bestimmiingsmerkmale.  In  den  Anspruch 
sind  möglichst  nur  solche  Merkmale  aufzunehmen,  welche  in  ihrer 
Anwendung  bei  dem  zur  Anmeldung  gelangenden  Erfindungsgegen- 
stande neu  und  zugleich  notwendig  sind,  um  das  Wesen  der  Er- 
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findung  zu  bestimmen,  also  in  diesem  Sinne  wesentlich  sind 
(vergl.  Pieper  in  PBl.  79  479;  Hartig  in  PBl.  85  65;  v.  Schütz  in 
Zeitsdlr.  vDJ.  89  627).  Unter  solchen  notwendigen  oder  wesent- 
lichen Bestimmungsmerkmalen  sind  diejenigen  Bsstandteile  einer 
Erfindung  zu  verstehen,  welche  unentbehrlich  sind,  um  die  Aus- 
führung des  Erfindun^edankens  zu  ermöglichen,  und  die  daher 
durch  keine  anderen  Bestandteile  ersetzt  werden  können«  Dabei 
ist  nicht  zu  verwechseln  mit  der  Ausftlhrung  des  Erfindungs- 
gedankens  die  praktische  Verwertung  des  auf  Grund  der  Erfindung 
nergesteUten  Gegenstandes.  Handelt  es  sich  z.  B.  um  eine  Maschine, 
so  ist  ein  Gestell  meist  für  die  Benutzung  der  Maschine  imentb  ehr- 
lich, imd  doch  soll  das  Gestell  nicht  in  dem  Patentanspruch 
genannt  werden,  wenn  nicht  etwa  gerade  in  dessen  besonderer 
Gestaltung  die  Erfindung  besteht  (Stercken  Erl.  v.  Pat.  18 ff.; 
Bobolski  E.  §  20  Nr.  1;  verffl.  RG.  G.  9  602).  Es  ist  indessen  zu 
beachten,  dak&  die  Beschränkung  auf  die  wesentlichen  Merkmale 
der  Erfindunff  öfters  um  deswillen  nicht  ausführbar  ist,  weil  es 
zum  YerstAndnisse  der  Erfindung  unumgänglich  nötig  ist,  auch  auf 
unwesentliche  Bestandteile,  bei  welchen  die  wesentlichen  Merk- 
male zur  Anwendung  gelangen  sollen,  hinzuweisen  (vergl.  Schanze 
in  GUR.  2  174). 

100.  Hinzufügung  unwesentlicher  Bestfanmongsmerkmale» 
Die  Nichtbeachtung  der  Vorschrift,  daß  nur  die  wesentlichen  Be- 
stinmiungsmerkmale  der  Erfindung  in  den  Patentanspruch  aufzu- 
nehmen sind  —  die  sog.  Überbestimmung  —  hat  zwar  nicht 
die  Unwirksamkeit  des  Patentanspruchs,  wom  aber  Nachteile  hin- 
sichtlich des  Schutzumfanges  zur  Folge.  Denn  aus  einer  rein 
logischen  Betrachtung  ergibt  sich,  daß  der  Schutz  einer  Er- 
findung um  so  umfassender  ist,  je  geringer  die  Zahl  der 
sie  bestimmenden  Merkmale  ist;  denn  dann  ist  die  Möglich- 
keit und  Wahrscheinlichkeit  um  so  größer,  daß  spätere  Erfindungen 
diese  Merkmale  besitzen  und  daher  unter  das  Herrschaftsgebiet 
des  Patentschutzes  fallen  (Hartig  St.  129;  Stercken  Erl.  v.  Pat  18; 
Schütze  in  GUR.  5  114).  Nur  dann  tritt  infolge  der  HinzufOgung 
weiterer  Bestimmungsmerkmale  eine  Beschränkung  des  Patents 
nicht  ein,  wenn  ersichtlich  ist,  daß  dieselben  nicht  als  wesentlich 
gemeint  sind,  sondern  nur  etwa  lediglich  die  Bedeutung  der  An- 
führung eines  Beispiels  haben  (vergl.  PA.  PMZBl.  6  888). 

101.  Zwe«k  der  Erfindung.  Grehört  der  Zweck  —  bezw.  die 
Aufgabe,  welche  durch  die  Erfindung  gelöst  werden  soll  —  zur 
Eennzeichnimg  der  Erfindung,  so  ist  auch  dies  im  Anspruch  zu  er- 
wähnen. Daß  der  Zweck  in  dem  Patentanspruch  ang^eoen  werden 
darf  oder  soll,  wird  allerdin^  bestritten  unter  Hinweis  darauf, 
daß  der  Schutz  des  Patents  sich  nicht  auf  den  angegebenen  Zweck 
beschränke  (Isay  §  20  Nr.  58;  vergl.  Wirth  in  ZßtL  2  106,  107; 
vergl.  auch  §  4  Nr.  199  ff.).  Letzteres  ist  zwar  der  Regel  nach 
richtig;  es  ei]^ibt  sich  indessen  daraus  keineswegs,  daß  der  Zweck 
auch  dann  nicht  angegeben  werden  dürfe,  wenn  dies  zur  Klar- 
stellung des  Wesens  der  Erfindung  erforderUch  ist.  Die  An- 
gabe des  Zweckes  ist  namentlicb  bei  chenuschen  Erfindungen  von 
Bedeutung,  indem  er  meistens  für  die  Eennzeichnimg  des  Yer* 
fahrens  wesentlich  ist  (Ephraim  in  GUR.  7  266,  266;  Pieper  in 
PBl.  79  479;  vergl.  Robolski  Th.  78;  Seligsohn  8.  Aufl.  §  20  Nr.  14; 
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veigl.  auch  Hartig  St.  220;  Stercken  £rl.  v.  Fat.  20;  Isay  §  20 
Nr.  76).  Notwendig  ist  die  Angabe  des  Zweckes  jedenfalls,  wenn 
das  Wesen  der  Erfindung  gerade  in  deren  Verwendung  zu  einem 
bestimmten  Zwecke  besteht. 

102.  Angabe  des  Zweckes.  Der  Zweck  der  Erfindung  wird 
meist  an  den  Schluß  gestellt  und  mit  den  Worten:  ^zwecks^, 
zum  Zwecke'^,  „behufs'^,  „so  da&^  eingeleitet.  Bisweilen  wird 
der  Zweck  aus  redaktionellen  Gründen  sofort  dem  Gattungs- 
begriff beigefügt  (z.  B.  „Maschine  zum  .  .  .").  Wird  der 
Zweck  in  dem  Anspruch  weggelassen,  so  soll  er  der  Regel  nach, 
soweit  er  nicht  selbstverständlich  ist,  aus  der  Besdtireibung  hervor- 
gehen (veigl.  Schütze  in  GUR.  5  119,  120). 

108.  Bezugnahme  auf  ttitere  Patente.  Auf  ältere  Patente 
soll  in  dem  Aospruch  nicht  Bezug  genommen  werden,  da  hierin 
eine  unzulässige  Abhängigkeitserkl£ung  zu  finden  sein  würde 
(PA.  PMZBl.  6  301,  302;  vergl.  §3  Nr.  67).  Nur  ausnahmsweise  darf 
die  Bezugnahme  auf  ältere  Patente  zum  Zwecke  einer  Beschränkimg 
des  Patents  geschehen  (veigL  §  3  Nr.  32).  Aui&erdem  mu6  der 
Patentanspruch  eines  Zusatzpatents  regelmäßig  eine  Bezugnahme 
auf  das  Hauptpatent  enthalten,  da  er  das  Verhältnis  der  Zusatz* 
erfindung  zur  naupterfindung  klar  legen  soll  (Köhler  763). 

b)  Hinweise  auf  Bes  ehre  ibung  und  Zeichnungen. 

104.  Hinweise  allgemeiner  Natur.  Aus  dem  Patentanspruch 
selbst  soll  zu  entnehmen  sein,  was  der  Anmelder  als  schutzfthig 
betrachtet.  Allgemeine  Hinweise  auf  die  Beschreibung  oder 
die  Zeichnungen,  z.  B.  durch  die  Worte  „wie  gezeichnet  und 
beschrieben"  sind  zu  vermeiden,  da  sie  entweder  überflüssig 
sind,  oder  den  beteiligten  Kreisen  keine  sichere  Erkenntnis  der 
Grenzen  des  Patentschutzes  gewtiuren  (HG.  G.  8  141,  142;  Hartig 
in  PBl.  86  72;  Qartig  St.  242;  Isay  §  20  Nr.  74).  Jedoch  kann, 
da  der  Patentanspruch  nicht  zu  umständhch  ^efk&t  sein  soll,  in 
gewissen  Fällen  eine  Bezugnahme  auf  die  Beschreibung  un- 
umgänglich werden;  namentlich  wird  bei  chemischen  Erfindungen 
ein  bestimmtes  Verfahren  zur  Herstellung  des  chemischen  Stones 
sich  häufig  nur  durch  die  Bezugnahme  auf  die  Beschreibung  näher 
bezeichnen  lassen  (RG.  B.  10  Nr.  167].  Insbesondere  kann,  wenn 
es  sich  um  eine  generelle  chemische  Erfindung  handelt,  bezügUch  des 
Mischungsverhältnisses  der  einzeln  dabei  in  Betracht  kommenden 
verschiedenen  Stoffe  auf  die  Patentbeschreibun^  verwiesen  werden 
(vergL  BG.  PMZBL  6  389).  Auch  bei  mechanischen  Erfindungen, 
z.  B.  bei  der  Erfindung  einer  Maschine,  welche  nicht  in  ganz  be- 
stiminten  Verhältnissen  gebaut  wird,  werden  die  richtigen  Ver- 
hältnisbestimmungen zuweilen  zutreffend  nur  durch  die  Bezuff- 
nahme  auf  die  Beschreibung  angegeben  werden  können  (vergL 
R6.  JW.  98  513,  614).    Es  ist  mit  Rücksicht  hierauf  nicht  un- 

fswöhnlich,  daß  im  Nichtigkeiteverfahren  ein  zu  allgemein  gefaxter 
atentanspruch  durch  eine  Bezugnahme  auf  die  Beschreibung 
einffeschr&okt  wird  (ver^l.  RG.  B.  23  Nr.  136;  vei^l.  auch  Wirth  in 
GUR.  4  116).  Eine  gleiche  Bezugpaahme  durch  Beschränkung  im 
Nichtigkeitsver&hren  kann  eintreten,  wenn  der  Patentanspruch 
nur  die  Angabe,  aber  nicht  die  in  der  Patentbeschreibung  dar- 
gestellte Lösung  wiedergibt  (RG.  B.  22  Nr.  122). 

Kent,  Patentgesets.  11.  9 
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105«  Hinweise  auf  die  Zeichnungen.  Handelt  es  sieb  um 
die  Gestaltung  einzelner  Teile  der  Erfindung,  so  kann  auf  die  be- 
stimmt durch  Buchstaben  zu  bezeichnenden  einzelnen  Teile  der 
Zeichnungen  Bezug  genommen  werden  (veigl.  RG.  3W.  97  611). 
Solche  Hinweise  auf  die  Zeichnungen  dtkrfen  nicht  etwa 
in  dem  Sinne  verstanden  werden,  als  sei  damit  die  Erfindung  auf 
die  durch  die  Zeichnung  geometrisch  definierte  Form  beschränkt; 
vielmehr  sollen  diese  Hinweise  lediglich  der  schnelleren  und  zu- 
verlässigeren Orientierung  dienen.  Um  dies  klarzusteUen,  empfiehlt 
es  sich,  die  durch  einen  Hinweis  auf  die  Zeichnungen  gekenn- 
zeichneten Merkmale  mit  dem  imbestimmten  Artikel  einzuführen 
und  den  auf  die  Zeichnung  verweisenden  Buchstaben  in  Klammem 
zu  setzen,  also  z.  B.  zu  sagen:  nicht  „der  Haken  o^  sondern 
„ein  Haken  (o)^.  Indessen  sind  auch  derartige  Bezugnahmen 
möglichst  zu  beschränken  (Hartig  St.  239  ff.). 

c)  Vorbehalte. 

106.  Selbstverst&ndliche  Yorbehalte.  Um  der  Erfindung  den 
ihr  zukommenden  Schutz  zu  sichern,  ist  es  nicht  etwa  notwendig, 
alle  diejenigen  Abweichungen,  welche  nach  der  Ansicht  und  Ab- 
sicht des  Fatentanmelders  unter  den  Patentschutz  gestellt  sein 
sollen,  im  einzehien  aufzuführen  und  vorzubehalten,  sofern  diese 
Abweichungen  ohnedies  unter  den  ^esetzUchen  Schutz  fallen.  Ins- 
besondere ist  es  überflüssig  —  weil  selbstverständlich  —  in  dem 
Patentansprüche  hervorzuheben,  daß  auch  unwesentliche,  z.  B. 
rein  konstruktive,  Abweichungen  von  der  in  dem  Ansprüche  und 
der  Beschreibung  gekennzeichneten  Erfindung  von  dem  Schutze 
ergriffen  sein  sollen.  Überflüssig  ist  demnach  auch  der  Vorbehalt, 
dsä  das  Patent  sich  auf  die  Aequivalente  erstrecken  solle,  sowie 
die  Aufzählung  der  einzelnen  Aequivalente,  da  es  sich  von  selbst 
versteht,  daß  der  Patentschutz  die  Aequivalente  umfaßt  (RG.  G. 
1  321,  322;  B.  11  Nr.  107;  JW.  93  239;  vergl.  RG.  G.  2  274; 
G.  9  21;  Allfeld  20B). 

107«  Zweckm&bige  Vorbehalte«  Unter  Umständen,  namentlich, 
wenn  im  einzelnen  Falle  Zweifel  bestehen  können,  erscheint  es 
allerdings  empfehlenswert,  auch  unwesenüicbe  Abweichungen  und 
Aequiv^ente  als  unter  den  Patentschutz  fallend  näher  zu  be- 
zeicnnen;  jedoch  wird  eine  solche  Angabe  zweckmäßig  nicht  in 
den  Patentanspruch,  sondern  in  die  Beschreibung  aufgenommen 
(RG.  B.  7  Nr.  167;  vergl.  auch  Isay  §  20  Nr.  61).  Derartige  zu- 
lässige Vorbehalte  dürfen  indessen,  wenn  sie  irgend  eine  Bedeutung 
haben  sollen,  nicht  so  allgemein  sein,  daß  sie  die  Grenze 
für  mögliche  Abweichimgen ,  Änderungen  oder  Verbesserungen 
ganz  unbestimmt  lassen  oder  sie  in  einem  erst  durch  neue 
Erfindungen  auszufüllenden  Umfange  bezeichnen;  denn  dadurch 
würde  ein  Schutz  über  den  Bereich  der  wirklich  gemachten  Er- 
findung hinaus  erstrebt  sein  (RG.  6.  1  321,  322;  JW.  90  404; 
Kohler  F.  36;  vergl.  Allfeld  205).  Ein  zu  allgemeiner  Vorbehalt 
würde  es  insbesondere  sein,  wenn  der  Patentanspruch  etwa  nur 
die  Auf^be  bezeichnen  sollte,  die  der  Erfinder  sich  gestellt  hat, 
ohne  die  in  der  Patentbeschreibung  dargestellte  Lösung  wieder- 
zugeben (RG.  B.  22  Nr.  122).  Durch  einen  zu  allgemeinen  Vorbe- 
halt kann  der  einer  patentierten  Erfindung  in  Wirklichkeit  zu- 
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kommende  Schutzumfang  nicht  erweitert  werden  (vergl.  RG.  G. 
9  21).  Daher  kann  durch  Streichung  oder  Abänderung  eines  solchen 
zu  allgemeinen  Vorbehalts  das  Patent  im  Wege  der  Teilnichtig- 
keitserklftrung  beschränkt  oder  es  kann  unter  Umständen  sogar 
das  ganze  Patent  für  nichtig  erklärt  werden. 

d)  Klarheit  des  Patentanspruchs. 

106.  Bedeutung  der  Klarheit.  Der  Patentanspruch  soll  mög- 
lichst klar  gefaxt  sein»  d.  h.  unzweideutig  das  Wesen  der  Er- 
findung kundgeben,  damit  einerseits  die  Interessenten  über  den 
Umfang  des  durch  das  Patent  gewährten  Ausschlie&un^rechts 
nicht  im  Zweifel  sind,  und  andererseits  den  Gerichten  un  Ver- 
letzungsprozesse und  dem  Patentamt  und  Reichsgericht  im  Nichtig- 
keitsvermhren  imd  Zurücknahmeverfahren  die  Möglichkeit  gewährt 
ist,  die  Patentverletzung  oder  den  Bechtsbestand  des 
Patents  festzustellen.  Eine  deutliche  Fassung  des  Patent- 
anspruchs liegt  auch  insofern  im  Literesse  des  Patentsuchers,  als 
bei  unklarer  Formulierung  der  Nachweis  der  Wissentlichkeit 
oder  groben  Fahrlässigkeit  in  Verletzungsprozessen  erschwert 
oder  sogar  unmöglich  gemacht  wird  (Hartig  in  PBl.  85  68;  Stercken 
ErL  V.  Pat.  17,  18;-lsay  §  20  Nr.  ^2). 

109.  Änderung  unklarer  Ansprüche.  ^  Solange  das  Patent 
noch  nicht  erteilt  ist,  läilt  sich  durch  eine  Änderung  des  Patent- 
anspruchs den  Mängeln  seiner  Fassung  abhelfen  (vergl.  Nr.  162  ff.). 
Nadi  Erteilung  des  Patents  kann  dagegen  der  Mangel  nicht  mehr, 
insbesondere  auch  nicht  durch  Nachsuchimg  eines  Zusatz- 
patents beseitigt  werden,  da  das  Zusatzpatent  niu:  den  Schutz 
einer  neuen  selbständigen  Erfindung,  nicht  aber  die  Deklaration 
der  durch  das  Hauptpatent  geschützten  Erfindung  bezwecken  darf 
(PA.  G.  2  121,  122;  vergl.  §  7  Nr.  31). 

110.  Auslegung  unklarer  Ansprüche.  Ein  unklarer  Patent- 
anspruch ist  der  Auslegung  durch  die  Beschreibung  sowie  durch 
sonstige  Mittel  fähig  (vei^l.  §  4  Nr.  268  ff.).  Indessen  soll  der 
Anspruch  doch  möghchst  so  eefaßt  sein,  da&  seine  Bedeutung  nicht 
erst  durch  umsttodliche  Auslegimg  festgestellt  werden  mu6. 
Hierauf  ist  um  so  mehr  zu  achten,  als  nicht  selten  der  Patent- 
anspruch absichtlich  unklar  gelassen  wird,  damit  der  Patentsucher 
die  Möglichkeit  hat,  einerseits  in  den  von  ihm  angestellten  Yer- 
letanmgsprozessen  einen  mögUcbst  weiten  Umfang  des  Patent- 
schutzes zu  behaupten,  andererseits  dagegen,  wenn  gegen  ihn 
eine  Nichtigkeitsklage  angestellt  wird,  dem  Patente  eine  möglichst 
enge  Auslegung  zu  geben  (BG.  G.  8  141,  142).  Derartige  Ver- 
schleierungen sind  möglichst  zu  verhindern. 

111.  Kurze  und  knappe  Fassung.  Soweit  dies  mit  dem  Er- 
fordernisse der  Klarheit  sich  verbinden  läM,  soll  der  Patent- 
anspruch möglichst  kurz  und  knapp  gehalten  sein  (vergl.  BOH. 
6.  1  253,  254;  Stercken  Erl.  v.  Pat.  18). 

112.  YerstSndlichkeit  für  SachrerstSudige.  Zu  beachten  ist, 
dafi  der  Patentanspruch  in  gleicher  Weise  wie  die  Paten^ 
bescbreibung  für  Sachverständige  bestimmt  ist,  und  daß  er 
daher  nicht  fOr  jedermann,  sondern  nur  für  Sachverständige  klar 
imd  verständlich  sein  muk    Die  für  die  Patentbeschreibung  in 
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dieser  Hinsicht  erörterten  Grundsätze  kommen  daher  hier  zur  eut- 
sprechenden  Anwendung  (vergl.  Nr.  77). 

m.  Patentanspruch  auf  Erzeugnis»  Einrichtung  und  Verfahren. 

113.  Erzeugnis.  Der  Patentanspruch  auf  ein  Er  ze  ugnis  (vergl. 
§  1  Nr.  36  ff.)  ist  auf  den  körperlichen  Gegenstand  zu  richten, 
welcher  in  seinen  für  den  Erfindungsgedanken  wesentlichen  Eigen- 
schaften und  Merkmalen  zu  beschreiben  und  substantivisch  zu 
definieren  ist  (Hartig  in  PBl.  85  65).  Als  Nebenansprüche 
können  ein  besonderes  Verfahren  oder  besondere  Einricntungen 
zur  Herstellung  des  Erzeugnisses  vorkommen  (Schrey  in  ZgR.  2  68). 
Wegen  des  Grundsatzes  der  Einheitlichkeit  der  Anmeldung  sind 
dann  das  Verfahren  und  die  Einrichtungen  nur  insoweit,  als  sie 
die  Herstellung  des  bestimmten  Erzeugnisses  bezwecken,  geschützt 
(vergl.  Nr.  59  a).  Ist  der  Anspruch  allein  auf  das  Erzeugnis  ge- 
richtet, so  ist  die  Herstellungsart  regelmäßig  gleichgültig,  da  der 
Schutz  des  Erzeugnisses  nicht  auf  eiu  durch  ein  bestimmtes  Ver- 
fahren hergestelltes  Erzeugnis  beschränkt  ist,  vielmehr  allgemein 
jedes  Erzeugnis  mit  den  gleichen  bestimmenden  Merkmalen  be- 
trifft (vergl.  §  1  Nr.  37).  ludessen  kann  es  unter  Umständen  vor- 
kommen, dal  ein  durch  ein  bestimmtes  Verfahren  hergestelltes 
Erzeugnis  gerade  infolge  dieser  Herstellungsweise  bestinmit  geartet 
ist  und  dfüier  nicht  wohl  anders  als  durch  Bezugnahme  auf 
das  Herstellungsverfahren  beschrieben  werden  kann;  in  einem 
solchen  Falle  wird  zweckmäßig  auf  das  Herstellungsverfahren  in 
dem  Patentanspruch  hingevriesen,  z.  B.  in  nachstehender  Weise: 
„Eine  WärmescnutzhüUe,  gebildet  aus  auf  der  Rundschnurmaschine 
geflochtenen  und  gleichzeitig  mit  einem  isolierenden  Füllmittel 
vollgestopften  schlaucharrigen  Körpern^  (RG.  B.  4  Nr.  201;  vergl. 
auch  Schrey  in  ZgR.  2  58). 

114.  Einrichtung.  Betrifft  der  Patentanspruch  eine  Ein- 
richtung (vergl.  §  1  Nr.  42 ff.),  so  wird  zweckmäiBig  von  einer  be- 
stimmten Ausführungsform  des  Erfindungsgedankens  ausgegangen, 
also  die  körperhche  Einrichtung  in  ihren  den  Erfindungsgedanken 
bestimmenden  räumlichen  Bestandteilen  dargestellt  (Stercken  Erl. 
V.  Pat.  23,  24;  ver^l.  Wirth  in  ZgR.  2  107;  vergl.  auch  Isay  §  20 
Nr.  77).  Die  Definition  einer  Einrichtung  hat  also  substantivisch 
zu  erfolgen  (Köhler  764;  Hartig  in  PBl.  85  65).  Die  rftumlidien 
Bestandteile  sollen  nicht  nur  im  einzelnen  aufgezählt  oder  so  be- 
schriebeu  werden,  wie  sie  sich  dem  Au^  darbieten,  sondern  es 
soll  dai*getan  werden,  wie  sie  —  namentlich  in  bezug  auf  die  Be- 
arbeitung des  Werkstückes,  wenn  dies  der  Zweck  der  Einrichtung 
ist  —  zusammenwirken,  um  den  neuen  technischen  Erfolg 
herbeizuführen,  durch  den  die  Einrichtung  charakterisiert  wird,  so 
da&  der  dem  Patentansprüche  zugrunde  liegende  Erfindungsgedanke 
hervortritt  (Köhler  764;  Kohler  in  ZgR.  2  129;  Kohler  F.  42;  Hartig 
in  PBl.  82  51;  Allfeld  204;  vergl.  auch  Wirth  in  ZßR.  2  85;  Wirth 
in  Osterr.  ZgR.  5  13).  Die  Angabe  eines  körperlichen  Teiles  der 
Einrichtung  kann  durch  die  Angabe  seines  Zweckes  ersetzt  werden, 
wenn  jeder  Sachverständige  danach  den  Teü  zu  konstruieren  im- 
stande ist  (Wirth  in  ZgR.  2  85).  Das  mit  der  Einrichtung  auszu- 
führende Verfahren  ist  nicht  besonders  in   dem  Patentanspruch 
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festzustellen.  Es  bedarf  einer  Aufnahme  desselben  in  den  Schutz- 
anspruch nicht,  weil  der  Patentschutz  auf  eine  Einrichtung  sich 
auf  den  mit  der  Einrichtung  zu  machenden  Qebrauch  gemäß  §  4 
PalG.  erstreckt.  Indessen  wird  häufig  und  soRar  meist  zur  richtigen 
Kennzeichnung  der  Einrichtung  die  Darstellung  ihres  Arbeits- 
prozesses gehören,  wenn  dieser  nicht  ganz  selbstverständlich 
Ist  (RG.  G.  5  70,  71;  Hartig  in  PBl.  82  50;  Hartig  St.  56,  67; 
vergl.  Robolski  Th.  78;  Isay  §  20  Nr.  77;  Wirth  in  ZgR.  2  83  und 
107,  106;  vergl.  auch  Wirth  in  Patentanwalt  91  2426).  Als  Neben- 
an Sprüche  können  besondere  AusfOhrungsformen  der  Einrichtung 
an&efOhrt  sein;  es  kann  als  Nebenanspruch  auch  das  auf  Her- 
stellung der  Emrichtung  oder  einzelner  Bestandteile  derselben  ge- 
richtete Verfahren  oder  das  mit  der  Einrichtung  auszuführende 
Verfahren  oder  das  durch  dieselbe  hergestellte  Erzeugnis  vor- 
kommen. Weffen  des  Grundsatzes  der  Einheitlichkeit  der  An- 
meldung sind  dann  das  Verfahren  und  das  Erzeugnis  nur  insoweit 
geschürt,  als  bei  der  Anwendung  oder  Herstellung  die  Einrichtung 
zur  Verwendung  gelangt  (vergl.  Nr.  69).  Ein  besonderer  Patent- 
anspruch auf  das  mit  der  Zurichtung  auszuführende  Verfahren 
kann  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  es  eine  selbständige  Er- 
findung darstellt  (Nr.  95  und  §  1  Nr.  44). 

115.  Verfahren.  Der  Patentanspruch  auf  ein  Verfahren  (vergl. 
§  1  Nr.  46 ff.)  hat  diejenigen  zeitlichen  Vorgänge  und  Ope- 
rationen, insbesondere  die  Stoffbehandlungen,  anzugeben,  welche 
für  das  Wesen  der  Erfindung  bestimmend  sind  (vergl.  Kohler  in 
2igR.  2  129).  Das  Verfahren  ist  hiemach  verbal  zu  definieren 
(Kohler  764;  Hartig  in  PBl.  85  66).  Ist  eine  bestimmte  Reihen- 
folge der  einzelnen  Operationen  wesentlich,  so  ist  dies  hervorzu- 
heben; andernfalls  ist  die  Bezugnahme  auf  die  Reihenfolge  fort- 
zul'issen  (vergl.  RG.  G.  6  25).  Außerdem  sind  auch  die  körperlichen 
Arbeitsmittel  und  Einrichtungen  anzugeben,  wenn  und  in- 
sofern solche  zur  Ausführung  des  Verfahrens  notwendig  gehören. 
Der  Patentanspruch  kann  sich  auf  die  Darstellung  der  Mnrichtung 
beschränken,  wenn  das  Verfahren  lediglich  in  der  Benutzung 
der  bestimmten  Einrichtung  besteht,  da  alsdann  Einrichtung 
und  Verfahren  in  untrennbarem  Zusammenhange  stehen  und  der 
Schutz  der  Einrichtung  das  mit  dieser  auszuführende  Verfahren  mit- 
umfaßt (vergl.  RG.  JW.  »7  636;  vergl.  auch  Wirth  in  ZcR.  2  105). 
Der  seinem  Wortlaute  nach  eine  Einrichtung  schützende  Patent- 
anspruch kann  daher  unter  Umständen  als  Patentanspruch  auf  ein 
Verfahren  ausgelegt  werden  (vergl.  §  4  Nr.  248).  Vorzuziehen  ist 
indessen  im  Interesse  größerer  Korrektheit  auch  in  einem  solchen 
Falle  die  Definition  der  Erfindung  als  Verfahren.  Meist  wird 
auch  das  durch  das  Verfahren  herzustellende  Erzeugnis  an- 
gegeben werden  müssen,  da  dieses  regelmäßig  wesentlich  zur 
Kennzeichnung  des  Verfahrens  dient  (Stercken  Erl.  v.  Pat.  21,  22; 
Wirth  in  ZgR.  2  88,  105,  106;  vergl.  auch  Schrey  in  ZgR.  2  58). 
Dies  trifft  bei  chemischen  Verfahrensweisen  ganz  besonders  zu 
(v^^.  Isay  §  20  Nr.  76).  Auch  wenn  das  Endziel  des  Verfahrens 
m  emem  nicht  körperlichen  Resultat  besteht,  so  ist  dies 
anzugeben.  Keineswe^  genügt  indessen  die  Angabe  des  Endziels 
allein  ohne  die  nähere  Sezeichnung  der  dazu  führenden  Operationen, 
es  sei  denn,  daß  ein  Sachverständiger  bei  Angabe  des  Endziels 
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ohne  weiteres  die  zu  dessen  HerbeifQhrung  nötigen  Mittel  anzu- 
wenden weiß. 

116.  Nebenanspriiche  auf  Einrichtungen  und  das  Erzeugnis 
des  Terfahrens.  Neben  dem  auf  das  Yerfaiiren  gerichteten  Haupt- 
anspruch können  Neben  an  Sprüche  auf  die  bei  dem  Verfahren 
benutzten  Arbeitsmittel  und  Einrichtungen  sowie  auf  das 
Erzeugnis,  sofern  eine  selbständige  und  patentfähige  Erfindung 
darin  liegt,  erhoben  werden.  Ein  besonderer  Schutzanspruch  fOr 
das  Erzeugnis  ist  allerdings  dann  überflüssig,  wenn  das  Erzeugnis 
nur  durch  das  geschützte  Verfahren  hergestellt  werden  kann,  da 
der  Patentschutz  auf  ein  Verfahren  auch  das  unmittelbare  Er- 
zeugnis des  Verfahrens  gemäß  §  4  PatG.  umfaßt  (Stercken  Erl.  v. 
Pat.  22 ;  Schrey  in  ZgR.  2  26,  27).  Der  besondere  Schutz  des  Er- 
zeugnisses ist  dagegen  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  das  Er- 
zeugnis auch  auf  anderem  Wege  hergestellt  werden  kann,  von 
Bedeutung,  da  alsdann  das  Erzeugnis,  gleichviel  auf  welchem  We^e 
es  hergestellt  ist,  den  Patentschutz  genießt.  Allerdings  könnte  ein 
derartiger  Erzeugnisschutz,  welcher  ohne  Beziehung  zu  einem  be- 
stimmten Verfaluren  ist,  wegen  des  Grundsatzes  der  Einheitlich- 
keit der  Anmeldung  nicht  in  einem  Nebenanspruche  zu  dem  auf 
ein  bestimmtes  Verfahren  gerichteten  Hauptanspruche,  sondern  nur 
in  einem  selbständigen  Patente  begehrt  werden  (vergl.  Nr.  59  a). 
Die  Nebenansprüche  bei  einem  Verfahren  können  sich  auch  auf 
die  Darstellung  und  Verwertung  von  Nebenprodukten  beziehen 
(RG.  B.  19  Nr.  123;  vergl.  RG.  B.  4  Nr.  202;  vergl.  auch  Nr.  58). 

Werden  neben  dem  auf  das  Verfahren  gerichteten  Haupt- 
anspruche  Nebenansprüche  auf  die  dabei  zu  benutzenden  Ein- 
richtungen erhoben,  so  sind  wegen  des  Grundsatzes  der  Ein- 
heitlichkeit der  Anmeldung  die  Einrichtungen  nur  insoweit 
patentiert,  als  sie  zur  Ausführung  des  geschützten  Verfahrens 
dienen;  dagegen  ist,  wenn  der  Patentschutz  auf  sonstige  Ver- 
wendungszwecke der  Einrichtungen  sich  erstrecken  soU,  eine 
selbständige  Anmeldung  erforderlich  (Stercken  Erl.  v.  Pat.  22,  28; 
vergl.  Nr.  59  a;  vergl.  dagegen  auch  v.  Boehmer  in  GUR.  7  134). 

rv.  Patentanspruch  auf  generdlle  und  Eombinationserfindung. 

117.  Generelle  Erfindung  und  Ausführungsformen.  Betrifft 
die  Patentanmeldung  eine  generelle  Erfindung,  so  muß  in  dem 
Patentanspruch  mindestens  eine  Ausführuugsform  namhaft  ge- 
macht werden.  Diese  Ausführungsform  kann  im  Hauptanspruch 
oder  getrennt  von  dem  im  Hauptanspruche  formulierten  allgemeinen 
Erfindimgsgedauken  in  einem  Nebenanspruch  dargestellt  sein. 
Daneben  können  in  Nebenansprüchen  noch  sonstige  Aus- 
führungsformen namhaft  gemacht  sein,  welche  kraft  ihrer  be- 
sonderen Merkmale  sich  als  selbständige  Erfindungen  darstellen. 

118.  Eombinationserfindung.  Was  die  Fassung  des  Anspruchs 
auf  eine  Kombinationserfindung  anlangt,  so  soll  derselbe 
möglichst  deutlich  zu. erkennen  geben,  daß  der  Schutz  der  Kombi- 
nation als  solcher  begehrt  wird  (RG.  G.  8  141,  142).  Dies  gilt 
um  so  mehr  dann,  wenn  die  Einzelbestandteile  der  Kombination  be- 
reits bekannt  und  also  für  sich  nicht  schutzfähig  sind. 

119.  Einzelteile  einer  Kombinationserfindung.  Neben  dem 
Hauptanspruche  auf  die  Kombination  als  solche  kann  in  Neben- 
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ansprachen  der  Schutz  für  einzelne  selbständige  Teile  der 
Kombination  begehrt  werden.  Der  Grundsatz  der  Einheitlich- 
keit der  Anmeldung  steht  dem  selbst  dann  nicht  entgegen,  wenn 
auch  die  Einzelbestandteile  nicht  nur  innerhalb  der  im  Haupt- 
anspruch gekennzeichneten  Kombination,  sondern  auch  wenn  sie 
entweder  für  sich  allein  oder  in  einer  sonstigen  Kombination  ge- 
schützt sein  sollen,  sofern  auch  bei  der  sonstigen  Verwendung 
der  Einzelteile  die  im  Hauptanspruche  geschützte  Kombinations- 
wirkimg erzielt  wird  (vergl.  Nr.  60).  Allerdings  bedarf  es  zur 
Herbeifühnmff  eines  selbständigen  Schutzes  der  einzelnen  Kombi- 
nationsteile der  Regel  nach  gar  nicht  einmal  der  Formulierung 
besonderer  Patentansprüche,  da,  auch  wenn  dies  nicht  geschehen 
ist,  im  Zweifel  diejenigen  Einzelbestandteile,  welche  als  selbst- 
stSndige  Erfindungen  sich  darstellen,  ohnedies  als  geschützt  an- 
zusehen sind  (vergl.  §  4  Nr.  231  ff.).  Jedoch  empfiehlt  sich  der 
grökeren  Klarheit  und  Sicherheit  wegen  die  Aufstellung  besonderer 
Patentansprüche  (anders  das  Patentamt  vergl.  Nr.  60). 

120.  Maschine  und  Gesamtverfahren.  Es  können  hiemach 
bei  der  Erfindung  einer  Maschine  neben  dem  Patentanspruch  auf 
die  Maschine  als  solche  weitere  Nebenansprüche  auf  die  Be- 
standteile, welche  neue  Erfindungen  sind,  erhoben  werden.  Handelt 
es  sich  um  ein  Gesamtverfahren,  so  können  Nebenansprüche 
auf  als  selbständige  Erfindungen  sich  darstellende  Einzeloperationen, 
welche  nur  ein  Stadium  des  Gesamtverfahreüs  sind,  gerichtet 
werden  (RG.  B.  19  Nr.  123).  Dies  ist  bei  chemischen  Verfahrens- 
weisen von  besonderer  Bedeutung,  indem  neben  dem  Haupt- 
anspruche auf  Herstellung  des  Eadstoffs  auch  diejenigen  Ver- 
Cahrensabschnitte,  welche  sich  auf  die  Herstellimg  von  Zwischen- 
produkten beziehen,  sofern  sie  einen  Erfindungscharakter  haben, 
in  besonderen  Ansprüchen  unter  Schutz  gestellt  werden  können 
(vergl.  auch  §  4  Nr.  240  ff.). 


E.  Änderung  der  Anmeldung. 

I.  Zolassigkeit  von  Änderungen  der  Anmeldung. 

121.  Bedeutung  der  Torschrift  des  §  20  Abs.  3.  Eine  spätere 
ÄnderuDg  der  Anmeldung  ist  ohne  Beschränkung  zulässig,  soweit 
sie  die  Formalien  der  Anmeldung  betrifft.  Was  den  materiellen 
Inhalt  der  Anmeldung  anlangt,  so  bestimmt  §  20  Abs.  3  PatG., 
daß  Abänderungen  der  in  der  Anmeldung  enthaltenen  Angaben 
bis  zu  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  der 
Anmeldung  (§  23  PatG.)  zulässig  sind.  Diese  Bestimmmig 
hat  die  Bedeutung,  daß  die  ursprünglich  eingereichte  Anmeldung 
bei  Zulässigkeit  der  Änderung  trotz  dieser  die  Grundlage  für 
das  weitere  Verfahren  bildet,  daß  es  also  nicht  einer  neuen  An- 
meldung der  abgeänderten  Erfindung  bedarf.    Die  Frage,  ob  der 

feändcrten  Anmeldung  die  Priorität  vom   Tage    ihrer   ersten 
ünreichung  an  zukommt,  wird  indessen  durch  die  Vorschrift  des 
§  20  Abs.  3  PatG.  nicht  entschieden  (vergl.  Nr.  143 ff.). 

122.  ÄnderungsfKhige  Teile  der  Anmeldung.  Die  einer 
Änderung   fähigen    Angaben    können    entweder    in    der   Be« 
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Zeichnung  der  Erfindung  oder  in  der  Patentbeschreibung 
und  den  dazu  gehörigen  Zeichnungen  enthalten  sein,  so  dal 
eine  Änderung  dieser  Teile  der  Anmeldung  bei  der  Frage,  inwie- 
weit materielle  Änderungen  zulässig  sind,  in  Betracht  kommt 
(vergl.  PA.  PMZBl.  7  167,  168).  Insbesondere  bezieht  sich  die 
gesetzliche  Bestimmung  auch  auf  Änderungen  des  Patentan- 
spruchs (PA.  PMZBl.  7  167;  vergl.  auch  PA.  PMZBl.  9  5;  vergl. 
dag^en  auch  Isay  §  20  Nr.  87).  Hierüber  sind  die  späteren  &• 
örterungen  zu  vergleichen  (vergl.  Nr.  162). 

123.  Begriff  der  Änderung.  Unter  den  Begriff  der  Änderung 
fällt  im  allgemeinen  nicht  nur  der  Ersatz  von  Angaben  durch 
andere  Angaben  sondern  auch  die  Hinzufügung  von  £r- 
gänzimgen  zu  der  sonst  ungeänderten  Anmeldung,  indem  z.  B.  das 
Wesen  der  Erfindung  nicht  aus  der  ursprünglichen  Anmeldung, 
sondern  erst  aus  einer  späteren  Eingabe  ersichtlich  wird  (PA.  M. 
S  61 ;  vergl.  Rhenius  in  ZgR.  2  234;  Wirth  in  GUR.  2  253;  Isay 
§  3  Nr.  35).  Insbesondere  gehört  hierher  der  Ersatz  des  ursprüng- 
lich aufgestellten  Patentanspruchs  diu*ch  einen  anderen  (PA. 
PMZBl.  7  167;  vergl.  Nr.  164).  Im  einzelnen  sind  die  späteren 
Erörterungen  über  die  Frage  zu  veiigleichen,  welche  Änderungen 
als  zulässi^^  und  welche  als  unzulässig  anzusehen  sind. 

124.  Änderung  durch  den  Anmelder  und  das  Patentamt 

Dadurch,  daß  das  Gesetz  bis  zu  dem  Beschlüsse  über  die  Be- 
kanntmachimg  der  Anmeldung  Abänderungen  derselben  für  zu- 
lässig erklärt,  gibt  es  zu  erkennen,  daß  solche  Änderungen  nach 
diesem  Zeitpunkte  nicht  mehr  zulässig  sind  (RG.  PMZBl.  8  116, 
JW.  02  222).  Der  Beschluß  über  die  Bekanntmachimg  der  An- 
meldung bildet  also  einen  Einschnitt  in  das  Verfahren,  welcher 
die  für  das  weitere  Verfahren  maßgebenden  Gnmdlagen  imver- 
rückbar  feststellt.  Demnach  ist  nicht  nur  der  Anmelder 
selbst,  sondern  auch  das  Patentamt  für  die  Zukunft  an 
diese  Grundlagen  nach  dem  Erlajsse  des  Beschlusses  gebunden. 
Das  Patentamt  darf  nach  dem  Erlasse  des  Beschlusses  daher 
weder  auf  Antrag  des  Anmelders  noch  von  Amts  w^en 
Änderungen  in  den  Angaben  der  Anmeldung  vornehmen  (FA. 
PMZBl.  7  167,  168;  Isay  §  20  Nr.  90;  anders  Kohler  290  und  755; 
Seligsohn  §20  Nr.  20).  Ein  Unterschied  zwischen  Änderungen 
durch  das  Patentamt  und  Änderungen  durch  den  Anmelder  kann 
schon  deswegen  nicht  gemacht  werden,  weil  jede  Änderung  des 
Patentamts  nur  ein  Vorschlag  ist,  welcher  der  Genehmigung  des 
Anmelders  bedarf  (vergl.  Schanze  in  ZgR.  4  232;  vergL  auch  §  22 
Nr.  20).  Von  Amts  wegen  darf  daher  das  Patentamt  eine  Änderung 
nur  im  Einverständnisse  mit  dem  Anmelder  vornehmen  (vergl. 
Nr.  126).  .Sehr  häufig  wird  der  Anmelder  im  Erteilungsverfahren 
zu  einer  Änderung  der  Anmeldung  bei  Meidimg  sonstiger  Zurück- 
weisung aufgefordert  (vergl.  §  22  Nr.  17 fE.). 

125.  Behandlung*  unzulässiger  Änderungen.  Will  der  An- 
melder nach  dem  Erlasse  des  Bekanntmachungsbeschlusses  noch 
Änderungen  der  in  der  Anmeldung  enthaltenen  Angaben  vor- 
nehmen, so  kann  er  dies  nur  im  Wefi;e  einer  neuen  Anmeldung 
—  und  zwar  je  nach  Lage  der  Sache  durch  die  Anmeldung  eines 
selbständigen  oder  eines  Zusatzpatents  —  bewirken  (Rhenius  in 
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%R.  8  217).  Wird  eine  unzulässige  Änderung  durch  den  An- 
melder vorgenommen,  so  ist  er  aufzufordern,  die  Anmeldung  unter 
Abtrennung  der  unzulässigen  Bestandteile  auf  die  zulässigen  Teile 
zu  beschränken;  wird  diese  Aufforderung  nicht  befolgt,  so  ist 
die  ganze  Anmeldung  durch  Beschluß  zurückzuweisen  (vergl.  §  22 
Nr.  21).  Besteht  die  unzulässige  Änderung  in  der  späteren  Hin- 
zafOgimg  einer  neuen  Erfindung,  so  wird  eine  Frist  zur  Neuan- 
meldung des  abgetrennten  Teils  gesetzt  und  bei  Fristeinhaltung 
die  Priorität  vom  Tage  der  Einreichung  der  Änderung  für  die  neue 
Anmeldung  gewährt  (Robolski  K.  §  20  Nr.  3;  vergl.  Nr.  136). 

126.  Änderungen  von  Amts  wegen.  Will  das  Patentamt 
von  Amts  wegen  Änderungen  vornehmen,  so  hat  es.  den 
Patentsucher  in  jedem  Falle,  gleichviel  welcher  Natur  die  Ände- 
rungen sind  —  also  auch  dann,  wenn  das  Patentamt  sie  für  un- 
zweifelhaft zulässig  und  ganz  unerheblich  erachtet  —  zu  benach- 
richtigen, um  ihm  Gelegenheit  zu  geben,  entweder  den  Mangel 
seinerseits  zu  beheben  oder  sich  mit  der  Andenmg  einverstanden 
zu  erklären,  oder  darzulegen,  da6  die  Änderung  nicht  statthaft  sei. 
Dies  ist  von  dem  Patentamt  bezüglich  eiuer  im  Patentanspruch 
vorgenommenen  Änderung  entschieden  worden,  mu§  sich  aber  all- 
gemein auf  Änderungen  jeder  Art  beziehen  (vergl.  PA.  PMZBl.  9  246). 

127.  Grund  der  Yorschrift  des  §  20  Abs.  S.  Der  Grund, 
aus  welchem  die  Vorschrift  des  §  20  Abs.  3  PatG.  aufgestellt  ist, 
li^t  darin,  da6  mit  der  Bekanntmachung  der  Anmeldung  der 
Schutzgegenstand  seinem  beantragten  Umfange  nach  fest- 
stehen soll,  daß  also  bis  dahin  die  Klarstellung  des  nachgesuchten 
Scbutzrechts  bewirkt  sein  muß;  es  muß  insbesondere  für  das 
etwaige  Einspruchsverfahren  feststehen,  um  was  sich  der  Streit 
dreht  (PA.  PMZBL  7  167,  168).  Allerdmgs  läßt  das  Gesetz  Ände- 
rungen der  Anmeldung  nicht  bis  zur  Bekanntmachung,  sondern 
nur  bis  zu  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  zu,  und 
zwar  in  Änderung  des  früheren  Patentgesetzes,  welches  Änderungen 
bis  zu  der  Bekanntmachung  für  zulässig  erklärte.  Die  Fassung 
des  neuen  Gesetzes  beruht  auf  dem  Gesichtspunkte,  daß  der  Fort- 
gang des  diu'ch  den  einmal  erlassenen  Bekanntmachungsbeschluß 
in  eine  bestimmte  Bahn  gelenkten  Verfahrens  nicht  durch  nach- 
trägliche Abänderungen  der  Anmeldung  gehemmt  werden,  daß 
viennehr  in  dem  Zeitpunkte  des  Beschlusses  das  für  die  Beur- 
teilung der  Sache  erforaerliche  Material  abgeschlossen  vorliegen  soll. 
Daneben  ist  auch  der  weitere  Gesichtspunkt  maßgebend  ^wesen, 
da£  die  Änderungen  zugleich  mit  der  Anmeldung  und  ihrenlßeilagen 
ausgelegt  werden  müssen  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  167;  Robobki 
Th.  90).  Die  Auslegung  der  Änderungen  ist  aber  in  dem  Bekannt- 
machungsbeschlusse  gleichzeitig  mit  der  Bekanntmachung  anzu- 
ordnen. Zwischen  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachui^  und 
der  Bekanntmachung  selbst  kann,  da  nach  §  23  Abs.  4  Pat(jr.  die 
Aussetzung  der  Bekanntmachimg  zulässig  ist,  imter  Umständen  ein 
größerer  2^itraum  liegen. 

H.  Änderungen  vor  und  naoh  dem  Bekanntmaohungsbeschluss. 
a)  Beschluß  über  die  Bekanntmachung. 

128.  Begrilf.  Unter  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung 
der  Anmeldung  ist  der  Beschluß  zu  verstehen,  durch  welchen  über 
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die  Bekanntmachung  gemäß  §  23  PatG.  entschieden  wird,  und 
zwar  ist  der  maßgebende  Zeitpmikt  der  des  Erlasses  des  Be- 
schlusses, nicht  der,  in  welchem  die  Entscheidung  dem  Patent- 
sucher verkQndet  oder  zugestellt  wird  (anders  Rhenius  in  ^R. 
2  218;  vergl.  Allfeld  208).  Dies  folgt  aus  dem  Wortlaute  und  dem 
Zwecke  des  Gesetzes,  welches  wiederholte  Beschlußfassungen  auf 
Grund  nachträglicher  Änderungen  der  Anmeldung  verhindern  will. 
Es  liegt  also  ein  Ausnahmefall  von  der  Begel  vor,  wonach  die 
Wirkung  der  Beschlüsse  des  Patentamts  erst  mit  deren  Zustellung 
eintritt. 

Unter  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  ist  der  Be- 
schluß zu  verstehen,  durch  welchen  darüber  entschieden  wird,  ob 
eine  Bekanntmachung  stattzufinden  habe,  denmach  auch  der  Be- 
schluß, durch  welchen  die  Anmeldung  ohne  vorgängige  Bekannt- 
machung zurückgewiesen  wird.  Hieraus  ergibt  sich  die  Folge- 
rung, daß,  wenn  der  Bekanntmachungsbeschluß  erst  in  der 
Beschwerdeinstanz  erlassen  wird,  die  Änderung  der  An- 
meldung nicht  bis  dahin,  sondern  nur  bis  zum  Erlasse  des  erst- 
instanzhchen  Zurück  Weisungsbeschlusses  zulässig  ist  (Rhenius 
in  ZgR.  2  218;  vergl.  Isay  §  20  Nr.  88). 

Eine  abweichende  Ansicht  versteht  unter  dem  Beschlüsse  über 
die  Bekanntmachung  nur  den  die  Bekanntmachung  anordnenden 
Beschluß,  da  die  Vorschrift  des  §  20  Abs.  3  PatG.  im  Interesse 
des  Publikums  erlassen  sei,  welches  verlangen  dürfe,  daß  nur  der 
in  der  Bekanntmachung  kundgegebene  Erfindungsinhalt  dem  wei- 
teren Verfahren  zugrunde  gelegt  werde  (Kohler  754,  755;  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  20  Nr.,2ü).  Dem  gegenüber  ist  indessen  darauf  zu  ver- 
weisen, daß  die  Änderungen  nicht  bis  zu  der  Bekanntmachung, 
sondern  nur  bis  zu  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung 
zugelassen  sind,  und  daß  mithin  durch  diese  Beschlußfassung  schon 
das  Verfahren  in  zwei  Abschnitte  geteilt  wird.  Übrigens  ist  auch 
unter  dem  in  §24  Abs.  3  PatG.  erwähnten  Beschlüsse  „über  die 
Erteüung  des  Patents"  nicht  nur  der  Erteilungsbeschluß  sondern 
auch  der  Versagungsbeschluß  zu  verstehen. 

129.  Bedingter  Bekanntmachungsbeschlui^.  Fraglich  kann  es 
erscheinen,  wie  es  zu  halten  ist,  wenn  ein  bedingter  Bekannt- 
machungsbeschluß erlassen  wird.  Es  kann  einem  gegründeten 
Zweifel  nicht  unterliegen,  daß  ein  solcher  bedingter  Beschluß 
dann  als  endgültig  erlassen  zu  betrachten  ist,  wenn  der  Anmelder 
sich  ausdrückUch  oder  stillschweigend  mit  demselben  einver- 
standen erklärt.  Widerspricht  dagegen  der  Anmelder,  oder 
kommt  derselbe  der  ihm  gemachten  Auflage  nicht  nach,  so  tritt 
der  Beschluß  außer  Kraft,  und  es  liegt  daher  ein  über  die  Bekannt- 
machung erlassener  Beschluß  nicht  vor  (vergl.  Seligsohn  3.  Aufl. 
§  20  Nr.  20;  vergl.  auch  PA.  Ber.  182;  anders  Rhenius  in  ZgR. 
2  218;  vergl.  Isay  §  20  Nr.  88).  Dies  gilt  umsomehr,  wenn  der 
Anmelder,  anstatt  sich  auf  Annahme  oder  Ablehnung  der  Vorschläge 
des  Patentamts  zu  beschränken,  Gegenvorschläge  macht,  die  dann 
einer  besonderen  Beschlußfassung  zu  unterziehen  sind  (vei^l. 
Rhenius  in  ZgR.  2  218;  vergl.  auch  §  23  Nr.  9). 

ISO.  Wiederholter  Beka2Lntmachungsbesclilu&.  Kommt  es 
zum  wiederholten  Erlasse  eines  Bekanntanachungsbeschlusses, 
so  gilt  der  zuerst  erlassene  Beschluß  rechtlich  nicht.    Eine  Ände- 
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mii^  der  Anmeldung  ist  daher  alsdann  bis  zu  dem  wiederholten 
Erlasse  des  Beschlusses  zulässig  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  168). 

b)Zulässigkeit  von  Änderungen  nach  dem  Bekannt- 
machungsbeschluß. 

131.  Redaktionelle  Änderungen.  Nicht  unter  die  Yerbots- 
bestimmunff  des  §  20  Abs.  8  PatG.  fallen  in  der  Anmeldung  vorge- 
nommene Änderungen  lediglich  redaktioneller  Natur ,  also 
Änderungen,  die  rein  äußerlicher,  stilistischer,  das  Wesen 
der  Sache  in  keiner  Weise  berührender  Art  sind.  Es  sind  dies 
keine  Änderungen  in  den  „Angaben",  sondern  Änderungen  im  Stil 
oder  in  der  Abiassung  der  Anmeldung.  Solche  Änderungen  werden 
nicht  selten  von  dem  Patentamt  bei  der  Abfassimg  der  Patent- 
schrift auch  noch  nach  dem  Bekanntmachun^sbeschlu^ 
voi^nommen  fRobolski  Th.  89,  90;  Seligsohn  §  20  Nr.  20;  vergl. 
Isay  §  20  Nr.  90;  vergl.  auch  Nr.  126). 

132.  Einschrftnknngen  der  Ansprüche.  Nach  dem  Beschlüsse 
Aber  die  Bekanntmachung,  insbesondere  im  Einspruchs-  imd  Be- 
sdiwerdeverfahren,  können  auch  solche  Änderungen  noch  vor- 
genommen werden,  welche  in  Einschränkungen  der  erhobenen 
Ansprflche  bestehen  (vergl.  Khenius  in  ZgR.  2  218;  Wirth  in 
GÜR.  2  254;  vergl.  Nr.  168).  Einschränkungen  sind  überhaupt  nicht 
als  Änderungen  im  gesetzlichen  Sinne  anzusehen,  da  in  dem  ange- 
meldeten, auf  das  Ganze  sich  beziehenden  Anspruch  der  auf  den 
eingeschränkten  Teil  sich  beziehende  Anspruch  mit  enthalten 
ist.  Dabei  ist  indessen  darauf  zu  achten,  da&  nicht  unter  dem 
Scheine  der  Einschränkung  in  Wirklichkeit  eine  Änderung  an  dem 
Inhalte  der  Anmeldung  vorgenommen  wird;  nur  in  Fällen,  in  denen 
ein  Zweifel  hierüber  nicht  bestehen  kann,  ist  die  Einschränkung 
zuzulassen.  Die  Einschränkung  wird  daher  im  Falle  des  Vor- 
handenseins mehrerer  Patentansprüche  in  der  Fortlassung  eines 
Anspruchs  bestehen  können,  während  die  Einschränkung  inner- 
halb eines  Patentanspruchs  zwar  an  sich  denkbar,  jedoch  nur  mit 

Srößter  Vorsicht  zuzulassen  ist  (vergl.  Wirth  in  GUK.  2  254;  vergl. 
agegen  auch  Ailfeld  208). 

c)  Zulässigkeit   von    Änderungen    vor    dem    Be- 
kanntmachungsbeschluß. 

138.  Allgemeines.  Soweit  eine  Änderung  der  Anmeldimg  in 
Frage  steht, ^welche  nicht  unter  den  Gesichtspunkt  einer  nur 
stilistischen  Änderung  oder  einer  Einschränkung  der  Anmeldung 
fällt,  so  besagt  die  \^rschrift  des  §  20  Abs.  8  PatG.  nur,  daß  bis 
zu  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  Ab* 
änderungen  der  in  der  Anmeldung  enthaltenen  Angaben  zulässig 
sind.  1&  ist  nicht  gesagt,  daß  bis  dahin  jede  Änderung  der 
Anmeldung  zulässig  sei  (vergl.  Seligsohn  §  20  Nr.  20).  Unter 
Abänderung  der  in  der  Anmeldung  enthaltenen  „Angaben^  sind 
vielmehr  nur  Abänderungen  in  der  Art  imd  Weise  der  Dar- 
stellung der  angemeldeten  Erfindung  zu  verstehen  (PA.  PMZBL 
9  5).  Es  kann  sich  dabei  also  nur  um  den  Ersatz,  die  Er  läute« 
rung  oder  die  Ergänzung  der  über  die  angemeldete  Erfindung 
gemachten  Angaben  handeln. 
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134.  Einführung  einer  neuen  Erfindung.  Dagegen  ist  es  auch 
vor  dem  Bekanntmachungsbeschlusse  unzulässig,  entweder  die 
angemeldete  Erfindung  ganz  oder  teilweise  durch  eine  ganz 
andere  Erfindung  zu  ersetzen,  oder  neben  der  angemelaeten 
Erfindung  einen  neuen  Erfindungsgedanken  in  die  Anmeldung 
einzufahren  (PA.  PMZBl.  9  5;  Khenius  in  %R.  2  234;  Robolski 
K.  §20  Nr.  3).  Denn  eine  solche  Änderung  der  Anmeldung  würde 
im  Widerspruche  stehen  zu  dem  Inhalte  des  §  20  Abs.  1  PatG., 
wonach  in  der  Anmeldung  die  zu  schützende  Erfindung  genau  zu 
bezeichnen  ist,  und  wonach  femer  für  jede  Erfindung  eine  besondere 
Anmeldimg  erforderlich  ist,  so  da^  die  Behandlung  mehrerer  Er- 
findungen m  einem  Anmeldeverfahren  dem  Grundprinzipe  des  Ge- 
setzes widerspricht  (vergl.  auch  Allfeld  206,  207). 

135.  Abtrennung  der  neu  eingeführten  Erfindung.  Wird 
eine  neue  Erfindung  in  der  für  die  Anmeldung  von  Erfindungen 
vorgeschriebenen  Form  im  Laufe  eines  über  eine  andere  Patent- 
anmeldung anhängigen  Anmeldeverfahrens  zur  Kenntnis  des  Patent- 
amts gebracht,  so  kann  sie,  vorausgesetzt,  dafi  der  Patentsudier 
mit  dieser  Behandlung  einverstanden  ist,  als  eine  gesonderte 
Patentanmeldung  mit  Priorität  vom  Tage  der  Nachtragserklärung 
und  mit  besonderer  Gebührenpflicht  behandelt  werden,  während 
die  Nachtragsanmeldung  auf  die  über  die  ursprünglich  angemeldete 
Erfindung  zu  treffende  Entscheidung  ohne  jeden  Einfluß  ist 
(Kohler  284,  285).  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  wird  in 
solchen  Fällen  dem  Anmelder  wegen  der  weiteren  Erfindung  eine 
Neuanmeldung  anheimgestellt,  wobei  die  frühere  Priorität 
vom  Tage  der  ersten  Geltendmachung  an  bewilligt  werden  mu&, 
während  im  übrigen  das  Verfahren  seinen  Fortgang  nimmt  (PA. 
PMZBl.  9  5;  Rhenius  in  ZgR.  2  234;  vergl.  Nr.  126  und  §  22 
Nr.  24  ff.). 

136.  Wiederaufnahme  fallengelassener  Ansprüche.  Als  eine 
unzulässige  Änderung  der  Anmeldung  ist  es  auch  anzusehen, 
wenn  die  Anmeldung  bezüglich  eines  einen  selbständigen  Er- 
&idungsgedanken  enthaltenden  Teiles  durch  Fallenlassen 
eines  darauf  bezüglichen  Patentanspruchs  zurückgenommen  war 
und  dann  später  dieser  durch  die  Zurücknahme  endgültig  erledigte 
Teil  wieder  aufgenommen  wird.  Denn  die  spätere  Hinzu- 
fügun^  einer  neuen  Erfindung  ist  unzulässig,  mag  es  sich  dabei 
um  emen  völlig  neuen,  oder  um  einen  früher  ausgeschiedenen 
Gegenstand  handehi  (PA.  PMZBl.  6  230;  vergl.  auch  Nr.  163). 

d)  Erläuterung  und  weitere  Ausbildung  der  Er- 
findung. 

137.  Erläuterung  und  ErgSnzunc^  der  Patentbeschreibung. 

Vor  Erlaß  des  Bekanntmachungsbeschlusses  sind  demnach  nur 
solche  Änderungen  zulässig,  welche  die  nähere  Erläuterung 
oder  die  weitere  Ausbildung  der  in  der  Anmeldung  geltend 
gemachten  Erfindung  betreffen.  Es  kommt  nämlich  häufig  vor, 
daß  der  Patentsucher  in  seiner  Anmeldung  die  von  ihm  gemachte 
Erfindung  nicht  deutlich  oder  nicht  vollständig  genug  be- 
schrieben hat,  und  daß  er  demgemäia  —  sei  es  aus  eigenem  An- 
triebe oder  auf  Verfügung  des  Patentamts  —  um  die  der 
Patentierung  entgegenstehenden  Bedenken  zu  beseitigen,  oder  um 
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sich  den  Patentschutz  in  möglichst  umfassender  Weise  zu  sichern, 
später  die  Patentbeschreibung  oder  den  Patentanspruch  anders 
formuliert  oder  mit  Ergänzungen  oder  Erläuterungen  versieht 
(verel.  Wirth  in  GUR  2  253).  Derartige  Änderungen  der  An- 
meldung, insbesondere  der  Beschreibung  imd  des  Patentanspruchs, 
sind  zulässig,  indem  sowohl  Beschreibung  als  Anspruch  im  Er- 
teilun^verfahren  keine  endgültige  Bedeutung  haben,  vielmehr 
lediglich  als  der  Abänderung  unterliegende  Versuche  einer  Dar- 
stellung der  Erfindung  anzusehen  sind   (vergl.  auch  AUfeld  ^7). 

138.  Mitwirkung  des  Patentamts  bei  der  ErlSutenmg  und 
ErgiiüEimg.  Es  ist  sogar  gerade  eine  wesentliche  Aufgabe  des 
Patentamts  im  Erteilungs verfahren,  auf  etwaige  Unvollständig- 
keiten  oder  Undeutlichkeiten  der  Anmeldung  hinzuweisen,  damit 
der  Patentsucher  dasjenige  Patent,  auf  welches  er  nach  Maß- 
gabe seiner  Erfindung  Anspruch  hat,  erhält.  Es  ist  z.  B.  für 
zulässig  erklärt  worden,  che  Patentbeschreibunc;  derart  zu  er- 
gänzen, da|  dieselbe  nunmehr  klar  und  vollständig  ist,  und  daß 
durch  die  Änderung  insbesondere  dem  Erfordernisse,  daß  ein  be- 
stimmtes Verfahren  beschrieben  sein  muß,  genügt  wird  (R6. 
B.  22  Nr.  ISO;  ver^l.  Bhenius  in  ZgR.  2  234).  Zulässig  ist  aus 
diesem  Gesichtspunkte  auch  die  Ausscheidung  überflüssiger  Zu- 
taten der  Erfindung  (Isay  §  3  Nr.  36). 

189.  Weitere  Ausbildung  der  Erfindung.  Andererseits  ist 
es  auch  möglich,  daß  der  Patentsucher  bei  der  Amneldung  die 
wirkliche  Bedeutung  oder  den  Um&ng  seiner  Erfindimg  noch 
nicht  vollständig  erkannt  hatte,  und  daß  er  —  auch  hier 
wieder  entweder  aus  eigenem  Antriebe  oder  durch  die  Ver- 
fügungen des  Patentamts  veranlaßt  —  im  Laufe  des  Verfahrens 
zu  der  richtigen  Erkenntnis  Relangt;  es  ist  auch  denkbar, 
daß  der  Patentsucher  erst  nach  der  Anmeldung  durch  spätere 
Arbeiten  seiner  Erfindung  eine  weitere  Ausdehnung  oder  Ver- 
vollkommnung gegeben,  daß  er  neue  Anwendungsgebiete  seiner 
Erfindung  gefunaen  oder  daß  er  eine  bisher  noch  nicht  ganz  fertige, 
aber  in  mren  Grundlagen  fixierte  Erfindung  zur  Reife  gebracht  hat. 
M^^ch  ist  es  auch,  daß,  wenn  eine  generelle  Erfindung  vorliegt, 
später  weitere  Ausführungsformen  ermüden  sind. 

140.  Einheitlichkeit  des  Erfindungsgedankens.  Änderungen 
dieser  Art,  welche  meist  in  Ei^gänzungen  der  ursprünghchen  An- 
meldung bestehen,  sind  für  zulässig  zu  erachten,  sofern  sie  sich 
in  dem  Rahmen  der  ursprünglich  angemeldeten  Er- 
findung halten  (Köhler  285,  286;  Seligsohn  §  20  Nr.  20).  Es  tut 
dabei  keinen  Eintrag,  wenn  diese  Ergänzungen  sich  für  sich  als 
patentfähige  Erfindungen  darstellen.  Insbesondere  dürfen  solche 
nachträgliche  Erfindungen,  welche  —  unter  der  Voraussetzung  der 
Erteilung  eines  Hauptpatents  auf  die  ursprüngliche  Anmeldung  — 
Gegenstand  eines  Zusatzpatents  sein  könnten,  bei  rechtzeitigem 
Nachtrage  mit  der  Haupterfindung  in  einer  Amneldung  vereinigt 
werden.  Überhau{)t  ist  die  nach^ägliche  Ergänzung  durch  Hinzu- 
fOgung  solcher  weiterer  Erfijidungen  allgemem  zugelassen,  welche 
ohne  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Einheitlichkeit 
mit  der  angemeldeten  Erfindung  in  einem  und  demselben  Patent 
geschützt  werden  können  (Rhenius  in  ZgR.  2  234,  235 ;  Seligsoha 
I  20  Nr.  20;  vergl.  Nr.  47flE.). 
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141.  Zulässige  ErffSii2Uiigen.  Zulässig  sind  hiemach  bis  zum  Er- 
lasse des  Bekanntmachungsbeschlusses  insbesondere:  I.Änderungen 
in  den  Angaben  über  Dimensionen  und  Proportionen,  über 
Maß,  Gewicht,  Form,  Material  usw.,  vorausgesetzt,  daß  nicht 
gerade  in  der  Wahl  einer  anderen  Dimension,  Rroportion  usw. 
eine  ganz  andere  Erfindung  zu  erblicken  ist;  2.  Ergänzungen, 
welche  sich  bloß  auf  die  konstruktioneile  Ausbildung  oder  Ver- 
besserung der  angemeldeten  Erfindung  beziehen;  3.  die  Hinzu- 
fügung von  Aequivalenten  (vergl.  Rhenius  in  ZgR.  2  234;  Isay 
§  3  Nr.  35) ;  4.  die  Hinzufügung  neuer  Ausführungsformen  zu  einer 
generellen  Erfindung  (vergl.  Nr.  139).  Nach  Erlaß  des  Bekannt- 
machungsbeschlusses sind  auch  solche  Änderungen  dagegen  nicht 
mehr  zulässig. 

142.  Auslegung  der  geänderten  Angaben.  Wird  eine  Änderung 
zugelassen,  so  muß  sie  oei  der  gemäß  §  23  PatG.  stattfindenden 
Auslegung  der  Anmeldung  mit  zur  Auslegung  gelangen  (Robolski 
Th.  90). 

m.  Einfluss  der  Änderung  auf  die  Priorität. 

a)  Verlegung  der  Priorität. 

JL43.  Allgemeines.  Die  spätere  Änderung  der  Anmeldung 
kann  eine  Verschiebung  der  Priorität  zur  Folge  haben.  Dies 
gilt  auch  für  den  Fall,  daß  nur  der  Patentanspruch  geändert  ist 
{vergl.  Nr.  168 ff.).  Die  Prioritätsfrage  beschränkt  sich  nicht  auf  die 
Fälle  der  zulässigen  Anmeldungsänderung  (vergl.  Isay  §  20  Nr.  86). 
Denn  es  ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  infolge^  eines  Ver- 
sehens oder  eines  Irrtums  der  patenterteilenden  Behörde  Änderungen 
zugelassen  sein  können,  obwohl  sie  —  sei  es  in  zeitlicher  oder  in 
sachlicher  Hinsicht  —  nicht  hätten  zugelassen  werden  sollen. 
Gleichgültig  ist  es  auch  für  die  Prioritätsfrage,  ob  die  Änderung 
von  dem  Patentsucher  oder  von  dem  Patentamte  vorgenommen  ist. 

144.  Nichti^keitsverfahren  und  Verletzimgsprozefi.  Eme  Ver- 
legung der  Priorität  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  als  den  der  ersten 
Anmeldung  kann  nicht  nur  im  Patenterteilungsverfahren,  sondern 
auch  im  Nichtigkeitsverfahren  stattfinden  (vergl.  S 10 Nr.  112ff.). 
Auch  im  Patentverletzungsprozesse  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten kann  eine  solche  Verschiebung  der  Priorität  nötig  werden, 
wenn  die  Priorität  streitig  ist  imd  das  Urteil  von  deren  Feststellimg 
abhängt.  Dieser  Fall  kann  eintreten,  wenn  die  Klage  aus  dem 
Patente  sich  gegen  den  Inhaber  eines  kollidierenden  oder  ab- 
hängigen Patents  oder  gegen  einen  Vorbenutzer  oder  g:egen 
Personen  sich  richtet,  welche  von  einem  solchen  Berechtigen 
ihre  Rechte  ableiten. 

b)  Formelle  und  redaktionelle  Änderungen. 

145.  Einflu&  formeller  und  redaktioneller  Änderungen  auf 
die  Priorität.  Von  Bedeutung  für  die  Priorität  können  grundsätz- 
lich nur  sachliche  Änderungen  der  Anmeldung  sein,  nicht  solche, 
die  rein  formeller  oder  redaktioneller  Natur  sind.  Da- 
her ist  die  erst  nachträgliche,  aber  noch  rechtzeitige  Erfüllung  von 
Formalien  der  Anmeldung  auf  die  Priorität  ohne  Einfluß,  wenn  die 
Anmeldung  zum  Ziele  geführt  hat  (Köhler  F.  94;  Rhenius  in  ZgR 
2  205,  206;  Seligsohn  §  2  Nr.  3;  Robolski  Th.  81;  Allfeld  36;  veigl. 
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Isay  §  20  Nr.  34;  vergl.  dagegen  auch  RG.  Str.  7  415;  Stenglein 
§  1  Nr.  1).  Ohne  Einnuß  auf  die  Priorität  ist  es  z.  B.,  wenn  zur 
Zeit  der  Anmeldung  der  Vorschrift  des  §  12  PatG.  zuwider  ein 
inländischer  Vertreter  noch  nicht  bestellt  war  (Kohler  280,  281). 
Eine  Vernachlässigung  der  Formalien  kann  nur  darm  eine  Ver- 
schiebung der  Priorität  herbeiführen,  wenn  dieselbe  zugleich 
materieller  Natur  ist,  wenn  also  z.  ß.  in  Ermangelung  der 
Beifügung  einer  Beschreibung,  einer  Zeichnung  oder  eines 
Probestückes  oder  wegen  Mangelhaftigkeit  der  Beschreibung  über- 
haupt nicht  erkannt  werden  kann,  welche  Erfindung  angemeldet 
sein  soll.  Dann  tritt  gemä&  den  später  zu  erörternden  Grund- 
sätzen eine  Verschiebung  der  Priorität  auf  den  Zeitpunkt  ein,  in 
welchem  die  Erfindung  derart  zur  Kenntnis  des  Patentamts  ge- 
bracht ist,  da&  ihr  Wesen  erkannt  werden  kann  (PA  G.  5  126; 
RG.  G.  5  131,  132;  vergl.  PA.  PMZBl.  S  241).  Dagegen  würde  z.  B. 
der  Mangel  der  Beifügune  einer  Beschreibung  durch  die  Beifügung 
einer  Zeichnung  oder  eines  Modells  ersetzt  werden ,  wenn  aus 
diesen  das  ViTesen  der  Erfindung  ohne  Beschreibung  zu  entnehmen 
ist  (vergl.  Rhenius  in  ^R.  2  305).  Sind  unter  Übertretung  des 
Gebots  der  Einheitlichkeit  der  Anmeldung  mehrere  Er- 
findungen in  einem  Gesuche  angemeldet,  so  handelt  es  sich  xmi 
ein  Formale  der  Anmeldung,  so  da6  —  allerdings  unter  gewissen 
Voraussetzungen  —  für  jede  der  angemeldeten  Erfindungen  die 
nrsprOngliche  Priorität  gewahrt  bleibt  (Kohler  281;  vergl.  §22 
Nr.  22  n.).  Von  dem  Patentamt  wird  auch  das  Fehlen  der  eigen- 
händigen Unterschrift  bei  einer  mit  einem  Namensstempel  unter- 
stenopelten  Anmeldung  als  ein  Formale  angesehen,  dessen  spätere 
Nachnolung  die  Priorität  nicht  beeinträchtigt  (vergl.  PA.  M.  3  75 ; 
vei^l.  dagegen  auch  §  21  Nr.  20). 

c)  Sachliche  Änderungen. 

146.  Untergeordnete  saehliche  Änderungen.  Ohne  Einflula 
auf  die  Priorität  sind  auch  solche  sachliche  Ergänzungen  oder 
Erläuterungen  der  Anmeldung,  welche  untergeordneter  Natur 
sind  (RG.  PMZBl.  S  241;  vergl.  dagegen  auch  RG.  Str.  7  415; 
Stenglein  §  1  Nr.  1).  Um  die  Frage,  ob  Änderungen  als  unter- 
geordnet in  diesem  Sinne  anzusehen  sind,  zu  beantworten,  ist  zu 
ontersuchen,  ob  das  Wesen  der  Erfindung,  welche  durch  die  ur- 
sprüngliche Anmeldung  in  Verbindung  mit  den  Ergänzungen  zur 
Anmeldung  gebracht  wird,  bereits  aus  der  ursprünglichen  An- 
meldung oder  deren  Anlagen  zu  entnehiQen  ist.  Ist  dies  der  Fall, 
isaa  bleibt  für  die  Priorität  das  Datmn  der  Einreichung  der  ur- 
sprOngUchen  Anmeldung  maßgebend. 

147.  Wesentliche  sachliche  Änderungen.  Im  enteegenge- 
setzten  Falle  dagegen  —  d.  h.  wenn  es  sich  um  Änderungen 
handelt,  durch  weldie  das  Wesen  der  ursprüngUch  angemeldeten 
Erfindung  beeinflußt  wird  —  ist  für  die  Priorität  der  Zeitpunkt 
maligebend,  in  welchem  die, Erfindung,  deren  Patentierung  begehrt 
wird,  durch  die  späteren  Änderungen  derart  kenntlich  ge- 
macht ist,  daß  ihr  Wesen  erkennbar  wird,  in  welchem 
abo  die  Erfindung  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  —  und  zwar 
Diit  dem  Ajatrage  auf  Patentierung,  welcher  im  Zweifel  zu  ver- 
oniten  ist  —  dergestalt  zur  Kenntnis  des  Patentamts  gebracht  ist. 
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daß  ihre  Identität  festgestellt  werden  kann  (PA.  Ber.  173, 174; 
Rhenius  in  ZgR.  2  206;  Kobolski  Th.  81;  Seligsohn  §  2  Nr.  3; 
Allfeld  151;  vergl.  Kohler  341;  Richard  Alexander-Katz  in  PBl. 
81  106;  Robolski  K.  §  3  Nr.  1).  Die  Priorität  der  Anmeldung 
datiert  dann  also  von  dem  Zeitpunkte  der  Einreichung  der  die 
Änderungen  enthaltenden  Eingabe  (PA.  G.  5  126,  127;  PMZBl. 
3  241;  RG.  PMZBl.  S  241;  vergl.  PA.  PMZBl.  7  116;  Rhenius  in 
ZgR.  2  234;  Robolski  Th.  82;  Isay  §  3  Nr.  35).  Dies  wird  auch 
dann  angenommen,  wenn  die  Änderung  erst  in  der  Beschwerde- 
instanz geschehen  ist  (RG.  B.  22  Nr.  130).  Eine  Prioritätsver- 
legung tritt  dagegen  dann  nicht  ein,  wenn  die  ursprüngliche  An- 
meldung nur  inkorrekt  oder  imdeutlich  war,  und  im  Wege  der 
Auslegung  festgestellt  werden  kann,  daß  die  Erfindimg  bereits  in 
der  ursprüngUdien  Anmeldung  in  einer  fOr  den  Sachverständigen 
genügenden  Weise  beschrieben  war  (RG.  PMZBL  10  79;  PMHBl. 
10  173). 

148.  Crnind  und  Zweck  der  Terleg^img  der  PrioritSt.  Maß- 
gebend für  die  Behandlung  der  Prioritätsfrage  ist  die  Möglichkeit, 
daß  die  Erfindung  erst  im  Laufe  des  Anmeldeverfahrens 
gemacht  ist,  aJso  ursprünglich  der  Absicht  des  Gesetzes  zuwider 
eine  noch  nicht  fertige  Emndung  zur  Anmeldung  gebracht  war 
(Rhenius  in  ZgR.  2  206,  206;  vergl.  RG.  PMZBL  10  173).  Wäre 
es  anders,  so  würde  dadurch  die  Zulässigkeit  einer  vorläufigen 
Anmeldung  noch  nicht  fertiger  Erfindungen  anerkannt  sein, 
und  es  würde  der,  welcher  eine  noch  nicht  fertige  Erfindung  an- 
meldet, dadurch  einen  Vorsprung  vor  allen  denen  erlangen,  welche 
dem  Gesetze  gemäß  mit  ihrer  Anmeldung  bis  zur  xleife  ihrer 
Erfindung  gewartet  haben;  es  würde  sonst  auch  die  Anmeldung 
von  Erfindungen  unter  einstweiliger  Verschweigung  wesent- 
licher Bestandteile  begünstigt  werden. 

149.  Korrekturen,  Berichtigungen  und  konstruktive   Aus- 

Sestaltungen.  Untergeordneter  und  unwesentUcher  Natur,  so  daß 
ie  Prioritöt  dadurch  nicht  beeinträchtigt  wird,  sind  spät^  sadi- 
liche  Änderungen  oder  Hinzufügungen,  wenn  trotz  derselben 
die  in  den  späteren  Eingaben  dargestellte  Erfindimg  im  wesent- 
lichen identisch  mit  der  ursprüngUch  angemeldeten  Erfindung 
bleibt,  wenn  also  infolge  davon  eine  Änderung  des  Erfindungs- 
Inhalts  nicht  eintritt.  Solche  als  unwesentUch  anzusehende  Ab- 
änderungen können  in  Korrekturen,  Berichtigungen  oder  in 
einer  weiteren  Ausgestaltung  oder  konstruktiven  Durch- 
bildung des  Erfindungs^edankens  ohne  selbständigen  Ehrfindungs- 
inhalt  —  z.  B.  auch  m  dem  Ersatz  durch  Aequivalente  — 
bestehen  (vergl.  Rhenius  in  %R.  2  234;  Kohler  280  und  28S; 
Robolski  Th.  83). 

150.  Klarere  Fassung  undTervollstSndigimg  der  Besohreibimg. 
Es  schadet  auch  der  Priorität  nicht,  wenn  schon  die  ursprüng- 
hche  Patentbeschreibung  die  in  einem  späteren  Nachtrage  gekenn- 
zeichnete Erfindung  enthält,  die  Beschreibung  aber  später  — 
sei  es  freiwiUig  oder  wegen  Beanstandung  seitens  des  Patentamts  — 
klarer  gefaxt  oder  vervollständigt  wird,  um  den  gesetzlichen 
oder  patentamtlichen  Bestimmungen  zu  genügen  (RG.  FMUSL  10 
173;  Kohler  286  und  290;  Kohler  F.  91  ff.;  Rhenius  in  ZgR.  2  205). 
Es  schadet  auch  nicht  eine  nähere   Bestimmung  über  Ma^, 
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Grewicht,  Form,  Material  usw.,  sofern  nicht  gerade  in  dieser 
nfiheren  Bestimmung  der  Erfindungsgedanke  lie^  (vergl.  Rhenius 
in  2^B.  8  234).  Ohne  Einfluß  auf  die  Priorität  ist  es  femer,  wenn 
der  angemeldeten  Erfindung  erst  später  die  richtige  technische 
oder  wissenschaftiiche  Formulierung  oder  Deutung  gegeben  wird 
(Köhler  286,  287). 

161.  SpSterer  Nachweis  der  PatentfShigkeit.  Ebensowenig 
tritt  eine  Verlegung  der  Priorität  ein,  wenn  erst  im  Laufe  des 
Elrteilungsverfam'ens  der  von  dem  Patentamt  verlangte  Nachweis 
der  Ausführbarkeit,  der  gewerblichen  Verwertbarkeit 
oder  eines  neuen  technischen  Effektes  erbracht  wird,  oder 
wenn  erst  im  Laufe  des  Verfahrens  die  Grundlajge  für  die 
Patentierung  dadurch  geboten  wird,  da&  der  ursprünglich  fehlende 
Nachweis  eines  Fortschrittes  geliefert  oder  daß  eine  neue 
wissenschaftliche  Erkenntnis,  welche  den  Nachweis  eines  Fort- 
schritts entbehrlich  macht,  hinzugetreten  ist  (PA.  PMZBl.  2  282; 
Rhenius  in  ZgB.  2  206;  Seli^sohn  §  2  Nr.  3;  vergl.  Köhler  288, 
289).  Es  ist  auch  auf  die  Priorität  nicht  von  Einfluß,  wenn  erst 
im  Laufe  des  Anmeldeverfahrens  nachgewiesen  wird,  daß  der  An- 
melder die  zum  Erfindungsbegriffe  erforderliche  Erkenntnis  be- 
sitzt (PA.  PMZBl.  2  282;  Kohler  288;  Ephraim  in  GUR  7  268 ff.; 
vergl.  dagejgen  auch  Schanze  U.  308;  Isay  §  3  Nr.  86). 

162.  Änderung  des  Patentanspruchs  ohne  Änderung  der 
Besehreibung.  Ohne  Einfluß  auf  die  Priorität  ist  der  Begel  nach 
auch  eine  spätere  Änderung  des  Patentanspruchs  ohne 
gleichzeitige  Änderung  der  in  der  Patentbeschreibung  en^ 
haltenen  A^^g^'t'^i^  (vergl.  Nr.  166). 

16S.  Änderung  des  Erfindungsinhalts.  Dagegen  sind  die 
Änderungen  wesentlich,  so  daß  eine  Verschiebung  der  Priorität 
eintritt,  wenn  infolge  von  Abänderungen  oder  EQnzufügungen  eine 
Änderung  des  Erfindungsinhalts  der  ursprQnglich  an- 
gemeldeten Erfindung  eintritt,  oder  wenn  dadurch  neben  die 
ursprünglich  angemeldete  Erfindung  eine  andere  Erfindung  ge- 
setzt werden  soll.  Es  macht  dabei  keinen  Unterschied,  ob  die 
Änderung  durch  den  Patentsucher  freiwillig  oder  auf  Verlangen 
des  Patentamts,  oder  ob  sie  unmittelbar  dyrch  diese  Behörde 
geschiebt  ^ohler  F.  92).  Eine  wesentliche  Änderung  in  diesem 
Sinne  lie^  saxch  vor,  wenn  aus  der  ursprünglic|ien  Anmeldung 
über  das  Wesen  der  Erfindung  überhaupt  nichts  zu  ersehen  ist, 
oder  wenn  sie  nur  eine  Aufgabe  oder  nur  eine  Idee  enthielt  und 
erst  in  einem  Nachtraffe  die  Mittel  zur  LOsung  der  Au^be  oder 
zur  Ausführung  der  laee  angegeben  werden  (PA.  M.  S  61;  BG. 
6.  5  131,  132).  Eine  wesentliche  Änderung  muß  demnach  auch 
dann  als  vorhegend  angenommen  werden,  wenn  eine  generelle  Er- 
findung ohne  Ausführuugsf orm  angemeldet  war  und  die  Ausführungs- 
form erst  später  hinzugefügt  wird  (vergl.  §  1  Nr.  188). 

1S4»  Teilweise  Terlegronff  der  nrioritSt«  Hiemach  ist  es 
mtelich,  da&  für  die  versdiiedenen  Bestandteile  einer  ange- 
meldeten Erfindung  eine  verschie  dene  Priorität  gut.  Dies  tnfft 
dann  zu,  wenn  die  Änderungen  nur  einen  Teil  der  ursprüng- 
lichen Anmeldung  betreffen,  während  im  übrigen  dieselbe  un- 
verändert geblieben  ist,  indem  dann  nur  hinsichtlich  der  später 
geänderten  Teile   eine  Verlegung  der  Priorität,   also   eine  teil- 
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weise  Verlegung  der  Priorität,  nötig  wird  (vei^gl.  Kohler  327). 
Dabei  ist  indessen  vorauszusetzen,  daß  der  Erfindungsinhalt  der 
ganzen  Anmeldung  überhaupt  teilbar  ist,  indem  die  unverändert 
gebliebenen  Bestandteile  für  sich  betrachtet  einen  Erfiindungsgehalt 
haben;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muß  die  Priorität  der  ganzen 
Anmeldung  auf  den  Zeitpunkt  der  Änderung  verlegt  werden. 
Eine  verschiedene  Priorität  der  einzelnen  Bestandteile  einer  An- 
meldung kann  auch  dadurch  entstehen,  daß  ohne  Verletzung  des 
Gnmdsatzes  der  Einheitlichkeit  der  Anmeldung  im  Laufe  des 
Erteilungsverfahrens  der  bereits  angemeldeten  Erfindung  eine 
weitere  Erfindung  hinzugefügt  wird;  dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn 
die  Anmeldung  einer  genereUen  Erfindung  später  durch  Anmeldung 
einer  weiteren  Ausführungsform  erweitert  wu-d  (Köhler  288  und  339). 
Folgt  man  dagegen  der  weiter  unten  erörterten  patentamt- 
lichen und  reichsgerichtlichen  Praxis,  daß  die  Verlegung 
der  Priorität  eine  Späterdatierung  der  ganzen  Anmeldung  zur 
Folge  hat,  so  ist  für  den  Begriff  „teilweise  Priorität"  kein  Kaum ; 
vielmehr  würde  im  Falle  der  sonst  notwendig  werdenden  teil- 
weisen Verlegung  der  Priorität  der  Patentsucher  vor  die  Wahl  ge- 
stellt sein,  ob  er  mit  der  Späterdatierung  der  ganzen  Anmeldung 
einverstanden  ist,  oder  ob  er  unter  Beibehaltung  des  Anmelde- 
datmns  des  unverändert  gebliebenen  Teiles  für  den  nachträglicdi 
geänderten  Teil  eine  getrennte  neue  Anmeldung  mit  Priorität  von 
dem  Tage  der  Neuanmeldung  einreichen  will  (Bhenius  in  ^R.  2  236). 

d)  Folgen  der  Prioritätsverlegung. 

165.  SpSterdatienuig  des  Patents.  Die  Verlegung  der  Prio- 
rität hat  nicht  eine  Verlegung  des  Zeitpunktes  der  An- 
meldung zur  Folge.  Dieser  Ajisicht  zufolge  hat  nicht  etwa 
eine  Späterdatierung  des  Patents  mit  Rücksicht  auf  die  später 
neu  hinzugefügten  Erfindungsteüe  einzutreten  (vergl.  Kohler  341). 
Es  muß  demnach  auch  im  Falle  einer  Verschiebung  der  Priorität 
in  die  Patentrolle  der  Tag  der  ersten  Einreichung  der  Anmeldung 
als  Tag  der  Anmeldung  eingetragen  werden.  Nach  dem  Tage 
der  ersten  Einreichung  der  Anmeldung  muß  sich  auch  nach  wie  vor 
die  Dauer  des  Patents  und  die  Fälligkeit  der  Patentgebflhren 
bestimmen.  Nur  insofern  wird  das  Datum  der  Anmeldung  beein- 
flußt, als  auch  ein  Prioritätsrecht  im  Auslande  nur  vom 
Datum  der  späteren  Änderung  an  für  den  Gegenstand  der  An- 
meldung beansprucht  werden  kann  (vergl.  Nr.  221  und  226). 

166.  Praxis  des  Patentamts  und  des  Reichsgerichts.  Ab- 
weichend von  diesen  Grundsätzen  steht  die  Praxis  des  Patent- 
amts und  des  Reichsgerichts  auf  dem  Standpunkte,  daß 
bei  Verlegung  der  Priorität  eine  Späterdatierung  des  Patents 
einzutreten  habe,  indem  es  so  angesehen  wird,  als  habe  der 
Patentsucher  unter  Zurücknahme  der  ursprünglichen  Anmeldung 
die  ganze  Erfindung  erst  durch  den  ergänzenden  Nachtrag  zur 
Anmeldung  gebracht.  Die  hierüber  getroffenen  Entscheidungen 
betreffen  hauptsächlich  die  Frage  der  Schutzdauer  (PA.  PMZBl. 
S  241;  RG.  B.  21  Nr.  127;  PJ&Bl.  1  286;  vergl.  PA.  PMZBl. 
1  65,  66;  RG.  G.  5  131,  132;  Rhenius  in  ^R.  2  234,  235).  Die 
Konsequenz  dieser  Praxis  ist,  daß,  wenn  der  Anmelder  sich  nicht 
mit  der  Späterdatierung  einverstmden  erklärt,  die  Änderung  der 
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Anmeldung  nicht  zugelassen  und  hinsichtlich  späterer  Hinzu- 
fOgungen  der  Anmelder  auf  den  Weg  einer  selbständigen  An- 
meldung verwiesen  wird  (vergl.  Rhenius  in  ZgR.  2  234,  235;  Isay 
t20  Nr.  89).  Es  besteht  auch  eine  Ansicht,  wonach  auf  Antrag 
es  Anmelders  eine  Späterdatierung  einzutreten  habe  (Kohler  341). 

Die  Praxis  des  Patentamts  und  des  Reichsgerichts  steht 
indessen  mit  der  Vorschrift  des  §  20  Abs.  3  PatG.  nicht  im  Ein- 
klänge. Denn,  wenn  hiemach  spätere  Änderungen  der  Anmeldung 
—  und  zwar  auch  solche,  welcne  die  Identität  der  angemeldeten 
Erfindung  betreffen  —  im  Rahmen  der  ursprünglichen  Anmeldung 
zulässig^  sind,  so  ergibt  sich  daraus,  daß  bei  einer  solchen  statt- 
haften Änderung  der  Anmeldung  niemals  eine  Zurücknahme 
der  m^rünglicben  Anmeldung  unter  Neuanmeldung  der  ge- 
änderten Bestandteile  stattfinaet,  daß  vielmehr  die  Anmeldimg 
trotz  der  Änderung  dieselbe  bleibt.  Will  man  sich  auf  den  Stand- 
punkt der  Praxis  stellen,  so  muß  die  notwendige  Folgerung  hieraus 
sein,  daß  bei  wesentlicher  Änderung  stets  die  Einreichujjg  einer 
neuen  Anmeldung  unter  wiederholter  Gebührenzahlung  verlangt 
wird;  dies  würde  aber  mit  der  Vorschrift  des  §  20  Abs.  3  PatS. 
in  Widerspruch  stehen.  Auch  nicht  auf  Antrag  darfeine  Später- 
datierung erfolgen,  weil  eine  Verlegung  des  nach  gesetznchen 
Grundsätzen  festzustellenden  Anmeldedatums  nicht  auf  ^trag 
eines  Beteiligten  erfolgen  darf  (vergl.  Nr.  26). 

Abgesehen  von  diesen  Erwägungen  steht  der  Praxis  des  Patent- 
amts und  des  Reichsgerichts  das  weitere  Bedenken  entgegen, 
daß  sowohl  für  den  Ablauf  der  Schutzdauer  als  für  die  Fälligkeit 
der  Patentgebühren  ein  ein  für  allemal  festbestinunter  Zeitpimkt 
maßgebend  sein  muß,  indem  es  ein  unerträglicher  Zustana  sein 
würde,  wenn  dieser  Zeitpunkt  —  wie  dies  nach  der  Praxis  des 
Patentamts  und  des  Reichsgerichts  möglich  ist  —  jederzeit  ver- 
schoben werden  könnte,  wobei  insbesondere  in  Betracht  kommt, 
daß  die  Feststellung  der  Priorität  regelmäßig  nicht  in  Rechtskraft 
Obergeht,  also  trotz  einmal  erfolgter  Festsetzuns;  später  immer 
wieder  eine  anderweitige  Feststellung  erfolgen  kann.  Ftlr  das 
Nichtigkeitsverfahren,  in  welchem  gleichfalls  eine  Verlegung  der 
Priorität  stattfinden  kann,  wird  übrigens  auch  ^  nicht  die  Ansicht 
aufgestellt^  daß  die  Verlegung  der  Priorität  eme  Verschiebung  der 
Schutzdauer  und  der  Fälligkeit  der  Patentgebühren  zur  Folge  habe 
(vergl.  §  10  Nr.  117).  Es  liegt  kein  Grund  vor,  diese  Frage  für 
das  Patenterteilungsverfahren  und  das  Verfahren  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  anders  zu  behandeln  als  für  das  Nichtigkeitsver- 
fahren. 

167.  PrioritätsTerlegung  in  den  Entscheidungsgründen.  Sieht 
man  von  der  Praxis  des  Patentamts  und  des  Reichsgerichts  ab, 
so  kann  die  Verlegung  der  Priorität  nicht  Gegenstand  der 
Entscheidung  des  Patentamts  oder  der  Gerichte  sein;  sie  bildet 
vielmehr  nur  emen  Erwägungsgrund  für  die  zu  treffende  Ent- 
scheidung über  Erteilung,  Versugung  oder  Nichtigkeit  des  Patents 
oder  für  das  Urteil  im  Patentverletzungs-  und  Feststellimgs- 
prozesse  (vergl.  auch  Isay  §  3  Nr.  34). 

158.  Rechtskraft  der  PrioritätsTerlegung.  Da  die  Ent- 
scheidungen des  Patentamts  im  ErteUungsverfahren  und  um  so 
mehr  die  Gründe  dieser  Entscheidungen  nicht  in  Rechtskraft 
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übergehen,  so  wird  die  seitens  des  Patentamts  über  die  Priorität 
getroffene  Feststellung  niemals  rechtskräftig  (vergl.  Seligsohn  §  2 
Nr.  6;  Robolski  K.  §  3  Nr.  1;  vergl.  Nr.  38).  Das  Patentamt 
kann  daher  im  Erteuungs-  mid  im  Nichtigkeitsverfahren  von  der 
früher  getroffenen  Feststellung  abgehen;  es  kann  sogar,  obwohl 
bereits  im  Einspruchsstreit  über  die  Prioritätsfrage  entschieden 
ist,  im  Nichtigkeitsverfahren,  trotzdem  wiederum  dieselben  Par- 
teien beteiligt  sind,  anderweit  entscheiden.  Auch  die  ordent- 
lichen Gerichte  sind  nicht  an  die  von  dem  Patentamt  im  E^- 
teilungsverfahren  oder  Nichtigkeitsverfahren  getroffene  Feststellung 
gebunden;  sie  sind  auch  nicht  an  eine  vorhergegangene  gericht- 
liche Feststellung  gebunden,  insofern  nicht  die  J^nrede  der  Rechts- 
kraft begründet  ist.  Die  Einrede  der  Rechtskraft  würde  aber 
nur  dann  begründet  sein,  wenn  der  gerichtliche  Streit  sieh  gerade 
um  die  Feststellung  der  Prioritätsfrage  gedreht  hätte. 

e)  Verlegung  der  Priorität  auf  einen  früheren 
Zeitpunkt. 

159.  Änderung  der  Anmeldung.  Eine  Verlegung  der  Priorität 
wcKen  späterer  Änderung  der  Anmeldung  kann  naturgemäß  nur 
auf  einen  späteren  Zeitpunkt  als  den  von  dem  Patentamt 
festgesetzten  Anmeldetag  geschehen;  eine  Verlegung  auf  einen 
früheren  Zeitpunkt  wäre  unstatthaft.  Berücksichtig  man  aller- 
dings die  Praxis  des  Patentamts  und  des  Reichsgerichts,  wonach 
die  Verlegung  der  Priorität  zugleich  eine  Verlegung  des  Anmelde- 
datums  und  damit  der  Schutzdauer  und  der  Fälligkeitstermine  der 
Patentgebühren  zur  Folge  haben  soll,  so  müßte  man  auch  die 
Verlegung  auf  einen  vor  dem  festgesetzten  Anmeldetag  liegenden 
Zeitpunkt  für  zulässig  ansehen,  weil  dann  damit  zu  rechnen  sein 
virürde,  daß  das  Patentamt  wegen  einer  späteren  Änderung  der 
Anmeldung  mit  Unrecht  einen  späteren  Anmeldetag  angenommen 
haben  könnte. 

160.  Berichtigiing  des  Anmeldedatums.  Sonst  kann  eine  Ver- 
legung der  Prioritöt  auf  einen  früheren  Zeitpunkt  dann  vor- 
kommen, wenn  es  sich  herausstellt,  daß  das  Patentamt  sich  über 
den  Zeitpunkt   der   Einreichung  der  ursprünglichen  Anmeldung 

feirrt  hat,  wenn  insbesondere  später  es  sidi  ergibt,  daß  das 
^atentResuch  an  einem  anderen  Tage,  als  ihn  der  Präsentations- 
vermerk  des  Patentamts  ausweist,  bei  diesem  eingegangen  ist; 
eine  solche  Prioritäts Verlegung,  welche  nicht  auf  materiellen 
sondern  auf  formellen  Gründen  beruht,  müßte  auch  von  Fjnfln^ 
auf  die  Schutzdauer  und  die  Fälligkeit  der  Patentgebühren  sein. 
Denn  in  Wirklichkeit  handelt  es  sich  dabei  gar  nicht  um  eine  Ver- 
legung der  Priorität,  sondern  um  eine  Berichtigung  des  Anmelde- 
datums. 

161.  PrioritätsTorzugsrechto.  Eine  Vorverlegung  der  Priorität 
kann  schließlich  nötig  werden,  wenn  Prioritätsvorzugsrechte 
geltend  gemacht  werden  (vergl.  Nr.  170  ff.). 

IV.  Änderung  des  Patentanspruchs. 

a)  Zulässigkeit  der  Anspruchsänderung. 

162.  Allgemeines.  Eine  Änderung  des  Patentanspruchs 
im  Laufe  des  Erteilungsverfahrens  ist  unter   denselben   v  oraus- 
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Setzungen  zugelassen,  unter  welchen  eine  Änderung  der  An- 
meldung im  allgemeinen  erfolgen  darf;  sie  kann  insbesondere 
nicht  nur  durch  den  Patentsucher,  sondern  auch  durch  das  Patent- 
amt geschehen.  Denn  unter  den  „Angaben''  im  Sinne  des  §  20 
Abs.  3  PatG.  sind  nicht  nur  die  Angaben  der  Beschreibung,  sondern 
auch  diejenigen  des  Patentanspruchs  zu  verstehen,  indem  es,  was 
allerdin^  korrekterweise  nicht  vorkommen  sollte,  möglich  ist,  daß 
in  dem  ^ratentanspruch  Angaben  Ober  die  Erfindung  sich  vorfinden, 
ohne  da§  auf  dieselben  in  der  Beschreibung  hingewiesen  ist  (PA. 
PMZBl.  7  39;  PMZBl.  7  167,  168;  vergl.  Nr.  122;  anders  Isay 
§  20  Nr.  87). 

168.  Fälle  der  Änderung.  Es  ist  denmach  unzulässig,  im 
Wege  der  Änderung  der  erhobenen  Ansprüche  oder  durch  Hinzu- 
fögung  neuer  Patentansprüche  neben  oder  anstatt  der  ursprünglich 
angemeldeten  Erfindung  eine  ganz  andere  Erfindung  einzu- 
führen; ebensowenig  können  einen  selbständigen  Eändungs- 
gedanken  enthaltende  Ansprüche,  welche  fallen  gelassen  waren, 
wieder  aufgenommen  werden,  da  insoweit  eine  Kücknahme  der 
Anmeldung  vorliegt  (PA.  PMZBl.  6  230;  M.  5  59;  vergl.  Nr.  136; 
veigl.  dagegen  auch  Seligsohn  §  20  Nr.  20).  Ergänzungen  und 
Erläutern  Uff  en  der  angemeldeten  Erfindung  können  dagegen  bis 
zu  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  vor- 
genommen werden  (vergl.  auch  Isay  §  20  Nr.  91).  Auf  nur  aus 
redaktionellen  Gründen  fallen  gelassene  Ansprüche  darf  daher 
später  zurückgegriffen  werden  (PA.  M.  6  59).  Nach  dem  Be- 
schlüsse über  die  Bekanntmachimg  können  nur  noch  Abänderungen 
formaler  oder  redaktioneller  Natur  —  d.  h.  sprachliche  oder 
sachliche  Richtigstellungen  —  oder  Einschränkungen  der  ur- 
sprün^ich  erhobenen  Ansprüche  stattfinden  (vergl.  PA.  PMZBl. 
7  40;  PMZBl.  7  168;  Isay  §  20  Nr.  91;  Seügsohn  §  20  Nr.  20;  vergl. 
Nr.  131  und  132). 

164»  Erweitenmg  des  Patentanspruchs«  Unzulässig  ist  es 
andererseits  wiederum,  nach  dem  Beschlüsse  über  die  Bekannt- 
machung —  namentlich  im  Einspruchsverfahren  —  den  Patent- 
anspruch in  wesentlichen  Punkten  abzuändern,  insbesondere 
demselben  einen  weiteren  Umfang  zu  geben,  oder  den  ursprüng- 
lichen Anspruch  durch  einen  ganz  neuen,  einen  anderen  Erfindungs- 
^edanfcen  enthaltenden  zu  ersetzen  (PA.  PMZBl.  7  167, 168).  Nur 
un  Wege  einer  Zusatzanmeldung  kann  eine  solche  Erweiterung 
dann  herbeigeführt  werden,  wenn  die  Erweiterung  eine  Erfindung 
betrifft,  welche  die  Erteilung  eines  Zusatzpatents  rechtfertigt;  ab- 

fesehen  von  diesem  Falle  kann  eine  Erweiterung  auch  nicht  durch 
.usatzanmeldung  erfolgen  (PA.  6.  2  121,  122;  verri.  §  7  Nr.  31). 
166«  Praxis  des  Beichsgerichts.  Diese  Grundsätze  sind  von 
dem  Patentamte  unter  Bezugnahme  auf  die  Vorschrift  des  §  20 
Abs.  3  PatG.  mehrfach  anerkannt  worden  (PA.  PMZBl.  7  59,  40; 
PMZBl.  7  167,  168).  Auch  das  Reichsgericht  hat  in  gleichem 
Sinne  entschieden,  allerdings  ohne  dabei  speziell  die  Bestimmung 
des  S  20  Abs.  3  PatG.  ziu:  Begründui^  seiner  Ansicht  heran- 
zuziehen. Das  Reichsgericht  hat  seine  fjitscheidungen  vielmehr 
auf  den  allgemeinen  Gesichtspunkt  gestützt,  deJk  nach  §  23  PatG. 
der  Erteilung  eines  Patents  ein  Aufgebotsverfahren  vorher- 
gehen müsse,  durch  welches  jedermann  <üe  Gelegenheit  gegeben 
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werden  solle,  der  Erteilung  zu  widersprechen;  dieses  Aufgebots- 
verfahren beginne  mit  der  Bekanntmachung  der  Anmeldung. 
Daraus  folge  mit  Notwendigkeit,  daß  die  Erteilung  des  Patents, 
um  gesetzmäßig  zu  sein,  nicht  anders  als  auf  Grund  einer  derart 
bekannt  gemachten  Anmeldung  erfolgen  dürfe,  der  Erteilungs- 
beschlul  müsse  also  mit  der  bekannt  gemachten  An- 
meldung sachlich  übereinstimmen,  woraus  weiter  folge,  da& 
sachliche  Änderungen  der  Patentansprüche  nach  der  Bekannt- 
machung nicht  mehr  zulässig  seien  (BG.  PMZBl.  6  392,  Civ.  46  175 ; 
PMZBl.  8  116,  JW.  02  222,  Civ.  50  196). 

166.  Änderung  Aes  Inhalts  der  Anmeldung.  Bei  Beantwortung 
der  Frage,  ob  in  der  Änderung  oder  in  der  Hinzufügung  von  An- 
sprüchen eine  Änderung  der,  Anmeldung  liegt,  kommt  es  nicht 
wesenthch  darauf  an,  ob  eine  Änderung  gegenüber  den  ursprünglicii 
aufgestellten  Ansprüch.en  vorliegt;  vielmehr  ist  darauf  zu  sehen, 
ob  gegenüber  dem  Inhalte  des  ursprünglichen  Patentier ungs- 
antrags  infolge  der  Änderung  der  Schutz  einer  anderen  Erfindung 
beansprucht  wird  (PA.  PMZBl.  7  167,  168).  Denn  es  ist  bereits 
früher  erwähnt,  da&  die  Aufstellung  von  Patentansprüchen  eine 
niu:  formale  Bedeutung  hat,  und  daß  für  die  materielle  Beurteilung 
der  Anmeldung  der  gunze  Inhalt  des  Patenterteilungsantrags  maß- 
gebend ist  (vergl.  Nr.  91  ff.).  Der  Inhalt  des  Patentierungsantrags 
kann  sowohl  aus  der  Patentbeschreibung  als  aus  den  beigelegten 
Mustern  und  Probestücken  entnommen  werden  (vergl.  Seligsohn 
3.  Aufl.  §.20  Nr.  20;  verri.  auch  Nr.  168  und  169). 

167.  Änderung  von  Amts  wegen.  Bevor  das  Patentamt  von 
Amts  wegen  eine  Abänderung  an  einem  Patentansprüche  — 
sei  es  vor,  sei  es  nach  der  Bekanntmachung  —  vornimmt,  hat  es, 
auch  wenn  die  Änderung  nach  seiner  Ansicht  ledi^ch  foimeller 
oder  redaktioneller  Natur  ist  oder  sich  als  eine  Einschränkung 
des  ursprünghch  erhobenen  Anspruchs  darstellt,  sofern  nicht  schon 
im  Laufe  des  Verfahrens  ein  Hmweis  oder  eine  Beanstandung  in 
dieser  Richtung  erfolgt  ist,  gemäß  §  22  Abs.  2  PatG.  von  der  be- 
absichtigten Änderung  dem  Anmelder  Kenntnis  zu  geben, 
um  ihm  die  Möglichkeit  zu  eröffnen,  den  Mangel,  seinerseits  zu 
beheben,  oder  sich  mit  den  für  nötig  befundenen  Änderungen  ein- 
verstanden zu  erklären,  oder  darzulegen,  daß  die  Änderung  des 
Patentanspruchs  für  ilm  mehr  bedeute  als  eine  nur  sprachliche 
oder  sachliche  Richtigstellung  (PA.  PMZBl.  9  246;  vergl.  Nr.  126). 

b)  Einfluß  der  Änderung  des  Anspruchs  auf  die 
Priorität. 

168.  Allgemeines.  Die  bei  der  Änderung  der  Anmeldung 
geltenden  Grundsätze  über  Verlegung  der  Priorität  gelten 
auch  für  die  Änderung  des  Patentanspruchs.,  Es  ist  daher  nicht 
richtig,  wenn  behauptet  wird,  daß  durch  Änderungen  des  An- 
spruchs die  Priorität  niemals  berührt  werden  könne  (anders  Isay 
^  20  Nr.  91).  Nur  soviel  kann  zugegeben  werden,  daß  eine  Än- 
derung des  Patentanspruchs  in  verhältnismäßig  seltenen  Fällen 
auf  die  Priorität  von  Einfluß  sein,  wird.  Denn  eine  Verschiebung 
der  Priorität  tritt  durch  eine  Änderung  des  Anspruchs  dann 
nicht  ein,  wenn  die  in  dem  geänderten  Ansprüche  dargestellte 
Erfindung  in   ihren   Grundlagen  bereits   aus   den  Ursprung- 
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liehen  Unterlagen  des  Patenterteilungsantrags  zu  ent- 
nehmen war,  während  es  nicht  darauf  ankommt,  ob  diejenigen 
Erfindungsmerkmale,  welche  der  geänderte  Anspruch  umfa&t, 
bereits  in  den  ursprünglichen  Unterlagen  unter  Anspruch  ge- 
stellt waren.  Denn  die  Priorität  erwächst  nicht  blo^  im  Umfange 
des  zunächst  aufgestellten  Anspruches,  sondern  im  Umfange  des 
Antrages  auf  Patentierung,  welcher  sich  im  Zweifel  auf  alles 
Patentfähige  erstreckt,  was  die  Anmeldung  enthält  (vergl.  Nr.  166). 

189.  Änderung  der  Unterlagen  der  Anmeldung.  Hiemach 
kommt  es  im  wesentlichen  darauf  an,  ob  gegenüber  der  Paten t- 
beschreibun^  und  deren  Beilagen  eine  wesentliche  Änderung 
vorUegt;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  ist  es  auf  die  Priorität  ohne 

{'eden  Einfluß,  wenn  im  Verhältnisse  zu  dem  ursprüngUch  er- 
lobenen  Patentanspruch  eine  wesentliche  Änderung  vorliegen 
sollte  (PA.  PMZBl.  7  38;  PMZBl.  7  40;  PMZBl.  7  115).  Es  können 
daher  im  Laufe  des  Erteilungsverfahrens  nicht  nur  die  ursprüng- 
lichen Ansprüche  erläutert  und  verbessert  sondern  auch  ganz 
neue  Ansprüche  auf  in  den  ursprünghchen  Ansprüchen  nicht 

fenannte  wesentliche  Erfindungstelle  ohne  Einwir&ung  auf  die 
Priorität  eingeführt  werden,  wenn  die  neu  hervorgetretenen 
Momente  bereits  in  der  mit  dem  ursprünglichen  Antrage  ein- 
gereichten Patentbeschreibung  dargestellt  waren  (PA.  PMZBL  7 
116).  Eine  Verschiebung  der  Priorität  infolge  einer  Änderung  des 
Patentanspruchs  ist  demnach  nur  dann  denkbar  und  möglich, 
wenn  erst  infolge  dieser  Änderung  das  Wesen  der  als  g:eschützt 
beanspruchten  Erfindung  dergestalt  kenntUch  gemacht  vnrd,  daß 
ihre  Identität  festgestellt  werden  kann. 


F.  Prioritätsvorzugsrechte. 

L  Begründung  von  Prioritätsvorzugsrechten  duroh  Staatsver- 
träge. 

170*  Änderung  des  Patentgesetzes  durch  Staatsverträge.  Die 
Regel  ist,  da6  die  Priorität  nach  dem  Zeitpunkte  sich  bestimmt, 
in  welchem  die  Erfindung  bei  dem  deutschen  Patentamte  zur 
Anmeldung  gelangt.  Es  bestehen  jedoch  Ausnahmen,  und  zwar 
auf  Grund  von  Staatsverträgen,  welche  das  Deutsche  Reich 
mit  anderen  Staaten  geschlossen  hat,  und  welche,  da  sie  im 
Reichsgesetzblatt  pubhziert  sind,  Gesetzeskraft  haben  (vergl. 
Damme  in  Zeitschr.  VDJ.  02  1742).  Durch  diese  Staatsverträge 
wird  das  deutsche  Patentgesetz  in  manchen  Punkten  nicht  nur 
ergänzt,  sondern  sogar  abgeändert. 

171.  Intemationfüe  Union;  Verträge  mit  Österreich-Ungarn, 
Italien  und  der  Schweiz.  Von  solchen  Staats  vertragen,  kommen 
für  die  Priorität  in  Betracht  die  Internationale  Überein- 
kunft zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  sowie 
ferner  der  Vertrag  über  gegenseitigen  Patentschutz  mit  Öster- 
reich-Ungarn, welches  bisher  der  Internationalen  Übereinkunft; 
noch  nicht  beigetreten  ist,  vom  6.  Dezember  1891  (verffl.  Anh. 
Nr.  17 — 19).  Daneben  bestehen  noch  die  teilweise  aufgehobenen 
Übereinkünfte  mit  Italien  und  der  Schweiz  vom  18.  Januar  1892 
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und  13.  April  1892  (vergl.  Anh.  Nr.  15  und  16).  Diese  YertsriU^ 
sind,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  aufrechterhalten  sind,  für  <£e 
Zeit  nach  dom  Inkrafttreten  der  Internationalen  Übereinkunft 
außer  Kraft  gesetzt,  weil  sowohl  Italien  als  die  Schweiz  Mitglieder 
der  Internationalen  Union  sind;  die  Aufhebung  der  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Bestimmungen  dieser  YertrlU^e  ist  überdies  in 
den  spftter  mit  Italien  und  der  Schweiz  geschlossenen  Überein- 
künften vom  4.  Juni  1902  und  26.  Mai  1902  noch  einmal  besonders 
ausdrücklich  betont  (vergl.  Anh.  Nr.  20  und  21).  Indessen  kommen 
die  hiemach  angehobenen  Vorschriften  aucn  jetzt  noch  in  Be- 
tracht ^  insofern  auf  eine  vor  Inkrafttreten  der  Internationalen 
Überemkunft  für  Deutschland,  d.  h.  vor  dem  1.  Mai  1903,  in 
Italien  oder  der  Schweiz  erfolgte  Anmeldung  Rechte  in  Deutsch- 
land gegründet  werden.  Nach  der  in  den  beiden  Übereinkünften 
aus  dem  Jahre  1902  enthaltenen  Übergangsvorschrift  kann 
für  die  vor  dem  1.  Mai  19C3  in  Italien  oder  der  Schweiz  ange- 
meldeten Patente  eine  Prioritfttsberechtigung  entweder  nach  Mafi- 
SEibe  der  Art.  3  und  4  der  Übereinkt^e  oder  nach  Maßgabe 
es  Art.  4  der  Internationalen  Übereinkunft  verlangt  werden, 
je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  dem  Anmeldenden  gün- 
stiger ist. 

172.  Prioritätsvorzugsrecht.  Durch  die  StaatsvertrSge  ist 
den  hiemach  berechtigten  Personen  ein  Vorrecht  hinsichtlich  der 
Priorität,  also  ein  Prioritätsvorzugsrecht,  eingeräumt,  dessen 
Inhalt  im  folgenden  zu  erörtern  ist. 

178*  Prioritätsrecht  nach  der  .Internationalen  Übereinkmift. 
Artikel  4  der  Internationalen  Übereinkunft  bestimmt,  dafi 
derjenige,  welcher  in  einem  der  vertragschließenden  Staaten  ein 
Gesuch  um  ein  Erfindungspatent  vorschriftsmäßig  hinterlegt,  zum 
Zwecke  der  Hinterlegung  m  den  anderen  Staaten  während  einer 
Frist  von  12  Monaten  und  vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter  ein 
Prioritätsrecht  eenießen  soll.  Es  soU  demgemäß  die  hiemächst 
in  einem  der  übrigen  Verbandsstaaten  vor  Ablauf  der  Frist  be- 
wirkte Hinterlegung  durch  inzwischen  eingetretene  Tatsachen,  wie 
namentlich  durch  eine  andere  Hinterlegung,  durch  die  Ver- 
öffentlichung der  Erfindimg  oder  deren  Ausübung  nicht  un- 
vrirksam  gemacht  werden  können. 

178a.  Union  und  Unionsvertrag.  Seitens  des  Patentamts 
wird  zur  Bezeichnimg  des  der  Internationalen  Übereinkunft  bei- 

fetretenen  Staatenverbandes  der  Ausdrucke  „Internationale 
Fnion"  (abgekürzt  „J.  U.")  und  zur  Bezeichnung  der  durch  die 
Brüsseler  Zusatzakte  abgeänderten  Übereinkunft  der  Ausdruck 
„Unionsvertrag"  gebraucht.  Es  wird  empfohlen,  in  allen  Ein- 
gaben diese  Bezeichnungsweise  anzuwenden  (vergl.  Anh.  Nr.  22). 
Das  Deutsche  Beich  ist  bisher  noch  nicht  sämÜichen  Bestimmungen 
des  Unionsvertrages  beigetreten.  Diejenigen  Vorschriften  des 
Unionsvertrages,  welchen  das  Deutsche  Keich  beigetreten  ist,  sind 
später,  und  zwar  sowohl  in  dem  rechÜich  allein  maßgebenden  fran- 
zösischen Originaltext  als  in  deutscher  Übersetzung  abgedruckt  (veigl. 
Anh.  Ifr.  18  und  19).  Andererseits  sind  bisher  emige  ausländische 
Verbandsstaaten  der  Brüsseler  Zusatzakte  noch  nicht  beigetreten; 
diese  Staaten  stehen  daher  zurzeit  —  bis  zu  diesem  Beitritt  —  noch 
nicht  in  einem  Vertragsverhältnisse  zu  Deutschland  (vergl.  Nr.  194j. 
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174.  Prioritätsrecht  nach  dem  Tertrage  mit  Österreich- 
Unganu  In  dem  Artikel  3  des  Vertrages  mit  Österreich- 
Ungarn  findet  sich  die  Bestimmung,  da&,  wenn  eine  Erfindimg 
in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschließenden  Teile  behufe 
Erlangung  des  Schutzes  angemeldet  und  binnen  einer  Frist  von 
3  Monaten  die  Anmeldung  auch  in  den  Grebieten  des  anderen 
vertragschließenden  Teiles  bewirkt  wird,  diese  spätere  Anmeldung 
allen  Anmeldungen  vorgehen  soll,  welche  in  den  Gebieten 
des  anderen  Teiles  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung 
eingereicht  worden  sind,  und  daß  aurch  Umstände,  welche  nach 
dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung  eintreten,  dem  Gegenstände 
derselben  die  Neuheit  in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles  nicht 
entzogen  werden  soll.  In  Artikel  4  des  Vertrages  mit  Österreich- 
Udgam  findet  sich  die  weitere  Bestimmimg,  daß  die  dreimonatige 
Frist  mit  dem  Zeitpunkt  beginnt,  in  welchem  auf  die  erste  An- 
meldung das  Patent  erteilt  wird,  daß  der  Tag  der  Erteilune  in 
die  Frist  nicht  eingerechnet  wird,  und  daß  als  Tag  der  ErteUung 
der  Tag  gilt,  an  welchem  der  Beschluß  über  die  endgültige  Er- 
teilung des  ^Patents  zugestellt  worden  ist. 

175.  Prioritätsreeht  nach  den  Tertr&gen  mit  Italien  und  der 
Sehweis.  Dieselben  Vorschriften  wie  für  Osterreich-UDgam  finden 
sich  in  Artikel  3  und  4  des  für  die  Zukunft  aufgehobenen 
Vertrages  mit  Italien  vom  18.  Januar  1892.  Etwas  abweichend 
in  dem  Wortlaute  sind  die  Vorschriften  in  Artikel  3  und  4  des 
Übereinkommens  mit  der  Schweiz  vom  13.  April  1892  gestaltet, 
indem  dort  bestimmt  ist,  daß,  wenn  eine  Erfindung  in  dem  Ge- 
biete des  einen  der  vertragschließenden  Teile  angemeldet  uud 
binnen  einer  Frist  von  3  Monaten  die  Anmeldung  auch  in  dem 
Gebiete  des  anderen  vertragschließenden  Teiles  bewirkt  wird,  diese 
spätere  Anmeldung  dieselbe  Wirkung  haben  solle,  als  wenn 
sie  am  Tage  der  ersten  Anmeldung  geschehen  wäre.  Die 
dreii^onatige  Frist  beginnt  auch  hier  mit  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  auf  die  erste  Anmeldung  das  Patent  erteilt  wird;  als 
Tag  der  Erteilung  gilt  aber  in  der  Schweiz  der  Tag,  an  welchem 
das  Patent  in  das  dortige  Patentregister  eingetragen  worden  ist 

176.  Prioritätsrecht  der  sonstigen  Staatsverträge  und  der 
Internationalen  Übereinkunft.  Das  in  dem  Vertrage  mit  Öster- 
reich-Ungarn und  in  den  früheren  Verträgen  mit  Italien  und  der 
Schweiz  gewährte  Prioritätsvorzugsrecht  unterscheidet  sich  von 
dem  Prioritätsvorzugsrecht  der  Internationalen  Obereinkunft  so- 
wohl durch  seine  Voraussetzungen  als  durch  seinen  Inhalt.  Die 
Voraussetzungen  sind  verschieden,  weil  sowohl  die  Dauer  als  der 
Beginn  der  Prioritätsfrist  verschieden  ist,  und  weü  eines- 
teils auf  Grund  der  Erteilung  und  anderenteils  auf  Grund  der 
Anmeldung  des  Patents  das  Vorzugsrecht  gewährt  wird.  Dem 
Inhalte  nach  weichen  die  verschiedenen  Pnoritätsvorzugsrechte 
voneinander  ab  hinsichtlich  der  Möglichkeit  der  Entstehung  eines 
Vorbenutzungsrechts. 

IL  Frühere  Anmeldung  in  einem  Verbandsstaate, 
a)  Allgemeines. 

177.  Anmeldung  und  ErteUung  des  Patents.  Voraussetzung 
des  durch  die  Staatsverträge  gewährten  Prioritätsvorzugsrechtes 
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ist  es,  dafi  die  später  in  Deutschland  zur  Anmeldung  gebrachte 
Erfindung  früher  in  einem  der  Yerbandsstaaten  zur  An- 
meldung gelangt  sein  mu&.  Handelt  es  sich  um  eine  früher 
in  Österreich  oder^in  Ungarn  oder  um  eine  vor  Inkrafttreten 
der  Internationalen  Übereinkunft,  d.  h.  vor  dem  1.  Mai  1903,  in 
Italien  oder  der  Schweiz  angemeldete  Erfindung,  für  welche 
ein  Vorzu^recht  auf  Grund  der  älteren  Verträge  mit  Italien  und 
der  Schweiz  in  Anspruch  genommen  wird,  so  ist  es  eine  weitere 
Voraussetzung,  daß  es  auch  zur  Erteilung  des  Patents  ge- 
kommen sein  muß,  so  daß  das  Prioritätsvorzugsrecht  nicht  zur 
Entstehung  gelangt,  wenn  vor  der  Erteilung  die  Anmeldung  zurück- 
genommen wird,  oder  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  als  zurück- 
genonunen  gilt,  oder  wenn  das  nachgesuchte  Patent  versagt  wird. 
Dies  ergibt  sich  aus  der  Vorschrift  des  Artikel  4  des  Vertrages 
mit  Österreich-Ungarn  und  des  Artikel  4  der  älteren  Verträge  mit 
Italien  vom  18.  Januar  1892  und  mit  der  Schweiz  vom  13.  April 
1892,  wonach  der  Lauf  der  Prioritätsfrist  mit  dem  Zeitpunkte  be- 
ginnt, in  welchem  auf  die  frühere  Anmeldung  das  Patent  erteilt 
wird  (Schanze  iu  Hirth  Ann.  94  261  ff.;  Seligsohn  516;  Isay  §  3 
Nr.  72). 

Bezüglich  der  Schweiz  ist  übrigens  in  Nr.  3  des  Schluß 
Protokolls  zu  dem  älteren  Übereinkommen  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, daß  auf  die  frühere  Anmeldung  das  Patent  erteilt  sein 
muß.  Daraus,  daß  in  dem  Vertrage  mit  Osterreich  Ungarn  und  in 
dem  älteren  Vertxage  mit  Italien  eine  solche  ausdrückliche  Be- 
stimmung sich  nicht  findet,  kann  nicht  geschlossen  werden,  daß 
für  die  in  diesen  Staaten  erfolgten  Anmeldungen  anderes  gelten 
solle  (Damme  in  GUR.  8  8).  Denn  es  wurde  offenbar  trotL  des 
verschiedenen  Wortlauts  in  diesen  Verträgen  derselbe  Zweck 
verfolgt. 

178.  Geltendmachung  des  PrioritStsrechts  vor  der  PaUent» 
erteilung.  Obwohl  das  auf  Grund  des  Vertrages  mit  Osterreich - 
Ungarn  und  auf  Grund  der  älteren  Verträge  mit  Italien  und 
der  Schweiz  beanspruchte  Prioritätsvorzugsrecht  durch  die  Patent- 
erteilung bedingt  ist,  so  kann  doch  nicht  der  Ansicht  zugestimmt 
werden,  daß  die  Erteilung  des  ausländischen  Patents  nur  dann  Be- 
dingung des  Prioritätsvorzugsrechts  sei,  wenn  ein  solches  nach 
Beendigung  des  ausländischen  Patenterteilungsverfahrens  be- 
ansprucht werde,  während  für  eine  noch  während  Schwebens 
des  ausländischen  Patenterteilun^veifahrens  in  Deutschland  er- 
folgte spätere  Anmeldung  diese  Bedingung  nicht  bestehe  (anders 
Kohler  296;  Kohler  in  ZgR.  2  389,  390).  Nur  so  viel  kann  zuge- 
geben werden,  daß  die  Geltendmachung  des  Vorrechts  auf  Grund 
einer  in  den  betreffenden  Staaten  erfolgten  Anmeldung  in  Deutsch- 
land schon  vor  der  Patenterteilung  im  Auslande  erfolgen  darf; 
es  muß  aber  alsdann  die  Prüfung  des  Vorrechts  bis  ziun  Ausgange 
des  im  Auslande  schwebenden  Erteilungsverfahrens  ausgese^t 
werden  (Seligsohn  516;  vergl.  Nr.  219). 

179.  Formelle  Bedeutung  der  ausländischen  Anmeldung. 
Was  die  Internationale  Übereinkunft  betrifft,  so  ist  in  dieser 
weder  der  Beginn  der  Prioritätsfrist  noch  die  Geltendmachung  des 
Prioritätsvorzugsrecbts  von  der  Erteilung  des  Patents  auf  die 
frühere  Anmeldung  abhängig  gemacht;  eine  Bestimmung  dieses  In- 
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balts  ist  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  in 
den  Verbandsstaaten  geltenden  Patenterteilungssysteme  —  da  in 
einer  größeren  Zahl  von  Staaten  das  Anmeldesystem  gilt  —  imter- 
lassen  worden.  In  dem  Geltungsbereidbe  der  Internationsden 
Union  ist  vielmehr  das  Prioritätsvorzugsrecht  lediglich  an  den 
Formalakt  der  Anmeldung  ohne  Bücksicht  auf  deren  spätere 
Schicksale,  also  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein  Patent  überhaupt 
oder  in  dem  beantragten  Umfange  später  erteilt  wird,  geknüpft 
(Osterrieth  und  Axster  69,  101;  Isay  §  3  Nr.  67;  Wirth  und  Ganz^ 
in  Jahrb.  d.  Int  Ver.  8  43;  Robolski  K.  U2;  Allfeld  709;  Seüg- 
sohn  3.  Aufl.  496).  Dies  gilt  sowohl  für  die  Entstehung  des  Rechts 
als  für  dessen  Fortbestand;  das  einmal  zur  Entstehung  gelangte 
Prioritätsvorzugsrecht  wird  daher  auch  nicht  dadurch  hinfällig,  da& 
die  früher  im  Auslande  erfolgte  Anmeldimg  später  zurückgenommen 
oder  —  sei  es  wegen  formeller  Mängel  oder  wegen  Patentunwürdig» 
keit  —  zurückgewiesen  wird. 

180.  Wegfall  des  ausländischen  Patents.  Was  den  Einfluß 
späterer  Nichtigkeitserklärung  oder  späteren  Erlöschens 
des  auf  die  ausländische  Anmeldung  erteilten  Patents  anlangt,  so 
besteht  für  den  Geltungsbereich  der  Internationalen  Übereinkunft 
nach  Maßgabe  der  bereits  erörterten  Grundsätze  kein  Zweifel 
darüber,  daß  es  auf  das  Prioritätsvorzugsrecht  ohne  Einfluß  ist, 
wenn  das  im  Auslande  erteilte  Patent  später  für  nichtig  erklärt 
oder  zurückgenommen  wird,  oder  aus  irgend  einem  sonstigen 
Grunde  erlischt  (Osterrieth  und  Axster  101 ;  R.  AlexanderEatz  in 
GUR.  7  2ö6,  237;  Allfeld  709).  Was  die  österreichischen, 
ungarischen,  italienischen  und  schweizerischen  Patente 
—  die  itaUenischen   und  schweizerischen,   insoweit  die  früheren 

Verträge  in  Betracht  kommen  —  anlangt,  so  ist  behauptet  worden, 
daß  deren  Nichtigkeitserklärung  den  Hin  fall  des  Prioritätsvorzugs- 
rechts zur  Folge  habe,  während  die  Zurücknahme  oder  das  Er- 
löschen des  ausländischen  Patents  darauf  ohne  Einfluß  sei  (Selig- 
sohn 516;  Isay  §  3  Nr.  72).  Dieser  Ansicht  kann  indessen  nicht 
beigetreten  werden,  da  in  den  angegebenen  Fällen  nur  die  Ent* 
stehung  des  Prioritätsvorzugsrechts,  nicht  aber  dessen  Fortbestand 
von  dem  Bestehen  eines  ausländischen  Patentschutzes  abhängig 
ist,  so  da^  mithin  auch  die  Nichtigkeitserklärung  auf  das  Prioritäts- 
voizugsrecht  ohne  £influ£i  ist.  Es  mu&  hierbei  der  Grundsatz  der 
Unabhängigkeit  der  in  den  verschiedenen  Yerbandsstaaten  erteilten 
Patente  zur  Anwendung  kommen,  welcher  in  Artikel  4^  der  Inter- 
nationalen Übereinkunft  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  aber  auch 
au^rhalb  der  Internationalen  Union  Anwendung  finden  muß,  in- 
soweit nicht  ausdrückhch  das  Gegenteil  gesetzUch  bestimmt  ist 
(vergl.  §  1  Nr.  14). 

b)  Frühere  Anmeldung. 

181.  Begriff.  Die  Anmeldung  im  Auslande,  auf  welche  das 
Prioritätsvorzugsrecht  gegründet  wird,  muß  eine  frühere  sein; 
dag^en  ist  es  nicht  nötig,  daß  sie  die  erste  Anmeldung  der  Er- 
findung überhaupt  ist  (vergl.  Nr.  186).  Die  Frage,  ob  eine  An* 
meldunc  früher  ist  als  eine  andere  —  sei  es  in  Deutschland  oder 
im  AusTande  bewirkte  —  Anmeldung,  entscheidet  sich  für  das  in 
Deutschland  beanspruchte  Prioritätsvorzugsrecht  nach  deutschem 


156  Dritter  Absohnitt.    Verfahren  in  Patentsachen.    §  20. 

Becht.  Es  kommen  demnach  die  für  die  Feststellung  des  Zeit- 
punktes der  Anmeldung  und  hinsichüich  der  Priorität  nach 
deutschem  Recht  Reitenden  Grundsätze  hierbei  zur  Anwenduug 
(vergL  Nr.  26  ff.),  allerdings  mit  einer  aus  der  Natur  der  Sache 
sich  ergebenden  Modifikation  (vergl.  Nr.  30).  Als  Zeitpunkt  der 
ausländischen  Anmeldung  kommt  der  Zeitpunkt  in  Betracht,  in 
welchem  die  Anmeldung,  auf  die  der  Prioritätsanspruch  in  Deutsch- 
land ^esTündet  wird,  im  Auslande  erfolgt  ist;  unerheblich  ist  es, 
ob  die  Priorität  der  ausländischen  Anmeldung  auf  Grund  eines 
Staatsvertrags  oder  sonstiger  Bestimmungen  von  einem  froheren 
Zeitpunkte  datiert  (vergl.  Seligsohn  3.  Aufl.  501;  vergl.  auch  Nr.  216). 

181a«  Provisional  speciflcation,  eaveat  und  reissue«^  Die  An- 
meldung in  dem  ausländischen  Yerbandsstaate  muß  eine  wirkliche 
Anmeldung  der  Erfindung  sein,  und  zwar  entscheidet  sich  die 
Frage,  ob  eine  wirkliche  Anmeldung  vorliegt,  mit  Rücksicht  darauf, 
<da&  die  Anmeldung  die  Natur  eines  Formalaktes  hat,  nach  dem 
Bechte  des  betreffenden  Auslandsstaates  (PA.  PMZBL  12  32). 
Maßnahmen,  welche  nach  den  Bestimmungen  ausländischer  Ge- 
setzgebungen die  Wahrung  der  Priorität  bezwecken,  ohne  eine 
Anmeldung  darzustellen,  können  ein  Prioritätsvorzugsrecht  in 
Deutschland  nicht  zur  Entstehung  bringen.  Hiernach  wird  die 
^provisional  specification^  des  englischen  Rechts  als  eine 
vorschriftsmäßige  Hinterlegung  anzusehen  sein,  da  sie  eine  — 
wenn  auch  nur  vorläufige  —  Ajomeldimg  der  Erfjidung  zum  Gregen- 
stande  hat  (Osterrieth  und  Axster  71,  72;  R.  Alexander-Katz  in 
GUR.  7  234 ;  PouiUet  und  Ple  51  ff. ;  Seligsohn  3.  Aufl.  600).  Das 
^gleiche  gilt  indessen  nicht  von  dem  „eaveat"  des  amerikanischen 
Kechts,  da  dieses  nicht  eine  Anmelaung  der  Erfindung,  sondern 
nur  die  Einlegung  einer  Rechtsverwahrung  zum  Zwecke  der 
Sicherung  der  Priorität  ist  (Osterrieth  und  Axster  72,  78;  R 
Alexander-Katz  in  GUR.  7  234,  235  und  in  Anschl.  58,  59).  Ebenso- 
wenig hat  das  „reissue"  des  amerikanischen  Rechte,  welches  die 
Yerbesserung  des  Inhalts  eines  Patents  bezweckt,  die  Bedeutung 
-einer  Hinterlegung  im  Sinne  der  Internationalen  Übereinkunft  noch 
Auch  überhaupt  irgend  eine  selbständige  prioritätsbegründende 
Wirkung;  vielmehr  gilt  dafür  als  Anmeldetag  deijenige  des  ur- 
sprünglichen Patents  (PA.  PMZBL  12  32). 

182«  Zeitweiliger  Schatz  auf  einer  Aussteilunff.  Zweifelhaft 
ist  es  vielfach  nach  der  Gesetzgebung  der  in  Betracht  kommenden 
Staaten,  ob  die  Erlangung  eines  zeitweiligen  Schutzrechts 
Auf  einer  Ausstellung  gemäß  Art.  11  der  Intemationalen  Über- 
einkunft der  Anmeldung  der  Erfindung  gleichsteht  und  demnach 
«in  Prioritätsvorzugsrecht  begründet  Die  Beantwortung  dieser 
Frage  vnrd,  sofern  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Regelung  der- 
selben nicht  stattgefunden  hat,  davon  abhängen,  ob  der  zeitweilige 
Schutz  eine  Anmeldung  der  Erfindung  voraussetzt,  oder  ob  der- 
selbe kraft  Gesetzes  ohne  weiteres  allen  ausgestellten  Gegen- 
ständen zukommt.  Nur  im  ersten  Falle  wird  alsdann  die  Er- 
langung des  Schutzrechts  als  ein  prioritätsbegründender  Umstand 
anzusehen  sein.  Ob  das  eine  oder  das  andere  zutrifft,  bestimmt 
sich  nadi  der  Gesetzgebung  desjenigen  Staates,  in  dessen  Grebiet 
die  Ausstellung  statmndet  (vergl.  K.  Alexander-Katz  in  GUR.  3 
234).    Für  das  betreffende  französische  Gresetz  wird  die  Auffassung 
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vertreten,  dai  die  Beanspruchung  eines  dem  Gesetze  entsprechenden 
yorlftu%en  Schutzes  das  Prioritätsvorzuffsrecht  zur  Entstehung 
bringe  (rouillet  und  P16  48  ff.).  Für  das  deutsche  Recht  ist  diese 
Frage  durch  das  Gesetz  vom  18.  März  1904  ausdrücklich  in  dem 
Sinne  entschieden,  daß  ein  Prioritätsvorzugsrecht,  für  welches  in- 
dessen besondere  Voraussetzungen  und  Bedingungen  gelten,  be- 
gründet wird  (vergl.  Nr.  268  ff.). 

182a.  Anmeldung  eines  Musters.  Die  frühere  Anmeldung  in 
dem  Auslandsstaate  muß  nicht  ein  Patent  zum  Gegenstande  haben  ^ 
es  genügt  vielmehr,  wenn  die  in  Deutschland  später  zum  Patent 
angemeldete  Erfindung  im  Auslande  ursprünglich  als  Muster  an- 
^meldet  war  (verd.  B.  Alexander-Ea&  in  AnschL  68ff.;  Isa^r 
3  Nr.  57;  Seligsobn  3.  Aufl.  496).  Jedoch  beträgt  die  Prioritäts- 
ist der  Internationalen  Übereinkunft  alsdann  niu:  vier  Monate 
(Seligsohn  3.  Aufl.  499;  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Yer. 
8  51;  anders  B.  Alexander-Eatz  in  Anschl.  74).  Dem  entspricht 
auch  die  Auffassung  des  deutschen  Patentamts  (vergl.  Anh.  Nr.  22). 
Ist  Patent  imd  Muster  gleichzeitig  angemeldet,  so  kann  der  An- 
melder die  ihm  j^ünstigere  —  also  die  zwölfmonatige  —  Frist  be- 
anspruchen (Sehgsohn  3.  Aufl.  499;  vergl.  Wirth  und  Ganz  in 
Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  51). 

c)yorschriftsmä6igkeit  der  früheren  Anmeldung» 

188.  Allgemebdes.  Die  frühere  Anmeldung  in  einem  aus- 
ländischen, zur  Internationalen  Union  gehörigen  Verbands- 
Staate  umfk  vorschriftsmäßig  geschehen  sein;  eme  nicht  vor- 
schriftsmäßige Hinterlegung  in  einem  zur  Union  gehörigen  Staate 
hat  daher  mcht  die  Wurkung,  daß  sie  ein  Priontätsvorzu^srechi 
b^pründet,  sie  bringt  auch  nicht  die  Prioritätsfrist  in  Lauf.  Für 
die  in  Österreich  und  Ungarn  sowie  für  die  in  Itahen  und 
der  Schweiz  vor  dem  Inkrafttreten  der  Union,  d.  h.  vor  dem 
1.  Mai  1903,  erfolgten  Anmeldui^en  kommt  die  Yorschriftsmäßig- 
keit  der  Anmeldung  nicht  in  Betracht,  weil  es  hierbei  allein 
auf  die  Erteilung  des  Patents  ankommt,  und  nach  der  Patent- 
erteilung nicht  mehr  zu  prüfen  ist,  ob  die  Anmeldung  in 
Ordnung  war. 

184.  Begriff  der  Torschriftsmfi&igkeit.  Die  Frage,  ob  die 
frühere  Anmeldung  vorschriftsmäßig  hinterlegt  ist,  entscheidet  sich 
nach  dem  Rechte  desjenigen  Staates,  in  welchem  diese 
Anmeldung  erfolgt  ist,  nut  Rücksicht  darauf,  daß  die  An- 
meldung ein  Formalakt  ist  (PA.  PMZBl.  12  32;  Osterrieth  und 
Axster  68,  69;  R.  Alexander- Katz  in  AnschL  65;  Seligsohn 
3.  Aufl.  496).  Unter  einer  vorschriftsmäßigen  Anmeldung  kann 
mit  Rücksicht  darauf,  daß  in  einem  großen  Teile  der  Yerbands- 
staaten  das  Anmeldesystem  gilt,  nur  eine  unter  Beobachtung  der 
maßgebenden  Formvorschriften  eingereichte  Anmeldung  ver- 
standen werden.  Es  kommt  hiernach  weder  darauf,  ob  der  An- 
melder einen  Anspruch  auf  Erteilung  des  Patents  hat,  noch  darauf. 
ob  die  angemeldete  Erfindung  patentfähig  ist,  an  (Osterrieth  und 
Axster  69,  70,  101 ;  R.  Alexander-Katz  in  GUR.  7  234).  Indessen 
kann  ein  materieller  Mangel  der  Anmeldung  doch  von  Be- 
deutung werden,  wenn  dies  zur  Folge  hat,  daß  das  Wesen  der  Er- 
findung, deren  Schutz  mit  der  früheren  Anmeldung  beansprucht 
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ist,  nicht  aus  dieser  Anmeldung  entnommen  und  demnach  ihre 
Identität  nicht  festgestellt  werden  kann  (vergl.  Nr.  221  ff.). 

185.  Zuständigkeit  der  ausländischen  Behörden.  Ob  die  frühere 
Anmeldung  im  ausländischen  Verbandsstaate  den  dort  geltenden 
Vorschriften  entspricht,  ist  ausschließlich  von  den  hierfOr  zu- 
ständigen ausländischen  Behörden  zu  entscheiden.  Ist  die 
Anmeldung  in  dem  ausländischen  Staate  als  vorschriftsmäßig  an- 
genommen worden,  so  sind  daher  die  deutschen  Behörden  nicht 
befugt,  der  Anmeldung  die  Wirkung  um  deswillen  abzusprechen, 
weil  nach  ihrer  Ansicht  die  maßgebenden  ausländischen  Form- 
vorschriften nicht  erfüllt  sein  sollen  (R.  Alexander-Katz  in  GUR 
7  234  u.  in  Anschl.  65;  Osterrieth  und  Axster  73;  Allfeld  7C6;  vergL 
dagegen  Isay  §  3  Nr.  65).  Ebenfalls  nach  dem  ausländischen 
Rechte  bestimmt  sich  die  Frage,  ob  eine  ursprünglich  nicht 
vorschriftsmäßig  eingereichte  Anmeldung  inre  Wirkung  doch 
von  dem  Zeitpunkte  ihrer  ursprünglichen  Einreichun^  an  behält, 
wenn  sie  später  in  vorschriftsmäßiger  Weise  ergänzt  wird,  oder  ob 
in  einem  solchen  Falle  nicht  vielmehr  die  Wirkung  der  Anmeldung 
erst  von  dem  Zeitpunkte  der  späteren  Ergänzung  an  datiert. 

d)  Mehrfache  Anmeldung  im  Auslande. 

186.  Mehrfaches  Prioritätsrecht.  Fraglich  ist  es,  wie  es  in 
dem  Falle  zu  halten  ist,  wenn  der  Prioritätsberechtigte  die  Er- 
findung mehrfach  entweder  in  demselben  Verbandsstaate  oder 
in  verschiedenen  Verbandsstaaten  vorschriftsmäßig  zur  Anmeldung 
gebracht  hat.  Es  ist  behauptet  worden,  daß  nur  durch  die  erste 
von  diesen  mehreren  Hinterlegungen  ein  Prioritätsrecht  begründet 
werde,  da  sonst  die  Prioritätsfrist  durch  wiederholte  nachträgliche 
Anmeldungen  beliebig  auf  Jahre  hinaus  erstreckt  werden  könne 
(Osterrieth  und  Axster  73;  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int. 
Ver.  8  43;  Wirth  in  M.  6  10).  Diese  Ansicht  findet  indessen  in 
dem  Wortlaute  der  Staatsverträge  keine  Stütze,  indem  dort 
die  Prioritätswirkung  lediglich  an  die  vorschriftsmäßige  Hinter- 
legung, d.  h.  die  Anmeldune,  geknüpft  ist;  es  ist  keineswegs 
in  den  Verträgen  gesagt,   daß  das  Prioritätsrecht  nur  einmal 

«ewährt  werden  könne  (Ephraim  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  7  l^ff.; 
l.  Alexander-Katz  in  Anscnl.  67;  Seligsohn  3.  Aufl.  499;  AUfeld 
706).  Eine  Verlängenmg  der  Prioritätsfrist  tritt  in  Wirklichkeit 
infolj^e  wiederholter  si)äterer  Anmeldung  nicht  ein;  vielmehr  läuft 
für  jede  Anmeldung  eine  besondere  Prioritätsfrist  dergestalt,  daß 
bei  Geltendmachung  des  Prioritätsrechts  auf  Grund  einer  späteren 
ausländischen  Anmeldung  diejenigen  Umstände  als  patenthmdemd 
und  patentbeschränkend  entgegengehalten  werden  können,  welche 
in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  ersten  und  der  späteren  aus- 
ländischen Anmeldung  eingetreten  sind  (vergl.  Seligsohn  3.  Aufl. 
499).  Es  liegt  insbesondere  kein  Grund  vor,  dem  Patentsucher, 
welcher  eine  frühere  Anmeldung  aus  sachlichen  Gründen  zurück- 
genommen hat,  das  Prioritätsvorzugsrecht  auf  Grund  der  später 
wieder  eingebrachten  Anmeldung  zu  versagen. 

e)  Frühere  Anmeldung  im  Heimatsstaate. 

187.  Die  frühere  Anmeldung  muh  nicht  im  Heimatsstaale 
bewirkt  sein.    Die  frühere  Anmeldung  muß  nicht  in  demjenig^ 
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Verbandsstaate  erfolgt  sein,  welchem  der  Anmelder  —  sei  es  als 
Untertan,  sei  es  durch  Wohnsitz  oder  Niederlassung  —  an- 
gehört (Osterrieth  und  Axster  69;  Seligsohn  517;  R.  Alexander- 
Katz  in  GUR.  7  235  und  in  Anschl.  66,  67;  Isay  §  3  Nr.  59;  PouiUet 
und  Ple  44 ff.;  Allfeld  706;  Robolski  K.  142;  Seligsohn  3.  Aufl. 
496;  Schanze  in  Hirth  Ann.  94  247 ;  vergl.  Köhler  296).  Ein  Franzose 
kann  demnach  das  Prioritätsvorzugsrecht  in  Deutschland  bean- 
spruchen, wenn  er  in  Italien  zuerst  angemeldet  hat.  Dies  entspricht 
der  herrschenden  Meinung. 

188.  PrioritStsrecht  der  Deutschen.  Streitig  ist  es  dagegen, 
ob  ein  Deutscher,  welcher  keinem  auslftndischen  Verbandsstaate 
durch  Wohnsitz  oder  Niederlassung  angehört,  das  Prioritätsvorzugs- 
recht in  Deutschland  geltend  machen  kann,  wenn  er  die  Erfindung 
in  einem  ausländischen  Yerbandsstaate  früher  zur  An- 
meldung gebracht  hat.  Diese  Fra^e  ist  zu  bejahen.  Die  gegen- 
teilige Ansicht  verdient  keine  Billigung,  weil  eine  derartige  be- 
schrfinkende  Auslegung  des  Gesetzes  in  keiner  Weise  durch  dessen 
Wortlaut  geboten  ist.  Es  ist  zwar  behauptet  worden,  die  be- 
schränkende Auslegung  sei  selbstverständlich,  weU  die  Staats- 
verträge dazu  bestimmt  seien,  die  rechtlichen  Beziehungen  der 
Angehörigen  der  verschiedenen  Staaten  zueinander,  nicht  aber  die 
Rechtsverhütnisse  der  Inländer  im  Inlande  zu  ordnen  (Osterrieth 
und  Axster  16,  69;  Heilbom  in  GUR.  2  157  ff.;  Seligsohn  3.  Aufl. 
492;  vergl.  PA.  PMZBl.  10  326,  327).  Dies  mag  an  sich  zu- 
geben werden;  damit  ist  indessen  keineswegs  ausgeschlossen, 

ein  Staatsvertrag  gleichzeitig  Vorschriften  über  solche  in- 
ländische Rechtsverhältnisse  trifft.  Wenn  es  Zweck  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Staatsverträge  ist,  den  Ausländem  gewisse 
Vorteile  zu  gewähren,  so  liegt,  wenn  der  Wortlaut  nicht  dazu 
nötigt,  keine  Veranlassung  vor,  den  Inläudem  die  gleichen  Vor- 
teile zu  verweigern.  Praktisch  kann  die  hier  vertretene  An- 
schauung von  großer  Bedeutung  sein,  indem  unter  Umständen 
für  einen  Deutschen  erhebliche  Gründe  dafür  bestehen  können, 
die  Erfindimg  zuerst  im  Auslande,  und  nicht  in  Deutschland  zur 
Anmeldung  zu  bringen  (vergl.  auch  PA.  PMZBl.  2  291;  Kohler  2^96; 
Schanze  in  Uirth  Ann.  94  247,  248). 

.  TTT.  Prioritätsbereohtigung« 

a)  Voraussetzungen  der  Prioritätsberechtigung  im 
allgemeinen. 

189.  Subjektive  Voraussetzungen.  Die  Prioritätsberechtigung, 
d.  h.  der  Anspruch  auf  das  Prioritätsrecht,  ist  durch  zwei  Voraus- 
setzungen bedingt.  Prioritätsberechtigt  ist,  wer  die  später  in 
Deutsdiland  angemeldete  Erfindung  früher  in  einem  der  Verbands- 
staaten angemeldet  hat.  Gleichgültig  ist  es,  ob  er  zu  dieser  Zeit 
oder  überhaupt  Inhaber  des  Erfinderrechts  oder  zur  Verfügung 
über  die  Erfindung  befugt  gewesen  ist  (veigl.  PA.  PMZBl.  12  128). 
Eine  weitere  Voraussetzung  ist  es,  da^  der  Anmelder  sowohl 
zur  Zeit  der  in  Deutschland  erfolgten  Anmeldimg  als  zu  dem 
Zeitpunkte  der  ausländischen  Anmeldung  zu  denjenigen  Personen 
gehörte,  zu  deren  Gunsten  der  zur  Anwendung  gelangende  Staats- 
vertrag  geschlossen  ist,  d.  h.  daß  er  damals  Angehöriger  -~  im 
später  zu   erörternden  Sinne  —  eines  der  Vertragsstaaten  war 
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(Kohler  296;  Seligsohn  517;  Osterrieth  und  Äxster  68;  Allfeld  708; 
Seligsohn  3.  Aufl.  497).  Die  subjektiven  Voraussetzungen  der 
Priorit&tsberechtigung  müssen  also  sowohl  zur  Zeit  der  froheren 
Anmeldung  im  Auslande  als  auch  zur  Zeit  der  späteren  deutschen  An- 
meldung vorliegen;  sind  sie  zu  diesen  Zeitpunkten  nicht  g^eben,  so 
köDnen  sie  nicht  dadurch  nachträglich  geschaffen  werden,  da&  im 
Laufe  des  Anmeldeverfahrens  die  Anmeldungen  auf  eine  — 
wenn  auch  an  sich  prioritätsberechtigte  —  Person  übertragen 
werden  (PA.  PMZBl.  10  260,  261).  Ebensowenig  genügt  es,  wenn 
der  Anmelder  nachträglich  Angehöriger  eines  Verbandsstaates 
geworden  ist;  die  Wirkungen  der  Priorität  treten  dann  auch  nicht 
etwa  in  dem  Zeitpunkte,  in  dem  dies  geschehen  ist,  ein  (veigl. 
Seligsohn  3.  Aufl.  497;  vergl.  dagegen  auch  Kohler  297  j  Allfeld  708). 
190«  AngehSrifire  der  VerbandslSnder«  Die  subjektiven  Vor- 
aussetzungen des  Prioritätsanspruches  sind  allerdings  weder  in 
der  Internationalen  Übereinkunft  noch  in  den  übrigen  Staats- 
verträgen ausdrücklich  hervorgehoben.  Artikel  4  der  Liter- 
nationalen Übereinkunft  bes^  vielmehr  ganz  allgemein,  daß  der- 
jenige, welcher  in  einem  Verbandsstaate  vorschriftsinäßig  an- 
gemeldet hat,  ein  Prioritätsrecht  genießen  soll.  Ebenso  allgemein 
bestimmt  Artikel  3  der  Verträge  mit  Österreich-Ungarn,  Italien 
und  der  Schweiz,  daß,  wenn  eme  Erfindung  in  einem  Verbands- 
staate angemeldet  ist,  diese  Anmeldung  gegenüber  späteren 
Anmeldungen  und  gegenüber  später  eintretenden  neuheitshindemden 
Umständen  prioritätsberechtigt  sein  soll.  Nach  dem  Wortlaute 
dieser  Bestinmiun^en  könnte  es  demnach  scheinen,  als  ob  das 
Prioritätsrecht  lediglich  durch  die  Tatsache  der  Anmeldung  in 
einem  Verbandsstaate,  nicht  aber  durch  die  Person  oder  Eigen- 
schaften des  Anmelders  bedingt  sei.  In  der  Tat  Ue^  es  jedoch, 
vde  aus  Artikel  2  und  3  der  Internationalen  Übereinkunft  und 
aus  Artikel  1  und  2  der  übrigen  Staatsverträge  hervoigeht,  im 
Sinne  dieser  Übereinkünfte,  daß  deren  Vorteile  nur  den  Staats- 
angehörigen der  Verbandsländer  und  gewissen  diesen  ffleich- 
gestellten  Personen  zukonimen  sollen.  Denn  da  na<Si  dem 
ihalte  der  erwähnten  Vorschriften  solche  Personen,  welche  weder 
Staatsangehörige  noch  diesen  gleichgestellt  sind,  nicht  Anspruch 
auf  Gleichbenandlung  mit  den  Inländem  im  allgemeinen  er- 
heben können,  so  kann  auch  nicht  die  Bede  davon  sein,  daß  sie 
in  Hinsicht  auf  das  Prioritätsrecht  eine  Gleichbehandlung  oder  so- 
^ar  eine  Bevorzugung  vor  den  Inländem  beanspruchen  dürften 
vergl.  auch  Köhler  296;  Schanze  in  Hirth  Ann.  94  247). 

191.  Begriff  der  Angehörigen  der  Verbandsstaaten.  In 
Artikel  2  der  Internationalen  Übereinkunft  ist  bestimmt,  daß  die 
i,Untertanen  oder  Bürger"  der  vertragschließenden  Staaten  in 
den  übrigen  Verbandsstaaten  in  betreff  der  Erfindungspatente 
dieselben  Vorteile  und  Rechte  wie  die  Staatsangehörigen  dieser 
Staaten  genießen  sollen.  Artikel  3  schließt  hieran  die  Bestimmung 
an,  daß  den  Untertanen  oder  Bürgern  der  vertragschließenden 
Staaten  gleichzustellen  sind  die  Untertanen  oder  Bürger  der  der 
IntematioDalen  Union  nicht  beigetretenen  Staaten,  welche  in  dem 
Grebiete  eines  der  Verbandsstaaten  ihren  Wohnsitz  oder  tat- 
sächliche und  wirkliche  gewerbliche  oder  Handelsnieder- 
lassungen haben.   Artikel  1  des  Vertrages  mit  Österreich-Ungarn 
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und  Artikel  1  der  filteren  Yertrfige  mit  Italien  und  der  Schweiz 
bestimmen,  daß  die  ^Angehörigen^  des  einen  der  vertrag- 
schließenden Teile  in  aen  Gebieten  des  anderen  in  bezug  auf  den 
Schutz  von  Erfindungen  dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  An- 
gehörigen genießen;  in  Artikel  2  derselben  Yeriarfige  sind  den 
Angehörigen  der  vertragschließenden  Teile  andere  Personen  gleich- 
gestellt, welche  in  den  Uebieten  des  einen  der  vertragschheßenden 
TeUe  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben. 

192.  Ajuneldnng  in  einem  Terbandsstaate.  Nach  diesen  Be- 
stimmungen steht  der  Anspruch  auf  Bevorzugung  hinsichtlich  der 
Priorität  den  Untertanen  oder  Bürgern  der  zur  Internationalen 
Union  gehörenden  Staaten  und  den  diesen  gleichgestellten  Personen 
sowie  den  Angehörigen  Österreichs,  Ungarns,  Italiens  und  der 
Schweiz  und  den  diesen  gleichgestellten  Personen  zu,  wenn  sie 
je  nach  Lage  des  Falles  die  frühere  Anmeldung  entweder  in 
einem  der  zur  Union  gehörenden  Verbandsstaaten,  oder  aber 
in  Osterreich,  Ungarn,  Itahen  oder  der  Schweiz  bewirkt  haben. 

198.  Mehrzahl  von  Prioritlttsberechti^en*  Sind  mehrere 
Personen  bei  einer  Patentanmeldung  beteiligt,  so  müäSen  hin- 
sichtlich jeder  einzelnen  derselben  die  Voraussetzungen  der 
FtioritätsberechtigUDg  vorliegen  (PA.  PMZBL  10  260,  261 ;  Selig- 
sohn 515;  vergl.  Seligsohn  3.  Aufl.  497). 

b)  Verbandsländer. 

IM.  Terbandsstaaten  der  Internationalen  Union.  Die  Inter- 
nationale Übereinkunft  war  zur  Zeit  des  Beitritts  Deutschlands  zu 
derselben,  d.  h.  am  1.  Mai  1903,  maßgebend  für  das  Verbftltnis 
Deutschlands  zu  den  Staaten:  Belgien,  Frankreich  und 
Tunis,  Italien,  Spanien,  Portugal,  den  Niederlanden,  der 
Schweiz,  Großbritannien,  Dänemark,  Schweden,  Nor- 
wegen, Japan  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Spftter  hinzugetreten  sind  Brasilien  mit  Wirkung  vom  8.  Juli 
1908  an  (PMZBL  9  136,  218),  außerdem  Mexiko  mit  Wirkung  vom 
7.  September  1903  an  und  Cuba  mit  Wirkung  vom  17.  November 
1904  an  (PMZBL  9  243;  PMZBL  10  394).  Die  Dominikanische 
Republik  und  Serbien  gehören  zwar  auch  der  Union  an;  sie 
haben  indessen  bisher  die  Brüsseler  Zusatzakte  vom  14.  Dezember 
1900  nicht  ratifiziert  und  stehen  infolgedessen  zum  Deutschen 
Reiche,  welches  nur  der  durch  die  Zusatzakte  modifizierten  Über- 
einkunjft  beigetreten  ist,  in  keinem  Yertnsigsverhftltnis  (vergl.  Anh. 
Nr.  22;  vergL  auch  Propr.  Ind.  20  2). 

IK»  Kolonien  und  Sehutzgebiete.  Ob  die  Kolonien  und 
Schutzgebiete  dem  Staate,  vod  welchem  sie  abhfingig  sind, 
deichstiahen,  bestimmt  sich  nach  dem  Rechte  des  betreffenden 
ürebietes  (Osterrieth  und  Axster  16).  Es  kann  also  nicht  |;esafft 
werden,  daß  in  den  Kolonien  imd  Schutzgebieten  die  Internationale 
Übereinkunft  nur  dann  Geltung  habe,  wenn  für  sie  der  Beitritt 
zur  Obereinkunft  ausdrücklich  erkUrt  sei  (anders  Allfeld  703). 
Vielmehr  ist  darauf  zu  sehen,  ob  die  Kolonien  und  Schutz- 
gebiete eine  selbständige  Gesetzgebungsgewalt  haben,  oder 
ob  sie  den  Gesetzen  des  Mutterlandes  unterworfen  sind.  Im 
ersfceren  Falle  bedarf  es  eines  ausdrückUchen  Beitritts  der  Kolonien 
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zu  der  Internationalen  Übereinkunft,  welcher,  insofern  die  Kolonie 
nach  aufien  hin  durch  das  Mutterland  vertreten  wird,  durch  dieses 
zu  erUfiren  ist;  im  letzteren  Falle  dagegen  ergreift  der  Beitritt 
des  Mutterlandes  auch  ohne  besondere  £rw&hnung  die  Eol<»iie. 
Li  diesem  Sinne  ist  fOr  die  gro&britannischen  und  die  nieder- 
Iftndischen  Kolonien,  deren  Zugehörigkeit  zu  der  Internationalen 
Union  beansprucht  wird,  eine  besondere  Beitrittserklärung  nötig 
geworden,  während  das  gleiche  bezüglich  der  französischen, 

Sortugiesischen  und  dänischen  Kolonien  sowie  hinsicht- 
ch  der  deutschen  Schutzgebiete  nicht  zutrifft  (Pouillet  und 
Pl^  22 ff.;  vergl.  R.  Alexander-Katz  in  Anschl.  68). 

198.  BrklSnmgen  der  Begiemngeii.  Nach  aen  Erklärungen 
der  beteiligten  Regierungen  bezw.  nach  der  von  dem  deutschen 
Patentamt  erlassenen  Ifitteilung  vom  18.  April  1903  (PMZBl.  9 
128,  129)  stehen  gleich :  1.  dem  Deutschen  Keich :  dessen  Schutz- 
ffebiete  Togo,  Kamerun,  Deutsch-Südwestafrika,  Deutsch- 
Ostafrika,  Deutsch-Neuguinea,  die  Marschallinseln,  die 
Brown-  und  Providenceinseln,  die  Samoainseln,  Kiaut- 
schou,«die  Karolinen,  Marianen  und  Palauinseln;  2. 
Großbritannien:  dessen  Kolonien  Neu-Seeland  und  Queens- 
land; 3.  Frankreich:  dessen  Kolonien  Martinique,  Räunion, 
Guadeloupe  und  Zubehör,  St.  Pierre  und  Miquelon, 
Guyana,  Senegal  und  Sudan,  Französisch-Guinea, 
Elfenbeinküste,  Dahomev,  Französisch-Congo,  Mayotte, 
Nossi-Be,  Französisch-Indien,  Neu-Kaledonien,Franzö- 
sisch-Oceanien.  Madagaskar  und  Zubehör,  Obok  und  Dji- 
bouti, Cochincnina,  Kambodscha,  Annam  und  Tonking; 
4.  Portugal:  die  Azoren  und  Madeira;  6.  den  Niederlanden: 
dessen  Kolonien  Surinam,  Gura^ao  und  Niederländiscb- 
Indien;  6.  Dänemark:  die  Faröer-lnseln.  Von  den  englischen 
Kolonien  ist  i^äter  Ceylon  mit  Wirkung  vom  10.  Juni  1906  hinzu- 
getreten (PM^Bl.  11  lüO).  Nach  einer  neueren  Erklärung  der  faui- 
zösischen  Regierung  gehören  zu  den  französischen  Kolonien: 
Französisch- West-Afru:a  (Senegal,  Französisch-Guinea,  Elfenbein- 
küste, Dahomey.  Ober-Senegal  und  Niger)  —  Französisch-Congo  — 
Madagaskar  und  Zubehör  —  Mayotte  imd  Comores  —  B^union  — 
Französisch-SomaliküstJe  —  Französisch-Indien  (Gochinchina,  Kam- 
bodscha, Annam,  Tonking)  —  Neu-Kaledonien  —  Französisch- 
Oceanien  —  Guadeloupe  —  Martiniaue  —  St.  Pierre  und  Mi(]^uelon 
—  Französisch-Guyana  (Propr.  Ina.  21  37).  Abgesehen  hiervon 
gehört  auch  Algerien  zur  Union,  da  es  einen  Teil  Frankreichs 
bildet  (vomI.  Propr.  Ind.  20  2). 

Den  ErkläruDgen  der  beteiligten  Regierungen  über  die  Zu- 
gehörigkeit der  Kolonien  und  Schutsgebiete  kommt  Gesetzes- 
Kraft  nicht  zu;  es  bleibt  dsher  in  jedem  einzelnen  Falle  Sache 
der  zuständigen  Faktoren,  die  F^age  der  Gleichstellung  der  Kolonien 
und  Schutzgebiete  einer  Nachprüfung  za  unterziehen.  Was  das 
Deutsche  Reich  betrilBft,  so  besteht  eine  abweichende  Meinung, 
welche  die  Gleichstellung  der  Schutzgebiete  verneint (Osterriem 
und  Axster  16;  Allfeld  703).  Dieser  Ansicht  kann  indessen  nicht 
beigetreten  werden,  da  die  deutschen  Schutzgebiete  im  Sinne  der 
Staatsverträge  als  zum  Deutschen  Reiche  gehörig  anzusehen  sind 
(Seligsohn  8.  Aufl.  491;  vergl.  Einl.  Nr.  20ff.). 
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197.  Konsulargeriohtsbexirke.  Sicher  ist  dagegen,  da&  die 
Konsulargerichtsbezirke  dem  Staate,  dessen  G^chtsbarkeit 
in  ihnen  au/^eübt  wird,  nicht  gleichstehen,  da  die  Eonsular- 
genohtsbarkeit  sich  nur  auf  bestimmt«,  in  einem  gewissen  Bezirke 
ansässige  Personen,  aber  nicht  auf  einen  Gebieti^eil  des  fremden 
Staates  als  solchen  erstreckt  (Osterrieth  und  Axster  17;  Wasser- 
mann  in  Anschl.  188  fF.;  Allfeld  703;  Seligsohn  3.  Aufl.  491;  yergL 
Einl.  Nr.  25). 

c)  Angehörige  der  Yerbandsstaaten. 

196.  Staatsangehörige.  Der  Anspruch  auf  das  Prioritätsvor- 
zugsrecht steht  den  „Untertanen  oder  Bürgern"  der  zu  der 
Internationalen  Union  gehörenden  Staaten  und  Gebietsteile 
sowie  den  „Angehörigen"  Österreichs,  Ungarns  und  —  soweit 
die  früheren  Verträge  mit  Italien  imd  der  Schweiz  noch  in  Betracht 
kommen  —  den  „Angehörigen"  Italiens  und  der  Schweiz  zu.  Unter 
diesen  verschiedenen  Bezeichnungen  sind  gleichheitlich  die  Staats- 
angehörigen der  betreffenden  Staaten  und  Gebietsteile  zu  ver- 
stehen (Osterrieth  und  Axster  27;  ver^l.  Seligsohn  3.  Aufl.  493). 
Den  Anspruch  haben  die  Staatsangehörigen  auch  dann ,  wenn  sie 
ihren  Wonnsitz  oder  ihre  Niederlassung  in  einem  nicht  zur  Inter- 
nationalen Union  gehörigen  Staate  haben  (Seligsohn  514;  Pouillet 
und  Ple  26).  Als  Untertanen,  Bürger  oder  Angehörige  der  Yerbands- 
staaten koDunen  nicht  nur  physische,  sondern  auch  juristische 
Personen  und  Gesellschaften  mit  selbständiger  Persönlichkeit, 
welche  innerhalb  eines  Yerbandsstaates  ihren  Sitz  haben,  in  Be- 
tracht (Seligsohn  515;  Rieh.  Alexander-Katz  in  Anschl.  60;  Pouillet 
und  Ple  28). 

199.  Den  StaatsangehSrigen  gleichgestellte  Personen«  Gleich- 
gestellt sind  den  Staatsangehörigen  andere  Personen,  sofern  sie 
m  einem  zur  Internationalen  Union  gehörenden  Staate  oder 
Grebietsteile  ihren  Wohnsitz  oder  tatsächliche  und  wirkliche 
gewerbliche  oder  Handelsniederlassungen,  oder  sofern 
sie  in  Osterreich,  Ungarn  und  —  soweit  die  früheren  Verträge 
mit  Italien  und  der  Schweiz  noch  in  Betracht  kommen  —  m 
Italien  oder  in  der  Schweiz  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Haupt- 
niederlassung haben.  Hiermit  ist  der  Grundsatz  anerkannt, 
daß  nicht  allein  die  staatliche  Zugehörigkeit,  sondern  auch  die 
wirtschaftliche  Zugehörigkeit  einer  Person  zu  einem  der  betreffenden 
ausländischen  Gebiete  den  Anspruch  auf  das  Prioritätsvorziigs- 
recht  begründen .  soll.  Dieser  Grundsatz  hat  allerdings  in  der 
Internationalen  Übereinkunft  einerseits  und  in  den  anderen  Ver- 
trägen andererseits  nicht  die  gleiche  Fassung  gefunden;  überein- 
stimmend ist  in  allen  Verträgen  nur  der  Wohnsitz  als  Rechtsgrund 
für  die  Angehörigkeit  zu  einem  Verbandsstaate  anerkannt.  Besteht 
ein  Wohnsitz  überhaupt  nicht,  so  tritt  der  Unterschied  zwischen 
den  Übereinkünften  cuirin  hervor,  daß  nach  den  Verträgen  mit 
(^terreich-Ungam,  Italien  imd  der  Schweiz  die  Existenz  einer 
Hauptniederlassung  in  dem  ausländischen  Staate  erfordert  ist, 
während  nadi  der  Internationalen  Übereinkunft  es  genügt^  da& 
irgend  eine  Niederlassung  gewerblicher  oder  kaufmännischer 
Natur  besteht  (vergl.  Denkschrift  in  PMZBl.  9  126;  Seligsohn 
8.  Aufl.  495). 

11* 
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d)  Wohnsitz  und  Niederlassung. 

900.  Bechtlieher  und  tatoSeUieher  BenilT.  Die  Frage,  ob  in 
einem  Staate  ein  Wohnsitz  oder  eine  Hauptniederlassung 
begrtkndet  ist,  richtet  sich  nach  dem  Rechte  des  betreffenden 
Staates,  da  Wohnsitz  und  Hauptniederlassung  rechtliche  Be- 
griffe sind.  Dagegen  ist  die  Frage,  ob  eine  gewerbliche  oder 
Handelsniederlassung  besteht,  mehr  tatsächlicher  Natur, 
indem  der  Ausdruck  „Niederlassung^  nach  den  maßgebenden  ge- 
setzlichen Bestimmungen  kein  festbegrenzter  Bechtsbegriff  ist  Der 
Ausdruck  „Handelsniederlassung"  hat  zwar  eher  eine  bestimmte 
rechtliche  Bedeutung;  jedoch  ist  mit  Rücksicht  darauf,  daß  in 
Art.  3  der  Internationalen  Übereinkunft  die  Handelsniederlassung 
der  gewerblichen  Niederlassung,  fQr  welche  ein  allgemein  gfiltiger 
Recbtsbegriff  noch  nicht  aufgestellt  ist,  gleichgestellt  wird,  anzu- 
nehmen, daß  die  sonst  —  im  Handelsrecmte  —  fOr  Handelsnieder- 
lassungen geltenden  Regeln  hier  nicht  ausschließlich  zur  An- 
wendung gelangen  sollen.  Andererseits  kann  dagegen  auch  nicht 
gesagt  werden,  daß  der  Ausdruck  „Niederlassung"  jeglicher  Rechts- 
beziehungen entbehre;  es  lassen  sich  vielmehr  rechtliche  Grund- 
sätze aufteilen,  welche  fQr  die  Frage,  ob  eine  gewerbliche  oder 
Handelsniederlassung  im  Sinne  der  Internationalen  Übereinkunft 
anzunehmen  ist,  maßgebend  sein  müssen  (vergl.  Nr.  204t  S,). 

201.  Mafigebendes  Recht.  Ob  ein  Wohnsitz  oder  eine 
Hauptniederlassung  im  Sinne  der  Verträge  mit  Österreich- 
Ungarn,  Italien  oder  aer  Schweiz  in  einem  dieser  Staaten  oder 
im  Deutschen  Reiche  besteht,  ist  daher  nach  dem  in  den  aus- 
ländischen Staaten  geltenden  Rechte  oder  nach  deutschem 
Rechte  zu  entscheiden,  je  nachdem  die  Rechte  aus  dem  Staats- 
vertrage von  einer  Person  geltend  gemacht  werden,  welche  in 
einem  dieser  Staaten  oder  m  Deutschland  ihren  Wohnsitz  oder 
ihre  Hauptoiederlassung  hat  In  analoger  Weise  entscheidet  sich 
die  Frage,  ob  ein  Wohnsitz  in  einem  zur  Internationalen  Union 
gehörigen  Staate  besteht,  nach  dem  Rechte  des  Staates,  für 
welchen  das  Wohnsilzrecht  in  Anspruch  genommen  wird,  unter 
Umst&iden  also  nach  deutschem  Rechte. 

SM«  Wohnsitz  nach  deutschem  Recht.  Für  das  Gebiet  des 
Deutschen  Reiches  ist  der  Be^S  des  Wohnsitzes  durch 
§§  7 — 11  BGB.  geregelt  Danach  ist  der  Wohnsitz  an  dem  Orte 
begründet,  an  welchem  eine  Person  sich  ständig  niederläßt; 
der  Wohnsitz  kann  gleichzeitig  an  mehreren  Orten  bestehen;  er 
wird  aufgehoben,  wenn  die  ständige  Niederlassung  mit  dem  Willen 
aufgehoben  wirü,  sie  au&ugeben.  Besondere  Bestimmungen  sind 
über  den  Wohnsitz  der  geschaftsunfilhigen  oder  in  ihrer  Greschäfts- 
fähigkeit  beschränkten  Personen,  der  Militärpersonen,  der  Ehe- 
frauen sowie  der  Kinder  p;etroffen.  Der  bloße  Aufenthalt  an 
einem  Orte,  ohne  die  Absicht,  sich  ständig  niederzulassen,  steht 
dem  Wohnsitze  nicht  gleich  (ver|zl.  auch  PouiUet  und  Ple  29). 
Juristische  Personen  haben  einen  eigentlichen  Wohnsitz  nicht;  fGur 
diese  kommt  der  Ort  ihres  durch  Statut  oder  Gesetz  bestimmten 
Sitzes  in  Betracht  (R.  Alexander-Katz  in  Anschl.  60;  vergl.  RG. 
Civ.  27  422;  verffl.  auch  Nr.  208). 

SOS.  Hauptniederlassung  nach  deutschem  Recht  Der  Betriff 
der  Hauptniederlassung  ist  im  deutschen  Rechte  mcht 


F.  FHoritätsvorzagarecht.    III.  PrioritätaberechtigaDg«  165 

gesetzlich  festgestellt;  er  ist  nicht  nur  von  rechtlichen,  sondern 
auch  von  tatsächlichen  Gesichtspunkten  aus  zu  bestimmen.  Die 
Hauptniederlassung  befindet  sich  im  Gregensatze  zur  Zweignieder* 
lasson^  dort,  wo  der  Schwerpunkt  des  Geschäfts  und  der  wirt- 
schaftliche Mittelpunkt  der  geschäftlichen  Operationen  ist, 
während  die  Zweigniederlassung  nur  ein  Zubehör  der  Hauptnieder- 
lassung darstellt,  aus  welcher  sie  ihre  rechtliche  Existenz  und 
Organisation  herleitet,  und  zu  welcher  sie  demnach  in  einem  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse steht  (vergl.  RG.  Civ.  21  4;  vergl.  audi 
Nr.  205).  Juristische  Personen,  Gesellschaften  mit  selbständiger 
Persönlichkeit,  Genossenschaften  und  andere  Korporationen  haben 
ihre  Hauptniederlassung  an  dem  Orte  ihres  durch  Statut,  Vertrag 
oder  Gesetz  bestimmten  Sitzes;  gleichgültig  ist  es  bei  diesen, 
wo  der  Vorstand  seinen  Wohnsitz  hat,  wo  die  Produktion  statt- 
findet, und  von  wo  aus  die  Geschäfte  betrieben  werden  (vei^L 
ROH.  21  86,  37;  vergl.  auch  RG.  Civ.  27  422).  In  Ermangelung 
eines  derart  bestimmten  Sitzes  von  juristischen  Personen  kommt 
r^eknäfiig  der  Ort  in  Betracht,  an  welchem  die  Verwaltung 
geführt  vnrd  (vergl.  §  17  CPO.).  Eine  Person  kann  mehrere  Haupt- 
niederlassungen haben,  wenn  sie  mehrere  selbständige  Geschälte 
betreibt 

e)  Niederlassung  im  Sinne  der  Internationalen 
Übereinkunft. 

iOL  Niederlassung.  Welches  der  Begriff  der  Nieder- 
lassung im  Sinne  des  Art.  3  der  Internationalen  Übereinkunft 
ist,  läfit  sich  nur  im  Wege  der  Auslegung  ermitteln.  Hiemadi 
ist  anzunehmen,  da&  die  Niederlassung  eine  ständige  Ein- 
richtung an  einem  bestimmten  Orte  voraussetzt,  welche,«  soweit 
die  gewerbliche  oder  Handelsniederlassung  in  Betracht  kommt, 
den  Zwecken  eines  Gewerbe-  oder  Handelsbetriebs  dienen  muß. 
Ih&fi  ein  solcher  Betrieb  bereits  eröffnet  sei,  ist  nicht  erforderlich, 
sofern  nur  die  nachweisbare  Absicht  der  demnächstigen  Betriebs- 
eröffnung  besteht  und  die  Ausführung  dieser  Absicht  genügend 
gesichert  erscheint  (vergl.  dagegen  Osterrieth  imd  Axster  66). 

806.  Haupt-  und  Zweigniederlassung.  Die  Niederlassung  ist 
gleichsam  der  Wohnsitz  des  personifizierten  Geschäftsbetriebes, 
während  man  umgekehrt  auch  sagen  kann,  daß  der  Wohnsitz  die 
Niederlassung  einer  Person  sei;  letzteres  ist  auch  in  dem  Wort- 
laut des  I  7  BGB.  zum  Ausdruck  gekommen.  Der  Gesichtspunkt, 
daß  die  Niederlassung  der  Wohnsitz  oder  Sitz  des  Geschäfts- 
betriebes ist,  trifft  namentlich  für  die  Hauptniederlassung 
zu.  Von  der  Hauptniederlassung  unterscheiden  sich  die  sonstigen 
Niederlassungen,  welche  als  Zweigniederlassungen  bezeichnet 
werden,  regelmäßig  dadurch,  daß  sie  in  einem  Abhängigkeits- 
verhältnisse zur  Hauptniederlassung  stehen,  daß  also  die  Leitung 
des  Geschäftsbetriebes  von  der  Hauptniederlassung^  aus  erfolgt 
(ver^L  Nr.  208).  Der  Art.  3  der  Internationalen  Überemkunft  unter- 
scheidet nicht  zwischen  den  verschiedenen  Arten  der  Niederlassung, 
so  daß  auch  das  Bestehen  einer  Zweigniederlassung  in  einem  der 
Verbandsstaaten  genügt  (Osterrieth  und  Axster  67;  Allfeld  705). 

906.  Ctowerbliohe  Niederlassung.  Eine  gewerbliche  Nieder- 
lassung besteht  an  dem  Orte,  an  welchem  ein  Gewerbebetrieb 
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äußerlich  in  der  Gestalt  eines  zu  best&ndigem  Betriebe  von  gewerb- 
lichen Akten  eingerichteten  Unternehmens  —  also  in  einer 
Fabrik,  einem  landwirtschaftlichen  Gut,  einem  Gruben-, 
Hütten-  oder  Bergwerksunternehmen  usw.  —  sich  manifestiert 
(verffl.  RG.  Civ.  26  166).  Dafür,  daß  diese  Anforderung  gestellt 
werden  muß,  gewährt  auch  §  42  Abs.  2  der  deutschen  Grewerbe- 
ordnung  einen  gewissen  Anhalt,  wonach  eine  gewerbliche  Nieder- 
lassung dann  nicht  als  vorhanden  gilt,  wenn  der  Gewerbetreibende 
ein  zu  dauerndem  Gebrauche  eingerichtetes,  beständig  oder  doch 
in  regelmäßiger  Wiederkehr  von  ihm  benutztes  LokEd  für  den 
Betrieb  seines  Gewerbes  nicht  besitzt  (vergl.  auch  Pouület  und 
Pl^  27).  Das  Unternehmen  muß  eine  gewisse  Selbständigkeit 
besitzen,  damit  es  gleichsam  personifiziert  werden  kann;  es  muß 
also  ein  selbständig  organisiertes  Unternehmen  vorliegen.  Da- 
mit ist  allerdings  nicht  gesagt,  daß  die  Niederlassung  einer  selb- 
ständigen Leitung  unterstehen  müsse,  obwohl  dies  regelmäßig  der 
Fall  sein  wird;  die  Selbständigkeit  muß  vielmehr  eine  Selbständig- 
keit des  Betriebes  sein  (vergl.  Osterrieth  und  Axster  56). 

207.  ProduktionsstStte.  Der  Betrieb  der  gewerblichen  Nieder- 
lassung kann  gerichtet  sein  auf  die  Herstellung  oder  die  Be- 
arbeitung von  Waren  (vergl.  Pouillet  und  Ple  27).  Es  ist  keines- 
wegs nötig,  daß  die  m  der  Niederlassimg  hergestellten  Waren 
auäi  von  dieser  aus  vertrieben  werden;  es  genügt  also  schon,  daß 
lediglich  produziert  wird.  Die  Produktion  braucht  nicht  auf 
die  Herstellung  gebrauchs-  oder  verkaufsfertiger  Waren  gerichtet 
zu  sein;  es  genügt  die  Herstellung  von  Roh-  und  Halb- 
fabrikaten, und  zwar  auch  dann,  wenn  diese  Roh-  und  Halb- 
fabrikate in  einer  anderen  Niederlassung  desselben  Geschäfts- 
inhabers zu  der  fertigen  Ware  verarbeitet  werden.  Gleichgültig 
ist  es  auch,  ob  der  ijeschäffcsbetrieb  der  Niederlassung  sich  auf 
dasjenige  technische  Gebiet  erstreckt,  welchem  die  zur  Patentierung 
angemeldete  Erfindung  angehört.  Unerheblich  ist  es  femer,  ob 
die  etwa  erforderliche  pol^eiliche  Genehmigung  zu  dem  Betnebe 
eingeölt  ist.  Andererseits  kann  dagegen  das  Bestehen  einer 
bloßen  Werkstätte  für  Reparaturen  oder  die  Beschäftigung  von 
Arbeitern  in  der  Hausinaustrie  nicht  als  Rewerbliche  Nieder- 
lassung angesehen  werden  (vergl.  auch  Osterrieth  und  Axster  56, 57). 

206.  Handelsniederlassung.  Handelt  es  sich  um  einen  kauf- 
männischen Betrieb,  so  ist  für  den  Begriff  der  Niederlassung  der 
Begriff  der  Handelsniederlassung  im  Sinne  des  Handels- 
rechts maßgebend.  Es  kommt  nur  darauf  an,  ob  eine  solche 
Handelsniederlassung  tatsächlich  besteht,  während  darauf  kein 
Gewicht  zu  legen  ist,  ob  die  Vorschriften,  welche  die  Anmeldung 
zum  Handelsregister  oder  sonstige  Bedingungen  vorschreiben,  er- 
füllt sind.  Dies  gilt  auch  für  Aktiengesellschaften  imd  sonstige 
Korporationen.  Der  Be^iff  einer  Handelsniederlassung  wird 
nicht  erfüllt  durch  die  Einrichtung  einer  bloßen  Vermittelungs- 
stelle  für  den  Abschluß  von  Geschäften,  also  nicht  durch  die  Eon- 
richtung  einer  Agentur  oder  eines  Depots  oder  Musterlagers. 

f)  Inhaberschaft  von  Niederlassung  und  Wohnsitz. 

209.  Prioritätsrecht  des  Inhabers.  Wer  wegen  Vorhanden- 
seins einer  Niederlassung  in  einem  Verbandsstaate  die  Vorteile  der 
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StaatsYertrfige  in  Anspruch  nehmen  will,  mui  Inhaber  der 
Niederlassung  sein  (Pouillet  und  Ple  27;  Allfeld  706).  Der 
Gresch&ftsbetrieb  der  Niederlassung  muß  also  im  Namen  der  be- 
tareffenden Person  gehen;  da&  er  auch  fOr  eigene  Rechnung  der- 
selben ^eht,  ist  di^egen  nicht  nötig.  Es  genügt  demnach  nicht, 
wenn  em  Betrieb  —  z.  B.  seitens  eines  Eommissionfirs,  Affenten, 
DejKMitfirs  usw.  —  zwar  für  Rechnung,  aber  nicht  im  Namen 
demjenigen,  welcher  das  Priorit&tsrecht  beansprucht,  geführt  wird ; 
um  so  weniger  kann  ein  Prinzipal,  welcher  durch  einen  Angestellten 
auf  dessen  Namen  eine  Niederlassung  hat  errichten  lassen,  sich 
auf  die  Staatsvertrfige  zu  seinen  Gunsten  berufen.  Ebensowenig 
kann  umgekehrt  ein  Angestellter,  welcher  im  Namen  seines 
Prinzipals  eine  Niederlassung  leitet,  die  Rechte  aus  den  Steats- 
vertrfigen  für  sich  geltend  machen  (Pouillet  und  Pl^  27;  Allfeld 
706;  vergl.  Osterrieth  und  Axster  67,  68;  Seligsohn  8.  Aufl.  496). 
810.  IdentitSt  des  Inhabers  und  des  Berechtigten.  Überhaupt 
mu6  völlige  Übereinstimmung  zwischen  der  Person  des 
Prioritfttsberechtigten  und  des  Inhabers  der  Nieder- 
lassung bestehen.  Nimmt  daher  eine  Handelsgesellschaft 
ein  PrioritätsYorzugsrecht  in  Ansnruch,  so  kann  sie  sich  nicht 
darauf  berufen,  da^  einer  ihrer  Teilhaber  eine  Niederlassung 
in  einem  Vertragsstaate  habe,  und  umgekehrt  kann  ein  Einzel- 
kaufmann nicht  zu  seinen  Gunsten  geltend  machen,  daß  eine 
Handelsgesellschaft,  bei  welcher  er  beteiligt  ist,  oder  deren  Ge* 
schftftsleitung  ihm  obliegt,  eine  solche  Niederlassung  besitze  (vergl. 
R.  Alexander-Katz  in  Anschl.  60;  veigl.  dagegen  audi  Pouillet 
und  Plö  28).  Noch  weniger  kann  im  YerhAltiusse  der  einzelnen 
Aktionäre  zu  der  Aktiengesellschaft  oder  einzelner  Mit- 
glieder oder  des  Vorstandes  einer  Korporation  zu  dieser  die  Rede 
von  der  erforderlichen  Übereinstimmimg  sein. 

211.  Wohnsitzinhaber.  Ganz  das  gleidie  eilt  von  dem  Wohn- 
sitze. Es  kommt  auch  hierbei  ledigUch  auf  die  Person  des  die 
Priorität  in  Anspruch  Nehmenden  an,  so  daß  es  nicht  gentkgt, 
wenn  irgend  ein  Angestellter,  auch  nicht  ohne  weiteres,  wenn 
der  Vormund  oder  ein  sonstiger  gesetzlicher  Vertreter  den  Wohn- 
sitz in  einem  Verbandsstaate  hat  (Osterrieth  und  Axster  64). 

g)  Ernstlichkeit   der   Niederlassung   und   des 
Wohnsitzes. 

212.  Ernstliche  Niederlassung.  Die  Niederlassung  muß  nach 
Vorschrift  des  Art.  3  der  Internationalen  Übereinkunft  eine  ^tat- 
sächliche und  wirkliche"  sein,  d.  h.  sie  muß  tatsächlich  be- 
stehen und  eine  ernstliche  sein  (PouiUet  und  Pia  27).  Diese 
Voraussetzung  gilt  als  selbstverständlich  auch  für  die  Hauntnieder- 
lassung  im  Sinne  der  Verträge  mit  Österreich-Ungarn,  Italien  und 
der  Schweiz.  Es  genügt  hiemach  nicht  die  ErfüUimg  der  recht- 
lichen Voraussetzungen,  wenn  die  Niederlassung  tatsächhch  nicht 
verwirklicht  ist,  wenn  z.  B.  die  Anmeldung  zum  Handelsregister 
oder  die  sonst  vorgeschriebene  Anzeige  bei  Behörden  erfolfft,  aber 
weder  ein  Etablissement  noch  ein  Geschäftsbetrieb  eineeridbitet  ist. 

2U.  Sehehmiederlassnng.  Die  Niederlassung  darf  daher  nicht 
nur  zum  Scheine  begründet  sein,  d.  h.  ohne  die  wirkliche  Ab- 
sicht der  Niederlassung,  nur  zu  dem  Zwecke,  um  die  Vorteile  der 
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Internationalen  Übereinkunft  in  Anspruch  nehmen  zu  können 
(vergl.  Denkschrift  in  PMZBL  9  126;  Ostemeth  und  Axster  66; 
Allfeld  705;  Seligsohn  3.  Aufl.  495).  Es  reicht  also  nicht  aus, 
wenn  zwar  äußerlich  solche  YeranstaltUAgen  getroffen  sind,  aus 
welchen  auf  das  Vorhandensein  einer  Niederlassung  geschlossen 
werden  kann,  aber  in  Wirklichkeit  nicht  die  ernstliche  Absicht 
bestanden  hat  oder  besteht,  ein  selbständig  organisiertes  Gtewerbe- 
oder  HandeLsuntemehmen  zu  betreiben.  L^besondere  genügt  nicht 
schon  für  sich  allein  die  Ermietung  eines  Geschäftelokals,  der 
Erlaß  von  Annoncen,  der  Ankauf  oder  der  Bau  von  Fabrikge- 
bäuden, der  Erwerb  von  Maschinen  usw.  (vergl.  Osterrieth  und 
Axster  66;  vergl.  auch  R6.  Str.  19  288,  284). 

214  Haftstab  für  die  Ernstlichkeit.  Es  genügt  auch  nicht  ein 
wirklich  betriebenes  Unternehmen,  wenn  aus  der  Art  und  An- 
lage des  Betriebes  sich  entnehmen  läßt,  daß  derselbe  nicht 
ernstlich  gemeint  ist,  d.  h.  nicht  einem  wirklichen  geschäftlichen 
Bedürfnisse  entspricht.  Es  wird  daher  z.  B.  die  Niederlassung 
nicht  als  eine  ernstliche  anzusehen  sein,  wenn  in  einem  Lande, 
in  welchem  ein  erheblicher  Absatz  erzielt  wird,  nur  eine  ganz 
geringfügige  Fabrikation  eingerichtet  ist  und  die  Waren 
haupt^hlich  von  einer  im  Auslande  befindlichen  Niederlassung 
eingeführt  werden,  oder  wenn  eine  mit  wenigen  Personen  besetzte 
Handelsniederlassung  eingerichtet  ist,  während  die  Geschäfte 
hauptsächlich  vom  Auslande  aus  abgeschlossen  werden. 
Der  Absatz  in  dem  Lande  der  Niederlassung  wird  somit  in  vielen 
Fällen  ein  Maßstab  für  die  EmsÜichkeit  oder  Nichternstlichkeit 
der  Niederlassung  sein  (ver^L  Osterrieth  und  Axster  67).  Eine 
allgemeine  Regel  läßt  sich  indessen  nicht  geben;  insbesondere 
läßt  sich  keineswegs  allgemein  sagen,  daß  der  Betrieb  der  Nieder- 
lassung ein  eriiebCcherer  sein  müsse  (Pouillet  und  PU  27,  28). 
Die  Frage,  ob  die  Niederlassimg  eine  tatsächliche  und  wirkliche 
ist,  wird  hiemach  immer  von  der  Beurteilung  des  einzelnen 
Falles  abhängen. 

215.  Ernstlicher  Wohnsitz.  Auch  der  Wohnsitz  muß  nach 
Maßgabe  dieser  Grundsätze  ein  tatsächlicher  und  wirklicher  sein, 
d.  h.  es  muß  die  ernstliche  Absicht  erwiesen  sein,  sich  an  einem 
bestinmiten  Orte  dauernd  niederzulassen,  und  diese  Absicht  muß 
auch  tatsächlich  verwirklicht  sein. 

IV.  Frioritätsfrist. 

216.  Dauer  und  Beginn.  Die  Prioritätsfrist,  d.  h.  die  Frist, 
innerhalb  welcher  die  spätere  Anmeldung  erfolgen  muß,  wenn  das 
Prioritätsvorzugsrecht  gewahrt  werden  soll,  beträgt  nach  der 
Litemationalen  Übereinkunft  12  Monate,  und,  falls  ein  Prioritäts- 
recht auf  Grund  der  Verträge  mit  Österreich-Ungarn,  li^en  oder 
der  Schweiz  beansprucht  wird,  8  Monate.  Betraf  die  frühere 
Anmeldung  ein  Muster,  so  beträgt  die  Frist  der  Internationalen 
Übereinkunft  4  Monate  (vergl.^Nr.  182a).  Der  Lauf  der  Frist 
wird  nach  der  Internationalen  Übereinkunft  von  dem  Tage  der 
früheren  Anmeldung  in  dem  ausländischen  Verbandsstaate,  nach 
den  übrigen  Staatsverträgen  dagegen  von  demjenigen  Tage  an  be- 
rechnet, an  welchem  das  Patent  im  Auslände  erteilt  ist  Als 
Zeitpui^t    der   früheren   Anmeldimg   kommt   der   Zeitpunkt    in 
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Betracht,  in  welchem  die  Anmeldung  im  Auslände  nach  den  dort 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  als  bewirkt  gilt;  ^eich- 
gCkUig  ist  es,  ob  der  auslftndischen  Anmeldimg  eine  frühere  Phon- 
tftt  zukommt  (Seligsohn  619;  vervl.  Nr.  181). 

817«  Tertrage  mit  Österreich-Ungarn,  Italien  und  der  Schweiz« 
Als  Tag  der  Erteilung  im  Sinne  der  Verträge  mit  Österreich- 
Ungarn,  Italien  und  der  Schweiz  gilt  der  Tag,  an  welchem 
der  Beschluß  über  die  endgültige  Erteuung  des  österreichischen, 
ungarischen  oder  italienischen  Patents  zugestellt  worden  ist,  und 
nach  dem  Übereinkommen  mit  der  Schweiz  der  Tag,  an  welchem 
das  schweizerische  Patent  in  das  Patentregister  eingetragen 
worden  ist.    Der  Beschluß  über  die  Erteilung  des  Patents  ist  end- 

Sültig  im  Sinne  derVerträffe  mit  Österreich-Ungarn,  Italien  und 
er  Sdiweiz,  wenn  eegen  denselben  ein  weiteres  Rechtsmittel 
nicht  mehr  zusteht,  a.  h.  wenn  derselbe  rechtskräftig  geworden 
ist.  Ist  nach  dem  ausländischen  Recht  noch  ein  weiteres  Rechts- 
mittel gegen  den  Erteilungsbeschluß  gegeben,  so  tritt  die  Rechts- 
kraft erst  mit  demjenigen  Zeitpunkte  ein,  in  welchem  das 
Redbitsmittel  endgültig  zurückgewiesen,  oder  die  Recbtsmittelfrist 
abgelaufen,  oder  auf  das  Rechtsmittel  verzichtet,  oder  dasselbe 
zurücki^nommen  ist  Der  Lauf  der  Prioritätsfrist  wird  dann  erst  von 
demjenigen  Tage  an  berechnet,  an  welchem  der  zugestellte  Be- 
schluß rechtskräftig  geworden  ist.  Maßgebend  für  den  Beginn 
der  Frist  ist  mithin  ds^  Zusammentreffen  zweier  Momente,  näimich 
der  Zustellung  und  der  Endgültigkeit  des  Beschlusses.  Diese 
Ansicht  findet,  abgesehen  von  dem  Wortlaute  des  Gesetzes,  ihre 
Stütze  auch  darin,  daß  die  Zustellung  des  endgültigen  Beschlusses 
offenbar  um  deswillen  als  Voraussetzung  für  den  Beginn  der  I<Yist 
aufgestellt  ist,  damit  dem  Prioritätsberechtigten  ein  größerer  Zeit- 
raum für  die  Geltendmachung  des  Prioritätsvorzugsrechts  zur  Ver- 
fügung stehe;  wollte  man  schon  die  Zustellung  des  nicht  rechts- 
kräftigen Beschlusses  für  maßgebend  erachten,  so  würde  der  dem 
Patentsucher  zur  Verfügung  stehende  Zeitraum  unter  Umständen 
erhebUdb  verkürzt  werden  (Schanze  in  Hirth  Ann.  94  259 ff.;  Selig- 
sohn 525;  vei^l.  Isay  §  3  Nr.  73;  vergl.  auch  §  27  Nr.  3). 

218.  Berechnung;  Verlängerung;  Wiedereinsetzung.  Für  die 
Berechnung  der  Frist  ist,  insoweit  das  Prioritätsvorzugsrecht 
in  Deutschland  zeltend  gemacht  wird,  das  deutsche  Recht  maß- 
gebend, d.  h.  es  kommen  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  Frist- 
berecbnung  der  §§  187  Abs.  1,  188  und  193  BGB.  zur  Anwendung 
(Osterrieth  und  Axster  77,  78;  R.  Alexander -Katz  in  Anschl.  54 
und  63;  Isav  §  3  Nr.  63;  Allfeld  7i3;  Seli^hn  3.  Aufl.  500). 
Danach  wird  —  was  übrigens  in  den  Übereinkünften  mit  Öster- 
reich-Ungarn, Italien  und  der  Schweiz  noch  besonders  bestimmt 
ist  —  der  Tag,  an  welchem  im  Auslande  die  frühere  w^nmeldung 
erfolgt  bezw.  der  Erteilungsbeschluß  endgültig  und  zugestellt  ist, 
nicht  mitgerechnet.  Die  Frist  endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen 
Tages  des  letzten  Monats,  der  durch  seine  Zahl  dem  Ta^  der 
früheren  Anmeldung  bezw.  dem  Tage,  an  welchem  der  Erteilungs- 
beschluß  endgültig  und  zugestellt  ist,  entspricht.  Fehlt  in  dem 
letzten  Monate  der  für  den  Abiauf  der  Frist  maßgebende  Tag,  so 
endigt  die  Frist  mit  dem  Ablaufe  des  letzten  Tages  dieses  Monats. 
Fällt  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  einen  in 
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Preußen  staatlich  aaerkannteii  allgemeinen  Feiertag,  so  tritt  an 
die  Stelle  des  Sonntags  oder  des  Feiertags  der  n&chstfolgende 
Werktag  (vergl.  §  8  Nr.  9).  Eine  Verlängerung  der  Frist  ist  nicht 
statthaft  Ebensowenig  findet  gegen  deren  Ablauf  irgend  ein  Rechts» 
mittel,  insbesondere  nicht  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  statt  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  11). 

219.  Geltendmachung  des  PrioritStsrechts  vor  Beginn  der 
PrioritStsfrist.  Die  Priontätsfrist  hat  nur  die  Bedeutung,  da&,  um 
das  Prioritätsvorzugsrecht  zu  wahren,  die  Anmeldung  spätestens 
bis  zum  Ablaufe  der  Frist  erfolgen  muß;  sie  hat  nicht  etwa  den 
Sinn,  daß  vor  ihrem  Beginn  die  spätere  Anmeldung  nicht  erfolgen 
dürfe.  Dies  kommt  hinsichtlich  des  auf  die  Übereinktlnfte  mit 
Österreich-Ungarn,  Italien  und  der  Schweiz  gegründeten 
Prioritätsanspruchs  in  Betracht,  indem  die  spätere  Ainmeldung 
nicht  nur  erst  nach  Erteilung  des  Patents  auf  die  frühere  Anmeldung, 
sondern  auch  schon  während  Schwebens  des  Patenterteilungs- 
verfahrens erfolgen  kann  (Schanze  in  Hirth  Ann.  94  257 ;  Seligsohn 
516,  523 ;  vergl.  Kohler  295).  Die  Entscheidung  über  das  Bestehen 
des  Prioritätsvorzugsrechts  muß  alsdann  bis  zur  rechtskräftigen 
Entscheidimg  über  Erteilung  oder  Versagung  des  mit  der  frtüieren 
Anmeldung  nachgesuchten  Patents  ausgesetzt  werden  (vergl.  Isay 
§  3  Nr.  73;  vergl.  auch  Nr.  178). 

220.  Patentverletzimgen  innerhalb  der  Priorit&tsfrist.  Die 
Prioritätsfrist  hat  nur  Bedeutung  hinsichtlich  der  Priorität;  sie 
stellt  keine  Verlängerung  der  Schutzdauer  dar  (vei^I.  Nr.  256). 
Eine  Erfindungsbenutsun^,  welche  innerhalb  der  Pnoritätsfrist 
stattgefunden  üat,  kann  in  dem  Lande  der  späteren  Anmeldung 
nicht  verfolgt  werden  —  sofern  nicht  etwa  nach  den  Gesetzen 
dieses  Landes  ganz  abgesehen  von  den  internationalen  Verträgen 
eine  Patentverletzung  vorliegt  —  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn 
nachher  das  Patent  auf  Grund  der  beanspruchten  Priorität  erteilt 
wird  (Osterrieth  und  Axster  ti6;  R.  Alexander-Katz  in  Anschl.  81; 
PouiUet  und  Ple  41).  Für  Deutschland  kommt  noch  besonders  in 
Betracht,  da&  hier  ein  Patentschutz  gar  nicht  einmal  auf  Grund 
der  Anmeldung,  sondern  frühestens  erst  auf  Grund  der  Bekannt- 
machung der  Anmeldung  begehrt  werden  kann. 

V.  Identität  der  Anmeldungen. 

a)  Identität  im  allgemeinen. 

221.  Identitfit  des  Erfindungsgedankens.  Das  Prioritäts- 
vorzugsrecht kann  nur  insoweit  gewährt  werden,  als  die  spätere 
Anmeldung  mit  der  früheren  im  Auslande  geschehenen  Anmeldung 
identisch  ist  (Seligsohn  517;  Osterrieth  und  Axster  75;  Isay 
§3  Nr.  60;  Pouillet  und  Ple  41;  Allfeld  707).  Ob  und  wann 
Identität  vorliegt,  bestimmt  sich  nach  denjenigen  Grundsätzen, 
welche  für  die  Annahme  der  Identität  von  ESrfindungen  überhaupt 
gelten,  und  welche  namentlich  für  die  Frage  maßgebend  sincL  ob 
die  angemeldete  Erfindung  Gegenstand  einer  frtüieren  Anmeldung 
im  Sinne  des  §  3  Abs.  1  PatG.  ist  {vergl.  §  3  Nr.  21  ff.)-  Es 
kommt  daher  nicht  darauf  an,  ob  äußerlich  Übereinstimmung 
zwischen  den  Anmeldungen,  d.  h.  zwischen  den  Patentansprüchen 
oder  Beschreibungen,  besteht,  sondern  es  ist  darauf  zu  senen,  ob 
eine  Identität    des    Erfindungsgedankens  vorliegt.     Ob 
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eine  derartige  Identit&t  gegeben  ist,  ist  ans  dem  Gesamtinhalte 
der  beiden  Anmeldmigen  zu  entnehmen  (vergl.  R.  Alexander-Katz 
in  Änschl.  79;  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  48; 
Seligsohn  8.  Aufl.  498;  Schanze  in  Hirth  Ann.  94  275).  Handelt  es 
sich  um  eine  Kombinationserfindun^,  so  ist  es  Tatfra^e,  ob  in  der 
froheren  Anmeldung  zugleich  auch  em  Schutz  für  die  Emzelelemente 
beansprucht  war;  nur  wenn  letzteres  zutrifft,  wUrde  die  spätere 
Anmeldung  auch  auf  eines  oder  mehrere  der  Einzelelemente  ge- 
richtet werden  können  (vei^^l.  auch  §  4  Nr.  224  ff.).  Bei  späterer 
Änderung  der  Anmeldung  im  Auslande  kann  eine  Verlegmig  der 
Priorität  eintreten  (vergl.  Nr.  155  und  226). 

822.  Identit&t  bei  Erzeugnis,  Einrichtung  und  Terfahren. 
Da  es  lediglich  auf  die  Übereinstimmung  des  Erlindungsgedankens, 
also  auf  die  technische  Übereinstimmung,  nicht  aber  auf  die 
Formulierung  ankommt,  welche  dem  Erfindun^sgedanken  gegeben 
ist^  so  ist  Identität  zwischen  einer  Erzeugniserfindunff  imd  der 
Erfindung  eines  Verfahrens  dann  anzmiehmen,  wenn  das  Verfahren 
lediglich  die  Herstellung  dieses  bestimmten  Erzeugnisses  betrifft. 
Dies  wird  namentUch  bei  Verschiedenheit  der  Gesetzgebungen  der 
in  Betracht  kommenden  Staaten  von  Bedeutung.  Wäre  es  z.  B. 
nach  der  Gesetzgebung  des  betreffenden  ausländischen  Staates 
zulässig,  ein  Arznei-,  Nahrungs-  oder  Genui&mittel  oder  einen 
chemischen  Stoff  zu  patentieren,  so  würde  das  Prioritäts- 
vorzugsrecht beansprucht  werden  können,  wenn  die  Anmeldung 
eines  solchen  Erzeugnisses  in  Deutschland,  um  die  aus  §  1  Abs.  2 
PatG.  sich  ergebenden  Bedenken  zu  beseitigen,  in  die  Anmeldung 
desjenigen  Verfahrens  umgewandelt  sein  sollte,  welches  bereits  in 
der  früheren  Anmeldung  als  der  Herstellung  des  Produktes  dienlich 
beschrieben  ist  (Osterrieth  und  Axster  75;  vergl.  Isay  ^  8  Nr.  61; 
Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  48;  Seligsonn  3.  Aufl. 
496;  vergl.  auch  §  1  Nr.  55).  Dagegen  besteht  keine  Identität 
zwischen  einem  Verfahren  und  einer  Einrichtung,  es  sei 
denn,  da&  das  Einrichtungspatent  in  Wirklichkeit  als  Verfahrens- 
patent auszulegen  ist,  was  ausnahmsweise  geschehen  kann  (vergl. 
4  4  Nr.  248).  Ebensowenig  besteht  eine  Identität  zwischen  einer 
Einrichtung  und  einem  Erzeugnis,  wenn  auch  dieses  ledigh'di 
unter  Benutzung  der  Einrichtung  hergestellt  werden  kann. 

b)  Teilweise  Identität. 

228.  Änderung  der  ausländischen  Anmeldung.  Es  genügt 
Identität  der  Anmeldungen  im  wesentlichen  (Seligsohn  518; 
Osterrieth  und  Axster  74,  75;  Allfeld  707;  vergl.  §  S  Nr.  22).  Un- 
wesentliche Bestandteile  der  früheren  Anmeldung  dürfen  daher  in  der 
späteren  Anmeldung  fortgelassen  werden.  Andererseits  dürfen  in 
die  spätere  Anmeldung  Abweichungen,  nähere  Ausführungen 
und  Verbesserungen  der  m'sprünglich  angemeldeten  Erfindung 
aufgenommen  werden,  wenn  infolge  derselben  eine  Änderung  des 
Erfindungsinhalts  und  eine  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Einheit- 
lichkeit aer  Anmeldung  nicht  eintritt.  Es  darf  dann  für  die  spätere 
Anmeldung  als  Einheit,  also  auch  für  die  später  vorgenommenen 
Abänderungen,  das  Prioritätsvorzugsrecht  beansprucht  werden. 
Solche  das  Prioritätsrecht  nicht  beeinträchtigende  Abänderungen 
können   bestehen   in    Korrekturen,    Berichtigungen,   Er- 
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Iftuterungen  oder  in  solchen  Abweichungen,  welche  infolge 
einer  Verschiedenheit  der  Anmeldevorschriften  oder  infolge  der 
Übersetzung  der  ursprünglichen  Anmeldung  nötig  geworden  sind; 
sie  können  auch  bestehen  in  einer  weiteren  Ausgestaltung  des 
ursprünglichen  Erfindungsgedankens  (Osterrieth  und  Axster  75; 
R.  Alexander-Katz  in  GuR.  7  236;  Pouillet  und  Pl^  40,  41;  vergL 
auch  Nr.  131,  lS7ff.  und  146ff.). 

824.  Teilweise  PrioritSt.  Anders  hegt  die  Sache  aber  dann, 
wenn  infolge  von  Abänderungen  od  er  Hinzufügungen  eine  Änderung 
des  Erfindungsinhalts  der  ursprün^Uch  angemeldeten  Erfindung 
eintritt,  oder  wenn  dadurch  neben  die  ursprünglich  angemeldete 
Erfindung  —  sofern  dies  nach  Lage  der  Sache  an  sich  zulässig 
ist  —  eine  andere  Erfindung  gesetzt  werden  soll.  Dann  kann 
das  Prioritätsvorzugsrecht  nur  für  denjenigen  Teil  der  späteren 
Anmeldung  verlangt  werden,  welcher  bereits  in  der  ursprünglichen 
Anmeldung  enthalten  war,  während  für  die  Priorität  der  Er* 
gänzimgen  und  Änderungen  der  Zeitpunkt  der  in  Deutschland 
erfolgten  Anmeldung  ma&gebend  ist  (Kohler  294;  Rhenius  in 
ZgR.  2  253;  Schanze  in  Hirth  Ann.  94  274,  275;  Seligsohn  506; 
Osterrieth  und  Axster  75;  R.  Alexander-Katz  in  GUR.  7  236  und 
in  Anschl.  79;  Isay  §  3  Nr.  61;  Pouillet  und  Ple  41;  Allfeld  707). 
Es  ist  dabei  vorauszusetzen,  da&  der  Erfindungsinhalt  der  späteren 
Anmeldung  überhaupt  teilbar  ist,  d.  h.  da6  nach  Weglassung  der 
hinsichtlich  des  Prioritätsanspruchs  nicht  in  Betracht  kommenden 
Bestandteile  der  Anmeldung  unmer  noch  ein  selbständiger  schutz- 
fähiger Erfindimgsgedanke  zurückbleibt;  ist  dagegen  letzteres  nidit 
der  Fall,  so  mu&  das  Prioritätsvorzu^srecht  überhaupt  versagt 
werden.  Es  kann  mithin  für  einen  Teil  der  späteren  Anmeldung 
das  Prioritätsvorzugsrecht  bestehen,  für  einen  anderen  nicht  (vergl. 
Nr.  134  und  153,  154;  vergl.  dagegen  auch  österr.  PA.  M.  4  18,  19). 

225.  Einschränkung  der  ausländischen  Anmeldung.  Eine 
teilweise  Identität  kann  bei  Teilbarkeit  des  Erfindungsgedankens 
der  ursprünglichen  Anmeldimg  auch  insofern  vorhegen,  als  die 
spätere  Anmeldung  auf  einen  selbständigen  Teil  der  ur* 
sprünglichen  Anmeldung  beschränkt  wird;  eine  derartige 
Einschränkung  kann  das  Pnoritätsvorzugsrecht  nicht  beeinträ<m* 
tigen,  sofern  der  betreffende  selbständige  Teil  durch  die  frühere 
Anmeldung  als  für  sich  geschützt  anzusehen  ist  (vergl.  Schanze 
in  Hirth  Ann.  94  274,  275;  Osterrieth  und  Axster  76;  Seligsohn 
3.  Aufl.  498).  Eine  Anmeldung  auf  ein  Verfahren  und  ein  Er- 
zeugnis kann  daher  z.  B.  auf  das  Verfahren  und  eine  generelle  Er- 
findung auf  eine  Ausführungsform  beschränkt  werden  (vergl.  Oster- 
rieth imd  Axster  75,  76).  Auch  bei  dem  Vorhandensein  nur  eines 
Patentanspruchs  ist  eine  Einschränkung  der  früheren  Anmeldung 
durch  Beschränkung  des  Patentanspruchs  möglich  (veigl.  Nr.  132). 

226.  JLnderung  der  ausländischen  Anmeldung  im  Ausland. 

Eine  teilweise  Versagung  des  Prioritätsvorzugsrechts  kann  nicht 
nur  dann  eintreten,  wenn  die  spätere  Anmeldung  in  Deutschland 
gegenüber  der  ursprünglichen  Anmeldung  im  Auslande  geändert 
ist;  sie  kann  vielmehr  auch  in  Fräse  kommen,  wenn  die  An- 
meldung im  Auslande  durch  den  ausländischen  Behörden 
gegenüber  abgegebene  Erklärungen  nach  dem  Zeitpunkte  ihrer  ersten 
Einreichung  wesentlich  geänaert  worden  ist  (vergl. Nr.  155).  Dies 
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kann  aDerdings  nicht  zu  einer  yölligen  YersagUDg  der  PrioritAt  fOr 
den  erst  spftter  hinzugefO^n  Teil,  wohl  aber  dazu  fahren,  dafr 
hinsichtlich  dieses  Teus  die  Priorität  nicht  von  dem  Zeitpunkte 
der  ersten  Einreichung,  sondern  von  demjenigen  Zeitpunkte  an  zu 
rechnen  ist,  in  welchem  die  spätere  Hinzuragung  m  vorschrifts* 
mäßiger  Weise  zur  Kenntnis  aer  zuständigen  ausländischen  fie* 
hOrde  sebracht  war,  wobei  es  in  Zweifelfällen  nach  dem  aus« 
ländi8<£en  Recht  sidi  bestimmt,  wann  der  betreffende  Teil  als 
ordnungsmäßig  angemeldet  anzusehen  ist.  Dieser  Grundsatz 
wird  insbesondere  auch  dann  praktisch,  wenn  in  England  die 
endgültige  vollständige  Patentanmeldung  wesentliche  Änderungen 
gegenüber  der  provisional  specification  enthält  (Rich^xl  Alexanoer« 
Kaf z  in  6UB.  7  286 ;  Pouillet  und  Plö  53).  Der  Grundsatz  kann 
femer  praktisch  werden,  wenn  die  Erfindung  in  verschiedener  Ge« 
stalt  zu  verschiedenen  Seiten  vorher  in  mehreren  Yerbandsstaaten 
angemeldet  war  (Rieh.  Alexander-Katz  in  GUR.  7  236;  vei^l.  auch 
Nr.  268).   Dagegen  ist  die  spätere  Änderung  auf  die  Priorität  der  un* 

5eändert  gebliebenen  Angaben  ohne  Einfluß  (Osterrieth  und  Axster 
6).    Die  Kegeln  über  teüweise  Priorität  finden  Anwendung  (vergl. 
Nr.  224). 

826a.  Zusammenfassung  mehrerer  Anmeldungen«  Die 
Änderung  der  ausländischen  Anmeldung  kann  auch  darin  be- 
stehen,  daß  die  Gegenstände  m  obrerer  ausländischer  Anmeldun^n 
in  einer  deutschen  Anmeldung  zusammengefaßt  werden.  Dies 
ist  zulässig,  sofern  der  Grundsatz  der  Einheitlichkeit  der  An- 
meldung dabei  gewahrt  mrd  (Seligsohn  3.  Aufl.  499;  vergL  Propr. 
Ind.  21 117, 118).  Die  Priorität  berechnet  sich  dann  für  die  einzelnen 
Teile  der  deutschen  Anmeldung  nach  dem  Zeitpunkte  ihrer  An- 
meldung im  Auslande;  sie  kann  demnach  für  die  einzelnen  Teile 
der  Anmeldung  eine  verschiedene  sein  (vergl.  Propr.  Ind.  21  118; 
vergL  dagegen  auch  Seliesohn  3.  Aufl.  490).  Eb  ist  dann  auch 
möglich,  daß  für  einen  Teil  der  Anmeldung  eine  Priorität  be- 
ansprucht wird,  für  einen  anderen  dagegen  nicht. 

VI.  Übertragbarkeit  des  Prioritätsvonmgsreohts. 

a)  Objektive  und  subjektive  Voraussetzungen 
der  Übertragung. 

287.  IdentitSt  des  Anmelders.  Neben  der  in  objektiver  Hin- 
sicht notwendigen  Identität  der  AnmeldunjB^en  mu6  auch  eine  sub- 
jektive Identität  bestehen,  d.  h.  Übereinstimmung  in  der  Person 
des  Anmelders.  Auf  das  Prioritätsvorzugsrecnt  hat  nur  die- 
jenige bestimmte  Person  Anspruch,  welche  im  Auslande  die  Er- 
findung früher  zur  Anmeldung  gebracht  hat;  dritte  Personen  können 
sich  auf  eine  solche  Anmeldung  zu  ihren  Gunsten  nicht  berufen^ 
auch  wenn  sie  die  Erfindimg,  wie  sie  in  der  ausländischen  An- 
meldung dargestellt  ist,  selbständig  gemacht  oder  von  einem  anderen 
selbständigen  Erfinder  erworben  haben  (Osterrieth  und  Axster  74; 
Isay  §  8  X^r.  62;  Seligsohn  3.  Aufl.  498;  vei^l.  PA.  PMZBl.  12  128;^ 
veigl.  dagegen  auch  Allfeld  707).  Sind  mehrere  Anmelder  vor- 
handen, so  muß  die  Identität  hinsichtlich  aller  vorliegen  (Selig- 
8ohn  8.  Aufl.  498;  vei^l.  österr.  PA.  PMZBl.  11  28). 

228.  PrioritStsbereehtIgte  Rechtsnachfolge.  Dagegen  ist  eine 
Übertragung  der  Rechte  aus  der  frühereu  Anmeldung  möglich» 
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Denn  dem  ursprünglichen  Anmelder  stehen  dessen  allgemeine 
Rechtsnachfolger,  d.  h.  dessen  Erben,  gleich,  aUerainss  nur 
unter  der  Yoraussetzunff,  daß  auch  sie  zu  den  nach  Inhalt  der 
Staatsverträge  privilegierten  PersonengehOr en  (Osterrieth 
und  Axster  74;  vergl.  Nr.  288  ff.).  Unter  derselben  Voraussetzung 
ist  auch  eine  Sondernachfolge  in  das  Priorit&tsvorzugsrecht 
möglich  (Seligsohn  518;  Isay  §  8  Nr.  62;  Seligsohn  8.  Aufl.  497  k 
W£rde  die  ffedadite  Voraussetzung,  da§  auch  der  Rechtsnachfolger 
zu  den  nach  Maßgabe  der  Staatsvertrfige  privilegierten  Personen 
gehören  mu&,  nicht  nötig  sein,  so  könnten  die  geseizlidien  Be- 
stimmungen und  die  Stuitsvertrfige  dadurch  umgangen  werden, 
da&  Personen,  welche  weder  Angehörige  von  Verbandsstaaten  noch 
solchen  gleichgestellt  sind,  andere  FNersonen  als  Anmelder  vor- 
schieben, um  sich  dami  von  diesen  das  Prioritfttsvorzugsrecht  über- 
1nfl;en  zu  lassen.  Unter  der  angegebenen  Voraussetzung  kann  der 
frühere  Anmelder  das  Prioritätsrecht  für  verschiedene  Staaten  an 
verschiedene  Personen  übertragen,.(Allfeld  707;  vei^L^Nr.  230). 

229.  Form  und  Beweis  der  Übertrafping.  Die  Übertragung 
des  Prioritätsvorzugsrechts  vollzieht  sich  in  der  gleichen  Weise, 
vne  Rechte  überhaupt  und  insbesondere  das  Recht  aus  einer  Patent- 
anmeldung oder  aus  einem  Patent  übertragen  werden.  Es  kommen 
demnach  die  Erörterungen  über  die  Form  der  Übertragung  gemäß 
%  6  PatG.  zur  entsprechenden  Anwendung  (PA.  PMZBL  12  127  ff  ; 
vergl.  §  6  Nr.  11  ff.).  Einer  besonderen  Form  bedarf  hiemach  die 
Übertragung  der  Regel  nach  nicht  Dies  gilt  auch,  wenn  die  Über* 
tragung  im  Auslande  vorgenommen  worden  ist.  Doch  empfiehlt 
es  sich,  um  den  sonst  öfters  —  und  namentUch  im  Auslande  — 
schwierigen  Beweis  der  Übertragung  zu  sichern,  daß  eine  schrift- 
liche Übertragun^urkunde,  womöglich  in  ^beweisender  Form,  aus- 
gestellt wird.  Eme  stillschweigende  Übertragung  ist  an  sich 
möglich.  Jedoch  ist  eine  solche  nicht  schon  dann  anzunehmen, 
wenn  die  ausländische  Patentanmeldung  oder  das  ausländische 
Patent  auf  einen  anderen  übertragen  wird  (vergL  Nr.  230). 

290.  Übertra^^ung  ohne  Anmeldung.  Die  Gültigkeit  der  JJber- 
tragung  des  Priontätsrechts  ist  nicht  durch  die  gleichzeitige  Über- 
tragung der  ausländischen  Anmeldung  oder  desauf  diese 
erteilten  Patents  bedingt.  Dies  ergibt  sich  aus  dem  Grundsatze 
der  Territorialität  der  in  verschiedenen  Staaten  bewirkten  Patent- 
anmeldungen und  erteilten  Patente  sowie  aus  dem  Grundsatze  der 
Unabhängigkeit  der  in  verschiedenen  Staaten  erteilten  Patente 
{vergl.  §  4  Nr.  65  ff.  und  §  1  Nr.  14).  Diese  Grundsätze  gelten 
auch  im  Verhältnisse  der  Verbandsstaaten  der  Union  zueinander. 
Hiemach  hat  die  ausländische  Anmeldung  eine  Bedeutung  als 
Bolche  für  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches  überhaupt  nicht.  Nur 
eine  mittelbare  Wirkung,  nämlich  das  Prioritätsvorzugsrecht,  kommt 
für  Deutschland  in  Betracht,  und  zwar  als  ein  bedii^^  Redit  in 
dem  Sinne,  dag  es  mit  der  fristgemäßen  späteren  deutschen  An- 
meldung für  Deutschland  wirksam  erworben  wird,  aber  auch 
€chon  während  Schwebens  der  Bedingung,  d.  h.  vor  der  An- 
meldung in  Deutschland,  selbständig  übertragen  werden  kann. 
Hieraus  ergibt  sich,  daß  das  Prioritätsvorzugsrecht,  nadidem  es 
einmal  erworben  ist,  von  den  sjpäteren  Schicksalen  der  aus- 
ländischen Anmeldung  nicht  betrotfen  wird,  daß  es  daher  ohne 
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diese  und  selbst  dami  noch  übertragen  werden  kann,  wenn  die 
audllndische  Anmeldang  rechtskräftig  zurückgewiesen  oder  zurück- 
genommen ist  (PA.  PMZBl.  12  127 ff.;  vergl.  Schanze  in  lürth 
Ann.  94  266 ff.;  vergl.  auch  Karsten  in  M.  6  18, 19;  anders  Pouillet 
und  P16  60;  vergl.  Seligsohn  618;  SeHgsohn  8.  Aufl.  498). 

2S1.  PrioritStsrecht  alsZubehSr  der  Anmeldunsr .  Das  Priorit&ts- 
Torsugsrecht  ist  daher  nicht  etwa  ein  notwendiges  Zubehör 
der  ausländischen  Anmeldung  oder  des  später  erteilten  aus- 
IbidifiKshen  Patents  und  geht  daher  auch  nicht  etwa  stillschweigend 
auf  den  Rechtsnachfolger  in  die  Anmeldung  oder  das  Patent  über 
(Schanze  in  Hirth  Ann.  94  266 ff.;  anders  Kohler  294;  Osterrieth 
und  Axster  74;  Seligsohn  618).  Hiemach  ist,  da  durch  die  An- 
meldunff  in  einem  Verbundsstaate  soviel  bedingte  Prioritätsrechte 
b^^ündet  werden,  als  es  sonstige  Verbandsstaaten  gibt,  der  An- 
melder befugt,  jedes  dieser  verschiedenen  Prioritätsrechte  einem 
anderen  zu  übertragen  (vergl.  Nr.  228).  Wer  in  Deutschland  die 
ausländische  Priorität  geltend  machen  will,  muß  demnach  nach- 
weisen, daä  er  das  Prioritätsrecht  für  Deutschland  erworben  hat. 

Dingen  ist  das  durch  die  rechtzeitig  in  Deutschland  bewirkte 
Anmeldung  erworbene  Prioritätsrecht  ein  notwendiges  Zubehör 
der  deutschen  Anmeldung  und  des  daraufbin  erwirkten 
deutschen  Patents,  wie  dies  die  Priorität  überhaupt  ist.  Es  geht 
daher  mit  der  deutschen  Anmeldung  bezw.  dem  deutschen  Patente 
auf  die  Rechtsnachfolger  des  Anmelders  bezw.  Patentinhabers  über. 

882.  Übertragung  bei  mehrfiicher  ausländischer  Anmeldung. 
Ist  eine  Anmeldung  zunächst  in  mehreren  ausländischen 
Verbau dsstaaten  erfolgt,  so  kann  jedes  der  hierdurch  er- 
worbenen Prioritätsvorzugsrechte  gesondert  übertragen  werden, 
wobei  von  den  verschiedenen  Rechtsnachfolgern,  wenn  solche  in 
Deutschland  die  Erfindung  zur  Anmeldung  bringen,  derjenige  den 
anderen  vorgeht,  welchem  das  der  Zeit  nach  erste  Vorrecht 
übertragen  ist.  Sind  die  mehreren  Anmeldungen  im  Auslande 
gleichzeitig  erfolgt,  so  haben,  wenn  dieselben  rechtzeitig  in  Deutsch- 
mnd  wiederholt  werden,  die  verschiedenen  dadurch  erworbenen 
Vorrechte  gleichen  Rang  (vergl.  Nr.  30). 

2i8.  Übertrarang  der  Erfindung.  Das  Prioritätsrecht  ist  auch 
nicht  ein  Zubehör  der  Erfindung;  insbesondere  geht  es  nicht 
etwa  stillschweigend  bei  Übertragung  der  Erfindung  auf  deren  Er- 
werber über.  Umsoweniger  sind  die  Inhaber  beschränkter  Rechte 
an  der  Erfindung,  wie  der  Pfandgläubiger,  Nie&braucher  und  der  Aus- 
nutzungsberechtigte zur  Geltendmachung  des  Vorrechts  berechtigt, 
ebensowenig  der  Lizenznehmer  (vergl.  Osterrieth  und  Axster  74). 

b)  Übertragung   auf   nicht   prioritätsberechtigte 
Personen. 

284.  Übertragung  vor  und  nach  der  deutschen  Anmeldung. 

Fraglich  ist  es,  welchen  Einfiuß  es  auf  das  Prioritätsvorzugsrecbt 
hat,  wenn  eine  VeräufieruuR  an  eine  nicht  prioritäts- 
berechtigte Person  erfolgt.  Dabei  ist  zu  unterscheiden,  ob  die 
Anmeldung  in  Deutschland  bereits  bewirkt  oder  noch  nicht 
bewirkt  ist.  Ist  die  deutsche  Anmeldung  rechtzeitig  bewirkt  oder 
flogar  das  Patent  daraufhin  erteilt,  so  kann  der  Umstand,  daß  eine 
Übertragung  des  Prioritätsrechts  auf  eine  nicht  prioritätsberechtigte 
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Person  erfolgt  ist,  einen  Einfluß  auf  den  Bestand  und  die  Wirk- 
samkeit der  Anmeldung  oder  des  Patents  nicht  haben,  da  das  ein- 
mal erworbene  PriontAtsrecht  ein  notwendiges  Zubehör  der 
deutschen  Anmeldim^  —  ohne  Rücksicht  auf  die  Person  des  Patent- 
suchers oder  Patentinhabers  —  ist  (vergl.  Nr.  281;  vergL  auch 
Seligsohn  618).  Insbesondere  ist  die  ÜDertra^:ung  der  deutschen 
Anmeldung  oder  des  deutschen  Patents  auf  eme  nicht  prioritäts- 
betechtigte  Person  nicht  als  Nichtigkeitsgrund  in  dem 
deutschen  Patentoesetz  anerkannt.  Man  kann  auch  nicht  an- 
nehmen, daß  im  Isichtigkeitsverfahren  oder  im  Verfahren  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  wegen  der  Übertragung;  der  Anmeldung 
oder  des  Patents  an  eine  nicht  prioritätsberechtiRte  Person  die 
Priorität,  welche  im  Erteilungsverfahren  mit  Recnt  beansprucht 
ist  oder  hätte  beansprucht  werden  können,  auf  einen  späteren  Zeit- 
pui^t  verlegt  werden  dürfe. 

Geschieht  die  Übertragung  vor  der  Anm  e Idung  in  Deutsch- 
land, so  kann  der  nicht  prioritätsberechtigte  R^tsnachfolger 
das  raoritätsrecht  nicht  geltend  machen  fvergl.  Nr.  228).  Deshalb 
ist  aber  die  Übertragung  nicht  wirkungslos  und  hat  auch  nicht 
etwa  zur  Folge,  da6  das  Prioritätsrecht  erlischt.  Vielmehr  kann 
der  Rechtsnachfolger  das  Prioritätsrecht  beanspruchen,  wenn  er 
später  die  subjektive  Prioritätsberechtigung  erlangt,  er  kann^  auch 
das  Prioritätsrecht  auf  andere  Personen  weiter  übertragen  mit  der 
Wirkunff,  daß,  wenn  diese  prioritätsberechtigt  sind,  ihnen  die  Aus- 
übimg des  Prioritätsrechts  zusteht  (vei^l.  Nr.  286). 

285.  Mafigebender  Zeitpunkt  fttr  die  Prioritfitsberechtigiuig 
des  Rechtsnaehfolgers.  Die  subjektive  Prioritätsberechtigung  des 
Rechtsnachfolgers  mui&  nur  in  dem  Zeitpunkte  bestehen,  in 
welchem  durch  ihn  die  Anmeldung  in  Deutschland  be- 
wirkt wird.  Gleichgültig  ist  es  daher,  wenn  in  der  Zwischen- 
zeit zwischen  der  früheren  Anmeldung  im  Auslande  und  der 
späteren  Wiederholung  derselben  im  Inlande  das  Recht  aus  der 
iuimeldung  auf  nicht  prioritätsberechtigte  Personen  übergegangen 
war;  es  genügt  vielmenr,  wenn  in  dem  Augenblicke  der  späteren 
Wiederholung  der  Anmeldung  eine  prioritötsberechtigte  Person 
Inhaber  des  Kechts  ist,  so  daS  es  auch  ausreicht,  wenn  ein  firüher 
nicht  prioritätsberechtigter  Rechtsnachfolger  zu  dem  Zeitpunkt  der 
späteren  Anmeldung  che  subjektive  Prioritätsberechtiffimg  durch 
ärwerb  der  Staatsangehörigkeit  oder  Begründung  eines  Wohnsitzes 
oder  einer  Niederli^ung  in  einem  Verbandsstaate  erlangt  hat 
(Seligsohn  517;  Seligsohn  3.  Aufl.  497). 

Vn.  Geltendmachung  des  Prioritätsvonugsreohts. 
a)  Notwendigkeit  der  Geltendmachung. 

2M.  Besondere  Geltendmachung  des  PriorttStsvorsugsreekts. 

Das  Prioritätsvorzugsrecht  wird  kraft  Rech  tens  durch  die  Tatsache 
der  Anm^dung  in  einem  Yerbandsstaate  erworben;  es  entsteht 
mithin,  ohne  daß  es  besonderer  auf  seine  Wahrung  gerichteter 
Akte  oder  einer  besonderen  Geltendnuic^ung  desselben  bedarf 
(Kohler  293;  Allfeld  711;  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  der  Int  Yer. 
8  42 ;  vergl.  auch  Schanze  in  Hirth  Ann.  94  2&3,  254).  Dies  ^t 
indessen  nur  dann,  wenn  es,  wie  zur  Zeit  in  Deutschland,  kerne 
Vorschrift  gibt,  wonach  die  Priorität  besonders  zu  beanspruchen 
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ist  Es  wfire  daher  nicht  unsiatthaft,  die  besondere  Geltend- 
machung vorzuschreiben,  zumal  dieselbe  als  eine  Förmlichkeit  sich 
darstellt  (vergl.  Art.  2  der  Internationalen  Übereinkimft;  vergl.  auch 
Osterrieth  und  Axster  68).  £s  bedarf  auch  nach  deutschem  Recht 
nicht  irgend  welcher  besonderer  Akte,  um  das  einmal  erworbene 
Recht  aufrecht  zu  erhalten.  Nm*  insofern  mu&  das  Prioritäts- 
vorzugsrecht geltend  gemacht  werben,  als  die  Tatsache  der 
früheren  Anmeldung  in  einem  ausländischen  Verbandsstaate  den 
deutschen,  zur  Entscheidung  der  Prioritätsverhältnisse  berufenen 
Behörden  zur  Kenntnis  gebracht  werden  muß,  da  diese 
Behörden  von  Amts  wegen  Kenntnis  von  der  ausländischen  An- 
meldung nicht  erhalten.  Auch  insofern  bedarf  es  einer  besonderen 
Geiten<unachung  des  Prioritätsvorzugsrechts,  als  es  selbstverständ- 
lich in  dem  Belieben  des  Prioritätsberechtigten  steht,  ob  er  von 
seinem  Vorrecht  Gebrauch  machen  will.  Das  Vorrecht  kann  dem- 
nach immer  nur  dann  gewährt  werden,  wenn  ein  Anspruch 
hierauf  erhoben  worden  ist  (vergl.  Osterrietii  und  Axster  SÖ; 
Seligsohn  3.  Aufl.  502).  IMes  hat  zur  Folge,  daß  allein  der  Priori- 
tätsberechtigte zur  Geltendmachung  des  Prioritätsrechts  befugt  ist, 
indem  es  auch  in  dessen  Macht  steht,  auf  ein  etwaiges  Prioritäts- 
recht verzichten  zu  dürfen.  Ein  Dritter  kann  sich  auf  das  Priori- 
tätsrecht nur  dann  berufen,,  wenn  es  durch  den  Berechtigten 
geltend  gemacht  ist  (Osterrieth  und  Axster  92;  vergl.  auch  Wirth 
und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  69).  Dies  gut  insbesondere  für 
den  Fall,  daß  ein  Dritter  die  Priorität  im  Wege  des  Einspruchs 
oder  der  Nichtigkeitsklage  gemäi&  §  10  Nr.  2  PatG.  geltend  machen 
will.  Im  Zweifel  vnrd  allerdings  zu  vermuten  sem,  daß  in  allen 
Fällen,  in  denen  ein  Prioritätsanspruch  besteht,  derselbe  nach  der 
Absicht  des  Berechtigten,  auch  wenn  dies  nicht  ausdrücklich  ge- 
sagt ist,  erhoben  sein  soU.  Eine  Eventual^eltendmachimg  ist 
zulässig  (vergl.  Wirth  in  M.  6  9).  Wer  den  Pnoritätsanspruch  er- 
hebt, hat  dessen  Bestehen  nachzuweisen;  es  gehört  nicht  etwa 
zu  den  Obliegenheiten  der  zu  der  Feststellung  des  Vorrechts  be- 
fugten Behörden,  von  Amts  wegen  hierüber  Ermittelungen  anzu- 
stellen (vergl.  auch  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  54). 
237.  Patentamtliches  und  gerichtliches  Verfahren.  Geltend 
gemacht  werden  kann  das  Priontätsvorzugsrecht  zimächst  im  Er- 
teilungsverfahren, um  die  gegen  die  Patentierung  erhobenen 
Bedenken,  welche  sich  auf  den  Mntritt  neuheitszerstörender  Tat- 
sachen oder  auf  eine  anderweitige  frühere  deutsche  Anmeldxmg 
gründen,  zu  beseitigen.  In  demselben  Sinne  kann  das  Prioritäts- 
vorzugsrechtin  dem  Nichtigkeitsverfahren  geltend  gemacht 
werden,  um  die  auf  einen  solchen  Tatbestand  sich  stützenden 
Nichtigkeitsgründe  als  unerheblich  erscheinen  zu  lassen.  Auch 
vor  den  Gerichten  kann  das  Vorrecht  von  Bedeutung  werden, 
wenn  es  sich  in  einem  Rechtsstreit  um  die  Kollision  mehrerer 
Patente  oder  die  Abhängigkeit  eines  Patents  von  dem  anderen 
bandelt  (B.  Alexander-Eatz  in  Anschl.  64).  In  allen  diesen  Fällen 
genügt  es,  wenn  das  Prioritätsvorzugsrecht  in  dem  Zeitpunkte 
geltend  gemacht  wird,  in  welchem  es  für  die  im  Erteilungsver- 
fahren, Nichtigkeitsverfahren  oder  Verletzungsprozesse  zu  treffende 
Entscheidimg  hierauf  ankommt  (PA.  PMZBl.  12  129;  Schanze  in 
Hirth  Ann.  94  266,  256;   Robolski  E.   142;   vergl.  Anh.  Nr.  22). 
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238.  GeltencLmachung  bei  der  AnmelduBg.  Es  besteht  ins- 
besondere keineswegs  eine  Vorschrift  des  Inhalts,  daß  sogleich 
bei  Anmeldung  eines  Patents  das  Prioritätsrecht  geltend  ge- 
macht werden  müsse  (PA.  PMZBl.  12  129;  Kohler  293;  Selicsohn 
523;  Osterrieth  und  Axster  92,  93;  R.  Alexander-Katz  in  GÜR. 
7  236  und  in  Anschl.  63,  64;  Isay  §  3  Nr.  64;  Wirth  und  Ganz  in 
Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  42,  43;  Seligsohn  3.  Aufl.  506;  Schanze  in 
Hirth  Ann.  94  266).  Allerdings  wird  es  meist  im  Interesse  einer 
Beschleimigung  des  Verfahrens  sehr  empfehlenswert  sein,  sich 
sogleich  bei  der  Anmeldung  auf  das  Prioritätsrecht  zu  berufen, 
damit  nicht  unnötige  Zeit  mit  der  Prüfung  von  nach  der  prioritäts- 
begründenden Anmeldung  eingeti'etenen  neuheitshindemden  Tat- 
sachen und  von  inzwischen  eingelaufenen  sonstigen  Patent- 
anmeldungen verloren  wird,  upd  damit  Dritte  nicht  zu  unnötij^en 
Prozessen  veranlaBt  werden  (Kohler  293;  Seligsohn  523;  Osterrieth 
imd  Axster  93;  B.  Alexander-Eatz  in  Anschl.  64;  Isay  §  3  Nr.  66; 
Allfeld  711 ;  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  61 ;  vergl. 
Anh.  Nr.  22). 

289.  Torschriften  des  Patentamts.  Indessen  ist  das  Patentamt 
kraft  der  ihm  verhehenen  Befugnis,  Vorschriften  über  die 
Anmeldung  zu  treffen,  zum  Erlasse  einer  Bestinunung  des  In- 
halts befugt,  daß  das  Prioritätsrecht  sogleich  bei  der  An- 
meldung zu  beanspruchen  und  nachzuweisen  sei.  Der^Zulässigkeit 
einer  solchen  Anordnimg  würde  die  Internationale  Übereinkunft 
nicht  entgegenstehen,  da  Artikel  2  derselben  eine  Vorschrift 
allgemeinen  Inhalts  enthält,  wonach  die  in  jedem  Staate  be* 
stellenden  Förmlichkeiten  zu  erfüllen  sind,  imd  da  diese  Vor- 
schrift des  Artikel  2  sich  nicht  auf  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens 
der  Internationalen  Übereinkunft  bereits  bestehenden  Formvor- 
schriften beschränkt  (R.  Alexander-Katz  in  GÜR,  7  236,  236). 
Das  deutsche  Patentamt  hat  jedoch  bisher  von  dieser  Befugnis 
keinen  Gebrauch  gemacht,  vielmehr  den  Beteiligten  lediglich  die 
sofortige  Geltendmachung  als  Regel  empfohlen  (Mitteilung  des 
PA.  in  PMZBl.  9  129;  vergl.  Anh.  Nr.  22). 

240.  Folgen  der  Nichtgeltendmachung.  Irgend  welche  Nach- 
teile können  dem  Patentsucher  oder  Patentinhaber  daraus,  da& 
die  Priorität  nicht  sofort  bei  der  Anmeldimg  beansprucht  ist, 
nicht  erwachsen,  wobei  es  sdlerdings  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß 
ihm  bei  verspäteter  Geltendmachimg  gemäß  §  31  PatG.  selbst  im 
Falle  des  Obsiegens  die  Kosten  ^anz  oder  teilweise  auferlegt 
werden;  auch  auf  die  Kostenpflicht  mi  Zivilprozesse  kann  die  ver- 
spätete Geltendmachung  nach  Maßgabe  des  §  93  CPO.  von  Einfluß 
sein  (vergl.  Kohler  293;  Seligsohn  524;  AUfeld  711;  Schanze  in 
Hirth  Ann.  94  256;  Seligsohn  3.  Aufl.  505). 

b)  Form  der  Geltendmachung. 

241.  AUgemeines.  Es  besteht  nach  der  Internationalen  Überein- 
kunft keinerlei  Formvorschrift  darüber,  in  welcher  Weise  das 
Prioritätsvorzugsrecht  zu  beanspruchen  ist  (Pouillet  und  Ple.  39). 
Eine  solche  Formvorschrift  darf  mdessen  von  dem  deutschen  Patent- 
amt erlassen  werden,  ohne  daß  dadurch  ein  Verstoß  gegen  die 
Internationale  Übereinkunft  begangen  wird  (Pouillet  una  H^  40; 
vergl.  Nr.  239;  vergl.  dagegen  auch  Schanze  in  Hirth  Ann.  94  246). 
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Das  deutsche  Patentamt  hat  eine  solche  bindende  Formvor- 
schrift nicht  erlassen;  es  hat  jedoch  erklärt,  dafs  es  vorbe- 
haltlich der  freien  Beweiswürdigung  von  einem  Beteiligten,  der 
das  Prioritätsvorzugsrecht  geltend  macht,  in  der  Regel  folgende 
Urkunden  fordern  werde:  1.  eine  Abschrift  der  früheren  An- 
meldung in  dem  ausländischen  Yerbandsstaate  mit  einer  Be- 
scheinigung, welche  seitens  der  dafür  zuständigen  Behörde  dieses 
Staates  auszustellen  ist,  und  aus  welcher  die  Übereinstimmung  der 
Abschrift  mit  der  Urschrift  der  Anmeldung  sowie  der  Zeitpunkt  er- 
hellt, in  welchem  die  Anmeldung  erfolgt  ist;  2.  falls  die  frühere  An- 
meldung oder  die  Bescheinigung  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefaßt 
ist,  eine  deutsche  Übersetzung  dieser  Schriftstücke  durch  einen 
OffentUch  bestellten  Sprachkundigen.  Die  Unterschrift  des  Über- 
setzers sowie  die  Tatsache,  daß  dieser  für  derartige  Zwecke  öffentlich 
bestellt  ist,  bedarf,  falls  diese  Tatsache  bei  dem  Patentamt  nicht 
ohnehin  bekannt  ist,  der  urkundUchen  Beglaubigung.  Die  Über- 
setzung soll  bis  auf  weiteres  der  Regel  nach  —  d.  h.  sofern  nicht  be- 
sondere Umstände  eine  Ausnahme  erheischen  —  nicht  gefordert 
werden,  wenn  die  frühere  Anmeldung  in  englischer  oder  in  fran- 
zösischer Sprache  abgefaßt  und  die  Schrift  durchweg  leicht  lesbar 
ist  (PA.  in  PMZBl.  9  129, 130;  veigl.  Anh.  Nr.  22).  Nach  einer  Mit- 
teilung des  Präsidenten  des  Patentamts  soll,  wenn  auf  Grund  einer 
früheren  Patentanmeldung  in  Großbritannien  ein  Prioritätsvorzugs- 
recht beansprucht  wird,  es  beim  Fehlen  besonderer  ZweifeLsgründe 
der  Beibringung  einer  beglaubigten  Abschrift  der  Anmeldung  nicht 
bedürfen,  wenn  die  britische  Patentschrift  selbst  in  ihrer  Echtheit 
beglaubigt  vorgelegt  wird ;  dagegen  soll  eine  Bezugnahme  auf  die 
in  der  Bücherei  des  Patentamts  befindliche  britiscne  Patentschrift 
nicht  genügen  (PMZBl.  11  160).  Eine  französische  Patentschrift 
soU  in  gleicher  Weise  der  Regel  nach  einer  besonderen  Be- 
glaubigung nicht  bedürfen,  wenn  das  überreichte  Druckexemplar 
mit  einem  violetten  Durchschlagsstempel  versehen  ist,  welcher  in 
der  Mitte  die  Worte:  „Office  national  de  la  propri^te  industrielle" 
und  in  der  Umrandung  die  Worte:  „Conservatoire  national  des 
arts  et  des  m^tiers*"  trägt  (PMZBl.  10  356,  857). 

242.  Legalisation  der  Urkunden.  Eine  Legalisation  der 
Urkunden  ist,  soweit  solche  von  österreichischen  oder  ungarischen 
Behörden  ausgestellt  sind,  nicht  erforderlich  (vergl.  BGBl.  81  4; 
Ol  ^3).  Hinsichtlich  der  in  den  übrigen  Vertragsstaaten  aus- 
gestellten Urkunden  kann  die  Legalisation  durch  einen  Gesandten 
des  Deutschen  Reichs  oder  durch  einen  deutschen  Konsul  in 
Gemä§heit  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1878  (RGBl.  89)  verlangt 
werden;  indessen  wird  im  Interesse  der  Veremfachung  und  Ite- 
schleunigung  des  Veriahrens  ein  solches  Verlangen  bis  auf  weiteres 
nur  dann  gestellt  werden,  wenn  die  zur  Prüfung  berufene  Stelle 
des  Patentamts  Bedenken  trägt,  die  Echtheit  der  Urkunde  an- 
zuerkennen (PA.  in  PMZBl.  9  130;  vergl.  Anh.  Nr.  22). 

24S.  Bescheinigung  über  Patentanmeldung^  und  Patent- 
erteiiang  im  Auslan&staate.  Die  Bescheinigung  der  zu- 
ständigen ausländischen  Behörde  braucht  sich,  insoweit  ein 
I^ioritätsvorzugsrecht  auf  Grund  der  Internationalen  Überein- 
kunft beansprucht  wird,  nur  auf  die  Anmeldung  der  Erfindung 
zu  beziehen.    Es  wäre  unstatthaft,  den  Nachweis,  daß  ein  Patent 
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auf  die  AnmelduDg  erteilt  ist,  zu  verlangen,  da  die  späteren  Schick- 
sale der  Anmeldung  den  Erwerb  des  durch  diese  einmal  begründeten 
Rechts  nicht  beeinträchtigen  (B.  Alexander-Eatz  in.  6UK.  7  236; 
vergl.  Nr.  179).  Anders  verhält  es  sich,  wenn  auf  Grund  des 
Übereinkonunens  mit  Österreich-Ungarn  oder  der  älteren  Ver- 
träge mit  Italien  und  der  Schweiz  ein  Vorrecht  beansprucht 
wird  (vergl.  Nr.  177  und  178j.  Es  ist  alsdann  auHer  den  Ur- 
kunden, welche  bei  der  Beanspruchung  ^  des  Prioritäts Vorzugs- 
rechts auf  Grund  der  Internationalen  Übereinkunft  beschafft 
werden  müssen,  noch  eine  Bescheinigmig  der  zuständigen  aus- 
ländischen Behörde  beizubringen,  aus  welcher  die  Tatsache  der 
auf  die  frühere  Anmeldung  erfolgten  Patenterteilung  sowie 
der  Tag  der  Zustellung  des  Beschlusses  über  die  endgültige 
Erteilung  des  Patents,  bezw.  bei  den  in  der  Schweiz  erteilten 
Patenten  der  Tag  der  Eintragung  in  das  Patentregister,  hervor- 
geht (Mitteilung  des  PA.  in  PMZBl.  9  130;  vergl.  Anh.  Nr.  22). 

244.  Nachweis  der  subjektiven  ToraussetzunKen.  Nach  der 
von  dem  Patentamt  bekannt  gegebenen  Mitteilung  wird  der 
Nachweis,  da^  der  das  Prioritätevorzugsrecht  Beanspruchende 
prioritätsberechtigt  ist,  für  die  Regel  nicht  verlangt;  es  ist 
jedoch  selbstverständlich,  da&  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein 
Zweifel  besteht,  der  Nachweis  der  Grundlagen  der  subjektiven 
Berechtigung  geliefert  werden  muß.  Auf  Verlangen  des  Patent- 
amts ist  denmach  die  Staatsangehörigkeit  oder  das  Bestehen 
eines  Wohnsitzes  oder  einer  Niederlassung  in  einem  Verbands- 
staate zu  beweisen.  Der  Nachweis  der  Staatsangehörigkeit  kann 
insbesondere  dann  notwendig  werden,  wenn  der  die  Priorität 
Beanspruchende  nicht  in  einem  Verbandsstaate  angesessen  ist. 

245.  Auslegung  und  Bekanntmachun&p.  Die  zum  Nachweise 
des  Prioritätsvorzugsrechts  dienenden  Urkunden  bilden  einen 
Bestandteil  der  Anmeldung;  sie  sind  daher  gemäß  §  23  PatG. 
mit  der  Anmeldung  auszulegen  (PA.  M.  5  51;  Seligsohn  523). 
Auch  empfiehlt  es  sich,  die  Beanspruchung  des  Prioritätsrecht 
gemäß  §  ^  PatG.  bekannt  zu  machen  (vergl.  auch  Nr.  247  und  251). 

vm.  Prüfung  des  Frioritätsvorzugsreohtfl. 

246.  Patentamtliches  und  gerichtliches  Verfahren.  Eine 
Prüfung  des  in  Anspruch  genommenen  Prioritätsvorzugsrechts 
kann  stattfinden  entweder  im  Erteilungsverfahren  oder  im  Nichtig- 
keitsverfahren durch  das  Patentamt,  oder  in  einer  Klage  wegen 
Patentverletzung,  auf  Abhängigkeitserklärung  oder  in  einer  Fest- 
stellungsklage durch  die  ordentlichen  Gerichte. 

247.  Notwendigkeit  der  Prilfimg.  Eine  solche  Prüfung  muß 
nicht  immer  erfolgen,  sie  hat  vielmehr  niur  dann  einzutreten, 
wenn  sich  ergibt,  daß  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  aus- 
ländischen imd  der  inländischen  Anmeldung;  Umstände  eingetreten 
sind,  welche  die  Patenterteilung  hindern  oder  —  wenn  es 
sich  um  die  Anwendung  der  Internationalen  Übereinkunft  gegen- 
über einem  Vorbenutzer  handelt  —  das  Patent  beschränken 
würden.  Auch  bei  dem  Vorliegen  solcher  Umstände  bedarf  es 
einer  Prüfung  indessen  nicht,  wenn  auch  ohnedies,  z.  B.  wegen 
Mangels  der  Erfindungseigenschaft,  wegen  widerrechtlicher  Ent- 
nahme, oder  weil  es  sich  um  ein  Nahrungs-,  Genuß-  oder  Arznei- 
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mittel  oder  um  einen  chemischen  Stoff  handelt,  das  Patent  zu 
versagen  sein  würde.  Das  Prioritätsrecht  wird  denmach  nicht  ge- 
prüft, wenn  es  auf  die  Erteilung  oder  Vers^ung  des  Patents  olme 
Jbänfluß  ist  (Seligsohn  523;  vergl.  PA.  ZgR.  3  304;  vergl.  auch 
Schanze  in  Hirth  Ann.  94  264;  Wirth  in  M.  6  9  ff.).  Lidessen 
ist  das  Patentamt,  ohne  hierzu  verpflichtet  zu  sein,  befugt,  auf 
Antrag  oder  von  Amts  wegen  in  allen  Fällen  eine  Prüfung  vor- 
zunehmen, oder  die  Prüfung  in  erster  Linie  vorzunehmen  und 
daraufhin  die  Priorität  festzustellen  (vergl.  Wirth  und  Ganz  in 
Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  60,  61;  Wirth  in  M.  6  10).  Auch  im 
Nichtigkeitsverfahren  und  in  gerichtlichen  Prozessen  muß  in  eine 
Prüfung  des  Prioritätsvorzugsrechts  nur  dann  eingetreten  werden, 
Trenn  die  Entscheidung  davon  abhänet.  Tritt  eine  Prüfung 
nicht  ein,  so  wird  die  Eingabe,  durch  welche  die  Priorität  be- 
ansprucht ist,  zu  den  Akten  genonunen;  es  empfiehlt  sich  dann, 
die  Tatsache,  daß  ein  Prioritätsanspruch  erhoben  ist,  bei  den  die 
Anmeldung  und  das  Patent  betreffenden  Veröffentlichungen  be- 
kannt zu  machen  (vergl.  Wirth  und  Ganz  61;  vergl.  auch 
Nr.  245).  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  wird  indessen  die 
Beanspruchung  des  Prioritätsrechts  nur  dann  bekannt  gemacht, 
^wenn  eine  Prüfung  und  Feststellung  desselben  stattgefunden  hat 
(veiKl.  Nr.  251). 

248.  Gegenstand  der  Prfifting.  Wird  eine  Prüfung  erforder- 
lich,  so  hat  sie  sich  sowohl  auf  die  formelle  als  auf  die 
materielle  Seite  der  Frage  zu  erstrecken,  d.  h.  es  ist  zu  prüfen: 
1.  ob  eine  Anmeldung  in  einem  ausländischen  Yertragsstaate  er- 
folg ist;  2.  ob  dieselbe  in  vorschriftsmäßiger  Weise  und  zu  welchem 
Zeitpunkte  sie  erfolgt  ist,  da  hiemach  der  Beginn  und  Lauf  der 
Prioritätsfrist  sich  bestinunt;  3.  ob  und  inwieweit  die  frühere 
Anmeldung  mit  der  später  in  Deutschland  erfolgten  Anmeldung 
identisch  ist;  4.  ob,  wenn  die  Übereinkünfte  mit  Österreich-Ungarn, 
Italien  oder  der  Schweiz  in  Betracht  kommen,  das  Patent  erteUt 
und  wann  der  ErteUungsbeschluß  zugestellt  und  endgültig  geworden 
ist,  oder  wann  das  Patent  in  das  schweizerische  Patentregister 
eingetragen  ist;  5.  ob  die  Prioritätsfrist  gewfdnt  ist;  6.  ob  der  die 
Priorität  Beanspruchende  prioritätsberechtigt  ist,  insbesondere  ob 
derselbe  Staatsangehöriger  eines  Yerbandsstaats  ist,  oder  einen 
Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  in  einem  solchen  hat,  und  ob 
die  Niederlassung  eine  ernstliche  ist,  wobei  auch  —  was  nament- 
lich bei  den  Kolonien  und  Schutzgebieten  praktisch  wird  —  zu 
prüfen  ist,  ob  das  Gebiet,  welchem  der  Patentsucher  angehört, 
als  Vertragsstaat  oder  als  Teil  eines  Vertragsstaates  anzusehen  ist 
(vergl.  PA.  PMZBl.  10  167). 

249.  Anerkennung  des  Prioritätsrechts.  Wird  das  Prioritäts- 
vorzugsrecht anerkannt,  so  wird  dies  in  den  Gründen  der  zu 
erlassenden  Entscheidung  festgestellt,  insofern  derselben  überhaupt 
Gründe  beizufügen  sind  (vergl.  Isay  §  3  Nr.  64).  Ist  die  Ent- 
scheidung ein  gerichtliches  Urteil,  oder  ergeht  sie  im  Nichtigkeits- 
verfahren, so  wird  die  Priorität  demnach  nicht  in  der  üi-teilsformel, 
sondern  in  den  Entscheidungsgründen  anerkannt.  Soll  die 
Priorität  im  Erteilungsverfahren  berücksichtigt  werden,  so  bedarf 
es  einer  ausdrücklichen  Entscheidung  hierüber,  welche 
gleichfalls  nur  in  die  Begründung  des  Beschlusses  aufzunehmen 
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ist,  nur  dann,  wenn  entweder  das  Patent  mit  Bücksicht  darauf 
versagt  oder  ein  Einspruch  mit  Rücksicht  darauf  ziurückgewiesen 
wird.  Die  Feststellung  der  Priorität  ist  hiemach  der  Regel  nach 
nicht  selbständiger  Gegenstand  der  zu  erlassenden  Entscheidung; 
sie  bildet  vielmehr  nur  einen  unselbständigen  Bestandteil  derselben 
(vergl.  PA.  ZgR.  3  304;  Schanze  inHirth  Ann.  94  264;  vergl.  auch 
Nr.  38).  Nujr  wenn  die  besonderen  Voraussetzungen  der  gericht- 
lichen Feststellungsklage  vorliegen,  wäre  em  auf  Feststellung 
der  Priorität  gerichtetes  Urteil  denkbnr. 

250.  Wu*kuiig  der  Anerkennimg.  Die  einmal  erfolgte  Aner- 
kennung des  Prioritätsvorzugsrechts  nat,  insoweit  nicht  die  Ein- 
rede der  Rechtskraft  im  Nichtigkeitsverfahren  oder  im  Prozesse 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  begründet  ist,  nach  den  die  Prüfung 
der  Priorität  beherrschenden  Grundsätzen  keine  endgültige  Wir- 
kung; sie  hat  vielmehr  nur  Bedeutung  für  den  vorliegenden, 
zur  Entscheidung  stehenden  Fall  (vei^l.  PA.  ZgR.  3  304;  Wirth 
und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Yer.  8  55).  Lisbesondere  hat  eine 
solche  Feststellung  keine  Wirkung  gegenüber  dritten  Per- 
sonen, welche  bei  dem  früheren  Verfahren  nicht  beteiligt  waren; 
vielmehr  kann  die  Frage  der  Priorität  —  wenn  die  Einrede  der 
Rechtskraft  nicht  entgegensteht  —  immer  wieder  aufgerollt  werden, 
und  es  kann  in  einem  späteren  Verfahren  daher  auch  eine 
anderweitige  Feststellung  getroffen  werden.  Daraus  folgt, 
zumal  die  Entscheidung  über  die  Erteüung  des  Patents  und  deren 
Gründe  nicht  in  Rechtskraft  erwachsen,  daß,  selbst  wenn  der 
Prioritätsstreit  Gegenstand  eines  Einspruchsverfahrens  gewesen  ist, 
doch,  auch  wenn  es  sich  um  dieselben  Parteien  wiederum  handelt, 
weder  die  Nichtigkeitsabteilung  noch  die  ordentlichen  Gerichte  an 
die  von  der  Anmeldeabteilung  oder  von  der  Beschwerdeabteilung 
getroffene  Prioritätsfeststellung  gebunden  sind  (vergl.  PA.  Z^R. 
§  304;  Wirth  u.  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  45;  Schanze  in  Hirth 
Ann.  94  254;  vergl.  auch  Nr.  38).  Entsprechendes  gilt  von  der 
Feststellung  im  Nichtigkeitsverfabren  und  in  Verletzimgsprozessen. 

251.  Beurkundung  der  Anerkennung.  Ist  das  Prioritätsvor- 
zugsrecht im  Erteilungsverfahren  von  der  zuständigen  Ab- 
teuung  des  Patentamts  geprüft  und  anerkannt,  so  wird  ein 
diesbezüglicher  Vermerk  den  gemäis  §|  19  Abs.  4,  23  Abs.  2 
und  27  Abs.  I  PatG.  erfolgenden  öffentlichen  Bekannt- 
machungen angefügt  und  auch  in  die  Patentrolle  aufge- 
nommen; der  Vermerk  unterbleibt  dagegen  nach  der  patentamt- 
lichen Praxis  —  selbst  wenn  der  Prioritätsanspruch  begründet  ist  — 
wenn  eine  Prüfung  des  Prioritätsvorzugsrechts  im  Erteilungsver- 
fahren nicht  erforderlich  war  (PA.  M.  5  51;  vergl.  PA.  ZgR.  3  304; 
vergl.  auch  Anh.  Nr.  22;  vergl.  dagegen  auch  Nr.  247).  Der  Ver- 
merk hat  nur  eine  beurkundende  Bedeutung;  der  Gegen- 
beweis, da&  das  Prioritäts Vorzugsrecht  trotzdem  nicht  be^ht, 
ist  daher  sowohl  im  Nichtigkeitsverfahren  als  im  Verletzungs- 
prozesse zulässig  (Seligsohn  523;  vergl.  Nr.  250). 

IX.  Wirkung  des  Prioritätsvorzugsreohts. 
a)  Wirkung  im  allgemeinen. 

252.  Zurückziehung  der  Prioritfit.  Die  Wirkung  des  Prio- 
ritätsvorzugsrechts ist  dieselbe  wie  die  Wirkung  der  Priorität 
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überhaupt  mit  der  Maßgabe,  daü  die  Priorität  bereits  in  einem 
früheren  Zeitpunkte  als  dem  der  Anmeldung  der  Erfindung 
bei  dem  deutschen  Patentamte  begründet  ist  (vergl.  Nr.  32  ff.). 
Dieser  frühere  Zeitpunkt  soll  derjenige  sein,  in  welchem  die  später 
in  Deutschland  angemeldete  Erfindung  in  einem  Yertragsstaate 
T'orschnftsmä&ig  angemeldet  worden  ist. 

253.  Prioritftt  bei  JLaderimg  der  Anmeldung  im  Ausland. 

Der  Eintritt  der  Prioritätswirkung  ist  dadurch  bedingt,  daß 
die  Identität  der  früher  und  der  später  angemeldeten  Erfindung 
feststeht.  Hieraus  ergibt  sich,  daH,  wenn  das  Wesen  der 
Erfindung,  wie  sie  später  angemeldet  wird,  nicht  schon  aus 
der  ursprünglichen  Anmeldung  in  dem  anderen  Vertragsstaate, 
sondern  erst  aus  einer  späteren  für  zulässig  erklärten  Änderung 
der  ursprOngUchen  Anmeldung  sich  ergibt,  alsdann  für  das  Prio- 
ritätsvorrecht auch  nur  der  Zeitpunkt  ma%ebend  sein  kann,  in 
livelchem  die  &findune  in  dem  ausländischen  Staate  derart  zur 
Kenntnis  der  zuständigen  Behörde  gebracht  ist,  daß  ihre  Iden- 
tität festgestellt  werden  kann.^  Es  muß  demnach  in  dieser  Hin- 
sicht im  Falle  einer  späteren  Änderung  der  Anmeldung  in  dem 
Yertragsstaate  dasselbe  hinsichtlich  der  Priorität  gelten,  wie  bei 
der  Änderung  einer  nur  bei  dem  deutschen  Patentamt  gescheheneu 
Anmeldung  (vergL  Nr.  143ff.  und  Nr.  226). 

254.  Neuheit  der  Erfindung  und  Anspruch  auf  Erteilung  des 
Patents.  Das  Prioritätsvorzu^echt  hat  hiemach  die  Wirkung, 
da6  von  dem  Zeitpunkte  an,  m  welchem  die  Anmeldung  der  Er- 
lindung  im  Auslande  als  bewirkt  gilt,  die  Anmeldung  emen  Vor- 
rang dergestalt  erhält,  daß  irgendwelche  die  Patentierung  ver- 
hindernde oder  das  Patent  unwirksam  machende  Umstände  dem 
Patentsucher  bezw.  nach  der  Patentieiimg  dem  Patentinhaber 
nicht  entgegengehalten  werden  können,  wenn  diese  Umstände  zwar 
vor  der  in  Deutschland  bewirkten  Anmeldung  aber  erst  nach 
dem  Zeitpunkte  der  ausländischen  Anmeldung  eingetreten  sind. 
Dies  wird  auch  in  Artikel  4  Abs.  2  der  Internationalen  Überein- 
kunft anerkannt,  indem  dort  gesagt  ist,  da&  die  innerhalb  der 
Prioritätsfrist  bewirkte  Anmeldung  nicht  durch  inzwischen  ein- 
getretene Tatsachen,  wie  namenÜich  nicht  durch  eine  andere  An- 
meldung und  auch  nicht  durch  die  Yeröffentlichimg  der  Erfindung 
oder  deren  Ausübung  unwirksam  gemacht  werden  kann.  Zweifellos 
ist  es  also,  daß  nach  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Erfindung 
in  dem  ausländischen  Yertragsstaate  als  angemeldet  ^t,  die  Frage 
sich  bestimmt:  1.  ob  die  Erfindung  neu  ist  (§2  PatG.);  '^-  ^^  ^^^ 
Patentsucher  als  erster  Anmelder  den  Anspruch  auf  Erteilung 
des  Patents  hat  (§  3  Abs.  1  PatG.). 

265.  Anmeldedatum;  Dauer  des  Patents;  Fälligkeit  der  Patent- 
gebuhren. Dagegen  hat  die  Gewährung  des  Prioritätsvorzugsrechts 
keine  Verschiebung  des  Zeitpunktes  der  Anmeldung 
zur  Folge.  Als  Zeitpunkt  der  Anmeldung  wird  demnach  der  Zeit- 
punkt der  bei  dem  deutschen  Patentamt  geschehenen  Anmeldung 
m  die  Patentrolle  eingetragen  (Rhenius  in  ZgR.  2  253;  Köhler  292; 
Schanze  in  Hirth  Ann.  94  252:  Osterrieth  und  Axster  83;  Selig- 
sohn 519;  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  51;  Sehgsohn 
3.  Aufl.  501).  Daneben  kann  allerdings  auch  das  ausländische 
Anmeldedatum  vermerkt  werden.   Die  Verschiebung  der  Priorität 
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auf  Grund  eines  Prioritätsvorzugsrechts  ist  demnach  auch  ohne 
Einfluß  auf  die  Dauer  des  Patents  und  die  Zahlung  der 
Patentgebühren  (vergl.  Damme  in  Zeitschr.  YDJ.  02  1742; 
AUfeld  706:  Schanze  in  Hirth  Ann.  94  252,  263;  Seligsohn  3.  Aufl. 
502).    Der  Ta^  der  Anmeldung  in  Deutschland  bleibt  auch  maß- 

gebend  für  die  Greltendmachung  von  Prioritätsvorzugsrechten  auf 
rrund  der  deutschen  Anmeldung  im  Auslande.  Es  kommen  also 
in  dieser  Hinsicht  lediglich  die  allgemeinen  Grundsätze  über  Ver- 
schiebung der  Priorität  zur  Anwendung  (ve]:*gl.  Seligsohn  520;  vergl. 
auch  Nr.  155  ff.  und  181).  Dies  gilt  audi  von  dem  auf  Grund  des 
älteren  Übereinkommens  mit  der  Schweiz  beanspruchten  Prioritäts- 
vorzugsrechte, trotz  des  anscheinend  eine^  andere  Auslegung  an- 
deutenden Wortlauts  des  Artikel  3  dieses  Übereinkommens  (vergl. 
Bhenius  in  ZgB.  2  252). 

266.  YerlSngenmg  der  Schutzdauer*  Demnach  ist  das  in 
Deutschland  genommene  Patent  in  seiner  Dauer  wie  auch  in 
seinem  Bestände  durchaus  unabhängig  von  dem  auf  die  prio- 
ritätsberechtigte ausländische  Anmeldung  erteilten  Patente  (Oster- 
rieth  und  Axster  83;  Bhenius  in  ZgB.  2  252,  253;  B.  Alexander- 
Katz  in  GUB.  7  233,  237;  vergl.  §  1  Nr.  14).  Nur  bei  einer  rein 
äuüerlichen  Betrachtung  könnte  es  erscheinen,  als  ob  das  in 
Deutschland  genommene  Patent  über  die  gesetzliche  fünfzehn- 
jährige Dauer,  nämlich  um  denjenigen  Zeitraum  verlängert  werde, 
welcher  zwischen  der  prioritätsbegründenden  Anmeldung  und 
der  in  Deutschland  wiederholten  Anmeldung  liegt.  In  Wirk- 
lichkeit tritt  jedoch  eine  Verlängerung  der  Schutzdauer 
nicht  ein,  da  die  Erfindung  in  dem  fraglichen  Zwischenstadium 
keinerlei  Schutz  genießt,  und  insbesondere  eine  Benutzung  der 
Erfindung  in  diesem  Zeiträume  seitens  dritter  Personen  sich  nicht 
als  Patentverletzung  darstellt  (B.  Alexander-Katz  in  GUB.  7  237; 
vergl.  auch  Nr.  220  und  Seligsohn  3.  Aufl.  502). 

b)  Wirkung  in  bezug  auf  das  Vorbenutzungsrecht. 

257.  bitemationale  Übereinkunft*  Sehr  bestritten  ist  die 
Frage,  ob  im  Geltungsbereiche  der  Internationalen  Überein- 
kunft das  Prioritätsvorzugsrecht  auch  die  Entstehung  eines  Vor- 
benutzungsrechts innerhalb  des  Zeitraums  zwischen  der 
prioritätsbegründenden  ausländischen  Anmeldung  und  der  in 
Deutschland  wiederholten  Anmeldung  verhindert.  Nach  einer 
namentlich  von  deutschen  Juristen  vielfach  vertretenen  Ansicht  soll 
ein  Vorbenutzungsrecht  in  diesem  Zwischenstadium  wenigstens  dann 
entstehen  können,  wenn  der  Vorbenutzer  in  gutem  Glauben  ge- 
wesen ist,  d.  h.  die  von  ihm  benutzte  Erfindung  nicht  erst  aus 
der  Veröffentlichung  der  ausländischen  Patentanmeldung  entnommen 
hat  (Kohler  292;  Kloeppel  in  GUB.  7  191  ff.  und  in  GUB.  8  62; 
Damme  in  Zeitschr.  VDJ.  02  1743;  Isay  §  3  Nr.  69,  70;  vergl. 
Kohler  473;  Bichard  Alexander- Katz  in  GUB.  7  238  und  in 
Anschl.  82,  83;  Lau  in  GUB.  8  268;  Wechsler  in  GUB.  9  119, 
120;  Bobolski  K.  143;  Seligsohn  3.  Aufl.  601).  Es  wird  sogar 
behauptet,  daß  nicht  einmal  guter  Glaube  des  Vorbenutzers 
erforderlich  sei  (AUfeld  710).  Nach  einer  anderen  Meinung  soll 
die  Entstehung  eines  Vorbenutzungsrechts  nach  der  prioritäts- 
begründenden Anmeldung  zwar  an  sich  möglich  sein,  aber,  weil 
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ein  Vorbenutzungsrecht  nur  bezüglich  einer  geheimgehaltenen 
Erfindung  entstehen  könne,  nach  der,  wenn  auch  dem  Anmelder 
unbekannt  gebliebenen,  Veröffentlichung  der  ausländischen 
Anmeldung  —  sei  es,  daß  die  Veröffentlichung  durch  öffentliche 
Druckschriften  oder  durch  offenkundige  Benutzung  im  Inlande 
geschehen  ist  —  nicht  mehr  zugelassen  werden  können  (Wirth  in 
CUR,  8  2;  Damme  in  GUR.  9  112,  118;  Isay  §  3  Nr.  70;  vergl. 
Eloeppel  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  79;  vergl.  dagegen  auch  R. 
Alexander-Katz  in  Anschl.  83;  Eloeppel  in  GUR.  8  61). 

258.  AusscUuft  des  Torbenutzongsrechts.  Entgegen  dieser 
als  herrschend  zu  bezeichnenden  Meinung  mui  die  Möglichkeit 
der  Entstehung  eines  Vorbenutzimgsrechts  nach  dem  Zeitpunkte, 
in  welchem  die  Anmeldung  in  dem  ausländischen  Staate  als  be- 
wirkt gilt,  verneint  werden  (Osterrieth  und  Axster87,  88;  Wirth 
und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  48).  Die  Verneinung  dieser 
Frage  ergibt  sich  schon  aus  dem  Begriffe  der  Priorität 
im  patentre<ditlichen  Sinne,  indem  das  Prioritätsrecht  ein  Vorrecht 
gewähren  soll,  nach  dessen  Begründung  weder  der  Anspruch  auf 
das  Patent  noch  die  Wirksamkeit  oder  der  Umfang  des  Patent- 
schutzes in  irgendeiner  Weise  durch  irgendwelche  später  ein- 
getretene Tatsachen  geschmälert  werden  kann  (vergl.  J^r.  32fif.). 

250.  Wortlaut  der  Internationalen  Übereinkunft.  Der  Aus- 
schluß des  Vorbenutzungsrechts  ergibt  sich  auch  aus  dem  Wort- 
laute der  Internationalen  Übereinkunft.  In  Art.  4  Abs.  1  der 
Übereinkunft  ist  bestimmt,  daß  auf  Grund  der  Anmeldung  in 
dem  ausländischen  Staate  „ein  Prioritätsrecht"  gewährt  werden 
soll,  womit  nur  das  technisch  sogenannte  Prioritätsrecht  mit  seinen 
«esetzUchen  Folgen  gemeint  sein  kann  (vergl.  Nr.  32  ff.).  Es  ist 
lemer  in  Art.  4  Abs.  2  der  Internationaleu  Übereinkunft  bestimmt, 
da&  die  spätere  Anmeldung  in  einem  der  übrigen  Vertragsstaaten 
nicht  durch  inzwischen  eingetretene  Tatsachen  imwirksam  gemacht 
werden  soll.  Es  werden  dann,  wie  durch  die  einführenden  Worte 
swie  namentlich"  angedeutet  ist,  einige  Beispiele  solcher  sonst  die 
Unwirksamkeit  herbeiführender  Tatsachen  angegeben,  nämlich: 
1-  eine  andere  Anmeldung;  2.  die  Veröffentlichung  der  Erfindung; 
3.  die  Ausübung  der  Erfindung  (Osterrieth  und  Axster  81 ;  vergl. 
auch  R.  Alexander-Katz  in  GUR.  7  234).  Unter  Ausübung  der 
Erfindung  kann  nicht  nur  die  neuheitszerstörende  offenkundige 
Benutzung,  sondern  auch  diejenige  Ausübung  verstanden  werden, 
welche  eine  Inbenutzungnahme  der  Erfindung  im  Sinne 
des  §6Abs.  1  PatG.,  die  den  Anspruch  auf  das  Vorbenutzungs- 
recht gewährt,  darstellt  (Osterrieth  imd  Axster  88).  Da&  die  Be- 
gründung eines  Vorbenutzungsrechts  das  Patent  in  gewisser  Hin- 
sicht unwirksam  macht,  ergibt  sich  aus  den  Erörterungen  zu  §  5 
PatG.  (vergl.  §  5  Nr.  5).  Sollte  man  indessen  über  die  Bedeutung 
des  Ausdrucks  „Ausübung^  (exploitation  im  französischen  Urtext) 
zweifelhaft  sein,  so  würde  selbst  dieser  Zweifel  der  richtigen 
Heinungy  daß  die  Entstehung  eines  Vorbenutzungsrechts  aus- 
geschlossen ist,  nicht  entoegenstehen,  mit  Rücksicht  darauf,  daß 
die  Aufzählung  der  die  Wirksamkeit  der  Anmeldung  möglicher- 
weise beeinträchtigenden  Tatsachen  in  Art.  4  Abs.  2  der  Inter- 
loatioQalen  Übereinkunft  nur  eine  beispielsweise  und  keine  er- 
schöpfende ist. 
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260.  „Torbehaltlich  der  Rechte  Dritter^^  Ohne  Einfluß  auf 
die  vorliegende  Frage  ist  der  Umstand ,  daß  nach  Art.  4  Abs.  1 
der  Internationalen  Übereinkunft  das  Prioritätsvorzugsrecht  „vor- 
behaltlich der  Rechte  Dritter"  gewährt  wira;  denn  unter 
diesen  vorbehaltenen  Rechten  können  nur  solche  verstanden 
werden,  welche  zu  dem  Zeitpunkte  der  die  Priorität  begründenden 
früheren  Anmeldung  zugunsten  Dritter  bereits  erworben  waren 
(Osterrieth  und  Axster  84,  86;  R.  Alexander  Eatz  in  AnschL  81; 
Wirth  in  GUR.  8  1;  vergl.  Lau  in  GUR.  8  268;  Danune  in 
GUR.  9  112;  Wirth  und  Ganz  in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  48;  anders 
Robolski  K.  143;  Kloeppel  in  GUR.  7  192  und  in  GUR.  8  62). 
Ob  solche  Rechte  Dritter  zur  Zeit  der  früheren  ausländischen  An- 
meldung, und  zwar  in  Deutschland,  begründet  waren,  bestinoimt  sich 
nach  deutschem  Recht.  Nach  Inhalt  des  deutschen  Patentgesetzes 
könnten  solche  Rechte  sich  stützen  auf  rechtswidrige  Entnahme 
der  Erfindung  gemäß  §  3  Abs.  2  PatG.  oder  auf  Vorbenutzung 
nach  §  5  Abs.  1  PatG.  (Osterrieth  und  Axster  86,  87).  Außerdem 
könnten  Rechte  Dritter  auf  vertragsmäßigen  Vereinbarungen  be- 
ruhen. Solche  Rechte,  welche  erst  nach  der  die  Priorität  be- 
gründenden ausländischen  Anmeldung  entstanden  sind,  können 
dagegen  mit  dem  Ausdrucke  „vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter^ 
nicht  gemeint  sein. 

261.  Vertrag  mit  Österreich- Ungarn.  Was  das  Überein- 
kommen mit  Österreich-Ungarn  betrifft,  so  wird  in  diesem 
auf  Grund  der  in  Osterreich  oder  in  Ungarn  erfolgten  Anmeldiinff 
nicht  allgemein  ein  Prioritätsrecht  gewährt;  vielmehr  ist  lediglich 
bestimmt,  daß  gewisse  Wirkungen  der  Priorität  mit  dem 
Zeitpunkte  eintreten  sollen,  in  welchem  die  Erfindung  in  Oster- 
reich oder  in  Ungarn  als  angemeldet  gilt.  Diese  Wirkungen  be- 
stehen  nach  Vorschrift  des  Art.  3  des  Übereinkommens  dann,  daß 
die  Anmeldung  allen  zwischenzeitlichen  Anmeldungen 
vorgehen  soll,  und  daß  durch  zwischenzeitlich  eingetretene  Um- 
stände dem  Gegenstande  der  Anmeldung  nicht  die  Neuheit  ent- 
zogen werden  soll.  Die  Vorbenutzung  ist  nicht  genannt.  Hiemach 
steht  der  Entstehimg  eines  Vorbenutzungsrechts  in  dem  in 
Betracht  kommenden  Zwischenstadium  nichte  entgegen,  wenn  ein 
Prioritätsanspruch  auf  dieses  Übereinkommen  gestützt  wird  (Köhler 
292;  Seliesohn  §  5  Nr.  3  und  519,  520;  Rhenius  in  ZgR.  2  253; 
Schanze  m  Hirth  Ann.  94  252;  Kloeppel  in  GUR.  7  192;  vei^l. 
Wechsler  in  GUR.  9  118,  119). 

262.  Frühere  Vertr&ge  mit  Italien  und  der  Schweiz.  In  ganz 
gleicher  Weise  wie  für  Österreich-Ungarn  war  in  den  früheren, 
nunmehr  für  die  Zukunft  in  der  Hauptsache  beseitigten,  Ver- 
trägen mit  Italien  und  der  Schweiz  die  Frage  des  Vorbenutzungs- 
rechts geregelt,  was  auch  jetzt  noch  in  Betracht  kommt,  sofern 
auf  Grund  der  erwähnten  Verträge  ein  Prioritätsvorzugsrecht  be- 
ansprucht wird  (Kohler  292;  Seügsohn  §  5  Nr.  3;  Khenius  in 
ZgK.  2  252.  2ö3;  Kloeppel  in  GUR.  7  192).  Dies  gilt  insbesondere 
auch  von  der  Übereinkunft  mit  der  Schweiz,  obwohl  in  dieser  — 
abweichend  von  den  übrigen  Staatsverträgen  —  allgemein  gesagt 
ist,  daß  die  spätere  Anmeldung  „dieselbe  Wirkung  haben"  solle, 
als  wenn  sie  am  Tage  der  früheren  Anmeldung  geschehen  wäre; 
denn    tatsächlich  war,    wie  aus    der  Entstehungsgeschichte  der 
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Übereinkunft  sich  ergibt,  unter  der  Wirkung  der  Anmeldung  nur 
die  Wirkung  hinsichtlich  Bang  und  Neuheit,  nicht  aber  auch  in 
bezug  auf  die  Tragweite  des  Patentschutzes  verstanden  (Kohler 
292;  Rhenius  in  Z^.  2  252;  Kloeppel  in  GUR.  7  192). 

263.  Rechtswidrige  Entnahme.  Hat  dagegen  der,  welcher  die 
Erfindung  erst  nach  der  in  Osterreich,  Ungarn,  Italien  oder  der 
Schweiz  erfolgten  Patentanmeldung  in  Deutechland  in  Benutzung 
genommen  hat,  die  Erfindung  aus  der  im  Auslande  ge- 
schehenen Veröffentlichung  ohne  Einwilligung  des 
früheren  Anmelders  entnommen,  so  steht  ihm  nach  den  für 
den  Erwerb  des  Yorbenutzun^rechts  überhaupt  geltenden  Regeln 
dieses  Recht  nicht  zu,  weil  sein  Besitzstand  nicht  ein  rechtmäßiger 
ist  (vergl.  Kohler  292,  473;  vergl.  auch  §5  Nr.  13  ff.).  Es  ist  da- 
bei nach  den  für  die  rechtswidrige  En&ahme  geltenden  Grund- 
sätzen gleichfi;ültig,  ob  die  Entnahme  in  gutem  oder  in  bösem 
Glauben,  una  ob  sie  immittelbar  aus  der  ausländischen  Patent- 
anmeldung oder  mittelbar  —  z.  B.  aus  den  Inhalt  der  Anmeldung 
mitteilenden  Fachzeitschriften  —  bewirkt  ist  (anders  Kloeppel  in 
GUR.  7  193). 

X.  Büokwirkxmg  der  Staatsvertrage. 

264.  Inkrafttreten  der  Internationalen  Übereinkunft.    Die 

Internationale  Obereinkunft  hat  keine  rückwirkende 
Kraft,  insoweit  dies  nicht  aus  ihrem  Wortlaute  oder  aus  der 
Natur  der  darin  getroffenen  Bestimmungen  sich  mit  Notwendig- 
keit ergibt;  in  dieser  Hinsicht  gilt  für  die  Internationale  Über- 
einkunft nicht  anderes  als  für  Gesetze  und  Staatsvei-träge  über- 
haupt (PA.  PMZBl.  10  167 ff.;  Damme  in  GUR.  8  7,  8;  vergl. 
Komer  296;  Osterrieth  und  Axster  22,  23).  Es  findet  daher  keine 
Rückwirkung  hinsichtUch  des  Prioritätsvorzugsrechts  statt;  viel- 
mehr kann  das  Prioritätsrecht  nur  für  solche  Anmeldungen  ge- 
-währt  werden,  welche  in  dem  ausländischen  Verbandsstaate  nach 
Inkrafttreten  der  Internationalen  Ubereinkimft  geschehen  sind 
(veigl.  Osterrieth  und  Axster  103).  Für  Deutschland  kommt  da- 
bei als  Tag  des  Inkrafttretens  der  1.  Mai  1903  in  Betracht.  Die 
frtdiere  Anmeldung,  welche  ein  Prioritätsvorzugsrecht  in  Deutsch- 
land gewähren  soll,  muß  daher  in  dem  ausländischen  Staate  am 
1.  Mai  1908  oder  später  geschehen  sein,  wobei  vorauszusetzen  ist, 
daß  zur  Zeit  der  Anmeldung  schon  der  betreffende  ausltodische 
Staat  zu  denjenigen  Verbandsstaaten  gehörte,  mit  welchen  das 
Deutsche  Reich  in  einem  VertragsverhäJtnisse  steht  (PA.  PMZBL 
10  167 ff.;  PMZBl.  11  118,  119;  Kohler  296;  Damme  in  GUR.  8 
7,  8;  Isay  §  3  Nr.  58;  AUfeld  714,  715;  vergl.  Präsidialbescheid 
in  PMZBL  9  136).  Dais  auch  die  Anmeldung  in  Deutschland  am 
1.  Mai  1903  oder  suäter  geschehen  sein  muß,  ist  selbstverständlich 
(vergl.  PA.  PMZBL  11  118,  119;  vergl.  auch  Schanze  in  Hirth 
Ann.  94  253).  Auf  früher  erfolgte  Anmeldungen  wird  ein  Vorrecht 
nicht  gewährt. 

886.  Späterer  Eintritt  der  Yoraussetzungen.  Diese  Gnmd- 
8&tze  finden  auch  dann  Anwendimg,  wenn  die  frühere  Anmeldung 
in  einem  Staate  bewirkt  ist,  welcher  zur  Zeit  dieser  Anmeldung  der 
Internationalen  Union  oder  den  hier  in  Betracht  kommenden  Be- 
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Stimmungen  derselben  noch  nicht  beigetreten  war,  diesen  Bei- 
tritt aber  später  vollzogen  hat.  In  diesem  Falle  kann  man 
nicht  etwa  sagen,  daß  die  Priorität  für  die  frühere  Anmeldung 
von  dem  Zeitpunkte,  an  beansprucht  werden  dürfe,  in  welchem 
die  Internationale  Übereinkunft  für  den  betreffenden  Staat  in 
seinem  Verhältnisse  zum  Deutschen  Reiche  in  Wirksamkeit  ge- 
treten ist;  vielmehr  ist  dann  ein  Prioritätsvorzugsrecht  überhaupt 
nicht  begründet  (Damme  in  6UR.  8  7,  8;  vei^l.  Seligsohn  3.  Aufl. 
497;  vergl.  dagegen  Kohler  296,  297;  Allfeld  715).  Denn  alle 
Voraussetzungen  des  Vorzugsrechts  müssen  schon  im  Augenblicke 
der  früheren  Anmeldung  gegeben  sein,  wenn  das  Recht  übcrhauj^t 
zur  Entstehimg  gelangen  soll.  Darum  kann  auch  der  nicht  die 
Vorteile  der  Internationalen  Übereinkunft  für  sich  in  Anspruch 
nehmen,  welcher  zur  Zeit  der  früheren  Anmeldung  noch  nicht  zu 
den  Angehörigen  eines  Verbandsstaats  gehörte,  sondern  diese 
Anffehöhgkeit  erst  später  erworben  hat;  er  kann  auf  Grund  der 
früheren  Anmeldung  ein  Prioritätsvorzugsrecht  überhaupt  nicht, 
also  auch  nicht  von  dem  Zeitpunkte  an  beanspruchen,  in  welchem 
«er  Angehöriger  eines  Verbandsstaats  geworden  ist  (vergl.  Nr.  189 flf.). 

266.  Übergangsbestimmungen.  Eine  rückwirkende  Kraft  kann 
indessen  entweder  durch  Gesetz  oder  durch  Staatsvertrag  gemä& 
Art.  16  der  Internationalen  Übereinkunft  den  Bestimmungen  der- 
selben beigelegt  werden.  Derartige  Vorschriften  sind  getroffen  in 
Art.  5  des  Übereinkommens  mit  Italien  vom  4.  Juni  1902  und 
in  Art.  4  des  Übereinkommens  mit  der  Schweiz  vom  26.  Mai 
1902,  indem  dort  bestimmt  ist,  da&  die  vor  dem  1.  Mai  1903  in 
«inem  Vertragsstaate  erfolgten  Anmeldungen  ein  Vorrecht  entweder 
nach  Maßgabe  der  früheren  Übereinkünfte  vom  18.  Januar  1892 
und  13.  April  1892  oder  nach  Maßgabe  des  Art.  4  der  Internatio- 
nalen Übereinkunft  genießen  sollen,  je  nachdem  das  eine  oder  das 
andere  dem  Anmeldenden  günstiger  ist  (Osterrieth  und  AjLster 
103),  Dabei  ist  zu  bemerken,  da&  die  Prioritätsfrist  der  früheren 
Übereinkünfte  mit  Italien  und  der  Schweiz,  welche  nur  drei 
Monate  beträgt,  trotzdem  länger  sein  kann,  als  die  zwölfmonatige 
Frist  der  Internationalen  Übereinkunft,  weil  letztere  schon  von 
der  Anmeldung,  erstere  dagegen  erst  von  der  Erteilung  des  Patents 
an  zu  rechnen  ist,  imd  in  den  Staaten,  welche  das  Vorprüfungs- 
system haben,  die  Patenterteilung  sich  über  neun  Monate  hinaus- 
ziehen kann  (vergl.  auch  Damme  in  GUR.  8  9).  Die  Anwendbar- 
keit der  Übergangsbestimmungen  ist,  worauf  femer  zu  achten  ist, 
dadurch  bedingt,  da&  die  Anmeldung  in  Italien  oder  in  der 
Schweiz  vor  dem  1.  Mai  1903  erfolgt  war,  während  der  Zeitpunkt 
•der  Patenterteilung  hierbei  nicht  ins  Gewicht  fällt  (vergl.  auch 
Kohler  294,  295).  Das  Prioritätsrecht  der  Internationalen  Überein- 
kunft kann  nicht  beansprucht  werden,  wenn  am  1.  Mai  1903  die 
nach  Ma&gabe  der  früheren  Übereinkünfte  mit  Italien  und  der 
Schweiz  gewährte  Prioritätsfrist  bereits  abgelaufen  war,  da  Jber- 
gangsbestimmungen  im  allgemeinen  auf  endgültig  bereits  erledigte 
Angelegenheiten  sich  nicht  erstrecken  können  (vergl.  Osterrieth 
und  Axster  102,  103;  Damme  in  GUR.  8  9). 

267.  Sonstige  Staatsverträ^e.  Soweit  das  Übereinkommen 
mit  Österreich- Ungarn  oder  die  früheren  Verträge  mit  Italien 
und  der  Schweiz  zur  Anwendung  gelangen,  finden  die  für  die 
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Internationale  Übereinkunft  geltenden  Regeln  entsprechende  An- 
wendung; insbesondere  haben  auch  diese  Verträge  die  Bedeutung, 
da&  nur  für  die  nach  ihrem  Inkrafttreten  eingereichten  An- 
meldungen ein  Prioritätsvorzugsrecht  beansprucht  werden  kann 
(Damme  in  GUR  8  8;  vergl.  PA.  PMZBl.  10  169). 

XI.  Prioritätsvorzugsreoht  auf  Grund  des  Gesetzes  v.  18.  März  1904. 

268.  AusstelluBgeiu  Ein  Prioritätsvorzugsrecht  wird,  abgesehen 
von  den  Staatsverträgen,  auch  auf  Grund  des  deutschen  Reichs- 
gesetzes vom  18.  März  1904  betreffend  den  Schutz  von  Er- 
findungen, Mustern  und  Warenzeichen  auf  Ausstellungen  ge- 
währt (vergl.  Anh.  Nr.  4).  Das  Gesetz  vom  18.  März  1904  ist  in 
Ausführung  des  Art.  11  der  Internationalen  Übereinkunft 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  erlassen,  wonach  jeder 
Verbandsstaat  die  Verpflichtung  übernommen  hat,  patentfähigen 
Erfindungen,  welche  auf  den  auf  dem  Gebiete  eines  von  ihnen 
veranstalteten,  amtlichen  oder  amtlich  anerkannten  internationalen 
Ausstellungen  zur  Schau  gestellt  werden,  im  Wege  der  Landes- 
gesetzgebung einen  zeitweiligen  Schutz  zu  gewähren.  Das  Gesetz 
vom  18.  März  1904  geht  aber  insofern  über  die  in  Art.  11  der 
Internationalen  Übereinkunft  übernommene  Verpflichtung  hinaus, 
als  auf  Grund  desselben  nicht  nur  für  Ausstellimgen  in  dem  Ge- 
biete eines  Verbandsstaates,  sondern  auch  für  im  Gebiete 
anderer  Staaten  veranstaltete  Ausstellimgen,  und  nicht  nur 
fOr  internationale  Ausstellungen,  sondern  auch  für  nationale 
Ausstellungen  ein  Schutz  gewährt  werden  kann  (vergl.  Fehlert 
in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  25).  Durch  den  Ausstellungsschutz, 
wird  die  Rechtswohltat  des  Art.  4  der  Internationalen  Über- 
einkunft nicht  berührt;  dem  Aussteller  steht  also,  wenn  er 
die  Anmeldung  im  Auslande  und  denmächst  innerhalb  der  Frist 
des  Art.  4  auch  im  Lolande  bewirkt  hat,  ein  Prioritatsvorzugs- 
recht  auch  nach  Mailgabe  der  Internationalen  Übereinkunft  zu. 

869.  Zeitweiliger  Schatz.  Durch  das  Gesetz  vom  18.  März  1904 
wird  Erfindungen,  die  auf  einer  inländischen  oder  ausländischen 
Ausstellung  zur  Schau  gestellt  sind,  ein  zeitweiliger  Schutz 
gewährt.  Durch  eine  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  im 
neichsgesetzblatte  wird  im  einzelnen  Falle  die  Ausstellung  be> 
stimmt,  auf  die  der  zeitweilige  Schutz  Anwendung  finden  soll. 
Der  zeitweilige  Schutz  hat  die  Wirkung,  daß  die  Schaustellung 
oder  eine  anderweitige  spätere  Benutzung  oder  eine  spätere  Ver- 
öffentlichung der  Erfindung  der  Erlangung  des  Patentschutzes 
nicht  entgegensteht,  also  nicht  neuheitsschädlich  im  Sinne 
des  §  2  PatG.  ist,  sofern  die  Anmeldung  zur  Erlangung  des 
Patentes  von  dem  Aussteller  oder  dessen  Rechtsnachfolger  binnen 
einer  Frist  von  sechs  Monaten  nach  der  Eröffnung  der  Ausstellung 
bewirkt  wird.  Die  Anmeldung  geht  dann  aucn  anderen  An- 
meldungen vor,  die  nach  dem  Tage  des  Beginns  der  Schau* 
Stellung  eingereicht  worden  sind. 

270.  Rechtliche  Natur  des  zeitweiligen  Schutzes.  Der  zeit- 
weiliffe  Schutz  besteht  im  Sinne  der  Internationalen  Übereinkimft 
imd  des  Gesetzes  vom  18.  März  19Q4  nicht  in  dem  Schutze 
gegen  Patentverletzungen,  er  steht  also  nicht  etwa  dem 
eii^tweiligen  Schutze,  welchen  eine  Erfindung  durch  die  Bekannt- 
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machung  der  Anmeldung  gemäß  §  23  PatG.  erlangt,  gleich.  Viel- 
mehr  besteht  die  Bedeutung  des  zeitweiligen  Schutzes  darin,  daß 
der  Aussteller  oder  dessen  li  echtsnachfolger,  Avenn  er  die  Erfindung 
später  in  Deutschland  zur  Anmeldung  bringt,  gegen  die  Bechts- 
nachteile,  welche  mit  der  durch  die  Schaustellung  verursachten 
Bekanntgabe  der  Erfindung  —  sei  es,  da&  diese  durch  offen- 
kundige Benutzung  oder  durch  Beschreibung  in  öffentlichen  Druck- 
schriften erfolgt  —  verbunden  sind,  geschützt  und  ihm  gegenüber 
anderen  Anmeldungen  vom  Zeitpunkte  der  Schaustellung  ab  ein 
Vorrang  imd  mithin  ein  Prioritätsvorzugsrecht  eingeräumt  wird. 

271.  Maßgebender  Zeitpunkt  für  die  Priorität.  Das  Prioritäts- 
vorzugsrecht wird  dem  Aussteller  oder  dessen  Rechtsnachfolger 
vom  Zeitpunkte  des  Beginns  der  Schaustellung  der  Erfindung 
auf  der  Ausstellung  an  gewährt.  Der  Zeitpunkt  des  Beginns  der 
Schaustellung  braucht  nicht  notwendig  mit  dem  Zeitpunkte  der 
Eröffnung  der  Ausstellung  zusammenzufallen.  Wird  der  Gegen- 
stand der  Erfindung  erst  später  zur  Schaustellung  gebracht,  so 
ist  dieser  Zeitpunkt  ma%ebend.  Andererseits  kann  von  einer 
Schaustellung  auch  schon  vor  der  förmlichen  Eröffnung  der  Aus- 
stellung gesprochen  werden,  nämlich  dann,  wenn  der  Zugang  zu 
dem  Gegenstande  der  Erfindung  schon  vor  diesem  Zeitpunkte 
einem,  wenn  auch  beschränkteren,  Teile  des  Publikums,  z.  B. 
anderen  Ausstellern,  Geschäftsleuten  und  sonstigen  an  der  Aus- 
stellung Beteiligten  ermöglicht  wird  (vergl.  Begründung  des 
Gesetzentwurfs  in  PMZBl.  10  182).  Auch  eine  solche  vor  Er- 
Mnung  der  Ausstellung  erfolgte  Bekanntgabe  der  Erfindung  wirkt 
nicht  neuheitsschädlich;  es  ist  auch  für  den  Vorrang  vor  anderen 
Anmeldungen  der  Zeitpunkt  einer  solchen  vor  Eröfhung  der  Aus- 
stellung bewirkten  Schaustellung  maß§^ebend.  Der  Zeitpunkt  des 
Beginns  der  Schaustellung  bestimmt  sich  gemä&  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  die  Neuheit  imd  den  Rang  zum  Patente  an- 
gemeldeter Erfindungen  nach  der  Stunde  und  der  Minute,  in 
welcher  mit  der  Schaustellung  begonnen  wurde  (vergl.  Nr.  28  und 
§  2  Nr.  4). 

272.  Ausschlaft  der  neuheitsschfidlichen  Wirkung.  Aus^ 
geschlossen  ist  die  neuheitsschädliche  Wirkung  einer  jeden  seit 
dem  Zeitpimkte  des  Beginns  der  Schaustellimg  erfolgten  Bekannt- 
gabe der  Erfindung,  sei  es,  da^  diese  Wirkung  sonst  schon  infolge 
der  Schaustellung  selbst  oder  erst  infolge  einer  sich  hieran  an- 
schließenden offenkundigen  Benutzung  oder  druckschriftlichen 
Veröffentlichung  eintreten  wurde.  Es  macht  sogar  keinen  Unter- 
schied, ob  die  Bekanntgabe  der  Erfindung  mit  der  Ausstellung  in 
Verbindung  steht,  oder  ob  sie  ganz  unabhängig  hiervon  erfolgt  ist, 
also  auch  ohne  die  Ausstellung  oder  Schaustellung  erfolgt  sein 
würde;  unerheblich  ist  es  auch,  ob  die  Bekanntgabe  durch  den 
Aussteller  selbst  oder  durch  seinen  Rechtsnachfolger,  oder  ob  sie 
durch  einen  beliebigen  Dritten  bewirkt  wird  (vergl.  Begründung 
des  Gesetzentwurfes  in  PMZBl.  10  182). 

273.  Ausscldub  des  Vorbenutzungsrechts«  Darüber,  ob  das 
Prioritätsvorzugsrecht  des  Ausstellungsgesetzes  der  Begründung 
eines  Vorbenutzungsrechts  innerhalb  des  Zeitraums  zwischen 
dem  Zeitpunkte  des  Beginns  der  Schaustellung  und  der  dem- 
näcbstigen  Anmeldung  bei  dem  deutschen  Patentamte  entgegen- 
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steht,  hat  das  Gesetz  eine  Bestimmung  nicht  getroffen,  da  das 
Priorit&tsvorzu^echt  des  Ausstellmigsgesetzes  die  gleiche  Wirkung 
wie  das  Prioritätsvorzugsrecht  des  Art.  4  der  Internationalen 
Übereinkunft  haben  sollte,  und  es  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers liegen  konnte,  diese  für  den  Art.  4  der  Internationalen  Überein- 
kunft streitige  Fraee  bei  Gelegenheit  eines  einzelnen  Anwendungs- 
falles zu  entscheiden.  Gemäü  den  Erörterungen  zu  Art.  4  der 
Internationalen  Übereinkunft  ist  anzunehmen,  daß  die  Entstehung 
eines  Vorbenutzungsrechts  in  dem  betreffenden  Zeiträume  aus- 
geschlossen ist,  da  dies  im  Begriffe  der  Priorität  liegt  (Fehlert 
in  Jahrb.  d.  Int.  Ver.  8  28;  vergl.  Nr.  258). 

274.  Wahrung  der  Prioritätsfrist.  Voraussetzung  für  die 
Gewährung  des  Prioritätsvorzugsrechts  ist  es,  daß  die  zur  Schau 
gestellte  Erfindung  von  dem  Aussteller  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger innerhalb  einer  Frist  von  sechs  Monaten  nach  der  Er- 
OflEnung  der  Ausstellung  bei  dem  deutschen  Patentamt  zum  Patent 
angemeldet  wird.  Als  Rechtsnachfolger  des  Ausstellers  ist  anzu- 
sehen, wer  von  diesem  das  Erfinderrecht  erworben  hat  oder  sonst 
mit  E^williffung  des  Ausstellers  die  Anmeldung  bewirkt,  während 
der  Erwerb  des  Eigentums  an  den  körperhchen  auf  Grund  der  Erfin- 
dung hergestellten  und  zur  Schau  gestellten  Gegenständen  allein 
nicht  genQ^.  Gleichgültig  ist  es,  ob  innerhalb  der  Frist  eine  An- 
meldung im  Auslande  bewirkt  ist.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn 
auf  Grund  eines  Staatsvertrages  die  ausländische  Anmeldung  ein 
Prioritätsvorzugsrecht  für  eine  demnächstige  inländische  Anmeldung 
begründet;  durch  eine  nach  Ablauf  der  Frist  bei  dem  deutschen 
Patentamte  eingehende  Anmeldung  kann  demnach  die  Priorität 
des  Ausstellungsgesetzes  in  keinem  Falle  gewahrt  werden. 

275.  Bereehnung  der  Frist.  Die  Frist  wird  nach  §  187  Abs.  1 
und  §  188  BGB.  berechnet.  Hiemach  wird  der  Ta§,  an  welchem 
die  Ausstellung  eröffnet  ist,  nicht  mitgerechnet.  Die  Frist  endigt 
noit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages  des  letzten  Monats,  welcher 
durch  seine  Zahl  dem  Tage  der  Eröffnung  entspricht.  Fehlt  der 
Tag  in  dem  letzten  Monat,  so  endigt  die  Frist  mit  dem  Ablaufe 
des  letzten  Tages  dieses  Monats.  Fällt  der  letzte  Tag  der  Frist 
auf  einen  Sonntag  oder  einen  in  Preußen  staatlich  anerkannten 
allgemeinen  Feiertag,  so  tritt  gemäß  §  193  BGB.  an  die  Stelle  des 
Sonntags  oder  des  Feiertags  der  nächstfolgende  Werktag  (vergl. 
auch  §  8  Nr.  9). 

276.  Bekanntmachung  des  Beichskanzlers.  Voraussetzung 
für  die  Gewährung  des  Pnoritätsvorzugsrechts  ist  es  femer,  dal 
durch  eine  im  Beichsgesetzblatte  erschienene  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  bestimmt  ist,  daß  der  durch  das  Gesetz 
vom  18.  März  1904  vorgesehene  Schutz  auf  die  betreffende  Aus- 
stellung Anwendimg  findet.  Die  Bekanntmachung  kann  auch  erst 
nach  Eröffnung  der  Ausstellung  mit  der  Wirkung  erlassen 
werden,  da&  das  Prioritätsvorzugsrecht  vom  Beginne  der  Schau- 
stellung ab  gewahrt  bleibt.  Über  den  Erlaß  der  Bekanntmachung 
entscheidet  das  freie  Ermessen  des  Beichskanzlers.  Von  seiner 
Befugnis  wird  der  Reichskanzler  bei  Ausstellungen,  welche  nicht 
internationaler  Natur  sind,  regelmäßig  nur  dann  Gebrauch  machen, 
wenn  sie  im  Inlande  stattfinaen  und  von  allgemeinerer  wirtschaft- 
licher Bedeutung  sowie  von  längerer  Dauer  sind,  da  bei  kleineren 
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Ausstellungen  und  solchen  von  kürzerer  Dauer  die  bestehenden 
Rechtsbehelfe  ausreichen.  Ausnahmslos  ist  die  Bekanntmachung  in 
denjenigen  Fällen  zu  erlassen,  m  welchen  die  Voraussetzungen 
des  Art.  11  der  Internationalen  Übereinkunft  vorhanden  sind,  in- 
dem auch  in  solchen  Fällen  ohne  Bekanntmachung  ein  zeitweiliger 
Schutz  nicht  besteht  (vergl.  Begründung  des  Gesetzentwurfis  in 
PMZBl.  10  183).  Als  inländische  Ausstellung  ist  auch  eine  Au^- 
stellimg  in  einem  deutschen  Schutzgebiete  anzusehen  (vergl.  Einl. 
Nr.  23).  Bekanntmachungen  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  18.  März 

1904  sind  bisher  erlassen  worden  hinsichtlich  der  Internationalen 
Ausstellung  in  St.  Louis  1904  (PMZBl.  10  183),  hinsichtlich  der 
EröfEhung  der  Internationalen  Ausstellung  in  St.  Louis  (PMZBl. 

10  258),  hinsichtlich  der  Internationalen  Ausstellung  in  Lüttich  1905, 
der  Niederschlesischen  Gewerbe-  imd  Industrie -Ausstellung  in 
Görlitz  1905,  der  Allgemeinen  Industrie-,  Gewerbe-  und  Kunst- 
Ausstellung  in  Oldenburg  1905  (PMZBl.  11  41,  42),  der  Ausstellung 
der  Münchener  Vereinigung  für  angewandte   Kunst  in   München 

1905  (PMZBl.  11  137),  hinsichtlich  der  Wander-Ausstellung  der 
Deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft  in  München  1905  (PMZBl. 

11  138),  der  Internationalen  Ausstellung  in  Mailand  1906  und  der 
20.  Wanderausstellung  der  Deutschen  Landwirtschafts-GeseUschaft 
in  Berlin- Schöneberg  1906  (PMZBl.  12  67),  der  Bayerischen 
Jubiläums-,  Landes-,  Industrie-,  Gewerbe-  und  Kunstausstellung  in 
Nürnberg  1906  und  der  3.  Deutschen  Kunstgewerbe-Ausstellung  in 
Dresden  1906  (PMZBl.  12  155,  156). 

277.  Identitfit.  Die  später  bei  dem  deutschen  Patentamt 
zur  Anmeldung  gebrachte  Erfindung  muh  mit  der  früher  zur 
Schau  gestellten  Erfindung  identisch  sein.  In  dieser  Hinsicht 
kommen  diejenigen  Grundsätze  zur  entsprechenden  Anwendung, 
welche  für  die  Identität  bei  Geltendmachung  eines  Prioritäte- 
vorzugsrechts  auf  Grund  eines  Staatsvertrages  gelten.  Der  Nach- 
weis  der  Identität  ist  erst  dann  zu  liefern,  wenn  dieser  Umstand 
im  Laufe  des  Verfahrens  vor  dem  Patentamt  oder  vor  den  Ge- 
richten rechtserheblich  wird;  er  kann  durch  alle  zulässigen  Be- 
weismittel geführt  werden.  Sache  des  Anmelders  ist  es  daher, 
sich  rechtzeitig  die  nötigen  Beweismittel  zu  sichern  (vergl.  Be- 
gründimg des  Gesetzentwurfs  in  PMZBl.  11  183).  Geeignet  ist 
hierzu  das  Verfahren  zur  Sicherung  des  Beweises  gemäß  ^  485ff. 
BGB.,  sofern  sich  die  Zuständigkeit  der  deutschen  Gerichte 
begründen  läM. 

278.  Analogie  des  Priorit&tsTorzugsrechts  der  StaatsvertrSge. 
Die  Geltendmachung  des  Prioritätsrechts  erfolgt  nach  den  für 
die  Geltendmachung  von  Prioritätsrechten  überhaupt  geltenden 
Regeln  (vergl.  Nr.  236  ff.).  Das  Prioritätsrecht  muß  denmach  nicht 
sogleich  bei  der  Anmeldim^  beansprucht  werden;  es  genügt  viel- 
mehr die  Geltendmachung  m  demienigen  Zeitpunkte,  m  welchem 
es  auf  die  Priorität  ankommt.  Auch  im  übrigen  finden  die  früher 
für  das  Prioritäts  Vorzugsrecht  auf  Grund  von  Staats  vertragen 
erörterten  Grundsätze  entsprechende  Anwendung. 


Yorprofang.    I.  Begriff. 
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•  «• 

Bie  AuBeldnng  naterllei^  elmer  Torprfttaig  durch  «in  Mitglied  der 
ABmeldeAbteilnng. 

Ericlieimt  hierM  die  inneldaag  als  den  TorgeBchrlebeneii  An- 
f^riMraagM  (§  20)  .Bieht  genttgendy  so  wird  dnrcli  Torbesclieid  der 
PaUnlracher  aifgefMrderty  die  Mliigel  Innerkall»  einer  beBtimmten  Frist 
n  bSMitigeB« 

lasoweft  die  TerprtfiDg  ergibt,  daft  eine  Bsok  M  h  2^9  Abs.  1 
^tentfiUge  Erflnding  Hiebt  Torliegt,  wird  der  Patentsneber  bierron 
«Bter  Aoirs^^  d^r  CIrttnde  mit  der  Aaffordenuig  benachriebtigt,  sieh 
MnaeB  einer  bestimmteB  Frist  ni  änfiem. 

Brhlirt  sieb  der  Patentsncber  anf  den  Yorbesebeid  (Abs.  2  und  8) 
Bicbt  reebtieitlgry  bo  gilt  die  Anmeldung  als  snrllckgenommen;  erUftrt 
«r  sich  iBBerbalb  der  Frist,  so  fafit  die  Anmeldeabteiinng  Beseblofi. 


I.  B^sttfr» 

1.  T«rpriAiMfttyft«a. 
9.  Tmrprifkairla  weiteren  ud  Im  eBg«rMi 
Sbu«. 
.    a.  5«i«rderyorprlfuglm«BV«r6MSlABe. 
4.  lkMkaltUd«r?on»rCAuislMW«lt«reD 
SIhb«. 

II.  TfriSüircm  T«r  d«H  YMpriftr. 

6.  AmfkÜraBgabefligaii. 
e.  Zwlach«BTerfSn]ig«i. 

7.  laliSnuiff  der  BetelHgUii. 

a.  AbMhlut  ud  WledenudSukMe   d«r 
TorprlAu«. 

m.  dl«9«taBd  dw  ToiKiAu«- 

a.  F«ni«BenidiMi«Tlen«Tor«aM«tsiu- 


«B  der  InaeldBBf . 

PrIfliBC  im  MAterleller  HLulelit. 


10.  Ih^tiäum  !■ 

n.  Beikeafolge  der  PrftlkB« 


IT.  Torbeeckeld. 

ft)  lUgemeUes. 

lt.  TonwMetnuigeB  fSr  dem  ErUts  des 

T«rf»eeehetdef. 
la.  Wlederliolter  Brleoi. 

14.  Terpaiehtwtg  nm  ErUue  dei  Torbe- 
Mheldet. 

15.  Betchwerd«. 


b>  iMlialt  ud  Form  det  Torboiclieldes. 

16.  Beseicloiuiflr  «üi  Torbeiebeld. 

17.  AifTordeniBg  rar  BeieltlgVBg  formeller 
■nd  nr  I«tteraB9  taf  materielle 
B&Bgel. 

18.  Veibladuig  ond  Treiuivmi;  der  Aaf- 
IbrdermgeB* 

19.  Friitfetauig. 

e)  Formen«  lad  mftterlelle  Hfaif  el. 

SO.  Wesentliche  KrfordenUtM  der  Aamel- 

dan«. 
il.  BiMsehlviif  der  AnmeldesobShr. 
tt.  Formelle  nSagel. 

55.  Formelle  Uiigel  Im  etuelaeM. 
84.  ntterielle  niagel. 

n*  VnToUitindlgkelt  der  PftUmtbeeckrel- 
bug. 

d)  ErklSnmg  tvf  dem  Torbeeebeld. 

56.  Folge  der  IflebterUinuig. 

87.  laludt  md  Form  der  Erkldnuig. 

e)  Frtrt. 

88.  WohruMg  der  Frift. 

89.  Berecbaug. 

Se«  WlederelBietnBg«nd  Folgen  der  FrlttF 

TenSnmuig. 
81.  YeriingerBBg  der  Frist. 

T.  Yerfkhren  nscb  Erlnss  des  Torbeseheides. 

88.  Besehlnssfkssvng. 
88.  Zarielouhmellktlon. 
84.  Besehwerde, 


Vorprüfang, 


I.  BogrtS: 


1.  Torprlfnngpssystem.  Die  Erteilung  eines  Patents  auf  eine 
Fkitentanmeldung  kann  nur  nach  vorgängiger  Vorprüfung  erfolgen. 
Das  deutsche  Patentgesetz  hat  sich  im  Gegensatze  zu  dem  An- 
meldesysteme,  welches  in  einer  großen  Zahl  ausländischer 
Staaten  gilt,  zu  dem  Vorprüfungssystem  bekannt  (vergl.  Magnus 
in  GUR.  6  171  flf.).  Der  Unterschied  beider  Systeme  besteht  darin, 
daß  in  den  Gebieten  des  Vorprüfungssystems  das  Patent  nicht 
eher  erteilt  Tnrd,  als  bis  die  patenterteilende  Behörde  die  Über- 
sefugung  gewonnen  hat,  daß  dem  Anmelder  der  Anspruch  auf  ein 

K  e  n  t ,  Patentgosets.  n.  18 
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genommen  gilt  —  wie  dies  bei  Nichtbeantwortung  des  Vorbe- 
scheides der  Fall  ist  —  daß  vielmehr,  wenn  die  Anmeldeabteilung 
sich  der  Auffassung  des  Vorprüfers  anschUefit,  die  Anmeldung  durch 
Beschluß  zurückzuweisen  ist.  Einen  Anspruch  darauf,  auf  diese 
Folge  der  Nichtbeachtung  der  Verfügung  aufinerksam  gemacht  zu 
werden,  hat  der  Anmelder  nicht,  wenngleich  dies  zweckmäßiger 
Weise  geschieht;  insbesondere  ist  es  nicht  nötig,  daß  eine  ihm 

Sewährte  Frist  als  „letzte  Frist*'  bezeichnet  wird,  wenn  auch  nach 
eren  Ablauf  die  Entscheidung  sogleich  gefftllt  werden  soll  (PA. 
PMZBl.  7  114;  vergl.  Allfeld  211). 

Die  Verfü^;unffen  des  Vorprüfers  haben  nicht  die  Natur  einer 
Entscheidung  m  der  Sache,  sie  sind  vielmehr  nur  Aufforderungen 
zur  Richtigstellung  der  Anmeldung  oder  zur  Erkläninff  über 
mangelnde  Patentfähigkeit.  Eine  Beschwerde  findet  dagegen 
—  abgesehen  von  der  Beschwerde  im  Verwaltungswege  — 
nicht  statt  (vergl.  §  16  Nr.  23).  Auch  können  derartige  Ver- 
fügungen jederzeit  sowohl  von  dem  Vorprüfer  selbst  als  spftter 
durch  die  Abteilung  rektifiziert  werden  (Khenius  N.  26,  27).  Ent- 
sprechend dem  das  Verfahren  in  Patentsachen  beherrschenden 
Grundsatze  der  Schriftlichkeit  müssen  die  Verfügungen  des  Vor- 
prüfers schriftlich  erlassen  werden;  sie  müssen  daher,  wenn  sie 
auch  in  Anschlug,  an  eine  mündliche  Verhandlung  mündlich  er- 
öffnet sein  sollten,  nochmals  schriftlich  wiederholt  werden  (PA« 
PMZBl.  8  176,  177).  Die  in  den  Zwisohenverfügungen  des  Vor- 
prüfers gesetzten  Fristen  können  auf  ein  genügend  begründetes  Gre- 
such,  falls  sie  nicht  ausreichend  sein  sollten,  verlängert  werden 
(vergl.  PA.  PMZBl.  7  114;  vergl.  auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  9). 

7.  Anhörung  der  Beteiligten.  Wird  ein  Beteiligter  zur 
Anhörung  vor  den  Vorprüfer  geladen,  so  hat  eine  solche  Ladtnig 
oder  Anhörung  nicht  die  Wirkung,  da&  mit  Rücksicht  darauf  die 
Anhörung  des  Beteiligten  in  der  Beschwerdeinstanz  gem&fi  §  26 
Abs.  3  PatG.  abgelehnt  werden  könnte.  Es  steht  audi  nichts 
entgegnen,  da6  der  Patentsucher  ohne  Ladung  vor  dem  Vorprüfer 
erscheint,  um  seine  Sache  persönlich  zu  ver&eten;  doch  b^steht^ 
um  Störungen  zu  begegnen,  die  Praxis,  den  Patentsucher  auf  einen 
im  voraus  bestimmten  Termin  zu  laden  und  die  Ladung  davon 
abhängig  zu  machen,  dafi  zunflchst  eine  schriftliche  Erwiderung 
auf  einen  etwa  vorhergegangenen  Bescheid  eingereicht  wird  (Denk- 
schrift des  Reichskanzlers  in  ZgR.  8  108). 

8.  Abschluß  und  Wiederaufiiahme  der  Torprflfting.  Der 
Vorprüfer  hat  —  wenn  nicht  vorher  eine  Zurücknahme  der  An» 
meldung  erklärt  ist  —  seine  Tätigkeit  abzuschließen,  wenn  er 
zu  der  Ansicht  gelangt  ist,  da&  die  Anmeldung  entweder  zur  Bc» 
kanntraachung  und  Auslegung  reif  ist,  oder  daß  sie  zurückgewiesen 
werden  muß;  in  beiden  Flüflen  gibt  er  die  Akten  mit  seinem 
Votum  an  die  Abteilung  ab  (PA.  Ber.  180;  Denkschrift  in  2jgR.  S> 
109).  Hatte  der  Vorprüfer  einen  Vorbescheid  erlassen,  so  schließt 
das  Verftihren  vor  ihm  bei  Nichterklfirung  des  Patentsuchers,  nicht 
aber  notwendig  bei  reditzeitiger  Erklärung,  ab  (vergl.  Kr.  d2ff.). 
Das  Votum  des  Vorprüfers  wird  auf  Bekanntmachung  und  Aus-^ 
legung  der  Anmeldung  lauten,  wenn  die  Anmeldung  entweder 
überhaupt  keine  Mängel,  weder  in  formeller  noch  in  materieller 
Beziehung,  hat,  oder  wenn  die  von  ihm  erhobenen  Beanstandungen 
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und  Bedenken  im  Laufe  des  Verfahrens  von  dem  Anmelder  be« 
seitigt  worden  sind.    Sind  dagegen   die  nach  Ansicht  des  Yor- 

SrQfers  vorhandenen  Mängel  nicht  beseitigt  worden,  so  erläßt  er 
en  Yorbescheid,  welchem  Zwischen  Verfügungen  vorangehen  können 
(vei^L  Nr.  14).  Eine  Wiederaufnahme  der  YorprCÜung  kann 
nOtig  werden,  wenn  seitens  der  Anmeldeabteilung  die  Zurückver- 
weisung der  Anmeldung  in  die  Vorprüfung  beschlossen  wird  (vergl. 
PA.  Ber.  182). 

TTT-  Gegenstand  der  Vorprüfung. 

9.  Formelle  und  materielle  Toraussetzungen  der  Anmeldung. 

Das  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer  erstreckt  sich  auf  die  Prüfung 
sowohl  der  formellen  als  der  materiellen  Voraussetzungen  der 
Anmeldung,  d.  h.  es  ist  zu  untersuchen,  einerseits,  ob  die  An* 
meidung  den  in  §  20  PatG.  und  in  den  Ausführungsbestimmungen 
des  Patentamts  vorgeschriebenen  Anforderungen  genügt,  sodann, 
ob  eine  nach  §&  1  und  2  PatG.  patentfähige  Erfindung  vorliegt, 
und  femer,  ob  der  Anmelder  nach  §  3  Abs.  1  PatG.  Anspruch  auf 
die  Erteilung  des  Patents  hat  (vergl.  PA.  PMZBl.  6  19).  Dagegen 
ist  im  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer  nicht  zu  erörtern,  ob  der  An- 
spruch auf  Erteilung  des  Patents  wegen  widerrechtlicher  Entnahme 
der  angemeldeten  Erfindung  gemä&  §  8  Abs.  2  PatG.  aus- 
gesehlosseü  ist,  da  die  widerrechtliche  Entnahme  nur  im  Ein* 
spruchsver&hren  geltend  gemacht  werden  kann. 

10.  Prüfung  in  materieller  Hinsicht.  Die  Prüfung  des  Vor* 
Prüfers  hat  sich  demnach  in  materieller  Hinsicht  darauf  zu  er- 
streckten: 1.  ob  die  Anmeldung  eine  Erfindung  betrifft,  welche 
eine  gewerbliche  Vei-wertung  gestattet;  2.  ob  die  Verwertung  der 
abgemeldeten  Erfindung  den  Gesetzen  oder  guten  Sitten  zu- 
widerlaufen würde;  3.  ob  die  Erfindung  ein  Kahrungs-,  Ge* 
nu&-  oder  Arzneimittel  oder  einen  chemischen  Stoff  betrifft; 
4.  ob  die  Erfindung  zur  Zeit  ihrer  Anmeldung  bereits  in  öffent- 
lichen Druckschriften  aus  den  letzten  hundert  Jahren  derart  be- 
schrieben oder  im  Inlande  bereits  so  offenkundig  benutzt 
war,  da&  danach  die  Benutzung  durch  andere  Sachverständige 
möglich  erschien;  5.  ob  die  angemeldete  Erfindung  ganz  oder  ted- 
weise Gegenstand  eines  auf  eine  frühere  Anmeldung  erteilten 
Patents  ist.  Die  unter  Nr.  6  genannte  Prüfung  ist  erst  durch  das 
neue  Patenigesetz  in  §  8  Abs.  1  eingeführt;  unter  der  Herrschaft 
des  früheren  Patentgesetzes  fand  eine  Prüfung  in  dieser  Richtung 
niebt  statt  (vei^l.  |  3  Nr.  8).  Darauf,  ob  das  auf  die  Er- 
findung  zu  erteilende  Patent  von  einem  anderen  Patente  ab- 
hängig ist,  hat  die  Prüfung  sich  nicht  zu  erstrecken  (vergl.  §  3 
Nr.  57).  Tatsächlich  scheidet  auch  die  Prüfung,  ob  eine  offen- 
kundige Vorbenutzung   vorliegt,    wegen    der    an  Unmöglichkeit 

Senzenden  Schwierigkeit,  von  Amts  wegen  Kenntnis  von  Vor- 
tnutzungp^akten  zu  erhalten,  aus  der  Vorprüfungsinstanz  reg:el- 
mft&ig  aus;  der  Nachweis  einer  offenkundigen  Vorbenutzung  bleibt 
vielmehr  ziemlich  ausnahmslos  dem  Emspruchsverfahren  vor- 
behalten (PA.  Ber.  164;  Isav  §  21  Nr.  5).  Nur  dann,  wenn  ein 
mit  der  angemeldeten  Erfindung  identisches  Gebrauchsmuster  eiit- 
getra^en  ist,  dessen  Bezeichnung  nicht  schon  als  eine  genügend 
deutiiche  druckschriftliche  VeröffentUchung  sich  darstellt,  kann  es 


196  Dritter  Abschnitt.    Verfahren  in  Paten tsacben.    §  21. 

am  Platze  sein,  Ermittelungen  darüber  anzustellen,  ob  das  Gebrauchs- 
muster vor  der  Patentanmeldung  in  offenkundige  Benutzung  ge- 
nommen ist  (PA.  Ber.  167). 

11.  Reihenfolge  der  Priifimg.   Eine  bestimmte  Reihenfolge 
ist  dem  Yorprüfer  bei  der  Vornahme  seiner  Tätigkeit  nicht  vor* 

Seschrieben;  es  steht  vielmehr  in  seinem  Belieben,  ob  er  zunächst 
ie  formellen,  oder  zunächst  die  materiellen  Erfordernisse, 
oder  ob  er  beide  gleichzeitig  erörtern  will.  Die  gleichzeitig 
Prüfung  wird  sich  in  den  meisten  Fällen  em^ehlen,  da  durch  sie 
der  Fortgang  des  Verfahrens  in  geeigneter  Weise  gefördert  wird 
(vergl.  Knenius  N.  25).  Denmacn  kann  man  nicht  sagen,  daß, 
was  allerdings  logisch  richtig  erscheinen  könnte,  zur  materiellen 
Prüfung  der  Anmeldung  erst  dann  zu  schreiten  sei,  wenn  die 
Formahen  in  Ordnimg  sind;  namentlich  erscheint  eine  sofortige 
Erörterung  der  materiellen  Erfordernisse  dann  angezeigt,  wenn 
die  Anmeldung  offenbar  etwas  Patentfähiges  nicht  betrifft  (vergl. 
auch  Bobolski  Th.  85). 

rv.  Vorbesoheid. 

a)  Allgemeines. 

12.  Yoraussetzimgeii  für  den  Erlaft  des  Yorbeseheides.   Das 

Gesetz  bestimmt,  daß  ein  Vorbescheid  erlassen  wird,  wenn  nach 
Ansicht  des  Vorprüfers  die  Anmeldung  an  formellen  Mängeln 
leidet,  oder  wenn  die  angemeldete  Erfindung  nicht  patentfähig 
ist,  also  Mänffel  materieller  Natur  vorliegen.  Jedoch  ist  in  beiden 
Fällen  der  Yorprüfer  nicht  zum  sofortigen  Erlasse  eines  Vor- 
bescheides genötigt;  vielmehr  kann  er  durch  Zwischen  Verfügungen 
formloser  mtur  zunächst  die  Beseitigung  vorhandener  Mängel 
verlangen  (vergl.  Nr.  6).  In  der  Praxis  wird  wegen  der  Härten,  welche 
der  EriaB  eines  Vorbescheides  infolge  der  Unwiderlegbarkeit  der 
Fiktion  der  Rücknahme  der  Anmeldung  bei  Nichteinhaltung  der 
Frist  gegenüber  nicht  aufmerksamen  Anmeldern  hat,  so  verfwren, 
daß  der  Vorprüfer  zunächst  durch  Zwischenverfügungen  die  Sache 
zu  klären  sucht  und  erst  dann  zum  Erlasse  des  Vorbescheides 
schreitet,  wenn  eine  Beseitigung  der  gerügten  Mängel  nicht 
herbeizuführen  ist  —  sei  es,  daß  dies  dem  Anmelder  nicht  gelingt 
oder  da&  er  den  Verfügungen  des  Vorprüfers  überhaupt  nicnt 
nachkommt  —  und  demnach  die  Zurückweisung  der  Anmeldung 
zu  gewärtigen  ist. 

18.  Wiederholter  Erla&  Diese  Praxis  führt  dazu,  daß  der 
Vorbescheid  regelmäßig  nur  einmal  in  dem  Verfahren  erlassen 
wird,  nämlich  dann,  wenn  die  Sache  zur  Versagung  des  Patents 
reif  ist  und  also  eine  Zurücknahme  der  Anmeldung  der  Sach- 
lage entsprechen  würde  (Denkschrift  des  Reichskanzlers  in  2^R. 
8  109;  PA.  Ber.  179;  Rhenius  N.  27;  Rhenius  in  2^R.  2  269; 
Robolski  K.  §  21  Nr.  1;  Seligsohn  §  21  Nr.  5;  Stephan-Schmid 
85;  Schrey  in  Glaser  36  167).  Zu  weitgehend  erscheint  dagegen 
die  Ansicht,  daß  der  Erlaß  eines  wiederholten  Vorbescheides 
absolut  unzulässig  sei  (anders  Isay  §  21  Nr.  13).  Ein  wiederholter 
Vorbescheid  kann  insbesondere  dann  nötig  werden,  wenn  die  An- 
meldeabteilung die  Zurückverweisung  der  Anmeldung  in  die  Vor- 
prüfung beschlossen  hat  (vergl.  PA.  Ber.  182;  vei'gl.  auch  %22  Nr.  3). 
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14.  Tendliehtiiiig  zum  Erlasse  des  Torbeseheides.  Nach  der 
Praxis  des  Patentamts  steht  es  in  dem  freien  Ermessen  des  Vor- 

Eröfers,  wann  er  einen  Vorbesdbeid  erlassen  will,  und  ob  er  über- 
aopt  einen  solchen  erlassen  will;  es  hängt  hiemach  also  von  dem 
Belleben  des  Vorprüfers,  auch  wenn  nach  seiner  Ansicht  die 
Sache  zor  Entscheioung  reif  ist,  ab,  ob  er  sofort  einen  Vorbescheid 
oder  zunächst  nur  eine  einfache  Zwischenyerffigung  ergehen  läßt 
(PA.  PMZBL  4  252).  Der  VorprOfer  beschränkt  sich  häufi|^  über- 
haupt auf  den  Erlai  formloser  ^Zwischen Verfügungen  und  ^bt  als- 
dann —  ohne  Vorbescheid  —  die  Sadie  sofort  an  die  Abteilung  ab 
(Bobolski  K.  §  21  Nr.  1).  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  hat 
danach  der  Amnelder  einen  Anspruch  darauf,  daß  einer  Zurück- 
weisung der  Anmeldung  ein  Vorbescheid  vorausgehe,  nicht;  dies 
gut  nicht  nur  für  das  Verfahren  vor  dem  Vorprüier,  sondern  auch 
fibr  das  weitere  Verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung.  Es  geht  da- 
her,  wenn  die  Anmeldeabteilung  eine  von  dem  Vorprüfer  nicht 
beanstandete  Anmeldu^  zurückweisen  will,  dieser  Zurückweisimg 
nicht  der  Erlaß  eines  Vorbescheides  voran,  eine  Wiederaufnahme 
des  Vorprüfrmgsverfahrens  findet  also  nicht  statt;  vielmehr  wird 
in  einem  solchen  Falle  gemäß  §  22  Abs.  2  PatG.  verfahren  (PA. 
PMZBL  4  262;  vergl.  Schrey  in  Glaser  36  167). 

Diese  Praxis  verdient,  soweit  sie  das  Verfahren  vor  dem  Vor- 
prüfer betrifft,  keine  Billigung,  da  §  21  Abs.  2  PatG.  die  bestimmte 
Vorschrift  gibt,  daß  die  Beanstandung  der  Anmeldimg  durch  Vor- 
bescheid zu  geschehen  hat.  Diese  Meinung  entspricht  auch  dem 
Sinne  des  Gesetzes,  insofern  als  der  Vorprüfer  bei  Beanstandimg 
der  Anmeldung  als  besondere  Instanz  fungieren  soll,  imd  diese  In- 
stanz durch  den  Vorbescheid  zunächst  ihren  Abschluß  findet  (vergl. 
§22  Nr.  6).  Es  würde  sonst  auch  die  Bestimmung  des  §  22  Abs.  2 
PatG.,  wonach  der  Vorprüfer  von  der  Teilnahme  an  dem  Zurück- 
weisungsbeschlusse  ausgeschlossen  sein  kann,  umgangen  werden 
können  (vergl.  Stört  in  M.  4  79;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  21  Nr.  6). 

16.  Beschwerde.  Ein  Beschwerderecht  steht  den  Be- 
teiligten weder  gegen  den  Erlaß  des  Vorbescheides  noch  gegen 
dessen  Inhalt  zu  (vergl.  §  16  Nr.  23). 

b)  Inhalt  und  Form  des  Vorbescheides. 

16b  Bezeichnung  als  Vorbescheid.  Der  Vorbescheid  hat  einen 
gesetzlich  bestimmten  Inhalt  imd  eine  gesetzlich  bestimmte  Form. 
Abgesehen  hiervon  ist  es  selbstverständlich,  daß  er,  wie  alle  Ver- 
fügungen im  Verfahren  in  Patentsachen,  schriftlich  erlassen  sein 
muß;  er  muß  sich  auch  ausdrücklich  als  „Vorbescheid"  be- 
zeichnen, damit  die  Beteiligten  um  von  den  sonstigen  Ver- 
fügungen, deren  Nichtbeantwortung  die  gesetzliche  Folge  nicht 
hat,  daß  die  Anmeldung  als  zurückgenommen  gilt,  zu  imter- 
scbeiden  vermögen;  eine  nicht  als  Vorbescheid  bezeichnete  Ver- 
fügung hat  die  gesetzlichen  Wirkungen  des  Vorbescheides  nicht 
(PA.  M.  4  86;  vergl.  Stephan-Schmid  36;  Allfeld  212;  Isav  §  21 
Nr.  18). 

17.  Aufforderung  zur  Beseitigung  formeller  und  zur  Aufte- 
nmg  auf  materielle  HKngel.  Der  Inhalt  des  Vorbescheides  ist 
verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  formelle  oder  um  materielle 
MSngel  handelt.    Stehen  formelle  Mängel  in  Frage,  d.  h.  ist 
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den  Anforderungen  des  }  20  PatG.  oder  den  von  dem  Pat^itamt 
über  die  Anmeldung  erlassenen  Bestimmungen  nicht  genügt,  so 
wird  der  Patentsucher  aufgefordert,  die  bestimmt  zu  bezeiomen- 
den  Mängel  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zu  beseitigen.   £r- 

Sibt  dagegen  die  Vorprüfung,  da&  materielle  Mängel  Yorli^;en, 
.  1l  da&  die  angemeldete  Erfindung  ganz  oder  tmlweise  nicht 
patentfähig  im  Sinne  der  §§  1,  2  oder  3  Abs.  1  PatG.  ist»  so  wird 
der  Patentsucher  hiervon  unter  Aii^be  der  Gründe  mit  der  Auf- 
forderung benachrichtigt,  sich  binnen  einer  bestimmten  Frist 
zu  äufiern.  In  den  Gründen  sind  die  materiellen  Mängel  be- 
stimmt zu  substantiieren,  dergestalt,  daß  der  Anmelder  sich 
darauf  erklären  kaim  (Isay  ^  21  Nr.  14).  Beispielsweise  würde 
die  allgemeine  Angabe,  dak  die  Anmeldung  eine  patentfähige  Er- 
findimg nicht  enthalte,  nicht  genügen  (vergl.  Bosenthal  §  21  Nr.  5). 
Eine  unbestimmte  oder  unklare  Bezeichnung  der  formellen  oder 
materiellen  Mängel  hat  die  Unwirksamkeit  des  Vorbescheides 
zur  Folge.  Der  Vorbescheid  ist  audi  dann  unwirksam,  wenn  die 
Mängel  nicht  vollständig  in  dem  Vorbescheide,  sondern  teilweise 
in  emer  späteren  Verfügung  angegeben  sind;  alsdann  muß  bei 
Erlaß  der  späteren  Verfügung  der  Vorbescheid  erneuert  werden 
(PA.  PMZBL  12  34). 

IS.  Verbindung  und  Trennung  der  Aufforderungen«  Leidet 
die  Anmeldung  sowohl  an  formellen  als  an  materiellen  Mängeln, 
so  sind  beide  Aufforderungen  miteinander  zu  verbinden  (vergL 
Denkschrift  in  PMZBl.  2  83).  Indessen  kann  es  im  Falle  des 
Zusammentreffens  formeller  und  materieller  Mängel  manchmal 
zweckmäßig  sein,  die  Aufforderung  auf  eine  Art  von  Mängeln  zu 
beschränken.  Es  empfiehlt  sich  z.  B.  zunächst  nur  die  formelle 
Seite  zu  behandeln,  wenn  die  Anmeldung  in  formeller  Hinsicht 
so  mangelhaft  ist,  daß  deswegen  eine  Prtuung  auf  Patentfähigkeit 
und  Neuheit  überhaupt  noch  nicht  stattfinden  kann,  namentlich 
wenn  die  Patentbeschreibung  ganz  imklar  ist  (Denkschrift  in 
ZgR.  3  108;  Robolski  K.  §  21  Nr.  1;  vergl.  AUfeld  211).  Auch 
wenn  die  Anmeldegebühr  nicht  gezahlt  ist,  kann  der  Vorbescheid 
wegen  der  prinzipiellen  Bedeutung  der  Gebührenzahlung  für  die 
Weiterbehandlung  der  Sache  sich  einstweilen  auf  diesen  Punkt 
beschränken  {Seligsohn  §21  Nr.  6;  vergl.  Nr.  21).  In  solchen  Fallen 
kann  es  demnach  zum  Erlasse  mehrerer  Vorbescheide  kommen. 
Andererseits  kann,  wenn  die  angemeldete  Erfindung  offenbar  nicht 
patentfähig  ist,  die  Büge  geringerer  formeller  IVIängel  einstweilen 
unterbleiben  imd  deren  eventuelle  Beseitigung  der  Anmelde- 
abteilung überlassen  werden,  falls  diese  entgegen  der  Ansicht  des 
Vorprüfers  die  Erteilung  eines  Patents  nicht  für  aufgeschlossen 
erachtet  (Denkschrift  in  ZgR.  3  108). 

19.  Fristsetzung.  Die  zur  Beseitigung  der  formellen  Mängel 
oder  zur  Äußerung  auf  den  Vorbescheid  gesetzte  Frist  muß  eme 
bestimmte  Frist  in  dem  Sinne  sein,  dafs  entweder  ein  bestimmter 
Endtermin  genannt  wird,  oder  daß  die  Frist  genau  nach  Tagen, 
Wochen  oder  Monaten  normiert  ist.  Die  Verwarnung,  daß  bei 
nicht  rechtzeitiger  Erklärung  die  Anmeldung  als  zurüct^enommen 
gelte,  muß  der  Vorbescheid  nicht  enthalten,  da  diese  Folge  im 
besetze  vorgeschrieben  ist  (anders  PA.  M.  4  86).  Doch  empfiehlt 
sich  ein  solcher  ausdrücklicher  Hinweis  auf  die  gesetzUchen  Folgen 
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im  Interesse  nicht  erfahrener  Patentsucher  (Rhenius  in  Glaser  S8 
176).  Wird  eine  Yerlftnoerung  der  Frist  gew&hrt,  so  empfiehlt  es 
sich  auch  in  einem  solchen  Falle,  den  Hinweis  auf  die  gesetzliche 
Folge  der  Nichterklftrung  in  die  die  Verlängerung  bewilligende 
VenOgung  aufzunehmen  (Seligsohn  §^  21  Nr.  5).  Um  die  in  dem 
Yorb^eheid  bestimmte  Frist,  gleichviel  in  welcher  Weise  sie  be- 
noiessen  ist,  in  Lauf  zu  setsen,  muA  der  Vorbescheid  dem  Anmelder 
oder  der  für  denselben  als  Vertreter  auj^etretenen  Person  unter 
Beobachtung  des  §  12  Nr.  2  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891 
zugestellt  werden  (PA.  PMZBl.  9  163,  164;  Seligsohn  §  21 
Hr.  6;  vergL  auch  EinL  zu  §  20  Nr.  13). 

c)  Formelle  und  materielle  Mängel. 

80.  Wesentliche  Erfordernisse  der  Anmeldiuig.  Wegen  ihres 
Einflusses  auf  die  Gestaltung  des  Vorbescheides  ist  die  frage  von 
Bedeutung,  wann  formelle  und  wann  materielle  Mängel  der  An- 
meldung als  vorliegend  anzuoehmen  sind.  Von  formellen  und 
materiellen  Mängehi  der  Anmeldung  kann  immer  nur  dann  die 
Rede  sein,  wenn  eine  Anmeldung  im  Sinne  des  Gesetzes 
überhaupt  vorliegt.  Ziun  Wesen  der  Patentanmeldung  gehört 
es  aber,  aa&  sie  schriftlich  —  d.  h.  auch  mit  einer  Unterschrift 
versehen  —  und  bei  dem  Patentamt  zu  geschehen  hat.  Daraus 
folgt,  da6  eine  nicht  in  der  Form  eines  schriftlichen  imter- 
schriebenen  Gesuches  abgefaßte  oder  eine  bei  einer  sonstigen 
Behörde  geschehene  Anmeldung  überhaupt  nicht  zu  beachten 
und  ein  Vorbescheid  daraufhin  also  auch  nicht  zu  erlassen  ist. 
Gleiches  gilt,  wenn  die  Anmeldung  nicht  in  deutscher  Sprache 

Seschieht  (vergl.  §  20  Nr.  2).  Doch  wird  der  Regel  nach  alsdann 
er  Gresuchsteller  zu  benachrichtigen  sein,  dal  seine  Eingabe 
nicht  als  Anmeldung  behandelt  werden  kann.  Nach  der  Praxis 
des  Patentamts  wird  allerdings  das  Fehlen  der  eigenhändigen 
Unterschrift  bei  einer  nur  mit  einem  Namensstempel  imter- 
stempelten  Anmeldung  als  ein  formeller  Mangel  angesehen,  welcher 
durcn  sp&teres  Nachholen  der  Unterschrift  beseitigt  werden  kann 
(yergl.  PA.  M.  3  75).  Wird  die  bei  einer  anderen  Behörde  schrift- 
lieh eingereichte  Anmeldung  von  dieser  Behörde  dem  Patentamt 
übermittelt,  so  kann  die  Anmeldung  mit  dem  Tage  des  Eingangs 
bei  dem  Patentiunt  als  bei  diesem  eingereicht  angesehen  werden. 
Nach  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  gilt  eine  Anmeldung 
dann  als  nicht  geschehen,  wenn  sie  durch  eine  nicht  geschäf  ts- 
ffthige  Person,  z.  B.  durch  einen  wegen  Geisteskrankheit  Ent- 
mOndigten,  erfolgt  ist  (PA.  PMZBl.  8  204;  vergl.  §  20  Nr.  16). 
21*  EinzaUnng  der  Anmeldegebühr.  Nach  der  Praids  des 
Patentamts  wurde  früher  auch  die  rechtzeitige  Einzahlung 
der  Anmeldegebühr  als  ein  so  wesentliches  Erfordernis  der 
Anmeldung  angesehen,  da&  eine  nicht  von  dieser  Zahlung  be- 
reitete Emgabe  überhaupt  nicht  als  Anmeldung  im  Sinne  des 
Patentgesetzes  betrachtet  wurde;  das  Patentamt  beschränkte  sich 
vielmehr  darauf,  den  Einreicher  zu  benachrichtigen,  da&  auf  seine 
Anträge  nichts  veranlagt  werden  könne.  Diese  Praxis  entsprach 
indessen  nicht  dem  Gesetze,  da  dieses  der  Zahlung  der  Anmelde- 
gebtübir  nicht  die  ihr  von  dem  Patentamt  gegebene  Bedeutung 
beilegt  (Rhenius  in  ZgR.  2  205).  Die  Zahlung  der  Anmeldegebühr 
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gehört  vielmehr  zu  den  formellen  Erfordernissen  d^  An- 
meldung, was  zur  Folge  hat,  daß  im  Falle  der  Nichtzahlung  ein 
Yorbesctieid  unter  Aufforderung  zur  Beseitigung  des  Mangels  er- 
geht, sofern  nicht  der  Yorprüfer  es  vorzieht,  lediglicdi  eine 
ZwischenverfQgung  zu  erlassen  (vergL  Kohler  F.  95;  Seligsofan 
§  20  Nr.  21;  Allfeld  ^  20  Nr.  12).  Das  Patentamt  befolgt  aller- 
dings auch  jetzt  noch  eine  andere  Praxis,  indem  die  Anmelde- 
abteilung bei  Nichteingang  der  Gebühr  eine  kurze  Zahlungsfrist 
setzt  und  nach  fruchtlosem  Ablaufe  der  Frist  die  ZurQckweisung 
der  Anmeldung  ausspricht.  Die  i>atentamtliche  Praxis  kann  nicht 
damit  begründet  werden,  daß  eine  Anmeldung  ohne  Gebühren- 
zahlung keine  Anmeldimg  im  prozessualen  Sinne  sei  (Isay  §  20 
Nr.  32  imd  §  21  Nr.  4).  Dieser  Begründung  steht  der  WorÜaut 
des  §  20  PatG.  entgegen,  wonach  „gleichzeitig  mit  der  Anmeldung'' 
die  Gebühr  von  zwanzig  Mark  zu  zahlen  ist. 

22.  Formelle  HSngeL  Formelle  Mängel  liegen,  abgesehen 
von  dem  Falle  der  Nichtzahlung  der  Anmeldegebühr,  vor,  wenn  die 
Anmeldung  nicht  den  in  §  20  PatG.  und  den  zu  dessen  Ausführung 
erlassenen  patentamtlichen  Bestimmungen  über  die  Anmel- 
dung entspricht.  Dagegen  gehört  die  Beaditimg  der  Erläute- 
rungen, welche  das  Patentamt  in  seiner  Bekanntmachung  vom 
22.  November  1898  in  Anschluß  an  die  zur  Ausführung  des  §  20 
PatG.  erlassenen  Bestimmungen  gegeben  hat,  an  sich  nicht  zu  den 
fonnellen  Yoraussetzungen  der  Anmeldung,  da  diesen  Erläuterungen 
keine  zwingende  Bedeutung  zukommt,  es  sich  dabei  vielmehr  nur 
um  Anleitungen  zur  zweckmäßigen  Gestaltung  der  Eingaben 
handelt.  Indessen  kann  die  Nichtbeachtung  dieser  Erläuterungen 
dann  doch  Anlaß  zum  Erlasse  eines  Vorbescheides  geben,  wenn 
infolge  davon  Zweifel  oder  Unklarheiten,  welche  als  formelle 
Mängel  zu  betrachten  sind,  entstehen  (vergl.  auch  §  20  Nr.  1). 

23.  Formelle  Mängel  im  einzelnen.  Als  ein  formeller  Mangel 
der  Anmelduns;  ist  es  hiernach  beispielsweise  anzusehen:  1.  wenn 
das  die  Anmeldung  enthaltende  Gesuch  oder  die  Beschreibung 
oder  die  Zeichnung  nicht  den  von  dem  Patentamt  erlassenen 
Bestimmungen  entspricht,  oder  wenn  eine  Beschreibung  oder 
wenn  Zeichnungen  in  Fällen,  in  welchen  dies  erforderlich  ist,  nicht 
beigefügt  sind;  2.  wenn  die  Beschreibung  keinen  Patent- 
anspruch enthält  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  115);  3.  wenn  in  Fällen, 
in  welchen  die  Einreichung  von  Proben  vorgeschrieben  ist,  dies 
nicht  geschieht  oder  die  Proben  den  erlassenen  Bestimmungen 
nicht  entsprechen;  4.  wenn  im  Falle  des  §  12  Abs.  1  PatG.  ein  in- 
ländischer Yertreter  nicht  bestellt  oder  dessen  Yollmacht  nicht 
beigefügt  oder  nicht  in  Ordnung  ist;  6.  wenn  eine  Anmeldung 
mehr   als   eine  Erfindung  enthält;   6.  wenn   die   Anmelde- 

febühr  nicht  gezahlt  ist;  7.  wenn  bei  der  Anmeldung  eines 
usatzpatents  der  Anmelder  nicht  Inhaber  des  Hauptpatents  ^  ist 
oder  ein  Zusatzverhältnis  im  Sinne  des  §  7  PatG.  in  Wirklich- 
keit nicht  besteht;  8.  wenn  die  Anmeldung  an  eine  Bedingung 
oder  einen  Yorbehalt  geknüpft  ist  oder  nur  eine  vorläufige  An- 
meldung vorliegt. 

24.  Materielle  Mängel.  Materielle  Mängel  hegen  vor: 
1.  wenn  der  Gegenstand  der  Anmeldung  sich  nicht  als  eine 
gewerblich   verwertbare  Erfindung   darstellt;  2.  wenn  die 
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angemeldete  Erfindung  nicht  neu,  d.  h.  zur  Zeit  der  Anmeldung 
entweder  in  öffentlichen  Druckschriften  aus  den  letzten  hundert 
Jahren  beschrieben  oder  im  Inlande  offenkundig  benutzt  war; 
3.  wenn  es  sich  um  eine  Erfindung  handelt,  deren  V  erwertung  den 
Gesetzen  oder  guten  Sitten  zuwiderlaufen  würde;  4.  wenn 
die  Erfindung  ein  Nahrungs-,  Genuß*  oder  Arzneimittel  oder 
einen  chemischen  Stoff  betrifft;  6.  wenn  die  angemeldete  Er- 
findung ganz  oder  teilweise  Gegenstand  eines  früher  ange- 
meldeten Patents  ist.  Auch  der  Umstand,  dafi  die  Erfindung 
rechtswidrig  einem  anderen  entnommen  war,  ist  an  sich  als  ein 
materieller  Mangel  anzusehen;  dieser  Mangel  kann  indessen  ge- 
mM  §  3  Abs.  2  PatG.  nicht  durch  Vorbescheid  gerügt,  sondern 
nur  im  Einspruchsverfahren  geltend  gemacht  werden. 

25.  UnToUstfindigkeit  der  Patentbesehreibung.  Manchmal 
kann  es  zweifelhaft  sein,  ob  ein  formeller  oder  ein  materieller 
Mangel  vorliegt,  nämlich  dann,  wenn  die  Patentbeschreibung 
oder  der  Patentanspruch  unklar  oder  unvollständig  ist. 
Dies  ist  an  sich  ein  fonneller  Mangel  (vergl.  Robolski  K.  §  21 
Nr.  1 ;  Seligsohn  §  21  Nr.  4).  Doch  kann  zugleich  ein  materieller 
Mangel  damit  verbunden  sein,  wenn  die  Unklarheit  oder  Un Voll- 
ständigkeit zur  Folge  hat,  daß  sich  eine  patentfähige  Erfindung 
überhaupt  nicht  aus  der  Anmeldung  entnehmen  läßt. 

d)  Erklärung  auf  den  Vorbescheid. 

26.  Folge  der  Nichterklfirung.  Im  Falle  der  Nicht- 
erklärung oder  nicht  rechtzeitigen  Erklärung  auf  den 
Vorbescheid  nimmt  das  Gesetz  an,  daß  der  Anmelder  wegen  der 
Ton  dem  Vorprüfer  erhobenen  Bedenken  seine  Anmeldung  nicht 
weiter  verfolgen  wolle;  die  Anmeldung  gilt  daher  als  zurück- 
genommen. Das  Gesetz  sieht  in  einem  solchen  Falle  die  Sache 
so  an,  als  habe  der  Anmelder  ausdrücklich  die  Zurücknahme 
seiner  Anmeldung  erklärt,  es  fingiert  die  Zurücknahme. 
Durch  die  nicht  rechtzeitige  Erklärung  wird  nicht  etwa  nur  eine 
Vermutung  der  Zurücknahme  begründet,  welche  durch  Gegenbeweis 
widerlegt  werden  könnte,  der  Anmelder  kann  daher  die  gesetz- 
liche Folge  seiner  Nichterklärung  nicht  durch  den  Beweis  be- 
seitigen, daß  die  Zurücknahme  nicht  in  seiner  Absicht  gelegen 
habe;  vielmehr  stellt  das  Gesetz  eine  unwiderlegliche  Kechts- 
vermutung  auf  (PA.  PMZBl.  10  170;  Rhenius  in  Z^R.  2  267,  268; 
Seligsohn  §  21  Nr.  9;  Isay  §  21  Nr.  17).  Die  Zurücknahmefiktion 
im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Erklärung  gilt  hinsichtlich  der 
ganzen  Anmeldung  selbst  dann,  wenn  nur  ein  Teil  der  Anmeldung 
m  dem  Vorbescheid  beanstandet  war  (Seligsohn  §  21  Nr.  11). 

27.  Inhalt  und  Form  der  Erklärung.  Andererseits  genügt 
zur  Beseitigung  der  Fiktion  jede  Erklärung  des  Anmelders,  aus 
welcher  sein  Wille,  die  Anmeldung  fortzusetzen,  hervorgeht,  wenn 
sie  auch  einen  Widerspruch  gegen  den  Vorbescheid  nicht  enthält. 
Es  ist  nicht  etwa  eine  sachliche  Erklärung  erforderlich  (PA.  Ber. 
179;  Rhenius  N.  27;  Rhenius  in  Glaser  28  175;  Landgraf  §  21 
Nr.  10;  vergl.  Schrey  in  Glaser  3S  167).  Insbesondere  genügt 
schon  ein  Fristffesuch,  auch  wenn  dasselbe  demnächst  abschlägig 
beschieden  werden  sollte  (Denkschrift  in  ZgR.  3  109;  PA.  Ber.  179; 
Robolski  K.  §  21  Nr.  1;   Stephan-Schmid  35;  Allfeld  212;   vergl. 
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PA.  PMZBl.  7  166,  167).  Eine  Form  ist  fOr  die  Erklärung  niqht 
vorgeschrieben;  doch  ergibt  sich  aus  allgemeinen  Grandsätsen, 
dafi  die  Erklärung  schriftlich  eingereicht  werden  soll;  daxu 
genügt  auch  eine  telegraphische  Übermittlung.  Sollte  der  Yoi^ 
prüf  er,  wozu  derselbe  ^erdings  nicht  verpflichtet  ist,  eine 
mündUche  Erklärung  zu  ProtokoU  nehmen,  so  würde  dies  in  Er- 
man^eloag  einer  die  Schriftlichkeit  ausdrücklich  anordnenden  ge- 
setzlichen Bestimmung  genügen  (vergl.  Ein!,  zu  §  20  Nr.  30  und  d2; 
Seligsohn  §  21  Nr.  9;  Landgraf  §  21  Nr.  10;  Isay  §  21  Nr.  16; 
verjgl.  auch  Rhenius  in  Glaser  28  175).  Dagegen  würde  der  Be- 
weis, daß  eine  nicht  zu  den  Akten  gelangte  Erklärung  dem  Vor- 
prüfer  oder  einem  anderen  Beamten  des  Patentamts  mündlich 
abgegeben  sei,  nicht  ausreichen. 

e)  Frist. 

28.  Wahrung  der  Frist.  Die  Rücknahmefiktion  wird  nur  durch 
die  rechtzeitige  Erklärung  beseitigt,  d.  h.  die  Erklärimg  mu&  inner- 
halb der  von  dem  Vorprüfer  gesetzten  Frist  bei  dem  Patent- 
amt eingehen  (vergl.  auch  Nr.  19).  Es  sind  dabei  die  für  die  Ein- 
reichung  schriftlicher  Eingaben  überhaupt  geltenden  Regeln  zu 
beachten  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  167;  vergL  Einl.  zu  §  20  Nr.  34fif.). 

29.  Bereclmung.  Für  die  Berechnung  der  Frist  kommen 
die  §§  187  Abs.  1,  188  und  193  BGB.  zur  Anwendung  (Robolski 
K.  ^  21  Nr.  2;  Seligsohn  §  21  Nr.  10).  Hiemach  wird  dar  Zu- 
stellungstag nicht  mitgereclmet.  Eine  nach  Tagen  bestimmte  Frist 
endigt  mit  dem  Ablaufe  des  letzten  Tages  der  Frist.  Ist  die  Frist 
nach  Wochen  oder  nach  Monaten  bestimmt,  so  endigt  sie  mit 
dem  Ablaufe  desjenigen  Tages  der  letzten  Woche  oder  des  letzten 
Monats,  welcher  durch  seine  Benennung  oder  seine  Zahl  dem  Zu- 
stellungstage  entspricht;  fehlt  bei  einer  nach  Monaten  bestimmten 
Frist  in  dem  letzten  Monate  der  für  ihren  Ablauf  ma^ebende 
Tag,  so  endigt  die  Frist  mit  dem  Ablaufe  des  letzten  Tages  dieses 
Monats.  Fällt  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Sonntag  oder 
einen  in  Preu&en  staatlich  anerkannten  allgemeinen  Feiertag,  so 
tritt  an  die  Stelle  des  Sonntags  oder  des  Feiertags  der  nächst- 
folgende Werktag  (vergl.  §  8  Nr.  9). 

30.  Wiedereinsetzung  und  Folgen  der  Fristyers&umung.   Die 

Nachteile  der  Fristversäumnis  können  nicht  durch  den  Beweis  be- 
seitigt werden,  da&  dem  Anmelder  ein  Verschulden  nicht  zur  Last 
falle;  es  findet  kein  Rechtsbehelf  gegen  die  Y ersäumung  der  Frist, 
insbesondere  keine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  statt 
[PA.  PMZBl.  8  239,  240;  Rhenius  in  2;^.  2  267,  268;  Robolski  K. 
21  Nr.  2;  Seligsohn  §  21  Nr.  11;  Allfeld  212;  vergL  Einl.  zu 
20  Nr.  11;  anders  Isay  Abschn.  III  Nr.  5).  Das  Patentamt  ist 
auch  nicht  berechtigt,  eine  nach  Ablauf  der  Frist  eingegangene 
Erklärung  zu  berücksichtigen.  Es  bleibt  vielmehr  dem  Anmelder, 
welcher  nach  Versäumung  der  Frist  die  Patentierung  weiter  ver- 
folgen will,  nichts  anderes  übrig,  als  eine  wiederholte  Anmeldung 
einzureichen.  Die  wiederholte  Anmeldung  wird  aber  in  aUen  Be- 
ziehungen, insbesondere  hinsichtlich  der  Priorität,  als  eine  ganz 
neue  Anmeldung  bebandelt  (PA.  Ber.  179;  Rhenius  in  ZgR.  2  266; 
Robolski  E.  §  21  Nr.  2;  Allfeld  213;   anders  Isay  §  21  Nr.  18). 
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n.  TeriSngenmK  der  Frist  Die  Frist  k&nn  auf  Antrag  ver- 
Ifingert  werden  (Köhler  771 ;  vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  9).  Es  kommt 
dabei  anch  in  Betraclit,  dal  schon  ein  Frisigesuch  zur  Wahrung 
der  Frist  genügt  (veigl.  Nr.  27).  Indessen  darf  durch  eine  soldie 
Fristerstreckung  die  Behandlung  der  Anmeldung  sowohl  im  Later- 
esse  der  Allgemeinheit  als  insbesondere  dann,  wenn  spätere  An- 
meldungen auf  denselben  £r6ndungsgegenstand  vorliegen,  niddt 
allzusehr  verzögert  werden  (vergl.  PA.  PMZBl.  8  289,  240;  PMZBl. 
10  84).  Unzulässig  ist  es  dagegen,  nach  Ablauf  der  Frist  eine 
Machnrist  zu  ffewfihren,  weil  mit  dem  Ablaufe  der  Frist  die  Fiktion 
der  ZurQeknahme  kraft  Gesetzes  eingetreten  ist  und  nicht  nach- 
träglich wieder  beseitigt  werden  kann  (anders  Köhler  771).  Das 
Patentamt  kann  daher  nicht  nach  Belieben  die  geseteliche  Fiktion 
durch  BerQcksichtigttng  versi>äteter  Erklärungen  aufier  Kraft  setzen. 

Die  Frist  kommt  gar  nicht  in  Lauf,  so  daß  Bechtsnachteile 
aus  der  Nichtbeantwortung  des  Vorbescheides  nicht  erwachsen, 
wenn  der  Vorbescheid  nicht  in  der  richtigen  Form  oder  nicht  mit 
dem  richtigen  Inhalt  abgefaßt  ist  Dasselbe  gilt,  wenn  der  An- 
melder schon  vor  der  Zustellung  des  Vorbescheides  eine  Eingabe 
an  das  Patentamt  gerichtet  hatte,  welche  erst  nach  Erlaß  des  Vor- 
bescheides zur  Kenntnis  der  Behörde  gekommen  ist,  da  der  An- 
melder irgend  eine  VerfOgune  auf  eine  solche  Eingabe  erwarten 
kann;  die  Rechtsnachteile  des  Vorbescheides  können  dann  nur  ein- 
treten, wenn  dieser  nach  Prüfung  der  Eingabe  wiederholt  worden 
ist  (PA.  PMZBl.  7  276). 

V.  VerfUiren  nach  Srlass  des  Vorbescheides. 

SS.  BesehlaftftussQBg.  Wird  eine  Erklärung  auf  den  Vor- 
besdieid  abgegeben,  so  faät  die  Anmeldeabteilung  in  Gemäßheit 
der  §§  22  und  23  PatO.  Beschluß  darüber,  ob  die  Anmeldung 
zurückzuweisen  oder  auszulegen  ist.  Eine  solche  Beschlußfassung 
muß  indessen  nicht  sofort  erfolgen*  Nach  der  Praxis  des  Patent 
amts  finden  vielmehr  etwaige  weiter  erforderliche  Auseinander- 
setzungen mit  dem  Patentsucher  noch  durch  den  Vorprüfer  statt, 
es  sei  denn,  daß  der  Anmelder  ausdrücklich  die  sofortige  Prüfung 
durch  die  Anmeldeabteilung  verlangt,  oder  daß  der  Vorprüfer  die 
Zwecklosigkeit  weiterer  Verhandlungen  einsieht  (Schrey^  in  Glaser 
S5  16?).  Bei  ihrer  Beschlußfassung  ist  die  Anmeldeabteiluns  nicht 
an  die  im  Vorbescheide  zum  Ausdruck  gekommene  Ansicht  des 
Vorprüfers  gebunden.  Der  Anmelder,  welcher  eine  rechtzeitige 
Erklärung  auf  einen  ihm  zugestellten  Vorbescheid  abgegeben  hat, 
erlangt  em  Recht  auf  diese  Beschlußfassung  dergestalt,  daß,  wenn 
der  Regel  zuwider  ein  weiterer  Vorbescheid  erlassen  sein  sollte, 
trotz  Versäumung  der  darin  gesetzten  Frist  die  Zurücknahme  der 
Anmeldung  nicht  angenommen  werden  darf,  vielmehr  wegen  der 
auf  den  früheren  Vorbescheid  abgegebenen  Erklärung  die  Beschluß- 
fassung zu  erfolgen  hat  (Rhenius  in  2^R.  2  267). 

SS.  Zurfieknahmeflktion.  Für  den  Fall,  daß  eine  Erklärung 
nicht  oder  nicht  rechtzeitig  eingeht,  ist  eine  Beschlußfassung  der 
Anmeldeabteilung  im  Gesetze  nicht  vorgesehen,  sogar  nicht  ein- 
mal eine  Benachrichtigung  des  Anmelders  (vergl.  PA.  Ber.  179). 
In  der  Tat  ist  jedoch  der  Tatbestand  der  Nichterklärung  und  der 
Eintritt  der  gesetzlichen  Fiktion  durch  Beschluß  der  Anmelde- 
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abteilung  festzustellen;  dem  VorprQfer  allein  darf  die  Ent- 
scheidung hierüber  nicht  überlassen  werden  (vergl.  PA.  PMZBl. 
7  167;  vergl.  dagegen  auch  Seligsohn  §  21  Nr.  11).  Der  Beschluß 
ist  gemftß  §  16  PatG.  mit  Gründen  zu  versehen  und  dem  Patent- 
sucher zuzustellen.  Durch  den  Beschluß  wird  lediglich  der 
Eintritt  der  Rechtsfolge  der  Nichtbeantwortung  des  Vorbescheides 
tatsächlich  festgestellt,  ohne  das  Verfahren  durch  eine  der  Rechts- 
kraft fähige  Entscheidung  abzuschließen.  Ist  daher  bei  der  Be- 
schlußfassung eine  rechtzeitig  eingegangene  Erklärungsschrift 
übersehen  worden,  oder  wird  eine  solche  nachträglich  ermittelt, 
so  kann  die  Anmeldeabteilung  jederzeit  unter  Aufhebung  des  Be- 
schlusses das  Vei  fahren  fortsetzen  (PA.  PMZBl.  7  167). 

84.  Beschwerde.  Gegen  den  die  Ziu*ücknahmefiktion  aus- 
sprechenden Beschluß  Stent  dem  Anmelder  die  Beschwerde 
eemäß  §  16  PatG.  zu,  welche  darauf  gegründet  werden  kann,  daß 
die  Voraussetzungen  der  Zurücknahmem^tion  nicht  als  vorliegend 
anzusehen  seien.  Die  Beschwerde  kann  sich  also  darauf  stützen, 
daß  der  Vorbescheid  nicht  in  richtiger  Form  oder  inhaltlich  nicht 
richtig  abgefaßt,  nicht  oder  nicht  ordnungsmäßig  zugestellt,  daß 
eine  rechtzeitig  abgegebene  Erklärung  nicht  beachtet  oder  die  Frist 
nicht  richtig  berechnet  sei  (Rhenius  in  ZgR.  2  266,  267;  vergl.  Selig- 
sohn §  16  Nr.  3;  veigl.  auch  PA.  PMZBl.  7  167;  anders  Isay  §16  Nr.  1). 


§22. 

Ist  durch  die  AnmeldaDg  den  Torgeschrlebenen  Anforderugea 
(I  20)  nicht  geattgt  oder  ergibt  sicli,  dafi  eine  nach  g§  1,  2,  S,  Abs.  1 
patentfähige  Erflndang  niclit  vorliegt)  bo  wird  die  Anmeldang  von  der 
Abteiinag  ziirllckgewieBen.  Ab  der  BesdüaßfaBSQDg  darf  das  Mitglied, 
welcbes  den  Torbescheid  erlassen  hat,  nicht  teilnehmen. 

Soll  die  Zoraekweisnng  anf  Orond  von  Umständen  erfolgen,  welche 
nicht  bereits  dnrch  den  Yorbescheid  dem  Fatentsncher  mitgeteilt  waren, 
eo  ist  demselben  vorher  Gelegenheit  sn  geben,  sich  ttber  diese  Um- 
st&nde  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  äußern. 


YerfAluren  Tor  der  Abtellang. 

I.  Allg«a«lne  TerfalireiiiirnuLdtfttse. 

1.  Terhiltiils  xom  YerfklireB  Tor  dem  Tor* 

prftfer. 
1a.  PriLftuig  der  Anaeldang. 
S.  BAterlelle  und  proxeiraftle  Terffthreni* 

grandiitse. 
2».  Prftfiug  der  PAtentfihigkelt. 
S.  Beschlüsse  der  Abteilung. 

II.  Zarilekirelsang  der  Inmeldnng. 

4.  ZorfiekwelsangsbesehlaBS. 

5.  nitwlrkamg  des  Yorprifers. 

6.  Wirkung  auf  die  Prioriat. 

III.  Zurtekwelsung   auf  Grund  neuer   Um- 
stinde. 

•)  Allgemeines. 

7.  Mitteilung  neuer  ümstftnde. 

8.  Nlehterlass  eines  Y'orbeselieides. 

9.  Yerflgung  der  AnmeldeAbteUung. 

10.  Frist  und  Form  der  Xnsserung. 

11.  BeseUuss. 


Ifl.  Mitteilung  bei  teUwelserZurIckwelsaag 
und  bei  formaleB  Andenugen. 

lt.  Mitteilung  neuer  ümstinde  ni 
Isss  des  BeknnntmnehungslieecUi 

b)  Neue  ümstinde. 

14.  Beehtllehe  und  teehnlselie Enrigvugum. 
16.  Neue  ZurSckwelsurngsgrUnde. 

16.  IfebenerwftgungeA. 

IT.  Znruekirelsnng  wegen  Terwelgerter  Xs- 
demng  der  Anmeldung. 

17.  AufTorderung  snr  Inderung. 

18.  UnsUttluiftlgfcelt    tellwelser    Pates- 
tlemng. 

19.  SUtthAfU^elt    teUweiser    PutmU«- 
rung. 

90.  Inderungen  ohne  Torgingige  AnCter» 
derung. 

91.  Behandlung  umiulisslger  Laienrng«». 

Y.   Terfahren    bei    IflchtelnheltUchkolt    der 

Anmeldung. 

99.  AufTorderung  zur  Trenaumg  der  km- 
meldung. 
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tt.  B«M«a««B4iadltk«ffolfUf  derAvf*  M.  ««wihnHg  der  Prioriat  tom  Imto 

fbriermv  wegen. 

§4.  Pitorltit  der  getrenateB  iBMelduif.  S7.  iMweadberkeit  der Orondsitse  aber  Ib- 
tt.  Ideatltit  de«  luielders  md  der  !■•  denug  der  ▲■meldamg. 

melduig.  I 

Verfahren  vor  der  Abteilnng. 

I.  Allgemeine  VerflJireiiagrandsatBe. 

1.  VerUUtBis  nun  Veifahren  yor  dem  Vorpriifer.  An  das 
YerEahren  vor  dem  Vorprüfer  sclilie&t  sich,  sofern  nicht  vorher  die 
Anmeldung  entweder  zurückgenommen  ist  oder  wegen  Nicht- 
beantwortung  des  Vorbescheiaes  als  zurückgenommen  gilt,  das 
"weitere  Prüran^;8verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung  an.  Dieses 
Yer&hren  ist  m  §§  22 — ^25  PatG.  geregelt.  Auch  finden  die 
§§  32  und  34  über  Rechtshülfe  und  Geschäftssprache  hier  An- 
"wendung.  In  diesem  Verfahren  wiederhol  sich  grundsätzlich  — 
^eidiviä  ob  ein  Vorbescheid  erlassen  ist  oder  nicht  —  dieselbe 
P^rüfung,  wie  sie  der  Vorprüfer  vorgenommen  hat;  es  gelten 
dafür  dieselben  Grundsätze.  Die  Anmeldeabteilung  ist  weder  an 
die  Ergebnisse  des  Vorprüfungsverfahrens  noch  an  die  hierin  zu 
Tage  getretene  Ansicht  des  Vorprüfers  gebunden;  sie  ist  vielmehr 
in  einer  ganz  freien  Stellung  zur  Sache. 

la.  Prüfiinff  der  Anmeldung.  Die  Prüfung  der  Anmelde- 
abteilung erstreckt  sich  zunächst  darauf,  ob,  wenn  em  Vorbeschei  d 
erlasMaen  war,  eine  Erklärung  auf  denselben  rechtzeitig  ein- 
g^egangen  ist.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird  die  Anmeldung  für 
zurückffenommen  erklärt  und  dies  dem  Anmelder  mitgeteilt  (vergl. 
§  21  Nr.  33).  Ist  ein  Vorbescheid  gar  nicht  erlassen  oder  eine 
Erklärung  auf  denselben  rechtzeitig  eingegangen,  so  erstreckt  sich 
die  IVüfung  —  gleichwie  im  Venahren  vor  dem  Vorprüfer  — 
sowohl  auf  die  formellen  als  auf  die  materiellen  Voraussetzungen 
der  Patenterteilung.  Dabei  ist  das  Patentamt  befugt,  Tatsachen 
und  Beweismittel,  die  nicht  von  den  Beteiligten  geltend  gemacht 
sind,  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen  (veigl.  Einl.  zu  §  20 
Nr.  3). 

8.  Materielle  und  prozessuale  Verfahrensgrundsätze.  Gelangt 
die  AnmeldeabteUung  —  sei  es  in  Übereinstimmung  mit  dem  Vor- 
prüfer  oder  gegen  dessen  Meinung  —  zu  der  Ansicht,  daß  die  An- 
meldung den  formellen  Anforderungen  nicht  genüge,  oder  daß  nach 
gl,  2  oder  3  Abs.  1  PatG.  eine  patentfähige  Erfindung  nicht  vor- 
ge,  so  schließt  das  Verfahren  damit,  daß  die  Zurückweisung 
der  Anmeldung  ausgesprochen  wird.  Dieses  Verfahren  ist  in  §  ^ 
PatO.  geregelt.  In  gleicher  Weise  wie  bei  dem  Vorprüfer  kann 
sich  die  Zurückweisung  auf  formelle  oder  auch  auf  materielle 
Gründe  stützen  (vergl.  Schanze  in  Glaser  S5  60^.  Erachtet  dag:egen 
das  Patentamt  die  Anmeldung  für  gehörig  erfolg  und  die  Erteilung 
eines  Patents  nicht  für  ausgeschlossen,  so  wird  die  Bekannt- 
machung der  Anmeldung  gemäß  §  28  PatG.  beschlossen.  Als- 
dann teilt  sich  das  Verfahren  vor  der  Abteilung  in  zwei  Abschnitte, 
nämlich  in  das  Verfahren  bis  zu  dem  Beschlüsse  über  die  Be- 
kanntmachung der  Anmeldung  und  in  das  später  hierauf  folgende 
Verfahren.  Auch  für  das  Venahren  vor  der  Anmeldeabteilung  gilt 
die  prozessuale  Bestimmung  des  §  25  PatG.,  wonach  jederzeit  die 
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Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten,  die  Vemehniung  ron  Zeugen 
und  SachverstAndigen  sowie  die  Yomahme  sonstiger  zur  Aufklfinmg 
der  Sache  erforderlicher  Ermittelungen  angeordnet  werden  kann. 

2a«  Prüfling  der  Patentfähigkeit  Die  Prüfung  der  Patent- 
fähigkeit erfotet  im  allgemeinen  nach  denselben  Grundsätzen 
wie  die  gleiche  Prüfung  im  Nichtigkeitsver&hren.  Dies  gilt  ins- 
besondere von  der  Beweisfrage.  Die  Zurückweisung  aer  An- 
meldung hat  hiemach  nur  dann  zu  erfolgen,  wenn  die  Annahme 
der  Patentfähigkeit  gänzlich  ausgeschlossen  ist.  Im  Zweifel  ist 
also  das  Patent  zu  erteilen;  dies  gilt  insbesondere  auch  hinsicht- 
lich der  Frage,  ob  die  angemeldete  fhrfindung  ausführbar  ist.  Der 
Beweis  der  Patentfähigkeit  liegt  nidit  dem  Patentsud^er  ob;  viel- 
mehr hat  das  Patentamt,  wenn  es  das  Patent  versn^en  will,  bezw. 
der  Einsprechende  den  Beweis  der  Patentunfähi^eit  zu  führen 
(Wirth  in  Patentanwalt  92  2629ff.;  Schanze  in  6UR.  S  163  und 
4  262;  Schanze  in  Sachs.  Arch.  7  Uff.;  Schanze  R.  20  und  409S.; 
Schanze  in  Glaser  89  41ff.,  117 ff.,  136ff.,  165ff.  und  187ff.;  Sei«- 
söhn  3.  Aufl«  §  21  Nr.  7;  Allfeld  227;  vergl.  §  10  Nr.  9S  und  94). 

8.  Besohlte  der  Abteilung.  Abgesehen  von  dem  Beschlüsse, 
welcher  die  Zurückweisung  oder  die  Bekanntmachung  der 
Anmeldunff  zum  Gegenstande  hat,  können  in  dem  erst^i  Ver- 
fahrensstadium und  möglicherweise  auch  noch  später  Zwischen- 
bescheide erlassen  werden,  durch  welche  der  Anmelder  auf  Be- 
denken aufmerksam  gemacht  oder  zur  Änderung  der  Anmeldung 
veranlaßt  wird,  oder  es  wird  auch  die  Zurückverweisung  der 
Anmeldung  in  die  Vorprüfung  beschlossen  (PA.  Ber.  182). 

n.  Zurückweisung  der  Anmeldimg« 

4.  Zurüekweisnngsbesehlnft.  Gelangt  die  Anmeldeabteilun^ 
zu  der  Ansicht,  daß  das  nachgesuchte  Patent  zu  versagen  sei, 
so  erfolgt  die  Zurückweisung  durch  einen  Beschluß,  welcher 
gemäß  §  15  PatG.  mit  Gründen  zu  versehen,  schrif  Üich  auszufertigen 
und  allen  Beteiligten  von  Amts  wegen  zuzustellen  ist.  Die  Gründe 
müssen  nicht  nur  die  Ansicht  des  Patentamts  darlegen,  sondern 
auch  die  von  dem  Patentsucher  gegen  die  ihm  entg^engehaltenen 
Bedenken  und  gegen  den  Vorbescheid  erhobenen  Einwendungen 
erörtern  (vergl.  Kobolski  K.  §  22  Nr.  1).  Der  Beschluß  bechirf 
gemäß  §  7  Abs.  1  VO.  11./7.  91  voigängiger  Beratung  und  Ab- 
stimmung in  einer  Sitzung  (Rhenius  N.  27,  28).  Nach  §  14  Abs.  3 
PatG.  müssen  an  der  Beschlußfassung  mindestens  drei  Miiglieda' 
teilnehmen,  unter  welchen  sich  zwei  technische  Mitglieder  be- 
finden müssen. 

6.  Mitwirkung  des  Vorprüfers.  An  der  Beschlußfassung  darf 
der  Vorprüfer  dann,  wenn  er  einen  Vorbescheid  erlassen  bat^ 
gemäß  §  22  Abs.  1  PatG.  nicht  teilnehmen.  Diese  Bestimmung 
wird  in  der  Praxis  des  Patentamts  so  ausgelegt,  daß  der  Vor- 
prüfer nur  von  der  Beschlußtätigkeit,  nidit  dagegen  von  der 
Beratung  ausgeschlossen  sei.  An  der  Beratung  darf  der  V<«^ 
prüfer  nach  der  Praxis  des  Patentamts  teilnehmen;  zur  Sicherung 
einer  gründlichen  Beratung  übernimmt  dagegen  ein  weiterer  Bericht- 
erstatter den  Vortrag  in  der  Sitzung,  wlüirend  der  Vorprüfer  die 
Stellung  eines  Korreferenten  einnimmt  (PA  Ber.  180;  PA. 
M.  4  87;  M.  5  16 ff.;  M.  6  81;  Rhenius  in  Glaser  28  176;  Rhenius 
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N.  27;  Damme  in  Poljijechn.  Centralbl.  59  129;  Isay  §  22  Nr.  2; 
AUfeld  215).  Es  ist  vielfach  behauptet  worden,  daß  die  Praxis 
des  Patentamts,  wonach  dem  Vorprüfer  die  Teilnahme  an  der  Be- 
ratung gestattet  ist,  nicht  dem  Gesetze  entspreche  (Paul  Alexander- 
Katz  in  Polytechn.  Centralblatt  59  126  und  in  GUB.  8  93,  94; 
Stört  in  M.  4  78 ff.,  4  85  und  6  31,  32;  Wirth  in  M.  5  2ff.;  Selig- 
sohn 3.  Aufl.  §  22  Nr.  2).  Dieser  von  der  Praxis  des  Patentamts 
abweichenden  Meinung  ist  zuzustimmen,  weil  die  Reichsts^ 
kommission,  welche  die  Vorprüfung  im  engeren  Sinne  geschaffen 
hat,  die  Absicht  verfolgte,  das  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer  im 
Falle  der  Beanstandung  der  Anmeldung  zu  einer  selbständigen 
Instanz  gegenüber  dem  weiteren  Verfahren  vor  der  Abteilung 
abzugrenzen.  Diese  Absicht  ist  auch  in  dem  Gresetze  genügend 
zum  Ausdruck  gekouimen.  Denn  unter  .Beschlußfassung^  ist 
die  gesamte  für  den  Beschluß  kausale,  auf  ihn  abzielende  und 
mit  ihm  endigende  Tätigkeit  zu  verstehen,  sodaß  der  Beschluß 
nicht  gleichbedeutend  mit  der  Beschlußfassung,  sondern  nur  deren 
Endziel  ist.  Die  Beschlußfassimg  besteht  demnach  hauptsächlich 
aus  der  Beratung  und  Abstimmung  (vergl.  Seligsohn  3.  Aufl.  |  22 
Nr.  2)j  sie  beschränkt  sich  indessen  nicht  hierauf,  sondern  umfaßt 
auch  jede  sonstige  den  Beschluß  vorbereitende  Tätigkeit.  Übrigens 
erstreckt  sich  auch  in  den  sonstigen  FäUen,  in  welchen  ein  Mit- 
glied der  Behörde  kraft  Gesetzes  ausgeschlossen  ist,  dieser  Aus- 
schluß sowohl  auf  die  abstimmende  als  die  beratende  Tätigkeit 
(vergl.  §  14  Nr.  10).  Da  die  Anmeldeabteilung  von  vorneherein 
nicht  wissen  kann,  ob  sie  zu  einer  Zurückweisung  der  Anmeldung 
oder  zu  einer  dem  Patentsucher  günstigen  Entscheidung  gelangen 
wird,  so  darf  der  Vorprüfer,  welcher  emen  Vorbescheid  erlassen 
bat,  an  der  Beschlußfassung  überhaupt  nicht  teilnehmen,  außer 
wenn  die  Beschlußfassung  weder  die  Bekanntmachung  der  An- 
meldung noch  deren  Zurückweisung  noch  die  Erteilung  des  Patents 
betrifft  (PA.  Ber.  181;  vergl.  Kohler  753;  Seligsohn  §  22  Nr.  2). 
Nur  der  Umstand,  daß  der  Vorprüfer  einen  Vorbescheid  erlassen 
hat,  schließt  denselben  von  aer  Beschlußfassung  aus;  es  genügt 
nicht  hierzu  schon  die  Tatsache,  daß  es  in  dem  Verfahren  vor 
dem  Vorprüfer  zu  einer  dem  Anmelder  ungünstigen  Zwischenver- 
fQguDg  gekommen  ist  (veigl.  Rhenius  in  Glaser  28  176;  Seligsohn 
3.  Aim.  §  22  Nr.  2;  vergl.  dagegen  auch  Kohler  753;  Stört  in 
M.  4  80). 

6.  Wirkung  auf  die  Priorität.  Über  die  Wirkung  der  Zurück- 
weisung, insbesondere  in  Rücksicht  auf  die  Priorität,  sind 
frohere  Erörterungen  zu  vergleichen  (vergl.  §  20  Nr.  46). 

HL  Zurückweisung  auf  Grund  neuer  Umstände, 
a)  Allgemeines. 

7.  Mitteilung  neuer  Umstände.  Soll  die  Zurückweisung  auf 
Grund  von  Umständen  erfolgen,  welche  nicht  bereits  durch  Vor- 
bescheid dem  Patentsuchcr  milgeteilt  waren,  so  ist  nach  §  22 
Abs.  2  PatG.  durch  die  Anmeldeabteilimg  dem  Patentsucher  vor- 
her Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  diese  Umstände  binnen 
einer  bestimmten  Frist  zu  äußern.  Diese  Vorschrift  bezieht 
flieh  sowohl  auf  die  formellen  als  auf  die  materiellen  Voraus- 
setzungen  der   Anmeldung;    sie    beruht   auf    dem    allgemeinen 
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prozessualen  Gresichtspunkte,  daß  der  Partei  das  rechtliche  Gehör 
zu  gewähren  und  demnach  Gelegenheit  zu  geben  ist,  sich  über 
das  bei  der  BeschluMassung  zu  verwertende  Material  zu  äu£em. 
Dieser  Gesichtspunkt  trifft  um  so  mehr  als  in  sonstigen  Prozessen 
in  dem  Patenterteilungsverfahren  zu .  sowohl  we^en  der  schrift- 
lichen Natur  desselben  als  weil  das  Patentamt  bei  seiner  Prüfung 
von  Amts  wegen  alles  zur  Aufklärung  der  Sache  dienliche  Materiu 
herbeizuschaffen  bat.  Das  Material  soll  mögUchst  schon  durch 
den  Vorbescheid  dem ^  Patentsucher  zur  Kenntnis  gebracht  und 
ihm  Grelegenheit  zur  Äußerung  gegeben  werden.  Ist  dies  nicht 
geschehen,  oder  konnte  es  nicht  geschehen,  weil  nicht  von  dem 
Vorprüfer  sondern  erat  von  der  Ajomeldeabteilung  neues  Material 
gefunden  worden  ist,  oder  erst  von  der  Anmeldeabteilung  Wert 
hierauf  gelegt  v^ird,  so  soU  dem  Patentsucher  Gelegenheit  ge- 
geben sein,  seine  Auffassung  dem  Patentamte  darzulegen  und  die 
Bedenken  des  Patentamts  zu  beseitigen.  Die  Gründe  für  die 
der  Patentierung  entgegenstehenden  Bedenken  sind  daher  in 
gleicher  Weise,  wie  dies  im  Vorprüfungsstadium  durch  den 
Vorbescheid  geschehen  soll,  dem  Anmelder  mitzuteilen  (PA. 
PMZBl.  6  19).  Eine  ba«K>ndere  Bedeutung  hat  die  Benachrichtigung 
des  Anmelders  und  die  Fristsetzung,  wenn  die  Anmeldeabteilung 
weitere  formelle  Mängel  entdeckt  hat;  alsdann  ist  der  Anmelder 
in  der  Lage,  diese  Mängel  innerhalb  der  Frist  zu  beseitigen  und 
dadurch  die  Zurückweisung  der  Anmeldung  abzuwenden. 

8.  Niehterlab  eines  Vorbescheides.  Dem  Sinne  des  §  22 
Abs.  2  PatG.  könnte  es  als  entsprechend  angesehen  werden,  daß 
allgemein  solche  der  Patentierung  entgegenstehende  Umstände, 
welche  im  Vorprüfungsverfahren  —  wenn  auch  nur  durch  Z  wischen- 
verfügungen  —  dem  Patentsucher  bekannt  gegeben  sind,  dem- 
selben in^dem  Verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung  nicht  noch- 
mals zur  Äulserun^  mitgeteilt  werden  müssen.  Indessen  sagt  das 
Gesetz  ausdrückUch,  daß  nur  die  Bekanntgabe  durch  , Vor- 
bescheid" eine  weitere  Benachrichtigung  übet^üssig  mache,  offen- 
bar von  dem  Gesichtspunkte  aus,  daß  nur  durch  den  Vorbescheid 
der  Anmelder  in  genügend  ernstlicher  Weise  auf  die  Mängel  seiner 
Anmeldung  hingewiesen  werde.  Überdies  werden  die  Zwischen- 
verfügungen meist  schon  in  dem  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer  sich 
erledigt  haben.  Ist  ein  Vorbescheid  überhaupt  nicht  erlassen 
worden,  so  liegt  um  so  mehr  Veranlassung  vor,  die  der  Patentierung 
entgegenstehenden  Umstände  dem  Patentsucher  vorher  zur  Äuße- 
rung mitzuteilen  (vergl.  Isay  §  22  Nr.  5;  Allfeld  215). 

9.  Verfügung  der  Anmeldeabteilung.  Die  Mitteilung  geschieht 
in  der  üblichen  Form  einer  schriftlichen  Verfügung  durch  die 
Anmeldeabteilun^,  nicht  in  der  Form  eines  Vorbescheides,  da 
die  Anmeldeabteilung  zum  Erlasse  eines  solchen  nicht  befugt  ist. 
Auch  kann  im  gegebenen   Falle   nicht  die   Sache  an   den   Vor- 

Srüfer  zum  Erlasse  eines  Vorbescheides  zurückverwiesen  werden, 
a  die  Frage,  ob  ein  Vorbescheid  zu  erlassen  ibt,  allein  von  dem 
pflichtmäßigen  Ermessen  des  Vorprüfers  abhängig  ist,  dieser  also 
Anweisungen,  welche  ihm  gegen  seine  Überzeu^ng  den  Erlai 
eines  Vorbescheides  auferlegen,  nicht  Folge  zu  leisten  hätte  (PA. 
PMZBl.  4  252).  Die  Verfügung  ist  dem  Patentsucher  zuzustellen 
(VO.  11/7.  91  §  12  Nr.  2). 
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10.  Frist  und  Form  der  Äulienuig.  Für  die  FristberechnuDg 
und  die  Wahrung  der  Frist  gelten  im  aUgemeinen  dieselben 
Vorschriften  wie  bei  dem  Vorbescheide.  Insbesondere  ist  eine 
Erstre<^ng  der  Frist  statthaft  (Kohler  771).  Nur  ist  es  im  vor- 
liegenden Falle  zulässig,  auch  nach  Ablauf  der  Frist  noch  eine 
Nachfrist  zu  gewähren  (Köhler  771).  Auch  ist  eine  erst  nach  Ab- 
lauf der  Frist  eingehende  Erklärung  noch  zu  berücksichtigen,  sofern 
die  Entscheidung  noch  nicht  erlassen  ist  (Isay  §  22  Nr.  5;  vergl. 
EinL  zu  §  20  Nr.  10).  Die  Äußerung  hat  gemäß  allgemeinen 
Grundsätzen  schriftlich  zu  geschehen;  zur  Au&ahme  proto- 
kollarischer Erklärungen  ist  das  Patentamt  wohl  berechtigt,  aber 
nicht  verpflichtet  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  90). 

11.  BeschluA.  Der  Mitteilung  an  den  Patentsucher  muß  eine 
dieselbe  anordnende  Beschlußfassung  vorhergehen,  da  das 
Patentamt  sich  zunächst  darüber  schlüssig  gemacht  haben  muß, 
daß  es  auf  Grund  der  Umstände  die  Zurückweisung  aussprechen 
will.  Indessen  ist  das  Patentamt  an  seine  in  dem  Beschluß  sich 
ausdrückende  Stellungnidime  in  keiner  Weise  gebunden;  es  kann 
vielmehr,  gleichviel  ob  eine  Äußerung  des  Patentsuchers  eingeht 
oder  nicht,  von  seiner  Ansicht  bei  der  demnächstiffen  endgültigen 
BeschlußfcLSsung  über  die  Erteilung  des  Patents  abgehen. 

12.  Mitteilung  bei  teilweiser  Zurückweisung  und  bei  formalen 
Änderungen.  Die  Vorschrift  des  §  22  Abs.  2  PatG.  findet  auch  dann 
Anwendung,  wenn  nur  eine  teilweise  Zurückweisung,  also  eine 
Beschränkung  der  Anmeldung  beabsichtigt  ist.  Bloß  formale, 
redaktionelle  oder  stilistische  Änderungen  sind  zwar  alsBe- 
QchriLnkimg  der  Anmeldung  nicht  anzusehen;  indessen  dürfen  auch 
Änderungen  dieser  Art  nicht  vorgenommen  werden,  ohne  daß  dem 
Anmelder  vorher  Gelegenheit  zur  Äußerung  gegeben  ist,  damit  der 
Anmelder  Gelegenheit  findet,  entweder  den  Mangel  seinerseits  zu 
beheben,  oder  sich  mit  den  vorgeschlagenen  Änderungen  einver- 
standen zu  erklären,  oder  darzulegen,  daß  die  Änderung  für  ihn 
mehr  bedeute  als  eine  nur  sprachliche  oder  sachliche  Richtig- 
stellimg.  Der  Sinn  der  Bestimmung  des  §  22  Abs.  2  geht  also 
über  ihren  Wortlaut  hinaus  (PA.  PMZBl.  9  246). 

18.  Mitteilung  neuer  UmstSnde  nach  Erlab  des  Bekannt- 
maehunjpsbeschlusses.  Die  Vorschrift  des  §  22  Abs.  2  PatG.  gilt 
ferner  mcht  nur,  wenn  das  Patentamt  sofort  zur  Zurückweisung  der 
Anmeldung  schreiten  will,  sondern  auch  dann,  wenn  nach  Erlaß 
des  Bekanntmachunffsbeschlusses  später  noch  neue,  der 
Patentierung  entgegenstehende  Umstände  der  Beschlußfassung  zu- 
grunde gel^  werden  sollen.  Solche  neue  patenthindemde  Um- 
stände dürfen  von  dem  Patentamt  trotz  Erlaß  des  Bekanntmachungs- 
beschlusses —  aber  erst  nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  —  berück- 
sichtigt werden  (veigl.  PA.  PMZBl.  9  162ff.;  vergl.  auch  §  23  Nr.  3). 

b)  Neue  Umstände. 

14.  Rechtliche  und  technische  Erwägungen.  Es  ist  die 
Meinung  vertreten,  daß  unter  „Umständen"  im  Sinne  des  §  22  Abs.  2 
PatG.  nur  Tatsachen  und  Beweismittel,  nicht  aber  auch 
rechtliche  Gesichtspunkte,  Schlußfolgerungen  und  Er- 
wägungen technischer  Natur  zu  verstenen  seien  (Robolski 

14* 
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K  §  22  Nr.  2;  SeUgsobn  §  22  Nr.  5;  Isay  §  22  Nr,  5;  AUfeld  216; 
vergl.  auch  Schanze  in  Glaser  86  49;  Bhenius  in  Glaser  28  176). 
Dieser  Ansicht  stehen  indessen  erhebliche  Bedenken  enl^egen* 
Der  Ausdruck  „Umstände"  ist  an  sich  schon  weiter  als  der  B^riff 
.Tatsachen  und  Beweismittel".  Dies  ergibt  sich,  abgesehen  von 
der  wörtlichen  Bedeutung ,  auch  aus  §  7  YO.  6/12.  91,  woselbst 
in  demselben  Abschnitte  „neue  Tatsachen  und  Beweismittel^ 
und  „Umst&ide,  welche  von  den  Parteien  nicht  berührt  sind** 
offenbar  in  ganz  verschiedenem  Sinne  erwähnt  sind.  Auch  ent- 
halten die  Motive  zu  §  26  Abs.  4  PatG.^ —  der  gleichfalls  bestimmt, 
daß  den  Beteiligten  Gelegenheit  zur  Äußerung  über  bisher  nicht 
berücksichtigte  Umstände  zu  geben  ist  —  die  Erläuterung,  daß 
hierunter  nicht  nur  neue  Tatsachen,  sondern  auch  neue  Erwägungen 
zu  verstehen  seien.  Diese  Erläuterung  muß  auch  für  den  §  22  Abs.  2 
maßgebend  sein;  sie  entspricht  dem  Sinne  des  Gesetzes  um  des- 
willen, weil  auch  der  Vorbescheid  nicht  nur  auf  Tatsachen  und 
Beweismittel  Bezug  zu  nehmen  hat,  sondern  allgemein  zur  Auf- 
nahme aller  Erwägungen  bestimmt  ist,  welche  der  Patentierung 
entgegenstehen.  Auch  würde  ein  neu  hervorgetretener  formeller 
oder  materieller  Mangel  sich  sprachlich  kaum  als  neue  Tatsache 
oder  neues  Beweismittel  bezeichnen  lassen. 

16.  Neue  Zurückweisungsgründe.  Der  Zweck  der  Vorschrift 
des  §  22  Abs.  2  PatG.  ist  es  offenbar,  daß  dem  Anmelder  ganz 
in  gleicher  Weise  wie  in  dem  früheren  Verfahren  durch  den  Vor- 
bescheid alle  der  Patentierung  entgegenstehende  Bedenken 
tatsächlicher,  rechtlicher  und  technischer  Natur  mit- 
geteilt werden  sollen,  damit  derselbe  sich  hierzu  —  ebenso  wie 
gegenüber  dem  Vorbescheid  —  äußern  kann.  Es  kommt  hinzu,  daß 
die  Trennung  neuer  technischer  Erwägungen  von  neuen  Tatsachen 
und  Beweismitteln  in  der  Praxis  öfters  recht  schwer  durch- 
zuführen sein  würde.  Der  Anmelder  hat  demnach  einen  Anspruch 
allgemein  darauf,  daß  eine  Zurückweisung  seiner  Anmeldung  nicht 
erfolgen  darf,  ohne  daß  ihm  die  Gründe  hierfür,  gleichviel 
welcher  Natur  sie  sind,  vorher  zur  Äußerung  mitgeteilt  sind 
(vergl.  PA.  PMZBl.  4  252). 

16.  Nebenerwägungen.  Der  ^  22  Abs.  2  PatG.  besagt,  daß 
solche  neue  Umst£^de  vorher  mitgeteilt  werden  müssen,  „auf 
Grund**  welcher  die  Zurückweisung  erfolgen  soll.  Aus  diesem 
Wortlaute  ist  gefolgert  worden,  daß  zwischen  Haupterwägungen, 
d.  h.  für  die  Zurückweisung  ausschlaggebenden  Gründen,  und 
Nebenerwägungen,  d.  h.  solchen  Gründen,  welche  zu  den 
Haupterwägungen  oder  den  Gründen  des  Vorbescheides  lediglich 
unterstützend,  ergänzend  oder  bestätigend  hinzukommen,  zu  unter- 
scheiden sei;  die  vorherige  Mitteilung  von  Nebenerwägungen  sei, 
da  auch  ohne  sie  die  Entscheidung  auf  Zurückweisung  ei^ehen 
müsse,  nicht  geboten,  wenngleich  eine  vorherige  Benachrichtigung 
imter  Umständen  zweckmäßig  sein  könne  (Robolski  E.  §  22  Nr.  2; 
Seligsohn  |  22  Nr.  5;  Isay  §  22  Nr.  5;  Allfeld  215,  216).  Diese 
Unterscheidung  erscheint  jedoch  nicht  gerechtfertigt^  denn  auf 
den  Nebenerwägungen  beruht,  wenn  sie  überhaupt  m  die  Ent- 
scheidung aufgenommen  werden,  diese  nicht  minder  als  auf  den 
Haupterwägungen. 
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IV.  Znraokweisiuig  wegen    verweigerter   Änderung    der   An- 
meldung. 

17.  Aufforderung  zur  Änderung.  Findet  das  Patentamt  bei 
seiner  PrQfung,  daß  das  Patent  nicht  in  der  nachgesuchten  Gestalt 
erteilt  werden  kann,  daß  aber  der  Patenterteilung  bei  einer  — 
nach  Vorschrift  des  Gesetzes  zulässigen  —  Änderung  der  An- 
meldung nichts  im  Wege  stehen  würde,  so  wird  der  Patentsucher 
hiervon  benachrichtigt  und  ihm  die  Änderung  der  Anmeldung 
innerhalb  bestimmter  Frist  anheimgestellt  unter  der  Androhung, 
daß  sonst  die  Zurückweisung  der  Anmeldung  erfolgen  werde. 
Das  gleiche  Verfahren  findet  statt,  wenn  die  Anmeldung  in  unzu- 
lässiger  Weise  geändert  worden  ist,  indem  dann  die  Aiiüfforderung 
ergeht,  sie  auf  die  zulässigen  Teile  zu  beschränken  fvergl.  Nr.  21). 

18.  UnStatthaftigkeit  teilweiser  Patentierung.  Eine  Änderung 
der  Anmeldung  kann  in  einer  Änderung  der  Patentbeschreibung 
oder  der  Patentansprüche  bestehen;  sie  wird  nach  der  Praxis 
des  Patentamts  namentlich  dann  verlangt,  wenn  eine  Ein- 
schränkung der  Anmeldung  am  Platze  ist,  weil  dieselbe  nur 
teilweise  sich  zur  Patentierung  eignet,  während  bezüglich  eines 
anderen  Teiles  die  Patentierung  ausgeschlossen  erscheint.  Mne 
teilweise  Zurückweisung  der  ^meldung  und  teilweise 
Patenterteilung  findet  demnach  in  der  Praxis  nicht  statt;  viel- 
mehr wird  die  Anmeldung  entweder  nur  als  Ganzes  zur  Patentierung 
zugelassen  oder  als  Ganzes  zurückgewiesen  (PA.  Ber.  182;  Bo- 
boTski  Th.  84,  86;  Robolski  K.  §  22  Nr.  1;  Seligsohn  §  22  Nr.  4; 
Beuling  in  ZgR.  2  131).  Diese  Praxis  des  Patentamts  gründet 
sich  auf  die  Annahme,  daß  die  Beschwerdeabteilung  durch  eine 
teilweise  rechtskräftige  Erledigung  der  Sache  an  der  freien 
AYürdigung  und  Gestaltung  des  ganzen  Sachverhältnisses  behindert 
werde  (PA.  Ber.  182). 

19.  Statthaftigkeit  teilweiser  Patentierung.  Die  Berechtigung 
der  Regenwärtigen  patentamtlichen  Praxis  ist  indessen  bestntten 
worden,  indem  die  Ansicht  besteht,  dafi  bei  Teilbarkeit  des 
Gegenstandes  der  Anmeldung  die  Bekanntmachung  des  patent- 
fähigen Teiles  zu  beschließen,  und  nur  der  nichtpatentfähige  Teil 
zurückzuweisen  sei  (Kohlf^r  776;  Isay  §  22  Nr.  7j.  Eine  solche 
Teilbarkeit  könnte  jedenfalls  nur  dann  anerkannt  werden,  wenn 
in  einer  Patentanmeldung  —  ohne  Verletzung  des  Grundsatzes 
der  Einheitlichkeit  der  Anmeldung  —  mehrere  Erfindungen  ent- 
halten sind,  wie  dies  ausnahmsweise  vorkommen  kann  (vergl.  §  20 
Nr.  55ff.).  Liegt  ein  solcher  Fall  vor,  so  wQrde  einer  teilweisen 
Bekanntmachung  der  Anmeldung  allerdings  nichts  im  Wege 
stöben,  vorausgesetzt,  daß  der  Patentsucher,  welchem  vorher  Ge- 
legenheit zur  Äußerung  zu  geben  sein  würde,  sich  hiermit  ein- 
verstanden erklärt;  denn  vom  Belieben  des  Patentsuchers  muß 
es  abhängen,  ob  er  bei  nur  teilweiser  Bewirkung  der  Bekannt- 
machung auf  diese  überhaupt  Wert  legen  will.  Zugunsten  einer 
solchen  milderen  Praxis  spricnt  insbesondere  die  Erwägung,  daß  kein 
Grund  vorliegt,  bei  offenbarer  Patentfähigkeit  eines  Teiles  der 
angemeldeten  Erfindung  den  durch  die  Bekanntmachung  bewirkten 
einstweiligen  Schutz  zu  versagen.  Dies  gilt  namentlich  dann, 
wenn  von  mehreren  geltend  gemachten  Patentansprüchen  nur 
der  eine  oder  andere  Anspruch  aer  Patentfähigkeit  entbehrt  (vergl. 
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Schanse  in  Glaser  46  92).  In  früherer  Zeit  wurde  auch  in  der 
Praxis  des  Patentamts  eine  teilweise  Zurückweisung  der  Anmeldung 
für  zulässig  erachtet  (PA.  Ber.  182). 

80.  JLiidenuigeiL  ohne  yo^Sneige  Aufforderung.  Eine  vor- 
herige Benachrichtigung  und  Aunoitlerung  des  Anmelders,  die 
Anmeldung  zu  ändern,  ist  jedenfaUs  nur  dann  nötig,  wenn  die 
vorzunehmende  Änderung  das  Wesen  oder  die  Tragweite  der 
angemeldeten  Erfindung  betrifft,  es  sich  also  um  eine  Abftnderung 
der  in  der  Anmeldung  enthaltenen  Angaben  im  Sinne  des  ^  20 
Abs.  8  PatG.  handelt.  Betrifft  die  Änderung  nur  Äußerlich- 
keiten wie  den  Stil  oder  die  Anordnung  des  Stoffes 
oder  die  technische  Formulierung,  so  bedarf  es  einer  Auf- 
forderung nicht;  vielmehr  ist  das  Patentamt  befugt,  solche 
Änderungen  von  sich  aus  anzuordnen.  Allerdings  ist  der  Patent- 
sucher  immerhin  vor  der  Vornahme  auch  solcher  Änderungen  zu 
hören,  damit  er  noch  rechtzeitig  seine  etwaigen  Bedenken  da- 
gegen vorbringen  oder  die  Änderung  selbst  vornehmen  kann 
(Robolski  Th.  89,  90;  vergl.  §  20  Nr.  126  und  |  26  Nr.  3).  Ist  die 
Änderung  derart,  daß  der  Anmelder  voraussichtlich  darauf  eingehen 
wird,  dann  kann  die  Bekanntmachung  und  Auslegung  der  An- 
meldung sogleich  bedingt,  d.  h.  unter  der  Bedingung,  daß  der  An- 
melder nicht  innerhalb  bestimmter  Frist  Widerspruch  erhebt, 
beschlossen  werden  (vergl.  §  23  Nr.  9).  Erhebt  der  Anmelder 
Widerspruch  und  beharrt  er  auf  diesem  trotz  der  Mitteilung,  daß 
das  Patentamt  den  Widerspruch  für  ungerechtfertigt  hält,  so  muß 
die  Anmeldung  zurückgewiesen  werden.  Denn  keine  —  auch  noch 
so  geringfügige  —  Änderung  der  Anmeldung  darf  ohne  Ein- 
wilhgung  des  Anmelders  stattfinden. , 

21.  Behandlung  unzul&ssiger  Änderungen.  Eine  Zurück- 
weisung we^en  verweigerter  Änderung  der  Anmeldung  konimt 
auch  dann  in  Frage,  wenn  der  Anmelder  eine  unzulässige 
Änderung  der  Anmeldung  vorgenommen  hat  Der  Anmelder 
ist  alsdann  aufzufordern,  die  Anmeldung  auf  die  zulftssigen  Teile 
zu  beschränken;  wird  dieser  Aufforderung  nicht  nachgekommen, 
so  ist  die  ganze  Anmeldung  durch  Beschluß  zurückzuweisen. 
Nicht  statth^  ist  es  in  einem  solchen  Falle,  nur  den  Änderungs- 
antrag zurückzuweisen  und  im  übrigen  auf  Grund  der  ursprüng- 
lichen Anmeldung  zu  entscheiden;  denn  mit  dem  Zeitpunkte  der 
Änderung  war  die  ganze  Anmeldung,  welche  einschließlich  der 
Änderung  nur  als  eine  einheitliche  behandelt  werden  kann,  formell 
nicht  mehr  in  Ordnung  (PA.  PMZBl.  7  168,  169).  Nur  dann 
könnte  eine  Entscheidung  in  der  Sache  selbst. .getroffen  werden, 
wenn  für  den  Fall  der  Nichtzulassung  des  Änderungsantrages 
eventuell  die  ursprüngliche  Anmeldung  aufrecht  erhalten  ist 

V.  Verfahren  bei  Niohteinheitliohkeit  der  Anmeldung 

22.  Aufforderung  zur  Trennung  der  Anmeldung.  Enthält 
die  Anmeldung  der  Vorschrift  des  §  20  PatG.  zuwider  mehr  als 
eine  Erfindung,  so  liegt  ein  formeller  Mangel  vor,  dessen  Be- 
seitigung zuiiächst  vermittelst  Vorbescheides,  und  erst,  wenn  ein 
VorbesQheid  deswegen  nicht  ergangen  war,  durch  Verfügung 
der  Anmeldeabteilung  anzustreben  ist.  Durch  den  Vorbescheid 
oder  die  Verfügung  ist  der  Anmelder  zur  Trennung  der  An- 
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meldung  aufisufordem  und  ihm  eine  Frist  fQr  die  Einreichung 
einer  gesonderten  Anmeldung  auf  den  abgetrennten  Teil  zu  be- 
willigen (vergl.  Kohler  767 ;  Seligsohn  §  20  Nr.  8).  Nach  der  Praxis 
des  ratentamts  geschieht  die  Aufforderung  und  die  FristbewiUigung 
nicht  durch  Vorbescheid,  sondern  immer  nur  durch  Verfügung  der 
Anmeldeabteilung,  indem  das  Patentamt  annimmt,  dafi  hier  eine 
Lücke  des  Gesetzes  vorhanden  sei,  welche  durch  eine  solche  Ver^ 
fOgung  zweckentsprechend  ausgefüllt  werde  (PA.  PMZBl.  8  240). 
In  der  Tat  hegt  jedoch  wogen  der  Zulässigkeit  des  Erlasses  eines 
Vorbescheides  bei  dem  Vorhandensein  eines  formellen  Mangels 
eine  Lücke  nicht  vor. 

SS.  Befolgang  und  Nichtbefolffong  der  Aufforderung.  Ent- 
spricht der  Anmelder  der  Aufforderung  zur  Trennung  der  An- 
meldung nicht,  so  wird  die  ganze  Anmeldung  zurück- 
Se  wiesen  (Seligsohn  §  20  Nr.  8).  Kommt  dagegen  der  Anmelder 
er  Aufforderung  nach,  so  ist  das  Verfahren  wegen  des  nicht  ab- 
getrennten Teiles  fortzusetzen;  bezüglich  des  abgetrennten 
Teiles  gilt  die  Anmeldung  dann  für  das  vorliegende  Verfahren 
als  zurückgenommen  (Rhenius  in  !^R.  2  ^36).  Diese  Rück- 
nahme ist  eine  endgültige,  wenn  die  Frist  zur  Einreichung  der 
selbständigen  Anmeldung  auf  den  abgetrennten  Teil  nicht  einee- 
halten  wird,  indem  alsdann  insofern  die  Rücknahmefiktion  des 
§  21  Abs.  4  PatG.  —  wenn  ein  Vorbescheid  erlassen  ist  —  ein- 
tritt (vergl.  PA.  Ber.  174).  Die  Rücknahmefiktion  findet  ent- 
S rechende  Anwendung,  wenn  die  Verfügung  von  der  Anmelde- 
teilung ausgegangen  ist.  Es  ist  dabei  —  sofern  die  Frist  durch 
Vorbescheid  bestimmt  war  —  gleichgültig,  auf  welche  Ursache 
die  Säumnis  des  Anmelders  zurückzuführen  ist,  insbesondere  ob 
ihn  ein  Verschulden  trifft;  es  gibt  auch  keine  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  gegen  die  Y ersäumung  der  Frist  (veigl.  Einl. 
zu  S  20  Nr.  IL  und  §  21  Nr.  30).  Nur  wenn  die  Frist  nicht  durch 
Vorbescheid  bestimmt  ist,  ist  eine  erst  nach  Ablauf  der  Frist  ein- 
gereichte Anmeldung  zu  berücksichtigen,  sofern  die  Entscheidung 
noch  nicht  erlassen  ist  (vergl.  Rhenius  in  ZgR.  2  236;  vergl.  auch 
PA.  PMZBl.  3  240  und  Einl.  zu  §  20  xNr.  10). 

24.  Priorität  der  getrennten  Anmeldung.  Wird  die  Frist 
zur  Einreichung  der  Anmeldung  auf  den  abgetrennten  Teil  ge- 
wahrt oder  als  gewahrt  angesehen,  so  bleibt  die  ursprüngliche  An- 
meldung auch  hinsichtlich  des  abgetrennten  Teils  in  il^er  Wirk- 
samkeit bestehen,  so  daß  die  durch  die  ursprüngUche  Anmeldung 
b^;ründete  Priorität  der  später  erfolgten  Anmeldung  auf  den 
abgetrennten  Teil  gewährt  werden  darf  (PA.  Ber.  174;  PA, 
PMZBL  11  99;  Kohler  767;  Rhenius  in  ZgR.  2  236).  Denn  es 
handelt  sich  dabei  nicht  um  die  erneute  Geltendmachung  einer 
fallengelassenen  oder  abgewiesenen  Anmeldung,  sondern  um  die 
fortgesetzte  Verfolgung  einer  nur  für  ein  anderes  Verfahren  zurück- 
genonunenen,  sonst  aber  aufrecht  erhaltenen  Anmeldung  in  be- 
sonderem Verfahren  (PA.  PMZBl.  1  147).  Darum  ist  die  vorge- 
nommene Änderung  der  Anmeldung  auf  die  Priorität  ohne  Einfluß, 
imd  zwar  dergestalt,  dai&  die  beiden  aus  einer  Anmeldung  hervor- 
gegangenen gesonderten  Anmeldungen  die  gleiche  Priorität  haben 
(PA.  PMZBl,  II  228).  Dagegen  kann  die  Priorität  eine  ver- 
schiedene sein,  wenn  oie  Trennung  wegen  nachträgUcher  Änderung 
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der  Anmeldung  erforderlich  geworden  ist  (veigl.  §  20^  Nr.  125). 
Die  in  der  bloßen  Trennung  der  Anmeldung  bestehende  Änderung 
ist  deswegen  ohne  Bedeutung  für  die  Priorität,  weil  sie  nur  einen 
formalen  runkt  betrifft  (vei^i.  §  20  Nr.  145).  Beicht  die  ursprüng- 
lich festgesetzte  Frist  zur  £inreichung  des  neuen  Gesuches  nicht 
aus,  so  kann  sie  auf  Antrag  erstreckt  werden;  indessen  müssen 
Fnstbewilligungen  eine  bestimmte  Grenze  haben,  damit  spätere 
Anmeldungen  auf  den  nämlichen  Erfindungsge^enstand  nicht  un- 
billige Verzögerung  oder  Beeinträchtigung  erleiden  (PA.  PMZBl. 
8  239,  240;  veigl.  dagegen  auch  PA.  G.  5  126). 

25.  Identität  des  Anmelders  und  der  Anmeldung.  Neben 
der  Wahrung  der  Frist  ist  Voraussetzung  für  die  Beibehaltung 
der  ursprünglichen  Priorität,  daß  die  Neuanmeldung  des  ab- 
eetrennton  Teiles  durch  dieselbe  Person  erfolgt,  welche  die 
frühere  Anmeldung  vorgenommen  hat.  Für  die  Anmeldung  einer 
anderen  Person  gut  die  frühere  Priorität  selbst  dann  nicht,  wenn 
nachgewiesen  werden  sollte,  daß  die  andere  Person  im  Auftrage 
und  im  Interesse  des  früheren  Patentsuchers  gehandelt  hat;  hier- 
an wird  auch  dadurch  nichts  Reändert,  daß  nacnträglich  eine  Über- 
tragung der  Rechte  aus  der  Neuanmeldun^  auf  den  früheren  An- 
melder erfolgt  ist,  weil  der  Neuanmelder  mcht  mehr  Rechte  über- 
tragen kann,  als  er  selbst  besitzt  (PA.  PMZBl.  6  17,  18).  Selbst- 
verständlich muß  ferner  die  Neuanmeldung  mit  der  früheren  An- 
meldung identisch  sein,  wozu  indessen  Identität  im  wesentlichen 
genügt,  indem  davon  auszugehen  ist,  daß  solche  Änderungen, 
welche  imter  Voraussetzung  der  Zulässigkeit  der  ursprünglidien 
Anmeldimg  in  dem  früheren  Verfahren  erlaubt  gewesen  wären, 
auch  bei  der  Neuanmeldung  vorgenommen  werden  dürfen  (veigL 
Rhenius  in  ZgR.  2  236).  Ladessen  können  auch  zulässige  Äncte- 
rungen  unter  umständen  auf  die  Priorität  von  Einfluß  sein  (ver^sL 
§  20  Nr.  143  ff.).  Die  Identität  der  Anmeldung  wird  dadurch  ni<±t 
beeinträchtigt,  daß  der  abgetrennte  Teil  in  eine  Zusatzanmeldung 
zu  einer  ganz  anderen  Anmeldung  oder  zu  einem  auf  Grund  einer 
ganz  anderen  Anmeldung  erteilten  Patente  umgewandelt  wird 
(vergl.  PA.  PMZBl.  11  228). 

26.  Gewährung  der  Priorität  von  Amts  wegen.  Die  frühere 
Priorität  muß  beim.  Vorhandensein  ihrer  Voraussetzungen  von 
Amts  wegen  gewährt  werden;  ein  Antrag  des  Patentsuchers  ist 
nicht  erforderlich,  es  muß  also  auch  ein  solcher  Antrag  nicht  vor 
der  Beschlußfassung  gestellt  sein  (anders  PA.  Ber.  174;  Rhenius 
in  ZgR.  2  236;  Robolski  K.  §  20  Nr.  1).  Wenn  behauptet  wird, 
daß  um  deswillen  die  frühere  Priorität  nur  auf  Antrag  bewilligt 
werden  dürfe,  weil  es  dem  Anmelder  freistehen  müsse,  durch 
einen  späteren  Anfangstermin  die  längere  Dauer  des  Patents 
und  den  späteren  Eintritt  der  höheren  Gebühren  zu  erzielen, 
so  ist  dem  entgegenzuhalten,  daß  der  Anmelder  durch  Wahrung 
der  ihm  gesetzten  Frist  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  hat,  daß 
seine  Anmeldung  lediglich  als  eine  Fortsetzung  der  früheren  An- 
meldung behandelt  werden  solle.  Es  handelt  sich  in  der  Tat 
nicht  um  eine  Verlegung  der  Priorität,  sondern  darum,  daß  eine 
ui^rünglich  einheitliche  Anmeldung  in  mehrere  Anmeldungen  ge- 
teilt wird,  welche  unabhängig  voneinander  behandelt  werden,  und 
von  denen  jede  unter  dem  Datum  der  ursprünglichen  Anmeldung 
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sowohl  hinsichtlich  der  zivilistischen  Wirkungen  als  auch  in  pro- 
zessualer Hinsicht  in  Kraft  bleibt  (vergl.  auch  Köhler  284). 

87.  Anwendbarkeit  der  Grundsätze  fiber  Änderung  der  An- 
meldung. Tritt  die  Nichteinheitlichkeit  der  Anmeldung  erst  im 
Laufe  des  Verfahrens  ein,  indem  zufolge  einer  Änderung  der 
ursprüngUch  nur  eine  Erfindung  enthaltenden  Anmeldung  später 
eine  oder  mehrere  weitere  Erfindungen  angemeldet  sind,  so  finden 
die  Grundsätze  über  die  unzulässige  Änderung  der  Anmeldung 
Anwendung  (vergl.  Nr.  21  und  §  20  Nr.  134). 


§28. 

Brachtet  das  Patentamt  die  Anmeldung  für  gehörig  erfolgt  vnd 
die  Erteilung  eines  Patents  nicht  für  ansgescklossen,  so  beschließt  es 
die  Bekanntmachung  der  Anmeldung.  Mit  der  Bekanntmachung  treten 
ftr  den  Gegenstand  der  Anmeldung  zu  Gunsten  des  Patentsuchers  einst- 
weilen die  gesetzlichen  Wirkungen  des  Patents  ein  (|§  4  und  5). 

Die  Bekanntmachung  geschieht  in  der  Weise,  dafi  der  Name  des 
Patentsuchers  und  der  wesentliche  Inhalt  des  in  seiner  Anmeldung  ent- 
haltenen Antrages  durch  den  Reichsanzeiger  einmal  TerSITentlicht  wird. 
Mit  der  YerOITentlichung  ist  die  Anzeige  zu  rerblnden,  daß  der  Gegen- 
gtnnd  der  Anmeldung  einstweilen  gegen  unbefugte  Benutzung  ge- 
schlitzt seL 

Gleichzeitig  ist  die  Anmeldung  mit  simtlichen  Beilagen  bei  dem 
Palentamt  zur  Einsicht  für  Jedermann  auszulegen.  Auf  dem  durch  1 17 
des  Gesetzes  bestimmten  Wege  kann  angeordnet  werden,  daß  die  Aus- 
legung auch  außerhalb  Berlins  zu  erfolgen  habe. 

Die  Bekanntmachung  kann  auf  Antrag  des  Patentsuchers  auf  die 
Duner  Ton  höchstens  sechs  Monaten ,  Tom  Tage  des  Beschlusses  Aber 
die  Bekanntmachung  au  gerechnet,  ausgesetzt  werden.  Bis  zur  Dauer 
TOB  drei  Monaten  darf  die  Aussetzung  nicht  Tcrsagt  werden. 

Bändelt  es  sich  um  ein  im  Namen  der  BeichsTerwaltung  fttr  die 
Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  nachgesuchtes  Patent,  so  erfolgt 
nnf  Antrag  die  Patenterteiinng  ohne  Jede  Bekanntmachung.  In  diesem 
Falle  unterbleibt  auch  die  Eintragung  in  die  Patentrolle. 


n«fc>««t«f  hwg    «m4   AulegiBg   der   Ab- 

I.  Terlkkrea  bU   som  BmcUus«  Bber   die 
BekMuitMaehBBf  der  Anmelduig. 

!•  Prifluff  der  Aiimeldaay. 

S«  IbieUleitende  PrifliBf . 

S.  Bneate  Prtikiig  maeli  der  Bekuuit- 

4.  Brtehdpfende  PrifliBir* 

5.  Sehwerpsakt  der  Prftftmg  Im  ersten 
TerfklirieButedlaM. 

II.  BekawitaMhiBgtbeflehlttM. 

S.  in^emelBet. 

7.  TeUweUe  BekanntmachiBir* 

8.  Aalioninfr  des  AaMeldert. 

t.  Bedi>|rt«r  BekaimtinschttngBbeBchluM. 
O.  Brgiamf  dee  Betekliusee. 


11.  Wiederholter       BekuuitmMbvBgtbe« 

teUau. 
lt.  A«fhebaiiff  det  Besehlutet. 
lt.  Betckwerde. 

111.  BekaimtmAehiBg  der  Aameldiug. 

14.  Form  ud  Inhalt. 
16.  Angabe  det  wetentUchen  lahalts  der 
Anmeldaag. 

16.  NIeht  getetslleh  Torgetchrlebener  In- 
halt. 

17.  Wiederholte  Bekanntmachunr. 

18.  Benaehriehtlnng  det  Anmeldert. 

19.  ElBTerttiadnlt  det  Anmelden. 

19a.  Uninliiilgkeit  der  Bekanntmaehang. 

IT.  Aatietsang  der  Bekanntmachang. 
a)  Allgemeines. 
90.  Aataetaaagtaatrag. 
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M.  ▲■MeUuRifHtt. 

b)  Zweck  der  liuetsaog. 

9t.  A«ftehleb«iig  TOm  PateataaMeldoii^B 

la  Intluide. 
84.  Weitere  Tortelle  der  lauetivag. 
95.  Zweck  der  teehiMonatigeB  AiiBsetBong« 

c)  Zvliitlffkelt  der  ▲«uetsviiff. 

36.  Zolieslgkeit  des  iBtrft^fl. 
96a.  UesehlBu  ond  Betck werde. 

97.  Intreg  mack  Bekaantmaekang:. 

98.  Ans>etxuB9  des  ErteilangiTerfakreBt. 

Wlrkaair  der  BekaBAtatackaag« 

a)  AllffeaieiBet. 

99.  Rlatritt  der  Wlrkoair- 

60.  AbwehrcBde    Klage;   EBtsekidigBBgi* 

klage;  Strafaatraf. 
81.  lauergericktllcke  Geltendaackangdet 

Sckutsreckts  and  Vorbenataangireekt. 
89.  Unwlrksaaikelt  der  Bekanatmackaag. 
SS.  Uecktenackfolger. 

b)  Bedlagte    Wlrkaag    der    Bekaaat- 
maebuag. 

84.  Zariickwelsang  und  Zarftcknakme  der 

▲umcldang. 
84a.  Kauf-  and  LlieaaTertrige. 
86.  Bedingte  WIrkang. 

86.  Urteil    wihread    Sekwebeas    dei    Be- 
dinge ng. 

87.  Aufbebang  des  Urteils. 

88.  ProTlsorlscbe  MassnahBiea  and  Torbe- 
relteade  Sckritte. 


laa* 


89.  KlageabwelaaBg  ud  Ter^elcfc. 

Tl.  AatlegBag  der  Inmeldang. 

a)  Aaslegang   and   Elaflekt    der 
legangSB  ticke. 

40.  lUgemelnea. 

41.  Zweck  der  laslegaag. 

49.  Elnslckt  der  ausgelegten  Sticke. 
48  k  44.  Bestlmmaagea  des  Patentaaits. 
46.  Elaslekt  nack  Ablaaf  der  Efnspracks- 
Mit. 

b)  Blaslcbt  and  HltteUangder  Brtellngi- 
akten. 

46.  Elnslckt    der    Ertellanganktaa;     Ab- 
sckrlften  and  Aaszige. 

47.  MltteUangdesAktenlnbaltaaamZwacfce 
der  Feststellang  der  Prloiltil. 

48.  Jetsige  Praxis  des  Patentamta. 

c)  Ltterarlscker  Sebats  der  Aaalegaags- 
sticke. 

49.  Bedeatang  des  Uterarischen  Sckataes. 

60.  Urkebergeseta  Toa  11.  Janl  1870. 

61.  Urkebergeseta  tom  19.  Janl  1901. 
69.  Backte  des  Urhebers. 

68.  Terrlelfiltlgang  an  eigenem  and  tHm* 

dem  Gebraaeb. 
64.  Sckats  tob  Aaslindem. 
66.  Schatz  nach  birgerllchen  Recht. 
66.  FeUhaltt-n     nnd     Terkauf     tob     Ak- 

sckrlften  and  Auszogen. 
67    Erloschen  des  Utcrarlscken  Schntaes. 
68.  NIchtiberelBstlmmuBg    swlachea   Ab- 

meldBBg  BBd  Pateatschrlft. 


Bekanntmachnng;  und  Anslegnng  der  Anmeldang. 

I.  Verfahren  bis  Bom  BeBohlusBe  über  die  Bekanntmaohnn^  der 
Anmeldung. 

1«  Pruftmg  der  Anmeldung.  Das  Verfahren  vor  der  Ab- 
teilung beschränkt  sich  zunächst  auf  die  Prüfung  der  Frage,  ob 
die  Anmeldung  zurückzuweisen  oder  die  Bekanntmachung 
der  Anmeldung  zu  beschließen  ist.  Über  die  Zurückweisung 
der  Anmeldung  ist  bereits  früher  das  Nötige  gesagt  (vergL  §  ^ 
Nr.  4  ff.).  Die  Bekanntmachung  ist  zu  bescblielen,  wenn  die  Ab- 
teilung die  Anmeldimg  für  gehörig  erfolgt  und  die  Erteilung 
eines  Patents  nicht  für  ausgeschlossen  erachtet,  d.  h.  wenn 
die  Formalien  der  Anmeldung  in  Ordnung  sind  und  Grund  für  die 
Annahme  vorliegt,  daß  die  angemeldete  ErlSndung  patentfähig  ist. 

2.  Abschlielende  Prüfung,  Nach  dem  Wortlaute  des  Ge- 
setzes könnte  man  annehmen  —  diese  Ansicht  wird  auch  tat- 
sächlich vertreten  —  dai&  in  dem  auf  Erlaß  der  Bekanntmachung 
abzielenden  Verfahrensstadium  die  Prüfung  der  Frage,  ob  die  an- 
gemeldete Erfindung  patentfähig  ist,  in  sunmiarischer,  nicht  er- 
schöpfender Weise  stattzufinden  habe,  während  die  erschöpfende 
Prüfung  dem  späteren  weiteren  Verfahren  vorzubehalten  sei.  Hier- 
von ist  indessen  nur  so  viel  richtig,  daß  die  in  dem  auf  Erlaß  der 
Bekanntmachung  abzielenden  Verfahrensabschnitt  stattfindende 
Prüfung  insofern  nicht  abschließend  ist,  weil  auch  später 
noch,  gleichviel  ob  Einspruch  eingelegt  ist  oder  nicht,  die  Patent- 
würdigkeit der  Erfindung  einer  wiederholten  Nachprüfung  unter- 
zogen werden  darf,  die  bei  Erhebung  von  Einsprüchen  sich  nicht 
au3  die  damit  geltend  gemachten  Gründe  beschränken  muß.    Denn 
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die  PtOfung  erstreckt  sich  zunftchst  noch  gar  nicht  auf  die  Frage, 
ob  das  Patent  zu  erteilen  ist;  sie  beschränkt  sich  viehotiehr  auf 
die  Erörterung,  ob  die  Anmeldung  bekannt  zu  machen  und  auszu« 
logen  ist,  während  über  die  end^tige  Patenterteilung  in  dem 
späteren  Verfahren  beschlossen  wurd. 

8.  Bmeate  Prüftuiff  nach  Bekanntmachimg.  Daher  ist  die 
Abteilung  auch  nach  Erlafi  des  Bekanntmachungs- 
beschlusses, gleichviel  ob  Einspruch  erhoben  ist  oder  nicht, 
in  keiner  Weise  an  die  Ergebnisse  der  früheren  Prüfung 
gebunden,  sie  kann  sowohl  ihre  frühere  Ansicht  ändern,  als 
audi  neue  Erwägungen,  Tatsachen  und  Beweismittel  von  Amts 
wegen  heranziehen,  um  damit  die  Zurückweisung  der  bekannt  ge- 
machten Anmeldung  zu  begründen;  die  Abteilung  ist  sogar  ver- 
pflichtet, ihr  später  bekannt  gewordene  Abweisungßgründe  zu 
berücksichtigen  (PA.  PMZBl.  9  162;  Bobolski  Th.  86;  Bobolski 
K.  S  23  Nr.  1;  Isay  §22  Nr.  3;  Sehgsohn  §  23  Nr.  3;  Schanze 
R  465;  Reuling  in  ZgK.  2  848;  Allfeld  217).  Dies  gilt  auch,  wenn 
die  Bekanntmachung  durch  die  Beschwerdeabteilung  angeordnet 
ist;  doch  darf  dann  die  Anmeldeabteilung  nur  aus  schwerwiegenden 
neu  hervorgetretenen  Gründen  und  unter  eingehender  Darlegung 
derselben  von  der  Rechtsauffassung  der  höheren  Instanz  abgehen 
(PA.  PMZBl.  12  181,  182;  vergl.  §  16  Nr.  3;  vergL  auch  ALfeld 
236;  Sehgsohn  3.  Aufl.  §  26  Nr.  12).  Allerdings  mu6  das  Patent- 
amt, wenn  es  derartige  neue  Tatsachen  usw.  berücksichtigen  will, 
damit  bis  zum  Ablauf  der  Einspruchsfrist  warten,  da  bis  zu 
dem  Ablaufe  dieser  Frist  die  Tätigkeit  des  Patentamts  ruht 

4.  Erschöpfende  Prüfung.  Wenn  hiemach  die  dem  Erlasse 
des  Bekanntmachungsbeschlusses  vorangehende  Prüfung  allerdings 
nicht  in  rechtlichem  Sinne  als  eine  erschöpfende  angesehen  werden 
kann,  so  liegt  es  doch  tatsächlich  sowohl  im  Sinne  des  Gesetzes 
als  im  wohlverstandenen  Interesse  der  bei  der  Patenterwirkung 
beteili^n  Personen,  daß  die  Prüfung  auch  in  diesem 
Stadium  eine  möglichst  erschöpfende  ist,  dei^estalt,  daß 
r^elmä&ig  eine  spätere  Nachprüfung  nur  im  Falle  erhobener  Ein- 
q>rüche  erfolgt  und  sich  auf  die  mit  den  Einsprüchen  geltend  ge- 
machten Gründe  beschränkt.  Für  diese  Behandlung  der  Prüfungs- 
frage spricht  schon  der  Umstand,  daß  mit  der  Bekanntmachung 
für  den  Gegenstand  der  Anmeldung  einstweilen  die  gesetz- 
lichen Wirkungen  des  Patents  eintreten  und  ein  solcher,  wenn 
auch  nur  vorläufiger,  Patentschutz  nicht  ohne  genügende  Ver- 
anlassung zu  gewähren  ist.  Sodann  ist  aber  audi  darauf  Bück- 
sicht zu  nehmen,  dai  durch  die  Bekanntmachimg  und  Auslegung 
die  angemeldete  Erfindung  zur  allgemeinen  Kenntnis  gelangt, 
was,  wenn  das  Patent  nicht  erteilt  wird,  oft  erhebliche  Schädi- 
gungen des  Patentsuchers  zur  Folge  haben  wird,  da  dieser  dadurch 
verhindert  ist,  die  Erfindung  als  Fabrikgeheimnis  auszunützen  oder 
wiederholt  zur  Anmeldung  zu  bringen. 

5«  Schwerpimkt  der  Prüfung  im  ersten  Yerfahrensstadium. 
Diesen  Erwägungen  tritt  das  weitere  tatsächliche  Moment  hinzu, 
da&  sich  die  Gewohnheit  ausgebildet  hat,  sogleich  nach  Erlafi 
des  Bekanntmachungsbeschlusses  die  Erfindung  auszu- 
beuten und  Vertrage  über  deren  Verwertung  zu  schließen  in 
dem  mit  Rücksicht  auf  die  stattgefundene  Prüfung  begründeten 
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Vertrauen,  daß  der  Patenterteilung  erhebliche  Bedenken  nicht 
entgegengesetzt  werden  können.  Auch  wird  häufig  mit  An- 
meldung der  Erfindung  im  Auslande  erst  vorgegangen, 
wenn  die  begründete  Vermutung  vorliegt,  daß  in  Deutschland 
das  Patent  gewährt  wird.  Aus  allen  diesen  Gründen  ist  schon 
in  dem  ersten  Ver&hrensabschnitt  eine  möglichst  gründliche  und 
erschöpfende  Prüfung  der  Patentfähigkeit  vorzunehmen  und  daher 
der  Scnwerpunkt  dieser  Prüfung  in  das  erste  Verfahrensstadium 
zu  verlegen  (Robolski  Th.  86,  87;  Schanze  B.  446ff.;  Bhenius  N. 
27,  28;  Seligsohn  §  23  Nr.  3;  Isay  §  22  Nr.  3;  anders  Reuling 
in  ZgB.  2  348). 

II.  BekanntmaohungsbeschluBs. 

6.  Allgemeines.    Ergibt  die  von  der  Anmeldeabteilung  vor- 

fenommene  Prüfung,  daß  sowohl  in  formeller  als  in  materieller 
Einsicht  die  Voraussetzungen  der  Patenterteilung  vorlie^n,  so 
daß  die  Erteilung  des  Patents  nicht  ausgeschlossen  erscheint,  so 
wird  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  beschlossen.  Der  Be- 
schluß bedarf  der  Beratung  und  Abstimmung  in  einer  Sitzung 
(VO.  11/7.  91  §  7  Abs.  1;  Bhenius  N.  27,  28). 

7.  Teilweise  Bekanntmachung.  Erachtet  das  Patentamt  nur 
einen  Teil  der  Anmeldung  als  patentfähig,  so  wird  nicht  ohne 
weiteres  die  Bekanntmachung  dieses  Teiles  beschlossen ;  vielmehr 
wird  nach  der  Praxis  des  Patentamts  der  Anmelder  aufgefordert, 
die  Anmeldung  auf  den  patentfähigen  Teil  zu  beschränken, 
und  falls  dieser  Aufforderung  nicht  entsprochen  wird,  die  Anmeldung 
zurückgewiesen  (vergl.  §  22  Nr.  17  IT.).  Die  Bekanntmachung  der 
Anmeldung  erfolgt  also  nur  mit  dem  Einverständnisse  des  An- 
melders, der  damit  seine  Patentierungsanträge  auf  die  zur  Aus- 
legung kommenden  Patentansprüche  beschränkt  (PA.  PMZBl.  7  ^19). 
Es  kann  hiernach  zu  einer  teilweisen  Bekanntmachung  der 
Anmeldung  kommen  (veigl.  §  22  Nr.  19). 

8.  Anhörnng  des  Anmelders.  Will  die  Abteilung  bei  der 
Bekanntmachung  eine  Änderung  der  Anmeldung  vornehmen,  so 
muß  vorher,  selbst  wenn  es  sidh  um  rein  stilistische  oder  redak- 
tionelle  Änderungen  handelt,  der  Anmelder  gehört  werden.  Von 
der  vorherigen  Anhörung  des  Patentsuchers  wird  indessen  in  der 
Praxis  der  Regel  nach  abgesehen,  wenn  es  sich  nur  um  kleine 
Änderungen  redaktioneller  Natur  oder  um  leicht  zu  be- 
schaffende Formalien  handelt,  mit  denen  der  Anmelder  sich 
vermutlich  einverstanden  erklären  wird;  wenn  z.  B.  kleine 
Änderungen  in  der  Beschreibung,  in  dem  Patentanspruch  oder  in 
dem  Titel  erforderlich  sind,  oder  wenn  es  sich  um  eine  Richtig- 
stellung der  Vollmacht  oder  um  Herstellung  der  Übereinstimmung 
von  Haupt-  und  Nebenzeichnung  handelt. 

9.  Bedingter  Bekanntmachnngsbeschlu&  Es  wird  alsdann 
ein  bedingter  Beschluß  erlassen,  d.  h.  die  Bekanntmachung 
wird  unter  der  Bedingung  der  Einwilligung  des  Anmelders  be- 
schlossen, indem  dieser  benachrichtigt  wird,  daß  die  Bekann^ 
machung  erfolgen  soll,  wenn  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
entweder  die  Mängel  beseitigt,  oder  die  nachzubringenden  Fo^ 
malien  beschafft  werden,  oder  gegen  die  von  dem  Patentamt  von 
genomiaenen  Änderungen  nicht  Widerspruch  erhoben  ist.  Wider- 
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spricht  der  Anmelder  oder  kommt  derselbe  der  ihm  gemachten 
Auflage  nicht  nach,  so  ist  der  Beschluß  als  hinfällig  anzusehen. 
Der  Anmelder  kann  auch,  anstatt  sich  auf  die  Annahme  oder  Ab- 
lehnung der  Yorschlfiffe  des  Patentamts  zu  beschränken,  Gegen- 
Yorschäge  machen,  die  dann  einer  besonderen  BeschluMassung 
zu  unterziehen  sind  (vergl.  PA.  Ber.  182;  Rhenius  in  ZgR.  2  218). 

10.  E^finjEimg  des  Beschlusses.  Es  kann  in  einem  Anmelde- 
verCahren  regelmäßig  nur  ein  Bekanntmachungsbeschluß  erlassen 
werden.  Nicht  statthaft  ist  es  daher,  den  einmal  erlassenen 
Beschluß  später  zu  ergänzen  oder  zu  ändern.  Insbesondere 
ist  es  unzmässig,  nach  Erlaß  des  Bekanntmachungsbesdilusses 
durch  einen  weiteren  Beschluß  den  aufgestellten  Patentanspruch 
zu  erweitern,  oder  einen  neuen  Patentanspruch  aufzustellen, 
oder  an  die  Stelle  des  bekannt  gemachten  Anspruches  einen 
anderen  zu  setzen;  es  würde  hierin  eine  imzulässige  Änderung 
der  Anmeldung  liegen  (PA.  PMZBl.  7  167,  168;  vergl.  auch  PA. 
PMZBl.  7  168,  169  und  §  20  Nr.  164). 

11.  Wiederholter  Bekanntmachungsbeschln6.  Zum  Elrlasse 
eines  wiederholten  Beschlusses  kann  es  immer  nur  dann 
kommen,  wenn  die  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Voraus- 
setzungen und  Erfordernisse  der  Bekanntmachung  verletzt  worden 
sind,  z.  B.  wenn  nicht  die  richtigen  Auslegunfi;sstücke  ausgelegt 
worden  sind,  oder  wenn  der  Beschluß  der  Aufhebung  unterliegt, 
weil  vor  der  Vornahme  von  Änderungen  an  der  Anmeldung  der 
Patentsucher  nicht  gehört  worden  ist  (PA.  PMZBl.  7  168;  PMZBL 
9  246).  Wird  die  Bekanntmachung  wiederholt,  so  muß  auch  die 
Auslegung  wiederholt  werden. 

18.  Aufhebung  des  Beschlusses.  Unzulässig  ist  auch,  sofern 
nicht  ein  Verstoß  gegen  die  Vorschriften  über  die  Erfordernisse 
der  Bekanntmachung  begangen  ist,  die  Aufhebung  des  Be- 
schlusses aus  dem  Grunde,  weil  dem  Patentamt  nachträglich  Tat- 
sachen oder  Beweismittel  zur  Kenntnis  gekommen  sind,  welche 
dasselbe  bei  rechtzeitiger  Kenntnisnahme  zur  Zurückweisung  der 
Anmeldung  ohne  Bekanntmachung  veranlaßt  haben  würden.  Denn, 
nachdem  der  Bekanntmachungsbeschluß  erlassen  ist,  kann  gemäß 
§24  Abs.  SPatG.  erst  nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  über 
die  Erteilung  des  Patents  Beschluß  gefaßt  weraen;  bis  dahin  hat 
jede  Tätigkeit  des  Patentamts  zu  ruhen  (PA.  PMZBl.  9  162,  163; 
vergl.  Nr.  3).  Nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  ist  dann  nicht  mehr 
über  die  Bekanntmachung  sondern  nur  über  die  Erteilung  des 
Patents  Beschluß  zu  fassen. 

IS.  Beschwerde.  Gegen  den  sachlichen  Inhalt  des  Bekannt- 
machungsbeschlusses  findet  eine  Beschwerde  nicht  statt;  da- 
gegen kann  die  Beschwerde  gemäß  §  16  PatG.  erhoben  werden, 
wenn  behauptet  wird,  daß  bei  oder  vor  Erlaß  des  Beschlusses 
wesentliche  verfahrensvorschriften  nicht  beobachtet  seien,  z.  B.  die 
erforderliche  vorherige  Anhörung  des  Anmelders  nicht  erfolgt  sei 
(PA.  PMZBl.  9  246;  vergl.  §  16  Nr.  26).  Hat  die  Anmelde- 
abteilung,  ohne  daß  ein  Bekanntmachungsbeschluß  ergangen  war, 
die  Anmeldung  zurückgewiesen,  so  hat  die  Beschwerdeabteilung, 
wenn  sie  das  Patent  erteilen  will,  den  Bekaontmachungsbeschluß 
%a  erlassen  (vergL  auch  §  16  Nr.  3).  Es  kann  auch,  wenn  die  Vor- 
schriften über  das  Verfahren  verletzt  sind,  die  Sache  an  die  An- 
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meldeabteiluDg  zur  weiteren  Pröfung  und  zum  demnftchstigen  Er- 
lasse oder  wiederholten  Erlasse  des  Bekanntmachungsbeschlusses 
zurückverwiesen  werden  (PA.  PMZBl.  9  246). 

nL  Bekanntmachung  der  Anmeldung. 

14.  Form  und  Inhalt.  Die  Bekanntmachung  geschieht  nach 
§  23  Abs.  2  PatG.  in  der  Weise,  dai  der  Name  des  Patentsucheis 
und  der  wesentliche  Inhalt  des  in  seiner  Anmeldung  enthaltenai 
Antrags  durch  den  Reich sanzeiger  einmal  veröffentlicht  wird. 
Hat  ein  Rechtsübergang  der  Anmeldung  stattgefunden,  so  ist, 
wenn  derselbe  vor  Erlaß  des  Bekanntmachungsbeschlusses  zur 
Kenntnis  des  Patentamts  gebracht  worden  ist,  der  Name  des  Er- 
werbers zu  veröffentlichen  (vergl.  §  19  Nr.  26  und  §  20  Nr.  14  a). 
AuJ&erdem  wird  die  Bekanntmachung  gemäß  §  19  Abs.  4  PatG. 
in  dem  Patentblatt  veröffentlicht.  Mit  den  Veröffentlichungen  ist 
die  Anzeige  zu  verbinden,  daß  der  Gegenst^md  der  Anmeldung 
einstweilen  gegen  unbefugte  Benutzung  geschützt  ist  (§  23  Abs.  1 
PatG.). 

15.  Angabe  des  wesentlichen  Inhalts  der  AnmeldunK.    Als 

Angabe  des  wesentlichenlnhalts  der  Anmeldung  wira  in  der 
Praxis  die  Benennung  der  Erfindung,  d.  h.  der  Titel,  weldier 
nach  §  2b  der  Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  Erfindungen 
in    dem  Anmeldungsgesuche   in    einer   für   die  Veröffentlichung 

feeigneten  Weise  zu  formulieren  ist,  bekannt  gemacht  Diese 
^raxis  entspricht  allerdings  nicht  ganz  dem  Gesetze,  da  der  Titel 
nur  den  Gattungsbegriff,  dem  die  Erfindung  möglichst  nahe 
untergeordnet  ist,  zu  enthalten  braucht,  aus  einer  derartigen  An- 
gabe der  wesentliche  Inhalt  der  Anmeldung  aber  regehnä&g  nicht 
hervorgeht.  Indessen  beruht  die  Praxis  des  Patentamts  »if  der 
zu  billigenden  Erwfigung,  daß  die  Veröffentlichung  des  ganzen 
wesentlichen  Inhalts  der  Anmeldung  der  Erfindung  die  Neuheit 
entziehen  und  ihre  wiederholte  Anmeldung  ausschueßen  würde; 
eine  derartige  Prei^be  der  EIrfindung  schon  im  Anmeldeverfahren 
kann  aber  unmöglich  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelten 
haben  (PA.  Ber.  182,  183). 

1&  Nicht  gesetzlich  vorgeschriebener  Inhalt.  Nicht  gesetzlich 
vorgeschrieben  ist  die  Veröffentlichung  des  Anmeldetages; 
jedoch  wird  seit  einiger  Zeit  nach  der  Praxis  des  Patentamts 
auch  der  vom  Patentamte  vorläufig  angenommene  Anmeldetag 
miterwähnt  wegen  des  wesentlichen  hiteresses,  welches  die 
Industrie  an  der  Kenntnis  dieses  für  die  Priorität  erheblichen 
Momentes  hat  (Damme  in  GUR.  3  260).  Aus  dem  gleichen  Grande 
erscheint  die  Bekanntgabe  der  Beanspruchung  eines  Prioritfits- 
vorzu^srechts  auf  Grund  einer  früher  im  Auslande  geschehenen 
Anmeldung  wünschenswert;  sie  erfolgt  nach  der  Praxis  des  Patent- 
amts indessen  nur  dann,  wenn  das  Prioritätsvorzugsrecht  geprüft 
und  anerkannt  worden  ist  (vergl.  §  20  Nr.  247).  Auch  die  Patent- 
klasse, zu  welcher  die  angemeldete  Erfindung  gehört,  sowie  das 
Aktenzeichen  finden  in  den  Veröffentlichuneen  Erwähnung, 
außerdem,  wenn  der  Anmelder  nicht  im  Inlande  wohnt,  Name 
und  Wohnort  des  gemäß  §  12  PatG.  bestellten  inländischen  Ver- 
treters. 
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17«  Wiederholte  Bekanntmaehiing.  Eine  wiederholte  Be- 
kanntmachung ist  der  Regel  nach  nicht  zulässig;  eine  Wieder- 
holung hat  jedoch  dann  zu  erfolgen,  wenn  der  ursprüngliche  Bekannt- 
machungsbieschluß  aufgehoben  und  die  Bekanntmachung  durch  einen 
wiederholten  Beschluß  angeordnet  wird.  Auch  hat  eine  wieder- 
holte Bekanntmachung  dann  zu  erfolgen,  wenn  eine  Zusatz- 
anmeldung in  eine  selbständige  Anmeldung  umgewandelt  wird 
(vergL  §  7  Nr.  23).  Abgesehen  hiervon  kann  eine  nochmalige  Be- 
kanntmachung nur  dann  in  Frage  kommen,  wenn  die  Vorschriften 
des  Gesetzes  über  die  Voraussetzungen  und  Erfordernisse  der  Be- 
kanntmachung verletzt  sein  sollten,  z.  B.  wenn  die  Bekannt- 
machung nicht  den  gesetzUch  vorgeschriebenen  Inhalt  hatte,  oder 
wenn  mcht  die  richtigen  Auslegungsstücke  ausgelegt  worden  sind 
(PA.  PMZBl.  7  168).  Nach  der"  früheren  Praxis  des  Patentamts, 
gemäß  welcher  eine  Zurückziehung  der  Anmeldung  aus  der  Aus- 
legung möglich  war,  konnte  es  nach  dieser  Ziu-ückziehung  zu  einer 
wiederholten  Bekanntmachung  kommen  (ver^.  PA.  PMZBl.  7  125, 
126).  Diese  Praxis  ist  aber  später  von  dem  Patentamt  als  irrtüm- 
lich aufgegeben  worden  (vergl.  Nr.  40).  Eine  Zurückziehung  aus 
der  Auslegung  unter  Wiederholung  der  Bekanntmachung  ist  nur 
in  dem  FaUe  möglich,  dafi  ein  rechtzeitig  gestellter  Antrag  auf 
Aussetzung  der  Bekanntmachung  übersehen  worden  ist  (veigl. 
Nr.  20flE.) 

18.  Benaehrichttgiing  des  Anmelders.  Von  dem  Tage  der 
Bekanntmachung  wird  dem  Anmelder  Nachricht  gegeben, 
da  der  Lauf  der  Frist  ziu:  Zahlung  der  ersten  Jahresgebühr  gemäß 
§  24  Abs.  1  PatG.  davon  abhängt. 

19.  EinverstSndnis  des  Anmelders.  Die  Bekanntmachung 
kann  nur  mit  Einverständnis  des  Anmelders  erfolgen;  es 
ffilt  in  dieser  Beziehung  das  gleiche  wie  für  den  Erlaß  des  Be- 
kanntmachungsbeschlusses (vergl.  Nr.  8  und  9).  Die  Ausführung 
des  Bekanntmachungsbeschlusses  hat  demnach  zu  unterbleiben, 
wenn  der  Anmelder  nach  Erlaß  des  Beschlusses  Änderungen 
der  Anmeldung  vornimmt,  über  deren  Zulässigkeit  das  Patent- 
amt zunächst  zu  entscheiden  hat  (PA.  PMZBl.  9  99,  1(K)). 

19  a.  Unzulassigkeit  der  Bekanntmachung.  Die  Bekannt- 
machung hat  gemäß  §  23  Abs.  6  PatG.  auf  Ajutrag  gänzlich  zu 
unterbleiben,  wenn  es  sich  mn  ein  im  Namen  der  Reichs- 
verwaltung für  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte 
nachgesuchtes  Patent  handelt.  Es  unterbleibt  alsdann  auch  die 
Eintragung  des  Patents  in  die  Patentrolle.  Wann  die  Voraus- 
setzungen des  §  23  Abs.  5  PatG.  vorliegen,  ergibt  sich  aus  den 
Erörterungen  zu  §  19  Abs.  3  PatG.  (vergl.  §  19  Nr.  42flf.).  Wird 
das  von  der  Reichsverwaltung  genonimene  Patent  auf  einen  anderen 
übertragen,  so  muß  vor  der  Eintragung  des  Erwerbers  zu- 
nächst die  Eintragung  des  Patents  erfolgen.  Die  Vorschrift  des  §  19 
Abs.  2  PatG.,  wonach  bis  zur  Eintragung  des  Erwerbers  der  frühere 
Patentinhaber  berechtigt  und  verpflichtet  bleibt,  findet  dann  An- 
wendung (anders  Köhler  533).  Soll  das  Geheimpatent  im  Er- 
teilungs-  oder  Nichtigkeitsverfahren  oder  im  Verletzungsprozesse 
geltend  gemacht  werden,  so  ist  es  den  Beteihgten  bekannt  zu 
geben;  eine  Yerschweigung  seines  Inhalts  ist  —  ganz  abgesehen 
davon,  daß  das  Gesetz  keine  Vorschriften  hierüber  trifft  —  schon 
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mit  Rücksicht  auf  prozessuale  Grundsätze  unzulässig  (vergl.  dagegen 
Seligsohn  §  19  Nr.  18). 

rv.  AusaetEung  der  Bekanntmachung. 

a)  Allgemeines. 

20.  Allssetzungsantrag.  In  §  23  Abs.  4  PatG.  ist  bestinmit, 
daß  auf  Antrae  des  Patentsuchers  die  Bekanntmachung  der  An- 
meldung auf  die  Dauer  von  drei  Monaten  auQeesetzt  werden 
muß,  und  auf  die  Dauer  von  höchstens  sechs  Monaten  aus- 
gesetzt werden  kann.  Der  Antrag  auf  Aussetzung  der  Bekannt- 
machung soll  nach  den  von  dem  Patentamt  über  die  Anmeldung 
von  Erfindungen  erlassenen  „Erläuterungen"  (Nr.  2a)  entweder  in 
einem  besonderen  Schriftstück  eingereicht  oder,  falls  er  mit  der 
Anmeldung  oder  mit  anderen  Erklärungen  verbunden  wird,  augen- 
fällig, z.  B.  durch  Unterstreichen  oder  in  Botschrift  hervorgeh<H)en 
werden  (ver^l.  Anh.  Nr.  14).  Die  Nichtbeobachtung  dieser  CW- 
nungsvorschnft  hat  nicht  die  Nichtbeachtung  des  Antrages  zur 
Folge;  doch  empfiehlt  sich  die  Beobachtung  im  eigenen  Interesse 
des  Patentsudlers,  damit  der  gestellte  Antrag  nicht  übersehen  wird. 

21.  Begründimg  des  Antrags.  In  den  „Erläuterunyfen''  des 
Patentamts  ist  femer  für  den  Fall,  da]&  die  Bekanntmachunff  aof 
länger  als  drei  Monate  ausgesetzt  werden  soll,  eine  Begründung 
vorgeschrieben  und  anempfohlen,  die  Begründung  erst  gegen  Ende 
der  ersten  Frist  beizubringen.  Eine  Begründune  für  den  Antrag 
auf  Fristerstreckung  über  die  Dauer  von  drei  Monaten  hinaus  ist 
erforderlich,  weil  sowohl  die  Frage,  ob  die  Bekanntmachung 
länger  als  drei  Monate  auszusetzen,  als  wie  lan^e  sie  bis  zum 
Höchstbetrage  von  sechs  Monaten  zu  erstrecken  ist,  nach  freiem 
Ermessen  des  Patentamts  entschieden  wird.  Es  steht  aber  nichts 
entgegen,  den  Antrag  von  vorneherein  auf  die  Aussetzung  auf 
die  Dauer  von  sechs  Monaten  mit  der  erforderlichen  Begründung 
zu  richten. 

22.  Aussetznngsfrist.  Die  drei  bezw.  sechs  Monate  werden 
nach  §§  187  Abs.  1,  188  und  193  BGB.  berechnet.  Danach  be- 
ginnt aie  Frist  mit  dem  auf  den  Tag  des  Bekanntmachungs- 
beschlusses, d.  h.  der  Zustellung  des  Beschlusses,  folgenden  Tage. 
Wird  in  dem  Beschlüsse  eine  Änderung  des  Patentanspruches  ver- 
langt oder  eine  sonstige  Auflage  gemacht,  ist  also  ein  bedingter  Be- 
kanntmachungsbeschluß  erlassen,  so  berechnet  sich  die  Fnst  nach 
dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Ausstände  beseitigt  sind  (Bobolski 
K.  §  23  Nr.  2).  Auf  den  Ta^  der  Bekanntmachung  kommt  es 
nicht  an.  Die  Frist  endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages 
des  dritten  bezw.  sechsten  Monats,  welcher  durch  seine  Zahl  dem 
Tage  des  Bekanntmachungsbeschlusses  entspricht;  fehlt  dieser  Tag 
in  dem  betreffenden  Monat,  so  endigt  die  Frist  mit  dem  Ablaufe 
des  letzten  Tages  dieses  Monats,  l'ällt  der  letzte  Tag  der  Frist 
auf  einen  Sonntag  oder  einen  in  Preußen  anerkannten  allgemeinen 
Feiertag,  so  endigt  sie  erst  am  nächstfolgenden  Werktage  (vergl. 
auch  §  8  Nr.  9). 

b)  Zweck  der  Aussetzung. 

23.  Aufschiebung   von   Patentanmeldungen    im   Auslände. 

Eine  Aussetzung  der  Bekanntmachung  wurde  auch  schon  unter 
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der  Herrschaft  des  älteren  Patentgesetzes  regelmäßig  auf  kurze 
Zeit  bewilligt,  obwohl  das  ältere  Patentgesetz  dem  Patentamte 
nicht  ausdrücklich  die  Befugnis  hierzu  ein^eräiunt  hatte  (Robolski 
Hl.  89).  Der  Grund  dieser  früheren  Praxis  sowie  der  Vorschrift 
des  §23  Abs.  4Pat6.  besteht  darin,  daß  die  Bekanntmachung 
und  Auslegung  zu  weiteren,  die  Neuheit  der  Erfindung  beein- 
trächtigenden Publikationen  führen  kann,  und  weil  in  ver- 
schiedenen Auslandsstaaten  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung 
in  Verbindung  mit  der  Auslegung  derselben  als  Patenthindernis 

Silt  Durch  die  Vorschrift  des  §  23  Abs.  4  PatG.  wird  demnach 
er  Patentsucher  in  den  Stand  gesetzt,  Patentanmeldungen 
in  solchen  Auslandsstaaten  bis  zu  dem  Zeitpunkte  zu  ver- 
schieben, in  welchem  ihm  durch  den  Bekanntmachungsbeschluß 
eine  gewisse  Gewähr  dafür  gegeben  ist,  daß  die  Patentierung  in 
Deut^land  demnächst  erfolgen  wird.  Dies  ist  von  besonderer 
Wichtigkeit  für  den  Erfinder  um  deswillen,  weil  der  deutsche  Be- 
kanntmachungsbeschluß wegen  der  vorangegangenen  Prüfung  auch 
für  das  Ausland  als  eine  Art  Ausweis  über  Neuheit  und  ratent- 
f&higkeit  einer  Erfindung  gilt,  und  weil  der  Erfinder  die  für  die 
Erwirkung  von  Auslandspatenten  nötigen  Aufwendungen  bis  zum 
Empfange  des  Bekannünachungsbeschlusses  verschieben  kann. 

24.  Weitere  Torteile  der  Aussetzung.  Außerdem  gewährt 
die  Vorschrift  des  §  23  Abs.  4  PatG.  dem  Patentsucher  die 
Möglichkeit,  die  Erfindimg  unter  dem  Schutze  des  Geheimnisses 
noch  weiter  auszubilden  und  mit  kostspieligen  Ausprobierungen 
seiner  Erfindung  zu  warten,  bis  ihre  Neuheit  und  Patentfähigkeit 
weni^tens  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  festgestellt  ist;  beim 
Mißlingen  solpher  Versuche  kann  dann  der  Erfinder  durch  Zurück- 
ziehung der  Anmeldung  das  Geheimnis  wahren,  um  die  Er- 
findung später  in  praktischerer  Gestalt  wiederum  zur  Anmeldung 
zu  bringen  (veigl.  PA..  Ber.  183;  vergl.  dagegen  auch  PA.  GUR.  1 366). 

25.  Zweek  der  sechsmonatigen  Aussetzung.  Andererseits  darf 
die  Aussetzung  der  Bekanntmadaung  nicht  zur  Verschleppung 
des  Verfahrens  mißbraucht  werden  (Robolski  Th.  88;  Imenius 
N.  28,  29).  Diese  Erwägungen  wird  das  Patentamt  bei  der  von 
seinem  freien  Ermessen  abhän^gen  Beschlußfassung  über  die 
Frage,  ob  die  Aussetzung  über  die  Dauer  von  drei  Monaten 
hinaus  zu  bewilligen  ist,  anzustellen  und  dabei  Insbesondere  in 
Berücksichtigung  zu  ziehen  haben,  ob  für  die  angegebenen  Zwecke 
nicht  die  dreimonatige  Frist  als  ausreichend  anzusehen  ist. 

c)  Zulässigkeit  der  Aussetzung. 

26.  ZulSssigkeit  des  Antrags.  Der  Antrag  auf  Aussetzung 
der  Bekanntmachung  kann  sowohl  vor  Erlaß  des  Bekanntmachungs- 
beschlusses  in  dem  Anmeldungsgesuche  oder  in  einer  sonstigen 
Eingabe  als  auch  nach  dem  Beschlüsse,  so  lange  die  Bekannt- 
macnung  noch  nicht  erfolgt  ist,  gestellt  werden  (vergl.  PA. 
PMZBl.  7  276). 

26a.  BesehluA  und  Besehwerde.  Über  den  Antrag  ist  durch 
Beschluß  zu  entscheiden,  welcher,  wenn  der  Antrag  rechtzeitig 
vorher  gestellt  ist,  mit  dem  Bekanntmachimgsbeschlusse  verbimden 
werden  kann.  Gegen  die  Ablehnung  des  Aiitn^  findet  die  Be- 
schwerde gemäß  §  16  PatG.  statt  (vergl.  §  16  Nr.  26).    Die 
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Beschwerde  bat  aufschiebende  Wirkung;  daher  ist  bei  ihrem 
rechtzeitigen  Eingange  die  Bekanntmachung  bis  zur  EniBcheidung 
der  Beschwerdeinstaoz  auszusetzen  (vergl.  §  16  Nr.  6;  vergL  da* 
gegen  auch  Seligsohn  §  23  Nr.  13). 

27.  Antrag  nach  Bekanntmachung.  Ist  die  Bekannt- 
machung im  Keichsanzeiger  einmal  erfolgt,  so  kann  ein  An- 
trag auf  Aussetzung  nicht  mehr  gestellt  werden  (vergl.  PA. 
PMZBl.  7  276).  Früher  bestand  allerdings  bei  dem  Patenlamt  die 
Auffassung,  daß  es  zulässig  sei,  solchen  Anträgen  stattzugeben, 
d.  h.  die  Zurückziehung  der  Anmeldung  aus  der  Auslegung  an- 
zuordnen und  die  Zurücknahme  der  bereits  erfolgten  Be- 
kanntmachung zu  veröffentlichen  (vergl.  PA.  PMZBl.  1  246). 
Die  dieser  Auffassung  zugrunde  liegende  Rechtsanschauung,  da£ 
durch  die  Zurücknahme  die  Folgen  einer  ffesetzmäMg  erfolgten 
Bekanntmachung  rückgängig  gemacht  werden  könnten,  ist  in- 
dessen später  als  irrtümlich  erkannt  worden.  Maßgebend  war  da- 
bei vor  allem  die  Erwägung,  daß  nach  §  23  Abs.  2  PatG.  die 
„Yeröffentiichung"  im  Reichg^inzeiger,  mit  der  der  vorläufige  Schutz 
eintritt,  einen  wesentlichen  Teil  der  „Bekanntmachung''  der  An- 
meldung bildet,  und  daß  die  gesetzliche  Folge  einer  ordnungs- 
mäßig geschehenen  Yerö^entlichung  nicht  nachträglich  ungeschehen 
gemacht  werden  kann.  Überdies  ist  der  Akt  der  Bekanntmachung 
nir  das  Verfahren  imd  die  Rechte  dritter  Personen  von  so  weit- 
tragender Bedeutung,  z.  B.  hinsichtlich  des  Beginnes  des  einst- 
weiligen Schutzes  und  des  Beginnes  der  Einspruchsfnst,  daß  eine 
Rückgängigmachung  dieser  einmal  eingetretenen  Wirkung  als 
rechtlich  unzulässig  anzusehen  ist  (PA.  Ber.  1S3;  PA.  PMZBL  7 
125,  126;  PMZBl.  7  296). 

28«  Aussetzung  des  Erteilungsverfahrens.  Eine  Aussetzung 
der  Bekanntmachung  ohne  besonderen  Antrag  kann  nur  dann  statt- 
finden, wenn  die  Aussetzung  des  Erteilungsverfahrens 
beschlossen  wird  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  16  ff.). 

V.  Wirkung  der  Bekanntmaohung. 
a)  Allgemeines. 

29.  Eintritt  der  Wirkung.  Mit  der  Bekanntmachung  treten 
für  den  Gregenstand  der  Anmeldung  zugunsten  des  Patentsucheis 
einstweilen  die  gesetzlichen  Wirkungen  des  Patents  (§§  4  und  5 
PatG.)  ein.  Diese  Wirkung  tritt  ein  mit  der  Bekanntmachung 
der  Allmeldung,  also  nicht  schon  mit  der  Anmeldung  der  Er- 
findung bei  dem  Patentamte;  ebensowenig  ist  diese  Wirkung  von 
der  Auslegung  der  Anmeldung  abhängig  (Kohler  776,  776; 
Robolski  Th.  197).  Die  Bekanntmachung  hat  die  Wirkung  aber 
auch  nur  dann,  wenn  und  insofern  sie  dem  darüber  gefaßten  Be- 
schlüsse des  Patentamts  entspricht.  Sie  gilt  als  bewirkt  in  dem  Zeit- 
S unkte,  in  welchem  die  die  Veröffentlichung  enthaltende  Nummer 
es  Reichsanzeigers  ausgegeben  wml;  auf  den  Zeitpunkt 
der  Veröffentlichung  in  dem  Patentblatt  kommt  es,  da  in  §  23 
PatO.  lediglich  auf  die  Veröffentlichung  im  Reichsanzeiger  Bezug 
genonunen  ist,  nicht  an.  Als  Zeitpunkt  der  Bekanntmachung 
gut  also  die  Stunde  und  Minute,  in  welcher  der  Reichs* 
anzeiger  zur  Ausgabe  gelangt. 
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ao.  Abwehrende  Klage;  Entschädigui^sklage ;  Straf antrag. 

Von  den  j^esetzlichen  Wirkungen  des  ratents  kommt  dabei 
die  ausschliefiliche  Befugnis,  gewerbsmäßig  den  Gegenstaod  der 
Erfindung  herzustellen,  in  Verkehr  zu  bringen,  feilzuhidten  und  zu 

Stbrauchen«  in  Betracht.  Dem  Patentsucher  stehen  daher  alle 
ejenigen  Rechtsmittel,  welche  dem  Patentinhaber  zur  gericht- 
lichen Geltendmachung  des  Patentrechts  zur  Verfügung  stehen, 
zu,  insbesondere  die  abwehrende  Klage,  die  Entschädigungs- 
klage  sowie  der  Strafantrag.  Die  abwehrende  Klage  ist  auch 
gegenüber  unberechtigten  Bestreitungen  des  Schutzrechts  sowie 
gegenüber  unbefugter  mündlicher  oder  schriftlicher  Anmaßung  der 

S^werbsmäßigen  Benutzungsbefugnis  eegeben.  Was  insbesondere 
e  Entschftdigungsklage  und  den  Stralantrag  anlangt,  so  läßt  sich 
nicht  etwa  daraus,  daß  in  §  23  Abs.  1  PatG.  nicht  auch  auf  die 
6|  86  und  36  PatG.  Bezug  genommen  ist,  darauf  schließen,  daß 
diese  Wirkungen  der  Patenterteilung  von  dem  einstweiüsen  Schutze 
ausgenommen  seien;  einer  besonderen  Erwähnung  der  §§  35  und  36 
Pa^.  bedurfte  es  vielmehr  nicht,  da  klar  zum  Ausdruck  gebracht 
ist,  daß  mit  der  Bekanntmachung  die  gesetzlichen  Wirkungen  des 
Patents  ohne  Einschränkung  eintreten  sollen  (RG.  PMZBl.  9  230, 
JW.  08  246). 

Sl.  Aii6ergeriehtliche  Geltendmachung  des  Schutzrechts  und 
Yorbenutzongsreeht.  Zur  außergerichtlichen  Geltend- 
machung des  Schutzrechts  ist  nach  der  Bekanntmachung  der 
Patentsucher  —  gleichwie  nach  Erteilung  des  Patents  der  Patent- 
inhaber —  befugt;  er  darf  daher  Warnungen  gegenüber  anderen, 
welche  unbefugt  die  Erfindung  gewerbsmäßig  in  Benutzung  ge- 
nommen haben  oder  sich  sonst  die  Benutzungsbefugnis  anmaßen, 
erlassen  (RG.  JW.  94  147).  Auf  eine  Benutzung  oder  auf  Ver- 
anstaltungen, welche  nach  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  vor- 
genommen sind,  kann  ein  Vorbenutzungsrecht  gemäß  §  5PatG. 
nicht  gegründet  werden;  es  muß  daher  der,  welcher  erst  nach  der 
Anmeldung  in  dieser  Weise  tätig  geworden  ist,  nach  der  Bekannt- 
machung seine  Tätigkeit  einstellen  (RG.  G.  9  473,  474;  Str.  2S  23; 
JW.  98  267;  vergl.  RG.  B.  10  Nr.  177). 

SB.  UnwirkfiAmkeit  der  Bekanntmachung.  Wird  der  Be- 
kanntmachimgsbeschluß  auf  Beschwerde  aufgehoben,  was 
indessen  nur  wegen  formeller  Verstoße  zulässig  ist,  so  wird  da- 
mit die  eingetretene  gesetzliche  Wirkung  der  daraufbin  bewirkten 
Bekanntmachung  auch  für  die  Ver^ngenheit  hinfällig;  sie  tritt 
dann  erst  wieder  nach  Erlaß  eines  neuen  Bekanntmachirngs- 
beschlusses  und  daraufhin  bewirkter  Bekanntmachimg  ein  (PA. 
PMZBl.  9  246).  Die  Bekanntmachung  entbehrt  von  vorneherein 
der  Bechtswirkung,  wenn  sie  nicht  den  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Inhalt  hat;  die  gesetzliche  Wirkung  tritt  dann 
erst  nach  Erlaß  einer  neuen  korrekten  Bekanntmachung  ein.  Wird 
dagegen  die  Bekanntmachung  lediglich  deshalb  wiederholt,  weil 
bei  der  Auslegung  der  Anmeldung  oder  ihrer  Anlagen  nicht 
richte  verfahren  worden  ist,  so  bleiot  die  Wirkung  der  ursprüng- 
lichen Bekanntmachung  bestehen.  Die  Wirkung  der  Bekannt- 
machung  bleibt  auch  dann  bestehen,  wenn  unbedeutende  L*rtümer 
in  ihr  enthalten  sind,  sei  es  daß  ddese  später  berichtigt  werden 
oder  eine  Berichtigung  überhaupt  nicht  enolgt. 

16* 
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33.  Rechtsnachfolger.  Hat  im  Verlaufe  des  Erteilungs- 
verfahrens eine  Übertragung  des  Anspruches  auf  Patenterteilung 
stattgefunden,  so  ixeten  die  gesetzlichen  Wirkungen  zugunsten 
des  Rechtsnachfolgers  des  Patentsuchers  ein  (Allfeld  220).^  Der 
Rechtsnachfolger  ist  demnach  befugt,  die  nach  erfolgter  Über- 
tragung der  Anmeldimg  begangenen  Patentverletzungen  zu  ver- 
folgen (R6.  PMZ61.  10  74).  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  der 
Rechtsübergang  sich  vor  oder  nach  der  Bekanntmachung  vollzogen 
hat,  und  ob  im  ersteren  Falle  der  Name  des  Rechtsnachfolgers 
in  der  Bekanntmachung  genannt  ist;  denn  die  Wirkung  des  Rechts- 
überganges ist  durch  keinerlei  Formalitäten  bedingt  (vergl.  §  19 
Nr.  25).  Der  Name  des  Rechtsnachfolgers  wird  nur  dann  in 
der  Bekanntmachung  genannt,  wenn  rechtzeitig  vorher  die  Über- 
tragung dem  Patentamt  zur  Kenntnis  gebracht  ist  (vergl.  Nr.  14). 
Überhaupt  ist  die  Befugnis  des  Rechtsnachfolgers  zur  Geltend- 
machung des  einstweiligen  Schutzes  durch  keinerlei  Formalitäten 
bedingt,  insbesondere  nicht  durch  die  im  zweiten  Satze  des  §  19 
Abs.  2  PatG.  vorgeschriebenen  Maßnahmen,  welche  nur  auf  den 
Patentinhaber,  nicht  aber  auf  den  Patentanmelder  Anwendung 
finden  (RG.  PMZBl.  10  75;  vergl.  §  19  Nr.  38).  Wird  aUerdings 
der  Rechtsübergang  dem  Patentamte  nicht  mitgeteilt,  und  dem- 
nach das  Patent  auf  den  Namen  des  Veräußerers  erteilt,  so  kommt, 
so  lange  der  Eintrag  des  Rechtsnachfolgers  nicht  bewirkt  ist, 
dessen  Legitimation  wiederum  in  Wegfall  (vergl.  RG.  PMZBl.  10  76). 

b)  Bedingte  Wirkung  der  Bekanntmachung. 

84.  Zuriickweisiuig  und  Zuräcknahme  der  Anmeldung.  In- 
folge der  Bekanntmachung  treten  die  gesetzlichen  Wirkungen  des 
Patents  „einstweilen**  ein.  Dieser  Ausdruck  findet  seme  Er- 
läuterung in  §  27  Abs.  2  PatG.,  wonach,  wenn  das  Patent  nach- 
träglich versagt  wird,  mit  der  Versagung  die  Wirkungen  des 
einstweiligen  Schutzes  als  nicht  eingetreten  gelten.  Unter 
Versagung  des  Patents  ist  die  rechtskräftige  Zurückweisung  der 
Patentanmeldung  zu  verstehen  (LG.  Pr.  G.  1  336).  Der  einst- 
weilige Schutz  wird  auch  dann  hinfällig,  wenn  die  Anmeldung 
nachträglich  zurückgenommen  wird  oder  gemäß  §  24  Abs.  1 
PatG.  wegen  Nichtzahlung  der  ersten  Jahresgebühr  als  zurück- 
genommen gilt  (vergl.  Kohler  407;  Seligsohn  §  23  Nr.  5  imd 
I  27  Nr.  9;  Isay  §  27  Nr.  5;  Allfeld  239). 

34a.  Kauf-  und  Lizenzverträge.  Die  Versagung  des  Patents 
und  die  Zurücknahme  der  Anmeldung  haben  denmach  rück- 
wirkende Kraft.  Gleichwie  im  Falle  späterer  Nichtigkeits- 
erklärung eines  erteilten  Patents  hat  jedoch  diese  Rückwirkung 
nicht  die  Bedeutimg,  daß  sämtliche  Lebensäußerungen  des  einst- 
weihgen  Schutzes  dadurch  beseitigt  werden.  Kauf-  und  Lizenz- 
verträge werden  deshalb  nicht  ohne  weiteres  unwirksam,  derge- 
stalt, daß  der  Käufer  oder  Lizenznehmer  gänzlich  von  der  Zahlung 
des  Kaufpreises  oder  der  Lizenzgebühr  befreit  wird;  vielmehr  sind 
beide  entsprechend  für  die  Zeit  des  einstweiliRen  Schutzes,  da 
so  lange  der  Käufer  oder  Lizenznehmer  dessen  vorteile  genossen 
hat,  zu  zahlen  (KG.  PMZBl.  11  287,  288;  vergl.  §  10  Nr.  49). 

86.  Bedingte  Wirkung«  Der  einstweilige  Schutz  wird  dem- 
nach unter  einer  Bedingung,   und  zwar  unter  der  auflösenden 
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Bedingung  gewährt,  da&  nicht  demnächst  das  Patent  versagt  oder 
die  Anmeldung  zurückgenommen  wird  (RG.  PMZBl.  9  230,  JW. 
08  346;  Kohler  407,  408;  Robolski  K.  §  4  Nr.  1;  Isay  §  23  Nr.  12; 
yer;^  Seligsohn  §  23  Nr.  5).  Nach  einer  anderen  Ansicht  soll  es 
sich  um  keine  eigentliche  Bedingung,  sondern  darum  handeln,  daß 
der  mit  der  Patenterteilung  eintretende  Schutz  auf  den  Zeitpunkt 
der  Bekanntmachung  zurückwirkt  (Allfeld  221). 

86.  Urteil  während  Schwebens  der  Bedingung.  Die  herrschende 
Meinung  steht  auf  dem  Standpunkte,  daß  während  Schwebens 
der  Bedingung  und  so  lange  es  demnach  ungewiß  ist,  ob  der 
einstweilige  Schutz  aufrecht  erhalten  bleibt,  zwar  geklagt  und  das 
Strafverfaluren  eingeleitet,  auch  verhandelt  und  Beweis  erhoben, 
aber  kein  den  angeblichen  Patentverletzer  verurteilendes  Er- 
kenntnis erlassen  werden  dürfe;  ein  solches  Urteil  sei  vielmehr 
erst  nach  endgültiger  Patenterteilung  zulässig,  so  dali  das  Ver- 
fahren, wenn  die  Sache  sonst  ziu:  Entscheidung  reif  ist,  bis  zur 
Entscheidimg  über  die  Patenterteilung  auszusetzen  sei  (Köhler  408; 
Gareis  K.  § 26  Nr.  5;  Robolski  Th.  196;  StephanSchmid 39  und 51; 
Isay  §  23  Nr.  12;  Allfeld  221,  222).  Dieser  Ansicht  kann  indessen 
mit  Rücksicht  auf  die  rechtliche  Natur  der  auflösenden  Bedingung 
nicht  beigetreten  werden.  Denn  gemä&  §  158  Abs.  2  BGB.  bleibt 
die  Wirkung  eines  unter  auflösender  Bedingung  begründeten 
Rechtsverhältnisses  bis  zum  Eintritte  der  Bedingung  bestehen.  Es 
kann  demnach  ein  verurteilendes  Erkenntnis  schon  vor  der  Patent- 
erteilung erlassen  werden;  indessen  wird  das  Gericht  befugt  sein, 
die  Aussetzung  des  Verfahrens  bis  zur  Entscheidung  über  die  Er- 
teilung oder  oie  Versagung  des  Patents  anzuordnen  (SeUgsohn 

t23  Nr.  5;  Stenglein  §  23  Nr.  3).  Diese  Aussetzungsbefugnis  ist 
em  Gerichte  zuzubilligen,  weil  sonst  der  als  Patentverletzer  in 
Anspruch  Genommene  der  Klage  aus  einer  bekannt  gemadbten  An- 
meldung gegenüber  schlechter  gestellt  sein  würde  als  gegenüber 
der  Klage  aus  einem  endgültig  erteilten  Patente,  da  letztere  bis 
zur  Entscheidung  der  Nichtigkeitsklage  ausgesetzt  werden  kann 
(vergl.  §  4  Nr.  23  ff.). 

87.  Aulhebunff  des  Urteils.  Ist  eine  rechtskräftige  Ver- 
urteilung auf  Grund  des  einstweiligen  Schutzes  eigangen,  so  findet 
im  Falle  der  Versagung  des  Patents  oder  der  Zurücknahme  der 
Anmeldung  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  gemäß  §  399 
Nr.  6  StrPO.  statt,  da  der  Beschluß  über  die  Versagung  des 
Patents  und  die  Zurücknahmeerklärung  oder  der  die  Zurücknahme 
feststellende  Beschluß  sich  als  neu  aufgefundene  Urkunden  und 
neue  Beweismittel  im  Sinne  der  Vorschrift  des  §  399  Nr.  5 
StrPO.  darstellen  (vergl.  Stenglein  §  23  Nr.  3).  Dagegen  ist 
im  Zivilprozesse  eine  Wiederaufnahme  des  VerfaJbrens  nicht  zu- 
lässig, sondern  nur  die  Kla^e  gemäß  §  767  CPO.  (vergl.  §  10 
Nr.  51  ff.).  Der  Verurteilte  kann  sogar,  ohne  eine  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  zu  beantragen  oder  die  Klage  auf  Grund 
des  §  767  CPO.  zu  erheben,  auf  Grund  der  §§  812  ff.  BGB. 
die  Herausgabe  dessen  verlangen,  was  der  Anmelder  auf 
Grund  des  einstweiligen  Schutzes  von  ihm  erlangt  hat,  da  die 
Wirkung  des  auf  Grund  des  einstweiligen  Schutzes  erlassenen 
Urteils  eine  gesetzlich  bedingte  ist,  und  mithin  nach  Versagung 
des  Patents  oder  Zurücknahme  der  Anmeldung  der  Anmelder  die 
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von  ihm  erlangten  Vorteile  ohne  Rechtsgrund  besitzt  (R6. 
PMZBl.  9  230,  JW.  03  346). 

38.  ProTisorfsche  Maftnahmen  und  yorbereitende  Sehritte. 

Maßnahmen  provisorischer  Natur,  wie  einstweilige  Ver- 
fügungen und  Beschlagnahmen,  sind  wfthrend  Schwebens  der 
Bedingung  zulässig;  jedoch  wird  wegen  der  bedingten  Natur  des 
Schutzrechts  dabei  mit  besonderer  Vorsicht  zu  verfahren  und  regel- 
mäßig Sicherheitsleistung  des  Antragstellers  zu  verlangen  sein 
(Köhler  408;  Isay  §  23  Nr.  12;  vergl.  AUfeld  222).  Es  besteht 
sogar  die  Meinung,  daß  während  der  Schwebezeit  überhaupt  nur 
vorbereitende  Schritte  und  Sicherheitsmaßregeln  —  wozu  außer 
der  vorläu%en  Beschlagnahme  und  der  ein^weiligen  Verfügung 
die  Sicherung  des  Beweises,  das  Stellen  des  Strafantrages 
und  die  Erhebung  der  Feststellungsklage  gerechnet  weraen 
—  nicht  aber  die  abwehrende  EJage  imd  die  Entschädigungsklage 
zulässig  seien  (Robolski  K.  §  4  Nr.  1). 

39.  Klageabweisung  und  Tergleich.  Unbestritten  ist  es,  daß 
ein  die  Klage  abweisendes  Erkenntnis,  da  hierfür  der  Eintritt 
der  Bedingung  nicht  Voraussetzung  ist,  auch  schon  vor  der  Ihit- 
Scheidung  über  die  Patenterteilung  erlassen  werden  darf  (Kohler 
408),  Hat  der  wegen  Patentverietzimg  in  Anspruch  Genonunene 
durch  Vergleich  sich  zu  Leistimgen  verpflichtet,  so  ist  er  nadb 
Wegfall  des  einstweiligen  Schutzes  gemäß  §  779  BGB.  zur  An- 
fechtung des  Vergleichs  und  zur  Rückforderung  bereits  bewirkter 
Leistungen  berechtigt  Xvergl.  Allfeld  221). 

VT.  Auslegung  der  Anmeldung. 

a)  Auslegung    und    Einsicht    der    Auslegungs- 
stücke. 

40.  Allgemeines.  Gleichzeitig  mit  der  öfienüichen  Bekannt- 
machung ist  gemäß  §  23  Abs.  3  ratG.  die  Anmeldung  mit  sämt- 
lichen Beilagen  bei  dem  Patentamt  zur  Einsicht  für  jedermann 
auszulegen.  Durch  Kaiserliche  Verordnung,  welche  der  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  bedarf,  kann  angeordnet  werden,  daß 
die  Auslegung  auch  außerhalb  Berlins  zu  erfolgen  habe.  Eine 
solche  Verordnimg  ist  bisher  indessen  noch  nicht  erlassen  worden. 
Eine  wiederholte  Auslegung  findet  der  Regel  nach  nicht  statt 
(Robolski  K.  §  23  Nr.  1).  Sie  kann  ausnahmsweise  vorkommen, 
wenn  es  zu  einer  wiederholten  Bekanntmachung  kommt;  alsdann 
muß  auch  die  Auslegung  wiederholt  werden.  Eine  Zurück- 
ziehung der  Anmeldung  aus  der  Auflegung  auf  Antrag  des  Patent- 
suchers, welche  früher  nach  der  Praxis  des  Patentamts  für  zulässig 
erachtet  wurde,  findet  regelmäßig  nicht  mehr  statt  (PA.  FiiZm. 
7  295;  veigl.  Nr.  17).  Eine  Zurückziehung  darf  auch  nicht  des- 
wegen erfolgen,  weü  dem  Patentamt  nachträglich  patenthindemde 
Tatsachen  zur  Kenntnis  eekommen  sind  (PA.  PMZBl.  9  162,  163). 
Dagegen  müßte  die  Auslegung  zurückgezogen  werden,  wenn  ein 
recntzeitig  gestellter  Antrag  am  Aussetzung  der  Bekanntmachung 
übersehen  worden  ist  (Allfeld  222). 

41.  Zweck  der  Ausleg^ung.  Die  Auslegung  bezweckt,  die 
Erhebung  von  Einsprüchen  gegen  die  Patenterteilung  zu  ermög- 
lichen, d.  h.  dem  Publikum  die  M(yglichkeit  der  Einsicht  der  aus- 
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ffelegten  Stücke  zu  geben,  um  einerseits  danach  den  Entschluß 
&ssen  zu  können,  ob  Einspruch  einzulegen  ist,  und  anderer- 
seits, um  den  beabsichtigten  Einspruch  genügend  begründen 
zu  können.  Daneben  soll  die  Auslegung  auch  zur  Belehnmg  über 
den  Umfang  des  Schutzrechts  dienen  (vergl.  Allfeld  218;  vergl. 
auch  Nr.  45). 

42.  Einsieht  der  ausgelegten  Stücke.  Die  Anmeldung  und  ihre 
Beilagen  iverden  nur  zur  Einsicht  aufgelegt.  Ein  Mißbrauch 
würde  es  daher  sein,  wenn  ein  Dritter  den  Inhalt  der  Anmeldung 
und  ihrer  Beilagen  anderweit  veröffentlichen,  oder  überhaupt 
die  durch  die  Einsicht  gewonnene  Kenntnis  zu  einem  anderen 
Zwecke  als  zur  Ermöglichung  und  Begründung  von  Einsprüchen 
verwerten  wollte.  Der  Patentsucher  würde  hierbei  Gefahr  laufen, 
da§  seine  Erfindimg  unberechtigter  Weise  vorzeitig  benutzt  oder 
durch  unbefugte  Veröffentlichung  in  Druckschriften  die  Erlangung 
eines  Patents  im  Auslande  beeinträchtigt  wird,  sovrie  daß  im  Falle 
einer  Patentversagung  ihm  die  Ausbeutung  der  Erfindung  unter 
dem  Schutze  des  Fabrikgeheimnisses  unmöglich  gemacht  wird 
(vergl.  Beuling  in  ZgR.  2  849). 

48  &  44.  Bestimmungen  des  Patentamts.  Zur  Vermeidui^  solcher 
Mißbräuche  hatte  das  Patentamt  früher  eine  Bekanntmachung  er- 
lassen, wonach  die  Einsichtnahme  sich  auf  die  Prüfung  zu  be- 
schränken hatte,  ob  die  Anmeldung  Anlaß  zur  Erhebung 
eines  Einspruchs  biete.  Die  Entnahme  von  Abschriften 
der  Beschreibungen  und  von  Kopien  der  Zeichnungen  sowie  jedes 
Durchzeichnen  war  untersagt.  Zeichenbretter,  Schienen,  Reißzeuge 
oder  sonstige  Hülfsmittel,  welche  soldie  Entnahme  erleichtem, 
waren  nicht  zugelassen.  Nur  die  Aufzeichnung  kurzer  Notizen 
oder  Skizzen  war  für  statthaft  erachtet  (PA.  FBI.  77  61;  vergl. 
dagegen  auch  Reuling  in  Z^R.  2  349).  Der  Antrag  auf  Erteilung 
von  Abschriften  oder  Auszügen  gemäß  §  29  der  Ver- 
ordnung vom  11.  Juli  1891  bedurfte  früher  einer  besonderen  Be- 
gründung, weshalb  die  bloße  Einsichtnahme  nicht  genügen  solle; 
zugleich  hatte  der  Antragsteller  durch  schriftliche  Erklärung  die 
Verpflichtung  zu  übernehmen,  die  Abschrift  oder  den  Auszug  nur 
zur  Anstellung  der  Erwägung  zu  benutzen,  ob  Yeranlassunff  zur 
Erhebung  eines  Einsprucns  vorliege,  und  Dritten  davon  keine 
Mitteilung  zu  machen;  die  Erteilung  von  Zeichnungen  geschah 
nur  in  Ausnahmefällen  (PA.  PBl.  78  36). 

IHese  Bestimmungen  des  Patentamts  sind  nunmehr  —  da 
jetzt  im  allgemeinen  Abschriften  ohne  den  Nachweis  eines  be- 
sonderen Interesses  erteilt  werden  —  nur  noch  insofern  von  Be- 
deutung, als  es  sich  um  Teile  der  Anmeldung  handelt,  welche  von 
der  Abschrifterteilung  ausgeschlossen  sind  (vergl.  Nr.  48). 

45.  Einsicht  naeh  Ablauf  der  Einspruchsfrist.  Auch  nach 
Ablauf  der  Einspruchsfrist  besteht  ein  Recht  auf  Einsicht, 
und  zwar  mit  Rücksicht  auf  den  der  angemeldeten  Erfindung 
durch  die  Bekanntmachung  gewährten  einstweiligen  Schutz  bis 
zur  Beendiguiig  des  Anmeldeverfahrens  (vergl.  Robolski  E.  §  28 
Nr.  1;  Allfeld  218;  ver^l.  Rhenius  in  ZpR.  2  266).  Ist  das  Patent 
erteilt,  so  bestimmt  sich  die  Befugnis  zur  Einsicht  nach  §  19 
Abs.  8  PatG. 
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b)  Einsicht  und  Mitteilung  der  Erteilungsakten. 

46.  Einsicht  der  Erteilungsakten;  Abschriften  und  Auszage. 

Das  Recht  auf  Einsicht  beschenkt  sich  grundsätzlich  auf  die  An- 
meldung und  ihre  sämtlichen  Beilagen,  es  erstreckt  sich  nicht 
auf  den  sonstigen  Akteninhalt.  Ein  Recht  auf  Einsicht  der 
Akten  besteht  überhaupt  nicht^  und  auch  nicht  eine  Befugnis 
des  Patentamts,  eine  solche  Einsicht  zu  gewähren.    Dagegen  kann 

femäß  §  29  VO.  11/7.  91  eine  Mitteilung  des  Akteninhalts  durch 
Irteilung  von  Abschriften  oder  Auszügen  stattfinden. 

Nach  der  früheren  Praxis  des  Patentamts  wurden  Ab- 
schriften und  Auszüge  nur  imter  der  Voraussetzimg  erteilt,  da6 
der  mit  der  Auslegung  der  Anmeldung  beabsichtigte  Zweck,  den  Be- 
teiligten die  Prüfung  zu  ermöglichen,  ob  Anla^  zur  Einspruchs- 
erhebung vorliege,  ohne  solche  Mitteilung  nicht  erreicht  werden 
würde.  Eine  weitergehende  Mitteilimg  des  Akteninhalts  hat 
früher  das  Patentamt  nicht  für  erforderlich  gehalten  aus  dem 
Gesichtspunkt,  daß  für  den  Fall  der  Nichterteilung  des  Patents 
und  solange,  als  die  Erteilung  nicht  erfolgt  sei,  der  Anmelder 
einen  begründeten  Anspruch  auf  völlige  Geheimhaltimg  habe 
(PA.  PMZBl.  6  195;  PMZBl.  7  38).  Sollte  z.  B.  der  Einspruch 
lediglich  darauf  ge^;ründet  werden,  daß  der  Gegenstand  der  An- 
meldung keine  Erfindung  sei,  so  lag  nach  dieser  Praxis,  da  auch 
ohnedies  der  Einspruch  begründet  werden  könnte,  eine  Veran- 
lassung zur  Mitteilung  des  sonstigen  Akteninhalts  nicht  vor  (PA. 
PMZBl  9  19). 

47.  Hitteilung  des  Akteninhalts  zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung der  Priorität.  Ein  berechtigtes  Interesse  an  der  Be- 
kanntgabe nicht  ausgelegter  Unterlagen  der  bekanntgemachten 
Anmeldung  wurde  hiemach  in  der  früheren  Praxis  des  Patent- 
amts nur  insoweit  anerkannt,  als  es  sich  darum  handelte,  be- 
züglich der  ausgelegten  Unterlagen,  sofern  diese  nach  Einreichung 
der  ursprünglichen  Anmeldung  beim  Patentamt  eingebracht  waren, 
festzustellen,  ob  für  sie  die  Priorität  vom  Tage  der  ersten  An- 
meldung oder  erst  vom  Zeitpunkte  ihrer  Einreichung  an  begründet 
sei.  Eioe  vollständige  Mitteilung  der  ursprünglichen  Unterlagen 
wurde  nach  der  früheren  Praxis  für  diesen  Zweck  der  Re^el  nach 
nicht  für  nötig  erachtet;  vielmehr  wurden  daraus  nur  diejenigen 
Stellen  auszugsweise  mitgeteilt,  welche  für  das  Bestellen 
oder  Nichtbestehen  der  früheren  Priorität  ma^ebend  waren.  Die 
Mitteilung  des  Schriftwechsels  zwischen  dem  ratentamt  und  dem 
Anmelder,  d.  h.  der  der  Anmeldung  nachfolgenden  sonstigen  ISn- 
gaben  sowie  der  Verfügungen  des  Patentamts,  ebenso  auch  die 
Angabe  der  Literaturstellen,  die  in  der  Vorprüfung  eine  Rolle 
gespielt  hatten,  wurde  für  den  Zweck  der  PrioritätefeststeUung 
meist  nicht  erforderlich  erachtet,  selbst  wenn  daraus  die  Gründe 
entnommen  werden  konnten,  aus  welchen  eine  Änderung  in  den 
Unterlagen  der  Anmeldung  eingetreten  war  (PA.  PMZBl.  6  195; 
PMZBl.  7  38;  PMZBl.  9  19,  20). 

48.  Jetzige  Praxis  des  Patentamts.  Ein  weitergehendes 
Recht  auf  Mitteilung  des  Akteninhalts  bestand  schon  nach  der 
früheren  Praxis  nach  Erteilung  des  Patents  (vergL  §  19 
Nr.  48 if.).    Diese  Grundsätze  hat  die  spätere  Praxis  entsprediend 
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auf  bekannt  gemachte  Patentanmeldungen  ausgedehnt  und 
ein  berechtigtes  Interesse  eines  jeden  an  der  Kenntnis  desjenigen 
Materials  anerkannt,  welches  für  die  Beurteilung  des  Umfanges 
und  der  Tragweite  des  mit  der  Bekanntmachung  der  Anmeldung 
ein^tretenen  einstweiligen  Patentschutzes  wesentlich  ist,  mit  der 
^eiiiigen  Beschränkung,  daß  ein  derartiges  berechtigtes  Interesse 
nur  in  bezug  auf  diejenigen  Teile  der  Anmeldung  bestehe,  welche 
zur  Bekanntmachung  gefOhrt  haben  (PA.  M.  4  88,  89;  vergl. 
Denkschrift  in  PMZBl.  2  80;  Stört  in  M.  4  35,  36).  Insbesondere 
steht  auch  dem  Einsprechenden  mit  dieser  Beschränkung  ein 
Recht  auf  Abschrifterteilung  des  gesamten  Akteninhalts  zu  (PA. 
PHZBL  11  140).  Wegen  der  Ausstellung  von  Bescheinigungen 
aus  den  Akten  sind  die  Erörterungen  an  anderer  Stelle  zu  ver- 
gleichen (vergl.  §  19  Nr.  62). 

c)  Literarischer  Schutz  der  Auslegungsstücke. 

49.  Bedeutung  des  literarischen  Schutzes.  Streitig  ist  die 
Frage,  ob  die  mit  der  Anmeldung  ausgele^n  Stücke,  ins* 
besondere  die  Beschreibung  und  die  Zeichnungen,  An- 
spruch auf  den  literarischen  Urheberschutz  haben,  d.  h. 
OD  sie  durch  das  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  vom 
19.  Juni  1901  geschützt  sind.  Diese  Frage  ist  von  erheblicher 
Bedeutung  insofern,  als  es  im  Interesse  des  Patentsuchers  liegt, 
daß  nicht  vor  der  Erteilung  des  Patents  die  angemeldete 
Ekrfindung  veröffentlicht  wird,  indem  durch  eine  solche  Ver- 
öffentlichung nicht  nur  die  widerrechtliche  Inbenutzungnahme  der 
Ek^dung  seitens  Dritter  ermöglicht  und  die  Erwirkung  ausländischer 
Patente  gehindert,  sondern  auch  für  den  Fall,  daß  es  zur  Erteilung 
des  Patents  nicht  kommt,  die  Neuheit  der  Erfindung  zerstört  und 
damit  dem  Patentsucher  die  Möglichkeit  einer  wiederholten  An- 
meldung genommen  wird.  Daß  die  Beschreibung  der  Erfinduiig 
sowohl  als  die  derselben  beigefügten  Zeichnungen  als  das  Ergebnis 
einer  individuellen  geistigen  Tätigkeit  anzusehen  imd  in  dieser 
Eägenschaffc  des  Urheberschutzes  an  sich  fähig  sind,  ist 
nicht  zu  bezweifeln  (vergl.  Dambach  in  PBl.  78  71,  72;  Dambach 
iu  PMZBl.  1  269;  Schanze  in  ZgR.  4  230 ff.;  Allfeld  219;  Paul 
Alexander-Eatz  in  GUR.  0  91 ;  vergl.  auch  Mintz  in  GUR.  8  318, 319). 

50.  Urhebergesetc  vom  11.  Juni  1870.  Die  Frage,  ob  ein 
Urheberschutz  zu  gewähren  sei,  war  schon  unter  der  Herrschaft 
des  früheren  Urhebergesetzes  vom  11.  Juni  1870  streitig; 
ihre  Beantwortung  hing  davon  ab,  ob  die  Anmeldung  nebst  ihren 
Beilagen  als  öffentliche  Aktenstücke  oder  Verhandlungen, 
deren  Abdruck  erlaubt  war,  anzusehen  seien.  Sowohl  das  Reichs- 
oberhandelsgericht als  das  Keichsgericht  hatten  erkannt,  daß  die 
Eigenschaft  eines  öffentlichen  Aktenstückes  den  Beilagen  der  An- 
meldung um  deswillen  nicht  zukomme,  weil  ihre  Auslegung  nicht 
ziun  Zwecke  der  Veröffentlichung,  sondern  nur  für  die  Zwecke 
des  Aufgebotsverfahrens,  d.  h.  behufs  Ermöglichung  der  Einspruchs- 
erhebung, erfolge,  und  sodann,  weil  unter  öffentlichen  Aktenstücken 
und  Verhandlungen  nur  solche  Schriften  zu  verstehen  seien,  die 
von  öffentlichen  Beamten  oder  Behörden  über  einen  amtlichen 
Gegenstand  aus  amtlicher  Veranlassimg  abgefa&t  seien,  nicht  aber 
die  Erklärungen  von  Pnvatpersonen,  auch  wenn  sie  sich  in  Akten 


234  Dritter  Abschnitt    Verfahren  in  Patentsachen.    §  28. 

öffentlicher  Behörden  befinden  (ROH.  26  74 ff.,  6.  1  Iff.;  R6. 
PMZBl.  1  199,  Str.  27  24).  Eine  abweichende  Meinung  wollte  die 
Beilagen  der  bekannt  gemachten  Anmeldung  gleichwie  Partei* 
erklärungen  in  einem  Prozesse  als  öffentliche  Aktenstücke  behandeln 
(Kohler  Autorr.  190ff.;  Kohler  in  Jahrb.  f.  Dogra.  18  319;  Kohler 
in  ZgR.  4  401,  402;  Paul  Alexander-Katz  in  Polvtechn.  Centralbl. 
59  127;  vergL  Isay  §  23  Nr.  9). 

51.  Urhebergesetz  vom  19.  Juni  1901.  Was  das  neue  Ur- 
hebereesetz  vom  19.  Juni  1901  betrifft,  so  kann  fOr  dieses 
der  früner  erhobene  Zweifel  nicht  bestehen,  da  in  diesem  —  und 
zwar  in  §  16  —  nicht  mehr  von  öffentlichen  Aktenstücken  die 
Rede  ist,  sondern  als  zulässig  nur  der  Abdruck  von  amtlichen 
Erlassen,  Entscheidungen  und  Schriften  erklärt  -  wird, 
die  Beilagen  der  Anmeldung  aber  zweifellos  nicht  als  amtliche 
Schriftstücke  anzusehen  sind  (Allfeld  219;  vergl.  Robolski  K.  §  28 
Nr.  1).  Es  ist  aber  behauptet  worden,  der  Urheberschutz  des 
neuen  Gesetzes  finde  deswegen  keine  Anwendung,  weil  danach 
nur  solche  Schriftwerke  geschützt  seien,  die  dem  Zwecke  der 
Erbauung,  der  Belehrung  oder  der  Unterhaitang 
dienen,  die  Beschreibung  der  angemeldeten  Erfindung  aber  der- 
artige Zwecke  nicht  verfolge  (Isay  §  23  Nr.  9).  Dieser  Ansicht 
ist  entgegenzuhalten,  da&  die  Beschreibung  aJlerdines  doch 
zur  Belehrung  bestimmt  ist,  indem  sie  dazu  dienen  soll,  nach 
Erteilung  des  Patents  die  Kenntnis  der  angemeldeten  Erfindung 
zu  verbreiten.  Der  Urheberschutz  ist  demnach  der  Beschreibung 
zuzubilliffen.  Was  die  Zeichnungen  anlangt,  so  sind  diese  als 
„Abbildungen  wissenschaftlicher  oder  technischer 
Art,  welche  nicht  ihrem  Hauptzwecke  nach  als  Kunstwerke  zu 
betrachten  sind,"  nach  ^  1  Nr.  3  des  neuen  Urhebergesetzes  ge- 
schützt. Da  zu  den  Abbildimgen  auch  plastische  E^irstellunffen 
gehören,  so  haben  auch  die  der  Anmeldung  beigefügten  Modelle 
Anspruch  auf  den  gesetzlichen  Schutz  (rauL  Alexander-Katz  in 
6UR.  6  91;  vergl.  auch  Damme  in  Gruchot  46  623).  Es  ist  femer 
g^en  den  Urheberschutz  der  Beschreibung  einschließlich  der 
i^eichnungen  geltend  gemacht  worden,  daß  der  Regel  nach  in  der 
Patentbeschreibung  imter  Einschluß  ihrer  Anlagen  nur  Darlegungen 
sachhchen  Inhalts,  ähnlich  wie  in  Prozeßschriften  in  einem  an- 
hängigen Rechtsstreite,  enthalten  seien,  und  daß  hierfür  ein  Ur- 
heberschutz gemäß  §  18  des  Urhebergesetzes  nicht  gewährt  werde 
(Damme  in  Gruchot  46  613 ff.;  vergl.  Damme  in  Gruchot  48  620 ff.; 
vergl.  auch  Seligsohn  3.  Aufi.  §  23  Nr.  11).  Dieser  Meinung  ist 
indessen  entgegenzuhalten,  daß  nur  die  m  §  18  des  Urheber- 
gesetzes  ausmücUich  erwähnten  Mitteilunjg;en  sachlichen  Inhalts 
von  dem  Urheberschutze  ausgeschlossen  sind,  während  der  Um- 
stand, daß  ein  Schriftstück  zunächst  auf  die  Mitteilung  eines  sach- 
lichen Inhalts  gerichtet  ist,  es  nicht  ausschließt,  daß  es  daneben 
auch  noch  als  individuelles  Geisteswerk  in  Betracht  kommen  kann. 

52.  Rechte  des  Urhebers.  Nach  §  11  des  Gesetzes  vom 
19.  Juni  1901  hat  der  Urheber  der  Beschreibune  und  der 
Zeichnungen  —  also  nicht  der  Anmelder,  wenn  er  nicnt  Urheber 
oder  Reditsnachfolger  des  Urhebers  ist  —  die  ausschließliche 
Befugnis,  das  Werk  zu  vervielfältigen  und  gewerbsmäßig 
zu  verbreiten;  der  Urheber  ist  femer,  so  lange  nicht  der  wesent- 
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liehe  Inhalt  des  Werkes  öffentlich  —  d.  h.  durch  sonstige  Publi- 
kationen —  mitgeteilt  ist,  ausschlie^ich  zu  einer  solchen  Mit- 
teilung befugt.  Der  Urheber  hat  auch  die  ausschlieMiche  Be- 
fugnis, das  Werk  öffentlich  vorzutragen.  Nach  §  15  des  Gesetzes 
ist  eine  Vervielfältigung  ohne  Einwilligung  des  Berechtigten 
unzulftssig,  gleichviel  durch  welches  Yerfäiren  sie  bewirkt  wird; 
die  Herstellung  auch  nur  eines  Exemplars  ist  verboten. 

53.  TervieUUtigiuig  zu  eigenem  und  fremdem  Gebrauch. 
Eine  Vervielfältigung  zu  persönlichem  Gebrauch  ist  zu- 
ISssdg,  wenn  sie  ni<mt  den  Zweck  hat,  aus  dem  Werke  eine  Ein- 
nahme zu  erzielen.  Als  eine  statthafte  Vervielfältigung  zu  persön- 
lichem Gebrauch  ist  es  anzusehen,  wenn  die  Vervielmltigung  im 
Auftrage  einer  bestimmten  Person,  wenn  auch  gegen  £nt- 

feit  geschieht;  daher  sind  solche  Vervielfältigungen,  welche  von 
Patentanwälten  im  Auftrage  von  Interessenten  behufs 
EnnögUchune  der  Einspruchserhebung  vorgenommen  werden,  zu- 
lässig. Unzulässjg  ist  es  dagegen,  wenn  jemand  ohne  vorgängige 
Bestellung  die  Beilagen  der  Anmeldimg  vervielfältigt,  um  sie 
an  andere  —  sei  es  gegen  sei  es  ohne  Entgelt  —  abzugeben.  Der 
Ansicht,  da6  die  Anfertigung  von  Auszügen  für  die  Klienten  eines 
Patentanwalts  nahezu  stets  imstatthaft  sei,  ist  daher  nicht  beizu- 
treten (Allfeld  219,  220;  vergl.  dagegen  auch  Paul  Alexander-Katz 
in  6UK.  6  91;  Seligsohn  3.  Aufl.  &  28  Nr.  11).  Die  Befugnis  des 
Patentamt»,  gemäß  §  29  VO.  11/7.  91  aus  seinen  Akten  Abschriften 
zu  erteilen,  wird  durch  das  Urhebergesetz  nicht  berührt,  da  das 
Patentgesetz  und  die  einen  Bestandteil  desselben  darstellende 
Ausführungsverordnung  als  Spezialgesetze  dem  Urhebergesetze,  als 
dem  generellen  Gesetee,  voi^ehen  (Damme  in  Gruchot  46  611, 
612;  anders  Paul  Alexander-Katz  in  GUR.  6  91  ff.). 

64.  Sehutz  von  Ausländem.  Wer  nicht  deutscher  Reichs- 
angehöriger ist,  hat  nach  §  66  des  Urhebergesetzes  Anspruch 
auf  Schutz  nur  dann,  wenn  das  Werk  im  Inlande  erschienen 
ist.  Es  könnte  hiemach  zweifelhaft;  erscheinen,  ob  Ausländer  auf 
den  Schutz  der  Auslegungsstücke  überhaupt  Ajispruch  haben,  da 
dem  strengen  Wortsinn  nach  die  Patentbeschreibung  erst  dann 
als  erschienen  anzusehen  ist,  wenn  sie  durch  Druck  veröffentUcht 
ist,  so  dafi,  da  mit  dieser  amtlichen  Veröffentlichung  der  Urheber- 
8<dratz  erlischt,  dieser  für  Ausländer  überhaupt  niemids  zur  Ent- 
stehung gelangen  könnte  (veral.  Paul  Alexander-Katz  in  GUR.  6 
92;  Damme  in  Gruchot  46  623  ft).  Indessen  muß  ein  Werk,  welches 
einer  deutschen  Behörde  mit  der  Ermächtigung  sp&terer  Ver- 
öffentlichung überreicht  ist,  als  im  Inlande  erschienen  gelten,  zu- 
mal wenn  aer  Behörde  kraft  der  Bestimmungen  eines  Spezial» 
geeetzes  das  Recht  zusteht,  auf  Verlangen  Abschriften  zu  erteilen. 

66.  Sehatz  nach  bürgerlichem  Recht.  Neben  dem  Urheber- 
schutz besteht  auf  Grund  des  bürgerlichen  Rechts  gemäß 
f§  823  und  826  BGB.  ein  auf  das  Recht  oder  den  Besitz  an  der 
Sfindimg  sich  gründender  Anspruch  des  Berechtigten  auf  Schaden- 
erBatz,  wenn  eine  widerrechtlich  entnommene  Erfindung  ver- 
öffentlicht wird  (Damme  in  Gruchot  46  625;  Seligsohn  3.  Aufl. 
§  28  Nr.  U;  vergL  §  1  Nr.  239). 

66.  Feilhalten  und  Verkauf  von  Abschriften  und  Auszfigen* 
Das  Feilhalten  und  Verkaufen  von  Abschriften  und  Aus- 
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Zügen  der  Beschreibung,  in  welchen  ein  Yer&hren  beschrieben 
ist,  kann,  auch  wenn  an  sich  eine  widerrechtliche  Veröffent- 
lichung nicht  vorliegt,  unter  gewissen  Umst&nden  sich  als  rechts- 
widriges Feilhalten  oder  Inverkehrbringen  des  geschützten  Ver- 
fahrens darstellen  (vergl.  §  4  Nr.  158  ff.). 

67.  Erlöschen  des  literarischen  Schutses.  Sowohl  der  Urheber- 
schutz als  der  Schutz  auf  Grund  des  bürgerlichen  Rechts  erlischt, 
wenn  Beschreibung  und  Zeichnungen  nadi  Erteilung  des  Patents 
in  der  amtlichen  Patentschrift  veröffentlicht  sind,  der 
Urheberschutz  um  deswillen,  weil  die  Patentschrift  als  ein  amt- 
liches Schriftstück  sich  darstellt,  dessen  Nachdruck  erlaubt  ist, 
der  Schutz  des  büi^erlichen  Rechts,  weil  mit  der  VeröffenÜichung 
der  Erfindung  das  Recht  an  derselben  erlischt  (vergl.  §  1  Nr.  276; 
Allfeld  220;  ver^l.  auch  Dambach  in  PBl.  78  72).  Jedoch  wird 
die  Widerrechthchkeit  der  während  des  Schutzes  begangenen 
Nachdruckstätigkeit  nicht  durch  dessen  Erlöschen  beseitigt  (veigl. 
Köhler  in  2^R.  4  402,  403). 

58.  Nichtübereinstimmung  zwischen  Anmeldung  und  Patent- 
schrift Infolge  der  Veröffentlichung  der  Patentschrift  erlischt 
der  literarische  Schutz,  ohne  daß  es  der  Regel  nach  darauf  an- 
kommt, ob  die  Beschreibung  und  die  Zeichnungen  vollinhaltlich 
oder  mit  Weglassungen  in  die  Patentschrift  aufgenonunen  sind; 
der  Schutz  bleibt  dann  nicht  etwa  bezüglich  der  nichtveröffent- 
lichten  Teile  von  Beschreibung  und  Zeichnungen  bestehen.  Denn, 
da  Beschreibung  und  Zeichnimgen  nach  §  19  Abs.  4  PatG.  ihrem 
wesentlichen  Inhalte  nach  veröffentlicht  werden,  so  kann  der 
von  dem  Patentamte  als  unwesentlich  erachtete  übrige  Inhalt 
regelmäßig  nicht  als  ein  geistiges  Erzeugnis  angesehen  werden, 
welches  eines  selbständigen  Schutzes  teilhaftig  sein  könnte.  Es 
dürfen  daher  der  Regel  nach  nicht  nur  die  Patentschriften,  sondern 
auch  die  nichtveröftentlichten  Teile  der  Anmeldungsbeilagen  nach 
der  Patenterteilung  nachgedruckt  werden.  Dagegen  hindert  die 
Patenterteilung  bezw.  die  amtliche  Yeröffentlidiung  der  Patent- 
schrift nicht  die  Verfolgung  eines  vor  derselben  begangenen  wider- 
rechtUchen  Nachdruckes  (RG.  PMZBl.  1  200,  201,  Str.  27  25  ff.). 
Auch  die  in  Gemäßheit  des  §  ^  PatG.  erlassene  Bekanntmachung 
der  Anmeldung  hat  die  Eigenschaft  eines  amÜichen  Schriftstückes 
imd  darf  demnach,  selbst  wenn  sie  mit  der  Patentschrift  nicht  über- 
einstimmt, nachgedruckt  werden  (vergl.  Dambach  in  PBl.  78  71). 

Nach  einer  anderen  Meinung  soll  der  Abdruck  der  nicht» 
veröffentlichten  Teile  überhaupt  nicht  zulässig  sein  (Seligsohn 
3.  Aufl.  §  23  Nr.  11 ;  Dambach  in  PMZBl.  1  269,  270).  Diese  Ansicht 
wird  damit  begründet,  daß  in  der  Beschreibimg  und  den  2^ich- 
nungen  geistige  Darlegungen  enthalten  sein  könnten,  welche  nur 
für  das  vorliegende  Patent  nicht  von  Erheblichkeit  sind,  dagegen 
möglicherweise  in  anderer  Beziehung  und  für  andere  Zwecke 
äußerst  wertvoll  und  wichtig  sein  könnten.  Dazu  ist  zu  bemerken, 
daß  allerdings,  wenn  die  angegebenen  Voraussetzungen  vorliegen, 
wenn  also  nicht  eine  wesentliche  Übereinstimmung 
zwischen  den  veröffentlichten  und  den  nicht  veröffentlichten  Be- 
schreibungen imd  Zeichnungen  vorliegt,  ein  Schutz  auch  für  die 
weggelassenen  Teile  denkbar  ist;  indessen  wird  hiervon  nur  in 
Ausnahmefällen  imd  namentlich  nur  dann  die  Rede  sein  können, 
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weim  die  Anmeldung  teilweise  zurückgewiesen  oder  zurück- 
genommen worden  ist  (vergl.  Schanze  in  ZgR.  4  231  ff. ;  Isay  §  2H 
Nr.  10). 


§24. 

loBerhalb  der  Frlat  Ton  zwei  Monaten  nach  der  Terdffentlichnnff 
(§  8S)  M  die  erste  JalireBgebtUir  (§  8  Abs«  1)  einzniaUen.  Erfolgt  die 
Binsahluig  nicht  binnen  dieser  Frist,  so  gilt  die  Anmeldung  als  inrfick- 
genoninien. 

Innerbalb  der  gleichen  Frist  kann  gegen  die  Erteilung  des  Patents 
Einapmch  erhoben  werden.  Der  Einspruch  muß  schriftlich  erfolgen 
nnd  mit  Gründen  Tersehen  sein.  Er  kann  nur  auf  die  Behauptung  ge- 
stltat  werden,  daß  der  Gegenstand  nach  gg  1  und  2  nicht  patentffthfg 
seiy  oder  daß  dem  Patentsucher  ein  Anspruch  auf  das  Patent  nach  g  8 
nicht  anstehe»  Im  Falle  des  g  8  4bs.  2  ist  nur  der  Terletzte  zum  Ein- 
sprach berechtigt. 

Nach  Abiauf  der  Frist  hat  das  Patentamt  Aber  die  Erteilung  des 
Patents  Beschluß  zu  fassen.  An  der  Beschlußfassung  darf  das  Hitglied, 
welches  den  Yorbescheid  (§  21)  erlassen  hat,  nicht  teilnehmen. 


1.  Zakteng  4er  entea  Jahreigebihr. 


1. 

a. 


AUgeMebiei. 
UeffliiB  der  Frlet. 

Hlttellviiff  TOB  deM  Begiui  der  Frist 
■■d  ZaklMMgtmvfrordeniBg. 
BereeliBuig    der    Frist;     Wiederebi- 
setsvag;  VerliagersBg. 
6.  Zaklaag  aad  Staadaag  der  Gebahr. 
Flktloa  der  Zariekaakaie. 
Besckwerde  gegea  die  Zariekkakme* 
flktloa. 
Feigea  der  Zarllckaaluaeffktiea. 


6, 
7. 


8. 


B.  Elasprack. 


I.  Bagriir. 

9.  Graad  der  Blaspracbsberecbtigaag. 

10.  Blaspracksbereektlgaag     tat    allge- 
aielaea. 

11.  Yerkiltals  des  Blaspraeks  aar  Nlebtlg- 
keltaklage. 

11.  Bickaaluae  aad  Veralekt« 

II.  Pana  aad  lakalt  des  Blaspraeks. 

lt.  SckrIfUlekkelt  aad  deaUeke  Spracke. 
14.   ~ 


111.  BegriadaHg  des  Blaspraeks. 

a)  AUgeaieiaes. 

15.  Frikere  Praxis  des  Pateatamts. 

16.  Tatsackea  als  CMade. 

17.  TatsiekUeke  SabstaatUeraag. 

18.  UecktUcke  Begriadaag. 

lt.  Beektseltigkelt  der  Begriladaag. 

M.  ladoraag  der  Begriadaag. 

Bl.  Felgea  alektreektseltlger  Begrftadaag. 

b)  Elaspraeksgriade. 

Ct.  Gesatallcke  Elaspraeksgriade. 

flS.  Blaspraek  aiass  Tersagaag  des  Psteats 

beiweckea. 
B4.  Forauüe  aad  proiessaale  GrSade. 
flS.  Niektgeselslleke  Elaspracbsgrftade. 


86.  Berllekilebtigaag      alcktgesetaUcker 
ElaspracksgrÜade  TOa  Amts  iregea. 

87.  Xaderaag  des  Blaspraeksgraades. 

88.  Verbladaag      mekrerer     Elaspracks- 
grfiade. 

IV.  Elaspraeksflrlst« 

89.  Bereckaaag. 

80.  Wakraag  der  Frist. 

81.  Bekaadlnag    alebtflrlstgereckter    Ela» 
spriicke. 

T.  Elaspracksberecktigter. 

a)  Allgemelaes. 

S8.  lateresse. 

S8.  Persoa  des  Elaspraeksberecktlgtea. 

84.  Vertreter. 

86.  Hekrere  Elaspreekeade. 

b)  Beektsaackfolge  la  die  Elaspracks- 
berecktigaag. 

86.  Übertragbarkelt  aater  Lebeadea. 

87.  Vererbllekkelt. 

88   ZiraagsTOllstreekaag  aad  Koakars. 

Tl.  Uasalissigkelt  des  Blaspraeks. 

80.  Uasalissigkeltsgriade. 

40.  Bekaadlaag     des     aasalasslgea    Ela» 
spracks- 

41.  Besekirerde  gegea  die  Uasalisslgkelts* 
erkUraag. 

48.  Beriektigaag  Irrtimllcker  Uasaliulg- 

keltserklftraag. 
48«  BerllckslektlgBag     aaialisslger    Eia» 

sprileke  Toa  Amts  wegea. 
48a.  Oegeastaadslosigkelt  des  Blaspraeks« 

TU.  Terfakrea  aaek  Elasprack. 

44.  Hlttellaag    des    Blaspraeks    aad   Er- 

kliraagea  der  Betelllgtea. 
44a.  Weiteres  Terfakrea  aad  Batsekeldaag. 
46.  BeektssteUaag  des  Elaspreckeadea. 
46.  Kostea  des  ElaspraekSTerfakreas. 
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A.  Zahlung  der  ersten  Jahresgebfihr. 

1.  AUgemeines.  Innerhalb  der  Frist  von  zwei  Monaten  nach 
der  gemäfl  §  23  Pat6.  erfolgten  Veröffentlichung  der  Anmeldung 
ist  die  erste  Jahres^ebühr,  welche  dreißig  Mark  beträgt,  einzu- 
zahlen. Diese  Bestimmimg  ist  zur  Ausführung  der  in  §  8  Abs.  1 
PatG.  gegebenen  Vorschrift  getroffen,  wonach  für  jedes  Patent 
vor  der  Erteilung  dreißig  Mark  zu  entrichten  sind.  Das  ältere 
Patentgesetz  bestimmte  die  Vorauszahlung  der  ersten  Jahresgebühr 
vor  Erteilung  des  Patents  nicht ;  die  Änderung  wurde  um  deswillen 
getroffen,  weil  es  früher  nicht  selten  vorkam,  daß  der  Anmelder 
nach  erfolgter  Patenterteilung  nicht  einmal  die  erste  Jahresgebühr 
bezahlte  (Rhenius  N.  32,  33).  Die  Folgen  der  Nichtzahlung  treten 
nicht  ein,  wenn  die  erste  Jahresffebühr  gemäß  |  8  Abs.  4  PatG. 
gestundet  oder  erlassen  ist  (vergT.  Nr.  5).  Wird  die  Anmeldung 
nach  der  Veröffentlichung  zurüct^enommen,  oder  wird  das  Patent 
nachher  versagt,  so  wird  die  eingezahlte  Jahresgebühr  erstattet 
(§  27  Abs.  2  PatG.). 

2.  Beginn  der  Frist.  Maßgebend  für  den  Beginn  der  Frist 
ist  der  Tag,  an  welchem  die  die  Bekanntmachung  der  Anmeldui^ 
enthaltende  Nummer  des  Beichsanzeigers  in  Berlin  zur  Aufgabe 
gelangt  ist  (PA.  PBl.  93  673,  G.  10  277,  278;  Robolski  K.  |  2t 
Nr.  1;  Seligsohn  §24  Nr.  3;  Isay  §  24  Nr,  2).  Daß  die  „Ver- 
öffentlichung" im  Sinne  des  §  24  Abs.  2  PatG.  gleichbedeutend 
mit  der  „Bekanntmachung"  der  Anmeldung  ist,  ergibt  sich  mit 
Sicherheit  aus  dem  VTorÜaute  des  §  23  Abs.  1  PatG.  Unerheb- 
lich für  den  Beginn  und  den  Lauf  der  in  §  24  Abs.  1  PatG.  be- 
stimmten Frist  ist  es  daher,  an  weldiem  Tage  die  Auslegung  be- 
gonnen oder  beendigl;  ist  (Rhenius  in  ZgR.  2  266;  Allfeld  224). 
Auf  den  Lauf  der  Inst  ist  es  sogar  ohne  Einfluß,  wenn  die  Aus- 
legung versehentUch  überhaupt  unterblieben  oder  nicht  dem  Ge- 
setze entsprechend  geschehen  sein  sollte  (vergl.  Seligsohn  §  24 
Nr.  3.). 

3.  Hitteilung  von  dem  Be^n  der  Frist  und  Zahlungsauf- 
forderung. Eine  besondere  Mitteilung  an  den  Anmelder  über 
den  Tag  der  Bekannünachung  ist  in  dem  Gesetze  nicht  vorge- 
schrieben. Da  indessen  eine  solche  Mitteilung  im  Interesse  des 
Anmelders  lie^,  damit  dieser  von  dem  Beginne  der  Frist  in  Kennt- 
nis gesetzt  wird,  so  läßt  das  Patentamt  in  jedem  einzelnen  Fadie 
dem  Anmelder  eine  entsprechende  Benachrichtigung  zugehen. 
Auch  wird  bei  der  Mitteilung  des  Beschlusses  über  die  Bekannt- 
machung der  Anmelder  zur  Zahlung  aufgefordert  und  auf  die 
gesetzhche  Folge  der  Nichtzatüung  besonders  verwiesen  (PA.  Bear. 
202).  Jedoch  kann  der  Anmelder  aus  dem  Umstände,  daß  ihm 
eine  solche  Benachrichtigung  oder  Aufforderung  nicht  zugegangen 
ist,  irgend  welche  Rechtefo^en  zu  seinen  Gunsten  nicht  ableiten. 
Es  empfiehlt  sich  daher,  die  Gebühr  alsbald  nach  Zustellung  des 
Beschlusses  über  die  Bekanntmachui^  der  Anmeldung  bei  dem 
Patentamt  einzuzahlen  (PA.  PBl.  93  673,  G.  10  277,  278;  Rhenius 
N.  33;  Allfeld  224). 

4.  Berechnung  der  Frist;  Wiedereinsetzung;  TerlSngeroiig. 
Die  Berechnung  der  Frist  geschieht  nach  §|  187  Abs.  1,  188 
und  193  BGB.    Diese  Berechnung  stimmt  mit  der  früher  vor  In- 


A.  Zahlung  der  ersten  Jahresgebühr.  239 

kraftfcreten  des  Büi^erlichen  Gesetzbuches  üblich  gewesenen  Be- 
rechnung aberein  (Präsidialbescheid  m  PMZBl.  6  261).  Die  Frist 
b^innt  mit  dem  auf  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  fol- 
genden  Tage  (Seligsohn  ^  24  Nr.  3 ;  Allfeld  224).  Die  Frist  endigt 
mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages  des  zweiten  Monats,  welcher 
durch  seine  Zahl  dem  Tage  der  Bekanntmachung  entspricht;  fehlt 
dieser  Tag  in  dem  zweiten  Monat,  so  endigt  die  Fnst  mit  dem 
Ablaufe  des  letzten  Tages  dieses  Monats.  Fällt  der  letzte  Tag  der 
Frist  auf  einen  Sonntag  oder  einen  in  Preußen  anerkannten  allge- 
meinen Feiertag,  so  endist  sie  erst  am  nächstfolgenden  Werkt^e 
(vergl.  §  8  Nr.  9).  Eine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
oder  ein  sonstiger  Bechtsbehelf  ^egen  die  —  wenn  auch  imver- 
schuldete  —  Versäumung  der  Frist  ist  nicht  gegeben  (Seligsohn 
3.  Aufl.  §  24  Nr.  2;  veigl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  11).  Abgesehen  von 
dem  Falle  der  Stundung  der  Gebühr,  welche  nach  §  8  Abs.  4  PatG. 
statthaft  imd  rechtzeitig  innerhalb  der  Frist  zu  beantragen  ist, 
kann  auch  nicht  eine  Verlängerung  der  Frist  gewährt  werden 
(▼eigL  Seligsohn  §  24  Nr.  2 ;  Isay  §  24  Nr.  2 ;  vergl.  auch  Nr.  5). 

6.  Zahlung  und  Stundung  der  Gebühr.  Gewahrt  wird  die 
Frist  durch  die  Zahlung  der  Gebühr.  Für  diese  Zahlung  kommen 
die  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Art  und  Weise  der  Ge- 
bührenzahlungen zur  Anwendung,  welche  zu  §  8  PatG.  erörtert 
sind;  insbesondere  genügt  die  Einzahlung  binnen  der  Frist  bei 
einer  Postanstalt  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  gemäß  §  9 
PatG.  (Allfeld  224, 225;  anders  Stephan-Schmid  99).  Zur  Wahrung 
deriViist  genügt  auch  ein  rechtzeitiges  Stundungsgesuch  gemäi 
§  8  Abs.  4  PatG.,  vorausgesetzt,  da&  die  Stundung,  wenn  auch 
erst  nach  Ablauf  der  Frist,  bewilligt  vdrd.  Wird  vor  der  Ent- 
scheidung über  die  Stundung  zur  Nachbrinffung  eines  Bedürffcig- 
keitszeugnisses  eine  Frist  gesetzt,  so  hat  die  Nichteinhaltung  dieser 
Frist  nicht  die  in  §  24  Abs.  1  PatG.  angedrohte  Folge,  daß  die 
Anmeldung  als  zurückgenommen  gilt;  vielmehr  mu&  in  einem 
solchen  FaUe,  wenn  auch  keine  rechteeitige  Zahlung  erfolgt  ist, 
das  Patent  durch  Beschluß  mit  der  Begründung  versagt  werden, 
da6  die  erste  Jahresgebühr  nicht  gemäß  §  8  Abs.  1  PatG.  vor  der 
EHeilung  entriditet  sei  (Rhenius  in  ZgR.  2  267).  Die  Zahlung  der 
ersten  Jahre^ebühr  kann  gemäß  §  8  Abs.  5  PatG.  auch  schon  vor 
Eintritt  der  Fälligkeit  erfolgen.  Ist  eine  solche  im  voraus  gezahlte 
Gebühr  versehentlich  zurückgeschickt  worden,  so  ist  eine  Frist 
ftür  deren  Zahlung  zu  setzen.  Bei  Nichteinhaltung  dieser  Frist  gilt 
gleichfalls  die  Anmeldung  nicht  als  zurückgenommen,  vielmehr  ist 
sie  durch  Beschluß  zurückzuweisen  (Khenius  in  Z^tl^2  267). 

.6.  Fiktion  der  Zurücknahme.  Erfolgt  die  Einzahlung  der 
ersten  Jahresgebühr  nicht  innerhalb  der  zweimonatigen  Frist  und 
ist  die  Gebühr  auch  nicht  gestundet,  so  gilt  die  Anmeldung 
als   zurückgenommen;   das  Gesetz   stellt  in  dieser  Hinsicht, 

geichwie  im  Falle  des  §  21  Abs.  4  PatG.,  eine  unwiderlegliche 
editsvermutung  auf  (PA.  PMZBl.  10  170).  Die  Erläuterungen 
za  ^  21  Abs.  4  PatG.,  wonach  die  Anmeldung  bei  nicht  recht* 
zeitiger  Erklärung  auf  deu  Vorbesdbeid  als  zurackgenommen  silt, 
kcmimen  danach  mer  zur  entsprechenden  Anwendung,  insbesondere 
die  das  Verfahren  nach  Erlaß  des  Vorbescheides  betreffenden  .Er- 
örterungen.   Danach  wird  der  Eintritt  der  Rechtsfolge  der  Nicht- 
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einhaltung  der  Frist  durch  Beschluß  festgestellt  und  der  Anmelder 
davon  benachrichtigt,  da&  die  Anmeldung  als  zurückgenommen 
gilt  (vergl.  Rhenius  in  ZgR.  2  266).  Der  Beschluß  ist  keine  das 
Verfahren  rechtskräftig  abschließende  Entscheidung;  ist  bei  der 
Beschlußfassung  eine  rechtzeitig  geschehene  Zahlung  übersehen 
worden,  so  kann  jederzeit  unter  Aufhebung  des  Beschlusses  das 
Verfahren  fortgesetzt  werden. 

7.  Beschwerde  gegen  die  Zurficknahmeflktion.  Gegen  den 
Beschluß  steht  das  Kechtsmittel  der  Beschwerde  gemäß  §  16 
PatG.  zu,  welche  darauf  gegründet  werden  kann,  daß  die  Voraus- 
setzungen der  Zurücknahmefiktion  nicht  als  vorliegend  anzusehen 
seien.  Die  Beschwerde  kann  sich  darauf  stützen,  daß  eine  Zahlung 
oder  ein  Stundungsgesuch  nicht  beachtet  seien,  oder  daß  die  Frist 
nicht  richtig  beregnet  sei;  sie  kann  auch  darauf  gegründet  werden, 
daß  der  Beschluß  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  dem 
Anmelder  entweder  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  der  richtigen 
Form  zugestellt  worden  sei  (vergl.  PA.  PMZBl.  6  18).  Denn  ob- 
wohl die  Frist  nicht  von  der  Zustellung  des  Beschlusses  sondern 
von  der  davon  unabhängigen  Veröffentlichung  der  Anmeldung 
ab  läuft,  so  geschieht  docn  die  Veröffentlichung  lediglich  in  Aus- 
führung des  Bekanntmachungsbeschlusses  und  kann  daher  eine 
Wirkung  gegen  den  Anmelder  niu'  unter  denselben  Voraussetzungen 
wie  der  Beschluß  selbst  äußern  (Rhenius  in  Z^gR.  2  267;  veigL 
Seligsohn  §  16  Nr.  3;  anders  Isay  §  16  Nr.  1).  Die  Beschwerae 
würde  auch  dann  begeben  sein,  wenn  gleichzeitig  mehrere  Patent- 
anmeldungen derselben  Person  anhängig  sind,  und  dargetan  wird« 
daß  eine  rechtzeitig  eingegangene  ZahluDg  irrtümlicherweise  zu 
einer  anderen  Anmeldung  verrechnet  worden  ist  (Rhenius  in  ZgR 
2  267). 

8.  Folgen  der  Zoriicknahmeflktion.  Gilt  die  Anmelduiu;  ge- 
mäß §  24  Abs.  1  PatG.  als  zurückgenommen,  so  werden  damit 
sämthche  Wirkungen  der  Anmeldung  sowohl  in  prozessualer 
als  auch  in  zivilistischer  Hinsicht  hinfällig.  Es  ist  allerdings 
eine  Neuanmeldung  auf  denselben  G^enstand  zulässig;  indessen 
kann  für  eine  solche  Neuanmeldung  nicht  die  Priorität  der  als 
zurückgenommen  geltenden  Anmeldung  beansprucht  werden 
(Rhenius  in  ZfeR.  2  266;  Rhenius  N.  33;  vergl.  §  20  Nr.  43 ff.; 
anders  Isay  §  24  Nr.  3).  Die  Zurücknahme  ist  gemäß  §  27  Abs.  2 
PatG.  bekannt  zu  machen. 


B.  Einspruch. 

L  Begriff: 

9.  Grund  der  Einspruehsbereehtigang.  Innerhalb  der  zwei- 
monatigen, für  die  Einzahlung  der  ersten  Jahresgebühr  bestimmten 
Frist  kann  gegen  die  Erteilung  des  Patents  Einspruch  erhoben 
werden.  Durch  die  öffentliche  Bekanntmachung  soll  dem  Publikum 
Gelegenheit  gegeben  werden,  sich  an  der  Vorprüfung  der  Erfindung 
zu  beteiligen  oder  seine  Rechte  gegenüber  dem  Patentsucher  wegen 
rechtswichiger  Entnahme  der  angemeldeten  Erfindung  wahrau* 
nehmen.  Diese  Beteiligung  oder  Rechtsverwahrung  geschieht 
durch  den  Einspruch,  durch  dessen  Erhebung  der  Einsprechende 
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gleichsam  als  Partei  in  das  Verfahren  eintritt,  indem  er  von  da 
an  als  „Beteiliffter"  im  Sinne  des  Gesetzes  gut,  so  da&  in  dem 
weiteren  Verfemren,  insoweit  eine  HinzuzieEung  oder  Anhörung 
der  Beteiligten  Vorgeschrieben  ist,  nicht  entschieden  werden  kann, 
ohne  AsL&  dem  Einsprechenden  Gelegenheit  zur  Erklärung  gegeben 
ist  (vergL  PA.  PMZBl.  9  100).  Ist  sem&&  §  23  Abs.  6  PatG.  hin- 
sichtlich eines  im  Namen  der  Reicnsverwaltung  fOr  die  Zwecke 
des  Heeres  oder  der  Flotte  nachgesuchten  Patents  die  Bekannt- 
machung unterblieben,  so  entfUlt  damit  auch  die  Möglichkeit  des 
Einspruchs. 

10.  Emsprachsberechtiflrung  im  allgemeinen.  Der  Einspruch 
richtet  sich  ffegen  die  Erteuung  des  Patents;  er  kann  nicht  nur 
die  gftnzliche  Versagung  des  Patents  sondern  auch  die  Be- 
schränkung des  oder  der  von  dem  Anmelder  erhobenen  Patent- 
ansprüche zum  Gegenstande  haben.  Der  Einspruch  kann  nur  ai^ 
die  Behauptung  gestützt  werden,  daß  der  Gegenstand  der  An- 
meldung nach  ^  1  imd  2  PatG.  nicht  patentfähig  sei,  oder 
dai&  dem  Patentsucher  ein  Anspruch  auf  das  Patent  nach  §  3 
PatG.  nicht  zustehe.  Insoweit  es  sich  um  die  aus  §§  1,  2  und  3 
Abs.  1  PatG.  abgeleiteten  Elinspruchs^ründe  handelt,  tntt  der  Ein- 

Sprechende  als  Vertreter  des  önentlichen  Interesses  auf;  nur  wenn 
er  Einspruch  auf  §  3  Abs.  2  PatG.  gestützt  ist,  werden  mit  ihm 
vorwi^end  Privatinteressen  verfolgt 

11.  YerhSltnis  des  Eünsprachs  cur  Mchtigkeitsklage.  Die 
Rechtsstellung  des  Einsprechenden  im  PatenterteUungsverfahren 
entspricht  mithin  der  Stellung  des  Nichtigkeitsklägers  im 
Nichtigkeitsverfahren,  welcher,  je  nachdem  die  Nichtigkeitsklage 
auf  §  10  Nr.  1  und  2  oder  auf  §  10  Nr.  3  PatG.  gestützt  ist,  als 
Vertreter  des  Öffentlichen  Interesses  oder  als  Privatinteressent  auf- 
tritt Es  besteht  auch  Übereinstimmung  zwischen  dem  Einspruch 
und  der  Nichtigkeitsklage  insofern,  als  letztere  auf  dieselben 
Gründe  gestützt  werden  kann  wie  der  Einspruch;  die  Funktion 
beider  Reditsbehelfe  ist  durchaus  die  gleiche  mit  dem  alleinigen 
Unterschiede,  daß  der  Einspruch  vor  Erteilung  des  Patents  geltend 
zu  machen  ist,  während  die  Nichti^eitsklage  erst  nach  der  ratent- 
erteflnng  erhoben  werden  kann.  Trotz  dieser  Identität  des  Streit- 
objekts begründet  die  rechtskräftige  Zurückweisung  des  Einspruchs 
nicht  die  Einrede  der  Bechtskraft  gegenüber  der  Nichtigkeitskl^e 
(Beuling  in  ZgB.  2  351).  Dieselben  Gründe,  welche  gegen  die  Er- 
teilung des  Patents  geltend  gemacht  worden  sind,  können  daher 
von  dem  zurückgewiesenen  Einsprechenden  als  Gründe  für  die 
Nichtigkeitserklärung  später  wieder  geltend  gemacht  werden.  Dies 
beruht  darauf,  daß  die  mtscheidungen  im  Patenterteilnngsverfahren 
als  Entscheidungen  einer  Verwaltungsbehörde  nicht  der  materiellen 
Rechtskraft  fähig  sind. 

12.  Bfieknahme  und  Yerzieht  Der  Einspruch  kann  jederzeit 
bis  zum  Erlasse  der  Entscheidung  zurückgenommen  werden 
ÖCohler  769;  Schanze  in  Glaser  85  42).  Die  Zurücknahme  kann 
auch  noch  in  der  Beschwerdeinstanz,  ^eichviel,  ob  das  Patent 
versagt  oder  erteilt  war,  geschehen.  Die  Bücknahme  hat  die 
Wirkungslosigkeit  des  eingelegten  Einspruchs  zur  Felipe  und  kann 
nicht  widerrufen  werden ;  dagegen  hindert  sie  nicht  die  Einlegung 
eines  anderen  Einspruchs,  sofern  die  Einspruchsfrist  inzwischen 
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nicht  abgelaufen  ist.  Das  Patentamt  ist  berechtigt,  die  in  einem 
zurückgenommenen  Einsprüche  geltend  gemachten  Tatsachen  und 
Beweismittel  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen  (vergl.  Einl.  zu 
§  20  Nr.  3).  Eine  Berücksiditigung  von  Amts  w^en  darf  indessen 
insoweit  nicht  erfolgen,  als  der  Einspruch  auf  widerrechtliche  Ent- 
nahme gestützt  ist,  da  ohne  Einsprucn  das  Patent  wegen  widerrecht- 
licher Entnahme  nicht  versagt  werden  darf  (vergl.  §  3  Abs.  2  PatG.). 
Ein  Verzicht  auf  den  Einspruch  ist  wegen  der  öffentlichrechtlichen 
Natur  desselben  ohne  WirKimg;  der  Verzicht  hat  nicht  zur  Folge, 
da&  der  trotzdem  eingele^e  Einspruch  unstatthaft  ist  (anders 
Kohler  770).  Ist  der  Verzicht  ein  vertragsmäßiger,  so  kann  sich 
der  trotzdem  den  Einspruch  Erhebende  schadenersatzpflichtig 
machen  und  im  Wege  der  Khige  zur  Zurücknahme  des  Einspruchs 
angehalten  werden.  Es  gilt  in  dieser  Hinsicht  für  den  Einspruch 
entsprechend  dasselbe  wie  für  die  Nichtigkeitsklage  (vergl.  §  10 
Nr.  12ffO-  Eine  Verpflichtung  des  Patentamts,  den  Patentsucher 
von  der  Rücknahme  oder  dem  Verzichte  zu  benachrichtigen,  besteht 
nicht;  doch  wird  eine  Solche  Benachrichtigung  regelmäßig  erfolgen 
(PA.  PMZBl.  8  245). 

n.  Form  und  Inhalt  des  Einspruchs. 

13.  Schriftlichkelt  und  deatsehe  Sprache.  Der  Einspruch  ist 
in  der  Form  einer  schriftlichen  Eingabe  bei  dem  Patentamte 
einzureichen,  eine  mündliche  Erklärung  ist  nicht  zulässig,  auch 
nicht  die  Erklärung  zu  Protokoll;  ein  mit  Unterschrift  versehenes 
Telegramm  genügt  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  32;  Schanze  in  Glaser 
36  S3;  vergl.  daseien  auch  Stephan-Schmid  40).  Entbehrt  der 
Einspruch  der  schnftlichen  Form,  so  ist  er  unzulässig.  Da  der 
Einspruch  zur  Mitteilung  an  den  oder  die  Patentsucher  bestimmt 
ist,  so  ist  er  gemäß  den  für  die  Einreichung  schriftlicher  Eingaben 
überhaupt  geltenden  Vorschriften  in  der  zur  Mitteilung  erforder- 
hohen  Zahl  von  Ausfertigungen  einzureichen.  Die  Nichtbeachtung 
dieser  nicht  in  dem  Gesetze  selbst  enthaltenen  Vorschrift  hat  in- 
dessen nicht  die  Unzulässigkeit  des  Einspruchs  zur  Folse;  viel- 
mehr wird  der  Einsprechende  zur  Nachbringung  der  erforderUchen 
Zahl  von  Ausfertigungen  aufgefordert.  Wie  alle  an  das  Patent- 
amt zu  richtenden  schriftUchen  Eingaben  muß  der  Einspruch  femer 
in  deutscher  Sprache  abgefaßt  sein,  sonst  ist  er  unzulässig 
(Schanze  in  Glaser  36  20 ;  vergl.  Nr.  39).  Das  Patentamt  kann  von 
Amts  wegen  auch  die  in  einem  unzulässigen  Einsprüche  enthaltenen 
Informationen  berücksichtigen.  Eine  solche  Berücksichtigung  von 
Amts  wegen  ist  indessen  dann  ausgeschlossen,  wenn  der  Einspruch 
auf  widerrechtUche  Entnahme  sicn  gründet  (vergl.  Nr.  43). 

14.  Form.  Eine  besondere  Form  ist  sonst  für  den  Einspruch 
nicht  vorgeschrieben.  Es  ist  nicht  nötig,  daß  gerade  der  Aus- 
druck, es  werde  Einspruch  eingelegt,  gebraucht  wird;  vielmehr 
genügt  es,  daß  der  Wille,  gegen  die  Patenterteilung  Einspruch 
zu  erheben,  zum  Ausdrucke  gebracht  wird.  Eine  irrtüinliche 
Bezeichnung  als  „Beschwerde^  würde  z.  B.  nicht  schädhch  sein 
(vergl.  PA.  FMZBi.  7  9;  Schanze  in  Glaser  35  20).  Ein  besonderer 
Antrag  ist  nicht  nötig,  wenngleich  dies  manchmal  —  nament- 
hch,  wenn  eine  Beschränkung  der  Anmeldung  in  Antrag  gebracht 
wird  —  nützUch  sein  wird ;  eine  jederzeitige  Ajiderung  des  Antrags 
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—  auch  noch  in  der  Beschwerdeinstanz  —  ist  daher  gestattet; 
nur  darf  die  Änderung  in  der  Beschwerdeinstanz  nicht  in  einer 
Erweiterung  des  Antrags  bestehen  (vergl.  §  26  Nr.  2).  Ist  der 
Einspruch  nicht  auf  einen  Teil  der  Anmeldung  beschränkt,  so  gilt 
die  ganze  Anmeldung  als  angefochten  (Schanze  in  Glaser  35  42). 

TTT,  Begründung  des  Einspruchs« 
a)  Allgemeines. 

15.  Frohere  Praxis  des  Patentamts.  Eine  weitere  Formvor- 
schrift ist  es,  daß  der  Einspruch  mit  Gründen  verseben  sein 
muß.  Nach  der  früheren  Praxis  des  Patentamts  wurden  unter 
„Gründen^  im  Sinne  des  §  24  Abs.  2  PatG.  die  Einspruchs- 
gründe verstanden;  es  war  demnach  genügend,  wenn  z.  B.  ohne 
nähere  Angabe  von  Tatsachen  behauptet  wurde,  daß  die  Erfindung 
zu  dem  Zeitpunkte  ihrer  Anmeldung  in  öffentlichen  Druckschriften 
beschrieben  oder  im  Inlande  offenkundig  benutzt  gewesen  sei, 
oder  allgemein,  •  daß  der  Gegenstand  der  Anmeldung  keine  Er- 
findung oder  nicht  neu  sei  (vergl.  PA.  PMZBl.  1  246;  PMZBl.  8 
129,  130;  PMZBl.  8  153,  154). 

16.  Tatsachen  als  Gründe.    Diese  Praxis  hat  das  Patentamt 
Iter  angegeben  und  in  ständiger  Rechtsprechung  anerkannt, 

iß  unter  Gründen  die  Tatsachen  zu  verstehen  seien,  die  den 

fesetzlichen  Tatbestand  eines  Einspruchsgrundes  erfüllen  sollen, 
ugunsten  dieser  späteren  Praxis  ist  geltend  gemacht  worden,  daß 
der  Ausdruck  „  Gründe '^  in  der  Rechtesprache  sowohl  den  Rechts- 

Srund  wie  die  rechtserheblichen  Tatsachen  bedeuten  könne.  Dafür, 
aß  der  Einspruch  durch  Angabe  der  rechtserheblichen  Tatsachen 
begründet  werden  müsse,  spreche  die  Analogie  der  Nichtigkeits- 
klage, welche  gemäß  §  28  Abs.  4  PatG.  die  „Tatsachen"  anzugeben 
habe,  auf  welche  sie  gestützt  wird;  der  Zweck  der  Bestimmung 
sei  in  beiden  Fällen  der  gleiche,  unbegründete  Einwendungen  ab- 
zuschneiden, wobei  §  24  Abs.  2  PatG.  noch  den  weiteren  Zweck 
verfolge,  das  Patenterteilungsverfahren  zu  beschleunigen.  Als  aus- 
schlaggebend müsse  aber  vor  aDem  die  Erwägung  angesehen 
werden,  daß  es  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen 
haben  könne,  eine  Frist  von  zwei  Monaten  zu  gewähren,  um  da- 
durch die  MögUchkeit  zu  eröffnen,  daß  jedermann,  ohne  sich  nach 
Abweismaterial  umzusehen,  aufs  Geratewohl  gegen  Ende  der  Ein- 
spruchsfrist Einspruch  erheben  könne  (PA.  Ber.  185:  PMZBl. 
8  129,  180;  PMZBl.  8  158,  154;  PMZBl.  10  190;  PMZBl.  10  412). 
Dieser  späteren  Praxis  des  Patentamts  ist  beizustimmen;  denn  die 
M6g:lict^eit,  Einspruch  zu  erheben,  ist  offenbar  um  deswillen  auf 
zwei  Monate  beschränkt  worden,  weil  demjenigen,  welcher  Ein- 
spruch zu  erheben  beabsichtigt,  die  Verpflichtung  auferle^  werden 
sollte,  ümerhalb  dieser  Frist  die  ausgelegte  Anmeldung  emzusehen 
und  das  Einspruchsmaterial  zu  beschaffen.  Die  Bestimmung,  daß 
der  Einspruch  mit  Gründen  versehen  sein  muß,  soll  verhindern, 
daß  aufs  Geratewohl  Einsprüche,  die  auf  sämtliche  Einspruchs- 
gründe gestützt  sind,  eingelegt  werden  (vergl.  Isay  §  24  Nr.  7; 
Allfeld  225;  anders  Seligsohn  §  24  Nr.  4;  Robolski  K.  §  24  Nr.  2; 
Stephan-Schmid  40;  Schanze  in  Glaser  35  41). 

17.  Tatsächliche  Substantiienuig.  Es  müssen  daher,  wenn 
dem  Gegenstande  der  Anmeldung  die  Eigenschaft  einer  Erfindung 

16* 
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bestritten  wird,  die  diesbezüglichen  tatsftcblichen  Behauptungen 
n&her  substantiiert  und  unter  Beweis  gestellt,  bei  der  Be- 
hauptung der  Veröffentlichung  in  Druckschriften  müssen  die  Druck- 
schriften angegeben,  bei  der  Behauptung  der  offenkundigen  Be- 
nutzimff  muB  angegeben  werden,  wann,  wo  und  durch  wen  sie 
stattgefunden  haben  soll,  bei  der  Behauptung  der  Kollision  mit 
einem  früher  angemeldeten  Patent  müssen  dieses  Patent  oder 
dessen  Anmeldungsakten  genau  bezeichnet  werden,  und  bei  der 
Behauptung  der  widerrechtiichen  Entnahme  sind  die  n&heren  Um- 
stände, unter  welchen  die  Entnahme  geschehen  sein  soll,  darzu- 
legen (vergl.  auch  §  28  Nr.  22).  Allerdings  dürfen  die  an  die 
nähere  Substantiierung  des  Einspruchs  zu  stellenden  Anforderungen 
nicht  zu  streng  genommen  werden;  dies  ^It  besonders  für  den 
Fall,  daß  die  Erfindungsqualität  bestritten  wird.  In  einem  solchen 
Falle  muß  es  z.  B.  genügen,  wenn  angegeben  wird,  daß  der  Gk^n- 
stand  der  Anmeldung  auf  dem  Gebiete  der  Konstruktion  liege, 
bezw.  daß  es  sich  lediglich  um  eine  ganz  selbstverKtändli<die  hand- 
werksmäßige Operation  handele  (PA.  M.  2  51;  vergl.  dagegen  auch 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  24  Nr.  5).  Dies  ffilt  allerdings  nur  unter  der 
Voraussetzung,  daß  der  Stand  der  Tectinik  zur  Zeit  der  Anmeldung 
notorisch  ist;  soll  dagegen  der  Gegenstand  der  Anmeldung  gegen- 
über einer  bestimmten  Benutzung  oder  gegenüber  bestimmten 
Druckschriften  sich  nicht  als  Erfindung  darstellen,*  so  bedarf  es 
weiterer  erläuternder  Angaben  (vergl.  auch  M.  2  57). 

18.  Rechtliche  BegruHdimg.  Andererseits  genügt  es  zur  Be- 
gründung des  Einspruchs  auch,  wemi  lediglich  die  Tatsachen  an- 
gegeben werden,  welche  den  Tatbestand  eines  durch  das  Gesetz 
anerkannten  Einspruchsgrundes  erfüllen;  es  ist  weder  nötig,  daß 
der  Einspruchw^nd  rechtlich  qualifiziert  vnird,  noch  auch 
ist  es  enorderlich,  die  Gesetze^aragraphen  anzuführen,  welche 
sich  auf  den  geltend  gemachten  Einspruchsgrund  beziehen.  Denn 
es  ist  Sache  des  Patentamts,  die  rechtlichen  Schlußfolgerungen 
aus  dem  in  dem  Einspruch  enthaltenen  Vorbringen  selbst  zu  ziehen 
(PA.  PMZBl.  8  154J. 

19.  Beohtzeitigkeit  der  Begründung.  Die  Begründung  muß 
entweder  gleichzeitig  mit  dem  Einspruch  oder  in  einem  Nacütrage, 
jedenfalls  aber  innerhalb  der  Einspruchsfrist,  bei  dem 
Patentamt  eingehen  (vergl.  Schanze  in  Glaser  85  20).  Zur  näheren 
Ausführung  der  behaupteten  Tatsachen  und  zur  Rechtferti^ng 
eines  mit  Begründung  emgogangenen  Einspruchs  kann  eine  weitere 
Frist  geffeben  werden.  Die  später  eingegangene  Begründung  ist 
dann  noch  bei  der  Beschlußfassung  in  Berücksichtigung  zu  sidien, 
vorausgesetzt  allerdings,  daß  nicht  ganz  neue  Tatsachen  vorge- 
bracht und  die  rechtzeitig  geltend  gemachten  Einspruchsgründe 
dabei  nicht  geändert  werden  (ver;d.  Nr.  20).  Granz  neue  Tat- 
sachen können  nach  Ablauf  oer  Mnspruchsfrist  niemals  —  und 
auch  nicht  auf  Grund  einer  Fristerstreckung  —  vorgebracht  werden, 
weil  die  Einspruchsfrist  eine  gesetzliche  Frist  und  als  solche  der 
Verlängerung  nicht  fähig  ist  (veigl.  Nr.  20).  Dagegen  kann  eine 
Frist  nicht  gewährt  weraen,  wenn  der  eingele^  Einspruch  der 
im  Gesetze  vorgeschriebenen  Begründung  gänzhch  entbehrt,  mid 
eine  solche  auch  nicht  während  der  Einspruchsfrist  nachgebracht 
ist.    Hieran  wird  nichts  durch  den  Umstand  geändert,  daß  das 
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Fristgesuch   während   der  Einspruchsfrist   eingegangen   ist  (PA. 
"gR  S  247,  6.  10  279;  Robolski  Th.  94;  vergl.  Seligsohn  §  24 
fr.  4;  vergL  auch  Robolski  E.  §  24  Nr.  2). 

90.  Äiidenmg  der  Begrfindung.  Hinsichtlich  der  Zulässigkeit 
einer  Änderung  der  Begründung  eUt  das  Folgende.  Eine  Än- 
derung der  rechtzeitig  geltend  gemachten  Einspruchsgründe  ist 
nur  wfthrend  der  Einspruchsfrist,  nach  deien  Ablauf  aber  nicht 
mehr  mtelich  (vergl.  PA.  PMZBl.  10  190;  Schanze  in  Glaser  86  41; 
Damme  rR,  320;  ver^l.  auch  Nr.  27).  Als  Änderung  ist  dabei 
nicht  nur  der  Ersatz  emes  Einspruchsgrundes  durch  einen  anderen, 
sondern  auch  die  Hinzufügung  eines  neuen,  bisher  nicht  geltend 
gemachten  Einspruchsgrundes  anzusehen  (Seligsohn  §  24  Nr.  4; 
Isay  §  24  Nr.  6;  Stephan-Schmid  40;  anders  Köhler  771,  772). 
Dies  ist  namentlich  für  den  Einsprechenden  von  Bedeutung,  welcher 
durch  widerrechtliche  Entnahme  der  Erfindung  benachteiligt  ist, 
indem  er  durch  Nichtgeltendmachung  dieses  Einspruchsgrundes 
während  der  Einspruchsfrist  das  Anredit  auf  die  ihm  in  §  3  Abs.  2 
PatG.  eingeräumte  Vergünstigung  verliert  Der  verspätet  geltend 
gemachte  Einsnruchsgrund  ist  nicht  zu  berücksichtigen;  vielmehr 
ist  der  Beurteilung  der  Sache  der  frühere,  rechtzeitig  geltend  ge- 
machte Einspruch^;rund,  soweit  derselbe  aufrecht  ernalten  ist, 
allein  zugrunde  zu  legen.  Neue,  zur  Rechtfertigung  eines  rechtzeitig 

feltend  gemachten  EinspruchsCTundes  dienende  Tatsachen  und 
Beweismittel  dürfen  nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  nicht  mehr 
—  und  zwar  auch  nicht  auf  Grund  einer  Fristerstreckung  —  berück- 
sichtigt werden  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  10).  Die  Berücksichtigung 
verspätet  vorgebrachter  Tatsachen  von  Amts  we^en  ist  dagegen  nicht 
ausgeschlossen,  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Begründung  nicht 
lediglich  den  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  zu  berücksichtigenden 
Einspruchsgrund  der  widerrechtUchen  Ikitnahme  betrifft  (vergl. 
Nr.  12;  vergl.  auch  Seligsohn  §  24  Nr.  4;  Schanze  in  GliLser  86  41). 
21.  Fol^n  niehtreohtzeitiger  Bekundung.  Ist  der  Einspruch 
nicht  im  Sinne  des  Gesetzes  begrünaet,  oder  ist  die  Be^ilndung 
verspätet  eingegangen,  so  ist  der  Einspruch  unzulässig;  indessen 
kann  die  verspätete  Begründung  von  Amts  wegen  als  Information 
benutzt  werden,  soweit  nicht  widerrechtliche  Entnahme  in  Frage 
steht  (PA.  ZgR.  3  247,  G.  10  279;  vergl.  PA.  PMZBl.  1  246;  vergl. 
auch  Nr.  12,  20  und  43). 

b)  Einspruchsgründe. 

88.  Gesetzliche  EinspruehsgrüiLde.  Der  Einspruch  kann  nur 
auf  die  Behauptung  gestützt  werden,  daß  der  Gegenstand  der  An- 
meldung nach  §§  1  und  2  PatG.  nicht  patentfähig  sei,  oder  da& 
dem  Patentsucher  ein  Anspruch  auf  das  Patent  nach  §  3  PatG. 
nicht  zustehe.  Die  Einspruchsffründe  stimmen  hiernach  mit  den 
KliKCffründen  der  Nichtigkeitsklage  überein.  Einspruchsgründe 
sind  also:  1.  Mangel  der  Patentfähigkeit;  2.  Kollision  mit 
einem  früher  angemeldeten  Patent;  3.  widerrechtliche  Entnahme 
der  Erfindung.  Nach  einer  anderen  Ansicht  ist  die  Zahl  der  Ela^e- 
gründe  und  demgemäß  auch  die  ZaM  der  Einspruchsgründe  eme 
entsprechend  grolere,  während  darüber,  daß  die  Einspruchf^gründe 
den  Elf^Qgründen  der  Nichtigkeitsklage  entsprechen,  ziemlich 
Übereinstimmung  herrscht  (vergl.  §  28  Nr.  34;  vergl.  auch  Damme 
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PR.  318,  319,  450).  Was  den  Emspruchsgrund  unter  Nr.  2  an- 
langt, so  kann  dieser  auch  schon  dann  geltend  gemacht  werdcD, 
wenn  die  frühere  Anmeldung  noch  nicht  zur  Patenterteilung  ge- 
führt hat,  sondern  noch  in  der  Schwebe  ist  (Seligsohn  §  24  Nr.  5). 
Jedoch  muß  alsdann  das  Einspruchsverfahren  bis  zur  rechtskräftigen 
Entscheidung  über  Erteilung  oder  Yersagung  des  früher  ange- 
meldeten Patents  ausgesetzt  werden  (vergl.  §  3  Nr.  16).  Auf 
andere  Gründe  als  die  angegebenen  kann  der  Einspruch  nicht  ge- 
stützt werden  (vergl.  Stephan-Schmid  40). 

23.  Einspruch  mofi  Yersagung  des  Patents  bezwecken.  Der 
Einspruch  kann  sich  also  nur  auf  Gründe  stützen,  welche  im 
Falle  ihrer  Anerkennung  die  gänzliche  oder  teilweise  Yer- 
sagung des  angemeldeten  Patents  zur  Folge  haben  können;  un- 
zulässig würde  es  daher  z.  B.  sein,  mit  dem  Einspruch  lediglich 
geltend  zu  machen,  da&  eine  Yerlegung  des  Anmeldedatums 
zu  erfolgen  habe  (vergL  Isay  §  24  Nr.  8).  Selbstverständlich  ist 
ein  Einspruch  auch  wegen  solcher  Punkte  ausgeschlossen,  die  im 
Patenterteilimgsverfahren  überhaupt  nicht  entschieden  werden 
können;  es  darf  daher  im  Einspruchswege  auch  nicht  eine  Ab- 
hängigkeitserklärung  oder  die  Anerkennung  eines  Yorbe- 
nutzunesrechts  beantragt  werden  (PA.  PMZBl.  8  154). 

24.  Formale  and  prozessuale  Gründe.  Der  Einspruch  kann 
auch  nur  auf  materiellrechtliche  Gründe  für  die  Yersagung  des 
Patents  gestützt  werden  (vergl.  PA.  G.  10  278,  279).  Gründe 
lediglich  formaler  oder  prozessualer  Natur  können  nicht  zur 
Einspruchsbegründung  dienen.  Es  kann  daher  nicht  we^en  Mangels 
der  Einheitlichkeit  der  Anmeldung  oder  gegenüber  einer  Zusatz- 
anmeldung wegen  Mangels  des  Zusatzverhältnisses  der  Einspruch 
erhoben  werden  (PA.  PMZBl.  8  130;  PMZBl.  8  154).  Der  Einspruch 
kann  auch  nicht  darauf  gegründet  werden,  da&  die  Anmeldung 
von  dem  Patentsucher  zurückgenommen  sei  oder  wegen  nicht  recht- 
zeitiger Erklärung  auf  den  Vorbescheid  als  zurückgenommen  zu 
gelten  ha'be  (anders  Bhenius  in  Glaser  28  1V6;  Seligsonn  §  24  Nr.  5). 

26.  Nichtgesetzliche  Einspruchsgrfinde.  Indessen  steht  nichts 
entgegen,  da&  der  Einsprechende  in  der  Einspruchsschrift  seine 
Bedenken  prozessualer  Natur  .«rowie  überhaupt  alle  Bedenken 
gegen  die  Patenterteilung,  welche  nicht  unter  einen  der  ge- 
setzlich zugelassenen  Einspruchsgrtinde  fallen,  geltend  macht. 
Denn  es  steht  allgemein  jedermann  frei,  auch  ohne  besonders  Ein- 
spruch zu  erheben,  die  gegen  die  Patenterteilung  sprechenden 
Gründe  dem  Patentamt  mitzuteilen,  um  dadurch  die  vorprOfende 
Tätigkeit  der  Behörde  zu  imterstützen.  Nur  wird  insofern  die 
betreffende  Eingabe  nicht  als  Einspruch  im  gesetzlichen  Sinne  be- 
handelt; es  beaarf  auch  keiner  Berücksichtigung  der  damit  geltend 
gemachten  Bedenken  in  der  Entscheidung. 

26.  Berficksichtigning  nichtgesetzlicher  Einspraclisgrriiiide 
von  Amts  wegen.  Ein  Einspruch,  welcher  nicht  auf  einen  gesetz- 
liehen  Einspruchsgrund  gestützt  ist,  ist  imzulässig  (PA.  G.  10  278, 
279;  vergl.  Nr.  39).  Doch  steht  es  wegen  des  das  Patenterteilungs- 
verfahren beherrschenden  Offizi^prinzips  in  dem  Ermessen  des 
Patentamts,  ob  es  die  voi^ebrachten  Gründe,  welche  keine  Ein- 
spruchsgründe sind,  aber  doch  zur  Yersagung  des  Patents  führen 
können,  von  Amts  wegen  berücksichtigen  will. 
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27.  Ändenmg  des  Binsprachsgniiides.  Der  Einspnichsgnmd 
kann  nach  Ablauf  der  Eiiispruchsfrist  nicht  mehr  geändert  werden, 
d.  h.  es  darf  weder  ein  neuer  Einspruchsgrund  hinzugefügt,  noch 
auch  an  Stelle  des  ursprünglich  geltend  gemachten  Einspruchs- 
grundes  ein  anderer  gesetzt  werden  (vergl.  Nr.  20).  Hinsichtlich 
der  Frage,  wann  eine  Änderung  des  Einspruchsgrundes  anzunehmen 
ist,  kommen  diejenigen  Erörterungen  zur  entsprechenden  An- 
wendung, welche  sich  mit  der  Fragte  beschäftigen,  wann  eine 
Änderung  des  Klagegrundes  bei  der  Nichtigkeitsklage  anzunehmen 
ist  (veigl.  §  28  Nr.  79  ff.). 

28.  Terbindiin^  mehrerer  Ehispruchsgrüiide.  Zulässig  ist  es, 
mehrere  oder  sämthche  Einspruchsgründe  zu  verbinden,  d.  h.  in 
einem  Einspruch  geltend  zu  machen.  Dem  Patentamt  bleibt  es 
dann,  wenn  es  die  Zmtlckweisung  der  Anmeldung  ausspricht,  über- 
lassen, auf  welchen  Einspruchsgrund  hin  es  die  Zurückweisung  aus- 
sprechen will ;  es  kann  auch  die  Zurückweisimg  auf  mehrere  Gründe 
gleichzeitig  stülpen.  Hat  der  Einsprechende  erklärt,  daß  er  den 
einen  Einspruchsgrund  in  erster  Linie,  den  anderen  nur  eventuell 
für  den  Fall,  dal  der  erst  geltendgemachte  Grund  nicht  dm-ch- 
dringen  sollte,  berücksichtigt  wissen  wolle,  so  ist  das  Patentamt 
nicht  an  diese  Reihenfolge  gebunden,  da  es  wegen  des  das  Ver- 
fahren beherrschenden  Offizialprinzips  an  Anträge  der  Beteiligten 
überhaupt  nicht  gebunden  ist  (vergL  §  25  Nr.  1).  Nur  wenn  der 
Einspruchsgrund  der  widerrechtlichen  Entnahme  neben  anderen 
Eiiiispruchsgründen  geltend  gemacht  ist,  muß  auf  Verlangen  des 
Verletzten  —  wegen  der  damit  für  diesen  verbundenen  Ver- 
gOiistigung  —  über  diesen  Einspruchsgrund  in  jedem  Falle  ent- 
schieden werden  (vergl.  §  3  Nr.  124). 

rv.  EinapraohfliMBt. 

29.  Berechnung*  Die  Frist  für  die  Erhebung  des  Einspruchs 
ist  die  gleiche  wie  die  Frist  für  die  Zahlung  der  ersten  Jahres- 
gebühr (veigL  Nr.  4).  Auch  die  Einspruchsfnst  berechnet  sich 
denmach  von  dem  Tage  der  Bekanntmachung  der  Anmeldung  an, 
ohne  daß  es  darauf  ankäme,  ob  oder  wann  die  Auslegung  der  An- 
meldune  erfolgt  ist  (Köhler  770;  Schanze  in  Glaser  S4  260).  Ist 
die  Auslegung  nicht  oder  nicht  in  gehöriger  Weise  vorgenonunen, 
so  ist  es  Sache  desjenigen,  welcher  zur  Vorbereitung  des  Ein- 
spruchs der  Einsichüiahme  der  ausgelegten  Stücke  bedarf,  sich 
deren  Einsicht,  nötigenfalls  durch  Beschwerde  im  Verwaltungswege, 
zu  verschaffen  (veigl.  Seligsohn  §  24  Nr.  3). 

80.  Wahrung  der  Vinst.  Die  Einspruchsfrist  wird  gewahrt 
durch  Einreichung  eines  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechen- 
den Einspruchs  bei  dem  Patentamt  (vergl.  Schanze  in  Glaser  86  20). 
Hierfür  gelten  die  für  die  Einreichung  schriftlicher  Eingaben  im 
allgemeinen  geltenden  Regeln  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  34  ff.). 
iLomerhalb  der  Frist  muß  auch  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Be- 
^ündunjs  des  Einspruchs  beigebracht  werden  (vergl.  Nr.  15ff.). 
£ine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  die  Ver- 
sflmnung  der  Frist  findet  nicht  statt  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  11; 
anders  Schanze  in  Glaser  35  20).  Auch  eine  Verlängerung  der 
Frist  ist  nicht  statthaft,  da  es  sich  um  eine  gesetzliche  frist  handelt 
(Schanze  in  Glaser  84  260).    Dagegen  ist  es  zulässig,  zur  näheren 
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Ausführung  und  Rechtfertigung  eines  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechenden  Einspruchs  eine  Frist  zu  gewl^en  (PA.  i^R.  S  247, 
G.  10  279).  Eiae  solche  Fristerstreckung  ist  indessen  abzulehnen 
oder  möglichst  zeitlich  zu  beschränken,  wenn  der  Einspruch  offen- 
bar unbegründet  und  lediglich  die  Verschleppung  der  Patent- 
erteilung beabsichtigt  ist  (PA.  Ber.  185). 

81.  Behandlung  niehtfiristgerechter  Einsprache.  Zulässig  ist 
die  Einlegung  des  iSnspruchs  nur  innerhalb  der  durch  das  Gresetz 
bestimmten  Frist.  Unzulässig  ist  daher  nicht  nur  der  erst  nach 
Ablauf  der  Frist  sondern  auch  der  vor  Beginn  derselben  eingelegte 
Einspruch  (Schanze  in  Glaser  84  260;  Robolski  E.  §  24  Nr.  2; 
Isay  §  24  Nr.  5 ;  Stephan-Schmid  39).  Doch  können  we^n  des  das 
Patenterteilun^ver&hren  beherrschenden  Offizialprinzips  die  in 
einem  nicht  fristgerechten  Einspruch  geltend  gemachten  Gründe 
und  Tafsachen  —  sofern  der  Einspruch  nicht  auf  §  3  Abs.  2  PatG. 
gestützt  ist  —  beachtet  werden  (vergl.  Nr.  21  und  26). 

V.  Sinspruohsbereohtigter. 
a)  Allgemeines. 

S2.  Interesse.  Zum  Einspruch  berechtigt  ist,  wenn  der  Ein- 
spruch auf  §§  1,  2  und  3  Abs.  1  PatG.  gestüM  wird,  jedermann, 
onne  daß  der  Nachweis  irgend  eines  Interesses  erforderlich  wäre, 
ja  sogar  auch  dann,  wenn  iedes  Interesse  nachweislich  fehlen 
sollte.  Es  ist  daher  gegenüber  einem  solchen  Einsprüche  aach 
nicht  der  Einwand  zulässig,  daß  er  nur  zur  Chikane  erhoben  sei 
In  dieser  Hinsicht  kommen  die  Erörterungen  über  das  Erfordernis 
eines  Interesses  bei  der  Nichtigkeitsklage  hier  zur  entsprechenden 
Anwendung  (vei^l.  §  10  Nr.  6ff.).  Der  auf  §§  1,  2  und  3  Abs.  1 
PatG.  gestützte  Einspruch  ist,  wie  die  auf  §§  10  Nr.  1  und  2  PatG. 
gegründete  Nichtigkeitsklage,  ein  Popularrechtsbehelf  (Robolski  Th. 
94;  Seliesohn  §  24  Nr.  6).  Dagegen  ist,  wenn  der  Einspruch  auf 
Grund  des  §  3  Abs.  2  PatG.  erhoben  wird,  der  Nachweis  zu  liefern, 
daß  der  Einsprechende  Verletzter  im  Sinne  dieser  Bestimmung 
ist  (Robolski  K.  §  24  Nr.  2;  vergl.  §  28  Nr.  36). 

38.  Person  des  Einsprachsberechttoten.  Auch  die  Frage,  welche 
Personen  im  einzelnen  zum  Einspruch  berechtigt  sind,  beantwortet 
sich  entsprechend  nach  den  für  das  Nichtigkeitsverfahren  geltenden 
Regeln.  Danach  können  nicht  nur  physische,  lindem  auch 
juristische  Personen  Einspruch  erheben.  Der  Einsprechende 
muß  geschäftsfähig  und  prozeßfähig  sein.  Nicht  geschäfts- 
fähige Personen  werden  durch  ihre  gesetzlichen  Vertreter  ver- 
treten. Auch  Ausländer  und  im  Auslande  wohnende  Personen 
können  als  Einsprechende  auftreten,  ohne  dabei  die  Verpflichtung 
zu  haben,  einen  inländischen  Vertreter  gemäß  §  12  PatG.  zu  be- 
stellen oder  sich  durch  einen  solchen  vertreten  zu  lassen  (Robolski 
Th.  94;  Robolski  E.  §  24  Nr.  2;  Seligsohn  §  24  Nr.  6). 

34.  Vertreter.  Der  Einspruch  kann  auch  durch  einen  frei- 
willig bestellten  Vertreter  erhoben  werden.  Hinsichtlich 
dessen  Person  sowie  hinsichthch  der  demselben  zu  erteilenden 
Vollmacht  ist  auf  die  allgemeinen  Erörterungen  über  das  Verfahren 
in  Patentsachen  zu  verweisen  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  43ff.).  Ist 
der  Einspruch  von  einem  als  Vertreter  Auftretenden  ohne  Voll- 
macht oder  ohne  genügende  Vollmacht  erhoben,  so  ist  eine  Frist 
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für  deren  Nachbringung  zu  setzen,  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf 
der  Einspruch  als  unzulftssig  zu  behandeln  ist;  die  Benachrichtigung, 
da&  der  JEiinspruch  als  unzulftssig  angesehen  wird,  ist  alsdann  dem 
fSlschlicherweise  als  Vertreter  Au|g;e&etenen  zuzustellen  (Seligsohn 
^  24  Nr.  4;  Isay  §  24  Nr.  13).  Das  Patentamt  hat  auch  hier  — 
vorau^eselzt,  da&  der  Einspruch  nicht  nur  auf  §  3  Abs.  2  PatG. 
gestütä  ist  —  die  Befugnis,  das  in  dem  unzul&ssigen  Einspruch 
vorgebrachte  Material  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen.  Ist 
der  Einsprechende  eine  juristische  Person  oder  Gesellschaft  oder 
nicht  ffeschftft^ähig,  so  ist  der  Einspruch  namens  desselben  durch 
den  oder  die  gesetzlichen  Vertreter  zu  erheben.  Sind  mehrere 
gesetzliche  Vertreter  nur  zu  gemeinschaftlichem  Handeln  be- 
rechtigt, so  mufi  der  Einspruch  von  allen  gemeinsam  erhoben 
werden  (PA.  PMZBL  3  204).  Gemäß  §  184  BGB.  genügt  es  dann 
indessen,  wenn  der  von  nur  einem  Vertreter  erhobene  Einspruch 
—  wenn  auch  erst  nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  —  von  dem 
oder  den  anderen  genehmigt  wird  ^ay  §  24  Nr.  6).  Der  gem&ß 
§12  PatG.  bestellte  inländische  Vertreter  ist  zur  Einlegung 
des  Einspruchs  nicht  befugt  (vergl.  §  12  Nr.  24). 

SB.  Hehrere  Efaisprechende.  Bei  einem  Verfahren  können 
mehrere  Einsprechende  beteiligt  sein.  Es  ist  dann,  gleich- 
viel ob  ein  Einspruch  von  mehreren  gemeinsam,  oder  ob  mehrere 
Einsprüche  getrennt  erhoben  sind,  immer  nur  ein  Verfahren, 
nftmfich  das  Anmelde  verfahren,  anhängig,  zu  welchem  sämtliche 
{ansprechende  als  Beteiligte  hinzuzuziehen  sind  (vergl.  Damme 
PR.  325;  vergl.  auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  42).  Die  mehreren  Ein- 
brechenden selten  dann alsStreit^enossen,  gleichwie  mehrere 
Alfiger  oder  Beklag  im  Nichtigkeitsverfahren.  Die  Rücknahme 
des  Einspruchs  seitens  eines  Einsprechenden  ist  auf  die  Rechte 
-der  anderen  ohne  Einfluß  (Damme  PR.  327;  ve^l.  auch  §  28 
Nr.  67).  Die  Streiteenossenschaft  der  mehreren  Einsprechenden 
.  isty  auch  wenn  ein  Einspruch  von  mehreren  gemeinsam  eingelegt 
ist,  keine  notwendige  im  Sinne  des  §  62  CPO.;  eine  notwendige 
Streitgenossenschaft  würde  nur  dann  vorliegen,  wenn  im  Laufe 
des  Verfahrens  an  die  Stelle  eines  Einsprechenden  mehrere  Rechts- 
nachfolger getreten  sind  (vergl.  §  28  Nr.  55 ff.;  vergl.  auch  Nr.  36 ff.). 
Jeder  iSnsprechende  wird  demnach  auch  bei  gemeinschaftlichem 
Einspruch  als  selbstfindiger  Prozeßbeteiligter  Behandelt  (Damme 
PR.  327).  Die  Beteiligung  jedes  Einsprechenden  erstreckt  sich 
auf  das  gesamte  Anmeldeveriahren,  so  daß  auch  in  dem  über  den 
Einspruch  eines  anderen  anhfingigen  Verfahren  ein  Einsprechender 
weder  als  Zeuge  noch  als  Sachverständiger  vernommen  werden 
darf  (veigL  Nr.  45  und  §  25  Nr.  4).  Es  ist  auch  nur  ein  Be- 
schluß über  die  mehreren  Einsprüche  zu  fassen,  nfimlich  der  Be- 
schluß, durch  weldien  das  Patent  erteilt  oder  versiagt  wird  (Damme 
PR.  325). 

b)  Rechtsnachfolge  in  die  Einspruchsberech- 
tigung. 

88.  Übertragbarkeit  unter  Lebenden.  Fraglich  ist  es,  ob  eine 
Rechtsnachfolge  in  die  durch  den  rechtmfißig  erhobenen  Einspruch 
geschaffene  Rechtsstellung  möglich  ist.  Diese  Frage  ist  von  wesent- 
Bclier  Bedeutung  für  den  FaU,  daß  die  Einspruchsfrist  abgelaufen 
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ist,  und  demnach  niemand  mehr  aus  eigenem  Rechte  Einspruch  er- 
heben kann.  Ist  der  Einspruch  auf  §§  1,  2  und  3  Abs.  1  PatG. 
gegründet,  so  ist  er  wegen  seiner  öffentlichrechtlichen  Natur 
nicht  unter  Lebenden  übertragbar.  Dies  gilt  auch  dann, 
wenn  die  wirtschaftUchen  Interessen,  mit  Rücksicht  auf  welche  der 
Einspruch  erhoben  ist,  z.  B.  das  Geschäft,  dessen  Interessen  damit 
verfolgt  werden,  auf  einen  anderen  übergehen ;  noch  weniger  findet 
ein  süllschweigender  Rechtsübergang  in  einem  solchen  Falle  statt 
(anders  Kohler  761 ;  Hüfner  in  GUR.  11  274,  275).  Übertragbar 
ist  dagegen  wegen  seiner  vorwiegend  privatrechtlichen  Natur  der 
auf  widerrechtliche  Entnahme  gegründete  Einspruch  (vergL 
PA.  PMZBl.  12  247;  Hüfner  in  GUR.  11  274).  Diese  Einspruchs- 
befugnis geht  aber  nicht  etwa  stillschweigend  auf  den  Erwerber 
des  Geschäfts  oder  sonstige  Rechtsnachfolger  über  (vergl.  §  28- 
Nr.  41 ;  anders  Hüfner  in  GUR.  11  274). 

37.  Tererblichkeit.  Was  die  Frage  anlangt,  ob  die  durch  den 
Einspruch  erworbene  Rechtsstellung  vererblich  ist,  so  hat  das 
Patentamt  dies  bejaht  unter  der  Voraussetzung,  daß  der  Ursprung- 
lieh  Einsprechende  mit  dem  Einspruch  ein  vermögensrechtliches 
Interesse  verfolgte,  wenn  z.  B.  der  I^nsprechende  an  einem  anderen 
Patente  interessiert  war,  dessen  Beeinträchtigung  bei  Erteilung 
des  angemeldeten  Patents  zu  befürchten  sein  würde  (PA.  PMZBl. 
8  204).  Entsprechendes  muß  jedenfalls  dann  gelten,  wenn  der  Ein- 
Spruch  auf  widerrechtliche  Entnahme  sich  gründet  (Hüfner  in  GUR. 
11  273;  vergl.  Nr.  36).  Mau  wird  jedoch  allgemein  ohne  jede  Be- 
schränkung die  Vorschriften  der  §§  239flf.  CPO.  über  <£e  Auf- 
nahme des  Verfahrens  durch  Rechtsnachfolger  —  ähnlich  wie 
im  Falle  des  Todes  des  Nichtigkeitsklägers  —  hier  zur  ent- 
^rechenden  Anwendung  bringen  können,  da  der  Einspruch  ähn- 
hch  der  Nichtigkeitsklage  ein  prozessuales  Rechtsmittel  ist.  Aller- 
dings wird  weder  eine  Unterbrechung  noch  eine  Aussetzung 
des  Verfahrens  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  des  Erteilungsver- 
fahrens hier  eintreten  können  (vergl.  Köhler  761;  Isay  §  24  Nr.  11; 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  24  Nr.  6;  vergl.  auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  27; 
vergl.  dagegen  auch  Hüfner  in  GUB.  11  275). 

38.  Zwangsvollstreckung  und  Konkurs.  Die  durch  den  Ein- 
spruch begründete  Rechtosteilung  unterhegt  nicht  der  Zwangs- 
vollstreckung; sie  gehört  auch  nicht  zur  Konkursmasse  des 
Einsprechenden,  da  es  sich  dabei  um  die  Ausübung  einer  Befugnis 
offen tUchrechtUcher  Natur,  nicht  aber  um  ein  Vermögensrecht 
handelt.  Es  ist  daher  bei  Ausbruch  des  Konkurses  über  das  Ver- 
mögen des  Einsprechenden  nicht  der  Konkursverwalter  zur  Fort- 
setzung des  Verfahrens  berechtigt;  vielmehr  verbleibt  diese  Be- 
rechtigung bei  dem  GemeinschiSdner  (vergl.  Isay  §  24  Nr.  11; 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  24  Nr.  6). 

VI.  Unzulässigkeit  des  Einspruchs. 

39.  Unzulassigkeitsgriinde.  Die  Zulässigkeit  des  Einspruchs 
ist  von  Amts  wegen  zu  prüfen  (Schanze  in  Glaser  85  47).  Unzu- 
lässig ist  der  Einspruch :  1.  wenn  er  nicht  schriftlich  oder  nicht 
in  deutscher  Sprache  abgefaM  ist;  2.  wenn  er  nicht  die  Tat- 
sachen  angibt,   auf  welche   er  sich   stützt;   3.  wenn  die  ange- 


B.  Einspruch.    VI.  Unzulässigkeit  des  Einspruchs.  251 

§  ebenen  Tatsachen  sich  nicht  unter  den  Gesichtspunkt  eines  von 
em  Gesetze  zugelassenen  Einspruchsgrundes  bringen  lassen; 
4.  wenn  er  nicht  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  bei  dem  Patent- 
amt eingegangen  ist;  5.  wenn  er  von  einem  nicht  dazu  Berech- 
tigten, msbesondere  im  Falle  des  §  3  Abs.  2  PatG.  nicht  von 
dem  Verletzten  oder  nicht  von  einem  legitimierten  Vertreter  des 
Verletzten,  erhoben  ist  (PA.  PMZBl.  3  204);  6.  wenn  er  von  einem 
Vertreter  ohne  Vollmacht  erhoben  ist  und  innerhalb  der  dazu 

fesetzten  Frist  eine  schriftliche  Vollmacht  nicht  beigebracht  wird. 
)a  es  im  Patenterteilungsverfahren  eine  Nebenintervention  nicht 
gibt,  so  kann  der,  welcher  wegen  Nichteinhaltung  der  Einspruchs- 
frist das  Einspruchsrecht  verloren  hat,  die  Zulässigkeit  des  ver- 
späteten Einspruchs  nicht  dadurch  begründen,  daß  er  sich  einem 
anderen  Beteiligten,  welcher  rechtzeitig  Einspruch  eingelegt  hat,, 
als  Nebenintervenient  anschlieM  (vergl.  PA.  PMZBl.  9  100;  Selig- 
,sohn  3.  Aufl.  §  24  Nr.  6;  vergl.  auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  40). 

40«  Behandlung  des  unralässigen  Einspruchs.  Ist  der  Ein- 
sprudi  unzulässig,  so  ist  ein  Einspruch  im  Sinne  des  Gesetzes 
nicht  vorhanden;  es  bedarf  also  einer  Verhandlung  und  Entscheidung 
über  den  Inhalt  des  Einspruchs  nicht,  vielmehr  ist  der  Einspruch 
sachlich  nicht  zu  bedachten  (PA.  G.  10  278,  279;  Isay  §  24  Nr.  12). 
Die  Unzulässigkeit  des  Einspruchs  ist  durch  einen  den  Beteiligten 
zuzustellenden  Beschluß  ausdrücklich  auszusprechen  (vergl. 
Schanze  in  Glaser  85  46,  47 ;  vergl.  dagegen  auch  Isav  §  24  Nr.  12 ; 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  24  Nr.  10).  Denn  trotz  der  Unzulässigkeit  des 
Einspruchs  erlangt  der  Einsprechende,  da  er  eine  Prozeßhandlung 
vorgenommen  hat,  zu  der  die  Behörde  Stellung  nehmen  und  Ober 
die  sie  entscheiden  muß,  die  Rechtsstellung  eines  „Beteiligten^^ 
(FA.  PMZBL  7  296;  PMZBl.  10  412;  vergl.  dagegen  PA.  PMZBl. 
&  23,  24).  Eine  sachliche  Entscheidung  über  den  unzulässigen  Ein- 
spruch darf  dagegen  nicnt  getroffen  werden;  ebensowenig  ist  der 
Beschluß  über  Erteilung  oder  Versagung  des  Patents  dem  Ein* 
sprechenden  zuzustellen  (anders  Isay  §  24  Nr.  12).  Ist  dies  doch 
geschehen,  so  erlangt  der  Einsprechende  durch  den  dem  Gesetze 
zuwiderlaufenden  Beschluß  sowie  durch  die  gesetzwidrige  Zu- 
stellung nicht  etwa  ein  Recht  auf  sachliche  Berücksichtigung  seines 
Einspruchs  (PA.  PMZBl.  10  412).  Der  unzulässig  Einsprechende 
hat  überhaupt  keinen  Anspruch  darauf,  zu  dem  die  Patenterteilung 
betreffenden  Verfahren  zugelassen  zu  werden;  er  hat  also  auch 
kein  Beschwerderecht  gegen  die  Patenterteilung  (Robolski  K.  §  24 
Nr.  2]  Stephan-Schmid  39;  vergl.  §  26  Nr.  23).  Doch  steht  ihm  tat- 
sächhch  die  Beteiligung  an  dem  Verfahren  zu,  solange.,  nicht  rechts- 
kräftig der  Einspruch  für  unzuläasig  erklärt  ist.  Über  die  Zu- 
läSB^eit  des  Einspruchs  ist  zugleich  mit  dem  Beschlüsse  über 
die  Erteilung  des  Patents  zu  entscheiden;  es  hat  nicht  etwa 
ein  Zwischenverfahren  über  die  Zulassung  des  Einspruchs  und 
demnach  auch  nicht  eine  gesonderte  Beschlußfassung  hierüber  statt- 
zufinden (PA.  M.  5  43 ff.;  Schanze  in  Glaser  85  46  und  47).  Zu 
einer  selbständigen  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  des 
Einspruchs  könnte  es  höchstens  dann  kommen,  wenn  der  Einspruch 
gegen  eine  überhaupt  nicht  ausgelegte  Anmeldung  oder  wenn  er 
erst  nach  der  Beschlußfassung  über  die  Patenteiteilung  erhoben 
sein  sollte   (Schanze  in  Glaser  85  47;  Isay  §  24  Nr.  12).    Nach 
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einer  anderen  Ansicht  soll  eine  selbständige  Entscheidung  über 
die  Zulässigkeit  des  Einspruchs  allgemein  statthaft  sein  (vergL 
Damme  PK.  322). 

41.  Beschwerde  gegen  die  UnzulSssigkeitserklänmir.  Aus 
dem  Umstände,  daß  auch  der  unzulässig  Einsprechende  jedenfalls 
als  Beteiligter  anzusehen  ist,  folgt,  da£  ihm  da?  Recht  der  Be- 
schwerde gegen  den  seinen  Einspruch  als  unzulässig  verwerfenden 
Beschluß  zusteht  (PA.  PMZBl.  7  2%;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  24 
Nr.  10;  vergl.  dagegen  PA.  Tj^R.  8  247,  6. 10  279;  PMZBL  5  23,  24). 
Die  Beschwerde  in  der  Sache  selbst  kann  mit  der  Beschwerde, 
welche  sich  gegen  den  die  Unzulässigkeit  des  Einspruchs  aus- 
sprechenden Beschluß  richtet,  verbunden  werden;  aoch  ist  die 
Beschwerde  in  der  Sache  selbst  als  unzulässig  zu  verwerfen,  wenn 
nicht  die  Regen  die  Unzulässigkeit  des  Einspruchs  sich  richtende 
Beschwerde  als  begründet  anerkannt  wird  (PA.  PMZBl.  10  412). 
Auch  die  sich  ledighch  gegen  die  Unzulässigkeitserklärung  richtende 
Beschwerde  mu£  in  den  Formen  des  §  26  PatG.  eingelefft  werden 
—  nicht  in  den  Formen  des  ^  16  PatG.  —  da  durch  den  anse- 
fochtenen  Beschluß  auch  in  diesem  Falle  „über  die  Erteilung  des 
Patents**  im  Sinne  des  §  26  Abs.  1  PatG.  entschieden  wird  (PA. 
PMZBL  9  10, 11).  Ist  die  Beschwerdefrist  versäumt,  so  kann  die 
Zulässigkeit  der  Beschwerde  aucli  nicht  durch  Anschlie£ung  an 
die  rechtzeitige  Beschwerde  eines  anderen  Einsprechenden  im 
Wege  der  Nebenintervention  begründet  werden,  da  es  eine  Neben- 
intervention im  Erteilungsverfahren  nicht  gibt  (PA  PMZBl.  9  100 ; 
vergl.  Nr.  39).  Nur  dann,  wenn  eine  selbständige  Entscheidung 
über  die  Zulässigkeit  des  Einspruchs  ergeht,  findet  die  fristlose 
Beschwerde  des  §  16  PatG.  statt  (vergl.  auch  Damme  PB.  322,  323). 

42.  Berichtigung  irrtiimlieher  UnzulSssigkeitserklSnuig. 
Stellt  es  sich  später  heraus,  da&  die  Unzulässigkeit  des  Einspruchs 
irrtümlich  angenommen  ist,  indem  z.  B.  eine  tatsächlich  ein- 

S ereichte  Erklärung  nicht  zu  den  richtigen  Akten  gelangte,  so  ist 
er  Einspruch,  so  lan^e  eine  endgültige  Entscheidung  über  die 
Patenterteilung  noch  nicht  ergangen  ist,  zu  berücksichtigen,  aller- 
dings, wenn  in  erster  Instanz  das  Patent  erteilt  war,  nur  unter 
der  Voraussetzung,  da&  der  Einsprechende  rechtzeitig  Beschwerde 
eingelegt  hat.  Ist  das  Patent  rechtskräftig  erteilt,  so  liegt  ein 
Grund,  dasselbe  wegen  der  irrtümlichen  Nichtberücksichtigung  des 
Einspruchs  für  nichtig  zu  erklären,  nicht  vor  (vergl.  §  10  Nr.  66). 
48.  Berücksichtigung  unzulässiger  Einsprfiehe  von  Amts 
wegen.  Der  uiizulässige  Einspruch  hat  keine  Kechtswirkung.  Es 
steht  indessen  wegen  des  das  Patenterteilungsverfahren  beherrschen- 
den Offizialprinzips  dem  Patentamt  frei,  die  in  dem  unzulässigen 
^Einspruch  geltena  gemachten  tatsächlichen  und  rechtlichen  Gründe 
von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen  (Bobolski  Th.  94;  Bobolski 
£.  §  24  Nr.  2;  Seligsohn  §  24  Nr.  7;  Schanze  in  Glaser  S5  51;  Isay 
I  ^  Nr.  12).  Diese  Berücksichtigung  von  Amts  w^jbu  kann  in- 
dessen nie  zur  Folge  haben,  da§  ein  unzulässiger  Mnspruch  als 
Einspruch  behandelt  wird.  Demnach  kann,  wenn  das  Patent- 
amt —  wie  im  Falle  der  widerrechtlichen  Entnahme  —  überhaupt 
nur  auf  erhobenen  Einspruch  in  Tätigkeit  treten  darf,  eine  Berück- 
sichtigung von  Amts  wegen  niemals  stattfinden  (veigl.  Nr.  12,  20 
und  21). 


B.  Einspruch.    YU.  Verfahren  nach  Einsprach.  25S 

48a.  Gegenstandslosigkeit  des  Einspruchs.  Zu  unterscheiden 
von  der  Unzulässigkeit  des  Einspruchs  ist  desseu  Gegenstands- 
losigkeit. Der  —  wenn  auch  zulässiger  Weise  emgelegte  — 
Emspruch  wird  gegenstandslos,  wenn  die  Anmeldung  zurOckge* 
nonunen  wird.  Damit  wird  auch  der  Einspruch  hinfällig,  der- 
gestalt, dai  dem  Einsprechenden  ein  Ansnpruch  auf  Fortsetzung  des 
Yerfiahrens  nicht  zusteht  (Danune  PB.  325). 

VTL  VerfEihren  nach  Einspruch« 

44.  Mitteilung  des  Einspruchs  und  Erklärungen  der  Be- 
teiligten. Der  Einspruch  wird  dem  Patentsucher  mitgeteilt,  um 
ihm  binnen  bestimmter  Frist  Gelegenheit  zur  Erklärung  zu  geben  . 
Nur  offenbar  eanz  unbegründete  Einsprüche  brauchen  nicht  mit- 
geteilt zu  werden;  vielmehr  kann  die  Entscheidung  über  sie  ohne 
weiteres  getroffen  werden  (Robolski  Th.  96;  Seligsohn  §  24  Nr.  9; 
Stephan-Schmid  41).  Eine  etwaige  Erklärung  des  Patentsuchers 
ist  schriftlich  nebst  einem  für  den  Einsprechenden  bestimmten 
Duplikat  oder,  falls  mehrere  Einsprechende  vorhanden  sind,  in 
einer  entsprechenden  Anzahl  von  Exemplaren  einziureichen.  Weitere 
scbrifUiche  Erklärungen  des  Einspreclienden  und  des  Patent* 
Suchers  sind  möglich.  Zur  Abgabe  solcher  Erklärungen  kann  das 
Patentamt  auffordern  und  eine  Ffist  dazu  setzen.  Die  Nichtein- 
haltung einer  solchen  Frist  hat  einen  Rechtsnachteil  nicht  zur 
Folge;  denn  auch  die  verspätet  abgegebenen  Erklärungen  sind  von 
dem  Patentamt  zu  berücksichtijgen.  Eine  Berücksichtigung  ist  nur 
dann  ausgeschlossen,  wenn  bei  Eingang  der  Erklärung  bereits  der 
Beschluß  über  Erteilung  oder  Y^^sagung  des  Patents  ergangen  war 
(vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  10). 

44a.  Weiteres  Terfahren  und  Entscheidona^.  Das  weitere 
Verfahren  spielt  sich  in  derselben  Form  wie  3b8  Verfahren  vor 
der  Abteilung  überhaupt  ab.  Die  Entscheidung  über  den  Ein* 
fin>ruch  ergeht  ^eichzeitig  mit  dem  Beschlüsse  über  Erteilung  oder 
Versagun^  des  Patents;  die  Entscheidung  wird  dann  mit  Gründen 
den  beteiligten,  d.  h.  dem  Anmelder  und  dem  Einsprechenden, 
zugestellt  Eine  gesonderte  Entscheidung  über  den  Einspruch  er- 
geht —  abgesehen  von  gewissen  Fällen  der  Unzulässigkeit  des 
Einspruchs  —  nur  dann,  wenn  derselbe  ohne  Mitteilung  an  den 
Patentsucher  als  offenbar  ganz  unbegründet  ohne  weiteres  zurück- 
gewiesen wird  (Robolski  Th.  95;  vergl.  Nr.  40).  Ist  die  Anmeldung 
zurückgenommen  oder  ^t  sie  als  zurückgenommen,  so  ist  der 
Einspruch  ohne  Entscheidung  für  erledigt  anzusehen. 

45.  Beohtsstellnng  des  Einsprechenden.  Der  Einsprechende 
ist  zu  dem  Verfahren  in  seiner  Stellung  als  Beteiligter  hinzuzu- 
ziehen. Er  hat  demnach  einen  Anspruch  darauf,  von  allen  nach 
Einlegung  des  Einspruchs  zwischen  dem  Patentamt  imd  dem  An- 
melder —  sei  es  über  die  Änderung  der  Anmeldung  oder  sonst  — 
gepflogenen  Verhandlungen,  welche  von  Bedeutung  für  die  Ent- 
scheidung über  die  Patenterteilung  sein  können,  m  Kenntnis 
gesetzt  und  darüber,  wenn  die  Anhörung  der  Beteiligten  erforder- 
üch  ist,  gehört  zu  werden  (PA.  M.  4  31;  vergl.  Schanze  in 
Glaser  S5  47).  Inwieweit  dem  Einsprechenden  ein  Recht  darauf 
zusteht,  zu  den  Beweisaufnahmen  hinzugezogen  zu  werden, 
ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  §  25  Nr.  4).    Ist  der  Einspruch 
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rechtskräftig  für  unzulässig  erklärt,  so  besteht  ein  Anspruch  auf 
Beteiligung  an  dem  Verfahren  nicht  mehr  (vergl.  Nr.  40).  Gegen 
ihm  ungünstige  Entscheidungen  steht  dem  Einsprechenden  das 
Kecht  der  Beschwerde,  soweit  eine  solche  —  al^esehen  von 
§  26  PatG.  —  nach  den  Grundsätzen  des  §  16  PatG.  überhaupt 
statthaft  ist,  zu,  z.  B.  ist  wegen  Versagung  des  rechthchen  Ge- 
hörs eine  solche  Beschwerde  zulässig  (vergl.  PA.  M.  4  31).  Wegen 
seiner  parteiähnlichen  Stellung  darf  der  Einsprechende  nicht  als 
Zeuge  oder  als  Sachverständiger  vernommen  werden  (Selig- 
sohn §  25  Nr.  2;  Isay  §  24  Nr.  10).  Diese  parteiähnliche  Stellung 
kommt  dem  Einsprechenden  nicht  nur  für  das  auf  seinen  Ein- 
spruch eingeleitete  Verfahren,  sondern,  wenn  gleichzeitig  der  Ein- 
spruch eines  anderen  anhängig  ist,  auch  für  das  auf  diesen  anderen 
Einspruch  eingeleitete  Verfahren  zu  (vergl.  Nr.  85  und  §  25  Nr.  4). 
*  46.  Kosten  des  Einspruchsverfahrens.  Hinsichtiich  der  Kosten 
des  Einspruchsverfahrens  sind  die  Erläuterungen  über  die  allge- 
meinen Verfahrensjgrundsätze  zu  vergleichen  (vergl.  Einl.  zu  §  20 
Nr.  68).  Danach  sind  die  Kosten  des  Einspruchsverfahrens  grund- 
sätzlich von  der  Kasse  des  Patentamts  zu  tragen;  einem  Be- 
teiligten können  Kosten  der  Regel  nach  nicht  auferlegt  werden 
(Robolski  Th.  95;  Seligsohn  §  24  Nr.  12;  Allfeld  228).  Nur  wenn 
eine  Beweiserhebung  auf  besonderen  Antrag  oder  im  besonderen 
Interesse  eines  Beteiigten  geschehen  soll,  kann  sie  davon  abhängig 
gemacht  werden,  dal  der  Beteiligte  die  Kosten  übernimmt  und 
Vorschuß  leistet.  In  dem  Einspruchsverfahren  erster  Instanz 
wird  demnach  eine  Entscheidung  über  die  Kosten  regelmäßig 
nicht  getroffen,  während  in  der  Beschwerdeinstanz  gemäß  §  26 
Abs.  5  PatG.  eine  solche  Entscheidung  mögUch  ist  (Schanze  in 
Glaser  85  50). 


§  2b. 

Bei  der  Torprflfang  und  in  dem  Terfahren  vor  der  Anmelde- 
abteiinng  kann  Jederzeit  die  Ladang  nnd  Anhdmng  der  BetelllgteBy  die 
Ternehmnng  von  Zengen  und  SachTerständigen,  sowie  die  Tomahme 
sonstiger  znr  Anfklärnng  der  Sache  erforderlicher  Ermittelangen  an- 
geordnet werden. 

Allgemeine  TerfahrentgmiidsitBO. 


1.  Verfahren  ror  dem  Vorprfifer  und  der 
Abtellniig. 

9.  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten. 

8.  Yerplllchtung  zur  Anhörung  der  Be- 
teiligten. 


4.  Temehmnng  TOn  Zengen  und  Snchrer- 
stindigen  nnd  sonatlge  Ermlttelnmgen. 

6.  Formale  Beweliregeln- 

6.  Bechtt  der  Bewelsanftanlune  betsn- 
wohnen. 


Allgemeine  Yerfahrensgrimdsätze. 

1.  Verfahren  vor  dem  Torpriifer  und  der  Abteilung.   In  §  25 

PatG.  sind  die  allgemeinen,  das  Patenterteilungsvenahren  be- 
herrschenden Grundsätze  aufgenommen,  welche  nur  deshalb  von 
den  übrigen  Verfahrens  Vorschriften  abgesondert  sind,  weil  sie  so- 
wohl für  das  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer  als  für  das  Ver- 
fahren vor  der  Anmeldeabteilung  gelten.    Es  kann  hiemach 
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in  jedem  Stadium  des  Verfahrens  die  Ladung  und  Anhörung  der 
Beteiligten,  die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen 
sowie  die  Vornahme  sonstiger  zur  Aufklärung  der  Sache  erforder- 
licher Ermittelungen  angeordnet  werden.  Ob  und  inwieweit  der 
Vorprüfer  und  die  Anmeldeabteilung  von  den  in  §  25  PatG.  ein- 
geräumten Befugnissen  Gebrauch  machen  wollen,  hängt  —  wegen 
des  das  patentamtliche  Verfahren  beherrschenden  Offizialprinzips 
(vergL  Eml.  zu  §  20  Nr.  3)  —  von  ihrem  freien  Ermessen  ab;  sie 
sind  daher  an  AntiSge  der  Beteiligten  bei  Ausübung  der  Befugnis 
in  keiner  Weise  gebunden  (AUfeld  228).  Jedoch  ist  die  Vornahme 
der  Amtshandlungen  keineswegs  in  das  Belieben  der  Behörde 
stellt;  es  besteht  vielmehr  eine  Verpflichtung  hierzu,  sofern 
Sachlage  es  erfordert  (Schanze  ß.  443).  Die  Vorschrift  des  §  25 
PatG.  gilt  gemäß  |  26  Abs.  3  PatG.  auch  für  das  Beschwerde- 
verfahren, iedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Ladimg  und  An- 
hörung der  Beteiligten  auf  Antrag  erfolgen  muß,  und  daß  der 
Antrag  nur  dann  abgelehnt  werden  kann,  wenn  die  Ladung  des 
Antragstellers  in  dem  Verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung  bereits 
erfolgt  war.  In  welcher  Weise  im  übrigen  das  Verfahren  vor  dem 
Vorprüfer  und  vor  der  Anmeldeabteilung  sowie  in  der  Beschwerde- 
instanz geordnet  ist,  findet  sich  an  anderer  Stelle  in  den  Erläute- 
rungen zu  §§  20  ff.  PatG.  erörtert 

2.  Ladung  und  AnhSrung  der  Beteiligten.  Durch  die  Ein- 
räumung der  Befugnis,  jederzeit  die  Ladung  und  Anhörung 
der  Beteiligten  anzuordnen,  soU  dem  Vor  prüf  er  und  den  Ab- 
teilungen die  Mös:lichkeit  gegeben  werden,  nicht  nur  auf  schrift- 
lichem Wege  sondern  auch  im  We^e  der  mündlichen  Verhand- 
lung mit  den  Beteiligten  in  Verbindung  zu  treten.  Von  dieser 
Befugnis  wird  in  ausgedehnter  Weise  Gebrauch  gemacht,  da  die 
Anhörung  der  Beteiligten  das  vorzüglichste  Mittel  ist,  um  unklare 
Ziele  des  Anmelders  zu  erforschen,  tmd  da  sie  häufig  selbst  da, 
wo  die  Schriftsätze  zunächst  einen  Zweifel  nicht  ergeben,  uner- 
wartete Aufklärungen  bringt.  Besonders  geeignet  hierzu  ist  die 
Ausübung  des  Fragerechts  in  entsprechender  Anwendung  von 
§  139  CrO.,  welches  gegenüber  ungenügenden  Erklärungen  zur 
Fragepflicht  wird  (Denkschrift  des  Keichskanzlers  in  ZgR.  3  110; 
PA.  Ber.  189;  vergl.  Damme  in  ArchBürgR.  17  169ff.).  Ein  münd- 
lieber  Verkehr  findet  besonders  häufig  zwischen  dem  Vorprüfer 
und  dem  Anmelder  statt;  in  dem  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer 
können  die  Beteiligten  auch  ohne  vorherige  Ladung  zum 
Zwecke  mündlicher  Rücksprache  erscheinen.  Indessen  wird  auch 
in  dem  Verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung  ein  Antrag  auf  Ladung 
nicht  leicht  abgelehnt;  bei  der  Anhörung  vor  der  Abteilung  sollen 
Mitglieder  in  beschlußfähiger  Zahl  gegenwärtig  sein,  und  es  dürfen 
nicht  dabei  gegenwärtig  gewesene  Mitglieder  an  der  Abstimmung 
nicht  teilnehmen  (Rhenius  N.  26).  Wird  die  Ladung  der  Beteiligten 
—  wenn  auch  nur  auf  Antrag  eines  derselben  —  beschlossen, 
so  müssen  stets  sämtliche  BeteiUgte  geladen  werden.  Die  Ge- 
ladenen sind  indessen  nicht  zum  Erscheinen  verpflichtet ;  vielmehr 
ergeht  die  Entscheidung  auch  im  Falle   ihres  Nichterscheinens. 

3.  Verpflichtung  zur  Anhörung  der  Beteiligten.  Die  An- 
hörung der  Beteili^n  ist  im  Falle  des  §  26  Abs.  4  PatG.  dem 
Patentamt  zur  Pflicht  gemacht,  indem,  wenn  die  Entscheidung 
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über  die  Beschwerde  auf  Grund  anderer  als  der  in  dem  ange» 

giffenen  Beschlüsse  berücksichtigten  Umstände  erfolgen  soll,  den 
eteiligten  zuvor  Gelegenheit  zur  Äußerung  zu  geben  ist.  Eine 
ähnliche  Vorschrift  ist  in  §  7  Abs.  4  der  Verordnung  vom  6.  De- 
zember 1891  für  das  Berufungsverfahren  vor  dem  Reichs- 
gericht gegeben,  indem,  wenn  das  Urteil  auf  Umstände  g^Qndet 
werden  soll,  welche  von  den  Parteien  nicht  berührt  sind,  mese  zu 
veranlassen  sind,  sich  hierüber  zu  äu&em.  Diese  beiden  Vor- 
schriften sind  nicht  etwa  singulärer  Natur,  sondern  sie  bringen 
den  jedem  Prozeßver&hren  eig^entümlichen  Gesichtspunkt  zum  Aus- 
druck,  da&  keinerlei  ein  Parteiinteresse  möglicherweise  berührende 
Maßnahme  getroffen  werden  darf,  ohne  dai  die  Unterlagen  dieser 
Maßnahme  mit  den  Parteien  erörtert  worden  sind,  oder  daß  diesen 
mindestens  Gelegenheit  gegeben  worden  ist,  Stellung  hierzu  zu 
nehmen.    Es  müssen  daher  z.  B.  die  Beteiligten  gehört  werden: 

1.  wenn  das  Anmeldeverfahren  wegen  eines  anderen  Anmelde- 
verfahrens ausgesetzt  werden  soll  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  19); 

2.  wenn  bei  Bekanntmachung  der  Anmeldung  an  dieser  von  dem 
Patentamt  Änderungen  voreenommen  werden  sollen  (vergL  §  23 
Nr.  8);  3.  wenn  bei  der  Redi^on  der  Patentschrift  Ände- 
rungen vorzunehmen  sind  (vergl.  §  20  Nr.  126);  4.  wenn  nach  er- 
hobenem Einspruch  weitere  Verhandlungen  zwischen  dem  Patent- 
amt und  dem  Anmelder  über  die  Änderung  der  Anmeldung 
gepflogen  werden  (vergl.  §  24  Nr.  45). 

4.  Vemehmimg  von  Zeugen  und  SaehverstSndigen  und  son» 
stige  Ermitteluiigen.  Auf  che  Vernehmung  von  Zeugen  und 
Sachverständigen  sowie  die  sonst  zur  Aufklänmg  der  Sache 
vorzunehmenden  Ermittelungen  finden  die  später  ausführlicher 
zu  erörternden  Grundsätze  über  die  Beweisaumahme  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren  entsprechende  Anwendung.  Es 
ist  hiemach  nicht  nur  Zeugen-  und  Sachverständigenbeweis,  sondern 
audi  Urkundenbeweis  und  Augenschein  statthaft  Von  der 
durch  einen  Beteiligten  beantragten  Beweisaufnahme  kann  Abstand 
genonunen  werden,  wenn  nicht  ein  genügender  Kosten vorschufi 
eingezahlt  ist  (vergl.  ^  30  Nr.  21).  Von  den  als  Beweismittel 
dienenden  Sachverständigen  sind  solche  Sachverständige  zu  unter- 
scheiden,  welche  von  dem  Patentamt  als  sachverständige  Be» 
rater  zugezogen  werden;  diese  sind  nicht  »Sachverständige  im 
Sinne  der  Prozeßeesetze,  welche  vereidigt  werden  können  imd  tun 
Erstattung  formeller  Gutachten  ersucht  werden,  sondern  Yer- 
trauenspersonen  der  Behörde.  Das  Patentamt  kann  mit  Spezialisten, 
welche  in  dieser  Weise  als  Berater  zugezogen  werden,  sich  in 
dauernde  Verbindung  setzen  (Robolski  Th.  95,  96).  Die  Yer» 
nehmimg  von  Beweissachverständigen  ist  außerordentiich  selten. 
Handelt  es  sich  um  die  Ermittlung  bestimmter  Tatsachen  auf  dem 
Wege  des  Experiments  durch  einen  Sachverständigen,  so  wird  ia 
der  Regel  der  beweispflichtigen  Partei  die  Beibringung  des  Gut- 
achtens von  einer  solchen  Seite  auferlegt,  deren  wissenschaftlicher 
Name  auch  ohne  formelle  Vernehmung  für  die  Angaben  des  Gut- 
achtens bürgt  (PA.  Ber.  186,  186).  Der  Patentsucher  kann  nicht 
als  Zeuge  vernommen  werden,  ebensowenig  der  Einsprechende  in 
dem  seinen  Einspruch  oder  den  Einspruch  eines  anderen  betreffenden 
Verfahren,  da  sowohl  der  Patentsucher  als  der  Einsprechende  die 
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Stellung  eines  Beteiligten  in  dem  Erteilun^verfahren  hat  (vergl. 
§  24  Nr.  36  und  46).  Eine  wichtige  Rolle  bei  den  von  dem  Patent- 
amt anzustellenden  Ermittlungen  spielt  insbesondere  die  Vor- 
führung des  Gegenstandes  der  Anmeldung  (PA.  Ber.  186;  ver^l. 
auch  §  90  Nr.  30).  Es  kann  jedoch  auch  Untersuchung  m 
Laboratorien  und  Versuchsanstalten  sowie  die  Einholung  amtUcher 
Bescheinigungen  über  die  technische  Wirkung  der  Ertmdunff  an- 
geordnet weraen.  Die  Beibringung  derartiger  Beweismittel  kann 
den  Beteiligten  auljgegeben  werden  (Robolski  K.  zu  §  26).  Das 
Patentamt  darf  auch  von'  allen  Behörden  Auskimft  verlangen 
(Damme  PR.  268). 

&  Formale  Beweisregeln«  Da  darüber,  ob  und  welche  Er- 
mittelmigen  vorzunehmen  sind,  lediglich  das  freie  Ermessen  der 
Behörde  entscheidet  (vergl.  Nr.  1),  so  ist  für  die  Anwendung  for- 
maler Beweisregeln,  wie  sie  im  zivilprozessualen  Vermhren 
vorkommen,  im  patentamtlichen  Verfahren  kein  Raum.  Unzul&ssig 
ist  daher  der  Beweis  durch  Eid  (vergl.  §  30  Nr.  3t).  Das  Zu- 
geständnis oder  Anerkenntnis  eines  Beteiligten  ist  für  das 
Patentamt  nicht  verbindlich  (vergl.  §  30  Nr.  13  ff.).  Ebensowenig 
ist  der  zivilprozessuale  Begriff  der  Beweislast  anwendbar  (Damme 
PR.  268),  immerhin  gibt  es  doch  gewisse  Beweisreseln,  welche 
in  gewissen  F&llen  regelmäßig  zu  beachten  sind,  die  jedoch  anderer- 
seits keinesweffs  das  Patentamt  derart  binden,  daß  sie  ausnahms- 
los  zur  Anwenaung  zu  kommen  hätten;  dies  gilt  z.  B.  hinsichtUch 
des  Beweises  der  Patentfähigkeit  und  insbesondere  der  Ausführ- 
barkeit der  angemeldeten  &findung  (veigl.  &  22  Nr.  2  a  und  ^  1 
Nr.  160  ff.).  Auf  demselben  Gesichtspunkte  beruht  es  auch,  daß 
das  Patentamt  voUständig  nach  freiem  Ermessen  über  die  Be- 
eidigung von  Zeugen  und  Sachverständigen  entscheidet, 
ohne  an  cuie  zivilprozessualen  Vorschriften  gebunden  zu  sein,  welche 
hier  —  anders  als  im  Falle  des  §  30  PatG.  —  nicht  ausdrücklieb 
für  anwendbar  erklärt  sind.  Das  Patentamt  kann  hiemach  jeden 
Zeugen  oder  Sachverständigen  uneidlich  vernehmen  und  anderer- 
seits vereidigen,  obwohl  seitens  der  Beteiligten  auf  die  Vereidigung 
verzichtet  ist  Allein  die  zwingende  Vorschrift  des  §  SSß  UPO., 
wonach  gewisse  Personen  nicht  vereidigt  werden  dürfen,  ist  auch 
für  das  Patentamt  maßgeblich  (Damme  PR.  267). 

6.  Recht,  der  Beweisaufnahme  beizuwohnen.  Den  Beteiligten 
steht  ein  Recht  darauf,  zu  den  Ermittelungen,  insbesondere  zu 
den  Beweisaufnahmen  und  Besichtigungen,  hinzugezoeen  zu 
werden,  nicht  zu;  dies  gilt  namentlich  für  den  Einsprecnenden. 
Die  prozessualen  Grundsätze,  welche  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren gelten  (verafl.  §  30  Nr.  26  a),  sind  im  Erteilungs- 
verCahren,  da  dieses  ein  Verwaltungs verfahren  ist,  nicht  ohne 
weiteres  anwendbar  (veigl.  Damme  PR.  324.  326;  KG.  PMZBl. 
10  183 ff.;  veigl.  auch  §  14  Nr.  6;  anders  Sehgsohn  3.  Aufl.  §  26 
Nr.  2;  Isay  §  26  Nr.  6;  Isay  in  M.  4  81,  82).  Es  ist  vielmehr  von 
Fall  zu  Fall  zu  entscheiden,  ob  und  welchen  Beteihgten  der  Zu- 
tritt zu  den  Beweisverhandlungen  zu  gestatten  ist.  Wenn  nicht 
erhebhche  Bedenken  entffe^^enstehen  —  wenn  insbesondere  die 
Preißgabe  von  Betriebsgeheimnissen  nicht  zu  befürchten  ist  — 
wird  indessen  der  Regel  nach  die  Zulassung  der  Beteiligten  zu  er- 
folgen haben  (Damme  PR.  324,  326).    Der  Zutritt  zu  den  Fabrik- 
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rftumlichkeiten  eines  Beteiligten  kann  wider  dessen  Willen  nicht 
erzwungen  werden  (vergL  §  90  Nr.  25  a). 


§26. 

Qegren  den  Beschliifi,  durch  welchen  die  Anmeldiuig  nirttckgewiesem 
wird,  kann  der  Patentsacker,  and  gegen  den  Bescklnfi,  dorch  welchen 
Aber  die  Ertellnng  de»  Patents  entschieden  wird,  der  Patentsncher  oder 
der  Einsprechende  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zastellangr  Be- 
sehwerde einlegen.  Mit  der  Einlegnng  der  Besehwerde  sind  flr  die 
Kosten  des  BeschwerdOTorfahrens  swansigMark  sn  sahlen;  erfolgt  die 
Zahlung  nicht,  so  gilt  die  Beschwerde  als  nicht  erhoben. 

Ist  die  Beschwerde  an  sich  nicht  statthaft  oder  Ist  dieselbe  re^ 
spStet  eingelegt,  so  wird  sie  als  nnznllsslg  Terworfen« 

Wird  die  Beschwerde  für  snllssig  befanden,  so  richtet  sich  das 
weitere  Yerfahren  nach  1 26.  Die  Lidang  and  AnhSmng  der  Beteiligten 
mnfi  auf  Antrag  eines  derselben  erfolgen«  Dieser  Antrag  kann  nnr  ab- 
gelehnt werden,  wenn  die  Ladnng  des  Antragstellers  in  dem  Yerfahren 
Tor  der  Anmeldeabteilnng  bereits  erfolgt  war. 

Soll  die  Entscheidnng  über  die  Beschwerde  anf  Qmnd  anderer  als 
der  in  dem  angegriffenen  Beschlnsse  berllcksichtigten  Umstftnde  er- 
folgen, so  Ist  den  Beteiligten  cnror  Gelegenheit  zn  geben,  sich  hierfther 
zn  Sofiem. 

Das  Patentamt  kann  nach  freiem  Ermessen  bestimmen,  inwieweit 
einem  Beteiligten  im  Falle  des  Unterliegens  die  Kosten  des  Beschwerde- 
Torfahrens  snr  Last  fallen,  sowie  anordnen,  daß  dem  Beteiligten,  dessen 
Beschwerde  für  gerechtfertigt  befanden  ist,  die  Gebflhr  (Abs.  1)  snrSek- 
getahlt  wird. 


Beschwerde  gegen  den  Beeelüua  Aber  die 
PetentertetlBBg. 

I.  ZaliMlgkelt  ud  Form. 

e)  Allgemeinee. 

1.  AAweadberkelt  dei  |  86. 

5.  Anwendberkeit  der  Erörtenugea  sm 
I  16. 

t.  Form  der  Beecliwerde ;  Einsahlong  der 
BeeeliwerdegebUir. 

4.  eieicliseitlge  BeechwerdebeftigBU 
beider  Teile. 

b)  AnieUoeibeiebwerde. 

i.  Zttlisilgkelt. 

6.  Frist    mnd     Form     der     AnscUwss* 
beschwerde. 

7.  GeblltfeBpflIelit      der      Aaseblossbe- 
sehwerde. 

8.  WlrkvBgslosl^elt     der    Ansehliissöe- 
schwerde. 

II.  BeschwerdeMst. 

5.  Allgemeines. 

10.  Bereehnong  der  Frist. 

11.  Wlederelnsetsuig;    YerUngeruig  der 
Frist. 

ISt  Beelitieltigkelt  der  Beschwerde. 
ISa.  Bechtskrefl. 


IlL  Beschwerdegeb&hr. 

lt.  Geblhremplllcht  der  Beschwerde. 

14.  Zelt  der  Zehluig. 

1&.  Art  uid  Welse  der  Zahlug. 

16.  Folgen  der  Nlchtsablnng. 

17.  Folgen    der  Nlchtsahlnng   bei 
lisslger  Besehwerde. 

18.  NachBAhlnng    nnd    Wlederelnsetnng. 

IT.  llnsvlisslghelt  der  Beschwerde. 

e)  Allgemeines. 

19.  Unsnlisslgkelt  Im  allgemeinen. 

<0.  Vnstetthnfte     nnd     Terspitcte     Be- 
schwerde. 
n»  Gegenstandslose  Beschwerde. 
SS.  Entscheidnng  aber  die  Znliaalgkelt. 

b)  Beschwerdebereehtigter. 

SS.  UnsnlSasIghelt  der  TOn  einem  Hlcht- 
berechtlgien  eingelegten  Beschwerde. 

c)  Beschwerdegmnd. 

S4.  HIchtTorllegen      eines     Beschwerde- 

gmndes. 
Si.  8pftter  eingetretene  Umstinde. 
86.  Hener  Beschwerdegmnd. 

S6a.  Angabe  end  Indemg  des  Beschweide- 
gmndes. 
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4}  BMchweri«  fvgtH  il«  BatiekeMiBfi- 
griade. 

S7.  ÜBsalinigkelt  d«r  BMehwerde  9«ff«A 

dl«  BfttielieldvBgsgTiBde. 
tS.  ZBliatIgkeit  der  BeMkwerde  Im  FaUe 

dM  I  t  Abs.  9. 

T.  Terf«kr«A  Im  d«r  B€tchwerdehgta«E. 


AUgeaelBM. 

Rmi«  ÜMitiade. 
91.  ÄmhSrmmg  d«r  Bet«lllgt«a. 
tu.  Betottigto. 
SS.  Aklekmwif  detAatnHfi  saf  AnliSnuig. 

Tl.  EMtoa. 

a)  KosteaTcrtellABg. 

SS.  BBteeh«tduig  iber  die  Kosten. 
S4.  BegrUr  der  Eottea. 


M.  iBweAdbarkelt  der  BrdrtenuigeB  n 

t6.  Koeten^leht  dee  üiterUegendeA. 

b)  Entettang  der  Beeebwerdegeb&br. 

t7.  Allgemelaes« 

S8.  Bntotlug,  weaa  die  Beeehwerde  eil 

alebt  erfcobea  gilt  oder  alebt  kostea- 

plllchtlir  lit. 
t9.  Geaeaitaadiioilgkelt  der  Beeehwerde 

aad  aarecbtaiinige  Elaleltaag  desYer- 

fahreat. 

40.  UaeUtthaftlgkelt    aad    Zartekaakaie 
der  Beeehwerde. 

41.  Beftigals    aar    laerdaaag    der    Br- 
■tottaag. 

4S.  Orlade  flr  die  Aaaibaag  der  Befkgale. 
4t.  Yerbladaag  der  ABordaaag  aüt  der 

Batteheldaag  la  der  Saebe. 
41.  Entattaag  der  Oebftlir  der  Aaaeblau- 

besehwerdfe. 


Beschwerde  gegen  den  Beschlnss  über  die  Patent- 

erteilnng. 

I.  Zuläsfligkeit  und  Form, 
a)  Allgemeines. 

1.  Anwendbarkeit  des  |  88.  Gegen  den  Beschluß,  durch 
welchen  die  Anmeldung  zurückgewiesen  wird,  kann  der  Pat ent- 
ern eher,  und  gegen  den  BescMuß,  durch  welchen  über  die  Er^ 
teilong  aes  Patente  entschieden  wird,  der  Patentsucher  oder  der 
Einsprechende  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung  in 
den  Formen  des  ^  26  PatG.  Beschwerde  einlegen.  Der  Ein- 
sprechende mu6  sich  der  Beschwerde  nach  §  26  PatG.  —  und 
nicht  der  formlosen  Beschwerde  nach  §  16  PatG.  —  auch  dann 
bedienen,  wenn  die  Beschwerde  sich  dagegen  richtet,  daß  der  Ein- 
spruch als  unzulfissig  verworfen  ist  (PA.  PMZBl.  10  10,  11).  Da- 
g^en  ist  die  Beschwerde  gegen  den  Beschluß,  durch  welchen  eine 
Anmeldung  als  zurückgenommen  erklärt  wird,  an  keine  Frist 
gebunden,  da  die  Zurücmahme  der  Anmeldung  der  Zurückweisung 
nicht  gleichsteht  (veigl.  §  16  Nr.  26;  anders  Kohler  784). 

8.  Anwendbarkeit  der  ErSrteningen  zu  |  16.  Die  in  |  26 
PatG.  geordnete  Beschwerde  ist  eine  besondere  Art  der  in  §  16 
PatG.  fulgemein  gegen  die  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  zu- 
gelassenen Beschwerde;  sie  unterscheidet  sich  von  dieser  nur  da- 
durch, daß  die  Beschwerdeberechtigten  genannt  sind,  sowie 
daß  die  Beschwerde  an  eine  bestimmte  Frist  gebunden  und 
kostenpflichtig  ist.  Außerdem  sind  in  §  26  PatU-.  gewisse  von 
den  allgemeinen  Bestimmungen  abweichende  Vorschriften  über  das 
Verfahren  und  die  Kostenverteilung  getroffen.  Insoweit  sich  aus 
diesen  Verschiedenheiten  Abweichungen  nicht  ergeben,  kommen 
die  Erörterungen  zu  §  16  PatG.  zur  entsprechenden  Anwendung. 
Eine  Erweiterung  der  in  erster  Instanz  gestellten  Anträge  ist  da- 
her dem  Beschwerdeführer  nicht  gestattet  (PA.  PMZBl.  7  39;  ver^^l. 
§  16  Nr.  14  und  §  24  Nr.  14).  Das  Verbot  der  reformatio  in 
pejus  findet  hier  umsomehr  Anwendung,  als  der  Beschluß  der 
Anmeldeabteilung,  insoweit  er  nicht  rechtzeitig  angefochten  wird, 
in  Rechtskraft  überseht  (vergl.  Nr.  12a;  veigl.  dagegen  auch  Damme 
PR.  S8^I).     Bezüglidi  der  Befugnis  der  Beschwerdeabteilung  zur 
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Zurückverweisung  der  Sache  an  die  Anmeldeabteilung  zur 
weiteren  Behandlung  sind  gleichfalls  die  Erörterungen  zu  §  16  ratG. 
zu  vei^eichen  (veigL  §  16  Nr.  3). 

3.  I^orm  der  Beschwerde;  EiiuEahliing  der  Beschwerdegebiilir. 
Was  die  Form  der  Beschwerde  anlangt,  so  wird  von  dem l'atent- 
amt  schon  die  bloße  Einzahlung  der  Beschwerdegebühr  unter 
Angabe  ihrer  Bestimmung  als  genügende  Beschwerdeeinlegung  an- 
gesehen, allerdings  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Grebühr 
innerhalb  der  Beschwerdefrist  bei  dem  Patentamt  eingegangen 
ist.  Einzahlung  bei  einer  Postanstalt  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  innerhalb  der  Frist  gemäß  §  9  PatG.  wird  nicht  als  zur 
Wahrung  der  Frist  genügend  angesehen,  weil  die  Einzahlung  der 
GebQhr,  wenn  sie  als  B^hweroeeinlegung  gelten  soll,  nicht  nur 
als  Zahlunff  wirkt,  sondern  gleichzeitig  die  Natur  einer  Willens- 
erklärung hat,  und  behufis  Vl^ihrung  der  Frist  innerhalb  dieser  die 
Willenserklärung  bei  dem  Patentamt  eingehen  muß  (PA.  Ber.  189; 
PA.  PMZBl.  4  122;  PMZBL  7  165;  Schanze  in  Glaser  86  48).  In 
Wirklichkeit  dürfte  jedoch  in  diesem  Falle  nicht  die  Zahlung, 
sondern  die  gleichzeitig  mit  derselben  eingehende  schriftliche 
Bestimmungsangabe  des  Geldes  die  Beschwerdeeinlegung  ver- 
treten ;  es  muß  daher  zur  Rechtswirksamkeit  der  Beschwerde  ver- 
langt werden,  daß  die  schriftliche  Bestimmungsangabe  auch  die 
Unterschrift  des  Beschwerdeführers  oder  seines  Vertreters  trfigt^ 
wie  denn  überhaupt  die  Unterschrift  ein  notwendiges  Erfordernis 
einer  jeden  Beschwerde  ist  (vergl.  §  16  Nr.  8  und  Einl.  zu  §  20 
Nr.  32;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  26  Nr.  5). 

4.  Gleichzeitige  Beschwerdebetügnis  beider  Teile.  Möglich 
ist  es,  daß  sowohl  der  Patentsucher  als  der  Einsprechende  zur 
Beschwerde  berechtigt  ist.  Dieser  Fall  kann  eintreten,  wenn  der 
Beschluß  über  die  Erteilung  des  Patents  teils  zugunsten,  teils  zu- 
ungunsten eines  jeden  Teus  eigangen  ist,  z.  B.  wenn  gänzliche 
Yersagung  des  Patents  beantragt  war,  jedoch  das  Patent  unter 
einer  Beschränkung  erteilt  ist.  Legen  beide  Teile  Beschwerde 
ein,  so  werden  die  Beschwerden  in  demselben  Verfahren  behandelt. 

b)  Anschlußbeschwerde. 

5.  Zulässigkeit.  Fraglich  könnte  es  erscheinen,  ob,  wenn  beide 
Teile  beschwerdeberechüRt  sind,  eine  Anschlußbeschwerde 
in  entsprechender  Anwendung  des  §  566  CPO.  in  Verbindung  mit 
§  521  GPO.  zuzulassen  ist,  d.  h.,  ob,  wenn  der  eine  Teil  recht> 
zeitig  Beschwerde  eingelegt  hat,  dessen  Gegner,  auch  wenn  er  auf 
die  Beschwerde  verzichtet  hat  oder  die  Beschwerdefrist  ver- 
strichen ist,  doch  noch  zur  Einlegung  der  Beschwerde  im  Wege 
des  Anschlusses  an  die  gegnerische  Beschwerde  befugt  ist.  Da 
die  Zulassung  der  zivilprozessualen  Anschlußbeschwerde  auf  allge- 
meinen aus  der  Natur  aes  Rechtsmittels  sich  eigebenden  Gesichts- 
punkten beruht,  so  Hegt  kein  Grund  vor,  im  Patenterteilunj^ 
verfahren  die  Anschlußbeschwerde  zu  versagen  (PA.  Ber.  187,  Iw; 
Robolski  E.  §  26  Nr.  2;  Schanze  in  Glaser  36  49;  vergl.  auch  PA. 
PMZBl.  8  128;  Isay  §26  Nr.  4;  Allfeld  231,  232;  anders  Seligsohn 
§  26  Nr.  4;  Damme  FR.  340). 

6.  Frist  und  Form  der  Anschluftbesehwerde.  Die  Anschluß- 
beschwerde unterscheidet  sich  von  der  gewöhnlichen  Beschwerde 
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des  §  26  Pat6.  nur  dadurch,  daß  sie  an  keine  Frist  gebunden 
ist;  sie  kann  also  bis  zu  der  in  der  Beschwerdeinstanz  ergehenden 
Entscheidung  ein^ele^  werden.  Die  Form  der  Anschlußbeschwerde 
ist  die  gleiche  wie  die  der  Beschwerde  überhaupit;  sie  muß  insbe- 
sondere schriftlich  erhoben  sein«  Nach  der  Praxis  des  Patentamts 
wird  allerdings  eine  besondere  Form  nicht  erfordert;  das  Patent- 
amt hiüt  sich  daher  fOr  berechtigt,  wenn  der  Anmelder  formgerecht 
Beschwerde  gegen  den  ein  beschränktes  Patent  erteilenden  Be- 
Schluß  der  Anmeldeabteilung  eingelegt  hat,  den  formlos  in  der  Be- 
schwerdeinstanz gestellten  Antrag  des  Einsprechenden  auf  gänz- 
üche  Yersagung  des  Patents  zu  berücksichtigen  (PA.  Ber.  187, 188). 
7«  Gebfihrenpflicht  der  Anschluftbesohwerde.  Da,  abgesehen 
von  der  Fristbestimmung,  fOr  die  Anschlußbeschwerde  alle  son- 
stigen Voraussetzungen  der  Beschwerde  des  §  26  PatG.  gelten, 
so  ist  sie  auch  gebührenpflichtig;  denn  es  liegt  kein  Grund  vor, 
den,  der  die  Beschwerdenrist  vereäumt  hat,  besser  zu  stellen  als 
den,  welcher  die  Beschwerde  rechtzeitig  eingelegt  hat  (Isav  §  26 
Nr.  4;  anders  Schanze  in  Glaser  86  49;  AUfeld  282).  IMe  Ge- 
bühr muß  vor  der  Entscheidung  der  Beschwerdeabteilung  gezahlt 
sein.  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  wird  allerdings  die  An- 
schlußbeschwerde als  nicht  gebührenpflichtig  behandelt  (PA 
Ber.  188). 

8.  Wirkungslosigkeit  der  Ansehluftbeschwerde.  Die  Vor- 
schrift des  §  522  CPO.  findet  entsprechende  Anwendung,  wonach 
die  Anschlußbeschwerde  ihre  WirKung  verliert,  wenn  die  Be- 
schwerde des  anderen  Teils  zurückgenommen  oder  als  unzu- 
lässig verworfen  wird,  und  wonach,  wenn  die  Anschlußbeschwerde 
innerhalb  der  Beschwerdefrist  eingelegt  ist,  sie  als  eine  selbständige 
B^chwerde  behandelt  wird,  vorausgesetzt,  daß  auch  die  Be- 
schwerdegebühr rechtzeitig  gezahlt  ist  (vergl.  Nr.  14).  Die  An- 
schlußbe^werde  kommt  auch  dann  nicht  zur  Wirkung,  wenn  die 
Beschwerde  des  anderen  Teils  wegen  Nichtzahlung  der  Gebühr  als 
nicht  erhoben  gilt. 

IL  Besohwerdefirist. 

9.  Allgemeines.  Die  Frist  zur  Einlösung  der  Beschwerde  des 
§  26  PatG.  beträgt  einen  Monat.  Nach  dem  älteren  Patentgesetze 
betr^  sie  vier  Wochen.  Der  Beginn  der  Frist  bestimmt  sich  durch 
den  Tag,  an  welchem  die  Zustellung  des  angefochtenen  Beschlusses 
erfolgt  ist  (PA.  PMZBl.  4  122).  Etwaige  spätere  Berichtigungen 
des  zugestellten  Beschlusses  im  Sinne  des  1 319  CPO.  und  deren 
Zustellung  sind  auf  den  Lauf  der  Frist  ohne  Einfluß  (PA.  M.  8  36). 
Dagegen  ist,  wenn  eine  Ergänzung  des  Beschlusses  im  Sinne  des 
I  ^1  CPO.  angeordnet  wird,  für  den  Beginn  der  Frist  gemäß 
§  517  CPO.  die  Zustellung  des  Ergänzimgsbeschlusses  maßgebend 
(Seligsohn  3.  Aufl.  §  26  Nr.  4). 

10.  Bereehnung  der  Frist.  Für  die  Berechnung  der  Frist 
sind  §S  187  Abs.  1,  188  und  193  BGB.  maßgebend.    Danach  be- 

mt  die  Frist  mit  dem  auf  die  Zustellung  folgenden  Tage  (vergl. 

zcgen  für  das  firühere  Recht  PA.  PMZBl.  4  122).  Die  Fnst 
endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages  des  nächstfolgenden 
Monats,  welcher  durch  seine  Zahl  dem  Tage  der  Zustellung  ent- 
spricht; fehlt  dieser  Tag  in  dem  nächstfolgenden  Monat,  so  endigt 
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die  Frist  mit  dem  Ablaufe  des  letzten  Tages  dieses  Monats.  Ffillt 
der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Sonnts^  oder  einen  in  Preußen 
anerkannten  allgemeinen  Feiertag,  so  endigt  sie  erst  am  nftchst- 
folgenden  Werktage  (vergl.  §8  Nr.  9).  Da  fOr  den  Beginn  d^ 
Frist  die  Zustellung  an  den  JBeschwerdefOhrer  maßgebend  ist,  so 
läuft  sie  für  den  ratentsucher  und  den  Einsprechenden  an  ver- 
schiedenen Tagen  ab,  wenn  die  Zustellung  an  verschiedenen  Tagen 
erfolgt  ist  (Seiigsohn  §  26  Nr.  4;  Allfeld  281). 

11.  Wiedereinsetzung;  Terl&ngening  der  Frist.  Eine  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stcmd  oder  ein  sonstiger  Bechts- 
behelf  gegen  die  —  wenn  auch  unverschuldete  —  Yersftumung 
der  Frist  ist  nicht  gegeben  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  11 ;  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  26  Nr.  4;  anders  Kohler  770,  771;  Isay  §  26  Nr.  6). 
Eine  Verlängerung  der  Frist  ist  nicht  statthaft;  doch  kann, 
wenn  die  Beschwerde  fiist-  und  formgerecht  eingereicht  ist,  zur 
weiteren  Ausführung  und  Rechtfertigung  derselben  eine  Frist  ge- 
währt werden  (Seligsohn  §  26  Nr.  4;  verd.  Einl.  zu  §  20  Nr.  10). 

12.  Rechtzeitigkeit  der  Beschwerde.  Die  Frist  wird  gewahrt 
durch  die  Einreichung  der  Beschwerde  bei  dem  Patentamt.  In 
dieser  Hinsicht  kommen  die  für  die  EiareichuDg  schriftlicher  Ein- 
gaben an  das  Patentamt  und  insbesondere  der  Beschwerde  nach  §  16 
PatGr.  allgemein  geltenden  Regeln  zur  entsprechenden  Anwendung; 
es  genügt  daher  auch  die  telegraphische  Einlegung  (vergl.  Einl.  zu 
§  20  Nr.  32  ff.  und  §  16  Nr.  8  ff.).  Innerhalb  der  Frist  muß  nicht 
nur  die  Beschwerdeerklärung  sondern  audi  die  Beschwerde- 
gebühr eingehen  (vergl.  Nr.  14).  Die  bloße  Zahlung  der  Be- 
schwerdegebühr wird  als  Beschwerdeeinlegung  angesehen  (vergL 
Nr.  3).  Die  Beschwerdeeinlegung  vor  Zustellung  des  Beschlusses 
ist  zulässig,  da  durch  die  Fristbestimmung  nur  das  Ende  der  Frist 
festgelegt  wird  (Seligsohn  §  26  Nr.  4;  Schanze  in  Glaser  35  48; 
Isay  §  26  Nr.  6;  Damme  PR.  335;  anders  PA.  PMZBl.  12  167). 

12a.  Rechtskraft.  Mit  der  Versäumimg  der  Frist  geht,  gleich- 
wie in  dem  Falle,  daß  die  Beschwerde  ohne  rechtzeitige  Erneuerung 
zurückgenommen  oder  daß  sie  zurückgewiesen  wird,  der  ange- 
fochtene Beschlui&  in  Rechtskraft  über.  Ist  der  Beschluß  durch 
die  in  der  Beschwerde  gestellten  Anträge  nur  teilweise  ange- 
fochten, so  geht  er,  da  die  Beschwerdeabteilung  über  die  ge- 
stellten Anträge  nicht  hinausgehen  darf,  insoweit  in  Bechtskraft 
über,  als  eine  Anfechtung  nicht  erfolgt  ist  (vergl.  Nr.  2  und  §  16 
Nr.  5;  vergl.  auch  PA.  6. 10  278,  279;  vergl.  dagegen  auch  Damme 
PR.  337).  Dies  gilt  indessen  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß 
eine  teilweise  Entscheidung  möglich  ist,  z.  B.  wenn  der  Ein- 
sprechende nur  die  Streichung  eines  von  mehreren  Patentansprüchen 
verlangt  hat.  Hat  nur  ein  Teil  Beschwerde  eingelegt,  so 
darf  die  erstinstanzliche  Entscheidimg  weder  mit  Rücksicht  auf 
die  von  dem  anderen  Teile  in  dem  verfohren  vor  der  Anmelde- 
abteilung geltend  gemachten  Gründe  noch  auf  Grund  eigener  Er- 
wägungen der  Beschwerdeabteilung  zuungunsten  des  Beschwerde- 
führers abgeändert  werden  (vergl.  Nr.  2  und  §  16  Nr.  5).  Die 
Wirkung  der  Rechtskraft  besteht  darin,  daß  das  vorlie^nde  An- 
meldeverfahren mit  dem  Beschlüsse  endgültig  beendigt  ist;  einer 
wiederholten  Anmeldung  desselben  Gegenstandes  steht  dagegen 
die  Rechtskraft  des  Bescnlusses  nicht  entgegen  (vergl.  §  20  Nr.  46). 
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HL  Besohwerdegebühr. 

18.  Gebührenj^flieht  der  Besehwerde.  Mit  der  Einlegiing  der 
Beschwerde  Rind  mr  die  EcMsten  des  Bescbwerdeverfahrens  zwanzig 
Mark  zu  zahlen;  erfolgt  diese  Zahlung  nicht,  so  gilt  die  Beschwerde 
als  nicht  erhoben.  Die  Beschwerdegebühr  ist  nur  dann  zu 
zahlen,  wenn  es  sich  um  eine  Beschwerde  gemäß  §  26  PatG. 
handelt;  die  gemäß  §  16  PatG.  eingelegte  Beschwerde  ist  nicht 
gebührenpflichtig. 

14. 2eit  der  Zahlung.  Der  Ausdruck,  daß  „mit**  der  Einlegung 
der  Beschwerde  die  Zahlung  zu  erfolgen  habe,  ist  nicht  so  zu  ver- 
stehen, daß  gleichzeitig  mit  der  Beschwerdeerhebung  die  Zahlung 
eingehen  müsse.  Es  he^  vielmehr  im  Sinne  der  gesetzlichen  Be- 
stimmung, welche  für  die  Beschwerdeeinlegung  einen  Monat  Frist 
ffewährt,  daß  es  genügt,  wenn  die  Beschweniegebühr  —  sei  es 
bei,  vor  oder  nach  Eingang  der  Beschwerdeschrift  —  innerhalb 
der  gesetzlichen  einmonatigen  Beschwerdefrist  bei  der  Kasse 
des  Patentamts  gezahlt  wird  (Köhler  784;  Bobolski  K.  §  26  Nr.  2; 
Seligsohn  §  26  Nr.  6;  Schanze  in  Glaser  35  48;  Allfeld  232;  vergl. 
PA.  PMZBl.  4  122;  PMZBl.  7  166). 

15.  Art  und  Weise  der  Zahlung.  Entsprechend  der  allgemein 
auf  alle  Zahlungen  an  das  Patentamt  anwendbaren  Vorschrift  des 
§  9  PatG.  ist  es  ausreichend,  wenn  die  Zahlung  bei  einer  Post- 
anstalt im  Gebiete  des  Deutschen  Beicbes  behufs  Überweisung 
an  die  Kasse  des  Patentamts  innerhalb  der  Frist  geleistet  wird 
(PA.  Ber.  188,  189;  PA.  PMZBL  4  122;  PMZBl.  7  165;  Kohler 
784;  Bobolski  K.  §  26  Nr.  2;  Schanze  in  Glaser  86  48).  Tele- 
graphische Überweisunff  genügt  (PA.  PMZBl.  9  22^2).  Auch  im 
übrigen  finden  die  Grundsätze  über  2iahlung  der  Patentgebühren 
entsprechende  Anwendung;  es  kann  hiernach  insbesondere  Zahlung 
durch  Überweisung  auf  das  Girokonto  der  Patentamtskasse  oder 
durch  Yerrechnimg  auf  Guthaben  erfolgen.  Bei  Zahlung  der  Gebühr 
soll  unter  Beifügimg  des  Aktenzeichens  die  Zweckbestimmung 
—  also  daß  die  Zahlung  die  Beschwerdegebühr  betrifft  —  ange- 
geben werden.  Jedoch  kann  die  Nichtbeobachtung  dieser  Ordnungs- 
vorschrift der  Regel  nach  Rechtsnachteile  nicht  zur  Folge  haben. 
Eine  Ausnalime  findet  nur  dann  statt,  wenn  der  Beschwerdeführer 
den  gezahlten  Betrag  auch  noch  aus  einem  anderen  Grunde  an  die 
Patentamtskasse  zu  zahlen  hat  (vergl.  §  8  Nr.  21).  Alsdann  gilt 
die  Beschwerdegebühr  erst  in  demjenigen  Zeitpunkte  gezahlt,  in 
welchem  aus  den  Angaben  des  Beschwerdeführers  oder  sonstwie 
erhellt,  daß  der  Betrag  als  Beschwerdegebühr  gezahlt  sein  soll. 
Entsprechendes  gilt,  wenn  eine  ursprünglich  für  einen  anderen 
Zweck  geleistete  Zahlung  später  auf  die  Beschwerdegebühr  ver- 
rechnet werden  soll,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  ursprünghche 
Zweckbestimmung  auf  einem  Irrtum  des  Zahlenden  beruht  (PA. 
PMZBl.  10  394). 

16.  Folgen  der  Nichtzahlung.  Erfolgt  die  Zahlune  nicht,  so 
findet  eine  Beitreibung  der  Gebühr  durcn  die  Kasse  des  Patent- 
amts nicht  statt  Der  Umstand,  daß  die  Zahlung  nicht  oder  nicht 
rechtzeitig  erfolgt  ist,  bat  lediglich  zur  Folge,  daJi  die  Beschwerde 
als  nicht  erhoben  gilt.  Es  bedarf  demnach  in  diesem  Falle 
einer  Entscheidung  über  die  Beschwerde  überhaupt  nicht;  die- 
selbe wird  auch  mcht  —  wie  in  dem  Falle,  daJk  sie  nicht  statt- 
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haft  oder  verspätet  eingelegt  ist  —  als  unzulässig  verworfen  (PA. 
PMZBl.  1  247).  Jedoch  wira  der  BeschwerdeffUirer  durch  die  An- 
meldeabteilung  davon  in  Kenntnis  gesetzt,  dai  wegen  Ausbleibens 
der  Zahlung  seine  Beschwerde  als  nicht  erhoben  gelte  imd  daher 
eine  Entscheidung  über  sie  nicht  getroffen  werden  könne ;  eine  Ab- 

Kbe  der  Akten  an  die  Beschwerdeabteilung  findet  nicht  statt  (Bo- 
Iski  E.  §  26  Nr.  3;  Robolski  Th.  100;  Seligsohn  §  26  Nr.  6;  veivl. 
Schanze  in  Glaser  86  48).  Die  Feststellung,  daß  die  Beschwerde 
wegen  Nichtzalüung  der  Beschwerdeffebühr  als  nidit  erhoben  gQt, 
muß  durch  Beschluß  der  Anmeldeabteilung  geschehen.  Der  ISe- 
schluß  kann  mit  der  Beschwerde  gemäß  §  16  PatG.  angefochtoi 
werden,  wenn  behauptet  wird,  daß  die  Voraussetzungen  der  Fest- 
stellung nicht  vorgelegen  haben,  daß  z.  B.  die  Beschwerd^ebühr 
doch  innerhalb  der  Fnst  bezahlt,  oder  daß  die  Frist  unrichtig  be- 
rechnet sei  (vergl.  §  16  Nr.  26). 

17.  Folgen  der  Nichtzahlung  bei  unzulüssiger  Besehwerde. 
Das  Verfahren,  wonach  die  Beschwerdeabteilung  mit  der  Be- 
schwerde überhaupt  nicht  befaßt  wird,  findet  indessen  nur  dann 
statt,  wenn  die  Gebühr  für  eine  rechtzeitig  und  statthaft  er- 
hobene Beschwerde  nicht  gezahlt  wird,  da  die  Vorschrift,  daß  bei 
Nichtzahlung  die  Beschwerde  als  nicht  erhoben  gilt,  sich  nach 
ihrer  Stellung  in  Abs.  1  des  §  26  auf  den  Fall  der  zulässig  er- 
hobenen Beschwerde  bezieht.  Ist  die  Beschwerde  verspätet  ein- 
gelegt, so  ist  sie  von  der  Beschwerdeabteilung  als  unzulässig 
zu  verwerfen,  wenngleich  auch  außerdem  die  Beschwerdegebühr 
nicht  oder  nicht  rechtzeitig  gezahlt  ist  (PA.  PMZBl.  7  166).  Das- 
selbe muß  auch  gelten,  wenn  die  Beschwerde  nicht  statthaft  ist 

18.  Naclizahluiig  und  Wiedereinsetzung.  Die  Folgen  der 
nicht  rechtzeitigen  Zahlung  der  Beschwerdegebühr  können  nicht 
durch  spätere  Nachzahlung  der  Gebühr  beseitigt  werden.  Auch 
findet  eme  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  den 
Ablauf  der  Zahlungsfrist  nicht  statt  (vergl.  Eml.  zu  §  20  Nr.  11). 

IV.  Unzulässigkeit  der  Beschwerde, 
a)  Allgemeines. 

19.  UnzulSssigkeit  im  allgemeinen.  Die  Beschwerde  nach 
§  26  PatG.  ist  im  iSlgemeinen  nur  unter  denselben  Voraussetzungen 
zulässig  wie  die  gewöhnliche  Beschwerde  des  §  16  PatG.  (vergl. 
§  16  Nr.  17  ff.).  Unzulässig  ist  hiernach  insbesondere  die  Be- 
schwerde, mit  welcher  lediglich  eine  Erweiterung  der  in  erster 
Instanz  gestellten  Anträge  des  Patentsuchers  bezweckt  wird  (PA. 
PMZBl.  7  39). 

20.  Unstatthafte  und  verspätete  Beschwerde.  Der  §  26  Abs.  2 
PatG.  führt  noch  zwei  besondere  Gründe  an,  aus  welchen  die  Be- 
schwerde unzuläss^  sein  kann.  Unzulässig  ist  hiemach  die  Be* 
schwerde,  wenn  sie  entweder  an  sich  nicht  statthaft  oder 
wenn  sie  verspätet  eingelegt  ist.  Die  Nichtzahlung  der  Be- 
schwerdegebühr ist  kein  Unzulässigkeitsgrund;  vielmehr  gilt  in 
diesem  Falle  die  Beschwerde  überhaupt  als  nicht  erhoben.  Nicht 
als  unzulässig,  sondern  als  nicht  erhoben  ist  auch  eine  nicht  schrift- 
lich oder  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefaßte  Beschwerde  zu  be- 
handeln (vergl.  Allfeld  238).  Verspätet  ist  die  Beschwerde,  wenn 
sie  nicht  innerhalb  der  Beschwerdefrist  eingegangen  ist. 
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« 

81.  Cre^nstandslose  Besehwerde.  Zu  unterscheiden  von  der 
UnstatthaCbgkeit  der  Beschwerde  ist  deren  Gegenstandslosig- 
keit (vergl.  §  16  Nr.  21).  Letzterer  Fidl  liegt  vor,  wenn  zur  Zeit 
des  Eingang  der  gegen  den  Erteilungsbeschluß  ^richteten  Be- 
schwerde emes  Einsprechenden  der  Patentsucher  seine  Anmeldung 
bereits  zurückgezogen  hatte.  Die  Beschwerde  ist  dann  nicht  als 
unzolftssig,  sondern  überhaupt  als  nicht  erhoben  anzusehen  (yeigl. 
PA.  PMZlBl.  7  166). 

88«  Entseheidimg  über  die  Zulässigkeit.  Die  Entscheidung 
darüber,  ob  die  Beschwerde  zulässig  oder  als  unzultesig  zu  ver- 
werfen ist,  steht  der  Beschwerdeabteilung,  nicht  der  Anmelde- 
abteilung zu,  da  eine  unzulässige  Beschwerde  doch  immer  als 
Beschwerde  im  prozessualen  Sinne  gilt.  Es  trifft  dabei  auch  die 
Analogie  der  zivilprozessualen  Rechtsmittel  zu,  über  deren  Zu- 
IfissigKeit  die  höhere  Instanz  entscheidet  (Robolski  Th.  100;  Selig- 
sohn %  26  Nr.  7;  vergl.  PA.  PMZBl.  5  97,  98;  PMZBL  7  39; 
PMZBi.  7  295).  Der  Beschluß,  durch  welchen  die  Beschwerde  als 
unzulässig  verworfen  wird,  beendigt  das  Verfahren  in  rechtskräftiger 
Weise  fferade  ebenso  wie  in  dem  Falle,  da&  die  Zurückweisung 
wegen  Unbegründetheit  der  Beschwerde  erfolgt  ist.  Eine  Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens  ist  selbst  dann  nicht  möglich,  wenn 
später  es  sich  herausstellen  sollte,  dai  die  Annahme,  auf  welcher 
die  Unzulässiffkeitserklärung  beruht,  nicht  zutreffend  war  (veigl. 
Einl.  zu  §  20  Nr.  29).  Es  liegt  auch  kein  Grund  vor,  wegen  einer 
solchen  späteren  Feststellung  oder  deswegen,  weil  die  Zmftssi^keit 
mit  Unrecht  angenommen  worden  ist,  das  Patent  für  niditig  zu 
erklären  (verg^  ^  10  Nr.  66).  Die  Zulässigkeit  der  Beschwerde  ist 
zu  prüfen,  ehe  in  die  Erörterung  der  weiteren  Frage,  ob  die  Be- 
schwerde begründet  erscheint,  einzutreten  ist. 

b)  Beschwerdeberechtigter, 

23.  UnzulSssigkeit  der  von  einem  Nichtberechtig^n  einge- 
legten Besehwerde.  Nicht  statthaft  ist  die  Beschwerde,  wenn  sie 
von  einem  nicht  dazu  Berechtigten  eingelegt  ist  (vergl.  §  16  Nr.  18). 
Berechtigt  ist  im  Falle  des  §  26  PatG.  nur  der  Patentsucher  und 
der  Einsprechende  sovde  diejenigen  Personen,  welche  befugter 
Weise  als  Rechtsnachfolger  an  Stelle  des  Patentsuchers  oder 
des  Einsprechenden  in  das  Ver&hren  eingetreten  sind  und  die 
Rechtsnachfolge  der  Vorschrift  des  §  130  BGB.  gemäß  rechtzeitig  — 
d.  h.  innerhalb  der  Beschwerdefrist  —  zur  Kenntnis  des  Patent- 
amts gebracht  haben  (vergl.  PA.  PMZBl.  9  278;  Robolski  K.  §  26 
Nr.  3;  Seligsohn  8.  Aufl.  §  26  Nr.  3;  vergl.  auch  §  19  Nr.  25). 
Die  Beschwerde  des  Einsprechenden  oder  seiner  zur  Fortsetzung 
des  Einspruchs  legitimierten  Rechtsnachfolger  ist  nicht  um  des- 
willen von  vornherein  als  unzulässig  zu  verwerfen,  weil  der  Ein- 
spruch selbst  nicht  fristgemäß  oder  nicht  in  formgerechter  Weise 
emgelegt  war,  da  auch  einem  unzulässig  Einsprechenden  die  Partei- 
rechte zustehen  (PA.  PMZBl.  7  296;  anders  PA.  G.  10  279,  ZgR. 
3  247;  PMZBl.  6  23,  24;  Seligsohn  §  26  Nr.  3).  Indessen  steht 
dem  unzulässig  Einsprechenden  ein  Beschwerderecht  in  der  Sache 
selbst  —  d.  h.  gegen  die  Patenterteilung  —  nicht  zu  (vergl.  §24 
Nr.  40).  Erheben  sich  Bedenken  gegen  die  Zulässigkeit  des  Ein- 
spruchs, so  ist  in  der  Beschwerdeinstanz  zunächst  über  die  Zu- 
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Lässigkeit  des  Eiiispruchs  zu  entscheiden;  denn  von  der  Zulfissig- 
keit  des  Einspruchs  hftngt  die  Zulftssigkeit  der  Beschwerde  ab  (PA. 
PMZBl.  7  296;  Schanze  in  Glaser  35  4h).  Auch  dann  ist  die  Be- 
schwerde nicht  statthaft,  wenn  der  Beschwerdeberechtigte  auf 
deren  Einlegung  verzichtet  hatte  (Köhler  770;  Sehgsohn  §  26 
Nr.  3;  vergl.  §  16  Nr.  85). 

c)  Beschwerdegrund. 

24  Niehtyorliegen  eines  Beschwerdegnmdes.  Die  Beschwerde 
ist  femer  nach  den  zu  §  16  PatG.  entwickelten  Grundsätzen  nicht 
statthaft,  wenn  der  Beteiligte,  welcher  die  Beschwerdeinstanz  an- 
rufen will,  durch  die  anzufechtende  Entscheidung  nicht  beschwert 
ist,  wenn  also  ein  Beschwerdegrund  nicht  vorliegt  (PA. 
PMZBl.  7  89;  PMZBl.  7  295 ;  Kohler  781 ;  vergl.  PA.  PMZBl.  5  97, 98). 
Daher  ist  die  Beschwerde  des  Patentsuchers  nicht  statthaft,  ^  wenn 
das  nachgesuchte  Patent  im  vollen  Umfange  der  von  ihm  ge- 
stellten Anträge  erteilt  worden  ist  (PA.  PMZBl.  7  39;  PMZBl. 
7  295).  Die  Beschwerde  des  Einsprechenden  ist  unstatthaft,  wenn 
das  angemeldete  Patent  im  vollen  Umfange  der  von  ihm  gestellten 
Anträge  versagt  worden  ist.  Ist  ein  beschränktes  Patent  erteilt» 
so  ist  sowohl  die  Beschwerde  des  Patentsuchers  als  diejenige  des 
Einsprechenden  statthaft,  die  des  letzteren  allerdings  nur  unter 
der  Voraussetzung,  daß  sein  Antrag  nicht  lediglich  auf  die  aus- 
gesprochene Beschränkung  gerichtet  war. 

25.  Später  eingetretene  Umstände.  Ein  Beschwerdegrund 
kann  nicht  daraus  hergeleitet  werden,  daß  nach  Erlaß  des  Patent- 
erteilungsbeschlusses Umstände  eingetreten  sind,  welche  einem 
Beteiligten  eine  Abänderung  des  Beschliisses  wünschenswert  er- 
scheinen lassen.  Es  kann  daher,  wenn  das  Patent  gemäß  den 
im  Erteilunssverfahren  gestellten  Anträgen  erteilt  ist,  nicht  später 
im  Wege  der  Beschwerde  eine  Abänderung  der  Patentansprüche 
verlangt  werden,  weil  etwa  inzwischen  das  Bedürfnis  sich  heraus- 

festellt  hat,  den  Ansprüchen  eine  präzisere  Fassung  zu  geben  (PA. 
MZBl.  7  295). 

26.  Neuer  Beschwerde^rund.  Daß  der  Grund,  auf  welchen 
die  Beschwerde  gestützt  wird,  schon  in  dem  Verfahren  vor  der 
Anmeldeabteilung  von  dem  Beschwerdeführer  vorgebracht  sei,  ist 
nicht  erforderlich.  Neue  Beschwerdegründe  sind  also  in  der  Be- 
schwerdeinstanz zulässig.  Eine  Ausnahme  besteht  nur  insofern, 
als  eine  Änderung  des  Einspruchsgrundes  in  der  Beschwerde- 
instanz nicht  stattünden  darf,  da  eine  nachträgliche  Nachschiebung 
von  Einspruchsgründen  nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  unzulässig 
ist  (vergl.  §24  Nr.  20;  vergl.  dagegen  Kohler  782). 

26a.  Angabe  und  Änderung  des  Beschwerdegrundes.    Da  die 

Beschwerde  überhaupt  keiner  Begründung  bedarf,  so  muß  sie  auch 
nicht  die  Angabe  des  Beschwerdegrundes  enthalten.  Daraus 
ereibt  sich,  daß  ein  früher  geltend  gemachter  Beschwerdegrund 
selbst  nach  Ablauf  der  Beschwerdefrist  noch  geändert  werden 
kann  (vergl.  §  16  Nr.  13  und  14;  vergl.  auch  Kohler  771,  772). 
Zur  Angabe  der  nicht  in  der  Beschwerdeschrift  näher  bezeichneten 
Beschwerdegründe  kann  auch  eine  Frist  gewährt  werden  (Bobolski 
K.  §  26  Nr.  ii;  vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  10). 
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d)   Beschwerde  gegen  die  Entscheidungsgründe. 

27«  UnzulBssigkeit  der  Besehwerde  gegen  die  Entscheidungs- 
nfinde«  Da  eine  Beschwerde  nur  gegen  die  in  dem  angefochtenen 
fieschlusse  getroffene  Entscheidung,  nicht  aber  gegen  deren 
Begründung  zulfissig  ist,  so  ist  die  Anfechtung  ausgeschlossen, 
wenn  es  sich  nur  aus  der  BegrQndung  ergibt,  daß  das  ratent  unter 
gewissen  Beschränkungen  erteilt  sein  soll.  Der  Patentsucher  kann 
daher  nicht  etwa  auf  dem  Wege  der  Beschwerde  eine  ihm  günstigere 
Auslegung  des  Patents  gegenüber  dem  Inhalte  des  über  die  Er- 
teilung getroffenen  Beschlusses,  soweit  dieser  eine  Auslegung  des 
Patent  enthält,  erreichen.  Der  Patentsucher,  welchem  das  Patent 
im  vollen  Umfange  erteilt  ist,  kann  sich  z.  B.  auch  nicht  darüber 
beschweren,  daß  ein  auf  VorverOffentUchung  eines  mit  dem  Gegen- 
stände der  Patentanmeldung  angeblich  identischen  Gebrauchs- 
musters gestützter  Einspruch  deswegen  zurückgewiesen  worden  ist, 
weil  eine  YorverOffentlichung  nicht  vorliege,  während  nach  Ansicht 
des  Patentsuchers  schon  die  Identität  hätte  verneint  werden 
müssen  (PA.  PMZBl.  5  97,  98). 

28.  ZulSsslgkeit  der  Beschwerde  im  Falle  des  §  8  Abs.  2. 
Eine  Ausnahme  von  der  Regel,  daß  Beschwerde  gegen  die  Ent- 
scheidungsgründe nicht  zulässig  ist,  ergibt  sich  aus  §  3  Abs.  2 
FatG.,  indem  danach  der  Einsprecheode,  welcher  wegen  wider« 
rechtlicher  Entnahme  Einspruch  erhoben  hat,  befugt  sein 
mufi,  Beschwerde  einzulegen,  wenn  die  Zurückweisung  der  An- 
meldung aus  einem  anderen  Grunde  erfolgt.  Denn  in  diesem 
Falle  wird  durch  die  anderweitige  Begründunff  die  dem  Ein- 
sprechenden gesetzlich  zustehende  Benignis,  me  Yordatierun^ 
seiner  Anmeldung  zu  verlangen,  beeinträchtigt;  es  trifft  dabei 
übrigens  auch  der  Gresichtspunkt  zu,  daß  tateächlich  in  diesem 
Falle  für  den  Einsprechenden  die  Entscheidung  in  den  Gründen 
sich  findet  (Köhler  782;  Rhenius  in  ZgR.  2  251;  Isay  §  26  Nr.  3; 
vergl.  §  3  Nr.  124;  anders  Damme  PE.  326ff.). 

V.  Verfahren  in  der  Beschwerdeinstanz. 

29.  Allgemeines.  Die  Beschwerdeabteilung  hat  die  Beschwerde 
zunächst  auf  die  Zulässigkeit  und  dann  erst  auf  ihre  Begründet- 
heit zu  prüfen.  Bei  dieser  Prüfung  ist  die  Beschwerdeabteilung 
an  die  von  dem  Beschwerdeführer  gestellten  Anträge  gebunden, 
indem  sie  über  diese  nicht  hinausgehen  diurf;  im  übrigen  ist  die 
Beschwerdeabteilung  in  einer  ganz  freien  Stellung  zur  Sache,  in- 
dem sie  auch  andere  Gründe,  Tatsachen  und  Beweismittel  als 
die  von  dem  Beschwerdeführer  oder  anderen  Beteiligten  vorge- 
brachten berücksichtigen  darf  (PA.  G.  10  278,  279;  Bobolski  Th. 
101;  SeUgsohn  §  26  Nr.  10;  Isay  §  26  Nr.  8;  vergl.  AUfeld  234; 
vergl.  auch  §  16  Nr.  12  ff.).  Dies  gilt  nicht  nur  von  Kechtsgründen 
materiellrechtlicher  Natur,  sondern  auch  von  den  Vorschriften  über 
das  Verfahren,  indem  die  Beschwerdeabteilung  von  Amts  wegen 
darauf  zu  achten  hat,  daß  die  Verfahrensvorscmiften  in  erster  In- 
stanz richtig  gehandhabt  sind. 

aO.  Neue  Umstände.  Will  die  Beschwerdeabteilun^  Tatsachen, 
Beweismittel  oder  Erwägungen  rechtlicher  oder  technischer  Natur 
bei  der  Entscheidung  über  die  Beschwerde  berücksichtigen,  welche 
nicht  bereits  in  dem  angegriffenen  Beschlüsse  erörtert 
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sind,  so  ist  den  Beteiligten  zuvor  Gelegenheit  zu  geben,  sich  hier- 
über zu  äußern.  In  dieser  Hinsicht  finden  die  Erörterungen  zu 
§  22  Abs.  2  PatG.  hier  entsprechende  Anwendung;  insbesondere 
ist  eine  bestimmte  Frist  zur  Äußerung  zu  setzen.  Sind  die  Be- 
teiligten anwesend,  so  ist,  wenn  dieselben  in  der  Lage  sind,  sofort 
sich  zu  erklären,  eine  Fristsetzimg  nicht  erforderlich  (Bobolski  E. 
§  26  Nr.  8).  Wer  als  Beteiligter  anzusehen  ist,  ergibt  sich  aus 
den  späteren  Erörterungen  (vergl.  Nr.  31a). 

81.  Anhörung  der  Beteiligten.  In  Abweichung  von  den  das 
Verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung  beherrschenden  Reffein  ist 
in  §  26  Abs.  3  PatG.  bestimmt,  daß  die  Ladung  und  Annörung 
der  Beteiligten  auf  Antrag  eines  derselben  erfolgen  muß,  während 
es  im  Beheben  der  Anmeldeabteilung  steht,  ob  sie  eine  solche 
Ladung  und  Anhörune  anordnen  will.  Alle  Beteiligte,  also  nicht 
nur  der  BeschwerdefOnrer,  sondern  auch  dessen  etwaige  Gr^;ner 
haben  das  Recht,  den  Antrag  zu  stellen.  Der  Antrag  ist  recht- 
zeitig gestellt,  wenn  er  vor  der  Beschlußfassung  der  Beschwerde- 
abteilung  bei  dieser  eingeht;  jedoch  kann  er  auch  nach  der  Be- 
schlußfassung, sofern  der  Beschluß  noch  nicht  zugestellt  ist, 
berücksichtigt  werden  (PA.  Ber.  189;  vei^l.  Robolski  K._§  26  Nr.  3; 
Allfeld  233,  234;  Isay  |  26  Nr.  9).  Dem  §  26  Abs.  3  PatG.  wird 
dadurch  genügt,  daß  auf  Antrag  eines  Beteihgten  Termin  zur  münd- 
lichen Verhandlung  anberaumt  wird,  zu  welchem  die  Beteiligten 
geladen  werden.  Ob  die  Beteiligten  oder  alle  Beteiligte  in  diesem 
Termine  auch  wirklich  erscheinen  imd  verhandeln,  ist  sleicfa- 
gültig;  die  Entscheidung  ergeht  vielmehr  auch  im  Falle  des  Nicht> 
erscheinens,  doch  ist  genügend  begründeten  Anträgen  auf  Ver- 
tagung der  Verhandlung  stat^ugeben.  Zu  der  Verhandlung  müssen 
alle  Beteihgte  geladen  werden,  nicht  nur  der  Antragsteller 
(vergl.  dagegen  auch  SeUgsohn  §  26  Nr.  11).  Wird  ein  Antrag 
nicht  gestellt,  so  steht  es  —  gleichwie  in  erster  Instanz  —  ge- 
mäß §  26  PatG.  im  Belieben  der  Abteilung,  ob  sie  eine  Ver- 
handlung anordnen  will;  doch  müssen,  falls  von  dieser  Befugnis 
Gebrauch  gemacht  wird,  stets  sämtliche  Beteiligte  geladen  werden 
(vergl.  Allfeld  233). 

31a.  Beteiligte.  Der  Begriff  der  Beteiligten  ist  früher  erörtert 
(vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  38ff.).  Der  Patentsucher  gehört  stets 
zu  den  Beteiligten,  der  Einsprechende  dann,  wenn  entweder 
er  oder  der  Fatentsucher  Beschwerde  eingelegt  hat  Dies  gilt 
auch  von  dem  unzulässig  Einsprechenden  (vergl.  §  24  Nr.  41). 
Sind  mehrere  Einsprechende  vorhanden,  so  sind,  wenn  die 
Beschwerde  von  dem  Patentsucher  erhoben  ist,  sämtliche  Ein- 
sprechende bei  dem  Beschwerdeverfabren  beteil^^,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  in  erster  Instanz  nur  über  den  Einspruch  eines  der- 
selben entschieden  worden  ist,  weil  schon  dieser  zur  Versagung 
des  Patents  geführt  hat  (vergl.  Damme  PR.  341).  Dies  beruht 
darauf,  daß  die  mehreren  Einsprechenden  Streifgenossen  sind  (ver^L 
§  24  Nr.  35).  War  dagegen  die  Beschwerde  auf  Seite  der  Em- 
.sprechenden  eingelegt,  so  sind  nur  diejenigen  Einsprechenden 
bei  dem  Beschwerdeverfahren  beteiligt,  welche  ordnungsmäßig  Be- 
schwerde eingelegt  haben. 

32.  Ablehnung  des  Antrags  auf  Anhörung.  Der  Antrag  au/ 
Ladung  und  Anhörung  kann  nur  abgelehnt  werden,  wenn  der 
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Beteiligte,  der  den  Antrag  gestellt  hat,  bereits  in  dem  Verfahren 
vor  der  Anmeldeabteilung  zur  Anhörung  geladen  war;  darauf  da- 
gegen, ob  er  der  Ladung  Folge  geleistet  hatte,  kommt  es  nicht 
an.  Es  kommt  dabei  nur  eme  Ladung  vor  die  Anmeldeabteilung 
in  Betracht;  eine  früher  erfolgte  Ladung  vor  den  VorprQfer  schließt 
das  Recht  auf  Ladung  und  Anhörung  in  der  Besenwerdeinstanz 
nicht  aus  (Rhenius  in  Glaser  88  176;  Seligsohn  §  26  Nr.  11;  Bo- 
bolski  K.  §  26  Nr.  3;  Isay  §  26  Nr.  9;  Allfeld  238).  Die  Be- 
schwerdeabteilung ist  indessen  befugt,  trotz  vorhergegangener 
Ladung  vor  die  Anmeldeabteilung  —  sei  es  von  Amts  wegen  sei 
es  auf  Antrag  —  die  nochmalige  Ladung  und  Anhörung  in  der 
Beschwerdeinstanz  anzuordnen,  wenn  sie  dies  für  sachentsprediend 
erachtet.  Antrfigen  auf  nochmalige  Anhörung  wird  in  der  Fkiois 
mit  Bücksicht  auf  die  Bedeutung  der  mündlicnen  Verhandlung  für 
die  Aufklärung  der  Sache  in  der  Regel  stattgegeben  (PA.  Ber.  189). 

VI.  Kosten. 

a)  Eostenverteilung. 

8S.  Entseheidung  über  die  Kosten.  In  §  26  Abs.  6  PatG.  ist 
dem  Patentamt  die  Befugnis  eingeräumt,  nach  freiem  Ermessen 
zu  bestimmen,  inwieweit  einem  Beteiligten  im  Falle  des  Unter- 
liegens die  Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  zur  Last  fallen,  d.  h. 
ob  sie  einem  Beteiligten  ganz  zur  Last  zu  legen,  oder  ob  sie  und 
in  welchem  Verhältnisse  unter  die  Beteiligten  zu  verteilen  sind. 
Diese  Entscheidung  kann  nicht  nur  auf  An&ag,  sondern  auch  von 
Amts  wegen  getroffen  werden  (Schanze  in  Glaser  SS  61).  Abge- 
sehen von  dem  Falle  der  widerrechtlichen  Entnahme  kann  auf 
Grund  der  Vorschrift  des  §  26  Abs.  5  PatG.  ein  Teü  der  Kosten 
auch  dem  Fiskus  zur  Last  gelegt  werden,  insofern  als  das  öffent- 
liche Interesse  bei  der  Be»:^werde  mitbeteiligt  war  (Dunme  in 
CUR.  4  4).  Wer  als  Betefligter  im  Sinne  des  §  26  Abs.  6  PatG. 
anzusehen  ist,  ergibt  sich  aus  früheren  Erörterungen  (vergl.  Nr.  30 
und  Sla).  Als  Unterliegender  kann  nicht  nur  der  in  der  Haupt- 
sache^  sondern  auch  der  nur  mit  einem  einzelnen  Angriff-  oaer 
Verteidigungsmittel  Unterliegende  angesehen  werden  (Schanze  in 
Glaser  86  5l).  Die  Entscheidung  über  die  Kosten  mu£  mit  der 
Entscheidung  in  der  Hauptsache  verbunden  werden;  der  &la6 
einer  nacht^lichen  Kostenentscheidung  ist  unzulässig.  Erfolgt 
eine  Entscheiaung  in  der  Hauptsache  nicht,  so  kann  auch  keine 
Eostenentscheidung  getroffen  werden.  Dies  gilt  insbesondere  in 
dem  Falle,  da&  infolge  der  Zurücknahme  der  Anmeldung  oder  der 
Beschwerde  es  zu  einer  sachlichen  Entscheidung  nicht  kommt 
Die  Vorschriften  des  §  271  Abs.  3  und  des  §  516  Abs.  3  CPO., 
wonach  die  Zurücknahme  der  Klage  oder  des  Rechtsmittels  die 
Verpflichtung  zum  Kostenersatze  zur  Folge  hat,  finden  auf  das 
Patenterteilungsver&hren  keine  Anwendung,  da  gemäß  §  26  Abs.  5 
PatG.  hierüber  lediglich  das  freie  Ermessen  der  Beiiörde  entscheidet 
(PA.  PMZBL  9  278rPMZBl.  11  227). 

S4»  Benriff  der  Kosten.  Zu  den  Kosten  im  Sinne  des  §  26 
Abs.  5  PatG.  gehören  nach  §  14  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891 
aufier  den  aus  der  Kasse  des  Patentamts  bestrittenen  Auslagen, 
welche  nach  den  für  die  Kosten  in  Patentsachen  geltenden  Grund- 
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Sätzen  nicht  der  Elasse  des  Patentamts  zur  Last  fallen,  diejenigen 
den  Beteiligten  erwachsenen  Kosten,  welche  nach  freiem  Ermessen 
des  Patentamts  zur  zweckentsprechenden  Wahrung  der 
Ansprüche  und  Rechte  notwendig  waren,  woraus  sich  ergibt, 
daß  das  Material,  für  welches  die  Kosten  aufgewendet  sind,  auf 
die  Entscheidung  von  Einfluß  gewesen  sein  muß.  Insbesondere 
gehört  dazu  auch  die  von  dem  BeschwerdefOhrer  gezahlte  Gebühr 
von  zwanzig  Mark  (Schanze  in  Glaser  85  61;  Eomer  793;  Allfeld 
236;  vergl.  Damme  in  GUR.  4  3 ff.;  anders  Bobolski  E.  §  26  Nr.  4; 
Isay  §  26  Nr.  14).  In  dieser  Hinsicht  ^t  also  fOr  das  Beschwerde- 
verfahren  entsprechend  das  gleiche  wie  für  das  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren  gemäl  §  31  PatG. 

86.  Anwendbarkeit  der  Erörterungen  zu  |  81.  Die  Er- 
Orterungen  zu  §  31  PatG.  kommen  hier  zur  entsprechenden  An- 
wendung sowohl  in  betreff  der  Frage,  nach  welchen  Grundsätzen 
die  Kosten  zu  verteilen  und  welche  Kosten  zu  ersetzen  sind,  als 
auch  hinsichtlich  des  Verfahrens  bei  der  Kostenfestsetzung.  Ein 
Unterschied  gegenüber  §  31  PatG.  besteht  nur  insofern,  lus  dort 
bestimmt  ist,  daß  das  Patentamt  eine  Entscheidung  über  die 
Kosten  zu  treffen  hat,  also  eine  solche  Entscheidung  treffen  muß, 
während  im  Falle  des  §  26  Abs.  5  PatG.  das  Patentsmit  über  die 
Kosten  bestimmen  kann,  es  also  im  Belieben  des  Patentamts 
steht,  ob  es  eine  Entscheidung  erlassen  will  (Seligsohn  §  26  Nr.  14). 
Mit  Rücksicht  auf  dieses  freie  Ermessen  des  Patentamts  bediurf 
weder  die  Entscheidung  über  die  Kosten  noch  die  Ablehnung  eines 
hierauf  bezüglichen  Antrags  einer  besonderen  Begründung  (Schanze 
in  Glaser  85  61).  Trifft  das  Patentamt  eine  Entscheidung  nicht, 
so  hat  jeder  Beteiligte  seine  eigenen  Kosten  zu  tragen. 

86.  Kostenpflicht  des  Unterliegenden.  Von  der  Befugnis,  die 
Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  dem  unterliegenden  Teile  ganz 
oder  teilweise  zur  Last  zu  legen,  wird  verhältnismäiiig  selten  Ge- 
brauch gemacht;  es  geschieht  dies  mit  Rücksicht  darauf,  daß  das 
Aufgebotsverfahren  dem  öffentlichen  Interesse  dienen  soll,  meist 
nur  dann,  wenn  die  Beschwerde  leichtfertig  oder  arglistig 
erhoben  oder  weiter  verfolgt  war  (PA.  Ber.  192).  Es  sind  z.  B. 
einem  Einsprechenden,  welcher  Beschwerdeführer  war,  die  Kosten 
des  Beschwerdeverfahrens  auferlegt  worden,  weil  kein  Zweifel 
darüber  bestehen  konnte,  daß  der  zurückgewiesene  Einspruch  ver- 
spätet und  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  demnach  unzulfissig 
war  (PA.  PMZBl.  7  297).  In  einem  anderen  FsJle  wurden  die  Kosten 
dem  Einsprechenden  um  deswillen  auferlegt,  weil  er  nicht  Öffent- 
liche, sondern  private  Interessen  vertreten  habe  (PA.  M.  6  26). 
Letztere  Entscheidung  ist  allerdings  nicht  bedenkenfrei,  weil  der 
Einspruch  grundsätzlich  ein  im  öffentlichen  Interesse  ^gegebener 
Rechtsbehelf  ist.  Auch  dem  arglistigen  widerrechtlichen  Entnehmer 
können,  wenn  er  Beschwerde  eingelegt  hat,  die  Kosten  zur  Last 
gelegt  werden  (vergl.  Seligsohn  8.  Aim.  §  2i5  Nr.  14). 

b)  Erstattung  der  Beschwerdegebühr. 

87.  Allgemeines.  Eine  Erstattung  der  Beschwerdegebühr 
durch  den  Gegner  findet  selbst  im  Falle  des  Obsiegens  des  Be- 
schwerdeführers nicht  notwendigerweise  statt  (veigl.  Isay  ^  26 
Nr.  14;   vergl.   auch  Nr.  84  und  36).    Auch   eine   Zurückzahlung 
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durch  die  Kasse  des  Patentamts  für  den  Fall  des  Obsi^ens  ist 
nicht  vorgeschrieben;  jedoch  ist  dem  Patentamt  in  §  26  Abs.  6 
PatG.  die^ef  ügnis  eingeräumt,  anzuordnen,  da&  dem  Beteiligten, 
dessen  Beschwerde  für  gerechtfertigt  befunden  ist,  die  Gebühr 
zurückzuzahlen  sei.  IDiesem  Falle  steht  es  nicht  gleich,  wenn 
die  Anmeldung  wegen  der  Beschwerde  zurückgenonmien  wird 
(veigl.  Nr.  43). 

88.  Erstattung,  wenn  die  Besehwerde  als  nicht  erhoben  gilt 
oder  nicht  kostenpflichtig  ist.  Von  einer  Beschwerdegebühr  und 
denmach  von  einer  Erstattung  der  Beschwerdegebühr  kann  über- 
haupt  nur  dann  die  Bede  sein,  wenn  eine  Siesch werde  gemäß 
§  26  PatG.  wirklich  vorliegt ;  eine  Beschwerde  liegt  aber  nicht  vor 
und  ein  Beschwerdeverfahren  findet  gar  nicht  statt,  wenn  gemäß 
gesetzlicher  Vorschrift  die  Beschwerde  süs  nicht  erhoben  gilt.  Ist 
in  einem  solchen  Falle  ein  Betrag  als  Beschwerdegebühr  gezahlt, 
so  ist  er  gemäß  §  812  BGB.  zurückzuerstatten,  weil  er  dann  ohne 
Bechtsgrund  vereinnahmt  worden  ist  (ve^l.  PA.  PMZBl.  10  10). 
Ist  demnach  für  eine  rechtzeitig  erhobene  Beschwerde  die  Zahlung 
der  Gebühr  verspätet  geleistet,  so  ist  letztere  zurückzuzahlen 

g^A.  Bar.  191;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  26  Nr.  6;  Allfeld  232;  vergL 
A.  PMZBl.  7  166;  vergl.  auch  Nr.  16;  anders  Bobolski  Th.  100, 
101;  Isay  §  26  Nr.  16).  Dasselbe  gilt,  wenn  die  Beschwerde  unier 
einer  Yoraussetzung  oder  Bedingung  eingelegt  ist,  da  sie  auch 
aLsdann  als  nicht  erhoben  anzusehen  ist  (PA.  PMZBl.  10  9,  10; 
veigl.  §  16  Nr.  16).  Aus  dem  gleichen  Grunde  muß  die  Zurück- 
zahlung femer  erfolgen,  wenn  für  eine  irrtümlich  auf  §  26  PatG. 
gestützte,  in  Wahrheit  aber  gemäß  §  16  PatG.  erhobene  —  also 
nicht  kostenpflichtige —  Beschwerde  die  Beschwerdegebühr 
eingezahlt  ist  (PA.  PMZBl.  9  246). 

39.  Gegenstandslosigkeit  der  Beschwerde  und  unreehtm&bige 
Einleitung  des  Yerfahrens.  £ine  wirkliche  Beschwerde  liegt  auch 
dann  nicht  vor,  so  daß  die  Zurückzahlung  der  Beschwerdegebühr 
zu  erfolgen  hat,  wenn  zur  Zeit  der  Einlegung  der  Beschwerde  die- 
selbe gegenstandslos  war,  z.  B.  wenn  zur  Zeit  des  Eingangs 
der  g^en  den  Erteilungsbeschluß  gerichteten  Beschwerde  eines 
Einsprechenden  der  Patentsucher  seine  Anmeldung  bereits  zurück- 
gezogen hatte  (vergl.  PA.  PMZBl.  7  166).  Endlich  hat  die  Zurück- 
erstattung zu  erfolgen,  wenn  die  Beschwerde  in  einem  Verfahren 
eingel^  ist,  welcnes  in  Ermangelung  der  geseizlichen  Voraus- 
setzungen überhaupt  nicht  hätte  eingeleitet  werden  dürfen, 
weil  auch  in  diesem  Falle  die  Gebühr  ohne  Bechtsgrund  verein- 
nahmt ist  (PA.  PMZBl.  10  10). 

40.  UnStatthaftigkeit  und  Zurüclmalime  der  Beschwerde.  In 
allen  anderen  Fällen,  in  welchen  die  Beschwerde  gemäß  §  26 
PatG.  eingelegt  ist,  ist  dieselbe  grundsätzlich  gebührenpflichtig; 
es  besteht  dtiner  ein  Recht  auf  Zurückzahlung  auch  dann  nicht, 
wenn  die  Beschwerde  unstatthaft  oder  verspätet  eingelegt  ist 
(PA.  PMZBl.  7  166;  Bobolski  K.  §  26  Nr.  3).  Es  kommt  hinzu, 
daß  eine  unstatthafte  oder  verspätete  Beschwerde  als  unzulässig 
zu  verwerfen  ist,  demnach  eine  Kückerstattung  der  Gebühr  auch 
um  deswillen  nicht  stattfinden  kann,  weil  die  Zurückzahlung,  wenn 
es  zu  einer  Entscheidung  über  die  gemäß  §  26  PatG.  erhobene  Be- 
schwerde kommt,  nur  im  Falle  der  sds  gerechtfertigt  befundenen 
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Beschwerde  erfolgen  darf  (PA.  PMZBl.  7  166;  PMZBl.  7  166; 
PMZBl.  9  278).  Es  besteht  auch  kein  Recht  auf  Rückerstattung, 
wenn  die  Beschwerde  vor  der  Entscheidung  zurückgenommen 
wird;  denn  die  Gebühr  wird  für  die  Einleitung  des  Beschwerde- 
Verfahrens,  nicht  für  die  Entscheidung,  gezahlt,  sie  ist  daher  mit 
der  Annabme  der  Beschwerdeschrift  und  der  Gebühr  verfallen 
(PA.  PMZBl.  7  165;  PMZBl.  7  166). 

41.  Befugnis  zur  AjaordHunf  der  Erstatlumg.  Auch  dann, 
wenn  die  Beschwerde  für  gerechtfertigt  befunden  wird,  besteht 
eine  Verpflichtung  zur  Zurückzahlung  der  Beschwerdegebühr 
nicht;  das  Patentamt  kann  aber  nach  §  26  Abs.  5  PatG.  die  Er- 
stattung anordnen.  Es  steht  mithin  in  dem  freien  Ermessen  des 
Patentamts,  ob  es  unter  Würdigung  der  gesamten  Sachlage  die 
Bückerstattung  für  angezeigt  hält.  Die  Zurückzahlung  kann  be- 
schlossen werden,  auch  wenn  ein  dahingehender  Antrag  nic^t  ge- 
stellt ist  (Robolski  E.  §  26  Nr.  4;  SeUgsohn  3.  Aufl.  §  26  Nr.  14; 
Damme  PR.  389).  Bietet  aber  die  Sachlage  keine  Veranlassung,  in 
diese  Prüfung  von  Amts  wegen  einzutreten,  so  bedarf  es  eines  vor 
der  BeschluMassum^  gestellten  Antrags  des  Beschwerdeführers 
(PA.  G.  9  479;  ver^  dagegen  auch  PA.  M.  2  45).  Die  Ablehnung 
des  Antrags  bedarf  w^en  des  freien  Ermessens  des  Patentamts 
keiner  Begründung,  sie  muß  auch  nicht  zum  Gegenstande  einer 
besonderen  Beschlu&fassung  gemacht  werden  (PA.  Ber.  191;  PA. 
M.  2  45).  Gegen  die  Ablehnung  gibt  es  kein  Rechtsmittel,  auch 
nicht  die  Beschwerde  im  Verwaltungsw^e  (Prftsidialbescheid  in 
M.  5  5,  6). 

42.  Gründe  für  die  Ausübung  der  Befugnis.  Besonders  dann 
wird  das  Patentamt  Anlaß  haben,  von  der  ihm  eingeräumten  Be- 
fugnis Gebrauch  zu  machen,  wenn  der  angefochtene  Beschluß  auf 
rechtsirrtümlicher  Grundlage,  namenthch  auf  einem  oflTenbaren 
Versehen  beruht  (PA.  PMZBl.  7  40;  Seligsohn  §  26  Nr.  14;  Ro- 
bolski K.  §  26  Nr.  4).  In  der  Praxis  wurd  gemftß  §  6  des  Ge- 
richtskostengesetzes die  Ausübung  der  Befugnis  als  eine  Mainahme 
behandelt,  deren  Anwendung  das  Vorliegen  besonderer  Umstände, 
insbesondere  formeller  Verstöße  der  Vorinstanz,  voraussetzt, 
und  demnach  eine  Erstattung  dann  nicht  beschlossen,  wenn  nur 
eine  verschiedene  Auffassung  oes  technischen  Sachverhalts,  nament- 
lich eine  verschiedene  Würdigung  des  Erfindungsbegriffs,  zur  An- 
erkennung der  Beschwerde  geführt  hat.  Regeknäüg  wird  daher 
die  Rückzahlung  nur  dann  angeordnet,  wenn  die  Beschwerde 
durch  prozessuale  Mängel  des  erstinstanzlichen  Verfahrens  ver- 
anlaßt ist  (PA.  Ber.  191;  ver^l.  PA.  PMZBl.  7  168;  Präsidialbescheid 
in  M.  6  6).  Jedenfalls  erschemt  eine  Erstattung  dann  aui^^eschlossen, 
wenn  der  Beschwerdeführer  selbst  die  Beschwerdeerhebung  ver- 
schuldet hat  (PA.  PMZBl.  10  34). 

43.  Verbindung  der  Anordnung  mit  der  Entscheidung  in  der 
Sache.  Die  Anordnung  der  ZurücKzahlung  kann  nur  zugleich 
mit  der  Entscheidung  getroflTen  werden;  die  Möglichkeit,  eine 
solche  Anordnung  zu  treffen,  entfällt  also  in  denjenigen  Fällen, 
in  welchen  eine  Entscheidung  über  die  Begründetheit  der  Be- 
schwerde nicht  oder  noch  nicht  erfolgt  (PA.  PMZBl.  10  34).  Hat 
z.  B.  ein  Einsprechender  Beschwerde  gegen  den  Erteilungsbeschluß 
eingelegt,  so  kann  demselben  die  Beschwerdegebühr  nicht  zurück- 
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vergütet  werden,  wenn  es  zu  einer  Entscheidung  über  die  Be- 
gründetheit der  Beschwerde  nicht  kommt,  weil  der  Anmelder  nach 
lünlc^ng  der  Besdiwerde  die  Anmeldung  zurückgezogen  hat  (PA. 
PMZBl.  7  166;  anders  Robolski  E.  §  26  Nr.  4).  Daraus,  da6  die 
Zurückzahlung  nur  zugleich  mit  der  Entscheidung  über  die  Be« 
schwerde  angeordnet  werden  kann,  folgt  auch,  daß,  wenn  in  der 
Entsdieidung  eine  Anordnung  nicht  getroffen  ist,  eine  nachträgUche 
Ergänzung  des  Beschlusses  in  dieser  Richtung  nicht  mehr  mög- 
lich ist;  eine  solche  nadbträgliche  Entscheidung  würde  überdies, 
wenn  seit  der  Entscheidung  in  der  Sache  ein  lAngerer  Zeitraum 
vergangen  ist,  oder  wenn  ein  bei  der  Entscheidung  beteiligt  ffe- 
wesenes  Mitglied  später  an  der  Mitwirkung  behindert  ist,  zu  Un- 
zuträglichkeiten führen  (PA.  Ber.  191 ;  PA.  G.  9  478,  479;  PMZBl. 
7  166;  Kohler  792). 

44.  Erstattung  der  Gebühr  der  AnscUubbesohwerde.  Die 
für  eine  Anschlufibeschwerde  gezahlte  Gebühr  ist  —  sofern 
man  die  Anschlußbeschwerde  übernaupt  als  gebührenpflichtig  an- 
sieht —  zurückzuerstatten,  wenn  die  Anschlußbeschwerde  nicht 
£ur  Wirkung  kommt,  weil  die  Beschwerde  des  Gegners  wegen 
Nichtzahlung  der  Gebühr  als  nicht  erhoben  gilt,  oder  wenn  sie 
ihre  Wirkung  verliert,  weil  die  Beschwerde  des  Gegners 
zurückgenommen  oder  als  unzulässig  verworfen  wird;  denn  in 
diesen  Fällen  wird  die  Anschlußbeschwerde  als  nicht  vorhanden 
angesehen  (vergL  Nr.  8). 


§27. 

Ist  die  Erteilnng  des  Patents  eiidgflltig  beseklossen,  so  erIXfit  das 
Patentamt  dartber  dnrek  den  Reicksanzelger  eine  Bekanntmaehnng 
nnd  fertigt  demnäekst  für  den  Patentinhaber  eine  Urknnde  ans. 

Wird  die  Anmeldnng  nack  der  YerSffenUieknng  (g  28)  znrilekge- 
■omnien  oder  wird  das  Patent  f  ersagt,  so  ist  dies  ebenfalls  bekannt  in 
machen.  Die  eingesahlte  Jahresgebäkr  wird  in  diesen  Fällen  erstattet. 
Mit  der  Yersagnng  des  Patents  gelten  die  Wlrknngen  des  einstweiligen 
Schntses  als  nicht  eingetreten. 


AbtcUais  d««  YerflüireB«. 

I.  B«tclü«H  Iber  BrUUvBg  «der  ?«nBgiB|i; 
4m  PateBti. 

b)  AbschlBM  dM  VerfibreBt  BBd  nas«- 
BahH«B  des  PBtoBtAHte. 

1.  AOfeHelB«!. 

S.  nekBBBtMBcbBBg   der   PBt«Btorteil«By 
«Bd  der  PBteatTertBffBBff. 

b)  EBdgSltlffkelt  der  BeiebllMe. 
S.  BBdfUtIgkeltdeiErteUBBgtbeschlBssei. 


4.  BedentBBff    der  ZBitellBBg    des  Be* 

■cblnnet. 
6.  BBdffiltiickeit      des      VerssgBBgs- 

besclilBsses. 

6.  ladeniBg  BBd  BerlebtigUBg  des  eBd- 
giltige«  Bes«UBsses. 

II.  PBteBtarkvBde. 

7.  iBhalt  BBd  ABsfertIgBBg. 

8.  BeireiiarkBBde. 

9.  BedeatoBg  der  ABsfertlgBBg. 

10.  BerlehttgBBg. 

11.  LlterBftseber  Sebats. 


Abschluss  des  Verfahrens- 

I.  BesohlUBB  über  Erteilung  oder  Versagung  des  Patente. 

a)  Abschluß  des  Verfahrens  und  Maßnahmen  des 
Patentamts. 

1.  Allgemeiiies.    Das  Verfahren  nach  der  Bekanntmachung 
und  Auslegung  der    Anmeldung  wird   abgeschlossen  durch  den 

K  e  n  t ,  PatentgesetE.  n.  18 
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Beschluß,  welcher  entweder  auf  Erteilung  oder  auf  Versagung 
des  Patents  lautet.  Eine  Aussetzung  dieses  Beschlusses  kann  nur 
dann  erfolgen,  wenn  die  Aussetzung  des  Erteilungsverfahrens  mit 
Recht  beschlossen  ist;  sonst  findet  sie  nicht  statt  (PA.  PMZBl.  7  275). 
Abgesehen  von  diesem  Beschlüsse  kann  das  Verfahren  nur  da- 
durch sein  Ende  erreichen,  daß  die  Anmeldung  zurückgenommen 
wird  oder  wegen  Nichtzahlung  der  ersten  Jahres^ebflhr  gemäß 
§  24  Abs.  1  PatG.  als  zurückgenommen  gilt.  Eme  Einstellung 
des  Verfahrens  gibt  es  nicht  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  27).  Der  Be- 
schluß, durch  welchen  die  Aiuneldung  oder  ein  Einspruch  ganz 
oder  teilweise  zurückgewiesen  wird,  bedarf  gemäß  §  7  VO.  11/7.  91 
der  Beratung  imd  Atetimmung  in  einer  Siizun^,  ist  gemäß  ^  15 
PatG.  mit  Gründen  zu  versehen  und  allen  Beteiligten  zuzustellen. 
2.  Bekanntmachung  der  Patenteiteilung  und  der  Patent- 
yeisagunff«  Ist  die  Erteilung  des  Patentes  endgültig  beschlossen, 
so  erläßt  das  Patentamt  darüber  im  Reichsanzeiger  sowie  außerdem 
gemäß  §  19  Abs.  4  PatG.  im  Patentblatt  eine  Bekanntmachung 
und  veranlaßt  gemäß  §  19  Abs.  1  PatG.  die  Eintragung  des  Patente 
in  die  Bolle.  Wird  das  Patent  endgültig  versagt,  so  ist  dies  eben- 
falls durch  den  Reichsanzeigerund  durch  das  Patentblatt  bekannt 
zu  geben.  Eine  enti^rediende  Bekanntmachung  hat  auch  zu  er- 
folgen, wenn  nach  der  gemäß  §  28  PatG.  erfolgten  VeröflTentlichung 
die  Anmeldung  zurückgenommen  vnrd  oder  we^en  Nichtzahlung 
der  ersten  Jahresgebühr  als  zurückgenommen  gilt  (Allfeld  238). 
V7ird  das  Patent  versagt  oder  die  Anmeldung  zurückgenommen, 
so  ist  die  eingezahlte  Jahresgebühr  zurückzuerstatten.  Mit  der 
Versagung  des  Patents  sowie  mit  der  Zurücknahme  der  Anmeldung 
—  sei  es,  daß  diese  ausdrücklich  erfolgt  oder  kraft  Gresetzes  an- 
genommen wird  —  gelten  die  auf  §  23  Abs.  1  PatG.  beruhenden 
Wirkungen  des  einstweiligen  Schutzes  als  nicht  eingetreten  (vergl. 
§  23  Nr.  34  ff.).    Auch  dies  wird  bekannt  gemacht« 

b)  Endgültigkeit  der  Beschlüsse. 

8.  Endgfiltigkeit  des  ErteilungsbescUusses.  Endgültig  sind 
stets  die  Erteilun^sbeschlüsse  der  Beschwerdeabteil  ung  en, 
da  hiergegen  es  em  weiteres  Rechtsmittel  nicht  mehr  gibt.  Die 
Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  über  Erteilung  des  Pa- 
tents sind  endgültig,  wenn  eine  dagegen  eingelegte  Beschwerde 
zurückgewiesen  oder  eine  Beschwerde  nicht  oder  nicht  mehr  zu- 
lässig &t  (PA.  Ber.  188;  PA.  PMZBl.  7  39;  PMZBl.  11 100;  vergl. 
Kohler  788;  Seligsohn  §  27  Nr.  2;  Stephan-Schmid  45;  Allfeld  237). 
Endgültig  ist  daher  der  Erteilungsbeschluß  —  und  zwar  sofort  in 
dem  Augenblicke  seiner  Zustellung  —  wenn  durch  denselben  den 
Anträgen  des  Patentsuchers  in  vollem  Umfange  entsprochen  ist 
und  Emspruch  nicht  erhoben  war,  da  es  alsdann  eine  Beschwerde 
gegen  den  Beschluß  nicht  gibt  (PA.  Ber.  188;  PA.  PMZBL  7  39: 
PMZBL  7  295;  PMZBl.  11 100;  Kohler  788;  Robolski  Th.  106,  107; 
Allfeld  237).  Ist  durch  den  Erteilungsbeschluß  den  Anträgen  des 
Anmelders  nicht  völlig  entsprochen,  oder  ist  er  unter  Zurück- 
weisung eines  Einspruchs  erlassen,  so  vdrd  der  Beschluß  end- 
gültig m  dem  Zeitpunkte:  1.  in  welchem  die  erhobene  Beschwerde 
zurückgewiesen  ist;  2.  in  welchem  die  Beschwerdefrist  für  aUe 
Beschwerdeberechtigten,  ohne  daß  Beschwerde  eingelegt  wird,  ab* 
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gelaufen  ist;  3.  in  welchem  die  rechtzeitig  eingelegte  Beschwerde 
—  ohne  Wiederholung  derselben  während  des  Laufes  der  Be- 
schwerdefrist —  zurQcEgenommen  ist;  4.  in  welchem  seitens  aller 
Berechtigter  auf  die  Beschwerde  verzichtet  ist  (PA.  PMZBl.  8  246) ; 
6.  in  welchem  der  erhobene  Einspruch  zurückgenommen  ist,  da 
mit  Zurücknalmie  des  Einspruchs  die  jBeschwerde  oes  Einsprechenden 
unzulfissig  wird.  Dagegen  wird  auch  durch  die  wegen  eines  unzu- 
Ifissigen  Einspruchs  eniobene  rechtzeitige  Beschwerde  die  End- 
gCdtigkeit  des  Beschlusses  hinausgeschoben  (veigl.  §  24  Nr.  41). 

4.  Bedeatanff  der  Zustellung  des  BesoUusses.  In  allen  Fällen 
ist  die  EndgOltigkeit  des  Beschlusses  dadurch  bedingt,  daß  er  den 
Beteiligten  zugestellt  ist  (Allfeld  238,  239;  vergl.  PA.  PMZBl. 
10  264;  Bobol^  Th.  107).  Denn  der  nicht  zugestellte  Beschluß 
betrüBft  lediglich  eine  interne  Angelegenheit  der  Behörde ;  er  kann 
bis  zur  Zustellung  jeder  Zeit  noch  abgeändert  werden,  sofern  nicht 
vorher  eine  Verkündung  stattgefunden  hat  (vergL  §  16  Nr.  6). 
Auch  im  Falle  einer  Yerkündung  ist  indessen  nicht  der  verkündete, 
sondern  der  zugestellte  Beschluß  wegen  der  Schriftlichkeit  des 
Verfahrens  als  ma^ebend  für  dessen  Abschlug  anzusehen;  erst 
mit  der  Zustellung  ^t  -daher  das  Patent  als  erteilt,  so  daß  vor 
der  Zustellung  die  mchtigkeitsklage  nicht  zulässig  ist  (anders 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  27  Nr.  2  und  §  30  Nr.  5).  Allerdings  Renügt 
es,  wenn  auch  erst  im  Verlaufe  des  Nichtigkeitsverfahrens  die  Zu- 
stellung erfolgt.  Jedoch  stellt  ein  verkündeter  BeschluH  über  die 
Erteilung  des  Patents  den  Abschluß  des  Verfahrens  immerbin  in- 
sofern dar,  als  weder  von  Amts  wegen  noch  wegen  nachträglicher 
Emgaben  der  Beteiligten  eine  Wiederaufnahme  der  Beschluß&ssung 
oder  eine  Abänderung  erfolgen  darf;  vielmehr  ist  der  Beschluß 
so,  wie  er  verkündet  ist,  zuzustellen  (PA.  PMZBl.  10  264).  Daher 
ist  nach  der  Verkündung  des  Beschlusses  auch  eine  Rücknahme  der 
Anmeldung  oder  des  Einspruchs  ohne  Wirkung.  Der  Zeitpunkt 
der  Zustellung  ist  auch  nodi  in  anderen  Fällen  von  Bedeutung, 
nämlich  dann,  wenn  es  sich  um  die  Berechnung  der  Frist  zur 
Geltendmachung  von  Prioritätsvorzugsrechten  auf  Grund  einer 
deutschen  Anmeldung  gemäß  des  Verira^  mit  Österreich-Ungarn 
oder  der  älteren  Verträge  mit  Italien  oder  der  Schweiz  handelt 
(vergl.  §  20  Nr.  216  ff.  und  Anh.  Nr.  16—17).  Ist  der  Beschluß 
erst  nach  seiner  Zustellung  endgültig  geworden,  wie  dies  immer 
der  Fall  ist,  wenn  die  Beschwerde  an  sich  gee[en  den  Beschluß 
zulässig  war  und  erst  später  entweder  zurückgewiesen  oder  infolge 
Ablaufs  der  Beschweraefrist,  Zurücknahme,  Verzicht  usw.  unzu- 
lässig wird,  so  bedarf  es  nach  Eintritt  der  Endgültigkeit  keiner 
wiederholten  Zustellung;  es  ist  auch  keine  Verpflichtung  des 
Patentamts  anzuerkennen,  den  Patentsucher  von  dem  Eintritt  der- 
artiger, die  Endgültigkeit  nachträglich  herbeiführender  Tatsachen 
besonders  in  Kenntnis  zu  setzen,  soweit  nicht  —  wie  bei  der 
Zurückweisung  der  Beschwerde  —  eine  Zustellung  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist.  Hat  der  Patentsucher  ein  besonderes  Interesse 
daran,  den  Eintritt  einer  solchen  Tatsache  durch  das  Patentamt 
zu  erfahren,  so  ist  es  regelmäßig  seine  Sache,  Nachfrage  danach 
bei  dem  Amte  zu  halten  (PA.  PMZBl.  8  245). 

&  Endgiiltigkeit  des  Versagungsbesehlosses.  Der  Ver- 
sagungsbeschluß,  welcher  gleichmlls  zugestellt  sein  muß,  ist 

18* 


276  Dritter  Abschnitt.    Verfahren  in  Fatentaachen.    §  27. 

endgültig,  wenn  er  von  einer  Beschwerdeabteilung  erlassen  ist 
Der  von  der  Anmeldeabteilung  erlassene  Versaffungjp)eschluß  wird 
endgültig  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  entweder  die  Beschwerde 
des  Patentsuchers  zurückgewiesen  oder  für  den  Patentsucher  die 
Beschwerdefrist  abgelaufen  ist,  ohne  da&  er  Beschwerde  eingelegt 
hat.  oder  in  welchem  auf  die  Beschwerde  verzichtet  oder  eine 
recntzeitig  eingelegte  Beschwerde  zurückgenonmien  ist,  ohne  daß 
im  Verlaufe  der  Beschwerdefrist  eine  Wiederholung  der  Beschwerde- 
einlegung erfolgt  ist.  Ein  verkündeter  VersagungsbeschluH  ist  in 
dem  vorher  erörterten  Sinne  unabänderlich  (vergi.  Nr.  4). 

6.  Änderung  und  Berichtigung  des  endrfiltigen  Beschlusses. 

Mit  dem  endgültigen  Beschlüsse  über  Erteilung  oder  Versagung 
des  Patentes  ist  das  Erteiiungsverfabren  abgeschlossen;  irgend 
welche  Änderungen  des  Beschlusses,  namentlich  des  Erteilungs- 
beschlusses, welche  eine  sachliche  Bedeutung  haben,  sind  daher 
dann  nicht  mehr  zulässig.  Eine  solche  nachträgliche  Änderung 
kann  vielmehr  nur  durch  Teilnichtigkeitserklärung,  wenn  deren  Vor- 
aussetzungen vorliegen,  herbeigeführt  werden  (vergl.  §  10  Nr.  1222.). 
Dagegen  können  in  entsprechender  Anwendung  des  §  819  C3P0. 
Schreibfehler  und  ähnliche  offenbare  Unrichtigkeiten  aucdi 
von  Amtswegen  berichtigt  werden;  dies  trifft  z.  B.  zu,  wenn  an 
Stelle  eines  beabsichtigten  technischen  oder  wissenschafthchen  Aus- 
drucks ein  schon  äu&erhch  als  sinnentstellend  sich  darstellender, 
entweder  nicht  existierender  oder  weit  abliegender  anderer  Aus- 
druck gesetzt  ist.  Gibt  dagegen  der  in  Frage  stehende  Ausdruck 
für  sich  betrachtet  und  in  dem  allgemeinen  Zusammenhange  einen 
guten  Sinn,  so  darf  eine  Berichtigunjg  nicht  erfolgen;  es  ist  viel- 
mehr dann  Sache  der  Auslegung,  wie  der  Ausdruck  in  dem  Zu- 
sammenhange, in  den  er  gesetzt  ist,  verstanden  werden  muß  (PA. 
PMZBl.  5  88;  vergl.  Seligsohn  §  27  Nr.  5 ;  vergl.  auch  §  4  Nr.  296ff.l. 
Eine  Berichtigung  des  l&teilungsbeschlusses  wegen  offenbarer  Un- 
richtigkeit ist  auch  dann  am  Platze,  wenn  eine  Anmeldung  irrtüm- 
lich als  Zusatzanmeldung  behandelt  oder  wenn  ein  Zusatzpatent 
erteilt  ist,  wiewohl  ein  Hauptpatent,  zu  welchem  es  in  einem  Zu- 
satzverhältnisse stehen  könnte,  gar  nicht  besteht  (vergl.  §  7  Nr.  8ff. 
und  Nr.  22  ff.).  Gegen  den  die  Berichtigung  ablehnenden  Beschluß 
findet  Beschwerde  gemäß  §  16  PatG.  statt  (vergl.  §  16  Nr.  26). 

n.  Fatenturkunde. 

7.  Inhalt  und  Ausferti^ng.   Über  die  Erteilung  des  Patents 
wird  dem  Patentinhaber  eine  Urkunde,   die  Patenturkunde,  aus- 

Sefertigt.  Dieselbe  besteht  aus  einem  Titelblatt  und  aus  einem 
iesem  beigehefteten  Abdruck  der  Patentschrift  (vergl.  §  19 
Nr.. 54).  Das  Titelblatt  enthält  auf  der  ersten  Seite  die  Nummer 
und  den  Gegenstand  des  Patents,  d.  h.  den  Patenttitel,  femer  den 
Namen  des  Patentinhabers,  den  Anfang  des  Patentes,  und  auf 
der  zweiten  Seite  die  Angabe  des  Fälligkeitstages  der  Patent- 
gebühren. Die  Ausfertigung  der  Urkunde  erfolgt  auf  den 
Namen  des  Patentsuchers,  und,  wenn  vor  der  Erteilung  die  An- 
meldung im  Wege  der  Rechtsnachfolge  auf  einen  anderen  über- 
gegangen war,  auf  den  Namen  des  Erwerbers,  sofern  die  Rechts- 
nachfolge rechtzeitig  in  gehöriger  Weise  zur  Kenntnis  des  Patent- 
amts gebracht  ist.     Ist  in  der  Zwischenzeit  zwischen  dem  Erlaß 
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des  Erteilungsbeschlusses  und  der  Ausfertigung  der  Urkunde  eine 
Rechtsnachfolge  eingetreten,  so  wird  die  ratenturkunde  auf  den 
Namen  des  Patentsuchers  —  auch  weun  dieser  verstorben  ist  — 
au8^efertig[t;  doch  kann  dann  ihre  Aushändigung  an  den  sich  ge- 
hörig legitimierenden  Rechtsnachfolger  erfolgen  (Kobolski  Th.  107). 
8«  Beweisurkunde.  Die  Patenturkunde  ist  lediglich  eine 
Beweisurkunde,  sie  ist  nicht  etwa  Trägerin  des  P^ntrechts 
oder  Legitimationsurkunde  in  dem  Sinne,  da&  nur  der  In- 
haber der  Patenturkunde  zur  Geltendmachung  der  Rechte  aus  dem 
Patent  oder  zur  Yerfügunff  über  das  Patent  befugt  w&re;  vielmehr 
beweist  die  Patenturkunde  nur,  daß  das  Patent  erteilt  ist.  Die 
Frsgef  wer  der  gegenwärtige  Inhaber  des  Patents  ist,  wird  da- 
g^en  weder  durch  den  Besitz  noch  durch  den  Inhalt  der  Patent- 
urkunde bewiesen,  da  die  Gültigkeit  einer  Übertragung  des  Patents 
von  der  Mitübertra^ung  der  Patenturkunde  nicht  abhängig  ist,  und 
es  zur  Wirksamkeit  der  Übertragung  auch  weder  der  Vorlegung 
der  Patenturkunde  bei  dem  Patentamt  noch  auch  eines  Vermerkes 
auf  dieser  bedarf  (Seligsohn  §  27  Nr.  4 ;  vergl.  Robolski  E.  §  27 
Nr.  1;  Allfeld  237;  StephanSchmid  46;  Damme  PR.  331;  anders 
Bolze  in  ZgR.  1  167  ff.).  Wird  bestritten,  da6  die  in  der  Patent- 
urkunde genannte  Person  Inhaber  des  Patentes  sei,  so  ist  es  dem- 
nach ihre  Sache,  entsprechenden  Beweis  zu  hefem.  Nur  insoweit, 
als  das  Gesetz  keinen  vollen  Beweis,  sondern  nur  Glaubhaft- 
machung verlangt  —  wie  dies  bei  dem  Antrage  auf  Erlaß  einst- 
weiliger Verfügungen  der  Fall  ist  —  genügt  die  Vorlage  der  Patent- 
urkunde, um  die  Jnhaberschaffc  des  Patents  darzutun. 

9.  Bedeutung  der  Ausfertigung.  Da  die  Patenturkunde  nur 
eine  Beweisurkunde  ist,  welche  die  Tatsache  der  erfolgten  Patent- 
erteilung beweisen  und  bestätigen  soll,  so  ist  der  Ansicht  nicht 
beizustimmen,  daß  das  Patent  erst  mit  der  Ausfertigung  der 
Patenturkunde  als  erteilt  anzusehen  sei;  vielmehr  ist 
das  Patent  erteilt  mit  der  Rechtskraft  des  Erteilungsbeschlusses 
(RG.  Civ.  46  69,  JW.  00  446;  Gierke  877,  878;  Damme  PR.  331; 
anders  Bolze  in  ZgR.  1  168,  169;  Isay  §  27  Nr.  2).  Es  hätte  einer 
ausdrücklichen  gesetzlichen  Bestimmung  bedurft,  wenn  der  Aus- 
fertigung der  Patenturkunde  eine  besondere  rechtliche  Bedeutung 
hätte  beigelegt  werden  sollen.  Gerät  die  Ausfertigung  in  Verlust, 
so  kann  sie  ohne  Kraftloserklärung  von  neuem  erteilt  werden ;  sie 
bleibt  auch  nach  £rl(yschen  des  Patents  im  Besitze  des  Patent- 
inhabers (Damme  PR.  331).  Über  die  Beglaubigung  von  Aus- 
fertigungen der  Patentschrift  imd  die  Ausfertigung  von  Duplikaten 
der  Patenturkunde  hat  das  Patentamt  eine  Bekanntmachung  er- 
lassen, wonach  die  dafür  nötigen  Patentschriften  möglichst  aus 
den  Beständen  des  Amts  entnommen  werden  sollen  (PMZBl.  7  34). 

10.  Berichtigung.  Aus  dem  Umstände,  da&  die  Patenturkunde 
nur  Beweisurkimde  ist,  folgt  femer  noch,  daß,  wenn  Ab- 
weichungen zwischen  dem  Inhalt  des  Patenterteilungs- 
beschlusses und  der  Patenturkunde  bestehen,  allein  der  Beschluß 
maßgebend  ist,  und  sowohl  auf  Antrag  —  sei  es  des  Patent- 
inhabers oder  eines  beliebigen  Dritten  —  als  von  Amts  weffen 
eine  Berichtigung  der  Patenturkunde  vorgenommen  werden 
muß  (RG.  PMZBl.  6  269;  Köhler  790,  791;  Köhler  P.  und  J.  2  48; 
Seligsohn  §  27  Nr.  6;  Allfeld  237;  Robolski  K.  §27  Nr.  1;  vergl. 
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auch  Bolze  in  ZgR.  1  157,  168).  Der  BeschluH  bleibt  ma&gebend, 
auch  wenn  eine  Berichtigung  nicht  erfolgt-  ist;  dies  ist  entschieden 
worden  in  einem  Falle,  in  dem  es  übersehen  war,  die  im  Er- 
teilungsverfahren  erfolgte  Beschränkung  des  ursprünglich  an- 
gemeldeten Patentanspruchs  in  die  Patenturkunde  aufzunehmen 
(KG.  Clv.  46  69,  JW.  00  446;  Robolski  K.  §  27  Nr.  1).  G^gen 
die  Ablehnung  des  Beri«fatigungsantra^es  sowie  gegen  den  nidit 
dem  Antrage  entsprechenden  Berichtigungsbeschiul  findet  Be- 
schwerde gemäß  §  16  PatG.  statt,  da,  obwohl  die  Berichtigung 
an  sich  nicht  notwendig  ist,  doch  ein  Interesse  für  jedermann 
daran  besteht,  daß  der  wirkliche  Umfang  des  Patente  zur  all- 
gemeinen Kenntnis  gebracht  wird  (vergl.  §  16  Nr.  26).  Aus  dem 
Gesichtspunkte  des  §  26  PatG.  kann  die  Beschwerde  nicht  er- 
hoben werden,  da  es  sich  nicht  um  eine  Abänderung  des  Patent- 
erteilungsbeschlusses handelt  (anders  Köhler  791;  Köhler^  P.  mid 
J.  2  48).  Eine  mit  dem  Patenterteiluugsbeschlusse  in  Überein- 
Stimmung  stehende  Patenturkunde  darf  nur  dann  berichtigt  werden, 
wenn  eine  Berichtigung  des  Patenterteilungsbeschlusses  voran- 
gegangen ist;  wann  eine  solche  Berichtigung  des  Erteilungs- 
beschlusses zulässig  ist,  ist  bereits  erörtert  Tverffl.  Nr.  6). 

11.  Literarischer  Schutz.  Die  Patenturkunde  und  die  ihr  bei- 
gefügte Patentschrift  genießen  einen  Urheberschutz  gegen  Nach- 
druck und  Verbreitung  nicht  (vergl.  §  23  Nr.  67). 


§28. 

Die  EinleitiiDg  des  Yerfalireng  wegen  firklimng  der  Nichtigkeit 
oder  wegr^D  Zarttekiialime  des  Patents  erfolgt  nnr  anf  Antrag. 

Im  Falle  des  |  10  Nr.  8  ist  nnr  der  ferletate  in  dem  Antrage  bo- 
re clitigt. 

Im  Falle  des  |  10  Nr.  1  ist  nach  Ablanf  Ton  fünf  Jakren,  von 
dem  Tage  der  über  die  Erteilnng  des  Patents  erfolgten  Bekanntmachnng 
(I  27  Abs.  1)  gereehnet,  der  Antrag  nnstatthaft. 

Der  Antrag  ist  schriftlich  an  das  Patentamt  zn  richten  nnd  bat 
die  Tatsachen  anzngeben,  anf  welche  er  gesttttit  wird.  Mit  dem  An- 
trage ist  eine  Gebflbr  Ton  fflnfzig  Mark  zn  zahlen.  Erfolgt  die  Zahlung 
nicbty  so  gilt  der  Antrag  als  nicht  gestellt«  Die  Gebühr  wird  erstattet, 
wenn  das  ferfahren  ohne  AnhSmng  der  Beteiligten  beendet  wird. 

Wohnt  der  Antragsteller  im  Anslande,  so  bat  er  dem  Gegner  aaf 
dessen  Yerlangen  Sicherheit  wegen  der  Kosten  des  Yerfahrens  zn  leisten. 
Die  Höhe  der  Sicherheit  wird  toq  dem  Patentamt  nach  freiem  Er- 
messen festgesetzt.  Dem  Antragsteller  wird  bei  Anordnung  der  Sicber- 
beltslelstnng  eine  Frist  bestimmt,  binnen  welcher  die  Sieberbeit  zn 
leisten  ist.  Erfolgt  die  Sicberbeitsleistnng  nicht  Tor  Ablanf  der  Frist, 
so  gilt  der  Antrag  als  zurückgenommen. 


Ntehtigkettf-  und  ZarttckiuihHeTerffthreB. 

I.  Allgemel««  CInindsitxe. 

1.  ZMtiadigkeit  des  Pateiita»ti. 
8.  Zutiadtgkelt  der  eeriehte. 


5.  Vergleich  «ad  schledsrickterUekee  Ter* 
fakrea. 

4.  PrlTatreektlleke  Bede«l«Hg   tob   Ter^ 
gleick  mild  Sckledaapmeh. 

6.  MltwIAwig  de«  PateMta»ts  bei  Ter^ 
gleich  mad  Scbledaspmch. 
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e.  NiehtlgkeltMrkliniMg     «md     Zariek- 
■aIib«  awliadlMker  Patomt«. 

7.  PriUidlilAleBtieheid«Bg     Iber     ms- 
liadlacke  Patente. 

8.  Prosetraale  T«nchrift«H. 

U.  Amtrac- 

•)  Form  «md  iBhalt. 

f.  Form  dei  Antragt. 
10.  SchrifUldikelt. 

II*   Beselckavag  der  Parteien. 

19.  AaifertlgnafeB. 

IS.  Rlektbeobacktang    der    ForaiTOr* 

ickriften. 
14.  Inkalt 

1».  BUrtlcknng  nnd  Beektikinglgkelt. 
lt.  Analegnng  de«  Antragt« 

17.  Beitlnunaelt. 

k)  Beektlleke  Bedentwig  dea  Antragt. 

18.  HInantgeken  Iker  d«n  Antrag. 

lt.  Antrag  anf  Tellnlektlgkeltaerklining 
nnd  teilweite  Bnricknaknie. 

SO.  Untnlittlgkelt  der  Klageindemng. 

tOa.  PraxltdeiPatentaMttnnddetllelekf 
gerickt«. 

c)  Begrindnng  det  Antragt. 

il.  Tattacken. 

M.  Bettfanaite  Tattaeken. 

flt.  BeweltsItteL 

d)  Znritknakme  det  Antragt  nnd  Ter- 
alekt. 

t4.  Znrieknakme. 

tk.  ZeltUeke  Zalittlgkelt  der  Znriek- 
nakme. 

M.  Folgen  der  Znrteknakme. 

t7.  Terelnkarang  der  Znrieknakaie  nnd 
Teralckt. 

111.  Oekikr. 

i8.  Zweck. 

M.  Zaklang  der  Gekikr. 

50.  FolKon  der  Rlektsaklang. 

51.  Mekrtacke  €eblkr. 

SS.  8tnndBBg;  Brlatt;  ZarBektaklnng. 

IT.  Klagegmnd. 

SS.  Bedentnng  det  Elagegrandei. 
S4.  Klagegrftnde. 

T.  Kliger. 

a)  AOgemelnei. 

S§.  Nackwelt  einet  Interottea. 
SO.  Terletater. 

57.  BeckttkrifUg  Akgewietener  nnd  Pa- 
tentlnkaber. 

S7a.  Elagekereektignng  Im  FaUe  det  |  11 
HrTf. 

58.  Xndemng  der  Partelrolle. 

k)  Partei-  nnd  ProiettfIkIgkelt. 

SO.  Partelfiklfkelt. 

40.  ProaetifiUgkelt 

e)  Ükortragbarkelt  det  Klagereektt. 

41.  Ükortragbarkelt  der  Klagebeftigmlt. 
41a.  Tod  det  Kligert. 

49.  Anfnakme  dnrek  die  Erben. 

4S.  AnflStnag  einer  Jnrittiteken   Perton 

oder  Geselltckaft. 
44.  Boaknrt  nnd  ZwangtTOUttrecknng. 

d)  Torgeockobene  Pertonon  alt  Kligor. 

40.  Ilago  In  fremdem  Interette. 
40.  Torgotekobene  Personen. 
47.  Einrede  der  Beekttkraft. 


VI.  Beklagter. 

48.  Eingetragener  Patentinkaber. 

40.  Beielcknang  der  Perton  det  Beklagten. 

&0.  Tod  det  eingetragenen  Patentinkabert. 

U.  Anflotnng  einer  Jnrittiteken  Perton 
oder  Qetelltekaft. 

M.  Getetalleke  Tertreter. 

68.  Anfkakme  det  Beektittreltt. 

64.  Eecbtsnacbfolge  wikrend  det  Pro- 
test et. 

TU.  Streltgenottentekaft. 

66.  Streltgenottentekaft  anf  kligeriaekor 
Seite. 

60.  Streltgenottentekaft  anf  beklagtitcker 
Seite. 

67.  Bekandlnng  der  Streltgenooton. 

68.  Belladang  von  Intorettonten. 

Till.  Nebenlntorrentloa, 

a)  Allgemelnet* 

69.  Znlitiigkelt  nnd  Form. 
60.  Becktliekei  Interette. 

60a.  Zniattnng  det  Nebenlnterrenlonten. 
Ol.  Neben Interrentlon  der  an  dem  Patent 

Interettlerten. 
68.  NehenlttterTontlon   des   Torbenntaertt 

Erflndert  nnd  Erflndangsbetltaert. 
08.  Nebonlnterrenlenten  des  Kligert. 
08a.  Betckrinknngen   der  HekenintorTen- 

tlon. 

b)  Beekttttellnng     det     Nekenlnter* 
TOttlenten. 

04.  Terkiltnlt  det  Nebentnterrenlenton  anr 

Partei. 
66.  NebenlnterTonlent   alt   Streltgenotte. 
66.  BemfkngHlattans. 

e)  Streltrerkindnng. 

07.  Streltrerkindnog. 

IX.  KlagenTerblndnng. 

68.  Znlitiigkelt. 

08a.  Brentnelle  KlagenTerblndnng. 
60.  NIektIgkelttklage   nnd  Znrieknakme- 
klage. 

70.  Terblndnag  mekrorer  Klagejrinde. 

71.  SnbJektiTe  nnd  objektive  UagonTor« 
blndnng. 

79.  ZnrieknakmeTorfkkren. 
78.  Bltkliger. 

74.  KlagenTerblndnng  bei  Tertchledenkelt 
der  Parteirollen. 

X.  Widerklage. 

76.  Zalittlgkelt  nnd  Form. 

76.  WldeAUge  In  der  mSndUcken  Ter- 
kandlnng. 

77.  Verblndnng  nnd  Trennnng  von  Hanpt- 
nnd  WIdenlage. 

78.  BomfkngtInttans. 

XI.  Klageindemng. 

a)  Allgemelnet. 

79.  Untnlittlgkelt  der  Klageindemng. 

80.  Begriff. 

81.  Indemng  det  Klagogmndet. 
89.  Xndemng  der  Klage. 

88.  Maatgebender  Zel^nnkt. 
84.  Selbttindlge  Klage. 

b)  Brginsnng  der  Klage. 

86.  Erainsang  nnd  Berlektlcnng  In  beug 
anf  den  Mangel  der  Henkelt. 

80.  Ergininng  In  beang  anf  den  Mangel 
der  Patentfiklgkeit. 
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87.  ErgiuivB^  der  KUg«B  des  §10  Nr.  9 
«Bd  8  Pete. 

c)  Xaderuttg  des  KlmgeftBtnigs. 

88.  Erweltenmg  BJid   BeseliriBkBBg  des 
Klmgr^BBtTAgs. 

d)  ZBlMsvBf  der  KlageiBdeniBg. 

89.  ZBlmssvBg  der  KlageiiideniBii;. 

•0.  NlehtsBlBfsvBf  der  KlB^&BdervBg. 
91.  ABfechtoBg  der  ZalMSBag. 

XII.  VeijihrBBf  der  KUge. 

a)  AUgemeiaes. 

99.  Keine    VeijfilirBBg    im    eigeatliekeB 
SiBBe. 

95.  UBTeijihrbarlielt  der  Klage. 

94.  GrvBd   der  YeijiktrBBgsbestimniaBg. 

9S.  iBSBBllBieB. 

96.  TeijiiinuigsfHst. 

b)  ÜBterbreeliBBff  der  VerJihniBg. 

97.  VaterbrecliBBir  ond  HemBivBg. 

98.  BeseltigVBg  der  ÜBterbrechBa«. 

99.  TorselirlfUmiasigkelt  der  Klage. 
100.  Erg&BsnBg,     Erweltemng    vad    Be- 

sehraakuag  der  Klage. 


c)  Wlrkaag  der  VeijUiraag. 

101.  Wirltaag  Im  allgemelaea. 
109.  HeilvBff  des  Maa^els  der  Pateatfihlg» 
keit. 

105.  Blarede  der  Ntebtlgkelt. 

104.  Elawaad  des   Bekaaatieliis   der  Er- 
fladaag. 

XIII.  HieherlieittlelstBag  fir   die   Prosesi- 
kostea. 

106.  AllgemelBea. 

106.  Aaweadbai^elt  der  ZiTÜproseasord- 
aaag. 

107.  yerpfllektaaff  aar  Sleberbeltalelitaag. 

108.  Befi-elaag  tob  der  Sleherbeltalelatiaag. 

109.  Befretaag  aaf  flraad  der  Haager  Ko«- 
Teatioa. 

109a.  Befreite  Persoaea. 
109b.  lageiiÖrtge    Im   Siaae   dor   Haager 
KoBTeatlaN« 

110.  Festsetsaag  der  SIeberlieit. 

111.  Beebtafitiffkelt  deaiatraga  »af Slciier- 
keitsleistaag. 

119.  Friatsetsaag    nad    Veralamaap    der 

FrUt. 
IIS.  ZwaanTollstreckuag  la  die  Slciierlielt 

nad  Zurfickgabe. 


Niclitigkeits-  und  Zurücknahmeverfaliren. 

I.  Allgemeine  G-randsätze. 

1.  Zuständigkeit  des  Patentamts.  Das  Patentamt  ist  nach 
§  13  Abs.  1  PaUx.  nicht  nur  zur  Erteilung  der  Patente,  sondern 
auch  zur  Erklülrung  der  Nichtigkeit  und  zur  Zurücknahine  der 
von  ihm  erteilten  Patente  ausschliesslich  berufen;  die  Zu- 
ständigkeit der  ordentlichen  Gerichte  ist  ausgeschlossen  (RG. 
Str.  8  253,  254;  Str.  6  225,  226;  G.  4  275,  Str.  7  147;  G.  10  315; 
Robolski  K.  §  28  Nr.  1;  Allfeld  146).  Das  Verfahren  wegen  Erklärung 
der  Nichtigkeit  und  Zurücknahme  gehört  dem  öffentlichen  Rechte  an, 
was  sich  daraus  erklärt,  daß  sowonl  die  Nichtigkeitserklärung  als  die 
Zurücknahme  im  öffentlichen  Interesse  und  nicht  —  wenigstens  nicht 
in  erster  Linie  —  im  Interesse  von  Privatpersonen  erfolgt.  Indessen 
ist  das  Verfahren  doch  immerhin  ein  gericntliches,  indem  das  Patent- 
amt nicht  —  wie  im  Erteilungsverfahren  —  als  Verwaltungs- 
behörde, sondern  als  Verwaltungsgericht  tätig  wird.  Dies 
zeigt  sich  abgesehen  von  der  Struktur  des  Verfahrens  auch  darin, 
daß  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  die  Zurücknahme  einer 
besonderen  Abteilung  des  Patentamts,  der  Nichtigkeitsabteilung, 
zugewiesen  ist,  welcher  als  zweite  Instanz  nicht  eine  Verwaltungs- 
behörde, sondern  ein  Gericht,  nämlich  das  Reichsgericht,  über- 
geordnet ist  (Robolski  Th.  160;  Allfeld  173;  vergL  auch  Selig- 
sohn 3.  Aufl.  Abschn.  III  Nr.  4;  Schanze  in  Z^R.  3  14 ff.). 

2.  Zuständigkeit  der  Gerichte.  Die  Zuständigkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  ist  selbst  dann  ausgeschlossen^  wenn  in  einem 
vor  diesen  Gerichten  schwebenden  Verletzungsstreite  der  Einwand 
der  Nichtigkeit  oder  der  Statthaftigkeit  der  Zurücknahme  er- 
hoben wird.  Während  der  die  Zulässigkeit  der  Zurücknahme  be- 
treffende Einwand,  so  lange  die  Zurücknahme  nicht  rechtskräftig 
ausgesprochen  ist,  überhaupt  keine  Beachtung  verdient,  kann  die 
noch  mcht  rechtskräftig  ausgesprochene  Nichtigkeit  in  einem  Ver- 
letzungsprozesse nur  dadurch  geltend  gemacht  werden,  dafi  der 
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Antrag  auf  Aussetzung  des  Verfahrens  bis  zur  Entscheidung  des 
Nichtigkeitsprozesses  gestellt  wird  (vergl.  §  4  Nr.  23  ff.).  Die  Gre- 
richte  sind  zur  Entscheidung  über  die  Nichtigkeitsfrage  —  soweit 
es  sich  um  ein  deutsches  Patent  handelt  —  selbst  dann  nicht  be- 
rufen, weno  diese  FVage  lediglich  einen  Präjudizialpunkt  für 
die  Elntscheidung  eines  gewöhnlichen  Zivilprozesses  —  z.  B.  einer 
Klaffe  auf  Zahlung  des  Kaufpreises  für  ein  Patent  oder  auf 
Zamung  einer  Lizenzgebühr  —  bildet  (vergl.  Allfeld  146). 

S.  Tergleieh  und  schiedsrichterliches  Yerfahren.  Ebenso- 
wenig ist  ein  Vergleich  oder  ein  schiedsrichterliches  Ver- 
fahren über  die  Nichtigkeit  oder  die  Zurücknahme  eines  Patents 
w^en  der  öffenÜichrechtUchen  Natur  der  Klage  möglich  (Isay  §  28 
Nr.  1;  anders  Kohler  847;  Kohler  in  Busch  47  332).  Ein  Schieds- 
spruch oder  ein  Vergleich,  in  welchem  die  Nichtigkeit  oder  Zurück- 
nahme eines  Patentes  ausgesprochen  oder  anerkannt  wird,  hat 
nicht  die  rechtliche  Wirkung,  daß  damit  über  die  Nichtigkeit  oder 
Zurücknahme  oder  über  das  Erlöschen  des  Patents  entschieden  ist. 

4.  Priyatrechtliche  Bedeutung  von  Vergleich  und  Schieds- 
spruch. Vergleich  und  Schiedsspruch  können  nur  von  privat - 
rechtlicher  Bedeutung  sein,  indem  dadurch  nach  der  Absicht 
der  Beteihgten  persöiüiche  Verbindlichkeiten  für  oder  gegen  die 
Parteien  und  deren  Rechtsnachfolger  begründet  werden  sollen, 
z.  B.  wenn  der  Patentinhaber  mit  Rücksicht  auf  den  Vergleich 
oder  den  ihm  ungünstigen  Schiedsspruch  verpflichtet  sein  sollte^ 
wegen  früherer  Patentverletzungen  feine  Ansprüche  zu  erheben, 
oder  wenn  der  Kläger  nach  Inhalt  des  Vergleichs  oder  mit  Rücksicht 
auf  die  schiedsrichterUche  Abweisung  seiner  Klage  verpflichtet 
erscheint,  sich  jeder  Anfechtung  des  Patents  in  Zukunft  zu  ent- 
halten (Kohler  378,  874,  846,  847;  vergl  Schanze  in  ZgR.  3  16; 
vergl.  auch  §  10  Nr.  13). 

5.  Mitwirkung  des  Patentamts  bei  Vergleich  und  Schieds- 
spruch. Irgend  eine  Mitwirkung  des  Patentamts  bei  der 
Bestellung  des  Schiedsgerichts  und  bei  der  Aufhebung  oder 
Vollstreckung  des  Schiedsspruchs  ist  daher  ausgeschlossen; 
vielmehr  gehört  diese  Tätigkeit,  da  lediglich  die  bürgerlichen 
Rechtsverhältnisse  der  Parteien  dabei  in  Frage  kommen,  zu  den 
Obliegenheiten  der  ordentlichen  Gerichte  (anders  Kohler 
846,  847).  Auch  über  die  Rechts  Wirksamkeit  und  Vollstreckung 
eines  Vergleichs  sind  allein  die  ordentlichen  Gerichte  zur  End- 
scheidung berufen. 

6.  Nichtigkeitserklftrung  und  Zurücknahme  auslSndischer 
Patente.  Das  Patentamt  ist  unter  Ausschluß  der  Gerichte  zur  Er- 
klärung der  Nichtigkeit  und  Zurücknahme  nur  derjenigen  Patente 
berufen,  welche  von  ihm  selbst  erteilt  sind;  hinsichtlich  aus- 
ländischer Patente  würde  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Ge- 
richte mithin  an  sich  gegeben  sein  (RG.  PMZBI.  1  2,  JW.  94  869). 
Indessen  ist  auch  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  aus 
einem  anderen  Gnmde  ausgeschlossen.  Denn  ausländische  Patente 
werden  im  Inlande  überhaupt  nicht  anerkannt  (vergl.  §  1  Nr.  14  AT.). 
Es  liegt  aber  außerhalb  der  Machtbefugnis  der  deutschen  Gerichte, 
über  den  Bestand  eines  Rechts  zu  entscheiden,  welches  aus- 
schließlich im  Auslande  Geltung  hat,  imd  dessen  Bestand  mithin 
auch  nur  von  der  Entscheidung  der  ausländischen  zuständigen  Be- 


282  Dritter  Abschnitt.    Verfahren  in  Patentsachen.    §  28. 

hörde  abhängig  sein  kann.  Daran  wird  nichts  durch  die  Tatsache 
geändert,  daß  in  dem  betreffenden  Auslandsstaate  die  Eint- 
Scheidung  über  den  Bestand  oder  Fortbestand  eines  Patents  den 
ordentlichen  Gerichten  zusteht. 

7.  PrSjadizialentseheldiing  aber  auslSudisehe  Patente.  Anders 
ist  es  dagegen,  wenn  die  Klage  nicht  auf  Nichtigkeitserklfirong 
oder  Zurücknahme  gerichtet  ist,  sondern  wenn  die  Entscheidung 
über  den  Bechtsbestand  des  Patents  einen  Präjudizialpunkt  in 
einem  sonstigen  Rechtsstreite  bUdel,  namentlich  wenn  die  Ent- 
sdieidung  in  einem  auf  Zahlung  der  Vergütung  für  die  Überlassung 
des  Rechts  oder  der  Nutzung  an  einem  ausländischen  Patente  ge- 
richteten Prozesse  davon  abhängt,  ob  das  ausländische  Patent  als 
zu  Recht  bestehend  anzusehen  ist.  Dann  haben  die  deutschen 
Gerichte,  sofern  auch  in  dem  betreflTenden  Auslandsstaate  die  Ge- 
richte zur  Erörterung  dieser  Frage  befugt  sind,  dieselbe  Prüfung 
über  den  Rechtsbestand  des  ausländischen  Patents  anzustellen, 
welche  die  ausländischen  Gerichte  anzustellen  haben  würden,  wenn 
der  Rechtsstreit  vor  diese  gebracht  worden  wäre  (RG.  B.  8 
Nr.  145). 

8.  Prozessaale  Torschriften.  Das  Verfahren  in  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmesachen  ist  in  den  §§  28  bis  34  PatG.  j^ordnet 
Diese  Vorschriften  über  das  Verfahren  sind  indessen  m  keiner 
Weise  erschöpfend;  sie  geben  vielmehr  nur  diejenigen  Nonnen, 
deren  Anordnung  aus  patentrechtlichen  Gesichtspunkten  erforderlich 
erschien.  Zur  Ergänzung  dieser  Vorschriften  dienen  die  Be- 
stimmungen der  R'oze^esetze  und  namentlich  diejenigen  der 
Zivilprozeßordnung,  auf  welche  das  Patente;ese&  teilweise 
ausdrücklich,  teilweise  auch  dadurch,  daß  in  dias  Patentgeseiz 
zivilprozessuale  BegriflTe  ohne  weitere  Erläuterung  aufgenonunen 
sind,  verweist  (PA.  G.  4  162).  Die  Anwendbarkeit  der  Zivil- 
prozeßordnung ist  indessen  dann  ausgeschlossen,  wenn  und  in- 
soweit die  Vorschriften  derselben  ihrem  Inhalte  nach  auf  dem  nur 
für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  geltenden  Prinzipe  beruhen, 
daß  der  Prozeß  lediglich  im  rarteiinteresse  geführt  vnrd  und  den 
Parteien  mithin  die  Verfügung  über  den  Prozeßstoff  zusteht,  also 
insofern  in  einem  Gegensatze  zu  dem  im  öffentlichen  oder  doch 
wesentlicli  im  öffentUchen  Interesse  stattfindenden  verwaltungs- 
gerichtlichen Verfahren  stehen.  Es  ist  daher  im  einzelnen  Falle 
stets  zu  prüfen,  nicht  nur  ob,  sondern  auch  inwieweit  eine  zivil- 

Srozessusäe  Vorschrift  auf  das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  bezw. 
em  Reichsgericht  in  zweiter  Instanz  zur  Anwendung  gebracht 
werden  kann  (Kohler  I  Nr.  390;  Seligsohn  Abschn.  lU  Nr.  4 
imd  5;  vergl.  Stephan-Schmid  66).  Es  wird  dies  im  einzelnen  im 
folgenden  des  näheren  zu  erörtern  sein.  Das  Verfügungs recht 
der  Parteien  ist  nur  in  materieller  Hinsicht  ausgeschlossen;  in 
prozessualer  Hinsicht  besteht  dasselbe.  Es  findet  daher  die  Vor- 
schrift des  §  295  CPO.  entsprechende  Anwendung,  wonach  die  Ver- 
letzung einer  das  Verfahren  betreffenden  Vorschrift  nicht  mehr 
gerügt  werden  kann,  wenn  die  Partei  auf  die  Befolgung  der  Vor- 
schrift verzichtet,  oder  wenn  sie  in  der  nächsten  mtkndlichen  Ver- 
handlung den  ihr  bekannten  Mangel  nicht  gerügt  hat.  Da  das 
Verfahren  in  Patentsachen  grundsätzlich  ein  schriftliches  ist,  so 
muß,  wenn  der  mündlichen  Verhandlung  ein  Schriftsatz  voraus- 
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geht,  schon  in  diesem  die  Rü^e  erfolgen.  Auch  liinsichilich  der 
Kücknahme  der  Klage  sowie  der  Rücknahme  imd  des  Ver- 
zichts auf  Rechtsmittel  steht  den  Parteien  ein  YerfQgungsrecht 
Aber  den  Rechtsstreit  zu  (vergl.  Nr.  24  ff.,  §  16  Nr.  34  ff.  und  §  83 
Nr.  83  ff.).  Eine  prinzipielle  Verschiedenheit  von  dem  zivil- 
prozessualen Verfahren  besteht  jedenfalls  darin,  daß  das  Verfahren 
vor  dem  Patentamt  entsprechena  den  das  Verfahren  in  Patentsachen 
überhaupt  beherrschenden  Grundsätzen  nicht  öffentlich  ist. 

n.  Antrag« 

a)  Form  und  Inhalt. 

9.  Form  des  Antrag.  Wenngleich  die  Nichtigkeitserklärung 
und  die  Zurücknahme  emes  Patents  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
schieht, so  erfolg  die  Einleitung  des  Verfahrens  doch  nur  auf 
Antrag  einer  bestimmten  Person.  Der  Antrag  entspricht  der  Klage 
im  Zivilprozesse.  Nach  §  28  Abs.  4  PatG.  ist  der  Antrag  schrift- 
lich an  das  Patentamt  zu  richten  und  muß  die  Tatsachen  an- 
heben, auf  welche  er  gestützt  wird.  Außerdem  muß  derselbe  in 
deutscher  Sprache  abgefaM  sein.  Ein  nicht  in  deutscher  Sprache 
verfaßter  Antrag  ist  nach  §  84  PatG.  nicht  zu  berücksichtigen. 
Daraus  ergibt  sich,  da6  ein  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefaßter 
Antrag  überhaupt  nicht  als  Antrag  im  Sinne  oes  Gesetzes  gilt. 
Der  AjDtr^  gilt  ferner  auch  dann  nicht  als  gestellt,  wenn  er  nicht 
bei  dem  Patentamt  eingereicht  ist,  oder  wenn  die  gesetzlich  vor- 

fBSchriebene  Gebühr  nicht  gleichzeitig  mit  demselben  bei  dem 
atentamt  eingeht  (vergl.  Nr.  28  ff.). 

10.  SehrifUiehkeit.  Aus  dem  Erfordernisse  der  SchrifÜichkeit 
ergibt  sich,  daß  der  Antrag  weder  mündlich  noch  zu  Proto- 
koll des  Patentamts  angebracht  werden  kann  (vei^.  Isay  §  28 
Nr.  4).  Ist  derselbe  bei  einer  anderen  Behörde  zu  Protokoll  er- 
klllrt,  so  würde  mit  der  Einsendung  dieses  Protokolls  an  das 
Patentamt  dem  Erfordernisse  der  SchriftUchkeit  genügt  sein,  aller- 
diDffs  mit  der  Maßgabe,  dafi  der  Antrag  nicht  als  am  Tage  der 
Aumahme  des  Protokolls,  sondern  erst  mit  dessen  Eingang  bei 
dem  Patentamt  als  angebracht  gilt.  Der  Antrag  muß  die  Unter» 
Schrift  des  Antragstellers  oder  seines  Vertreters  tragen  (vergl. 
überhaupt  Einl.  zu  §  20  Nr.  80  und  82).  Ein  nicht  schriftlich  ao- 
gefaßter  Antrag  gilt  als  nicht  gestellt. 

11.  Bezeiehniug  der  Parteien.  Der  Antragsteller  muß 
parte i-  und  prozeßfähig  sein  (vergl.  Nr.  89 ff.).  jDaß  abgesehen 
von  der  Unterschrift  die  Person  des  Antragstellers  näher  be- 
zeichnet sei,  gehört  nicht  zu  den  gesetzlichen  Erfordernissen; 
eine  nähere  Bezeichnung  nach  Vor-  und  Zuname,  Stand,  Wohn- 
ort und  Wohnung  ist  indessen  nötig,  damit  die  an  den  Antrag- 
steller zu  richtenden  Zustellungen  an  die  richtige  Adresse  gelangen 

ivergL  EinL  zu  §  20  Nr.  82).  Auch  die  Namhaftmachunff  des  be- 
klagten ist  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben;  es  genügt  die  An- 
Sabe  des  angegriffenen  Patents,  da  die  Person  des  Beklagten  aus 
er  Patentroile  zu  entnehmen  ist  (vergl.  dagegen  auch  Kobolski 
Th.  161;  Robolski  K.  §  28  Nr.  1;  Seligsohn  %  28  Nr.  2).  Nur  in 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  diese  Möglichkeit  nicht  besteht,  hat 
der  Kläger  den  Beklagten  näher  zu  bezeichnen  (vergl.  Nr.  49ff.j. 
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£3  schadet  nicht  einmal  eine  unrichtige  Bezeichnung  des  Beklagten ; 
der  Antrag  ist  vielmehr  bei  solcher  unrichtiger  Bezeichnung  dem 
richtigen  Beklagten,  wie  ihn  die  Patentrolle  nachweist,  mitzuteileD 
(PA.  PMZBl.  1  224). 

12.  Ausfertigungen.  Die  Einreichung  von  Ausfertigungen  des 
Anti*ag8  imd  seiner  Anlagen  soll  in  der  nötigen  Anzahl  von  Exem- 
plaren erfolgen  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  33).  Indessen  gehört  dies 
nicht  zu  den  wesentlichen  Erfordernissen  des  Antrags,  vielmehr 
wird  lediglich  nötigenfalls  die  nachträgliche  Einreichung^der  weiteren 
Ausfertigungen  angeordnet  (PA.  PIißjBl.  1  224). 

18.  Nichtbeobaohtnng  der  FormvorsehrUten.  Ein  Antrag, 
welcher  den  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  entspricht  —  d.  h.  en^ 
weder  nicht  schriftlich  oder  nicht  deutsch  abgefaßt  oder  nicht 
von  der  Gebühr  begleitet  ist,  oder  die  ihn  begründenden  Tat- 
sachen nicht  enthält  —  hat  keine  rechtlichen  Wirkungen,  d.  h. 
das  Verfahren  ist  daraufhin  nicht  einzuleiten;  auch  wird  durch 
einen  solchen  Antrag  die  Verjährung  der  Nichtigkeitsklage  nicht 
unterbrochen.  Nur  eine  formelle  Bedeutung  hat  auch  ein  nicht 
vorschriftsmäßiger  Antrw  insofern,  als  dem  ^tragsteller  die  Be- 
schwerde eemäß  §  16  ratG.  gegen  den  die  Einleitung  des  Ver- 
fahrens ablehnenden  Beschluß  zusteht  (veigl.  §  16  Nr.  26).  Die 
Folgen  einer  nicht  ordnungsmäßigen  Anbringung  des  Antrags 
können  nicht  dadurch  beseitigt  werden,  daß  zur  Ergänzung  des 
Antrages  eine  Nachfrist  nachgesucht  v^d.  Die  BewilligUDg  einer 
solchen  Nachfrist  ist  gesetzlich  unstatthaft  (PA.  PMZBl.  1  246). 

14.  Iiüialt.  Was  den  Inhalt  des  Antrags  anlangt,  so  kann 
derselbe  nur  auf  gänzliche  oder  teilweise  Nichtigkeitserklärung 
oder  Zurücknanme  lauten;  derselbe  darf  weder  auf  Abhängig- 
keitserklärung, noch  auf  Auslegung, des  Patents,  noch  auf 
Feststellung  der  Nichtberechtigung  des  Beklagten  oder  der 
Patentverletzung,  noch  auf  Verbot  der  Erfindungsbenutzunff,  noch 
auf  Entschädigung  gerichtet  werden.  Dies  ist  für  die  Nichtig- 
keitsklage bereits  zu  §  10  PatG.  erörtert  (vergL  §  10  Nr.  11,  22  ff. 
und  33ff.).  Die  dort  dargelegten  Gesichtspunkte  treffen  auch  für 
die  Zurücknahmeklage  zu. 

16.  Einreiohung  und  Rechtshängigkeit.  Für  die  Frage,  wann 
der  Antrag  als  eingereicht  gilt,  kommen  die  allsemein  für  die 
Einreicbung  schriftlicher  Eingaben  geltenden  Grundsätze  zur  An- 
wendung (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  34  ff.).  Mit  der  Einreichung 
des  Antrages  wird  die  Klage  rechtshängig.  Die  Rechtshängig- 
keit hat  zur  Folge,  daß  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit 
gemäß  §  274  CPO.  zugimsten  des  Beklagten  stattfindet,  d.  n.  daß 
dieser  sich  auf  eine  auf  den  gleichen  Kl^egrund  gestützte  neue 
Klage  während  Schwebens  der  früheren  Klaffe  nicht  einzulassen 
braucht.  Abgesehen  hiervon  kommt  die  Rechtshängigkeit  haupt- 
sächlich für  die  Frage  der  Klageänderung  und  der  Verjährung  aer 
Nichtigkeitsklage  in  Betracht  (veigl.  Nr.  88  und  97).  Sie  wird 
schon  durch  die  Einreichung  der  Klage  und  nicht  erst,  wie  viel- 
fach behauptet  wird,  durch  den  Bescmuß  über  die  Einleitun|g  des 
Verfahrens  oder  die  Zustellung  dieses  Beschlusses  oder  die  Zu- 
stellung der  Klage  begründet  (vergl.  Nr.  83  und  97). 

16.  Auslegung  des  Antrags.  Der  Antrag  auf  Nichtigkeits- 
erklärung oder  Zurücknahme  hat  keine  weitere   Bedeutung,   als 
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da&  das  Gresetz,  indem  es  das  Erfordernis  des  Antrags  aufstellt, 
damit  zu  erkennen  gibt,  da£  die  Einleitung  des  Verfahrens  nicht 
von  Amts  wegen,  sondern  nur  auf  Betreiben  einer  bestimmten 
Person  erfolgcp  soll.  Darum  muß  derselbe  die  ausdrücUiche  Er- 
klfirung,  daß  die  Nichtigkeitserklärung  oder  Zurücknahme  beantragt 
werde,  nicht  enthalten ;  es  genügt  vielmehr,  daß  aus  dem  Antrage 
im  We^  der  Auslegung  mit  genügender  Deutlichkeit  der  auf 
Nichtigkeitserklärung  oder  Zurücknanme  gerichtete  Wille  des 
Antragstellers  entnommen  werden  kann  (vergl.  PA.  PMZBl.  4  102). 

17.  Bestimmtheit.  Es  gilt  somit  im  patentamtlichen  Verfahren 
nicht  die  für  die  zivilprozessuale  Klageschrift  in  §  253  CPO.  ge- 
gebene Vorschrift,  da&  ein  bestimmter  Antrag  gestellt  sein  mu& 
(anders  Seligsohn  §  28  Nr.  2).  Nur  so  viel  ist  erforderlich,  daß 
der  Antrag  erkennen  lassen  mu&,  ob  auf  Nichtigkeitserklärung 
oder  auf  Zurücknahme  geklagt  wird.  Demnach  ist  auch  nicht 
der  Ansicht  beizutreten,  daß  aus  dem  Antrage  hervoi^gehen  müsse, 
ob  auf  gänzliche  Vernichtung  oder  Zurücknahme  oder  nur  auf 
Teilnichtigkeitserklärung  oder  teilweise  Zurücknahme  geklagt 
wird,  und  daß,  wenn  der  Antrag  eine  Beschränkung  des  Patents 
bezweckt,  der  Antragsteller  genau  anzugeben  habe,  welche  For- 
mulierung des  aufrecht  zu  erhaltenden  Patentanspruchs  er  wünscht 
(anders  Bobolski  in  PBI.  89  27;  Robolski  K.  §  28  Nr.  1;  Seli^hn 
§  28  Nr.  7;  Isay  §  28  Nr.  7).  Dies  ist  keineswegs  vorgeschrieben, 
wohl  aber  im  eigenen  Interesse  des  Antragstellers  empfehlens- 
wert Es  ist  dies  auch  insofern  von  Bedeutung,  als,  wenn  der 
Antragsteller  gänzliche  Vernichtung  oder  Zurücknahme  beantragt 
hat,  aber  nur  auf  teilweise  Vernichtung  oder  Zurücknahme  er- 
kannt wird,  dies  auf  den  Kostenpunkt  von  Einfluß  sein  kann, 
namentlich,  wenn  infolgedessen  eine  besondere  Beweisaiänahme 
erforderhch  geworden  ist. 

b)  Rechtliche  Bedeutung  des  Antrages. 

18.  Hinausgehen  aber  den  Antrac^.  Es  besteht  in  dem  ver- 
waltungsgerichtiuchen  Verfahren  vor  dem  Patentamt  bezw.  dem 
Reichsgericht  auch  keineswegs  der  im  Zivilprozesse  geltende 
Grundsatz,  dai  der  Richter  nur  innerhalb  des  Rahmens  des  ge- 
stellten Klageantrages  erkennen  und  bei  seiner  Entscheidung  nicht 
mehr  als  beantragt  dem  Kläger  zusprechen  dürfe  (Allfeld  267; 
anders  RG.  G.  4  330;  PMZBl.  10  220;  Kohler  803;  Seligsohn  §  30 
Nr.  9;  Schanze  in  Z^R.  8  15;  Isay  Einl.  zu  §  20  Nr.  8).  Denn 
in  dem  öffentlichrechthchen  patentamtlichen  Verfahren,  in  welchem 
die  ergehende  Entscheidung  nicht  nur  zwischen  den  Beteiligten, 
sondern  darüber  hinaus  zu  gunsten  oder  Ungunsten  der  Allgemein- 
heit ihre  Wirkungen  äußern  kann,  sind  die  Beteiligten  nicht  wie 
im  Zivilprozesse  Herren  des  Prozeßstoffes;  vielmehr  ist  nach  Ein- 
leitung aes  Veifahrens,  sofern  nur  der  gestellte  Antrag  aufrecht  er- 
balten wird,  die  entscheidende  Behörde  nicht  nur  in  Hinsicht  auf 
die  tatsächliche  Begründung  und  die  Beweiserhebung,  sondern  auch 
in  bezug  auf  die  zu  erlassende  Entscheidung  von  dem  Parteiwillen 
durchaus  unabhängig  (vergl.  auch  §  30  Nr.  8 ff.). 

19.  Antrag  auf  Teilnichtiekeitserklärung  und  teilweise 
Znnieknahme.  Daher  ist,  trotzdem  der  Antrs^  nur  auf  Teil- 
nichtigkeitserklärung   gerichtet   ist,    der    Nichtigkeitsrichter, 
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wenn  er  gänzliche  Vernichtung  fQr  angezeigt  hält,  nicht  nur  be- 
rechtigt, sondern  auch  verpflichtet,  auf  vollständige  Ver- 
nichtung zu  erkennen,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Be- 
klagte mit  der  Teilvemichtung  sich  einverstanden  erklären  sollte. 
Der  auf  Teilnichtigkeitserklärung  gerichtete  Antrag  hat  keine  andere 
Bedeutung,  als  da£  damit  der  Antragsteller  seine  Ansicht  über 
den  Umfang  der  Nichtigkeit  kundgibt;  diese  Ansicht  ist  aber  fQr 
die  zur  Enlicheidun^  berufene  Behörde  ebensowenig  bindend  wie 
etwa  die  Rechtsansicht  einer  Partei  im  Zivilprozesse  über  die 
Natur  ihres  Streitverhältnisses  zum  Gegner  (r^A.  PMZBl.  4  101, 
102;  Allfeld  257;  vergl.  PA.  PMZBl.  10  260;  anders  RG.  PMZBL 
10  220;  Seligsohn  Abschn.  HI  Nr.  4;  Robolski  K.  §  30  Nr.  2;  Isay 
§  30  Nr.  20).  Es  ist  dabei  auch  zu  beachten,  da&  Fälle  möglich 
sind,  in  denen  der  Antrag  auf  Teilnichtigkeitserklärung  nicht  be- 
gründet  ist,  während  eine  vollständige  Nichtigkeitserklärung  unbe- 
denklich ausgesprochen  werden  kann;  alsdann  müßte  nach  der 
gegenteiligen  Ansicht  trotz  Nichtigkeit  des  ganzen  Patents,  sofern 
er  Klageantrag  nicht  zulässiger  Weise  erweitert  wird,  die  Klage 
abgewiesen  werden  (vergl.  Robolski  K.  §  30  Nr.  2 ;  Isay  §  30  Nr.  20). 
Dies  würde  um  so  unberechtigter  sein,  als  im  allgemeinen  der 
Grundsatz  gilt,  daß,  wenn  das  Ganze  ungiltig  ist,  auch  der  Teil 
nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann.  Jedoch  hat  der  Umstand, 
daß  der  Antrag  nur  auf  Teilnichtigkeitserklärung  lautet,  immer- 
hin die  Wirkung,  da&  die  Behörde  nicht  verpflichtet  ist,  ihre  Prüfung 
darauf  zu  erstrecken,  ob  auch  der  nicnt  angegriffene  Teil  des 
Patents  für  nichtig  zu  erklären  sei  (RG.  B.  19  Nr.  140).  Es  hängt 
vielmehr  von  dem  freien  Ermessen  der  Behörde  ab,  ob  sie  von 
Amts  wegen  das  Verfahren  auf  den  nicht  angegriffenen  Teil  er- 
strecken will.  ..Tut  sie  dies,  so  muß  vorher  den  Beteiligten  Ge- 
legenheit zur  Äußerung  gegeben  werden.  Ähnliches  gilt  von  der 
Zurücknahmeklage. 

20.  UiLzulässigkeit  der  Klageanderung.  Nur  in  einer  Hin- 
sicht wird  zwar  nicht  durch  den  Antrag,  wohl  aber  durch  dessen 
Begründung  der  Behörde  eine  Grenze  gezogen,  indem  diese  sich 
an  den  von  dem  Antragsteller  geltend  gemachten  Klagegrund 
halten  muß  und  demnach  eine  Klageänderung  nicht  vor- 
nehmen darf  (vergl.  Nr.  79ff.). 

20a.  Praxis  des  Patentiunts  und  des  Reichsgerichts.  Das 
Patentamt  hatte  in  einer  früheren  Entscheidung  die  Ansicht  aus- 
gesprochen, daß  die  Behörde  an  den  von  dem  EJiäger  gestellten 
Antrag  nicht  gebunden  sei  (PA.  PMZBl.  4  101,  102;  vergl.  Nr.  19; 
vergl.  auch  PA.  PMZBl.  10  260).  Abweichend  hiervon  hat  indessen 
das  Reichsgericht  mehrfach  entschieden,  daß  allein  über  die  von 
dem  Kläger  gestellten  Anträge  zu  entscheiden  sei  und  über  diese 
nicht  hinausgegangen  werden  dürfe  (RG.  G.  5 145;  G.  9 129;  PMZBL 
10  220).  Dieser  Ansicht  hat  sich  dann  auch  später  die  Praxis 
des  Patentamts  angeschlossen  (vergl.  PMZBl.  10  220  Anmerkung). 

c)  Begründung  des  Antrags. 

21,  Tatsaehen.  Da  der  Antrag  im  wesentlichen  der  Klage- 
schrift im  Zivilprozeßverfahren  entepricht,  so  sind  auf  denselben 
die  für  die  zivilprozessuale  Klageschrift  geltenden  Vorschriften  zur 
entsprechenden  Anwendung  zu   bringen,   insoweit  nicht   die   be- 
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sonderen  Bestinunungen  des  Patentgesetzes  oder  die  Natur  des 
verwaltungsgerichtlicben  Verfahrens  entgegenstehen.  Gleichwie 
die  zivilprozessuale  Klageschrift  mu&  der  Antrag  die  Tatsachen 
angeben,  auf  welche  er  gestützt  wird.  Dies  ist  auch  in  §  28  Abs.  4 
PatG.  ausdrücklich  voigeschrieben.  Rechtsausfübrungen  braucht 
der  Antrag  nicht  zu  enthalten;  jedoch  muß  aus  den  angeführten 
Tatsachen  sich  das  Vorhandensein  eines  rechtlichen  Grundes  fOr 
die  Nichtigkeitserklftnmg  oder  die  Zurücknahme  eingeben.  Die  be- 
sondere Bezeichnung  dieses  rechtlichen  Grundes,  des  Klage* 
S rundes,  muß  dagegen  der  Anfrag  nicht  enthalten  (anders  Köhler 
14;  yeigl.  auch  Nr.  33ff.).  Unter  Tatsachen  im  Sinne  des  §  28 
Abs.  4  PatG.  sind  demnach  Angaben  tatsächlicher  Natur  zu  ver- 
stehen; blo£e  Rechtsausführungen  oder  die  blo6e  Bezeichnung 
des  Klagegrundes  ohne  tatsächliche  Begründung  genügen  ds^er 
nicht.  KechtsausfOhrungen  können  allerdin^  öfters  nützlich  sein; 
eine  maßgebliche  Bedeutung  kommt  ihnen  mdessen  nicht  zu. 

82.  Bestimmte  Tatsachen.  Unter  Tatsachen  sind  ferner  niu: 
bestimmte  Angaben,  nicht  ganz  unbestimmte  oder  unklare 
Behauptungen,  zu  verstehen  (RG.  G.  5  272).  Unbestimmte  Be- 
hauptungen sind  nicht  zu  berücksichtigen  (vergl.  PA.  G.  4  218). 
Als  tatsächUche  Begründung  ist  es  daher  nicht  anzusehen,  wenn 
allg^emein  der  Mangel  der  Neuheit  der  patentierten  Erfindung  be- 
hauptet wird,  ohne  daß  die  Tatsachen  angegeben  werden,  auf 
welche  diese  Schlußfolgerung  sich  gründet  (PA.  PMZBl.  1  246). 
Es  genügt  auch  nicht  zur  Begründung  des  Antrags,  wenn  be- 
hauptet wird,  daß  die  j)atentierte  Erfindimg  in  öffentlichen  Druck- 
schriften^ beschrieben  sei,  ohne  daß  diese  Druckschriften  und,  &Lls 
erforderlich,  der  Zeitpunkt  ihrer  Veröffentlichung  näher  bezeichnet 
werden  (PA.  G.  1  162).  Wird  offenkundige  Vorbenutzung  be- 
hauptet, so  genügt  es  nicht,  wenn  nur  Zeugen  zum  Beweise  be- 
nannt werden,  sondern  es  muß  dargelegt  werden,  wann,  wo  und 
durch  wen  die  Benutzung  geschehen  ist  (vergl.  Robolski  in  PBl. 
89  28).  Sind  frühere  bereits  bekannte  Gegenstände  mit  dem 
Gregenstande  der  Erfindung  zu  vergleichen,  so  sind  sie  möglichst 
durch  Zeichnungen  oder  Modelle  darzustellen;  die  B^p^Qndung 
hat,  falls  die  Übereinstimmung  sich  nicht  ohne  weiteres  ergibt, 
die  gemeinsamen  Punkte  hervorzuheben,  und,  wenn  Verschieden- 
heiten vorhegen,  anzugeben,  weshalb  sie  für  unerheblich  erachtet 
werden  (Robolski  m  PBl.  89  28).  Wird  die  Klage  auf  §  10  Nr.  2 
PatG.  gestützt,  so  muß  das  früher  angemeldete  Patent  näher  be- 
zeichnet werden.  Zur  Begründung  der  auf  Grund  des  §  10  Nr.  3 
PatG.  erhobenen  Nichtigkeitsklage  reicht  es  nicht  aus,  wenn  ohne 
Angabe  n&herer  Umstände  Zeugen  über  die  behauptete  widerrecht- 
liche Entnahme  benannt  werden,  namentlich,  wenn  weder  das- 
jenige, was  der  Patentinhaber  entlehnt  haben  sq}l,  noch  die  Quelle, 
woraus  dasselbe  entlehnt  sein  soll,  näher  bezeichnet  ist  (PA.  G. 
S  267;  RG.  G.  5  271).  Ebensowenig  ist  es  als  eine  genügend  be- 
stimmte Behauptung  anzusehen,  wenn  der  Kläger  un  Falle  des 
§  10  Nr.  3  PatG.  nur  die  Möglichkeit  einer  widerrechtlichen  Ent- 
nahme behauptet,  ohne  diese  Behauptung  näher  zu  begründen 
oder  Beweis  dafür  anzutreten  (PA.  G.  1  189).  Es  sind  vielmehr 
die  Tatsachen,  aus  welchen  auf  die  Entnahme  geschlossen  werden 
0oll,    bestimmt   anzugeben,    und   möglichst   die   Beschreibungen, 
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Zeichnungen  oder  Modelle,  aus  welchen  die  Entnahme  statte- 
funden  haben  soll,  vorzulegen  (Bobolski  in  PBl.  89  28).  Zur  Be- 
gründung der  Zurücknahmeklage  auf  Grund  des  §  11  Nr.  1  PatG. 
genügt,  wie  sich  aus  den  Erörterungen  zu  §  11  ratG.  eigibt,  da- 
gegen die  allgemeine  Behauptung,  daß  die  patentierte  Erfindung 
nicht  zur  Ausführung  gelangt  sei  (vergl.  §  li  Nr.  79  ff.).  Die  axi 
§11  Nr.  2  PatG.  gestützte  Zurücknahm^lage  ist  zu  b^^ünden 
durch  die  Darlegung  der  Tatsachen,  aus  denen  darauf  gesäüossen 
werden  kann,  daß  ein  öffentliches  Interesse  an  der  Benutzung  der 
Erfindung  durch  andere  besteht,  sowie  durch  die  Angabe  der  Ver 
^tung  und  der  Sicherstellung,  trotz  deren  Angebots  der  Patent- 
mhaber  die  Erlaubnis  zur  Benutzung  der  Erfindung  verweigert  hat 
SS*  Beweismittel.  Die  Bezeichnimg  der  Beweismittel  hfin^ 
üftei-s,  z.  B.  wenn  es  sich  um  Druckschriften  oder  um  die  Geltend- 
machung eines  Prioritätsvorzugsrechts  handelt,  mit  der  tatsftch- 
hcnen  Begründung  derart  zusammen,  daß  dieselbe  sogleich  in  dem 
Antrage  erfolgen  muß,  wenn  dem  Erfordernisse  der  tatsächlichen 
B^ründung  genügt  sein  soll.  Auch  in  sonstigen  Fällen  ist  die 
sofortige  Benennung  der  Beweismittel  empfehlenswert,  um  eine 
Verzögerung  des  Verfahrens  zu  vermeiden;  allgemein  vorgeschrieben 
ist  die  sofortige  Bezeichnung  der  Beweise  indessen  keineswegs 
(vergl.  dagegen  auch  Bobolski  Th.  162ff.:  Bobolski  in  PBl.  89  27; 
Bobolski  K.  §  28  Nr.  1;  SeUgsohn  §  28  Nr.  2).  Eine  Verzögerung 
in  der  Bezeichnung  der  Beweismittel  kann  auf  den  Kostenpunkt 
von  Einfluß  sein.  Solche  Beweismittel,  welche  notorisch  sina  oder 
in  den  Händen  des  Patentamts  oder  des  Gegners  sich  be&ideD, 
oder  doch  diesem  leicht  zugänghdi  sind,  wie  z.  B.  Patentschriften, 
brauchen  überhaupt  nicht  beigebracht  zu  werden  (Damme  PR.  46). 

d)  Zurücknahme  des  Antrags  und  Verzicht. 

24.  Zurücknahme.  Nach  Inhalt  des  §  28  Abs.  1  PatG.  ist 
die  Einleitung  des  Verfahrens  durch  einen  Antrag  bedingt  Diese 
Ausdrucksweise  des  Gesetzes  könnte  zu  der  Annahme  führen,  daß 
eine  Zurücknahme  des  einmal  gestellten  Antrags,  wenigstens 
nach  Einleitung  des  Verfahrens,  nicht  zulasse;  sei.  Indessen  wird 
die  Befugnis  zur  jederzeitigen  Rücknahme  des  Antrags,  so  lange 
nicht  ein  rechtskräftiges  Urteil  vorliegt,  und  zwar  in  jedem 
Stadium  des  Verfahrens  —  und  demnach  auch  noch  in  der  Be- 
rufungsinstanz —  dem  Antragsteller  auf  Grund  seiner  allgemeinen 
Prozeßberechtigung  zugestanden  (PA.  PMZBl.  4  102 ;  RG.  PMZBl. 
1  126,  127;  Kohler  378;  Schanze  in  ZgR  3  14;  Allfeld  248;  Isay 
§  28  Nr.  2).  Dieser  Meinung  ist  beizu^ten,  zumal  in  §  28  Abs.  5 
PatG.  für  den  Fall  der  Nichtleistung  der  Kostensicherheit  gesetzlidi 
ausgesprochen  ist,  daß  alsdann  der  Antrag  als  zurückgenommen 
zu  gelten  habe,  womit  also  die  Möghchkeit  einer  Zurücmahme  an 
sich  zugegeben  wird.  Ea  steht  auch  der  Zulässigkeit  der  Zurück- 
nahme nidit  der  Umstand  entgegen,  daß  die  Behörde  bei  den  von 
ihr  zu  treffenden  Verfügungen  an  die  Parteianträge  nicht  ge- 
bunden ist,  weil  diese  Befugnis  der  Behörde,  von  Amts  wegen  Er 
mittelungen  zu  veranlassen,  einen  noch  zu  Recht  bestehenden 
Antrag  zur  Voraussetzung  hat  (vergl.  auch  Seligsohn  §  28  Nr.  3). 

25.  Zeitliche  ZiilSssiffkeit  der  Zurficknahme.  Die  Zurück- 
nahme des  Antrags  ist  selbst  nach  Erlaß  eines  die  Nichtig- 
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keitserklärung  aussprechenden  Urteils  noch  möfflicb,  so- 
fern dieses  noch  nidit  durch  Verzicht  auf  die  Berufung  oder  durch 
Ablauf  der  Berufungsfrist  rechtskräftig  geworden  ist  (FA.  PMZBl. 
4  102;  vergL  Kohler  803;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  28  Nr.  3).  Die  Vor- 
schrift des  §  271  Abs.  1  CPO.,  wonach  nach  dem  Beginne  der 
mündlichen  Verhandlung  des  BeklaRten  zur  Hauptsache  die 
Klage  ohne  EuiwilliguDg  des  Beklagten  nicht  mehr  zurückgenommen 
werden  kann,  ersdheint  im  patentamtlichen  Verfahren  nicht  an- 
wendbar (Seligsohn  §  28  Nr.  3;  Seligsohn  in  M.  8  1;  Allfeld  248; 
Damme  PR.  466  und  477;  anders  Kohler  804;  Isay  §  30  Nr.  18). 
Dieser  Meinung  entspricht  auch  die  Praxis  des  Patentamts  und 
des  Reichsgerichts  (Rathenau  in  PMZBl.  9  298). 

26.  Folgen  der  Zurücknahme.  Die  Zurücknahme  des  An- 
trags hat  die  Einstellung  des  Verfahrens  zur  Folge  (PA.  PMZBl. 
4  102).  Die  zurückgenommene  Kli^e  kann  daher  später  nicht  mehr 
fortgesetzt  werden,  und  zwar  auch  nicht  durch  den  Nebeninter- 
venienten (vergL  Nr.  64).  Dagegen  steht  sie  der  Anstellung"  einer 
neuen  Klage,  auch  wenn  diese  auf  dieselben  Tatsachen  oder 
Elagegründe  gestützt  ist,  nicht  entgegen,  sofern  nicht  inzwischen 
die  Yerifthrung  der  Klage  eingetreten  ist  (RG.  PMZBl.  1 126, 127;  All- 
feld 248;  Selissohn  3.  Aufl.  §  28  Nr.  3;  vergL  dagegen  Kohler  803). 
Die  Zurücknahme  kann  entsprechend  dem  §  271  Abs.  3  CPO.  zur 
Folge  haben,  daß  der  Klfiger  auf  Antrag  des  Beklagten  in  die 
Kosten  des  Verfahrens  verurteilt  wird  (vergl.  Isot  §  30  Nr.  18; 
Allfeld  248;  Seligsohn  §  28  Nr.  32  und  3.  Aufl.).  Das  Urteil  darf, 
wenn  der  Klfiger  die  Kostenverpflichtung  anerKennt,  gemäi&  §  29 
PatG.  ohne  mündliche  Verhandlung  erTassen  werden  (Seligsohn 
in  M.  3  2;  Rathenau  in  PMZBl.  9  298;  anders  Isay  §  30  Nr.  18). 
Indessen  findet  der  §  271  Abs.  3  CPO.,  welcher  die  unbedingte 
Kostenpflicht  des  Klfigers  im  Falle  der  Klagerücknahme  ausspridit, 
nicht  ausnahmslos  Anwendung,  da  grundsätzlich  und  in  erster 
Linie  die  Kostenentscheidung  gemäß  §  31  PatG.  nach  freiem 
Ermessen  von  dem  Patentamt  zu  treffen  ist.  Hiemach  sind  z.  B. 
auch  bei  Rücknahme  der  Klap;e  die  Kosten  dem  Kläger  nicht  auf- 
zuerlegen, wenn  die  Klage  mit  Recht  erhoben  war,  und  die  Rück- 
nahme nur  deshalb  erfolgt  ist,  weil  der  Beklagte  das  Patent  hat 
erlöschen  lassen  (PA.  PMzBl.  12  36;  vergl.  Rathenau  in  PMZBl.  9 
298;  Damme  PR.  478).  Die  weitere  Vorschrift  des  §  271  CPO., 
daß  bei  wiederholter  Anstellung  derselben  Klage  der  Beklagte  bis 
zu  erfolgter  Kostenerstattung  die  Einlassung  verweigern  darf,  kann 
nicht  zur  Anwendung  gelangen,  da  das  Patentgesetz  proze&hinclemde 
Einreden  nicht  kennt  (anders  Kohler  804). 

27.  TereinbanuiK  der  Zorucknahme  und  Terzieht  Die  An- 
tragsrücknahme beruht  der  Regel  nach  auf  einer  Vereinbarung 
der  Parteien.  Die  Verabredung,  da6  der  Antrag  zurückzunehmen 
sei,  hat  indessen  fQr  das  patentamtliche  Verfahren  irgend  welche 
Bedeutung  nicht;  vielmehr  können  sich  aus  einer  solchen  Ver- 
abredung nur  privatrechtliche  VerbindUchkeiten  ergeben,  ganz 
ebenso  wie  aus  dem  Verzichte  auf  den  Antrag.  Sowohl  hier- 
für als  für  die  Frage,  wann  ein  privatrechtlicher  Verzicht  auf  den 
Antrag  anzunehmen  ist,  konmien  die  Ei*örterungen  zu  §  10  PatG. 
auch  hinsichtlich  der  Zurücknahmeklage  zur  entsprechenden  Anwen- 
dung (vergl.  §  10  Nr.  12  ff.).     Der  Lizenznehmer  im  besonderen 
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wird  namentlich  dann  vertragsmäßig  verpflichtet  erscheinen,  sich 
der  Zurücknahmeklage  zu  enthalten,  wenn  ihm  selbst  die  Aus- 
fOhrungspflicht  obliegt  (vergl.  §  6  Nr.  238ff). 

m.  Gebühr. 

28.  Zweck.  Zu  den  gesetzlichen  Erfordernissen  des  Antrags 
gehört  es,  daß  mit  demselben  eine  Gebühr  von  fünfzig  Mark  zu 
zahlen  ist.  Diese  Gebühr  war  in  dem  älteren  Patentj^esetze  nicht 
vorgesehen;  sie  ist  eingeführt  worden,  um  einerseits  frivole  Klagen 
zu  verhindern,  und  andererseits,  um  die  Interessenten  zu  ver- 
anlassen, wenn  sie  den  Patentschutz  verhindern  wollen,  mit  ibren 
Einwendungen  hiergegen  möglichst  bereits  im  Einspruchs- 
ver&hren  hervorzutreten. 

29.  Zahlung  der  Gebühr.  Die  Grebühr  ist  gleichzeitig  mit 
der  Einreichung  des  Antrags  zu  entrichten;  doch  wird  eine  gering- 
fügige Verspätung  nicht  schädlich  sein  (vergl.  Allfeld  246).  Aller- 
dings darf  im  Falle  einer  solchen  Verspätung  der  Antrag  nicht 
eher  als  eingereidit  gelten,  als  bis  die  Zahlung  erfolgt  ist.  Ent- 
sprechend der  Vorschrift  des  §  9  PatG.  genügt  es,  wenn  bei  Eän- 
reidiung  des  Antrags  die  Gebühr  zur  Uherweisung  an  die  Kasse 
des  Patentamts  bei  einer  Postanstalt  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reichs  eingezahlt  ist  (Kohler  845;  Seligsohn  §  28  Nr.  12;  Damme 
PB.  469,  470).  Im  übrigen  konmien  die  allgemeinen  zu  §  8  PatG. 
erörterten  Grundsätze  über  die  Süahlung  der  ratentgebühren  an  das 
Patentamt  auch  hier  zur  Anwendung,  da  diesen  Grundsätzen  eine 
für  iJle  an  das  Patentamt  zu  leistenden  Zahlungen  gültige  Bedeutung 
zukommt  (Allfeld  246). 

SO.  Folgen  der  Nichtzahlung.  Es  ist  nicht  Sache  des  Patent- 
amts, den  Antragsteller,  welcher  die  Zahlung  der  Gebühr  ver- 
säumt hat,  hieran  zu  erinnern,  oder  eine  Frist  hierzu  zu  setzen. 
Es  bedarf  auch  keiner  Zurückweisung  des  Antrags  im  Nicht- 
zahlungsfalle, da  der  Antrag  alsdann  nach  Vorschrift  des  GresetEes 
überhaupt  nicht  als  gestellt  gilt  (PA.  PMZBl.  1  247).  Doch 
wird  es  sich  empfehlen,  da£  der  Antragsteller,  um  denselben  vor 
Schädigungen  zu  bewahren,  von  dem  Patentamt  davon  in  Kenntnis 
gesetzt  wird,  daß  der  von  ihm  eingereichte  Antrag  w^gen  Nidht- 
zahlung  der  Gebühr  als  nicht  gestellt  anzusehen  sei  (Isay  §  28 
Nr.  2;  Seligsohn  §  28  Nr.  12). 

31.  Hehrfache  Gebfihr.  Sind  mehrere  Patente  in  einer  Klage 
angefochten,  so  ist  für  jedes  Patent  die  Gebühr  besonders 
zu  entrichten,  da  es  dann  in  der  Tat  um  mehrere  in  einer  Klage 
verbundene  Prozesse  sich  handelt  (vergl.  Seligsohn  §  28  Nr.  12; 
Bobolski  K.  §  28  Nr.  1;  Allfeld  246;  Stephan- Schmid  66).  Eine 
doppelte  Gebührenzahlung  wird  femer  zu  erfordern  sein,  wenn 
die  Nichtigkeitsklage  mit  der  Zurücknahmeklage  v^- 
bunden  wird,  nicht  aber  bei  Häufung  mehrerer  Nichtigkeits-  oder 
Zurücknahmegründe  in  einer  Klage  (vergl.  Bobolski  K.  §  28  Nr.  1; 
Allfeld  246;  verffl.  auch  Kohler  798).  Ist,  trotzdem  hiemach  eine 
mehrfache  Gebühr  zu  zahlen  gewesen  wäre,  nur  eine  einmalige 
Zahlung  erfolgt,  so  kann  keine  der  mehreren  Klagen  als  erhoben 
gelten,  sofern  nicht  ausdrücklich  erklärt  wird  oder  aus  den  Um- 
ständen mit  Sicherheit  hervorgeht,  für  welche  Klage  die  Gebühr 
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bestimmt  ist  (versL  auch  Nr.  68  a).  Eine  solche  Erklänrng  des 
Aiitnigstelleis  wird  auch  noch  nach  Einreichung  des  Antrags  und 
nach  der  Zahlung,  und  zwar  mit  rückwirkender  Kraft,  fOr  mSssig 
erachtet  werden  müssen.  Sind  bei  einer  Klage  mehrere  KUgef 
vorhanden,  so  ist  die  Gebühr  nur  einmal  zu  zahlen. 

SS.  Stuiduig;  Erlab;  Zmüekxalilaiig.  Eine  Stundung  oder 
ein  Erla£  der  Gebühr  w^;en  Bedürftigkeit  des  Antragstellers  ist 
im  Gesetze  nicht  vorgesehen  (vergL  Kohler  845;  Seligsohn 
Abschn.  DI  Nr.  6).  Dag^;en  wird  die  Grebühr  dem  Antragsteller 
zurückerstattet,  wenn  das  Verfahren  ohne  Anhörung  der 
Beteiligten  beendet  wird,  wenn  also  eine  mündliche  Verhandlung 
nicht  stattfindet  (Kohler  846;  Seligsohn  §  28  Nr.  12;  Robolski  K. 
§  28  Nr.  3;  Allfeld  246).  Dies  ist  der  Fall:  1.  wenn  der  Antrag 
auf  Einleitung  des  YerlEahrens  zurückgewiesen  wird;  2.  wenn 
w^en  NichterklArung  des  Beklagten  in  Gem&&heit  des  §  29 
Abs.  2  PatG.  sofort  nach  dem  Antrage  entschieden  wird ;  3.  wenn 
die  Klage  vor  Beginn  der  mündlichen  Verhandlung  —  d.  h.  bevor 
in  die  Verhandlung  über  die  Hauptsache  eingetreten  ist  —  zurück- 
genommen oder  vor  Verhandlung  zur  Hauptsache  die  Vertagung 
beschlossen  wird  (PA.  PMZBl.  12  304);  4.  wenn  das  Verfahren  aus 
einem  sonstigen  Grunde  vor  der  mündlichen  Verhandlung  einge- 
stellt wird,  z.  B.  weil  das  Patent  bereits  in  einer  anderen  Klage- 
Sache  für  nichtig  erkl&rt  oder  zurückgenommen  ist  (verg^.  Damme 
PR.  470).  Findet  eine  mündliche  Verhandlung  dagegen  statt,  so 
wird  die  Grebühr  nicht  erstattet,  gleichviel  ob  die  Beteiligten  zur 
Yerhandlunff  erschienen  sind  oder  nicht  (Seligsohn  §  28  Nr.  12). 
Die  Verpflidatunff  zur  Zahlung  der  Auslagen  des  Patentamts  wird 
dinrch  die  Zurückveigütung  der  Grebühr  nicht  berührt. 

IV.  Klagegrund« 

SS.  Bedeatung  des  Klage^ffnuides.  Aus  der  tatsfichlichen  Be- 
gründung des  Antrag  muß  sich  eigeben,  aus  welchem  der  ver- 
schiedenen in  dem  Patentgesetze  genannten  rechtlichen  Gründe 
die  Nichtigkeitserklftrung  oder  Zurücknahme  sich  rechtfertigen 
8oU;  dieser  bestünmte  Rechtsgrund  für  die  Antragstellung  mrd 
entsprechend  der  bei  der  Klage  im  Zivilprozesse  üblichen  Be- 
zeicmiung  Klagegruiid  genannt  (vergl.  Seligsohn  §  28  Nr.  5). 
E^  ist  mOg^lich,  den  Antrag  auf  mehrere  Klag^;rOnde  gleichzeitig, 
oder  auf  einen  in  erster  und  auf  einen  anderen  in  zweiter  Lime 
zu  stützen  (vera^.  Nr.  70).  Einer  ausdrücklichen  Bezeichnung 
des  Klage^rundes  bedarf  es  nicht,  obwohl  dies  allerdings  häufig 
nützlich  sein  wird.  Ebensowenig  schadet  eine  unrichtige  An- 
gabe des  Klage^fTundes,  wenn  die  angesebenen  Tatsachen  aus  einem 
anderen  rechtlichen  Gesichtspunkte  den  gestellten  Antrag  recht- 
fertigen (PA.  PMZBl.  6  64).  Die  Beurteilung  der  Frage,  welcher 
Elagegrund  geltend  gemacht  ist,  hängt  ledi^hch  von  den  von  dem 
Kläger  vorgebrachten  Tatsachen  ab.  Dabei  kann  aber  auch  der 
Sinn,  in  wetehem  die  Klagetatsachen  geltend  gemacht  sind,  in 
Betracht  kommen.  Ist  z.  B.  in  der  Klage  auf  eine  Patentschrift 
Bezog  g:enoinmen,  so  ist  zu  ermitteln,  ob  dies  zum  Zwecke  des 
Nachweises  des  Mangels  der  Neuheit  gemäß  §  10  Nr.  1  PatG. 
oder  behufs  Greltendmachung  der  Vorpatentierung  gemäß  §  10  Nr.  2 
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PatG.  geschehen  ist  (vergl.  PA.  PMZBl.  11  240).  Die  rechtliche 
Bedeutung  des  Elagegrundes  besteht  darin,  da&  eine  Änderung 
des  aus  der  Klage  hervorgehenden  Klagegrundes  nur  unter  ee- 
wissen  beschränkenden  Voraussetzungen  zulässig  ist,  und  dai  die 
Rechtskraft  der  Entscheidung  sich  auf  den  geltend  gemachten 
Klagegrund  beschränkt  (vergl.  Nr.  79  ff.  und  §  30  Nr.  62  ff.).  Außer- 
dem  kommt  e^s  für  die  Anwendung  der  Yeri'ährungsvorschrift 
des  §  28  Abs.  3  PatG.  in  Betracht ,  alif  welchen  Klag^rund  der 
Antrag  gestützt  ist,  da  einmal  die  Yerjährun^vorsduift  nur  für 
den  Kls^egrund  des  §  10  Nr.  1  PatG.  von  Bedeutung  ist,  und 
weil  nach  eingetretener  Verjährung  die  Klage  nicht  mehr  durch 
Heranziehung  des  Klagegrundes  des  §  10  Nr.  1  geändert  w^erden 
kann  (vergl.  Nr.  92  ff.). 

84.  Klagogründe.  Klagegründe  für  die  Nichtigkeitsklage  sind: 
1.  Mangel  der  Patentfähigkeit  (§  10  Nr.  1;  PA.  PAEBL  1 
247;  ZgR.  4  146);  2.  Kollision  mit  einem  früher  angemeldeten 
Patent  (§  10  Nr.  2);  3.  widerrechtliche  Entnahme  der  Erfindung 
(§  10  Nr.  3).  Klagegründe  für  die  Zurücknahmekla^e  sind: 
1.  Nichtausführung  (§  11  Nr.  1);  2.  Lizenzverweigerung 
f§  11  Nr.  2;  vergl.  Isay  §  28  Nr.  12  und  14).  Bei  der  Klagte  auf 
wund  des  §  11  Nr.  1  ist  Kla^egrund  das  ganze  pflichtwidrige 
Verhalten  des  Patentinhabers  bis  zur  Entscheidung  (PA.  PMZBl.  6 
280,  281;  vergl.  §  11  Nr.  89). 

Für  die  Nicntigkeitsklage  wird  allerdings  die  Ansicht  ver- 
treten, daß  in  §  10  Nr.  1  PatG.iiicht  ein  Klage&rund,  sondern  vier 
von  einander  unabhängige  Klagegründe  enthalten  seien,  nämlich: 
1.  Mangel  der  Erfindungseigenschaft;  2.  Mangel  der  gewerblichen 
Verwertbarkeit;  3.  gesetzliche  Ausnahmen  der  gesetzwidrigen  und 
unsittlichen  Erfindungen  sowie  der  Erfindungen  von  Nahrungs-, 
Genug-  und  Arzneimitteln  und  von  chemischen  Stoffen;  4.  Mangel 
der  Neuheit  (Kohler  814).  Nach  einer  zweiten,  in  neuerer  Zeit  auf- 
gestellten Meinung  werden  gleichfalls  vier  Klagegründe  innerhalb 
des  §  10  Nr.  1  PatG.  angenommen,  aber  wie  folgt  klassifiziert: 
1.  Mangel  der  gewerblichen  Verwertbarkeit;  2.  Gesetzwidrigkeit 
imd  Verstoß  gej^en  die  guten  Sitten ;  3.  Eigenschaft  als  Nahrungs-, 
Genuß-,  Arzneimittel  oder  chemischer  Stoff;  4.  Mangel  der  Neu- 
heit (Damme  PR.  449,  460;  vergl.  auch  PA.  PMZBl.  12  270).  Eine 
dritte  Meinung  wiederum  will  sogar  fünf  selbständige  Klage- 
gründe innerhalb  des  Rahmens  des  §  10  Nr.  1  PatG.  anerkennen, 
weil  die  gesetzlichen  Ausnahmen  nicnt  als  einheitlicher  Klagegrund 
anzusehen  seien,  vielmehr  zwischen  der  Ausnahme  nach  §  1  Nr.  1 
und  der  nach  §  1  Nr.  2  unterschieden  werden  müsse  (Biosenthai 
§  27  Nr.  14;  Seligsohn  §  28  Nr.  5;  Allfeld  247).  Eine  vierte  An- 
sieht  will  diese  fünf  Klagegründe  wiederum  auf  vier  herabsetzen, 
indem  der  Mangel  der  Erfindungseigenschaft  und  der  Neuheit  als 
ein  einheitlicher  Klagegrund  anzusehen  seien  (Seligsohn  3.  Aufl.  §  28 
Nr.  5).     Indessen  steht  diesen  weiteren  Spaltmigen   der  Elage- 

f  runde  das  Bedenken  entgegen,  daß  die  gewerbliche  Ver\vertbar- 
eit  und  die  Neuheit  in  emem  so  en^en  Zusammenhange  mit  dem 
Begriffe  der  Erfindung  stehen,  da&  eme  Trennung  nicht  angezeigt 
erscheint  (vergl.  Isay  §  28  Nr.  12).  Zweifelhafter  kOnnte  man  da* 
gegen  sein,  ob  nicht  in  den  Ausnahmebestimmimgen  des  §  1 
Abs.  2  PatG.  ein  besonderer  Klagegrund  anzuerkennen  ist. 
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V.  Kläger. 

a)  Allgemeines. 

36.  Nachweis  eines  Interesses.  Antragsteller  oder,  was  das- 
selbe besagt,  Kläger  kann  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  §  10 
Nr.  3  Pat(j.  — jedermann  ohne  den  Nachweis  irgend  eines 
Interesses  sem;  die  Klage  vor  dem  Patentamt  ist  hiemach 
grundsätzlich  eine  Popularklage.  Dies  ist  an  anderer  Stelle  für 
die  Nichtigkeitsklage  oereits  ausgeführt,  hat  aber  auch  für  die 
Zurücknahmeklage  Geltung  (R6.  G.  4  186,  187;  vergl.  §  10  Nr.  6  ff.). 

36.  Terletzter.  Eine  Ausnahme  von  der  Regel,  dafi  jedermann 
zur  Klage  berechtigt  ist,  besteht  insofern,  als  gemä&  §  28  Abs.  2 
PatG.  im  Falle  des  §  10  Nr.  3  PatG.  nur  der  „Verletzte«  die  Klage 
anstellen  kann.  Wer  als  Verletzter  im  Sinne  des  §  23  Abs.  2  PatG. 
anzusehen  ist,  ergibt  sich  aus  den  Erörterungen  zu  §  3  Abs.  2  PatG., 
indem  denselben  Personen,  welchen  dort  die  Einspruchsbefugnis 
wegen  widerrechtlicher  Entnahme  der  Erfindung  eingeräumt  ist, 
das  Antrafisrecht  auf  Grund  des  §  28  Abs.  2  PatG.  zusteht.  Dies 
ergibt  sich  aus  dem  Zusammenhange,  in  welchem  §  28  mit  §  10 
Nr.  3  PatG.  imd  letztere  Bestimmung  mit  §3  PatG.  steht;  der  Grund 
der  Versagung  des  angemeldeten  und  der  Vernichtung  des  er- 
teilten Patentes  ist  in  beiden  Fällen  derselbe,  nämlich  £e  Wider- 
rechtUclikeit  des  Verhidtens  desjenigen,  welcher  das  Patent  an- 
gemeldet oder  erlangt  hat.  Der  Einspruch  sowie  die  Klage  steht 
nur  demjenigen  zu,  welcher  von  dieser  VTiderrechtlichkeit  betroffen 
ist  Gleichwie  im  Falle  des  §  3  Abs.  2  PatG.  ist  nicht  eine 
Rechtsverletzung  Voraussetzung  der  Antragsberechtigung,  sondern 
es  genügt  schon  eine  tatsächliche  Benachteiligung  (RG.  G.  2 
128ff.,  Civ.  2  138,  139;  vergl.  PA.  G.  1  204;  G.  1  263,  264;  G.  4 
225;  G.  6  134).  Die  Erörterungen  zu  §  3  Abs.  2  PatG.  finden 
hier  entsprechende  Anwendung  (vergl.  §  3  Nr.  85  ff.). 

S7.  Beehtskräftig  Abgewiesener  and  Patentinhaber.  Eine 
weitere  Ausnahme  besteht  insofern,  als  der  rechtskräftig  ab- 
gewiesene Kläger  weder  selbst  noch  durch  vorgeschobene 
Personen  dieselbe  Klage  von  neuem  erheben  kann  (vergl.  §  30 
Nr.  48ff.).  Eine  fernere  Ausnahme  ergibt  sich  sodann  begrifflich 
ans  der  Natur  des  Verfahrens  in  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
sacben  als  eines  Prozeßverfahrens.  Denn  da  ein  Prozeßverfahren 
nur  zwischen  zwei  verschiedenen  Personen  denkbar  ist,  so  ist  es 
ausgeschlossen,  daß  der  Patentinhaber  oder  ein  Mitnatent- 
inhaber  selbst  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  oder  Beauf- 
tragten die  Klage  anstellen  könnte  (RG.  G.  8  346;  Kohler  381 ;  Kohler 
P.  und  J.  3  19,  20;  PMZBl.  8  178,  JW.  02  98;  vergl.  Nr.  46). 

87a.  Klagebereehtigong  im  Falle  des  §  11  Nr.  2.  Eine  Aus- 
nahme besteht  endlich  auch  im  Falle  des  §  11  Nr.  2  PatG.,  indem 
nur  der,  welchem  die  Erlaubnis  zur  Benutzung  der  Erfindung  ver- 
weigert worden  ist,  zu  dem  Zurücknahmeantrage  berechtigt  ist. 
Aus  dem  Umstände,  daß  das  Gesetz  in  §  28  Abs.  2  PatGr.  aus- 
drücklich eine  Ausnahme  für  den  F^  des  §  10  Nr.  3  PatG.  be- 
stimmt, läßt  sich  nicht  etwa  entnehmen,  daß  sonstiffe  Ausnahmen 
nicht  zugelassen  sein  sollen,  da  aus  dem  Wesen  oes  §  11  Nr.  2 
PatG.  sich  Gegenteiliges  eigibt  (Robolski  Th.  190;  vergl.  §  11 
Nr.  100;  vergl.  dagegen  auch  SeUgsohn  §  28  Nr.  4;  Allfeld  242). 
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S8.  Ändening  der  Parteirolle«  Ist  die  Klage  von  einem  nicht 
dazu  Befugten  angestellt,  so  ist  dieselbe  abzuweisen.  Der  nicht 
legitimierte  Kläger  kann  diese  Abweisung  nicht  dadurch  ver- 
hindern, daß  er  nachtrSglich  die  Vollmacht  eines  Legitimierten 
beibringt;  denn  die  Partei  rollen  können  im  Laufe  des  Rechts- 
streits nicht  ge&ndert  werden  (PA.  6.  4  89). 

b)  Partei-  und  Prozeßfähigkeit 

39.  ParteifUiigkeit.  Klageberechtigt  sind  alle  Personen, 
welche  nach  MsL&gabe  des  Bürgerlichen  Rechts  und  der  Zivil- 
prozeßordnung parteifähiff  sind.  Parteifähig  sind  nicht  nur 
physische,    sondern    aucn   juristische   Personen,    und    zwar 

S ristische  Personen  sowohl  des  privaten  als  des  öffentlichen 
echts,  also  Handelsgesellschaften,  Aktiengesellschaften,  Vereine, 
Stiftungen,  Verbände  zur  gemeinsamen  Wahrung  der  mteressen 
der  Industrie,  die  einzelnen  Bundesstaaten,  das  Reich  usw. 
(Kohler  876,  376;  Robolski  Th.  161;  Gareis  K.  146;  vergl.  Robolski 
in  PB].  89  27;  vergl.  auch  §§  21ff.  BGB.).  Auch  Ausländer 
können  als  Kläffer  auftreten,  und  zwar  auch  dann,  wenn  Gregen- 
seitigkeit  mit  mrem  Heimatsstaate  nicht  verbürgt  ist  (RG.  B.  8 
Nr.  182).  Ausländer  müssen  zum  Zwecke  der  Klageerhebun^  einen 
inländischen  Vertreter  nicht  bestellen;  denn  die  Vorschrift  des 
§  12  Abs.  1  PatG.  gilt  für  den  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
kläger nicht  (Robolski  Th.  161;  Robolski  in  PBl.  89  27;  Seligsohn 
§  28  Nr.  4;  vergl.  §  12  Nr.  10).  Die  Parteifähigkeit  von  Ausländem 
bestinunt  sich  regelmäßig  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates, 
welchem  der  Ausländer  angehört  (vergl.  auch  Art  10  des  Eün- 
führungsgesetzes  zum  BGBA 

40.  ProzoftfKhigkeit.  Die  Prozeßfähigkeit  bestimmt  sich 
ffrundsätzlich  —  auch  für  Ausländer  —  gemäß  §  66  CPO.  nach 
deutschem  Recht;  doch  gilt  der  Ausländer  nach  Art  7  des  Ein- 
führungsgesetzes zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  auch  dann  als 
prozeßfämg,  wenn  er  dies  nach  dem  Rechte  des  Staates  ist,  dem 
er  angehört  (Kohler  806).  Nach  deutschem  bürgerlichen  Recht 
entscheidet  sich  daher  der  Regel  nach,  ob  eine  Person  selbst  als 
Kläger  auftreten  kann,  oder  ob  und  inwieweit  sie  im  Prozesse  durch 
andere  vertreten  sein  muß.  Ein  Minderjähriger  oder  sonst 
unter  Vormimdschaft  Stehender  kann  hiernach  regelm&ßig  nur 
durch  seinen  gesetzlichen  Vertreter  klagen;  selbständig  klage- 
berechtigt ist  er  nur,  wenn  ihm  die  Genehmij^ng  zum  selbständigen 
Betriebe  eines  Erwerbsgeschäftes  erteilt  ist  und  der  Geschäfts- 
betrieb die  Erhebung  der  Klage  mit  sich  bringt  (Kohler  378,  806; 
vergl.  §  112  BGB.).  Hat  ein  unter  Vormundsdiaft  Stehender  selbst 
die  Klaffe  eingereicht,  so  wird  dieser  Mangel  geheilt,  wenn  der 

Sesetzlidlie  Vertreter  den  Rechtsstreit  übernimmt  Auch  der 
Konkursverwalter,  der  Nachlaßverwalter,  der  Nachlaß- 
pf  lej^er  und  der  Testamentsvollstrecker  können  die  Klage  erheben, 
soweit  sie  zur  Sicherung  und  Erhaltung  der  Rechte  der  Konkurs- 
masse oder  des  Nachlasses  erforderlich  ist  (vergl.  Kohler  786,  376). 

c)  Übertragbarkeit  des  Klagerechts. 

41.  Übertragbarkeit  der  Klagebeftignis.  Die  Klagebefu^'s 
sowie  die  durch  die  Klageerhebung  erworbene  Rechtsstellung  sind 
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insoweit,  als  die  Klage  Popularklage  ist,  d.  h.  jedermann  ohne 
Nachweis  eines  besonderen  Interesses  zusteht,  unter  Lebenden 
nicht  verftußerlich;  die  Grundsätze  des  bürserlichen  Rechts, 
welche  die  Übertragung  von  Rechten  betreffen,  kommen  insofern 
nicht  zur  Anwendung,  da  die  Klagebefugnis  ein  Ausflug  des  öffent- 
lidien  Rechts  ist,  mithin  nicht  als  ein  übertragbares  Privatrecht 
sich  darstellt.  Die  durch  die  Klagebefumis  begründete  Rechts- 
steUung  unterhegt  dann  auch  nicht  der  Zwangsvollstreckung  und 
gehört  nicht  zur  Konkursmasse  (PA.  PMZBl.  10  215;  PMZBl.  11 
238;  R6.  PMZBL  11  184;  Isay  §  10  Nr.  25  und  §  11  Nr.  60;  vergl. 
auch  Nr.  44).  Dies  gilt  auch,  wenn  die  Klage  auf  Grund  des  %  10 
Nr.  2  PatG.  erhoben  ist,  da  auch  diese  Klage  eine  Popularklage 
ist  (vckL  §  10  Nr.  7).  Anders  ist  es  dagegen  im  Falle  des  &  lO 
Nr.  3  ^tG.,  da  hier  die  Klage  nicht  jedermann  zusteht,  sonaem 
auf  einem  besonderen  Rechtstitel  beruht;  die  Ansprüche  w^n 
widerrechtlicher  Entnahme  sind  übertragbar  (PA.  PMZJBl. 
12  247 ;  Sehgsohn  3.  Aufl.  §  3  Nr.  30).  Allerdings  mufi  eine  Über- 
tragung gerade  der  Ansprüche  aus  der  widerrechtlichen  Entnahme, 
welche  entweder  unter  Lebenden  durch  Gesamt-  oder  Sondemach- 
folge oder  im  Wege  der  Erbnachfolge  oder  des  Yerm&chtnisses  er- 
folgen kann,  stattgefunden  haben;  eine  Rechtsnachfolge  in  das 
RcNcht  an  der  Erfindung  allein  wird  nicht  als  genügend  anzusehen 
sein  (vergl.  §  3  Nr.  85  und  §  24  Nr.  36). 

4La.  Tod  des  KlSgers.  jDagegen  kommen  im  Falle  des  Todes 
jedes  Klägers  die  Vorschriften  der  ^  239 ff.  CPO.  über  die  Unter- 
brechung und  Aufnahme  des  bereits  anhängig  ffemachten  Ver- 
fahrens durch  die  Rechtsnachfolger  we^en  des  an  der  Fortsetzung 
der  Klage  bestehenden  vermOgensrechtnchen  Interesses  wenigstens 
teilweise  zur  entsprechenden  Anwendung  (RG.  G.  10  282,  J  ViT.  &  351; 
vergl.  Kohler  807,  808;  vergl.  auch  §  30  Nr.  36).  Dies  ist  von  Be- 
deutung wegen  der  inzwischen  entstandenen  Kosten  des  Verfahrens 
sowie  besonders  in  dem  Falle,  daß  zur  Zeit  des  Todes  des  Klagers 
die  Verjährung  nach  §  28  Abs.  3  PatG.  bereits  eingetreten  ist. 

48«  Anfiiahme  dureh  die  Erben.  Die  Erben  des  Klfigers  sind 
daher  zur  Aufnahme  des  Rechtsstreits  berechtigt  (RG.  PMZBl. 
12  192,  JW.  06  207).  Sie  sind  aber  nicht  dazu  verpflichtet. 
Die  Behörde  erl&6t  auf  Antrag  des  Beklagten  eine  Aufforderung  an 
die  von  dem  Beklagten  namhaffc  zu  machenden  Erben  des  Klägers, 
sich  über  die  Aufnahme  des  Prozesses  innerhalb  bestimmter  Frist 
zu  erklären.  &klAren  die  Erben  sich  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
nicht,  so  können  sie  als  ablehnend  behandelt  werden  (Kohler  808; 
Seligsohn  §  29  Nr.  8).  Die  Klage  kann  im  Falle  einer  solchen  Nicht- 
erklfirung  als  zurückgenommen  behandelt  werden,  was  zur  Folge 
hat,  dai  die  Verpflichtung  der  Erben,  die  durch  ihren  Erblasser  ver* 
anlafiten  Kosten  zu  tragen,  auf  Antrag  durch  Urteil  auszusprechen 
iisty  wobei  die  Behörde  vorher  selbstverständlich  zu  prüfen  liat,  ob 
die  Erbenqualität  von  dem  Beklagten  genügend  nachgewiesen  ist 
(vergL  §  30  Nr.  86).  Ist  ein  Testamentsvollstrecker  bestellt,  so 
steht  die  Befugnis  zur  Aufnahme  des  Rechtsstreits  nicht  diesem, 
sondern  den  Erben  zu  (RG.  JViT.  06  207). 

4S.  AnflSsiing  einer  juristischen  Person  oder  Gesellschaft 
Löst  eine  juristische  Person  oder  Gesellschaft,  welche  als 
Klägerin  au^etreten  war,  sich  auf,  so  kann  der  Rechtsstreit,  so  lange 
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die  juristische  Person  oder  Gesellschaft  sich  noch  im  Liquidations- 
Stadium  befindet,  durch  die  Liquidatoren  als  gesetzliche  Ver^ter 
der  au^elösten  Person  oder  (xesellschaft  fortgeführt  werden.  Ist 
die  Liquidation  jedoch  beendigt,  oder  hat  eine  solche  überhaupt  nicht 
stattgefunden,  so  sind  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
einer  Kommanditgesellschaft  sowie  die  vertretungsberechtigten 
Gesellschafter  einer  offenen  Handelsffesellschaft  zur  Fortführung 
der  Klage  in  eigenem  Namen  befugt,  da  sie  schon  zur  Zeit  des  Be- 
Stehens  der  Gesellschaft  als  Mitkläger  anzusehen  waren  (veigL  RG. 
PMZBl.  5  264).  Auf  die  soustigen  Rechtsnachfolger  in  das  Ge- 
sellschaftsvermögen geht  dagegen  das  Klagerecht  nicht  ohne 
weiteres  über,  ebensowenig  auf  den  früheren  Vorstand  oder  die 
Mitglieder  der  au^elösten  juristischen  Person  (vei^gl.  Nr.  41). 

44.  Konkurs  und  ZwangsTollstreckimg.  Die  Bestimmung 
des  §  240  CPO.,  wonach  im  Falle  der  Eröffnung  des  Konkurses 
über  das  Vermögen  einer  Partei  das  Verfahren,  wenn  es  die 
Konkursmasse  betrifft,  unterbrochen  wird,  findet  im  Falle  der  Er- 
öffnung des  Konkurses  über  das  Vermögen  des  Klägers  keine 
Anwendung.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  Klfiger  ein  vermögens- 
rechtUches  Interesse  an  der  Nichtigkeitserklärung  oder  Zurück- 
nahme um  deswillen  hat,  weil  er  wegen  Patentverletzung  verklagt 
ist,  sowie  auch  in  dem  Falle,  da&  der  Kläger  sein  Ermiderrecht 
un  Wege  der  Klage  Remäß  §  10  Nr.  3  PatG.  geltend  macht  (vergl. 
dagegen  auch  AUfeld  251).  Denn  die  öffenüichrechtliche  S3age- 
bemgnis  gehört  nicht  zu  dem  einer  Zwangsvollstreckung 
unterliegenden  Vermögen  und  hiernach  gemä&  §  1  der  Konkurs- 
ordnung auch  nicht  zur  Konkursmasse.  Der  Gemeinschuldner 
wird  also  durch  die  Konkurseröffnung  an  der  Fortsetzung  des 
eingeleiteten  Verfahrens  nicht  gehindert;  nur  er,  und  nicht  der 
Konkursverwalter,  ist  dazu  berechtigt  (PA.  G.  6  300;  PMZBl.  10 
213ff.;  PMZBl.  11  239;  RG.  G.  10  281ff.,  JW.  »3  351,  352;  PMZBL 
11 184;  PMZBl.  12  192,  JW.  06  207;  Kohler  807;  Robolski  Th.  165; 
Isay  §  30  Nr,  17;  vergl.  Isay  §  10  Nr.  25  und  §  11  Nr.  50;  vergl. 
dagegen  auch  RG.  PMZBL  5  264).  Dies  gilt  auch,  wenn  eine  Ge- 
sellschaft oder  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  oder  Aktien- 
gesellschaft Patentinhaberin  ist,  da  Gresellschaften  durch  die 
Konkurseröffnung  ihre  Existenz  nicht  ohne  weiteres  verlieren,  ins- 
besondere auch  ihre  gesetzhchen  Vertreter  nach  wie  vor  zur  Ver- 
tretung im  Verfahren  vor  dem  Patentamt  befugt  bleiben  (PA. 
PMZBL  10  213 ff.;  PMZBl.  U  237 ff.;  RG.  PMZBL  11  184,  185; 
Seligsohn  3.  Aufl.  Nr.  8).  Handelt  es  sich  um  eine  sonstige 
juristische  Person,  so  hängt  die  Entscheidung  der  Frage  davon  ab, 
ob  durch  die  Konkiurserömiung  deren  Existenz  vöUig  und  endgültig 
zerstört  v^d,  indem  bejahenden  Falles  alsdann  von  einer  Fort- 
setzung des  Nichtigkeitsprozesses  überhaupt  nicht  die  Rede  s^n 
kann  (RG.  PMZBL  11  184).  Der  Konkursverwalter  kann,  wenn 
die  Konkursmasse  ein  Interesse  an  der  Klage  hat,  als  Nebeninter- 
venient dem  das  Verfahren  fortsetzenden  Kläger  beitreten  oder 
eine  neue  Klage  erheben. 

d)  Vorgeschobene  Personen  als  Kläger. 

45.  Klage  in  fremdem  Interesse.  Da  ein  Interesse  auf  Seite 
des  Klägers  überhaupt  nicht  erfordert  wird,  so  ist  es  an  sich  durch- 
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aus  zulfissig,  daß  mit  der  Klage  das  Interesse  eines  anderen 
verfolgt  wird;  es  wäre  sogar  denkbar,  daß  die  Klage  im  Interesse 
des  BeKlagten  erhoben  wird,  wenn  dieser  das  Patentrecht  oder 
eine  Lizenz  erworben  hatte  und  ein  Interesse  daran  hat,  sich  von 
der  Zahlung  des  Kaufpreises  oder  der  Lizen^u^ebOhr  ganz  oder  teil- 
weise zu  befreien.  Tritt  in  einem  solchen  Falle  der  Klfiger  wirk- 
lich als  ernstliche  ProzeBpartei  auf,  d.  h.  fQhrt  er  den  Prozeß 
ganz  selbständig  und  unabhängig  von  den  Instruktionen  und  An- 
weisungen des  anderen,  in  dessen  Interesse  er  die  IQage  erhoben 
hat,  so  ist  ein  derartiges  Verhalten  nicht  zu  beanstanden  und  hat 
irgend  welche  rechtlichen  Folgen  nicht.  Hieran  würde  sogar  durch 
die  Tatsache  nichts  eeftndeit  werden,  daß  der  Klfiger  von  dem 
anderen,  auch  wenn  dieser  der  Beklagte  selbst  ist,  zur  Erhebung 
der  Klage  angeregt,  beauftragt  oder  angestiftet  ist  (PA.  6.  8  308, 
309;  PMZBl.  12  270;  RG.  G.  8  347;  PMZBl.  8  178,  JW.  02  98). 

46.  Torgeschobene  Personen.  Anders  liegt  die  Sache  aber 
dann,  wenn  der  Klfiger,  der  weder  in  eigenem  noch  in  Öffentlichem 
Interesse  die  Klage  erhoben  hat,  nur  von  einem  anderen  vor- 
geschoben ist,  zu  dem  Zwecke,  damit  er  nach  außen  hin  als 
Prozeßpartei  auftrete,  während  der  wirkliche  Klfiger  der  andere 
ist,  indem  der  Prozeß  ausschließlich  nach  seinen  Anweisungen  imd  In- 
struktionen und  fOr  seine  Rechnung  gefOhrt  wird  (RG.  PMZBl.  8 176, 
JW.  02  98).  Durch  eine  solche  Yorschiebung  einer  anderen  Person 
kann  der  wirkliche  Klfiger  sich  nicht  unter  Umgehung;  des  Ge- 
setzes eine  günstigere  Rechtsstellung  verschaffen,  als  sie  ihm  sonst 
zukftme;  vielmehr  stellt  ein  derartiges  Verhalten  sich  als  ein  nicht 
das  Öffentliche  Interesse  fördernder,  sondern  störender  Mißbrauch 
des  Klagerechts  dar  (RG.  PMZBl.  11  10).  Dies  ist  namentlich 
nach  folgenden  Richtungen  hin  von  Bedeutung:  1.  Der  Auftraggeber 
kann  nicht  als  Zeuge  im  Prozesse  vernommen  werden,  da 
er  sonst  Zeuge  in  eigener  Sache  sein  würde  (RG.  PMZBl.  1  286; 
Kohler  383;  vergl.  §  30  Nr.  33);  2.  dem  vorgeschobenen  Klfiger 
steht  die  Einrede  der  Rechtskraft  enl^egen,  wenn  diese 
g^enüber  seinem  Auftraggeber  begründet  sein  würde  (RG. 
PMZBl.  5  10,  JW.  99  11;  PMZBl.  11  9,  Civ.  69  136;  Robolski 
Th.  157;  vergl.  PA.  G.  6  280;  vergl.  auch  Nr.  47  und  §  30 
Nr.  51).  Es  ist  auch  nicht  ziüfissig,  daß  eine  von  dem  Be- 
klagten vorgeschobene  Person  lediglich  nach  dessen  An- 
weisungen den  Prozeß  führt.  Ein  solches  Verhalten  würde  im 
Widerspruch  zu  der  Prozeßregel  stehen,  daß  ein  prozessuales  Ver- 
fiahren  nur  zwischen  zwei  verschiedenen  Personen  denkbar  ist. 
Es  ist  demnach  nicht  zu  dulden,  wenn  unter  Tfiuschung  der  Be- 
hörde der  Schein  eines  Prozesses,  der  tatsfi^hlich  niu:  von  einer 
Person  in  deren  alleinigem  Interesse  geführt  wird,  hervorgerufen 
werden  soll  (RG.  G.  8  346;  Kohler  381;  Kohler  P.  und  J.  S  20; 
veigL  Allfeld  241 ;  vergl.  auch  Nr.  37 ;  anders  PA.  G.  8  338,  339). 

47.  Einrede  der  Rechtskraft  Die  Einrede  der  Rechts- 
kraft kann  einem  Klfiger,  welcher  weder  Prozeßpartei  im  früheren 
Prozesse  gewesen  noch  Rechtsnachfolger  der  früheren  Prozeß- 
partei ist,  abgesehen  von  dem  bereits  erörterten  Falle,  daß  der 
Klfiger  eine  vorgeschobene  Person  ist,  auch  dann  enigegenffesetzt 
werden,  wenn  er  zwar  nicht  im  Auftrage,  aber  doch  ausschließ- 
lich im  Interesse  des  früher  abgewiesenen  Klfigers,  also  weder 
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im  öfFenüicheD  noch  im  eigenen  Interesse,  dieselbe  Klage  von 
neuem  erhebt;  denn  die  Geschäftsführune  ohne  Auftrag 
steht  in  einem  solchen  Falle  dem  Auftrag  gleich.  Aus  diesem 
Grunde  wurde  die  erneute  Klage  eines  rrozeßbevollmAchtigten 
des  früheren  Klägers  abgewiesen,  welche  nunmehr  in  eigenem 
Namen  von  dem  ntlheren  Vertreter  zu  dem  Zwecke  erhoben  war, 
einen  Ausspruch  des  Reichsgerichts  über  seine  Regre£pflicht  wegen 
Yersfiiunung  der  Berufungsfrist  und  für  das  Stri^veriahren  gegen 
den  früheren  Mandanten  zu  erlangen  (RG.  PMZBl,  5  10,  JW.  99  11 ; 
PMZBl.  11  9;  vei^l.  PA.  PMZBl.  12  270).  Dagegen  kann  aus  dem 
Umstände  allein,  daß  der  jetzige  Klfiger  dasselbe  Interesse 
wie  der  Kläger  im  Yorprozesse  verfolgt,  nämlich  Abwehr  einer 
gegen  beide  gerichteten  Patentverletzungsklage,  oder  daß  er  bei 
Verfolgung  seiner  Interessen  zufälhg  audi  die  Interessen  des  Ab- 
gewiesenen fördert,  kein  Einwand  der  neuen  Klage  gegenüber  her- 
geleitet werden  (PA.  G.  7  24,  26;  PMZBl.  12  2TO). 

VI.  Beklagter. 

48.  Eingetragener  Patentinhaber.  Beklagter  ist  der  in  die 
Patentrolle  eingetragene  Patentinhaber,  und  zwar  gemäß 

tl9  Abs.  2  Pafö.  auch  dann,  wenn  die  Eintragung  dem  wirk- 
chen  Rechtsverhältnisse  nicht  entsprechen  sollte  (RG.  PMZBl.  8 

178,  179,  JW.  02  98;  Robolski  Th.  161;  Robolski  in  PBl.  88  27). 
Gegen  diejenigen,  welche  Rechte  an  dem  Patente  haben,  wie  Aus- 
nu&ungsberechtigte,  Nie&braucher  usw.  richtet  sich  die  Klage 
nicht  (Kohler  383).  Die  Klage  ist  gemäß  §  19  Abs.  2  PatG.  g^en 
den  als  Inhaber  Eingetragenen  auch  dann  zu  richten,  wenn  dieser 
bereits  vor  der  Klageerhebung  das  Patent  an  einen  anderen  ver- 
äußert haben  sollte,  ohne  daß  die  Rechtffliachfol^e  in  der  Patent- 
rolle vermerkt  ist.  Die  Person  des  Beklagten  ist  daher  grund- 
sätzlich aus  der  Patentrolle  zu  entnehmen  (ver;^.  RG.  PMZBl.  8 

179,  JW.  02  98).  Hat  der  Beklagte  das  nichtige  Patent  von  einem 
anderen  erworben,  so  kann  nicht  auch  gegen  den  Rechts- 
vorgänger geklagt  werden.  Das  auf  Nichtigkeit  lautende  Urteil 
hat  Wirkung  gegenüber  dem  Rechtsvorgänger,  wenn  dieser  aus 
der  Zeit  seiner  Inhaberschaft  Ansprüche  erheben  sollte,  auch  ohne 
daß  die  Klage  gleichzeitig  gegen  inn  erhoben  ist,  da  die  Wirkungen 
der  Nichtigkeitserklärung  sich  nicht  auf  bestimmte  Personen  be- 
schränken (vergl.  §  30  Nr.  47 ;   anders  Kohler  884 ;   AUf eld  242). 

49.  Bezeichnung  der  Person  des  Bekli^gten.  Die  in  der  Klage- 
schrift enthaltene  Bezeichnung  des  Beklagten  ist  für  die  Behörde 
nicht  maßgebend;  es  schadet  daher  nicht,  wenn  in  der  Klage  der 
Beklagte  überhaupt  nicht,  oder  wenn  er  unrichtig  be- 
zeichnet ist;  das  Patentamt  hat  vielmehr  in  einem  solchen  Falle 
die  Klage  dem  in  die  RoUe  eingetragenen  Patentinhaber  zuzustellen 
^A.  PMZBl.  1  224;  Allfeld  246;  veivl.  Nr.  11;  vergl.  dagegen  auch 
Sehgsohn  8.  Aufl.  §  28  Nr.  8).  Jedoch  wird  der  Regel  nach  der 
Antragsteller  durch  das  Patentamt  veranlaßt,  eine  etwa  nötige 
Berichtigung  selbst  vorzunehmen.  Die  Einleitung  des  Verfahrens 
darf  wegen  der  unrichtigen  Bezeichnung  des  Be&lagten  nicht  ab- 

Selehnt  werden  (vergl.  dagegen  Rathenau  in  6UR.  8  848).    Steht 
as  Patent  mehreren  Innabern  zu,  so  ist  die  Klage  g^gen 
sämtUche  Inhaber  gleichzeitig  zu  richten,  bezw.  als  gegen  sämtliche 
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Inhaber  gleichzeitig  gerichtet  anzusehen,  auch  wenn  nur  ein 
Inhaber  in  der  Klage  eis  Beklagter  genannt  sein  sollte  (Robolski 
in  PBL  89  27;  Sel^hn  §  28  Nr.  8;  vergl.  Köhler  383).  Es  darf 
daher  eine  solche  Klage  weder  abgewiesen  noch  auch  ein  Urteil 
gegen  einen  der  mehreren  Inhaber  allein  erlassen  werden  (vergl. 
di^egen  auch  Kohler  383). 

fiO.  Tod  des  eingetragenen  Patentinhabers.  Jedoch  ist  der 
Klfiger  dann  zu  n&heren  Angaben  über  die  Person  des  Beklagten 
und  "HOt^enfalls  zum  Beweise  solcher  Angaben  verpflichtet, 
wenn  der  eingetragene  Patentinhaber  nicht  mehr  existiert, 
vor  allem  also,  wenn  der  Eingetragene  —  sei  es  vor  Anstellung 
der  Klage  oder  wfilurend  des  Prozesses  —  verstorben  ist  (Kohler 
384;  Bobolski  Th.  161;  Robolski  in  PBL  89  27;  Seli^sohn  §  28 
Nr.  8;  Allfeld  245).  Im  Falle  des  Todes  ist  das  Verfahren  gegen 
die  Erben  zu  f(Uiren  bezw.  fortzuführen  (ver^l.  §  30  Nr.  36). 
Die  Ermittelung  der  privatrechtlichen  Verhältnisse,  auf  welche 
die  Erbeneigeni^aft  sich  gründet,  kann  nicht  von  der  Behörde 
voivenommen  werden;  es  ist  daher  Sache  des  Klägers,  die  er- 
forderlichen Nachweise  zu  liefern.  Dies  kann  auch  erst  nach  der 
Klageeinreichung  geschehen.  Die  Behörde  entscheidet  alsdann 
sxum  darüber,  ob  die  von  dem  Kläger  namhaft  gemachten  Personen 
als  Rechtsnachfolger  des  Patentinhabers  anzusehen  sind.  Hatte  der 
verstorbene,  aber  noch  in  die  Rolle  eingetragene  Patentinhaber  in 
Gem&fiheit  des  §  12PatG.  einen  inländischen  Vertreter  be- 
stellt, so  kann  oie  gegen  den  Verstorbenen  gerichtete  Kl^;e  auch 
dem  Vertreter  zugestellt  werden  (PA.  G.  5  245;  RG.  G.  5  246 ff.; 
vergL  §  19  Nr.  31). 

51.  Auf ISsnng  einer  juristischen  Person  oder  Gesellsohaft 
Entsprechendes  gUt,  wenn  eine  juristische  Person  oder  eine 
Hanaelsgesellschaft  sich  auflöst.  Alsdann  sind  die  Rechts- 
n  a  ch  f  o  Ige  r  der  noch  als  Patentinhaberin  eingetragenen  juristischen 
Person  zu  ermitteln,  und  die  Klage  ist  als  gegen  diese  gerichtet 
anzusehen.  Ist  eine  offene  HandeLsgesellschaffc  unter  ihrer  Firma 
als  Inhaberin  eingetragen,  so  steht  nach  Auflösung  der  Gesellschaft 
das  Patent  dem  oder  den  letzten  Inhabern  der  Firma  zu; 
diese  sind  dann  die  richten  Beklagten.  Ist  die  Firma  gelöscht, 
so  mu£  der  letzte  Inhaber  als  Eingetragener  im  Sinne  ofes  §  19 
Abs.  2  PatG.  angesehen  werden  (KG.  PMZBl.  8  177  ff.,  JW.  02  98; 
vergl.  §  19  Nr.  13). 

6S«  GesetaUche  Vertreter.  Ist  der  Beklagte  nicht  prozeß- 
ffthig,  so  wird  er  durch  seinen  gesetzlichen  Vertreter  im 
Prozesse  vertreten;  dem  gesetzhchen  Vertreter  ist  also  die  Klage 
zuzustellen.  Zur  nfiheren  Bezeichnung  des  gesetzlichen  Vertreters 
ist  erforderlichen  Falls  der  Klfiger  verpflichtet  (Seligsohn  §  28 
Nr.  8;  Robolski  in  PBl.  89  27;  Isay  §  28  Nr.  6;  AUfeld  245).  Ge- 
hört  das  Patent  zu  dem  Erwerbggeschftfte,  welches  ein  Minder- 
jähriger unter  Genehmigung  seines  gesetzlichen  Vertreters  be- 
treibt, so  bedarf  es  gemäß  §  112  BGB.  der  Vertretung  durch  den 
fsetsdichen  Vertreter  nicht  (Kohler  806).  Gehört  das  Patent  zur 
onkursmasse  des  Patentinhabers,  so  ist  die  Klage  g^en  den 
Konkursverwalter  zu  richten  (Kohler  388 ;  Robolski  Th.  161;  Robolski 
in  PBl.  89  27).  Auch  gegen  den  Nachlaßverwalter  sowie  gegen 
den  den  Nachlaß  verwaltenden  Testamentsvollstrecker  kann 
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die  Klage  gerichtet  werden  (veigl.  Rathenau  in  GUR.  8  348).  Hat 
der  im  Ai^ande  wohnende  BeUagte  einen  inländischen  Ver- 
treter bestellt,  so  kann,  da  dieser  nicht  als  gesetzlicher  Ver- 
treter gilt,  die  Klage  auch  dem  Beklagten  selbst  zugestellt  werden ; 
doch  ist  die  Zustellung  an  den  Vertreter  die  R^el  (vergi.  §  12 
Nr.  13;  veigl.  auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  12).  Ist  die  Klage  der  nicht 
prozeMfthigen  Partei  selbst  zugestellt  worden,  so  ist  diese  Zu- 
stellung unwirksam,  sofern  sie  nicht  nachträglich  von  dem  gesetz- 
lichen Vertreter  genehmigt  wird.  Ist  ein  gesetzlicher  Vertreter 
nicht  vorhanden,  so  muß  bis  zu  dessen  Bestellung  durch  die 
zuständige  Behörde  gewartet  werden;  das  Patentamt  ist  nicht 
zur  Bestellimg  eines  einstweiligen  Vertreters  befugt  (anders 
Isay  ^  28  Nr.  6).  Ist  ein  Urteil  erlassen,  obwohl  die  Partei  in 
dem  verfahren  nicht  durch  ihren  gesetzlichen  Vertreter  vertreten 
war,  so  findet  nach  Rechtskraft  des  Urteils  eine  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  deswegen  nicht  statt  (ver^.  Einl.  zu  §  20  Nr.  29). 

68.  Aufnahme  des  Rechtsstreits.  Wenn  der  Beklagte  üa 
Laufe  des  Prozesses  verstirbt  oder  seine  Prozeßfähigkeit  verliert, 
oder  wenn  im  Laufe  des  Rechtsstreits  das  Konkursverfahren  über 
sein  Vermögen  eröffnet  wird,  oder  wenn  sein  gesetzlicher  Ver- 
treter stirbt  oder  dessen  Vertretungsbefugnis  aufhört,  so  konunen 
bezüglich  der  Aufnahme  des  Rechtsstreits  durch  die  Rechts- 
nachfolger, den  Konkursverwalter  oder  den  gesetzlichen  Vertreter 
die  Vorschriften  der  §§  239  ff.  CPO.  unter  entsprechender  Modi- 
fikation zur  Anwendung.  Es  ist  nämlich  alsdann  —  gleichv^e  im 
Falle  des  Todes  des  Klägers  —  den  Rechtsnachfolgern,  dem 
Konkursverwalter  oder  dem  neuen  gesetzlichen  Vertreter  eine 
Frist  zur  Aufiiahme  des  Rechtsstreits  zu  setzen;  nach  fruchtlosem 
Ablaufe  der  IVist  kann  die  Zurücknahme  des  Widerspruchs  an- 
genonunen  werden,  so  daß  dann  gemäß  §  29  Abs.  2  PatG.  ent- 
schieden werden  darf  (Seligsohn  §  29  Nr.  8;  vergL  §  30  Nr.  36). 

54.  Rechtsnachfolge  während  des  Prozesses.  A^esehen 
von  dem  Tode  des  Beklagten  (vergl.  Nr.  53)  ist  es  auf  den  Fortgang 
des  Verfahrens  ohne  jeden  Emfluß,  wenn  während  des  Prozesses 
das  in  Streit  befangene  Patent  auf  einen  anderen  übergeht;  der 
Prozeß  ymd  gemäß  §  266  CPO.  gegen  den  ursprünglichen  Beklagten 
fortgeführt  und  die  Entscheidung  hat  nicht  nur  für  und  gegen  den 
Beklagten,  sondern  audi  für  und  gesen  dessen  Rechtsnach- 
folger in  Ansehung  der  Sache  seilet  Wirkung.  Der  Erwerber  des 
Patents  kann,  selbst  wenn  er  als  solcher  in  die  Rolle  eingetragen 
wird,  ohne  Zustimmung  des  Klägers  nicht  an  Stelle  des  Beklagten 
in  das  Verfahren  eintreten;  er  kann  dem  Ver&hren  nur  als  Neben- 
intervenient beitreten  (PA.  G.  4  162,  163;  vergL  Kohler  809; 
Robolski  Th.  166;  Allfeld  249;  Seligsohn  6  29  Nr.  6;  Isay  §  29 
Nr.  4).  Tritt  der  Rechtsnachfolger  mit  Zustimmung  des  anderen 
Teils  in  das  Verfahren  ein,  so  sind  die  früher  vori^nommenen 
ProzeMiandlungen  auch  für  ihn  verbindlich,  wenn  er  sie  genehmigt 
(R6.  PMZBl.  12  40).  Die  gegen  den  Recbtsvorsänger  eigangene 
Kostenentscheidung  hat  gegenüber  dem  Erwerber  des  Patents 
nur  dann  Wirkung,  wenn  der  Erwerber  die  Kostenverpflichtung 
übernommen  hat,  da  der  Erwerber  des  Patents  ids  solcher  nicht  in 
die  persönlichen  Verbindlichkeiten  des  Veräufierers  eintritt  (veigl. 
LG.  Berlin  PMZBl.  1  303,  304;  vergl.   auch   Seligsohn  3.  Aufl. 
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§29  Nr.  6;  Isay  §  31  Nr.  5;  vergl.  dagegen  auch  Rathenau  in 
PMZBI.  9  298).  Zweckmä&ig  wird  es  sein,  daß  das  Patentamt  den 
ib-werber  des  Patents  von  dem  Schweben  des  Prozesses  benach- 
richtigt, soweit  dies  nach  Lage  der  Sache  tunlich  ist. 

Vn.  StreitgenoBsenschaft. 

65.  Sireitgenossenschaft  auf  klägerischer  Seite.  Auf  Seite 
beider  Parteien  kann  eine  Streitgenossenschaft  im  Sinne  der  §§ 
69  ff.  CPO.  vorliegen.  Auf  der  kläger  ischen  Seite  ist  dies  der  Fall, 
wenn  mehrere  Personen  gleichzeitig  in  einer  Klage  als  An« 
tragsteiler  auftreten,  sei  es,  daß  die  Klage  gegen  ein  Patent  oder 
gegen  mehrere  Patente  gerichtet  ist  (Köhler  799).    Diese  Streit- 

fenoBsenschaft  ist  keine  notwendige  im  Sinne  des  1 62  CPO.  (vergl. 
Fr.  67).  Denn  notwendig  ist  die  Strei^enossenschaft  nur  dann, 
wenn  das  Rechtsverhältnis  gegenüber  den  verschiedenen  Beteiligten 
nur  einheitlich  festeestellt  werden  kann;  dies  trifft  hier  nicht  zu. 
Doch  ist  auch  auf  der  klägerischen  Seite  eine  notwendige  Streit- 
genossenschaft möglich.  Dies  trifft  dann  zu,  wenn  an  Stelle  einer 
ursprünglich  als  Kläger  aufgetretenen  Person  mehrere  verschiedene 
Personen  als  Rechtsoiachfolger  in  den  Rechtsstreit  eintreten,  weU 
alsdann  infolge  dieses  Umstandes  der  ursprünglich  einheitliche 
Rechtsstreit  sich  nicht  in  eine  Mehrzahl  von  Prozeßverhältnissen 
spalten  kann.  Eine  notwendige  Streitgenossenschaft  kann  daher 
emmal  dann  eintreten,  wenn  der  ursprüngliche  Kläger  verstorben 
ist  und  mehrere  Erben  vorhanden  sind  (vergl.  Kohler  808;  vergl. 
auch  Nr.  42).  Derselbe  Fall  kann  aber  auch  dann  vorliegen,  wenn 
ursprünglich  eine  offene  Handelsgesellschaft  als  Klägerin  aufffetreten 
war,  und  nach  deren  Aufl<Vsung  die  früheren  Gesellscbaner  den 
Streit  fortsetzen  (R6.  PMZBI.  6  264).  Eine  Streitgenossenschaft 
kann  auch  im  Verlaufe  des  Rechtsstreits  auf  der  klägerischen  Seite 
dadurch  eintreten,  daß  im  Wege  der  Klagen veroindung  nach- 
träglich ein  Mitkläger  in  den  Prozeß  eintritt.  Diese  Streitgenossen- 
Echaft  ist  keine  notwendige  (vergl.  Nr.  73). 

68.  Streitgenossenschaft  auf  beklagtischer  Seite.  Auf  Seite 
des  Beklagten  liegt  Streitgenossenschait  vor,  wenn  die  Inhaber 
mehrerer  Patente  oder  mehrere  Inhaber  eines  Patents  ^emein- 
^schafUich  verklagt  sind.  IMe  Streitgenossenschaft  ist  dann  eme  not» 
wendige,  wenn  das  angefochtene  Patent  entweder  schon  bei 
Klageanstellunff  mehreren  Inhabern  zugestanden  hat,  oder  wenn 
dasselbe  im  Verlaufe  des  Prozesses  durch  Erbfolge  oder  wegen 
Auflösung  der  als  Inhaber  eingetragenen  juristischen  Person  cäer 
Cresellschaft  auf  mehrere  Inhaber  übergegangen  ist  (Kohler  800). 
57.  Behandlung  der  Streitgenossen.  Ist  die  Streitgenossen- 
schaft keine  notwendige,  so  wird  der  Prozeß  für  und  gesen 
jeden  einzelnen  Streitgenossen  so  geführt,  als  ob  derselbe  selb- 
ständige Partei  wäre.  Ist  dagegen  die  Streitgenossenschaft 
eine  notwendige,  so  hat  dies  gemäß  §  62  CPO.  zur  Folge,  daE 
diejenigen  Strei^nossen,  welche  einen  Termin  oder  eine  Frist 
versäumt  haben,  im  Prozesse  und  insbesondere  im  Falle  der  Ver- 
säumung einer  rrozefihandlimg  —  z.  B.  des  Widerspruches  gegen 
die  Klage  oder  der  sofortigen  Beschwerde  oder  der  Berufung  — 
als  durch  die  Nichtsäumigen  vertreten  angesehen  werden,  und  da& 
die  Säumigen  in  dem  späteren  Verfahren  zuzuziehen,  d.  h.  ent» 
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sprechend  der  Natur  des  patentamtlichen  Verfahrens  von  Amts 
wegen  beizuladen  sind  (R6.  PMZBl.  6  264;  veigl.  Kohler  800, 
801).    Die  Rücknahme  der  Klage  seitens  eines  KUgers  ist, 

fleichviel  welche  Art  der  Streitgenossenschaft  vorliegt,  auf  die 
lechte  der  anderen  Klfiger  ohne  Einfluß. 

68.  Beiladung  von  ikteresseiLten.  Sonst  ist  eine  Beiladung 
dritter  Interessenten  von  Amts  wegen  im  Gesetze  weder 
vorgeschrieben  noch  auch  zugelassen,  und  zwar  auch  dann  nichts 
wenn  deren  Interessen  auf  das  Erheblichste  durch  die  zu  er- 
lassende Ihitscheidung  berührt  werden  sollten,  wie  dies  z.  B.  be- 
züglich des  nicht  eingetragenen  Erwerbers  des  angegriffenen  Patents 
der  Fall  ist  (veigl.  Kohler  811;  Isay  §  30  Nr.  16;  Seligsohn  3.  Aufl. 
Nr.  5).  Eine  Beteiligung  sonstiger  Interessenten  ist  nur  auf  dem 
Wege  der  Nebenintervention  mögUch  (vergl.  Nr.  69ff.). 

vni.  Nebenintervention, 
a)  Allgemeines. 

59.  Zttlässigkeit  und  Form.  Wer  im  Nichtigkeits-  oder 
Zurücknahmevemihren  ein  rechtliches  Interesse  daran  hat,  daß 
die  eine  Partei  obsiegt,  kann  dieser  Partei  zum  Zwecke  ihrer 
Unterstützung  in  jeder  Lage  des  Rechtsstreits  als  Nebeninter- 
venient beitreten.  Über  die  Zulässigkeit  einer  Nebenintervention 
ist  zwar  in  dem  Patentgesetze  nichts  bestimmt;  jedoch  ergibt  sich 
die  Statthaftigkeit  einer  solchen  aus  der  Notwendigkeit  der  Ge- 
währung eines  solchen  Rechtsbehelfe  für  die  bei  dem  Verfahren 
Interessierten,  welche  nicht  selbst  Partei  sind  ^A.  PMZBl.  12  246; 
B6.  PMZBl.  8  6 ;  Robolski  in  PBL  89  42).  Die  die  Nebeninter- 
vention betreffenden  §§66 ff.  CTO.  kommen  zur.  entsprechenden 
Anwendung  (PA.  PMZBl.  12  246).  Jedoch  kann  im  patentamt- 
lichen Verfahren  die  im  Zivilprozesse  vorgeschriebene  Form  — 
Zustellung  eines  Schriftsatzes  —  nidit  anwendbar  sein,  da  auch 
die  Klage  nicht  durch  Zustellung,  sondern  durch  Eänreichung  er- 
hoben wird.  Es  ist  demnach  anzuerkennen,  daß  die  patentrecht- 
liche Nebenintervention  sowohl  im  Verlaufe  des  schrimichen  Ver- 
fidirens  als  in  der  mündlichen  Verhandlung  durch  £inreichung 
eines  Schriftsatzes  erklärt  werden  darf  (ver^.  R6.  6.  5  45; 
Kohler  811;  Isay  §  30  Nr.  14;  Rathenau  in  6ÜR.  8  349).  Der 
Schriftsatz  soll  in  mindestens  drei  Ausfertigungen  eingereicht 
werden  (versl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  33).  Er  muß  die  Erklilrung  des 
Beitritts  und  die  bestimmte  Angabe  des  außerdem  glaubhaft  zu 
machenden  Interesses,  welches  der  Nebenintervenient  zu  haben 
behauptet,  enthalten.  Audi  sollen  die  Tatsachen  und  Beweismittel, 
welche  zur  Unterstützung  der  Hauptpartei  dienen,  angegeben 
werden;  jedoch  hftngt  die  Gültigkeit  der  Nebenintervention  hier- 
von nicht  ab  (Robolsld  in  PBl.  §i  42).  Für  die  Fra^e,  wann  der 
Schriftsatz  als  eingereicht  gilt,  kommen  die  allgemein  für  die  Ein-, 
reichung  von  Eingaben  geltenden  Regeln  zur  Anwendung  (veivl. 
Einl.  zu  §"20  Nr.  34flf.). 

60.  Uechtliches  Interesse.  Nebenintervenient  kann  jeder 
sein,  welcher  ein  rechtliches  Interesse  an  dem  Obsiegen 
einer  Partei  hat.  Dieses  rechtliche  Interesse  mu6  ein  eigenes 
Interesse  des  Nebenintervenienten  sein;  es  genügt  nicht  etwa,  daß 
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derselbe  Bevollmächtigter  einer  interessierten  Person  ist  (vergl. 
RG.  PMZBl.  2  162).  Ebensowenig  genügt  es,  wenn  der  Neben- 
intervenient in  eigenem  Namen  das  Interesse  einer  juristischen 
Person  verfolgt,  deren  gesetzlicher  Vertreter  er  ist,  oder  bei 
welcher  er  ab  Aktionär  oder  Gesellschafter  beteiligt  ist  (veigl. 
Baihenau  in  GUR.  8  360).  Das  rechtliche  Interesse  ist  glaub- 
hatt  zu  machen  durdi  Angabe  und  nötigenfalls  Wahrscheinlich- 
machung  derjenigen  Tatsachen,  aus  welchen  der  Nebenintervenient 
sein  Interesse  ableiten  zu  können  glaubt  (RG.  PMZBl.  8  6). 

00  a.  Zalassang  des  Nebeninterveidenten.  Die  Befugnis  des 
Nebenintervenienten,  sich  an  dem^  Verfahren  zu  betei%eD,  ist 
durch  dessen  Zulassung  bedingt.  Über  die  Zulassung  entscheidet 
die  Behörde  nach  vorheriger  Anhörung  der  Parteien,  und  zwar 
entweder  in  der  mündlichen  Verhandlung  oder  schon  vor  derselben; 
in  beiden  Fällen  stellt  sich  die  Verhandlung  über  die  Neben- 
intervention als  ein  Zwischenstreit  dar.  Die  En&cheidung  geschieht 
durch  Beschluß  und  nicht  wie  im  Zivili)rozesse  durch  Zwischen- 
urteil,  da  das  patentamtliche  Verfsduren  Zwischenurteile  nicht  kennt 
(PA.  PMZBL  12  246;  veigl.  §  30  Nr.  41).  Da  die  Behörde  von 
Amts  w^n  darüber  zu  l^fioden  hat,  wer  zu  dem  Verfahren  zu- 
zulassen ist,  so  ist  über  die  Zulassimg  auch  dann  zu  entscheiden, 
wenn  die  Parteien  derselben  nicht  widersp^rechen  (PA.  PMZBl. 
12  247).  Wird  der  Nebenintervenient  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  zugelassen,  so  steht  ihm,  sofern  der  hierüber  ergangene  Be- 
schlnfi  in  dem  Verfahren  erster  Instanz  erlassen  ist,  gegen  den- 
selben das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  gemäß  §  16  ratG.  zu 
(PA.  PMZBl.  12  246;  vergL  RG.  PMZBl.  8  6,  6).  Die  gleiche  Be- 
schwerde  steht  dem  G<^er  gegen  den  die  Nebenintervention  zu- 
lassenden Beschluß  zu.  Die  Beschwerde  ist  nach  den  fik*  diese 
Beschwerde  im  allgemeinen  geltenden  Regeln  an  eine  Frist  nicht 
gebunden  (PA.  PMZBl.  12  246;  Kohler  811;  vergl.  §  16  Nr.  26]. 
Die  Beschwerde  —  und  nicht  etwa  die  Berufung  —  findet  aucn 
dann  statt,  wenn  der  Beschluß  über  die  Zulassung  des  Nebeninter- 
venienten mit  der  Entscheidung  in  der  Sache  selbst  verbunden 
ist  (PA.  PMZBl.  12  246).  So  lange  die  Unzulfissigkeit  der  Neben- 
intervention nicht  rechtskräftig  ausgesprochen  ist,  wird  der  Neben- 
intervenient zu  dem  Verfahren  zugelassen  (vergl.  §  71  CPO.). 

61.  Nebenintervention  der  an  dem  Patent  Interessierten. 
Ein  zur  Nebenintervention  ausreichendes  rechtliches  Interesse  an 
dem  Obsiegen  des  Beklagten  haben  regelm&ßig  die  Rechts- 
nachfolger des  eingetragenen  Patentinhabers,  also  diejenigen, 
welche  von  dem  Beluagten,  sei  es  vor  sei  es  nach  Anstellung 
der  Klage,  das  Patent  erworben  haben,  außerdem  aber  auch 
diejenigen,  welchen  nur  ein  beschränktes  Recht  an  dem  Patente 
zusteht,  wie  der  Pfandgläubiger^  Nießbraucher,  der 
Ausnutzungsberechtigte  und  der  Lizenznehmer  (RG.  G.  7 
58;  veigl.  Kohler  883  und  810;  Robolski  in  PBl.  89  42;  Selig- 
sohn S  29  Nr.  6;  Rathenau  in  GUR.  8  348).  Ist  die  Klage  ffegen 
den  Konkursverwalter  gerichtet,  so  kann  der  Gemeinschuldner, 
ist  sie  gegen  den  Testamentsvollstrecker  gerichtet,  so  kann  der 
Erbe  als  Nebenintervenient  beitreten  (Rathenau  in  GUR.  8  348; 
vergL  Kohler  810).  Selbst  auf  obligatorische  Beziehungen 
zu  dem  Beklagten  kann  das  nachzuweisende  Interesse  gegründet 


304  Dritter  Absohnitt    Verfahren  in  Patentsachen.    §  28. 

werden.  Demnach  ist  der,  weicher  einen  obligatorischen  Anspruch 
auf  Übertragung  des  Patentrechts  hat,  zu  den  Interventions- 
berechtigten  zu  rechnen.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  ins- 
besondere der  durch  eine  widerrechtliche  Entnahme  der  Erfindung 
Verletzte  zum. .Beitritt  ds  Nebenintervenient  befugt  da  ihm  ein 
Anspruch  auf  Übertragung  des  Patents  zusteht  (Kohler  397;  Isay 
'^  30  Nr.  14;  Rathenau  in  GUR  8  348;  vergl.  §  1  Nr.  246  ff.  und 
3  Nr.  93).  Auch  der  Rechts vorsänser  des  nunmehrigen 
Patentinhabers  ist  an  dem  Ausgange  des  Verfahrens  interessiert, 
wenn  er  fOr  den  Rechtsbestand  des  Patentes  einzustehen  hat, 
oder  wenn  er  an  der  Ausbeutung  des  Patents  noch  interessiert 
ist,  oder  wenn  ihm  Ansprüche  aus  Patentverletzungen  gegen  Dritte 
noch  zustehen. 

62.  Nebeninterrention  des  Torbenatzers,  Erfinders  und  Er- 
flndungsbesitcers.  Ein  bloß  tatsächliches  Interesse  an  dem 
Obsiegen  des  Beklagten  berechtigt  nicht  zur  Nebenintervention. 
Aus  diesem  Grunde  wird  die  Nebenintervention  des  Y orbenutzers 
zugunsten  des  Beklagten  nicht  zuzulassen  sein,  obwohl  der  Vor- 
benutzer regelmäßig  ein  Interesse  daran  haben  wird,  daß  die 
patentierte  &findung  nicht  Allgemeingut  werde.  Auch  die  Tat- 
sache allein,  dai  jemand  behauptet,  Erfinder  oder  Miterfinder 
der  patentierten  Erfindung  zu  sem,  genügt  nicht  (RG.  G.  7  83). 
Indessen  würden  der  Erfinder  und  mlhere  Erfindungsbesitzer 
als  Intervenienten  dem  Beklagten  beitreten  können,  wenn  sie 
wegen  widerrechtUcher  Entnahme  einen  obligatorischen  Anspruch 
auf  Übertragung  des  Patents  haben  (vergl.  Köhler  810;  veigl.  audi 
Nr.  61). 

63.  Nebenintervenienten  des  KlSgers.  Dem  Kläger,  welcher 
auf  Grund  des  §  10  Nr.  1  PatG.  die  Nichtigkeitskl^e,  oder  der 
die  Zurücknahmeklage  erhoben  hat,  können  alle  diejenigen  als 
Nebenintervenienten  beitreten,  welche  ein  Interesse  an  der  Be- 
seitigung des  Patents  haben.  Nicht  nöti^  ist  es  dagegen,  dail'der 
Nebenintervenient  zu  dem  Kläger  in  emem  solchen  Yerhällzdsse 
steht,  daß  daraus  sein  Interesse  an  dem  Obsiegen  gerade 
dieses  Klägers  ersichtlich  wird  (Isay  §30  Nr.  14;  Isay  in  GUR.  9 
4 ff.;  anders  RG.  PMZBl.  2  162,  163;  Seligsohn  §  29  Nr.  6;  Ro- 
bolski  K.  §  30  Nr.  2 ;  Rathenau  in  GUR.  8  360;  vergl.  PA.  PMZBL  12 
247).  Eine  derartige  Beschränkung  stellt  das  Gresetz  nicht  auf. 
Denmach  ist  in  diesen  Fällen  interventionsberechtigt,  wer  von 
dem  Yerbotsrechte  in  seinem  Gewerbe  betroffen  wird,  und 
zwar  umsomehr,  wenn  der  Patentberechtigte  bereits  mit  Klage 
oder  Strafantrag  vorgegangen  ist  (RG.  G.  6  22,  23;  PMZBl.  8  6). 
Ist  die  Klage  auf  Grund  des  §  10  Nr.  2  PatG.  erhoben,  so  sind 
neben  dem  durch  das  Verbotsrecht  Betroffenen  die  früheren  oder 
späteren  Inhaber  des  Patents,  auf  welches  die  Klage  gestützt 
ist,  oder  von  Rechten  an  diesem  zur  Nebenintervention  berechtigt, 
sofern  das  Bestehen  eines  zweiten  Patentschutzes  auf  ihre  Rechte 
oder  Rechtsverhältnisse  von  Einfluß  ist.  Ist  die  Kliu^  auf  ^  10 
Nr.  3  PatG.  gestützt,  so  kommt  die  Nebenintervention  der  Recnts- 
vorgänger  und  Rechtsnachfolger  im  Erfinderrechte 
bezw.  Emidunffsbesitze  in  Betracht  (vergl.  auch  Rathenau  in 
GUR.  8  362).  Insbesondere  ist  auch  der,  welchem  die  aus  der 
widerrechtlichen   Entnahme   sich   ergebenden  Rechte   abgebeten 
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sind,  zur  Nebenintervention  befugt  (PA.  PMZBL  18  247).  Auch 
derjenige  mu£  als  Nebenintervenient  zugelassen  werden,  welcher 
^ubhaft  machen  kann,  daß  der  Kläger  in  seinem  Auftrage  die 
£lage  erhoben  hat;  zur  Ghiubhaftmachung  dieser  Behauptung  genügt 
es,  wenn  der  Kläger  sie  als  richtig  anerkennt  (BG.  JW.  97  473). 
6Sa.  Besehrfnkimgen  der  Nebenintervention.  Nach  einer 
anderen  Ansicht  soll  eine  Nebenintervention  zu  Gunsten  des 
Klägers,  der  auf  Grund  des  §  10  Nr.  1  PatG.  eeklagt  hat,  nur  in 
Ausnahmeftllen,  namentlich  nur  dann  statthaix  sein,  wenn  etwa 
rechtliche  Beziehungen  zwischen  dem  Kläger  und  dem 
Nebenintervenienten  in  bezug  auf  das  Verfohren  bestehen,  z.  B. 
wenn  der  Kläger  im  Auftrage  des  Nebenintervenienten  die  Klage 
erhoben  habe,  oder  wenn  der  Nebenintervenient  dem  Kläger  g^en- 
über  sich  verpflichtet  habe,  für  den  Fall  des  Unterliegens  die 
Kosten  des  Rechtsstreits  zu  tragen.  Diese  Meinung  vnrd  damit 
b^rflndet,  dafi  nicht  jeder  an  der  Anfechtung  des  Patents 
Interessierte  ein  rechtlion  b^püudetes  Interesse  an  dem  Obsiegen 
des  Klägers  habe,  weU  vor  der  Verjährung  der  Nichtigkeitsklage 
er  selbst  die  Klage  erheben  könne,  und  nach  eingetretener  Ver- 
jährung nicht  auf  dem  Wege  der  Nebenintervention  die  auch  dem 
Nebenmtervenienten  gegenüber  eingetretene  Heüung  der  Nichtig- 
keit vneder  beseitigt  werden  dürfe  (vergl.  Rathenau  in  GUR  8 
360ff.).  Aus  dem  Gesetze  läßt  sich  indessen  eine  solche  Be- 
schränkung der  Interventionsbefugnis  nicht  entnehmen  (Isay 
in  GUR.  9  6ff.;  vergl.  Nr.  64).  Ebensowenig  ist  das  Recht  der 
Nebenintervention  dadurch  bedingt,  daß  der  Nebenintervenient 
infolge  der  Verjährung  der  Nichtigkeitskli^e  zur  eigenen  An- 
stellung der  Klage  nicht  mehr  befugt  ist  (anders  Damme  PR.  479). 

b)  Rechtsstellung  des  Nebenintervenienten. 

6L  Verhältnis   des  Nebenintervenienten  zar  Partei.     Der 

Nebenintervenient  erlangt  durch  seinen  Beitritt  zum  Rechtsstreite 
nicht  die  Stellung  einer  Partei;  er  tritt  nicht  kraft  eigenen  Rechts 
sondern  nur  als  Vertreter  und  Gehilfe  der  von  ihm  unter- 
stützten Partei  auf.  Daraus  ersibt  sich,  daß  die  Nebenintervention 
zulässig  ist,  trotzdem  zur  Zeit  des  Beitntts  die  Verjährung  der 
Nichtigkeitsklage  bereits  eingetreten  ist  (RG.  PMZBl.  8  6; 
anders  Kathenau  in  GUR.  8  361,  362).  Es  ergibt  sich  femer  daraus, 
da6  der  Nebenintervenient  als  Zeuge  vernommen  werden  kann 
(Seligsohn  3.  Aufl.  §  29  Nr.  6;  Danmie  PR.  479;  veii^l.  RG.  Qv.  20 
S93;  vergl.  auch  §  30  Nr.  33).  Der  Nebenintervement  mu6  den 
Rechtsstreit  in  der  Lage  annehmen,  in  welcher  er  sich  zur  Zeit 
seines  Beitritts  befindet;  er  kann  AngrifEs-  oder  Verteidigungs- 
niittel  nur  insoweit  geltend  machen  und  Prozeihandlungen  nur 
insoweit  vornehmen,  als  sie  nicht  mit  der  Prozeßtätigkeit  der 
Partei  in  Widerspruch  stehen  (§  67  CPO).  Demnach  steht  dem 
Nebenintervenienten  die  Befugnis  zur  Klageänderung  nicht  zu 
(Damme  PR.  479).  Ebensowenig  ist  nach  Zurücknahme  der  Klage 
durch  die  Hauplpartei  der  Nebenintervenient  zur  Fortsetzung  des 
Prozesses  befugt  (PA.  PMZBl.  11  26;  Kohler  396).  Da  der  Neben- 
intervenient selbständige  Rechte  nicht  hat,  so  mu&  er  auch  alle 
S^;en  die  Hauptpartei  begründeten  Einreden,  z.  B.  die  Einrede 
er  Rechtskraft,  gegen  sich  gelten  lassen  (RG.  G.  8  326,  326). 

K  •  n  t ,  PatentgesetB.  II.  SO 
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66.  Nebeninterrenient  als  Sireitgenosse.  Nur  wenn  die  Rechts- 
kraft der  zu  erlassenden  Entscheidung  auf  das  Rechtsverhfiitiiis 
des  Nebenintervenienten  zu  dem  Gregner  von  Wirksamkeit  ist^ 
gut  der  Nebenintervenient  als  Streitgenosse  der  Hauptpartei 
und  ist  alsdann  zur  selbständigen  Ausübung  der  Parteirechte 
befugt  (§  69  CPO.).  Die  Parteirechte  kann  indessen  auch  der 
stireitgenOssische  Nebenintervenient  nur  zum  Zwecke  der  Unter- 
stüteimg  der  Hauptpartei  ausüben,  so  daß  auch  er  nach  Zurück- 
nahme der  Klage  durch  die  Hauptpartei  nicht  selbständig  zur 
Fortsetzung  des  Yeifahrens  befugt  ist  (PA.  PMZBl.  11 25).  Der  Fall 
der  streitgenOssischen  Intervention  li^  z.  B.  vor,  wenn  der  Aus- 
nutzungsoerechtigte  gegen  den  Nichtigkeitsklfiger  mit  Ehige  oder 
Stitkfantrag  vorge^;angen  war;  erhebt  dann  der  Ausnutzimgs- 
berechtigte  Net^nintervention  in  dem  Nichtig keitsveifahren  zu- 
gunsten des  beklagten  Patentinhabers,  so  ist  die  in  diesem  Ver- 
fahren ergehende  Entscheidung  auch  von  Wirksamkeit  auf  die 
von  ihm  erhobene  Yerletzungsklage.  Überhaupt  wird  in  den- 
jenigen FfiUen,  in  welchen  eine  Nebenintervennon  zugunsten 
des  Beklagten  statthaft  ist,  der  Regel  nach  streitgenössische 
Intervention  vorhegen,  da  in  diesen  F&Uen  der  Nebenintervenient 
die  zwischen  den  Parteien  ersehende  Entscheidung  als  für  sich 
verbindlich  anerkennen  muß  (Kohler  810;  vergl.  Nr.  61;  anders 
Rathenau  in  GUR.  8  348,  349).  Eine  strei^enössische  Inter- 
vention liegt  dagegen  der  Regel  nach  nicht  vor,  wenn  die  Inter- 
vention zugunsten  des  Nichtigkeitsklägers  stattfindet,  da 
der  Nebenintervenient  dann  auch  noch  nach  Erledigung  der  Nichtig- 
keitsklage, sofern  dem  Antrage  nicht  entsprochen  ist,  als  Elfiger 
auftreten  kann  und  ihm  die  Einrede  der  Rechtskraft  nicht  ent- 

fegensteht  (vergl.  Köhler  P.  und  J.  1  97;  vergl.  auch  §  30  Nr.  50). 
!ine  Ausnahme   von   dieser  Regel  könnte  nur  dann    bestehen, 
wenn  inzwischen  die  Nichti^eitsklage  verjährt  ist 

06.  Beruflingsinstanz.  Der  Nebenintervenient  ist  befugt,  selb- 
ständig Berufung  gegen  das  Urteil  einzulegen,  jedoch,  wenn 
er  nicht  als  Streitgenosse  der  Hauptpartei  gilt,  nur  solange,  als 
die  Hauptpartei  selbst  noch  zur  Berufungseinlegung  berechtigt 
ist  (R6.  PMZBl.  8,  6,  6).  Es  bleibt  alsdann,  auch  wenn  die  Haupt- 
partei sich  an  dem  Berufungsverfahren  nicht  beteiligt,  doch  ihre 
rarteistellung  gewahrt,  so  daß  sie  nicht  als  Zeuge  in  dem  Be- 
rufungsverfahren auftreten  kann  (R6.  G.  8  346,  347).  Der  Beitritt 
als  Nebenintervenient  kann  auch  erst  in  der  Berufungsinstanz  er- 
folgen (vergl.  RG.  G.  6  45;  G.  8  32B,  326;  JW.  97  473).  L^ 
der  Nebenintervenient  allein  Berufung  ein,  so  sind  die  Kosten 
des  ohne  Erfolg  gebUebenen  Rechtsmittels  ihm  allein  zur  Last  zu 
legen  (RG.  G.  8  341). 

c)  Streitverkündung. 

67.  Streitverkündung.  Die  Nebenintervention  geschieht  ent- 
weder aus  freiem  Antriebe  oder  auf  Grund  einer  Streitver- 
kündung. Zur  Streitverkündung  ist  eine  Partei  berechtigt^  welche 
für  den  Fall  des  ihr  ungünstigen  Ausgangs  des  Rechtsstreits  einen 
Anspruch  auf  Gewährleistung  oder  Schadloshaltui^  ^egen  einen 
Dritten  erheben  zu  können  glaubt,  oder  den  Anspruch  emes  Dritten 
besorgt  (vergl.  Eohler  811).    Hiemach  kann  der  beklagte  Patent- 
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Inhaber  einerseits  demjenigen,  von  welchem  er  das  Patent  erworben 
hat,  und  andererseits  seinen  Rechtsnachfolgern,  insbesondere 
auch  dem  Ausnutzungsberechtigten,  dem  Nießbraucher,  dem  Pfand- 
ffUlubiger  sowie  dem  Lizenznehmer  den  Streit  verkünden.  Auf 
die  Streitverkündung  kommen  die  Vorschriften  der  §§  73  und  74 
CPO.  zur  entsprechenden  Anwendung.  Tritt  der  Dritte  dem  Streit- 
verkünder  bei,  so  wird  er  als  Nebenintervenient  angesehen. 
Tritt  der  Dritte  dagegen  nicht  bei,  so  wird  der  Rechtsstreit  ohne 
Rücksicht  auf  ihn  fortgesetzt. 

IX.  Klagenverbindung. 

68.  Zulissigkeit«  Mehrere  Kla^n  können  im  patentamtlichen 
Verfahren  —  el^nso  wie  mehrere  Zivilklagen  nach  der  Zivilprozeß- 
ordnung —  zu  gleichzeitiger  Verhandlimg  und  Entscheidung  mit- 
einander verbunden  werden  fveigl.  §§  147,  260  CPO.).  Die  Ver- 
bindung erfolgt  entweder  durch  den  oder  die  Kläger  oder  durdi 
die  Behörde.  Die  Behörde  kann  sowohl  eine  seitens  der  Partei  se- 
schehene  als  eine  von  ihr  selbst  angeordnete  Verbindung  wieder 
aufheben  und  anordnen,  dafi  die  mehreren  Klaffen  in  getrennten 
Prozessen  verhandelt  werden  (vergl.  §  145  CPO.).  Die  Klagen« 
Verbindung  kann  auch  in  der  Berufungsinstanz  beschlossen  werden, 
wenn  mehrere  Klagen  gleichzeitig  in  der  Berufungsinstanz  an- 
hängig sind  (RG.  G.  10  64,  65). 

68a.  EventueUe  Klagen  Verbindung.  Der  Kläger  kann  mehrere 
Klagen  derart  verbinden,  daß  er  die  eine  in  erster  Linie  und  die 
andere  nur  eventuell  erhebt.  Dies  hat  dann  zur  Folge,  da6 
über  die  in  erster  Linie  erhobene  Klage  zunächst  entschieden 
werden  muß,  so  daß  über  die  weiteren  Klagen  nur  dann  zu  ent- 
scheiden ist,  wenn  die  in  erster  Linie  erhobene  Klage  nicht  be- 
gründet erscheint.  Jedoch  kann  sich  die  Verhandlung  auf  sämt- 
lidie  Klagen  erstrecken,  vorausgesetzt,  daß,  insoweit  dies  nötig 
ist,  auch  für  die  eventuelle  Klage  die  Gebühr  entrichtet  ist  (vergL 
Nr.  31  und  69).  Die  Eventualverbindung  kommt  auch  bei  den 
Klagegründen  vor  (vergl.  Nr.  70). 

69.  NiehtigkeitsUage  und  Zorficknahmeklage.  Eine  Klagen- 
Verbindung  kann  der  Kläger  vornehmen,  indem  er  die  Nichtig- 
keitsklage mit  der  Zurücknahmeklage  verbindet  (PA. 
PMZBl.  11  25;  Kohler  798;  Robolski  in  PBl.  89  42;  StephanSchmid 
66;  Allfeld  246;  anders  Isay  §  28  Nr.  8).  In  der  Entscheidung 
vnrd  dann  in  erster  Linie,  auch  wenn  ein  besonderer  Antrag  in 
dieser  Richtung  nicht  gesteUt  ist,  auf  Nichtigkeit  zu  erkennen 
sein,  wenn  deren  Voraussetzungen  vorliegen,  da  der  hierauf  ge- 
richtete Antrag  weffen  der  Wirkungen  in  die  Vergangenheit  hinein 
als  der  weiigehendste  und  der  Antrag  auf  Zurücknanme,  welcher 
ein  rechtsgültiges  Patent  voraussetzt,  als  nur  eventueU  gestellt  an- 
zusehen ist  ( vergl.  Stephan-Schmid  66;  Allfeld  246;  Robolski  Th. 
190;  Robolski  in  PBL  89  42;  veigl.  auch  Seligsohn  %  28  Nr.  15). 
Indessen  ist  eine  frühere  Erledigung  der  ZurücknahmeKlage  keines- 
wegs ausgeschlossen;  sie  kann  im  dringenden  wirtschaftlichen 
Interesse  des  Klägers  hegen,  wenn  dieser  z.  B.  sich  hauptsächlich 
gegen  zukünftige  BeeinträchtLsfungen  seines  Gewerbebetriebes 
schützen  will.  Eine  frühere  Erledisung  der  Zurücknahmekla^e 
wird  abgesehen  hiervon  meist  auch  dami  angezeigt  sein,  wenn  sie 
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zur  Entscheidung  reif  ist,  w&hrend  die  Nichtigkeitsklage  noch 
einer  umfangreichen  Beweisaufnahme  bedarf  (PA.  PMZBl.  11 25, 26). 
Die  Gebühr  ist  ftlr  jede  Klage  besonders  zu  entrichten  (vergL  Nr.  31). 

70.  Terbindimg  mehrerer  Klagegrönde.  Als  Klagenverbindung 
wird  es  auch  bezeichnet,  wenn  eine  Nichtigkeitsklage  auf  mehrere 
Nichtigkeitsgründe  oder  eine  Zurücknahmeklage  auf  beide 
Zurücknahmegründe  gestützt  ist  (Kohler  798).  Indessen  11^ 
eine  wirkliche  Klagenverbindung  dann  nicht  vor,  was  sich  dann 
zeigt,  daß  die  Behörde  die  menreren  Klagegründe  nicht  in  ge- 
sonderte Prozesse  verweisen  kann.  Die  Behörde  hat  in  einem 
solchen  Fall  die  freie  Wahl,  auf  welchen  Klageerund  hin  die  Niditig- 
keitserklftrung  oder  Zurücknahme  au8gespro<men  werden  soll;  der 
Kläger  hat  keinen  Anspruch  auf  vorzugsweise  B^ücksichtigung 
eines  von  ihm  geltend  gemachten  Grundes  (vergl.  RG.  Pl^BL 
4  256,  JW.  96  610,  611).  Dies  ffilt  wegen  des  das  Verfahren  be- 
herrschenden Offizialprinzips  auch  dann,  wenn  ein  Klag^und  nur 
eventuell  geltend  gemacht  ist  Ist  die  EHage  sowom  auf  den 
f  10  Nr.  1  als  den  §  10  Nr.  3  PatG.  gestützt,  so  ist  der  letztere 
Klagegrund  im  Sinne  des  Klägers  als  nur  eventuell  geltend  ge- 
macht anzusehen,  da  eine  nicht  neue  Erfindung  nicht  reditswidrig 
entnommen  sein  kann  (Robolski  in  PBl.  89  42;  vergl.  §  3  Nr.  75). 
Dagegen  ist  die  Klage  gemäß  §  10  Nr.  2  nicht  der  auf  §  10  Nr.  1 
gestützten  Klage  gegenüber  als  nur  eventuell  erhoben  anzusehen 
(anders  Seligsohn  §  28  Nr.  15). 

71.  Subjektive  und  objektive  Klagenverbindiing.  Auch  die 
selbständigen  Klagen  mehrerer  verschiedener  Kläger 
können  mitemander  verbunden  werden,  wobei  regelmäßig  Voraus- 
setzung ist,  daß  sie  gegen  dasselbe  Patent  gerichtet  sind  (RG. 
JW.  00  568;  Kohler  7w).  Doch  ist  eine  Verbindung  mehrerer 
Klagen  —  sei  es  eines  oder  mehrerer  Kläger  —  unter  Umständen 
nicht  als  unzulässig  anzusehen,  obwohl  mehrere  verschiedene 
Patente  gleichzeitig  angegriffen  sind.  Eine  Verbindimg  kann 
dann  in  dem  Falle  eintreten,  daß  die  mehreren  Patente  denselben 
Inhaber  haben  und  demselben  technischen  Gebiete  angehören 
(Köhler  799;  Robolski  in  PBl.  89  43;  vergl.  StephanSchmid  66; 
Isay  §  28  Nr.  9).  Haben  die  Patente  verechiedene  Inhaber,  so 
kann  eine  Klagenverbindung  zugelassen  werden,  wenn  die  mehreren 
Patente  in  enger  technischer  Beziehung  zueinander  stehen 
(veiigl.  Seligsohn  §  28  Nr.  15;  Isay  §  28  Nr.  9;  Allfeld  246).  Eine 
solche  technische  Beziehung  liegt  jeden&lls  dann  vor,  wenn  die 
mehreren  Patente  von  demselben  Erfindungsgedanken  beherrscht 
werden,  insbesondere,  wenn  die  Sache  so  liegt,  daß  auf  die  Gegen- 
stände der  verschiedenen  Patente  ein  einheitliches  Patent  h&tte 
erteilt  werden  können  (vergl.  Köhler  799).  Die  erforderhche  enge 
technische  Beziehung  liegt  daher  auch  dann  vor,  wenn  die  Patente 
in  einem  Zusatz-  oder  Abhängigkeitsverhältnisse  zueinander  stehen 
(Damme  PR.  467).  Sind  mehrere  Patente  angegriffen,  so  ist  die 
Gebühr  fOr  jedes  Patent  besonders  zu  entri<mten;  das  gleiche 
gilt,  wenn  mehrere  Kläger  selbständig  geklagt  haben,  während, 
wenn  mehrere  Kläger  von  vorneherein  m  einer  Klage  austreten 
sind,  die  Gebühr  nur  einmal  fällig  wird  (vergl.  Nr.  31). 

72.  Zurfieknahmeverfahren.  Praktisch  geworden  ist  die  Ver- 
bindung mehrerer  gegen  verschiedene  Patente  gerichteter  Klagen 
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hauptsAchlich  im  ZurQcknahmeverfahren,  und  zwar  in  Fftllen,  in 
weldien  die  Patente  demselben  Inhaber  zustanden,  und  in 
denen  es  sich  darum  handelte,  dai  die  mehreren  Patente  ver- 
schiedene Einrichtungen  an  einer  und  derselben  Ma- 
schine bezw.  das  Verfahren  damit  schützten;  die  angegriffenen 
Patente  stonden  teils  in  dem  Verhältnis  von  Haupt-  und  Zu- 
satzpatent zueinander,  teils  waren  es  auch  durchaus  selbstfindige 
Patente  (PA.  6.  6  210ff.;  6.  6  228ff.;  6.  6  248ff.;  O.  6  296ff.; 
PMZBl.  S  148ff.;  R6.  6.  6  269ff.;  PMZBL  2  162  ff.). 

TS.  MitkUger.  Die  Verbindung  mehrerer  Klagen  ist,  sofern 
deren  Voraussetzungen  im  allgemeinen  vorliegen,  auch  derart 
möglich,  da6  ein  zur  Klage  Berechtigter  sich  einer  bereits  er- 
hobenen Klage  als  Mitkläger  anschliesst  (RG.  G.  6  236,  239; 
G.  8  SS6,  326).  Ein  solcher  Mitklfiger  hat  sämtliche  Rechte  einer 
Partei,  er  ist  nicht  etwa  als  Nebenintervenient  anzusehen.  Die 
Anschliefiung  an  das  Verfahren  erfolgt  durch  Einreichunjg  eines 
den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechenden  Antrages  sowie  durch 
Verbmdung  des  Verfahrens  hierüber  mit  dem  bereits  schwebenden 
Verfahren.  Es  ist  selbstverständlich,  daft  die  Antragsberechti^:ung 
des  Mitklägers  zur  Zeit  seines  Anschlusses  nicht  bereits  verjährt 
sein  darf. 

74.  KlageBverbindu]i(ir  bei  Verschiedenheit  der  ParteiroUen. 
Eine  Klagenverbindung  ist  schließUch  zulässig,  auch  wenn  die 
Parteienmit  verschiedenen  Parteirollen  bei  den  verschiedenen 
Klagen  beteiligt  sind,  vorausgesetzt,  dafi  die  eine  Klage  gegen- 
über der  anderen  als  Widerklage  hätte  erhoben  werden  können 
veigl.  Nr.  75  ff.). 

X.  Widerklage. 

76.  Zulissigkeit  und  Form.  Der  Beklagte  kann  bis  zum 
Schlüsse  der  mündlidien  Verhandlung  eine  Widerklage  auf 
Nichtigkeitserklärung  oder  Zurücknahme  eines  dem  Kläger  zu- 
stehenden Patentes  erheben  (PA.  G.  1  291,  292;  G.  1  295,  296; 
Bobolski  in  PBl.  88  42;  Selksohn  §  29  Nr.  7:  Isay  §  30  Nr.  13; 
anders  Kohler  799;  Damme  PR.  466).  Die  Widerklage  mu£  den 
für  die  Klage  im  allgemeinen  geltenden  Vorschriften  des^  Patent- 
gesetzes enteprechen,  einmal,  weil  für  die  Widerklage  eine  Aus- 
nahme nicht  gemacht  ist,  und  sodann  auch  um  deswillen,  weil  die 
Bestimmungen  des  Patentgesetzes  über  die  Klageerhebung  gerade 
mit  Rücksicht  auf  die  Besonderheiten  des  Venahrens  in  Patent- 
sachen gegeben  sind.  Die  Widerklage  muß  demnach  in  allen  Be* 
Ziehungen  den  gesetzlichen  Erfordernissen  des  Antanges  im  Sinne 
des  §  28  PatG.  genügen;  sie  unterliegt  der  Gebührenpflicht 
und  kann,  audi  wenn  sie  erst  in  der  mündlichen  Verhandlung  er- 
hoben wird,  nur  auf  schriftlichem  Wege  geltend  gemacht  werden 
(Bobolski  in  PBl.  89  42;  vergl.  Nr.  76;  verffl.  auch  Kohler  799; 
vergL  dagegen  auch  Isay  &  30  Nr.  13;  Allfeld  263).  Die  Wider- 
klage kmn  mit  der  scnrirtlichen  Klagebeantwortung  verbunden 
werden  (Bobolski  Th.  163). 


76.  Widerklage  in  der  mündlichen  Verhandlung.  Die  Wider- 

""*  "    1  Verhandli 
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dessen  nur  auf  schriftlichem  W^e  geschehen  (vergl.  Nr.  76).  Auf 
eine  erst  in  der  mündlichen  Verhandlung  eingereichte 
Widerklage  muß  dem  Widerbeklagten  Gelegenheit  zur  schrift- 
lichen Beantwortung  innerhalb  eines  Monats  in  Gemftßheit 
des  §  29  Abs.  1  PatG.  gegeben  werden,  sofern  der  Widerbekla^e 
sich  nicht  unter  Verzicht  auf  die  zu  seinen  Gunsten  gegebene  Fnst- 
bestinunung  mit  der  sofortigen  Verhandlung  einverstanden  erklfirt. 
Auf  die  Fristbewilligung  hat  der  Widerbeklagte  ein  Recht,  sie 
steht  nicht  in  dem  Belieben  des  Patentamts  (veigL  dagegen  Selig- 
söhn  §  29  Nr.  7). 

77.  Terbindunff  und  Trennun{|[  Ton  Haupt-  und  Widerklag;e. 

Die  so^nannte  mderkla^  ist  nuthin  keine  eigentliche  Wider- 
klage im  Sinne  der  Zivilprozeßordnung,  sondern  eine  selb- 
ständige Klage,  deren  Verhandlung  in  Gemäßheit  der  Grund- 
sätze über  Elagenverbindung  mit  der  Verhandlung  einer  anderen, 
unter  denselben  Parteien,  aber  mit  anderen  ParteiroUen  schwebenden 
Klage  verbunden  werden  kann  (Kohler  799;  vergl.  Nr.  68ff.). 
Die  Vorschrift  des  §  145  Abs.  2  GPO.,  wonach  das  Gericht  in  ge- 
vnssen  Fällen  die  Yerbindune  von  Haupt-  und  Widerklage  vor- 
nehmen muß,  kann  demnach  hier  nicht  zur  Anwendung  kommen; 
vielmehr  muß  es  der  Behörde  freistehen,  nach  ihrem  Emiessen  die 
leichzeitige  Verhandlung  zu  bewilligen  oder  die  Trennung 
er  Verhandlung  anzuordnen  (ver^l.  Kobolski  in  PBl.  89  42; 
Seligsohn  §  29  Nr.  7).  Eine  gleichzeitige  Verhandlung  wird  die 
Behörde  der  B^el  nach  nur  in  solchen  FäUen  zulassen,  in 
welchen  die  Verbindung  der  Verhandlungen  den  Vorteil  der 
Vereinfachung  für  sich  hat,  also  namentUch  dann,  wenn  mehrere 
in  Betracht  kommende  Patente  der  Parteien  in  einem  solchen 
technischen  oder  rechtlichen  Zusammenhang  zu  einander 
stehen,  daß  die  Entscheidung  in  der  einen  Sache  gleichzeitig  für 
die  in  dem  anderen  Rechtsstreite  zu  erlassende  En&cheidung  von 
EinJBuß  ist  (verffl.  Robolski  Th.  168;  Robolski  in  PBl.  89  42;  Isav 
6  90  Nr.  13 ;  Alifeld  260).  Eine  derartige  Beziehung  hegt  namentlich 
dann  vor,  wenn  behauptet  wird,  daß  der  Gegenstoid  der  in  Frage 
stehenden  Patente  der  gleiche  oder  im  wesentlichen  der  gleiche 
sei  (vergl.  PA.  G.  1  291,  292;  G.  1  294.  296). 

78.  Berufungsinstanz.  In  der  Berufungsinstanz  kann  eine 
Widerklage  wesen  der  Natur  des  für  die  Klageerhebung  in  Patent- 
sachen vorgeschriebenen  Ver&hrens  auch  mit  Einwuligung  des 
Gegners  nicht  erhoben  werden. 

XI.  Klageänderung. 

a)  Allgemeines. 

79.  Unxulässigkeit  der  Klagettnderung.  Die  Vorschriften  der 
Zivilprozeßordnung  über  die  Unzulässigkeit  der  Klage- 
änderung finden  entsprechende  Anwendnn{[,  weil  das  Patent- 

SeaetsL  die  Voraussetzungen  der  Klage  näher  bestimmt,  eine  Änderung 
erselben  also  nicht  allgemein  im  Belieben  des  Klägers  stehen 
kann  (RG.  G.  5  269;  JW.  08  30,  31;  vergl.  Robolski  Th.  169, 160). 
Auch  das  Patentamt  darf  bei  Ausübung  der  Befugnis,  Tatsachen 
von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen,  nicht  eine  Klageänderung 
vornehmen  (vergl.  §  30  Nr.  10). 
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80.  Befpilf«  Eine  EiaRe&nderuDg  liegt  vor  bei  einer  Änderung 
des  Elagegrundes,  d.  n.  wenn  nach  dem  dafür  ma%ebenden 
Zeitnunkte  (vergl.  Nr.  83)  neben  dem  in  dem  Antrage  zur  Begründung 
der  Klage  angeführten  Nichtigkeits-  oder  Zurücknahmegrunde  oder 
anstatt  desselben  im  Verlaufe  des  Verfahrens  ein  anderer  recht- 
licher  Grund   für   die  NichtigkeitserklSrung  oder  Zurücknahme 

»Itend  gemacht  wird  (Kohler  816;  vei^gl.  Damme  PR.  473).  Über  den 
Lagegrund  finden  sich  ausführlichere  Erörterungen  an  anderer 
Stelle  (vergl.  Nr.  83  fF.).  Zur  Charakterisierung  des  Klaffegrundes 
kommt  es  nicht  darauf  an,  welche  Gesetzesparagraphen  der  Kläger 
anzieht,  oder  welche  Gesetzesworte  ders^be  anführt;  vielmehr 
ist  entscheidend  der  von  ihm  zur  Begründung  des  Klageantrages 
vorgebrachte  Sachverhalt  (PA.  PMZBl.  6  63,  64;  RG.  G.  1  340; 
Robolski  Th.  66). 

81.  Ändening  des  Klagegrundes.  Als  Klaffeänderung  ist 
es  hiemach  anzusehen,  wenn  neben  dem  ursprünglich  geltend  ge- 
machten Mangel  der  Patentfähigkeit  oder  anstatt  desselben 
die  Kollision  mit  einem  früher  angemeldeten  Patent, 
oder  wenn  neben  einem  oder  statt  eines  dieser  beiden  Nichtigkeits- 
grtknde  später  die  widerrechtliche  Entnahme  der  Erfindung 
als  Nichtigkeitsgrund  herangezogen  wird  (RG.  G.  5  266,  267; 
JW.  08  30,  31).  Ebenso  verhält  es  sich  umgekehrt.  Eine  Klage- 
änderung  lie^  dagegen  z.  B.  nicht  vor,  wenn  zunächst  der  Mangel 
der  Neuheit  und  dann  der  Mangel  der  Erfindungseigen- 
schaft geltend  gemacht  wird  (RG.  PMZBl.  10  266).  Dies  ist  in- 
dessen keineswegs  unbestritten  (vergl.  Nr.  86  und  Nr.  34).  Daffegen 
ist  es  wiederum  eine  Klageänderung,  wenn  eine  ursprünj^hch  auf 
Nichtausführung  gestützte  Zurücknahmeklage  in  eine  auf 
Lizenzverwei^erung  gegründete  Klage  umffewandelt  werden 
sollte,  ebenso  wie  im  umgekehrten  Falle  «(Robolski  in  PBl.  89  43 ; 
Damme  PR.  472). 

82.  JLndemng  der  Klage.  Eine  Kla^eänderung  stellt  es  auch 
dar,  wenn  eine  ^Nichtigkeitsklage  m  eine  Zurücknahme- 
klage oder  eine  Zurücknahmeklage  in  eine  Nichtigkeitsklage  um- 
geändert wird  (Robolski  in  PBl.  89  43;  Damme  PR.  472).  Ebenso- 
wenig kann  es  statthaft  sein,  eine  Verletzunffsklage,  welche 
—  unzulässiger  Weise  —  bei  dem  Patentamt  erhoben  ist,  in  eine 
Nichtiffkeits-  oder  Zurücknahmeklage  umzuwandeln.  Doch  kann 
unter  Umständen  die  Sache  so  liegen,  da6  eine  auf  Abhängigkeits- 
erklärung oder  auf  Auslegung  des  Patents  gerichtete  Klage  in 
Wirklichkeit  als  Nichtigkeits-  Mer  Zurücknahmeklage  gemeint  ist; 
in  einem  solchen  Falle  würde  der  Umänderung  des  Antrags  nichts 
im  W^e  stehen  (vergl.  §  10  Nr.  31  und  33). 

88.  Maßgebender  Zeitpunkt.  Der  maßgebende  Zeitpunkt, 
nach  welchem  eine  Klageänderung  nicht  mehr  zulässig  erscheint, 
ist  der  Zeitpunkt,  in  dem  die  Kfiige  bei  dem  Patent^t  einge- 
reicht ist,  nicht  der  Zeilpunkt,  in  dem  der  Beschluß  über  die 
Einleitung  des  Verfahrens  erlassen  oder  mit  der  Klage  dem  Be- 
klagten zugestellt  ist  (vergl.  Damme  PR.  471;  anders  Seligsohn 
I  29  Nr.  4;  Rosenthal  §  27  Nr.  14;  AUfeld  247;  versl.  Isay  §  29 
Nr.  8).  Dies  ist  um  deswillen  anzunehmen,  weil  auch  die  IJnter- 
brechunff  der  Verjährung  der  Nichtigkeitsklage  eine  Folge  der 
bloßen  Einreichung  des  Antrages  ist,  und  weil  überhaupt  im  allge- 
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meinen  die  Eingaben  an  das  Patenti^t  ihre  Wirkung  bereits  mit 
der  Einreichung  —  nicht  erst  mit  ihrer  Zustellung  an  den  Gregner  — 
äußern  (yei^gl.  Nr.  97  und  Einl.  zu  §  20  Nr.  84).  Die  nach  dem 
ma^ebenden  Zeitpunkte  yorgenommene  Elageänderung  ist  unzu- 
lässig, gleichviel  ob  die  Heranziehung  des  neuen  KlagQgnmdes 
schon  im  Verlaufe  des  schriftlichen  Vorverfahrens,  oder  ob  sie 
erst  in  der  mündlichen  Verhandlung  erfolgt  (PA.  G.  2  223,  224). 

84.  Selbständige  Klage.  Durch  das  Verbot  der  Elageänderung 
wird  übrigens  der  Kläger  nur  gehindert,  in  der  anhängigen  Klage 
einen  neuen  Klage^;rund  einzuführ^i.  Dagegen  steht  der  so- 
fortigen Erhebung  emer  weiteren  auf  den  neuen  Klagegnmd  ge- 
stützten selbständigen  Klage  nichts  entgegen,  sofern  nicht  die 
Verjährung  nach  §  S  Abs.  3  PatG.  bereits  eii^etreten  ist.  Der 
Erhebung  einer  auf  den  gleichen  Klagegrund  gestützten  selb- 
ständigen Klange  steht  dag^n  während  Schwebens  der  früheren 
Kliu^e  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  und  nach  rechts- 
kräftiger Abweisung  der  früheren  Klage  die  Einrede  der  Rechts- 
kraft en^egen  (veigl.  Nr.  16  und  §  30  Nr.  48a). 

b)  Ergänzung  der  Klage, 


86«  Ergänzung  und  Berichtigung  in  beziig  auf  den  Muigel 
der  Neuheit.  Als  eine  Klageänderung  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn 
ohne  Änderung  des  Klagegrundes  die  tatsächlichen  oder  rechtlichen 
Ausführungen  der  Klage  ergänzt  oder  berichtigt  werden 
fvergl.  §203  Nr.  1  CPO.).  Keine  Klageänderun^  ist  es  daher,  wenn 
in  der  Klageschrift  der  Mangel  der  Neuheit  der  patentierten 
Erfindung  wesen  offenkundiger  Vorbenutzung  behauptet  war, 
und  später  die  Klage  auf  Beschreibung  in  öffentlichen  Druck- 
schriften gestützt  wird,  oder  wenn  zur  Begründung  der  auf 
Beschreibunff  in  öffentlichen  Druckschriften  gestützten  Klage  neben 
der  in  der  Klage  angeführten  Druckschrift  eine  andere  Druck- 
schrift herangezogen  wird;  denn  mit  der  Klage  wird  allgemein 
der  Mangel  der  Neuheit  als  einheitlicher  Klagegrund  geltend  ge- 
macht (RG.  PMZBl.  6  28,  29,  JW.  96  646;  PMZBl.  8  205;  JW. 
02  275;  PMZBl.  11  282;  Robolski  Th.  163;  vei^L  RG.  G.  S  145; 
G.  6  287,  JW.  88  2B). 

86.  Ergänzung  in  bezug  auf  den  Hangel  der  PatentfUiig^ 
keit«  Es  mu^  sogar  zulässig  erscheinen,  die  sämtlichen  verschiedenen 
Tatumstände,  welche  den  Mangel  der  Patentfähigkeit  im 
Sinne  des  §  10  Nr.  1  PatG.  b^ründen,  innerhalb  derselben  Klage 
wahlweise  zur  Klagebegründung  zu  verwenden,  wenn  auch  in  der 
Klageschrift  niu:  einer  oder  einzelne  dieser  Tatumstände  angeführt 
waren;  denn  es  handelt  sich  hierbei  um  die  Geltendmachung  des 
einheitlichen  Klagegrundes  der  mangelnden  Patentfähigkeit  Es 
kann  mithin,  wenn  ursprünglich  Mangel  der  Erfindungseigen- 
Schaft  behauptet  war,  später  die  Klage  darauf  gestützt  werden, 
da6  die  Erfindung  nicht  neu,  oder  nicht  gewerblich  ver* 
wertbar  sei,  oder  daß  die  Erfiindung  gegen  die  Gesetze^  oder 
ffegen  die  guten  Sitten  verstoße,  ocler  daß  es  sich  um  die  Er- 
findung eines  Nahrungs-,  Genuss-  oder  Arzneimittels  oder 
eines  chemischen  Stoffes  handele.  Dasselbe  gilt  im  umge- 
kehrten Verhältnisse.    Doch  ist  diese  Frage  streitig  (veigl.  Nr.  34). 
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87.  Srgiumi]^  der  Klaeen  des  i  10  Nr.  S  und  8  PatU.  Handelt 
es  sich  um  den  iUagegruna  des  §  10  Nr.  2  PatG.,  so  ist  es  keine 
Klageftnderungy  wenn  die  Klage  später  auf  die  Voranmeldung  eines 
anderen  Patentes  gest&tzt  wird  (Damme  PR.  473:  vergL  Selig- 
sohn §  28  Nr.  6).  Ebensowenig  ist  es  eine  Klageftnaerung,  wenn 
zur  B^grOndung  der  auf  §  10  Nr.  3  PatG.  gestützten  Klage  andere 
Tatsachen,  aus  welchen  auf  die  widerrechtliche  En&ahme  ge- 
schlossen werden  soll,  geltend  gemacht  werden. 

c)  Änderung  des  Klageantrags. 

88»  Erweitenuig  und  BeschrSnkung  des  Klageantrags*  Es 
ist  auch  nicht  als  eine  Klageftnderung  anzusehen,  wenn  ohne  Ände- 
rung des  Klag^irundes  der  Klageantrag  si>ftter  geändert,  ins- 
besondere erweitertoder  beschränkt  wird  (veigl.  §  268  Nr.  2 
CPO.;  Allfeld  248;  Isay  |  29  Nr.  3;  Seligsohn  §  29  Nr.  4;  anders 
Bosenthal  §  27  Nr.  20).  Keine  Klageänderung  hegt  hiemach  vor, 
wenn  der  ursprOnglicn  auf  die  Vernichtung  oder  Zurücknahme 
eines  von  mehreren  Patentansprüchen  genditete  Antrag  später 
auf  andere  Patentansprüche  erstreckt  wird  (PA.  G.  2  167; 
Bobolski  in  PBl.  89  43;  Isay  §  29  Nr.  3;  Herse  in  M.  S  68;  anders 
Kohler  816).  Femer  ist  es  keine  Klageänderung^  wenn  ohne 
Änderung  des  Klagegrundes  nachträglich  eine  weitergehende 
Beschränkung  des  mit  einem  Teilnichtigkeitsantrage  oder  Teil- 
rOcknahmeantnure  angegriffenen  Patentanspruchs  beantragt  oder 
der  Antrag  auf  Teilvemichtunff  oder  teilweise  Zurücknahme  in  den 
Antrag  auf  gänzliche  Vernichtung  oder  g&izliche  Zurücknahme 
umgewandelt  wird  (PA.  G.  2  280,  231;  BG.  PMZBL  U  232;  Bo- 
bolski in  PBl.  89  43;  Herse  in  M.  6  68).  Dies  muß  auch  schon 
um  deswillen  j^elten,  weil  eine  etwa  dem  Antn^e  beigefügte  Be- 
schränkung die  Behörde  nicht  verpflichtet,  nur  innerhiub  des 
Rahmens  des  beschränkten  Antrags  zu  erkennen  (veigl.  Nr.  18ff.). 
Die  q>ätere  Erweiterung  des  Klageantrages  durch  Erstreckung 
desselben  auf  ein  anderes  Patent  würde  dagegen,  selbst 
wenn  dasselbe  in  einem  Zusatzverhältnisse  zu  dem  ursprünglich 
angegriffenen  Patente  stehen  sollte,  dem  Verbote  der  Klageände- 
runff  unterliegen,  da  der  Klagegmnd  hierbei  der  Natur  der  Sache 
nach  ein  vollständig  verschiraener  ist.  Die  Erweiterung  oder  Be- 
schränkung kann  auch  noch  in  der  mündlichen  VeAandlung  vor- 
genommen werden  (PA.  G.  2  230,  231;  vergl.  §  30  Nr.  6  und  6). 

d)  Zulassung  der  Klageänderung. 

89.  Znlassiuig  der  Kl^reSndenuig.  Entsprechend  den  Vor- 
schriften der  §§  264  und  269  CPO.  kann  eine  Änderung  der  Klage 
zugelassen  werden,  wenn  der  Beklaffte  darin  einwilligt,  oder 
wenn  nach  dem  Ermessen  der  Behörde  aurch  die  Änderung  die  Ver- 
teidigung des  Beklagten  nicht  wesentlich  erschwert  wird. 
Anders  als  im  zivilprozessualen  Verfahren  besteht  indessen  eine 
Verpflichtung  der  Behörde  zur  Zulassung  der  Klageänderung  nicht 
(Damme  PR.  472).  Die  EinwiUigung  des  Beklagten  in  die  Änderung 
der  Klage  ist  anzunehmen,  wenn  derselbe,  ohne  der  Änderung  zu 
widersprechen,  sich  auf  die  abgeänderte  Klage  eingelassen  hat 
rPA.  6.  2  224;  Kohler  816;  Isay  §  29  Nr.  3:  Allfeld  246;  vei^l. 
dagegen  auch  Seligsohn  §  29  Nr.  4).    Die  den  Verlust  des  Em- 
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wandes  der  Elageänderung  herbeifObrende  Einlassung  li^  auch 
vor,  wenn  der  Beklagte  im  scbriftlichen  Verfahren  auf  die  abge- 
änderte Klage  erwidert  hat,  da  im  Schriftwechsel  der  Schwerpunkt 
des  Verfahrens  lie^  (vergL  Isay  Abschn.  IIl  Nr.  8;  vei^l.  auch 
§  28  Nr.  8).  Hierin  ist  eine  Abweichung  gegenüber  den  zivil« 
prozessualen  Vorschriften,  welche  Einlassung  m  der  mündlichen 
Verhandlung  erfordern,  enthalten.  Dagegen  steht  die  bloße  Nicht« 
erklärung  des  Beklagten  der  Einlassung  auf  die  geänderte  Klage 
nicht  gleich;  eine  Einwilligung  in  die  Kiageänderung  kann  also 
nicht  darin  erblickt  werden.  Wird  die  Klageänderung  zugelassen, 
so  ist  auf  Verlangen  des  Beklagten,  wenn  dies  nach  Lage  der 
Sache  erforderlich  erscheint,  diesem  —  nötigenfalls  unter  Vertagung 
der  Verhandlung  —  Gelegenheit  zur  Vorbereitung  seiner  Erwiderung 
auf  die  abgeänderto  Klage  zu  geben  (vergL  §  80  Nr.  6). 

90.  NichtzuIasBUiig  der  Kla^eSnderang.  Die  f^willigung 
des  Beklagten  kann  die  Zulässigkeit  der  Klageänderungdann  nicht 
herbeiführen,  wenn  der  Nichtiekeitsgrund  des  §  10  Nr.  1  ratG.  nach- 
träglich geltend  gemacht  wird,  aber  vor  dessen  Geltendmachung 
die  Verjährung  der  hierauf  gestützten  Klage  bereits  eingetreten 
war,  da  die  Verjährung  von  Amts  wegen  berücksichtigt  werden 
muß  (Köhler  815,  816;  AUfeld  243;  Damme  PR  473,  474;  versl. 
Nr.  92).  Der  Fall,  daß  ohne  —  ausdrückliche  oder  stillschweigenae 
—  Einwilligung  des  Beklafften  die  Klageänderung  zuzulassen  ist, 
wird  kaum  vorkommen,  cui  die  Geltendmachung  eines  anderen 
Klagegrundes  regelmäßig  die  Verteidigung  des  Beklagten 
wesentlich  erschweren  wird.  Namentlich  wird  eine  solche 
wesentliche  Erschwerung  der  Verteidigung  stets  dann  anzunehmen 
sein,  wenn  der  Klagegrund  der  widerrecnüichen  Entnahme  erst- 
später  eingeführt  wurd  (RG.  JW.  08  SO,  31). 

91*  Anfechtung  der  Zulassung.  Mne  Anfechtung  der  Ent- 
scheidung, dai  eine  Klageänderung  nicht  vorliege,  oder  daß  die 
Änderung  zuzulassen  sei,  findet  nicht  statt  (vergl.  §  270  GPO). 

XTT,  Veijährung  der  Klage. 

a)  Allgemeines. 

92.  Keine  VerjShriing  im  eigentlichen  Sinne.  §  28  Abs.  3 
PatG.  bestimmt,  da6  im  Falle  des  §10  Nr.  1  nach  Ablauf  von  fünf 
Jahren,  von  dem  Tage  der  über  die  Erteilung  des  Patents  erfol^n 
Bekanntmachung  gerechnet,  der  Antrag  auf  Nichtigkeits- 
erklärung unstatthaft  ist.  Diese  infolge  Fristablaufs  eintretende 
Unstatthaftiekeit  des  Antrags  wird  als  Verjährung  der  Nichtigkeits- 
klage bezeichnet  y  obwolil  es  sich  um  eine  eigentliche  Verjährui^ 
nicht  handelt,  sondern  um  ein  Erlöschen  des  Antragsrechts 
nach  gewisser  Zeit  (vergl.  Seligsohn  §28  Nr.  6;  Isay  §  10  Nr.  90; 
Kohler  in  GUR.  11  222).  Daher  ist  die  UnStatthaftigkeit  des  An- 
trags nicht  nur  —  wie  die  zivilrechtliche  Veijährung  —  auf  er- 
hobenen Einwand,  sondern  auch  von  Amts  wegen  zu  berück- 
sichtigen (Bobolski  K.  §  28  Nr.  4;  Isay  §  10  Nr.  32;  Paul 
Alexander-Katz  in  GUR.  10  37;  versl.  Kohler  816).  Selbst  der 
Verzicht  des  Beklagten  auf  den  Yerjährungseinwand  schliefit  die 
Verpflichtung  der  Behörde,  die  UnstatUimifl^eit  der  Klage  von 
Amts  we^en  zu  berücksichtigen,  nicht  aus.  Es  kann  daher  eine 
ursprünglich  auf  einen  andern  Klagegrund  gestützte  Klage  nach 
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Einüitt  der  Veijfthrung  auch  nicht  mit  Einwilligung  des  Beklagten 
durch  spätere  Heranziehung  des  Klagogrundes  des  §  10  Nr.  1  PatG. 
geändert  werden  (vergl.  Nr.  90). 

98.  UnTerJShrbarkeit  der  Klage.  Die  fünfjährige  Verjährung 
der  Antragsberechtigung  tritt  nur  ein,  wenn  der  Antrag  auf  den 
Mangel  der  Patentfähigkeit  gestützt  ist,  wozu  auch  der  Mangel 
der  gewerblichen  Yerwertbarkeit  gehört  (RG.  PMZBl.  10  36).  Die 
Yeijährung  Ixitt  also  dann  nicht  ein,  wenn  die  Kollision  mit 
einem  früher  angemeldeten  Patent  oder  die  widerrechtliche  Ent* 
nähme  der  Er&idung  als  Elagegnmd  geltend  gemacht  ist.  In 
diesen  beiden  letzteren  Fällen  ist  die  Nichtigkeitsklage  unver- 
jährbar, ebenso  überhaupt  die  Zurücknahmeklage. 

M.  Gnuid  der  YeijShnuigsbestimmimg.  Der  Grund  für  die 
Einführung  der  in  dem  älteren  Patentgesetze  nicht  vorgesehenen 
Veijährun^frist  war  hauptsächlich  der,  dai  man  nach  einer  ge- 
wissen Zeit  den  Erfinder,  welcher  Mühe  und  Kosten  auf  die  Aus- 
beutung der  Erfindung  verwendet  und  imter  Umständen  sein 
Unternehmen  lülein  hierauf  gegründet^  hat,  in  dem  ungestörten 
Genüsse  des  Patents  sichern  wollte.  Überdies  ist  zugunsten  der 
Einführung  der  Yerjährunesfrist  die  Rücksicht  darauf  geltend  ge- 
macht worden,  daß  mit  der  GrOße  des  seit  der  Patenterteilung 
verflossenen  Zeitraums  die  Schwierigkeit  der  nachträglichen  Prüfung 
der  Patentfähigkeit  wachse,  indem  hierbei  auf  die  zur  Zeit  der 
Patenterteilung  bezw.  Patentanmeldung  herrschend  gewesenen 
technischen  .^jischauungen  zurückgegangen  werden  müsse  (RG. 
PMZBl.  10  36,  JW.  02  427;  Kohler  389;  Seligsohn  §  28  Nr.  1; 
Schmid  in  ZgR.  8  209;  Paul  Alexander-Katz  in  GUR.  10  38). 

95.  Ausnahmen.  Ausnahmen  von  der  Verjährungsbestimmung 

Sibt  es  nicht.  Insbesondere  hatten,  obwohl  die  Yeijährung  erst 
urch  das  neue  Patentgesetz  eingeführt  ist,  auch  die  Inhabet  der 
unter  der  Herrschaft  des  früheren  Patentgesetzes  erteilten 
Patente  unter  gewissen  Modalitäten  Anspruch  auf  die  Rechtswohl- 
tat der  Veriährung  g^A.  PMZBl.  8  69;  vergl.  Art.  11  PatG.:  verjjl. 
auch  Einl.  Nr.  4).  i!s  ist  allerdings  behauptet  worden,  daß  £e 
Yeijährungsbestimmung  we^en  Argüst  des  Patentberechtigten  dann 
nicht  Platz  greife,  wenn  es  sich  um  ein  durch  Täuschung  des  Patent- 
amts erschlichenes  Patent  handele,  oder  wenn  der  Patent- 
inhaber wiUirend  der  Verjährungsfrist,  um  Klagen  zu  vermeiden, 
das  Wesen  seiner  Erfindung  verschleiere  (Kohler  391,  892).  Diese 
Ansicht  findet  indessen  im  Gresetze  keine  Stütze,  ebensowenig 
wie  die  Ajisicht,  daß  ein  Patent,  dessen  Verwertung  den  Ge- 
sehen zuwiderlaufen  würde,  der  Verjährungsbestimmung  nicht 
unterli^e  (vergl.  PA.  PMZBl.  12  164;  RG.  MlZBl.  12  164;  Paul 
Alexander-Katz  in  GUR.  10  83;  Seligsohn  8.  Aufl.  §  28  Nr.  6;  veigl. 
auch  RG.  PMZBl.  10  86,  86,  J  W.  02  427).  Die  Verjährung  wird 
audi  nicht  durch  den  Einwand  beseitigt,  daä  der  Patentberechtigte 
in  arglistiger  Weise  mit  der  Erhebung  von  Patentverletzungs* 
klagen  bis  zum  Ablaufe  der  Veijährungsnist  gewartet  habe  (RG. 
PMZBL  12  259;  vergl.  §  4  Nr.  37).  Hat  der  Patentsucher  m  arg- 
listiger Weise  das  ratent  erschUchen,  so  kann  dies  nur  eine  — 
aUerdings  auch  nach  Verjährung  der  Nichtigkeitsklage  noch  statt- 
hafte —  zivilrechtlicbe  Einrede  gegenüber  der  Patentver- 
letzungsklage begründen  (vergl.  RG.  PMZBl.  12  164;  Kohler  in  GUR. 
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11  223,  224^  veiigl.  auch  |  4  Nr.  41£F.)-  ^  kann  auch  nicht  der 
Meinung  beigetreten  weraen,  daß  gegenüber  einem  innerhalb  der 
Veijährungsmst  erloschenen  Patente  die  Nichtigkeitsklage  trotz 
Ablaufs  der  Yenfthrungsfrist  noch  zulftssiff  sei  (Isay  §  10  Nr.  90; 
anders  Kohler  394;  AUiöld  244).  Denn  fOr  die  NichtiffkeitserUAning 
erloschener  Patente  gilt  nichts  Besonderes  (veigL  §  10  Nr.  44  ff.). 

96.  Yen&hnmgsMst*  Die  Frist  beginnt  mit  dem  Tage  der 
über  die  äieilung  des  Patents  erfolgtäi  Bekanntmachung  im 
Reichsanzeiger.  Auf  ihre  Berechnung  miden  die  allgemeinen  Vor- 
schriften der  §§  187  Abs.  1,  188  Abs.  2  und  193  BGB.  über  Frist- 
berechnung Anwendung.  Der  §  187  Abs.  2  ist  nicht  anwendbar 
(PA.  M.  4  17,  18;  Allfeld  243;  Seii^ohn  3.  Aufl.  §  28  Nr.  6;  anders 
Isav  §  28  Nr.  15).  Hiemach  endigt  die  fün^'flhnge  Frist  mit  dem 
Ablaufe  desjenigen  Tages  des  letzten  in  Betracht  kommenden 
Monats,  welcher  durch  seine  Zahl  dem  Tage  entspricht,  an  d^n 
die  Bekanntmachung  im  Reichsanzei^er  erfolgte.  Ist  die  Bekannt- 
machung z.  B.  am  21.  Februar  bewirkt,  so  endigt  also  die  Frist 
mit  dem  Ablaufe  des  21.  Februar  des  letzten  Jahres  (PA.  M.  4  17, 
18).  Fftllt  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  einen 
in  Preufien  staatlich  aneäannten  allgemeinen  Feiertag,  so  tritt  an 
die  Stelle  des  Sonntags  oder  des  Feiertags  der  nächstfolgende 
Werktag  (veif;l.  auch  §  8  Nr.  9). 

Eine  WiedereiDse&ung  in  den  vorigen  Stand  oder  irgend  ein 
sonstiges  Rechtsmittel  ge^en  die  —  wenn  auch  unverschuldete  — 
Fristversäumung  findet  nicht  statt  (Kohler  393;  Seligsohn  §  38 
Nr.  6;  Allfeld  243;  vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  11). 

b)  Unterbrechung  der  Verjährung. 

97.  Unterbreehung  und  Hemmung.  Unterbrochen  wird  die 
Verjährung  nur  durch  die  Einreichung  des  Nichtiffkeitsantrags. 
Die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts,  nach  welchen  in 

Sewissen  Fällen  auch  aus  sonstigen  Gründen  —  ab^^esehen  von 
er  Elageerhebung  —  eine  Unterbrechung  der  Verjährung  ein- 
tritt, finden  hier,  da  es  sich  um  eine  Veriährung  im  eigentudien 
Sinne  nicht  hanaelt,  keine  Anwendung  (Isay  §  10  Nr.  hO;  Allfeld 
243;  Paul  Alexander-Katz  in  6UR.  10  57;  Seli^hn  3.  Aufl.  ^  28 
Nr.  6;  Kohler  in  6UR.  11  222).  Ebensowenig  smd  die  Vorschnften 
des  bl^erlichen  Rechts  über  Hemmung  der  Verjährung  (|^  203, 
206,  207  BGB.)  anwendbar  mit  Rücksicht  darauf,  daß  me  Be- 
stimmung des  I  28  Abs.  3  Pat6.  nicht  dem  bürfferlichen  sondern 
dem  öffentlichen  Rechte  angehört  (Paul  Alexander-Katz  in  GUR. 
10  33,  34;  Seligsohn  3.  Aufl.  f  28  Nr.  6;  Kohler  in  GUR.  11  822; 
anders  Isay  §  23  Nr.  17).  Die  Unterbrechung  tritt  ein  mit  der 
Einreichunff  des  Antrags,  nicht  erst  mit  dessen  Zustellung  an 
den  Go^er,  da  bereits  mit  der  Einreichung  die  Wirkungen  der 
Klage  emtreten  (Damme  PR.  471 ;  vergl.  Nr.  83).  Für  die  Fraoe, 
wann  der  Antrag  als  eingereicht  gilt,  kommen  die  allgemein  mr 
die  Einreichung  schriftlicher  Eingaben  geltenden  Grundsätze  zur 
Anwendung  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  34  ff.). 

96.  Beseitigung  der  Unterbrechung.  Die  Einreichung  des 
Antrags  hat  die  Wirkung,  daß  die  Verjährung  dadurch  unter- 
brochen wird,  nur  dann,  wenn  die  damit  erhobene  Klage  nidit 
später  zurückgenommen  wird  bezw.  nicht  wegen  Nichfleistiuig 
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einer  ffem&6  §  28  Abs.  5  PatG.  auferlegten  SicherheitsleistuDg  als 
zurückgenommen  gilt.  Die  Erneuerung  einer  zurückgenommenen 
Klaee  hat  die  Wirkung  nur  dann,  wenn  die  Erneuerung  innerhalb 
der  Frist  erfolgt  ist;  die  nur  auf  die  zivilrechtliche  Verjährung  an- 
wendbaren Vorschriften  des  §  212  BGB.  haben  hier  kerne  Geltung 
(vergl.  Köhler  396;  Allfeld  244).  Infolge  der  Zulftssigkeit  der  Zurück- 
nahme des  Antr^  ist  für  den  Patentinhaber  die  MügUchkeit  er- 
Offliety  die  vor  Ablauf  der  Verjährungsfrist  einffereicht^i  Klagen 
im  Weffe  des  Vergleichs  zu  beseitigen  und  da£irch  den  Rechts- 
bestana eines  an  sich  nichtigen  Patents  fOr  die  Zukunft  sicher  zu 
stellen.  Die  Folgen  der  Klagerücknahme  können  nicht  dadurch 
beseitigt  werden^  da6  ein  dem  Kl^er  beigetretener  Nebeninter- 
venient den  Streit  fortsetzt  (Kohler  395;  vei^l.  Nr.  64). 

90.  ToTschiriftsmlUUffkeit  der  Klage.  Der  Antr^,  welcher 
die  Verjährung  unterbrechen  soll,  mu6  nicht  nur  rechtzeitig  ge- 
stellt sein,  sondern  dieser  rechtzeitig  gestellte  Antrag  mu]&  auch 
den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechen.  Der  Antrag  muß 
also  schriftlich,  mit  der  Unterschrin  des  Antragstellers  oder 
seines  Vertreters  versehen,  in  deutscher  Sprache  an  das  Patent- 
amt gerichtet  sein  und  die  Tatsachen,  auf  welche  er  gestützt 
wird,  angeben;  außerdem  muß  die  Gebühr  rechtzeitig  geziSüt  sein 
(PA.  PMZBl.  1  246,  247;  Robolski  K.  §  28  Nr.  4;  Isay  f  28  Nr.  16). 
Die  Zahlung  der  Gebühr  mui  spätestens  innerhalb  der  Verjähru^s* 
frist  erfolgen  OPA.  PMZBl.  1  224;  Robolski  K.  §  28  Nr.  4).  En 
sonstiger  Mangel,  welcher  nicht  die  wesentlichen  Erfordernisse 
des  Antrags  betrifft,  schadet  dagegen  nicht.  Unerheblich  ist  es 
daher,  ob  der  Beklaj^  bezw.  dessen  Vertreter  richtig  bezeidmet 
ist,  und  ob  ein  Duphkat  des  Antrags  beigefügt  war  (PA.  PMZBl. 
1  224;  vergl.  auch  Nr.  9ff.). 

100.  Ergfinzung,  Erweiterung  und  Beschränkung  der  Klage. 
Die  Bewilligung  einer  Nachfrist  zur  Ergänzung  eines  den  gesetz- 
lichen Vorschnften  nicht  entsprechenden  Antrags  ist  gesetzlich 
nicht  statthaft  und  kann  daher  nicht  zur  Folge  haben,  da&  der 
innerhalb  der  Nachfrist  eingereichte  Antrag  als  rechtzeitig  und 
ordnungsmäßig  gestellt  anzusehen  ist  (PA.  PMZBl.  1  246).    Da- 

figen  steht  der  nachträglichen  Ergänzung,  Erweiterung  oder 
eschränkung  eines  rechtzeitig  eingereichten,  den  gesetzlichen 
Vorschriften  entsprechenden  Antrags  selbst  nach  Ablauf  der  Ver- 
lährungsfrist  nichts  entgegen  (vergl.  Nr.  85  ff.).  Dies  ist  indessen 
ninsichüich  der  Frage,  ob  eine  Erweiterunff  des  Antrages  nach 
Ablauf  der  Frist  zulässig  ist,  keineswegs  unbestritten  (vergl.  RG. 
PMZBl.  11  232;  Herse  in  M.  6  57;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  28  Nr.  6). 
Es  kann  daher  selbst  nach  Ablauf  der  Verjährungsfrist  noch  die 
Begründung  des  Antrags  in  tatsächlicher  und  rechtUcher  Hinsidit 
eii^bizt  werden,  es  können  auch  ergänzende  Tatsachen  und  Beweis» 
mittel  von  Amts  wegen  berQcksichtigt  werden;  die  spätere  Heran- 
ziehung des  Elagegrundes  des  §  10  Nr.  1  PatG.  ist  dagegen  unstatt- 
haft (vergl.  Kohler  395;  Robolski  K.  §  28  Nr.  4;  Isay  §28  Nr.  15; 
AUfeld  243).  War  die  Klage  ursprünglich  nicht  auf  §  10  Nr.  1 
PatG.  gestützt,  so  kann  der  Kla^egrund  des  §  10  Nr.  1  nach  Ab- 
lauf  der  Frist  selbst  mit  Einwilligung  des  Beklagten  nicht  neu 
eingeführt  werden,  da  die  Verjährung  von  Ami»  w^en  zu  be- 
rücksichtigen ist  (Kohler  815,  816;  Allfeld  243;  vergl.  Nr.  92). 
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c)  Wirkung  der  Verjährung. 

101.  Wirkung  im  allgemeinen.  Auf  Grund  der  Vorschrift 
des  §  28  Abs.  3  PatG.  tritt,  wenn  eine  Nichtigkeitsklage  innerhalb 
der  Yerj&hrun^frist  nicht  erhoben  ist,  eine  Heilung  der  Nichtigkeit 
ein,  da  die  Nichtigkeit  ausschliei&Uch  im  Wege  der  Nichtigkeits- 
klage geltend  gemacht  werden  kann.  Es  wird  dann  so  angesehen, 
als  ob  das  Patent  niemals  nichtig  gewesen  wäre  (Kohler  359). 
War  eine  Nichtigkeitsklage  anhängig  gemacht,  so  werden  alle  die- 

i'enigen,  welche  nicht  geklagt  hatten,  von  der  Anfechtung  des 
i^atents  ausgeschlossen;  jedoch  sind  sie  befugt,  dem  Kläger  als 
Nebenintervenienten  beizutreten.  2iieht  derKlä^r  die  Klage 
zurück,  so  wird  damit  auch  die  Nebenintervention  hmfällig  (vergl. 
auch  Nr.  63  und  64).  Die  Heilung  der  Nichtigkeit  kann  aber  nicht 
dazu  führen,  daß,  wenn  es  sich  um  ein  wegen  mangelhafter 
Patentbeschreibung  nichtiges  Patent  handelt,  nun  damit  alle 
Mängel  der  Patentschrift  beseitigt  sind;  sie  kann  insbesondere 
nicht  bewirken,  da&,  wenn  die  Erfindung  nach  der  in  der  Patent- 
beschreibung gegebenen  Darstellung  sich  als  unausführbar  oder 
als  eine  nicht  patentfähige  allgemeine  Idee  oder  Hypothese 
erweist,  die  Tatsache  beseitigt  wird,  dai  eine  Erfindung  aus  der 
Patentschrift  überhaupt  nicht  zu  entnehmen  ist.  Die  Verjtiirung  hat 
nur  zur  Folge,  dai&  oie  Nichtigkeitserklärung  nicht  mehr  erfolgen 
kann,  während  im  übrigen  diejenigen  Rechtsfolgen,  welche  sich 
aus  den  Mängeln  der  Patentschrift;  ergeben,  bestehen  bleiben, 
vor  allem  also  die  Fol^e  nicht  beseitigt  wird,  daß  eine  Benutzung 
der  Erfindung,  so  wie  sie  beschrieben  ist,  und  damit  die  Verletzung 
des  Patents  nicht  möglich  ist,  so  daß  das  Patent  —  auch  ohne 
vorherige  Nichtigkeitserklärung  —  tatsächhch  einen  gesetzlichen 
Schutz  nicht  genießt  ^ohler  391;  vergl.  §  4  Nr.  11). 

102.  Heilimg  des  Mangels  der  Patentfähigkeit.  In  allen  den- 
jenigen Fällen  dagegen,  in  welchen  in  der  Patentschrift  die  aus- 
führbare Lösung  einer  technischen  Aufgabe  dargestellt  ist,  kann  die 
Erfindungseigenschaft  nach  eingetretener  Verjährung  nicht 
mehr  bezweifelt  werden,  z.  B.  nicht  deshalb,  weil  nur  eine 
Konstruktion,  oder  nur  eine  Übertragung  bekannter  Mittel,  oder 
nur  eine  Entdeckung  vorUege,  oder  weil  der  Gegenstand  des 
Patents  nicht  gewerblich  verwertbar,  oder  ein  gewerbUcher  Fort- 
schritt damit  nicht  verbunden  gewesen  sei.  Ebensowenig  ist  es 
statthaft,  später  mit  der  Behauptung  aufzutreten,  daß  die  Erfindung 
nicht  neu  gewesen  sei.  Diese  Wirkung  der  Verjährung  reicht 
indessen  nicht  weiter  als  der  nach  Inhalt  des  Patents  gewährte 
Patentschutz.  Ist  z.  B.  die  Verjährung  hinsichtlich  eines  Kombi- 
nationspatents eingetreten,  so  hat  dies  nicht  etwa  zur  Folge,  daß 
die  einzelnen  Elemente  der  Kombination  unter  Ausschluß  jeder 
späteren  Anfechtung  als  selbständig  geschützte  Erfindungen  an- 
zusehen seien;  vielmehr  steht  die  Nachprüfung  hierüber  —  wie 
sonst  allgemein  —  den  Gerichten  zu  (RG.  PMZBl.  6  110).  Nach 
der  Verjährung  kann  auch  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden, 
daß  ein  Fall  der  Patentunfähigkeit  gemäß  §  1  Abs.  2  PatG. 
vorgelegen  habe. 

108.  Einrede  der  Nichtigkeit.  Im  übrigen  ist  die  Heilung  dar 
Nichtigkeit  eine  vollständige.  Es  kann  daher  nach  eingetretener 
Verjährung  die  Nichtigkeit  auch  nicht  im  Wege  einer  Ein- 
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rede  gegenüber  der  Yerletzungs-  oder  Feststellungsklage  geltend 
gemacht  werden  (Kohler  393;  SeUgsohn  §  28  Nr.  6).  jBine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel  ist  nicht  etwa  für  den  Fall  anzuerkennen, 
da6  das  Patent  vor  Ablauf  der  Yeijährungs&ist  erloschen  ist 
(anders  Köhler  394).  Denn  die  Gerichte  sind  niemals  befugt,  über 
den  Rechtsbestand  eines  Patents  zu  erkennen.  Wer  ein  Interesse 
an  der  Nichtigkeitserklänmg  eines  erloschenen  Patents  hat,  kann 
diese  im  geordneten  Verfahren  vor  dem  Patentamt  herbeifOhren, 
da  das  EnOsehen  des  Patents  der  Erhebung  der  Nichtigkeitsklage 
nicht  entg^ensteht  (vergl.  §  10  Nr.  44). 

104.  Einwaiid  des  Bekanntseins  der  Erfindung.  Wohl  zu 
unterscheiden  von  der  Einrede,  daß  die  ganze  patentierte  Er- 
findung nicht  neu  gewesen  sei,  welche  nach  Verjährung  der 
Nichtigkeitsklage  nicnt  mehr  zulässig  ist,  ist  der  Hinweis  darauf, 
da&  einzelne  Elemente  der  geschützten  Erfindung  zur  Zeit  der 
Patentanmeldung  bekannt  gewesen  seien.  Dieser  letztere  Ein- 
wand kann  trotz  Verjährung  der  Nichtigkeitsklage  nicht  abge- 
sdmitten  werden;  derselbe  kommt  sowohl  bei  der  Frage,  ob  die 
fänzelelemente  einer  Kombinationserfindung  geschützt  sind,  tds 
bei  der  Auslegung  des  Patents  in  Betracht  (verel.  §  4  Nr.  2töff. 
und  286 ff.).  Dagegen  kann  die  Nichtneuheit  der  ganzen  Er- 
findung auch  nicht  zum  Zwecke  der  Auslegung  des  Patents  geltend 
gemacnt  werden  (vergl.  §  4  Nr.  290). 

xm.  Sioherheitsleistung  für  die  ProEesskosten. 

105.  Allgemeines.  Entsprechend  den  zivilprozessualen  Vor- 
Schriften  über  Sicherheitsleistung  für  Proze&kosten  (§§  110  ff.  CPO.) 
ist  in  §  28  Abs.  5  PatG.  bestimmt,  da&  der  im  Auslande 
wohnende  Antragsteller  dem  Gegner  auf  dessen  Verlangen 
Sicherheit  wegen  der  Kosten  des  Yerfahrens  zu  leisten  hat.  Diese 
Bestimmung  war  in  dem  älteren  Patentgesetze  nicht  enthalten; 
jedoch  bestond  auch  schon  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Ge- 
seires eine  der  Vorschrift  entsprechende  Praxis  (PA.  G.  6  273). 

106.  Anwendbarkeit    der    Zivilprozeßordnung.     Die    Ver- 

f flichtung  zur  Sicherheitsleistung  für  die  Prozeßkosten  ist  im 
^atentgesetze  durch  die  alle  Einzelheiten  regelnde  Bestimmung  des 
§28  Abs.  5  selbständig  und  erschöpfend  geordnet,  so  daS  die 
Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung  über  den  gleichen  G^en- 
stand  nur  insofern  zur  Ergänzung  aar  patentrechtUchen  Be- 
stimmungen herangezogen  werden  können,  als  dies  aus  der  Natur 
der  Vorschrift  sich  von  selbst  ergibt  (RG.  PMZBl.  2  111,  112, 
J\'V .  96  59).  Hiemach  kann  die  Sicherneitsleistung  nicht  nur  in 
der  in  §  108  CPO.  angeordneten  Weise,  sondern  in  jeder  Art 
geleistet  werden,  wie  sie  nach  bürgerlichem  Recht  gemäi  §§  232  ff. 
BGB.  überhaupt  zulässig  ist  (Damme  PK.  475;  anders  Isay  §28 
Nr.  23).  Die  Sicherheitsleistung  kann  insbesondere  in  der  Ein- 
zalüung  baren   Geldes  bei  der  Kasse  des  Patentamts  bestehen 

Jveigl.  §  232  BGB.).  Anders  als  im  21ivilprozesse  trifft  die  Sicher- 
leitsvenpflichtung  auch  den  Widerklä^er  (Köhler  824;  ve^l. 
Nr.  76ff.).  Keine  Anwendung  findet  die  Vorschrift  des  §  274 
CPO.,  wonach  die  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für  die 
FrozefikoBten  bei  Meidung  des  Verlustes  als  prozefihindemde  Ein- 
rede vor  der  Verhandlung  des  Beklagten  zur  Hauptsache 
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vorzubringen  ist,  da  das  Patentgesetz  den  B^^^ff  der  proze&- 
hindernden  Einrede  nicht  kennt  (Eohler  823;  Seli^hn  §  28  T^r.  16; 
anders  Lieber  zu  §  28). 

107.  Yerpfliehtimg  zur  Sieherheitsleistiing.  Zur  Sicherheits- 
leistung verpflichtet  iiä  der  im  Auslande  Wohnende,  also  auch  der 
Deutsche,  welcher  im  Auslande  seinen  Wohnsitz  hat.  Es  kommt 
somit  weder  auf  die  Staatsangehörigkeit  noch  aud^  darauf 
an,  wo  die  gewerbUche  Niederlassung  des  Antragstellers  sidi 
befindet  (Kohler  828,  824;  SeUssohn  §  28  Nr.  16;  AUfeld  248; 
Isay  §  28  Nr.  22).  Nur  bei  Aktiengesellschaften  und  sonstigen 
Gesellschaften  ist  der  Ort  der  Hauptniederlassung  und  bei  ver- 
einen, Behörden  usw.  derOrt  desSitzes  der  belreffendenKorporation 
entscheidend.  Die  deutschen  Schutzgebiete  gelten  im  Smne  des 
I  28  Abs.  5  PatG.  nicht  als  Ausland  (Damme  PR.  475 ;  vergl.  ISnL 
Nr.  23).  Dies  gilt  um  so  mehr  deswegen,  weil  die  KostenbeschlQsse 
deutscher  Gerichte  in  den  Schutzgebieten  ohne  weiteres  vollstreck* 
bar  sind  fvergl.  Verf.  des  preu£.  Justizministers  in  PMZBl.  8  68; 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  28  Nr.  16).  Dagegen  sind  die  Eonsulan^erichts» 
bezirke  als  Auslana  anzusehen  Tvergl.  Einl.  Nr.  26).  Die  Ver^michtimg 
zur  Sicherheitsleistung  fftUt  fort,  wenn  der  Klfiger  nachiarSg^ch 
seinen  Wohnsitz  in  das  Inland  verlegt  (Damme  PR.  475;  vergL 
Nr.  113). 

106.  Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung.  Die  Be- 
freiungsvorschriiten  des  §  110  Abs.  2  CPO.  smd  nicht  an- 
wendbar (Kohler  824).  Ebensowenig  findet  eine  Befreiung  auf 
Grund  des  §  115  Nr.  2  CPO.  wegen  Bedürftigkeit  des  Antrag- 
stellers statt,  da  es  ein  Armenrecht  im  Verfahren  in  Patentsachen 
nicht  gibt  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  70).  Von  der  Sicherheitsleistung 
befreit  sind  auch  nicht  etwa  auf  Grund  der  Übereinkünfte  über 
gegenseitigen  Patentschutz  mit  Österreich-Ungarn,  Italien 
und  der  Schweiz  die  Angehörigen  dieser  Staaten  oder  diejenigen 
Personen,  welche  in  einem  dieser  Staaten  ihren  WohnsitE  oder 
ihre  Hauptniederlassung  haben,  auch  nicht  auf  Grund  der  Inter- 
nationalen Übereinkunft  für  den  Schutz  des  gewerblichen 
Eigentums  die  Untertanen  der  Verbandsstaaten  oder  diejenigen, 
welche  einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  in  einem  der  Vei^ 
bandsstaaten  haben  (vergl.  Allfeld  248;  Seli^hn  3.  Aufl.  494; 
vergl.  daj^egen  auch  K.  Alexander-Katz  in  Anschl.  61).  Denn  nach 
Inhalt  dieser  Staatsvertrftge  soll  solchen  im  Auslande  domizilierten 
Beteiligten  nur  der  gleiche  materielle  Rechtsschutz  wie  den 
deutschen  Staatsangehörigen  gewährt  sein,  wahrend  hinsichtlich 
der  prozessualen  Voraussetzungen  des  Schutzes  ein  Vorbehalt  zu- 
gunsten der  Ausländer  nicht  gemacht  ist  und  überdies  auch  die 
un  Auslande  wohnenden  deutschen  Staatsangehörigen  grundsätz- 
lich zxu:  Sicherheitsleistung  verpflichtet  sind  (vergl.  Nr.  107). 

109.  Befreiung  auf  Grund  der  Haager  Konvention.  Dagegen 
bestimmt  Artikel  11  des  Abkommens  ziu:  Regelung  von  Fragen 
des  Internationalen  Privatrechts,  der  sog.  Haager  Konvention 
vom  17.  November  1896  (RGBl.  99  286;  PMZBl.  5  282 ff.),  daß 
Angehörigen  eines  der  Vertragsstaaten,  sofern  sie  in 
irgend  einem  der  Vertragsstaaten  ihren  Wohnsitz  haben,  nicht  wegen 
ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  oder  deswe^n,  weü  sie  keinen 
Wohnsi^  im  Inlande  haben,  eine  Sicherheitsleistung,  unter  welcher 
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Benennung  es  auch  sei,  auferlegt  werden  darf,  wenn  sie  in  einem 
anderen  Vertatigsstaate  als  Kläger  oder  Intervenienten  vor  Gericht 
auftreten.  Da  im  Nichtigkeits-  und  ZurQcknahmeverfahren  das 
Patentamt  und  das  Reichsgericht  als  Gerichte  —  d.  h.  als  Ver- 
waltungsgerichte  —  tätig  werden,  so  ist  die  Anwendbarkeit  der 
Vorschrift  des  Artikel  11  auf  das  patentamtliche  Verfahren  nicht 
zu  bezweifeln.  Es  kommt  hinzu,  dai  in  einer  großen  Zahl  der  aus- 
ländischen Vertragsstaaten  für  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeklagen 
die  ordentlichen  Gerichte  zuständig  smd,  und  daß  nicht  anzimehmen 
ist,  es  habe  dem  Deutschen  Reicne  bezw.  den  sonstigen  Staaten, 
in  welchen  das  Patentamt  zuständig  ist,  eine  Sonderstellung  ein- 
geräumt werden  sollen. 

IWa.  Befreite  Personen.  Hiemach  sind  —  abgesehen  von 
den  Deutschen  —  die  Angehörigen  folgender  Staaten  von  der 
Sicherheitsleistung  befreit,  nämlich  von:  Belgien,  Frankreich, 
Italien,  Spanien,  Luxemburg,  Portugal,  den  Nieder- 
landen, der  Schweiz,  Dänemark,  Schweden  imd  Nor- 
wegen, Österreich-Ungarn,  Rumänien  und  Ruiland  rPA. 
PMZBl.  7  296;  PMZBI.  9  164,  165;  PMZBl.  11.241;  PMZBl.  12 
216;  Seligsohn  §  28  Nr.  16;  Allfeld  248;  Robolsii  K.  §  28  Nr.  2; 
anders  Kohler  824;  Isay  §  28  Nr.  22).  Auf  die  Angehörigen  der 
Kolonien  dieser  Staaten  erstreckt  sich  das  Übereinkommen  unter 
gewissen  Voraussetzungen,  welche  an  anderer  Stelle  erörtert  sind 
(vergl.  §  20  Nr.  195  und  196).  Kläger,  welche  in  den  Ver- 
einigten  Staaten  von  Amerika  oder  in  Groß- Britannien 
wohnen,  haben  keinen  Anspruch  auf  die  Befreiung  (vergl.  RG. 
JW.  00  494;  vergl.  auch  Seligsohn  §  28  Nr.  16  und  8.  Aufl.; 
Damme  PR.  476).  Die  Vorschrift  des  Art.  11  des  Übereinkommens 
tritt  nicht  etwa  deshalb  außer  Wirksamkeit,  weil  auch  der  Be- 
klagte Ausländer  und  Angehöriger  eines  Vertragstaates  ist  (PA. 
PMZBL  11  241). 

109b.  Angehörige  im  Sinne  der  Haager  Konyention.  Zweifel- 
haft ist  es,  welche  rersonen  zu  den  „Angehörigen^  im  Sinne 
der  Haager  Konvention  zu  zählen  sind.  Der  Ausdruck  „Angehörige^ 
in  dem  deutschen  Text  ist  die  Übersetzung  des  in  dem  französischen 
Urtext  gebrauchten  Wortes  „nationaux^.  Dieses  Wort  kommt 
auch  in  dem  französischen  Urtext  der  Internationalen  Übereinkunft 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  in  Art  2  und  10  b  vor 
(vergL  Anhiyig  Nr.  18  und  19).  In  dem  deutschen  Text  der  Inter- 
nationalen Übereinkunft  ist  das  Wort  „nationaux^  mit  ^Staats- 
angehörige^ übersetzt;  es  ist  indessen  sti'eitig,  ob  nicht  vielmehr 
allgemein  die  „Inländer^  darunter  zu  verstehen  sind,  d.  h.  die- 
jenigen, welche  einem  Vertragsstaate  durch  Wohnsitz  oder  Nieder- 
lassung angehören  (vergl.  RG.  PMZBl.  11  224  ff.,  Ciy.  60  217  ff. 
und  die  dort  angeführte  Literatur).  Richtiger  wird  die  Übersetzung 
„Staatsangehörige^  sein,  zumal  die  Haager  Konvention  bestimmt, 
da6  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten,  welche  auf  die  Haager 
Konvention  sich  berufen  wollen,  auch  noch  ihren  Wohnsitz  in 
einem  der  Vertragsstaaten  haben  müssen.  Dem  Wohnsitz  ist  die 
geschäftliche  Niederlassimg  nicht  gleichgestellt;  dasegen  ist  es 
nicht  nötig,  daß  der  Wohnsitz  gerade  in  demjenigen  Vertragsstaate 
begründet  ist,  dem  die  betreffende  Person  angehört.  Weitere 
Voraussetzung  der  Befreiungsvorschrift  ist,  dafi  die  betreffende 
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Person  in  einem  „anderen^  Yertragsstaate  —  d.  h.  in  einem 
andern  Staate  als  dem  ihrer  Staatsangehörigkeit  oder  ihres  Wohn- 
sitzes —  als  Elftger  oder  Intervenient  vor  Gericht  auftritt.  In 
dem  Verfahren  vor  dem  deutschen  Patentamt  und  dem  Reidis- 
gericht  sind  daher  die  Staatsangehörigen  sämtlicher  Vertrags- 
staaten —  einschlieMich  Deutschlands  —  von  der  Sicherheits- 
leistung befreit,  wenn  sie  zwar  au&erhalb  Deutschlands,  aber  in 
einem  Vertragsstaate  ihren  Wohnsitz  haben.  Demnach  galt  die 
Befreiung  auch  zugunsten  eines  Deutscheu,  der  seinen  W'ohn- 
sitz  in  emem  ausländischen  Vertragsstaate  hat  (vergl.  Damme  PR. 
476).  Das  Patentamt  hat  in  gleichem  Sinne  entschieden  mit  der 
Begründung,  daß  es  ein  unbefriedigender  Bechtszustand  wäre,  wenn 
auf  Grund  mtemationaler  Verträge  der  Ausländer  besser  behandelt 
würde  als  der  Inländer  (PA.  PMZBl.  12  216,  217).  G^enüber 
dieser  Ansicht  kann  auch  nicht  die  sonst  vertretene  MeinuDg 
geltend  gemacht  werden,  daß  Staatsverträge  nicht  dazu  bestimmt 
seien,  die  Bechtsverhällaiisse  der  Inländer  im  Inlande  zu  ordnen 
(vergl.  §  20  Nr.  188). 

110.  Festsetzung  der  Sicherheit.  Die  Höhe  der  Sicherheit 
wird  von  dem  Patentamt  nach  freiem  Ermessen  festgesetzt 
Die  Festsetzung  geschieht  auch  dann,  wenn  Siareit  über  die  Ver- 
pflichtung oder  me  Höhe  der  Sicherheitsleistung  besteht,  durdi 
Beschluß,  nicht  wie  im  zivili>rozessualen  Ver&hren  durch  Zwischen- 
urteil, da  es  im  Verfahren  in  Patentsachen  Zwischenurteile  nicht 
gibt.  Gegen  den  Beschluß,  durch  welchen  die  Sicherheitaleistunff 
angeordnet  oder  al^gelehnt  wird,  findet  die  Beschwerde  nach  §  16 
PatG.  statt.  Bei  der  Festsetzung  hat  das  Patentamt  entq>rechend 
der  Vorschrift  des  §  112  CPO.  denjenigen  Betraff  der  Prozefikosten 
zugrunde  zu  legen,  welchen  der  Beklagte  wahrscheinlich  au&u- 
wenden  haben  wird,  demnach,  wenn  es  nicht  au^ffeschlossen  ist, 
daß  die  Sache  in  die  zweite  Instanz  gelangen  wird,  aen  Betrag  der 
Kosten  beider  Instanzen  (Lieber  zu  §  28).  Die  durch  eine 
Widerklwe  entstehenden  Kosten  sind  nicht  zu  berücksichtigen. 
Da  der  Einwand  der  mangelnden  Kostensicherheit  an  eine  Frist 
nicht  gebunden  ist,  so  kann,  wenn  es  sich  herausstellt,  da&  die  ge- 
leistete Sicherheit  nicht  ausreichend  sein  wird,  deren  Erhöhung 
verlangt  werden. 

111.  Rechtzeitigkeit  des  Antrags  auf  SicherheitsleistuBg. 
Nur  insofern  ist  der  Antrag  auf  Sicherheitsleistung  an  eine  zeitliche 
Voraussetzimg  gebunden,  als  er  si)ätestens  vor  Erlaß  des  Ur- 
teils in  erster  Instanz  gestellt  sein  muß;  denn  nach  dem  V^ort- 
laute  des  Gesetzes  ist  nur  das  Patentamt  zur  Anordnung  d» 
Sicherheitsleistung  befugt.  Eine  Sicherheit  kann  demnach  nicht 
erst  in  dem  Verfahren  vor  dem  Reichsgericht  verlangt  werden, 
und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  das  Verlangen  auf  die  Kosten 
zweiter  Instanz  sich  beschränkt,  oder  wenn  die  Voraussetzungen 
der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  erst  im  Verlaufe  der  Be- 
rufungsmstanz eingetreten  sein  sollten;  die  Anordnung  der  Sicher- 
heitsleistung gehört  überhaupt  nicht  zu  den  Befugnissen  des 
Reichsgerichts  (BG.  PMZBl.  2  111, 112,  JW.  96  69;  Lieber  zu  §  28; 
Isay  §  28  Nr.  22 ;  anders  Kohler  823). 

112.  Fristsetzung  und  Yersäumung  der  Frist.  Bei  An- 
ordnung der  Sicherheitsleistung  wird  dem  Kläger  eine  Frist  be- 
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stiimiit,  innerhalb  welcher  die  Sicherheit  zu  leisten  ist.  Erfolgt 
die  Sicherheitsleistung  innerhalb  der  Frist  nicht,  so  gilt  die  Klage 
als  zurückgenommen.  Dies  ist  gem&i  §  113  CFO.  nach  jSy- 
lauf  der  Frist,  sofern  die  Sicherheit  nicht  bis  ziu:  Ibtscheidung 
geleistet  ist,  auf  Antrag  des  Beklagten  diurch  Urteil  auszusprechen ; 
auch  sind  dann  dem  Kläger  die  Kosten  zur  Last  zu  legen  (vergl. 
Köhler  822,  823).  Eine  Wiederholung  der  zurückgenommenen 
Klage  ist  zulflssi«;  jedoch  gilt,  was  hinsichtlich  der  Venfthrung 
der  Nichtigkeitsklage  in  Be&acht  kommen  kann,  die  wiederholte 
Klage  als  erhoben  erst  mit  dem  Zeitpunkte  ihrer  Einreichung, 
nicht  schon  mit  dem  Zeitpunkte  der  Einreichung  der  ziurückge- 
nommenen  Klage. 

118.  ZwangsToUstreckimg  in  die  Sieherheit  und  Zurfickffabe. 
Ist  die  Sicherheit  gestellt,  so  kann  der  Bekla|gte,  wenn  cQeser 
obsiegt,  we^en  seiner  festgesetzten  Kosten  die  Zwangsvoll- 
streckung in  die  Sicherheit  betreiben.  Hat  dagegen  der  Beklagte 
einen  Anspruch  auf  Kostenerstattung  nicht,  so  hat  das  Patentamt 
in  dem  durch  §  109  OPO.  geordneten  Veiiahren  die  Zurückgabe 
der  Sicherheit  zu  verfügen  (Isay  §  28  Nr.  24).  Die  Zurüc^abe 
kann  auch  dann  beschlossen  werden,  wenn  der  IQfiger  nachträglich 
seinen  Wohnsitz  in  das  Inland  verlegt  (Danune  rR.  475;  vergl. 
Nr.  107). 


Naek46m  die  Binleiiiuig  des  Yerfahrens  rerfügt  ist,  fordert  das 
Pateatamt  den  Patentinhaber  nnter  Mitteilnng  des  Antrags  auf,  siok 
€her  denselben  innerkalb  eines  Monats  in  erldftren. 

ErklSrt  der  Patentinhaber  binnen  der  Frist  sich  nicht|  so  kann 
ohne  Ladung  nnd  Anh9rang  der  Beteiligten  sofort  nach  dem  Antrage 
entsehleden  nnd  bei  dieser  Entscheidung  Jede  ron  dem  Antragsteiler 
behauptete  Tatsache  für  erwiesen  angenommen  werden. 
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Einleitung  des  Verfahrens. 

I.  BesohluBs  über  die  Einleitung  des  Verfahrens. 

1.  BeseUnA.  Ist  ein  Antrag  auf  NichtigkeitserklArung  oder 
ZurQcknsiime  eingegangen,  so  hat  das  Patentamt  darQber  zu  ent- 
scheiden, ob  das  Verfam'en  einzuleiten  ist  (Seligsohn  6  29  Nr.  2). 
IXe  Entscheidung  hat  durch  Beschluß,  nicht  durch  YeriQgang  des 
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Vorsitzenden,  zu  geschehen;  denn  auch  die  Mitteilung  der  Klage, 
welche  gleichzeitig  mit  der  Zustellung  des  Einleitungsbeschlusses 
zu  erfolgen  hat,  ffeschieht  durch  das  „Patentamt^.  Daß  für  die 
Beschlußfassung  der  Ausdruck  „verfügt  ist^  in  dem  Gesetze  ge- 
braucht wird,  steht  dieser  Meinung  nicht  entg^en  (vergL  §  15 
Nr.  2;  anders  Seligsohn  3.  Aufl.  §  29  Nr.  2;  Damme  PK.  470). 
Eine  Entscheidung  erübrigt  sich  nur  dann,  wenn  der  Antrag  nicht 
in  deutscher  Sprache  oder  nicht  schriftlich  abgefaßt  ist,  insbe- 
sondere wenn  er  die  Unterschrift  des  Antragstellers  oder  seines 
Vertreters  nicht  trägt,  oder  die  Gebühr  für  denselben  nicht  ge- 
zahlt ist,  da  alsdann  der  Antrag  als  nicht  gestellt  gut  (vergl.  §  28 
Nr.  13).  Von  der  Nichtberücksichtigung  seines  Antrag  wird  in 
solchen  Fällen  der  Antragsteller  zwec^äßig  benachrichtigt.  In 
allen  sonstigen  Fällen  dagegen  mui  über  die  f^eitung  des  Ver- 
fahrens Beschluß  gefaßt  werden.  Die  Einleitung  ist  unter  Zurück- 
weisung des  gestellten  Antrags  dann  abzulehnen,  wenn  der- 
selbe die  Tatsachen,  auf  welche  er  gestützt  wird,  nicht  angibt  (vergl. 
Kohler  796;  Robolski  in  PBl.  89  27  und  Bl;  Sehgsohn  §  29  Nr.  2; 
Bosenthal  §  27  Nr.  15;  Lieber  zu  §  29;  veigl.  dagegen  auch  All- 
feld 249).  Gegen  den  die  Einleitung  des  Verfahrens  ablehnenden 
Beschluß  ist  Beschwerde  gemftß  §  16  PatG.  zuläjssig  (veigl.  Nr.  3). 
2.  Mangelhafte  Begrundong  imd  UnzulSssiffkeit  des  Antrags. 
Ist  die  Klage  in  tatsächlicher  Hinsicht  man^elnaft  substantiiert, 
so  daß  voraussichthch  der  Beklagte  sich  mcht  mit  der  erforder- 
Uchen  Bestimmtheit  wird  erklären  können,  so  kann  der  KlSger 
zur  Vervollständigung  aufgefordert  werden;  indessen  ist  das  Patent- 
amt hierzu  nicht  verpflichtet  (Robolski  in  PBl.  89  51).  Dagegen 
darf  desw^en,  wenn  der  Antrag  sonst  den  gesetadichen  Vor- 
schriften entsprechend  abgefaßt  ist,  die  Einleitung  des  Vei&hrens 
nicht  abgelehnt  werden  (vergl.  Robolski  K.  zu  §  29;  vergl.  auch 
§  28  Nr.  49).  Das  Verfahren  ist  demnach  einzuleiten,  auch  wenn  die 
tatsächliche  Begründung  unklar  oder  unbestimmt  sein  sollte 
(RG.  G.  4  280;  anders  Rosenthal  §  27  Nr.  14).  Das  gleiche  gilt,  wenn 
die  tatsächliche  Begründung  widerspruchsvoll  oder  ersichtlich 
unrichtig  ist,  oder  wenn  es  sich  ergibt,  daß  der  Antrag  nicht 
auf  einen  der  gesetzlichen  Klagegründe  gestützt  oder  im 
Falle  des  §  10  Nr.  3  PatG.  nicht  von  dem  Verletzten  gestellt  ist, 
oder  wenn  die  Voraussetzungen  des  ang^ebenen  Klagegrundes 
offenbar  nicht  vorliegen,  oder  wenn  die  Veriährung  einer  auf 
§  10  Nr.  1  gegründeten  Nichtigkeitsklage  bei  der  Einbringung  des 
Antrags  bereits  eingetreten  war  (vergl.  dagegen  Isay  §  29  Nr.  2; 
SeUgsohn  3.  Aufl.  §  29  Nr.  2).  Dasselbe  ^It  auch  bei  Prozeß-  und 
Parteiunfähigkeit  des  Klägers  sowie  m  dem  Falle,  daß  über  die- 
selbe Klage  bereits  rechtskräftig  entschieden  ist.  In  solchen 
Fällen  ist  das  Patentamt  allerdings  befugt,  den  Antragsteller  auf 
die  rechtliche  Unzulässigkeit  oder  tatsächliche  Unb^ründetheit 
des  Antrags  hinzuweisen,  oder  die  nachträgliche  Einreichung 
eines  besser  begründeten  Antrags  anheimzustellen.  Besteht 
dagegen  der  Antragsteller  trotzdem  auf  der  Einleitung  des  Ver- 
fahrens, so  ist  diesem  Antrage  Folge  zu  geben  (Seligsohn  §  29 
Nr.  2;  veigl.  Kohler  79B;  Robolski  Th.  163,  164;  Allfeld  249;  vergL 
dagegen  auch  Kohler  814,  815  und  831,  832).  Wird  die  mangel- 
halte  Begründung  erst  nach  Einleitung  des  Verfahrens  ei^gftnzt,  so 
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kann  diese  Verspätung  des  tatsächlichen  Vorbringens  auf  den 
Kostenpunkt  von  Einfluß  sein  (vergl.  §  31  Mr.  3). 

S.  Inhalt  des  Binleitungsbeschlusses  und  Beschwerde.   Wüd 

die  Einleitung  des  Verfahrens  verfügt,  so  fordert  das  Patentamt 
den  beklagten  Patentinhaber  imter  Benachrichtigung  von  der  Ein- 
leitung des  Verfahrens  und  unter  Mitteilung  einer  Abschrift  des 
Antrags  auf,  sich  hierüber  innerhalb  eines  Monats  zu  erklären. 
Die  rast  muß  in  der  Aufforderung  ausdrQckUch  ansrogeben  werden 
(AUfeld  250).  Geffen  diese  Verfügung,  d.  h.  gegen  den  Einleitungs- 
beschluß,  steht  dem  Patentinhaber  ein  Rechtsmittel  nicht  zu. 
Wird  dag^en  die  Anleitung  des  Verfahrens  al^elehnt,  so  ist  dieser 
Beschluß  mit  Beschwerde  gemäß  §  16  Pat&  anfechtbar  (SeUg- 
söhn  §  29  Nr.  2;  Bosenthal  §  28  Nr.  2;  Allfeld  249;  vergl.  §  16 
Nr.  26;  veigl.  auch  Lieber  zu  §  29,  welcher  auch  dem  Patent- 
inhaber gegen  den  Einleitungsbeschlu^  die  Beschwerde  geben  will). 
Eie   Berumng  findet  nicht  statt  (anders  Isay  §  29  Nr.  2). 

XL  mohterklärung  des  Beklagten, 

4.  Folgen  der  Nichterklärung.   Geht  innerhalb  der  einmonati- 

fen  Frist  eine  Erklärung  des  Beklafften  nicht  ein,  so  findet  ein 
'erSäumnisverfahren  im  Sinne  der  §§  330ff.  CPO.  g^en  den 
Beklagten  nicht  statt  (R6.  6.  1  96,  97;  Schanze  in  ZgU.  8  16). 
Die  Vorschriften  über  das  Versäummsverfahren  in  bürgerlichen 
Bechtsstreitigkeiten  beruhen  darauf,  da&  den  Parteien  die  freie 
Verfügung  über  den  Prozeistoff  zusteht,  was  für  das  im  öffentlichen 
Interesse  stattfindende  Verfahren  vor  dem  Verwaltunfi;sgericht  nicht 
zutrifft.  Für  das  Streitverfohren  in  Patentsachen  gilt  vielmehr  die 
Vorschrift  des  §  29  Abs.  2  PatG.,  wonach,  wenn  der  Patentiiüiaber 
sich  innerhalb  der  Frist  nicht  erklärt,  ohne  Ladung  und  Anhörung 
der  BeteiUgten  sofort  nach  dem  Antrage  entschieden  und  bei  dieser 
Entscheidung  jede  von  dem  Kläger  behauptete  Tatsache  für  er- 
wiesen angenommen  werden  kann.  Hiemach  ist  das  Patentamt 
im  Falle  der  Nichterklärimg  des  Beklagten  nicht  verpflichtet,  das 
tatsächliche  Vorbringen  des  Klägers  als  zugestanden  anzunehmen. 
Wohl  ist  aber  das  Patentamt  nach  Vorschnft  des  §  29  Abs.  2  PatG. 
hierzu  berechtigt,  indem  es  hiemach  in  sein  Ermessen  gestellt 
ist,  ob  es  die  von  dem  Antragsteller  behaupteten  Tatsachen^  bezw. 
weldie  derselben  es  als  erwiesen  ansehen  will,  oder  ob  eine  Be- 
weisaufnahme über  die  klägerischen  Behauptungen  stattfinden  soll 
(RG.  G.  1  95  ff.).  Für  das  Patentamt  wird  msbesondere  dann  Ver- 
anlassung vorliegen,  von  der  ihm  im  §  29  Abs.  2  PatG.  einge« 
räumten  Befugnis  keinen  Gebrauch  zu  machen,  wenn  alsbald  nach 
Ablauf  der  Erklärungsfrist  ein  anscheinend  nicht  unbegründeter 
Widerspruch  einläuft,  oder  wenn  die  Anwendung  der  gesetzlichen 
Vorschnft  im  öffentlichen  Interesse  nicht  angezei^  erscheint  (Allfeld 
260,  251 ;  veivl.  Nr.  6).  Hält  das  Patentamt  in  dieser  Richtung  die 
weitere  Aufklärung  der  Sache  für  geboten,  so  werden  die  Parteien 
zur  mündlichen  Verhandlung  geladen  (Robolski  in  PBl.  89  51). 

5.  Ungenfifl^ende  und  unvollständige  Erklärung.  Die  gesetz- 
lichen Folgen  oer  Nichterklärung  treten  nur  dann  em,  wenn  eine 
Erklärung  des  Patentinhabers  überhaupt  nicht  eingeht. 
Gibt  der  Patentinhaber  irgend  eine,  wenn  auch  rechtlich  nicht  halt- 
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bare,  oder  eine  ungenügend  begründete,  oder  eine  überhaupt  nicht 
begründete  Erklärung  ab,  aus  welcher  jedoch  sein  Wille,  den  ge^ 
stellten  Antrag  bekämpfen  zu  wollen,  hervorgeht,  so  kann  die  fät- 
Scheidung  nur  nach  mündlicher  Verhandlung  getroffen  werden 
(vergl.  Kohler  817,  833;  Allfeld  260).  Die  nähere  Begründung  eines 
Widersjpruchs  kann  innerhalb  einer  von  dem  Patentamt  auf  Antrag 
zu  bevnlligenden  Frist  nachgeholt  werden  (Robolski  K.  zu  §  ^; 
Allfeld  260).  Es  ist  behauptet  worden,  dai  eine  ungenügende 
Erklärung  die  Anwendung  des  §  29  Abs.  2  dann  zur  Folge 
haben  könne,  wenn  die  Klage  nach  den  verschiedenen  Objekten, 
die  sie  angreift,  in  mehrere  Teile  zerfällt,  der  Patent- 
inhaber aber  in  seiner  Erklärung  einen  oder  mehrere  dieser  an 
sich  selbständigen  Teile  völlig  mit  Stillschweigen  übergeht;  dann 
liege  bezüglich  dieser  Teile  m  Wirklichkeit  eme  Erkl&img  nicht 
vor.  Daher  könne,  wenn  mehrere  Patente  oder  mehrere  selb- 
ständige Patentansprüche  in  einer  Klage  angefochten  sind,  und 
bezüghch  eines  Patents  oder  Anspruchs  eine  Erklärung  nicht  er- 
folgt, bezüglich  dieses  Teils  ohne  Verhandlung  dem  Antrage  ent- 
sprechend erkannt  werden  (PA.  G.  8  127,  128;  Allfeld  260;  Isay 
§  29  Nr.  8).  Dieser  Ansicht  ist  indessen  mit  Bücksicht  cUirauf, 
da£  der  Widerspruch  des  Beklagten  einer  Begründung  überhaupt 
nicht  bedarf,  nicht  beizutreten  (vergl.  Kohler  800,  833). 

6a.  Anerkenntnis  des  Klageanspruehs.  Hat  der  Beklagte  in 
einer  von  ihm  eingereichten  Eingabe  den  Klageanspruch  aner- 
*kannt  oder  sich  sonst  dem  Antrage  unterwonen,  so  kann  gleich- 
falls, obwohl  das  Anerkenntnis  oaer  sonstige  Zugeständnis  nicht 
für  das  Patentamt  bindend  ist,  ohne  mündliche  Verhandlung 
sogleich  nach  dem  Antrage  entschieden  werden,  da  das  Aner- 
kenntnis die  Erklärung,  Widerspruch  nicht  erheben  zu  wollen, 
enthält  (Robolski  in  PBl.  89  61;  Robolski  K.  zu  §  29;  Allfeld  260; 
Isay  §  29  Nr.  12;  vergl.  auch  §  30  Nr.  13  ff.). 

6.  Erklärunffsfirist.  Für  die  Berechnung  der  einmonatiRen 
Frist  kommen  die  idlgemein  für  die  Fristberechnung  ^Itenden 
Regeln  zur  Anwendung  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  8).  Eme  Ver- 
längerung ist,  da  es  sich  um  eine  gesetzliche  Frist  handelt, 
nicht  möglich  (vergl.  EinL  zu  §  20  Nr.  9;  anders  Kohler  796  imd 
818).  Ein  Anspruch  auf  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  wegen  Versäumung  der  Frist  ist  nicht  gegeben  (vergl.  Eml. 
zu  §  20  Nr.  11).  Ist  indessen  der  Widerspruch  rechtzeitig  erhoben, 
so  kann  eine  Frist  zur  Einreichung  einer  schriftlichen  Begründung 
gewährt  werden.  Ob  die  Erklärung  rechtzeitig  eingereicht  ist,  ent- 
scheidet sich  nach  den  für  die  Einreichung  schriftlicher  Eingaben 
überhaupt  geltenden  Grundsätzen  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  94  ff.). 
Geht  die  Erklärung  verspätet  ein,  so  hat  der  Beklagte  ein  Recht 
auf  deren  Berücksichtigung  nicht.  Das  Patentamt  ist  hiemach  im 
Falle  verspäteter  Erklärung  berechtigt,  von  der  ihm  in  §  29  Abs.  2 
gewährten  Befugnis  Gebrauch  zu  machen ;  es  ist  aber  mcht  hierzu 
verpflichtet  (RG.  6.  1  98).  Der  Regel  nach  wird  die  Erklärung 
berücksichtigt,  sofern  sie  —  wenn  auch  verspätet  —  vor  der  Ent- 
scheidung des  Patentamts  eingegangen  ist;  die  Verspätung  kann 
dann  nur  auf  den  Kostenpunkt  von  Einfluß  sein  ^lobolski  Th.  166; 
Robolski  in  PBl.  89  61;  veigl.  Kohler  818;  Isay  §  29  Nr.  7).  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  wird  indessen  zur  Vermeidung  un« 
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nötiger  Weiterungen  dann  gemacht,  wenn  das  nachträgliche  Vor« 
bringen  offenbar  unstichhaltig  ist  (PA.  6.  2  215). 

7.  ErklSnmg  eines  yon  mehreren  Patentinhabern.  Sind 
mehrere  Patentinhaber  vorhandeiL  so  wird  nach  den  für  die 
notwendige  Streitgenossenschaft  geltenden  Regeln  diurch  die  Er- 
klärung eines  derselben  die  iiiiwendung  des  §29  Abs.  2  auch 
fOr  die  übrigen,  welche  sich  nicht  erklärt  haben,  ausgeschlossen 
(Allfeld  260;  vergl.  §  28  Nr.  56  und  57). 

HL  Bntsoheidung  ohne  Verhandlung. 

8.  Die  Yorgebraohten  Tatsaehen  müssen  den  Antrag  recht- 
fertigen« Der  Wortlaut  des  §  29  Abs.  2  PatG.  ist  insofern  Miß- 
verständnissen zugän^ch,  als  es  danach  den  Anschein  gewinnen 
kann,  als  dürfe  das  Patentamt  ohne  weiteres  nach  dem  Antrage 
des  Jägers  erkennen,  ohne  in  eine  Prüfung  der  Frage  einzutreten, 
ob  die  von  dem  Kläger  vorgebrachten  Tatsachen  ge- 
eiffnet  sind,  den  gestellten  Antrag  zu  rechtfertigen 
(Scnanze  in  ZgR.  8  15).  Wenn  dies  der  FaU  wäre,  dann  würde 
die  HinzufOgung  des  llachsatzes,  daß  das  Patentamt  bei  dieser 
Entscheidung  jede  von  dem  Antragsteller  behauptete  Tatsache  ftkr 
erwiesen  annehmen  könne,  überflüssig  sein  und  keinen  Sinn  haben. 
Die  Bedeutung  der  Vorschrift,  daß  sofort  nach  dem  Antrage  ent- 
schieden werden  kann,  hegt  vielmehr  darin,  daß,  falls  der  Antrag 
nach  den  für  erwiesen  angenommenen  Tatsachen  berechtigt  er- 
scheint, es  nicht  erst  einer  mündlichen  Verhandlung 
bedarf,  sondern  dai,  wie  es  in  dem  Gesetze  hei&t,  dann  „ohne 
Trfiduny  und  Anhörung  der  Beteiligten"  sofort  nach  dem  Anlarage 
entschieden  werden  darf.  Gelangt  das  Patentamt  zu  der  Ansicht, 
dafi  die  vorgetragenen  Tatsachen,  selbst  ihre  Richtigkeit  voraus- 
gesetzt, nicht  geeignet  sind,  den  Antrag  zu  stützen,  so  kann  es 
weder  nach  dem  Antrage  noch  auch  ohne  mündliche  Verhandlung 
auf  Abweisung  desselben  erkennen;  sondern  es  bedarf  der  vor- 
herigen Ladung  imd  Anhörung  der  Beteiligten  (vergl.  Bobolski  in 
PBl.  89  61).  Nur  wenn  die  vorgebrachten  und  ak  erwiesen  an- 
genommenen Tatsachen  den  Antrag  rechtfertigen,  kann  daher  ge- 
mftfi  §29  Abs.  2  nach  dem  Antrage  entschieden  werden  (Schao^e 
in  ZgK.  8  16;  Allfeld  251;  verj^l.  FA.  G.  8  128).  Daraus  ergibt  sich 
iiisbeisondere,  da^  auf  unbestimmte  und  ungenaue  Behauptungen 
hin  eine  Entscheidung  nach  dem  Antrage  mcht  getroffen  werden 
kann,  und  ebenso  nicht,  wenn  der  Antrag  keine  Tatsachen  sondern 
nur  rechtliche  Ausführungen  enthält. 

9.  Annahme,  dab  die  behaupteten  Tatsachen  erwiesen  seien. 
Ob  das  Patentamt  die  behaupteten  Tatsachen  als  erwiesen  an- 
sehen will,  steht  in  dessen  freiem  Ermessen,  aber  nicht  in 
seiner  Willkür.  Es  kann  nicht  angenommen  werden,  dafi  das 
Patentamt  auch  solche  Tatsachen  lus  erwiesen  ansehen  dtlrfe, 
die  offenbar  unrichtig  sind  oder  durch  andere  Tatsachen  oder  Be- 
weise, welche  dem  Patentamt  aus  dessen  Amtstätigkeit  bekannt 
sind,  widerlegt  erscheinen  (vergl.  auch  Schanze  in  S^R.  8  16). 

10.  Androhnnfl:  der  Zurüoknahme  des  Patents.  Ist  die 
ZurückniAme  des  Patents  auf  Grund  des  §  11  Nr.  2  PatG.  be« 
antruft^  so  muß  nach  §  30  Abs.  3  PatG.  auch  bei  Nichterklärung 
des  Beklagten  der  in  Uemäßheit  des  §  29  Abs.  2  zu  erlassenden 
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Entscheidung  die  vorherige  Androhung  der  Zurücknahme 
vorausgehen  (Seligsohn  §  29  Nr.  11;  Isay  §  29  Nr.  9;  veiigL  §  90 

Nr.  61). 


|80. 

Widerspricht  der  Patentinliaber  recktseitlg,  oder  wird  im  Falle 
des  I  29  Absatz  2  nicht  sofort  nach  dem  Antrage  entschieden,  so  trifft 
das  Patentamt,  nnd  zwar  im  ersteren  Falle  nnter  Mitteiinng  des  Wider- 
spmehs  an  den  Antragsteller,  die  zur  AnfUIrnng  der  Saehe  erforder- 
liehen Yerfllgnngen.  Es  hann  die  Temehmnng  ron  Zengen  nnd  Sach- 
rerstandigen  anordnen.  Anf  dieselben  finden  die  Torschriften  der  Zlvil- 
proseßordnnng  entsprechende  Anwendung.  Die  BeweisverhandlnngeK 
sind  anter  Znsiehnng  eines  beeidigten  Protohollftthrers  anfznnehmen. 

Die  Entscheidung  erfolgt  nach  Ladung  nnd  Anhörung  der  Betelligtan. 

Wird  die  Zurllcknahme  des  Patents  auf  Grund  des  g  11  Nr.  2  be- 
antragt, so  mnfi  der  diesem  Antrage  entsprechenden  Entseheidnng  eine 
Androhung  der  Zurioknahme  unter  Angabe  von  Grftnden  und  unter 
Festsetzung  einer  angemessenen  Frist  Torausgehen. 


VerhandlaBg  and  Eutseheldmng. 

I.  Widersprach  des  Beklagtem« 

1.  Widenpraeh  and  weiterei  TerfkhreB. 

n.  Htiidiiche  Terluuldliuig. 

9.  BedeatuBg  der  mftndlichen  Verhaad- 
la>9* 

5.  NIehtoffeBtUchkelt. 
U.  HitteUuff  der  Akten. 
81».  Vertagung;  Ladnngtfrlit. 

4.  Terfahren  TOr  der  Yerhandlang. 

6.  Berlchterttattnng;  Anhörung  der  Be- 
teiligten; nenea  f  orbrlngen. 

6.  ErUlrang  anf  nenea  Vorbringen. 

7.  Anfklirnmg  des  SaehTorhalts. 
7a.  Protokoll. 

III.  OflBxlaltftlgfcelt  des  Patentamto. 

8.  Berfiekslehtlgnng  Ton  Tatsachen  nnd 
Beweismitteln  Ton  Amts  wegen. 

0.  Freies  Ermessen. 

10.  Verbot  der  Klageinderang. 

11.  Anhornng  der  Beteiligten. 

18.  Nachweis  des  Hangels  der  Neahelt, 

IV.  Zagest&ndnis  nnd  Anerkenntnis. 

a)  ZngestSndnls. 

15.  Beweiskraft  des  Zngestindnlsses. 

14.  Anfechtung  nnd  Wlderrvf  des  Zuge- 
ständnisses. 

16.  Nlchtbestrittene  Tatoachen. 

b)  Anerkenntnis. 

16.  Beweiskraft. 

17.  Anerkenntnlsnrtell. 

18.  BeehtoTerblndllchkelt. 

10.  Anerkenntnis  beseitigt  nicht  den  Klage- 
ansprach. 

80.  Wirkung. 

V.  Beweis. 

a>  Beweiserhebung. 

81.  Freies  Ermessen. 

98.  Zeugen  und  BachTorstandtge. 
8S.  Unbestimmte  Angaben. 


b)  Bewelsaufhahme. 
84.  Verfahren. 

86.  Bewelsbeschluss ;  Bewrisanlkahmo  ror 

dem  Verhaadlungstermlm. 
85a.  Recht,  der   Bewelsaufhahme   bolm- 

wohnen. 

86.  Verfahren  rar  Sicherung  des  Boweia««. 

c)  Beweismittel. 
a)  Aligemeines. 

87.  Zulisslge  Beweismittel. 
ß)  Urkunden. 

88.  Beweiskraft. 

80.  Vorlegung  und  Vorlegungsplilcht. 

y)  Augenschein  und  Eid. 

80.  Augenschein. 

81.  Eid. 

i)  Zeugen  uud  SaehTerstSndlge. 
88.  Allgemeine  Vorschriften. 

Partei,    Nebenlntorrenlent   uad   Tor^ 

treter  als  Zeuge. 

SaehTerstSndlge  als  Beweismittel  vni 

als  Berater  des  Gerichts. 

Verwelgerang    der   Aussage   uad   dou 

Gutachtens. 


84 
86 


VI.  Unterbrechung  und  Auuetsung  dos  Tor* 
fahrens. 

86.  Tod,  Verlust  der  Prosessfihigfcelt  «nd 
Konkurs. 

87.  Aussetsung  auf  Antrag. 

88.  Aussetsung  gemiss  |  148  CPO. 

89.  Beschluu  uud  Beschwerde. 

VII.  Urteil. 

a)  Allgemeines. 
40.  Erlass  des  VrtoUs. 
40a.  VorkSndung  und  Zuatollungdes  Urtoila. 


41.  Teil-,  Anerkenntnis-,  Vei 

Zwlschenurtell. 
48.  Tenor. 
48.  Uusuiisslgfcolt. 

b)  Boehtskraft, 
44.  Eintritt  der  Rechtskraft 


uncd 

»rsSu 


mais-  uad 
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46.  BMchlüue  «nd  Urteil«. 
M.  Wlrksmy. 

47.  Wirkvag  gegeatber  RechtevAehfolgera 
mmI  B«chteTorfMg«ni. 

€)  RechtokrafI  der  Kl«geabw«UaBg. 

48.  Etarede  der  Bechtekraft. 

48«.  P«rt«lea  «ad  BeckteaachfoUrer. 
48k.  Erkern  asd  soastlge  Becktuaekfolger. 

49.  fietelliebafteB    «ad   Jnrlstkebe    Per- 
MBea. 

M.  Soutiffe  BetelUgte. 

61.  Torgetekobeme  FenoBea. 

d)  Beackriakaag  der  Becktokraft  aaf 
dea  Klagegmad. 

62.  Uagegraad. 

U.  Oelteadauckaag  aeaer   Klagegriade. 

e)  GelteadMaekaag    aeaer    Tatsackea 
aaek  Becktekraft. 

64.  mektlgkeitoUage. 


66.  ZarickBakMekiage  des  1 11  Kr.  1  PatG. 
6«.  ZarackaakMeklage  des  f  11  Nr.  9. 

f)  Proxessaale  Klageabwelsnag. 

67.  Abwelsvag  aas  prosessaalea  Orkadea. 
67a.  Abwelsaag  aagebracktenaassea. 

Till.  WtederaBfiiakaie  des  Terfkkreas. 

68.  WlederaafaakBie  des  Verfakreas. 

IX.  Aadrokaag  der  Zarirkaaluae. 

69.  Beseklau. 

60.  Prfifkag  Tor  Erlass  der  Aadrokaag. 

61.  Hfiadlleke  Terkaadlaag. 
6S.  Berafkagsiastaas. 

65.  Aafecktbarkeit  der  Aadrokaag. 

64.  laderaag  aad  WIederkolaag  der  Aa- 
drokaag. 

66.  Terfiskrea  aaek  Aadrokaag. 


Yerhandlnng  und  Entscheidung. 

I.  Widerspruoh  des  Beklagten« 

1.  Widerspruch  und  weiteres  Verfahren.  Die  Yersäumnis- 
folgen  des  §  29  Abs.  2  PatG.  werden  dadurch  vermieden,  da&  der 
Beklagte  dem  Antrabe  rechtzeitig  widerspricht.  Der  Widerspruch 
mufi  schriftlich  bei  dem  Patentamt  eingehen,  also  auch  die  Unter- 
schrift des  BeklajB^n  oder  seines  Vertreters  tragen  (vergl.  Einl.  zu 
§  20  Nr.  32).  Ean  für  den  Gegner  bestimmtes  DupUkat  soll  bei- 
gefügt sein;  indessen  hat  die  Nichtbeobachtung  dieser  Ordnungs- 
vorschrift Rechtsnachteile  nicht  zur  Folge  (vergl.  £inl.  zu  §  20  Nr.  33). 
Einer  sonstigen  Form  bed^  der  Widerspruch  nicht.  £ine  Be- 
gründung mu&  dem  Widerspruche  nicht  beigefügt  sein;  jedoch 
ist  eine  solche  durchaus  anzuraten,  da  die  spätere  Yorbrmgung 
von  Tatsachen  oder  Beweismitteln  zur  Folge  haben  kann,  da&  dem 
Bekla^n  auch  im  Falle  des  Obsiegens  die  Kosten  ganz  oder 
teilweise  zur  Last  gelegt  werden.  Zur  näheren  Begründung  eines 
rechtzeitig  eingeigten  Widerspruchs  kann  eine  Frist  gewährt 
werden  (Kobolski  m  PBl.  89  42).  Außer  den  tatsächUchen  Aus- 
führungen des  Beklagten  wird  der  Widerspruch  regelmäMg  auch 
die  Widerlegung  der  gegnerischen  Ausführungen  und,  soweit  er- 
forderlich, Rechtsausführungen  enthalten.  Zweckmä^  ist  es,  da6 
der  Beklagte  sich  nicht  mit  einem  allgemeinen  Bestreiten  der 
klfigerischen  tatsächUchen  Behauptungen  begnügt,  sondern  sich  im 
einzelnen  auf  sie  erklärt  (Bobolski  m  PBl.  89  42).,  Der  Wider- 
spruch ist  mit  seiner  Begründung  dem  Kläger  zur  Äußerung  mit- 
zuteilen und  die  Sache  durch  weiteren  Schnftwechsel  der  Parteien 
vorzubereiten,  bis  sie  nach  Ansicht  des  Patentamts  zur  Entscheidung 
reif  ist  Alsdann  ist  der  Termin  für  die  mündUche  Verhandlung 
anzuberaumen.  Ist  es  wegen  Kürze  der  Zeit  nicht  mehr  mögUch, 
einen  Schriftsatz  dem  Gegner  durch  Vermittlung  des  Patentamts 
rechtzeitig  zuzustellen,  so  kann  die  direkte  Zustellung  an  den 
G^ner  unter  gleichzeitiger  Mitteilung  einer  Abschrift  an  das 
Patentamt  erfolgen  (Robolski  in  PBl.  89  42). 

n.  Mündliche  Verhandlung. 

2.  Bedeutung  der  mündlichen  Verhandlung.  Hat  der  Patent- 
inhaber nach  Einleitung  des  Verfahrens  dem  Antrage  wider- 
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sprochen,  so  kann  die  Entscheidung  nur  nach  Ladung  und  An- 
hörung der  Beteiligten  erfolgen,  d.  h.  es  muß  eine  mündliche 
Verhandlung  stattfinden.  In  dem  Gesetze  findet  sich  allerdings 
der  Ausdruck  „mündliche  Verhandlung"  nicht,  sondern  es  mra 
dafür  die  Bezeichnung  „Anhörung  der  Beteiligten"  gebraucht. 
Einen  sachlichen  Unterschied  bedeutet  diese  verschiedene  Aus- 
drucksweise nicht  (Seligsohn  3.  Aufl.  §  30  Nr.  5;  Damme  PB.  482; 
vergl.  auch  Damme  in  ArchBürgR.  17  169  ff.).  Die  mündliche  Ver- 
handlung hat  nicht  dieselbe  Bedeutung  wie  aie  mündhche  Verhand- 
lung im  Zivilprozesse;  denn,  während  die  letztere  die  GrundLaj^ 
für  die  Entscneidung  bildet,  dient  die  mündliche  Verhandlung  im 
patentamthchen  Venahren  mit  Bücksicht  darauf,  da&  in  diesem 
das  Prinzip  der  SchriftUchkeit  gilt  (vergl.  Nr.  7  a  und  EinL  zu 
§20  Nr.  30ff.),  lediglich  zur  Ergänzung  und  Erläuterung  des 
schriftlichen  Vorbringens  der  Beteiligten.  Daraus  folg^  da& 
die  Entscheidung  auch  dann  zu  ergehen  hat,  wenn  trotz  der  Ladung 
ein  Beteiligter  oder  die  Beteili^n  nicht  erschienen  sind,  und  daß 
bei  Nichterscheinen  eines  Beteiligten  ein  Versäumnisverfahren 
im  Sinne  der  Zivilprozeiordnunff  nicht  stattfindet  (PA.  6.  8  260; 
Kohler  825 ;  AUfeld  263).  Die  Mitteilung,  daß  auch  bei  dem  Aus- 
bleiben der  Beteiligten  entscliieden  wird,  mu^  die  Ladung  nicht 
enthalten.  Die  nichterschienene  Partei  hat  auch  nicht  etwa  sonstige 
Bechtsnachteile  zu  gewärtigen ;  vielmehr  verliert  sie  nur  die  Mög- 
hchkeit,  ihre  schriftlichen  Ausführungen  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung vertreten  zu  können  (PA.  6.  8  26t).  Jedoch  können  aus 
dem  Nichterscheinen  eines  Beteiligten  ihm  ungünstige  tatsächliclie 
Schlußfolgerungen  dann  gezogen  werden,  wenn  er  sich  auch  nic^t 
einmal  schrifthch  auf  eingehende  und  unter  Beweis  gestellte  Be- 
hauptungen des  Gegners  erklärt  hat  (veigl.  B6.  PM2B1.  12  136; 
Komer  832;  vergl.  auch  Nr.  15). 

8.  Nichtöffentliohkeit.  Die  mündliche  Verhandlung  ist  — 
anders  als  im  Zivilprozesse  —  nicht  öffentlich  mit  Bücksicht 
darauf,  daß  in  derselben  Fabrik^eheimnisse  zur  Erörterung  ge- 
langen können.  Auier  den  Beteih^n,  d.  h.  den  Parteien  und  den 
Nebenintervenienten,  sowie  deren  Vertretern  oder  solchen  anderen 
Personen,  welche  mit  Einwilligung  der  Beteili^n  oder  auf  An- 
ordnung der  Behörde  anwesend  sind,  hat  daher  memand  das  Bedit, 
den  Verhandlungen  beizuwohnen.  Jedoch  kann  solchen  nicht  un- 
mittelbar beteiligten  Personen,  welche  ein  genügendes  Interesse 
glaubhaft  machen,  auf  Antrag  der  Zutritt  zur  Verhandlung  ge- 
stattet werden,  z.  B.  Lizenznehmern  oder  Parteien  aus  einer 
anderen  Patentstreitsache,  welche  mit  dem  schwebenden  Verfahren 
in  rechtlicher  oder  anderer  Beziehung  steht  (Bobolski  in  PBI. 
89  61). 

3a.  Hitteilung  der  Akten.  Abschriften  und  Auszüge  aus 
den  Akten  sind  regelmäßig  nur  den  Beteiligten  oder  mit  Zu- 
stimmung sämtlicher  Beteiligter  zu  erteilen;  doch  können  bei 
Glaubhartmachung  eines  Interesses  auch  dritte  Personen  Abschriften 
und  Auszüge  erhalten.  Der  Antrag  auf  Erteilune  der  Abschrift 
eines  die  Nichtigkeit  aussprechenden  Urteils  bedarf  mit  Bücksicht 
darauf,  daß  die  Allgemeinheit  an  der  Kennüiis  der  Gründe  interessiert 
ist,  einer  Glaubhaftmachung  nicht.  Bezüglich  der  Übermittelimg 
der  Akten  an  andere  Behörden  gilt  entsprechend  das  gleiche  wie 
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bezüglich  der  ÜbennitteluDg  der  Erteilungsakten  (vergl.  Seligsohn 
3.  AuJB.  §  30  Nr.  6 ;  vergl.  auch  §  19  Nr.  47). 

8b.  Vertagung;  Ladanffsfrist.  Ist  die  Ladung  zum  Termine 
nicht  so  rechtzeitig  erfolgt,  daß  die  Partei  imstande  war,  für  dessen 
Wahrnehmung  zu  sorgen,  so  ist  die  Verhandlung  auf  Antrag  zu 
vertagen.  Außerdem  kann  eine  Vertagung  auch  auf  Antrag  aller 
Beteiligter  sowie  im  FaUe  neuen  Vorbringens  eintreten  (vergl. 
Nr.  6).  Das  Patentamt  ist  nicht  verpflichtet,  einem  von  den  Be- 
teiligten ^esteUten  Vertagungsantrage  stattzugeben,  und  vnrd  dies 
regelmftiig  nur  bei  gehöriger  Bekundung  tun  (vergl.  SeUgsohn 
3.  Aufl.  §  30  Nr.  6).  Eäne  bestimmte  Ladungsfrist  ist  nm*  für  das 
Verfahren  in  der  Berufungsinstanz  gemäß  §  6  VO.  6/12.  91  vor- 
geschrieben. 

4.  VerfUuren  vor  der  Verhandlung.  Die  Behörde  ist  auch 
schon  vor  der  mündlichen  Verhandlung  befugt,  die  zur  Auf- 
klärung der  Sache  erforderlichen  Verfügungen  auf  schriftlichem 
W^e  zu  treffen,  insbesondere  die  Aufforderung  an  die  Beteihgten 
zur  Aufklärung  des  Sachverhalts,  zur  weiteren  tatsächlichen  Be- 

Sründung  un<L Angabe  von  Beweismitteln  zu  erlassen,  oder 
Beweisaufnahmen  anzuordnen.  Die  B^el  ist  indessen,  daß 
die  amtlichen  Ermittelungen  erst  nach  Anhörung  der  Beteiligten 
beschlossen  werden  (Bobolski  Th.  161 ;  Seligsohn  §  30  Nr.  2). 

6.  Berichterstattung;  Anhörung  der  Beteiligten;  neues  Vor- 
liringen.  Die  mündliche  Verhandlung  ündet  unter  entsprechender 
Anwendung  der  Zivilprozeßordnung,  d.  h.  der  §§  136ff.  CPO., 
statt,  sofern  sich  nicht  aus  der  Natur  des  im  Patentgesetz  ge- 
ordneten Verfahrens  anderes  eigibt  (Damme  PR.  482,  483).  Dem 
Vorsitzenden  steht  die  Leitung  der  Verhandlung  zu  (vergl. 
§  136  CPO).  In  dem  Termine  wurde  früher  zunäc&t  von  dem 
Berichterstatter  auf  Grund  der  Akten  über  das  bisherige  Vor- 
bringen der  Parteien  Bericht  erstattet.  In  neuerer  Zeit  wird  regel- 
mäßig ohne  ein  solches  Referat  sofort  in  die  Verhandlung  ein- 
getreten, was  dadurch  geschieht,  daß  den  Beteiligten  GeWen- 
heit  zu  ihren  mündlichen  Ausführungen  gegeben  wird,  welche 
in  freier  Rede  zu  halten  sind  (vergl.  §  137  CPO.).  Bei  dieser 
Gelegenheit  sind  die  etwa  beigebrachten  Modelle  vorzuführen  und 
die  Streitfragen  punktweise  zu  erörtern.  Es  können  bei  dem 
mündlichen  Vortrage  auch  noch  neue  Tatsachen  und  Beweis- 
mittel vorgebradit  werden;  jedoch  kann  ein  verspätetes  Vorbringen 
auf  den  Kostenpunkt  von  Einfluß  sein  (Robolski  Th.  163;  Roboteki 
in  PBL  89  27,  42  und  51).  Der  Klageantrag  kann  auch  noch 
beschränkt  oder  erweitert  werden,  insoweit  dies  zulässig  ist  (vei^gl. 
PA.  G.  8  66;  vergl.  auch  Nr.  6  und  §  28  Nr.  88). 

6.  Erklärung  auf  neues  Vorbringen.  Ein  erst  in  dem  Ter- 
mine erfolgtes  Vorbringen  daii  indessen  der  Entscheidung  nicht 
zugrunde  gelegt  werden,  sofern  nicht  vorher  der  anderen  Partei 
Gelegenheit  gegeben  ist,  sich  auf  das  neue  Vorbringen  zu 
erklären.  Ist  dies  in  erster  Instanz  verabsäumt  worden,  so  ge- 
nügt es,  wenn  in  der  Berufungsinstanz  diese  Möglichkeit  einer 
Gegenerklärung  eröffnet  war  (vergl.  RG.  PMZBl.  5  29,  JW.  98  646). 
Ist  eine  sofortige  Erklärung  nicht  möglich,  weil  z.  B.  erst  weitere 
Informationen  einzuholen  sind,  so  ist  auf  Antrag  die  Verhandlung 
zu  vertagen  imd  eine  Frist  zur  Information  und  schrifiÜichen  Er- 
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klärung  zu  gewähren  (Robolski  in  PBl.  89  42).  Gleiches  gilt, 
wenn  der  Klageantrag  erst  in  der  mündlichen  Verhandlung  in 
zulässiger  Weise  erweitert  oder  sonst  wesentUch  geändert  oder 
wenn  erst  in  der  mdndlichen  Verhandlung  eine  Widerklage  erhoben 
wird.  Die  Verhandlung  kann  auch  dann  auf  Antrag  vertagt  werden, 
wenn  neue  Tatsachen  und  Beweismittel  zwar  schon  schriftlich 
geltend  j^emacht  waren,  aber  so  spät,  daß  eine  Information  auf  die- 
selben bis  zu  dem  Termine  nicht  mehr  möghch  war.  Das  verspätete 
Vorbringen  neuer  AngrifEs-  oder  Verteidigungsmittel  kann  über- 
dies auf  die  Kostenverteilung  von  Einfluß  sein  (vergl.  ^  31  Nr.  3). 

7.  Aufklärung  des  Sachverhalts.  Eine  Verpflichtung  der 
Beteiligten,  sich  über  die  von  dem  Gegner  voii^ebrachten  Tatschen 
zu  erklären,  besteht  nicht;  es  gilt  auch  nicht  die  zivilprozessualische 
Regel,  daß  die  nicht  ausdrücklich  bestrittenen  Tatsachen  als  zu- 
gestanden anzusehen  seien  (vergl.  Nr.  16).  Indessen  hat  der  Vor- 
sitzende möglichst  darauf  hinzuwirken,  daß  alle  für  die  Fest- 
stellung des  Sachverhältnisses  erheblichen  Erklärungen 
abgegeben,  daß  unvollständige  oder  unbestimmte  tatsächhche  Be- 
hauptungen ergänzt  imd  die  Beweismittel  bezeichnet,  sowie  daß 
unklare  Anträge  erläutert  bezw.  in  sachdienlicher  Weise  gestellt 
werden.  Der  Vorsitzende  hat  auch  auf  die  Bedenken  aufmerk- 
sam zu  machen,  welche  in  Ansehung  der  von  Amts  we^en  zu 
berücksichtigenden  Punkte,  z.  B.  hmsichtUch  der  Partei-  oder 
Prozeßfähigkeit  der  Parteien  oder  in  betreff  der  Verjährung  der 
Klage,  obwalten.  Jedem  Mitgliede  der  Behörde  ist  auf  Verlangen 
zu  gestatten,  Fragen  zu  stellen.  Wird  eine  auf  die  Sachleitung 
bezügliche  Anordnung  des  Vorsitzenden  oder  eine  von  dem  Vor- 
sitzenden oder  einem  Mitgliede  der  Behörde  gestellte  Frage  be- 
anstandet, so  entscheidet  hierüber  die  Abteilung  (vergl.  §§  139, 
140,  503  CPO.). 

7  a«  Protokoll.  Über  die  mündliche  Verhandlung  wird  ein 
Protokoll  geführt.  Durch  das  Protokoll  können  auch  sachliche 
Erklärungen  der  Beteiligten  festgestellt  werden,  und  zwar  mit 
der  bleichen  Wirkung,  als  ob  sie  durch  eine  schriftliche  EingUbe 
zur  Kenntnis  der  Behörde  gekommen  wären.  Das  Prinzip  der 
Schriftlichkeit  steht  dem  nicht  entgegen,  da  die  mündliche 
Verhandlung  gerade  zur  Ergänzung  der  scnriftlichen  Eingaben  be- 
stimmt ist  (vergl.  Nr.  2).  Dagegen  können  Rechtsakte,  welche 
nach  dem  Gesetze  der  schriftlicnen  Form  bedürfen,  durch  Auf- 
nahme in  das  Protokoll  nicht  wirksam  vorgenommen  wgrden  (veivL 
Damme  PR.  483;  vergl.  auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  30).  Übrigens  ist 
es  zulässig,  Erklärungen,  deren  Protokoliierung  gestattet  ist,  anstatt 
in  dem  Protokolle  in  der  Begründung  der  Entscheidung  festzuhalten. 

in.  OfTizialtätigkeit  des  Patentamts. 

8.  Beruckslohtigung  von  Tatsachen  und  Beweismittelm  yoa 
ijuts  wegen.  Eine  grundsätzliche  Verschiedenheit  zwischen  dem 
verwaltungsgerichtlichen  Verfahren  und  dem  Zivilprozesse  besteht 
darin,  dafi  in  ersterem  das  sogenannte  Offizialprinzip  herrscht 
Denn  da  das  verwaltungs^erichtUdie  Verfahren  vorwie^nd  dem 
öffentlichen  Interesse  zu  dienen  bestimmt  ist,  so  ist  es  in  dessen 
Wesen  begründet,  daß  die  entscheidende  Behörde  bei  der  Be- 
urteilung der  Sache  nicht  auf  das  Parteivorbringen  beschräi^t  ist, 
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daß  dieselbe  vielmehr  von  Amts  wegen  alle  zur  Aufklärung  der 
Sache  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen  hat  (vergl.  Einl.  zu 
§^  Nr.  3).  Die  Behörde  ist  hiernach  insbesondere  befugt,  Tat- 
sachen und  Beweismittel,  welche  nicht  von  den  Beteiligten  vor- 
gebracht sind^  von  Amts  w^en  zu  berücksichtigen,  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  die  Beteiligten  solche  Tatsachen  als  verspätet  nicht  mehr 
hätten  vorbringen  dürfen  (R6.  PMZBl.  5  28,  29,  JW.  98  646; 
PMZBl.  8  206,  JW.  02  276;  Kohler  826,  826  und  831).  Für  das 
Berufungsverfahren  ist  dies  ausdrücklich  vorgeschrieben  (YO. 
6/12.  91  §  7).  Für  das  erstinstanzliche  Verfahren  bedurfte  es  einer 
besonderen  Vorschrift  nicht  wegen  der  der  Behörde  allgemein  nach 
^  30  Abs.  1  PatG.  zustehenden  Aufklärungsbefugnis  (vergl.  Schanze 
in  ZgR.  8  16).  Fraglich  könnte  es  nur  erscheinen,  ob  die  gleidie 
Befoffnis  der  Behörde  auch  im  Falle  des  ^  10  Nr.  3  PatG.  gegeben 
ist,  oa  mit  der  Klage  in  diesem  Falle  mehr  das  private  Interesse 
verfolgt  wird.  Es  liegt  indessen  kein  Grund  vor,  hier  von  der 
R^;el  abzuweichen,  da  auch  das  öffentliche  Interesse  mitbeteihgt 
ist  und  Berücksichtigung  verdient,  sobald  der  Verletzte  den  An- 
stoß zur  Vernichtung  des  Patents  gegeben  hat. 

9.  Frdes  Ermessen.  Ob  von  der  Befugnis,  Tatsachen  und  Be- 
weismittel von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen,  Gebrauch  gemacht 
werden  soll,  hängt  ganz  von  dem  freien  Ermessen  der  ur- 
teilenden Behörde  ab.  In  der  Praxis  hat  sich  die  Re^el  heraus- 
gebildet, daß  die  Verhandlung  sich  meist  auf  das  Parteivorbrin^en 
beschränkt,  und  daß  daher  die  Heranziehung  weiteren  Materisds 
von  Amts  wegen  zu  den  Ausnahmen  gehört  (Bobolski  Th. 
160,  161). 

Von  der  ihr  zustehenden  Befugnis  kann  die  Behörde  nicht  nur 
zum  Zwecke  der  Ergänzung  sondern  auch  behufs  Ent- 
kräftung  des  von  einem  Beteili^n  beigebrachten  Materials  Ge- 
brauch machen,  wenn  das  tatsächliche  Vorbringen  der  BeteiUgten 
oder  eine  stattgehabte  Beweisaufnahme  nach  Ansicht  der  Behörde 
die  Sache  nicht  erschöpft  (vei^l.  RG.  JW.  99  284).  Danach  kann  es 
keinem  Zweifel  unterließen,  daß  auch  Tatsachen,  welche  von  einer 
Partei  zu  ihrer  Verteidigung  vorgebracht  sind,  zu  deren  Un- 
gunsten bei  der  Entscheidung  verwertet  werden  können,  daß 
z.  B.  die  Vernichtung  des  Patents  auf  Grund  solcher  Tatsachen 
ausgesprochen  werden  darf,  welche  nicht  der  Kläger  sondern  der 
verklagte  Patentinhaber  geltend  gemacht  hat  (PA.  G.  1  295). 

10.  Verbot  der  Klage&ideruiig.  Bei  der  Berücksichtigung 
von  Tatsachen,  welche  nicht  von  den  Beteiligten  vorgetragen  sind, 
hat  die  Behörde  indessen  gewisse  Schranken  einzuludten,  welche 
durch  die  Natur  des  Verf^ens  gegeben  sind.  Zunächst  dürfen 
der  Entscheidung  nur  der  oder  die  Klagegründe  zugrunde  gele^ 
werden,  welche  in  der  Klage  angegeben  sind.  Insofern  greift 
das  Verbot  der  Klageänderung  naturgemäß  hier  ein  (PA. 
PMZBl.  1  247,  ZgR.  4  146;  RG.  G.  1  271,  272;  PMZBl.  8  205, 
JW.  02  275;  Kohler  826;  Robolski  in  PBl.  89  43;  Schanze  in 
ZgR.  8  15;  Isay  §  30  Nr.  10;  Allfeld  266;  vercl.  §  28  Nr.  79  ff.). 
Durch  das  Verbot  der  Klageänderung  wird  nicht  ausgeschlossen, 
daß  zur  Begründung  eines  bereits  geltend  gemachten  Klagegrundes 
neue  Tatsachen  und  Beweismittel  von  Amts  wegen  berücmchtigt 
werden  dürfen  (RG.  G.  6  145;  vergl.  §  28  Nr.  85flf.).    Hat  die  Be- 
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hörde  den  Beteiligten  kundgegeben,  dafi  sie  solche  Tatsachen  be- 
rücksichtigen woUe,  deren  Zmassung  als  eine  Klageftndenuig  sidi 
darstellen  würde,  so  kann  entsprechend  der  Vorschrift  d^  §  269 
CPO.  die  Klageänderung  für  zulässig  erachtet  werden,  sofern  der 
Beklagte  in  <ue  Änderung  eingewilligt,  oder  ohne  ihr  zu  wider- 
spredien,  sich  auf  die  weitere  Verhandlung  eingelassen  hat  (veigl. 
4  28  Nr.  89 ff.;  vergl.  auch  RG.  PMZBl.  8  205).  Nadi  Verjährung 
der  Nichtigkeitsklage  ist  eine  Klageänderung  durch  Heranziehung 
des  Klagegrundes  des  §  10  Nr.  1  PatG.  unter  allen  Umstftnden 
ausgeschloss^o,  da  selbst  der  Verzicht  des  Beklagten  auf  den  Y^ 
jährungseinwand  die  Berücksichtigung  der  Verjährung  von  Amts 
wegen  nicht  ausschlie&t  (vergl.  §  28  Nr.  92). 

11.  Anhörung  der  Beteiligten.  Eine  weitere  dem  freien  Er- 
messen der  Behörde  auferlegte  Sduranke  besteht  darin,  daß  neue 
Tatsachen  von  Amts  wegen  nur  dann  der  Elntscheiduiig  zu- 
grunde gelegt  werden  dürfen,  wenn  dieselben  vorher  zum  Geg^- 
Stande  der  Verhandlung  gemacht  worden  sind,  und  den  Be- 
teiligten in  ausreichender  Weise  vorher  Gelegenheit  zur 
Information  und  Erklärung  gegeben  ist  (PA.  6.  1  295;  RG. 
PMZBl.  5  28,  29,  JW.  98  646;  PM^l.  8  205,  JW.  02  275;  Kohler 
826;  Allfeld  256).  Dies  ist  für  das  Berufungsver&hren  ausdrücklich 
bestimmt  (VO.  6/12.  91  |  7  Abs.  4).  Es  ergibt  sich  dies  aber  audi 
Äir  das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  aus  der  gesetzlich^i  Voi^ 
Schrift,  wonach  eine  mündliche  Verhandlung  der  Entscheidung 
vorausgehen  muß,  also  den  Parteien  Gelegenheit  zu  geben  ist, 
über  alle  Punkte  sich  mündlich  zu  äu&em.  Ist  dies  in  erster  In- 
stanz verabsäumt  worden,  so  genügt  es,  wenn  in  der  Berufimgs- 
instanz die  Gelegenheit  zur  Erklänmg  gegeben  war  (BG.  PMZBL  S 
29,  JW.  98  646).  Unter  der  gleichen  Voraussetzung  besteht  die 
Befu^s  der  Behörde  zur  Berücksichtigung  von  Beweismitteln, 
die  nicht  von  den  Beteiligten  voigebracht  sind  (BG.  G.  1  96,  97; 
PMZBl.  5  28,  29;  Schanze  in  ZgB.  8  15). 

12.  Nachweis  des  Mangels  der  Neuheit.  Für  die  Praxis  nnd 
namentUch  folgende  Fälle  von  Bedeutung:  Wenn  der  Nichtigkeits- 
kläger sein  Bestreiten  der  Neuheit  der  Erfindung  nur  auf  offen- 
kundige Benutzung  gegründet  hatte,  kann  die  Behörde 
ihre  Kenntnis  einer  Patentschrift  dazu  benutzen,  die  Yei^ 
nichtung  des  Patents  wegen  Beschreibung  in  einer  üS^tlichen 
Druckschrift  auszusprechen,  wie  auch  umgeKehrt,  wenn  die  Nichtig- 
keitsklage nur  auf  Beschreibung  in  öffentlichen  Druckschriften 
gestützt  war,  eine  der  Behörae  bekannte  offenkundige  Be- 
nutzung herangezogen  werden  kann.  Es  kann  umsomehr,  wetm 
die  Nidnü^eitsklage  nur  auf  die  VorverüffentUchun^  in  einer  be- 
stimmten Druckschrift  sich  stützte,  ein  anderer  literarischer 
Vorgang_bei  der  Entscheidung  von  Amts  wegen  berücksichtigt 
werden  (PA.  G.  2  192;  G.  5  139;  RG.  G.  1  271,  272;  G.  6  145; 
PMZBl.  6  28,  29;  PMZBl.  8  205). 

IV.  Zugeständnis  und  Anerkenntnis. 

a)  Zugeständnis. 

18.  Beweiskraft  des  Zugeständnisses.  Weil  wegen  der 
öffentUchrechtlichen  Natur  des  Nichtigkeits-  und  Zurüdmahme- 
verfahrens  den  Beteiligten  eine  Verfügung  über  den  Prozeßstoff  nidit 
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zusteht,  ist  nicht  nur  jede  Parteivereinbarunfi;  über  die  Nichtigkeit 
oder  ZurQcknahme  eines  Patents,  sondern  auch  das  Zugeständnis 
der  die  Nichtigkeit  oder  Zurücknahme  begründenden  Tatsachen 
für  die  entscheidende  Behörde  nicht  bindend  (Kohler  825,  826). 
Die  Regehl  der  Zivilprozeßordnung,  wonach  zugestandene  Tat- 
sachen eines  Beweises  nicht  bedtiurfen,  finden  (bher  keine  An- 
wendung; vielmehr  ist  die  entscheidende  Behörde  befugt,  nach 
freiem  Ermessen  zu  bestimmen,  ob  und  welche  Beweiskraft 
einem  gerichtilichen  oder  außergenchtUchen  Zugeständnisse  beizu- 
legen i^.  Die  Behörde  ist  demnach  befugt,  über  die  zugestandenen 
Tatsachen  Beweis  zu  erheben  (Isay  §  30  Nr.  3;  Kohler  830;  Selig- 
sohn 3.  Aufl.  §  29  Nr.  13). 

14.  Anfechtung  und  Widerruf  des  Zugeständnisses.  Mi&t 
die  Behörde  dem  Zugeständnisse  beweisende  Kraft  bei,  so  hat 
dies  zur  Folge,  daß  die  Partei,  welche  das  Geständnis  abgegeben 
hat,  wenn  sie  dasselbe  anfechten  will,  zum  Gegenbeweise 
sich  erbieten  muß  (RG.  G.  4  102).  Der  Widerruf  eines  gericht- 
Udien  Zugeständnisses  ist  gemäß  §  290  CPO.  nur  zulässig,  wenn 
die  widerrufende  Partei  beweist,  daß  das  Geständnis  der  Wahr- 
heit nicht  entspreche  und  durch  einen  Irrtum  veranlaßt  sei.  Dem 
Lrtum  in  diesem  Sinne  steht  die  Unkenntnis  des  wahren  Sach- 
verhalts nicht  gleich;  es  reicht  daher  z.  B.  zum  Nachweise  des 
Irrtums  nicht  aus,  wenn  bewiesen  wird,  daß  ein  Prozeßbevoll- 
mächtigter Erklärungen  über  die  Beschaffenheit  von  Maschinen  ab- 
gegeben hat,  ohne  sich  die  Maschinen  vorher  überhaupt  anzu- 
sehen (BG.  JW.  02  166). 

16.  Niehtbestrittene  Tatsachen.  Es  ist  auch  nicht  die  zivil- 
prozessuale Vorschrift  anwendbar,  wonach  nichtbestrittene 
Tatsachen  als  zugestanden  zu  gelten  haben  (Köhler  825; 
veigl.  auch  §  29  Nr.  4).  Es  steht  vielmehr  in  dem  Ermessen  der 
Behörde,  ob  nichtbesMttene  Behauptungen  als  tatsächhch  fest- 
g^Ut  anzusehen  sind  (PA.  G.  1  191 ;  Robolski  in  PBl.  89  42). 
Von  dieser  Befugnis  vnrd  namentUch  dann  Gebrauch  gemacht 
werden,  wenn  auf  eingehende  oder  imter  Beweis  gestellte  Be- 
hauptungen eine  Erklärung  überhaupt  nicht  abgegeben  worden  ist 
(vergl.  RG.  PMZBl.  12  136;  vergl.  auch  Nr  2). 

b)  Anerkenntnis. 

16.  Beweiskraft.  Weil  den  Beteiligten  eine  für  die  Behörde  ver- 
bindhche  Einwirkung  auf  die  Entscheidung  nicht  zusteht,  hat  auch 
das  von  dem  BeUagten  abg^ebene  Anerkenntnis  des  Kl^e- 
anspruchs  nicht  die  Wirkung,  daß  die  Behörde  mit  Rücksicht  hier- 
auf ohne  jede  weitere  Prüfung  des  Sachverhalts  ein  auf  Nichtig- 
keitserklärung oder  Zurücknahme  lautendes  Urteil  erlassen  muß. 
Das  Anerkenntms  stellt  insbesondere  für  sich  einen  Nichtigkeits- 
grund  nicht  dar  (PA.  PMZBl.  1  247,  ZgR.  4  146;  Kohler  366; 
SeUgsohn  §  29  Nr.  13;  Isay  §  30  Nr.  4;  Allfeld  146  und  250; 
vergl.  PA.  G.  1  313,  314).  Ein  Anerkenntnisurteil  im  Sinne 
des  §  307  CPO.  ist  demnach  ausgeschlossen.  Es  steht  vielmehr 
in  dem  freien  Ermessen  der  Behörde,  ob  sie  gemäß  §  29  Abs.  2 
PatG.  sofort  nach  dem  Antrage  entscheiden  will,  oder  ob  Er- 
mittelungen anzuordnen  sind  (veigl.  §  29  Nr.  5a).  Daneben  kann 
das  Anerkenntnis  —  gleichwie  das  Zugeständnis  —  als  Beweis- 
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mittel  in  Betracht  kommen,  indem  die  Behörde,  gleichviel  ob  das 
Anerkenntnis  sofort  oder  erst  im  Verlaufe  des  Prozesses  abgegeben 
ist,  die  Befugnis  hat,  nach  freiem  Ermessen  zu  bestimmen,  ob 
und  welche  Beweiskraft  sie  dem  Anerkenntnis  beilegen  will.  Das 
Anerkenntnis  der  Nichtigkeit  hat  auch  nicht  zur  Folge,  daß  des- 
halb die  Nichtigkeitsklage  überflüssig  oder  unzulässig  wird  (PA. 
PMZBl.  12  36;  vergl.  §  28  Nr.  3). 

17.  Anerkenntnisurteil.  Gegen  die  Zulässigkeit  eines 
Anerkenntnisurteils  spricht  auch  die  Erwägung,  da&  damit 
ent^^en  der  Regel,  da&  die  Nichtigkeits-  und  ZurücknÜEdmie^ründe 
in  dem  Gesetze  erschöpfend  geordnet  sind,  das  Anerkenntnis  des 
Klageanspruchs  als  ein  besonderer  Nichtigkeits-  oder  Zu- 
rücknahmegrund  anerkannt  werden  würde,  indem  die  Behörde 
sowohl  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  sie  die  Klage  nicht  für 
begründet  hält,  als  auch  sogar  dann,  wenn  die  Klage  überhaupt 
nicht  begründet  oder  auf  keinen  gesetzlichen  Klagegrund  ge- 
stützt ist,  dem  Antrage  gemäß  erkennen  müßte  (vergl.  PA. 
PMZBl.  1  247,  ZgB.  4  146;  Schanze  in  ZgR.  8  13,  14).  Würde 
man  bei  dem  Antrage  auf  Teilnichtigkeitserklärung  oder 
Teilzurücknahme  ein  die  Behörde  bindendes  Anerkennüiis  zu- 
lassen, so  wäre  damit  den  Beteiligten  ein  Einfluß  auf  die  Formu- 
lierung des  Patentanspruchs  mit  der  Wirkung  eingeräumt, 
daß  ein  Patent  aufrecht  ernalten  werden  könnte,  auf  dessen  Elr- 
teilung  der  Patentinhaber  keinen  Anspruch  hatte  (PA.  PMZBl.  4 
101, 102;  Robolski  Th.  165;  Seligsohn  1 29  Nr.  13;  Isay  S  30  Nr.  4). 

18.  Bechtsyerbindlichkeit.  Die  Rechtsyerbindlichkeit 
des  Anerkenntnisses  kann  auch  nicht  aus  der  Erwägung  abge- 
leitet werden,  daß  der  Patentinhaber  jederzeit  zum  Verzichte 
auf  das  Patent  berechtigt  sei.  Dies  gilt,  was  die  Nichtigkeits- 
erklärung anlangt,  schon  um  deswillen,  weil  die  Wirkung  des  Ver- 
zichts eine  ganz  andere  als  diejenige  der  Nichtigkeitserkmruog  ist, 
indem  der  Verzicht  nur  für  die  Zukunft,  die  Nichtigkeitserklärung 
dagegen  auch  für  die  Vergangenheit  die  Wirkungen  der  Patent- 
erteilung aufhebt  (Kohler  366,  804;  SeUgsohn  §  29  Nr.  13;  Schanze 
in  ZgR.  3  14 ;  vei^l.  PA.  ZgR.  4  146).  Aber  auch  für  die  Zurück- 
nahmeklage kann,  obwohl  diese  ganz  wie  der  Verzicht  nur  für  die 
Zukunft  Wirkung  hat,  nichts  anderes  gelten  (Seligsohn  §  29  Nr.  13; 
anders  PA.  G.  6  280;  Kohler  847).  Denn  in  der  Befugnis  zum 
Verzichte  ist  nicht  das  Recht  enthalten,  die  Behörde  zu  einem 
Ausspruche  zu  zwingen,  zu  welchem  sie  nicht  verpflichtet  ist,  und 
welcher  nur  im  öffentUchen  Interesse  erfolgen  soll.  Allerdings  wird 
im  Zurücknahmeverfahren  das  Anerkenntnis  des  Klageanspruchs 
um  deswillen  regelmäßig  die  Zurücknahme  des  Patents  zur  Folge 
haben,  weil  der  Patentinhaber  damit  auf  die  Führung  des  ihm  ob- 
liegenden Beweises,  daß  er  seiner  Ausführungspmcht  nachge- 
kommen sei,  verzichtet  (Isay  §  30  Nr.  4;  vergl.  §  11  Nr.  79). 

19.  Anerkenntnis  beseitigt  nicht  den  Klageanspmeh.  Das 
Anerkenntnis  des  Klageanspruchs  oder  der  Ümstsoid,  daß  bei 
teilweiser  Anfechtung  des  Patents  der  Beklaffte  das  Patent  nur 
noch  in  beschränkterem  Umfange  geltend  macht,  beseitigt  dem- 
nach den  Anspruch  auf  Nichtigkeitserklärung  und  Zu- 
rücknahme nicht,  und  zwar  selbst  dann  nidit,  wenn  die  Klage 
zu  dem  Zwecke  erhoben  sein  sollte,  eine  Auslegung  des  Pat^its 
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im  Weffe  der  TeilnichtigkeitserklAruiig  zu  erhalten.  Denn  der 
Klfiger  hat  auch  in  diesem  Falle  ein  Recht  darauf,  daß  das  Patent, 
insofern  es  in  zu  weitem  Umfange  erteilt  ist,  förmlich  für  nichtig 
erklärt  werde  (R6.  Civ.  S  86,  86;  G.  8  236;  Köhler  374).  Dies  gilt 
im  Falle  der  Nichtigkeitsklage  um  so  mehr  um  deswillen,  als  nur 
durch  die  Nichtigkeitserklärung  die  Wirkungen  des  Patents  auch 
für  die  Vergangenheit  beseitigt  werden  (veii^I.  §  10  Nr.  47  ff.)- 

90.  Wirkung.  Es  kommt  auch  nicht  die  Vorschrift  des  §  93 
CPO.  zur  Anwendung,  wonach  dem  Elfiger  die  Prozefikosten  zur 
Last  fiaHen,  wenn  der  Beklagte  den  Klageanspruch  sofort  aner- 
kennt. Die  einzige  Wirkung,  welche  das  Anerkenntnis,  abgesehen 
von  seiner  bereits  erörterten  Beweiskraft,  hat,  kann  nur  darin 
bestehen,  daß  dasselbe  unter  gewissen  Voraussetzungen  nach  bürger- 
lichem Recht  persönliche  Verpflichtungen  des  Patentinhabers 
dem  gegenüber  befindet,  welchem  das  Anerkenntnis  abgegeben 
ist,  z.  B.  unter  Umständen  die  Veipflichtung  der  Nichtgeltend- 
maichung  des  Patentschutzes  (Kohler366).  Ob  die  Absicht  bei  Ab- 
gabe des  Anerkenntnisses  auf  die  Übernahme  einer  solchen  Ver- 
bindlichkeit gerichtet  gewesen  ist,  ist  nach  Lage  des  einzehien 
Falles  zu  beiui^eilen. 

V.  Beweis. 

a)  Beweiserhebung. 

21.  Freies  Bnnesseii.  Darüber,  ob  und  über  welche  Tatsachen 
eine  Beweisaufiiahme  stattzufinden  habe,  hat  die  Behörde  nach 
freiem  Ermessen  zu  entscheiden,  ohne  an  irgend  welche  Be- 
weisregehi  oder  an  Anträge  oder  Erklärungen  der  Betdligten  ge- 
bunden zu  sein  (B6.  G.  1  96,  97).  Es  können  daher  Tatsachen 
ohne  Beweisau&iahme  als  erwiesen  angesehen  werden,  wenn  deren 
Richtigkeit  bei  der  Behörde  notorisch,  d.  h.  derselben  aus  ihrer 
sonstigen  Amtstätigkeit  bekannt  ist.  Von  einer  Beweisauf- 
nahme kann  auch  abgesehen  werden,  wenn  schon  in  einem 
anderen  Verfal^ren  über  die  streitigen  Punkte  Beweis  erhoben  ist» 
und  nicht  anzunehmen  ist,  daß  eine  wiederholte  Beweiserhebung 
zu  einem  anderen  Resultate  führen  werde  (veigl.  R6.  G.  5  83). 
Hat  in  demselben  Prozesse  bereits  eine  Beweiserhebung  stat^e- 
funden,  so  kann  die  Behörde  weitere  Beweisanträge  über  dieselben 
Punkte  ablehnen,  wenn  sie  der  Ansicht  ist,  daß  das  E^ebnis  der 
weiteren  Beweisaufiiahme  ohne  Einfluß  auf  die  Entscheidung  sein 
würde  (R6.  G.  8  866;  G.  9  361).  Von  der  durch  eine  Partei  bean- 
tragten Beweisaufnahme  kann  gemäß  §§  379  und  402  CPO.  sowie 
gemäß  §  84  des  Gerichtskostengesetzes  überhaupt  Abstand  ge- 
nommen werden,  wenn  ein  von  der  Behörde  eingeforderter  Eosten- 
Yorschuß  nicht  eingezahlt  ist  (RG.  PMZBl.  10  171;  PMZBl.  12  221; 
veigL  §  31  Nr.  6).  Auch  über  die  Beurteilung  des  Ergebnisses 
der  Beweisau&ahme  entscheidet  das  freie  Ermessen,  d.  h.  es  gilt 
das  System  der  freien  Beweiswürdigung. 

82«  Zeugen  und  SaehyerstSndige.  Die  Vernehmung  von 
Zeugen  kann  abgelehnt  werden,  wenn  die  Zeugen  an  dem  Aus- 
gange des  Prozesses  derart  interessiert  sind,  daß  ihre  Aussagen 
m  keinem  FaUe  auf  Glaubhaftigkeit  Anspruch  erheben  können 
(veigL  PA.  G.  1  186).  Dem  Antrage  auf  Vernehmung  eines  Sach- 
verständigen braucht  nicht  entsprochen  zu  werden,  wenn  die 
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Behörde  sich  selbst  zur  Beurteilung  des  Falles  fOr  genögend 
sachverständig  hält,  oder  wenn  das  Patentamt  in  seinem  Urtdl  die 
technische  Ira^e  b^utachtet  hat  und  weder  sachliche  Gründe 
gegen  das  Urteil  des  Patentamts  geltend  gemadit  sind  noch  an- 
zunehmen ist,  daß  dem  vorgeschlagenen  Sachverständigen  ein 
höheres  Maß  von  Sachkunde  beiwohne  als  den  Mitgliedern  des 
Patentamts  (B6.  6. 1  301).  Die  Behörde  hat  auch  zu  beurteilen,  ob 
und  welche  Glaubwürdigkeit  den  vernommenen  Zeugen  beizu- 
messen ist  (veigl.  RG.  G.  5  82). 

28.  Unbestimmte  Angaben.  Wird  eine  Beweiserhebung  seitens 
der  Beteiligten  beantrag  so  sind  die  Tatsachen,  über  welche  die 
Beweisau&iahme  stattfinden  soll,  genau  anzugeben,  damit  ihre 
Erheblichkeit  geprüft  werden  kann.  Über  ganz  unbestimmte  An- 
gaben kann  eine  Beweiserhebung  nicht  stattfinden.  Es  ist  daher 
unzulässig,  Zeugen  über  nicht  näher  bezeichnete  Tatsachen  zu 
vernehmen,  z.  n,  2^ugen  darüber  zu  hören,  ob  eine  offenkundige 
Benutzung  stattgefunden  hat,  ohne  da§  die  Tatsachen,  aus  welchen 
auf  die  Benutzung  geschlossen  werden  soll,  angegeben  sind  (PA. 
G.  9  210;  RG.  G.  2  210;  G.  4  231  ff.). 

b)  Beweisaufnahme. 

24.  Yerfahren.  Die  Beweisaufnahme  findet  entweder  vor 
der  Behörde,  oder  vor  einem  Mitgliede  derselben^  oder  vor 
einem  darum  ersuchten  Amtsgerichte,  oder,  wenn  sie  im  Aus- 
lande erfolgen  soll,  vor  der  dtäür  zuständigen  Behörde  statt. 
Beweiserhebungen,  welche  durch  das  Reichsgericht  angeordnet 
sind,  können  durch  Vermittlung  des  Patentamts  erfolgen  (VO. 
6/12.916  6).  Die  Zuziehung  eines  beeidigten  Protokollführers 
zu  den  Beweisverhandlungen  ist  in  dem  Gesetze  vorgescdbiieben; 
die  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  hat  die  Wirkungslosigkeit 
der  Beweisverhandlun^  zur  Folge  (Selig^ohn  §  90  Nr.  4).  Dies 
gilt  von  sämtlichen  m  dem  Nichtigkeits-  oder  Zurücknahme- 
ver&hren  stattfindenden  Beweisaufnahmen,  also  auch  von  d«i- 
jenigen,  welche  von  Amtswegen  als  eine  zur  Aufklärung  der 
Sache  erforderliche  Verfügung  angeordnet  werden  (Seligsohn  8.  Aufl. 
§  30  Nr.  4). 

25.  BeweisbesoUuft;  BeweisauJBnahme  vor  dem  Y erhandlui»- 
termin.  Es  steht  in  dem  freien  Ermessen  der  Behörde,  in  welcher 
Weise  die  Beweisau&ahme  angeordnet  werden  soll.  Dies  kann 
durch  besonderen  Beweisbeschlui  geschehen,  aber  auch  ohne 
dies,  indem  ohne  form-ellen  Beschluß  sofort  in  die  Beweis- 
aufiiahme  eingetreten  wird  (veigl.  dagegen  Allfeld  264).  Namentlich 
ist  der  Erlaß  eines  Beweisbescmusses  nicht  erforderlich,  wenn  die 
Beweismittel  —  sei  es  auf  Anordnung  der  Behörde  oder  auf  Ver- 
anlassunff  der  Beteiligten  —  sogleich  zur  Stelle  sind  (Damme  PR. 
480).  Jedoch  ist  die  Kegel,  daß  ein  Beweisbeschlufi  erlassen  wird. 
Der  Beweisbeschlufi  ist  nicht  mit  Beschwerde  anfechtbar  (vergl. 

?16  Nr.  27).  Die  Beweisau&ahme  kann  auch  schon  vor  dem  Ver- 
andlungstermine  angeordnet  werden  underfol^n;  meist  wird 
indessen  erst  nach  dem  mündlichen  Parteivortrage  m  dem  Termine 
Beweis  beschlossen  und  au&enommen  (Robolsb  Th.  161;  Selig- 
sohn §  80  Nr.  2 ;  Isay  §  30  Nr.  7 ;  vergl.  Damme  PR.  480). 
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S5a.  Reehty  der  Beweisaufiiahme  beteuwohnen.  Den  Be 
tefligten  steht  das  Recht  zu,  der  Beweisaufnahme  beizu 
wohnen;  dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  richterliche  Augen 
schein  in  der  Fabrik  einer  Partei  eingenommen  wird  (PA.  PMZBl 
9  187;  Teigl.  dagegen  Damme  PB.  482).  Allerdings  ist  bei  Ein 
nähme  des  richterlichen  Augenscheins  darauf  zu  achten^  dafi  etwaige 
Gesch&ft^Reheimnisse  möglichst  gewahrt  bleiben;  (vergl.  Kohler 
868;  Köhler  in  Z^.  4  843).  Entsprechendes  gilt  für  den 
Fall,  daß  eine  Besichtigung  durch  Sachverständige  in  der 
Fabrik  eines  Beteiligten  erfolgen  soll  (vergl.  auch  !Nr.  SO).  In- 
dessen besteht  andererseits  nicht  eine  Verpflichtung  der  Be- 
teiligten, dem  Gegner  oder  dessen  Bevollmächtigten  oder  Sach- 
verständigen den  Zutritt  zu  ihren  Fabrikräumen  zu  gestatten. 
Wird  der  Zutritt  verweigert,  so  hat  die  Behörde  zu  ent- 
scheiden, ob  die  Besichtigung  doch  stattzufinden  oder  zu  unter- 
bleiben hat  Findet  die  ^besichtigung  statt,  so  müssen  dabei  die 
Interessen  des  von  dem  Zutritt  ausgeschlossenen  Beteiligten  in 
weitgehendster  Weise  gewahrt  werden  (Damme  PR.  482). 

86.  Terflahren  cur  Sicherung  des  Beweises.  Auch  ein  Ver- 
fahren zur  Sicherung  des  Beweises  kann  in  entsprechender 
Anwendung  der  Vorschriften  der  ^  485ff.  CPO.  von  der  Behörde 
dann  angeordnet  werden,  wenn  die  Besorgnis  gerechtfertigt  ist, 
daß  ein  Beweismittel  verloren  gehen  oder  die  Benutzung 
desselben  erschwert  sein  wird  (Kohler  880  und  868;  Seli^- 
sohn  Abschnitt  DI  Nr.  5).  Für  eine  derartige  Ma&r^el  besteht  em 
BedQr&iis.  weil  die  Beteiligten,  da  es  sich  nicht  um  eine  bürger- 
liche Recntsstreitigkeit  handelt,  sich  nicht  mit  dem  Antrage  auf 
Sldierung  des  Beweises  unmittelbar  an  das  ordentliche  Gericht 
wenden  Können. 

c)  Beweismittel. 
a)  Allgemeines. 

87.  ZalBssige  Beweismittel.  Als  Beweismittel  können  im 
Niditigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  alle  diejenigen  ^ttel 
dienen,  welche  ihrer  Natur  nach  dazu  geeignet  smd,  die  Über- 
zeugung der  Behörde  von  der  Wahrheit  einer  im  Verfahren  be- 
haupteten oder  erörterten  Tatsache  zu  begründen.  Daß  die  Behörde 
zurB^iutzun^  solcher  Beweismittel  berechtigt  ist,  ergibt  sich  aus 
deren  Befugnis,  die  zur  Aufklärung  der  Sache  erforderUchen  Ver- 
fügungen zu  treffen.  Daraus  folgt,  da&,  wiewohl  in  §  SO  PatG. 
nur  Zeugen  und  Sachverständige  als  Beweismittel  erwähnt  sind, 
die  Behörde  keineswegs  auf  diese  Beweise  beschränkt  ist.  Es  sind 
daher  im  allgemeinen  die  im  Zivilprozesse  statthaften  Be- 
weismittel zulässig,  sofern  sich  nicht  aus  der  besonderen  Natur 
des  verwaltungsgerichtlichen  Verfohrens  anderes  eigibt. 

ß)  Urkunden. 

88.  Beweiskraft.  Der  Beweis  durch  Urkunden  ist  statthaft 
(PA.  G.  1  882;  Kohler  I  Nr.  402;  Robolski  in  PBl.  89  27;  Robolski 
K.  I  28  Nr.  1;  Isay  §  80  Nr.  12;  Allfeld  264).  Für  den  Ur- 
kundenbeweis  gelten  entsprechend  die  Vorschriften  der  Zivil- 
prozeßordnung, da  die  Beweiskraft  von  Urkunden  deren  Be« 
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schaffenheit  nach  im  verwaltungsgerichtlichen  Yerfiahreii  die  gleiche 
sein  muß  wie  im  iUvilprozesse  (vergl.  Seligsohn  §  80  Nr.  8;  vergL 
dagegen  auch  Allfeld  266,  266).  öffentliche  Urkunden  liefern 
hiemach  vollen  Beweis,  sdlerdings  vorbehaltlich  des  G^en- 
beweises  (§§  416,  417,  418  CPO.).  Privaturkunden  sind  da- 
gegen nur  dann  beweiskräftig,  wenn  ihre  Echtheit  entweder  un- 
bestritten oder  bewiesen  ist  (4§  416,  439  CPO. ;  Kohler  I  Nr.  420). 
Der  Beweis  der  Echtheit  kann  durch  Zeugen,  Sachverständige 
und  Schriftveigleichung,  nicht  aber  —  entsprechend  den  später 
zu  erörternden  Regem  über  Parteieid  —  durch  Eid  geführt 
werden  (veigl.  Nr.  31). 

29.  Yorlegiuig  und  Yorlerangspflieht.  Der  Urkunden- 
beweis wird  angetreten  durch  Vorlegung  der  Urkunde  (§  420 
CPO.),  oder  wenn  die  Urkunde  im  Besitze  einer  Öffentlichen  Be- 
hörde oder  eines  Offenthchen  Beamten  ist,  durch  den  Antrag,  die 
Behörde  oder  den  Beamten  um  die  Mitteilung  der  Urkunde  zu 
ersuchen.  Die  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung  über  die  Vor- 
legungspflicht des  Gregners  (§§  421  ff.  CPO.)  sind  indessen, 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  das  zur  Erzwingung  dieser  Ver- 
pflichtung angeordnete  Verfahren,  nicht  anwendbar  (anders  Selig- 
sohn §  §}  Nr.  8).  Die  Behörde  ist  allerdings  wegen  ihrer  all- 
gemeinen Aufklärungsbefugnjs  berechtigt,  festzustellen,  oder  die 
Abgabe  einer  Erklärung  darüber  zu  verlangen,  ob  eine  Partei  im 
Besitze  einer  Urkxmde  ist,  und  bejahendenfalls  die  Vorlegung  d^ 
Urkunde  zu  fordern.  Die  Behörde  darf  auch,  wenn  die  Abgabe 
einer  Erklärung  über  den  Besitz  der  Urkunde  oder  die  Vorlegung 
verweigert  wird,  ihre  Schlüsse  hieraus  nach  freiem  Ermessen 
ziehen;  an  irgend  welche  Beweisregeln  ist  die  Behörde  dabei  nicht 
gebunden,  sie  darf  auch  nicht  die  Leistung  des  Editionseides  ver- 
langen (Kohler  830).  Besteht  eine  Vorlegungspflicht  nach  bürger- 
lichem Kecht,  so  kann  die  Behörde  dem  Beweisführer  Gelegen- 
heit geben,  im  Wege  der  Zivilklage  zunächst  die  Vorlegung  der 
Urkunde  zu  erzwingen;  sie  kann  zu  diesem  Zwecke  eme  Frist 
gewähren  oder  das  Verfahren  aussetzen.  Wann  eine  Vorlwungs- 
pflicht  nach  büigerlichem  Recht  begründet  ist,  eigibt  sich  aus 
I  810  BGB.  (Kohler  829,  830). 

Y)  Augenschein  und  Eid. 

80.  Augenschein.  Auch  richterUcher  Augenschein  (§  144  CPO.) 
ist  ein  zulässiges  Beweismittel  (PA.  PMZBl.  9  187;  Köhler  826, 
827;  Robolski  m  PBl.  89  27;  Rx)bolski  K.  §  28  Nr.  1;  SeUgsohn 
§  30  Nr.  8;  Isay  §  30  Nr.  12;  Allfeld  264;  vergl.  RG.  JW.  96 
251,  262).  Die  Augenscheineinnahme  kann  Besichtigungen  und 
Vorführungen  in  Fabriken  betreffen;  sind  diese  außerhalb  Berlins 
gelegen,  so  wird  dem  Antrage  auf  Besichtigung  an  Ort  und  Stelle 
m  der  Regel  nur  dann  stattgegeben,  wenn  der  Antragsteller  die 
Kosten  der  Entsendung  einer  Kommission  des  Patentamts,  welche 
in  der  Regel  aus  einzelnen  MitgUedem,  in  wichtigen  Fällen  aber 
auch  aus  der  ganzen  Abteilung  besteht,  trägt  bezw.  vorl^  (PA. 
Ber.  186).  Anträge  auf  Vorfühnmgen  im  Auslande  werden  nadi 
der  Praxis  des  Patentamts  grundsätadich  abgelehnt,  da  das  Patent- 
amt zur  Vornahme  von  Amtshandlungen  im  Auslande  nicht  befugt 
ist  (PA.  Ber.  187).    Doch  wäre  es  denkbar,  daß  in  besonders  ge- 
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lagerten  FäUen  eine  Augenscheineinnahme  durch  eine  ausländische 
Behörde  anzuordnen  ist.  Das  Recht,  der  Augenscheineinnahme 
oder  der  Besichtigung  durch  Sachverständige  beizuwohnen,  ist 
den  Beteiligten  für  £e  Regel  zuzubilligen  (vergl.  Nr.  25  a). 

81.  Eid.  Dagegen  ist  der  Parteieid  als  Beweismittel  nicht 
zugelassen,  und  zwar  weder  als  zugeschobener  noch  als  richter« 
lieber  Eid.  Wegen  der  formalen  und  von  dem  Parteiwillen  ab- 
hängigen Bedeutung  des  Beweises  durch  Eidesleistung  pafit  dieses 
Beweismittel  nicht  in  das  verwaltungsgerichtliche  Verfahren,  in 
welchem  den  Beteiligten  eine  YerfQgung  über  den  Prozeßstoff  nicht 
zusteht  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  B).  Überdies  besteht  das  Be- 
deidcen,  da6  bei  den  den  Gegenstand  eines  Patentstreites  bildenden 
tatsächlichen  Fragen  es  sich  meist  nicht  allein  um  bloße  Tatsachen, 
sondern  auch  um  Schluifol^erungen  handelt,  deren  auf  einseitigen 
Auffassungen  beruhende  eidUche  Bekräftigung  nicht  zur  Klärung 
der  Sachl^e  beitragen  kann  (PA.  G.  1  330ff.;  G.  8  262;  BG.  G.  4 
102;  Köhler  773  und  829;  Robolski  in  PBl.  89  27;  RobolsU  K. 
§  28  Nr.  1;  Seligsohn  §  28  Nr.  11;  Landgraf  §  30  Nr.  1;  Rosen- 
thal §  29  Nr.  15;  Isay  §  30  Nr.  12;  Allfeld  266;  anders  Kloster- 
mann K.  §  29  Nr.  4). 

d)  Zeugen  und  Sachverständige. 

SS.  Allgemeine  Torsehriften.  Auf  die  Vernehmung  von  Zeugen 
und  Sachverständigen  finden  die  Vorschriften  der  §§  373  ff.  der 
Zivilprozefiordnunff  entsprechende  Anwendung.  Die  Ver- 
nehmung^ kann  entweder  vor  der  im  patentamtUchen  Verfahren 
entscheidenden  Behörde  oder  vor  einem  oder  mehreren  damit 
beauftragten  Mitgliedern  derselben,  oder  durch  Ersuchen  des 
zuständigen  Amtsgerichts  oder  der  zuständigen  ausländischen 
Behörde  stattfinden.  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  erfolg 
die  Vernehmung  tunhchst  vor  dem  Patentamte  selbst,  sofern  die 
zu  vernehmenden  Personen  am  Sitze  des  Patentamts  oder  in 
dessen  Nähe  wohnen,  oder  ihr  Erscheinen  von  entfernter  gelegenen 
Orten  nicht  mit  besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  oder 
wenn  das  Erscheinen  von  den  Beteiligten  unter  Übernahme  der 
Mehrkosten  gewünscht  wird  (PA.  Ber.  186;  Stephan-Schmid  41,  42). 
Zeugen  sind  in  der  Regel  eidlich  und  nur  in  den  gesetzlichen 
Ausnahmefällen  uneidlich  zu  vernehmen.  Zu  dengemäfi§  393 
Nr.  4  CPO.  uneidlich  zu  vernehmenden,  unmittelbar  an  dem 
Ausgange  des  Recht»itreits  beteiligten  Zeugen  gehören  nur  solche 
Personen,  deren  Rechts-  oder  Pflichtenkreis  durch  den  Ausgang 
des  Rechtsstreits  beeinflußt  wird,  nicht  dagegen  solche  Personen, 
die  nur  ein  fiüi:tisches  wirtschaftliches  Interesse  haben  (RG.  Civ. 
40  376).  Demnach  sind  Konkiurenten  der  Beteiligten  zu  ver- 
eidigen, ebenso  der  Nebenintervenient,  welcher  nicht  Streit- 
genosse ist;  nicht  zu  vereidigen  sind  dagegen  der  streitgenös- 
sische  Nebenintervenient  und  der  Gemeinschuldner  im  Prozesse 
des  Konkursverwalters  (vergl.  Seligsohn  §  30  Nr.  3).  Die  Ab- 
nahme des  Eides  geschieht,  wenn  die  Vemehmu^o;  vor  dem 
Patentamte  erfolgt,  durch  dieses  (PA.  G.  1  333).  Verzicht  auf 
die  Beeidigung  ist  gemäß  §§  391  und  410  CPO.  statthaft.  Dem 
Patentamt  steht  es  —  anders  als  im  Erteilungsver£ahren  —  nicht 
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zu,  von  den  Bestimmungen  der  Zivilprozeßordnung  abzuweichen 
(vergl.  §  25  Nr.  5). 

S8.  Partei,  Nebeninterreiiieiit  und  Yertreter  als  ZeuM.    Die 

Parteien,  d.  h.  der  oder  die  Klfiger  und  der  oder  die  Beklagten, 
können  nicht  als  Zeugen  vernommen  werden,  und  zwar  seihst  oann 
nicht,  wenn  der  Rechtsstreit  auf  eine  allein  von  einem  Neben- 
intervenienten  eingelegte  Berufung  noch  anhängig  ist,  da  der 
Nebenintervenient  nur  die  Rechte  der  Haupipartei  v^tritt  (RG.  6. 8 
346,  847;  vergl.  §  28  Nr.  64).  Streitgenossen  können  nidit 
Zeugen  sein,  selbst  wenn  die  Streitgenossenschaft  lediglich  infolge 
einer  durch  das  Gericht  angeordneten  Elagenverbindimg  eingetreten 
ist  (vergl.  Seligsohn  8.  Aufl.  §  30  Nr.  8;  ver^l.  auch  f  28  Nr.  71). 
Die  Zeugenvernehmung  der  wirklichen  Partei  kami  nicht  daduroi 
herbeigeführt  werden,  daß  eine  andere  Person  als  EUger  vor- 
geschoben wird  (Allfeld  256;  vera^l.  §  28  Nr.  46).  Der  Neben- 
intervenient kann  dagegen  als  Zeuge  vernommen  werden  (Sdig- 
sohn  8.  Aufl.  §  30  Nr.  8;  vergl.  §  28  Nr.  64;  anders  Kohler  827). 
Den  Parteien  stehen  deren  gesetzhche  Vertreter  gleich;  der 
gemfti  §  12  PatG.  bestellte  Vertreter  kann  dagegen,  da  er  nicht 
gesetzlicher  Vertreter  ist,  als  Zeuge  vernommen  werden,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  er  den  Prozeß  für  seinen  VoUmach^eber 
führt  (veigl.  §  12  Nr.  13  und  27). 

84.  SaohverstSndige  als  Beweismittel  und  als  Berater  des  Cre- 
riehts.  Die  Sachverständigen,  welche  als  Beweismittel 
dienen,  sind  zu  unterscheiden  von  denjenigen  Sachverständigen, 
welche  als  Berater  der  Behörde  zu  den  Verhandlungen  und 
zu  der  Beratung  zugezogen  werden  können  (PA.  M.  5  16;  vergL 
§  14  Nr.  9).  Die  als  Beweismittel  dienenden  Sachverständigen 
sind,  sofern  nicht  auf  deren  Vereidigung  verzichtet  wird,  eidndi 
zu  vernehmen;  die  als  Berater  zugezogenen  Sachverständigen  sind 
dagegen  nicht  zu  vereidigen.  Eine  Ablehnung  der  als  Beweis- 
mittel dienenden  Sachverstäudigen  kann  gemäß  der  zivilprozessualen 
Bestimmungen,  insbesondere  w^en  Besorgnis  der  Befangenheit, 
stattfinden.  Die  näheren  Ausführungen  hierüber  finden  sich 
an  anderer  Stelle  (vergl.  §  4  Nr.  428).  Dagegen  findet  eine  Ab- 
lehnung der  als  Berater  zugezogenen  Sachverständigen  nicht  statt; 
ebensowenig  steht  den  Beteiligten  das  Recht  zu,  ihrer  Vernehmung 
beizuwohnen  (vergl.  §  14  Nr.  9). 

36.  Verweigerung  der  Aussage  und  des  Gutachtens.  Über 
das  Recht  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  oder  des  Gut- 
achtens trifft  die  Zivilprozeßordnung  Bestimmungen.  Zur  Zeugnis- 
verweigerung berechtigt  sind  insbesondere  gemäß  §  383  Abs.  5 
CPO.  außer  den  Rechtsanwälten  und  deren  Angestellten 
auch  die  Patentanwälte  und  deren  Angestellte  (Seligsohn 
3.  Aufl.  §  30  Nr.  3).  Über  die  Berechtigung  einer  Verweigerung  der 
Aussage  oder  des  Gutachtens  entscheidet  die  Behörde,  welche 
die  Vernehmung  angeordnet  hat  (Kohler  827;  Seligsohn  §  30  Nr.  3). 
Über  die  Weigerung  des  Zeugnisses  oder  des  Gutachtens  ist  durch 
Beschluß  zu  entscheiden  (Konler  773).  G^en  den  Beschluß  des 
Patentamts  findet  die  sofortige  Besenwerde  statt  (veigL 
§  16  Nr.  32).  Über  die  Festsetzung  der  Strafen  g^en  2ieugen 
und  Sachverständige  wegen  Verweigerung  der  Aussage  und 
wegen  Nichterscheinens  trifft  §  32  Pau7.  Bestimmung. 
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VI.  Unterbrdchmig  und  Auasetsniig  des  VerfJEOireziB« 

96.  Tod  9  Yerlust  der  ProzeUiUiigkeit  und  KonkorEU  Eine 
Unterbrechung  bezw.  eine  Aussetzung  des  Verfahrens  tritt 

femU  ^  239ff.  CPO.  ein  bei  Tod  oder  Yerlust  der  Prozeg- 
fthigkeit  einer  Partei,  sowie  bei  Tod  oder  Verlust  der  Ver- 
tretungsbefugnis eines  gesetzlichen  Vertreters;  die  Aufnahme  des 
Verfahrens  geschieht  dann  gemfti  den  Yorsdiriften  der  Zivilprozeß- 
ordnung, die  der  Natur  des  patentamtlichen  Verfahrens  ent- 
rorechend  zu  modifizieren  sind  (Kohler  807;  Robolski  Th.  166; 
Seligsohn  §  29  Nr.  8;  AUfeld  261;  Damme  PR.  478;  vergL  RG. 
6.  8  186;  vergl.  auch  §  28  Nr.  41  ff.).  Dem  Tode  einer  physischen 
Person  steht  die  Auflösung  emer  juristischen  Person  oder 
einer  Gresellschaft  gleich,  wenn  bei  dieser  Auflösung  eine 
Liquidation  nicht  stattfindet.  Daher  ist  die  Aussetzung  aodi 
dann  zu  bewilligen,  wenn  die  Vereinigung  einer  Gesellschaft  mit 
einer  anderen  dergestalt  stattgefunden  hat,  daß  das  gesamte  Ver- 
m^en  auf  diese  andere  Gesellschaft  übertaragen  worden  ist  (RG. 
J W.  04  119,  120).  Dagegen  ist  es  auf  die  Fortsetzung  des  Ver- 
fahrens ohne  Einfluß,  wenn  bei  der  Auflösung  eine  Liquidation 
eintritt,  da  während  des  Liquidationsstadiums  diejuristisdie  Person 
oder  Gesellschaft  als  solche  fortbesteht.  Der  Konkurs  des  Be- 
klagten zieht  ffleichfalls  die  Unterbrediung  des  Ver&hrens  nach 
sich,  während  der  Eonkurs  des  Elägm  ohne  Einfluß  ist,  d.  h.  keine 
Unterbrechung  zur  Folge  hat  (RG.  PMZßl.  11 184, 185;  vergl.  §  28 
Nr.  44;  vergl.  dagegen  auch  BG.  PMZBl.  6  264).  Der  Eonkurs- 
verwalter des  Beklagten  kann  das  Verfahren  aufnehmen;  er  kann 
auch  auf  das  Patent  verzichten  (Eohler  807 ;  vergl.  Damme  PR.  478). 
Im  Falle  des  Todes  einer  Partei  wird  das  Verfahren  bis  zu  dessen 
Aufnahme  durch  die  Rechtsnachfolger  imterbrochen.  Ist  der  Ver- 
storbene durch  einen  Bevollmächtigten,  insbesondere  durch  einen 
gemäfi  §  12  PatG.  bestellten  inländischen  Vertreter  vertreten,  so 
nriu£  die  Aussetzung  des  Verfahrens  auf  Antrag  erfolgen.  Das 
Patentamt  setzt  im  Falle  der  Unterbrechung  oder  Aussetzung  den 
Rechtsnachfolgern  eine  Frist  zur  Erklärung  mit  der  Androhung,  daß 
im  Falle  der  Nichterklärung  das  Verfahren  ohne  die  Rechtsnachfolger 
fortgesetzt,  auch  angenommen  werden  könne,  daß  die  Elage  bezw. 
der  Widerspruch  des  Beklagten  zurückgenommen  sei;  im  letzteren 
Falle  kann  aemnach,  sofern  die  Elage  an  sich  begründet  erscheint, 
ohne  weiteres  nach  dem  Elageantrage  erkannt  werden.  Im  Falle 
des  Eonkurses  des  Beklagten  wird  das  Verfahren  bis  zur  Auf- 
nahme durch  den  Eonkursverwalter  ausgesetzt;  auch  in  diesem 
Falle  wird  eine  Frist  gesetzt  unter  der  Androhung,  dai&  bei  Nicht- 
erklärung die  Rücknahme  des  Widerspruchs  angenommen  werden 
könne  (Robolski  in  PBl.  89  62;  vei^l.  §  28  Nr.  42  und  63).  Treten 
die  Rechtsnachfolger  sogleich  in  den  Prozeß  ein,  so  findet  eine 
Aussetzung  des  Verfahrens  nicht  statt  (RG.  JW.  06  207). 

87.  Aussetzung  auf  Antrag.  Die  Behörde  ist  nicht  verpflichtet, 
einem  gemeinschaftlichen  Antrag  der  Beteihgten  auf  Aus- 
setzung stattzugeben ;  jedoch  ist  sie  hierzu  berechtig  (vergl.  Selig- 
sohn §  29  Nr.  8;  anders  Eohler  804  und  817;  vergl.  PA.  FtäZBl  6 
18).  Auf  einseitigen  Antrag  kann  das  Gericht  das  Verfahren 
aussetzen,  um  einem  Beweisführer  Gelegenheit  zu  geben,  die  Vor- 
legung einer  Beweisurkimde  durch  Zivilklage  zu  erzwingen  (vergl. 
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Nr.  29).  Überhaupt  kann  wegen  ausreichender  Gründe  eine  Aus- 
setzung auf  Antrag  stattfinden. 

88.  Aussetzunir  gemäft  §  148  CPO.  Sonst  findet  die  Vor- 
schrift des  §  148  UPO.  entsprechende  Anwendung,  wonach  das 
Gericht,  wenn  die  Entscheidung  des  Rechtsstreits  gpanz  oder  zum 
Teil  von  dem  Bestehen  eines  Rechtsverhältnisses  ab- 
hängt, welches  den  Gegenstand  eines  anderen  anhängigen  Rechts- 
streite bildet,  anordnen  kann,  daß  die  Verhandlung  bis  zur  Er- 
ledigung des  anderen  Rechtsstreits  auszusetzen  sei  (Isay 
I  80  Nr.  17;  Allfeld  252).  Es  besteht  hiemach  die  MögUchkeit, 
die  Verhandlung  einer  auf  §  10  Nr.  3  PatG.  gegründeten  Nichtig- 
keitsklage bis  ziu*  Entscheidung  eines  büiigerlichen  Rechtsstreits 
auszusetzen,  wenn  in  diesem  darüber  entschieden  wird,  ob  der 
Kläger  als  Inhaber  des  Erfinderrechts  und  demnach  als  Verletzter 
anzusehen  ist,  oder  wenn  der  Streit  sich  um  die  Rechtsgiltig- 
keit  der  Einwilligung  in  die  Entnahme  dreht  (veig].  §  3 
Nr.  108).  Dagegen  genügt  der  Umstand,  daj&  eine  andere  gegen 
dasselbe  Patent  gerichtete  Nichtigkeitsklage  anhängig 
ist,  nicht,  um  deswegen  die  Verhandlung  einer  si)äter  erhobenen 
Nichtigkeitsklage  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  der  erst- 
angestellten Klage  auszusetzen,  zumal  wenn  das  Material  in  beiden 
Klagen  nicht  das  gleiche  ist;  denn,  da  nichts  der  gleichzeitigen 
Verhandlung  mehrerer  Nichtigkeitsklagen  entgegensteht,  so  ist 
die  Entscheidung  der  einen  Klage  von  der  in  dem  anderen  Ver- 
fahren ergehenden  Entscheidung  nicht  abhängig  im  Sinne  des 
§  148  CPO.  Es  liegt  vielmehr,  wenn  in  einer  anderen  Klage  die 
Vernichtung  rechtskräftig  ausgesprochen  wird,  lediglich  der  Fall 
vor,  daß  damit  die  sonst  noch  anhängigen  Klagen  gegenstandslos 
werden  (PA.  PAfZBl.  6  18;  ver^l.  d^egen  auch  Allfeld  262). 
Ebensowenig  ist  es,  wenn  Nichtigkeitsklage  und  Zurücknahme- 
klage gegen  dasselbe  Patent  gleichzeitig  angestellt  sind,  nOtig,  die 
Zurücknahmeklaffe  bis  zur  Entscheidung  der  Nichtigkeitsklage  aus- 
zusetzen (veigl.  §  28  Nr.  69). 

38.  Beschluft  und  Beschwerde.  Über  die  Unterbrechung  und 
die  Aussetzung  ist,  wenn  Streit  hierüber  unter  den  Beteiligten  be- 
steht, durch  Beschluß  zu  entscheiden.  Zuständig  für  den  Be- 
schluß ist  die  Behörde,  bei  welcher  der  Rechtsstreit  anhängig  ist 
Hat  das  Verfahren  erster  Instanz  sein  Ende  erreicht,  welcher  Fall 
mit  Zustellung  der  erstinstanzlichen  Entscheidung  eintritt,  so  hat 
das  Reich^encht  zu  entscheiden  (vergl.  RG.  JW.  05  373).  Gegen 
den  Beschluß  findet  gemäß  §  16  PatG.  die  an  keine  Frist  ge- 
bundene Beschwerde  statt  (vergl.  §  16  Nr.  26). 

vn.  Upteü. 

a)  Allgemeines. 

40«  Erlab  des  Urteils.  Das  Urteil,  welches  in  dem  Gesetze  mit 
dem  allgemeinen  Ausdruck  ,,  Entscheidung"  bezeichnet  ist,  wird  er- 
lassen, wenn  nach  Ansicht  der  Behörde  die  Sache  zur  Ent- 
scheidung reif  ist.  Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  den  Beteiligten 
Gelegenheit  gegeben  worden  ist,  ihr  gesamtes  Material  an  Tat- 
sachen und  Beweisen,  soweit  diese  gesetzhch  zugelassen  bezw. 
nach  Ansicht  der  Behörde  zuzulassen  sind,  vorzutragen,  und  wenn 
auch  diejenigen  Beweise,  welche  von  Amts  wegen  berücksichtigt 
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wurden,  erschöpft  sind.  Es  ist  demnach  Sache  der  Beteiligten, 
rechtzeitig  fOr  aie  Beschaffung  des  Matenals,  auf  dessen  Berück- 
siditigung  sie  Wert  legen,  zu  sorgen.  Ist  ihnen  die  rechtzeitige 
Beschaffiuiff  nicht  gelungen,  so  hängt  es  von  dem  freien  Ermessen 
der  Behörde  ab,  ob  der  Erlaß  des  Urteils  noch  hinausgeschoben 
und  einem  Beteiligten  auf  dessen  Antrag  eine  Frist  zur  Be- 
schaffung weiteren  Materials  gegeben  werden  soll  (vergl. 
RG.  6.  8  S45).  Eine  solche  weitere  Frist  wird  jedenfalls  nur  aus 
Ranz  besonderen  Gründen  bewilligt  werden  dtlrfen,  namentlich 
dann,  wenn  nach  Laffe  der  Sache  anzunehmen  ist,  daß  die  Bei- 
bringung des  Materiids  zur  rechten  Zeit  nicht  möglich  gewesen 
ist  Andererseits  wird  von  der  Fristbewilligung  dann  abzusehen 
sein,  wenn  nur  unbestimmte  Behauptungen  aufgestellt  sind,  oder 
wenn  die  Behörde  der  Ansicht  ist,  dafi  das  etwa  weiter  beige- 
brachte Material  ohne  Einfluß  auf  die  Entscheidung  sein  werde 
(PA.  6.  1  162;  RG.  G.  8  366). 

40a.  Yerkfindung  und  Zostellong  des  Urteils.  Das  Urteil 
wird  möglichst  unter  Mitteilunff  des  wesentlichen  Inhalts  der 
Gründe  sogleich  verkündet;  doch  muß  dann  die  schriftliche 
Ausfertigung  des  Urteils  demnfichst  den  Beteiligten  von  Amts 
w^;en  zugestellt  werden  (Bobolski  in  PBl.  89  51).  Nur  durch 
die  Zustellung  wird  das  Urteil  den  Beteiligten  sowie  überhaupt 
den  sonstisen  Dritten  gegenüber  wirksam;  indessen  darf  auch 
bereits  naä  der  Verkündung  das  Urteil  —  abgesehen  von  der 
allffemein  für  Beschlösse  und  Entscheidunffen  zugelassenen  Be- 
ric^^tigung  —  nicht  mehr  abgeändert  werden  (vergl.  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  30  Nr.  6;  vergl.  auch  §  16  Nr.  6).  Das  verkündete 
Urteil  muß  daher,  ohne  daß  spätere  Anträge  oder  Einüben  der 
Beteiligten  berücksichtigt  werden  dürfen,  diesen  —  so,  wie  es  ver- 
kündet ist  —  zugestellt  werden.  Eine  Zurücknahme  der  Klage 
oder  der  Berufung  ist  nach  Verkündung  des  Urteils  des  Reichs- 

ferichts  ohne  Wirkung  (vergl.  auch  §  28  Nr.  25  und  §  83  Nr.  38  ff.). 
*ür  die  Zulässigkeit  der  Berufung  ist  die  Zustellung  des  Urteils 
ohne  Bedeutung  (vergl.  §  88  Nr.  28;  vergl.  auch  Seligsohn  8.  Aufl. 
§  80  Nr.  5). 

41.  Teil-,  Anerkenntnis-.  YersSumnis-  und  Zwischenurteil. 
Ist  die  Sache  teilweise  zur  Entscheidung  reif,  so  kann  die  Ent- 
scheidung durch  Teilurteil  (§  901  CPO.)  ausgesprochen  werden 
(Köhler  820;  Bobolski  Th.  160;  Isay  §  80  Nr.  19).  Dies  ist  z.  B. 
der  Fall,  wenn  mehrere  Patentansprüche  angefochten 
sind,  und  bezüglich  eines  derselben  die  bache  zur  Entscheidung 
reif  ist  (PA.  O.  8  75).  Gleiches  gilt,  wenn  bezüglich  eines  von 
mehreren  angefochtenen  Patenten  oder  bei  Erhebung  einer 
Widerklage  allein  bezüffUch  dieser  oder  allein  bezüglich  der 
Hauptklage  die  Entscheidung  getroffen  werden  kann  (veigl. 
Bobolski  in  PBL  89  43).  Ein  Teilurteil  ist  auch  dann  möglich, 
wenn  von  mehreren  miteinander  verbundenen  Klagen  nur  eine, 
insbesondere  bei  Verbindung  der  Nichtigkeitsklage  mit  der  Zurück- 
nahmekla^e  nur  die  eine  dieser  Klagen  zur  Elntecheidung  reif  ist. 
Ds^^^gen  ist  für  den  Erlaß  eines  Anerkenntnisurteils  oder 
eines  Versäumnisurteils  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  §  29 
Abs.  2  PatG.  —  kein  Raum  (vergl.  Nr.  2  und  16  ff.).  Ebensowenig 
sind  Zwischen  urteile  zulässig;  die  Entscheidung  von  Zwischen- 
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Streitigkeiten  erfolgt  vielmehr  durch  Beschluß.  Dies  gilt  sogar 
in  denjenigen  FUlen,  in  welchen  die  Bestimmungen  aer  Zivil- 
prozeßordnung kraft  ausdrQcklicher  Vorschrift  des  ratentgesetzes 
zur  Anwendung  gelangen  (PA.  PMZBl.  12  246;  Köhler  820;  Isay 
§  30  Nr.  21;  vergl.  Nr.  36). 

42.  Tenor.  Das  der  Klage  stattgebende  Urteil  kann  nur  auf 
g&nzliche  oder  teilweise  Nichtigkeitserklftrung  oder  Zurück- 
nahme lauten;  durch  dasselbe  können  nicht  die  BechtsverhältnisBe 
der  Beteiligten  zueinander  festgestellt  werden.  Insbesondere  kann 
das  Urteil  nicht  —  audi  nidit  neben  dem  Ausspruche  über 
Nichtigkeit  oder  Zurücknahme  —  eine  Abhängigkei  tserklär  ung, 
eine  Auslegung  des  Patents,  die  Feststellung  der  Nicht- 
berechtigungy  das  Verbot  weiterer  Störung  oder  Schaden- 
ersatz zum  Gegenstande  haben  (vergL  §  10  Nr.  11,  22fF.,  33 ff. 
und  §  11  Nr.  13a). 

&.  Unzulässigkeit.  Hat  vor  Erlaß  des  Urteils  bereits  eine 
andere  Klage  zur  Nichtigkeitserklftrung  oder  ZurQcknahme  ge- 
führt, so  ist  ein  weiteres  auf  denselben  Gegenstand  gerichtetes 
Urteil  unzulässig,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  weitere  Klage 
auf  einen  anderen  Klagegrund  gestützt  sein  sollte  (BG.  PMZBL  4 
256).  Es  ist  alsdann  der  Rechtsstreit  für  erledigt  zu  erklären 
und  nur  noch  über  die  Kosten  Entscheidung  zu  treffen. 

b)  Rechtskraft. 

44.  Eintritt  der  Rechtskraft  Die  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren ergehende  Entscheidung  ist  entsprechend  den 
zivilprozessualen  Vorschriften  über  die  Rechtskraft  der  Urteüe  der 
Recntskraf  t  fähig.  Die  Rechtskraft  tritt  ein,  wenn  ein  weiteres 
Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidung  nicht  mehr  zulässig  oder  das 
eingelegte  Rechtemittel  zurückgewiesen  oder  zurQckgenonunen  ist 
Die  im  Verfahren  vor  den  ordentlichen  Gerichten  ergangenen  Ur- 
teile haben  dagegen  nicht  die  Wirkung  der  Rechtskraft  gegenüber 
der  in  dem  Verfahren  in  Patentsachen  zu  erlassenden  Entecheidung 
(vergl.  §  28  Nr.  1  und  2). 

4S. .  Besehliisse  und  Urteile.  Beschlüsse  des  P^Ktratamts 
sind  der  Rechtskraft  filhig,  wenn  imd  insoweit  die  befristete  Be- 
schwerde gemäß  §  26  PatG.  oder  die  sofortige  Beschwerde  gegen 
diesdben  zugelassen  ist;  sie  werden  denmach  rechtskräftig,  wenn 
die  befristete  oder  sofortige  Beschwerde  nidit  mehr  zulftssig  oder 
zurückgewiesen  oder  ohne  rechtzeitige  Erneuerung  zurückgenonunen 
ist  (vergl.  §  16  Nr.  29ff.  und  §  26  Nr.  12a).  Urteile  des  Patent- 
amts sind  rechtskräftig,  wenn  die  Berufung  —  wegen  Ablauf  der 
Berufungsfrist,  Verzicht  oder  Zurücknahme  —  nicht  mehr  statthait 
oder  abgewiesen  ist.  Beschlüsse  und  Urteile  des  Reichßgerichts 
sind  sofort  nach  ihrem  Erlasse  rechtskräftig.  Urteile  sind  gemS£ 
^  322  CPO.  der  Rechtskraft  nur  insoweit  fähig,  als  über  den  durch 
die  Klage  oder  durch  die  Widerklage  erhobenen  Anspruch  ent- 
schieden ist,  während  es  für  diese  Irage  darauf,  was  aer  Kläger 
beantragt  bat,  nicht  ankommt  (PA.  PMZBl.  11  240).  Die  &t- 
scheidungsgründe,  insbesondere  eine  in  denselben  gegebene  Aus* 
legung  des  Patents,  erwachsen  danach  nicht  in  Rechtskraft;  die 
Entscheidungsgründe  kommen  nur  insofern  in  Betracht,  als  sie  bei 
Zweifelhaftigkeit  des  Urteilstenors  zu  dessen  Auslegung  verwendet 
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werden  können  (R6.  PMZBl.  9  806,  307,  JW.  OS  296;  PMZBl.  10 
831;  veigl.  §  10  Nr.  87 ff.;  vergl.  dagegen  auch  Kohler  869). 

4S.  Wirkung.  Mit  der  Rechtskraft  der  Entscheidung  tritt 
diese,  insoweit  sie  dem  Antrage  stattgibt,  sogleich  in  Wiäung; 
des  Eintrags  in  die  Patentrolle,  der  allerdings  vorgeschrieben 
ist^  bedarf  es  dazu  nicht.  Die  Rechtskraft  der  auf  NichtigkeitS" 
erklftrung  oder  Zurücknahme  lautenden  Entscheidung  wirkt  für 
und  ff^en  jedermann  (BG.  PMZBl.  11  9).  Sie  ist,  da  sie  mit- 
hin cue  Interessen  der  Allgemeinheit  berührt,  von  Amts  wegen 
zu  berücksichtigen.  Anders-  steht  es  mit  der  Rechtskraft  der 
Klageabweisung;  diese  berührt  nur  die  Interessen  der  Be- 
teiligten und  ist  daher  nur  auf  erhobenen  Einwand  zu  beachten 
(vergl.  Nr.  48). 

47.  Wirkung  segenfiber  Bechtsnachfol^em  und  Bechts- 
TorgSngem«  Da  das  das  Patent  für  nichtig  oder  für  zurück- 
genommen erklftrende  Urteil  für  die  Allgemeinheit  ¥mrksam  ist, 
so  wirkt  es  nicht  nur  gegen  den  eingetragenen  Patentinhaber, 
sondern  auch  gegen  dessen  Rechtsnachfolger,  wozu  alle  die- 

i'enigen  gehören,  welche  von  dem  Patentinhaber  ihre  Rechte  ab- 
eiten,  wie  Ausnutzungsberechtigte  und  Lizenznehmer,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  daraiu,  ob  der  Rechtsübersang  vor  oder  nach 
Erhebung  der  Klage  sich  vollzogen  hat  (vem.  Ailfeld  268;  vergl. 
auch  §  10  Nr.  42).  Auch  gegenüber  den  Kechtsvorg&ngern 
des  verklagten  eingetragenen  Patentinhabers  wirkt  die  durch  das 
rechtskräftige  Urtefl  ausgesprochene  Nichtigkeit,  was  insbesondere 
dann  von  Bedeutung  ist,  wenn  die  Rechtsvorg&uffer  aus  der  Zeit 
ihrer  Inhaberschaft  Ansprüche  wegen  PatentverTetzung  erheben 
wollen  (v^.  §  28  Nr.  48;  anders  Kohler  884;  AUfeld  258). 

c)  Rechtskraft  der  Klageabweisung. 

48.  Einrede  der  Rechtskraft.  Gleichwie  im  zivilprozessualen 
Verfahren  ist,  wenn  das  Urteil  rechtskräftig  ist,  die  Einrede 
der  Rechtskraft  zugunsten  des  ganz  oder  teilweise  obsiegenden 
Beklagten  begründet,  dergestalt,  daß  bei  Erhebung  dieses  Ein- 
wandes  nicht  wieder  von  neuem  über  die  rechtskräftig  abgewiesene 
Klage  entschieden  werden  darf.  Eine  Berücksichtigung  der  Rechts- 
kr^  von  Amts  wegen  hat  im  Falle  der  Klageabweisunß  nicht 
stattzufinden,  da  die  mederholunff  einer  rechtskräftig  abgewiesenen 
Klage  nur  gegen  das  persönliche  Interesse  des  Patentinhabers 
verstö&t,  während  eine  imbeschränkte  Wiederholungsmöslichkeit 

gerade  im  öffentlichen  Interesse  liegt  (anders  Seligsonn  §  28  Nr.  5; 
^amme  PR.  448).   Anders  ist  es  im  Falle  der  Verurteilung  (vergl. 
Nr.  46). 

48ii.  Parteien  und  Beehtsnaehfolger.  Die  Rechtskraft  der  die 
Klage  sänzlich  oder  teilweise  abweisenden  Entscheidung  wirkt  nur 
unter  den  Beteiligten,  d.h.  für  und  gegen  die  Parteien  und 
ihre  Rechtsnachfolger,  insbesondere  zugunsten  der  Rechts* 
nachfolger  in  dasjenige  Patent,  welches  Geg^enstand  des  Streits 
gewesen  ist.  Die  Rechtskraft  der  Klageabweisung  hat  zur  Folge, 
dafi  der  obsiegende  Beklagte  und  die  späteren  Patentinhaber  nicht 
wegen  derselben  Streitpunkte  wiederholt  in  Anspruch  genommen 
werden  können.  Der  abgewiesene  Kläger  und  dessen  Rechtsnach* 
folger  sind  demnach,  soweit  die  Wirkung  der  Rechtskraft  reicht, 
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gebunden,  das  angefochtene  Patent  als  rechtsbestftndig  anzuer- 
kennen, und  nicht  befugt,  den  Streit  von* neuem  durch  Erhebung 
einer  anderen  Klage  zu  beginnen  (PA.  G.  7  24,  25;  G.  8  ^06,  309; 
PMZBl.  12  '^70,  271;  RG.  Qv.  1  801;  G.  5  49;  G.  6  288,  JW. 
88  25;  G.  7  39;  G.  8  328;  PMZBl.  11  9;  vergl.  RG.  G.  1  118). 

48b.  Erben  und  sonstige  Rechtsnachfolger.  Als  Rechtsnach- 
folger des  Klägers  kommen  nur  dessen  Erben  und,  wenn  die 
Kl^e  auf  Grund  des  §  10  Nr.  3  PatG.  erhoben  ist,  diejenigen  in 
Betracht,  auf  welche  die  Ansprüche  wegen  widerrecht- 
licher Entnahme  übergegangen  sind.  Eine  sonstige  Rechts- 
nachfolge in  das  Klagerecht  findet  nicht  statt;  insbesondere  sind, 
wenn  auf  Grund  des  §  10  Nr.  2  PatG.  geklagt  ist,  die  Erwerber 
des  früher  angemeldeten  Patents  nicht  durch  die  gegen  den  Ver- 
äußerer  ergangene  Entscheidung  gebunden,  da  die  Klage  des  ^  10 
Nr.  2  PatG.  nicht  auf  einem  besonderen  Rechtstitel  beruht,  sondern 
jedermann  zusteht  (vergl.  §  28  Nr.  41). 

40.  Gesellschaften  und  juristische  Personen.    War   in  dem 
Vorprozesse   eine   offene   Handelsgesellschaft  als   Klflgerin 
aufgetreten,  so  steht  die  Einrede  der  Rechtskraft  auch  denjenigen 
Personen,  welche  zur  Zeit  der  Abweisung  der  Klage  Teilhaber 
der  Gesellschaft  waren,  entgegen  (RG.  G.  8  324;  veral.  §  28  Nr.  43) 
Dagegen  ist  die  Einrede  der  Rechtskraft  einer  offenen  Handels 
gesellschaft  gegenüber  nicht  begründet,  wenn  einer  ihrer  Teil- 
haber früher  mit  der  Klage  abgewiesen  war,  auch  wenn  die  Ab 
wehr  der  gleichen  YerletzungsUage  Veranlassung  für  die  Wieder 
holung  der  Klage   war  (PA.  G.  7  26).     Die  rechtskräftige  Ab- 
weisung einer  juristischen  Person  steht  der  Klage  eines  Mi&liedes 
derselben  nicht  entgegen  (PA.  PMZBl.  12  270).   Entsprechendes  gilt 
bei  Abweisung  des  Mitgliedes. 

50.  Sonstige  Beteiligte.  Die  Einrede  der  Rechtskraft  steht 
auch  dem  rechtskräftig  al^ewiesenen  Mitkläger  entgegen  (RG. 
G.  8  326,  326).  Nicht  dagegen  ist  an  die  Rechtskraft  der  ge- 
bunden, welcher  im  Vorprozesse  als  Nebenintervenient  dem 
rechtskräftig  abgewiesenen  Kläger  beigetreten  war;  vielmehr  ist 
ein  solcher  Nebenintervenient  zur  Erhebung  einer  neuen  Klage 
aus  eigenem  Rechte  befugt  (RG.  G.  5  49;  Konler  P.  und  J.  1  9/; 
Kohler  387;  vergl.  §  28  Nr.  66).  Auch  dem  Prozeßbevoll- 
mächtigten des  früheren  Klägers  steht,  wenn  er  nunmehr 
aus  eigenem  Rechte  klagt,  die  Rechtskraft  der  früheren  Ent- 
scheidung nicht  entgegen,  vorausgesetzt,  daß  er  nicht  lediglich  im 
Interesse  des  abgewiesenen  Klägers  oder  als  eine  von  diesem  vor- 

feschobene  Person  handelt  (RG.  PMZBl.  5  9,  10,  JW.  99  11;  vergl. 
fr.  61).  Ebensowenig  mu&  der  Prokurist  oder  ein  sonstiger  Be- 
vollmächtigter,  welcher  in  dem  Vorprozesse  für  den  damaligen 
Kläger  aui^etreten  war,  die  Rechtskrart  der  Elntscheidung  segen* 
über  einer  in  eigenem  Namen  erhobenen  Kla^e  gelten  lassen 
(vergl.  dagegen  auch  RG.  6. 10  68,  73).  Hatte  em  gesetzlicher 
Vertreter  die  frühere  Klaffe  erhoben,  so  steht  dem  Vertreten^i 
die  Einrede  der  Rechtskran;  entgegen.  Ist  ein  gesetzlicher  Ver- 
treter gleichzeitig  zur  Vertretung  mehrerer  —  physischer  oder 
juristisdier  —  Personen  bestellt,  so  steht  der  von  ihm  namens 
einer  anderen  Person  wiederholten  Klage  die  Einrede  der  Rechts- 
kraft nicht  entgegen,  vorausgesetzt,  daß  diese  andere  Person  ein 
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selbständiges  Interesse  an  der  Klage  hat  und  demnach  nicht  an- 
zunehmen ist,  da&  der  gesetzliche  Vertreter  lediglich  das  Verbot^ 
wonach  die  Klage  nicht  durch  vorgeschobene  Personen  wiederholt 
werden  darf,  umgehen  will  (verg[l.  Nr.  51).  Eine  Klage,  welche  der 
preußische  Minister  der  öffentbcben  Arbeiten  als  Vertreter  des 
preußischen  Eisenbahnfiskus  erhoben  hat,  kann  er  also  nach  rechts- 
kräftiger Abweisung  für  den  Reichsfiskus  wiederholen  (B6.  M.  1 16). 
51.  Yorgesehobene  Personen.  Daß  solche  Personen,  welche 
der  abgewiesene  Klfiffer  vorgeschoben  hat,  um  auf  diese  Weise 
der  Einrede  der  Be<mtskraft  zu  entgehen,  die  Einrede  gegen  sich 

?3lten  lassen  müssen,  ist  bereits  an  anderer  Stelle  erörtert  (PA. 
MZBl.  12  270,  271;  R6.  G.  8  323;  PMZBL  5  10,  JW.  99  11; 
PMZBl.  11  9,  Civ.  £9  136;  M.  1 16;  Kohler  382,  383;  vergl.  §  28 
Nr.  46).  Den  voigeschobenen  Personen  stehen  diejenigen  gleich, 
welche  lediglich  im  Interesse  des  abgewiesenen  Klägers 
die  Klage  von  neuem  erhoben  haben  (B6.  PMZBl.  11  9, 10,  Civ.  59 
134;  vergl.  §  28  Nr.  47). 

d)  Beschränkung  der  Rechtskraft  auf  den  Klage- 
grund. 

58.  Klagegrund.  Die  Wirkimgen  der  Rechtskraft  erstrecken 
sich  nur  am  denjenigen  Klagegrund,  auf  welchen  der  abge- 
wiesene Kläger  die  Klage  gestützt  hatte;  die  rechtskräftige  Ab* 
Weisung  der  Klage  steht  daher  einer  wiederholten  Klageerhebung 
desselten  Klägers  insoweit  nicht  entgegen,  als  mit  der  Klage  ein 
neuer  Klagegrund  geltend  gemacht  wird  (PA.  G.  6  280,  281; 
PMZBl.  11  240;  RG.  G.  8  326;  PMZBl.  4  265,  JW.  96  611;  Kohler 
387,  388  und  799;  Isay  §  30  Nr.  24;  Allfeld  267;  vergl.  RG.  PMZBl. 
11  9).  Ein  neuer  Klagegrund  ist  gegeben,  wenn  die  Klage  auf 
solche  neue  Gründe  gestützt  wird,  oder  solche  neue  Ansprüche 
damit  verfolgt  werden,  welche  der  Kläger  im  Yorprozesse  ohne 
Elageänderung  nicht  vorbringen  konnte  (vergl.  §  28  Nr.  79  ff.). 

58.  Geltendmachung  neuer  Klagegrunde.  Denmach  ist  der 
Kläger,  welcher  im  Yorprozesse  auf  Grund  des  §  10  Nr.  1  Klage 
erhoben  hatte,  nicht  gehindert,  in  einem  neuen  Prozesse  die  Klage» 
gründe  der  Nr.  2  oder  Nr.  3  des  §  10  PatG.  geltend  zu  machen, 
oder  einen  rechtskräftig  abgewiesenen  Antrag,  welcher  auf  §  11 
Nr.  1  gestützt  war,  unter  Bezugnahme  auf  §  11  Nr.  2  zu  wieder- 
holen. Dagegen  ist  es  nicht  zulässig,  die  früher  auf  offenkundige 
Yorbenutzung  gestützte  Klage  neuerdings  auf  Beschreibung  m 
öffentlichen  Druckschriften,  ^er  die  früher  auf  die  Beschreibung 
in  einer  Druckschrift  gegründete  Klage  nunmehr  auf  die  Be* 
Schreibung  in  einer  anderen  Druckschrift  zu  stützen,  oder  eine 
andere  Priorität  für  die  Beurteilung  der  Neuheit  der  Erfindung 
geltend  zu  machen,  da  der  Klagegrund  in  allen  diesen  Fällen  der 
gleiche  ist.  Dies  ist  ziemUch  unbestritten  unter  dem  Gesichts- 
punkte, dafi  der  Mangel  der  Neuheit  als  ein  einheitlicher 
Klagegrund  anzusehen  sei  (RG.  G.  6  237,  238,  JW.  88  25; 
Kohler  388;  Robolski  Th.  163).  Ebensowenig  ist  es  auch  statt- 
haft, die  rechtskräftig  abgewiesene  Klage,  welche  die  mangelnde 
Neidieit  zur  Grundlage  hatte,  später  auf  den  Mangel  der  Erfindungs- 
eigenschaft oder  der  gewerblichen  Yerwertbarkeit  oder  auf  die 
Gesetzwidrigkeit  oder  UnsittUchkeit  oder  auf  die  Eigenschaft  des 
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Erfindungq^effenstandes  als  eines  Nahmnffs-,  G^nufi-,  Arzneimittels 
oder  chemisdien  Stoffes  zu  gründen,  da  der  Mangel  der  Patent- 
f&higkeit  —  was  allerdings  nicht  unbestritten  ist  —  als  ein  ein- 
heitlicher Elagegrund  anzusehen  ist  (yei^l.  §  28  Nr.  34  und  79 ff.; 
anders  Kohler  388;  Seligsohn  §  28  Nr.  5). 

e)  Geltendmachung  neuer  Tatsachen  nach  Rechts- 
kraft 

54.  Nichtigkeitsklage.  Die  Einrede  der  Rechtskraft  ist  hier- 
nach begründet,  wenn  die  Wiederholung  einer  rechtskräftig  ab- 
gewiesenen Nichtigkeitsklage  auf  Tatsachen  gestützt  wird, 
welche  innerhalb  des  Kahmens  des  früher  geltend  gemachten  Klage- 
grundes liegen,  und  zwar  auch  dann,  wenn  diese  Tatsachen 
neu,  d.  h.  nicht  bereits  in  dem  früheren  Prozesse  vorgebracht 
sein  sollten  (vergl.  PA.  PMZBl.  12  270;  Allfeld  267;  veigl.  dagegen 
PA.  PBl.  81 21).  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  der  Klfiger  nachweisen 
sollte,  daß  ihm  die  neuen  Tatsachen  ohne  sein  Verschulden  erst 
nach  der  Erledigung  des  Yorprozesses  zur  Kenntnis  ^kommen 
seien;  denn  eine  Wiederaufiialime  des  Verfahrens  ist  im  patent- 
amtlichen Prozesse  nicht  zugelassen  (vergl.  Nr.  58). 

S6.  Zurfieknahmekiage  des  |  11  Nr.  1  PatO.  Anderes  gilt 
dagegen  für  die  Zurücknahmeklage  (Kohler  847).  Da  bei  der 
Zurücknahmeklage,  wenn  diese  auf  §  11  Vir.  1  PatG.  gegründet  ist. 
nur  das  Verhalten  des  Patentinhabers  bis  zu  der  in  dem  früheren 
Prozesse  ergangenen  Entscheidung  den  Klagegrund  bildet,  so  ist 
der  abgewiesene  Kläger  durch  die  Rechtskraft  der  früheren  Ent- 
scheidung nicht  gehindert,  die  Klase  zu  wiederholen,  wenn  er 
von  neuem  eine  Verletzung  der  Ausführungspflicht 
behauptet  also  die  Klage  auf  Tatsachen  stützt,  welche  in  dem 
früheren  Frozesse  nicht  mehr  voimbracht  werden  konnten,  weil 
sie  erst  sp&ter  eingetreten  sind  (PA.  G.  6  280,  281 ;  Kohler  628; 
vergl.  auch  §  11  Nr.  63a).  Trotz  der  Rechtskraft  der  Entscheidung 
kann  dann  übrigens  auch  der  im  Vorprozesse  vorffetragene 
Tatbestand  bei  der  neuerlichen  Prüfung  der  Frage,  ob  nunmehr 
die  Voraussetzungen  des  §  11  Nr.  1  PatG.  vorliegen,  mit  heran- 
gezogen werden,  da  bei  Beurteilung  der  Frage,  ob  eine  Verletaciing 
der  Ausführungspflicht  vorließ,  das  gesamte  Verhalten  des  Patent- 
inhabers von  der  Patenterteilung  an  berücksichtigt  werden  mn& 
(verg^.  §  11  Nr.  89;  veigl.  auch  Kohler  628  und  648).  Abgeseh^ 
hiervon  kann  einer  wiederholten  Geltendmachung  des  in  der 
früheren  Klage  vorgetragenen  Tatbestandes  die  Einrede  der  Rechts- 
kraft entgegenjgesetzt  werden.  Die  Einrede  der  Rechtskraft  steht 
der  auf  §  11  Nr.  1  PatG.  gestützten  Zurücknahmeklage  auch  dann 
nicht  en^egen,  wenn  die  frühere  IQa^e  nur  zur  Zeit,  d.  h.  um 
deswillen  abgewiesen  worden  ist,  weil  die  dreijährige  Frist  da- 
mals nodi  nicht  abgelaufen  war  (vergl.  RG.  G.  6  269  ff.}. 

56.  Zurfieknahmekiage  des  |  11  Nr.  2.  Auch  bei  der  auf 
§  11  Nr.  2  gegründeten  Zurücknahmeklage  kann  es  vorkommen^ 
daß  deren  Voraussetzimgen  so  spflt  eingetreten  sind,  daß  sie  im 
Vorprozesse  nicht  mehr  geltend  gemacht  oder  berücksichtigt  werden 
konnten.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  erst  später  ein  Öffentliches 
Interesse  an  der  Lizenzerteilung  sich  herausstellt,  oder  erst  später 
der  Patentinhaber  sich  geweigert  hat,  Lizenzen  zu  erteilen,  oder 
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erst  spAter  eine  angemessene  Vei^tung  oder  Sicherstellung  an- 

a boten  ist  (vergL  Robolski  in  PBl.  80  tö;  Seligsohn  §  28  Nr.  6; 
Ifeld  267).    Dann  kann  eine  neue  lÜage  auf  diese  nacbtrilglich 
eingetretenen  Umstände  gestützt  werden. 

f)  Prozessuale  Klageabweisung. 

67.  Abweisung  aus  prozessualen  Gründen.  Die  Wirkimgen 
der  Rechtskraft  treten  dann  nicht  ein,  wenn  die  frühere  Klage- 
abweisung  gar  nicht  den  geltend  gemachten  Klagegrund  betraf, 
sondern  aus  prozessualen  Gründen  erfolgt  ist.  Es  kann  dann 
eine  wiederholte  Klage  auf  den  früheren  Klag^grund  gestützt 
werden.  Dies  gilt  namentUch,  wenn  die  Klage  we^en  Mangels  der 
Prozeß-  oder  rarteifähigkeit  des  Klfigers  abgewiesen  ist  (vergl. 
§  28  Nr.  39ff.). 

67  a.  Abweisung  anKebrachtermaften.  Fraglich  könnte  es  er- 
scheinen, ob  die  Euarede  der  Rechtskraft  einer  Erneuerung  der 
Klage  dann  entgegensteht,  wenn  die  frühere  Klage  nicht  wegen 
Unbegründetheit  des  geltend  gemachten  Anspruchs^  sondern  wegen 
ungenügender  Begründung  der  Klage  abgewiesen  war,  wenn 
es  sich  fuso  darum  handelt,  da&  die  zur  Klagebegründung  im  Yor- 
prozesse  aufgestellten  Behauptungen  zu  unklar  oder  zu  unbe- 
stimmt gewesen  sind,  um  daraufhin  ein  verurteilendes  Erkenntnis 
zü.  erlassen.  In  der  Tat  steht  dann  nicht  eine  prozessuale  Ab- 
weisung in  Frage;  es  ist  daher  anzunehmen,  daß  auch  in  einem 
solchen  Falle  der  Erhebung  einer  auf  denselben  Klag^grund  ge- 
stützten, aber  besser  begründeten  Klage  die  Einrede  der  Rechts- 
kraft entgegengesetzt  werden  kann.  Eine  Abweisung  ange- 
brach termafien  gibt  es  nicht  (anders  R6.  6.  5  271,  272).  Es 
ist  vielmehr  Sache  des  Klagers,  alle  diejenigen  Tatsachen  schleich 
YOTZubringen,  welche  zur  B^;ründung  des  geltend  gemachten  Slage- 
grundes  dienen  können. 

VIEL  Wiederaufhahme  des  VerfUirens. 

58.  Wlederanftiahme  des  Yerfahrens.  Eine  Wiederauf- 
nahme des  durch  rechtskräftiges  Urteil  geschlossenen  Verfahrens 
ist  nicht  zulfissi^.  Die  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  gegen- 
über rechtskräftigen  Urteilen  gem&ß  §§  678  ff.  GPO.  zugelassenen 
Rechtsmittel  der  zivilprozessualen  Nicmtigkeitsklage  und  der  Resti- 
tationsklage  sind  im  patentamtiichen  Verfahren  nicht  anwendbar, 
da  sie  ihrer  eigentümlichen  Natur  wogen  nicht  in  dieses  hinein- 
passen (vergl.  Einl.  zu  &  20  Nr.  29).  Vor  allem  muß  es  wegen 
der  damit  verbundenen  Konsequenzen  unstatthaft  erscheinen,  ein 
rechtskräftig  vernichtetes  oder  zurückgenommenes  Patent  im  Wege 
der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  später  wieder  aufleben  zu 
lassen  (Kohler  848:  Seligsohn  Abschn.  lU  Nr.  6;  vergl.  auch  PA. 
PMZBl.  1  147;  anders  Robolski  Th.  160;  Isay  Abschn.  m  Nr.  10; 
Allfeld  269). 

IX.  Androhung  der  Zurücknahme. 

£8.  BeseUaA.  Im  Falle  des  §  11  Nr.  2  PatG.  konnte  es  zu 
Unbilligkeiten  führen,  wenn  die  Behörde,  falls  sie  den  Antrag  auf 
Zurücknahme  für  gerechtfertigt  hält,  sofort  nach  dem  Antrage  er- 
kennen dürfte,  da  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Voraus- 
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setzuDgen  des  §  11  Nr.  2  PatG.  vorli^en,  naineutlich,  ob  die  be- 
hufs der  LizenzerwerbuDg  aogebotene  VergQtuDg  eine  angemessene 
ist,  ganz  von  dem  subjektiven  Ermessen  der  Behörde  abhängt 
Darum  ist  in  §  30  Abs.  3  PatG.  vollgeschrieben,  daß  der  dem  An- 
trabe entsprechenden  Entscheidung  eme  Androhung  der  Zurück- 
nahme  vorausgehen  muß.  Diese  Androhung  wira  durch  einen 
Beschluß  ausgesprochen,  welcher  mit  Gründen  versehen  sein 
muß,  und  durch  welchen  dem  Beklagten  eine  angemessene  IVist 
zur  Erteilung  der  beantragten  Lizenz  gesetzt  wird.  In  der  Be- 
gründung des  Besdilusses  ist  die  zu  erteilende  Lizenz,  die  Art 
und  Höhe  der  Lizenzgebühr  sowie  die  Art  und  Weise  der  Sicher- 
stellung n&her  zu  bezeichnen  (Kohler  652;  Bobolski  Th.  189). 

60.  Prüfung  vor  Erlab  der  Androhung.  Die  Androhung  kann 
nur  dann  erlassen  werden,  wenn  die  Behörde  nach  Prüfung  des 
Falles  zu  der  Ansicht  gelangt  ist,  daß  nach  dem  Antrage  zu  er- 
kennen sei;  hält  sie  den  Antrag  für  ungerechtfertigt,  so  ist  für 
den  Erlaß  der  Androhung  kein  Kaum.  Die  Behörde  hat  hiernach 
vor  Erlaß  der  Androhung  zu  prüfen,  ob  die  Erteilung  der  Lizenz 
im  öffentlichen  Interesse  geboten  und  die  von  dem  Lizenz- 
sucher angebotene  Vergütung  und  Sicherstellung  als  ange- 
messen bezw.  genügend  zu  erachten  ist  (Kohler  848).  Ist  das  An- 
gebot nicht  genügend  gewesen,  so  ist  der  Antrag  nicht  zurückzu- 
weisen; die  Behörde  ist  vielmehr  befugt,  unter  Abänderung  des 
Angebots  die  Androhung  zu  erlassen  (anders  SeUgsohn  §  30  Nr.  11; 
AUfeld  259). 

61.  Mündliche  Terhandlung.  Eine  Meinung  darüber,  ob  nach 
dem  Antrage  zu  erkennen  ist,  kann  sich  die  Behörde  nur  auf 
Grund  einer  mündlichen  Verhandlung  bilden,  woraus  hervor- 
geht, daß  der  Beschluß  der  Regel  nach  nur  nach  Abhaltung  eines 
Termins  zur  mündlichen  Verhandlung  gefaßt  werden  darf  (Sdig- 
sohn  §  30  Nr.  11;  vergl.  Kohler  848).  Nur  im  Falle  des  §  29 
Abs.  2  PatG.  kann  der  Beschluß  ohne  vorherige  Ladung  und  An- 
hörung der  Beteiligten  erlassen  werden  (AUfeld  260;  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  30  Nr.  11 ;  vergl.  §  29  Nr.  10). 

62.  Benifünffsinstanz.  In  der  Berufungsinstanz  ist  die 
Androhung  zu  erlassen,  wenn  das  Reichsgericht  unter  Abänderung 
einer  abweisenden  Entscheidung  des  Patentamts  auf  Zurücknahme 
erkennen  will,  oder  wenn  es  die  von  dem  Patentamt  früher  fest- 
gesetzte Frist  nicht  für  genügend  erachtet  (vergl.  BG.  PMZBL 
9  279,  Civ.  54  4). 

68.  Anfechtbarkeit  der  Androhung.  Der  die  Androhung  der 
Zurücknahme  aussprechende  Beschluß  ist  wie  alle  sonstigen  die 
Endentscheidung  im  patentamtlichen  Verfahren  vorbereitenden 
Beschlüsse  nicht  selbständig  mit  einem  Rechtsmittel,  d.  h.  weder 
mit  Berufung  noch  mit  Beschwerde,  anfechtbar  (Kohler  848; 
Robolski  Th.  190ff.;  Seli^sohn  §  30  Nr.  11;  Allfeld  269;  versl. 
§  16  Nr.  27).  Es  bestehen  indessen  abweichende  Ansichten,  wel<£e 
teils  die  Beschwerde  (Gareis  K.  zu  §  29;  Rosenthal  §  29  Nr.  21) 
teils  die  Berufung  zulassen  wollen,  und  zwar  die  Berufung  um  des- 
willen, weil  die  Androhung  als  eine  bedingte  Endentscheidung  sich 
darstelle  (Klostermann  K.  247;  Isay  §  30  Nr.  22;  Damme  PR  484). 

64^  Änderung  und  Wiederholung  der  Androhung.  Sie  Be- 
hörde ist  an  die  in  dem  Androhungsbeschlusse  zum  Ausdrucke 
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gekommene  Meinung  nicht  gebunden.  Es  kann  daher  von  dem 
Beschlüsse  abgegangen  werden,  wenn  auf  Grund  erneuter 
Prüfung  der  Sache  eine  abweichende  Ansicht  gerechtfertigt  er- 
scheint, und  zwar  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  inzwischen  die  Sach- 
lage eine  andere  geworden  ist  oder  nicht  (Kohler  652  und  848; 
veigL  Bobolski  191,  192;  Seligsohn  §  30  Nr.  11;  Allfeld  259).  Hat 
die  Behörde  ihre  Ansicht  über  Vergütimg  oder  Sicherstellung 
ffeändert,  oder  ist  die  Behörde  nachträglich  zu  der  Ansicht  ^elan^t, 
dafi  die  erstmalige  Fristsetzung  nicht  genügend  gewesen  sei,  so  ist 
der  Erlaß  eines  wiederholten  Androhungsbeschlusses  ang&ngig 
(▼ergl.  auch  Bobolski  Th.  191). 

65.  Yerfahren  nach  Androhung.  Ist  die  in  dem  Beschlüsse 
festgesetzte  Frist  verstrichen,  ohne  daß  der  Patentinhaber  die 
nachgesuchte  Lizenz  bewilligt  hat,  so  ist  es  Sache  des  Klägers, 
die  Fortsetzung  des  Verfahrens  zu  beantragen.  Es  wird  dann  nach 
wiederholter  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten  in  der  Sache 
selbst  entschieden^ohler  848;  Sehj^hn  §  30  iNr.  11;  Allfeld  259). 
Nur,  wenn  der  Patentinhaber  nicht  W  iderspruch  gegen  die  Klage 
erhoben  hatte,  ist  gemft^  §  29  Abs.  2  PatG.  eine  mündliche  Ver- 
handlung nicht  erforaerlich  (vergl.  Nr.  61).  Hat  der  Patentinhaber  die 
Lizenz  unter  den  im  Beschlüsse  festgesetzten  Bedingungen  erteilt, 
so  ist  der  Beschluß  für  erledigt  zu  erklären  (vergl.  BG.  PMZBl.  9 
282).  Andererseits  schadet  der  fruchtlose  Ablauf  der  Frist  nicht, 
wenn  der  Kläger  die  festgesetzte  Vergütung  oder  Sicherstellung 
nicht  mehr  gewähren  will  (Allfeld  165). 


6SL 

In  der  Entsobeidang  (g§  29,  80)  hat  das  Patentamt  naeh  freiem 
Ermessen  zu  beetlmmen,  in  welchem  Anteile  die  Kosten  des  Yerfahrens 
den  Beteiligten  inr  Last  fallen« 


Kosten. 

I.  BBtsehaidwig  Ibar  die  Ketten. 

1.  Koiten?ertell«Bg. 

2.  Inwendbarkeit   xlftlproseiraaler   Ter- 
•ekrlftea. 

t.  Qnudiitse  fBr  die  Kestenverteilnng. 
4.  Koetenpfllclit  ?on  Streltgenosten  nnd 

HebenlkteireBlenten. 
i.  Anfeebtang  der  Koatenentielieldnng. 

II.  Begriff  der  Kosten. 

6.  Gericlitllelie     nnd     enssergericlitltclie 

Kosten. 
6n.  Kostenentnttnng. 
6b.  Kosten  Molirerer  Kläger. 


7.  Kosten  Ton  Beehtsnnwilten. 

8.  Kosten  tob  teehnlselien  Yertretem. 

9.  Gebthren  der  Pntentnnwilte. 

10.  Belsek Osten  Ton  Yertretem. 
lOn.  Belsekosten  der  Beteiligten. 

11.  Sonstige  Ansingen. 

in.  Kostenfestsotsnng. 

n)  Yerlkbren  nnd  Beseblnss. 

12.  KostenfestsetsnngSTerlkbren« 
18.  llMbtngsllqnldndon. 

14.  Besehwerde    gegen    den    Kostenfest» 
setinngsbeseblnss. 

b)  Yollstreeknng. 

16.  ZwingSTOllstreeknng    nnd    Yoll* 
streck  nngsUnnsel. 


Kosten. 

I.  EntBOheldimg  über  die  Kosten. 

1.  KoBtenrertellimg.  In  der  gemäß  §§  29  und  SO  PatG.  zu 
erlassenden  Entscheidung  hat  das  Patentamt  auch  über  die  Kosten 
des  Yerf^irens  zu  entsdieiden,  d.  h.  das  Patentamt  ist  zum  Er< 
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lasse  einer  Kostenentscheidung  verpflichtet;  es  ist  nicht  etwa  — 
wie  im  Falle  des  §  26  Abs.  5  ratG.  —  in  das  Belieben  des  Patent* 
amts  gestellt,  ob  es  eine  Eostenentscheidung  erlassen  will  (Allfeld 
260).  Dagegen  ist  es  dem  freien  Ermessen  des  Patentamts 
überlassen,  zu  bestimmen,  zu  welchem  Anteile  die  Kosten  des 
Verfalurens  den  Beteiligten  zur  Last  fallen.  Hiemach  kommoi  die 
§§  91  fiE.  CPO.,  in  welchen  für  gewisse  Fälle  für  das  Gericht  bindende 
Vorschriften  über  die  Kostenentscheidung  getroffen  sind,  in  dem 
patentamtlichen  yer&hren  nicht  zur  Anwendung.  Jedoch  wird  die 
Behörde  häufig  in  die  Lage  kommen,  die  zivilprozessualen  Be- 
stimmimgen  entsprechend  anzuwenden,  da  dieselben  auch  in  Pat^it- 
sachen  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  der  Natur  der  Sache  entsprechen 
werden  (Seligsohn  §  31  Nr.  1;  Allfeld  261).  Für  das  patentamt- 
liche Verfahren  ist  außer  in  §  81  PatG.  auch  noch  in  §  28 
Abs.  6  PatG.  eine  die  Kosten  —  nämlich  die  Sicherheits- 
leistung wegen  der  Kosten  —  betreffende  Bestimmung  enthalten. 
2.  Abwendbarkeit  jdyilprozessnaler  Yorsehrifton.  Von  den 
zivilprozessualen  Vorschriften  wird  §  91  CPO.,  wonach  die  unter- 
liegende Partei  die  Kosten  des  Rechtsstreits  zu  tragen  hat^  regel- 
mämg  zur  Anwendung  gebracht.  Auch  der  §  92  CPO.,  wonadi, 
wenn  jede  Partei  teils  obsiegt  teils  unterliegt,  die  Kosten  g^en- 
einander  aufzuheben  oder  verhältnismäßig  zu  teüen  sind,  ist  für  an- 
wendbar zu  erklären  (PA.  G.  5  15;  ROH.  G.  1 138;  RG.  G.  1  46;  G.  1 
113,  Civ.  1  301).  Danach  kann  eine  verhältnismäßige  oder  gleich- 
heitliche Kostenverteilung  eintreten,  wenn  der  Kläger  ausdrücklidi 
die  gänzliche  Vernichtung  oder  ZurQcknahme  in  Antrag  gebracht 
hat,  aber  nur  auf  teilweise  Nichtigkeit  oder  Zurücknahme  erkannt 
wird,  namentlich  wenn  über  den  weitergehenden  Antrag  eine  be- 
sondere Verhandlung  stat^efunden  hat  oder  besondere  Kosten  da- 
durch entstanden  sind  (vergl.  RG.  Civ.  1.301).  Allgemein  gilt  da- 
gegen  der  Satz  nicht,  daß  bei  nur  teilweiser  Anerkennung  der 
[läge  dem  Kläger  ein  Teil  der  Kosten  zur  Last  zu  le^en  ist,  da 
der  Kläger  nicht  verpflichtet  ist,  einen  Antrag  auf  Teilmchtigkeits- 
erklärung  oder  teilweise  Zurücknahme  besonders  zu  formulieren 
(vergl.  §  28  Nr.  17).  Ist  die  Zuvielfordening  einer  Partei  eine  ver- 
hlUtnismä&ig  geringfügige,  d.  h.  ist  sie  im  wesentlichen  mit 
ihren  Anträgen  durdigedrungen,  so  können  nach  §  92  CPO.  die 
gesamten  Kosten  der  anderen  Partei  auferlegt  werden  (veigl.  PA« 
G.  S  128).  Dagegen  ist  der  S  93  CPO.,  wonadi  im  Falle  sofortigen 
Anerkenntnisses  des  Beklagten,  wenn  dieser  nicht  durch  sein 
Verhalten  zur  Erhebung  der  Klage  Veranlassung  gegeben  hat,  die 


Kosten  dem  Kläger  zur  Last  fallen,  nicht  anwendbar  (ver^  §  30 
Nr.  20).  Dies  gilt  schon  deswegen,  weil  das  Bestehen  des  Patents 
allein  bereits  genügenden  Anlag  zur  Nichtigkeitsklage  gibt;  es  ist 
daher  auf  die  Kostenfrage  auch  ganz  ohne  Einfluß,  ob  der  ESäger 
dem  Beklagten  die  Klage  vor  deren  Erhebung  angedroht  hat,  und 
dies  um  so  mehr,  als  das  durch  einen  etwaigen  Verzicht  herbei- 
geführte Erlöschen  des  Patents  dessen  Nichtigkeitserklärung  nidit 
gleichsteht  (vergl.  §  10  Nr.  44).  Ebensowenig  ist  es  für  die  Rosten- 
frage von  Belane,  wenn  der  Kläger  trotz  Kenntnis  der  Patent- 
anmeldung von  der  Einspruchsbefi^is  keinen  Gebrauch  gemacht 
hat  (PA.  PMZBl.  12  36).  Nicht  unbediuRt  anwendbar  ist  auch  der 
§  271  Abs.  3  CPO.,  wonach  bei  Rücknahme  der  Klage  die  Kosten 
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den  EUger  treffen  (vergl.  §  28  Nr.  26).  Dagegen  sind  dem  Kläger 
die  Kosten  regelm&fiig  zur  Last  zu  legen,  wenn  die  Klage  als 
znrflckgenommen  gilt  (vergl.  §  28  Nr.  42  und  112). 

5.  GnmdsStze  für  die  &ostenyerteilung.  Bei  der  Kosten- 
yerteilung  kann  berücksichtigt  werden,  daß,  trotzdem  der  Klage 
nicht  oder  nicht  in  vollem  Um&nffe  stattgegeben  worden  ist,  der 
EÜlger  infolge  der  Unklarheit  der  in  dem  Patente  formulierten 
FatentansprQche  zu  seiner  Klage  genügenden  Anlaß  hatte.  Dies 
gilt  namentlich  dann,  wenn  der  Antraff  auf  Teihiichtigkeitserklfirung 
aus  dem  Grunde  zurückgewiesen  wird,  weil  dem  Patente  auch  ohne- 
dies die  von  dem  Klfiger  gewünschte  einschränkende  Auslegung 
zu  geben  ist  (PA  G.  2  226;  G.  S  231:  G.  6  196,  197:  RG.  G.  5 
206)1  Andererseits  können  trotz  einer  Teilnichtigkeitserklärung  die 
ganzen  Kosten  dem  Kläger  auferlest  werden,  wenn  durch  die  Be- 
schrftnkung  des  Patentanspruches  das  Wesen  der  patentierten  Er- 
findung nicht  berührt  wira  (vergL  PA.  G.  8  268).  £s  kum  femer 
dem  ganz  oder  teilweise  ob^egenden  Teile  ein  Kostenanteü  des- 
wegen auferl^  werden,  weil  durch  einen  erfolglos  gebliebenen 
Antrag  oder  durch  eine  unsünsti^  verlaufene  Beweisaufnahme 
erhebliche  Kosten  entstanden  smd  (PA.  G.  4  225,  22ß;  Kohler 
822:  vergL  §  96  CPO.).  Ist  eine  Partei  mit  ihrem  tatsächlichen 
Yorbiingen  oder  mit  dem  Vorbringen  von  Beweismitteln  säumig 
gewesen,  so  können  ihr,  namentiich  wenn  dadurch  eine  Ver- 
zögerung des  Verfahrens  eintritt  oder  besondere  Kosten  verursacht 
werden,  auch  im  Falle  des  Obsiegens  die  Prozeßkosten  ganz  oder 
teilweise  auferlegt  werden  (Boboiski  in  PBl.  88  62;  vergL  |  278 
CPO.).  Dies  trifnt  z.  B.  zu,  wenn  die  Besründunff  des  Klage- 
antrags nicht  genügend  war,  oder  wenn  die  Erklärung  des  Beklagten 
verspätet  eingegangen  ist,  oder  wenn  seitens  einer  Partei  erst  in 
der  mündlichen  Verhandlung  neue  Ansprüche  oder  Einwendungen 
erhoben  werden  (Köhler  822  und  831;  Kobolski  Th.  163  ff.).  Aus 
dem  gleichen  Gesichtspunkte  künnen  eine  Partei  die  Kosten  auch 
dann  Ireffen,  wenn  sie  ein  ihr  zustehendes  Prioritätsvorzu^srecht 
erst  im  Laufe  des  Rechtsstreits  geltend  macht  (vergl.  §  20  ffr.  240). 

4.  Kostenpflieht  von  Streitgenossen  und  Nebenintorveiiienten. 
Besteht  der  unterliegende  Teil  aus  mehreren  Personen,  so  sind 
gemäß  §  100  CPO.  denselben  die  Kosten  regelmäßig  nach  Kopf- 
teilen  au&uerlegen;  jedoch  kann  bei  verschiedener  Beteiligung 
am  Rechtsstreite  auch  ein  anderer  3f afistab  für  angemessen  er- 
achtet werden.  Die  Kosten  gelten  als  nach  Kopfteilen  auferlegt, 
wenn  die  Kostenentscheidung  über  die  Verteilung  nichts  besonderes 
bestimmt  (veigl.  Kohler  800;  Rathenau  in  PMZBl.  9  298,  299). 
Die  Kosten  des  Nebenintervenienten  der  obsiegenden  Partei 
sind  dem  unterliegenden  Teile  nadi  den  gleichen  Grundsätzen  v^ie 
die  Kosten  des  obäegenden  Teiles  gemäß  §  101  CPO.  aufzuerlegen; 
im  übrigen  hat  der  Nebcoiintervenient  solche  selbst  zu  tragen 
(vergl.  §  101  CPO.;  vergl.  auch  RG.  G.  6  40;  PMZBl.  10  77).  Die 
Kod^en  der  Parteien  sind  dagegen  regelmäßig  dem  Nebeninter- 
venienten der  unterliegenden  Partei  weder  ganz  noch  teilweise 
zur  Last  zu  legen,  daher  auch  nicht  die  Kosten  des  obsiegenden 
Gegaers. 

6.  Anfeehtong  der  Kostenentscheidung.  Eine  Anfechtung 
d^  Entscheidung  über  den  Kostenpunkt,  ohne  daß  gleichzeitig  die 
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Entscheidung  in  der  Hauptsache  angefochten  wird,  ist  nicht  als 
zulässig  anzusehen  (vergl.  §  33  Nr.  8  ff.). 

II.  Betriff  der  Kosten. 


6.  Gerichtliche  und  au&ergerichtliche  -Kosten.  Die  Kosten 
des  Yer&hrens  setzen  sich  zusammen  aus  den  gerichtlichen 
und  außergerichtlichen  Kosten.  Die  gerichtlidien  Kodien 
bestehen  in  der  in  Gemäßheit  des  §  28  Abs.  4  PatG.  von  dem 
Kläger  vorzuschießenden  Gebühr  von  fünfzig  Mark  sowie  in  den 
Auslagen  der  Behörde,  d.  h.  Schreibgebühren,  PortocMislagen, 
Zeugen«  und  Sachverständigengebühren,  Frachtkosten  für  die 
Modelle,  Reisekosten  für  die  Wahrnehmung  eines  Lokalt^mins  usw. 
Die  Behörde  ist  in  entsprechender  Anwendung  des  §  84  des  Ge- 
richtskostengesetzes und  des  §  379  CPO.  berechtigt,  die  Vornahme 
einer  mit  Auslagen  verbundenen  Handlung,  insbesondere  einer  Be- 
weisaufnahme, von  der  Einzahlung  eines  Vorschusses  abhäneig 
zu  machen  (Bathenau  in  PMZBl.  9  300;  Damme  PR.  481).  Wird 
der  Vorschuß  nicht  innerhalb  der  dazu  gesetzten  Frist  geleistet, 
so  unterbleibt  die  Vornahme  der  Handlung  (vergl.  RG.  PMZBL 

8  178).  Die  außei^erichtlichen  Kosten  bestehen  in  den  Ver- 
tretungskosten von  Rechtsanwälten,  Patentanwälten  oder  son- 
stigen Vertretern,  sowie  in  den  Auslagen  für  die  Vorbereitung  d^ 
Sache  durch  Sachverständige,  fQr  Porto,  Schreibwerk,  Anfertigung 
von  Modellen  oder  Zeichnungen,  Anschaffung  von  Literatur,  Reise- 
kosten usw. 

6a«  Kostenerstattung.  Die  gerichtlichen  Kosten  sind  von 
dem  in  die  Kosten  verui^eilten  Gegner  stets,  die  außergericht- 
lichen in  entsprechender  Anwendung  des  §91  CPO.  insoweit  zu 
erstatten,  als  dieselben  nach  freiem  Ermessen  der  Behörde  zur 
zweckentsprechenden  Rechtsverfolgung  oder  Rechtsverteidigung 
notwendig  waren.  Danach  können  auch  die  Kosten  für  die  Vor- 
bereitung der  Klage,  wozu  in  schwierigen  Fällen  Privat^t- 
achten  zu  rechnen  sind,  erstattungsfähiff  sein  (anders  Robolski  K. 
zu  §  31;  Rathenau  in  PMZBl.  9  301  ff.;  Damme  PR.  486,  486).  Ge- 
mäß §  91  CPO.  umfaßt  die  Kostenerstattung  auch  die  Entschädigung 
des  Gegners  für  die  durch  notwendige  Reisen  oder  durch  die  not- 
wendige Wahrnehmung  von  Terminen  entstandenen  Zeit  ver- 
Säumnisse (Damme  in  GUR.  4  4,  5). 

6b.  Kosten  mehrerer  Kläger.  Der  in  die  Kosten  verurteilte 
Beklagte  hat  auch  die  Kosten  mehrerer  Kläger  der  Regel  nadi 
zu  erstatten.  Jedoch  würde  der  Beklagte  die  Kosten  nur  eines 
Klägers  zu  erstatten  haben,  wenn  die  mehreren  Klagen  getrennt 
erhoben  sind,  obwohl  nach  La^e  der  Sache  es  den  Klägern  mög- 
lich und  zuzumuten  war,  in  einer  Klage  gemeinschafthch  aufoo- 
treten  (Rathenau  in  PMZBl.  9  302). 

7.  Kosten  von  Rechtsanwälten.  Nach  der  Praxis  sind  die  Ge- 
bühren und  Auslf^en  eines  als  Vertreter  angenommenen  Rechts- 
anwalts regelmäßig  zu  erstatten  (RG.  PMZBl.  8  207,  JW.  02  447; 
Robolski  Th.  167,  168;  Robolski  K.  zu  §31;  Rathenau  in  PMZBL 

9  302).  Die  für  die  Vertretung  durch  einen  Rechtsanwalt  vor 
dem  Reichsgericht  entstandenen  Kosten  können  dem  G^pier 
indessen  nur  dann  berechnet  werden,  wenn  die  Vertretung  durch 
einen  bei  dem  Reichsgericht  zugelassenen  Rechtsanwalt  erfdgt 
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iaij  weil  nach  §  14  YO.  6/12.  91  eine  Vertretung  der  Beteiligten  in 
der  Berufungsinstanz  nur  durch  Reichßgerichteanw&lte  stattfindet 
(BG.  PMZBl.  8  147).  Da  das  Benifungsverfahren  auch  die  schrift- 
liche Einlösung  des  Bechtsmittek)  initum&fit,  so  können  die  Mehr- 
kosten, wdche  dadurch  entstehen,  daß  ein  nicht  bei  dem  Beichs- 
gericht  zugelassener  Bechtsanwalt  die  Berufung  eingelegt  hat,  dem 
Gegner  nicht  in  Bechnung  gestellt  werden  (KG.  rMZBl.  7  116). 
Die  Kosten  eines  neben  dem  Beichsgerichtsanwalt  als  Korrespon- 
denzmandatar bestellten  Anwalts  sind  —  wie  in  Zivilprozessen  — 
nur  dann  zu  ersetzen,  wenn  nach  Lage  der  Sache  —  msbesondere 
wegen  Schwierigkeit  derselben  —  die  Bestellung  eines  Korrespon- 
denzmandatars  angezeigt  erschien  (BG.  PMZBL  8  206).  Die  Kosten 
mehrerer  Bechtsanwälte  sind  insoweit  zu  ersetzen,  als  sie  die 
•  Kosten  eines  Bechtsanwalts  nicht  übersteigen,  oder  als  in  der 
Person  des  Bechtsanwalts  ein  Wechsel  emtreten  mußte  fBG. 
PMZBl.  7  116).  Hiusicfatlieh  der  Höhe  der  BechtsanwaltsgebQoren 
finden  die  Bestimmungen  der  Gebührenordnung  für  Bechtsanwftlte 
gem&ß  §  91  Nr.  2  derselben  entsprechende  Anwendung,  und  zwar 
ohne  Kücksicht  darauf,  ob  die  Gebühren  eines  Patentanwalts 
höher  oder  niedriger  wären.  Die  vertra^gsmäfiige  Vergütung  der 
Bechtsanwaltstätigkeit  ist,  soweit  sie  die  gesetzlichen  Gebühren 
übersteigt,  von  dem  Gegner  nicht  zu  erstatten.  Nach  der  Praxis 
des  Patentamts  können  die  Gebühren  eines  Bechtsanwalts  dann 
überhaupt  nicht  dem  Gegner  gegenüber  liquidiert  werden,  wenn  der 
Bechtsanwalt  der  Partei  seine  Dienste  krwi  Vertrags,  z.  B.  als  ange- 
steUter  Syndikus  leistet,  da  seine  Tätigkeit  dann  als  eine  berufs- 
mäßige mcht  angesehen  wird  (Bathenau  in  PMZBl.  9  304).  Die 
Festsetzung  des  Wertes  des  Streitgegenstandes,  von  dem  die 
Höhe  der  Bechtsanwaltsgebühren  abhängt,  hat  die  Behörde  nach 
Eingang  des  Kostenfestsetzungsgesuchs  oder  auf  besonderen  An- 
trag des  Kostengläubigers  in  entsprechender  Anwendung  des  §  8 
CPO.  nach  freiem  Ermessen  vorzunehmen,  nachdem  nötigenfalls 
vorher  den  Parteien  Gelegenheit  zur  Äußerung  bezw.  zum  Nach- 
weise des  von  ihnen  angegebenen  Wertes  gegeben  ist  (Bobolski 
Th.  168;  Bobolski  K.  zu  §  31;  Bathenau  in  PMZBl.  9  804,  806). 
Dabei  ist  der  Wert,  welchen  das  Patent  ftlr  den  Patentinhaber 
hat  —  und  nicht  etwa  das  Interesse  des  Klägers  an  dessen  Nich%- 
keitserklärung  oder  Zurücknahme  —  zugrunde  zu  legen  (BG.  JW. 
Oe  181;  Isay  §  31  Nr.  2;  Bathenau  in  PMZBL  9  804).  Gegen  den 
über  die  Wertfestsetzung  ergangenen  Beschluß  steht  den  Beteiligten 
die  an  keine  Frist  gebimdene  Beschwerde  gemäfi  §  16  PatG.  zu. 
8.  Kosten  von  technischen  Yertretom.  Die  Gebühren  und 
Auslagen  von  technischen  Vertretern,  insbesondere  von  Patent« 
Anwälten,  wurden  früher  regelmäßig  nicht  als  erstattungspflichtig 
angesehen,  wenn  die  Partei  auf  dem  betreffenden  Gebiete  der 
Technik  selbst  sachverständig  ist.  Jedoch  wurden  einer  nicht  an  dem 
Sitze  der  Behörde  ansässigen  Partei  die  Vertretungskosten  für 
die  Wahrnehmung  eines  Termins  wenigstens  bis  zu  dem  Betrage 
deijenigen  Kosten  zugebilligt,  welche  der  Putei  durch  eine  Beise 
behufs  persönlicher  Wahrnehmung  des  Termins  entstanden  sein 
würden  (Bobolski  Th«  167,  168;  Seligsohn  §  81  Nr.  8).  in  neuerer 
Zeit  werden  dag^en  die  Kosten  eines  technischen  Vertreters 
als  erstattungspfliditig  angesehen  (Bathenau  in  PMZBL  9  S02). 
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Die  Kosten  mehrerer  technischer  Vertreter  werden  nach  den 
Reichen  Grundsätzen  wie  die  mehrerer  Rechtsanwälte  behandelt 
(Bathenau  in  PMZBl.  9  3(6;  vergl.  Nr.  7).  Ob  die  Kosten  eines 
technischen  Vertreters  zu  erstatten  sind,  wenn  ein  soldier  neben 
dem  zum  Vertreter  bestellten  Rechtsanwalt  oder  behufs  dessen 
Information  tätig  geworden  ist,  richtet  sich  nach  der  Lage  des 
Einzel&lls;  regelmäßig  findet  eine  Erstattung  nidit  statt^  sofern 
nicht  die  Sache  rechtlich  und  technisch  besonders  schwierig  ist 
(Rathenau  in  PMZBl.  9  302).  Die  Gebühren  eines  Patentanwalts 
für  Anfertigung  eines  bei  der  Behörde  eingereichten  Schriftsatzes 
können  daher  mr  die  R^el  neben  den  Vertretung^kosten  des  ids  Pro- 
zeßbevollmächtigten besteUten  Rechtsanwidts  nicht  als  erstattungs- 
fähig  angesehen  werden  (R6.  JW.  96  191).  Die  Kosten  eines 
Patentanwalts  für  Anfertigung  eines  Schriftsatzes  in  der  Berufungs- 
instanz können  dem  Gregner  gegenüber  selbst  dann  nicht  liquidiert 
werden,  wenn  auch  die  Partei  nicht  durdi  einen  Rechtsanwalt 
vertreten  war  (RG.  PMZBl.  8  207,  JW.  02  447). 

9.  Gebfihren  der  Patentanwälte.  Da  für  Patentanwälte  eine 
Gebührenordnung  nicht  besteht,  so  erfolgt  nach  der  Übung  des 
Patentamts  die  Festsetzung  der  Kosten  für  die  Sachführung  durch 
solche  nach  Pauschalsätzen,  die  nach  Lage  der  Sache  bemessen 
werden.  Die  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte  findet  auf 
Patentanwälte  keine  Anwendung;  sie  kann  jedoch  ausnahmsweise 
zugrunde  gelegt  werden,  wenn  die  Beteiligten  hiermit  einver- 
standen sind  (PA.  PMZBL  8  129;  vei^l.  auch  RG.  PMZBl.  8  207, 
JW.  02  447).  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  -  werden  bei  ein- 
fachen Sachen  gewöhnlich  75  Mark,  bei  schwierigen  imd  wichtigen 
Sachen  bis  zu  600  Mark  zugebilligt.  Neben  der  Pauschalgebühr 
kann  für  einzelne  Schriftsätze  eine  besondere  Gebühr  ni<mt  ver- 
langt werden  (Rathenau  in  PMZBl.  9  308,  804).  Ebensowenig  wird 
daneben  für  die  Zeitversäumnis  auswärtiger  Patentanwäfte  bei 
Wahrnehmung  eines  Termins  vor  der  Nichtigkeitsabteilung  eine 
besondere  Vei^^tung  bewilligt  (PA.  PMZBL  10  895).  Nadi  der 
früheren  Praxis  war  die  BewiUigunff  einer  solchen  besonderen 
Entschädigung  für  Zeitversäumnis  üblich  (Rathenau  in  PMZBl.  9 
308).    Indessen  ist  die  Zeitversäumnis  bei  Bemessung  der  Pauschal- 

Sebühr  zu  berücksichtigen  (Damme  PR.  487).    Eine  Festsetzung 
es  Streitwertes  findet,  wenn  die  Vertretung  durch  einen  Patent- 
anwalt erfolgt  ist,  nicht  statt  (PA.  PMÜZBl.  12  185;  vergl.  Nr.  7). 

10.  Reisekosten  von  Vertjretem.  Die  Reisekosten  eines 
nicht  in  Berlin  wohnenden  Vertreters  —  Rechtsanwalts  oder 
Patentanwalts  —  werden  zugebiUigt,  wenn  behu&  mündlicher  In- 
struktion und  unmittelbaren  Verkehrs  die  Annalime  eines  aus- 
wärtigen Vertreteis  sachdienlich  erscheint  Dies  trifft  der  ReRel 
nach  zu,  wenn  die  Partei  nicht  in  Berlin  ansässig  ist.  Ist  die 
Partei  Ausländer  oder  ist  an  ihrem  Wohnort  oder  in  erreichbarer 
Nähe  ein  Anwalt  nicht  niedergelassen,  so  werden  die  Reise- 
kosten des  Vertreters  nur  dann  erstattet,  wenn  besondere  Gründe 
für  die  Annahme  eines  nicht  in  Berlin  wohnhaften  Vertreters 
geltend  gemacht  werden,  wie  besondere  Sachkunde  auf  dem  be- 
treffenden Gebiete,  Vertretung  der  Partei  in  sonstigen  Allgelegen- 
heiten.  Ersparung  von  Kosten  usw.  Die  Reisekosten  für  die  Wahr- 
nehmung von  Beweisterminen  werden  zugebiUigt,  sofern  eine  Wahr- 
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nehmung  des  Termins  nach  Lage  der  Sache  nötig  erscheint.  Die 
Reisekosten  der  Patentanwälte  werden  außer  einer  Eisenbahnrück- 
fahrkarte n.  Klasse  bemessen  mit  12  Mark  Zehrungskosten  pro 
Tag,  6  Mark  Nachtquartier,  3  Mark  fOr  Zu-  und  Abgang  (Rathenau 
in  PMZBl.  9  802,  303).  Für  die  Reise  eines  Berliner  Patentanwalts 
zu  dem  Verhandlun^ermin  vor  dem  Reichsgericht  werden  regel- 
mäßig 60  Mark  zugebilligt  (Rathenau  in  PMZBl.  9  306;  Damme 
PR.  493).  Die  Reisekosten  eines  Rechtsanwalts  sind  nach  der 
Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte  zu  berechnen. 

10a.  Reisekosten  der  Beteiligten.  Die  Reisekosten  einer 
nicht  an  dem  Sitze  der  Behörde  ansässigen  Partei  oder  von  An- 
gestellten derselben  werden  regelmäMg  zugebilligt,  sofern  die  Reise 
behufs  Wahrnehmung  eines  Verhandlungstermins  notwendig  war, 
und  sofern  diese  Kosten  nicht  mehr  betragen  als  die  Vertretungs- 
kosten eines  am  Sitze  der  Behörde  wohnenden  Vertreters  (vergl. 
RG.  JW.  89  404).  Ähnliches  muß  von  den  Kosten  der  Reisen  be- 
hufs  Wahrnehmung  eines  Beweistermines  gelten  (Rathenau  in 
PMZBL  9  301).  Ist  ein  Prozefibevollmächtigter  bestellt,  so  dürfen, 
wenn  der  Prozeßbevollmächtigte  auf  schriftlichem  Wege  oder  durch 
Akteneinsicht  sich  genügend  informieren  kann,  die  Reisekosten, 
welche  die  Partei  behu&  mündlicher  Informationserteilung  oder 
für  ihr  Erscheinen  im  Verhandlungstermine  aufgewendet  hat,  der 
Regel  nach  nicht  neben  den  Kosten  des  Prozeßbevollmächtigten 
liauidiert  werden  (RG.  JW.  89  404;  JW.  96  191).  Die  Erstattung 
solcher  Kosten  kann  nur  ganz  ausnahmsweise  erfolgen  und  setzt 
alsdann  den  besonderen  Nachweis  voraus,  daß  deren  Aufwendung 
zur  zweckentsprechenden  Rechtsverfolgung  notwendig  war,  dal 
z.  B.  eine  praktische  Demonstration  sachgemäß  durch  die  Partei 
selbst  erfolgen  mußte  (vergl.  Seligsohn  §  31  Nr.  3  und  &  33  Nr.  16; 
Rathenau  in  PMZBl.  9  3G4).  Abgesehen  von  besonderen  Aus- 
nahmefällen wird  dabei  nur  eine  Reise  vergütet  (Rathenau  in 
PMZBL  9  306).  Sind  mehrere  Kläger  als  Streitgenossen  aui^e- 
treten,  so  sind  in  der  Regel  nur  die  Kosten  für  die  Reisen  eines 
Klägers  zu  vergüten,  da  durch  eine  mehrfache  Vertretung  für  die 
Sa<£e  nichts  gewonnen  wird  (RG.  6UR.  2  60,  JW.  97  115).  Gleiches 
muß  bei  einer  Mehrheit  von  Beklagten  gelten.  An  Reisekosten 
werden  nach  der  Praxis  des  Patentamts  den  Beteiligten  höchstens 
bewilligt:  1.  die  Kosten  einer  Ksenbahnrückfahrkarte  11.  Klasse; 
2.  an  Zehrungskosten  pro  Tag  6  Mark ;  3.  für  jedes  Nachtquartier 
3  Mark;  4.  für  jeden  Zu-  und  Abgang  2  Mark  (Robolski  Th.  168; 
Robolski  K.  zu  §  31;  Rathenau  in  PMZBl.  9  301).  Reisekosten, 
die  durch  vor  Erhebung  der  Klage  behufs  Vorbereitung  der  Sache 
unternommene  Reisen  entstanden  sind,  werden  regelmäßig  nicht 
als  zu  den  Kosten  des  Verfahrens  gehörig  angesehen  (Rathenau  in 
PMZBl.  9  301;  vergl.  auch  Nr.  6a). 

11.  Sonstige  Ausladen.  Ob  sonstige  Auslagen  zu  er- 
statten sind,  bestimmt  die  Behörde  je  nach  Lage  des  Falles  nach 
freiem  Ermessen.  Es  können  hiemach  die  Auslagen  für  Porto, 
Abschriften  und  Zeichnungen,  für  die  AnschafiFung  von  Patent- 
schriften, Gebrauchsmusteranmeldungen,  von  Literatur  sowie  für 
die  Anfertigung  von  Modellen  als  erstattungspflichtig  angesehen 
werden,  sofern  die  betrefFende  Aufwendung  gerade  für  die  Zwecke 
des  Prozesses  geschehen  und  die  Sache  dadurch  gefördert  worden 
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ist,  auch  das  Material  in  der  Bücherei  des  Patentamts  sich  nicht 
vorfindet  (Robolski  Th.  167, 168;  Robolski  K.  zu  §  31;  Rathenau  in 
PMZBl.  9  302;  vergl.  auch  BG.  PMZBl.  1 126).  In  der  Begel  werden 
allerdings  die  Aurwendungen  für  die  Besdiaffung  des  über  den 
Stand  der  Technik  aufklärenden  technischen  Materials ,  für  Ab- 
schriften von  Patentschriften  sowie  für  die  Übersetzung  von  eng- 
hschen  und  fraozösischen  Druckschriften  nicht  vergütet,  ebenso- 
wenig die  Kosten  für  unaufgefordert  von  einer  Partei  angestellte 
Versuche  (PA.  PMZBl.  10  10).  Dies  gilt  auch  von  Privatgutachten, 
wenn  solche  weder  erfordert  noch  benutzt  worden  sind  (Bathenau 
in  PMZBl.  9  301,  306).  Dagegen  können  zur  Vorbereitung  der 
Klage  erstattete  Gutachten  für  den  Kostenersatz  in  Betracht  kommen 
(vergl.  Nr.  6a).  Entschädigung  für  Zeitversäumnis  durch  not- 
wendige Beisen  oder  durch  notwendige  Wahrnehmung  von  Ter- 
minen kann  nach  Lage  des  Falles  gemäg  §  91  CPO.  gewährt 
werden  (Bobolski  K.  zu  §  31). 

m.  Kostenfestsetzung. 

a)  Verfahren  und  Beschluß. 

12.  Kostenfestsetzungsverfahren.  Die  Festsetzung  der  von 
dem  unterliegenden  Gegner  auf  Grund  seiner  Kostenpflicht  dem 
anderen  Teile  zu  erstattenden  Kosten  hat  einen  Schuidtitel,  d.  h. 
ein  Urteil  über  die  Kosten,  zur  Voraussetzung  (Bathenau  in  PMZBL  9 
298).  Findet  sich  in  dem  Urteile  eine  Entscheidung  über  die  Kosten 
nicht,  so  kann  eine  £b-gänzung  des  Urteils  gemäß  §  321  CPO.  be- 
antragt werden;  die  Fristbestimmung  des  §  321  Abs.  2  CPO.  ist 
jedoch  im  patentamtlichen  Verfahren  nicht  anwendbar  (Kohler  820; 
Bathenau  m  PMZBl.  9  299;  vergl.  dagegen  auch  Isay  §  31  Nr.  3). 
Die  Festsetzung  findet  unter  enteprechender  Anwendung  der  Vor- 
schriften der  |§  104  flf.  CPO.  statt  (verri.  PA.  PMZm.  11  161). 
Hiemach  hat  der  obsiegende  Teil  ein  Kostenfestsetzungs- 
gesuch mit  einer  Berecnnung  der  ihm  in  allen  Instanzen  er* 
wachsenen  Kosten  —  imd  zwar  für  jede  Instanz  gesondert  — 
nebst  für  den  Gegner  bestimmten  Abschriften  unter  Beifügung 
der  zur  Bechtfertigung  der  einzelnen  Ansätze  dienenden  Belage 
bei  dem  Patentamt  einzureichen.  Die  Berechnung  wird  dem  Gegner 
zur  Erklärung  binnen  bestimmter  Frist  miigeteilt.  Sind  die  Kosten 
ganz  oder  teüweise  nach  Quoten  verteilt,  so  wird  in  entsprechender 
Anwendung  des  §  106  CPO.  nach  Einreichun^  der  Kostenrechnung 
der  einen  Partei  die  andere  Partei  unter  Mitteilung  der  Kosten- 
rechnung und  imter  Fristsetzung  zur  Einreichung  ihrer  eigenen 
Bechnung  aufgefordert,  mit  dem  Bemerken,  dafi  nach  fruchtlosem 
Ablauf  der  Frist  die  Entscheidung  ohne  Bücksicht  auf  ihre  Kosten 
erfolgen  werde  (Bathenau  in  PMZBl.  9  297).  Nach  Eingang  der 
Erklärung,  oder,  falls  eine  solche  nicht  eingeht,  nach  Ablauf  der 
Frist,  werden  zimächst  die  in  der  Berufungsinstanz  entstandenen 
Kosten  durch  das  Beichsgericht,  welchem  die  Akten  von  dem 
Patentamt  zu  übermitteln  sind,  und  sodann  von  dem  Patentamt 
die  Kosten  erster  Instanz  festgesetzt.  Die  Festsetzung  erfolgt 
in  jeder  Instanz  durch  besonderen  Beschluß,  und  zwar  ohne  münd- 
liche Verhandlung,  Eine  Kostenfestsetzung  seitens  des  Beichs- 
gerichts  erfolg  mcht,  wenn  eine  Kostenentscheidung  seitens  des* 
selben  über  die  Kosten  der  Berufung  nicht  ergangen  war  (Bathenau 
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in  PMZBL  9  297).  Die  Beschlüsse  werden  durch  das  Patentamt 
den  Beteiligten  von  Amts  wegen  zugestellt;  die  nach  der  früheren 
Praxis  übliche  Aufforderung  des  Eostenschuldners,  die  Zahlung  der 
festgesetzten  Kosten  innerhalb  vierzehn  Tagen  zu  bewirken,  midet 
nicht  mehr  statt  (Rathenau  in  PMZBL  9  297 ;  vergl.  Robolski  Th. 
167;  Robolski  in  PBl.  89  52;  Seligsohn  §  31  Nr.  4  und  §  33 
Nr.  16).  Es  bleibt  vielmehr  dem  Kostengläubiger  überlassen,  den 
Gregner  zur  Zahlung  aufzufordern,  und  bei  Nichtzahlung  die  Voll- 
streckung zu  betreiben  (vergl.  Nr.  16). 

18.  Naehtragsliquidatioii.  Hat  der  Kostengläubi^er  —  sei  es 
absichtlich  oder  aus  Nachlässigkeit  —  nicht  sämthche  Kosten, 
welche  ihm  zur  Zeit  der  Kostenau&tellung  erwachsen  waren,  in 
seine  Aufstellung  aufgenommen,  so  kann  er  nach  der  Praxis  des 
Reidisgerichts  wegen  solcher  damals  bereits  entstandener  Kosten 
nicht  den  Erlaß  eines  weiteren  Kostenfestsetzungsbeschlusses  Ver- 
lanen (RG.  PMZBL  1 126;  Seligsohn  §  31  Nr.  4).  Diese  Meinung 
ist  indessen,  sofern  nicht  ein  —  der  Regel  nach  nicht  anzu- 
nehmender —  Verzicht  des  Kostengläubigers  vorließ,  nicht  zu 
billigen;  die  nachträgliche  Kostenliquidation  ist,  insoweit 
nicht  die  Rechtskraft  emes  bereits  vorliegenden  Kostenfestsetzungs- 
beschlusses der  wiederholten  Festsetzung  entgegensteht,  zuzu- 
lassen (PA.  PMZBL  11 160, 161 ;  vergl.  auch  Rathenau  in  PMZBL  9 
297).  Einer  Begründunff,  weshalb  die  nachträglich  berechneten 
Kosten  nicht  früher  venangt  worden  sind,  bedarf  es  nicht  (verf^l. 
dagegen  Damme  PR.  488).  Nur  hat  der  Gläubiger  die  durch  die 
nachträgliche  Liquidation  entstandenen  Kosten  dann  zu  tragen, 
wenn  ihm  ein  Versehen  zur  Last  fällt. 

14.  Beschwerde  gegen  den  Kostenfestsetzungsbeschluft.  Gegen 
den  Kostenfestsetzungsbeschlufi  des  Patentamts  ist  gemäß  §  16 
PatG.  die  Beschwerde  statthaft,  welche  an  keine  Frist  ee* 
bunden  ist;  die  Vorschrift  der  Zivilprozeßordnung,  wonach  die  Be- 
schwerde innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Wochen  einzulegen  ist, 
findet  keine  Anwendung  (PA.  PMZBL  8  128;  Allfeld  261;  Rathenau 
in  PMZBL  9  297;  vergl  §  16  Nr.  30;  anders  Robolski  K.  zu  §  31; 
Isay  §  26  Nr.  13).  Gegen  den  reichsgerichtUchen  Beschluß  gibt 
es  ein  Rechtsmittel  nicht  (Seligsohn  §  33  Nr.  16).  Doch  ist  das 
Reichsgericht  sowohl  von  Amte  weffen  als  auf  dahin  gehenden 
Antrag  befugt,  seinen  eigenen  Bescluu&  abzuändern. 

b)  Vollstreckung. 

15.  ZwangsvoUstreekiin^  und  VoUstre^kungsklauseL    Der 

Kostenfestsetzungsbeschluß  bildet  einen  zur  Zwangsvollstreckung 
geeigneten  Titel  im  Sinne  der  Zivilprozeßordnung;  es  findet  also 
aus  demselben  die  durch  die  Partei  zu  betreibende  Zwangs- 
vollstreckung statt,  sofern  die  Ausfertigung  des  Beschlusses 
^emäi  §  724  CFO.  mit  der  Vollstreckungsklausel  versehen 
ist.  Die  Erteilimg  der  Vollstreckungsklausel  erfolgt  auf  Ersuchen 
des  Patentamte  durch  das  zuständige  ordentliche  Gericht,  welches 
nach  §  32  PatG.  verpflichtet  ist,  dem  Patentamt  Rechtshülfe  zu 
leisten  (vergl.  §  32  Nr.  2fif.).  Das  Patentamt  hat  dieses  Ersuchen 
auf  Antrag  des  Kostengläubigers  an  das  Gericht  zu  stellen  (Ro- 
bolski in  PBL  89  52).  Ober  die  Zuständigkeit  des  ersuchten  Ge- 
richte treffen   die  §§  157  ff.   des  Gerichteverfassungsgesetzes  Be- 
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Stimmungen,  welche  hier  entsprechend  anzuwenden  sind.  Zu- 
ständig rar  die  Anordnung  der  Vollstreckungsklausel  ist  hieinacb 
das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  die  Vollstreckung  erfolgen  soll, 
und,  wenn  es  sich  um  die  Vollstreckunff  ge^n  einen  Patentinhaber, 
der  gemäß  §  12  Abs.  1  PatG.  einen  mländischen  Vertreter  bestellt 
hat,  nandelt,  das  Grericht,  wo  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat, 
und  in  Ermangelung  eines  solchen  das  Amtsgericht  Berlin  (yergL 
§  12  Nr.  83;  vergl.  auch  Köhler  844  und  §  32  Nr.  4).  Das  Patent- 
amt selbst  ist  nach  dem  Gesetze  weder  zur  Erteilung  der  Voll- 
streckungsklausel noch  zur  Anordnung  oder  Vornahme  der  Voll- 
streckung befugt  (RG.  PMZBl.  1  16,  16,  (Äv.  88  423S.,  JW.  94 
609,  610;  JW.  06  716ff.;  Robolski  Th.  167).  Der  mit  der  VoU- 
streckungsklausel  versehene  Beschluß  wird  durch  das  Patentamt 
dem  Antragsteller  zugestellt. 

Wird  das  Ersuchen  um  Erteilung  der  Vollstreckungsklausei 
von  dem  Amtsgericht  abgelehnt,  so  steht  hier^^gen  die  Be- 
schwerde an  das  übeigeordnete  Oberlandeogencht  und,  falls 
dieses  die  Rechtshülfe  für  unzulässig  erklärt,  die  weitere  Be- 
schwerde an  das  Reichsgericht  zu  (RG.  PMZBL  1 16;  JW.  06  716fE.; 
vergl.  §  32  Nr.  6).  Hat  eine  Rechtsnachfolge  auf  Seiten  des 
Kostenschuldners  stattgefunden,  so  ist  die  VoUstreckungsklaoael 
nach  §  727  CPO.  gegen  die  Gresamtrechtsnachfol^er,  nicht  aber 
gegen  den  Erwerber  des  Patents,  zu  erteilen,  da  nur  die  Entscheidung 
in  der  Sache  selbst,  nicht  aber  die  Entscheidung  über  die  Kosten 
gegenüber  einem  Sondemachfolger  in  das  streit£e  Recht  wirksam 
und  vollstreckbar  ist  (Landgericht  I  Berlin  PMZBl.  1 303, 304).  Im 
übrigen  finden  die  sonstigen  Vorschriften  der  Zivilprozefiorohiong 
über  Erteilung  der  Vollstreckungsklausel,  über  Einwendungen  g^en 
die  Zulä&sigkeit  der  Vollstreckungsklausel,  über  Klaffen  w^;en  Un- 
zulässigkeit und  Klagen  auf  Erteilung  der  Klausel  Anwendung 
(Kohler  846).  Klagen  dieser  Art  sind  vor  den  ordentlichen  Geridbten 
zum  Austrag  zu  bringen. 


§82. 

Die  Gerichte  sind  Terpfliehtet,  dem  Patenfamt  Beehtalifllfe  mm 
leisten.  Die  Festsetiiuig  einer  Strafe  gegen  Zeugen  nnd  SachTenündf ge, 
welche  nioht  ersehehien  oder  ihre  Anssage  oder  deren  Beeidig nng  vor. 
weigern»  sowie  die  Torflllimng  eines  nicht  erschienenen  Zengen  erfelgt 
anf  Ersuchen  durch  die  Gerichte. 


1.  Begriff. 

8.  fiechtihlire  im  KotteBfMtietiaMgtTer 
ffüirMi. 


Bcektikllfe. 

8.  Bcektihfilfe  in  BeweiiTerfUireM. 
4.  AblekBug  «er  BMktihilff». 
6.  B«sckw«rde. 


EeclitsMlfe. 

1.  Begriff.  Die  Organisation  des  Patentamts  erfordert  es,  daß 
es  im  wesentlichen  seine  Tätigkeit  nur  an  dem  Orte  seines  Sitzes» 
also  in  Berlin  entwickelt,  und  dafi  eine  Tätigkeit  außerhalb  Berlins 
zu  den  Ausnahmen  gehört.    Dies  gilt  im  allgemeinen  von  der  ge- 


BechtshtQfe.  86B 

samten  Amtstätigkeit  des  Patentamts,  ganz  besonders  aber  von 
der  Tätigkeit  bei  der  Beweisaufnahme.  Denn  die  Beweisauf- 
nahme vor  dem  Patentamt  selbst  findet  der  Regel  nach  nur  dann 
statt,  wenn  die  zu  benutzenden  Beweismittel  in  Berlin  ohne 
Schwierigkeit  benutzbar  sind  oder  auf  Ersuchen  der  Beteiligten, 
namentlich,  wenn  diese  die  dadurch  entstehenden  Mehrkosten 
tragen,  zur  Stelle  g^ebracht  werden  (vergl.  §  26  Nr.  4  und  §  80 
Nr.  82).  Befinden  sich  die  Beweismittel  in  größerer  Entfernung 
Yon  Berlin,  so  ist  die  Regel,  daß  das  Patentamt  die  Hülfe  der  Ge- 
richte in  Anspruch  nimmt.  Zu  diesem  Zwecke  kann  das  Patent- 
amt die  deutscuben  Gerichte,  aber  außerdem  noch  die  Osterreichischen 
und  schweizerischen  Gerichte  immittelbar  um  ihre  Hülfe  ersuchen 
(vergL  PMZBl.  6  100).  Dies  ist  der  Begriff  der  Rechtshülfe, 
weldier  nicht  nur  im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren 
sondern  auch  im  Erteilungsvemhren  Anwendung  findet,  obwohl 
letzteres  streng  genommen  nicht  ein  gerichtliches  Verfahren  sondern 
ein  Yerwaltungsverfahren  ist,  und  das  Patentamt  dabei  nicht  als 
Gericht  sondern  als  Verwaltungsbehörde  tätig  wird  (vergl.  SeUg- 
sohn  6  82  Nr.  1;  Köhler  773;  Isav  §  82  Nr.  1;  Allfeld  262;  vergl 


mfe. 


auch  §  14  Nr.  6).  Auf  die  Rechtshtufe,  soweit  die  von  den  deutschen 
Gerichten  zu  leisten  ist,  finden  die  §§  168 ff.  GYG.  Anwendung 
CBGt.  JW.  06  716ff.).  Gemäß  §  168  GvG.  ist  das  Ersuchen  um 
Kechtshülfe  an  das  Amtsgericht  zu  richten,  in  dessen  Bezirk  die 
Amtshandlung  vorgenommen  werden  soll. 

2.  Rechtshulfe  im  Kostenfestsetzungsverfahren.  Das  Patent- 
amt muß  die  Rechtshülfe  der  Gerichte,  und  zwar  der  deutschen 
Grerichte,  dann  in  Anspruch  nehmen,  wenn  eine  amtliche  Hand- 
lung vorzunehmen  ist,  welche  allein  zur  Zuständ^keit  der  ordent- 
lichen Gerichte  und  daher  nicht  zur  Zuständigkeit  des  Patentamts 
Sehört.  Dies  gilt  von  der  Erteilung  der  VoUstreckungsklausel  im 
kostenfestsetzungsverfahren  (vergl.  §  81  Nr.  16). 

8.  Beohtshfilfe  im  Beweisverfahren.  Bei  der  Beweisauf- 
nahme, gleichviel  ob  diese  im  Erteilungsverfahren  oder  im  Nichtig- 
keits- oder  Zurücknahmeverfahren  stattfindet,  muß  das  Patentamt 
die  Rechtshülfe  der  Gerichte  in  Anspruch  nehmen,  wenn  es  sich 
um  die  Festsetzung  einer  Strafe  gegen  Zeugen  oder  Sachver- 
ständige handelt,  welche  nicht  erscheinen  oder  ihre  Aussage 
oder  deren  Beeidigung  verweigern,  oder  wenn  die  Vorführung 
eines  nichterschienenen  Zeugen  erfolgen  soll.  Dies  ist  in  dem' 
zweiten  Satze  des  §  82  PatG.  ausdrücklich  bestimmt.  Es  finden 
darauf  die  §§  880,  881,  890  und  409  CPO.  entsprechende  An- 
wendung. Dabei  ist  zu  beachten,  daß  den  Grerichten  nur  die  Fest- 
setzung der  Strafe  und  die  Anoronung  der  Vorführung  übertragen 
ist,  wUirend  über  die  Rechtmäßigkeit  der  Verweigerung  der  Aus- 
sage oder  deren  Beeidigung  das  Patentamt,  welches  die  durch  die 
Zivilprozeßordnung  dem  Prozeßgericht  eingeräumte  Stellung  ein- 
nimmt, gemäß  §  887  CPO.  entsdieidet  (Sehgsohn  §  82  Nr.  8;  Isav 
§  32  Nr.  8;  ^eld  2ö2). 

4.  Ablelmiuig  der  Rechtshulfe.  Das  Ersuchen  um  Rechtshülfe 
darf  gemäß  §  159  GVG.  nur  dann  abgelehnt  werden,  wenn  dem 
eisachten  Gerichte  die  Ortliche  Zuständigkeit  mangelt,  oder 
die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte  des  ersuchten  Ge- 
richts verboten  ist    Das  Ersuchen  um  Rechtshülfe  bei  der  Er^ 
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teilung  der  VoUstreckungsklausel  für  die  Eosteofestsetzungs- 
beschlüsse  darf  hiemach  von  dem  Amtsgericht,  welches  ^emä& 
§  764  Abs.  2  CPO.  als  Yollstreckmigsgericht  hierfür  zuständig  ist, 
nicht  abgelehnt  werden  (R6.  PMZBL  1  16;  JW.  06  716 ff.;  veigL 
§  31  Nr.  16). 

5.  Beschwerde.  Gegen  die  Ablehnung  des  Ersuchens  findet 
die  Beschwerde  statt,  welche  sowohl  den  Beteiligten  als  dem 
Patentamt  zusteht.  Über  die  Beschwerde  entscheidet  das  Ober- 
landesgericht, zu  dessen  Bezirk  das  ersuchte  Grericht  gehört 
Gegen  die  Entscheidung  des  Oberlande^gerichts  findet,  wenn  die- 
selbe die  Rechtshülfe  für  unzulässig  erklärt,  die  weitere  Beschwerde 
an  das  Reichsgericht  statt.  Die  Vorschrift  des  §  160  6YG., 
wonach  die  Beschwerde  an  das  Reichsgericht  nur  dann  zuUssig 
ist,  wenn  das  ersuchende  und  das  ersuchte  Gericht  den  Bezirken 
verschiedener  Oberlandesgerichte  angehören,  ist  hier  ohne  Be- 
deutung, da  das  Patenüunt  keinem  Oberlande^erichte  unter- 
geordnet ist  (RG.  PMZBl.  1 16;  JW.  06  716ff.).  In  diesem  Rechts- 
zustande ist  durch  die  Novelle  zur  Zivilprozeßordnung  eine  Änderung 
nicht  eingetreten,  da  das  Beschwerdeverfahren  in  §  160  GVG.  eine 
eigenartige  Regelung  erfahren  hat  (RG.  JW.  06  716ff.).  Die  Ent- 
scheidimgen  über  die  Beschwerden  erfolgen  gemäß  §  160  Abs.  2 
GVG.  olme  vorgängige  mündliche  Verhandlung. 


§88. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Patentamts  (gg  89,  80)  ist  die  Be- 
rnftang  znlftssig.  Die  Bernftang  geht  an  das  Beichitfericht«  Sie  Ist 
binnen  seohs  Wochen  naeh  der  Znstelinng  bei  dem  Patentamt  schrlfU 
lieh  anzumelden  und  zn  begrttnden« 

Durch  das  Urteil  des  Gerichtshofs  ist  nach  Mafigabe  des  §  81  arnek 
über  die  Kosten  des  Verfahrens  zu  bestimmen. 

Im  llbrigen  wird  das  Terfahren  vor  dem  Gerichtshof  durch  ein 
SegnlatiT  bestimmt,  welches  von  dem  Gerichtshof  zu  entwerfen  ist  uiA 
durch  Kaiserliche  Yerordnung  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  fest- 
gestellt wird. 


B«r«fWii9. 

I.  Begriff. 

1.  Zweck. 

S.  Attweadbarkelt    lirilproieuaaler    Be- 
■ÜmmiugeA. 

5.  Berechtlguiff  lar  BenifkiigteiBlegvBg. 
4.  ZaitiBdigkelt  dM  Belckigerlchti. 

II.  Zvlisilgkeit  der  Berufkag. 

a)  Allgemeiiiei. 

6.  Formelle  uid  materielle  Zaliulgkelt. 

6.  PrflfkMff  der  Znliuigkeit  durch  dai 
PateMtamt. 

7.  Prifbiig  der  Zvliitlfkelt  dnrck   das 
Beickagericht. 

b)  Berafkaf  yegeii  die  KosteneBtickei- 
dajig. 

8.  Uanllcaiffkeit  der  Bernfkay  gegen  dea 
Koateapukt. 

9.  Abweifkeade  Meiaaag. 


c)  Berafkag  gegea  die  Eateekeldaaga- 
gründe. 
10.  Uasaliaaigkeit  der  Berafkag. 
U.  ZalJUiigkeit  der  Berafkag. 

Ul.  Form  der  Berafkag« 

a)  Allgemeiaea. 
18.  FormTorackriftea. 

18.  Weaeatlicke  FormTonckrlftea. 

14.  Brgiasang  aad  TerbeHcraag  fkrmdllor 

niagel. 
16.  Aafecktaag  der  Eatackeidaag. 

b)  Beraikagaaatrige. 

16.  lakalt. 

16a.  Erwelteraag  dor  Aatrige  erater  la» 
ataaa. 

17.  Hiaaaagekea  Iber  die  Aatrige. 

18.  laderaag  der  Berafkagaaatrige. 
16.  Erweiteraag  der  Berafkagaaatrige. 
60.  Bedeataagaloae  Aaderaagea  aad  Bla- 

ackriakaagea. 


Berofang.    I.  BegrifE. 
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Wwmmhwumg. 
BesoMdere  Fornolienuiff. 

e)  BeraftwgtktgriBdug. 

Tateiehlleke  BegrÜBdaBg. 

Zarickweliuif  renpiteter  Beniftaiigi- 

b«irrl>duig. 
M*  AulbucMrZarlekweliuigibefkfBli. 
fl7.  Dwreh  die  Terteldigwig  dM  Oegnen 

T«nBlMiUi  YorbrugeK. 

d)  Frlit. 

S8.  ZaitoUug  des  VrtolU. 

9t.  BereehMUig. 

SO.  YerUagenBg. 

tl.  Wahnug  der  Frist. 

St.  Wladereluetsaag  la  den  Torlgea  Staad. 

IT.  Tarsicht  aad  Zarlekaabae. 

SS.  TAraieht. 

S4.  Zarfiekaabaia. 

Sft.  FolgtB  der  Zarftckaabaie. 

T.  Klageiaderamg  la  der  Berafeagilaitaas. 

St.  Uanlisalgkelt  der  Klageiaderaag. 
S7.  Klageiaderaag  des  Beraftaagibeklag- 
Um, 


Tl.  AaidüauberalWag  aad  Widerklage. 

S8.  Aatehlaitberafeag. 
89.  Widerklage. 

TU.  Terfkhrea  la  der  Berafeagslastaai. 

a)  lllgemelaei. 

40.  Aaweadbarkelt  der  Tonebriftea  8ber 
das  Terflikrett  erster  lastaaa. 

41.  PrlfkagderfbnaelleaToraassetanuigea. 

42.  Gegeaerkliraag  des  Berafkagsbeklag- 
tea. 

45.  Überseadaag  der  Aktea  aa  das  Belehs- 
gerlcht. 

b)  Terkaadlaag. 

44.  Ladaag  aad  AabSraag  der  Betelll|:teB. 

46.  Heae  Tatsaekea  aad  Bewelsadttel. 
4t.  Berlekslchtlgaag  Toa  Tatsachen  aad 

Bewetsmlttela  Toa  Amts  wegea. 

47.  Bewelserhebaag  aad  Bewelsaaftiakaie. 

c)  UrteU. 

48.  Allaenelaes. 

49.  Aadrohaag  der  Zarlekaaluae. 

Tin.  Kosten. 

60.  Bestlmmaag  über  die  Kostea. 

61.  Kosteapflicht  der  obslegeadea  Partei. 
69.  Gerlchtskosten  aad  Kosteaerstattaag. 


Bernfaug. 


L  Begriff. 


1.  Zweek.  Gregen  die  Entscheidungen  des  Patentamts,  in 
welchen  über  AnMge  auf  Nichtigkeitserklftrunff  oder  Zurück- 
nahme eines  Patents  erkannt  ist,  steht  jedem  Teile  das  Rechts- 
mittel der  Berufung  zu.  Der  Bc^ff  der  Berufung  ist  im  Gesetze 
nicht  besonders  festgestellt,  da  derselbe  sich  aus  al^emeinen 
prozessualen,  insbesondere  zivilprozessualen  Grundsätzen  er- 

f;ibt.  Danach  ist  die  Berufung  ein  Rechtsmittel,  welches  die  An- 
echtung  der  in  erster  Instanz  ergangenen  Entscheidung  des 
Patentamts  in  rechtlicher  und  tatsächlicher  Hinsicht 
bezweckt.  Es  findet  demnach  in  der  Berufungsinstanz  eine  voll- 
ständig neue  Erörterung  des  Streitstofifes  stat^  ohne  dafi  die  Ver- 
handlung sich  auf  die  in  erster  Instuiz  vorgebrachten  rechtlichen 
imd  tatsächlichen  Gresichtspunkte  beschränken  müsste.  Eine 
Schranke  besteht  nur  insofern,  als  nur  über  die  Berufungsanträge, 
insoweit  solche  in  zulässiger  Weise  gestellt  sind,  verhandelt  werden 
darf  (vergl.  Nr.  16  ff.).  Auch  daii  eine  Ela^eänderung  nicht  vor- 
genommen werden  (vergl.  Nr.  36ff.).  Mit  dieser  Malabo  ist  das 
Vorbringen  neuer  Tatsachen  und  Beweismittel  gestattet. 
Von  der  JBeschwerde,  welche  gegen  gewisse  von  dem  Patentamt 
erlassene  Beschlüsse  gemäß  §§  16  und  26  PatG.  stattfindet,  imter- 
scheidet  sich  die  Berufung  sowohl  in  den  Voraussetzungen  als  in 
der  Form  als  auch  in  dem  Verfahren. 

2.  Anwendbarkeit  zivilprozessualer  Bestimmungen.  Das  Ver- 
fahren vor  dem  Berufungsgericht  ist  durch  die  auf  Grund  imd  in 
Eigänzun^  des  §  83  PatG.  erlassene  Verordnung  vom  6.  Dezember 
1891  im  einzelnen  geregelt  (vergl.  Anh.  Nr.  12).  Da  diese  Regelung 
eine  erschöpfende  nicht  ist,  so  kann  zur  Ergänzung  der  m  der 
Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  —  gleichwie  bei  dem  Ver- 
fahren erster  Instanz  —  die  Zivilprozeßordnung  herangezogen 
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werden,  insofern  nicht  die  das  Verfahren  in  Patentsachen  be- 
herrschenden Grundsätze  der  Anwendung  der  zivilbrozessualen  Vc»*- 
schriften  enigeffenstehen  (vergl.  RG.  G.  8  266,  Civ.  6  341;  verjg^. 
auch  Einl.  zu  §  20  Nr.  4). 

8.  Berechtigung  zur  Bemfiingseinlegang.  Berechtigt  zur 
Berufungseinlegung  ist  jede  Partei,  insofern  imd  insoweit  nicht 
nach  ihren  Anträgen  entschieden  worden  ist,  insbesondere,  wenn 
ihren  Anlrägen  nicht  in  vollem  Umfange,  sondern  nur  teilweise 
oder  in  beschränkter  Weise  stattgegeben  ist.  Es  kann  imter 
dieser  Voraussetzung  die  Möglichkeit  der  Berufung  für  beide 
Parteien^  und,  wenn  auf  einer  Seite  mehrere  Personen  bei  dem 
Rechtsstreite  beteiligt  sind,  für  jede  beteiligte  Person  unab- 
hängig von  den  anderen  Beteiligten  bestehen.  Das  in  der  Be- 
rufungsinstanz eingehende  Urteil  wirkt  dann,  wenn  die  Streit- 
genossenschaft eine  notwendige  ist  auch  für  und  g^en  die 
übrigen  Beteiligten  (ve^l.  §  28  Nr.  55  ff.).  Außer  den  als  Kläffer 
oder  Beklagte  bei  dem  Prozesse  beteiligten  Personen  ist  auch  der 
Nebenintervenient  zur  selbständigen  Berufungseinlegung  be- 
fugt; die  Berufung  des  Nebenintervenienten  wirkt  auch  zugunsten 
der  durch  diesen  unterstützten  Hauptpartei  (vergl.  6  28  Nr.  59  ff.)- 
Dagegen  ist  der,  welcher  in  erster  Instanz  nur  als  Vertreter 
einer  Partei  aui^etreten  war,  nicht  befufft,  die  erstinstanzliehe 
Entscheidung  aus  eigenem  Rechte  anzufechten  (RG.  G.  8  325). 

4.  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts.  Die  Entscheidung  über 
die  Berufung  steht  —  abgesehen  von  der  Entscheidung  über  ihre 
Zulässigkeit  m  gewissen,  später  zu  erörternden  Fällen  (veigL  Nr.  6) 
—  dem  Reichsgericht  zu,  welches  hierbei  nicht  in  seiner  Eligen- 
schaft  als  ordentliches  Gericht  sondern  der  Natur  des  patentamt- 
lichen Verfahrens  gemäß  als  Verwaltungsgericht  tätig  wird.  Im 
Wege  der  Geschäffcsverteilung  ist  die  Entscheidung  ausschließlich 
dem  ersten  Zivilsenate  zugewiesen. 

n.  Zulässigkeit  der  Berufung, 
a)  Allgemeines. 

5.  Formelle  und  materielle  Zulässigkeit.  Die  Zulässigkeit 
der  Berufung  ist  sowohl  von  formellen  als  von  materiellen  Er- 
fordernissen abhängig.  Formell  zulässig  ist  die  Berufung,  wenn 
sie  in  gehöriger  Form  und  Frist  eingelegt  ist.  Als  materielle 
Voraussetzung  der  Berufung  stellt  aas  Gesetz  das  Erfordernis 
auf,  daß  die  Berufung  nur  ge^n  die  auf  Grund  der  §§  29  und 
30  PatG.  ergangenen  Entscheidungen  des  Patentamts  ziüäasig 
ist,  also  ^egen  diejenigen  Endurteile,  durch  wdche  entweder  die 
Nichtigkeits-  oder  Zurücknahmeklage  gänzlich  oder  teilweise  zurOdc« 
gewiesen  oder  das  Patent  gänzlicn  oder  teilweise  für  nichtig  er- 
klärt oder  zurückgenommen  ist.  Daraus  ergibt  sich,  daß  die 
diesen  Endentscheidungen  vorausgehenden  Verfügungen  und 
Beschlüsse  —  sei  es  daß  dadurch  den  Parteien  eine  Auflage 
gemacht  oder  Beweiserhebung  angeordnet  wird,  oder  daß  die- 
selben einen  sonstigen  Inhalt  haben  —  mit  der  Berufung  nicht 
anfechtbar  sind  (vergl.  Allfeld  263).  Inwieweit  gegen  Beschlüsse 
die  Beschwerde  zulässig  ist,  ergibt  sidb  aus  den  Erläuterungen 
zu  §§  16  und  26  PatG.  Aus  den  späteren  Erörterungen  ist  femer 
zu  entnehmen,  daß  die  Berufung  g^en  den  Kostenpunkt  und 
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S^en  die  Entscheidungsgründe  nicht  gerichtet  werden  kann 
(vergl.  Nr.  8fiL  und  10 fF.)*  Voraussetzung  für  die  Zulässigkeit  der 
Serufung  ist  schließlich,  da§  dieselbe  von  einem  dazu  Berech- 
tigten eingelegt  ist  (veigL  Nr.  3). 

6.  Priifniig  der  Zulässigkeit  durch  das  Patentamt.  Lie^ 
UnzulAssiffkeit  der  Berufung  vor,  so  ist  diese,  ohne  daß  auf  die 
Sache  selbst  einzugehen  ist^  als  unzulässig  zu  verwerfen. 
Die  PrOfonff  der  Zulässigkeit  in  formeller  Hinsicht  lißgt,  so- 
^weit  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  die  Berufung  form-  und 
fristeemäß  eingelegt  ist,  dem  Patentamt  ob,  welches  hierüber 
dmxsh  Beschluß  entscheidet.  Verwirft  das  Patentamt  die  Berufung 
als  unzulässig,  so  kann  der  Berufungskläger  binnen  einer  Woche 
nach  Zustellung  des  Beschlusses  auf  die  mtscheidung  des  Reidis- 
fferichts  antragen  (YO.  6/12.  91  §  2).  Dagegen  ist  der  Beschluß 
des  Patentamts  mit  der  Beschwerde  gemäß  §  16  PatG.  nicht  an- 
fechtbar (Allfeld  266).  Für  die  Fristberechnung  sind  die  §§187 
Abs.  1,  188  und  193  BGB.  maßgebend.  Hiernach  endigt  die  Frist 
mit  dem  Ablaufe  deqenigen  Twes  der  nächsten  Woche,  welcher 
durch  seine  Benennung  dem  Zustellungstage  entspricht.  Fällt 
das  Ende  der  Frist  am  einen  Sonntag  oder  einen  in  Preußen 
staatlich  anerkannten  allgemeinen  Feiertag,  so  tritt  an  dessen 
Stelle  der  nächstfolgende  Werktag  (vergl.  §  8  Nr.  9). 

7.  Prfiftmg  der  ZuUssigkeit  durch  das  Beichsf^ericht.  Er- 
achtet das  Patentamt  die  Berufung  als  formell  richtig  eingel^^ 
80  ist  das  Reichsgericht  an  diese  Entscheidung  nicht  gebunden; 
vielmehr  ist  das  Keichs^richt  trotzdem  befugt,  wenn  die  Be« 
rufung  nach  seiner  Ansidit  den  formellen  Erfordernissen  nicht  ent- 
spricht» dieselbe  durch  Beschluß  ohne  mündliche  Verhandlung  als 
mizulässig  zu  verwerfen  (RG.  PMZBL  10  14;  vergl.  RG.  Jw.  00 
668).  Soweit  die  Entscheidung  nidit  dem  Patentaont  zugewiesen 
ist  —  also  soweit  die  materielle  Zulässigkeit  der  Berufung 
in  Frage  steht  —  gehört  die  Prüfung  der  Zulässigkeit  ausschließ- 
lich zur  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  (vergl.  RG.  G.  2  79  £f.; 
G.  8  266,  267,  ^.  6  341;  G.  6  314 «f.;  PMZBL  3  118;  PMZBl. 
4  266,  JW.  96  610,  611). 

b)  Berufung  gegen  die  Eostenentscheidung. 

8.  UnjniUlssiffkeit  der  Berufung  gegen  den  Kostenpunkt. 
Gregen  die  Endentecheidungen  ist  die  Berufung  nur  insoweit  zu- 
läsfflgy  als  diese  JE^tscheidun^n  auf  Grund  der  §§  29  und  30  PatG. 
erlassen  sind.  Dies  eigibt  sich  aus  dem  Wortlaute  des  §  33  Abs.  1 
PatG.  Es  fo]gt  hieraus,  daß  die  Berufung  nur  gegen  die  in 
der  Hauptsache  erlassene  Entscheidung  statthaft,  dagegen 
unzulässig  ist,  wenn  sie  —  ohne  Anfechtung  der  über  Nichtimeits- 
erUärun^  oder  Zurücknahme  ergangenen  Entscheidung  —  lediglich 

Segen  die  Entscheidung  über  den  Kostenpunkt  sich  richtet  Denn 
er  §  31  PatG.,  nach  welchem  das  Patentamt  in  der  zu  erlassenden 
Entscheidunff  gleichzeitig  zu  bestimmen  hat,  zu  welchem  Anteile 
die  Kosten  des  Verfahrens  den  Beteiligten  zur  Last  fallen,  ist  in 
§  33  Abs.  1  PatG.  als  mit  der  Berufung  selbständig  anfechtbar 
nicht  erwähnt  Die  Unzulässigkeit  der  Berufung  gegen  d  en 
Kostenpunkt  beruht  überdies  auf  allgemeinen  prozessualen 
Grundsätzen;  deshalb  ist  auch  im  Zivilprozesse  die  Berufung  wegen 
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der  Kosten  grundsätzlich  —  wenigstens  für  die  in  dem  patentamt- 
lichen Verfahren  interessierenden  Fälle  —  ausgeschlossen,  und 
nach  §  99  CPO.  nur  die  sofortige  Beschwerde  für  den  Fall  zuge- 
lassen, da&  eine  Entscheidung  m  der  Hauptsache  nicht  ergangen 
ist  (RG.  G.  8  266,  267,  Civ.  6  841;  Seligsohn  §  83  Nr.  6;  veigL 
Isay  §  83  Nr.  8;  anders  Köhler  888;  Allfeld  268).  Die  sofortige 
Beschwerde  kann  in  dem  patentamtlichen  Verfahren  keine  ^- 
wendung  finden,  weil  der  §B9  CPO.  eine  auf  zivilprozessuale  Ver- 
hälüiisse  zugeschnittene  Ausnahmevorschrift  ist  (Bathenau  in 
PMZBl.  9  806;  veigl.  auch  BG.  PMZBl.  10  242,  JW.  04  217,  218; 
anders  Seligsohn  §  83  Nr.  5). 

9.  Abweichende  Meinimg.  Die  Meinung,  daß  die  Berufung 
wegen  der  Kosten  unzulässig  sei,  wurde  von  dem  zweiten  Zivil- 
senat des  Beichsgerichts  unter  der  Herrschaft  der  2ävil])rozefi- 
Ordnung  in  ihrer  älteren  Fassung  vertreten.  Der  erste  Zivilsenat 
hat  jedoch  später  in  Abweichung  hiervon  —  jedoch  gleichfieJls 
auf  Grund  der  älteren  Fassung  der  Zivilprozeßordnung  —  die 
Zulässigkeit  der  Berufung  anerkannt  mit  der  Begründung,  daß 
die  Bestimmung  über  die  Kosten,  wie  sich  aus  §  81  PatG.  ergebe, 
ein  notwendiger  Bestandteil  der  auf  Grund  der  §§  29  und  SO  zu 
erlassenden  Entscheidungen  und  daher  zugleich  mit  diesen  an- 
fechtbar sei.  Zu  einer  Plenarentscheidung  über  diese  hiernach 
streitige  Fn^e  ist  es  nicht  ^kommen,  weil  zuirzeit  dem  ersten 
Zivilsenat  die  Entscheidimg  m  Patentsachen  nach  der  Geschäfts- 
verteilung ausschlieMich  übertragen  ist  (RG.  G.  8  419,  420,  B.  U 
Nr.  855).  Nach  Inkrafttreten  der  neuen,  jetzt  in  Geltung  befind- 
lichen Fassung  der  Zivilprozeßordnung  hat  das  Reichsgericht 
die  Anwendbarkeit  des  §  99  CPO.  bejaht,  jedoch  gleichzeitig  aus- 
gesprochen, daß,  da  das  Rechtsmittelsystem  der  Zivilprozeß- 
ordnung als  solches  dem  Verfahren  in  Patentsachen  fremd  sei,  an 
die  Stelle  der  sofortigen  Beschwerde  die  Berufung  des  §  83  PatG. 
trete  (RG.  PMZBL  10  242,  JW.  04  217,  218;  Seligsohn  8.  Aufl. 
§  88  Nr.  5). 

c)  Berufung  gegen  die  Entschei.dungsgründe. 

10.  UnzulSssigkeit  der  Berufimg.  Die  Berufung  ist  geg&a 
die  Entscheidung  zu  richten.  £s  entspricht  der  Übung,  daß 
die  der  Rechtskraft  fähige  Entscheidung  in  der  Urteflsformel,  nicht 
dagegen  in  der  der  Ürteilsformel  beizugebenden  Begründung, 
niedergelegt  wird.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  der  Regel  nadi  eine 
Berufung  nur  gegen  die  Urteilsformel,  nicht  aber  gegen 
die  —  der  Rechtskraft  nicht  fähigen  — Entscheidungsgründe 
zulässig  ist  (RG.  G.  2  79ff.;  G.  6  816;  Allfeld  263).  Es  steht  hier- 
nach der  Partei,  zu  deren  Gimsten  die  Entscheidung  ergangen  ist, 
indem  in  der  Ürteilsformel  vollständig  nadi  ihren  Anträgen  er- 
kamit  ist,  das  Rechtsmittel  der  Berufung  nicht  zii^  wenn  auch  die 
Begründung  des  Urteils  ihren  Wünschen  oder  Interessen  nicht 
durchaus  entspricht,  weil  z.  B.  in  den  Urteilwründen  der  Er- 
findung, welche  Gegenstand  des  angefochtenen  Patents  ist,  eine 
derselben  nach  Ansicht  der  Partei  nicht  zukommende  Tragweite 
gegeben  wurde,  oder  weil  die  Nichtigkeit  aus  einem  Nichtigkeits- 
grunde ausgesprochen  wurde,  welcher  für  den  Kläger  weniger 
vorteil  bietet  als  die  übrigen  von  demselben  geltend  gemachten 
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DichtiffkeitsgrQnde  (B6.  G.  6  314«f.;  PMZBl.  3  118;  PMZBl.  4  265, 
JW.  96  610,  611;  Eobler  386,  387).  Die  Unzulässigkeit  der  Be- 
rufung gegen  die  Entscheidungsgründe  kann  überdies  auch  mit 
der  Eärwfigung  begründet  werden,  daß  Voraussetzung  für  die  Statt- 
haftigkeit eines  jeden  Rechtsmittels  das  Vorhandensein  einer  Be- 
schwerde ist,  dai  aber  eine  Partei,  welche  mit  ihren  Anträgen 
vollständig  dunAgedrungen  ist,  nicht  als  beschwert  angesehen 
werden  kann  (BG.  PMZBl.  4  266,  JW.  08  611).  Die  Berufung  ist 
daher  zugunsten  des  Klägers  selbst  dann  nicht  statthaft,  wenn 
unter  Zurückweisimg  eines  in  erster  Linie  geltend  gemachten  Elage- 
grondes  auf  einen  nur  eventuell  geltend  gemachten  Elagogrund 
hin  das  Patent  für  nichtig  erklärt  oder  zurückgenommen  ist  (verffl. 
§  28  Nr.  70).  Di^egen  bleibt  es  der  obsiegenden  Partei,  welche 
hiernach  zur  Einlegung  einer  Berufung  mcht  befugt  ist,  unbe- 
nommen, für  den  Fall,  daß  seitens  des  Gegners  Berufung  eingel^ 
wird,  in  dem  Berufungsverfahren  ihre  Beschwerde  gegen  die  Exxt- 
Scheidungsgründe  vorzubringen  und  dadurch  eine  anderweitige  Be- 
gründung des  in  der  Berufungsinstanz  ergehenden  Urteils  herbei- 
zuführen. 

11.  Zulässiffkeit  der  Bemfiing.  Ausnahmsweise  kann  es  vor- 
kommen, daß  die  Entscheidung  sich,  wenn  auch  nicht  ganz, 
0o  doch  teilweise  in  den  Urteilsg-ründen  findet  Ist  dies  der 
Fall,  so  ist  insofern  die  Zulässigkeit  der  Berufung  gegen  die  Ent- 
scheidungsgründe nicht  zu  beanstanden,  und  dieses  Rechtsmittel 
daher  sogar  derjenigen  Partei,  welche  nach  der  Urteilsformel  ob- 

Sme^  hat,  zu  gewlOiren  (RG.  PMZBl.  8  118;  vergl.  RG.  G.  2  79fE.). 
b  die  Entscheidung  in  den  Urteilsgründen  enthalten  ist,  ist  nacn 
Lage  des  einzelnen  Falles  durch  Auslegung  der  gesamten  Ent- 
scheidung zu  ermitteln,  indem  darauf  zu  sehen  is^  welches  der 
Wille  des  Patentamts  war,  und  ob  insbesondere  die  Entscheidung 
des  Patentamts  in  der  Urteilsformel  nicht  vollständig  zum  Aus- 
druck gekommen  ist  (vergL  RG.  PMZBl.  8  118). 

nL  Form  der  Berufung, 
a)  Allgemeines. 

12«  FormvoTsohriften.  Die  Berufung  ist  an  gewisse  Form- 
vorschriften gebunden,  deren  Nichtbeobachtung  die  Unzulässigkeit 
des  Rechtsmittels  zm:  Folge  hat.  In  §  33  Abs.  1  PatG.  ist  be- 
stinunt,  da£  die  Berufung  binnen  sechs  Wochen  nach  der  Zu- 
stellung der  Entscheidung  bei  dem  Patentamte  schriftlich  an- 
zumelden und  zu  begründen  ist.  Indessen  darf  auch  schon 
vor  der  Zustellung  des  erstinstanzlichen  Urteils  die  Berufung  ein- 
gelc^  werden  (veigl.  Nr.  28).  Weitere  Formvorschriften  enthlUit 
die  Verordnung  vom  6.  Dezember  1891,  indem  dort  in  §§  1  und  2 
bestimmt  ist,  da&  die  Berufungsschrift  die  Berufungsanträge 
sowie  die  Angabe  der  neuen  Tatsachen  imd  Beweismittel, 
welche  der  Berufungskläger  geltend  machen  will,  enthalten  und 
in  deutscher  Sprache  abgefaßt  sein  soll. 

18.  Wesentliche  Formvorsehriften.  Wesentliche  Form- 
Vorschriften,  von  welchen  die  Zulässigkeit  der  Berufung  ab- 
hängt, sind  die  die  Fristbestimmung,  die  deutsche  Sprache 
und  die  Beruf  ungsanträge  betreffenden  Vorschriften,  da,  wenn  in 
diesen  Richtungen  den  gesetzlichen  oder  verordnungsmäMgen  Yor- 
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Schriften  nieht  entsprochen  ist,  die  Berufung  als  unzul&ssi^  za 
verwerfen  ist  (Y/O.  6/12.  91  §  2).  Außerdem  ist  eine  wesentlicbe 
Formvorschrift  dem  Sinne  des  Gesetzes  gemftß  die  schriftliche 
Anmeldung  bei  dem  Patentamt,  d.  h.  die  Einreichung  eines  die 
Unterschrift  des  Berufungsklfi^ers  oder  seines  Vertreters  tragenden 
Schriftsatzes,  während  die  Emlegung  der  Berufung  zu  Protokoll 
unzulässig  ist  (veigl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  30  und  32).  Ein  zum  Ver- 
treter bestellter  Kechtsanwalt  darf  die  Berufun^sschrift  unter- 
zeichnen, audi  wenn  er  nicht  bei  dem  Reichsgencht  zugelassen 
ist;  dodi  kennen,  wenn  außerdem  noch  ein  Reichsgerichtsanwalt 
als  Vertrete  bestellt  wird,  die  Kosten  des  anderen  KechtsanwaUs 
nicht  neben  denjenigen  des  Reichsgerichtsanwalts  dem  unter- 
liegenden Gegner  berechnet  werden  (R6.  PMZBL  7  116).  Von 
der  Beobachtung  der  übrigen  Formvorschriften  —  Begründung  und 
Angabe  der  neuen  Tatsachen  und  Beweismittel  —  hängt  nicht  die 
Zulässigkeit  der  Berufung  ab;  jedoch  kann  ein  Mangel  in  diesen 
formellen  Voraussetzungen  andere  Rechtsnachteile,  wie  Niditbe- 
rücksichtigung  des  verspäteten  tatsächlichen  Vorbringens  und 
Eostennachtefle,  zur  Folge  haben  (vergL  Seligsohn  §  33  Nr.  11; 
vergl.  auch  Nr.  26ff.,  Nr.  46  und  61). 

14.  Ei^&nzung  und  Verbesserung  formeller  M&ngel.  Enthält 
die  Berufungsschrut  nicht  in  allen  Teilen  die  im  Gresetze  oder  in 
der  Ausführungsverordnung  vorgeschriebenen  wesentlichen  Be- 
standteile, oder  enthält  sie  diese  Bestandteile  nicht  in  der  vorge- 
schriebenen Form,  so  ist  eine  Ergänzung  und  Verbesserung 
dieses  Mangels  zulässig,  wenn  dies  in  einem  noch  innerhalb  der 
Berufungsfrist  bei  dem  Patentamte  eingereichten  schriftlichen 
Nachtrage  geschieht  (Seligsohn  §  33  Nr.  10).  Dies  ist  um  des* 
willen  anzunehmen,  weil  durch  die  erstmalige  Einlej^g  der  Be- 
rufung die  Befugnis  zur  Einlegung  des  Rechtsmittels  nicht  erschöpft 
wird,  vielmehr  auch  jede  spätere  innerhalb  der  Frist  ordnungs- 
mäßig eingereichte  Berufungschrift  zu  berücksichtigen  ist. 

16.  Ajifechtaiig  der  Entscheidung.  Daß  in  der  Berufungs- 
schrift gerade  der  Ausdruck  gebraucnt  ist,  es  werde  Berufung 
eingelegt,  ist  nicht  unbedingt  erforderlich;  denn  dies  ist  in  dem 
Gesetze  nicht  voigeschrieben.  Es  genügt  vielmehr,  wenn  aus 
den  gestellten  Anträgen  oder  sonst  aus  dem  Inhalte  der  Schrift 
der  Wille,  das  Urteil  anzufechten,  deutlich  hervorgeht. 

b)  Berufungsanträge. 

16.  Inhalt.  Die  Aufnahme  der  Berufungsanträ^e  in  die  Be- 
rufungsscbrift  ist  um  deswillen  voigeschrieben,  weil  schon  bei 
Einlegunff  der  Berufung  klargestellt  werden  soll,  innerhalb  welcher 
Grenzen  die  Beruf  ungsverhandlung  nach  dem  Willen  des  Beruf  uQgs- 
klägers  sich  bewegen  soll  (RG.  G.  8  418,  419).  Die  Berufunj^- 
anixäge  müssen  die  nötige  Bestimmtheit  haben.  Es  mufi  sich 
daher  daraus  ergeben,  ob  das  Urteil  des  Patentamts  in  allen 
Teilen  oder  nur  teilweise,  und  dann  in  welchen  Teilen 
es  angefochten  werden  soll.  Jedoch  kann  einem  nicht  genügend 
bestimmten  Berufungsantrage  gegenüber  eine  wohlwollende  Aus« 
legung  Platz  greifen;  ist  z.  B.  teilweise  Nichtigkeitserklärung  im 
allgemeinen  beantrag,  so  ist  darunter  die  bereits  in  erster  Tnstanz 
beantragte  Beschräiikung  des  Patents  zu  verstehen  (RG.  PMZBl. 
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10  220).  Die  Bemfungsantrfige  sind  gegen  die  Entscheidung, 
^welche  der  Regel  nach  in  der  Urteusformel  sich  findet,  ni(£t 
g^en  die  Entscheidungsgründe  zu  richten  (vergl.  Nr.  lOff.). 

16a.  Erweiterung  der  Anträge  erster  Instanz.  JEäne  Er- 
^weiterung  der  Benmingsantrfif^e  gegenüber  den  in  erster 
Instanz  gestellten  Anträgen  ist  gemäß  §§  268  Nr.  2  und  629 
Abs.  2  GPO.  auch  ohne  Einwilligung  des  Gr^;ners  zulässig,  soweit 
nicht  das  Verbot  der  Klage&nderung  durchreift  Daher  kann, 
-wenn  in  erster  Tnstanz  nur  eine  teilweise  Vemichtunff  oder  Zurück- 
nahme eines  Patentanspruchs  beantragt  war,  in  der  Berufungs- 
instanz dessen  gänzliche  VemichtungjDder  Zurücknahme  beantragt 
werden  (B6.  PMZBL  U  232;  vergl.  Herse  in  M.  6  66ff.;  Sehgsohn 
3.  Aufl.  §  38  Nr.  12).  Streitig  ist  es  dagegen,  ob  die  KLage  auf 
einen  in  erster  Tnstanz  nicht  angegriffenen  Patentanspruch  ausge- 
dehnt werden  kann  (vergl.  Nr.  36).  Die  Erweiterung  ist  nur  dann 
zulässig,  wenn  sie  innerhalb  der  Berufungsfrist  erfolgt  ist  (vergl. 
Nr.  19).  Eine  Elageänderung  ist  selbst  nicht  einmal  mit  Ein- 
willigung des  Gegners  statthaft  (vergl.  Nr.  36).  Im  übrigen  ist  für 
die  Anwendung  der  Vorschrift  des  §  529  Abs.  2  CPO.,  wonach 
neue  Ansprüche  in  der  Berufungsmstanz  nur  mit  Einwilligung 
des  Geffners  erhoben  werden  können,  im  patentamtlichen  Ver- 
fahren kein  Raum,  da,  abgesehen  von  einer  Änderung  der  Klaffe 
und  der  zulässigen  Erweiterung  derselben,  neue  Ansprüche  nidat 
denkbar  sind  (vergL  dagegen  Isay  §  33  Nr.  8;  Seligsohn  3.  Aufl. 
§  83  Nr.  12;  vergl.  auch  BG.  Blum.  Ann.  1  326,  326). 

17.  Hinausgehen  über  die  Anträge.  Die  Berufungsanträge 
sind  bindend  nicht  nur  für  den  Berufungskläger,  sondern  auch 
für  das  Berufungsgericht,  da  dieses  nicht  über  die  Anträge 
hinaus  entscheiden  und  daher  insbesondere,  wenn  nicht  auch 
der  Gegner  Berufung  eingel^  hat,  das  Urteil  nicht  z  uungunsten 
des  Berufungsklägers  abändern  darf  (Seligsohn  §  33  Nr.  H;' vergl. 
Köhler  803  und  841).  Insofern  greift  daher  das  Verbot  der 
reformatio  in  pejus,  welches  im  allgemeinen  auch  im  Verfahren  in 
Patentsachen  gilt,  hier  durch  (vergl.  §  16  Nr.  5).  Denn  sonst 
würde  die  Vorsdinfi;,  daß  bestimmte  Berufungsanträge  zu  stellen 
sind,  keinen  Sinn  haben.  Dagegen  kann  innerhalb  der  Berufungs- 
anträge auf  ein  Weniger  erkimnt  werden  (Köhler  841). 

18.  Änderung  der  BerofiingsantrSge.  Durch  die  Vorschrift, 
dafi  die  Berufungsanträge  spätestens  innerhalb  der  Berufungsfirist 
zu  stellen  sind,  wird  mit  Ablauf  der  Berufungsfrist  eine  unver- 
änderliche Grundlage  für  die  Berufungsverhandlung  geschaffen,  in- 
dem die  in  die  Berufunffsschrift  aufgenommenen  bezw.  innerhalb 
der  Berufungsfrist  gest^ten  Anträge  nach  Ablauf  der  Berufungs- 
firist im  wesenfJichen  nicht  mehr  geändert,  und  andere  später 

gestellte  Anträge  nicht  berücksichtigt  werden  dürfen, 
ie  Entscheidung  des  Patentamts  geht  sonach,  insoweit  sie  durch 
rechtzeitige  Berufimgsanträge  nicht  angefochten  ist,  sogleich  in 
Rechtskraft  über  (BG.  G.  10  116). 

19.  Erweiterung  der  BerofonKsantrSge.  Insbesondere  ist  nach 
Ablauf  der  Berufungsfrist  eine  Erweiterung  der  ursprünglich 
gestellten  Anträge  —  auch  insoweit  eine  Klf^eänderung  hierin 
nicht  enthalten  sein  sollte  —  nicht  statthafL  gleichviel  ob  eine 
solche  Erweiterung  erst  in  der  mündlichen  Verhandlung  oder  schon 
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in  den  Schriftsätzen  geschieht  (BG.  G.  8  418,  419;  Köhler  810; 
Seligsohn  §  83  Nr.  10).  Es  UeRt  nierin  eine  Abweichung  von  den 
Vorschriften  der  Zivilprozeiordnung,  da  nach  diesen  auch  noch  in 
der  BerufungsiDstanz  unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  spfttere 
Erweiterung  der  Berufungsantrfige  zulässig  ist  (RG.  G.  10  114,  115; 
Robolski  K.  zu  §  33).  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  eine  Er 
Weiterung  des  Eierufungsantrages  gegenüber  den  in  erster  In- 
stanz gestellten  Anträgen  als  statthaft  anzusehen  ist  Diese 
Frage  ist  bereits  vorher  erörtert  (vergl.  Nr.  16a). 

20.  Bedeutungslose  Andenuigen  und  EmsehrSnkungen.  Zuzu- 
lassen sind  auch  nach  Ablauf  der  Frist  sachlich  bedeutungslose 
Änderungen,  insbesondere  solche  nur  redaktioneller  Natar, 
sowie  Einschränkungen  der  zuerst  gestellten  Antrag,  indem 
eine  Einschränkung  als  teilweiser  Verzicht  für  zulässig  zu  er- 
achten ist  (BG.  PMZBl.  10  220;  Köhler  84^).  Nach  der  Ansicht 
des  Reichsgerichts  ist  eine  nachträgliche  Änderung  der  auf  eine 
Beschränkung  des  Patents  gerichteten  Vorschläge  bei  dem  Antrage 
auf  Teilnichtigkeitserklärung  nicht  zulässig  (RG.  PMZBl.  10  220). 
Dieser  Meinung  wird  indessen  nicht  zuzustimmen  sein  mit  Rück- 
sicht darauf,  da&  der  Kläffer  überhaupt  nicht  genötigt  werden 
kann,  den  Antrag  auf  Teilnichtigkeitserklärung  in  bestimmter  Weise 
zu  formulieren  (vergl.  §  28  Nr.  17fiE.). 

21.  Formulierung.  Aus  dem  Umstände,  daß  die  Ausführungs- 
verordnung neben  der  im  Gesetze  genannten  Beruf  ungsbegrüDdung 
als  selbständiges  Erfordernis  der  Berufung  die  Berufungsantrfige 
hervorhebt,  geht  hervor,  daß  vorausgesetzt  wird,  daß  wenigstens 
der  Reffel  nach  die  Berufungsanträge  entweder  in  der  BenSungs- 
begrünaung  oder  selbständig  neben  dieser  in  einer  Gestalt  for- 
muliert werden,  welche  sie  als  „Anträge^  deutlich  kennzeichnet 
Zweckmäßig  ist  daher  eine  besondere  FormuUerung  der  Berufungs- 
anträge. 

22.  Besondere  Formulierang.  Nach  der  Praxis  des  Reichs- 
gerichte wird  indessen  im  Sinne  einer  dem  Berufungskläger  wohl- 
wollenden Auslegung  der  betreffenden  Vorschriftonchs  Vorhanden- 
sein von  Beruf  ungsanträgen  auch  dann  anerkannt,  wenn  dieselben 
nicht  besonders  formuliert  sind;  es  genügt  danach  viel- 
mehr, wenn  aus  dem  Inhalte  der  Berufungsschrift  und  insbesondere 
aus  der  Berufungsbegründung  mit  Sicherheit  zu  entnehmen  ist, 
in  welcher  Richtung  die  Anfechtung  des  erstinstanzlichen  Urteils 
von  dem  BeruFmigskläger  beabsichtigt  ist.  Aus  der  Tatsache 
der  Berufungseinlegung  in  Verbindung  mit  der  Berufungsb^pHndung 
kann  sich   hiemach,    auch   ohne   daß   besondere   Antr&ge 

6e  st  eilt  sind,  ergeben,  daß  die  Anfechtung  des  erstinstanzlichen 
rteils  in  vollem  Umfange  beabsichtigt  ist,  bezw.  daß  dieselben 
Anträge  wie  in  erster  Instanz  gestellt  sein  sollen  (RG.  JW.  96 
674,  675;  JW.  99  284;  PMZBl.  10  14).  Es  ist  z.  B.  entschieden, 
daß  dem  Erfordernisse  des  Berufungsantrages  eenüg^t  sei,  wenn  der 
Kläger  zur  Begründung  des  Rechtsmittels  die  nicht  zutreffende 
Würdigung  der  von  ihm  für  den  Mangel  der  Neuheit  der  an- 

fegriffenen  Erfindung  beigebrachten  Beweise  geltend  gemacht  und 
ierdurch  in  genügender  Weise  zum  Ausdruck  sebracht  hat,  daß 
er  seinen  in  der  Klage  gestellten  Antrag  auf  NicSitigkeitserkl&ruog 
aufrecht  erhalte  (RG.  JW.  94  243).  Dagegen  vnnrde  das  Vorliegen 
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eines  Berufun^^santrages  verneint  in  einem  Falle,  in  welchem  die 
Berofungsschnft  lediglich  die  Erklärung  enthielt,  da£  gegen  das 
Urteil  Serufting  eingel^  mid  das  Rechtsmittel  durdti  die  in 
erster  TTi«fftTi7.  gemachten  Ausfühnm^en  begründet  werden  soUe 
(BG.  JW.  00  668).  Dasselbe  wurde  m  einem  anderen  Falle  ent- 
schieden, in  welchem  es  ganz  unklar  war,  was  der  Berufungs- 
kläger der  angegriffenen  Entscheidung  gegenüber  wollte,  und  was 
derselbe  aus  den  in  der  Berufungsschrift  enthaltenen  Ausführungen 
hergeleitet  wissen  woUte  (R6.  PMZBl.  10  14). 

c)  Berufungsbegründung. 

25.  Begriff.  Außer  den  Beruf  ungsanträgen  soll  die  Beruf  ungs- 
schrift eine  Berufungsbegründung,  d.  h.  die  Angabe  ofer 
rechtlichen  und  tatsächlichen  Gründe  enthalten,  welche 
dazu  dienen  sollen,  das  Urteil  erster  Instanz  anzufechten.  An  die 
Beruf ungsbegründung  ist  das  Berufungsgericht  nicht  gebunden;  es 
kann  dwer  von  Amts  wegen  auch  sonstige  Gründe  berücksich- 
tigen (Kohler  841).  Auch  o^  der  Berufungskläger  die  rechtliche 
Begründung  jederzeit  ändern,  während  eine  verspätete  Änderung 
der  tatsächlichen  Begründimg  Rechtsnachteile  zur  Folge  haben 
kann  (vergl.  Nr.  25  S.). 

24.  TatsSehliehe  Begründiing.  Zu  der  Beruf  ungsbegründung 
gehört  die  Angabe  der  neuen  Tatsachen  und  Beweismittel, 
welche  der  Beruf  ungskläger  geltend  machen  will,  da  die  Verhand- 
lung vor  dem  Berufungsgericht  sich  nicht  auf  den  in  erster  In- 
stanz vorgetragenen  Proze^tofif  beschränkt.  Dies  gilt  indessen 
nur  mit  der  Maßgabe,  daß  das  Verbot  der  Elageänderung  nicht 
dabei  übertreten  würd  (vergL  RG.  PMZBl.  11  232).  Zu  den  neuen 
Tatsachen  eehürt  auch  das  nachträgliche  Bestreiten  einer  in  erster 
Instanz  unbestritten  gebliebenen  Behauptung  des  Gegners  (vergL 
Nr.  45 ;  vergl.  auch  Kohler  842).  Die  tatsächliche  Begründung  der 
Berufung  muß,  wenn  dieselben  Behauptungen  nicht  bereits  in  erster 
Instanz  m  bestimmter  Form  aufgestellt  waren,  so  bestimmt  ge- 
halten sein,  daß  daraufhin  eine  Prüfung  der  Sachlage  eintreten 
und  nötigenfalls  eine  Beweiserhebung  angeordnet  werden  kann.  Es 
genügt  daher  z.  B.  nicht  die  Behauptung^  daß  die  patentierte 
£idfinaung  mit  einer  vorbenutzten  Erfindung  identisch  sei,  ohne  daß 
dabei  zur  Beurteilung  der  Gleichheit  der  läfindungen  der  geringste 
Anhaltspunkt  gegeben  wird  (RG.  G.  3  97;  vergl.  auch  §  28  Nr.  22). 

26.  Zoriiekweisiuig  verspäteter  BemAingsbegriindiuig.  Ver- 
sau mt  es  der  Beruf unj^kläger,  eine  ordnungsmäßige  Berufungs- 
hegctaidxmg  rechtzeitig  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  einzu- 
bringen, so  hat  dies  nicht  die  Unzulässigkeit  der  Berufung  zur 
Folge  (RG.  PMZBL  4  20;  Allfeld  264).  Wohl  aber  können  sich 
sonstige  Rechtsnachteile  an  diese  Unterlassung  knüpfen;  denn  das 
Berufungsgericht  ist,  abgesehen  von  seiner  Befugnis,  die  Säumnis 
bei  der  Kostenverteilung  zu  berücksichtigen,  berechtigt,  die  erst 
nachträglich  vorgebrachten  Tatsachen  und  Beweismittel  als  ver- 
spätet zurückzuweisen.  Darüber,  ob  von  dieser  Befugnis  Ge- 
brauch zu  machen  ist,  entscheidet  das  freie  Ermessen  des  Be- 
rufun^erichts  (RG.  PMZBl.  4  20;  vergl.  RG.  G.  8  418,  419).  Denn 
nach  §  7  Abs.  2  der  Verordnimg  vom  6.  Dezember  1S91  kann  das 
Berufungsgericht   auch  soldie  Tatsachen   und  Beweise   berück 
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sichtigen,  mit  welchen  die  Parteien  we^en  Yers&amung  der  Frist 
ausgeschlossen  sind.  Das  Berufun^encht  ist  sogar  befugt,  Tat- 
sachen und  Beweismittel  zu  berücksichtigen,  die  von  den  Beteiligten 
überhaupt  nicht  voii^ebracht  sind  (vergl.  Nr.  46).  Eine  Zurück- 
weisung neuen  Vorbringens  ist  dann  nicht  statthaft,  wenn  dieses 
im  Zurücknahmeverfahren  zu  dem  Nachweise  dienen  soll,  dai 
infolge  später  im  Laufe  des  Prozesses  vorgenommener  AusfOhrungs- 
hanmungen  der  Ausführungspflicht  genügt  sei  (Köhler  847;  veiigl. 
§  11  Nr.  89). 

SS6.  Ausübung  der  Zurfickweisungsbefiignis.  Das  Gericht  wird 
insbesondere  das  verspätete  Vorbringen  dann  zurückweisen,  wenn 
nach  Li^e  der  Sache  anzunehmen  ist,  dai&  es  dem  BerufungsklSger 
bei  Aufwendung  der  erforderlichen  Aufmerksamkeit  mög- 
lich gewesen  wäre,  das  neue  Material  rechtzeitig  beizubring^i, 
oder  wenn  infolge  verspäteten  Vorbringens  die  Verteidigung  des 
Berufungsbekla^n  erschwert  wird,  insbesondere  wenn  eine 
ordnungsmäßige  Einlassung  auf  die  neuen  Tatsachen  und  Beweis- 
mittel wcj^en  der  Kürze  der  Zeit  nicht  mehr  möglich  ist.  Eine 
Zurückweisung  wird  auch  erfolgen,  wenn  das  nachträgliche  Vor- 
bringen offenbar  unstichhaltig  oder  so  unbestimmt  ist,  daß 
eine  Beweiserhebung  darüber  nicht  angeordnet  werden  könnte, 
oder  wenn  anzunehmen  ist,  daß  der  Prozeß  durch  die  Berücksichti- 
l^ng  des  nachträglichen  Vorbringens  verschleppt  werden  würde 
ROH.  G.  1  280;  RG.  G.  8  97;  G.  9  90,  91;  JW.  99  284;  JW.  00 
276;  JW.  08  346).  Hat  der  Beruf ungskläger  erst  nachträglich  ohne 
sein  Verschulden  von  dem  neuen  Material  Kenntnis  erhalten,  so 
kann  sein  Vorbringen  doch  zurückgewiesen  werden,  wenn  der  Be- 
rufungskläger die  ihm  zur  Kenntnis  gekommenen  Tatsachen  nicht 
alsbald  vorbringt  und  dadurch  eine  Verschleppung  der  Sache 
veranlaßt  (RG.  Jw:  99  284).  Auf  die  Entscheidung  über  die  Zu- 
lässigkeit  verspäteten  Vorbringens  kann  es  unter  umständen  von 
Einfluß  sein,  od  der  Berufungskläger  seine  Behauptungen  einiger- 
maßen glaubhaft  gemacht  hat.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  wird 
es  sich  häufig  zur  Abschneidun^  weiterer  etwa  noch  zulässiger 
Klagen  empfehlen,  die  erforderhchen  Beweise  sogleich  in  dem 
anhängigen  Prozesse  zu  erheben  (RG.  G.  9  90,  91).  Dagegen  kann 
der  Umstand,  daß  die  Wiederholung  der  Klage  wegen  Yeriährung 
ausgeschlossen  sein  würd^,  kein  Grund  für  die  Berücksichtigung 
der  verspäteten  Begründung  sein. 

27.  Durch  die  Verteidigung  des  Gegners  veranlabtes  Tor^ 
bringen.  Wird  die  Geltendmachung  neuer  Tatsachen  und  Beweis- 
mittel durch  das  Vorbringen  des  Berufungsbeklagten 
veranlaßt,  so  kann  nach  §  7  Abs.  1  der  Verordnung  vom 
6.  Dezember  18^1  das  Berufungsgericht  dieselben  selbst  dann  nicht 
als  verspätet  zurückweisen,  wenn  sie  erst  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung vorgebracht  werden. 

d)  Frist. 

28.  Zustellung  des  Urteils.  Die  Berufung  ist  binnen  sechs 
Wochen  bei  dem  Patentamt  einzulegen.  Die  sechswöchige  Frist 
läuft  von  der  Zustellung,  also  nicht  von  der  Verkündung  des 
erstinstanzlichen  Urteils  ab.  Die  Bestimmung  des  §  616  Abs.  2 
CPO.,  wonach  die  Einlegung  der  Berufung  vor  Zustellung  des 
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Urteils  wirkungslos  ist,  gilt  in  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
sachen  nicht,  da  es  einer  besonderen  Vorschrift  bedurft  hätte, 
■wenn  diese  nicht  in  der  Natur  des  Rechtsmittels  begründete  Be- 
stimmung auch  im  patentamtlichen  Verfahren  anwendlw  sein  sollte. 
Die  Benmmg  kann  demnach  in  gültiger  Weise  sogleich  nach  Ver- 
kündung  der  Entscheidung  eingelegt  werden  (Kohler  840;  Selig- 
sohn §33  Nr.  6  und  3.  Aufl.;  Allfeld  264;. Isav  §  33  Nr.  6;  Damme 
FR.  4o9,  anders  PA.  M.  5  9).  Dagegen  würde  die  Einlegung  der 
Berufung  vor  der  Entscheidung  wirkungslos  sein. 

29.  Berechnung.  Für  die  Berechnung  der  Frist  sind  §§  187 
Abs.  1,  188  und  193  BGB.  maßgebend.  Danach  beginnt  die  Frist 
mit  dem  auf  die  Zustellung  folgenden  Tage.  Die  Frist  endigt 
mit  dem  Ablauf  desjenigen  Tages  der  letzten  Woche,  welcher 
durch  seine  Benennung  dem  Zustellungstage  entspricht.  Fällt  das 
ünde  der  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allgememen  Feiertag,  so 
endigt  die  Frist  erst  mit  Ablauf  des  nächstfolgenden  Werktags 
(vergL  §  8  Nr.  9).  Das  Ende  der  Frist  kann  für  die  Beteiligten 
ein  verschiedenes  sein,  nämlich  dann,  wenn  die  Entscheidung  den- 
selben zu  verschiedenen  Zeiten  zugestellt  ist 

90.  yerlSngening.  Eine  Erstreckung  der  Berufungs- 
frist über  die  gesetzliche  Grenze  hinaus  ist  unzulässig  und 
ohne  rechtUche  Wirkung  (R6.  PMZBL  8  228,  JW.  97  679).  Da- 
gegen steht  nichts  eni^egen,  zur  Begründung  der  form-  und 
m8^emä&  eingele^n  ^berufunff  eine  Fristverlängerung  zu 
gewähren;  dies  eigibt  sich  aus  der  Vorschrift  des  §  7  Abs.  2  der 
Verordnung  vom  6.  Dezember  1891,  wonach  das  Gericht  auch 
solche  Tatsachen  und  Beweise  berücksichtigen  darf,  welche  erat 
nach  Fristablauf  vorgebracht  sind  (vergl.  RGr.  PMZBl.  4  20;  vergl. 
auch  EinL  zu  §  20  Nr.  9). 

Sl.  Wahnuig  der  Frist.  Spätestens  innerhalb  der  Frist,  also 
spätestens  am  letzten  Tage  derselben,  muß  die  Berufungsschrift 
bei  dem  „Patentamf*  eingereicht  sein;  es  schadet  nicht, 
wenn  sie  an  eine  andere  Abteüimg  des  Patentamts  als  diejenige, 
welche  in  erster  Instanz  entschieden  hat,  gerichtet  ist.  Dagegen 
genügt  die  Einreichung  bei  einer  anderen  Behörde  nicht,  auch 
nicht  die  Einreichung  bei  dem  Reichsgericht;  doch  ist  es  als  frist- 

Semäfie  Einreichung  bei  dem  Patentamt  anzusehen,  wenn  die  von 
em  Berufunsskläger  fälschlich  angegangene  Behörde,  wozu  diese 
aUerdings  nicht  verpflichtet  ist,  die  Beruiungsschrift  an  das  Patent- 
amt innerhalb  der  Frist  abgibt  ^Ifeld  264).  Die  Frist  wird  durch 
die  Anmeldunff,  d.  h.  durch  die  Einreichung  der  Berufung 
gewahrt;  die  Vorschrift  der  Zivilprozeßordnung,  wonach  die  Zu- 
stellung der  Berufung[sschrift  mnerhalb  der  Berufungsfrist  zu 
gediehen  hat,  kommt  nicht  zur  Anwendung  (B6.  PMZßl.  8  148, 
JW.  97  292).  Die  Frage,  mit  welchem  Zeitpunkte  ein  Schriftstück 
als  bei  dem  Patentamt  eingereicht  gilt,  ist  an  anderer  Stelle  er- 
örtert (verrf.  Einl.,zu  §  20  Nr.  34ff.).  Die  Begründung  der  Be- 
rufung soll  zwar  auch  innerhalb  der  Frist  erfoJgen;  indessen  ist 
die  Zulässigkeit  der  Berufung  nicht  dadurch  bedingt  (vergl.  Nr.  25). 
82.  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand.  Gegen  die  Yer- 
säumung  der  Berufungsfnst  sibt  es  em  Rechtsmittel  nicht,  ins- 
besondere  nicht  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  (vergl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  11;  vergl.  auch  R6.  PMZBl.  8 
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228,  JW.  97  679;  anders  Köhler  818,  819;  Seligsohn  §  33  Nr.  6; 
Isay  §  33  Nr.  6;  Allfeld  264). 

IV,  Versieht  und  Zurüoknahme. 

88.  Tersiclit.  Anwendbar  sind  auf  das  BerufungsverEahren 
giinds&tzlich  die  Vorschriften  der  Zivilprozetordnung  über  den 
Verzicht  auf  die  Berufung.  Hiemach  ist  der  Verzicht  auf  die 
Berufung  zulässig  und  bindend,  dergestalt,  daß  das  erstinstans- 
liehe  Urteil  sofort  dadurch  rechtskräftig  wird.  Ein  Verzicht  kann 
mit  Wirksamkeit  sogleich  nach  der  Verkündung  der  Entscheidung 
erster  Instanz  sowohl  dem  Gegner  als  dem  Patentamt  g^genaber 
erklärt  werden  und  bedarf  keiner  Annahme  von  selten  des  Ghegneis. 
Vor  Erlaß  des  Urteils  ist  ein  vertragsmäßiger  Verzicht  wiiSsaDL 
Ein  Widerruf  des  Verzichts  ist  unzulässig  (veigL  Kohler  803,  804 
und  839;  Seligsohn  §  33  Nr.  9;  Bobolski  K.  zu  §  33;  AUfeld  286; 
veigl.  auch  §  614  CPO.). 

84.  Zurücknahme.  Auch  die  Rücknahme  der  eingel^t^en 
Berufung  ist  zulässig.  Die  Rücknahme  wird —  ebenso  me  die 
Berufung  —  erklärt  durch  Einreichung  eines  Schriftsatzes; 
die  Wirksamkeit  der  Rücknahme  ist  daher  durch  die  Zustellung 
des  Schriftsatzes  an  den  Prozeßgegner  nicht  bedingt  (R6.  PMZBL  S 
148,  JW.  97  292;  Isay  §  33  Nr.  6;  vergl.  Robolski  E.  zu  §  33; 
AUfeld  266).  Jedoch  ist  die  Rücknahmeerklärung  dem  Gegner 
durch  die  zuständige  Behörde  mitzuteilen.  Die  Eanreichun^  der 
Rücknahmeerklärung  kann  sowohl  bei  dem  Patentamt  als  bei  dem 
Reichsgericht  erfolgen;  zweckmäßig  ist  die  Einreichung  bei  der- 

{'enigen  Instanz,  die  zurzeit  mit  der  Sache  befaßt  ist.  Erfolgt  sie 
>ei  einer  anderen  Instanz,  so  ist  sie  von  dieser  der  zuständigen 
Instanz  mitzuteilen.  Der  Einwilligung  des  Gegners  in  die  Zurück- 
nahme wird  es  in  keinem  Falle  bedürfen,  da  die  eine  solche  Eün- 
willigung  in  gewissen  Fällen  erfordernde  Vorschrift  des  §  616  CPO. 
nicht  für  anwendbar  zu  erachten  ist  (vergl.  SeUgsohn  ^  33  Nr.  8). 
Nach  Verkündunff  des  Urteils  des  Reichsgerichte  i^t  die  Zurück- 
nahme der  Berumng  ohne  Wirkung  (vergl.  S  30  Nr.  40a). 

86.  Folgen  der  Zurücknahme.  Die  Kücknahme  hat  den  Ver- 
lust des  Rechtsmittels  zur  Folge,  so  daß  eine  weitere  Be- 
rufung ausgeschlossen  ist  imd  das  Urteil  erster  Instanz  ohne 
weiteres  rechtskräftig  wird  (RG.  G.  4  209,  210;  PMZBl.  8  148). 
Auf  Antrag  des  Gegners  ist  gemäß  §  616  Abs.  3  CPO.  der  Be- 
rufungskläger des  zurückgenommenen  Rechtsmittels  für  verlustig 
zu  erklären  und  in  die  Kosten  der  Berufungsinstanz  zu  ver- 
urteilen (RG.  G.  4  209,  210;  G.  7  30).  Der  spätere  Widerruf 
der  einmal  eingereichten  Rücknahme  ist  unwirksam,  und  zwar 
selbst  in  dem  Falle,  daß  beide  Erklärungen  dem  Beruf  ungsbeklagten 
gleichzeitig  zugestellt  oder  gleichzeitig  von  dem  Patentamt  aem 
Reichsgericht  eingereicht  werden  (RG.  PMZBl.  8  148,  JW.  97  292). 

V.  Klageänderung  in  der  BeruAingslnstanB. 

86.  UnznlSssigkeit  der  Klage&ndenmg.  Entsprechend  an- 
wendbar ist  die  Bestimmung  des  §  627  CPO.,  wonach  eine  Ände- 
rung der  Klage  in  zweiter  Instanz  nicht  statthaft  ist;  und  zwar 
wird  —  anders  als  im  Zivilprozesse  —  wegen  der  üffenilich- 
rechtiüchen  Natur  der  Patentsachen  die  Klageänderung  selbst  mit 
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Einwilligiinff  des  Gegners  nicht  fOr  zulässig  zu  erachten  sein 
(Seligsohn  §  83  Nr.  12 ;  anders  Isay  §  83  Nr.  8).  Wann  eine  Elage- 
finderung  vorliegt,  eigibt  sich  aus  der  Darstellung  des  erstinstanz- 
lichen Verfahrens.  Für  die  Berufungsinstanz  gilt  nicht  etwa 
anderes  wegen  der  Vorschrift,  daß  in  der  Berufungsinstanz  neue 
Tatsachen  und  Beweismittel  vorgebracht  werden  können.  Denn 
diese  Bestinunung  bezweckt  nicht,  die  Befusnis  zur  Geltendmachung 
neuer  I3agegrünae  zu  geben;  vielmehr  soll  durch  dieselbe  es  nur 
ermöglicht  werden,  die  bereits  geltend  gemachten  ElagegrOnde  zu 
stOtzen  und  zu  beweisen.  Es  kann  hiemach  z.  B.  der  in  erster 
Instanz  lediglich  auf  §  10  Nr.  1  gestützte  Antrag  nicht  in  zweiter 
Tnstanz  auf  §  10  Nr.  2  oder  auf  §  10  Nr.  3  g^^ründet  werden 
(ROH.  6.  1  asi;  HG.  G.  1  840).  Dagegen  ist  es  nicht  unzulässig, 
im  Berufungsverifahren  die  Klage  auf  emen  in  erster  Instanz  nicht 
angegriffenen  Patentanspruch  auszudehnen  (veigl.  §  629 
Abs.  2  CPO.;  vergL  auch  Nr.  16a).  Das  Reichsgericht  mfit  aller- 
dings eine  solche  Erweiterung  des  Elageanspruchs  in  der  Berufung 
nicht  zu  (RG.  B.  19  Nr.  122 ;  PMZBl.  2  99,  JW.  96  184). 

S7.  Klageänderung  des  Berofluiffsbeklagteii.  Die  Unzulfissig- 
keit  der  Elageftnderung  eilt  fOr  den  Klfiger  nicht  nur  dann,  wenn 
er  Berufungsklfiger,  sonaem  auch  dann,  wenn  er  Berufungs- 
beklagter ist.  Als  Beruf  ungsbeklagter  darf  der  Klfiger  den  An- 
trag auf  Verwerfung  der  Berufung  nicht  auf  einen  neuen  Klagegrund 
gründen;  wohl  darf  er  aber,  um  die  bereits  in  erster  Instanz  geltend 
gemachten  Klagegründe  zu  stützen,  neue  Tatsachen  und  Beweis- 
mittel vorbringen  (vergl.  BG.  G.  6  146,  146). 

VI.  AnsohluBsberufüng  und  Widerklage. 

SS.  AnseUuAbemfliiig.  Eine  Anschlie&ung  an  die  von 
dem  Gegner  eingelegte  Berufung,  welche  im  Zivilprozesse  gemftß 
$§  621  und  622  CPO.  selbst  nadi  Verzicht  auf  die  Berufung  und 
nach  Versfiumung  der  Berufungsfrist  zulfissig  ist,  kann  im  patent- 
amtlichen  Verfahren  nicht  für  statthaft  erachtet  werden.  Denn 
einer  erst  nach  Ablauf  der  Berufungsfrist  eingelegten  Berufung 
würde  —  absesehen  davon,  dafi  dieselbe  nicht  in  das  verwaltungs- 
gerichtliche Verfahren  hineinpaßt  —  die  Vorschrift  entgegenstehen, 
daß  nicht  nur  die  Berufung  sondern  auch  die  Berufungsantrfige 
innerhalb  der  Berufungsfrist  eingereicht  sein  müssen  (RG.  G.  5  W; 
G.  6  817,  JW.  87  291;  PMZBl.  8  148,  JW.  97  292;  JW.  00  262; 
Kohler  841;  Seligsohn  §  83  Nr.  7;  Robolski  K.  zu  §  88;  AUfeld 
264;  anders  Schanze  in  Glaser  85  49;  Isa^  §  33  Nr.  6).  Ent- 
sprechendes muß  auch  für  den  Fail  des  Verzichts  auf  die  Beruftmg 
gelten,  da  ein  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Fällen  der 
Anschlufiberufung  nicht  gemacht  werden  kann. 

89.  Widerklage.  Die  Eihebung  einer  Widerklage  in  der 
Berufungsinstanz  ist  gleichfalls  unzulflssig:  sie  wird  auch  nicht 
zulässig  dadurch,  daß  der  Gegner  einwuligt  (Kohler  839;  Selig- 
söhn  §  38  Nr.  12;  vergl.  auch  §  629  Abs.  2  CPO.). 

Vn.  VerfUiren  in  der  Berufüngsinstani. 

a)  Allgemeines. 

40.  Anwendbarkeit  der  Vorschriflen  fiber  das  Verfkhren 
erster  Instanz.    Das  weitere  Verfahren  nach  Einlegung  der  Be- 
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rufuDg  ist  entsprechend  dem  Verfahren  erster  TnstAnz  geordnet, 
soweit  sich  nicht  ans  der  Natur  des  Berufungsverfahrens  oder  ans 
den  gesetzlichen  und  AusfOhrungsbestimmungen  Abweichungen 
ergeben. 

41.  Prfifimg  der  formeUen  Yoraiissetsangen.  Nach  Eingang 
der  Berufungsschrift  hat  das  Patentamt  zunächst  zu  prüfen,  ob 
die  Berufungsschrift  rechtzeitig  eingegangen,  in  deutscher  Sprache 
abgefaßt  ist  und  die  Berufungsanti^e  enthält.  Entepricnt  die 
Berufungsschrift  diesen  formellen  Vorschriften,  so  wird  sie  von 
dem  Patentamt  dem  Berufungsbeklagten  mit  der  Auflage  mit- 
geteilt, seine  schriftliche  Erklärung  innerhalb  eines  Monats  nach 
der  ZusteUunj;  bei  dem  Patentamt  einzureichen.  Eine  Verlängerung 
der  einmonatigen  Frist  ist,  da  es  sich  um  eine  Frist  handelt,  die  durch 
eine  dem  Gesetz  rieichstehende  Verordnung  bestimmt  ist,  nicht 
zulässig  (KG.  PMZBl.  8  6;  Allfeld  266;  veigl.  Einl.  zu  §  20  Nr.  9; 
anders  Köhler  818).  Es  kann  indessen  zur  Ergänzung  emer  recht- 
zeitig eingereichten  Erklärung  eine  weitere  Frist  gewährt  werden. 

42.  Geffenerkl&rungdesBeriifiuigsbeklagten.  Die  Erklärung 
des  Berufungsbeklagten  muß  die  Gegenanträge  sowie  die 
Angabe  der  neuen  Tatsachen  und  Beweismittel  enthalten, 
welche  der  Berufungsbeklagte  geltend  machen  wül  (VO.  6/12.  91 
§3).  Die  Nichtab^abe  der  Erklärung  oder  die  Abgabe  einer 
Erklärung,  welche  mcht  die  neuen  Tatsachen  und  Beweismittel 
oder  keine  Gegenanträge  enthält,  hat  nicht  zur  Folge,  daß  das 
Berufun^gericht  deshalb  ohne  weiteres  der  Berufung  stattgeben 
dürfte;  jedoch  kann  dies  sonstige  Bechtaiachteile  zur  Folge  habesL 
Denn  der  Berufungsbekls^gte  hat,  wenn  er  später  neue  Tatsachen 
oder  Beweismittel  vorbrmgt,  kein  Recht  darauf,  daß  dieselben 
bei  der  Entscheidung  in  J^rücksichtigung  gezo^n  werden;  viel- 
mehr steht  es  in  dem  freien  Ermessen  des  Gerichts,  ob  es  das 
verspätete  Vorbringen  zulassen  will  (vergl.  RG.  G.  8  147, 
148).  Auch  kann  die  Verspätung  der  Gregenerklärung  auf  den 
Kostenpunkt  von  Einfluß  sein.  Mit  der  Gegenerklärung  kann 
der  Benmmgsbeklagte,  sofern  inzwischen  nicht  die  Frist  fior  die 
Berufungseinlegung  verstrichen  ist,  seinerseits  eine  Berufung 
verbinaen;  und  zwar  wird  dies  anzunehmen  sein,  wenn  aus  den 
von  dem  Beruf  ungsbeklagten  gestellten  Anträgen  oder  sonstwie  der 
Wille,  auch  seinerseits  das  Urteil  anzufechten,  hervorgeht  (vergl. 
RG.  JW...00  262). 

43.  Übersendung  der  Akten  an  das  Beichsgerioht.  Nach 
Eingang  der  Gegenerklärung,   oder,  &lls  eine  solche  nicht  ein- 

fegangen  ist,  nach  Ablauf  der  dafür  gesetzten  Frist  le^  das 
^atentamt  die  Akten  dem  Reichsgericht  vor  und  benachnchtigt 
hiervon  die  Parteien  unter  Mitteilung  einer  Abschrift  der  Gegen- 
erklärung an  den  Berufungskläger  (VO.  6/12.  91  §  4). 

b)  Verhandlung. 

44.  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten.  Das  Urteil  des 
Reichsgerichts  eigeht  nach  Ladung  und  Anhörung  der  Be- 
teiligten. Die  Ladungsfrist  betrl^  mindestens  zwei  Wochen 
(VO.  6/12.  91  §  6).  Bei  Nichteinhaltung  der  Ladungsfrist  steht  der 
nicht  rechtzeitig  geladenen  Partei  das  Recht  zu,  Vertagung  der 
Verhandlung  zu  beantragen. 
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4S.  Neue  Tatsachen  und  Beweismittel.  In  der  Yerbandlung 
ist  das  Vorbringen  neuer  Tatsachen  und  Beweismittel, 
welche  nicht  bereits  in  den  rechtzeitig  eingereichten  Schriftsätzen 
der  Parteien  angegeben  sind,  nur  insoweit  zulässig,  als  es  dmrch 
das  Vorbringen  des  Berufungsbeklagten  in  der  Emärungsschrift 
▼eranlaßt  wird  (VO.  6/12.  91  §  7  Abs.  1).  Als  neues  Vorbringen  ist  es 
auch  anzusehen,  wenn  eine  in  erster  Instanz  unbestritten  gebliebene 
Behauptung  erst  in  zweiter  Instanz  bestritten  wird.  iSn  solches 
Bestreiten  kann  in  zweiter  Instanz  selbst  dann  nachgeholt  werden, 
wenn  die  betreffende  Behauptung  des  Gegners  in  erster  Instanz 
wegen  Nichterklärung  der  Partei  fOr  erwiesen  angenommen  war 
(RG.  G.  1  96ff.;  vergl.  Nr.  24).    Die  Entscheidung,  ob  ein  gemäß 

S29  Abs.  2  PatG.  verspätetes  Bestreiten  zu  beachten  ist,  steht 
em  Beichsffericht  zu.  Zur  Widerlegung  der  durch  ein  neues 
Vorbringen  des  Berufungsbeklagten  veranlaßten  neuen  Erklärungen 
des  Berufungsklägers  darf  der  Beruf  ungsbeklagte  auch  seinerseits 
noch  in  dem  Termine  sich  auf  neue  Tatsachen  und  Beweismittel 
berufen.  Das  Gericht  hat  die  Befugnis,  auch  solche  Tatsachen  und 
Beweise  zu  berücksichtigen,  mit  welchen  die  Parteien  wegen  ver- 
späteten Vorbringens  ausgeschlossen  sind  (VO.  6/12.  91  §  7  Abs.  2). 
4A.  Berfieksichtigimg  von  Tatsachen  und  Beweismitteln  von 
Amts  wegen.  Das  uericht  ist  auch  —  wie  in  erster  Instanz  — 
befugt,  solche  Tatsachen  imd  Beweismittel,  welche  von  den 
Parteien  überhaupt  nicht  berührt  sind,  von  Amts  wegen  zu 
berücksichtigen  (vergl.  BG.  G.  9  90,  91;  JW.  99  284).  Jedoch 
müssen,  wenn  das  Urteil  auf  solche  neue  Umstände  gegründet 
werden  soll,  die  Beteiligten  zunächst  veranlaßt  werden,  sich  hier- 
über zu  äufiem  (VO.  6/12.  91  §  7  Abs.  4). 

47.  Beweiserhebung  und  Beweisaufiiahme.  Das  Reichsgericht 
trifft  nach  freiem  Ermessen  die  zur  Aufklärung  der  Sache  er- 
forderlichen Verfügungen  imd  entscheidet  insbesondere  darüber, 
ob  eine  Beweiserhebung  stattzufinden  hat.  Die  Beweis- 
aufnahme kann  vor  dem  Keichsgericht  selbst  oder  vor  einem 
beauftragten  Gericht  oder  vor  der  zuständigen  Behörde  im  Aus- 
land oder  vor  dem  Patentamt  erfolgen  (VO.  6/12.  91  §§  6  und  7 
Abs.  3).  Einer  Beweisaufoahme  bedarf  es  nidit  über  solche  von 
einer  Partei  behauptete  Tatsachen,  über  welche  die  Gegenpartei 
sich  nicht  erklärt  hat;  das  Gericht  kann  die  nicht  be^rittenen 
Tatsachen  als  erwiesen  annehmen  (VO.  6/12.  91  §  8  Abs.  1).  Ver- 
pflichtet ist  indessen  das  Gericht  hierzu  nicht;  vielmehr  kann  es 
auch  im  Falle  des  Nichtbestreitens  eine  Beweisaufnahme  anordnen 
oder  durch  Fragestellung  eine  ausdrückliche  Erklärung  der  Partei 
herbeifOhren. 

c)  Urteil. 

48.  Allgemeines.  Ein  Versäumnisverfahren  gibt  es  auch  in  der 
Berufungsinstanz  nicht:  das  Urteil  ergeht  bei  dem  Nichterscheinen 
einer  Partei  oder  beider  Parteien  auf  Grund  der  aktenmäMgen 
bezw.  der  von  der  erschienenen  Partei  in  der  Verhandlung  vorge- 
brachten Tatsachen  und  Beweismittel  (VO.  6/12.  91  §  8  Abs.  2; 
veigL  RG.  G.  9  80).  Zu  der  Beratung  kann  das  Reichsgericht 
Sachverständige  zuziehen,  welche  indessen  an  der  Abstimmung 
nicht  teihiehmen  dürfen  (VO.  6/12.  91  §  9).    Für  diese  Sachver- 
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ständigen  ^t  das  gleiche  wie  für  die  Ton  dem  Patentamt  in  erster 
Instanz  als  Berater  zugezogenen  SachverstAndigen  (veigl.  §  14  Nr.  9). 
In  der  Endentscheidung  kann  das  Beichsgeridit  entweder  selbst 
in  der  Sache  erkennen  oder  die  Sache  zur  anderweiten  Ver« 
handlung  und  Entscheidung  an  das  Patentamt  zurückverweisen, 
letzteres  der  Regel  nach  gemäß  §  639  CPO.  jedoch  nur  dann,  wenn 
das  Urteü  erst<^  TnstAuz  auf  wesentlichen  Verfahrensmängeln  be- 
ruht (Köhler  842).  Das  Patentamt  ist  alsdann  an  die  Autfaasnng 
des  Reichsgerichts  gebunden,  es  sei  denn,  dafi  inzwischen  neue 
Tatsachen  oder  Beweise  hervorgetreten  sind,  deren  Berücksichti- 
gung zu  einer  abweichenden  Auffassung  führen  muß.  Die  •  Yer- 
kündung  des  Urteils  erfolgt  in  dem  Termine,  in  welchem  die 
Verhandlung  geschlossen  ist,  oder  in  einem  sofort  anzuberaumenden 
Termine.  Die  Ausferitigungen  des  mit  Gründen  versehenen  Urteils 
werden  den  Beteiligten  durch  Vermittelung  des  Patentamts  zu- 
gestellt (YO.  6/12.  91  §  12;  vergl.  auch  §  30  Nr.  40a). 

49.  Androhung  der  Zurücknahme.  Ist  die  Zurücknahme 
des  angegriffenen  Patents  auf  Grund  des  §  11  Nr.  2  PatG.  be- 
antragt, so  muß  das  Reichsgericht,  wenn  es  unter  Abänderung 
einer  die  Klage  abweisenden  Entscheidung  des  Patentamts  eine 
dem  Antrage  stattgebende  Ikitscheidung  erlassen  will,  oder  wenn 
es  die  von  dem  Patentamte  firüher  bestimmte  Frist  oder  die  von 
dem  Patentamte  festgesetzten  Bedingungen  der  Lizenzerteilung 
nicht  für  genügend  erachtet,  erst  die  durch  §  30  Abs.  3  PatG.  vor- 
geschriebene Androhung  der  Zurücknahme  vorausgehen  lassen 
(VO.  6/12.  91  §  13;  vergl.  §  30  Nr.  62). 

vm.  Kosten. 

50.  Bestimmung  fiber  die  Kosten.  Nach  Vorschrift  des  §  33 
Abs.  2  PatG.  hat  das  Reichsgericht  in  seinem  Urteile  nach  Maß- 
gabe des  §  31  PatG.  auch  ül^r  die  Kosten  des  Verfahrens  zu  be- 
stimmen. Die  Erörterungen  zu  §  31  PatG.  finden  daher  hier  ent- 
sprechende Anwendung  (vergL  VO.  6/12.  91  §  10).  Eine  be- 
sondere Regelimg  der  u^ostenpflicht  für  die  Berufungsinstanz  ent- 
hält der  entsprechend  zur  Anwendung  gelangende  §  97  CPO.' 
Hiemach  sind  die  Kosten  der  ohne  Eiiolg  eingelegten  Berufung 
dem  Beruf ungsklfiger  zur  Last  zu  legen  (KG.  G.  1  99;  G.  1  183; 
Kohler  822).  Hat  ein  Nebenintervenient  allein  Berufung  eingel^;t^ 
so  hat  er  allein  die  Kosten  der  Berufungsinstanz  im  Falle  der  Ver- 
werfung der  Berufung  zu  tragen  (vergl.  §  28  Nr.  66). 

51.  Kostenpflicht  der  oteiesenden  Partei  Die  Kosten  der 
Berufunesinstanz  können  auch  der  obsiegenden  Partei  ^anz 
oder  teilweise  auferlegt  werden,  wenn  sie  auf  Grund  emes 
neuen  Vorbringens  si^,  weldies  sie  nach  freiem  Ermessen 
des  Gerichts  in  erster  Instanz  schon  geltend  zu  machen  imstande 
war.  Auch  in  anderen  Fällen  kann  das  Reichsgericht  dem  ob- 
siegenden Teil  die  ganzen  Kosten  des  Rechtsmittels  auferlegen, 
zumal  wenn  die  Berufung  in  der  Hauptsache  keinen  Erfolg  gehabt 
hat.  Von  dieser  Befugnis  hat  das  Reidisgericht  in  einem  Falle 
Gebrauch  gemacht,  in  welchem  in  erster  mstanz  die  Klwe  abge- 
wiesen und  in  zweiter  Instanz  diese  Entscheidung  mit  der  Mafi- 
gabe aufrecht  erhalten  war,  daß  ein  Patentanspruch,  um  Mißver- 
ständnissen vorzubeugen,  einzuschrtaken,  d.  h.  bestimmter  zu  fassen 
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sei  (RG.  PMZBl.  2  99,  JW.  96  134).  Auch  die  verspätete  Be- 
flprQndung  der  Berufung  oder  verspätetes  neues  Vorbringen  kann 
Anlafi  zur  Auferlegung  von  Kosten  geben. 

6S.  Geriehtskosten  und  Kostenerstattiing.  Eine  Gerichts- 
gebühr  ivird  fOr  die  Berufungsinstanz  nicht  erhoben;  wohl  da- 
gegen können  die  Auslagen  des  Beichsfgerichts  von  den  Parteien 
eingefordert  werden.  Zu  erstatten  sind  von  der  in  die  Kosten 
verurteilten  Partei  die  Gebühren  imd  Auslagen  des  als  Prozeß- 
bevollmächtigten bestellten,  bei  dem  Reichsgericht  zuge- 
lassenen Rechtsanwalts  des  Gregners.  Die  Reditsanwfilte- 
gebühren  berechnen  sich  nach  den  fOr  die  Berufungsinstanz  in 
büigerlichen  Rechtsstreitigkeiten  normierten  Gebührensätzen.  Die 
Kosten  eines  bei  einem  anderen  Grerichte  zugelassenen  Rechts- 
anwalts können  nicht  neben  den  Kosten  des  Reichsgeriditsanwalts 
zur  Erstattung  gelangen.  Hat  z.  B.  ein  nicht  bei  dem  Reiche^ericht 
zugelassener  Rechtsanwalt  die  Berufung  eingelegt,  so  kann  die 
diesem  hierfür  zustehende  Prozeßgebühr  nicht  neben  der  dem 
Reicfaßgerichtsanwalt  zukommenden  Prozefigebühr  dem  Gegner 
gegenüber  festgesetzt  werden  (RG.  PMZBl.  7  116).  Im  übrigen  ist 
hinsichtlich  der  Kostenerstattungspflicht  auf  die  Erörterungen  zu 
§  81  PaiO.  zu  verweisen. 


IM. 
In  betreff  der  CtoscUftssprache  vor  dem  PatentaMt  flnden  die  Be- 
stimMwigen  des  OeriehtsTerfaggaagsgeBeties  über  die  Gerichtnpraelie 
estsprecltende  AnwendoBg*  Eingaben,  welcite  nieht  ia  dentscher  Sprache 
aibgefailt  sind)  werden  nicitt  berfleksichtigt 


1.  BttJMMwig—  dat  eerlehtoTwIkiwuigi- 

fMatSM. 

t.  T«rhABdi«af»B  «ad  B«welM«flMfcMe. 


t.  Etaigabea. 
4.  Urkndra. 


Geschäftssprache. 

1.  Bestimmungen  des  Geriebtsverfassimgsgesetces.  In  be- 
treff der  Geschftftasprache  vor  dem  Patentamt  finden  nach  Inhalt 
des  ersten  Satzes  des  §  34  PatG.  die  Bestimmungen  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes, über  die  Gerichtssprache,  welche  in 
^  186 ff.  GYGr.  enthalten* sind,  entsprechende  Anwendung.  Für 
das  VerSeduren  vor  dem  Reichsgericht  bedurfte  es  einer  besonderen 
Vorschrift  nicht,  da  auf  dieses  die  Vorschriften  des  G^richtsver- 
fassungsgesetzes  unmittelbar  zur  Anwendung  kommen.  Die  Gre- 
schAftssprache  ist  die  deutsche  (§  186  GVG.).  Wird  unter  Be- 
teiligung von  Personen  verhandelt,  welche  der  deutschen  Sprache 
nicht  mächtig  oder  taub  oder  stumm  sind,  so  ist,  soweit  dies  nach 
Laffe  der  Sache  erforderlich  erscheint,  ein  Dolmetscher  hinzuzu- 
^enen,  auf  welchen  die  Bestimmungen  über  Ablehnung  von  Sach- 
verständigen entsprechende  Anwendung  finden  (§§  187 ff.  GVG.; 
verel.  §  406  CPO.).  Im  übrigen  sind  die  Vorschriften  des  Gerichts- 
vermssungsgesetzes    für    das   Verfahren    in   Patentsachen   nicht 
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bindend;  vielmehr  wird  die  Behörde  nach  freiem  Ermessen  die- 
jenigen Bestimmungen  treffen,  welche  ihr  nach  La^e  der  Sadie 
angezeigt  erscheinen.  Der  §  34  PatG.  findet  sowohl  im  Erteilungs- 
ver&hren  als  im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren  An- 
wendung (Seligsohn  §  34  Nr.  1 ;  Isay  §  34  Nr.  1 ;  Allfeld  267). 

2«  Yerhandlunffen  und  Beweisaufnahme,  Die  Verhand- 
lungen vor  der  Behörde  sind  demnach  grundsätzlich  in  deutscher 
Sprache  zu  führen;  auch  ist  das  ProtoKoll  sowohl  über  die  Y^- 
handlung  als  über  die  Beweisaufnahme  in  deutscher  Sprache 
abzu&ssen,  wobei  es  indessen  nicht  ausgeschlossen  ist,  Aussage 
von  Zeugen  und  Sachverständigen,  soweit  solche  in  einer  der  jUe- 
hörde  sowie  sämtlichen  Beteiligten  bekannten  fremden  Sprache 
abgegeben  sind,  lediglich  in  der  fremden  Sprache  niederzulßgen. 
Es  wird  dabei  hauptsächlich  die  französische  und  die  englische 
Sprache  in  Betracht  kommen. 

8.  Eingaben.  Auch  sämtliche  bei  der  Behörde  zur  Einreichung 
gelangende  Eingaben  müssen  in  deutscher  Sprache  abgefaßt 
sein.    Dies  ist  bereits  erörtert  hinsichtlich:  1.  der  Eingaben  im  all* 

femeinen  (Einl.  zu  §  20  Nr.  33);  2.  der  Anmeldung  (§  20  Nr.  2); 
.  der  Beschwerde  (§  16  Nr.  8);  4.  des  Einspruchs  (§  24  Nr.  13); 
6.  der  Nichtigkeits-  und  Zurücknahmeklage  (§  28  Nr.  9  ff.) ;  6.  der 
Berufung  (§  33  Nr.  13).  Ist  eine  Eingabe  nicht  in  deutscher 
Sprache  abgefaßt,  so  ist  sie  nach  Inhalt  des  zweiten  Satzes  des 
§  34  PatG.  nicht  zu  berücksichtigen.  Dies  ist  im  einzelnen  an  den 
oben  angeführten  Stellen  dargelegt  Danach  kann  die  formelle  Be- 
handlung der  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefaßten  Eingaben  eine 
verschiedene  sein,  indem  z.  B.  die  Anmeldung  oder  die  ^age  als 
nicht  eingereicht  anzusehen  sein  wird,  wovon  der  Antn^teller 
entsprechend  Nachricht  erhält,  während  die  Beschwerde,  cter  Ein- 
spruch und  die  Berufung  als  unzulässig  zu  behandeln  sein  werden, 
was  hinsichtlich  der  Berufung  in  §  2  der  Verordnung  vom  12.  De- 
zember 1891  ausdrücklich  bestimmt  ist. 

4  Urkunden.  Die  Vorschrift  des  §  34  PatG.  bezieht  sich 
nicht  auf  Urkunden,  welche  in  dem  Verfahren  als  Beweismittel 
oder  aus  sonstigen  Gründen  vorgelegt  werden.  Diese  dürfen  auch 
in  fremder  Sprache  abgefaßt  sein.  Es  hängt  dann  von  dem  Er- 
messen des  Patentamts  ab,  ob  und  inwieweit  eine  Übersetzung 
oder  eine  beglaubiffte  Übersetzung  vorzulegen  ist.  Audi  die  Voll- 
macht für  den  Vertreter  eines  Beteiligten  darf,  wenn  sie  von 
einem  Ausländer  ausgestellt  ist,  in  fremder  Sprache  verfaßt  sein 
(vergl.  EinL  zu  §  20  Nr.  69). 
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Wer  wlBsentlich  eder  tag  grober  Fahrlissigkeit  den  Bestimmingen 
der  11  4  uid  5  zuwider  efaie  Erflndang  in  Benatzang  niMmt,  Ist  dev 
Terletiten  zur  EntscUdigiuig  verpHlclitet. 
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Handelt  es  sich  um  eine  Erflndmig,  welche  ein  Terfahren  rar  Heiv 
BtellBniir  «iBM  nenen  Stoffes  ram  C^egenstand  hat,  so  gilt  bis  zum  Be- 
weise des  Gegenteils  Jeder  Stoff  Ton  gleicher  Beschaffenheit  als  nach 
dem  patentierten  Terfahren  hergestellt. 


A.  EmtieUdlgnir« 

I.  iBttehidlgugipflleht. 

ft)  Bvtichidlsuigspflleht  nftch  dem  Pft- 
tentgeMts. 

1.  OtJekttT«  ToravaMtumgen. 
S.  SvfeJektiTe  YoniiusetswiMm. 
S.  Autehlui  der  Entsekialnngspfllekt 
d«rch  kollldlerendei  Beeht. 

4.  PfttentrerielBiuig  als  Yonutetrang  der 
Bntichidlgvngipllleht. 

S*  TertBehi-  uid  Torbereituigthttid« 
lugem;  Beetreltea  des  Pfttemtreekti 
■nd  ABBiaetiig  der  BeBiitsaagsbefig» 
■li. 

b)  EstsehidlgBBKSpfllclit  nach  btrger- 
llehem  Beeht  imd  dem  Wettbewerbi- 
geeeti. 

5.  Blrgerllehet  Geietsbveli  imd  Wettbe- 
werbigeaeti. 

7.  Haftang  fBr  leiehte  Falirlieiigkelt  naek 
blrgerliekem  Beeht. 

8.  Haftug  fir  lelckte  Fakrlinlgkelt 
Weges  gewerbsHiaslger  Brflndamgs« 
henvtsvng. 

9.  Auaehlus  der  HaftsBg  fIr  leiehte 
Fahrtisalgkelt. 

10.  Beektanstavd  TOr  Inkrafttreten  dei 
btrgerllehen  Oetetibnehi. 

11.  Beehtasattand  nach  lakrafttreten  des 
blrgerllehen  Oetetibnehi. 

IS.  Haftuig  fBr  leiehte  Fahrliulgkeit  bei 
Bestreiten  det  Patentrechts  und  bei 
Anmaunng  der  Benntrangibeftagnia. 

IS.  Haftnng  fir  leiehte  FahrMäsigfcelt  bei 
Terletsong  Tertragtniiatiger  Verein» 
bamngen. 

14.  Haftnng  fir  leiehte  Fahrliaaigfcelt  bei 
Zttwiderhandlnng  gegen  rlehterliehei 
Verbot. 

II.  Begriff  nnd  FettsteUnng  der  Bntsehidi- 
SU«- 

a)  Begriff. 

15.  Begriff  der  Entiehidlgnng  Im  allge* 
meinen. 

IS.  Mittelbarer  Sohaden. 

17.  Koaten. 

18.  Kinftiger  Sehaden. 

ft)  Vrtiehlieher  ZnaaMmenhang. 

IS.  Znsaaunenhang    swlsehen   Patentrer- 

letanng  nnd  Sehaden. 
ISa.  Venehnlden  dei  Verletaten. 

e)  Beweia  nndBrmittelnng  des  Schadena. 

SO.  Darlegnng  nnd  Beweia  des  Sehadena. 
tl«  Brmlttelnng       des      Sehadena      nnd 
Schfitsnngaeld. 

IIL   Bereehnnng    der    Entaehidlgnng    nnd 
Beehnnngslegnng. 

a)  Bereehnnng. 

SS.  Arten  der  EntaehSdlgnngsbereehnnmg. 
SS.  Wahlrecht  des  Verletaten. 
Sd»  Terblndnmg    and  Indemng    der  Be« 
reehnnngaarten. 

b)  Beehnnngslegnng. 

SS.  VecpSlehtnng  anr  Beehnnngslegnng.     ■ 


86.  Verpflichtung  anr  Beehnnngslegnng  bei 
wissentUcher  Patentrerletaung. 

e)  Entgangener  Gewinn. 

S7.  Absats  des  Entsehidlgnngspfllchtlgen 
als  nassstab. 

88.  Teilweise  BerSckslchtlgnng  des  Ab- 
sataes. 

89.  Freie  BeweiswSrdlgnng. 

50.  Gewinn  des  Patentrerletaers  als  Nass- 
stab. 

51.  Sonstige  für  die  Bereehnnng  mass- 
gebende Faktoren. 

d)  Liaensgebflhr  als  EntsehSdlgnng. 

88.  Beftagnls  snr  Bereehnnng  einer  Lisenz- 

gebihr. 
88.  inspmch  anf  Llaenageblhr  ist  nicht 

durch  Schadensnachwels  bedingt. 
84  *  86.  Bedeutung  der  Frage»  ob  eine 

Lisena  erteilt  worden  wSre. 

86.  Wirkung  der  nacktrSglieken  Liaena- 
erteilung. 

87.  Bemessung  der  Lisenagebükr. 

e)  Herausgabe  der  Bereicherung. 

a)  Berelchemngshaftung  nach  dem  Pa-. 
tentgetets. 

88.  Verpflichtung  anr  Herausgabe  der  Be- 
reicherung. 

89.  Berelehemuffsanspruch  ist  nicht  durch 
Schadensnachwels  bedingt. 

40.  Bereicherungsanspruch  wird  nicht 
durch  die  aus  der  Patentrerletaung  ge- 
aogenen  Vorteile  kompensiert. 

41.  Bereicherungsanspruch  umfasst  den 
Gewinn,  den  der  Verletste  nicht  bitte 
erslelen  können. 

48.  Berechnung  der  Bereicherung. 

48.  Bereicherung  Ist  nur  der  durch  die' An- 
wendung der  patentierten  Erflndung 
eralelte  Gewinn. 

44.  Bereicherung  umfiust  die  Ersparnisse 
des  Patentrerletaers. 

ß)  Berelehemngshaftung  nach  bSrger- 
llehem  Beeht. 

46.  Unterschiede  swlsehen  der  Berelche- 
mngshaftung nach  bflrgerllehem  Beeht 
nnd  nach  dem  Patentgeseta. 

46.  Anwendbarkelt  des  blrgerllehen  Bechts 
im  Falle  gewerbsmisdfger  Brflndungs- 
benntiung. 

47.  Anwendbarkelt  des  bflrgerllebenBeehts 
im  Falle  dea  Bestreltens  des  Patent- 
rechte und  der  Anmaisung  der  Be- 
nntaungsbeftagnis. 

48.  Einflnss  des  Proaessbeglnns. 

49.  Bereicherungshaftung  anf  Grund  rer- 
traglicher  Bealehnngen. 

IV.  Verletster. 
a)  Begriff. 

60.  Begriff  des  Verletaten. 

61.  Veiletste  im  einaelnen. 

68.  Bedeutung  der  Eintragung  In  die  Pa- 
tentrolle. 

68.  Bedeutung  des  Zeitpunktes  der  Pa- 
tentrerletaung. 
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b)  ErlStehen  sbA  fieltendmaehmf  Am  Bmt- 
icUUligviiguuupraeki  4«rch  andere. 

54.  Blnflnu  dei  BriSieheu  dM  Terletstea 

Beckti. 
65.  ErliteheB      des      BnticUdlgwigMui- 

ipnebs. 

56.  tfbeitragMsg    des    EmtiekSdigwigsta- 
ipmeht. 

57.  Vertreter  imd  Konkvrtrerwalter. 

c)  MelunaU  tob  Yerletitea. 

58.  Mehrere  Yerletste. 

59.  Jeder  Yerletste  kuiB  ii«r  teinen  SeliA- 
den  geltend  nutehen. 

60.  Feiteetsnnpp  dee   de«  einseinen  Yer- 
letsten  erwseliienen  Sehadeni. 

61.  Blnllnts   der  Zahlnng  nn  einen  Yer- 
letsten. 

Y.  Entidiidlgwigipfllehtlger. 

n)  Person  des  Entsehidignngsplllektigen. 
6t.  Pntentrerletser. 
69.  TeUnnlime  nnd  TellnekHer. 

64.  Jvrlatlieke    Personen    nnd    Hnndels- 
gesellsehnften. 

65.  GesetsUehe  Yertretnng. 

66.  U  881  rad  88t  BGB. 

b)  Gesnmtluiflnng  mehrerer  Bntsehidl- 
gnngsplUehtIger. 

67.  GessMthnftnng  fan  sllgemelnen. 


67».  Gessmthsftnng  Mehrerer  gemein- 
sehnftllch  Handelnder. 

68.  GessMthnftang  mehrerer  selbstindlg 
Handelnder. 

69.  Gesamthaftnng  mehrerer  fhhrlissig 
Handelnder. 

B.  WIssentUehkelt. 

I.  Begriff. 

a)  Allgemeines. 

70.  Begriff  der  WIssentUehkelt 

71 .  Kenntnis  des  Patentschntses  und  seines 
Umfanges. 

7t.  Kenntnis  der  Person  des  Yerletsten. 
78.  Kenntnis  der  patentrerletsenden  Titlg- 
kelt. 

74.  Bewnsstseln  der  Bechtsiddrigfcelt  nnd 
der  Strafbarkelt. 

75.  Yorsats  nnd  Absieht. 

b)  BTontnaldolas. 

76«  Begriff  des  ETontnaldolns. 

77.  Bewnsstseln  des  Erfolges  nnd  Blnrer- 
st&ndnls  damit* 

78.  FUle  des  ETontnaldolns. 

79.  Bewnsstseln  der  HSgllehkelt  des  Ein- 
tritts eines  recktsrerletienden  Ecw 
feiges. 

80.  ETontnaldolns  des  Prinzipals. 

II.  Irrtam. 

a)  TatsiekUeher  Irrtnm. 
a)  AUgemelnes. 

81.  Begriff  des  tätsiehllehon  Irrtnms. 
8t.  Anf  tataiehUehe  Beweise   sieh  grin- 
dende feste  fjbersengnng. 

88.  Irrtnm  Ober  die  Person  des  Yerletsten. 

84.  Irrtnm  Iber  den  Umfimg  eines  be- 
stimmten Patents. 

85.  Sonstige  FlUe  Utsiehllehen  Irrtnms. 

ß)  Entschaldbarkelt  des   totsiehUeken 
Irrtnms. 

86.  Darlegnng  sorgfUtlger  Prlftmg. 

87.  Besngnakme  anf  Gntackten. 

88.  Besngnakme  anf  Entsekeldnngon. 
88a.  Besttguakme    anf   sonstige    Patent- 

ertellnncen. 

89.  Sekwierigkelt  der  Anslegnng. 


90.  Bosnjnahme   anf  eigenes  Yorfealton 
des  Patentbereehtigten. 

91.  Späterer  FortfhU  der  BntaehnMh»- 
kelt. 

b)  Beektstrrtnm. 

<0  Vnentsdialdbaror  Beektstrrtnm. 
99.  Unkenntnis  nnd  nnriehtige  Anslegnng 

des  Gesetsos. 
98.  Irrige   Boehtsanslehten  In  Bntsehel- 
dnngen  nnd  Abhandinngen. 

94.  Beispiele. 

ß)   Beehtsirrtam    als    Entsehnldignngs- 
gmnd. 

95.  AUgemelne  Irrige  Bochtnauiehteik 

96.  ZiTllreehtlleher  Irrtnm  und  Irrtnm 
Iber  SffentUehrechtUehe  Normi 


m.  WIssentUehkelt  als  Folge  gewisser  Tor- 
fbig«« 

a)  Tatsaeken«  dnrek  weleke  WlssenUl^- 
kelt  begrindet  wird. 

97.  Wamnngen  nnd  sonstige  HIttoflnngea. 

98.  Publikationen  nnd  SebntsTormorfce. 

99.  BegrlndnngderWlssentttekkoltdHra 
Vorginge  In  einem  fkiUeren  Terfhhren« 

100.  Yerplllektnng  des  Gewarnten  snr  Ab- 
stellnng  Ton  Kaekforscknngen. 

101.  Die  Warnungen  nsw.  missen  geeignet 
sein,  emstUeke  Zweifel  sn  erwecven. 

b)  Elnflau  des  Prosessbeginns. 

10t.  Tatsickllcke  Bedentnag  der  Elngo- 
erkebnng  nnd  der  Einleitung  des  8tn^ 
Torflskrens. 

108.  BeektUeke  Bedeutung  der  Elngo- 
erkebung  Im  ZlTÜprosesse. 

104.  Beweis  und  Gegenbeweis. 
104a.  Straf^erfkhren. 

105.  Im  Laufe  des  Prososses  elntretnndo 
WIssentUehkelt. 

lY«  WIssentUehkelt    bei   mehreren  Telfatoh- 
mem. 

106.  WIssentUehkelt  bei  Mlttiton,  Qo- 
hllfen  und  Anstiftern. 


Y.  WluentUehkelt  bei  JurUtlseken  Pei 
und  Handelsgesellsekaften. 

107.  YerantwortUekkelt   flr  das  Wisse« 
Ton  Yertretem. 

108.  YerantwortUekkelt  beim  Yorbnndom« 
sein  mekrerer  Vertreter. 

109.  YerantwortUekkelt  der  Yortrotor. 

YI.  SpEter  eintretende  WIssentUekkelt. 

110.  WIssentUeke  Fortsetsung  einer  mmU 
gUnbIgen  Titigkelt. 

lU.  Beispiele.   ' 

Ut.  Unterlassung  TOn  Hassnakmen  nnek 

Eintritt  der  WluentUekkoit. 
U8.  Eintritt  der  WIssentUekkett  Im  Lnalb 

des  Prososses. 

YU.  Beweis  der  WIssentUekkelt. 

a)  Allgemeines. 

114.  Bewelspfllekt  des  KUgers. 
115«  Bewelspfllekt  des  Beklagten  oder  Ab- 
gesekuldlgten. 

116.  Beweismittel  und  BewelswIrdiguBg. 

b)  Vermutung  der  WlwentUekkett. 

117.  TatsickUeke  Vermutung  der  WIssent- 
Uekkelt. 

118.  Gesetdieke  Vermutungen« 


€.  Grobe  FakrUbsl^elt. 

I.  Fakrifissigkelt. 

119.  Begriff  der  lelekten  Fakrlisslgfcelt. 
ItO.  Yoraussekbarkelt  des  BrlUgos. 
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IL  «Mb«  Fakriiiilgktlt. 

m.  B«crlff  d«r  grob««  Faluliaslgkeit 
IM.  BemtwHT   d^r  Art  4m  aeiehifti- 

betrlebM. 
ISS.  fiMchiftUehe  HlubrUdie. 
ISA.  MftgUebkeit  elaer  Brkudiipng. 

in.  6r»b«  Fahrliifl^elt  b«l  des  «luelBem 


1S6.  erob«  FahrÜMli^elt  dei  Zwlseb«ii- 

hiadlort. 
ISS.  ef«b«Ffthf]iMlckeltdMFabrlkuiUiu 
tS7.  Qrobe  Fakrliul^ett  des  eeichiflM 

iahabon« 

IT.  Nlebteluleht   der  Pftteitrolle   uid   der 
PübllkfttleAeA  dei  Pfttemtomti. 

ISS.  Terpfliehtmig  swr  Bfaelehteabaie  der 

BBtlleheft  P«bllkatiomeB. 
ISS.  TerpfltebtiBgivrBlBSlehtoebaieBaeh 

Lage  des  Fftllei. 

T.  «r«be  FfthfÜMlgkelt  nd  BTefttaaldolu. 

ISS.  ÜBterscUed  swliebea  grober  Fahr- 
lieilgkelt  «ad  BreBtuldolM. 

Tl.  AiMCblut  der  Falirifissigkelt  dueb  Irr- 
tm. 

ISI.  Tatiicblleher  «nd  eBtsebvldbbrer  Irr- 


ISS*  Anweadbarkelt  der  fir  die  WlsseHt- 
llehkelt  gelteadea  BegelM. 

Tu.  AnweadbrnAelt  der  fIr  die  WlnentUeb* 
keil  gelteadem  Begelm. 

155.  Aiwemdberkelt  der  loutlgeB  fIr  die 
WlnemtUchkelt  gelteaden  Begeht. 

D.  BBtiebSdlgimgsklage. 

I.  TerhiltHli    %we   ebwekreadea  Klage  imd 
swr  Strofrerfolgug. 

154.  Brwetteruig  ud  Xademg  der  eb- 
wehreBden  Klag*  ^  beivg  a«f  Bat- 
•cbidlgug. 

156.  XmdeniBg  ««d  Brweltenuig  der  Bmt- 
■eUUllguigf klage  In  besag  a«f  Abwehr 
der  Pateatferletswig. 

155.  Wlrkaag  der  EeehtskrafL 
M7.  TerUUtela  sw  StralVerfolgwig. 


II.  Klageaatrag. 

1S8.  Antrag    aaf  FeitsteUnag     der  Eat- 
sekadlgaagtpflleht. 

ISS.  BeektUchei  loteresee  aa  der  Feit- 
itellaag  der  Bateehidigaanpfllekt. 
Begriadaag  des  FeateteUBagtlBter- 
eues  dareb  Sckwlerli^elt  oder  Kost- 
iplellgkelt  der  Bewelsanfkakme- 
Antrag  auf  Yerartellnag  aar  Bablaag 
elaei  aabeetlauaten  Betrages. 


140. 


141. 


IIL  Qeriehtsstaad. 

14S.  Qerlditsstaad  der  aaerlaabtea  Haad- 
lang. 

145.  Begekaagsort  der  aaerlaabtea  Haad- 
laag. 

144.  Ort  der  aaerlaabtea  Haadlaag  bol  aa 
Torschledeaea  Ortea  Torgeaoauaeaea 
Aktea. 

146.  Haftaag  fIr  anerlaabte  Haadlaagea 
aaderer. 

B.  Tenaataag  des  f  S6  Abs.  8. 
I.  Zweck  aad  lahalt  der  Teratataag. 

146.  Bewelssekwlerlgkeit. 

147.  TatsiebUebe  Tenaataag. 

148.  Tenaataag  des  f  S6  Abs.  S. 

145.  Aaweadbarkelt  der  Teratataag  In 
ZItU-  aad  Straflreebt. 

ISO.  Aaweadbarkelt  der  Veratataag  aasser- 

balb  des  f  SS  Abs.  S. 
161.  Gegeabewels. 

n.  Heaer  Stoff. 

168.  Stoff. 

165.  Henkelt  des  Stofli. 

164.  Nlditbekaaatsela  eines  anderen  Her- 
stellaagaTerfkkreas. 

166.  Hassgebeader  Zeltpaakt  fIr  die  Hea- 
kelt. 

165.  Beweis  der  Heakelt. 

ni.  Stoff  Toa  gleicher  Besekaffeakelt. 


167.  Besekaffeakelt 

168.  Qleleke  Besekaffeakelt 

169.  Qlelcke   Besekaffeakelt 
Uekon. 


Im  wesent" 


A.  Entschädigung. 

I.  EntBOhädIgnngspflioht. 

a)  Entschftdigungspflicht  nach  dem  Patentgesetz. 

1.  ObJekÜTe  Toraiissetziui^eii.  Gemäß  §  36  Abs.  1  PatG.  ist 
entschädigungspflichtig,  wer  wissentlich  oder  aus  grober  Fahr- 
lässigkeit den  Bestimmungen  der  §§  4  und  5  PatG.  zuwider  eine 
durch  Patent  geschützte  Erfindung  in  Benutzung  nimmt.  In  ob- 
jektiver Hinsicht  muß  also  ein  Inbenutzungnehmen  der  durdi 
das  Patent  geschützten  Erfindimg,  und  zwar,  wie  sich  aus  §  4 
PatG.  ergibt,  in  gewerbsmäßiger  Weise  stattgefunden  haben. 
Unter  dem  Inbenutzun^ehmen  emer  Erfindung  ist,  wie  sich  gleich- 
falls aus  §4  PatG.  ergibt,  das  Herstellen,  Inverkehrbringen, 
Feilhalten  und  Gebrauchen  des  Erfindimgsgegenstandes  zu 
verstehen.  Der  §  5  PatG.  ist  in  §  36  Abs.  1  um  deswillen  er- 
wähnt, weil  eine  rechtswidrige,  zu  Entschädigung  verpflichtende 
Handlungsweise  dann  nicht  angenommen  werden  kann,  wenn,  wie 
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dies  in  §  6  PalG.  bestimmt  ist,  dem  tätig  Gewordenen  ein  Recht 
zur  Benutzung  der  patentierten  Erfindung  zusteht. 

2.  Subjektive  Yoranssetsuiig^ii.  In  subjektiver  Hinaidit 
ist  die  Haftung  auf  wissentliches  und  grobtahrlässiges 
Handehi  beschränkt;  eine  Haftung  gemfti&  §  85  Abs.  1  Patß.  findet 
demnach  nicht  statt,  wenn  der  Patentverletzer  nur  in  gewöhnlicher 
—  leiditer  —  Fahrlässigkeit  oder  tiberhaupt  nicht  in  schuldhafter 
Weise,  also  in  gutem  Glauben,  tätig  ^worden  ist  Nach  dem 
älteren  Patenteesetz  war  eine  E^tschädigungspflicht  nur  im  Falle 
wissentlidier  ratentverletzung  begründet.  Da  die  Rechtsfolgen 
unerlaubter  Handlunjgen  nach  demjenigen  Gesetze  zu  beurteu^i 
sind,  unter  dessen  zeitlicher  Herrschaft  die  unerlaubten  Handluiigen 
begwgen  wurden,  so  besteht  eine  Entscbädigungshaftung  wegen 
nach  Inkrafttreten  des  neuen  Patentgesetzes  grobfahrlässig  oe- 
gangener  Patentverletzungen  selbst  dann,  wenn  das  verletzte  Patent 
noch  unter  der  Herrschaft  des  älteren  Patentgesetzes  erteilt  war 
(RG.  JW.  08  188;  vergl.  Eml.  Nr.  4).  Die  Haftung  für  vor  Inkraft- 
treten des  neuen  Patenigesetzes  begangene  Handlungen  richtet 
sich  dagegen  nach  altem  Recht  (Selij^ohn  §  86  Nr.  21).  Eine 
Haffcimg  ohne  das  gesetzlich  erforderliche  Verschulden  iist  auch 
nicht  flkr  die  Zeit  nach  Erhebung  der  Patentverletzungsklage  be- 
gründet (vergl.  Nr.  102ff.). 

8.  Aussohluft  der  EntsehSdigiuigspflieht  durch  kollidierendes 
Recht  Der  Wortlaut  des  §  86  Abs.  1  PatG.  ist  nicht  ganz  voll- 
ständig, da  eine  Entschädigungspflicht,  auch  abgesehen  von  den 
Fällen  des  §  6  PatG.,  dann  mcht  besteht,  wenn  dem  die  Er- 
findung Benu&enden  ein  sonstiges  mit  dem  Patentrechte  kolli- 
dierendes  Recht  zur  Vornahme  seiner  Tätigkeit  zur  Säte  ge- 
standen hat.  Die  Entschädigungspflicht  besteht  demnach  audi 
dann  nicht,  wenn  der  tätig  Gewordene  zu  der  Zeit  der  von  ihm 
vorjB^enonunenen  Erfindungsbenutzung  im  Besitze  eines  älteren  oder 
gleichberechtigten  mit  dem  Patente  koUidierenden  Patent-  oder 
Grebrauchsmusterrechts  war,  oder  wenn  ihm  von  dem  dazu  Be- 
rechtigten das  Recht  der  Benutzung  durch  Einräumunff  eines  Aus- 
nutzungsrechts,  eines  Nienbrauchs,  eines  Nutzungs- 
pfandrechts oder  einer  Lizenz  gewährt  war.  Der  §86  Abs.  1 
ratG.  erwähnt  diese  sonstigen  Fälle,  in  welchen  die  Entschädi- 
gungspflicht wegen  Bestehens  eines  kollidierenden  Rechts  aucfgo- 
schlössen  ist,  nicht  ausdrücklich,  teils,  weil  die  betreffenden  Rechts- 
verhältnisse —  Kollision  identischer  Patente  oder  Gebrauchsmuster 
und  Abhängigkeit  —  im  Patentgesetze  nicht  ausdrfickhch  geordnet 
sind,  teils,  weil  die  Nichtanwendbarkeit  des  §  86  Abs.  1  PatG. 
sich  aus  sonstigen  patentgesetzlichen  Bestimmungen  —  wie  des 
S  6  PatG.  —  ohne  weiteres  ergibt.  Einer  ausdrücUidien  Erwähnuqg 
dieser  sonstigen  Fälle  beduixte  es  auch  desw^en  nicht,  weil  es 
selbstverstänolich  ist,  daß  eine  Entschädigungspflicht  nur  dann  be- 
stehen kann,  wenn  objektiv  eine  Patentverletzung  vorliegt;  die 
Annahme  einer  Patentverletzung  ist  aber  bei  Vorhandensein  eines 
kollidierenden  Rechts  stets  ausgeschlossen. 

4.  Patentverletzung  als  Toraussetzung  der  EntsehSdiniigs- 
pflieht.  Hiemach  muß,  abgesehen  von  der  subjektiven  Voraus- 
setzung der  Entschädigungspflicht  —  dem  in  Wissentlichkeit  oder 
grober  Fahrlässigkeit  bestehenden  Verschulden  —  objektiv  eine 
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Palfbntyerletaung  von  dem  begangen  sein,  welcher  auf  Ent- 
Msbftdigang  in  Anpruch  genommen  werden  soll.  FQr  die  Frage, 
wann  eine  Pätentverletzung  begangen  und  wer  für  dieselbe  ver- 
antwortlidi  zu  machen  ist,  gelten,  soweit  im  nachfolgenden  nidit 
besondere  Grundsätze  hinsichtlich  der  Haftung  fQr  die  Entschftdi* 
gang  zu  erOrtem  sind,  die  zu  §  4  PatG«  erörterten  Regeln.  Hieraus 
ergibt  sich  auch,  inwieweit  aas  Urteil  über  die  abwehrende  Klage 
die  Einrede  der  Rechtskraft  gegenüber  der  Entschftdigungsklage 
begründet  (veigl.  Nr.  186  und  |  4  Nr.  442). 

5.  Yersaens-  und  yorbereitungshandlu^gen;  Bestreiten  des 
Patentrechts  und  Awmafcniig  der  Benutzungsbeftignis.  Eine  Ab- 
weichimg  Ton  den  für  die  abwehrende  Klage  geltenden  Grund« 
Sätzen  iHssteht  jedoch  hier  insofern,  als  die  Ent^hftdigungspflicht 
nach  §  86  Abs.  1  PatG.  nicht  allgemein  jeden  trifft,  der  irgend  eine 
gegen  das  Patentrecht  verstehende  StOrungshandlun^  yomimmt, 
sondern  daä  danach  entsch&dig[un^pflichtig  nur  der  ist,  welcher 
die  Erfindung  gemft&  §  4  PatG.  in  Benutzung  genommen,  d.  h.  den 
Gegenstand  derselben  gewerbsmäßig  heigeitellt,  in  Verkehr  ge* 
bn^t,  feilgehalten  oder  gebraucht  hat,  ohne  daß  ihm  ein  Recht 
dazu  zusteht.  Die  abwehrende  Klage  ist  auch  gegenüber  erst  be- 
vorstehenden Eingriffen^  gegenüber  Versuchs-  und  Vorbe- 
reitungshandlungen sowie  gegenüber  blofien  Bestreitungen 
des  Patentrechts  und  mgenüber  der  Anmaßung  der  dgenen  jBe- 
nutzungsbefngnis  gegeben  (veigl.  §  4  Nr.  317  fT  und  320  fÜ.  In 
allen  diesen,  nicht  unmittelbar  durch  §  4  PatG.  getroffenen  Fällen, 
in  welchen  doch  die  abwehrende  Klage  zulässig  ist,  findet  die 
patentrechtliche  Entschädigungsklage  nicht  statt;  dieselbe  setzt 
vielmehr  voraus,  daß  eine  gewerbfflnäfiige  Benulzung  der  paten- 
tierten Erfindung  vorliegt,  und  daä  die  die  Benutzung  darstellende 
Handlunff  zur  YoUendunff  gebracht  und  es  demnach  nicht  etwa  bei 
bloäen  vorbereitungs-  oder  Versuchshandlungen  geblieben  ist 

b)  Entschädigungspflicht  nach   bürgerlichem 
Recht  und  dem  Wettbewerbsgesetz. 

C  Bilrgerliebes  Gesetzbuch  und  Wettbewerbsgesetz.  Nicht 
unzweifelhtät  ist  es,  ob  die  Verpflichtung  zur  Entschädigung  wegen 
Em^pffs  in  ein  Patent  sich  ausschliemich  nach  dem  Patentgesetz 
besümmt,  oder  ob  zur  Ergänzung  des  Patentgesetzes  in  dieser 
Richtung  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
und  sonstijger  Reichsgesetze,  insbesondere  die  §§  823,  824  und  826 
BGB.  sowie  §6  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  herangezogen  werden  können.  Die  Frage,  ob 
eine  Ergänzung  des  Patenigesetzes  durch  das  büigerliche  Recht  in 
bezug  auf  die  Hsitung  für  die  Folgen  einer  widerrechtlichen 
Patentverletzung  zulässig  ist,  hat  nocn  eine  weiteigehendere  Be- 
deutung insofern,  als  sie  sich  nur  gleichheitlich  mit  der  weiteren 
S Frage  beantworten  läßt,  ob  es  angängig  ist,  die  Vorschriften  der 
812  ff.  BGB.  über  die  Verpflichtung  zur  Herausgabe  ungerecht- 
ligter  Bereicherung  in  Eigänzung  des  Patenigesetzes  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Die  letztere  Frage  hat  an  anderer  Stelle 
ihre  besondere  Erörterung  gefunden  (vei^.  Nr.  46  ff.). 

7.  Haflnnir  fitr  leichte  Falurllssigkeit  nach  bürgerlichem 
Beeht    Nach  der  Vorschrift  des  §  828  BGB.  ist,  wer  vorsätzlich 
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oder  fabrifissig  das  Becht  eines  anderen  widerrechtlich  verletzt 
dem  anderen  zum  £rsatze  des  daraus  enstehenden  Schadens  ver- 
pflichtet. Würde  diese  Bestimmung  auch  auf  den  Fall  der 
Verletzung  eines  Patentrechts  anwendbar  sein,  so  wäre  eine  £iit- 
sdiädiguDgspflicht  nicht  nur  bei  wissentlichem  odergrob&hrlSssigein 
Handeln,  sondern  sogar  schon  bei  leichter  Fahrlässigkeit 
bq^ündet. 

8.  Haftung  fBr  leichte  FahrlBssigkeit  wearen  gewerbsmSbiger 
Erflndungsbenutzung.  Eine  derartige  weitgehende  Haftung  auch 
für  leichte  Fahrlftssigkeit  würde  indessen,  wenigstens  soweit  es 
sich  um  die  Haftung  mr  die  Folgen  der  wiaerrechüichen  gewerbe- 
mftHigen  Benutzung  einer  patentierten  Erfindung,  also  um  die 
HaftuDg  für  das  patentwidnge  gewerbsmäßige  Herstellen, 
Inverkehrbringen,  Feilhalten  oder  Gebrauchen  handelt, 
durchaus  den  Ateichten  widersprechen,  welche  von  dem  Gesetz- 
geber mit  der  Fassung  des  §  36  PatG.  verfolgt  worden  sind. 

9.  Attsschluft  der  Haftung  für  leichte  Fi^lässigkeit.  Denn 
der  §  35  Abs.  1  PatG.  entspricht  dem  §  34  des  früheren  Patent- 
gesetzes  mit  der  alleinigen  Abänderung,  da&  nach  dem  früheren  Ge- 
setze die  EDtschädigungspflicht  nur  im  Falle  wissentlichen  Handelns 
b^^ründet  war,  währena  sie  nunmehr  auch  bei  grober  Fahrlässig- 
keit besteht.  Der  Ausschluß  einer  weitergehenderen 
Haftung  —  im  älteren  Gesetze  für  Fahrlässigkeit  überhaupt,  im 

S [eltenden  Gesetze  für  leichte  Fahrlässigkeit  —  ist  im  öffent- 
ichen  Interesse  angeordnet,  indem  durch  diese  Beschränkung  des 
Patentschutzes  der  gewerbUche  Verkehr  vor  den  Belästigungen  und 
der  Unsicherheit  geschützt  werden  sollte,  welchen  die  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  bei  einer  ausgedehnteren  Haftung  ausgesetzt 
sein  würden  (RG.  G.  6  398,  399,  Civ.  21  72,  JW:  88  807). 

10.  Bechtszostand  vor  Inkrafitreten  des  bürgerlichen  (vesets- 
buehs.  Wegen  dieser  erschöpfenden  Regelung  der  Ent- 
schädigungspflicht  durch  das  Patentgesetz  konnte  in  der  Zeit  vor 
Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  nach  der 
ständigen  Rechtsprechung  des  Reichsgerichte  ein  Entschädigungs- 
anspruch wegen  gewerbsmäßiger  Ausbeutung  der  patentierten  Kr- 
finduijg  durch  Herstellen,  Inverkehrbringen,  Feilhfdten  oder  Gre- 
brauchen  nicht  auf  landeggesetzUche  Vorschriften  des  büigerlichen 
Rechte,  welche  eine  Eutechädigungsverpflichtung  audb  schon  im 
Falle  leichten  Verschuldens  oder  sogar  ohne  Verschulden 
für  die  Zeit  nach  Rechtshängigkeit  der  Patentverletzungs- 
klage anerkannten,  gegründet  werden  (OLG.  Colmar  PMZBl.  1  804; 
RG.  G.  6  398,  ö99,  Civ.  21  72,  JW.  88  307 ;  PMZBl.  5  107,  108, 
Civ.  43  60,  JW.  99  147;  PMZBl.  6  201,  Civ.  46  17,  JW.  00  316; 
vergl.  RG.  B.  7  Nr.  149,  JW.  89  72;  Civ.  16  132;  Robolski  Th.  239; 
Gierke  893;  vergl.  dagegen  auch  Klostermann  in  PBl.  82  23). 

11.  Reehtszustand  nach  Inkrafitreten  des  bürgerlichen  Gesets- 
buchs.  Dieser  frühere  Rechtszustend  hat  sich  durdi  die  Einführung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  nicht  geändert,  indem  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  an  die  Stelle  der  von  der  Anwendung  ausge- 
schlossenen Landesgesetze  getreten  ist,  weil  auch  gemäß  §  32  des 
Einführungßgesetzes  zum  Büigerlichen  Gesetzbuch  das  Patentgesets 
in  Kraft  bleibt  und  nur  insoweit  außer  Kraft  tritt,  als  sich  aus  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  die  Aufliebung  ergibt.   Eine  Aufhebung 
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der  Bestimmung^  da&  wesen  gewerbsmftßijger  Ausbeutung  einer 
fremden  patentierten  Erfindung  nur  bei  Wisse ntlichkeit  oder 
grober  Fahrlässigkeit  gehaftet  werde,  findet  sieb  aber  im 
BQinzerlichen  Gesetzbuch  nicht  ausgesprochen.  Überdies  gilt  §  823 
BGB.  als  generelles  Gesetz  dem  §  35  PatG.  als  Spezialgesetz 
gegenüber  nicht  (vergl.  RG.  PMZBl.  11 148;  Bolze  in  ArchCivPrax. 
92  320).  Eine  Haftung  für  leichte  Fahrlässigkeit  besteht  daher  bei 
gewerbsmäßiger  Inbenutzungnahme  einer  patentierten  Erfindung 
auch  unter  der  Herrschaft  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  nicht  (BG. 
JW.  06  207;  Seligsohn  §  36  Nr.  8  und  3.  Aufl.  §  36  Nr.  1;  vergl. 
Schmitz  in  GUR.  8  79).  Ebensowenig  besteht  eine  Haftung  für 
leichte  Fahrlässigkeit  oder  ohne  Fahrlässigkeit  für  die  Zeit  nach 
Rechtshängigkeit  der  Patentverletzun^sklage  (RG.  PMZBl.  12 
165, 166,  JW.  06  70;  JW.  06  207;  Jess  in  DJZ.  05  726,  727;  anders 
Kohler  P.  und  J.  2  4  und  6;  Bolze  in  Gruchot  83  12 ff.;  Bolze  in 
ArchCivPrax.  92  364 ff. ;  Isay  Abschn.  IV  Nr.  3;  vergl.  auch  Nr.  102ff.). 
12.  Haftung  fär  leichte  Fahrlässigkeit  bei  Bestreiten  des 
Patentrechts  und  bei  Anma&ung  der  Benutzungsbefugnis.  Anders 
liegt  die  Sache  aber  dann,  wenn  es  sich  um  einen  Schaden  handelt, 
welcher  dem  Patentberechtigten  durch  widerrechtliches  Be- 
streiten des  Patentrechts  oder  durch  widerrechtliche  Anmaßung 
der  eigenen  Benutzungsbefugnis  seitens  eines  anderen  zu- 

Sefügt  worden  ist.  Eine  derartige  Tätigkeit  stellt  sich  nicht  nach 
em  Pateni^;esetze  sondern  nach  den  Grundsätzen  des  bürger- 
lichen Rechts  als  eine  Patentverletzung  dar;  es  kann  mithin,  da 
das  Patentgesetz  die  Entschädigungspjflicht  für  derartige  Fälle  über- 
haupt nicht  regelt,  auch  nicht  beabsichtigt  gewesen  sein,  eine  er- 
schöpfende Regelung  in  dieser  Hinsicht  vorzunehmen.  Es  kommt 
hinzu,  daß  der  Grund  für  die  von  dem  Patentgesetz  in  den  anderen 
Fällen  vorgenommene  Regelung  —  das  an  der  Beschränkung  des 
Patentschutzes  bestehende  öffentliche  Interesse  —  in  den  durch 
das  Patentgesetz  nicht  geregelten  FWen  nicht  zutrifft.  Ein  Ent- 
schädigungsanspruch wegen  Bestreitens  des  Patentrechts  imd  An- 
maßung der  eigenen  Benutzungsbefugnis  kann  hiemach  auf  §§  823, 
824  und  826  BGB.  sowie  auf  §  6  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbs  gegründet  werden;  er  kann  auch  nur 
auf  diese  Vorschriften  gegründet  werden  (vergl.  Isay  §  36  Nr.  3). 
Auf  die  Verjährung  dieser  Entschädigungsansprüche  finden  da- 
her unter  Ausschluß  des  §  39  PatG.  der  §  852  BGB.  und  der  §  11 
des  Wettbewerbsgesetzes  Anwendung.  Eine  Entschädigungs-^ 
Verpflichtung  besteht  nach  bürgerlichem  Kecht  schon  bei  leichtem 
Verschulden  und  nach  dem  Wettbewerbsgesetz,  sofern  die  auf- 
gestellten Behauptungen  nicht  erweislich  wahr  sind. 

18.  Haftung  für  leichte  FahrlSssiffkeit  bei  Verletzung  ver» 
tragsmSftiger  Vereinbarungen.  Eine  Maftunjg  für  leichteFahr- 
lässigkeit  findet  auch  dann  statt,  wenn  eine  Erfindung,  sei  es 
daß  dieselbe  patentiert  oder  nicht  patentiert  ist,  vertrags- 
mäßigen Vereinbarungen  zuwider  in  Benutzung  genommen 
wird  (vergl.  Bolze  in  ArchCivPrax.  92  324,  325).  Denn  über  solche 
vertragsmäßige  Abmachungen  trifft  das  Patentgesetz  überhaupt 
keine  Bestimmungen,  so  daß  in  dieser  Richtung  die  Bestimmung 
des  §  276  BGB.,  welcher  eine  Haftung  für  leichtes  Verschulden 
vorschreibt,   zur  Anwendung  gelangen  muß.     Unter  Umständen 


390  Vierter  Absohnitt    Strafen  und  EntschSdignng.    §  36. 

kann  eine  und  dieselbe  Handlung  sowohl  einen  Verstoß  ^egen 
einen  Vertrag  als  eine  Patentverletzune  darstellen,  wie  dies 
z.  B.  der  Fall  ist,  wenn  der  Lizenznehmer  oder  der  Ausnutzunm- 
berechtigte  bei  der  Benutzung  der  patentierten  Ebrfindung  £e 
Grenzen  des  ihm  eingeräumten  Rechts  überschreitet;  lüsdaiin  irt 
der  Patentberechtigte  befugt,  die  ihm  günstigere  Haftung  für  leichte 
Fahrlässigkeit  zur  Geltung  zu  bringen. 

14.  Haftung  für  leichte  FahrlSssigkeit  bei  Zuwiderhandluig 

Ee^en  richterliches  Verbot  Die  Haftung  für  leichte  Fahrlftasig- 
eit  muß  femer  dann  begründet  sein,  wenn  eine  gegen  das  Patent 
verstoßende  Tätigkeit  in  Zuwiderhandlung  gegen  ein  durch  toU- 
streckbares  Urteil  oder  einstweilige  Vernigung  ausgesprochenes 
richterliches  Verbot  begangen  ist.  Es  ergibt  sich  dies  aus 
§  898  CPO.  sowie  aus  der  ESrw^ung,  daß  die  Schadenersatzpflidit 
auch  in  diesem  Falle  nicht  auf  dem  Patentgesetze  beruht  (Bolze 
in  ArchCivPrax.  »8  825  ff.). 

n«  Begriff  und  Feststellang  der  Entschädigung. 
a)  Begriff. 

15.  Begriff  der  Entschädigung  im  allgemeinen.  Der  Be- 
triff der  Entschädigung  bestimmt  sich  nach  bürgerlichem  Recht. 
Hiernach  besteht  die  Entschädigung  im  Ersätze  alles  dessen, 
was  der  Verletzte  gehabt  haben  würde,  wenn  der  Eiogriff  in  seine 
Berechtigung  nicht  begangen  wäre  (RG.  Civ.  16  16,  JW.  86  234; 
PMZBl.  5  107,  Civ.  48  68,  JW.  99  147;  vergl.  RG.  PMZBl.  1  242, 
B.  21  Nr.  118,  JW.  95  860;  vergl.  auch  §§  249  und  262  BGB.). 
Gemäß  §  263  BGB.  wird  nur  der  Vermögensschaden  ersetaä 
(vergl.  Isa^  in  GUR.  9  27).  Die  Erä&tzleistung  wird  bewirkt  durch 
Zahlung  einer  Geldsumme  (vergl.  §  261  BGB.). 

16.  Mittelbarer  Schaden«  Zu  ersetzen  ist  der  gesamte  durdi 
den  Eingriff  verursachte  Schaden.  Der  Entschädigungsanspruch 
geht  daher  nicht  nur  auf  Ersatz  des  unmittelbar  durch  das 
widerrechtliche  Herstellen,  Inverkehrbringen,  Feilhalten  oder  Ge* 
brauchen  verursachten  Schadens,  sondern  darüber  hinaus  auf  Ver- 
gütung allen  mittelbaren  Vermögensschadens,  welcher  auch  nur 
eine  Folgeerscheinung  einer  dieser  widerrechtlichen  Handlungs- 
weisen  ist  Demnach  ist  auch  Ersatz  zu  leisten  dafür,  da6  durch 
die  Herstellung  und  den  Vertiieb  einer  schlecht  ausgeführten 
Nachahmung  der  geschäftliche  Ruf  des  Verletzten  geschädigt 
oder  der  Wert  des  Patents  und  der  auf  Grund  desselben  her- 
gestellten Gegenstände  in  den  Augen  des  Publikums  gemindert 
und  das  Publikum  dadurch  vom  Kaufe  abgehalten  wird  (Köhler 
666;  Robolski  K.  §  36  Nr.  1;  Allfeld  278,  2i9;  vergl.  LG.  Augs- 
burg PMZBL  1  161;  RG.  B.  8  Nr.  228;  Str.  4  178;  Str.  6  76,  77; 
PMZBl.  6  266). 

17.  Kosten.  Auch  die  Kosten,  welche  der  Verletzte  hat 
aufwenden  müssen,  um  der  Patentverletzung  entgegenzuwirken, 
sind  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Schadenersatzes  zu  erstatten, 
und  zwar  nicht  nur  die  im  gerichtlichen  Verfahren  entstandenen 
Kosten,  welche  schon  nach  prozessualen  Grundsätzen  zu  ersetzen 
sind,  sondern  auch  die  Kosten  für  die  behufs  Entdeckung  der 
Patentverletzung  oder  des  Patentverletzers  angestellten  Er- 
mittelungen, die  Auslagen  für  die  in  angemessenem  Umfai^ 
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zur  Warnung  des  Publikiuns  oder  zur  Bekanntmachung  ergangener 
Urtefle  erlassenen  Annoncen  usw.  Unter  Umstibiaen  wira  so- 
sar  eine  angemessene  Entschädigung  für  den  durch  die  Verfolgung 
der  Patentverletzung  verursacht^  Zeitaufwand  verlangt  werden 
können. 

18.  Künftiger  Schaden.  Der  Schaden  muß  nicht  unbedingt 
schon  zur  Zeit  des  Urteils  entstanden  sein.  Auch  die  später  in- 
folge der  bereits  begangenen  Patentverletzung  sicher  ent- 
stehende Schädigung  ist  zu  berücksichtigen.  Dagjegen  kann 
Schadenersatz  wegen  erst  zukünftiger  Handlungen  nicht  einmal 
im  Wege  der  Feststellungsklage  beansprucht  werden  (vergl.  R6. 
B.  8  Nr.  820;  PMZBL  821^15). 

b)  Ursächlicher  Zusammenhang. 

19.  Zusammenhang  jEwischen  Patentverletzung  und  Schaden. 

Der  zu  ersetzende  Schaden  muß  die  wirkliche  Folge  der  sdiuld- 
haften  Handlung  des  Patentverletzers  sein.  Ob  ein  derartiger 
ursächlicher  Zusammenhans  zwischen  der  Tätigkeit  des  Pa- 
tentverletzers und  dem  dem  Verletzten  entstandenen  Schaden  be- 
steht» hat  das  Gericht  auf  Grund  des  §  287  CPO.  nach  freiem 
Ermessen  zu  würdigen  fvergl.  RG.  Civ.  6  367).  Ist  der  Schaden 
wirklich  durch  die  Handlungsweise  des  auf  Entschädigung  in  An- 
spruch Genommenen  herbeigeführt,  so  wird  dessen  Entschädigungs- 
{ ►flicht  nicht  durch  den  Umstand  beseitigt,  daß  der  Schaden  mOg- 
icherweise  auch  ohne  seine  Dazwiscnenkunft  infolge  sonstiger 
Umstände,  z.  B.  infolge  der  Tätigkeit  anderer,  eingetreten  sein 
würde  (vergl.  RG.  Civ.  26  77 ;  Civ.  28  167).  Ist  die  Patentver- 
letzung allein  durch  die  Herstellung  von  Gegenständen  be- 
gangen, ohne  daß  diese  spjlter  in  Verkehr  gebracht,  feilgehalten 
oder  gebraucht  worden  sind,  so  wird  sich  ein  Zusammenhang 
zwischen  Patentverletzung  und  Schaden  in  der  Regel  kaum  nach- 
weisen lassen  (vergl.  RG.  Str.  24  98).  Auch  der  Gehülfe  und 
der  Anstifter  haften  nur  insoweit  auf  Entschädigung,  als  ein 
ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  ihrem  Handeln  und  dem 
verursachten  Schaden  besteht  (vergl.  RG.  Blum  Ann.  9  862  ff.). 

19a.  Tersohulden  des  Terletzten.  Hat  bei  der  Entstehung 
des  Schadens  ein  Verschulden  des  Verletzten  mitgewirkt,  so 
kommt  §  £ß4  BGB.  zur  Anwendung,  wonach  die  Verpflichtung 
zum  Ersätze  sowie  der  Umfang  des  zu  leistenden  Ersatzes  von  den 
Umständen  und  insbesondere  davon  abhängt,  inwieweit  der  Schaden 
vorwiegend  von  dem  einen  oder  dem  anderen  Teile  verursacht 
worden  ist.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  das  Verschulden  darin  be- 
steht, da6  der  Verletzte  es  unterlassen  hat,  den  Verletzer  auf  die 
Geiser  eines  ungewöhnlich  hohen  Schadens  aufmerksam  zu  machen, 
die  der  Verletzer  weder  kannte  noch  kennen  mußte,  oder  da6  er 
unterlassen  hat,  den  Schaden  abzuwenden  oder  zu  mindern. 

c)  Beweis  und  Ermittelung  des  Schadens. 

90.  Darleg^ung  und  Beweis  des  Schadens.  Auch  darüber,  ob 
ein  Schaden  entstanden  ist,  und  wie  hoch  derselbe  sich  beläuft, 
hat  das  Gericht  gemäß  |  287  CPO.  unter  Würdigung  aller  Um- 
stände des  Falles  nach  freier  Überzeugung  zu  bennden.  Dies 
besagt,  da§  das  Gericht  von  dem  Verletzten  weder  die  Aufmachung 
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einer  spezifizierten  Schadensrechnung  noch  auch  den  Nachweis  be- 
stimmter einzehier  Tatsachen,  aus  denen  sich  Dasein  und  Höhe 
des  Schadens  ei^bt,  verlangen  kann.  Der  Verletzte  muß  insbe- 
sondere nicht  etwa  beweisen,  daß  er  ohne  Dazwischentreten 
des  Patentverletzers  mehr  von  seiner  Ware  abgesetzt  h&tte,  oder 
daß  bisherige  Kunden  sich  dem  Patentverletzer  zugewendet  hätten; 
viehnehr  muß  es  völlig  dem  Belieben  des  Verletzten  überlassen 
bleiben,  ob  er  seinen  Entschädigungsanspruch  in  dieser  Weise  be- 
gründen, oder  ob  er  auf  andere  Weise  dem  Gericht  die  Ober- 
zeugung verschaffen  wiU,  daß  ihm  ein  Schaden  entstanden  sei.  Es 
f genügt  mithin,  daß  das  Gericht  auf  Grund  der  Angaben  des  Ver- 
etzten  im  allgemeinen  die  Überzeugung  gewinnt,  es 
müsse  ein  Schaden  entstanden  sein,  imd  es  ist  alsdann  gerecht- 
fertigt, daß  das  Gericht  diesen  Schaden  nach  freiem  länessen 
schätzt,  wobei,  wenn  bestimmte  Anhaltspunkte  fehlen,  dasjenige 
Maß  zu  greifen  ist,  welches  der  Sachlage  nach  als  mindestens 
begründet  erscheint  (RG.  G.  9  532,  633;  veigL  RG.  Civ.  6  357; 
Gv.  7  369,  370;  Civ.  9  418;  Civ.  10  405;  Blum  Ann.  3  206,  207). 

21.  Ermittelung  des  Schadens  und  SchStzungseid.  Falls  die 
Parteiangaben  keine  genügende  Grundlage  für  die  Bemessung  des 
Schadens  ergeben,  so  dan  dies  kein  Grund  für  die  Abweisung 
des  Schadenersatzanspruchs  sein;  das  Gericht  hat  vielmehr  dann 
die  Grundlagen  selbst  zu  ermitteln.  Das  Gericht  kann  am 
diesem  Zwecke  gemäß  §  287  CPO.  von  Amts  wegen  eine  Begut- 
achtung durch  Sachverständige  anordnen  oder  dem  Verlöteten 
gestatten,  daß  derselbe  seinen  Schaden  eidlich  schätze  (R6. 
G.  9  533,  B.  10  Nr.  158;  vergl.  RG.  Civ.  25  78;  B.  14  Nr.  609a; 
JW.  04  166).  Indessen  ist  es  immerhin  Sache  des  Verletzten,  die- 
jenigen tatsächlichen  Momente  darzulegen  und  nötigenfalls  zu  be- 
weisen, welche  nötig  sind,  damit  das  Gericht  sich  überhaupt  eine 
Überzeugung  über  Dasein  und  Umfang  des  Schadens  bilden  und 
eintretenden  Falls  die  zur  Klarstellung  des  Sachverhalts  erforder- 
lichen Anordnungen  treffen  kann.  Hat  daher  der  Verletzte  es  an 
jeder  tatsächlichen  Darlegung  in  dieser  Richtung  fehlen  lassen,  so 
tritt  die  richterliche  FBicht  zur  Ermittelung  des  Schadens  nicht 
ein  (vergl.  RG.  B.  14  Nr.  6ü9a).  Ratsam  ist  also  jedenfalls 
eine  möglichst  genaue  Substantiierung  des  Schadens,  damit 
das  Gericht  instand  gesetzt  wird,  diejenigen  Momente,  auf  welche 
der  Verletzte  hauptsächlich  Wert  legt,  zu  berücksichtigen  (vergl. 
RG.  Civ.  10  405).  Im  übrigen  hat  die  Ermittelung  des  Schadens 
und  insbesondere  der  Höhe  desselben  nach  dem  freien  Ermessen 
des  Gerichts  zu  erfolgen.  Von  dieser  Befugnis  wird  in  der  Praxis 
meist  ein  genügender  Gebrauch  nicht  gemacht;  namentlich  werden 
häufig  zu  geringe  Entschädigungssummen  zugebilligt,  und  zwar  in- 
folge davon,  daß  den  Gerichten  die  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen 
Bedeutung  wertvoller  Erfindungen  abgeht  (vergl.  Damme  PR. 
407,  40S). 

m.  Berechnung  der  Entschädigung  und  Rechnungslegung. 
a)  Berechnung. 

22.  Arten  der  Entschädigongsberechnunr.  Die  Berechnung 
der  Entschädigung  kann  in  verschiedener  Weise  erfolgen.  Der 
Regelfall  ist,  daß  der  Verletzte  seiner  Berechnung  den  Unterschied 
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in  seiner  YermOgenslage  zugrunde  legt,  welcher  durch  die  Tat- 
sache der  Patentverletzung  eingetreten  ist  und  ohne  diese  nicht 
eingetreten  sein  würde.  In  dieser  Richtung  kann  der  Verletzte 
nicht  nur  Vergütung  des  von  ihm  erlittenen  Verlustes  sondern 
auch  des  entgangenen  Gewinnes  verlaugen  (vergl.  Nr.  27ff.)- 
Anstatt  dessen  kann  der  Verletzte  aber  auch  Entschädigung  in 
der  Gestalt  einer  Lizenzgebühr  fordern  oder  Herausgabe  der 
von  dem  Patentverletzer  erzielten  Bereicherung  verlangen  (vergl. 
Nr.  32  fE.). 

23.  Wahlrecht  des  Verletzten.  Von  welchem  dieser  ver- 
schiedenen Gesiditspunkte  aus  der  Schade  berechnet  werden  soll, 
hat  der  Verletzte  zu  bestimmen  (RG.  PMZBl.  5  107,  Civ.  43  68, 
59,  JW.  99  147;  vergl.  RG.  PMZBl.  1  242  ff.,  Civ.  36  64,  B.  21 
Nr.  118  fiF.,  JW.  96  360,  361).  Das  Wahlrecht  des  Verletzten 
ist  in  dieser  Richtimg  in  keiner  Weise  beschränkt;  es  kann  daher 
z.  B.  der  entganeene  Gewinn  auch  dann  gefordert  werden,  wenn 
der  Verletzte  anderen  Lizenzen  erteilt  hat,  und  selbst,  wenn  an- 
zunehmen ist,  da&  er  bei  rechtzeitiger  Nachsuchung  auch  dem 
Patentverletzer  eine  Lizenz  erteilt  haben  wQrde  (RG.  G.  9  631, 
532)  B.  10  Nr.  168,  JW.  90  162;  vergl.  dagegen  auch  Kohler  674, 
575).  Ist  es  zweifelhaft,  welche  Berechnungsart  der  Verletzte  zur 
Anwendung  gebracht  wissen  will,  so  ist  das  richterhche  Frage- 
recht  auszuüben  (vergl.  R(jr.  Civ.  60  116). 

24.  Verbindung  und  Änderung  der  Berechnungsarten.    Der 

Verletzte  kann  immer  nur  entweder  entgangenen  Gewinn  oder 
eine  Lizenzgebühr  oder  die  Herausgabe  der  Bereicherung  fordern. 
Nebeneinander  dürfen  diese  drei  Berechnungsarten  nicht 
geltend  gemacht  werden,  au&er  im  Wege  eines  Eventualantrags, 
so  da&  z.  B.  Herausgabe  der  Bereicherung  eventuell  gefordert 
werden  darf,  wenn  an  erster  Stelle  der  entgangene  Gewmn  oder 
eine  Lizenzgebühr  beansprucht  ist.    Auch  darf  neben  dem  ent- 

Sangenen  Gewinn,  der  Lizenzgebühr  und  der  Bereicherung  noch 
er  Ersatz  des  weiter  entstandenen  mittelbaren  Schadens  und  der 
Kosten  verlangt  werden  (vergl.  Kohler  676;  Seliesohn  §  36  Nr.  12; 
vergl.  auch  Nr.  16  ff.).  Es  darf  auch  im  Laufe  des  Prozesses  von 
dem  einen  zu  dem  anderen  Gesichtspunkte  übergegangen 
werden;  eine  Klageänderung  hegt  hierin  nicht.  Dagegen  ist  weder 
das  Gericht  berechtigt,  einen  anderen  als  den  von  dem  Verletzten 
geltend  gemachten  Gesichtspunkt  seiner  Entscheidung  zugrunde 
zu  legen,  noch  auch  darf  der  Entschädigungspflichtige  die 
Anwendung  eines  anderen  Gesichtspunktes  verlangen  (RG.  PMZBl. 
6  107,  Civ.  48  61;  vergl.  RG.  PMZBl.  1  243,  24t,  B.  21  Nr.  119, 
JW.  96  860;  Civ.  50  116;  Kohler  in  ArchCivPrax.  85  4J9,  460; 
Sel^hn  §  36  Nr.  12;  Isay  §  36  Nr.  21). 

b)  Rechnungslegung. 

25.  Verpflichtung;  zur  Reohnongslegung«  Die  Frage,  ob  der 
Entschädigungspflichtige  zur  Rechnungslegung  verpflichtet  ist, 
d.  h.  ob  er  die  in  seiner  Kenntnis  stehenden  Grundlagen  der 
Schadensberechnung  dem  Verletzten  auf  dessen  Verlangen  mitzu- 
teilen, ob  er  insbesondere  über  die  Größe  seines  Absatzes,  über 
die  Hohe  des  von  ihm  selbst  gezogenen  Gewinnes  usw.  Aus- 
kunft zu  erteilen  hat,  entscheidet  sich  nach  bürgerlichem  Recht. 
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£b  kommen  dabei  die  Bestimmmigeii  der  §§  687  Abs.  2,  681  und 
666  BGB.  in  Betracht,  wonach,  wenn  jemand  ein  fremdes  Grescfaftft 
als  sein  eignes  behandelt^  obwohl  er  weiß,  daß  er  daza  nicht 
berechtigt  ist,  eine  Verpflichtunff  desselben  besteht,  dem  6e- 
sch&ftsherm  die  erforderlichen  Nachrichten  zu  geben,  auf  Ver- 
langen über  den  Stand  des  Greschftfts  Auskunft  zu  erteilen  und 
nach  der  AusfOhrung  des  Geschäfts  Rechenschaft  abzul^pm.  Mit 
dem  Antrage  auf  Rechnungslegung  kann  gemäi  §  264  CPO.  der 
Antrag  auf  Herauszahlung  der  aus  der  Rechnungsablage  sm- 
gunsten  des  Verletzten  sich  ergebenden  Entschftdigungssumme 
verbunden  werden;  der  ursprQn^ch  allein  gestellte  Antrag  auf 
Rechnungslegmig  kann  auch  noch  nach  Elageerhebung  dundi  den 
Antrag  auf  Herauszahlung  ergänzt  oder  ersetzt  werden  (RG. 
Civ.  40  9,  10). 

26.  Verpflichtiing  zur  Bechnungslegiuig  bei  wissentlicher 
Patentrerletziinff.  Das  Reichsgericht  hat  auf  Grund  der  erwähnten 
Bestimmungen  des  Büigerlichen  Gesetzbuches  eine  Verpflichtuiig 
des  wissentlichen  Patentverletzers  zur  Rechnungslegtmg  Aber 
den  von  ihm  aus  seiner  _patentyerletzenden  Tätigkeit  gezogenen 
Gewinn  anerkannt  (RG.  PMZBl.  6  201,  Civ.  46  17,  18,  Jw.  €0 
316;  Allfeld  279;  Isay  Abschn.  IV  Nr.  4}«  Ein  Grund,  die  An- 
wendung der  Vorschriften  des  büigerHcheii  Rechts  auf  den  Fall 
zu  beschränken,  dafi  der  Verletzte  die  Entschädigung  in  Gestalt 
der  Herausgabe  der  Bereicherung  von  dem  Patentverletzer  Ter- 
langt,  liegt  nicht  vor  (anders  Seligsohn  §  86  Nr.  12).  Vielmehr 
ist  der  Anspruch  auf  Rechnungslegung  in  jedem  Falle  begründet, 
in  welchem  die  Entschädigung  sich  nach  dem  Ma&e  der  von  dem 
Patentverletzer  entwickelten  Tätigkeit  bemiit  Da  die  grobe 
Fahrlässigkeit  im  Patentgesetze  der  Wissentlicbkeit  gleich- 
gestellt ist,  so  wird,  auch  wenn  der  Entschädigungsanspruch  nur 
auf  grobe  Fahrlässigkeit  gestützt  werden  kann,  eine  Ver- 
pflichtung zur  Rechnungslegung  auf  Grund  der  Bestimmungen  des 
bürgerlichen  Rechts  gleichfalls  anzunehmen  sein  (RG.  JW.  06  207). 

c)  Entgangener  Gewinn. 

27.  Absatz  des  Entschädigungspflichtigen  als  Mabstab.  Eine 
sehr  häufige  Form  der  Berechnung  der  Entschädigung  ist  es,  daß 
der  Verletzte  Ersatz  des  ihm  infolge  der  patentverletzenden 
Tätigkeit  entgangenen  Gewinns  verlangt  (Allfeld  278).  Ein 
Grewinn  wird  dem  Verletzten  hauptsächlich  dann  entgehen,  wenn 
die  patentwidrige  Tätigkeit  in  der  gewerbsmäiigen  Herstellung 
und  dem  gewerbsmäßigen  Vertriebe  eines  Gegenstandes  besteht, 
und  der  Gegenstand  entweder  selbst  als  ein  neues  Erzeu^^ms 
durch  das  Patent  geschützt  oder  das  unmittelbare  Erzeugnis  eines 
geschützten  Verfahrens  ist.  In  einem  solchen  Falle  kann  ange* 
nommen  werden,  daß  dem  Verletzten,  wenn  dieser  sich  selbst 
mit  dem  Vertriebe  des  Gegenstandes  beschäftigt,  an  Absatz 
entgangen  sei,  was  der  Nichtberechtigte  in  unberechtigter 
Anwendung  der  durch  das  Patent  geschützten  Erfindung  gewerbs- 
mäßig produziert  und  abgesetzt  hat  (RG.  G.  9  631,  B.  10 
Nr.  158,  JW.  90  162;  PMZBl.  5  107,  108,  Civ.  48  69,  JW.  99  147). 
Es  mu£  dabei  allerdings  nach  Lagß  der  Sache  die  Annahme 
gerechtfertigt  sein,  daß  ohne  die  Üazwischenkunft  des  Patent- 
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Yerletzers  der  Verletzte  die  Lieferung  erhalten  haben  würde  (veigl. 
BG.  CÜY.  60  115).  Diese  Annahme  kann  selbst  dann  gerecht- 
fertigt sein,  wenn  auch  der  Absatz  des  Verletzten  sich  trotz  der 
Patentverletzung  gehoben  hat,  da  deshalb  nicht  auggeschlossen 
ist,  dafi  bei  Unterbleiben  der  Patentverletzung  der  Absatz  des 
Verletzten  noch  mehr  gestiegen  sein  würde  (vergl.  Isay  §  36  Nr.  8). 

28.  Teilweise  Berficksichtigaiiff  des  Absatzes.  Die  Anwendung 
des  Grundsatzes,  wonach  der  Absa^  des  Patentverletzers  als  Maß- 
stab genommen  werden  darf,  ist  indessen  nicht  immer  in  vollem 
Umfimge  müglich,  z.  B.  dann  nicht,  wenn  der  Geffenstand  auch 
auf  anderem  Wege  als  durch  das  patentierte  Verfahren  oder 
als  mit  der  patentierten  Maschine  hergestellt  werden  kann,  oder 
wenn  auch  anderen  Personen  die  Benutzung  kraft  Lizenz  oder 
kraft  Ausnutzungsrechts  zusteht,  da  alsdann  sich  nicht  auch 
nur  mit  annähernder  Sicherheit  sagen  läfit,  daß  der  ganze  dem 
Fatentverletzer  gelungene  Absatz  dem  Verletzten  en^an^en  sei. 
In  FAllen  dieser  Art  ist  der  Gewinnentsang  nach  freiem  richter- 
lichem Ermessen  festzusetzen,  wwei  als  maßgebender  Faktor 
die  Bedeutung  der  Erfindung  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  ist. 
Besteht  z.  B.  die  Bedeutung  einer  patentierten  Maschine  in  ihrer 
größeren  Leistungsfähigkeit  in  bezug  auf  das  Quantiun  der  herzu- 
steUenden  Ware,  so  ist  die  Annahme  gerechtfertigt,  daß  Kunden 
mit  großem  Verbrauche,  die  bei  dem  Patentverletzer  bestellt  haben, 
ohne  die  Patentverletzung  von  dem  Verletzten  bezogen  haben 
würden  (RG.  G.  9  531,  B.  10  Nr.  158,  JW.  90  162;  vergL  BG. 
JW.  96  569). 

2i.  Freie  Beweiswfirdigiuig.  Überhaupt  kommt  bei  der  An- 
nahme und  der  Schätzung  des  Gewinnentgangs  die  freie  Be- 
weiswürdigunff  des  Geridits  in  um&ssendem  Maße  zur  An- 
wendung (veii^l.  ^r.  20).  Allerdings  können  dabei  ganz  un  ge- 
wisse Möglichkeiten  nicht  berücksichtigt  werden;  sondern 
es  ist  gemäß  §  252  BGB.  als  entgangener  Gewinn  nur  dasjenige 
zu  gewähren,  was  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der 
Dinge  oder  nach  den  besonderen  Umständen  des  Falles, 
insbesondere  nach  den  getroffenen  Anstalten  und  Vorkehrungen 
mit  Wahrscheinlichkeit  erwartet  werden  konnte  (vergl.  ItG. 
Civ.  25  77;  B.  8  Nr.  937). 

SO.  Gewinn  des  Patentverletzers  als  Mabstab.  Das  Gericht 
kann  auch  aus  der  Tatsache,  daß  der  Patentverletzer  Grewinn  aus 
seiner  Handlungsweise  gezogen  hat,  schließen,  daß  mit  diesem 
Gewinn  ein  Schaden  für  den  Verletzten  verbunden  gewesen  ist 
(veigl.  RG.  av.  6  858;  B.  8  Nr.  228;  Str.  6  2278;  Kum  Ann.  8 
206,  207).  Dabei  kann  angenommen  werden,  daß  dem  Verletzten 
ein  Gewinn  in  Höhe  des  von  dem  Patentverletzer  er- 
zielten Gewinnes  entgangen  sei.  Notwendig  ist  indessen  ein 
solcher  Schluß  nidht;  namentlidi  dann  nicht,  wenn  die  Produktions- 
und  Absatzbedingungen  für  den  Verletzten  und  den  Patentverletzer 
nicht  die  Reichen  sind  (vergl.  RG.  Str.  6  278;  Str.  26  229,  280). 

81.  Sonstige  für  die  Bereehnimg  maftgebende  Faktoren.  Ab 
maßgebende  Aktoren  für  die  Höhe  des  entgangenen  Gewinnes 
können  noch  sonstige  Umstände  berücksichtigt  werden,  z.  B.  die 
Verminderung  des  Absatzes  des  Verletzten  seit  beginn  und 
die  Vermehrung  seines  Umsatzes  nach  Aufhören  der  Patent- 
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Verletzung,  femer  die  Größe  des  Absatzes  des  Verletzten 
überhaupt,  dessen  Produktionsgewinn  im  allgemeinen  usw. 
(vergl.  KG.  Blum  Ann.  8  206,  207;  JW.  96  559). 

d)  Lizenzgebühr  als  Entschädigung. 

32.  Befugnis  zur  Berechnung  einer  Lizenzgebilhr.  Der  Ver- 
letzte, welcher  zur  Lizenzerteilung  befugt  ist,  kann  den  ihm  ent- 
gangenen Gewinn  auch  in  der  Weise  berechnen,  daß  er  als  Ent^ 
Schädigung  eine  Vergütung  in  Gestalt  einer  Lizenzgebühr  ver- 
langt. Der  Standpunkt,  welchen  der  Verletzte  hierbei  einninmit» 
ist  der,  daß  er  den  Eingriff  in  seine  Berechtigung  nachträglich  ge- 
nehmigt und  für  diese  nachträglich  erteilte  Lizenz  diejenige  Vei^ 
gütung  verlangt,  welche  er  bei  rechtzeitiger  Lizenznachsuchung 
beansprucht  und  der  Patentverletzer  bewilligt  haben  würde.  Der 
Patentverletzer  kann  sich  diesem  Ansprüche  gegenüber  nicht  darauf 
berufen,  daß  er  eine  Lizenz  überhaupt  nicht  nachgesucht  haben 
würde  (RG.  PMZBl.  5  107;  vergl.  RG.  PMZBl.  1  242,  248,  B.  21 
Nr.  118,  JW.  95  860,  861;  JW.  02  188;  PMZBl.  8  134;  Munk  L.  40; 
Allfeld  279).  Der  Anspruch  auf  Lizenzgebühr  gründet  sich  auf 
die  Entschädigungsverpflichtung,  nicht  etwa  lediglich  auf  die 
Grundsätze  über  Geschäftsführung;  dies  kommt  sowohl  hinsichtlich 
des  Maßes  des  erforderlichen  Verschuldens  auf  Seite  des  Patent- 
verletzers  als  wegen  der  Verjährung  in  Betracht  (vergL  Kohler  in 
ArchCivPrax.  85  460).  Übngens  JEann  der  Anspruch  auf  eine 
solche  Lizenzgebühr  auch  auf  den  Gesichtspunkt  der  ungerecht- 
fertigten Bereicherung  gegründet  werden,  mdem  der  Patentver- 
letzer durch  Ersparung  aer  sonst  von  ihm  zu  entrichtenden  Lizenz- 
gebühr bereichert  ist  (vergl.  Köhler  566,  569,  570;  vergl.  audi 
Nr.  44).  Wer  nicht  zur  Lizenzerteilung  befugt  ist,  kann  auch  nicht 
eine  Lizenzgebühr  als  Entschädigung  verlangen,  z.  B.  auch  nicht  der 
Patentinhaber,  wenn  und  insoweit  er  Ausnutzungsrechte  emgeräumt 
hat,  sofern  die  Patentverletzung  nur  in  das  Gebiet  des  Aus- 
nutzungsrechts eingreift  (vergl.  §  6  Nr.  92). 

83.  Anspruch  auf  Lizenzgebühr  ist  nicht  durch  Sohadens- 
naehweis  beding^.  Der  Anspruch  auf  die  Lizenzgebühr  ist  nicht 
bedingt  durch  den  Nachweis,  da&  der  Verletzte  eine  Ver- 
minderung seines  Vermögens  erlitten  oder  der  Patentver- 
letzer eine  Bereicherung  erlangt  habe.  Die  Lizenzgebühr  kann 
demnach  auch  dann  verlangt  werden,  wenn  der  Verletzte  die 
patentierte  Erfindung  sonst  überbaui)t  nicht  ausgenutzt  hat  oder 
zu  deren  Ausnutzung  wegen  Kollision  mit  einem  älteren  Patent 
oder  Gebrauchsmuster  oder  wegen  gesetzlicher  Verbotsvorschriften 
überhaupt  nicht  befugt  ist  (vergl.  RG.  PMZBl.  8  184,  Civ.  60  114, 
1 15).  Es  gilt  in  dieser  Hinsicht  entsprechend  das  gleiche  wie  bei 
dem  Bereicherungsanspruch  (vergl.  Nr.  89).  Insbesondere  wird  der 
Anspruch  auf  die  Lizenzgebühr  auch  nicht  etwa  dadurch  beseitigt, 
da&  der  Verletzte  infolge  der  Handlungsweise  des  Patentverletzers 
keinen  Schaden  sondern  sogar  Vorteil  gehabt  hat  (vergl.  RG. 
PMZBl.  1  242,  248,  B.  21  Nr.  118).  Indessen  kann  dieser  Umstand 
immerhin  bei  der  Bemessung  der  Lizenzgebühr  in  Betracht  ge- 
zogen werden  (vergl.  Nr.  87). 

34  &  85.  Bedeutung  der  Frare,  ob  eine  Lizenz  erteilt  wordez 
wSre«    Gegenüber  dem  Ansprudie  auf  lizena^ebühr  kann  audi 
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nicht  etwa  geltend  gemacht  werden,  derselbe  könne  um  deswillen 
nicht  erhoben  werden,  weil  anzunehmen  sei,  der  Verletzte  würde, 
-wenn  der  Patentrerletzer  rechtzeitig  um  die  Lizenz  nachgesucht 
h&tte,  sie  nicht  erteilt  haben.  Es  ist  sogar  die  Behauptung,  daß 
die  Lizenz  firüher  ausdrücklich  verweigert  worden  sei,  als  unbe- 
achtlidi  anzusehen;  denn  der  Anspruch  gründet  sich  auf  die  erst 
nachträglich  nach  Begehen  der  Patentverletzung  bewilligte 
liizenz,  so  daß  dem  Verletzten  nicht  entgegengehalten  werden  kami, 
er  habe  den  früher  von  ihm  eingenommenen  Standpunkt  nicht  auf* 
flehen  dürfen  (anders  Köhler  667,  668).  Aus  demselben  Grunde 
ist  es  auch  gleichffültig,  ob  der  Verletzte  überhaupt  im  allgemeinen 
Lizenzen  zu  erteilen  pflegte  (Köhler  667). 

Der  Patentverletzer  kann  gegenüber  dem  Ansprüche  auf  Ersatz 
des  ent^;angenen  Grewinnes  oder  auf  Herausgabe  der  Bereicherung 
auch  nicht  etwa  einwenden,  der  Verletzte  könne  dann,  wenn  er 
sich  zur  Lizenzerteilung  bereit  erklärt  oder  anderen  Lizenzen  erteilt 
habe,  als  Schaden  nicnt  mehr  als  den  Betrag  einer  Lizenz- 
gebühr berechnen  (BG.  G.  9  631,  B.  10  Nr.  168,  JW.  90  162; 
verg;L  auch  Nr.  24  und  Kohler  667). 

86.  Wirkung  der  naehträgliehen  Lizenzerteilong.  Von  dem 
Wülen  des  Verletzten  hängt  es  auch  ab,  ob  die  Wirkung  der 
nachtrftglich  erteilten  Lizenz  sich  nur  auf  die  Vergangenheit  oder 
auch  auf  die  Zukunft  erstrecken  solL  Im  ^eifel  wird 
letzteres  nicht  der  Fall  sein,  so  daß  bei  späterer  Wiederholung 
der  in  das  Patent  eingreifenden  Tätigkeit  wiederum  dem  Verletzten 
das  Wahlrecht  zusteht»  ob  er  Lizenzgebühr  oder  Entschädigung  in 
einer  anderen  Form  verlangen  will.  Übrigens  wird  auch  durch  die 
nachträgliche  Lizenzerteilung  nicht  etwa  die  Strafbarkeit  der 
Patentverletzung  beseitigt  (veigl.  §  6  Nr.  224). 

87.  Bemessung  der  Lizenzgreofilir.    Der  Betrag  dbr  Lizenz- 

febühr  ist  nach  freiem  richterlichem  Ermessen  zu  bestimmen. 
>abei  ist  zunächst  darauf  zu  achten,  ob  sich  feststellen  läit, 
welchen  Betrag  der  Verletzte  bei  rechtzeitiger  lizenznachsuchung 
voraussichtlich  verlangt  und  der  Patentverletzer  bewilligt  haben 
würde.  Dies  wird  regelmäßig,  wenn  der  Verletzte  schon  sonst 
Lizenzen  erteilt  hat,  bei  sonst  gleicher  Sachlage  die  übliche 
Lizenzgebühr  sein.  Läßt  sich  auf  diesem  Wege  eine  bestimmte 
Lizenzgebühr  nicht  ermitteln,  so  ist  eine  angemessene  Gebühr 
festzusetzen  (vergL  R6.  PMZBL  1  242,  243,  B.  21  Nr.  118,  JW. 
96  360,  361;  Allfeld  279;  Kohler  in  ArchCivPrax.  85  457;  vergl. 
auch  §  11  Nr.  105).  Im  übrigen  ist  für  die  Bemessung  der  Lizenz- 
gebühr stets  die  Lage  des  einzelnen  Falles  entscheidend,  wobei 
möglichst  ermittelt  werden  soll,  sowohl,  was  der  VerleMe  aufgibt, 
als  welche  Vorteile  der  Patentverletzer  aus  seiner  Handlungsweise 

Sezogen  hat  (vergl.  PA.  G.  8  398,  399).  Auch  die  Vorteile,  welche 
em  Verletzten  sonst  durch  die  Handlungsweise  des  Patentver- 
letzers  zugekommen  sind,  können  dabei  in  Berücksichtigung  ge- 
zogen werden  (vergl.  Nr.  83). 

e)  Herausgabe  der  Bereicherung, 
a)   Bereicherungshaftung  nach   dem  Patentgesetz. 

88.  Verpftichtung  zur  Herausgabe  der  Bereicherung.    Der 

Verletzte  kann,  anstatt  seinen  eigenen  Vermögensverlust  der  Be- 
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rechnung  der  EntschädiguDg  acugninde  zu  legen,  Heraufligabe  des 
von  dem  Patentverletzer  aus  seiner  rechtswidrigen  Handlnogs- 
weise  gezogenen  Vermögensvorteils,  d.  h.  der  Bereicherung 
des  Patentverletzers,  verlangen  (LG.  Augsburg  PMZBl.  1 161 ;  B6. 
PMZBl.  5  107,  Giv.  4S  69,  JW.  99  147;  PMZBL  6  201;  Bobolski 
E.  §  86  Nr.  1;  vergL  R6.  PMZBl.  1  243,  244,  B.  81  Nr.  119,  JW. 
95  SeO;  JW.  08  138;  PMZBL  8  134).  Die  Bereicherung  ftUt  unter 
den  BegnS  der  Entschädigung,  weil  der,  welcher  wissenüich  oder 
grobfcdirlAssig  eine  fremde  j>atenti6rte  Erfindung  zu  eigenem  YiX' 
teil  ausnutzt,  sich  wie  ein  Geschäftsführer  des  Verletzten 
behandeln  lassen  muß,  der  lediglich  zu  dessen  Nutzen  und  fOr 
dessen  Bedhnung  die  Erfindung  ausgebeutet  hat  (Eohler  569; 
Kohler  P.  und  J.  8  14;  Eohler  in  Jahrb.  f.  Dogmu  18  438;  All- 
feld 279;  yei]^L  BG.  PMZBL  1  244,  246,  B.  81  Nr.  119,  JW.  K 
861 :  PMZBL  6 176).  Daraus  ei^bt  sich  wiederum,  daß  der  durch 
die  Benutzung  des  fremden  Gutes  erlangte  Nutzen  nicht  von  dem 
Patentverletzer  behalten  werden  darf,  und  daß,  wenn  dies  doch 
geschieht,  dem  Verletzten  ein  demselben  nach  den  Grundsätzen 
der  Entschädigungspflicht  zu  ersetzender  Vermögensverlust  entsteht 
(RG.  PMZBL  5  108,  Civ.  48  60,  JW.  99  147;  vergL  RG.  PMZBL 
1  243,  244,  B.  81  Nr.  119,  JW.  96  361;  PMZBL  6  176).  Nach 
einer  anderen  Ansicht  soll  der  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Be- 
reicherung lediglich  auf  die  Vorschrift  des  §  687  BGB.  Qber  Ge- 
schäftsführung ohne  Auftrag,  und  nicht  auf  die  Vorschriften  des 
Patentgesetzes  über  Entsdiädigungspfllcht,  gegründet  werden 
können,  was  eine  verschiedenartige  Beurteilung  des  Anspruchs 
auf  Herausgabe  der  Bereicherung  sowohl  hinsichOich  des  erforder- 
lichen Grades  des  Verschuldens  —  da  §  687  BGB.  WissenÜichkeit 
voraussetzt  —  als  hinsichtlich  der  Venährung  zur  Folge  haben 
würde  (veigL  Isay  §  86  Nr.  22;  Isay  in  GUR.  9  29;  vergL  dagegen 
Eohler  in  ArchCivPrax.  86  460). 

89.  Bereichenmgsanspruch  ist  nicht  durch  Schadensnackweis 
bedinfft«  Die  Bedeutung  des  Bereicherungsanspruchs  besteht  — 
ähnlicm  wie  die  des  Anspruchs  auf  Lizenzgebühr  —  darin,  dafi 
der  Bereicherungsanspruch  selbst  dann  geltend  gemacht  werden 
kann,  wenn  der  Verletzte  eine  Verminderung  seines  Ver- 
mögens nicht  nachzuweisen  imstande  ist,  ja  sogar,  wenn  er 
eine  solche  überhaupt  nicht  erlitten  hat  (RG.  PMZBL  5  107,  Giv.  48 
69,  JW.  99  147;  vergl.  RG.  PMZBL  1  244,  JW.  96  361;  vergl. 
auch  Isav  §  36  Nr.  8).  Demnach  kann  die  Bereicherung  auch 
dann  verlangt  werden,  wenn  der  Verletzte  rar  nicht  in  der  Lage 
ffewesen  wäre,  sie  zu  erzielen,  wenn  er  z.  B.  die  patentierte  & 
nndung  selbst  gar  nicht  ausnutzt^  oder  wenn  der  Ab^tz  der  patent- 
widrig hergestellten  Ware  in  einem  für  denselben  gar  mcht  in 
Betracht  kommenden  Absat^ebiete  stattgefunden  ha^  oder  wenn 
durch  die  Benutzung  der  Erfindung  ihm  auch  sonst  gar  keine 
Eonkurrenz  gemacht  wird  (RG.  PMZBL  6  108,  Civ.  48  69,  JW.  99 
147;  ver^L  RG.  PMZBL  1  246).  Der  Anspruch  auf  Herausgabe 
der  Bereicherung  ist  sogar  dann  begründet,  wenn  der  Verletzte 
—  sei  es  auf  Grund  gesetzlicher  Verbotsvorschriften  oder  wegen 
Eoliision  des  verletzten  Patents  mit  einem  älteren  Patent  Mer 
sonstigen  Schutzrecht  —  entweder  überhaupt  nicht  oder  nicht  ohne 
Erlaubnis  einer  anderen  Person  zur  Benutzung  der  Erfindung  be* 
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fugt  war;  insbesondere  ist  der  Inhaber  eines  abhängigen 
Patents  nnbeschrftnkt  zur  Geltendmachung  des  Bereicherungs- 
aiispruchs  berechtigt  (vergl.  RG.  PMZBL  8  184,  Cur.  60  114,  115). 

40.  Bereichemngsaiispruch  wird  niehf  duch  die  aus  der 
PatentrerletKUBg  gesogenen  Torteile  kompensiert.  Der  Be- 
reicherungsanspruch  ist  nicht  einmal  dann  ausgeschlossen,  wenn 
der  Betrieb  des  Verletzten  durch  die  Patentverletzung  nicht  allein 
nicht  geschfidigt  sondern  sogar  gefördert  worden  ist  (vergL  RG. 
PMZBl.  1  246,  B.  81  Nr.  120).  &  wird  dann  auch  nicht  durch 
die  aus  der  Patentverletzunff  gezogenen  Vorteile  kom- 

i^ensiert.  Letzteres  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  der  Patentver- 
etzer  durch  rechtswidrige  Erteilung  von  lozenzen  das  Patent  aus* 
gebeutet  hat;  er  ist  alsdann  zur  Heraus^be  der  eingenommenen 
fjizenzgebflhren  verpflichtet  ohne  Rücksicht  darauf,  da&  infolge 
seiner  Bemühungen  dem  Verletzten  die  Ausbeutung  der  Erfindung 
erleichtert  worden  ist. 

41.  Bereichenmgsanspruch  umfaftt  den  Gewinn,  den  der 
Yerletzte  nicht  hitte  erzielen  können.  Der  Bereicherunffs- 
anspruch  dient  femer  als  Ergänzung  des  ikitschAdigungsanspruais 
insofern,  als  die  Bereicherung  auch  dann  herauszugeben  ist,  wenn 
sie  den  dem  Verletzten  erwachsenen  VermOgensverlust  über- 
steigt (Kohler  668,  669).  Es  kann  daher  die  Herausgabe  auch 
desjenigen  Gewinnes  verlangt  werden,  welchen  der  Verletzte  — 
etwa  weU  seine  Mittel  oder  Verbindungen  beschrAnkter  waren  als 
diejenigen  des  Patentverletzers  —  selbst  überhaupt  niemals 
hätte  erzielen  können  (RG.  PMZBl.  6  108,  Giv.  48  69,  60, 
JW.  99  147;  veigl.  RG.  PMZBl.  1  244,  B.  21  Nr.  120,  JW.  96  861; 
Köhler  in  Jahrb.  f.  Dogm.  18  488;  Bolze  in  ArchavPrax.  92  886). 

42.  Bereeliniuig  der  Bereiehemng.  Herauszugeben  ist  der 
Nettogewinn,  also  der  Erlös  abzügfich  der  Auslagen  und  Un« 
kosten  und  abzüghch  eines  entspoechenden  Teiles  der  General- 
unkosten, d.  h.  der  Arbeitslöhne,  Lokalmiete,  der 
Steuern  usw.,  insoweit  solche  speziell  auf  die  patentwidrige 
Tätigkeit  zu  verrechnen  sind  (veii^  RG.  PMZBl.  1  246,  B.  21 
Nr.  120 ;  veigl.  auch  Köhler  in  ArchQvPrax.  86  468).  Dagegen  kann 
ein  Honorar  fOr  die  eigene  Täti^eit  regelmftftig  nicht  in  Ansatz 
gebracht  werden  (Köhler  672;  vergl.  dagegen  auch  Kohler  in 
ArchCivPraz.  86  468).  Als  Matetab  fOr  die  Berechnung  der  von 
dem  Patentverletzer  erzielten  Bereicherung  kann  der  Verdienst 
angenommen  werden,  welchen  der  Verletzte  selbst  in  dem  ffleichen 
FaUe  erzielt  haben  würde,  da  der  Rf«[el  nach,  sofern  oie  Ver- 
hftltnisse  des  Verletzten  und  des  Entscb&digungspflichtigen  nicht 
verschieden  sind,  die  Annahme  gerechtfertigt  ist^  daß  der  Patent- 
verletzer  ebensoviel  verdient  habe  (vergl.  KG.  Qv.  60  116). 

4S.  Bereiehemng  ist  nur  der  dnreh  die  Anwendung  der 

Satentierten  Erfindung  erzielte  Gewinn.  Herauszugeben  ist  nicht 
er  ganze  Grewinn,  welcher  bei  der  Ausnutzung  der  patentierten 
Erfindung  erlangt  wird,  sondern  nur  der  durch  die  Benutzung 
der  Erfindung  erzielte  Grewinn;  es  kommt  daher  in  Abzug,  was 
der  Patentverletzer  auch  ohne  die  Anwendung  der  geschützten 
Erfindung  an  Gewinn  erzielt  haben  würde.  Wird  durch  die  Er- 
findung nicht  ein  ganz  neues  Resultat  erzielt,  sondern  nur  ein 
früher  schon  bekanntes  Resultat  in  besserer  oder  vorteilhafterer 
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Weise  erreicht,  so  muß  berechnet  werden,  wieviel  von  dem  er- 
zielten Gewinne  der  Verbesserung  zuzuschreiben  ist^  'Eüjoe 
entsprechende  Berechnung  des  Gewinnes  hat  auch  dann  einzu- 
treten, wenn  neben  der  patentwidrig  benutzten  Erfindung  aadi 
noch  andere  Erfindungen  oder  Fabrikgeheimnisse  zur  Erböhaitt 
des  Gewinnes  beigetragen  haben  (vergl.  Köhler  570ff. ;  All- 
feld 279). 

44.  Bereichenmg  umf abt  die  Ersparnjsse  des  Patentverletseis. 
Als  Bereicherung  sindauch  die  infolge  der  Benutzung  der  patentierten 
Erfindung  gemachten  Ersparnisse  anzusehen,  so  dafi  eine  Be- 
reidierung  bestehen  kann,  auch  ohne  daß  der  Patentverletzer 
einen  nachweisbaren  Grewinn  gezogen  hat,  ja  sogar  dann,  wenn 
derselbe  tatsächlich  Terlust  gehabt  hat,  wenn  nftmlich  olme  Be- 
nutzung der  Erfindung  der  Verlust  noch  größer  gewesen  sein 
würde  (Köhler  573;  verffl.  Kohler  ArchCivFrax.  86  469).  Ins- 
besondere ist  daher  auda  die  durch  Ersparung  von  General- 
unkosten erzielte  Bereicherung  herauszugeben,  z.  B.  die  Er 
sparung  an  Maischraumsteuer,  wenn  bei  Anwendung  eines  Ver- 
fahrens zur  Vergärung  von  Maischen  dieselbe  Ausbeute  in  wenige 
Bottichen  erzielt  wurd.  Gleichgültig  ist  es  dabei,  ob  das  ver- 
&hren  die  Ersparung  von  Unkosten  bezweckt,  oder  ob  dieser 
Erfolg  nur  nebenher  eintritt  (RG.  PMZBl.  6  108,  Civ.  48  60,  61). 
Als  Bereicherung  kann  auch  die  Ersparung  von  Lizenz- 
gebühren, die  der  Patentverletzer  sonst  zu  bezahlen  hätte,  in 
Beixacht  kommen  (vergl.  Nr.  82). 

ß)  Bereicherungshaftung  nach  bürgerlichem  Recht 

46.  Unterschiede  zwischen  der  Bereichenrngshaflung  naeb 
bürgerlichem  Recht  und  nach  dem  Patentgesetz.  Ein  Ansprach 
auf  Herausgabe  der  aus  fremdem  Vermögen  ohne  rechtlichen  Gbrund 
erlangten  Bereicherung  besteht  nach  bürgerlichem  Recht  gemU 
§§  812ff.  BGB.  Es  fragt  sich,  ob  diese  Vorschriften  audi  am  den 
Fall  der  Patentverletzung  für  anwendbar  zu  erklfiren  sind.  Nadi 
den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts  ist  die  aus  fremdem 
Vermögen  ohne  rechtlichen  Grund  erlangte  Bereicherung  selbst 
dann  herauszugeben,  wenn  den  Bereicherten  auch  nicht  das 
mindeste  Verschulden  trifft,  während  nach  dem  Patentgesetz 
entweder  wissentliches  oder  grobfahrlftssiges  Handeln  Voraus- 
setzung der  Ibtschftdigungsverpflichtung  ist.  Femer  ist  die  Ver- 
jährungsfrist des  bürgerlichen  Rechte  eine  andere  als  die  des 
Patentgesetzes.  Schließhch  besteht  ein  Unterschied  zwischen  dem 
Bereicberungsanspruche  des  bürgerlichen  Rechte  und  dem  nach 
dem  Patentgesetze  begründeten  Bereicherungsanspruche  auch  in- 
sofern, als  nach  bürgerlichem  Recht  gem&&  §  818  Abs.  3  BGB. 
der  Verletzte  durch  späteren  Verlust  der  einmal  erzielten 
Bereicherung  von  der  Herausgabeverpflichtung  befreit  wird,  während 
der  unter  dem  Gesichtepimkte  der  Entechädigungsverpflichtung 
einmal  begründete  Bereicherungsanspruch  —  gleichwie  die  Ent- 
schädigungspflicht überhaupt  —  durch  später  eintretende  Umstände 
der  Regel  nach  nicht  beemflußt  werden  kann,  sofern  nicht  einer 
der  gesetzlichen  Gründe  vorliegt,  aus  welchen  das  Erlöschen  des 
Entschädigungsan<3pruchs  zu  entnehmen  ist.  Zu  diesen  Erlöschung 
gründen  gehört  der  Verlust  der  Bereicherung  nicht  (vergl.  Nr.  K). 
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46.  Anwendbarkeit  des  bürgerlichen  Bechts  im  Falle  gewerbs- 
mXbiger  Erflndungsbenntzung.  An  sich  wäre  es  denkbar,  die 
Torsdiriften  der  §f  812ff.  BGB.  auf  den  Fall  der  Patentverletzung 
zur  Anwendung  zu  bringen,  da,  wer  eine  zugunsten  eines  anderen 
geschützte  Erfindung  widerrechtlich  zu  eigenem  Nutzen  ausbeutet, 
damit  sich  ohne  rechtlichen  Grund  aus  fremdem  Vermögen  be- 
reichert; derm  der  von  ihm  erzielte  Nutzen  ist  durch  Ausübung 
eines  fremden  Vermögensrechts,  dessen  Ausnutzung  dem  Patent 
berechtigten  von  Bechts  wegen  allein  vorbehalten  sein  soUte, 
gezogen  (vergL  RG.  PMZBl.  1  246;  PMZBl.  5  108,  Civ.  43  59,  60; 
anders  Isay  Abschn.  IV  Nr.  5;  Isay  in  GUB.  9  SO;  vergl.  Schjnitz 
in  GUB.  8  78).  Indessen  li^  es  im  Sinne  des  Patenigesetzes, 
daß  eine  solche  weitgehende  Bereicheruugshaftung  desjenigen, 
welcher  ohne  jedes  Verschulden  oder  mit  nur  leichter  Fahrlfissig- 
keit  einen  Eingriff  in  ein  fremdes  Patentrecht  durch  gewerbs- 
mäßige Benutzung  der  patentierten  Erfindung  begangen  hat, 
ausgeschlossen  sein  soll.  Denn  das  Patentgesetz  hat,  wie  bereits 
an  anderer  Stelle  hinsichtlich  der  Haftung  für  leichte  Fahrlässig- 
keit ausgeführt  ist,  die  vermögensrechtlichen  Verpflichtungen  des 
gewerbsmäßigen  Erfindungsbenutzers  unter  Ausschluß  aller  weit^- 
gehenden  Vorschriften  des  bürgerlichen  Bechts  in  erschöpfender 
Weise  regeln  wollen  (veigl.  Nr.  7  ff.).  Dies  gilt  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  Haftung  für  leichte  Fahrlässigkeit  sondern  auch  in 
^mz  gleicher  Weise  für  die  Verpflichtung  zur  Herausgabe  der 
Bereicherung  (BG.  B.  7  Nr.  149,  JW.  89  72;  Civ.  16  182;  Selig- 
sohn §  35  Nr.  8  und  3.  Aufl.  §  35  Nr.  1;  Bobolski  Th.  239;  Allfefd 
271;  Schmitz  in  GUB.  8  79;  vergl.  OLG.  Colmar  PMZBl.  1  304; 
BG.  PMZBl.  5 107,  Civ.  43  59,  60;  PMZBl.  6 201 ;  Bolze  ArchCivPrax. 
98  342ff.;  Kohler  668).  Wer  in  ^tem  Glauben  eine  Patent- 
verletzung durch  gewerbsmäßiges  Herstellen,  Inver- 
kehrbringen, Feilhalten  oder  Gebrauchen  begangen 
hat,  kann  oaher  nur  mit  der  abwehrenden  Klage  belangt  werden; 
eine  weitergehendere  Haftung,  insbesondere  eine  Haftung  auf 
Herau$gabe  der  Bereicherung,  Uegt  ihm  nicht  ob  (ver^  BG.  JW. 
86  148;  Bobolski  K.  §  36  Nr.  1).  Ein  Anspruch  auf  Herausgabe 
der  gutglAubig  erlangten  Bereicherung  kann  auch  nicht  auf  die 
Vorschrift  des  §  292  BGB.  gestützt  werden  (BG.  JW.  06  207).  * 

47.  Anwendbarkeit  des  bürgerlichen  Bechts  im  Falle  des 
Bestreitens  des  Patentrechts  and  der  Anmaftung  der  Benntzongs- 
befügnis.  Dagegen  steht  nichts  entgegen,  die  bürgerlichrechtlichen 
Vorschriften  über  Herausgabe  ungerechtfertigter  Bereicherung  in 
denjenigen  FfiUen  zur  Anwendung  zu  bringen,  in  welchen  das 
Patentgesetz  eine  erschöpfende  B^elung  nicht  vorgenommen  hat 
und  auch  nicht  hat  vornehmen  wollen  (vergl.  auch  BG.  JW.  06 
207).  Ein  Ansj^ruch  auf  Herausgabe  der  Bereicherung  ist  dem- 
nach selbst  bei  ^utem  Glauben  des  Patentverletzers  rechtlich 
denkbar,  wenn  die  Patentverletzung  in  dem  Bestreiten  des 
Patentrechts  oder  in  der  Anmaßung  der  eigenen  Be- 
nutzungsbefugnis besteht  (vergl.  Nr.  12).  Eine  erheblichere 
praktische  Bedeutung  wird  der  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Be« 
reicherung  indessen  in  diesen  Fällen  nicht  haben. 

48.  EinfluA  des  Prozeftbeginns.  Es  besteht  die  Ansicht,  daß 
die  durch  gewerbsmäßige  Ausbeutung  der  patentierten  Erfindung 
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erzielte  Bereicherung  ohne  Rücksicht  ai^f  ein  Verschulden  auf 
Seiten  des  Patentverletzers  zum  mindesten  insoweit  herauszugeben 
sei,  als  sie  nach  Rechtshängigkeit  der  abwehrende.n  oder 
Entschädigungsklage  erzielt  ist  (Köhler  661;  Köhler  P.  undJ. 
2  5;  Bolze  in  ArchCivPrax.  98  351  fE.;  vergl.  Bolze  in  Gruchot 
33  9ff.;  Jeß  in  DJZ.  05  726,  727;  vergl.  auch  Nr.  102  ff.}.  Indessen 
ändert  sich  die  Rechtslage  infolge  der  Erhebung  der  Klage  in  keiner 
Weise;  die  Klageerhebung  kann  vielmehr  einen  Anspruch  auf 
Herausgabe  der  Bereicherung  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Entschädigung  und  auch  nur  dann  begründen,  wenn  die  Fortsetzung 
der  patentverletzenden  Tätigkeit  nach  der  Klage  als  ein  wissent- 
liches oder  grobfahrlässiges  Verhalten  sich  darstellt  (RG.  B.  7 
Nr.  149,  JW.  89  72;  Civ.  21  68ff.;  Seligsohn  §  35  Nr.  17  und  3.  Aufl. 
§  35  Nr.  1;  vergl.  RG.  JW.  06  207;  vergl.  auch  Nr.  102  ff.). 

49.  Bereicherangshaftung  auf  Grand  vertraglicher  Be- 
ziehungen. Ein  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Bereicherung  kann 
dagegen  auf  das  bürgerliche  Recht  gestützt  werden,  wenn  ver- 
tragliche Beziehungen  zwischen  den  Beteili^n  bestehen  oder 
bestanden  haben.  Insbesondere  kann  ein  Bereicherungsanspruch 
gemäß  J  812  ff.  BGB.  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Ausbeutung 
einer  Erfindung  auf  Grund  einer  Übertragung  des  Patentrechte 
oder  eines  Lizenzvertrags  stat^efunden  hat  und  später  sich  heraus- 
stellt, daß  der  geschlossene  Vertrag  der  rechtlicnen  Wirksamkeit 
entbehrt  (vergl.  Bolze  in  ArchCivPrax.  92  832  ff.). 

rv.  Verletzter. 

a)  Begriff. 

50.  Begriff  des  Terletzten.  Berechtigt  zur  Geltendmachung 
des  Entschädigungsanspruchs  wegen  wissentlicher  oder  grob- 
fiübirlässiger  Paten^erlemmg  ist  der  Verletzte,  welcher  einen  Yer- 
mOgensschaden  erlitten  hat.  Als  Verletzter  ist  nicht  allge- 
mein jeder  anzusehen,  welcher  dureh  die  Patentverletzung  tat- 
sächlich beeinträchtigt  wird,  also  nicht  etwa  der,  welcher  nur 
einen  obligatorischen  Anspruch  auf  Übertragung  des  Patente  oder 
eines  zur  Ausbeutung  des  Patente  ermächtigenden  Rechte  hat. 
Ebensowenig  kann  der  Käufer,  welcher  in  Unkenntnis  der  Patent- 
verleteung  emen  patentwidrig  hergestellten  Gegenstand  erworben 
hat,  wegen  der  ihm  durch  das  Verbot  der  Benutzung  des  Gt^en- 
stajides  erwachsenden  Beeinträchtigung  die  Rechte  des  Verletzten 
ausüben.  Verletzter  im  Sinne  des  §  35  PatG.  ist  vielmehr  nur 
der,  welcher  in  seinen  durch  das  Patentgesetz  geschützten 
Rechten  verletzt  ist.  Es  genügt  ferner  aber  auch  nicht  jede 
Rechteverletzung  imd  auch  nicht  einmal  jede  Verletzung  eines  an 
einem  Patente  oder  an  einer  einstweilen  gemäß  §  23  PatG.  ge- 
schützten Anmeldung  bestehenden  Rechte;  vielmehr  steht  die  Be- 
fugnis zur  Geltendmachung  eines  Entschädigungsanspruchs  nur 
dem  zu,  welcher  die  an  dem  Patente  oder  der  geschüteten  An- 
meldung bestehende  Berechtigung  dritten  gegenüber  auszu- 
üben befugt  ist. 

61.  Verletzte  im  einzelnen.  Hiemach  sind  diejenigen  Per- 
sonen als  Verletzte  anzusehen,  welche  gegenüber  einer  Patent- 
verletzung die  Befumis  zur  Erhebung  der  abwehrenden  Eli^ 
haben,  also:  1.  der  Patentinhaber;  2.  der  Anmelder,  dessen 
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Amneldimg  gemäß  §  23  PatG.  bekannt  gemacht  ist  (BG.  PMZBl 
9  230,  JW.  03  346);  3.  der  Mitinhaber  des  Patents;  4.  der  Aus 
nutzungsberechtigte  (Gierke  893;  vergl.  RG.  PMZBl.  10  222) 
6.  der  Nießbraucher;  6.  der  nutzungsberechtigte  Pfand 
gläubiger  (Kohler  P.  und  J.  3  15;  Kohler  563;  Isay  §  35  Nr.  23) 
Dagegen  gilt,  wenn  man  der  Ansicht  beitritt^  daß  der  Lizenznehmer 
Dritten  gegenüber  keine  Befugnisse  hat,  nicht  als  Verletzter  der 
Lizenznehmer  (Gierke  893;  Isav  §  35  Nr.  23;  vergl.  §  6  Nr.  159fiF.; 
anders  Seligsohn  §  35  Nr.  10).  Außerdem  steht  die  Kechtsstellung 
des  Verletzten  nicht  dem  Vorbenutzer  und  auch  nicht  dem  bloßen 
Sicherheitspfandgläubiger  zu.  Der  Ausnutzungsberechtigte 
und  die  übrigen  nur  beschränkt  Berechti^n  sind  als  Verletzte 
nur  dann  zu  behandeki,  wenn  und  insoweit  durch  die  Patentver- 
letzung  in  das  ihnen  eingeräumte  Recht  einbegriffen  wird.  Der 
im  Auslande  wohnende  Patentinhaber  und  diejenigen,  welche  von 
ihm  ihre  Rechte  ableiten,  können  die  Rechte  des  Verletzten  nur 
dann  ausüben,  wenn  der  Patentinhaber  gemäß  ^  12  PatG.  einen 
inländischen  Vertreter  bestellt  hat  (vergl.  §  12  Nr.  5). 

52.  Bedeutung  der  Eintrarong  in  die  Patentrolle«  Der 
Patentinhaber  und  der  Mitinhaber  des  Patents  können  die 
Rechte  des  Verletzten  nur  dann  ausüben,  wenn  sie  in  die  Patent- 
rolle eingetragen  sind;  es  genüjgt  indessen,  wenn  diese  Ein- 
tragung erst  im  Laufe  des  Entschädigungsprozesses,  ledoch  vor  der 
Entscheidung,  herbeigeführt  wird.  Der  in  die  Rolle  als  Inhaber 
des  Patents  Eingetragene  kann  die  Rechte  des  Verletzten  selbst 
dann  ausüben,  wenn  er  nicht  mehr  Patentinhaber  ist,  weil 
er  das  Patent  auf  einen  anderen  übertragen  hat.  Beides  ist  aller- 
dings nicht  unbestritten  (vergl.  |  19  Nr.  25  ff.).  Einen  Entschädi- 
gungsanspruch könnte  der  nur  formell  Berechtigte  allerdings  nur 
dann  geltend  machen,  wenn  er  noch  ein  vermögensrechtUches 
Literesse  an  der  Ausbeutung  des  Patents  hat,  z.  B.  mit  Prozenten 
an  dem  Absätze  beteiligt  ist,  da  ihm  sonst  durch  die  Patentver- 
letzung ein  Schaden  nicht  zugefügt  ist.  Andererseits  ist  der,  welcher 
zur  Zeit  der  Patentverletzung  in  der  Rolle  als  Inhaber  eingelsragen 
stand,  auch  dann  entschädigunffsberechtigt,  wenn  er  zur  Zeit  der 
Erhebung  der  Entschädigun^kla^e  nicht  mehr  eingetragen 
ist  (vergl.  6  19  Nr.  33a).  Diejemgen  Verletzten,  welche  nicht  als 
Patentinhaber  auftreten,  also  die  beschränkt  Berechtigten, 
bedürfen  zu  ihrer  Legitimation  der  Eintragung  in  die  Rolle  über- 
haupt nicht  (vergl.  §  19  Nr.  37). 

63.  Bedeutung  des  Zeitpu]i]i[tes  der  Patentverletzong.  Ver- 
letzter ist  femer  nur  der,  welchem  die  in  Frage  stehende,  den 
Entschädigungsanspruch  begründendeBerechtigung  zudemjenigen 
Zeitpunkte  zugestanden  hat,  in  welchem  die  Patentverletzung 
b^;angen  ist  (Köhler  662;  Seligsohn  §  35  Nr.  10;  AUfeld  277).  Wird 
die  fraghche  Berechtigung  —  sei  es  durch  Übertra^[ung  oder 
SQUstige  Einräumung  —  erst  später  erworben,  so  verbleibt  der  be- 
reits b^ründete  Entschädigungsanspruch  dem  Veräußerer,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieser  noch  ein  vermögensrecht- 
liches Literesse  an  der  Ausbeutung  des  Patents  durch  den  Er- 
werber hat,  während  der  Erwerber  EntschädiRungsansprüche  nur 
auf  solche  Eingriffe  gründen  kann,  welche  nach  dem  Erwerbe  des 
Rechts  begangen  [sind.    Die  früher  begründeten  Entschädigungs- 
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ansprüche  gehen  bei  Übertragung  des  Patentrechts  mit- 
hin nicht  etwa  stillschweigend  sondern  nur  dann  auf  den 
Erwerber  über,  wenn  sie  diesem  besonders  abgetreten  sind  ^ohler 
662;  Isay  §  35  Nr.  23;  vergl.  Nr.  66  und  §  6  Nr.  21).  Handelt 
es  sich  um  eine  fortgesetzte  Handlung,  dimdi  welche  teils  der 
Veräu&erer  und  teils  der  Erwerber  verletzt  ist,  so  steht  der  Ent- 
schädigungsanspruch wegen  der  vor  der  Übertragung  begangenen 
Tätigkeit  dem  Yeräußerer,  wegen  der  später  geschenenen  Patent- 
verletzungen dagegen  dem  Erwerber  zu. 

b)  Erlöschen    und   Geltendmachung    des    Ent- 
schädigungsanspruchs durch  andere. 

54.  EinfluA  des  Erlöschens  des  verletzten  Rechts.  Der  Um- 
stand, Aa&  als  Verletzter  der  anzusehen  ist,  welchem  das  verletzte 
Bec^t  zur  Zeit  der  Begehung  der  Patentverletzung  zugestanden 
hat,  ist  auch  insofern  von  Bedeutung,  als  es  ohne  Einfluß  auf 
den  Entschädigungsanspruch  ist,  wenn  das  Patentrecht  oder  das 
sonstige  Recht,  auf  welches  der  Entschädigungsanspruch  sich 
gründet,  später  sein  Ende  erreicht  oder  aus  sonstigen  Gründen 
erlischt  oder  zurückgenommen  wird;  denn  durch  eine  der- 
artige Beendigung  des  Rechts  wird  der  Entschädigungsanspruch 
nur  für  die  Zukunft,  d.  h.  hinsichtlich  späterer  Patentverletzungen, 
beseitigt  (Kohler  667,  662,  663;  Seli^hn  §  36  Nr.  3;  vergl  KG. 
B.  8  Nr.  224).  Der  einmal  be^pülnaete  lätschädigungsanspruch 
wird  auch  mcht  dadurch  beseitigt,  da&  das  verletzte  Kecht  oder 
ein  mit  diesem  koUidierendes  Recht  nachträglich  von  dem  Patent- 
verlelzer  erworben  wird  (vergl.  RG.  Civ.  50  116;  v^rgl.  auch  Nr.  63). 
Dagegen  hat  die  rechl^kräfüge  Nichtigkeitserklärung  zur 
Fo^e,  daß  auch  wegen  der  in  der  Vergangenheit  begangenen 
Patentverletzungen  ein  Entschädigungsanspruch  nicht  mem*  er- 
hoben werden  kann  (vergl.  §  10  Nr.  ^).  Ist  während  Schwebens 
des  Entsd^di^ungsprozesses  eine  Nichtigkeitsklage  anhängig,  oder 
soll  eine  solche  angestellt  werden,  so  kann  der  Entschäoigungs- 
prozei  auf  Antrag  ausgesetzt  werden  (vergl.  §  4  Nr.  23  fE.). 

66.  ErlSschen  des  EntschSdigunirsanspraclis.  Abgesehen  von 
der  Nichtigkeitserklärung  (veigl.  Nr.  64)  erlischt  der  Entschädigungs- 
anspruch: 1.  durch  Verzicht;  2.  durch  Verjährung  gemäß  §39 
PatG.,  wenn  er  auf  das  Patentgesetz  und  gemäß  §  862  BGB., 
wenn  er  auf  das  bürgerUche  Recht  gegründet  wird;  3.  infolge 
der  Zuerkennimg  einer  Buße.  Dagegen  schließt  der  Umstand, 
daß  der  Bußanspruch  rechtskräftig  zurückgewiesen  ist  oder  aus 
sonstigen  Gründen  nicht  mehr  erhoben  werden  kann,  die  Geltend- 
machung des  Entschädigungsanspruchs  nicht  aus.  Hierüber  sowie 
über  die  Fra^e,  inwieweit  der  Verzicht  auf  den  Bußanspruch  der 
Geltendmachung  des  Entschädigungsanspruches  entgegensteht,  sind 
die  Eiörterungen  zu  §  37  PatG.  zu  vergleichen  (vergl.  §  37  Nr.  3flL) 
Der  auf  eine  einstweilen  gemäß  §  23  PatG.  geschützte  Anmeldung 
gegründete  Entschädigungsanspruch  wird  gemäß  §  27  Abs.  2  PatG. 
aurch  Versagung  des  Patents  hinfällig.  Der  Entschädigungs- 
anspruch erlischt  dagegen  nicht,  wenn  nach  seiner  Begründung 
das  verletzte  Recht  untergeht,  und  ebensowenig  bei  späterem  Ver- 
lust der  durch  den  Patentverletzer  erzielten  Bereicherung  (veigl. 
Nr.  46). 
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50.  Übertragung  des  Entschildigiuigsansprttchs.  Der  Ent- 
schfldigOBgsanspnich  kann  unter  Lebenden  übertragen  werden 
und  galt  von  Todes  wegen  auf  die  Rechtsnachfolger  des  Verletzten 
über  (RG.  Qv.  16  15,  JW.  86  234 ;  Seligsohn  §  85  Nr.  13).  Auf 
den  Nachfolger  in  das  durch  die  Patentverletzung  beein- 
trächtigte Recht  geht  dagegen  der  Entschädigungsanspruch  nicht 
ohne  weiteres,  sondern  nur  dann  über,  wenn  eine  Abtretung  des- 
selben stattgefunden  hat;  in  der  Übertragung  des  Rechts  für  sich 
liegt  keine  stillschweigende  Abtretung  der  bereits  begründeten 
Entschädigungsansprüche  (vergl.  Nr.  53  und  §  6  Nr.  21). 

67.  Vertreter  und  Konkursyerwalter.  Die  Rechte  des  Ver- 
letzten werden,  wenn  derselbe  handlungsunfähig  ist,  durch  seinen 
gesetzlichen  Vertreter  wahrgenommen.  Wohnt  der  Patent- 
inhaber im  Auslande,  so  ist  die  Geltendmachung  von  Entschädigungs- 
ajQsprüchen  überhaupt,  also  auch  seitens  des  Ausnutzungsberech- 
tigten, Nießbrauchers  usw.  dadurch  bedingt,  daß  ein  inländischer 
Vertreter  gemäß  §  12  PatG.  bestellt  ist;  der  inländische  Ver- 
treter ist  dann  neben  dem  Verletzten  zur  Geltendmachung  des 
Entschädigungsanspruchs,  allerdings  nicht  in  eigenem  I^men 
sondern  im  Namen  des  Verletzten,  befugt  (vergl.  §  12  Nr.  5  und  25). 
Durch  die  Eröffnung  des  Eonkursvermlu-ens  wird  der  Gemein- 
schuldner verhindert,  die  bisher  entstandenen  Entschädigungs- 
ansprüche zu  verfolgen ;  hierzu  ist,  da  dieselben  zur  Konkursmasse 
gehören,  nur  der  Konkursverwalter  berechtigt  Auch  das 
Kecht,  wegen  nach  KonkurseröfEnung  begangener  Patentverletzungen 
Schadenersatz  zu  verlangen,  steht,  wenn  das  Patent  zur  Konkurs- 
masse gehört,  dem  Konkursverwalter  ausschließlich  zu. 

c)  Mehrzahl  von  Verletzten. 

58.  Hehrere  Verletzte.  Sind  mehrere  durch  eine  und  die- 
selbe Handlung  verletzt,  so  ist  zunächst  darauf  zu  sehen,  ob  alle 
oder  nur  einzelne  derselben  geschädigt' sind.  Sind  nur  einzelne 
geschädigt,  so  können  auch  nur  sie  En&chädigung  verlangen.  Da- 
her ist,  wenn  die  Patent  Verletzung  in  das  Recht  eines  Aus- 
nutzungsberechtigten  eingreift,  nur  dieser  und  nicht  auch  der 
Patentinhaber  entschädigimgsberechtigt,  wenn  der  Patentinhaber 
von    der   Ausnutzung    ausgeschlossen    ist    und    auch    keinerlei 

gkuniäres  Interesse  mehr  an  der  Ausnutzung  der  patentierten 
findung  hat,  indem  er  für  die  Überlassung  der  Ausnutzung 
durch  ZaJilung  eines  Pauschquantums  abgefunden  ist.  Dagegen 
kann  der  Patentinhaber  neben  dem  Ausnutzungsberechtigten^Ent- 
schädigung  verlangen,  wenn  er  entweder  infolge  beschränkter  Über- 
tragung des  Ausnutzungsrechts  ebenfalls  verletzt  ist,  oder  wenn  er 
—  z.  6.  infolge  der  Vereinbarung  von  Prozenten  oder  einer  Ab- 
gabe von  jedem  auf  Grund  des  Ausnutzungsrechts  hergestellten 
Stück  —  noch  bei  der  Ausnutzung  der  patentierten  Erfindung  be- 
teiligt ist  (Allfeld  277,  278;  vergl.  Nr.  52  und  §  6  Nr.  90). 

69.  Jeder  Verletzte  kann  nur  seinen  Schaden  geltend  machen. 
Sind  mehrere  Verletzte  entschädigungsberechti^,  so  ist  jeder  von 
ihnen  selbständig,  also  ohne  auf  die  Mitwirkung  der  anderen 
angewiesen  zu  sein,  und  ohne  Rücksicht  darauf,  dafi  auch  die 
anderen  entschädigungpsberechtigt  sind,  befugt,  Entschädigung  zu 
verlangen  (Seligsohn  §  35  Nr.  10).    Allerdings  kann  der  einzelne 
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Verletzte  dann  nur  denjenigen  Schaden  geltend  machen,  welcher 
ihm  selbst  erwachsen  ist.  Daher  ist  der  Patentinhaber, 
welcher  Ausnutzmigs-  oder  Nie&brauchsrechte  eingeräumt  h^ 
nicht  etwa  befugt,  den  Ersatz  des  dem  Ausnutzungsberechtigten 
oder  Nie&braucher  zugefügten  Schadens  in  eigenem  Namen  zu 
verlangen  (vergl.  BG.  6.  9  632).  Dasselbe  gilt  von  der  Befugnis 
des  Ausnutzungsberechtigten  zur  Geltendmachung  des  Schadens 
derjenigen  Personen,  welche  von  ihm  ihre  Rechte  ableiten.  Sind 
mehrere  als  Mitinhaber  an  einem  Patent,  Ausnutzungsrecht  oder 
Nießbrauch  beteiligt,  so  ist  jeder  nur  nach  Mafigabe  seines  An  - 
teils  oder  seiner  Beteiligung  an  der  Ausnutzung  der  patentierten 
Erfindung  entschädigungsberechtigt.  Ist  der  Patentinhaber  an  d^i 
Ergebnissen  eines  Ausnutzungsrechtes  beteilig,  so  kann  sowohl 
der  Patentinhaber  als  der  Ausnutzungsberechtigte,  und  zwar  jeder 
von  ihnen  nach  Mafigabe  des  ihm  erwachsenen  Schadens,  Ent- 
schädigung verlangen.  Eine  verhfiltnismäfiige  Berechnimg  der  Ent- 
schädigung nach  diesen  Grundsätzen  hat  auch  dann  einzutreten, 
wenn  durch  eine  Patentverletzung  gleichzeitig  mehrere  Schutz- 
rechte verletzt  sind,  z.  B.  mehrere  miteinander  kollidierende 
—  sei  es  identische  oder  in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu- 
einander stehende  —  Patent-  oder  Gebrauchsmusterrechte.  In 
solchen  Fällen  ist  allerdings  ein  Verletzter  dann  doch  zur 
Geltendmachung  des  vollen  Schadens  berechtigt,  wenn  der  oder 
die  anderen  Verletzten  ihren  Schaden  nicht  beanspruchen,  vid- 
mehr  mit  der  Verfolgung  der  gesamten  Entschädigungsansprüche 
durch  den  einen  Verletzten  emverstanden  sind  (veigl.  RG.  Giv. 
50  116). 

00.  Festsetzung  des  dem  einzelnen  Verletzten  erwachsenen 
Sehadens.  Bestehen  bei  dem  Vorhandensein  mehrerer  ent^ 
schädigungsberechtigter  Verletzter  Zweifel  über  die  Höhe  der 
Beteiligung  jedes  einzelnen  an  dem  von  dem  Patentverletzer 
zu  zahlenden  Entschädi^;ungsbetrage,  so  hat  das  Gericht,  wenn 
die  mehreren  Entschädigungsberechtigten  nicht  gemeinsam  die 
Entschädigungsklage  erhoben  haben,  den  auf  jeden  entfallenden 
Betrag  nach  freiem  Ermessen  unter  Berücksichtigung  der  ge« 
samten  Umstände  des  Falles  festzusetzen.  Dies  gilt  auch  dann, 
wenn  der  Entschädigungspflichtige  zur  Zahlung  einer  Entschädigung 
in  Gestalt  einer  Lizenzgebühr  oder  zur  Herausgabe  der  Bereicherung 
angehalten  werden  soU  (vergl.  auch  Köhler  6^).  Eine  solche  Fest- 
se&un^  ist  auch  dann  zu  treffen,  wenn  zwar  nicht  mehrere  Ver- 
letzte im  gesetzlichen  Sinne,  aber  doch  mehrere  Beschädigte 
vorhanden  sind,  indem  ein  als  Verletzter  Auftretender  nicht  be- 
haupten kann,  dafi  ihn  der  ganze  Schaden  treffe,  wie  dies  z.  B. 
der  Fall  ist,  wenn  der  Patentinhaber,  welcher  Lizenzen  erteilt 
hat,  Entschädigung  verlangt.  Alsdann  ist  weeen  der  Lizenz- 
erteilungen die  dem  Patentinhaber  zuzusprechende  Entschädigung 
regelmäßig  zu  ermäßigen  (RG.  G.  9  5ö2).  Die  Sachlage  kann 
allerdings  auch  in  einem  solchen  Falle  derart  sein,  dafi  dem  Patent- 
inhaber der  volle  Schadenersatz  zuzubilligen  ist.  Haben  sämtliche 
entschädigungsberechtigte  Verletzte  gemeinsam  die  Klage  er- 
hoben, so  bedarf  es  der  Festsetzimg  des  auf  jeden  einzelnen  ent- 
fallenden Betrages  nicht,  sofern  dies  nicht  ausdrücklich  beantrag 
ist;  die  mehreren  Kläger  haben  sich  vielmehr  alsdann  über  die 
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Verteilung  der  Entschädigungssumme  entweder  in  Güte  oder  im 
Wege  der  Klage  auseinanderzusetzen. 

61.  SiiifliiA  der  Zahlung  an  einen  Terletzten.  Ist  der  Ent- 
schädigungspflichtige rechtskräftig  zur  Zahlung  der  Entschädigung 
an  einen  von  mehreren  Verletzten  verurteilt,  oder  hat  derselbe 
freiwillig  einen  von  mehreren  Verletzten  entschädigt,  so  schUeM 
dies  die  Greltendmachung  von  Entschädigungsansprüchen  durch  die 
anderen  Verletzten  nicht  aus.  Die  Tatsache  der  früheren  Ver- 
urteilung und  der  Entschädigungsleistung  kann  auf  die  Ent- 
schädigungsansprüche der  anderen  Verletzten  nicht  von  Ein- 
fluß sein,  indem  deren  Ansprüche  deshalb  weder  abzuweisen  noch 
auch  zu  ermäßigen  sind.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  anzunehmen 
ist,  daß  die  früher  zuerkannte  oder  gezahlte  Entschädigung  die 
später  geltend  gemachte  Entschädigungsforderung  mitumfaßt,  so- 
fern nicht  der  mit  einer  wiederholten  Eatschädigungsforderung  auf- 
tretende Verletzte  mit  der  Geltendmachung  des  gesamten  Ent- 
schädigungsbetrages durch  den  früheren  Kläger  sich  einverstanden 
erklärt  hatte. 

V.  Entsohädigungspfliohtiger. 

a)  Person  des  Entschädigungspflichtigen. 

92.  Patentverletzer.  Entschädigungspflichtig  wegen  gewerbs- 
mäßiger Benutzung  der  patentierten  Irandung  ist  der,  welcher 
als  Beklagter  mit  der  aowehrenden  Klage  belangt  werden 
kann,  vorausgesetzt,  daß  er  wissentlich  oder  grobfahrlässig 
tätig  geworden  ist  (vergL  Nr.  70fL).  Besteht  die  JPatentverletzung 
in  dem  Bestreiten  des  Patentrechts  oder  in  der  Anmaßung  der 
eigenen  Benutzungsbefugnis,  so  ist  die  Entschädigungspflicht  auch 
Simon  bei  leichter  Fahrlässigkeit  begründet  (veii^-  Nr.  12). 
Es  haften  auch  die  Rechtsnachfolger,  insbesondere  die  Erben,  auf 
welche  gemäß  §  1967  BGB.  die  Entechädigungsverpflichtung  als  eine 
Schuld  des  Ermassers  übergeht  In  objektiver  Hinsicht  finden  die 
Grundsätze  der  abwehrenden  Klage  hier  entsprechende  Anwendung 
(veigl.  §  4  Nr.  396 ff.).  Es  steht  also  demjenigen,  welcher  allein 
durch  eigene  Tätigkeit  eine  Patentverletzunff  begeht,  eleich, 
wer  sich  zur  Ausfühnmg  einer  Patentverletzung  der  Öülfe  oritter 
Personen  bedient,  die  er  als  seine  Organe  benutzt,  oder  wer  sich 
überhaupt  an  der  durch  einen  anderen  vollendeten  Handlung  be- 
teiligt Es  haftet  daher  auf  Entschädigung  sowohl  der,  welcher 
durcn  Mittelspersonen  die  Handlung  zur  Ausführung  bringt, 
als  gemäß  §  880  BGB.  überhaupt  jeder  Teilnehmer  an  einer  Hand- 
lung im  strafrechtlichen  Sinne,  d.n.  der  Mittäter,  Gehülfe  und 
Anstifter  (vergL  RG.  Str.  7  17;  Civ.  10  134ff.;  B.  2  Nr,  355; 
Blum  Ann.  9  362ff.;  JW.  06  258;  Kohler  I  Nr.  483). 

63.  Teilnahme  und  Teilnehmer.  Daher  sind  die  für  die  Teil- 
nahme an  einer  strafbaren  Handlung  im  Strafrechte  geltenden 
Grundsätze  auch  dann  zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  es  sich 
um  Schadloshaltung  im  Zivilwege  handelt  (vergl.  RG.  Civ.  28  161). 
Mehrere  Teilnehmer  an  einer  Patentverletzimg  haften  demnacn 
gemeinschaftlich  auf  Entschädigung.  Dies  beruht  darauf,  daß,  wenn 
mehrere  sich  zur  Begehung  einer  rechtswidriffen  Handlunjo;  ver- 
binden, die  Tätigkeit  jedes  einzelnen  auch  den  anderen  Mitbeteiligten 
zugerechnet  wird,  und  daß  es  daher  einer  Ermittelung,  auf  die 
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Tätigkeit  welches  der  mehreren  Beteiligten  der  Schaden  zurQck- 
zuführen  ist,  nicht  bedarf.  lEine  derartige  Vereinigung  zu  einer 
Handlung  ist  regelmäßig  im  Falle  eines  wissentlichen  Eingriff 
anzunehmen,  wie  denn  auch  nach  der  herrschenden  Meinung  auf 
dem  Gebiete  des  Strafrechts  eine  eigentliche  Teihiahme  —  Mit- 
täterschaft, Beihülfe,  Anstiftung  —  bei  Fahrlässigkeitsveigehen 
nicht  denkbar  ist  (vergl.  RG.  Str.  9  119,  120;  Str.  10  9,  10;  Str. 
16  278;  Str.  23  176;  vergl.  auch  §  36  Nr.  32;  anders  Olshaosen 
§  49  Nr.  18).  Jedoch  ist  der  §  830  BGB.,  welcher  bestimmt,  da6, 
wenn  mehrere  durch  eine  gemeinschaftlich  begangene  unerLaubte 
Handlung  einen  Schaden  verursacht  haben,  jeder  mr  den  Schaden 
verantwortlich  ist,  auch  auf  Fahrlässigkeitsvereehen  an- 
wendbar, vorausgesetzt,  daß  die  verantwortiich  zu  macnenden  Per- 
sonen mit  der  durch  das  Gesetz  erforderten  Fahrlässigkeit  t&tig 
feworden  sind  (ver^l.  auch  RG.  Str.  9  119,  120;  Blum  Ann.  5  217). 
Is  können  daher  die  fahrlässige  Mittäterschaft,  Anstiftung  und 
Beihülfe,  die  Entschädi^ungspflicht  begründen,  wobei  nach  Lage 
des  Falles  entweder  leichte  oder  grobe  Fahrlässigkeit  erfordert 
wird  (vergl.  Schanze  in  Chem.  Ind.  99  196;  vergl.  auch  Nr.  62). 
Allerdings  muB  dann  das  weitere  subjektive  Moment  hinzutreten, 
daß  nach  der  Absicht  des  nicht  objektiv  gegen  das  Patent  V^- 
stoßenden  seine  Tätigkeit  zur  Unterstützimg  oder  Veranlassung 
desjenigen  Verhaltens  des  anderen  Teilnehmers,  welches  sich  ob- 
jektiv als  Patentverletzung  darsteUt,  dienen  soll,  und  daß  diese 
Absicht  mit  Erfolg  betätig  ist  (vergl.  §  4  Nr.  366).  Eine  gemein- 
schaftliche Verantwortlichkeit  mehrerer  Beteili^er  besteht  gemäß 
§  830  BGB.  übrigens  auch  dann,  wenn  sich  mcht  ermitteln  läßt, 
wer  von  ihnen  den  Schaden  durdi  seine  Handlung  verursacht  hat 
64.  Juristische  Personen  und  Handelsgesellsehaften«  Auch 
hinsichtlich  der  juristischen  Personen  und  Handelsgesell- 
schaften kommen  die  für  den  Beklagten  bei  der  abwem*enden 
Klage  geltenden  Regeln  zur  Anwendung  (vergl.  §  4  Nr.  404ff.).  Hier- 
nach ist  zu  unteracheiden  zwischen  den  Handlungen  des  Vor- 
standes oder  anderer  verfassun^mäßig  berufener  Vertreter,  d.  h. 
der  Willensorgane  der  juristischen  Personen  und  der  ver- 
tretungsberechtigten Gesellschafter,  einerseits  und 
andererseits  den  Handlungen  von  Angesteliten  oder  Beauftragten, 
welche  nur  faktische  Verrichtungen  zu  versehen  haben.  IHtr 
die  Handlungen  der  letzteren  haftet  die  juristische  Person  und  die 
Handelsgesellschaft  nur  imter  denselben  Voraussetzungen  wie  eine 
physische  Person  (vergl.  RG.  Civ.  19  351;  Blum  Ann.  7  98).  Die 
Handlungen  der  Willensorgane  der  juristischen  Person  und  der 
vertretuDgsberechtigten  Gesellschafter  gelten  dagegen,  da  die 
juristische  Person  und  die  Gesellschaft  selbst  nicht  handlungs« 
fähig  sind,  ffemäß  §§31  und  86  BGB.  sowie  gemäß  §  126  HOB. 
als  eigene  Handlimgen  der  juristischen  Person  oder  Gesellschaft, 
sofern  die  Vertreter  in  Ausführung  ihrer  Verrichtungen,  d.  h.  auf 
Grund  ihrer  Vertretungsbefugnis  und  in  den  Grenzen  derselben, 
tätig  geworden  sind.  Dies  gilt  Remäß  §  89  BGB.  auch  für  die 
Vertreter  des  Fiskus  sowie  der  Körperschaften,  Stiftungen  und 
Anstalten  des  öffentlichen  Rechts  (KG.  PMZBl.  6  294;  Köhler 
564;  Kohler  P.  und  J.  2  13;  SeUgsohn  §  36  Nr.  11;  Isay  §  35 
Nr.  26;  Allfeld  276).    Als  Willensorgane  gelten  auch  ein  einzelner 
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Kollektivvertreter  sowie  sonstige  Bevollmächtigte,  insbesondere 
Betriebsleiter,  wenn  sie  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  VoUmacht 
tfttig  geworden  sind  (RG.  Civ.  57  41,  42;  vergi.  RG.  Civ.  57  94, 
JW.  04 167;  vergl.  8  4  Nr.  404).  Neben  der  vertretenen  juristischen 
Person  oder  Gesellschaft  haften  gemäß  §  840  BGB.  die  tätig  ge- 
wordenen Vertreter  und  Gesellschafter  und  ffemäfi  §  128  HGB. 
die  übrigen  Gesellschafter  auch  persönlich  (Köhler  565;  Allfeld  276; 
vergl.  RG.  PMZBl.  6  294;  vergL  auch  |  4  Nr.  407). 

66.  Gesetzliehe  Tertretung,  Für  die  patentwidrige  Tätigkeit 
sonstiger  gesetzlicher  Vertreter  haftet  nach  bürgerlichem 
Hecht  der  Vertretene,  insofern  er  die  Tätigkeit  des  Vertreters 
nicht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  genehmigt  hat,  nicht.  £b 
haftet  demnach  nicht  der  Bevormimdete  für  die  Handlungen  des 
Vormundes  und  auch  nicht  die  Konkursmasse  für  Handlungen  des 
Konkursverwalters  (Kohler  564).  Es  erscheint  auch  nicht  gerecht- 
fertigt, gejB^en  den  Vertretenen  einen  Anspruch  auf  Herausgabe 
der  Bereicherung  zu  gewähren,  wenigstens  dann  nicht,  wenn 
Entschädigung  wegen  gewerbsmäßiger  Erfindun^benutzung  verlangt 
wird  (anders  Kohler  564 ;  Allfeld  277).  Denn  m  diesem  Falle  ent- 
spricht es  dem  Sinne  des  Patentgesetzes,  daß  ein  Anspruch  auf 
Heraui^abe  der  Bereicherung  gegenüber  einem  Nichtentschädi- 
gungspnichtigen  nicht  gewährt  sein  soll  (vergl.  Nr.  46  ff.). 

W.  §§  831  und  882  BGB.  Abgesehen  von  den  vorher  erörterten 
Fällen  besteht  eine  Verpflichtung  zum  Ersätze  des  durch  einen 
anderen  verursachten  Schadens  der  Regel  nach  nicht.  Insbesondere 
findet  auch  die  Vorschrift  des  §  831  BGB.,  wonach  der,  welcher 
einen  anderen  zu  einer  Verrichtung  bestellt  hat,  schon  bei 
leichter  Fahrlässigkeit  für  den  von  diesem  anderen  bei  AusfQhrunff 
der  Verrichtung  verursachten  Schaden  einzustehen  hat,  der  Regd 
nach  auf  die  Verpflichtung  zum  Schadenersatze  wegen  gewerbs- 
mäßiger Benutzung  einer  patentierten  Erfindung  keine  Anwendung 
(anders  Kohler  564,  565;  Seligsohn  §  35  Nr.  11;  Isay  §  35  Nr.  25; 
Allfeld  277).  Eine  derartige  Verantwortlichkeit  für  leichte  Fahr- 
lässigkeit würde  in  Widerspruch  stehen  zu  dem  Grundprinzipe  des 
Patentgesetzes,  welches  die  Verpflichtung  zur  Entschädigung  der- 

S estalt  erschöpfend  hat  regeln  wollen,  daß  eine  Verantwortlich- 
eit  nur  für  grobfahrlässig  begangene  Handlungen  besteht.  Wenn 
deijenige,  welcher  selbst  eine  Fatentverletzung  begeht,  nur  für 
grobe  Fahrlässigkeit  haftet,  so  kann  um  so  weniger  die  Bede  davon 
sein,  daß  für  Handlungen  anderer  eine  Haftung  schon  bei  leichter 
Fahrlässigkeit  bestehe.  Die  Anwendbarkeit  des  §  831  BGB.  ist 
demnach  beschränkt  auf  diejenigen  Fälle,  in  welchen  schon  leichte 
Fahrlässigkeit  einen  Entschädigungsanspruch  begründet.  Aus  den 
bleichen  Gründen  kommt  auch  §  ^2  BGB.,  welcher  über  die 
Haftung  von  zur  Führung  einer  Aufsicht  verpflichteten 
Personen  BestinuQung  trifft,  nur  in  den  erwähnten  Ausnahmefällen 
zur  Anwendung  Tvergl.  dagegen  Seligsohn  3.  Aufl.  §  35  Nr.  11). 
Daher  sind  die  §|  831  und  ^2  BGB.  nur  dann  anwendbar,  wenn 
es  sich  um  die  Haftung  wegen  Bestreitens  des  Patentrechts 
oder  wegen  Anmaßung  der  Benutzungsbefugnis  handelt 
(vergL  Nr.  8ff.).  Abgesehen  von  diesen  letz^enannten  Fällen  ist 
auch  nicht  ein  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Bereicherung  be- 
gründet (vergl.  Nr.  65;  anders  Allfeld  277). 
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b)  Gesamthaftung  mehrerer  Entschädigungs- 
pflichtiger. 

67.  Gesamthaftung  im  allgemeineiu  Mehrere  Entschädi- 
gunffspflichtige  können  als  Gesamtschuldner  im  Sinne  der 
§§  ^Iff.  BGB.  f&r  den  Schaden  haftbar  sein.  Eine  derartig  Ge- 
samthaltung besteht  gemäß  §  2058  BGB.  bei  dem  Yorhandeiisein 
mehrerer  Erben  eines  Patentverletzers. 

67  a.  Gesamthaftimg  mehrerer  gemeinschaftlich  Handelnder. 
Eine  Gesamthaftung  mehrerer  Patentverletzer  besteht  gemäfi 
§  840  BGB.  dann,  wenn  für  den  aus  einer  Patentverlctzupg  ent- 
stehenden Schaden  die  mehreren  Patentverletzer  nebeneinander 
verantworÜidi  sind  (vergl.  Seligsohn  §  36  Nr.  11;  Bobolski  K.  §  % 
Nr.  2).  Dazu  ist  es  nicht  notwendig,  daß  jeder  einzelne  die  ganze 
Patentverletzung  oder  den  ganzen  Schaden  verursacht  hat.  &  ge- 
nfigt vielmehr,  daß  mehrere  zu  gemeinsamem  Handeln,  z.  B. 
zu  gemeinsamem  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten,  sich  derarfc  ver- 
bunden haben,  daß  alle  einen  gemeinsamen  Erfolg  beabsichtigt 
imd  also  jeder  das  Tun  des  anderen  zu  dem  seinigen  gemacht  bsA. 
Msäsum  muß,  da  die  Tätigkeit  jedes  einzelnen  der  an  der  Tat 
Beteiligten  den  anderen  Imtbeteiligten  zugerechnet  wird,  nidit 
festgestellt  werden,  ob  der  Schaden  durch  einen  von  ihnen  oder 
durch  ihr  gemeinsames  Handeln  verursacht  worden  ist  (veigl.  RG. 
B.  7  Nr.  262;  B.  8  Nr.  170;  Str.  7  17;  Kohler  565).  Es  haften 
daher  als  Gesamtschuldner  mehrere  Teilnehmer  an  einer  Patent- 
verletzung, also  Mittäter,  Gehfilfen  und  Anstifter  (vergl.  RG. 
Civ.  19  386ff.;  Civ.  28  161;  B.  7  Nr.  178;  B.  9  Nr.  114;  Str.  7  17; 
Köhler  566;  vergl.  auch  §§  830  und  840  BGB.].  Mehrere  An- 
stifter haften  nicht  nur  dann  als  Gesamtscnuldner,  wenn  sie 
durch  mehrere  voneinander  unabhängige  Handlungen  angestiftet 
haben,  sondern  auch  dann,  wenn  jede  einzelne  Anstiftung  auch 
nur  in  Verbindung  mit  einer  anderen  für  die  Tat  mitbestimmend 
gewesen  ist  (vergl.  RG.  Civ.  28  167  ff.).  Neben  dem  Vertreter, 
welcher  bei  Vornahme  einer  Handlung  fQr  einen  anderen  einen 
Schaden  verursacht  hat  und  hierfür  verantwortlich  ist,  haftet  ge- 
mäß §840  BGB.  als  Gesamtschuldner  der  Vertretene,  welcher 
nach  dem  Gesetz  für  die  Handlungsweise  des  Vertreters  einzustehen 
hat  (vergl.  BG.  Civ.  80  45,  46;  Kohler  565;  Allfeld  276;  vergl.  auch 
Nr.  64). 

68.  Gesamthaftung  mehrerer  selbständig  Handelnder.  Eine 
gesamtschuldnerische  Haftung  besteht  grunosätzUch  nicht,  wenn 
mehrere  selbständig,  d.  h.  ohne  gemeinschafthche  Verabredung 
und  ohne  gemeinschw;liches  Zusammenhandeln,  eine  schädigende 
Tätigkeit  zum  Nachteile  des  Berechtigten  entwickelt  haben,  wenn 
z.  B.  der  eine  beigestellt  imd  in  Verkehr  gebracht  hat,  während 
der  andere  auf  Grund  eigenen  Entschlusses  ein  weiteres  In- 
verkehrbringen oder  einen  Gebrauch  vornimmt,  oder  wenn  jeder 
ohne  Rücksicht  auf  den  anderen  hergestellt,  in  Verkehr  ge- 
bracht, feilgehalten  oder  gebraucht  hat.  Alsdann  haftet  jeder  nur 
für  den  Teil  des  Schadens,  welchen  er  selbst  verursacht  hat,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  durch  die  Tätigkeit  jedes  einzelnen  ein  und 
dasselbe  Patent  verletzt  worden  ist  (vergl.  RG.  B.  7  Nr.  262;  Kohler 
565;  Allfeld  277).  Zu  welchem  Anteile  einem  jeden  einzelnen  der 
erlittene  Gesamtechaden  zuzurechnen  ist,  ist  dann  gemäfi  §  287  CPO. 
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nach  freiem  richterlichem  Ermessen  zu  ermitteln  (vergl.  BG.  B.  9 
Nr.  8Slb).  Wenn  aber  der  gesamte  Schaden  oder  ein  Teil  des- 
selben auf  die  Handlung  eines  jeden  einzelnen  zurückzuführen, 
also  jedem  der  eingetretene  Erfolg  zuzurechnen  ist,  so 
haftet  jeder  einzelne  für  den  ganzen  Schaden;  die  mehreren  können 
dann  —  wiewohl  sie  selbständig  jeder  für  sich  gehandelt  haben 
—  nebeneinander  als  Gesamtscnuldner  haftbar  gemacht  werden 
(veigl.  RG.  B.  8  Nr.  238b;  B.  7  Nr.  262;  B.  8  Nr.  170;  B.  9Nr.  114; 
B.  18  Nr.  190;  Allfeld  277).  Selbstredend  müssen  in  einem  solchen 
Falle  bei  jeder  der  mehreren  t&tig  gewordenen  Personen  für  sich 
allein  —  ganz  abgesehen  von  der  Mitwirkmig  der  anderen  —  die 
tatsächlichen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  der  Haftung  zutreffen 
(vergl.  BG.  Civ.  2S  329  ff.). 

"09.  Gesamthaftimg  mehrerer  fahrlSssi^  Handelnder.  Auch 
bei  fahrlässiger  Handlunssweise  kann  em  beabsichtigtes  Zu- 
sammenwirken mehrerer  und  daher  eine  TeUnahme  im  reätlichen 
Sinne  stattfinden  (vergL  Nr.  63).  Die  Haftung  ist  dann  gemä& 
6  890  BGB.  eine  gesamtschuldnerische.  Die  Haftung  mehrerer  ist 
um  so  mehr  eine  gesamtschuldneiische  dann,  wenn  und  insoweit 
ein  einheitlicher  Erfolg,  also  der  ^;anze  Schaden  oder  ein  Teil 
desselben,  auf  die  Tätigkeit  jedes  emzelnen  zurückzuführen  ist 
(vergl.  RG.  B.  9  Nr.  114;  B.  12  Nr.  130;  Str.  9  227). 


B.  Wissentlichkeit. 

I.  Begriff. 

a)  Allgemeines. 

70.  Beniff  der  Wissentliehkeit.  Der  Begriff  der  Wissentlich- 
keit ist  im  £vil-  und  Straf  recht  der  gleiche  (Blum  Urt.  und  Ann.  1 366). 
Wissentlich  widerrechtlich  handelt,  wer  in  Kenntnis  derjenigen 
tatsfichlichen  Umstftnde  tätig  wird  oder  andere  tätig  werden  läßt, 
aus  welchen  die  objektive  Widerrechtlichkeit  seines  Handelns  sich 
erpbt  Das  vom  Gesetze  erforderte  Wissen  ist  denmach  vorhanden 
mit  der  Kenntnis  der  tatsächlichen  Voraussetzungen,  in  denen 
das  Gesetz  den  Tatbestand  für  die  Entschädigungspflicht  und  die 
Strafbarkeit  findet,  wobei  Zurechnun^fähigkeit  auf  Seiten  des 
I^mdelnden  vorauszusetzen  ist  (RG.  PmZBI.  11  287 ;  vei^.  RG.  Str. 
1194).  Es  handelt  also  wissentlich,  wer  weiß,  daß  ein  fremdes 
y  erbietungsrecht  der  Vornahme  seiner  Handimig  entgegen- 
steht, und  wem  gleichzeitig  kein  Grund  bekannt  ist,  aus  wdlchem 
das  Verbietungsrecht  ihm  gegenüber  unwirksam  sein  könnte  (vergl. 
RG.  Qv.  14  76;  Str.  5  270).  Hiemach  liegt  WissentUchkeit  vor 
bei  dem  Wissen  von  dem  Patentrechte  eines  anderen  und 
der  Kenntnis  fehlender  eigener  —  auf  eine  Lizenz,  ein  Aus- 
nutzungs-  oder  Vorbenutzungsrecht  oder  auf  ein  kollidierendes 
Recht  gegründeter  —  Benutzungsbefugnis  (LG.  G.  7  333; 
RG.  G.  4  298;  G.  7  213,  B.  9  Nr.  102;  JW.  89  72;  JW.  90  118; 
Str.  4  13,  14;  Str.  6  225,  226;  Str.  10  362;  Str.  26  132;  PMZBi. 

I  226;  PMZBL  11  287;  vergl.  RG.  Str.  11  94;  PMZBI.  2  20;  PMZBI. 

II  160).  Lisbesondere  ist  auch  dann  Wissentlichkeit  anzunehmen, 
wenn  der  Inhaber  eines  abhängigen  Patents  dasselbe  ausübt,  ob- 
wohl  ihm  aus  der  Fassung  semes  Patentanspruchs  oder  den  im 
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Erteilungsverfahren  ergangenen  Beschlüssen  des  Patentamts  zur 
Kenntnis  gekommen  ist,  daß  er  nur  ein  abhängiges  Patent  er 
halten  sollte  (RG.  JW.  02  400). 

71.  Kenntnis  des  Patentschutzes  und  seines  Umfiang^esk  Die 
Feststellung  der  Wissentlichkeit  setzt  die  Feststellung  voraus» 
daß  der  Patentverletzer  entweder  von  der  Patenterteilung 
oder  von  der  gemäß  §  23  PatG.  erfolgten  Bekannt- 
machung der  Anmeldung  Kenntnis  gehabt  hat  (RG.  Str.  4  13, 
14;  G.  9  474,  Str.  23  23;  vergl.  RG.  PMZBl.  11  148).  Hat  der 
Patentverletzer  von  der  Bekanntmachung  der  Anmeldung  Kenntnis 
gehabt,  so  kommt  es,  sofern  die  Wirkungen  der  Bekanntmachung 
nicht  inzwischen  durch  Yersagung  des  Patents  oder  Zurücknahme 
der  Anmeldung  wieder  beseitigt  sind,  nicht  darauf  an,  ob  dem 
Patentverletzer  auch  die  Erteilung  des  Patents  zum  Bevruftsein 
gekommen  oder  ob  das  Patent  überhaupt  bisher  erteilt  ist  (Allfeld 
272,  273).  Ist  die  Bedeutung  und  Tragweite  der  patentierten  Er- 
findung zweifelhaft,  so  muij  die  Kenntnis  von  dem  Umfange 
des  Patentschutzes  hinzutreten  (RG.  PMZBl.  11  287;  veigl. 
RG.  G.  4  293;  Robolski  Th.  245;  Seligsohn  §  36  Nr.  7;  Landgraf 
§  36  Nr.  2;  Allfeld  272). 

72.  Kenntnis  der  Person  des  Terletzten.  Dagegen  gehört 
zur  Wissenthchkeit  nicht  auch  die  Kenntnis  der  Person  des  durdi 
die  widerrechtliche  Handlung  Verletzten,  d.  h.  des  Inhabers 
des  Patentrechts  oder  eines  solchen  beschränkteren  Rechts,  welches 
zum  Strafantrage  oder  zur  Entschädigungsforderung  berechtigt 
(Köhler  I  Nr.  480;  Kohler  P.  und  J.  2  31;  Robolski  Th.  245). 
Gleichgültig  ist  es  demnach,  ob  dem  Patentverletzer  bekannt  war, 
daß  wegen  einer  vorgenommenen  Übertragung  des  Patentrechts 
nicht  der  eingetragene  Patentinhaber  sondern  ein  Rechtsnach- 
folger desselben  durch  die  Patentverletzung  in  seinen  Rechten 
beemträchtigt  worden  ist. 

73.  Kenntnis  der  patentverletzenden  TKtigkeit,  Neben  der 
Kenntnis  des  fremden  Rechts  muß  auch  die  Kenntnis  derjenigen 
faktischen  Tätigkeit,  in  welcher  die  Patentverletzung  ge- 
funden wird,  dem  wissentlich  Handelnden  beiwohnen;  dies 
kommt  insbesondere  in  Betracht,  wenn  der  Geschäfteherr  für 
Handlungen  seiner  Angestellten  in  Anspruch  genommen  werden 
soll,  indem  alsdann  nachgewiesen  werden  muß,  daß  dem  Gesch&fts- 
herm  die  Tätigkeit  seiner  Angestellten  zum  Bewußtsein  gekommen 
ist  (Allfeld  272).  Zu  der  Kenntnis  der  faktischen  Tätigkeit  geh<)rt 
auch  die  Kenntnis  derjenigen  Tatsachen,  aus  weldien  auf  die 
Gewerbsmäßigkeit  des  Handelns  zu  schließen  ist  (verg^ 
van  Calker  170  und  199). 

74.  Bewu&tsein  der  Bechtswidrigkeit  und  der  Strafbarkeit. 
Da  die  Wissentlichkeit  in  dem  Wissen  der  tatsächlichen  Voraus- 
setzungen des  gesetzlichen  Tatbestandes  besteht,  so  ist  weder  die 
Entschädigungspflicht  noch  auch  die  Strafbarkeit  dadurch  bedingt^ 
daß  dem  Täter  auch  das  Bewußtsein  der  Rechtswidriskeit, 
des  Yerbotenseins  oder  der  Strafbarkeit  seiner  Handlungs- 
weise beigewohnt  habe.  Eine  auf  irrtümlicher  Auffassung  Ober 
das  Bestehen,  die  Bedeutung  oder  Tragweite  des  Gesetzes  be- 
ruhende Annsdime  nicht  widerrechtlichen  oder  straflosen  Handelns 
vermag  nicht  den  Eintritt  der  gesetzlichen  Folgen  auszusäüießen 
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(vergl.  R6.  Stc,  2  269;  Str.  8  183;  Str.  11  94;  anders  Olshausen 
§  69  Nr.  30;  vergl.  R6.  Str.  20  394;  vergl.  auch  Nr.  92).  Zu  unter- 
scheiden ist  demnach  auf  der  einen  Seite  zwischen  der  für  die 
IVissentlicbkeit  wesentlichen  Kenntnis  eines  konkreten,  zugunsten 
eines  anderen  bestehenden  Schutzrechtes  in  Verbindung  mit  dem 
Bewußtsein,  da&  in  dieses  eineegriffen  mrd,  und  auf  der  anderen 
Seite  dem  unwesentlichen  aUgemeinen  Bewußtsein  der  Rechts- 
-widrigkeit 

75.  Torsatz  und  Absieht.  Wenn  jemand  wissentlich  ein 
fremdes  Patent  verletzt,  so  ist  sein  Vorsatz  notwendig  auf  die 
Patentverletzung  gerichtet  (R6.  JW.  00  857).    Denn  Vorsatz  ist 

Gleichbedeutend  mit  dem  Bewußtsein,  daß  mit  einer  bestimmten 
!*fttigkeit  in  das  Recht  eines  anderen  eingegriffen  wird  (vergl. 
van  Calker  170).  Dagegen  gehört  es  keineswegs  zum  Begriffe 
der  Wissentlichkeit,  daß  die  Absicht  des  Täters  auf  eine  Patent- 
verletzung gerichtet  sei  (Köhler  895).  Ebensowenig  gehört  zum  Be- 
ffriffe  der  Wissentlichkeit  eine  gewinnsüchtige  oder  unred- 
liche Absicht  oder  die  Absicht  oder  das  Bewußtsein,  einen  anderen 
zu  schädigen  (Kohler  I  Nr.  480;  Landgraf  §  86  Nr.  2;  vergl. 
ROH.  24  2ä3;  RG.  Blum  Ann.  2  31;  Str.  24  98,  99;  PMZBl.  2  20; 
van  Calker  191).  Tritt  eine  unredliche  Absicht  der  Wissentlich- 
keit hinzu,  so  kann  dies  bei  der  Strafausmessung  in  Betracht  ge- 
zogen werden  (ver^l.  LG.  Berlin  PMZBl.  1  278).  ^e  besondere 
Absicht  ist  auf  selten  des  Täters  nur  insoweit  erforderlich,  aJs 
dessen  Absicht  auf  eine  gewerbsmäßige  Inbenutzungnahme  der 
patentierten  Erfindung  gerichtet  gewesen  sein  muß  (van  Calker  199). 

b)  Eventualdolus. 

70.  Begriff  des  Eventualdolus.  Die  Kenntnis  eines  zugunsten 
eines  anderen  bestehenden  Patentschutzes  setzt  häufiff  die  Erkennt- 
nis undurchsichtiger,  von  den  mannigfadisten  entlegensten  tat- 
sächlichen und  rechtiichen  Voraussetzungen  bedingter  Rechtsver- 
hältnisse voraus.  Der  Beweis  der  Wissentlichkeit  würde,  wenn 
nachgewiesen  werden  müßte,  daß  der  Täter  alle  diese  Voraus- 
setzungen gekannt  und  demnach  das  bestimmte  Bewußtsein 
einer  von  ihm  begangenen  Rechtsverletzung  oder  den  direkt  hierauf 

ferichteten  Vorsatz  gehabt  habe,  meist  nur  mit  großen  Sdiwierig- 
eiten  zu  führen  sein.  Es  genügt  daher  nach  feststehender  Recht* 
3>rechung,  wenn  der  Täter  auf  Grund  erheblicher  Anzeichen  oder 
runde  auch  nur  das  Bewußtsein  erlangt  hat,  die  von  ihm 
benutzte  Erfindung  könne  gesetzlich  geschützt  sein 
und  also  ein  Verbietungsrecht  ihm  gegenüber  bestehen,  und  daß 
er  diese  Möglichkeit  der^^estalt  in  seinen  Willen  aufgenommen 
hat,  daß  er  entschlossen  ist,  das  als  möglich  vorausgesetzte  Schutz- 
recht zu  verletzen,  d.  h.  die  Erfindung  selbst  dann,  wenn  sie  ge- 
schützt sein  sollte,  in  Benutzung  zu  nehmen.  Dies  ist  der  Be- 
^ff  des  Eventualdolus,  welcher  gleichwie  der  dolus  directus 
uisofem  den  Vorsatz  des  Täters  erfordert,  als  der  Täter  —  wenn 
auch  nur  bedingungsweise  —  den  rechtswidrigen  Verlauf  seines 
Handelns  in  seinen  Willen  au&enommen  haben  muß  (RG.  G.  6  207, 
208;  G.  6  886ff.;  G.  6  S93,  Civ.  21  69;  G.  9  474;  JW.  00  867; 
vergl.  LG.  Bremen  PMZBl.  1  317,  318;  RG.  Str.  6  278;  PMZBl. 
1  321;  PMZBl.  11  293;  PMZBl.  12  168;  van  Calker  166,  167). 
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77.  Bewußtsein  des  Erfolges  und  EinYerstSndnis  damit.   Ihre 

rechtliche  Begründung  findet  diese  Praxis  in  der  Annahme^  daß, 
wer  bei  Vornahme  einer  Rechtshandlung  deren  fOr  einen  be- 
stimmten Fall  eintretende  rechtsverletzende  Wirkung  sich  zum 
Bewußtsein  gebracht  und  sie,  wenn  auch  nur  eventueu,  in  seinoi 
Willen  aufgenonunen  hat,  seinen  ganzen  Willen  vertreten  muß, 
und  nicht,  wenn  das  auch  nur  eventuell  Grewollte  eintritt^  die 
VerantworUichkeit  hierfür  ablehnen  kann  (veigl.  R6.  G.  6  336  ff.  ; 
Civ.  24  26).  Das  Einverständnis  mit  dem  Erfolge  ist  in  der 
Begriffsbestimmung  des  Eventualdolus  ein  selbständiges  Merkmal, 
weiches  ebenso  der  besonderen  Feststellung  bedarf  wie  das  Be- 
wußtsein von  der  Möglichkeit  des  Erfolges.  Denn  das 
Bewußtsein  der  Möglichkeit  des  Erfolges  enthält  nicht  von  selbst 
die  BiUigung  des  Erfolges,  und  zwar  insbesondere  dann  nicht, 
wenn  dieser  zweifelhaft  ist,  und  der  Täter  darauf  rechnet  oder  es 
für  mögUch  hält,  daß  er  nicht  eintreten  werde  (R6.  Str.  SS  5; 
vergl.  RG.  PMZBL  11  293). 

78.  F&lle  des  Eventualdolus.  Wissentlich  handelt  also,  wer 
in  Kenntnis  solcher  Umstände,  welche  Anlaß  zu  Nachforschungen 
über  das  Bestehen  eines  fremden  Verbietungsrechts  geben  mußten, 
leichtfertig,  ohne  ernste  Prüfung  und  Überlegung  tätig 
wird.  Dies  gilt  nicht  nur  für  den  Täter  sondern  auch  für  den 
Gehülfen  und  den  Anstifter  (vergl.  RG.  Str.  26  362;  PMZBL 
1  161,  162).  Wissentlichkeit  lieä  hiemach  insbesondere  vor: 
1.  wenn  jemand  im  Zweifel  oder  in  Unklarheit  über  die 
Rechtmäßigkeit  seines  Tuns  im  allgemeinen  oder  über  das  Vor- 
handensein eines  einzelnen  Tatbestandsmerkmals  täti^  wird,  da, 
wer  Zweifel  über  seine  Befugnis  hat,  die  Möglichkeit  eines  rechts- 
verletzenden Erfolges  seines  Handelns  voraussieht  und  den  Ein- 
tritt dieses  Erfolges  in  seinen  Willen  aufnimmt  (RG.  G.  6  332  fiE.; 
JW.  89  72;  vergl.  RG.  Blum  Ann.  9  484;  B.  1  Nr.  305;  Str.  IS 
389,  390;  Str.  14  419;  Rspr.  10  157);  2.  wenn  der  Täter  leicht- 
fertigerweise oder  absichtlich  keine  Nachforschungen 
anstellt  und  dadurch  der  Wissenschaft  fremden  Rechts  sich  ent- 
zieht, um  bei  einer  etwaigen  Entdeckung  seine  Unkenntnis  ein- 
wenden zu  können  (vergl.  RG.  Str.  9  423;  Rspr.  10  167); 
3.  wenn  dem  Täter  bekannt  ist,  daß  ein  anderer  recht- 
mäßiger Besitzer  der  benutzten  Erfindung  ist,  sofern  nicht  die 
Überzeugimg  gerechtfertigt  ist,  daß  ein  Patent  für  die  Erfinduiig 
nicht  oder  nicht  mehr  bestehe  (Kohler  895,  896).  Dagegen  kann 
aus  dem  Umstände,  daß  der  Täter  vor  Vornahme  der  Handlung 
sich  nicht  durch  Einsicht  der  Patentrolle  darübcor  ver- 
gewissert hat,  ob  die  von  ihm  benutzte  Erfindung  zugunsten  eines 
anderen  patentiert  sei,  nicht  ohne  weiteres  auf  einen  Eventual- 
dolus des  Täters  geschlossen  werden  (Landgraf  §  36  Nr.  2;  veigl. 
Nr.  118  und  128). 

79.  Bewu&tsein  der  Höflichkeit  des  Eintritts  eines  reehts- 
verletzenden  Erfolges.  Wie  ziu-  Wissentlichkeit  im  engeren 
Sinne  nicht  nur  die  Kenntnis  eines  fremden  Verbietungsrechts 
sondern  auch  das  Bewußtsein,  daß  das  eigene  Tun  ids  ein  Ein- 
griff in  das  fremde  Recht  sich  darstelle,  gehört,  so  lie^t  auch 
Eventualdolus  nicht  nur  dann  vor,  wenn  der  Täter  sidb  der 
MOghchkeit  des  Geschütztseins  der  von  ihm  benutzten  Erfindung 
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bewußt  ist,  sondern  auch  dann,  wenn  derselbe  tätig  wird  oder 
andere  Personen,  für  deren  Tun  er  verantwortlich  ist  —  ins- 
besondere Angestellte  —  tätig  werden  läßt,  trotz  des  Bewußt- 
seins, da§  damit  ein  Eingriff  in  das  ihm  bekannte  oder  von 
ihm  als  möglich  vorausgesetzte  Schutzrecht  begangen  werden 
könne  (vergl.  B6.  G.  6  338,  339;  Robolski  Th.  248).  Denn  auch 
in  diesem  Falle  wird  die  Handlung  mit  der  Vorstellung  der  Mög- 
lichkeit eines  rechtsverletzenden  Erfolges  ausgeführt,  und  dieser 
eventuelle  Erfolg  demnach  in  den  Willen  des  Handelnden  aufge- 
nonmien.  Für  ausgeschlossen  mui  die  Annahme  des  Eventuid- 
dolus  in  einem  solchen  Falle  nur  dann  gelten,  wenn  der  Handelnde 
in  der  Lage  war  oder  zu  sein  Raubte,  den  Eintritt  des  redits- 
verletzenden  Erfolges,  d.  h.  der  jPatentverletzung  verhüten  zu 
können,  oder  wenn  er  dessen  Eintritt  für  so  unwahrschein- 
lich ansah,  daß  er  mit  dieser  Möglichkeit  nicht  rechnete  und  sie 
denmach  von  seinem  Willen  ausschloß  (RG.  6.  6  336,  336;  Str. 
88  5,  6;  vergl.  RG.  Str.  16  38;  Str.  26  7,  8). 

80.  Eventualdolus  des  Prinzipals.  Es  kann  hiemach  der 
Prinzipal,  der  seinen  Angestellten  Anordnungen  erteilt  hat, 
^welche  die  Verletzung  eines  fremden  Patentrechts  verhindern 
sollen,  z.  B.  den  Auftrag  gegeben  hat,  eine  patentwidrige  Vor- 
richtung vor  dem  Inverkehrbringen  der  Ware  zu  beseitigen,  im 
Eventualdolus  sich  befinden »  wenn  er  den  Vollzug  des  Auftrags 
nicht  gehörig  überwacht  und  demnach  die  Möglichkeit  der 
Nichtbeobachtung  seiner  Anordnungen  voraussehen  muB  (vergl. 
BG.  Str.  24  99).  Um  so  mehr  trifft  die  Haftung  für  Eventualdolus 
den  Prinzipal,  welcher  überhaupt  absichtUch  die  Überwachung 
seines  Personals  unterläßt. 

JJL  Irrtum 

a)  Tatsächlicher  Irrtum. 

a)  Allgemeines. 

81.  Betriff  des  tatsächlichen  Irrtums.  Ausgeschlossen 
wird  die  Wissentlichkeit,  also  auch  der  Eventualdolus,  dadurch, 
daß  die.  objektiv  als  Patentverletzung  sich  darstellende  Handlung 
in  gutem  Glauben  vorgenonunen  wurde.  Dies  ist  der  Fall, 
-wenn  der  Patentverletzer  in  einem  tatsächlichen  Irrtum, 
d.  h.  in  einem  Irrtum  über  das  Vorhandensein  der  oder  einer  der 
wesentlichen  tatsächlichen  Voraussetzungen  der  Patentwidrigkeit 
seines  Verhaltens  sich  befand  (RG.  6.  4  293;  G.  10  816;  B.  19 
Nr.  126,  JW.  »4  486;  vergl.  RG.  Str.  6  277;  PMZBl.  12  168). 

88.  Auf  tatsSchliehe  Beweise  sich  gründende  feste  Über- 
zeuganff.  Ein  solcher  die  Wissentlichkeit  ausschließender  Irrtum 
ist  nicht  schon  dann  anzimehmen,  wenn  der  Patentverletzer  in 
Unklarheit  oder  in  Zweifel  darüber  war,  ob  ein  fremdes  Ver- 
bietungsrecht  der  Vornahme  der  Handlung  entgegenstehe  (RG. 
JW.  89  72;  vergl.  auch  Olshausen  §  69  iNr.  6).  Vielmehr  liegt 
ein  derartiger  Irrtum  nur  dann  vor,  wenn  der  von  dem  Bestehen 
eines  fremden  Patentrechts  unterrichtete  Täter  auf  Grund  red- 
licher und  verständiger  Prüfung  die  feste,  jeden  Zweifel 
ausschließende  Überzeugung  gewonnen  hat,  daß  aus  tatsäch- 
lidben  Gründen  entweder  ein  fremdes  Verbietungsrecht  überhaupt 
nicht  oder  nicht  in  dem  von  dem  Berechtigten  beanspruchten  Um- 
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faDge  oder  nicht  mehr  bestehe,  oder  daß  ihm,  dem  Täter,  trotz 
des  Bestehens  eines  solchen  Rechts  —  sei  es  auf  Grund  eines 
Ausnulzungsrechte,  Nießbrauchs,  Pfandrechts,  einer  Lizenz  odßt 
eines  Yorbenutzui^srechts  —  die  Befugnis  zur  Benutzung  der  Er- 
findung zustehe  (KG.  G..6  898,  894,  Cir.  21  69,  70;  JW.  89  72; 
B.  6  Nr.  159;  Olshausen  |  69  Nr.  6;  vergl.  RG.  Civ.  14  75,  76; 
Klostermann  in  PBl.  82  22). 

88.  Irrtum  über  die  Person  des  Terletzten.  Ein  Irrtum 
über  die  Person  des  Verletzten  ist  dag^en  ohne  Bedeutung, 
da  die  Eennüiis  des  durch  die  Handlung  Verletzten  nicht  zum 
gesetzlichen  Tatbestande  gehört,  es  sei  denn,  dag  der  Patent- 
verletzer  infolge  eines  solchen  Irrtums  sich  auf  die  Einräumung 
eines  die  Erfindungsbenutzung  gewährenden  Rechts  —  wie  die 
Übertragung  des  Patentrechts  oder  die  Gewährung  eines  Aus- 
nutzungsredits,  einer  Lizenz  usw.  —  oder  den  Aufbrag  seit^is 
einer  Person  beruft,  die  er  für  den  Berechtigten  gehalten  hat 
(Kohler  I  Nr.  480;  vergl.  RG.  PMZBl.  11  209;  vergl.  auch  Nr.  7^ 
und  86;  Landgraf  §  86  Nr.  2;  Stenglein  §  86  Nr.  8). 

84.  Irrtum  über  den  Umfang  eines  bestimmten  Patents. 
Ein  die  Wissentlichkeit  ausschließender  tatsächlicher  Irrtum  ist 
zunächst  ein  Irrtum  über  den  Umfang  des  diurch  ein  bestimmtes 
Patent  gewährten  Schutzes,  also  ein  Irrtum  über  die  Bedeutung 
und  Tragweite  der  patentierten  Erfindung  (RG.  PMZBL  2  323; 
PMZBl.  12  168;  vergl.  Klostermann  in  PBl.  82  22;  Isay  &  86  Nr.  17; 
Stenglein  §  86  Nr.  9).  Im  Geffensatze  hierzu  steht  der  —  wie 
später  zu  erörtern  —  unentschmdbare  Rechtsirrtum  über  den  Um- 
fang des  Patentschutzes  im  allgemeinen,  d.  h.  der  Irrtum 
darüber,  welche  Befugnisse  das  Patent  dessen  Inhaber  gewährt 
(vergl.  RG.  PMZBl.  9  44).  Ein  tatsächlicher  Irrtum  ist  es  hier- 
nach: 1.  wenn  Unkenntnis  über  den  Gegenstand  und  die  Be- 
deutung der  Erfindung  sowie  darüber  besteht,  welches  die 
wesentlichen  Merkmal  e  oder  Bestandteile  der  Erfindung  sind; 
dies  kommt  besonders  für  Kombinationserfindungen  in  Betracht 
(RG.  G.  4  298;  PMZBl.  5  128;  Robolski  Th.  246);  2.  wenn  ein  Irr- 
tum über  die  Auslegung  des  Patents  besteht;  vorauszusetzen 
ist  dabei,  daß  ein  solcher  Irrtum  auf  tatsächlichen  oder  tedi- 
nischen  Erwägungen  beruht,  wogegen  eine  auf  irriger  Aufhssung 
des  Patentgesetzes  beruhende  Auslegung  als  nicht  entschuldigender 
Rechtsirrtum  sich  darstellen  würde  (RG.  G.  10  816,  817;  FMZBL 
2  828,  JW.  96  675;  PMZBl.  12  168);  8.  insbesondere,  wenn  der 
Täter  der  Ansicht  ist,  da&  der  Patentberechtigte  zu  Unrecht  auf 
Grund  einer  nach  den  Gesetzen  der  Sprache  und  der  Logik  un- 
möglichen Auslegung  seines  Patents  eine  nicht  vorhandene 
Patentverletzung  verfolge  (RG.  G.  6  893,  394,  Civ.  21  69,  70,  B.  6 
Nr.  159);  4.  wenn  z.  B.  der  Täter  auf  Grund  vernünftiger  tatsäch- 
licher oder  technischer  Erwägungen  als  Gegenstand  des  Patent- 
schutzes nicht  das  in  Wirklichkeit  geschützte  Ve  r  f  a  hr  e  n ,  sondern 
einen  dabei  benutzten  Apparat|als  patentiert  ansieht  (RG.  G.  4 
298,  294);  5.  wenn  der  Täter  wegen  der  Fassung  des  Patent- 
anspruchs glauben  konnte,  daß  das  Patent  nicht  die  ihnen  bei- 
gelegte Tragweite  habe  (RG.  PMZBl.  2  823). 

86.  Sonstige  Fälle  tatsftehlichen  Irrtums.  Bei  Vorhandensein 
der  erörterten  allgemeinen  Voraussetzungen  ist  ein  die  WissenÜidi- 
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keit  ausschließender  tatsächlicher  Irrtum  noch  in  folgenden  Beispiels- 
fällen anzuerkennen:  1.  wenn  der  Tftter  der  Meinung  ist,  der  von 
ihm  in  Benutzung  genonmiene  Gegenstand  unterscheide  sich 
wegen  vorhandener  Abweichungen  von  dem  Gegenstande  des 
Patents  so  wesentlich,  daß  eine  Patentverletzung  eänzlicb  aus- 
geschlossen erscheine  (RG.  G.  4  293,  294;  Str.  4  14;  vergl.  LG. 
Leipzig  G.  4  304,  305;  Klostermann  in  PBl.  82  22;  Steuglein  §  36 
Nr.  9;  vergl.  auch  RG.  Str.  10  362;  Str.  15  360,  351;  PMZBl  1 
321,  322);  2.  wenn  der  Tftter  irrtOmlich  annimmt,  da&  er  von 
einer  derjenigen  Personen,  die  nach  dem  Gesetze  hierzu  befugt 
sind,  eine  Lizenz  erhalten  habe;  insbesondere  auch,  wenn  bei 
ihm  ein  Irrtmn  über  die  Person  des  zur  Lizenzerteilung  Be- 
rechtigtmi  oder  über  Inhalt  oder  den  Umfang  der  Lizenz  besteht, 
sofern  ein  solcher  Irrtum  nicht  auf  falscher  Auffassung  des  Ge- 
setzes beruht  (Robolski  Th.  247;  vergl.  RG.  Str.  11  268;  Str.  28  370; 
JW.  OB  188;  PMZBl.  12  168;  Kohler  896;  Allfeld  273;  vergl.  auch 
Nr.  83).  Dagegen  würde  ein  tatsftchlicher  Irrtum  nicht  vorliegen, 
wenn  ledighch  in  Erwartung  einer  Lizenz  die  Erfindung  in  Be- 
nutzung genommen  wird  (LG.  B.  G.  7  330);  3.  wenn  der  Täter 
ohne  Kedutsirrtum  der  irrtümlichen  Ansicht  ist,  von  einem  dazu 
Berechtigten  das  Patent  oder  ein  Ausnutzungsrecht,  einen  Nieß- 
brauch oder  ein  Nutzungsi)fandrecht  erworben  zu  haben,  oder  wenn 
er  eine  irrtümliche  Ansicht  über  den  Umfang  eines  solchen 
ihm  eingeräumten  Rechts  hat;  4.  wenn  der  Täter  irrtümlich 
der  Meinung  ist,  er  habe  die  patentierte  Erfindung  schon  zur 
Zeit  ihrer  Anmeldung  in  Benutzung  gehabt  oder  die  zu 
deren  Benutzung  erforderlichen  Veranstaltungen  getroffen  und  so- 
mit ein  Vorbenutzungsrecht  durch  eigene  Tätigkeit  erworben,  oder 
er  habe  von  einem  anderen  das  durch  dessen  Vorbenutzung  be- 
gründete Vorbenutzungsrecht  mit  dem  Betrieb  erworben,  wobei 
allerdings  der  Irrtum  nicht  in  einer  fälschlichen  Auffassung  des 
Begriffes  der  Benutzung  oder  der  VeranstaltuDgen  oder  der  Ober- 
tragung  des  Betriebes  bestehen  darf;  der  tatsächliche  Irrtum  kann 
in  diesem  Falle  auch  in  einem  Irrtume  über  die  Zeit  der  An- 
meldung oder  über  die  Identität  der  benutzten  und  der  patentierten 
Erfindung  bestehen  (RG.  Str.  6  226,  227;  vergl.  Kohler  896; 
Robolski  Th.  247;  Stenglein  §  36  Nr.  9);  5.  wenn  der  Täter 
irrtümlich  annimmt,  daß  die  von  ihm  in  Verkehr  gebrachten 
Gegenstände  zuerst  von  dem  Patentinhaber  selbst  oder  von 
dem  Inhaber  eines  beschränkten  Rechts  an  dem  Patente  —  z.  B. 
von  einem  Ausnutzuugsberechtigten,  Nießbraucher,  Lizenznehmer  — 
oder  von  dem  Inhaber  eines  Vorbenutzungsrechts  in  Verkehr 
gebracht  und  aus  diesem  Grunde  von  dem  Patentschutz  ausge- 
schlossen seien  (RG.  G.  4  286,  287;  vergl.  §  6  Nr.  192 ff.);  6.  wenn 
der  Täter  der  Meinung  ist,  das  Patent  sei  durch  Zeitablauf  oder 
infolge  der  Nichtzahlung  der  Patentgebühren  oder  infolge  Verzichts 
erloschen  oder  rechtskräftig  zurückgenommen  oder  für 
nichtig  erklärt,  wobei  die  Annahme  des  Erlöschens  usw. 
wiederum  nicht  auf  einem  Rechtsirrtume,  z.  B.  nicht  auf  einer 
irrttkmlichen  Ansicht  über  die  gesetzliche  Patentdauer  oder  über 
die  Berechtigung  zum  Verzichte,  beruhen  darf  ^G.  Str.  6  227; 
Robolski  Th.  246;  Landgraf  §  36  Nr.  2;  vergl.  Allfeld  273);  7.  wenn 
der  Patentverletzer  irrttoilich  annimmt,  in  seiner  Fabrik  sei  nicht 
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der  patentierte  Gegenstand,  sondern  ein  ganz  anderer,  mit 
dem  ratent  gar  nicht  in  Kollision  geratender  Geffenstand  in  Ge- 
brauch (Bobmski  Th.  247);  8.  wenn  der  Täter  von  aer  irrtOmlidien 
Ansicht  ausgeht,  daß  ein  von  ihm  benutztes  Einzelelement  einer 

Patentierten  Kombination  bereits  vor  der  Anmeldunff  der  Kom- 
ination bekannt  gewesen  sei  und  daher  unmöglich  seibstftndiff  ge- 
schützt sein  könne;  9.  wenn  der  Lieferant  emer  auf  Bestefiung 
angefertigten  Ware  irrtümlich  annimmt,  daß  der  Besteller  Inhaber 
einer  Lizenz  oder  eines  sonstigen  die  !Eh&idungsbenutzung  ge- 
währenden Rechts  sei  (RG.  G.  9  508). 

ß)  Entschuldbarkeit  des  tatsächlichen  Irrtums. 

86.  Darlegung  sorgfSltiger  Prufang.  Der  tatsächliche  Irrtum 
muß,  wenn  er  Berücksichtigung  verdienen  soll,  ein  entschuldbarer 
gewesen  sein  (RG.  JW.  ^  71;  JW.  96  675;  anders  Klosteimann 
in  PBl.  82  22;  Seligsohn  §  35  Nr.  9;  Isay  §  35  Nr.  18).  Denn 
wer  sich  auf  tatsächlichen  Irrtum  beruft,  hat  nachzuweisen,  daß 
seine  tatsächliche  Auffassung  auf  Grund  sorgfältiger  und 
redlicher  Prüfung  gewonnen  sei,  so  daß  seme  Überzeugung 
durch  die  Umstände  gerechtfertigt  und  jeder  Zweifel  für  ihn  aus- 
geschlossen gewesen  seL  Ein  derartiger  Nachweis  ist  auch  im 
Strafprozesse  von  Bedeutung,  obwohl  nach  allgemeinen  strafirecht- 
lidien  Grundsätzen  der  Nachweis,  daß  der  Irrtum,  in  dem  ein 
Angeklagter  sich  befunden  hat,  ein  verschuldeter  gewesen  ist, 
von  dem  Ankläger  zu  erbringen  ist  (vergl.  RG.  PMZBl.  2  181; 
PMZBl.  2  183).  Ein  der  betrefPenden  Branche  Kundiger  muß 
hiemach  dartun,  aus  welchen  vernünftigen  techniscnen  Er- 
wägungen er  zu  seiner  objektiv  als  irrig  sich  darstellenden 
Ansicht  gekommen  ist  (vergl.  RG.  JW.  00  857).  Die  Behauptung, 
in  gutem  Glauben  gehandelt  zu  haben,  kann  daher  auf  eine  ganz 
unmögliche  Auslegimg  des  Patents  nicht  gestützt  werden  (RGr.  6. 
10  222).  Andererseiä  kann  es  zur  Entschuldigung  dienen,  daß 
das  Patent  auch  sonst  in  Fachkreisen,  z.  B.  von  solchen  Personen, 
die  gleichfalls  Patentverletzungen  begangen  haben,  irrtümlich  aus- 
gelegt worden  ist  (RG.  PMZBl.  5  34).  Gründet  der  Patentverletzer 
seine  Verteidigung  darauf,  daß  er  wesentliche  Verschiedenheiten 
der  benutzten  und  der  patentierten  Erfindung  angenommen  habe, 
so  ist  es  seine  Sache,  aarzutun,  worin  die  Verschiedenheiten  be- 
stehen, und  inwiefern  dieselben  wesentlich  sein  sollen  (RG. 
Str.  8  217). 

87.  Bezugnahme  auf  Gutachten.  Sehr  häufig  wird  die  Sache 
so  liegen,  daß  der  Benutzer  sich  auf  sein  eigenes  Urteil  nicht 
verlassen  darf,  sondern  daß  er  das  Gutachten  von  Sach- 
verständigen einholen  muß.  Diese  Veipflichtung  ist  um  so  mehr 
dann  begründet,  wenn  bereits  von  autontativer  Seite  —  z.  B.  von 
kompetenten  Sachverständigen  oder  dem  Patentamte — eine  Ansicht 
in  entgegengesetztem  Sinne  ausgesprochen  worden  ist  (RG.  PMZBl. 
8  206).  Der  auf  ein  von  unbeeinflusstenund  unbeteiligten 
Sachverständigen  abgegebenes  Gutachten  sich  gründende  Irrtum 
wird  der  Regel  nach  als  genügend  gerechtfertigt  angesehen  werden 
müssen  rtlG.  G.  6  394,  895,  Civ.  21  70,  B.  6  Nr.  159;  PMZBL  2 
323;  PMZBl.  3  151;  PMZBl.  9  101,  JW.  OB  97).  Dabei  ist  vor- 
auszusetzen, daß  das  Gutachten  sorgfältig  begrünaet  ist  und  nicht 
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etwa  auf  einem  Rechtsirrtum  beruht  (BG.  G.  10  316,  817;  vergl. 
RG.  PMZBl.  4  124).  Insbesondere  können  zur  Entlastung  des 
Patentverletzers  dienen  Gutachten  des  Patentamts  (OLG. 
Karlsruhe  G.  3  286;  RG.  PMZBL  2  323). 

88.  Bezugnahme  auf  Entscheidungen.  Auch  Entschei- 
dungen des  Patentamts  oder  der  Gerichte,  in  welchen 
eine  wohlbegründete  Ansicht  über  den  Umfaug  des  Patentschutzes 
oder  über  die  Frage  der  Übereinstimmung  der  von  dem  Beklagten 
oder  Angeklagten  entwickelten  Tätigkeit  mit  dem  Gegenstajide 
des  Patents  ausgesprochen  ist,  werden  hftufig  den  Irrtum  recht- 
fertigen, selbst  wenn  solche  Entscheidungen  noch  nicht  rechts- 
kräftig  sind  (RG.  G.  6  394,  396,  Civ.  21  70,  B.  6  Nr.  159;  G.  7 
213:  B.  19  Nr.  126,  JW.  94  436;  PMZBl.  2  323;  PMZBl.  5  34). 
Es  kann  daher  z.  B.  ein  Einstellungsbeschluß  in  einer  Strafsache 
zur  Entschuldigung  gereichen  (RG.  PMZBl.  2  323).  Dabei  ist 
allerdings  vorauszusetzen,  daß  die  Entscheidung  sich  nicht  aus- 
schlieMich  auf  solche  Umstände  gründet,  welche  dem  Patent- 
verletzer  unbekannt  gewesen  sind,  wie  dies  z.  B.  der  Fall  sein 
kann,  wenn  in  der  Entscheidung  die  Auslegung  des  Patents  allein 
auf  die  dem  Patentverletzer  unbekannt  gewesenen  Erteilungsakten 
gerundet  wird  (vergl.  RG.  PMZBl.  12  166,  JW.  06  70).  Anderer- 
seits kann  aber  auch  der  Fall  so  liegen,  daß  der  Patentverletzer  auf 
eine  nicht  rechtskräftige  Entscheidung  die  Behauptung  guten 
Glaubens  nicht  gründen  kann,  wenn  er  nämlich  nacn  Lage  der 
Sache  mit  der  Aiiihebung  der  Entscheidung  in  der  höheren  £stanz 
rechnen  mußte  (veigL  KG.  B.  9  Nr.  102). 

88  a.  Bezugnahme  auf  sonstige  Patenterteilungen.  Der  Patent* 
verletzer  kann  in  seinem  guten  Glauben,  daß  eine  von  ihm  be- 
nutzte Erfindung  mit  der  patentierten  Erfindung  nicht  identisch 
sei,  auch  dadurch  bestärkt  worden  sein,  daß  das  Patentamt  eine 
Patentanmeldung  auf  eine  im  wesentiichen  gleiche  Erfindung 
trotz  des  früheren  anderweitigen  Patentschutzes  nicht  zurück- 
gewiesen, vielmehr  dieselbe  gemäß  §  23  PatG.  bekannt  ge- 
macht und  deren  Auslegung  angeordnet  hat  (RG.  Str.  4  14). 
Dies  eilt  um  so  mehr,  wenn  später  ein  Patent  aiif  die  identische 
Erfindung  wirklich  erteilt  wird  (Allfeld  63).  Dagejgen  kann  die 
Bekanntmachung  der  Anmeldung  oder  die  Patenterteilung  die  Ent- 
schuldbarkeit des  Irrtums  dann  nicht  rechtfertigen,  wenn  die  be- 
kannt semachte  oder  patentierte  Erfindung  von  derjenigen  paten- 
tierten Erfindung,  deren  unrechtmäßige  Benutzimg  behauptet  wird, 
abhängiff  ist,  da  die  Annahme,  daß  die  Benutzung  einer  paten- 
tierten abhängigen  Erfindung  keine  Patentverletzung  darstelk,  auf 
einem  Rechtsiirtum  beruhen  würde  (ver^.  Nr.  94). 

89.  Sehwierigkeit  der  Ansleg^ung.  Der  Patentverletzer  kann 
sich  zu  seiner  l^tschuldigung  auch  darauf  berufen,  daß  er  durch 
eine  mangelhafte,  unvollständige  oder  das  Wesen  der  Erfindung 
nicht  klar  oder  nicht  vollständig  zum  Ausdruck  bringende  Fassung 
des  Patentanspruchs  oder  der  Patentbeschreibung 
oder  der  Patentzeichnung  in  einen  Irrtum  über  die  Berechtigung 
seiner  Ebndlun^weise  versetzt  worden  sei  (RG.  G.  6  394,  396, 
Civ.  21  70;  PMZBl.  2  323;  JW.  00  77,  78;  Robolski  Th.  246;  All- 
feld  203;  vergl.  RG.  JW.  00  867).  Auch  insofern  kann  ein  Irrtum 
über  die  Auslegung  des  Patents  entschuldbar  sein,  als  die  richtige 
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Auslegung  nur  aus  den  £rteilungsakten  oder  aus  sonstigen  Tat- 
sachen oder  Umständen  zu  entnehmen  ist,  von  welchen  der  Patent- 
verlelzer  keine  Kenntnis  hat,  oder  wenn  die  Auslegung  nach  Lage 
des  Falles  eine  besonders  schwierige  ist  (vergl.  KG.  PMZBL  18 
166;  JW.  06  70). 

90.  Bezoffnahme  auf  eigenes  Verhalten  des  Patentbereek- 
tig^n«  Eine  Entschuldigung  kann  schUeßlich  auch  aus  dem  eigenen 
Verbalten  des  Patentberechtigten  abgeleitet  werden^  wenn  dieser 
nämlich  längere  Zeit  hindurch  die  ihm  zur  Kenntnis  gekommene 
Patentverletzung  geschehen  läßt,  ohne  dagegen  einzuschreiten,  da 
alsdann  der  Patentverletzer  nicht  ohne  Grund  der  Ansicht  sein 
darf,  daß  sein  Verhalten  von  dem  Patentberechtigten  selbst  nicht 
als  ein  patentwidriges  angesehen  werde.  Indessen  wird  dieser 
gute  Glaube  nicht  gerechtfertigt  sein,  wenn  dem  Patentverletzer 
bekannt  ist,  daß  besondere  GrQnde  vorliegen,  welche  den  Patent- 
berechtigten einstweilen  von  der  Verfolgung  seiner  Rechte  abge- 
halten Imben.  In  dieser  Hinsicht  kommen  die  Grmidsätze  aber 
stillschweigende  Lizenzerteilung  durch  Unterlassun^n  zur  ent- 
sprechenden Anwendung  (vergl.  §  6  Nr.  222ff.).  Als  ein  die  Nicht- 
verfolgung von  Patentverletzungen  rechtfertigender  Grund  wird  es 
nicht  anzusehen  sein,  wenn  der  Patentberechtigte  nur  um  des- 
willen nicht  vorgegangen  ist,  weil  er,  um  der  Möglichkeit  der 
Anfechtung  des  Patents  durch  den  Patentverletzer  zu  entgehen, 
die  Verjährung  der  Nichtigkeitsklage  hat  abwarten  wollen. 

91.  Späterer  Fortfall  der  Entschuldbarkeit.  Stellen  sich  die 
zur  Annahme  eines  entschiüdbaren  tatsächlichen  Irrtums  geeigneten 
Umstände  später  als  unrichtig  heraus,  oder  treten  andere 
Tatsachen  em,  welche  den  guten  ulauben  zu  erschüttern  geeimet 
sind,  so  kann  von  dem  Augenblicke  des  Eintritts  solcher  Tat- 
sachen an  eine  Entschuldigung  nicht  mehr  zugelassen  werden 
(RG.  PMZBL  6  236,  JW.  00  7^. 

b)  Rechtsirrtum. 
a)  Unentschuldbarer  Rechtsirrtum. 

9Z.  Unkenntnis  und  unrichtige  Auslegung  des  Gesetses.  Im 

Gegensatze  zu  dem  tatsächlichen  Irrtum  schheßt  der  Irrtum  des 
Täters  tlber  das  Bestehen,  den  Sinn  oder  die  Tragweite  des  Ge- 
setzes —  namentlich  ein  Irrtum  über  Sinn  und  Tragweite  der 
§§  1,  4  und  6  PatG.  —  die  Wissentlichkeit  nicht  aus;  denn  Un- 
kenntnis oder  unrichtige  Auslegung  des  Gesetzes 
schützt  nicht  gegen  dessen  Anwendung.  Dies  gilt  sowohl  für  das 
Zivihrecht  wie  für  das  Strafrecht  (LG.  G.  7  333,  334;  RG.  G.  4  293; 
Str.  6  226;  Str.  8  217;  Str.  21  208;  PMZBL  1  226;  PMZBL  2  323; 
PMZBL  11  287;  PMZBL  12  168;  SeUgsohn  §  35  Nr.  9;  Landgraf 
§  36  Nr.  2;  Gareis  K.  §  34  Nr.  1;  Stenglein  §  36  Nr.  8;  vergL 
RG.  Str.  11  94,  96;  Str.  16  37;  Str.  16  b50,  351;  PMZBL  9  44; 
PMZBL  10  429).  Dies  ist  die  herrschende  Meinung.  Abweichend 
hiervon  nehmen  diejenigen,  welche  für  die  Wissentlichkeit  das  Be- 
vnißtsein  der  Rechtswidrigkeit  erfordern,  an,  daß  ein  derartiger 
Rechtsirrtum  entschuldige;  nur  der  Irrtum  über  den  Inhalt  der 
§§  36  und  37  PatG.,  d.  h.  ein  Irrtum  über  die  Folgen  der  be- 
wußt begangenen  Rechtsverletzung,  namentlich  darüber,  dai  die 
schuldhafte  Patentverletzung  zur  Entschädigung  verpflichte   und 
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bestraft  werde,  sei  unerheblich  (Olshausen  §  59  Nr.  30;  vergl. 
Köhler  I  Nr.  480;  Allfeld  274,  283,  284;  van  Calker  214ff.  und  in 
PMZBl.  1  182ff.;  vergl.  auch  Nr.  74). 

W.  Irrige  Bechtsansiehten  in  Entseheidungen  nnd  Ab- 
handlungen. Unkenntnis  und  ffilschliche  Auslegung  des  Gesetzes 
entsdiuldigen  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Patentverletzer  vor  Be- 
gehung der  Tat  Erkundigungen  bei  Sachverständigen  — 
sei  es  Juristen  oder  Industriellen  —  über  die  Rechtmäßigkeit 
seines  Tuns  eingezogen  hat  und  von  diesen  in  seiner  inttimlichen 
Auffassung  bestärkt  oder  überhaupt  erst  in  einen  Irrtiun  versetzt 
worden  ist  (vergl.  LG.  Breslau  G.  2  266;  RG.  Str.  15  360,  351; 
Str.  28  870,  8711.  Yiehnehr  wird  der  Umstand,  daß  der  Täter  sich 
vorher  Rate  ernolt  hat,  häufig  gerade  ein  Beweis  für  seine 
Wissentlichkeit  sein,  da  daraus  hervorgeht,  daß  der  Täter  über 
die  Rechtmäßigkeit  seines  Handelns  im  Zweifel  war.  Ebensowenig 
schließt  der  Umstand  die  Annahme  der  Wissentlichkeit  aus,  daß 
die  widerrechtliche  Handlungsweise  in  früheren  Ent- 
scheidungen —  insofern  nicht  eine  rechtskräftige  Entscheidung 
zugunsten  des  Handelnden  vorliegt  —  oder  in  wissenschaft- 
lichen Werken  als  eine  nicht  rechtswidrige  bezeichnet  ist 
(veiig^.  LG.  Leipzig  PMZBL  1  123). 

94.  Beispiele.  Als  Beispiele  eines  die  Haftung  nicht  aus- 
schließenden Rechteirrtums  sind  zu  bezeichnen:  1.  der  Lrrtum,  daß 
ein  auf  eine  nicht  patentfähige  Erfindung  erteiltes  oder  sonst  der 
Nichti^eiteerklärung  unterliegendes  Patent  ohne  Rücksicht 
auf  die  Nichtigkeitserklärung  wirkungslos  sei  und  daher 
straflos  verletzt  werden  dürfe  (RG.  Str.  6  225,  226;  PMZBL  1 
225,  226,  Str.  26  182;  Str.  90  187,  188;  vergl.  Klostermann  in 
PBl.  82  22,  23;  anders  Kohler  896.  896;  Robolski  Th.  247.  248; 
Allfeld  273,  274;  Landgraf  f  36  Nr.  2;  Stenglein  §  36  Nr.  8); 
2.  der  Lrrtum,  daß  auf  Grund  emer  in  erster  Instanz  ausgesprochenen 
Nichtigkeitserklärung  ohne  Rücksicht  auf  deren  Rechts- 
kraft oue  Benutzung  der  patentierten  Erfindung  gestettet  sei  (RG. 
G.  7  218,  214,  B.  9  102,  JW.  90  118) ;  3.  die  irrtümliche  Annahme, 
daß  bei  Nichtigkeitserklärung  eines  Teils  des  Patente  das  ganze 
Patent  ungestraft  verletzt  werden  dürfe  (vergl.  RG.  Str.  80  188); 
4.  der  Glaube,  man  dürfe  ein  Patent  auch  dann,  wenn  es  von  ein^ 
älteren  Patente  oder  einem  älteren  Gebraucnsmuster  abhängig 
oder  damit  identisch  ist,  ungestraft  ausüben  (Klostermann  in 
PBl.  82  22;  Stenglein  §  36  Nr.  8);  5.  die  Meinung,  daß  die  Be- 
nutzung einer  nur  einstweilen  gemäß  §  23  PatG.  geschützten 
Erfindung  gestettet  sei,  weil  die  Aussicht  besteht,  das  Patent  werde 
nicht  erteilt  werden,  oder  weil  das  Patent  —  aber  noch  nicht 
recbtekräftig  -~  versagt  ist  (vergl.  LG.  Pr.  G.  1  336;  Seligsohn 
§  35  Nr.  9;  anders  Allfeld  274);  6.  die  Ansicht,  daß  schon  die 
bloße  Priorität  der  Erfindung,  ohne  daß  diese  in  Benutzung 
genommen  ist  oder  die  zu  der  Benutzung  erforderlichen  Veran- 
staltungen getroffen  sind,  ein  Vorbenutzungsrecht  gewähre 
(RG.  Str.  8  217;  Stenglein  §36  Nr.  8);  7.  der  Lrtum,  daß  eine 
Tätigkeit,  obwohl  ihr  diese  JBedeutung  in  Wirklichkeit  nicht  zu- 
kommt, dem  Begriffe  der  Benutzung  oder  der  Veranstaltungen 
im  Sinne  des  §5  PatG.  entepreche;  8.  der  Glaube,  Rechtsnach- 
folger eines  Yorbenutzers  und  demgemäß  rechtmäßiger  Lihaber 
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eines  Vorbenutzungsrechts  geworden  zu  sein,  obwohl  nicht  gleich- 
zeitig mit  der  ÜbertraguDg  des  Vorbenutzungsrechts  der  Betrieb 
des  Vorbenutzers  auf  den  Erwerber  übergegangen  ist;  9.  die  An- 
nahme, da&  nur  die  in  Kenntnis  der  patentierten  Erfindung  be- 
gangene Nachahmung  derselben  eine  ratentverletzung  darstelle 
(KG.  Str.  8  217);  10.  der  Irrtum,  die  Benutzung  der  patentierten  Er- 
findung sei  ausnahmslos  erlaubt,  wenn  sie  nicht  in  einem  Ge- 
werbebetriebe geschehe;  11.  die  Ansicht,  daß  die  Benutzung 
der  patentierten  Emndung  mit  unwesentlichen  Ab  weichungen 
gestattet  sei  (ve^l.  auch  RG.  Str.  18  389,  890);  12.  die  Annahme, 
daß  in  der  käuflichen  Überlassung  eines  einzelnen  Apparates 
ein  gewerbsmäßiges  Inverkehrbringen  niemals  gefunden  werden 
könne  (RG.  G.  6  334-  anders  Allfeld  274);  13.  die  Unkenntnis  der 
Vorschrift,  daß  durch  die  Patentierung  eines  Verfahrens  auch 
das  unmittelbar  durch  ein  solches  hergestellte  Erzeugnis  ge- 
schützt ist  (RG.  Str.  21  208;  anders  Allfeld  274);  14.  die  Annahme, 
daß  die  gewerbsmäßige  Herstellung  im  Inlande  nicht  verboten  sei, 
wenn  die  Ware  für  das  Ausland  bestimmt  ist,  oder  daß  der 
Export  der  patentwidrigen  V^are  vom  Inlande  nach  dem  Aus- 
lanae  nicht  beanstandet  werden  kOnne  (RG.  Str.  10  352;  Land- 
graf §  36  Nr.  2;  vergl.  RG.  Str.  11  94,  95;  anders  van  Galker  223 
und  m  PMZBl.  1  186);  15.  der  Glaube,  es  sei  erlaubt,  aus  dem 
Aus  lande  bezogene  Waren  im  Inlande  gewerbsmäßig  weiter 
zu  veräußern;  16.  die  Meinung,  man  sei  zur  Benutzung  der  paten- 
tierten Erfindung  im  Inlande  befugt,  wenn  man  im  Auslände 
ein  Patent  auf  dieselbe  &findung  besitze;  17.  die  Annahme, 
die  patentierte  Erfindung  benutzen  zu  dürfen,  weil  die  Hoffnung 
besteht,  die  Vernichtung  des  Patents  —  ohne  daß  diese  dem- 
nächst erfolgt  —  herbeizuführen  (RG.  J W.  08  30) ;  18.  die  Ansicht, 
daß  der  Patentschulz  sich  auf  den  in  der  Patentscnrift  angegebenen 
Verwendungszweck  beschränke  (verdi.  RG.  PMZBL  9  44) ;  19.  die 
Ansicht»  daß  der  Auftrag  des  Dienstherm  die  Rechtswidrigkeit  der 
Handlungsweise  des  Ai^estellten  entschuldige  (ver&I.  RG.  PMZBl.  10 
429);  20.  die  Ansicht,  daß  es  zidäfisig  sei,  nach  Ablauf  der  Lizenz 
die  begonnene  Herstellung  des  geschützten  Gegenstandes  zu  voll- 
enden  (RG.  PMZBI.  12  168);  21.  die  Ansicht,  daß  die  Strafbarkeit 
allsgeschlossen  sei,  wenn  dem  Patentberechtigten  die  Benutzung 
des  Patents  nachträglich  angezeigt  werde  (RG.  PMZBl.  11  287). 

ß)  Rechtsirrtum  als  Entschuldigungsgrund. 

95.  Allgemeine  irrige  Beehtsansiehten.  Nur  in  ganz  besonderen 
Ausnahmeällen  kann  der  Rechtsirrtum  als  entschuldbar  in  dem 
Sinne  angesehen  werden,  daß  die  Annahme  der  Wissentlichkeit 
ausgeschbssen  ist.  Ein  solcher  Ausnahmefall  liegt  z.  B.  vor,  wenn 
mcht  der  Patentverletzer  allein  über  die  Auslegung  des  Gesetzes 
sich  im  Irrtum  befand,  sondern  wenn  die  von  demselben  ver* 
tretene  Rechtsanschauung  die  allgemein  herrschende  in  den 
Kreisen  der  Industrie  und  der  Rechtswissenschaft  gewesen  ist 
und  als  eine  solche  sich  darstellt,  welche  auch  in  dem  Inhalte 
und  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ihre  Stütze  findet.  Das  Reichs- 
gericht hat  die  Berufung  auf  Irrtum  in  einem  Falle  zugelassen, 
in  welchem  der  Patentverletzer  einen  nach  einem  patentierten 
chemischen  Verfahren  im  Auslande  hergestellten  Stoff  in  das  In- 
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land  importiert  und  dort  in  Verkehr  gebracht  hatte;  der  Import 
und  das  Inverkehrbringen  waren  unter  der  Herrschi^  des  früheren 
Patentgesetzes  und  zu  einer  Zeit  geschehen,  Bis  in  weiten  Kreisen 
der  Inaustriellen  und  der  Juristen  noch  die  Auffassung  bestand, 
dafi  der  durch  ein  patentiertes  Verfahren  hergestellte  Stoff  nicht 
durch  das  für  das  Verfahren  gewährte  Patent  mitgeschützt'  sei 
^R6.  B.  8  Nr.  149).  Eine  weitere  Anwendung  dieser  Regel  wird 
indessen  nur  ^anz  ausnahmsweise  zuzulassen  sein,  n&mlich 
dann,  wenn  eme  irrige  Rechtsmeinung  in  der  Tat  die  wirklich 
allgemein  herrschende  ist,  nicht  aber  schon  dann,  wenn  eine 
Rechtsfrage  bestritten  ist  In  dem  letzteren  Falle  mufi 
selbst  der,  welcher  sich  der  überwiegenden  Meinung  anschlieM, 

Sewftrtigen,  daß  das  Grericht  die  g^enteilige,   ihm  ungünstige 
[einui)g  der  Entscheidung  zugrunde  legt 

96.  Ziyilrechtlleher  Irrtum  und  Irrtum  über  öffentlichreekt- 
liehe  Normen.  Als  entschuldbar  in  obigem  Sinne  gilt  auf  dem 
Gebiete  des  Strafrechts  auch  der  zivilrechtliche  Irrtum  und 
ein  Irrtum  über  öffentlichrechtliche  Normen.  Ein  solcher 
rechtlicher  Irrtum  steht  dem  tatsächlichen  Irrtume  gleich,  wenn 
der  Täter  infolgedessen  sich  in  Unkenntnis  über  das  Vorhanden- 
sein eines  Tatumstandes  befindet,  welcher  zum  gesetzlichen  <rat- 
bestande  des  strafbaren  Vergehens  gehört  (Olshausen  §  69  Nr.  2; 
vergl.  R6.  Blum  Ann.  9  483;  Str.  15  360, 361 ;  G.  10  317 ;  Köhler  896) . 
Vorauszusetzen  ist  allerdin^  dabei,  daß  die  betreffende  zivilrecht- 
liche oder  öffentlichrechtliche  Vorschrift  nicht  zugleich  den  un- 
mittelbaren Inhalt  der  Strafrechtsnorm  bildet  (vergl.  RG.  Str.  11 
95,  96).  Ein  Rechtsirrtum  über  eine  der  Voraussetzungen,  unter 
denen  ein  Eingriff  in  das  fremde  Schutzrecht  vorliegt  —  z.  B. 
über  die  Wirkung  der  Patenterteilung  oder  über  den  Inhalt  des 
Patentrechts  —  entschuldigt  daher  auch  gegenüber  der  Strafver- 
folgung nicht  (vergl.  RG.  Str.  21  208;  anders  LG.  Frankfurt  G. 
8  816 ;  van  Galker  in  PMZBl.  1  184).  Nicht  auf  dem  Gebiete  des 
Zivilrechts  sondern  auf  strafrechtlichem  Grebiete  liegt  auch  ein 
Irrtum  über  die  Bedeutung  der  §§  4  und  6  PatG.,  da  diese  Be- 
stimmungen durch  die  Bezugnahme  in  §  36  PatG.  zu  Bestand- 
teilen der  Strafvorschrift  des  letztgenannten  Paragraphen  geworden 
sind  (RG.  PMZBl.  12  168).  Ein  entschuldbarer  zivilrechtlicher 
Rechtsirrtum  hegt  z.  B.  vor,  wenn  der  Patentverletzer  der  irr- 
tümlichen Ansicht  ist,  daß  ihm  das  Patentrecht  oder  ein  Vor- 
benutzungsrecht übertragen  oder  Lizenz  erteilt  sei,  obwohl  der 
Übertragungsvertrag  oder  die  Lizenzerteilunfinaach  den  Vorschriften 
des  bürgerlichen  Rechts  der  rechtlichen  Wirksamkeit  entbehrt. 
Ent8pre<mendes  gilt,  wenn  der  Patentverletzer  infolge  seiner  Un- 
kenntnis der  m^gebenden  gesetzhchen  Bestimmungen  irrtümlich 
annimmt.  Erbe  des  Patentl^rechtigten  geworden  zu  sein  (vergl. 
van  Calker  210). 

UL  Wissentliohkeit  als  Folge  gewisser  Vorgange. 

a)  Tatsachen^  durch  welche  Wissentlichkeit  be- 
gründet wird. 

97.  Wamimffen  und  sonstige  Hitteilungen.  Zu  den  Tat- 
sachen, welche  den  Patentverletzer  zu  genauerer  Prüfung  über 
das  Bestehen  eines  fremden  Verbietungsrechts  veranlassen  müssen. 
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gehören  insbesondere  Warnungen,  welche  der  Berechtigte  oder 
sein  Vertreter  oder  eine  sonstige  beauftragte  Person  unter  Bezug- 
nabme  auf  den  gewährten  Patentechutz   an  den  Benutzer   der 

Patentierten  Erfindung  gelangen  IfSM  (L6.  Halberstadt  6.  2  254; 
.G.  Berlin  6.  8  270;  B6.  G.  9  272;  Robolski  Th.  247,  248;  Land- 
S-af  §  36  Nr.  2;  van  Calker  173;  Stenglein  1 36  Nr.  7;  veigl.  LG. 
remen  PMZBl.  1  317).  Femer  gehören  dahin  Mitteilungen 
sonstiger  unbeteih'gter  Personen,  durch  welche  der  Patentverletzer 
auf  das  Bestehen  des  gesetzlichen  Schutzes  aufmerksam  gemacht 
wird  (vergl.  LG.  Hannover  PMZBl.  1  194;  LG.  Bremen  PMZBI.  1 
317).  Darauf,  da6  die  in  derartigen  Warnungen  enthaltenen  An- 
gaben nicht  ^anz  korrekt  oder  nicht  durch  Urkunden  oder  sonstige 
sichere  Beweise  belegt  sind,  kann  sich  der  Patentverletzer  dann 
nicht  berufen,  wenn  er  die  Inkorrektheit  der  Mitteilung  nicht  be- 
merkt oder  auf  die  Mitteilung  hin  überhaupt  keine  Nachforschungen 
angestellt  hat  (verel.  LG.  Bremen  PMZBl.  1  317;  RG.  JW.  M 
109;  Stenglein  §  36  Nr.  7).  Durch  solche  Warnungen  oder  sonstige 
Mitteilungen  wurd  denmach  zmn  mindesten  der  Eventualdolus  des 
Täters  begründet. 

96.  F^blikationen  nnd  Sckntzyermerke.  Der  ausdrücklichen 
Warnung  stehen  Publikationen  über  den  Patentschutz,  Mit- 
teilungen in  Fach  blättern,  welche  dem  Patentverletz^  zur 
Kenntois  gekommen  sind,  sowie  solche  Vermerke  gleich,  welche 
auf  einem  geschützten  Gr^enstande  zu  dem  Zwecke  angebracht 
sind,  um  auf  den  Patent^hutz  hinzuweisen.  Es  sind  dies  Be- 
zeichnungen wie  „D. R. P.",  .Patent'',  „patentamtlich  ge- 
schützt*', und  bei  solchen  Objekten,  welche  den  Gegenstand 
einer  patentfähigen  Erfindung  darstellen  können,  der  Ausdruck 
„gesetzlich  geschützt''  usw.  (LG.  Göhi  G.  2  254,  2B6;  LG. 
Leipzig  G.  4  800 ff.;  Landgraf  §  36  Nr.  2;  Gareis  K.  §  34 
Nr.  1;  Seligsohn  §  36  Nr.  17;  Allfeld  272;  Stenglein  §  36  Nr.  7; 
vergl.  LG.  Breslau  PMZBl.  1  260).  Die  Bezeichnung  „D.R.P.' 
ist  durch  eine  Bekanntmachung  des  Patentamts  als  Abkürzung 
der  Bezeichnung  „Deutsches-Reichs-Patent"  amtlich  empfohlen 
(PBl.  77  27).  Ist  ein  solcher  Vermerk  auf  einem  Gegenstände  an- 
gebracht, so  muß  jeder  davon  ausgehen,  daß  das  Patent  sich  auf 
alles  beziehe,  was  an  dem  bezeichneten  Gegenstande  Neues  und 
Eigentümliches  sich  vorfindet  (LG.  Leipzig  G.  4  302).  Ob  der  Ver- 
merk sich  auf  den  ganzen  Gegenstand  oder  nur  einen  Teil  des- 
selben bezieht,  ist  Tat&age.  Yorauszuseizen  ist  im  allgemeinen, 
daß  der  Vermerk  nicht  nur  dem  Patentverletzer  zur  Kenntnis  ge- 
kommen ist,  sondern  auch  in  unzweideutiger  oder  allgemein  üb- 
licher Weise  auf  den  Patentschutz  hinweist  (vergl.  LG.  Breslau 
PMZBl.  1  156). 

98.  Begründung  der  Wissentliehkeit  durek  Vorgibige  in 
einem  früheren  Venahren.  Ähnliche  Wirkung  wie  eine  Warnung 
kennen  auch  sonstige  Umstände  haben,  durch  welche  der  ge- 
währte Patentschutz  dem  Patentverlet&er  hat  zum  Bewußtsein 
kommen  müssen.  Es  kann  dies  z.  B.  der  Umstand  sein,  daß  der 
Patentverletzer  beidemErteilunf;sverfahren  als  Einsprechender 
beteiligt  gewesen,  oder  daß  eme  Anmeldung  desselben  wesen 
des  früher  angemeldeten,  von  ihm  verletzten  Patents  beanstandet 
worden  ist.     Insbesondere  ist  die  Annahme  der  Wissentlichkeit 
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erechtfertjgt,  wenn  dem  Patentverletzer  aus  der  Fassung  eines 
jlun  gewährten  Patents  oder  aus  Vorgängen  im  Erteilungs- 
y erfahren  deutlich  zum  Bewu&tsein  kommen  mu&te,  daß  das 
Patentamt  ihm  ein  Patent  nur  in  Abhängigkeit  von  dem  verletzten 
Patent  habe  erteilen  wollen;  denn  obwohl  das  Patentamt  zur  Ent- 
scheidung über  die  Abhän^keit  nicht  befugt  ist,  hat  dessen  An- 
sicht über  die  Abhängigkeit  —  wenn  sie  aus  irgendwelchen  Vor- 
gängen im  Ebiieilungsverfahren  sich  ergabt  —  doch  eine  so  sdiwer- 
wiegende  sachUche  Autorität,  daß  sie  trotz  eigener  entgegen- 
gesetzter Überzeugung  nicht  einfach  beiseite  gesetzt  werden  oiEurf . 
Kur  wenn  die  entgegengesetzte  Überzeugung  auf  gleichwertige 
Autoritäten  sich  stützen  kann,  würde  die  Berufung  auf  guten 
Glauben  Beachtung  finden  können  (RG.  PMZBl.  8  205,  206,  JW.  08 
400;  vergl.  auch  §  3  Nr.  64).  Auch  früher  —  namenthch  über  die 
Auslegung  des  Patents  —  ergangene  Urteile,  selbst  wenn  sie 
noch  nicht  rechtskräftig  sind,  können  geeignet  sein,  die  Wissent- 
lichkeit des  Täters,  welchem  sie  zur  Eennüiis  gebracht  sind,  zu 
begründen;  um  so  mehr  ist  dies  der  Fall,  wenn  sogar  ein  rechts- 
kräftiges Urteil  gegen  den  Täter  selbst  früher  ergangen  ist  (RG. 
B.  16  Nr.  113;  Robolski  Th.  246). 

100.  Verpflichtung  des  Gewarnten  zur  Anstellimg  von  Naoh- 
forsekungen.  In  allen  solchen  Fällen  muß  der  Patentverletzer, 
auch  wenn  noch  nicht  ganz  sichere  Beweise  für  das  Bestehen 
eines  fremden  Patentrechts  vorliegen,  doch  mit  der  Möglichkeit 
der  Verletzung  eines  solchen  rechnen,  sofern  derselbe  nicht  guten 
Grund  hatte,  anzunehmen,  daß  trotz  des  Bestehens  eines  Patent- 
rechts, weil  dieses  ihm  gegenüber  nicht  geltend  gemacht  werden 
könne,  seine  Handluoff  sich  nicht  als  eine  Verletzung  desselben 
darstelle   (vergl.  RG.  Str.  90  113).    Denn  wollte  man  den  Satz 

Seltend  machen,  daß  der  Patentberechtigte,  um  die  Wissentlichkeit 
erbeizuführen,  den  Nachweis  seines  Rechts  in  einer  jeden  Zweifel 
niederschlagenden  Weise  führen  müsse,  so  würde  man  einem  Ver- 
letzer gegenüber,  in  dessen  Interesse  Zweifel  liegen.  Unmögliches 
verlangen.  Unterläßt  es  derjenige,  der  auf  eine  Patentverletzung 
in  geeigneter  Weise  aufinerksam  gemacht  wird,  sich  zu  über- 
zeugen, ob  die  Warnuns  begründet  ist,  so  kann  von  ihm 
angenommen  werden,  er  wolle  sein  für  ihn  vorteilhaftes  Handeln 
fortsetzen,  auch  wenn  es  eine  Patentverletzung  enthalte;  dies 
würde  aber  Eventualdolus  sein.  Ein  solcher  Eventualdolus  liegt 
insbesondere  vor,  wenn  der  Gewamte  es  unterläßt,  das  Patent  ein- 
zusehen, und  in  soldien  Fällen,  in  welchen  ihm  ein  eigenes  Urteil 
nicht  zusteht,  Sachverständige  zu  befragen  (RG.  G.  9  273). 

101.  Die  Warnungen  usw.  müssen  geeignet  sein,  ernstliehe 
Zweifel  zu  erwecken.  Ob  die  Sachlage  derartig  ist,  daß  es  Pflicht 
des  Patentverletzers  gewesen  wäre,  vor  Fortsetzung  seiner  Tätig- 
keit Nachforschungen  über  das  Bestehen  oder  den  Umfang  des 
behaupteten  Schutzrechts  anzustellen,  hat  das  Gericht  im  Eänzel- 
falle  zu  entscheiden,  da  eine  allgemeine  Verpflichtung,  in- 
folge jeden  Einspruchs  eines  Konkurrenten  Nachiorschungen  anzu- 
st^en,  nicht  anzuerkennen  ist  (RG.  JW.  90  109).  Insbesondere 
kann  dem  angeblichen  Patentverletzer  nicht  angesonnen  werden, 
um  ganz  allgemeiner  Drohungen  oder  Verbote  willen  eine  besondere 
Tätigkeit  zu  entfalten.    Dagegen  tritt  die  Verpflichtung,  Ermitte- 
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lunsen  anzustellen,  ein,  wenn  die  Mitteilungen  oder  Wamnngeo 
nach  ihrer  Art  geeignet  sind,  ernstliche  Zweifel  an  der 
Rechtslage  wachziunifen.  Es  sind  daher  besonders  solche  War- 
nungen geeignet,  zur  Annahme  eines  Eventualdolus  zu  fOhren,  in 
welchen  der  Umfanff  des  angeblich  verletzten  Patents  in  sachlic^^ 
Weise  n&her  dargele«^  und  auf  diejenigen  Umstände,  welche  — 
wie  z.  B.  gerichtlidie  Urteile,  Gutachten  usw.  —  die  in  der  Wsnawg 
ausgesprochene  Ansicht  zu  stützen  geeignet  sind,  verwiesen  wird 
(vergl.  RG.  PMZBl.  6  236,  JW.  00  78). 

b)  Einfluß  des  Proze&beginns. 

108.  Tats&chliehe  Bedeutung  der  Klageerkebung  und  der 
Euüeitung  des  Strafverfahrens.  Ähnliche  Wirkung  v^ie  eine 
Warnung  oder  eine  sonstige  Benachrichtigung  von  dem  Bestehen 
eines  Patentrechts  hat  die  Erhebung  der  Zivilklage  und 
die  Einleitung  des  Strafverfahrens,  insofern  als  durch  die 
dem  Beklagten  un  Zivilprozesse  zugestellte  Klageschrift  und 
durch  die  verantwortliche  Vernehmung  des  Angeschuldigten 
im  Strafverfahren  die  der  Klage  und  der  Anschuldigung  zugrunde 
liegende  Beredhtigung  zur  Kenntnis  der  in  Anspruch  genomnien^i 
Person  gebracht  wira.  Die  EUageerhebung  im  Zivilprozesse  ist 
denmach  ein  wichtiges  tatsächliches  Moment,  welches  in 
einer  Anzahl  von  Fällen  den  Schluß  auf  das  Yorhandensein  der 
Wissentliclikeit  hinsichtlich  der  später  begangenen  Handlungen 
rechtfertigen  wird  und  somit  als  Beweismittel  für  die  Wissent- 
Uchkeit  £enen  kann  (RG.  G.  6  396  ff.,  Civ.  21  71  ff.,  B.  6  Nr.  169, 
JW.  88  307;  B.  7  Nr.  149,  JW.  89  72). 

lOS.  Beehtliche  Bedentimg  der  Klageerkebung  im  Zivil- 
prozesse.  Andere  rechtliche  Wirkungen  hat,  obwohl  dies  nicht 
unbestritten  ist,  die  Anstellung  des  Zivilprozesses  nicht;  insbe- 
sondere hat  dieselbe  nicht  gesetzlich  zur  Folge,  da£  hinsichtlich 
der  später  fortgesetzten  Yerletzungshandlungen  ausnahmslos 
Wissentlichkeit  anzunehmen  ist,  oder  da&  der  Beklagte 
gar  ohne  jeden  Nachweis  eines  Verschuldens  wesen  der  nach 
der  Klage  fortgesetzten  yerletzungshandlun^n  auf  Schadenersatz 
oder  etwa  auf  dasjenige  haftet,  was  der  Kläger  erhalten  haben 
würde,  wenn  das  Urteil  im  Augenblicke  der  Klageerhebung  hätte 
ergehen  können.  Denn  durch  das  Patentgesetz  ist  die  Haftung 
des  Patentverletzers  —  wenigstens  wegen  gewerbsmäßiger  Er- 
findungsbenutzung —  erschöpfend  geregelt,  indem  nur  im  Falle 
nachgewiesenen  wissentlichen  oder  ^obfahrlässigen  Verhaltens 
eine  Entschädigungspflicht  anerkannt  ist  (RG.  G.  6  396,  397,  Civ. 
21  71flF.,  B.  6  Nr.  159;  B.  7  Nr.  149,  JW.  89  72;  Seligsohn  §  3B 
Nr.  17;  vergl.  Jeß  in  DJZ.  05  726,  727;  vergl.  auch  Nr.  8ff.; 
anders  Bolze  in  Gruchot  33  9  ff.)*  Ganz  abgesehen  hiervon  gibt 
es  aber  auch  im  büif^erlichen  Recht  keine  Bestimmung,  aus  welcner 
sich  eine  durch  den  Prozeßbe^nn  ^steigerte  Haftung  ableiten 
liefie,  selbst  wenn  man  der  Ansicht  ist,  daß  eine  Ergänzung  des 
Patentgesetzes  durch  das  büif^erliche  Recht  in  dieser  Hinsicht 
möglich  sei  (RG.  PMZBl.  12  166,  166,  JW.  06  70).  Es  besteht 
gegenüber  einem  gutgläubigen  Patentverletzer  auch  nicht  einmal 
ein  Anspruch  auf  die  demselben  nach  Prozefibeginn  zugeflossene 
Bereicherung,  soweit  solche  nicht  als  Entschädigung  wegen 
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wissentlichen  oder  ^robfahrlässigen  Handelns  gefordert 
werden  kann  (vergL  Seligsohn  3.  Aufl.  §  86  Nr.  1 ;  vergl.  auch 
Nr.  38 ff.  und  48;  anders  Jeß  in  DJZ.  05  726,  727;  KoUer  660; 
Kohler  P.  und  J.  8  6).  Dies  gilt  indessen  nur  insoweit,  als  die 
Patentverletzung  durch  gewerbsmäßige  Ausnutzung  der  Erfindung 
begangen  ist  (vergL  Nr.  46  ff.). 

104.  Beweis  und  Gegenbeweis.  Der  Klfiger,  welcher  einen 
Anspruch  auf  wissentliches  Verhalten  des  Beklagten  gründen  will, 
ist  demnach  auch  hinsichtlich  der  nach  Anstellung  des  Prozesses 
begangenen  Kechtsyerletzungen  von  dem  ihm  obliegenden 
Beweise  der  Wissentlichkeit  nicht  befreit.  Andererseits 
kann  eine  durch  die  Klagezustellung  begrOndete  tatsftchliche  Ver- 
mutung der  Wissentlichkeit  durch  Gegenbeweis  des  Bekl^^ien 
oder  durch  die  beffleitenden  Umstände  widerlegt  werden.  Wenn 
hierdurch  der  Na^weis  erbracht  wird,  daß  der  Beklagte  in  dem 
guten  und  durch  die  Umstände  gerechtfertigten  —  wenn  auch  irr- 
tümlichen —  Glauben  an  die  Nichtexistenz  des  klägerischerseits 
geltend  gemachten  Rechts  oder  an  eine  ihm  zustehende,  dieses 
Kecht  ausschließende  Befugnis  —  also  in  entschuldbarem  tatsäch- 
lichem Irrtum  —  seine  stOrende  Tätigkeit  fortgesetzt  hat,  so  be- 
darf es  anderer  Beweise,  wenn  der  KU^r  trotzdem  die  Behauptung 
wissentlichen  Verhaltens  aufrecht  erhalten  will  (RG.  G.  6  893  ff./ 
Civ.  21  69ff.,  B.  6  Nr.  169,  JW.  88  807;  B.  7  Nr.  149,  JW.  89  72; 
vergl.  RG.  B.  19  Nr.  126;  PMZBl.  11  148). 

104a.  Strafverfahren.  Die  erörterten  Grundsätze  selten  auch 
im  Strafverfahren.  Estritt  demnach  keine  Bestrafung  wegen 
wissentlicher  Patentverletzung  ein,  wenn  der  Beschuldig  nach 
Einleitung  des  Strafverfahrens  in  dem  guten  Glauben  an  eine  ihm 
zustehende  Berechtigung  die  störende  Tätigkeit  fortgesetzt  hat 
(vergl.  RG.  PMZBl.  1  822). 

106.  Im  Laufe  des  Prozesses  eintretende  Wissentlichkeit. 

Die  Wissentlichkeit  kann  auch  erst  im  Verlaufe  des  Prozesses 
eintreten,  wenn  der  Beklagte  oder  Angeklagte,  welcher  ursprüng- 
lich in  ^tem  Glauben  gebandelt  hat,  auf  seinem  Verhalten  be- 
harrt, wiewohl  sein  guter  Glaube  durch  Tatsachen  und  Beweise, 
welche  im  Laufe  des  Verfahrens  beigebracht  sind,  hat  erschüttert 
werden  müssen  (vergl.  RG.  B.  14  Nr.  193;  B.  16  Nr.  118). 

IV.  Wissentliohkeit  bei  mehreren  Teilnehmern. 

106.  Wissentliehkeit  bei  MittStem,  Oehiilfen  und  Anstiftern. 

Ansprüche  aus  wissentlich  widerrechüichem  Verhalten  können, 
wenn  mehrere  Personen  bei  einer  Patentverletzung  beteiligt  sind, 
nur  gegen  diejenigen  Teilnehmer  erhoben  werden,  welchen  die 
Wissentlichkeit  nachgewiesen  wird.  Mittäter,  welche  die 
Patentverletzung  nicht  selbst  ausgeführt  haben,  sind  nur  dann  ver- 
antwortlich, wenn  zu  der  Kenntnis  der  eigenen  Widerrechtlichkeit 
noch  die  Wissenschaft  hinzutritt,  daH  auch  der  oder  die  anderen 
Mittäter  in  widerrechtlicher  Weise  tätig  geworden  sind.  Gehülfen 
und  Anstifter  müssen  ffewu&t  haben,  daß  die  Handlungsweise 
des  Täters  eine  widerreoitliche  ist,  während  die  Kenntnis  der 
eigenen  Widerrechtlichkeit  bei  diesen  Teilnehmem  der  Regel  nach 
weniger  in  Betracht  kommt  (vergl.  RG.  Qv.  22  168;  B.  9  Nr.  108). 
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V.  Wiflsentliohkeit  bei  jaristiBohen  Personen  und  Handelsgeaell- 
sohaften. 

107.  Yerantwortliekkeit  für   das  Wissen  yon  Yertreton. 

Juristische  Personen  und  Handelsgesellschaften  sind  ebenso  wie 
für  die  Patentverletzungen  der  gesetzlichen  Vertreter  imd  der  ver 
tretungsberechtij^n  Gesellschafter  für  deren  Wissen  verant- 
wortlich. Dies  gilt,  da  eine  Strafverfolgung  nur  g^genüba 
physischen  Personen  stattfinden  kann,  allein  ninsichtUch  der  Ent- 
scnädigungsklage,  welche  auf  Grund  der  wissentlich  wide^ 
rechüichen  Uandlung;sweise  der  zur  Vertretung  berechtigten  Pe^ 
sonen  g^gen  die  juristische  Person  und  g^en  die  Gesellschaft  er- 
hoben werden  darf  (vergl.  RG.  Blum  Ann.  8  69). 

106.  Yerantwortliekkeit  beim  Yorkandensein  mekrerer  Ye^ 
treter.  Sind  mehrere  gesetzliche  Vertreter  od^  mehrere  ver- 
tretungsberechtigte  Gcssellschafter  vorhanden,  so  genügt  das 
Wissen  auch  nur  eines  Vertreters,  während  das^ichtwiss^ 
der  anderen  zur  Vertretung  berechtigten  Personen  nicht  ins  Ge- 
wicht föUt.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  gesetzlich  oder  im  Statut 
bestimmt  ist,  da&  die  mehreren  Vertreter  nur  in  Gemeinschaft 
handeln  dürfen;  eine  derartige  Beschränkung  bezieht  sich  allein 
auf  die  Stellvertretung  bei  dem  Absclüusse  von  Bechtsgeschfl^ten« 
nicht  dagegen  auf  die  Stellvertretung  bei  Vornahme  gesetzlkfa 
verbotener  Handlungen,  um  welche  es  sich  hier  handelt  (RG.  J  W. 
86  US;  vergl.  RG.  Qv.  9  146;  B.  1  Nr.  1186;  B.  4  Nr.  807). 

109.  Yerantwortliekkeit  der  Vertreter.  Neb  en  der  juristischen 
Person  und  der  Gesellschaft  haften  deren  Vertreter  selbst 
nach  Maßgabe  ihres  Wissens.  Mehrere  gesetzliche  Vertreter  oder 
vertretungsberechtigte  Gesellschafter  sind  nur  nadi  den  gleichen 
Grundsätzen  persönUch  verantwortlich  wie  mehrere  Teimehmer 
bei  einer  Patentverletzung;  auf  Grund  des  Wissens  eines  Ver- 
treters besteht  nicht  etwa  ohne  weiteres  eine  persönliche  Haftung 
der  übrigen  (vergl.  RG.  Str.  5  109;  vergl.  Nr.  106). 

VI.  Später  eintretende  Wissentliohkeit. 

110.  Wissentliche  Fortsetzung  einer  gutgläubigen  TStiffkeit. 

Die  Wissentlichkeit  mu6  bestanden  haben  zu  dem  2eitpunne,  in 
welchem  die  Patentverletzung  begangen  wurde;  andererseits  ge- 
nügt es,  da6  sie  zu  dieser  Z^it  bestand,  imd  zwar  selbst  dann, 
wenn  die  Handlung  sich  als  die  Fortsetzung  einer  ursprünglich 
in  gutem  Glauben  vorgenommenen  TätigKeit  darsteUt  (versL 
Komer  568).  Letzteres  trifft  nicht  nur  dann  zu,  wenn  die  fortsetzende 
Tätigkeit  rechtlich  als  eine  selbständige  Handlung  zu  behandeln 
ist,  sondern  es  gilt  dies  auch,  wenn  der  Beginn  der  widerrecht- 
heben  Handlungsweise  und  deren  Fortführung  rechtlich  aJs  eine 
einheitliche  Handlung  in  Betracht  kommen,  wenn  also  ein  fortge- 
setztes Vergehen  in  Frage  steht,  in  dessen  Verlauf  die  Wissent- 
lichkeit eintritt  (vergl.  §  86  Nr.  40  ff.). 

111.  Beispiele.  Hiernach  handelt  wissentUch,  wer  bereits  vor 
der  Bekanntmachung  gemäß  §  23  PatG.,  aber  nach  der  Patent- 
anmeldung die  Erfindung  in  Benutzung  genommen  hat,  wenn  er 
die  Benuteung  nach  erlangter  Kenntnis  von  der  Bekanntmachung 
oder  Patenterteilung  fortsetzt  (RG.  G.  9  474,  Str.  28  23).  Auch 
der,  welcher  eine  Ware  objektiv  v^derrechüich,  jedoch  in  gutem 
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Glauben  hergestellt,  oder  wer  eine  patentwidrig  hergestellte 
Ware  in  gutem  Glauben  erworben  hat,  ist  wegen  wissentlicher 
PatentverletzuDg  haftbar,  wenn  er  nach  erlangter  Kenntnis  von 
der  Patentwidrigkeit  der  Herstellung  die  Ware  trotzdem  in  Ver- 
kehr brinfft  oder  feilli&lt  oder  ^braucht  Für  die  Wissentlichkeit 
des  InverKehrbringens,  des  Feühaltens  und  des  Gebrauchens  ist 
es  demnach  ohne  jede  Bedeutung,  ob  die  Herstellung  der  Ware 
schuldhafter  Weise  oder  in  gutem  Glauben  vorgenommen  wurde 
(vergl.  LG.  Leipzig  G.  4  301,  302;  KG.  Str.  5  107;  Str.  20  114; 
Str.  24  98,  99;  vergl.  auch  RG.  Str.  10  403). 

112.  Unterlassung  von  Haftnahmen  nach  Eintritt  der  Wissent- 
liehkeit.  Ist  die  Handlung  in  gutem  Glauben  ausgeführt  worden, 
deren  Edolg  bisher  jedoch  nicht  eingetreten  und  die  Verhinderung 
desselben  noch  mögUch,  so  kann  die  bereits  ausgeführte  Tätigkeit 
dem  Täter  als  eine  wissentliche  zugerechnet  werden,  wenn  er  die 
den  rechtswidrigen  Erfolg  verhindernde  Tätigkeit  unter- 
läßt, sofern  nur  die  Verhinderung  keine  ganz  außerordentlichen, 
zu  der  Schwere  der  Rechtsverletzung  außer  Verhältnis  stehenden 
Leistungen  von  ihm  fordert.  Denn,  wer  dies  unterläßt,  zeigt  da- 
mit seinen  Willen,  die  Handlung,  obwohl  er  sie  nunmehr  als  eine 
widerrechtliche  kennt,  fortwirken  zu  lassen.  Wissentlich  bringt 
daher  in  Verkehr,  wer  in  gutem  Glauben  eine  patentwidrige  Ware 
dem  Spediteur  oder  Frachtführer  übergeben  hat,  und,  wiewohl 
die  Rückforderung  der  Ware  vor  der  Absendung  leicht  ausführbar 
ist,  dies  nach  erlangter  Kenntnis  von  der  Patentwidrigkeit  der 
Herstellung  unterläßt  (vergl.  RG.  Str.  18  98;  vergl.  dagegen  auch 
LG.  Bremen  PMZBl.  1  318). 

HS.  Eintritt  der  Wissentllehkeit  im  Laufe  des  Prozesses. 
Auch  im  Verlaufe  eines  Prozesses  kann  durch  die  in  dem 
gerichtlichen  Yerfeduren  gelieferten  Beweise  die  Wissentlichkeit  für 
die  Zukunft  begründet  werden  (vergl.  Nr.  106). 

Vn.  Beweis  der  Wissentliohkeit. 
a)  Allgemeines. 

114»  Beweispllicht  des  Klägers.  Der  Beweis  der  Wissentlich- 
keit  liegt  demjenigen  ob,  welcher  wegen  wissentlicher  Patentver* 
letzung  Ansprüche  erhebt  oder  die  Strafverfolgung  ff^gen  den 
Patentverletzer  einleitet,  d.  h.  dem  Kläger  im  Zivilvernim*en  und 
dem  Staatsanwalt  oder  Nebenkläger  im  Strafverfahren.  Den 
Antragsteller  im  Sirafverfahren  trifft  an  sich  die  Beweispflicht 
nicht;  doch  wird  der  Staatsanwalt  regelmäßig  kaum  in  der  Lage 
sein,  den  ihm  obliegenden  Beweis  zu  liefern,  sofern  nicht  von 
interessierter  Seite,  d.  h.  von  dem  Antragsteller,  das  nOtige  Be- 
weismaterial beschafft  worden  ist  (Olsbausen  §  69  Nr.  7).  Von 
einer  Beweislast  im  Sinne  der  zivürechtlichen  Beweislast  kann 
allerdings  im  Strafprozesse  nicht  die  Rede  sein,  da  das  Straf- 
gericht selbständig  die  Sachlage  zu  untersuchen  und  aus  dem  Er- 
gebnisse der  Verhandlungen  seine  Überzeugung  zu  begründen  hat 
ÖKG.  G.  4  284,  285). 

HS.  Beweispllicht  des  Beklagton  oder  Angesekuldigton.  Der 
Beklagte  oder  Angeschuldigte  hat  regelmäßig  keinerlei  Ver- 
pflichtung, nachzuweisen,  daß  er  nicht  wissentlich  gehandelt  habe, 
es  sei  denn,  daß  derselbe  nach  Lage  der  Sache  genötigt  ist,  zur 
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Entkräftimg  der  von  der  anderen  Seite  gelieferten  Beweise  Greg^en- 
beweis  f£  seinen  guten  Glauben  anzutreten  (veivl.  BG.  G.  ^  2M:, 
285;  JW.  00  857).  Abgesehen  hiervon  ist  der  Beklagte  oder  An- 
geschuldigte auch  dann  beweispflichtij^,  wenn  derselbe  behauptet. 
in  einem  die  Wissentlichkeit  aueschheßenden  Irrtum  gehandelt 
zu  haben;  in  diesem  Falle  ist  es  seine  Sache,  die  den  Irrtum 
rechtfertigenden  Tatsachen  darzulegen  und  zu  beweisen  (vergl. 
Nr.  86). 

116.  Beweismittel  nnd  Beweiswiirdigung.    Der  Beweis    der 
Wissentlichkeit  kann  durch  alle  sonst  in  dem  Verfahren  zulässigen 
Beweismittel  geführt  werden;  derselbe  wird,  da  es  sich  dabei  um 
ein  lediglich  inneres  Moment  handelt,  in  der  B^gel  —  abgesehen 
von  der  Eideszuschiebung  im  Zivilver&hren  —  nur  im  Wege 
der  Schlußfolgerung,  d.  h.  durch  den  Nachweis  sonstiger  Tat- 
sachen, welche  auf  die  Wissentlichkeit  schließen  lassen,  zu    er- 
bringen sein  (vergl.  RG.  Blum  Ann.  8  68).    Die  Würdigung  dieser 
Tatsachen  erfolgt  nach  dem  freien  Ermessen  des  Gerichts.     £s 
ist  z.  B.   die    Wissentlichkeit  mit  Rücksicht   darauf  festgestellt 
worden,   daß  von  dem  Elfiger  in  dem  Verhandlungstermine  ein 
Urteil,  welches  der  von  dem  Patentverletzer  dem  Patent  gegebenen 
Auslegung  entgegenstand,  vorgelegt  worden  war;  es  wurde   als 
selbstverständlich  und  deshalb  ohne  Beweisau&iahme  als  tatsäch- 
lich festgestellt  angesehen,  daß  der  Anwalt  des  Patentverletzers 
diesem,  welcher  in  dem  Termine  nicht  gegenwärtig  war,    ohne 
Verzug  von  der  veräJiderten  Sachlage  Kenntnis  gegebMen  habe  (R6. 
B.  16  Nr.  113). 

b)  Vermutung  der  Wissentlichkeit. 

117.  TatsSchliehe  Yermutung  der  Wissentlichkeit.  Der  Be- 
weis der  Wissentlichkeit  wird  öfters  dadurch  erleichtert,  daß  die 
Wissentlichkeit  vermutet  wird,  und  demzufolg[e  der  Patentverletzer 
gegenüber  dieser  Vermutung  den  Beweis  seines  guten  Glaubens 
zu  führen  hat.  Eine  solche  Vermutung  der  Wissentlichkeit  ist 
meist  begründet,  wenn  der  Patentverletzer  vorher  gewarnt  ist, 
oder  wenn  in  sonstiger  Weise  auf  den  Patentschuiz  aufmerksam 
gemacht  war  (vergl.  Nr.  97  ff.).  Auch  dann  wird  sich  öfters  eine  Ver- 
mutung begründen  lassen,  wenn  der  Patentschutz  in  Fachkreisen 
allgemein  bekannt  ist,  oder  wenn  der  Patentverletzer,  obwohl 
die  Anmeldung  der  von  ihm  benutzten  Erfindung  zur  Patentierung 
nahe  gel^n  hätte,  diese  Patentanmeldung  nicht  bewirkt  hat 
Auch  der  rrozeßbeginn  wird  öfters  geeignet  sein,  die  Wissent> 
Uchkeit  vermuten  zu  lassen  (vergl.  Nr.  102  ff.).  In  allen  diesen 
Fällen  handelt  es  sich  um  tatsächliche  Vermutungen,  welche 
der  Regel  nach,  jedoch  nicht  ausnahmslos,  die  Schlußfolgerung, 
daß  Wissentiichkeit  vorliege,  rechtfertigen. 

118.  Gesetzliche  Vermutungen.  Gesetzliche  Vermutungen 
bestehen  bezüglich  der  Annahme  der  Wissenthchkeit  im  Patent- 
rechte nicht  (RG.  G.  6  400,  Civ.  21  73,  JW.  88  307;  JW.  89  72). 
Es  gilt  vielmehr  sowohl  im  Zivilprozesse  als  im  Strafverfahren  das 
System  der  freien  Beweiswürdigun^.  Insbesondere  besteht  keine 
Rechts  Vermutung  des  Inhalts,  daß  m  folge  von  Eintragungen  in  die 
Patentrolle  oder  auf  Grund  der  in  Gemäßheit  des  §  23  PatG.  oder 
der  über  die  Patenterteilung  erlassenen  öffentlichen  Bekannt- 
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machung  anzunehmen  sei,  das  Bestehen  des  Patentschutzes  sei 
damit  tateftchlich  zur  allgemeinen  Kenntnis  gekommen,  und  es  sei 
daher  Sache  desjenigen,  welcher  seine  Unkenntnis  behauptet,  dies 
nachzuweisen.  £s  ist  vielmehr  Tatfrage  im  einzelnen  Falle,  ob 
anzunehmen  ist,  da&  die  Bekanntmachung  dem  Patentverletzer  zur 
Kenntnis  gekommen  sei  (R6.  Str.  5  270;  Robolski  Th.  246;  van 
Calker  174;  Robolski  K.  §  35  Nr.  1;  vergl.  Seligsohn  §  35  Nr.  17; 
Schanze  Reg.  33;  vergL  auch  §  19  Nr.  7).  Ebensowenig  ist  femer 
zu  vermuten,  da£i  der  Teilhaber  einer  offenen  HandelsgesellschidPt 
oder  der  gesetzliche  Vertreter  einer  Korporation  sia  Mitwisser 
hinsichtUcn  der  von  einem  anderen  Teilhaber  oder  einem  anderen 
gesetzlichen  Vertreter  im  Geschäftsbetriebe  vorgenommenen  ver- 
botenen Handlungen  zu  gelten  habe,  sofern  derselbe  nicht  Um- 
stände nachweise,  welche  seine  Mitwissenschaft  ausschließen  (vergl. 
B6.  Str.  5  109).  Auch  in  Fällen  dieser  Art  muß  die  Wissentlich- 
keit dem  deswegen  in  Anspruch  Grenommenen  nachgewiesen 
werden,  wobei  aUerdings  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  die  er- 
wähnten Umstände  zur  Unterstützung  anderweitiger,  fQr  sich  noch 
nicht  genügender  Beweismittel  dienen  können. 


C.  Grobe  Fahrlässigkeit. 

L  Fahrlässigkeit. 

119.  Begriff  der  leichten  Fahrlässigkeit.  Unter  Fahrlässig- 
keit wird  der  Mangel  derjenigen  Sorgfalt  oder  Aufmerksamkeit 
verstanden,  welche  von  einem  verständigen  ordentlichen  Menschen 
unter  Yoraussetzunff  gewöhnlicher  Fähigkeiten  —  also  von  einem 
Durchschnittsmenschen  —  bei  Vornahme  seiner  Handlungen  er- 
wartet werden  kann  (RG.  JW.  96  675;  Seligsohn  §  35  Nr.  8;  vergl. 
B6.  Civ.  10  289;  Civ.  86  210).  Fahrlässig  handelt  also,  wer  — 
vorausgesetzt,  dafi  er  zurechnungsfähig  ist  —  die  im  Verkehr  er- 
forderliche und  durch  die  Umstände  gebotene  Sorgfalt 
außer  Acht  läßt  (§  276  BGB.;  vergl.  RG.  PMZBl.  2  182).  Ob 
diese  Soigfalt  in  scnuldhafter  Weise  vernachlässigt  ist,  ist  eine 
Tatfrage,  bei  deren  Beantwortung  insbesondere  darauf  zu  achten 
sein  wira,  ob  und  inwieweit  nach  Lage  des  Einzelfalls  die  An- 
wendung von  Aufmerksamkeit  als  Pflicht  des  Handehiden  geboten 
erscheint  (vergl.  RG.  Str.  6  124;  Str.  20  212;  Rspr.  3  622;  PMZBl. 
2  181).  Es  ist  dabei  keineswe^  erforderlich,  da&  eineVerpflidhtung 
zur  Aufinerksamkeit  durch  Vertrag  oder  spezielles  Gesetz  be- 
gründet sei;  vielmehr  eigibt  sich  eine  derartige  Verpflichtung 
ohne  weiteres  fOr  jeden,  welcher  durch  sein  Handeln  zu  anderen 
Personen  in  irgend  welche  rechtlichen  oder  tatsächlichen  Be- 
ziehungen tritt,  die  eine  Schädigung  dieser  Personen  zur  Folge 
haben  können  (vergl.  RG.  Civ.  22  262). 

120.  Voraussehbarkeit  des  Erfolges.  Die  Haffcung  fOr  Fahr- 
Ifissigkeit  setzt  neben  der  Unachtsamkeit  des  Handelnden  voraus, 
daß  dieser  bei  gehöriger  Aufmerksamkeit  die  Vorstellung  von 
dem  rechtswidrigen  Enolge  seines  Tuns  hätte  gewinnen  müssen, 
daß  also  der  später  eingetretene  Erfolg  für  einen  sorgfältigen 
Menschen  ein  voraussehbarer  war  (vergl.  RG.  Civ.  10^9,  290; 
Str.  20  212;  PMZBl.  2  182). 
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IL  Grobe  Fahrlässigkeit* 

121.  Beg^riff  der  groben  Fahrlässigkeit.  Grob  fahrlässig 
bandelt,  wer  die  im  Yerkebre  erforderliche  Soi^alt  in  besonders 
schwerer  oder  besonders  tadehiswerter  Weise  verletzt  (BG. 
PMZBl.  6  236,  JW.  00  78;  vergl.  RG.  JW.  Ol  166).  Der  Unter- 
schied zwischen  der  gewöhnlichen  —  der  sog.  „leichten''  —  und 
der  „sroben''  Fahrlässigkeit  ist  zwar  ein  rechtlicher,  da  grobe  Fahr- 
Iftssigkeit  ein  Bechtsbegriff  ist;  indessen  bestimmt  sich  doch  im 
Einzelfalle  die  Grenze  zwischen  diesen  beiden  Begriffen  haupt- 
sächlich  nach  tatsächlichenf  Erwägungen  (veigl.  RG.  JW.  Ol  165, 
166;  JW.  04  406).  Der  Ausdruck  „grobe  Fahrlässigkeit''  besagt 
nicht  etwa,  da6  die  Fahrlässigkeit  eine  exorbitant  starke  sein 
müsse;  es  wird  damit  nur  ein  schwererer  Grad  der  gewöhn« 
liehen  Fahrlässigkeit  bezeichnet.  Bei  der  Patentverletzung  be- 
deutet grobe  Fahrlässigkeit  grob  fahrlässige  Unkenntnis  des  Patent- 
schutzes oder  seines  Um&ngs  oder  des  Umstandes,  daß  die  eigene 
Handlungsweise  in  das  Patentrecht  eingreift  (RG.  JW.  00  857). 
Grob  fahrlässig  handelt  daher  der,  welcher  als  verständiger  Mensch 
hat  wissen  müssen,  daß  er  durch  sein  Verhalten  ein  Patent  ver- 
letze (RG.  PMZBl.  2  323,  JW.  96  676). 

122.  Bedeutung  der  Art  des  GesehKftsbetriebes.  Grobe  Fahr- 
lässigkeit wird  insoesondere  dann  vorhegen,  wenn  ein  Grewerl)e- 
treibender  diejenige  Sorg&dt  oder  Aufmerksamkeit  nicht  beobachtet, 
welche  in  dem  von  ihm  betriebenen  Industrie-  oder  Handelszweige 
allgemein  geübt  wird,  oder  welche  die  Art  seines  Geschäfts- 
betriebes erfordert  (vergl.  auch  Kohler  661).  In  letzterer  Hmsicht 
kommt  insbesondere  der  Unterschied  zwischen  Groß-  und  Klein- 
betrieb in  Betracht;  von  einem  Großindustriellen  und  einem 
Großkaufmann  wird  in  der  Regel  ein  höheres  Maß  von  Soi^^alt 
verlangt  werden  müssen  als  von  einem  kleineren  Gewerbe- 
treibenden. Dies  darf  indessen  nicht  dazu  führen,  allgemein 
die  Geschäftsunerfahrenheit  des  Patentverletzers  als  Entschuidi- 
gungsgrund  gelten  zu  lassen.  Wem  es  an  genügender  technischer 
Bildung  fehlt,  der  hat  regelmäßig  Anlaß,  sachverständige  Hülfe 
heranzuziehen,  besonders  wenn  es  sich  um  Fragen  handelt,  deren 
Beantwortung  eine  genaue  Sachkunde  zur  yoraussetzung  hat  (RG. 
PMZBl.  6  236;  vergl.  auch  LG.  Haimover  PMZBl.  2  328). 

123.  Geschäftliche  HibbrSnehe.  Aus  dem  Umstände,  daß  die 
Übung  im  Verkehre  für  den  Grad  der  anzuwendenden  Sorgfalt  als 
Maßstab  dient,  fol^t  nicht,  daß  der  Handelnde  sich  auf  solche 
innerhalb  der  beteihgten  Verkehrskreise  geübte  Greschäftsge^flogen- 
heiten  zu  seiner  ioitschuldigung  benign  darf,  welche  sich  als 
Mißbräuche  darstellen;  denn  es  kommt  auf  die  Übung  im  ^- 
sunden  und  normalen  Verkehre  an.  Nur  die  Beobachtung  der  un 
redlichen  Verkehre  üblichen,  loyalen  Geschäffcsgebräuche  schließt 
im  allgemeinen  die  Haftung  für  Fahrlässigkeit  aus  (vergL  RG.  B.  15 
Nr.  115;  B.  18  Nr.  119;  PMZBl.  1  116;  JW.  04  367;  vergl.  auch 
RG.  PMZBl.  11  287). 

124.  Möglichkeit  einer  Erkundigung.  Für  den  Begriff  der 
groben  Fahrlässigkeit  ist  die  Möglichkeit  einer  Erkundigung 
noch  nicht  entscheidend;  vielmehr  ist  eine  Unkenntnis  nur  dann 
eine  grob  fahrlässig  versciiuldete,  wenn  durch  die  Unterlassung 
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der  Erkundiguiig  die  im  EinzelfaUe  erforderliche  Aufinerksamkeit 
außer  Augen  gesetzt  ist  (vergl.  RG.  Blum  Ann.  4  386). 

HL  Gtrobe  Fahrlässigkeit  bei  den  einselnen  Benutsungsarten« 

18S.  Grobe  FahrUssigkeit  des  Zwisohenhündlers.  Nach  diesen 
Grundafttzen  kann  dem  Zwischenhändler,  welcher  patentwidrig 
hergestellte  Waren  zum  Zwecke  des  Weiterverkaufs  erwerbe  hat, 
insbesondere  dem  Detailhändler,  das  Inverkehrbringen  oder  Feil- 
halten solcher  Waren  im  allgemeinen  nicht  als  Fahrlässigkeit  an- 
gerechnet werden,  da  eine  Verpflichtung  der  Gewerbetreibenden 
zur  Erkundigung  darüber,  ob  die  zum  Zwecke  des  Weiterverkaub 
erworbenen  Waren  mit  Recht  oder  widerrechtlich  hergestellt  sind, 
allgemein  nicht  anzuerkennen  ist  (vergl.  Seligsohn  §  36  Nr.  8). 
Nur  wenn  sonstige  Umstände  hinzutreten,  welche  eine  solche  Er- 
kundigung angezeigt  erscheinen  lassen,  kann  die  Annahme  grober 
Fahrlässigkeit  gerechtfertigt  sein,  wenn  es  sich  z.  B.  um  Waren 
bandelt,  welche  nur  in  bestimmten,  von  dem  Patentberechtigten 
bekannt  gegebenen  Verkau&stätten  zu  haben  sind,  und  der  Zwischen- 
händler solche  bei  einer  anderen  yerkau£BStelle  erwirbt,  oder  wenn 
überhaupt  der  Erwerb  von  einem  der  Patentverletzung  verdächtigen 
Lieferanten  in  Frage  steht.  Wer  in  einer  solchen  verdächtigen 
Weise  Waren  erworben  hat,  kann  sich  nicht  etwa  darauf  berufen, 
da&  die  Eile  des  Verkehrs  eine  genauere  Prüfung  der  Ware  auf  die 
Rechtmäßigkeit  ihrer  Herstellung  hin  nicht  zugelassen  habe,  oder 
da6  eine  Untersuchung  hierüber  allgemein  innerhalb  der  beteiligten 
Verkehrskreise  nicht  stattfinde;  em  derartiger  Geschäftsgebrauch 
würde  als  ein  mißbräuchlicher  —  und  demnach  außer  fietracht 
bleibender  —  anzusehen  sein  (vergl.  Nr.  123). 

128.  Grobe  Fahrlässigkeit  des  Fabrikanten.  Anders  als  der, 
welcher  die  patentwidri^  hergestellte  Ware  vertreibt,  wird  regel- 
mäßig  zu  behandeln  sem,  wer  die  Ware  selbst  herstellt  oder 
durch  andere  herstellen  läßt,  oder  wer  ein  geschütztes  Verfahren 
zur  Anwendung  bringt  (ve^l.  Seligsohn  §  35  Nr.  8).  Daher  wird 
ein  Fabrikant  vor  !mangrimiahme  der  Herstellung  und  vor  An* 
Wendung  des  Verfahrens  sich  über  das  Bestehen  eines  fremden 
Schutzrechts  informieren  müssen,  wenn  er  nicht  durch  eigene 
Tätigkeit  einen  neuen  Gregenstand  geschaffen  hat,  sondern  wenn 
er  bereits  von  anderer  Seite  hergestellte,  als  eigentümlich  sich 
darstellende  Gegenstände  oder  wenn  er  eigenartige  Verfohrens- 
weisen  anderer  —  sei  es  genau  oder  mit  unwesentlichen  Ab- 
weichungen —  nachahmt  (vergl.  RG.  PMZBl.  8  8,  9,  JW.  Ol  808; 
JW.  03  30;  vergl.  auch  Nr.  129)).  Meist  wird  in  einem  solchen 
Falle  übrigens  auch  Eventualdolus  anzunehmen  sein.  Die  Ver- 
pflichtung, sich  durch  Einsicht  der  Patentschrift  und  nötigenfalls 
durch  Einholung  der  Gutachten  von  Sachverständigen  über  das  Be- 
stehen und  den  Umfang  fremden  Patentschutzes  zu  informieren,  liegt 
um  so  mehr  dem  Fabrikanten  ob,  gegen  welchen  ein  Anspruch  wegen 
Patentverletzung  erhoben  ist.  Setzt  ein  solcher  Fabrixant  den  Be- 
trieb fort,  ohne  in  sicherer  Weise  sich  die  Überzeugung  verschafft 
zu  haben,  daß  das  Patent  von  ihm  nicht  verletzt  werde,  so  handelt 
er  regelmäßig  grobfahriässig  (RG.  PMZBl.  9  101,  JW.  02  97). 

127.  Grobe  Fahrlässigkeit  des  Geschäftsinhabers.  Der  In- 
haber eines  Geschäftsbetriebes  wird  regelmäßig  auch  dann 
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grobfahrlässig  bandeln,  wenn  er  seine  Angestellten  oder  die 
Ausführung  von  ihm  getroffener  Anordnungen  nicht  derart  über' 
wacht,  dal  Patentverletzungen  vermieden  werden,  zumal  wenn 
derartige  Verletzungen  nach  der  Art  des  Geschäftsbetriebes  nidit 
unwahischeinlich  oder  sogar  schon  vorgekommen  sind  (R6.  Qv. 
57  42).  Ein  derartiges  Verschulden  kann  indessen  außgeschlossen 
sein,  wenn  der  Geschäftsinhaber  selbst  nicht  im  Greschäftsbetriebe 
tätig  ist,  vielmehr  zum  Betriebe  des  ganzen  Geschäfts  oder  eines 
Teiles  desselben  einen  sachverständigen  Geschäftsführer  ange- 
stellt hat  (vergl.  ROH.  84  38  ff.).  Für  die  Himdlungen  eines  solchen 
Geschäftsführers  haftet  der  Geschäftsinhaber  wie  für  die  Hand- 
lungen seiner  Angestellten  überhaupt  (vergl.  BG.  PMZBl.  9  101, 
JW.  02  97;  vergl.  §  4  Nr.  401).  Es  kann  hiemadi  eine  grobe 
Fahrlässigkeit  darin  liegen,  daß  der  Leiter  einer  selbständigen 
Filiale,  namentlich  wenn  er  nicht  sachverständig  ist,  nicht  genügend 
überwacht  wird  (vorgl.  RG.  PMZBl.  5  294,  296). 

IV.  Niohteinsioht  der  FatentroUe  und  der  Pablikationea  des 
Patentamts. 

188.  Verplliehtimg  zur  Eutsiehtnaliiiie  der  amtUehen  Publi- 
kationen« Das  yorhandensein  einer  groben  Fahrlässigkeit  kann 
nicht  allgemein  aus  einer  Verpflichtung  abgeleitet  wer&n,  vor  In- 
angrifhahme  auf  technischem  Gebiete  liegender,  den  Gegenstand 
einer  Erfindung  möglicherweise  darstellender  Maßnahmen  sich 
durch  Einsichtnahme  der  Patentrolle  oder  der  sonstigen 
Publikationen  des  Patentamts  darüber  zu  vergewissem,  da&  ein 
Patentschutz  nicht  bestehe.    Die  Frage  nach  dem  Vorhandensein 

8 rober  Fahrlässigkeit  ist  vielmehr  in  jedem  einzelnen  Falle  nach 
en  obwaltenden  Umständen  zu  entscheiden  (Seligsohn  §  35  Nr.  8; 
Bobolski  K.  §  36  Nr.  1;  Isay  §  35  Nr.  13;  AUfeld  275;  veigL  auch 
RG.  JW.  00  o47,  348;  vergl.  (beegen  auch  Bobolski  Th.  241).  Eb 
ist  daher  nicht  außgeschlossen,  daß  nach  Lage  des  einzelnen  Falles 
die  Nichteinziehung  von  Erkundigungen  über  das  Bestehen  eines 
Patentschutzes  den  Vorwurf  der  groben  Fahrlässigkeit  begründet 
(Robolski  E.  §  35  Nr.  1). 

129.  Yerpfliehtung  zur  Einsichtnahme  nach  Laj^e  des  Falles. 
Eine  vorherige  Erkundigung  nach  dem  Bestehen  emes  etwaigen 
Patentrechts  unter  Zuhülfenabme  der  zur  Verfügung  stehenden 
Publikationsmittel  kann  jedenfalls  der  Regel  nach  demjenigen  an- 
gesonnen  werden,  welcher  fremde  Herstellungsmethoden  oder 
Verfahrensweisen  nachahmt  (vergl.  BG.  PMZBL  8  8,  9;  Allfeld 
275;  vergl.  auch  Nr.  1L6).  Anders  kann  es  nur  dann  sein,  wenn 
es  sich  um  solche  Gegenstände  handelt,  auf  welchen  ein  Paten- 
tierungsvermerk üblicherweise  angebracht  wird,  wenn  diese  An- 
bringung im  einzelnen  Falle  unterlassen  ist  (vei^gl.  Isay  §  36  Nr.  13). 
Indessen  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  auch  die  Ausbeutung 
eigen  er  Erfindungen  von  einer  vorherigen  Orientierung  abh&ngig 
zu  machen  ist,  nämlich  dann,  wenn  es  sich  um  Erfindungen  am 
Gebieten  handelt,  auf  welchen  —  wie  z.  B.  in  den  Branchen  der 
chemischen  und  der  elektrotechnischen  GroMndustrie  —  die 
fremden  Patenterteilungen  mit  Aufmerksamkeit  verfolgt  zu  werden 
pflegen,  zumal  chemische,  elektrotechnische  und  überhaupt  Gro6- 
Detriebe  aller  Art  gewöhnlich  eigene  Patentbureaus  haben,  weldien 
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das  Studium  fremder  Patente  obliegt  (veigl.  auch  Robolski  E.  §  36 
Nr.  1).^  Eeinesw^  kann  in  F&Uen,  in  welchen  eine  vorherige 
Orientierung  am  Platze  gewesen  w&re,  es  zur  Entschuldi^ng  ge- 
reichen, da&  der  Patent  verletzer  sich  im  Auslande  oder  in  einer 
größeren  Entfernung  von  dem  Sitze  des  Patentamts  aufhfilt;  denn 
oie  Publikationen  des  Patentamts  sind  überall  erh&ltUch,  und,  in- 
soweit eine  Einsichtnahme  an  Ort  und  Stelle  erforderlich  ist^  kann 
solche  durch  einen  Bevollmächtigten  vorgenommen  werden. 

V.  Grobe  Fahrlässigkeit  und  Eventualdolus« 

ISO.  Untersehied  zwischen  grober  Fahrlissigkeit  und  Even- 
toaldolus.  Die  Grenze  zwischen  der  groben  Fahrlässigkeit  und  der 
Wissentlichkeit,  namentlich  dem  Eventualdolus,  ist  nicht  immer 
leicdit  zu  ziehen;  denn  in  Fällen,  in  welchen  grobe  Fahrlässigkeit 
vorliegt,  wird  häufig  die  Annahme  berechtigt  sein,  der  Hiuidelnde 
sei  sich  des  rechtsverletzenden  Erfolges  seiner  Handlungsweise 
mehr  oder  minder  bewußt  gewesen  (vergL  ROH.  10  219).  Der 
Unterschied  liegt  dann  darin,  daß  Eventualdolus  vorliegt,  wenn 
der  Handelnde  nicht  nur  an  die  Möglichkeit  des  rechtsverleteendea 
Erfolges  gedacht,  sondern  denselben  auch  in  seinen  Willen  auf- 
genommen  hat.  Die  Annahme  grober  Fahrlässigkeit  ist  dagegen 
sogar  begrOndet,  wenn  der  Täter  nicht  an  die  Möglichkeit  eines 
rechtsyerletzenden  Erfolges  gedacht  hat,  aber  diese  Möglichkeit 
bei  Anwendung  der  erforaerlichen  Sorgfalt  ihm  hätte  zum  Bewuit- 
sein  kommen  müssen  (vergl.  RG.  Str.  15  38).  Dem  fahrlässig 
BDEmdelnden  fehlt  daher  entweder  schuldhafter  Weise  die  Vorstellung 
von  der  Möglichkeit  des  rechtsverletzenden  Erfolges,  oder  es  wohnt 
ihm  der  bei  näherer  Prüfung  vermeidliche'  irrige  Glaube  bei,  dafi 
der  rechtsverletzende  Erfolg  nicht  eintreten  werde  (RG.  G.  6  336, 
886;  vergl.  RG.  Str.  88  5).  Sodann  liegt  aber  auch  nur  grobe 
Fidirlfissigkeit  und  nicht  Eventualdolus  vor,  wenn  der  Täter  zwar 
an  die  Möglichkeit  eines  rechtsverletzenden  Erfolges  gedacht,  aber 
diesen  nicht  in  seinen  Willen  au&enommen,  d.  h.  auch  nicht  für 
den  als  möglich  vorausgesetzten  Fall  seines  Eintritts  gewollt  hat. 
I^er  ist  nicht  Eventualdolus  anzunehmen,  wenn  jemand,  trotz 
seiner  Vorstellung  von  der  Möglichkeit  einer  Patentverletzung  es 
nur  unterlassen  hat,  sich  in  geeigneter  Weise  von  dem  Gegenteil 
zu  überzeugen ;  vielmehr  könnte  dann  nur  Fahrlässigkeit  vorliegen 
(vers^  BG.  PMZBL  11  293). 

VL  Ausschluss  der  Fährlässigkeit  durch  Irrtum. 

181.   Tats&chlioher  und  entsohuldbarer  Irrtum.     Wie   die 

Wissentlichkeit  wird  auch  die  grobe  Fahrlässigkeit  durch  tat- 
sächlichen Irrtum  ausgeschlossen,  insbesondere  durch  einen  Irr* 
tum  bei  Auslegung  des  Patents  (RG.  B.  19  Nr.  126;  JW.  96  675; 
vergl.  RG.  Str.  6  123;  Str.  9  424;  Civ.  26  203,  209;  PMZBl.  11  148; 
veivL  auch  Nr.  182).  Der  Irrtiun  muß  auch  hier  entschuldbar 
una  durch  die  Umstände  genügend  gerechtfertigt  sein  (vergl. 
Isay  §  86  Nr.  18).  Die  Haftung  für  grobe  Fahrlässigkeit  tritt  also 
trotz  des  Irrtums  ein,  wenn  der  dadurch  veranlagte  gute  Glaube 
bei  Anwendung  der  nach  den  Umständen  gebotenen  Sorgfalt  zu 
vermeiden  gewesen  wäre,  insbesondere,  wenn  sich  der  Handelnde 
der  Erwägung  ihm  bekannter  Umstände,  nach  welchen  sich  ihm 
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die  Überzeugung  von  der  Bechtswidrigkeit  seines  Handelns  hfttte 
aufdringen  müssen,  schuldhaft  entzogen  hat  (vergL  B6.  Str.  8  143; 
Str.  15  38;  Str.  SS  6.  6;  dv.  6  22).  Der  lirtum,  welcher  ent- 
schuldigen soll,  darf  daher  nicht  auf  grober  Fahrlfcwigkeit  beruhen 
(RG.  PMZBl.  9  101,  JW.  Oa  97;  veigl.  RG.  JW.  Ol  256). 

1S2.  Anwendbarkeit  der  fSr  die  Wissentlichkeit  geltenifin 
B^ehi«  Auch  im  übrigen  sind  hier  die  für  den  Ausschluß  der 
Wissentlichkeit  durch  Irrtum  geltenden  Grundsätze  zur  ent- 
sprechenden Anwendung  zu  bringen.  Es  ist  z.  B.  die  Fahr- 
lässigkeit verneint  worden :  1.  wegen  Irrtums  bei  der  Auslegung 
des  Patents  (BG.  PMZBl.  2  823,  JW.  96  675) ;  2.  w^en  des  Irr- 
tums, daß  die  benutzte  Erfindung  nicht  mit  dem  Gegenstände 
des  Patents  übereinstimme  (BG.  JW.  00  867);  3.  insbesondere, 
wenn  die  Annahme,  daß  eine  solche  Übereinstimmung  nicht  vor- 
liege, durch  Sachverständigenffutachten,  Gerichtsurteile 
oder  patentamtliche  Entscheidungen  bestfirkt  ist  (BG.  B.  19 
Nr.  126,  JW.  94  436;  PMZBl.  2  323;  PMZBL  S  161;  Allfeld  276^ 
276) ;  4.  weil  der  Patentberechtigte  durch  sein  Verhalten  Grrund  zu 
der  Annahme  gegeben  hatte,  daß  von  ihm  selbst  das  Verhalten  des 
Patentverletzers  nicht  als  ein  patentwidriges  angesehen  werde  (R6. 
JW.  08  188);  5.  wegen  des  durch  die  Ansicht  von  Autoritäten 
bestärkten  Irrtums,  daß  eine  von  dem  Patentamt  angenommene 
Abhängigkeit  nicht  bestehe  (vergl.  BG.  PMZBl.  8  206). 

vn.  Anwendbarkeit  der  für  die  Wissentliohkeit  geltendenBegeln« 

ISS*  Anwendbarkeit  der  sonstigen  für  die  Wissentlichkett 
geltenden  Regeln.  Soweit  sich  aus  der  Verschiedenheit  der  beiden 
Begriffe  nicht  anderes  ergibt,  gelten  für  die  grobe  Fahrlässigkeit 
—  abgesehen  von  der  bereits  erörterten  Fn^e  des  tatsächlichen 
Irrtums  —  auch  die  sonstigen  für  die  Wissentlichkeit  maßgebenden 
Grundsätze:  1.  indem  zum  mindesten  grobe  Fahrlässigkeit  vorliegt^ 
wenn  nach  Empfang  eines  War nungs Schreibens  in  der  potent* 
widrigen  Tätigkeit  K>rtgefahren  wird,  ohne  daß  Schritte  —  z.  B^ 
durch  Einsicht  der  Patentschrift  oder  durch  Einholung  fach- 
männischen Bats  —  getan  werden,  um  sich  über  die  Berechtigung 
der  Handlungsweise  zu  vergewissern  (BG.  PMZBL  6  236,  JW.  00 
77);  vorauszusetzen  ist  dabei  auch  hier,  daß  die  Warnung  derart 
abgefaßt  ist,  daß  genügende  Veranlassung  vorliegt,  daraimiin  Er- 
mittelungen anzustellen  (BG.  PMZBl.  6  236,  J W.  00  78) ;  2.  hin- 
sichtlich des  Einflusses  des  Prozeßbeginns  auf  die  Annahme  eines 
Verschuldens;  3.  in  bezug  auf  die  Haftung  iuristischer  Personen 
und  Handelsgesellschaften  für  schuldhaftes  Handeln  ihrer  Ver- 
treter; 4.  in  betreff  der  Bedeutung  späteren  schuldhaften  Ver- 
haltens, wiewohl  die  Handlung  in  gutem  Glauben  begonnen  wurde; 

5.  hinsichtlich  des  Beweises.  In  letzterer  Beziehung  ist  zu  be- 
merken, daß  die  Eideszuschiebung  über  die  Fahrlässij^keit  nicht 
zulässig  ist,  da  letztere  keine  Tatsache  sondern  ein  juristischer 
Be^iff  ist.  Nur  die  einzelnen  Tatsachen,  aus  welchen  auf  Fahr- 
lässigkeit geschlossen  wird,  können  durch  Eid  festgestellt  werden; 

6.  grobe  Fahrlässigkeit  ist  auch  in  dem  Falle  angenommen  worden, 
daß  ein  Patent  ausgenutzt  wurde,  obwohl  aus  der  Fassung  des 
Patentanspruchs  und  aus  den  Vorgängen  im  Erteilungsverfahren 
zu  entnehmen  war,  daß  das  Patent  nur  in  Abhängigkeit  von  einem 
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anderen  Patente  erteilt  sein  sollte  (R6.  PMZBL  8  206];  7.  über- 
haupt wird  grobe  Fabrlfissigkeit  der  Kegel  nach  anzunehmen  sein, 
wenn  der  ^tentverletzer  ohne  besondere  Entschuldigung^gründe 
Ober  den  autoritativen  Ausspruch  einer  Behörde  über  die  Ausl^ung 
des  Patents  sich  hinweggesetzt  hat  (R6.  JW.  M  406). 


D.  Entschädigangsklage. 

L  Verhältnis  eux  abwehrenden  Klage  und  sur  Strafverfolgung. 

188a.  Begriff.  Der  Entschädigungsanspruch  kann  von  dem 
Verletzten  im  W^e  der  Klage  verfolgt  werden.  Auf  die  Ent- 
sch&digungsklage  finden  in  objektiver  Hinsiebt  die  für  die  ab- 
wehrende Klage  geltenden  Regeln  Anwendung;  außerdem  müssen 
die  subjektiven  Voraussetzungen  der  Entschädigungspflicht  nach- 

! gewiesen  werden  (vergl.  Nr.  70  ff.  und  119fE.).  Kläger  ist  der  Ver- 
etzte  und  Beklagter  der  Entschädigungspflichtige  im  Sinne  der 
früheren  Erörterungen  (vergl.  Nr.  60ff.  und  62ff.).  Eine  Abweichung 
von  den  Kegeln  der  abwemrenden  Klage  besteht  —  abgesehen  von 
den  aus  den  nachfolgenden  Erörterungen  sich  ergebenden  Unter- 
schieden —  auch  insofern,  als  die  Entschädigungsklage  gemäß  §  39 
Pat6.  einer  kürzeren  Verjährung  unterliegt. 

184.  Erweiterui^g  und  Änderung  der  abwehrenden  Klage  in 
besag  auf  Entschfidigong.  Die  Entscbädigungsklage  kann  mit 
der  abwehrenden  Klage  verbunden  werden,  vorausgesetzt,  daß 
für  beide  Klagen  das  gleiche  Gericht  zuständig  ist  (vergl.  Nr.  142  ff. 
und  §  4  Nr.  420  ff.).  Ist  die  Verbindung  in  zulässiger  Weise  er- 
folgt, so  ist  der  Antrag  auf  Entschädigung  als  Nebenanspruch 
zu  behandeln,  was  auf  die  Formulierung  des  Klageantrags  von  Be- 
deutung ist  (vergL  Nr.  139  ff.).  Im  Laufe  des  Prozesses  kann  da- 
gegen die  abwehrende  Klage  nur  dann  in  die  Entschädigungsklage 
umgeändert  oder  durch  den  Antrag  auf  Verurteilung  zu  Ent- 
schlkligung  erweitert  werden,  wenn  die  hierin  enthaltene  Klage- 
finderung  zuzulassen  ist.  Eine  Klageänderung  liegt  vor,  weil  der 
Klagegnind  für  die  abwehrende  Kl^e  —  die  verletzte  ausschließ- 
liche Befumis  —  und  der  Klagegrund  für  die  Entscbädigungsklage 
—  die  unerlaubte  Handlung,  d.  h.  die  einzelne  Patentverletzung  — 
von  durchaus  verschiedener  rechtlicher  Natur  sind.  Dies  gilt  selbst 
dann,  wenn  im  Laufe  des  Prozesses  das  Patent  erloschen  und  in- 
folgedessen die  abwehrende  Klasse  gegenstandslos  geworden  ist. 
Indessen  wird  das  Gericht  auf  Grund^der  Bestimmung  des  §  264 
CPO.  meist  in  der  La^e  sein,  die  Änderung  der  Klage  zuzu- 
lassen, weil  die  Verteidigung  des  Beklagten  dadurch  regelmäßig 
nicht  wesentlich  erschwert  werden  wird.  In  der  Berufungsinstanz 
ist  die  Umwandlung  des  Abwehranspruchs  in  den  Entschädigungs- 
anspruch gemäß  §  527  CPO.  nur  mit  Einwilligung  des  Gegners 
zulässig  (KG.  JW.  98  169;. 

186«  Änderung  und  Erweiterung  der  EntschSdigrun^sklage 
in  bezog  auf  Abwehr  der  Patentverietcunc.  Andererseits  ist  auch 
die  Änderung  oder  Erweiterung  aer  Entschädigungs* 
klage  nicht  statthaft,  insofern  anstatt  oder  neben  der  Entschädigung 
Verbot  weiterer  Patcntverletzungen  beantragt  werden  soll.    Eine 
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Ausnahme  gilt  nur  insofern,  als,  wenn  im  Laufe  eines  Ent- 
schädigungsprozesses das  Bestehen  des  Verbietungsrechts  des 
Klägers  gegenüber  dem  Beklagten  streitig  geworden  ist,  ersterem 

fem&fi  §  280  CPO.  das  Recht  zusteht,  durch  Erweiterung  des 
Klageantrags  die  Feststellung  des  streitig  gewordenen  Rechts- 
verhältnisses zu  beantragen.  Durch  die  auf  Grund  des  §  280 
CPO.  ergebende  Entscheiaung  wird  das  Bestehen  oder  das  Nicht- 
bestehen des  Verbietungsrechts  rechtskräftig  unter  den  Parteien  fest- 
f  est  eilt,  während  sonst  das  auf  die  Entschädigungsklage  erffeh^ide 
Frteil  nur  insoweit  der  materiellen  Rechtskrsm;  fähig  ist,  als  durch 
dasselbe  über  den  einzelnen  geltend  gemachten  Entschädigungs- 
anspruch entschieden  wird  (vergl.  Nr.  136). 

196.  "Wirkung  der  BechtslLraft.  Ist  in  dem  auf  die  ab- 
wehrende Klage  ergangenen,  den  Beklagten  verurteilenden 
rechtskräftigen  Erkenntnis  die  Verletzung  des  Patentrechts 
festgestellt,  so  hat  diese  Feststellung  die  Wirkung  der  Rechtskraft 
auch  für  den  Entschädigungsprozeß;  allerdings  ist  dies  nicht  un- 
bestritten (vergl.  §  4  Nr.  442j.  Dagegen  hat  das  auf  eine  Ent- 
schädigungsklage ergangene  rechtskräftige  Urteil,  auch  wenn  in 
diesem  die  Patentverletzung  als  Vorfn^e  festgestellt  ist,  nicht 
eine  über  den  zur  Entscheidung  stehenden  Fall  hinausgehende 
Bedeutung  (Köhler  870).  Anders  ist  es  nur  dann,  wenn  gemäß 
§  280  CPO.  gleichzeitig  auf  Feststellung  erkannt  ist  (vergl.  Nr.  185). 
Entsprechendes  gilt  für  den  Fall  der  Abweisung  der  Klage,  insofern 
dadurch  festgestellt  ist,  daß  dem  Kläger  nicht  das  Recht  zusteht» 
dem  Beklagten  diejenige  Handlung,  wegen  deren  Entschädigung 
verlangt  wird,  zu  verbieten  (vergl.  §  4  Nr.  441  ff.). 

1S7.  Verhältnis  zur  Strafverfolgung.  Liegen  die  Voraus^ 
Setzungen  der  Entschädigungsklage  vor,  so  ist  auch  im  Falle 
wissentlichen  Handelns  des  Patentverletzers  die  Klagebefugnis 
nicht  etwa  dadurch  bedingt,  daß  zuvor  die  strafrechtliche 
Verfolgung  oder  Verurteilung  des  Patentverletzers  herbeigeführt 
wird;  der  Verletzte  hat  vielmehr  die  Wahl,  ob  er  zunächst  die 
Entschädigungsklage  oder  das  Strafverfahren  oder  ob  er  beide 
gleichzeitig  einleiten  will.  Die  Entscheidung  im  Strafverfahren 
ist  für  den  Zivilrichter  nicht  bindend;  daher  kann  ein  im  Straf- 
verfahren rechtskräftig  Freigesprochener  oder  ein  Beschuldigter, 
welcher  außer  Verfolgung  gesetzt  oder  gegen  den  das  Verfahren  em- 
gestellt  worden  ist,  doch  noch  zu  Entschädigung  verurteilt  werden. 
Ebensowenig  ist  der  Zivilrichter  an  die  Beweiswürdigung  des 
Strafrichters  gebunden.  Das  Strafurteil  bindet  nur  insofern,  als 
die  im  Strafprozeß  rechtskräftig  zuerkannte  Buße  gemäß  §  37 
PatG.  die  weitere  Geltendmachung  zivilrechtlicher  Entschädigungs- 
ansprüche ausschließt. 

IL  Klageantrag. 

138.  Antrag  auf  Feststellung  der  Entschädigungspllieht.   Der 

Antrag  in  der  IjatschädigungsklaRe  muß  die  Entschädigungssunune, 
welche  gefordert  wird,  der  Regel  nach  ziffermäßig  angeben. 
Indessen  sind  Fälle  denkbar,  in  welchen  das  Interesse  des  Klägers 
die  sofortige  Feststellung  der  Entschädigungspflicht  &^ 
heischt,  ohne  daß  der  Kläger  imstande  ist,  schon  bei  Erhebui^ 
der  Klage  oder  im  Laufe   des  Prozesses  einen  Schaden  in   be- 
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stimmter  Höhe  zu  substantiieren.  Kann  der  Kläger  ein  derartiges 
rechtliches  Interesse  an  der  alsbaldigen  Feststelluns 
der  £ntsch&digungspflicht  und  gleichzeitig  die  Unmöglichkeil 
oder  die  UnzwecKmäßigkeit  der  sofortigen  Angabe  des 
Schadenquantums  nachweisen,  liegen  also  die  Yorausseizungen 
der  Feststellungsklage  im  Sinne  des  §  256  CPO.  vor,  so  darf  der 
Kläger  seinen  Antrag  auf  die  Feststellung  der  ikitschädigungs- 
pflicht  beschränken;  er  darf  daher  die  ziffermäßige  Angabe  der 
geforderten  Entschädigung  unterlassen  und  sich  die  Berechnung 
des  Schadens  für  einen  besonderen  Prozeß  vorbehalten 
(R6.  Qv.  21  382fif.;  JW.  04  94;  JW.  04  119). 

139.  BeehtUches  Interesse  an  der  Feststellung  der  Ent- 
sGhädijgungspllioht.  Der  Umstand,  daß  der  Kläger  zurzeit  nodi 
nicht  imstande  ist,  seinen  Schaden  zu  substantiieren,  genügt  da- 
bei allein  noch  nicht,  wenn  nicht  zugleich  ein  rechtliches 
Interesse  an  der  alsbaldigen  Erhebung  der  Klage  nachgewiesen 
werden  kann  (R6.  B.  6  Nr.  968).  Ein  solches  rechtUches  Interesse 
wird  regelmäßig  dann  vorliegen,  wenn  die  Entschädigungsklage  mit 
der  abwehrenden  Klage  verbunden,  also  als  Nebenanspruch 
geltend  gemacht  wird,  da  das  Interesse  des  Klägers  es  dann  er- 
fordert, daß  über  beide  Klagen,  namentlich  wenn  der  Tatbestand 
der  Rechtsverletzung  der  gleiche  ist  und  die  gleichen  Beweise  er- 
hoben werden  müssen,  gleichzeitig  verhandelt  und  entschieden 
wird.  Das  Vorhandensein  eines  rechtlichen  Interesses  an  der  Vor- 
entscheidung über  die  Schadenersatzpflicht  vorbehaltlich  der  Liqui- 
dation des  Schadens  in  einem  besonderen  Prozesse  wird  auch  dann 
anzunehmen  sein,  wenn  die  Schadenszufügung  in  Zukunft 
noch  fortdauert,  also  während  des  Prozesses  oder  nach  dem- 
selben sich  noch  weiter  entwickelt,  da  ein  begründetes  Interesse 
an  tunlichst  einheitlicher  Substantiierung  und  Beurteilung  des  ge- 
samten entstandenen  und  noch  künftig  entstehenden  Schadens  be- 
steht. Gleiches  gilt,  wenn  der  Schaden  aus  sonstigen  Gründen 
einstweilen  nur  teilweise  substantiiert  werden  könnte,  oder 
wenn  die  Verjährung  der  Klage  bevorsteht.  In  diesen  Fällen 
kann  der  ursprünglich  auf  Feststellung  der  Ersatzpflicht  im  all- 
gemeinen genchtete  Antrag  auf  Zuerkennung  eines  bestimmten 
Schadensbetrages  erstreckt  werden,  wenn  vor  Erlaß  des  Urteils 
eine  bestimmte  Schadenhöhe  sich  ermitteln  läßt;  eine  derartige 
Änderung  des  Klageantrags  stellt  sich  nicht  als  eine  unzi  ~ 
Elageänderung  dar  (RG.  Giv.  28  848,  349;  B.  7  Nr.  974.  975;  PMZBl. 
S  160;  vergl.  KG.  jW.  00  841;  JW.  Ol  206).  Ist  ein  bestimmter 
Betrag  im  Laufe  des  Prozesses  nicht  genannt,  so  ist  im  Zweifel 
der  gesamte  dem  Kläger  bereits  entstandene  und  in  Zukunft  noch 
entstehende  Schaden  von  dem  Feststellungsantraffe  umfaßt. 

140.  Begrundimg  des  Feststellongsinteresses  durch  Sehwierig- 
keit  oder  Kostspieligkeit  der  BeweisaofJDialuiie,  Zur  Begründung 
der  Feststellungsklage  kann  sogar  der  Hinweis  darauf  genügen, 
daß  die  Beweiserhebung  über  den  Betrag  des  Schadens  durch 
die  Vernehmung  von  Zeusen  und  Sachverständigen 
erhebliche  Kosten  oder  Schwierigkeiten  verursachen 
werde,  und  daß  diese  Kosten  und  Umstände  durch  den  Fest- 
stellui^prozeß  für  den  Fall  der  Abweisung  der  Klage  erspart 
werden  können  (BG.  B.  18  Nr.  646h).     Die  FeststeUungsklage 
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wird  in  F&llen  der  letztgedachten  Art  indessen  nur  mit  Vorsidit 
zuzulassen  sein,  da  das  Gericht,  wenn  ein  Anspruch  nach  Grnuid 
und  Betrag  streitig  ist,  nadi  1 304  CPO.  ohnedies  Ober  den  Grund 
vorabentsdieiden  und  damit  im  allgemeinen  Oberflflssige  Verhand- 
lungen und  Beweiserhebungen  Ober  den  Betrag  abschneiden  kann. 

141.  Antrag  auf  Verurteilung  zur  Zahlung  eines  uübe- 
stimmten  Betrages.  Liegen  die  Voraussetzungen  der  Feststellungs- 
klage nicht  vor,  so  darf  der  Antrag  auf  Zahlung  eines  dem  Q^^ii- 
tum  nach  nicht  bezifferten  Betrages  nach  der  Praxis  des 
Beich^erichts  dann  gestellt  werden,  wenn  nach  dem  Antn^ge  in 
Verbindung  mit  den  über  den  Gegenstand  und  Grund  der  Klage 
gemachten  Angaben  der  erhobene  Ansprach  derart  substantiiert 
und  individualisiert  ist,  da&  in  demselben  Prozesse  der  Be- 
trag durch  richterliches  Ermessen,  nötigenfalls  mit  Htkife 
Sachverständiger,  festgestellt  werden  kann.  Unzulässig  ist  es  als- 
dann, die  Ermittelung  der  Schadenshöhe  einem  besonderen  Prozesse 
zu  überlassen.  Der  Antrag  ist  in  einem  solchen  Falle  nicht  auf 
Feststellung  der  Entschädigungspflicht,  sondern  auf  Zahlung  eines 
nach  richterlichem  Ermessen  oder  durch  Sachverständige  zu  be- 
stimmenden Entschädigungsbetrages  zu  richten  (RG.  Civ.  10  175; 
Civ.  10  35t>;  Civ.  10  414,  415;  Qv.  21  382  fif.;  vergl.  RG.  PMZH. 
4  100;  JW.  00  760).  Die  Änderung  des  auf  Zahlung  eines  dei> 
art  substantiierten  oder  der  Substantiierung  fähigen  Schadens  ge- 
richteten Antrags  in  den  Antrag  auf  Zuerkennung  einer  bestimmten 
Summe  ist  nach  §  268  Nr.  2  CPO.  auch  im  Laufe  des  Prozesses 
jederzeit  unbedingt  zulässig,  selbst  wenn  eine  Veränderung  in  den 
den  Entschädigungsanspruch  begründenden  Umständen  mcht  ein- 

fetreten  ist  (KG.  Civ.  2S  416  fL).  Ist  ein  bestimmter  Betrag  im 
■aufe  des  Prozesses  nicht  genannt,  so  ist  im  Zweifel  der  gesamte 
dem  Kläger  bereits  entstandene  und  in  Zukunft  noch  entstehende 
Schaden  von  dem  Antrage  umfaßt. 

Die  Bezifferung  des  zunächst  in  unbestimmter  Höhe  geforderten 
Betrages  hat  spätestens  vor  dem  Endurteile  zu  erfolgen.  Gewöhn- 
lich wird  zunächst  gemäß  §  304  CPO.  über  die  Entschädigungs- 
E flicht  entschieden  und  dann  erst  über  den  Betrag  weiter  ver- 
andelt,  so  daß  die  nähere  Angabe  des  geforderten  Betrages 
regelmäßig  bis  zu  dem  zweiten  Yerfabrensi^dium  aufgeschobien 
werden  kann.  Dieses  zweite  Verfahrensstadium  ist  kein  besonderer 
Prozeß,  sondern  es  ist  als  die  Fortsetzung  des  bereits  früher  an- 
hängig gemachten  Verfahrens  anzusehen. 

m.  Geriohtsstand. 

142,  Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung,  Für  die  Ent- 
scheidung der  EntschädigungskJago  ist  ein  Grerichtsstand  im  all- 
gemeinen dort  begründet,  wo  auch  die  abwehrende  Klage  er- 
hoben werden  kann.  Außerdem  gilt  für  die  Entschädigungsklage 
noch  der  Gerichtsstand  des  §32  CPO.,  d.h.  der  Gerichtsstand 
der  unerlaubten  Handlung.  Hiernach  ist  dasienige  Gericht 
zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  patentwidrige  Handlung  b^angen 
ist.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  patentverletzende  Tätigkeit 
eine  wissentUchc  oder  nur  eine  grobfahrlässige  war;  denn 
der  Gerichtsstand  des  §  32  CPO.  kann  auch  dann  in  Anspruch 
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genommen  werden,  wenn  ein  strafrechtlich  verfolgbares  Vergehen 
nicht  vorliegt  Der  Gerichtsstand  ist  dann  begründet,  wenn  die 
Handlung,  welche  in  der  Klage  als  unerlaubter  Eingriff  bezeichnet 
'Wird,  in  dem  Bezirke  des  angerufenen  Gerichts  begangen  ist;  ob 
die  Behauptunjg:  des  Klfigers  über  die  Unerlaubtheit  der  Handlung 
fiich  bewahrheitet,  ist  bei  der  Prüfung  der  Zuständigkeit  nicht  zu 
erörtern  (RG.  6.  6  161,  162). 

14S.  Begehungsort  der  unerlaubten  Handlung.  Begangen  ist 
die  Handlung  an  dem  Orte,  an  welchem  die  tatsächlichen 
Akte  vorgenommen  sind,  auf  welche  die  Klage  we^en  Patent- 
verletzun^  sich  gründet;  darauf,  ob  für  die  rechtliche  Beur- 
teilung dieser  Tätigkeit  auch  andere  Orte  in  Betracht  gezogen 
-werden  können  oder  müssen,  kommt  es  nicht  an.  Hiemach  ist 
bei  Kauf-  und  Lieferungsverträgen  weder  der  Ort  des  Abschlusses 
—  sofern  nicht  in  dem  Abschluß  des  Vertrages  ein  Feilhalten  zu 
erbhcken  ist  —  noch  der  nach  rechtlichen  Grundsätzen  zu  be- 
stimmende Erfüllungsort  maßgebend,  vielmehr  derjenige  Ort,  an 
-welchem  die  geeen  das  Patentgesetz  verstoßenden  Handlungen  in 
Ausführung  des  Vertrages  begangen  sind  (RG.  Civ.  13  424, 
425,  JW.  85  181).  Der  Genchtsstand  der  unerlaubten  Handlung 
ist  daher  namentlich  auch  an  dem  Orte  begründet,  an  welchem 
eine  aus  dem  Auslande  eingeführte  Ware  in  das  Inland  impor- 
tiert wird.  Auch  der  Gesichtspunkt,  da&  nach  dem  maßgebenden 
Becht  das  Eigentum  bereits  durch  Übergabe  an  den  von  dem  Ver- 
käufer beauftragten  Frachtführer  auf  den  Käufer  übergeht,  schließt 
nicht  aus,  daß  erst  der  Ort,  an  welchem  der  Eaufgegenstand  in 
die  Verfügungsgewalt  des  Käufers  gelangt,  als  Ort  des  Inverkehr- 
bringens anzusehen  ist  (RG.  B.  4  !Nr.  211). 

144«  Ort  der  unerlaubten  Handlung  bei  an  verschiedenen 
Orten  vorgenommenen  Akten.  Sind  von  einer  und  derselben 
Person  mehrere  selbständige  unerlaubte  Handlungen  an 
verschiedenen  Orten  begangen,  so  ist  für  jede  dieser  Hand- 
lungen ein  besonderer  Gerichtsstand  an  dem  Orte  ihrer  Begehung 
begründet;  eine  Klage  wegen  der  mehrfachen  Störung  kann  dann 
nicht  ohne  weiteres  bei  dem  Gerichte  erhoben  werden,  in  dessen 
Bezirk  nur  eine  der  mehreren  Rechtsverletzungen  besangen  ist. 
Liegt  dagegen  eine  einheitliche  Handlung  vor,  deren  Tat- 
bestand sich  Ortlich  an  mehrere  verschiedene  Punkte  knüpft  — 
z.  B.  bei  dem  Inverkehrbringen  an  den  Ort  der  AbsenduuR  und 
der  Ankunft  der  Ware  —  so  ist  jeder  der  mehreren  Orte  als  Ort 
der  Begehung  der  ganzen  unerlaubten  Tätigkeit  anzusehen  (vergl. 
B6.  Civ.  13  425,  426;  Civ.  23  306;  Civ.  27  419;  Ratbenau  in 
6UR.  10  369).  Handelt  es  sich  um  ein  Feilhalten  auf  schriftlichem 
Wege,  so  ist  die  Handlung  sowohl  an  dem  Orte  der  Absendung 
als  an  dem  Orte  der  Ankunft  des  Briefes  begangen  (vergl. 
BG.  Civ.  27  420,  421).  Sind  Ankündigungen  in  einer  Zeitung 
enthalten,  so  ist  neben  dem  Orte,  von  welchem  aus  der  Inserierende 
die  Annonce  au|gegeben  hat,  der  Ort  des  Erscheinens  der  Zeitung 
sowie  der  Ort^  an  welchen  sie  mit  Willen  des  Herausgebers  ge- 
langt, entscheidend  fvergl.  BG.  JW.  06  342;  Schanze  in  Chem. 
Ind.  99  196).  Bei  solcher  Konkurrenz  mehrerer  die  Zuständigkeit 
begründender  Orte  hat  der  Kläger  die  Wahl,  bei  welchem  der 
mehreren  zuständigen  Gerichte  er  die  Klage  anbringen  will. 
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Eine  aus  mehreren  einzelnen  T&ügkeitsakten  sich  zusammeD- 
setzende  einheitliche  Handlung  lie^  im  Sinne  des  Strafrechto 
auch  dann  vor,  wenn  es  sich  um  em  so^  fortgesetztes  Yer 
gehen  handelt  (veigl.  §  96 Nr.  40fE.).  Der  Begriff  des  fori^^esetzten 
Yeigehens  gilt  indessen  nicht  für  das  Zivilrecht»  wie  sich  übrigens 
auch  aus  §  89  PatG.  ei^bt.  Das  angerufene  Gericht  ist  daher 
nur  we^en  der  Entschädigungsansprüche  aus  deiqeni^n  einzelnen 
Tätigkeitsakten  der  fortgesetzten  Handlung  zuständig,  welche  in 
seinem  Bezirke  begangen  sind  (vergl.  BG.  JW.  05  343). 

145.  Haftung  für  unerlaubte  Handlungen  anderer.  Die  Ehige 
kann  gegen  den,  welcher  für  die  patentwidrige  Tätig- 
keit eines  anderen  einzustehen  hat,  bei  dem  Geridbt 
erhoben  werden,  in  dessen  Bezirk  der  andere  tätig  geworden  ist 
Demnach  geht  die  Klage  im  Gerichtsstande  des  §  ^  CPO.  auch 
gegen  den,  welcher  im  Bezirke  des  angerufenen  Gerichts  andere 
Personen  als  Mittelspersonen  zur  Ausführung  der  patent- 
widrigen Tätigkeit  benutzt  hat  (vergl.  BG.  G.  6  161).  Auch  der 
Mittäter,  der  Gehülfe  und  der  Anstifter  müss^i  dem- 
gemäß die  Zuständigkeit  des  Gerichts  anerkennen,  in  dessen  Be- 
zirk der  Täter  oder  ein  Mittäter  seine  patentverletzende  Tätig- 
keit entwickelt  hat  (vergl.  BG.  Civ.  6  3ä3  ff.;  Gv.  19  384,  385; 
B.  3  Nr.  1082;  B.  12  Nr.  639).  Nebendem  ist  für  die  Klage  ge^ 
den  Urheber,  welcher  durch  Mittelspersonen  tätig  geworden  ist^ 
gegen  den  Mittäter,  GehtÜfen  und  Anstifter  das  Gericht  des  Ortes 
zuständig,  an  welchem  sie  selbst  gehandelt  haben.  Juristische 
Personen  und  Handelsgesellschaften  können  an  dem 
Orte  verklagt  werden,  au  welchem  ihre  gesetzlichen  Vertreter  oder 
diejenigen  Personen,  für  deren  Handlungen  sie  sonst  einzusteh^A 
haben,  in  unerlaubter  Weise  tätig  geworden  sind. 


E.  Yermntimg  des  §  35  Abs.  2. 

I.  Zweck  und  Inhalt  der  Vermutung. 

148.  Beweisschwierigkeit  Der  §  86  Abs.  2  PatG.  stellt  in 
Anschluß  an  die  Vorschrift  des  zweiten  Satzes  des  §  4  FätG. 
eine  Beweisregel  auf,  indem  er  zugunsten  des  Inhabers  eines  auf 
ein  Verfahren  erteilten  Patents  eine  Vermutung  begründet  Der 
zweite  Satz  des  §  4  PatG.  bestimmt,  daß  die  Wirkung  eines  auf 
ein  Verfahren  erteilten  Patents  sich  auf  die  durch  das  Verfahren 
unmittelbar  hergestellten  Erzeugnisse  erstreckt.  Die  Anwendung 
dieser  Bestimmung  setzt  den  Beweis  voraus,  daß  das  Erzeu^inis, 
für  welches  ein  Schutz  beansprucht  wird,  durch  das  patentierte 
Verfahren  hergestellt  ist.  Die  Erbringung  dieses  Beweises  ist 
regelmäßig  schwierig,  da  ein  Fabrikationsverfahren  meist  nur 
unter  dem  Schutze  des  Fabrikgeheimnisses  oder  doch  mindestens 
nur  unter  solchen  Umständen  zur  Anwendung  gelangt,  welche  die 
Kenntnisnahme  der  Fabrikationsmethode  durch  Dritte  erschweren. 
Um  so  mehr  besteht  diese  Beweisschwierigkeit,  wenn  die  An- 
wendung des  Verfahrens  im  Auslande  erfolgt  Ist  das  Erzeuffnia 
des  patentierten  Verfahrens  bereits  bekannt,  indem  es  sdMm 
vor  der  dem  Patente  zugrunde  liegenden  Erfindung  ein  anderes 
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.Verfahren  zur  HerstelluDg  desselben  Erzeugnisses  gegeben  bat,  so 
besteht  die  Beweisschwierigkeit  in  ganz  besonderem  Maße. 

147.  Tatsächliche  Yermutiing.  Leichter  ist  der  Beweis,  da& 
das  Erzeugnis  durch  das  patentierte  Verfahren  beigestellt  ist,  in 
solchen  FäUen,  in  welchen  das  Erzeugnis  des  patentierten  Ver- 
fahrens ein  ganz  neuer  Stoff  ist,  daäsdann  eine  tatsächliche 
Vermutung  in  der  Richtung  besteht,  daß  der  Stoff,  da  ein  anderes 
Herstellungsverfahren  nicht  bekannt  ist,  nur  auf  dem  Wege  des 
patentierten  Ver&hrens  hergestellt  sein  kann.  Das  Bestehen 
einer  solchen  tatsfichlichen  Vermutung  wurde  auch  schon  unter 
der  Herrschaft  des  früheren  Patentgesetzes,  obwohl  dieses  eine 
dem  jetzigen  §  35  Abs.  2  entsprechende  Vorschrift  nicht  enthielt,  an- 
erkannt (vergi.  Bundschreiben  des  Reichskanzlers  in  PBl.  86  SS^ff., 
G.  6  26,  27;  Kohler  867;  Kohler  in  ArcbCivPrax.  71  412;  vergL 
Robolski  Th.  208,  20ü).  Diese  tatsächliche  Vermutung  des  früheren 
Rechts  ist  durch  §  85  Abs.  2  PatG.  zu  einem  Reclitssatze  er* 
hoben,  indem  in  denjenigen  Fällen,  für  welche  der  §  35  Abs.  2 
PatG.  Bestimmung  trifft,  es  nicht  der  freien  Beweiswürdigung  des 
Grerichts  überlassen  ist,  ob  es  die  tatsächliche  Vermutung  seiner 
Entscheidung  zugrunde  legen  will;  vielmehr  ist  das  Gericht  in 
solchen  Fällen  verpflichtet,  dem  Erzeugnisse  einen  Schutz  zu 
bewilligen,  auch  wenn  der  Beweis,  daß  es  durch  das  patentierte 
Verfahren  hergestellt  ist,  nicht  geliefert  ist.  Dadurch  ist  indessen 
die  Vermutung  des  §  35  Abs.  2  PatG.  nicht  zur  Rechtsvermutung^ 
erhoben;  denn  der  Gegenbeweis,  daß  der  neue  Stoff  durch  ein 
anderes  als  das  patentierte  Verfahren  hergestellt  sei,  ist  zulässig. 
Die  Vermutung  des  §  85  Abs.  2  PatG.  findet  audi  auf  die  unter 
der  Herrschaft  des  früheren  Patentgesetzes  erteilten  Patente  An-^ 
Wendung  (vergl.  Einl.  Nr.  4). 

148.  Vermutimg  des  §  35  Abs,  8.  Der  Inhalt  der  Ver- 
mutung ist,  da£,  wenn  es  sich  um  eine  Erfindung  handelt,  welche 
ein  Verfahren  zur  Herstellung  eines  neuen  Stoffes  zum  Gegenstand 
hat,  bis  zum  Beweise  des  (regenteils  jeder  Stoff  von  gleicher 
Beschaffenheit  als  nach  dem  patentierten  Verfahren  herge- 
stellt gilt.  Diese  Vermutung  hat,  obwohl  sie  hauptsächlich  dazu 
bestimmt  ist,  eine  Erleichterung  des  Beweises  für  aie  Anwendung 
des  zweiten  Satzes  des  §  4  PatG.  zu  gewähren,  eine  weitergehende 
Bedeutung.  Denn  ihre  Anwendung  bat  nicht  nur  zur  Fo^e,  daß- 
der  hergestellte  Stoff  von  gleicher  Beschaffenheit,  sondern  dafi  auch 
die  Anwendung  des  Herstellungsverfahrens,  soweit  sie  im 
Inlande  geschieht,  unter  den  Patentschutz  fällt.  Es  ist  auch  ohne 
Bedeutung,  ob  der  Stoff  in  deijenigen  Grestalt,  in  welcher  er  in^ 
Verkehr  gebracht,  feilgehalten  oder  gebraucht  wird,  als  ein  un- 
mittelbares Erzeugnis  des  patentierten  Verfahrens  im  Sinne  des 
zweiten  Satzes  des  §  4  PatG.  anzusehen  ist  Wird  im  Wege  der 
Untersuchung  festgestellt,  daß  ein  Stoff  von  gleicher  Beschaf^nheit 
wie  der  durch  das  patentierte  Verfahren  hergestellte  neue  Stoff 
zur  Herstellung  irgend  eines  Erzeugnisses  verwendet  worden^ 
ist,  80  kann  sowohl  der  Hersteller  dieses  Stoffes  ds  der,  wacher 
ihn  zur  Fabrikation  des  anderen  Produktes  verwendet  hat  —  weil 
in  einer  derartigen  Verwendung  ein  patentwidriger  gewerbsmäßiger 
Gebrauch  liegt  —  als  Patent  verletzer  zur  Verantwortung  gezogen 
werden.    Die  Vermutung  beschränkt  sich  dagegen  andererseits  auf 


444  Vierter  Abschnitt.    Strafen  und  Entschädigung.    §  36. 

den  Fall,  daß  ein  Verfahren  zur  Herstellung  eines  neuen  Stoffes 
patentiert  ist;  ist  ein  Patent  lediglich  auf  den  neuen  Stoff  als 
«eichen,  also  auf  ein  Erzeugnis,  erteilt,  so  findet  die  Vermutung 
keine  Anwendung  (Allfeld  ^0). 

14Si.  Anwendbarkeit  der  Vermutung  im  Ziyil-  und  Strsf« 
reelit.  Die  Anwendbarkeit  der  Vermutung  des  §  36  Abs.  2  PatG. 
ist,  wie  sich  aus  ihrer  Stellung  in  dem  Gesetz  eif^ibt,  auf  das 
Oebiet  des  Zivilrechts  beschränkt;  sie  gilt  also  nicht  für  das 
Strafverfahren  (Köhler  867,  868;  Seligsohn  §  4  Nr.  17  und  f  35 
Nr.  1  und  26;  ReuUng  G.  17;  Kloeppel  in  GUK  8  169;  Allfeld  230). 
Indessen  steht  nichts  im  Wege,  aa&  auch  das  Strafgericht  die 
Vermutung  auf  Grund  freier  Beweiswürdigung  seiner  Entscheidung 
zugrunde  legt;  nur  isfc  das  Strafgericht  —  im  Gegensatze  zum 
Zivilgericht  --  nicht  dazu  verpflichtet  (PA.  PMZBl.  11  98;  Rund- 
schreiben des  Reichskanzlers  m  FBI.  86  339  fr.,  G.  6  26,  27;  Kohler 
867,  868;  Seligsohn  §  4  Nr.  17;  vergl.  auch  Nr.  147).  Auf  dem 
Gebiete  des  Zivilrechts  gilt  die  Vermutung  nicht  nur  fOr  die  Eot- 
schädigungsklage,  sondern  auch  für  die  abwehrende  Klage  tmd 
die  Feststellungsklage  (Seligsohn  §  36  Nr.  25;  Isay  §  4  Nr.  161; 
Allfeld  280 ;  anders  Reuling  G.  17).  Daß  die  gesetzliche  Bestinunui^ 
in  den  nur  die  Entschädigungsklage  betreffenden  §  35  PatG.  auf- 
genommen ist,  beruht  darauf,  datk  das  Patentgesetz  von  den  zivil- 
rechtlichen Klagen  nur  die  Entschädigungsklage  ausdrücUidi 
erwähnt. 

150.  Anwendbarkeit  der  Vermutung  außerhalb  des  §  K 
Abs.  2.  Wegen  des  ihr  zugrunde  liegenden  Gedankens,  welcher 
darin  besteht,  Verschleierungen  von  Patentverletzungen  zu  Ter- 
hindern,  und  wegen  der  tateächlichen  Beweiskraft,  welche  ihr, 
auch  abgesehen  von  der  ausdrücklichen  gesetzlichen  Anerkennung 
zukommt,  kann  die  in  §  35  Abs.  2  PatG.  zum  Ausdruck  gebrachte 
Vermutung  —  ohne  da&  indessen  eine  Verpflichtung  des  Gerichts 
hierzu  besteht  —  sowohl  auf  zivilrechtlichem  als  strafrechtlichem 
Gebiete  auch  in  solchen  Fällen  entsprechend  zur  Anwendung 
gebracht  werden,  auf  welche  der  §  35  Abs.  2  PatG.  sich  nicht 
unmittelbar  bezieht.  Gibt  es  z.  B.  außer  dem  patentierten 
Verfahren  ein  bekanntes  Verfahren  zur  Herstellung  des  Stoffes 
überhaupt  nicht,  oder  ist  zwar  außer  dem  patentierten  Verfahren 
noch  ein  anderes  Verfahren  zur  Herstellung  des  Stoffes  bereits  be- 
kannt, so  daß  der  Stoff  nicht  als  neu  angesehen  werden  kann,  Iftßt 
es  sich  aber  erweisen,  daß  das  bereits  bekannte  Verfahren  jed^i- 
falls  nicht  dasjenige  ist,  welches  der  wegen  Patentverletzung  in 
Anspruch  Genommene  anwendet,  so  ist,  ganz  wie  in  dem  in  §  35 
Abs.  2  PatG.  vorgeseheneu  Falle,  der  Schluß  begründet,  da&  das 
bei  Herstellung  des  Stoffes  zur  Anwendung  gebrachte  Verfahren 
das  patentierte  Verfahren  sein  muß,  sofern  nicht  der  Hersteller 
des  otoffes  den  Nachweis  erbringt,  daß  sein  Verfahren  von  dem 
patentierten  Verfahren  in  wesentlichen  Punkten  abweicht  (R6.  G. 
10  300,  B.  17  Nr.  lll). 

151.  Gegenbeweis.  Gegen  die  Vermutung  ist  der  Gegen- 
beweis zulässig,  daß  der  Stoff  von  gleicher  Beschaffenheit  nicht 
nach  dem  patentierten  Verfahren  sondern  nach  einem  andren 
Verfahren  hergestellt  ist.  Der  Beklagte,  welcher  die  Vermutung 
widerlegen  will,  ist  also  genötigt,  sein  Herstellungsverfahren 
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offenzulegen;  er  mufi  demnach  unter  Umstftnden  ein  bisher 
bewahrtes  Fabrikgeheimnis  preisgeben  (Reulmg  6*  16,  16).  Es 
worden  also  zmn  Gegenbeweise  nicht  etwa  Zeugenausisagen  ge- 
nflgen,  welche  ganz  aDgemein  besagen,  da6  nicht  das  gesdittizte 
Verfahren  sondern  em  anderes  Yerfithren  zur  Herstellung  benutzt 
worden  sei;^  denn  das  Urteil  darüber,  ob  das  Verfahren  ein  anderes 
ist,  steht  nicht  den  Zeugen  sondern  dem  Gericht  zu,  welches  nur 
nach  y^rgleichung  der  beiderseitigen  Fabrikationsmethoden  seine 
Entscheidung  hierüber  abgeben  kaon.  Zu  dem  Beweise,  daß  ein 
von  dem  patentierten  yerEahren  verschiedenes  Verfahren  zur  Her-^ 
steUung  des  StofFes  geführt  habe,  gehört  auch  der  Nachweis,  daß 
das  andere  Herstellunpsverfabren  im  patentrechtlichen  Sinne  von 
dem  patentierten  Verfahren  verschieden  ist,  d.  h.  daß  es 
in  wesentlichen  Punkten  von  diesem  abweicht  und  daher  nicht 
als  Patentverletzung  anzusehen  ist  (BG.  B.  17  Nr.  111).  Die  Ver- 
mutung wird  nicht  etwa  schon  durch  den  bloßen  Umstand,  daß- 
das  Herstellungsverfahren  offen  gelegt  ist,  beseitigt  (anders  Reu- 
hne  G.  16,  16;  Isay  §  36  Nr.  33).  Der  Nachweis,  daß  es  noch  ein 
anderes  zu  demselben  Stoffe  führendes  Verfahren  gibt,  genügt  nicht, 
sondern  es  muß  auch  die  Herstellung  des  Stoffes  durch  diese» 
Verfahren  dargetan  werden  (Seligsohn  §  36  Nr  26). 

n.  Neuer  Stoff: 

152.  Stoff.  Der  Ausdruck  „Stoff"'  in  §  36  Abs.  2  PatG.  ist 
nicht  gleichbedeutend  mit  „Erzeugnis^;  er  weist  vielmehr  auf  das 
Material  oder  den  Rohstoff  hin,  aus  welchem  ein  Erzeug- 
nis, welches  nicht  lediglich  in  einem  Rohstoff  besteht,  immer  her- 
gestellt sein  muß.  Werden  einem  bekannten  Rohstoffe  lediglich 
neue  Eigenschaften  verliehen,  wird  er  z.  B.  durch  ein  Verfa^bren 
ausgetrocknet,  luftdicht  oder  feuerfest  gemacht,  so  wird  der  so 
behandelte  Stoff  dadurch  nicht  zu  einem  neuen  Stoffe  (Kohler 
120,  121).  Neue  Stoffe  werden  im  allgemeinen  nur  auf  chemi- 
schem Wßge  erzeugt;  indessen  ist  die  Vorschrift  des  §  8ö  Abs.  2 
PatG.  ihrem  allgemeinen  Wortlaute  nach  auch  auf  den  durch  ein 
mechanisches  Verfahren  hergesteUten  neuen  Stoff  anwendbar 
(Seligsohn  §  36  Nr.  23;  Wirth  in  ZgR.  2  103;  Isay  §  36  Nr.  32). 
Allerdings  wird  der  Fall,  daß  ein  neuer  Stoff  als  Ergebnis  eines 
mechanischen  Verfahrens  eich  darstellt,  in  der  Praxis  selten  vor- 
kommen; die  bloße  mechanische  Verbinduiig  mehrerer  körperlicher 
Bestandteile  zu  einer  zusammengesetzten  Sache  oder  die  bloße 
Gestaltsänderung  bekaimter  Stoffe  Lst  jedenfalls  nidit  als  die  Dar- 
stellung eines  neuen  Stoffes  anzusehen,  ebensowenig  die  bloß 
mechanische  Vermischung  verschiedener  Stoffe  (vergl.  auch  §  1 
Nr.  863).  GleichgtUtig  ist  es,  ob  der  Stoff  das  Endprodukt  de& 
patentierten  Verfahrens  oder  nur  ein  Neben-  oder  Zwischen- 
produkt ist;  jedoch  findet  die  Vermutung  auf  ein  Neben-  oder 
ZiWischenjprodukt  nur  dann  Anwendung,  wenn  auch  das  Neben- 
oder Zwischenprodukt  bezw.  das  Verfahren,  welches  es  hervor- 
gebracht hat,  unter  Patentschutz  steht  (OLG.  Eü&mburg  PMZBl. 
5  8).  Unerheblich  ist  es  ferner,  ob  der  Stoff  ein  chemisches 
Individuum  oder  ein  aus  verschiedenen  —  wenn  auch  tür  sich 
bekannten  — Bestandteilen  zusammengesetztes  Gemisch  ist;  der 
Regel  nach  wird  sogar  letzteres  der  Fall  sein.    Ebensowenig  kann 
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es  darauf  ankommen,  ob  ein  zusammengesetzter  Stoff  sich  leicht  oder 
nur  unter  Schwierigkeiten  in  seine  Bestandteile  auflösen  Ulit^  und 
ob  er  zu  einer  derartigen  Auflösung  bestimmt  ist.  Es  sind  daher 
ifcuch  solche  vorher  nicht  bekannte  chemische  Mischungen  als 
neue  Stoffe  anzusehen,  welche  lediglich  vorübergehender  Natur 
sind,  indem  sie  dazu  oienen  sollen,  einen  als  Bestandteil  darin 
enthaltenen  Körper  besser  zu  konservieren  oder  ihm  eine  fOr  den 
Transport  oder  überhaupt  für  den  Verkehr  geeignete  Form  zu 
geben  (vergL  dagegen  auch  Reuling  in  ZgR.  1  23). 

158.  Neuheit  des  Steffis.  Neu  ist  der  Stoff,  wenn  er  nicht 
bereits  bekannt  war.  Nicht  neu  ist  der  Stoff,  wenn  er  schon  auf 
irgend  eine  Weise  bekannt  geworden  ist  Die  Yorschrifli 
des  §  2  PatG.,  wonach  eine  Erfindung  nur  in  gewissen  FfiUen  ihres 
vorherigen  Bekanntgewesenseins  nicht  als  neu  gilt,  ist  daher  hier 
nicht  anwendbar  (Wirth  in  ZgR.  2  105;  Jsay  §  35  Nr.  32).  Die 
Anwendung  der  Vorschrift  des  §  35  Abs.  2  PatG.  ist  auch 
keineswegs  auf  den  Fall  beschränkt,  dai  der  Stoff  früher  noch 
nicht  hergestellt  sein  darf  (anders  Jsay  §  36  Nr.  32).  Es  ge- 
nügt, daß  er  überhaupt  bekannt  geworden  ist  in  einer  Weise, 
•dal  diejenigen  Eigenschaften,  welche  zur  Bestimmung  seiner  Neu- 
heit dienen,  irgendwie  zur  Mitteilui^  gelangt  sind.  Ob  diese  Mit- 
teilung durch  die  Herstellung  des  Stoffes  oder  durch  dessen  Ver- 
trieb oder  durch  dessen  Beschreibung  in  Druckschriften  oder 
sonstwie  geschehen  ist,  ist  gleichgültig,  so  da&  es  zum  Ausschlüsse 
der  Anwendbarkeit  des  §  35  Abs.  2  PatG.  durchaus  genügen 
würde,  wenn  eine  Beschreibung  des  Stoffes  nachweisbar  durch 
Privatbrief  oder  durch  irgend  eine  mündhche  Mitteilung  geschehen 
ist  (veigl.  Robolski  E.  §  36  Nr.  1).  Die  Beschreibung  des  Stoffes 
mu^  dann  aber  derart  sein,  daß  Sachverständige  danach  den  Stoff 
herzustellen  imstande  waren,  so  daß  über  die  MögUchkeit,  den 
Stoff  herzustellen,  ein  Zweifel  nicht  bestehen  kann  (vergl.  auch 
Wirth  in  ^R.  2  105 ;  vergl.  dagegen  auch  Jsay  §  35  Nr.  32).  Dies 
kommt  namentlich  hinsichtlich  der  chemischen  Stoffe  in  Betracht, 
deren  tats&chliche  HerstiCllung,  falls  eine  nicht  für  jeden  Sach- 
verständigen verständliche  Beschreibung  vorliegt,  nachgewiesen 
sein  müßte. 

154.  Nichtbekanntsein  eines  anderen  HersteliungsTerfiahrens. 
Ein  Stoff  ist  also  neu,  wenn  außer  dem  patentierten  Yerbdiren 
ein  anderes  Verfahren  zur  Herstellung  des  Stoffes  nicht 
bekannt  ist  (vergl.  RG.  B.  17  Nr.  111).  Daraus  ergeben  sich 
verschiedene  Schlüsse.  Zunächst  folgt  daraus,  daß  das  vorherige 
Bekanntgewesensein  eines  Naturprodukts  nicht  die  Neuheit 
eines  auf  künstlichem  Wege  hergestellten  Stoffes  gleidier  Be- 
schaffenheit ausschließt  (vergl.  dagegen  auch  Landgraf  §  35  Nr.  9; 
Seligsohn  §  35  Nr.  24).  Es  ergibt  sich  femer  daraus,  daß,  wenn 
eii\  neu  erfundener  Stoff  bezw.  sein  Herstellungsverfahren  durch 
Handlungen  des  Erfinders  oder  dritter  Personen  bekannt 

Seworden  ist,  ein  derartiges  Bekanntgewesensein  der  Anwendung 
es  §  35  Abs.  2  PatG.  selbst  dann  nicht  entgegensteht,  wenn  es  vor 
der  Anmeldung  des  Patents  und  in  einer  die  Neuheit  der  Et- 
findung  gemäß  §  2  PatG.  ausschUeßenden  Weise  eingetreten  ist; 
vielmehr  kann  es  sich  dann  nur  darum  handeln,  ob  das  Patent 
Auf  das  Verfahren  zur  Herstellung  des  neuen  Stoffes  zu  vemidiiten 


E.  Vermutang  des  §  86  Abs.  2.    in.  Stoff  von  gleicher  Beschaffenheit.  447 

ist  Noch  weniger  steht  es  der  Anwendung  des  §  35  Abs.  2 
PatG.  enigegen.  wenn  der  neue  Stoff  —  sei  es  vor  Anmeldung 
oder  Erteilung  des  Patents  oder  später,  sei  es  von  dem  Erfinder 
oder  von  einem  anderen  —  ledighch  unter  dem  Schutze  des 
Fabrikgeheimnisses  heigesteflt  worden  ist  (vergl.  auch  Wirth 
in  :^R.  2  105). 

166.  llaftgebender  Zeitpunkt  für  die  Neuheit.  Zweifel- 
baft  kann  es  erscheinen,  welcher  Zeitpunkt  für  die  Bestimmung 
der  Neuheit  des  Stoffes  als  der  maßgebende  anzusehen  ist,  ob 
der  Zeitpunkt  der  Patentanmeldung  oder  der  Patenterteilung  oder 
derjenige  Zeitpunkt,  in  welchem  die  als  Patentverletzung  ange- 
sprochene Tätigkeit  vorgenommen  worden  ist.  Nach  dem  Wort^ 
laute  und  dem  Sinne  des  §  35  Abs.  2  PatG.  ist  anzunehmen,  daß 
der  Stoff  zur  Zeit  der  Patentanmeldung  neu  gewesen  sein  muß 
(Seligsohn  §  35  Nr.  24;  Eloeppel  in  6UR.  8  159).  Sind  erst 
später,  nach  der  Patentanmeldung,  weitere  Verfahrensweisen  zur 
Herstellung  desselben  Stoffes  gefunden  oder  erfunden  worden,  so 
steht  dies  der  Anwendung  der  gesetzlichen  Vermutung  nicht  ent- 
gegen (Seligsohn  §  35  Nr.  24;  Allfeld  280;  vergl.  audi  Landgraf 
I  35  Nr.  9j. 

168.  Beweis  der  Neuheit.  Den  Beweis  der  Neuheit  hat 
deijenige,  welcher  sich  auf  die  Vermutimg  zu  seinen  Gunsten 
beruft,  also  regelmäßig  der  Kläffer,  zu  führen;  er  ist  nach  dem 
firOher  Gesagten  regelmäßig  in  aer  Richtung  zu  fikhren,  daß  ein 
anderes  Verfahren  zur  Hei-stellung  des  Stoffes  nicht  bekannt  war 
(veigl.  RG.  G.  6  193,  194).  Dieser  Beweis  wird  der  Regel  nach 
durch  Sachverständigengutachten  erbracht  werden  müssen.  Dem 
Beklagten  steht  dagegen  der  Gegenbeweis,  daß  ein  anderes 
Herstellungsverfahren  bekannt  gewesen  sei,  offen. 

m.  Stoff  von  gleicher  Besohaflbnheit. 

157.  Beschaffenheit.  Unter  Beschaffenheit  sind  die 
physikalischen  und  chemischen  Eigenschaften  des  Stoffes 
zu  verstehen  (vergl.  RG.  PMZBL  7  134).  Die  Beschaffenheit 
chemischer  Stoffe  kann,  da  die  chemische  Verbindung  in  der  Herbei- 
führung von  intramolekularen  Vorgängen  besteht,  der  Regel  nach 
nur  im  Wege  der  Schlußfolgerung  festgestellt  werden  (Witt  Ch. 
Ind.  10,  11).^  Die  physikalischen  bezw.  chemischen  Eigenschaften 
eines  chemischen  Stoffes  sind  durch  seine  chemische  Unter- 
suchung zu  ermitteln,  welche  nach  dem  Stande  der  Wissenschaft 
der  Natur  des  Stoffes  anzupassen  ist  (Reuling  G.  86  ff.,  94,  95;  vergl. 
auch  RG.  PMZBl.  7  135).  Daß  die  physikalischen  oder  chemischen 
Eigenschaften  des  durch  das  patentierte  Verfahren  hergestellten 
neuen  Stoffes  von  dem  Erfinder  oder  Patentanmelder  erkannt, 
oder  daß  sie  in  der  Patentschrift  kundgegeben  seien,  ist  nicht 
erforderlich,  da  die  wissenschaftliche  Erkenntnis  des  neuen  Stoffes 
und  seiner  Eigenschaften  nicht  zum  Wesen  der  Erfindung  gehört, 
und  durch  eme  mangelhafte  oder  irrtümJiche  wissensäaftUche 
Auffassung  auch  nicht  der  Umfang  des  Patentschutzes  beeinträchtigt 
wird  (vergl.  f  1  Nr.  212 ff.;  vergl.  auch  §  4  Nr.  198).  Es  kommt 
daher  auch  mcht  darauf  an,  welche  Eigenschaften  dem  neuen  Stoffe 
in  der  Patentschrift  beigelegt  sind;  vielmehr  ist  lediglich  darauf 
zu  achten,  welche  Beschaffenheit  der  Stoff  tatsächlich  hat  (vergl. 
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fda^esen  auch  R6.  PMZBL  7  134).  Dagegen  mu6  der  der  Ver- 
leidbung  zugrunde  zu  legende  nach  dem  patentierten  Yerfahroi 
ergesteUte  neue  Stoff  nach  Inhalt  der  Patentsdirift  büb  ein  selb- 
stftnd^er  Stoff  mit  selbstftndiger  gewerblicher  Yerwertbarkeit  er* 
kannt  sein. 

158.  Gleiche  BesehaflSenheit.  Von  gleicher  Beschaffen- 
heit ist  ein  Stoff  dann,  wenn  er  dieselben  physikalischen  bezw. 
chemischen  Eigenschaften  wie  der  nach  dem  |)atentierten  Ver- 
fahren bergesteUte  Stoff  hat.  Es  kommt  demnach  nicht  etwa  darauf 
an,  ob  der  Stoff  für  die  gewerbliche  Verwertung  oder  fflr 
technische  Zwecke  in  gleicherweise  verwendbar  ist  wieder 
durch  das  patentierte  Verfahren  hergestellte  Stoff,  oder  ob  er  den 
ffleichen  Effekt  bei  der  Verarbeitung  hat.  Zwei  Stoffe  können 
niemach  vOUig  voneinander  verschieden  sein,  obwohl  beide  zu  dem 
gleichen  Zwecke,  z.  B.  um  fOr  die  ParfQmeriefabrikation  den  Ge» 
ruch  der  natürlichen  Veilchen  zu  ersetzen,  produziert  wanden 
(vergl.  RO.  PMZBl.  7  131  ff.;  vergl.  dagegen  auch  OLG.  Hambnig 
PMZBL  5  7;  Stephan  Schmid  §  35  Nr.  24).  Dag^en  kann  das 
gleiche  Verhalten  bei  der  gewerblichen  Anwendung  der  Stofie  vrotd 
zur  Unterstützung  der  auf  ihr  sonstiges  Verbalten  gerundeten 
Annahme  gleicher  Beschaffenheit  dienen.  Sache  des  Sa<^ver- 
ständigen,  welcher  über  die  gleiche  Beschaffenheit  sein  Gutachten 
abgeben  soll,  wird  es  regelmäßig  sein,  unter  Innehaltung  der  Vor- 
schriften der  Patentschrift  den  neuen  Stoff  herzustellen  oder  her- 
stellen zu  lassen,  da  der  Vergleichung  —  wenigstens  bei  chemischen 
Stoffen  —  nur  das  gemäß  den  Angaben  der  Patentschrift  fertig 
hergestellte  Produkt  zugrunde  gelegt  werden  kann  (vergl.  BG. 
PMZBl.  7  134). 

169.  Gleiche  Beschaffenheit  im  wesentlichen.  Es  genfigt, 
wenn  trotz  vorhandener  Verschiedenheiten  Gleichheit  der  Be- 
schaffenheit auch  nur  im  wesentlichen  besteht,  d.  h.  es  reicht 
aus,  wenn  die  Beschaffenheit  des  in  Fra^e  stehenden  Stoffes  derart 
ist,  daß  seine  Herstellung  unter  Berücksichtigung  des  Rechtssatzes, 
daß  unwesentliche  Abweichungen  von  einem  patentierten 
Verfahren  den  Patentschutz  nicht  ausschließen,  von  aem  Patent- 
schutz umfaßt  wird  (ver^l.  OLG.  Hamburg  PMZBl  5  5  und  7).  Es 
kann  insbesondere  nicht  em  nach  wissenschaftlichen  Grundsätzen  un- 
erheblich er  Unterschied  in  den  Eigenschaften  der  zu  vergleichenden 
Stoffe  dazu  führen,  die  gleiche  Beschaffenheit  zu  verneinen.  Ent- 
hält ein  Stoff  neben  dem  nach  dem  patentiertc^n  Verfahren  herge- 
stellten Stoffe  Beimischungen,  so  ist  zu  prüfen,  ob  mit  Rück- 
sicht auf  das  Verhältnis,  in  welchem  die  Menge  der  Beimischung 
zu  dem  Stoffe  steht,  und  mit  Bücksicht  auf  deren  technische 
Wirkung  die  Abweichung  als  eine  erhebliche  anzusehen  ist  (RG. 
PMZBl.  7  184,  135).  , 


§86. 

Wer  wissentlich  den  BestimmnngeA  der  §§  4  and  5  inwlder  «Im 
ErllndaDg  in  Benntinng  nimmt,  wird  mit  Geldstrafe  Ibis  zn  flnftanteni 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  ra  einem  Jalur  bestraft. 
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Die  Stnff erfolyiBg  tritt  rar  aif  Antrif  •!■•  W»  Zartt^uhme 
4e8  AatragB  ist  sollsslg. 

Wird  Mf  Strafe  erkarat,  so  ist  ngleich  dem  Yerletitea  die  Be- 
fiMvis  suispreekesy  die  Tenurttüuig  amf  Kostes  des  Terartellten 
Sffeiitlieh  bekanBt  in  maeheiu  Die  Art  der  Bekanrntmachsiig,  sowie  die 
Frist  EU  derselben  ist  im  ürleil  sn  bestiMSiea. 


▲.  Straf^erfolfm«. 

I.  An«CH«faie  OnniatM. 

1.  lBw«mA«rfcelt  4m  Strafgaivtekvcbi. 
S.  TfttbMtu«  4er  PatoBtreiletMiig. 

t,  T«rb«reltug^,  Yertaeha*  «■<  MBfttg« 
SUnuMtahMdluifai. 

4.  SlnfbArkeU4erlmlBLui4eb#gaM9ui«i 

5.  Im  laUiBde  b«f»Bfaie  HaatfvBgem. 
0.  !■  ▲■tlaade  beg»Mfeme  Huidl«aff«i. 
7.  BaitiMdlffkttt. 

S.  Strafe. 

9.  ▲■iMtsaa«  4m  StrafrerfkhreM. 

10.  Ktelut  dM  ZlTUvtell«  ««f  dM  Strmf- 
▼•rfUwta. 

11.  Bbidtade  KnA  dM  ZlfUwrtofli. 
IS.  TeiJihniBff  der  Strafrerfolgniiff. 
IS.  Teijihrwiff  der  Strmf^ollslreekuf. 

14.  WlederufkakMe  des  Strafierfkkreu. 
U.  BeMklegMfcHe. 

15.  SchmdenerMte     weges     ugerechter 
Strafrerfolfuig. 

II.  Titenckiift  uid  TeilB«]i»e. 

ft>  Titeneluift. 

13.  Begriff. 

IS.  OMekiftilBMI»er. 

19.  WttlterMhaft. 

50.  Phvnleche  and  Julstieehe  PerMHea. 

51.  HlHelipeneaem. 
SS.  Aaflraggeber. 

SS.  aitieliperiemea  ab  Tellaehaier. 

Sl.  AB«eateUU  als  fiehUfem. 

Si.  AsfeeUUte  «U  Titer. 

SS.  Vertreter  aad  Aayestellte  tom  JaristI* 

icliea    PersoneH    aad    HaadelsgMeU- 

Mluiflea. 

53.  PetitiTe  Titigkelt. 
SS.  Wllleasianeraagea. 

tS.  Teilhaber  elaer  HaadelsgMeUiebafl. 
SO-  Oesetallehe  Vertreter. 

h)  TellaahBie. 

Sl.  Begriff.  . 

Sto.  Hitt&tersekaft  aad  Beihilfe. 

SS.  SaltJektlTer  Tatbestand  bei  Uttäter- 

aekaft  aad  Beihilfe. 
SS.  Objektiter  Tatbestand   bei  Hltttter- 

aekaft  aad  Beihilfe. 

54.  Begriff  der  Belkilfe. 

ti.  Blttttorsekafl  aad  Belkilfe  im  eluel- 


SS.  Saaf  aatf  atwldrifrer  Waren. 
S9.  Aastiflang. 

SS.  WIsaentUekkelt  der  Anstlftaa«. 
SS»  Begiastlfnng  aad  Heklerel. 

111.  FertgesetstM  Tergekea. 

40.  Beariff. 

iL  Hekraakl  der  verietsten  Patente  and 
der  Patentberecktigten. 

dl.  BlakeltBeker  EntscUaas. 

4S.  VeststeUang  dM  elnheitUeben  Bn^ 
aeklane». 

4^  Bar  Qnfteibreckang  dM  Tergekens  ge- 
eignete Oawtinde. 

K  e  n  t ,  Patentgeaets.  II. 


4i«  InTerkekrbringen,  Fellkaltea  and  fic- 
braaekea  als  rortMtaaag  der  Ber- 
steUaagstttigkeit. 

4«.  Aaf  dMspfttereInTeikekrbringenasw. 

Ssrickteter  Eatpeklass. 
iUe,   in   weleben  ein  fortgeMtstM 
Vergeken  nlekt  TorUegt. 
48.  Beektlicke    Bebandlang    dM    fertge- 
setsten  Yergekens. 

lY.  Einaiekaag. 


40. 
60. 
61. 
6i. 


64. 
66. 


67. 

68. 


60. 


Sl. 

ot. 


Zalisdi^elt. 

Elgeatam  elnMTiters  oderTeilnekaiers. 
Beektlieke  Hatar  der  Blnaleknng. 
Dnrck  du  Yergeken  kerrorgebraehte 
Gegeastinde. 
Bafbfebrlkate. 

Bekstoffe  aad  senstige  Haterlaliea. 
Yerbetterte  Clegeastlade. 
In  Yerkekr  gebraekte.  fellgekalteae  and 
gebraaekte  Oegeastttide. 
Werfcseage. 

Bar  Aasfikrang  der  strafbaren  Titig- 
kelt gebraaekte  and  bMtlnunte  Werk- 
aeage. 

Yerbindang  des  elnaaaiekenden  Gegen* 
staadM    Biit  anderen  Gegenstlnden; 
Be-  aad  Yerarbeitang. 
Unbewegiiehe  Gegenstiade. 
YoUstrecknng  der  Blnaiekang. 
Bescklagnakme  als  Yerbereltang  der 
Blnaiekang. 


Y.  Hebeaklage. 

55.  NebenUiger. 

64«  Nebenklage  and  Baue. 

56.  Beitpaakt  der  NebenUage. 
SS.  Pena. 

57.  Beekte  des  IfebeaUigers. 
Blnlegaag  Ten  Beektsatitteln. 
Wirknng  dM  AnaeklaMM. 
BrliMken  der  Wlrfcnng. 
KMtenpSlekt  dM  Angeklagten. 
KMtenpfliekt  des  HebenUagers. 
GeriektakMten  and  Aaslagen. 
GesetaÜehe  YertreterdM  Nebenkligers. 
Vertreter  geaiiM  f  It  PatG. 


S8. 
SO. 
90. 
71. 
9t. 
7S. 
74. 
76. 


B.  Stralkntrag. 

I.  Pena« 

70.  Allge»eiaM. 

77.  Erferdemisse    dM    sckriftUeken   An- 
trages. 

II.  lakalt. 

78.  Allgeaieines. 

70.  Bedlngangen,    Verbekalte    and    Be- 
sehrinkangen. 

80.  Beaeicknang  der  strafbaren  Handlang. 

81.  BMeieknaag  des  Titers. 

III.  Antragsbereekttgter. 

SS.  Verletster. 

8S.  Inkaber  elnM  AnssekUeMangsreckts. 

84.  Antragsbereektigte  lai  elaaelnen. 
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Viorter  Abschnitt.    Strafen  und  EntschSdignng.    §  86. 


8».  Bt4wimmg  4er  Elmtngng  1b  dl«  Pa- 

8«.  ImkabenekAft  4m  Beehti  sur  Seit  4er 
T^rletivBf. 

87.  Spiterer  Werten  des  Beektk 

88.  OeHelaieheJdeer  ele  Yerletiter. 
89   Firme  elf  Yerietete. 

•0.  Mehrere  Yerletete. 

•1.  Begriedeag  der  Aetragtbereehttgfuig. 

lY.  Stetlu«  des  Amtrege  dereh  Yertreter. 

2^  M.  Beeaftregte  und  BeTollHlehtIfte. 
|9t'  StUliehwelffeade  Beanftregveg. 
(•4.  Prokerlit;   Ageat;  HaadleagibeTell- 
m  t  Hlrhtlrter. 
,<*•&.  NeektrigUche  OenehMlgmig. 
Nachwelt  des  Aaftraget. 
VaterheTelimiehtlgaag. 
GeietiUehe  Vertreter. 
Naehlaespfleger;     Keakartrerw  alter; 
Seqaeiter. 

100.  Aatragsreeht  der   geeetillehea  Ver- 
treter. 
'  101.  ialiadlacher  Yertreter. 

Y.  Frlit. 

105.  AatragafHit. 

lOS   Folgea  der  Yertiaaiaag. 
104-  Keoatalf   dei  Titert   aad   der  Yer- 
letsaag. 

106.  Keaataii  dei  BeTellHiehtlgtea. 

106.  Kehatals  dec  geeetallehea  fertretert. 

107.  Fertgfietitet  vergehea  aad  Beihilfe. 
108-  Fettstellaag  der  Keaatatt. 

109.  Bade  aad  üaterbreehaag  der  Frist. 

110.  Yeijihraag  der  StrafVenrolgaag. 


06. 
»7. 

:»8. 


YI.  Wlrinag  des  Btraftuitraga. 

111.  Wtrkaag  gegea  die  EeteUlgf— 

llfi.  Tellaag  dee  Aatrags. 
11t.  Fertgeietatee  Yergehea. 

YII.  Blefcaahaie  aad  Yendeht 

114.  mckaahBie. 
114.  Bereehtlgaag  aar 

116.  Folgea  der  mekaehaie 
116a.  Yerpfllehtaag  aar  Bari' 

117.  Yenicht. 

YHI.  Ühertragbarkelt    aad    Briiaekc»   4v 
Aatragabereehttgaag. 

118.  ihiertragbarkelt. 
110.  BrlScehea. 

IX.  Beehtiailttel  bei  Tnihlliiiiiiililiftnf^ 
dee  Aatragi. 

ISO.  Becehwerde  aad  Aatrag 

liehe  Batieheldaag. 
101.  KostMi. 
mo.  Gerlehtikoitea. 


C.  Bekaaataiaehaag  der 

liS.  BeehtUehe  Ifatar. 

124.  Zellulgkelt. 

IM.  Art  aad  Frift  der  Behau 

106.  YoUstreekaag. 

107.  Eottea. 

108.  Bekeaatataehaag  fir  aad 
BrbM. 

100.  YerdffeatUehaaagbeftvala 
TOM  Falle  dee  §  SO. 


A.  Strafverfolgung. 

L  Allgemeine  GhnindsätBe. 

1.  Anwendbarkeit  des  Strafl^esetzbuelis.  Für  die  Strafver- 
folgung gelten  neben  den  besonderen  strafrechtlichen  YorschrifteBL 
des  Patentgesetzes  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Strafgesets- 
buchs.  Hervorzuheben  ist:  1.  die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf 
Antrag  ein  (vergl.  Nr.  76 ff.);  2.  es  werden  bestraft  nicht  nur  der 
Tat  er  sondern  auch  die  sonstigen  Teilnehmer  an  dem  Yeigehen 
(vergL  Nr.  I7ff.);  3.  der  Versuch  ist  straflos  (vergl.  Nr.  3);  4.  die 
Grundsätze  über  das  fortgesetzte  Vergehen  finden  Anwendimg 
(vergl.  Nr.  40ff.);  5.  die  iBeschlagnahme  dient  als  Mittel  cur 
Sicherung  des  Beweises  und  zur  Vorbereitung  der  Einziehung  (verj^ 
Nr.  lo);  6.  der  Verletzte  ist  befust,  dem  verfahren  als  Neben- 
kläger sich  anzuschliessen  (veigl.  Nr.  63ff.);  7.  auf  die  dem  Yer- 
letzten  auf  Antrag  zuzusprechende  Bufie  finden  die  Vorschriften 
des  Strafgesetzbuchs  über  die  Buge  Anwendung  (vergl.  §  37  Nr.  1). 

2.  Tatbestand  der  Patentverletzung.  Der  Tatbestand  des 
Vergehens  der  Patentverletzung  ist  im  allgemeinen  der  gleiche 
wie  bei  der  Entschädigungsklage.  Ein  Unterschied  be- 
steht nur  insofern,  als  die  Strafverfolgung  nur  im  Falle  der 
W i ssentlichkeit,  nicht  auch  schon  bei  grober  Fahrlässig' 
keit  des  Handelnden  staltfindet,  und  dafi  der  Eintritt  einer 
Schädigung  des  Verletzten   nicht  zum  Tatbestande  des  Yer 

fehens    gehört    (Seligsohn   §  36  Nr.   2;    Bobolski  Th.  244;   Bo- 
olski  E.  §36  Nr.  1;   AUfeld  283).     Durch   nach  Begehuni 
der  Straftat  eingetretene  Umstände  wird  die  Sl 
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barkeit  der  Regel  nach  nicht  beseitigt;  es  ist  mithin  gleichgültig, 
ob  fi^ter  eine  Lizenz  erteilt  oder  später  das  verletzte  Recht  er- 
losch^i  oder  zurückgenommen  ist  (vergL  Köhler  898;  Tergl. 
aiidi  §  6  Nr.  224,  $  9  Nr.  5,  §  36  Nr.  54).  Ausnahmen  bestehen 
nur  insofern,  als  eme  Bestrafung  dann  nicht  eintritt,  wenn  das 
verletzte  Patent  nachträglich  für  nichtig  erklärt  wird,  und  gemäß 

t27  Abs.  2  PatG.  auch  dann  nichts  wenn  nach  Bekanntm^^ung 
er  Anmeldung  das  Patent  versagt  oder  die  Anmeldung  zurQck- 
-genommen  wird.  Durch  die  Geltendmachung  des  Entschädigiugs- 
anspruches  wird  die  Strafverfolgung  in  keinem  Falle  ausgeschlossen. 
8.  Yorbereitungs-,  Yersuehs«  und  sonstige  StSrungshAnd- 
.lungen.  Eine  Bestrafung  kann  hiemach  nur  dann  einixeten,  wenn 
dieHandlüng  des  gewerosmäiigen Herstellens,  Inverkehrbriogdns, 
FcilbMt^ns  oder  Gebrauchens  bis  zur  Vollendung  gediehen  ist; 
Vorbereitungs-  und  Versuchshandlungen  sowie 
solche  Eingriffe  in  das  Patentrecht,  welche  nicht  im  Herstellen, 
Inverkehrbringen,  Feilhalten  oder  Gebrauchen  bestehen,  bleiben 
straflos.  Dies  ergibt  sich  aus  dem  Wortlaute  des  §  4  PatG.,  auf 
welchen  der  die  Strafbestimmung  enthaltende  §  36  PatG.  ver- 
weisti  und  hinsichtlich  des  Versuchs  aus  §  43  des  Strafgesetz- 
buchs, da  hiemach  der  Versuch  eines  Vergehens  nur  in  den 
Fällen  bestraft  wird,  in  welchen  das  Gesetz  dies  ausdrücklich  be- 
bUmmt  (RG.  G.  6  153;  Köhler  I  Nr.  633 1  Seligsohn  §  36  Nr.  8; 
veigl.  BG.  Str.  13  b90).  Das  blo&e  Kopieren  von  Zeichnungen, 
die  einem  Patente  zugrunde  liegen,  stellt  demnach,  selbst  wenn 
dies  zum  Zwecke  denmächstiger  Herstellung  des  Erfindungs- 
gegenständes  geschehen  ist,  ein  Vergehen  gegen  §  36  PatG.  nicht 
dar  (RG.  G.  5  297).  Auch  solche  Störun^kte,  welche  durch  Be- 
streiten des  Patentrechts  oder  durch  Anmaßung  der 
Uenutzungsbefugnis  begangen  werden,  sind  nach  dem 
Patentgesetze  nicht  strafbar;  sie  können  indessen,  wenn  sie  in 
der  vrissenÜichen  Aufstellung  unwahrer  Behauptungen  über  das 
l^atent  eines  anderen  bestehen,  nach*§  7  des  Gesetzes  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs  bestraft  werden  (veigl.  §  4 
Mr.  321  und  330).  Dagegen  ist  die  Bestrafung  eines  Teilnehmers, 
welcher  zu  dem  Vergeben  durch  eine  Handlung  mitgewirkt  hat, 
die,  für  sich  allein  betrachtet,  als  eine  Vorbereitungs-  oder  Ver- 
sucUshandlung  sich  darstellen  würde,  auch  nach  dem  Patentgeselze 
nicht  ausgeschlossen,  wenn  ein  anderer  Teilnehmer  das  Vergehen 
zur  Vollendung  gebracht  hat  (vergl.  §  4  Nr.  366  ff.). 

4.  Strafbarkeit  der  im  Inlande  begangenen  Uandluneen. 
Die  Verletzung  eines  deutschen  Patents  ist  nur  dann  strafbar, 
wenn  sie  im  Inlande  begangen  ist.  Dies  ergibt  sich  aus  dem 
TcrritorialitätsprinAip  (vergl.  §  4  Nr.  66  ff.).  Der  Begriff  des  In- 
lands ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  Einl.  Nr.  18ff.).  Die 
Vorschrift  des  §  4  Nr.  3  des  Strafgesetzbuchs,  wonadi  wegen  der 
iiu  Auslande  begangenen  Handlungen  die  Bestrafung  eines  Deutschen 
dann  stattfindet,  wenn  die  betreffende  Tat  durch  die  Gesetze  des 
Ortes,  an  welchem  sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  bedroht  ist, 
kann  schon  um  deswillen  keine  Anwendung  finden,  weü  eine  Zu- 
widerhandlung gegen  ein  deutsches  Patent  im  Auslande  niemals 
bestraft  wird.  Darauf,  ob  Patentverletzungen  überhaupt  in  dem 
Ll treffenden  a'usländischen  Staate  bestraft  werden,  kommt  es  nicht 
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«B.  Bkmdelt  es  sidi  um  ein  fortgesetztes  Vergeben,  welehee  teil- 
'Weise  im  Inlande  imd  teilweise  im  Auslände  bejs^^n  ist,  so 
unterliegen  nur  die  im  Inlande  begangen«!  Tftt^jkeitsakto  der 
Besbttfüng. 

&•  Im  Inlande  1iegMi|[Mie  Handlangen.  Ob  im  einzelnen  Falle 
eine  Bemutzmig  der  patentierton  Erfindung  im  Inlande  durch  Her- 
stellen, Inverkehrbringen,  Feilhalten  oder  Gebrauchen 
^tlgefunden  hat,  entscheidet  sich  nach  den  zu  §  4  PatGr.  er- 
örterten Grundsätzen.  Auch  ttber  die  Frage,  ob  und  inwieweit  räie 
Teilnahmetatigkeit  als  im  Inlande  begangen  angesehen  werden 
mid  demnach  als  Patentverletzuog  sich  darstellen  kann,  sind  die 
Erörterungen  zu  §  4  FaMr.  zu  vergleichen.  Danach  ist,  wenn 
lediglich  eine  an  sich  nicht  patentwidrige  Tätigkeit  im  Inlande 
entwickelt  ist,  die  Strafbarkeit  ausgeschlossen  (verel.  §  4  Nr.  TSflL). 
Es  trifft  dabei  auch  noch  der  Gesichtspunkt  zu ,  dafi  eine  im  In- 
lande begangene  —  an  sich  nicht  gegen  das  Patent  verstoßende  — 
BeihQlfe  (Kler  Anstiftung  zu  der  im  Auslande  erfolgten  Be- 
nutzung einer  in  Deutschland  patentierten  Erfindung  schon  um 
deswillen  nicht  strafbar  sein  kaon,  weil  die  Strafbarkeit  der  Bei- 
hülfe und  der  Anstiftung  durch  die  Strafbarkeit  der  Haupttat  be- 
dingt und  die  ausländische  Benutzung  nicht  strafbar  ist  (veigl. 
BG.  Str.  9  12;  Str.  11  24;  Str.  14  128). 

6.  Im  Auslände  begangene  Handlungen«    Ist  eine  die  in- 
ländische Benutzung^  der  patentierten  Erfindung  bezweckende  oder 
befördernde  Tätigkeit  lediglich  i m  Auslande  entwickelt,  so  kann 
dies  auf  zivürechtlichem  Wege  verfolgbar  sein  (vergl.  §  4  Nr.  78). 
Eine  Bestrafung  kann  deshalb  nicht  emtreten,  weil  es  an  der  Vor- 
aussetzung fehlt,  daß  die  in  Fra^e  stehende  Handlung  auch  im 
Auslande  mit  Strafe  bedroht  ist,  indem  auch  die  Beförderung  der 
Verletzung  eines  deutschen  Patents  nicht  im  Auslande  strafbar 
ist  (vergl.  Kohl  er  917;  vergl.  auch  Nr.  4).    Anders  verhält  es  sich 
dagegen,  wenn  jemand  vom  Auslande  aus,  aber  im  Inlande 
in  patentwidriger  Weise  tätig  wird,  wie  dies  der  Fall  ist.  wenn 
vom  Auslande  aus  Waren  in  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches 
geschickt  werden,   da  alsdann   nicht  nur  im  Auslande  sondern 
gleichzeitig,  sofern  die  Waren  in  das  Inland  gelangt  sind,  auch 
im  Inlande   eine  patentverletzende  Tätigkeit  entwickelt  worden 
ist  (RG.  G.  6  159;  vergl.  §4  Nr.  126 ff.;  anders  Kohler  917,  918). 
Das  gleiche  mu6  auch  dann  gelten,  wenn  ein  Ausländer  im  In- 
lande  Mittelspersonen    zur   AusfQbrung   der   patentverletzenden 
Tätigkeit  benutzt,  oder  wenn  ein  Ausländer  einen  gutgläubigen 
Inländer  zu  der  patentverletzenden  Tätigkeit  veranlalt;  denn  in 
diesen  Fällen  wird  der  Ausländer  durch  die  von  ihm  als  Organe 
benutzten  Personen  selbst  im  Inlande  tätig  (vergl.  RG.  G.  6  161; 
vergl.   auch  RG.  Str.  18  339;   Kohler  918  und  §  4  Nr.  96,  113 
und  160). 

7.  Zuständigkeit  Zuständig  für  die  Einleitung  und  Durdi- 
führune  des  Strafverfahrens  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der 
Angeschuldigte  zur  Zeit  der  Erhebung  der  öffenttichen  Klage  seinen 
Wohnsitz  hat.  Besitzt  der  Angeschuldigte  einen  Wohnsitz  im 
Deutschen  Reiche  nicht,  so  vnrd  der  Gerichtsstand  auch  durch  den 
gewöhnlichen  Aufenthaltsort  und,  wenn  ein  soldier  nicht 
bekannt  ist,  durch  den  letzten  Wohnsitz  bestimmt.    Daneben 
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ist  der  Gerichtsstand  bei  demjenigen  Gerichte  beflrründet,  in  dessen 
Bezirk  die  strafbare  Handlung  besangen  ist  Kann  nach  diesen 
Grundsfttzen  ein  Gerichtsstand  nicnt  ermittelt  werden,  so  ist  das 
Gericht  zust&ndig,  in  dessen  Bezirk  die  Ergreifung  erfolgt,  und, 
wemi  eine  Ergreifung  nicht  stattgefunden  hat,  das  von  dem 
Reichsgericht  bestimmte  Gencht  (§§  7—9  StrPO.).  Der  Ge- 
richtsstand der  strafbaren  Handlung  bestunmt  sich  nach  denselben 
Grundsfttzen,  welche  für  den  Gerichtsstand  der  unerlaubten 
Handlung  bei  der  Entschftdiffungsklage  gelten  (vergl.  §  35  Nr. 
142  ff.).  Daher  ist,  wenn  zum  Tatbestande  einer  strafbaren  Handlung 
mehrere  Tfttiffkeitsakte,  welche  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken 
begangen  sind,  gehören,  jedes  der  verschiedenen  Gerichte  örtlich 
zuständig  (RG.  Str.  16  234,  236).  Sachlich  zustftndigist  die  Straf- 
kammer, gegen  deren  Urteile  die  Revision  an  das  Keichsgeridbt 
stattfindet,  pie  Strafkammer  ist  nicht  befugt,  die  Verhandlung 
und  Entscheidung  dem  Schöffengericht  zu  überweisen. 

8.  Strafe.  Die  Strafe  besteht  entweder  in  Geldstrafe  oder 
in  Gefftn^is.  Auf  beides  nebeneinander  darf  nicht  erkannt  werden, 
sofern  die  Be5;trafung  nur  eines  Vergehens  —  welches  auch  ein 
aus  mehreren  Tfttigkeitsakten  bestehendes  fori^esetztes  Vergehen 
sein  kann  —  in  Frage  steht.  Kommen  dag^en  in  einer  Ver- 
handlung mehrere  selbständige  Straftaten  zur  Aburteilung,  so  kann 
die  deswegen  zu  verhängende  Gesamtstrafe  in  Geld-  und  Ge- 
fftngnisstrafe  bestehen.  Der  Höchstbetrag  der  Geldstrafe  ist 
f  Qmrausend  Mark,  der  Mindestbeirag  nach  §  27  StrGB.  drei  Mark. 
Der  Höchstbetrag  der  Gefängnisstrafe  ist  ein  Jahr,  deren 
Mindestbetrag  nach  §  16  StrGB.  ein  Tag.  Der  Höchstbetrag  der 
angedrohten  Strafe  kann  überschritten  werden,  wenn  wegen 
mehrerer  selbstfindiger  Vergeben  auf  eine  Gesamtstrafe  erkannt 
werden  mu&.  Eine  nicht  beizutreibende  Geldstrafe  ist  in  Ge- 
fängnis umzuwandeln;  sie  kann  gemäß  §  28 des  Strafgesetz- 
bucbs  auch  in  Haft  umgewandelt  werden,  wenn  die  erkannte 
Strafe  nicht  den  Betrag  von  sechshundert  Mark  und  die  an  ihre 
Stelle  tretende  Freiheitestrafe  nicht  die  Dauer  von  sechs  Wodien 
übersteigt  (Allfeld  287;  vergl.  Olshausen  §  28  Nr.  6).  Bei  der  Um- 
wandlung der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  ist  der  Betrag  von  drei 
bis  fünfzehn  Mark  einer  eintägigen  Freiheitsstrafe  gleich  zu  achten. 
Der  Höchstbetrag  der  an  Stelle  der  Geldstrafe  tretenden  Freiheits- 
strafe ist  nach  §  29  des  Strafoesetzbuches  bei  Haft  sechs  Wochen, 
bei  Geftngnis  ein  Jahr.  In  den  Nachlaß  des  verstorbenen  Verur- 
teilten kann  gemäß  §  SO  des  Strafgesetzbuchs  die  Geldstrafe  nur 
dann  vollstreckt  werden,  wenn  das  Urteil  bereits  bei  Lebzeiten 
des  Angeklagten  rechtskräftig  geworden  war. 

9.  Aussetzung  des  Strafverfahrens«  Hänst  die  Entscheidung 
der  Frage,  ob  das  Schutzrecht,  um  dessen  Verletzung  es  sich 
handelt,  dem  Angeklagten  gegenüber  wirksam  ist  oder  ob  das- 
selbe dem  Strafantragsteller  zusteht,  und  damit  die  Strafbarkeit 
der  Handlung  von  der  Beurteilung  eines  btkrgerlichen 
Rechtsverhältnisses  —  z.  B.  von  dem  Bestehen  oder  der 
nechtsgflltigkeit  eines  Lizenzvertrages  oder  von  der  BechtflgtUtig- 
kcit  einer  Übertragung  des  Patentrechts  oder  von  der  Auslegung 
eines  Vertrages  >-  ab,  so  entscheidet  das  Strafgericht  auch  über  das 
bQigerliche  Kechtsverhältnis  nach  den  fQr  das  Verfahren  und  den 
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Beweis  in  Strafsachen  geltenden  Vorschriften.  Das  Gericht  ist 
indessen  nach  §  261  StiPO.  auch  befugt,  das  Verfahren  ^auszu- 
setzen und  einem  der  Beteiligten  zur  Erhebung  der  Ziyilklsgd 
eine  Frist  zu  bestimmen,  oder  das  Urteil  des  ZiviJeerichts  abzu- 
warten. Zu  den  btlrgerlichen  Rechtsverhältnissen  gehört  die  FVago 
des  Rechtsbestandes  des  Patents  nicht;  das  Strafoericnt 
kann  also  hierüber  —  ebenso  wie  das  Zivilgericht  —  niemals  ent- 
scheiden, sondern  es  muß  die  Entscheidung  dem  Patentamt  über- 
lassen (vergl.  §  28  Nr.  1  und  2).  Ist  eine  Nichtigkeitsklage  er- 
hoben oder  beabsichtigt,  so  ist  der  Regel  nach  auf  Anfrag  da^ 
Verfahren  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  des  Nichtigkeit^^ 
Prozesses  auszusetzen  (Isay  §  86  Nr.  10;  vergl.  §  4  Nr.  23  ft)..  Da», 
gegen  kann,  wenn  die  Zurücknahmeklage  erhoben  ist,  eine 
Aussetzung  des  Verfahrens  nicht  erfolgen,  weil  bis  zur  Zurück- 
nahme das  Patent  zu  Recht  besteht,  und  demnach  die  Verfolgung 
früher  begangener  Patentverletzungen  trotz  der  späteren  Zivück- 
nahme  stattzufinden  hat  (vergl.  §  11  Nr.  2). 

10.  EinflnA  des  Zivilnrteils  auf  das  Strafverfahren.  Ist  vor 
Beendigung  des  Strafprozesses  ein  Zivil  urteil,  welches  die  ab* 
zuurteilende  Straftat  oetrifft,  bereits  ergangen,  so  kann  das  Straf- 
gericht die  im  Zivilprozesse  festgestellten  Tatsachen  als  bevrieseu 
erachten,  ohne  indessen  hierzu  verpflichtet  zu  sein.  Dies -tfilt  l>c.- 
sonders,  wenn  nach  §  261  StrPO.  die  Entscheidung  bis  zum  Erlasse 
des  Zivilurteils  ausgesetzt  war  (vergl.  Nr.  9).  Die  im  ZivilprözasFO 
erlassene  Entscheidung  bindet  also  den  Strafrichter  nicht.  Hier- 
nach ist  das  Strafgencht,  trotzdem  die  Patentverletzung  bereits 
durch  eine  Entscheidung  des  Zivilgerichts  festgestellt  ist,  oder 
trotzdem  eine  Feststellung  in  entgegengesetztem  Sinne  getrofTen 
ist,  in  durchaus  selbständiger  Weise  mit  der  Frage,  ob  eine  Paten  t- 
verletzung  vorliegt,  befa&t  und  hat  hierüber  auch  selbständig  zu 
entscheiden.  Umsoweniger  ist  die  strafrechtliche  Betrachtung^  auf 
den  im  Zivilprozesse  vorgebrachten  Prozeßstoff  beschränkt  (R6.  O. 
10  342,  Str.  24  266). 

11.  Bindende  Kraft  des  Zivüurteils.  Dagegen  hat  das  Zivi N 
urteil  ftür  den  Strafrichter  bindende  Kraft,  wenn  es  nicht  nur 
das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  von  Tatsachen  oder  Rechtsver- 
hältnissen feststellt,  sondern  neues  Recht  schafft;  denn  dann 
ist  das  Zivilurteil  von  dem  Strafrichter  nicht  als  Beweismittel, 
sondern  als  eine  Tatsache,  die  auf  die  Entscheidung  von  Einfluß 
ist,  zu  berücksichtigen  (veig:l.  KG.  Str.  14  376).  Aus  diesem'  Ge- 
sichtspunkte kann  das  aen  Beklagten  zu  einer  Entschädigung 
verurteilende  Zivilerkenntnis  bei  J^rüfung  der  Frage  in  Betracht 
zu  ziehen  sein,  ob  und  in  welcher  Höhe  außeraem  noch  auf 
Buße  zu  erkennen  ist  (vergl.  §  37  Nr.  5).  Aus  demselben  Go 
Sichtspunkte  muß  auch  das  Zivilurteil,  durch  welches  der  Bc> 
rechtigte  rechtskräftig  zur  Übertragung  des  Patentrechts 
oder  zur  Bewilligung  einer  Lizenz  gegenüber  dem  Ange- 
klagten verurteilt  ist,  zugunsten  des  letzteren  berücksichtigt 
werden,  da  ein  derartij^es  Urteil  die  eigene  Willenserklärung  des 
Berechtigten  —  also  semc  Übertragungserklärung  und  seine  Lizieii/- 
erteilung  —  ersetzt. 

12.  Verj&hrnng  der  Strafverfolgung.  Die  Strafverfolgung 
verjährt  gemäß  §  67  des  Strafgesetzbuchs  in  fünf  Jahren^  ii:e 
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dregShrige  YeijAhruDgsfrist  des  &  39  PatG.  bezieht  sich  nur  auf 
die  ziTÜrechtlidie  EntschAdigungwlage,  nicht  aber  auf  die  Straf- 
▼efffolgung  und  Bufie  (R6.  dv.  16  7,  8,  JW.  86  283,  284;  Str. 
96  rJ,  130;  Kohler  916;  Robolski  Th.  263;  Seligsohn  §  36  Nr.  7; 
iMy  §  36  Nr.  8;  Allfeld  291).  Die  Verjährung  beginnt  mit  dem 
Tage,  an  welchem  die  Handlung  begangen  ist;  auf  den  Zeit- 
nmikt,  in  weldbem  der  Verletzte  Kenntnis  von  der  Tat  erlangt 
DBtf  kommt  es  nicht  an.  Für  die  Verjährung  der  Verfolgung  von 
Patentverletzungen,  welche  nach  der  Bekanntmachung  der  An- 
meldung, aber  vor  der  Patenterteilung  b^angen  sind,  gilt  nichts 
besonderes;  die  Verjährung  ruht  nicht  etwa  bis  zur  Patenterteilung 
(anders  Robolski  Th.  264).  Gegenüber  dem  Anstifter  und  Gehülfen 
beg^nt  der  Lauf  der  Verjährung  mit  dem  Tage,  an  weldiem  die 
Buipttat  begangen  ist,  und  nicht  etwa  mit  dem  Tage  der  An- 
fltiftungs-  oder  Seihülfcdiandlung  (RG.  Blum  Ann.  5  118ff.;  Blum 
Abd.  10  2).  Die  Verjährung  des  fortgesetzten  Vergehens 
beginnt,  audi  für  die  weiter  als  fünf  Jahre  zurückliegende  Tätigkeit, 
erst  mit  der  Begehung  des  letzten  Tätigkeitsaktes  (RG.  Str.  10 
a06.  206;  Rspr.  7  247ff.;  van  Galker  301;  Seligsohn  §  36  Nr.  7; 
Allfeld  291;  veigl.  Nr.  48;  anders  Kohler  900).  Die  Veijährung 
der  Strafverfolgung  wird  gemä&  §  68  des  Stra^esetzbuchs  durch 
jede  Handlung  des  Richters,  welche  wegen  der  beffangenen  Tat 
gegen  den  Täter  gerichtet  ist,  unterbrochen;  die  Unterbrechung 
findet  nur  rücksichtlich  desjenigen  statt,  auf  welchen  die  richter- 
Uche  Handlung  sich  bezieht.  Durch  die  Anstellung  einer  Zivil- 
klage vnrd  die  Verjährung  nicht  unterbrochen.  Ist  die  Strafver- 
folgong  durch  Verjährung  ausgeschlossen,  so  ist  ein  Strafantrag, 
selbet  wenn  er  rechtzeitig  innerhalb  der  Antragsfrist  gestellt  sein 
sollte,  wirkungslos  (RG.  Blum  Ann.  5  222;  Blum  Ann.  10  2). 

lt.  Veijährung  der  Strafvollstreckimg.  Die  Strafvoll- 
streckung verjährt  gemäß  §  70  Nr.  6  des  Stralgesetzbuchs  in 
fflnf  Jahren.  Diese  Verjährung  wird  gemäß  §  72  des  Strai^esetz- 
boehs  durch  jede  auf  die  Vollstreckung  der  Strafe  gerichtete 
Handlung  der  Vollstreckunmbehörde  sowie  durch  die  zum  Zwecke 
der  VoUäreckung  erfolgende  Festnahme  des  Verurteilten  unter- 
brochen. Infolge  der  Anstellung  einer  Zivilklage  tritt  die  Ver- 
jftlimng  der  Strafvollstreckung  nidit  ein. 

14»  Wiederaufitahme  des  Strafverfahrens.  Wird  ein  Zivil- 
nrteil,  auf  welches  sich  das  Strafurteil  gründet,  durch  ein  anderes 
reehtslü'äflag  gewordenes  Zivilurteil  später  vneder  aufgehoben, 
so  findet  in  Gemäßheit  des  §  899  Nr.  4  StrPO.  die  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  zugunsten  des  Verurteilten  statt  In  dem 
Wiederaufnahmeverfahren  kann,  wenn  die  Voraussetzungen  des 

i411  Abs.  2  StrPO.  vorliegen,  auf  Freisprechung  ohne  Erneuerung 
nr  Hauntverhandlung  erkannt  werden.  In  Gemäßheit  des  §  411 
Aba.  4  StrPO.  ist  auf  Verlangen  des  Freigesprochenen  die  Auf- 
hebnng  des  Urteils  durch  den  Keichsanzeiger  bekannt  zu  machen; 
sie  kfum  nach  dem  Ermessen  des  Grerichts  auch  durch  andere 
Butter  veröffentlicht  werden.  Von  letzterer  Befugnis  wird  das 
Gericht  regelmäßig  Gebrauch  zu  machen  und  die  VerOffenüichuug 
in  denjenigen  Blättern  anzuordnen  haben,  in  welchen  die  Verur- 
teftmg  in Gemäßheit  des  §86  Abs.  8  PatG.  bekannt  gemacht  ist 
Dagegen  besteht  für  den  Verurteilten  nicht  die  Möglichkeit,  die 
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RfldLeistattung  der  von  ihm  auf  Grand  des  Straforteils  gesahlten 
Bu^  und  der  Kosten  im  Strafver&hren  zu  betreiben  (yeigl.  Lß. 
Stuttgart  6.  9  688).  Die  Wiedererlangung  der  Buße  und  der  KoBtan 
ist  nur  im  Zivilprozesse  mOfflich,  sofern  die  Voraussetzangen  der 
S§  812  ff.,  823  oder  826  BGB.  vprU^en.  Eine  WiederaofiiahBie 
aes  Verfahrens  nach  Maßgabe  obiger  Grundsätze  findet  auch  daon 
statt,  wenn  das  Patent,  w^en  dessen  die  Verurteilung  erfolgt  ist, 
nachträglich  für  nichtig  erklärt  wird  (vefgL  §  10  Nr.  63). 
Eine  Wiederaufnahme  muß  femer  auch  dann  stattfinden,  wenn  wegen 
Verletzung  des  einstweiligen  Schutzes  nach  §  23  PatG.  ein  re<£tB- 
kräftig  gewordenes  Strafurteil  ergangen  ist  und  nachher  das  durch 
die  bekannt  gemachte  Anmeldung  nachgesuchte  Patent  nicht  er- 
teilt wird  (vergl.  Seligsohn  §  36  Nr.  2;  veisL  auch  §  23  Nr.  37). 

16.  Beschlagnahme.  Nach  §  94  StrPO.  sind  Gcgensttode, 
welche  als  Beweismittel  für  die  Untersuchung  von  Bedeutang 
sein  können  oder  der  Einziehung  unterliegen,  in  Verwahrung 
zu  nehmen  oder  in  anderer  Weise  sicherziätellen.  Befinden  sieh 
die  Gegenstände  in  dem  Gewahrsam  einer  Person,  und  werden 
sie  nicht  freiwillig  herausgegeben,  so  bedarf  es  der  Beschlag- 
nahme. Die  Beschlagnahme  ist,  obwohl  sie  in  erster  Linie  iii<£t 
hierzu  bestimmt  ist,  ein  wirksames  Mittel,  um  weitere  Rechtsver- 
letzimgen  zu  verhindern,  namenthch  auch  um  deswillen,  weil  sie 
sowohl  faktisch  die  Veräußerung  verhindert  als  auch  rechtlich  ein 
Veräusserungsverbot  enthält.  Der  Beschlagnahme  unterließen  die 
widerrechtlich  hergestellten  G^enstände  sowie  die  zur  wider- 
rechtlichen Hei'stellung  benutzten  Werkzeuge  und  die  sonstigen 
zur  Begehung  des  Vergehens  benutzten  Vorrichtungen,  weil  sie 
der  Einziehung  unterhegen  (LG.  Cöhi  G.  2  255;  Köhler  915; 
Robolski  Th.  252;  vergl.  Nr.  49flf.). 

16.  Schadenersatz  wegen  ungerechter  Strafverfolguig.  Wird 
durch  eine  Strafverfolgung  wegen  Patentverletzunf^,  welche  sieh 
hinterher  als  ungerechtfertigt  herausstellt,  emem  anderen 
Schaden  zugefügt,  was  namentlich  dann  der  Fw  sein  wird,  wenn 
eine  Beschlagnahme  stattgefunden  hat,  oder  wenn  durch  eine  Ver- 
folgung der  Abnehmer  eine  Beeinträchtigung  in  dem  Absätze  von, 
Waren  eintritt,  so  kann  der  Strafantrag^teller  zur  Entschädigung* 
verachtet  sein.  Eine  derartige  Entechädigungspflicht  ist  gemft6 
§823  BGB.  dann  begründet,  wenn  der  Straumtrag  schuldhafter 
Weise  gestellt  ist,  d.  h.  wenn  der  Strafantragsteller  vor  Stellung 
des  Antrags  nicht  in  gewissenhafter  Weise  unter  Benutzung  der 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  geprüft  hat,  ob  einerseits  ihm 
ein  Verbietungsrecht  entweder  überhaupt  oder  in  dem  behaupteten 
Umfange  zusteht,  und  ob  andererseits  der  Beschuldigte  in  Wirk- 
lichkeit einen  Eingriff  in  das  behauptete  Recht  begangen  hat 
(vergl.  RG.  PMZBl.  5  212,  JW.  90  310,  311).  Hat  der  Antrag- 
steller in  dem  Strafverfahren  unwahre  Tatsachen  behauptet» 
welche  auf  die  Strafverfolgung  und  die  eingetretene  Schädigung 
von  Einfluß  gewesen  sind,  oder  hat  er  absichtlich  erhebliche  Tat- 
sachen verschwiegen,  so  kann  die  Entschädigungsverpflicfatung 
auch  aus  dem  Gesichtspunkte  der  §§  824  und  SäS  BGB.  b^rOndet 
sein.  Ein  Verschulden  des  Antragstellers  ist  dann  au^feschlossoi, 
wenn  derselbe  sich  in  einem  entschuldbaren  tatsäcUichen  lirtame 
über  die  Auslegung  des  Patents  befunden  hat  (vergl.  §  35  Nr.  8i}. 
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n.  Tftteraohaft  und  TeUnahme« 

a)  Täterschaft. 

17.  Beffpriir.  Wer  eines  strafbaren  EingrifEs  in  das  Patent- 
recht sich  schuldig  macht,  begeht  diese  Handlung  entweder  als 
eine  eigene,  oder  er  beabsichtigt,  durch  seine  Tätigkeit  ein  fremdes 
Handeln  zu  unterstützen  oder  herbeizuführen.    Im  ersteren  Falle 

filt  der  Handelnde  rechtlich  als  Täter,  in  den  beiden  letzten 
Wen  als  Mittelsperson,  Gehülfe  oder  Anstifter.  Als  Täter 
kann  demnach  nur  der  in  Betracht  kommen,  welcher  in  eigenem 
I^amen  und  Interesse  die  patentierte  Erfindung  benutzt, 
während  der  in  fremdem  Namen  oder  Interesse  Handelnde  ent- 
weder Mittel^erson  oder  Grehülfe  ist  (RG.  Star.  87  64;  vergl.  All- 
feld 284).  Bezüglich  des  Begriffes  des  Anstifters  ist  auf  die 
späteren  Erörterungen  zu  verweisen.  Zur  näheren  Erläuterung 
des  Begriffes  der  Täterschaft  und  Teilnahme  kann  im  allgemeinen 
auf  die  Ausführungen  zu  ^  4  PatG.  verwiesen  werden,  da  auch 
die  zivilrechtliche  Patentvenetzmigsklage  sich  g^;en  Täter  und  Teil- 
nehmer richtet  (vergl.  §  4  Nr.  366ff.). 

18.  GeschBftsiiLhaber.  Täter  ist  hiemach  insbesondere  der 
Geschäftsinhaber,  in  dessen  Gewerbebetriebe  mit  seinem  aus- 
drücklich oder  sonst  in  schlüssiger  Weise  kundgegebenen  Wülen 
die  Erfindung  durch  Angestellte  benutzt  wird,  w&rend  der  An- 
gestellte in  einem  solchen  FaUe  regelmäßig  als  Gehülfe  in  Betracht 
kommt;  ist  der  Angestellte  ohne  Wissen  und  Willen  des  Ge- 
schäftsinhabers tätig  geworden,  so  ist  der  Angestellte  als  Täter 
anzusehen  (vergl.  van  Calker  242,  243 ;  Allfeldf  £84 ;  vei^l.  auch 
Nr.  24  und  28).  Die  Bestrafung  eines  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden wird  nicht  dadurch  ausfgeschlossen,  daß  derselbe  mit 
der  strafbaren  Handlung  neben  dem  eigenen  Interesse  zugleich  oder 
hauptsächlich  ein  fremdes  Interesse  verfolgt;  wer  z.  B.  gegen 
Provision  für  fremde  Bechnung  verkauft,  wird,  da  er  hierbei  auch 
in  eigenem  Namen  und  in  eigenem  Interesse  handelt,  als  Täter 
bestraft  (vergl.  LG.  Straßbuig  PMZBl.  2  191  ff.).  Auch  der  General- 
vertreter eines  geschäftlichen  Unternehmens  ist  wegen  der  inner- 
halb seiner  Vertretungsmacht  begangenen  strafbaren  Handlungen 
als  Täter  zu  behandehi  fvei^l.  RG.  PMZBl.  10  430). 

19.  HittStersehaft.  Bei  einer  Handlung  können  mehrere  Täter 
beteiligt  sein;  es  li^  dann  Mittäterschaft  vor.  Die  Mittäter- 
schaft filllt  unter  den  Begriff  der  Teilnahme  (vergl.  Nr.  31  ff.). 

80.  Physische  und  juristische  Personen.  Als  Täter  oder  Teil- 
nehmer kann  nur  eine  physische  Person  bestraft  werden.  Die 
Strafverfolgung  von  Handlungen,  welche  im  Interesse  einer  ju- 
ristischen Person  oder  einer  Handelsgesellschaft  begangen 
sind,  kann  sich  daher  nur  gegen  die  in  strafbarer  Weise  tätig 
gewordenen  physischen  Personen  richten.  Dies  gilt  auch  dann, 
"Wenn  die  gesetzlichen  Vertreter  einer  juristischen  rerson  oder  die 
Teilhaber  einer  Handelsgesellschaft  innerhalb  der  Grenzen  ihrer 
Befumisse  und  im  Geschäftsbetriebe  der  juristischen  Person  oder 
der  Gesellschaft  tätig  geworden  sind  (vergl.  ROH.  IS  291,  292; 
RG.  av.  16  12;);  Str.  16  128,  124;  Kohler  893;  Seligsohn  §  9ß 
Nr.  3;  AUfeld  284). 

21.  Mittelspersonen.  Täter  ist  nicht  nur  der,  welcher  die 
strafbare  Handlung  selbst  in  allen  Teilen  ausfahrt,  sondern  auch, 
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wer  sich  der  Hfilfe  anderer  Personen,  welche  er  als  seine  Wok* 
zeuge  oder  Organe  —  Mittelspersonen  —  benutzt,  zur  Be- 
gehung einer  strafbaren  Tat  bedient  (RG.  Str.  1  148,  149;  Sir.  3 
273;  Str.  S  818).  Der  Begriff  der  Mittelsperson  ist  im  Stra&«dite 
kein  anderer  als  im  Zivilrechte;  es  kommen  daher  hier  die  Gnmd- 
Sätze  Aber  die  zivilrechtliche  Patentverletzunff  durch  Mittelspersona 
zur  Anwendung  (vergL  §  4  Nr.  874  ff.).  Als  MittelspersoneB  amd 
namentlich  dieienigen  zu  bestrafen,  welche  im  Auftrage  eines 
anderen  und  iQr  dessen  Rechnung  eine  mechanische  Tätigkeit 
ausfahren  (RG.  Str.  27  64). 

22.  Auftraggeber.  Ais  Täter  haffcet  der  Auftraggeber, 
welcher  andere  Personen  und  insbesondere  der  Prinzipal,  ^weldier 
seine  Angestellten  mit  der  Ausführung  der  Straftat  beauftragt 
und  dadurch  als  Mittelspersonen  benut2S.  Nicht  nOti^  ist  dabei, 
daß  der  Beauftragte  in  einem  Abhängigkeits-  oder  üDerhanvt  in 
einem  Veipflichtungsverhältnisse  zum  Amtraggeber  steht.  Ea  nim 
daher  auch  ein  selbständiger  Gewerbetreibender,  der  im  Aufbn^ 
und  für  Rechnung  eines  anderen  tätig  wird,  als  Mittelspersoii  in 
Betracht  kommen  (vergl.  RG.  ZgR.  2  368).  Als  Täter  ist  auch  an- 
zusehen, wer  einen  anderen  unter  der  Täuschung,  daß  die  veno* 
nehmende  Tätigkeit  erlaubt  sei,  oder  wer  überhaupt  einen  Gut- 
gläubigen zu  der  Patentverletzung  veranlaßt  (yergl.  Allfeld  284, 
286).  Dem  Auftraggeber  steht  nicht  gleich,  wer  eine  Straftat  erst 
nach  ihrer  Begehung  genehnugt. 

23.  Mittelspersonen  als  Teilnehmer.  Für  die  Strafbarkeit  des 
Täters  ist  es  ohne  Bedeutung,  ob  die  von  diesem  als  Mittelsperson 
benutzte  Person  wissentlich  oder  unwissentlich  gehandelt 
hat  (RG.  Str.  8  318).  Der  Umstand,  daß  die  Mittelqpemn 
wissentlich  tätig  geworden  ist,  kommt  allein  für  die  Frage  in 
Betracht,  ob  die  Mittelsperson  selbst  sich  strafbar  gemacht  hat; 
denn  je  nach  dem  Maße  der  entwickelten  Tätigkeit  und  der  ans 
letzterer  sich  ergebenden  Willensrichtung  kann  im  Falle  wissent- 
fichen  Handelns  die  Mittelsperson  entweder  als  Mittäter  oder 
als  Gehülfe  zur  Verantwortung  gezogen  werden  (RGr.  Str.  1 
148,  149). 

24.  Angestellte  als  Gehiilfen.  Hat  die  Mittelsperson  wiss  entlieh 
gehandelt,  so  wird  regelmäßig  Beihülfe  vorli^en,  und  zwar 
namentlich  dann,  wenn  jemand^  welcher  im  Gewerbe  eines  anderm 
angestellt  ist,  wissentlich  im  Interesse  des  Geschäftsinhabers 
sich  an  einem  Vergehen  beteiligt,  wie  z.  B.  der  HandlungagehOlfe, 
welcher  an  dem  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  teilnimmt^  oder 
wie  der  Arbeiter,  welcher  in  der  Fabrikation  beschäftigt  ist  (v&rf^ 
Köhler  I  Nr.  661;  Olshausen  §  47  Nr.  17|.  Dabei  ist  der  Umstand, 
daß  der  Angestellte  seinem  Prinzipal  auf  Grund  des  Dienst- 
verhältnisses zum  Gehorsam  verpflichtet  war,  kein  Strafaos* 
Schließungsgrund,  da  niemand  verpflichtet  sein  kann,  einem  wider- 
rechtlichen Auftrage  Folge  zu  geben  (vergl.  RG.  Str.  6  440;  PM2BI. 
2  194 ;  PMZBl.  10  429;  Allfeld  287).  Daher  ist  es  auch  fOr  die 
Strafbarkeit  des  Angestellten  ohne  Bedeutung,  ob  derselbe  dne 
Stellung  hat,  welche  ihn  zu  einer  Prüfung  befugt,  so  da& 
er  in  der  Lage  ist,  die  Tätigkeit  abzulehnen;  es  ist  auch  gl^ch- 
gültig,  ob  die  Funktionen  des  Angestellten  technischer  oder 
nicht  technischer  Natur  sind,  und  ob  der  Angestellte  technische 
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Kenntnisse  überhaupt  besitzt.  Es  ist  demnach  ein  Unterschied 
zi^vischen  einem  gewöhnlichen  Fabrikarbeiter  und  einem  Fabrik- 
leiter oder  einem  Ingenieur,  Chemiker  usw.  in  dieser  Hinsicht  nicht 
zu  machen  (vergl.  Allfeld  287;  anders  Köhler  S05).  Jedoch  wird 
der  Mangel  technischer  Kenntnisse  bei  der  Kompliziertheit  der 
im  Patentrecht  öfters  auftauchenden  Fragen  in  vielen  Fällen  zur 
Folge  haben,  da&  die  Wissentlichkeit  bei  dem  Angestellten  wegen 
tatsficblichen  Irrtums  ausgeschlossen  ist. 

26.  Angestellte  als  Täter.  Ist  der  Prinzipal  selbst  nicht  tätig 
geworden,  und  hatte  er  auch  nicht  die  widerrechtliche  Tätigl^eit 
seines  Angestellten  herbeigeführt,  noch  auch  dieselbe  ausdrücklich 
oder  durch  schlQssige  Handlungen  stillschweigend  vor  ihrer  Be- 

Sehung  genehmigt,  oder  konnte  er  sie  nicht  genehmigen,  weil  ihm 
ie  Zurechnungsfähigkeit  fehlte,  so  kann  der  Angestellte  als 
Täter  gestraft  werden,  sofern  im  übrigen  die  Voraussetzungen 
der  Täterschaft  vorliegen.  Von  Beihülfe  kann  alsdann  keine  Rede 
sein,  weil  eine  solche  nur  in  Anschluß  an  das  Handeln  eines  straf* 
rechtlich  verantwortlichen  Täters  geleistet  werden  kann.  Es  handelt 
sich  dann  eben  nicht  um  die  Unterstützung  einer  fremden  Tätig- 
keit sondern  um  ein  kraft  eigener  Entschließung  betätigtes  Handeln 
(ver^l.  Allfeld  284).  Die  Bestrafung  des  Angestellten  als  Täter  kann 
in  diesem  FaUe  selbst  dann  eintreSsn,  wenn  die  Vorteile  der  Hand- 
lung ausschließlich  dem  Prinzipal  zukommen  (vergl.  RG.  Str.  4  181^). 

26.  Vertreter  und  Angestellte  yon  juristischen  Personen 
und  Handelsgesellsehaften.  Bei  juristischen  Personen  und 
Handelsgesellschaften  haften  die  gesetzlichen  Vertreter  und 
die  vertretungsberechtigten  Gesellschafter  in  der  Regel  gleichwie 
der  Einzelkaufmann  als  Prinzipal  als  Täter,  die  nicht  vertretungs- 
berechtigten Personen  dagegen  wie  Angestellte  einer  physischen 

I  Person.  Strafbar  sind  regelmäßig  nur  diejenigen  Vorstandsmit- 
glieder oder  Gesellschafter,  welchen  die  teclmische  Leitung  obliegt 
'  (vcrgJ.  van  Calkcr  248).  Doch  ist  die  Haftung  anderer  vertretungs- 
'  berechtigter  Personen  keineswegs  ausgeschlossen  (vergl.  auch  §4 
'     Nr.  404  ff.). 

27.  PositiTe  Tätigkeit.    Derjenige,  in  dessen  Interesse  von 
einer  Mittelsperson  die  strafbare  Handlung  ausgeführt  ist,  kann 

^  allein  mit  Rücksicht  darauf,  daß  ihm  die  Vorteile  der  Tat  zu- 
^  kommen  oder  nach  der  Absicht  des  Handelnden  zufallen  sollen, 
<  nicht  als  Täter  bestraft  werden  (vergl.  RG.  Str.  14  31).  Dies 
^  gilt  selbst  dann,  wenn  er  um  die  Tat  gewußt  und  sie  trotzdem 
f  nicht  gehindert  hat  (vergl.  RG.  Clv.  88  189,  140).  Vielmehr  setzt 
i  die  Bestrafung  wegen  Täterschaft  immer  eine  positive,  auf  dio 
i  Ausführung  der  Tat  abzielende  Tätigkeit  voraus;  bloßes  Mit- 
[t  wissen  oder  Billigen  der  Handlung  genügt  im  allgemeinen  nicht. 
I'  Insbesondere  ist  der  Prinzipal,  welcher  gegen  ihm  bekannte  Hand- 
i  luogen  seiner  Angestellten  nicht  eingeschritten  ist,  um  deswillen 
i  nicht  ohne  weiteres  als  Täter  strafbar  (RG.  Blum  Ann.  8  170; 
\l  Bspr.  &385;  Oppenhoff  16  161).  Selbst  derjenige,  welcher  aus 
j'  der  ihm  bekannten  Tätigkeit  eines  anderen  Vorteil  zu  ziehen  be- 
f^  abeichtigt,  oder  wer  die  gemeinsame  Ausführung  der  Tat  mit 
rt*  einem  anderen  verabredet,  jedoch  schUeßUch  hiervon  Abstand  ge- 
^.  nommen  hat,  wird,  falls  die  Ausführung  der  Tat  doch  erfolgt, 
^     nicht  als  Täter  angesehen  (RG.  Rspr.  5  336  ff. ;  Str.  4  178,  179). 
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28*  WillenaSufteniHgen.  Eine  positive,  die  Strafbarkeit  be> 
dinflende  Tätigkeit  kann  aber  in  ausdrücklichen  oder  diirdi 
schlüssige  Handlungen  zum  Ausdruck  gekommenen  Erkl&runeen 
oder  Anordnungen  gefunden  werden,  z.  B.  in  der  ausdrüdudi 
oder  stillschweigend  erkl&rten  Billigung  der  Handlungen  der  An- 
gestellten durch  den  Betriebsleiter  oder  Prinzipal  (Oppenholf  IC 
161  und  646;  ver^I.  AUfeld  284;  vergl.  auch  Nr.  18).  Blofies 
Schweigen  darf  dabei  indessen  nicht  als  stillschweigende  &• 
klfirung  angesehen  werden;  es  ist  immer  eine  positive  T&tjgkät 
erforderlich,  aus  welcher  auf  die  Abgabe  einer  stillschweigenden 
Willensäußerung  geschlossen  werden  kann.  Als  Tätigkeit  dieser 
Art  kann  insbesondere  in  Betracht  kommen  die  Annahme  der  ans 
früheren  Handlungen  erzielten  Vorteile,  die  Hingabe  von  Geld  oder 
Werkzeugen  zum  Zwecke  der  AusfQhrmig  der  Tat  usw. 

29.  Teilhaber  einer  Handelsgesellschaft.  Die  gleichen  Grund- 
sätze, nach  welchen  die  Strafbarkeit  überhaupt  und  insbesondere 
die  strafrechtlidie  Haftung  für  Handlungen  anderer  sich  bestimmt, 
gelten  auch  im  Verhältnisse  mehrerer  Teilhaber  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  zueinander.  Strafbar  sind  nur  diejenigen 
Geselischalter,  bei  welchen  sämtliche  Voraussetzungen  der  Straf- 
barkeit vorliegen;  wegen  der  Handlungen  des  einen  Gesellschafters 
tritt  nicht  ohne  weiteres  die  Bestrafung  der  anderen  Gesellschafter 
ein  (Oppenhoff  10  593).  Es  besteht  auch  kein  Rechtssatz  des 
Inhalts,  da&  jeder  Gesellschafter  für  die  im  Geschäftsbetriebe  be- 
gangenen Handlungen  aufkommen  müsse,  sofern  er  nicht  Umstände 
darlege,  welche  seine  Mittäterschaft  ausschliessen  (RG.  Str.  6  109j. 
Ein  Gesellschafter  kann  selbst  dann  nicht  als  Täter  bestraft  werden, 
wenn  er  von  der  strafbaren  Handlung  eines  anderen  Gesellschafteis 
gewußt  und  sie,  trotzdem  er  in  der  Lage  gewesen  ist,  Einspruch 
zu  erheben,  widerspruchslos  hat  geschehen  lassen  (anders  Köhler  9QS; 
IsajT  §  36  Nr.  7;  AUfeld  286;  vergl.  Kohler  P.  und  J.  2  13).  Die 
Bestrafung  des  Gesellschafters  ist  vielmehr  dadurch  bedingt,  da6 
er  selbst  ugend  eine  positive  Tätigkeit  entwickelt  hat  (RG.  Str. 
3  273).  Kne  positive  Tätigkeit  ist  auch  hier  nidit  nur  in  äu&eren 
Handlungen,  sondern  sowohl  in  ausdrücklichen  als  stillschweigenden 
Erklärungen  und  Anordnungen  zu  finden,  z.  B.  in  der  Erteilung  der 
Zustimmung,  dai&  die  Handlung  seitens  des  anderen  Teilhabers  zu 
gemeinschm;lichem  Nulzen  erfolge  (RG.  Str.  3  269;  vergl.  Nr.  27 
und  23).  Mehrere  Gesellschafter,  welche  durch  gemeinsame 
Beteiligung  an  einer  Handlung  sich  strafbar  gemacht  haben,  sind 
als  Mittäter  zu  behandeln  (RG.  Str.  8  269;  Str.  8  273).    Dies 

f:ilt  indessen  allgemein  nur  för  diejenigen  Gesellschafter,  weldie 
nbaber  des  Handelsgeschäfts  sind.  Der  Kommanditist  und  der 
stille  Gesellschafter  können  zwar  auch,  wenn  sie  sich  an  dem 
widerrechtlichen  Handeln  beteiligen,  sich  strafbar  machen;  in- 
dessen sind  sie  nicht  notwendigerweise  Täter,  sondern  sie  kdnn^ 
auch  als  Gehülfen  in  Betracht  kommen. 

80.  Gesetzliche  Yertreter.  Gesetzliche  Vertreter,  ins- 
besondere die  Vorstandsmitglieder  einer  juristischen  Person,  stehen 
dem  Inhaber  eines  Handelsgewerbes  gleich;  sie  sind  daher  als 
Täter  zu  bestrafen.  Die  für  die  Teilhaber  einer  Handelsgesell- 
schaft erörterten  Grundsätze  gelten  in  gleicher  Weise  für  melirere 
Vorstandsmitglieder  einer  juristischen  Person  sowie  für  mehrere 
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resetdidie  Vertreter  einer  Person  fiberhaupt  (venrl.  Nr.  29  und 
yifcM286). 

b)  Teilnahme. 

SL  BegrUF.  Au&er  dein  Täter  sind  auch  die  Teilnehmer 
m  einer  Patentv^rletzung  strafbar.  Der  Begriff  der  TeDnahme  ist 
whon  an  anderer  Stelle  erörtert  (veigl.  §  4  Nr.  866).  Gremäß 
»§  47fiF.  StrGB.  werden  Mittäter,  Anstifter  und  GehQlfen  als 
Leiln^mer  bestraft.  Eine  Verschiedenheit  der  Bestrafung  besteht 
lur  insofern,  als  die  Strafe  des  Gehülfen  bis  auf  ein  Vierteil  des 
lündestbetrages  der  dem  Täter  und  Anstifter  angedrohten  ge- 
tetzhchen  Strafe  gemäß  $§  49  und  44  StrGB.  ermflßigt  werden  kann. 

Ua.  Mittäterschaft  und  Beihiilfe.  Beteiligen  sich  mehrere 
vissentUdi  an  der  AusfOhrung  einer  Straftat,  so  kann  Mittäter- 
ichaft  oder  Beihülfe  vorliegen.  Mittäterschaft  und  Beihülfe 
mterscheiden  sich  nur  durch  das  subjektive  Moment,  d.  h. 
lurch  die  Willensrichtung  des  Handelnden,  während  der  objektive 
Tatbestand,  d.  h.  die  äußere  Tätigkeit,  durch  welche  zur  Aus- 
ührung  der  Straftat  mitgewirkt  wurd,  bei  beiden  der  gleiche  sein 
Lann.  Der  Gehülfe  will  die  Tat  als  diejenige  eines  Dritten  unter- 
stützen, während  der  Mittäter  die  Tat  in  Gemeinschaft  mit  einem 
inderen  als  seine  eigene  ausftkhren  und  zur  Vollendung  bringen 
pnll  (RG.  Str.  2  163;  Str.  8  182,  183).  Ob  hiemach  das  eine  oder 
las  andere  vorliegt,  ist  regelmäßig  Sache  tatsächlicher  Feststellung. 
Süne  wichtige  Grundlage  rQr  eine  derartige  Feststellung  bildet  eine 
ron  den  Beteiligten  vor  der  Tat  etwa  getroffene  Verabredung  (RG. 
Jtr.  8  163).  Es  kann  auch  dafür,  ob  Mittäterschaft  oder  Beihülfe 
inzunehmen  ist,  von  Erheblichkeit  sein,  ob  die  Handlung  gegen 
'este  Provision  oder  gegen  Zusicherung  eines  Gewinnanteils,  ob 
»e  in  eigenem  Namen  oder  in  kundgegebener  Vollmacht  eines 
inderen  vorgenommen  ist.  Dagegen  genügt  der  Umstand,  daß 
lauptsächhch  im  pekuniären  Interesse  emes  anderen  gehandelt  ist, 
in  sic^  noch  nicht  zum  Ausschlüsse  der  Mittäterschaft  (vergl. 
flG.  Str.  9  111). 

32.  Subjektiver  Tatbestand  bei  Mittäterschaft  und  Beihiilfe. 
Ifittäter  sowohl  als  Gehülfen  müssen,  wenn  sie  strafrechtlich  zur 
Verantwortung  gezogen  werden  sollen,  nicht  nur  absichtlich  sondern 
luch  wissentlich  tätig  geworden  sein;  bei  ohne  strafbaren  Vor- 
»tz  begangenen  Handlungen,  namentlich  auch  bei  nur  fahrlässiger 
>der  grobfahrlässiger  Handlung  weise,  kami  von  Teilnahme  im 
Sinne  des  Strafrechts  nicht  die  Kede  sein  (RG.  Str.  8  SOOff. ;  vergl. 
iCobler  660).  insbesondere  kann  Bestrafung  wegen  Mittäterschät 
»der  Beihülfe  nicht  gegen  den  eintreten,  bei  wdchem  die  Wissent- 
ichkeit  durch  tatsächlichen  Irrtum  ausgeschlossen  ist  (vergl. 
^O.  Str.  S  8).  Dagegen  gentigt  der  Eventualdolus  (vergl.  RG. 
?MZB1.  1  161,  162;  verffl.  auch  §  36  Nr.  76ff.).  Das  Wissen 
nu6  sich  darauf  erstrecken,  da&  der  Täter  oder  andere  Täter 
widerrechtlich  tätig  geworden  ist;  das  Wissen  muß  sich  demnach 
licht  nur  auf  das  V  erbotensein  der  Tätigkeit  des  anderen  sondern 
inch  darauf  beziehen,  da&  diese  Tätigkeit  in  gewerbsmäßiger 
iiVeiae  erfolgt  ist,  d.  h.  dem  Mittäter  oder  Gehtdfen  müssen  die- 
enigen  Tatsachen  bekannt  sein,  aus  welchen  der  Schluß  auf  die 
jrewerbsmäfiigkeit  der  Tätigkeit  sich  rechtfertigt.    Dagegen  ist  die 
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Stratbarkeit  des  Mittäters  und  Geholfen  nicht  etwa  dadurch  be- 
dipi^t,  daß  auch  die  anderen  bei  der  Tat  Beteiligten  ^eichEalls 
wissentlich  gehandelt  haben;  namentlich  schlie&t  die  Tatsadie, 
daß  der  Täter  —  z.  6.  infolge  tatsächlichen  Irrtums  —  nicht 
wissen tlicli  tätig  geworden  ist,  die  Bestrafung  des  wissentlich 
liandehiden  Gehalfen  nicht  aus  (RG.  Bspr.  2  161  iff.). 

38.  Objektiver  Tatbestand  bei  Mittäterschaft  und  BeihSlfe. 
Für  den  objektiven  Tatbestand  ist  es  weder  bei  der  Mit- 
täterschaft noch  bei  der  BeihQlfe  erforderlich,  daß  eine  einen  un- 
mittelbaren Eingriff  in  das  geschützte  Recht  darstellende  Handlung 
von  der  als  Mittäter  oder  Gehülfe  haftbar  gemachten  Person  be- 
gangen ist;  die  Strafbarkeit  tritt  vielmehr  auch  dann  ein,  wenn 
eine  durch  das  Gesetz  für  strafbar  erklärte  Handlung  durch  irgend- 
welche  Tätigkeit  gefördert  oder  auch  nur  vorbereitet  wurde. 
Es  ist  demnach  nicht  nötig,  daß  der  Mittäter  oder  der  Gehülfe 
Hich  bei  der  Ausführung  der  strafbaren  Tat  —  also  bei  dem 
patentwidrigen  Herstellen,  Inverkehrbringen,  Feilhalten  oder  Ge- 
brauchen —  beteiligt  hat;  vielmehr  genügt  es  für  die  Strafbarkeit, 
wenn  auch  nur  eine  solche  Tätigkeit  entwickelt  ist,  welche,  für 
sich  betrachte^  entweder  überhaupt  oder  als  Yorbereitungs- 
oder  Versuchshandlung  nach  dem  Gesetze  straflos  bleiben 
würde  (RG.  Str.  9  77;  vergl.  S  4  Nr.  366  ff.).  Es  reicht  in  solchen 
Fällen  hin,  wenn  die  Absicht,  da&  die  die  Rechtsverletzung  unmittel- 
bar darstellende  Handlung  durch  einen  anderen  verwirklicht  werde, 
durch  irgend  eine  Handlung  betätigt  wird  (vergl.  RG.  Civ.  82  167, 
168].  Es  hat  dies  seinen  Grund  darin,  da&,  wenn  mehrere  sich 
absichtlich  an  einer  Straftat  bett^iligen,  die  Tätigkeit  jedes  einzelnen, 
insbesondere  diejenige  des  die  Straftat  unmittelbar  Ausführenden, 
sämtUchen  Mitbeteiligten  zugerechnet  wird.  Vorauszusetzen  ist 
dabei,  da&  die  Straftat  zur  Ausführung  gelangt,  d.  h.  da&  es  nicht 
beim  Versuche  oder  gar  bei  einer  Vorbereitungshandlung  bleibt,  da 
sonst  nicht  nur  zugunsten  des  Täters,  sondern  auch  für  den  Teil- 
nehmer Straflosigkeit  eintritt.  Im  übrigen  gehört  es  zum  objek- 
tiven Tatbestande,  daß  Mittäter  sowohl  als  Gehülfen  bei  einem 
und  demselben  Veigehen  mitgewirkt  haben.  Dagegen  ist  eine 
Mitwirkung  bei  jedem  einzelnen  Verletzungsakte  nicht  erforder- 
lich. Danach  kann  Teilnahme  auch  dann  vorliegen,  wenn  der 
eine  hergestellt,  ein  anderer  dagegen  in  Verkehr  gebracht  oder  ge- 
braucht hat,  sofern  diese  verschiedenen  Akte  auf  einer  gemein- 
samen Verabredung  beruhen  und  als  ein  fortgesetztes  Veivehen 
zu  behandeln  sind  (vergl.  Kohler  902;  vergl.  auch  Nr.  45  ff.).  Weder 
der  Mittäter  noch  der  Gehülfe  muß  für  sich  gewerbsmäiig  ge- 
handelt  haben;  sie  werden  bestraft,  wenn  sie  auch  nur  bei  der 
gewerbsmäßigen  Tätigkeit  eines  anderen  sich  beteiligt  haben. 

34.  Begriff  der  BeihiUfe.  Nach  §  49  des  Stra^esetzbuchs 
wird  als  Gehülfe  bestraft,  wer  dem  Täter  zur  Begehuns  des  Ver- 
gehens durch  Rat  oder  Tat  wissentUch  Hülfe  geleistet  liat.  Das 
Gesetz  erfordert  also  eine  Hülfe  zur  Begehung,  nicht  bei  Be- 
gehung der  Tat.  Danach  ist  die  Beihülfe  siraftor,  auch  wenn  sie 
lediglich  zu  Vorbereitungshandlungen  des  Täters  geleistet  wiu-de, 
vorausgesetzt,  daß  die  Tat  demnächst  zur  Ausführung  gelangt  ist 
(RG.  Blum  Ajin.  4  185).  Man  kann  sogar  Gehülfe  eines  nocti  un- 
bestimmten und  ungekannten  Täters  sein.    Auch  zur  Anstiftui^ 
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kann  BeihQlfe  geleistet  werden  (RG.  Str.  14  819,  830).  Ob  dem 
Tftter  durch  die  HQlfeleistung  eine  Fördeniiig  des  beabsichtigten 
Erfolges  zuteil  geworden  ist,  ist  gleichgültig;  das  Gresetz  unter- 
scheidet  nicht  zwischen  wesentlicher  und  unwesentlicher  BeihQlfe 
(Olflhausen  §  49  Nr.  8). 

85.  HittStersehAft  und  Beihfilfe  im  einzelnen.  Nach  Mafi- 
sähe  der  erörterten  Grundsätze  kana  Mittäterschaft  oder  Bei- 
nfllfe  angenommen  werden,  wenn  nicht  geschützte  Be- 
standteile des  Patentgeffenstandes  und  unter  Umständen  sogar 
dann,  w6nn  niu*  Rohstofie  oder  sonstige  der  patentwidrigen  Pro- 
duktion dienende  Mittel  geliefert  sind  (vergL  §  4  Nr.  368  ff.).  Bei- 
hülfe  kann  angenommen  werden:  1.  wenn  jemand  als  Organ  — 
Mittelsperson  —  eines  anderen  tätig  geworden  ist,  namentlich 
wenn  er  m  einem  Dienstverhältnis  zu  dem  anderen  steht  (vetgl. 
§  4  Nr.  874fL);  2.  wenn  jemand  als  Kommanditist  oder  als 
stiller  Gesellschafter  sich  an  der  widerrechtlichen  Tätigkeit 
des  offenen  Gesellschafters  beteiligt  (vergl.  Nr.  29) ;  3.  wenn  jemand 
die  patentwidrige  Herstellung  unterstützt  oder  die  Mittel  hierzu 
liefert,  wie  der  Lieferant  der  Zeichnungen,  Beschreibungen, 
Maschinen,  Apparate,  der  Rohstoffe  oder  Bestandteile  oder  der 
sonst^en  Gegenstände,  welche  zur  Ausführung  einer  patentierten 
ibrfinaung  benötigt  werden,  oder  welche  Voraussetzung  für  die 
Benutzung  der  Emndung  sind,  selbst  wenn  diese  Gegenstände  für 
sich  nicht  unter  Patentschutz  stehen  (RG.  6.  8  268,  B.  9  Nr.  98; 
veigl.  Allfeld  287;  vergL  auch  §  4  Nr.  372 ff.);  4.  wenn  jemand 
das  Inverkehrbringen  unterstützt  oder  vorbereitet,  wie  z.  B.  der 
Spediteur  oder  Frachtführer  (vergl.  Allfeld  287;  ver^l.  auch 
§  4  Nr.  113 ff.):  6.  wenn  jemand  beim  Feilhalten  behülflich  ist, 
wie  z.  B.  der  Vermittler,  Agent,  Makler  oder  der,  dessen 
Hülfdeistung  allein  in  der  Angabe  der  Adressen  von  Abnehmern 
besteht  (Kohler  906;  Allfeld  287;  vergl.  RG.  Rspr.  9  149ff;  vewl. 
auch  §4  Nr.  160).  Auch  der  Herausgeber  einer  Zeitschrift, 
in  welcher  Annoncen  erschienen  sind,  kann  als  Grehülfe  bei  dem 
Feilhalten  verantwortlich  gemacht  werden  (vergl.  Schanze  in  Chem. 
Ind.  90  196;  vergl.  auch  §  4  Nr.  160).  Indessen  kann  sowohl  in 
den  Fällen,  in  welchen  regelmääig  Mittäterschaft  vorliegt,  im  ein- 
zelnen Falle  Beihülfe,  und  in  den  Fällen,  in  welchen  regelmä&ig 
Beihfilfe  vorliegt,  auch  Mittäterschaft  angenommen  werden,  da 
mailgebend  für  die  Unterscheidung  dieser  beiden  Arten  der  Teil- 
nahme nicht  der  objektive  Tatbestand  sondern  das  subjektive 
Moment  ist  (verffl.  Nr.  31a).  Eis  ist  z.  B.  nicht  ausgeschlossen, 
dafi  jemand  durch  Herstellung  und  Lieferung  einer  Ware  auch  als 
Gehülfe  bei  deren  Inverkehrbringen  tätix  wird  (vergl.  Kohler  905). 

S8.  Kauf  patentwidriger  Waren.  Der  Kauf  einer  patent- 
widrigen Ware  stellt  für  die  Regel  sich  weder  als  Mittäter- 
schaft noch  als  Beihülfe  dar  (vergl.  Kohler  906,  906;  vergl.  auch  Jsay 
§  36  Nr.  1^7).  Indessen  ist  die  Annahme  der  Mittäterschaft  oder 
BdhtUfe  in  diesem  Falle  nicht  gänzlich  ausgeschlossen  (Allfeld 
287;  vergl.  §  4  Nr.  116).  Dazu  genügt  jedoch  nicht  schon  der 
Umstand,  dal  der  Käufer  von  der  patentwidrigen  Herstellung  oder 
dem  patentwidrigen  Vertriebe  Kenntnis  gehabt  hat;  vielmehr  ge- 
hört auäerdem  noch  dazu,  da&  die  Abnahme  der  Ware  zu  dem  oe- 
^vufiten  Zwecke  geschehen  ist,  um  ihr  Inverkehrbringen,  Feit 
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halten  oder  Gebrauchen  zu  ennOglichen.  In  dem  Kaufe  patent- 
wi<hiffer  Waren  liegt  auch  keine  Begflnstigung,  ebensowaoig 
eine  Hehlerei  (vergl.  Nr.  39). 

S7.  Anstiftniig.  Als  Anstifter  wird  nach  §  48  des  Straf- 
gesetzbuchs bestraft,  wer  einen  anderen  zu  der  von  diesem  be- 
gangenen strafbaren  Handlung  durch  Geschenke  oder  Verspredh 
ungen,  durch  Drohung,  durch  Mißbrauch  des  Ansehens  oder  der 
Gewalt,  durch  absichSiche  Herbeiführung  oder  Beförderung  eines 
Irrtums  oder  durch  andere  Mittel  vorsatzlich  bestünmt  hat.  Der 
Besteller  einer  Ware  ist  daher  Anstifter  nur  dann,  wenn  er  den 
anderen  Teil  durch  eines  der  angegebenen  Mittel  zu  einer  Patent- 
verletzung verleitet  hat  (vergl.  Kohler  665:  vergl.  auch  van  Ciilker 
268).  Da  nach  dem  Patentgesetz  der  Versuch  straflos  bleibt, 
so  ist  auch  der  Anstifter  nur  dann  zu  bestrafen,  wenn  die  Haupi- 
tat  zur  Vollendung  gediehen  ist.  Wer  einen  anderen  zur  Be- 
gehung einer  strafbaren  Handlung  veranlaßt,  ist  deshalb  nicht 
notwendigerweise  Anstifter  im  Sinne  des  Strafrechts;  vielmehr 
wird  er  nur  dann  als  Anstifter  bestraft,  wenn  sowohl  die  Ab- 
sidit  des  Anstiftenden  als  die  des  Handelnden  darauf  ging,  da6 
letzterer  die  Tat  als  eine  eigene  ausführen,  also  Täter  sein  solle. 
Wollte  der  die  Tat  Veranlassende  selbst  die  Handlung  ausführen, 
und  hat  er  nur  zum  Zwecke  der  Ausführung  sich  der  Hülfe  des 
anderen  bedient,  so  gilt  ersterer  als  Täter,  der  letztere  dagegen 
als  Mittelsperson.  Ob  der  Anstifter  ein  Interesse  an  der  Aus- 
führung der  Tat  hat,  ist  gleichgültig;  r^elmä6ig  wird  dies 
allerdings  der  Fall  sein.  Der  Anstifter  muß  auch  nicht  gewerbs- 
mäßig gehandelt  haben;  strafbar  ist  die  Anstiftung  demnach 
auch  dann,  wenn  Zwecke  nicht  gewerbUcher  Natur  dabei  verfolgt 
werden  (Köhler  904;  Allfeld  286).  Dag^;en  muß  die  angestiftete 
Tätigkeit  in  gewerbsmäßiger  Weise  begangen  sein.  Keine  A^tiftiing 
liegt  vor,  wenn  der  Berechtigte  einen  agent  provocateur  bestellt 
hat,  oder  selbst  in  i>rovo£eitorischer  Weise  tätig  geworden  ist, 
da  in  diesem  Falle  nicht  die  Entschließung  des  IMtten,  dessen 
störende  Tätigkeit  bezweckt  wird,  beeinflußt,  sondern  dieser  nur 
auf  die  Probe  gestellt  werden  soll  (veigi.  RG.  Str.  2S  86i,  366). 
Mehrere  Anstifter  sind  nicht  nur  dann  strafbar,  wenn  sie  durch 
mehrere  unabhängig  von  einander  wirkende  Handlungen  angestiftet 
haben,  sondern  auch  dann,  wenn  jede  einzelne  Anstiftung  auch  nur 
in  Verbindung  mit  einer  anderen  für  die  Tat  von  ursächlicher 
Bedeutung  gewesen  ist  (vergl.  KG.  B.  18  Nr.  129;  Giv.  28  167ff.). 

88.  Wissentlichkeit  der  Anstlflimg.  Die  Strafbarkeit  des 
Anstifters  ist  dadurch  bedingt,  daß  er  wissentlich  gehandelt 
hat  Ist  dies  der  Fall,  so  schließt  der  Umstand,  daß  der  Täter 
nicht  wissentUch  gehandelt  hat,  die  Bestrafung  des  Anstifters 
nicht  aus.  Es  erfolgt  dann  alienlings  keine  Bestrafung  wegen  An- 
stiftung; vielmehr  wird  der,  welcher  einen  Gutgläubigen  zu  einer 
Patentverletzung  angestiftet  hat,  als  Täter  behandelt  (Allfeld  286; 
vergl.  Nr.  22).  Es  genügt  bei  dem  Anstifter,  wie  bei  dem  Titer 
und  dem  Gehülfen,  der  Eventualdolus  (RG.  Str.  26  962).  Das 
Wissen  des  Anstifters  muß  sich  auch  darauf  erstrecken,  aaft  der 
Täter  in  gewerbsmäßiger  Weise  tätig  geworden  ist  (verm.  Nr.  S2^ 

S9.  nDgiinstignng  und  Hehlerei.  Zu  einem  Vergenen  g^^ 
das  Patentgesetz  ist  Begünstigung  im  Süme  des  §  257  des 
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Strafgesetzbuchs  denkbar  (Allfeld  287).  Die  BßgQnstiguiig  ist 
keine  Art  der  Teilnahme.  Eine  Be^ünstiffung  liegt  nicht  in  dem 
Kauf  patentwidrig  hergestellter  oder  m  Yerkdur  gebrachter  Sach^i; 
sie  liegt  aber  vor,  wenn  jemand  die  patentwidrige  Ware  ver- 
birgt, um  sie  dem  Patentverletzer  zu  erhalten  und  der  Entdeckung 
zu  entziehen,  oder  wenn  jemand,  um  die  Entdeckung  oder  die 
Verfolgung  der  Patentverletzung  zu  verhindern,  die  Ware  so  um- 
gestaltet, da6  sie  nicht  mehr  als  patentwidrig  erscheint  Der 
Eftufer  patentwidrig  hergestellter  Waren  kann  auch  nicht  als 
Hehler  bestraft  werden;  denn  patentwidrise  Waren  sind  nicht 
Sachen,  die  im  Sinne  des  §  259  des  Strfafi;esetzbuches  mittels 
einer  strafbaren  Handlung  erlangt  sind  (Ailfeld  287). 

in.  Fortgesetstes  Vergehen. 

40.  B^riff.  Mehrere  Äußerlich  als  selbständige  Handlungen 
erscheinend,  in  zeitlicher  Aufeinanderfolge  voi^enommene  Akte 
können  rechtlich  als  ein  Veilchen  behandelt  werden;  es  kommen 
in  einem  solchen  Falle,  da  alsdann  nur  eine  strafbare  Handlung 
vorliegt,  die  Vorschriften  über  Realkonkurrenz,  d.  h.  über  die  Be- 
handlung mehrerer  nebeneinander  begangener  selbständiffer  Ver- 
gehen, nicht  zur  Anwendung.  Damit  ein  solches  sog.  lortge- 
setztes  Vergehen  vorliege,  ist  es  erforderlich,  da&:  1.  die  sämt- 
lichen Einzelakte  von  demselben  Täter  begangen  sind;  2.  daß 
sie,  und  zwar  jeder  für  sich,  die  zum  Tatbestände  des  Vergehens 
gehörigen  Merkmale  voUständig  enthalten  (vergl.  RG.  Str.  8  327); 
3.  daß  die  Form  ihrer  Begehung  oder  ihrer  Wirbmg  eine  gleich- 
artige ist;  dabei  haben  alle  £rten  der  Patentverletzung,  also  das 
Herstellen,  Inverkehrbringen,  Feilhalten,  Gebrauchen,  bestreiten 
des  Patentrechts  und  Anmaßung  der  eigenen  Benutzungsbefumis 
grundsätzlich  als  gleichartig  zu  gelten  (Kohler  899;  veigl.  RG.Str. 
10  206;  Str.  16  26;  Str.  11  359;  veigl.  auch  Fuld  in  Q\JE.  10  213 fF.; 
Bathenau  in  GUB.  10  352). 

41.  Mehrzahl  der  verletzten  Patente^  und  der  Patent- 
berechtigten.  Zum  Be^iffe  des  fortgesetzten  Vergehens  gehört 
es  weiter,  da&  die  Zuwiderhandlungen  sich  sämtlich  gegen  das- 
selbe Patent  richten;  die  aufeinanderfolgende  Verletzung  mehrerer 
verschiedener  Patente  ist  daher  nicht  als  fortgesetztes  Vergehen 
anzusehen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  einer  und  derselben 
oder  verschiedenen  Personen  zustehen  (vergl.  Köhler  899;  van 
Calker  298;  Rathenau  in  GUR.  10  364;  vergl.  auch  RG.  Str.  10  65; 
Str.  10  205).  Eine  Ausnahme  von  diesem  Grundsatze  wird  indessen 
dann  gerechtfertigt  sein,  wenn  die  verschiedenen  Patente  in 
einem  engen  technischen  Zusammenhange  stehen, 
namentlich  dann,  wenDi  dieselben  die  weitere  Ausbildung  oder 
Verbesserung  derselben  Erfindung  bezwecken;  daher  wird  ins- 
besondere bei  Verletzung  von  Haupt-  und  Zusatzpatent  durch 
mehrere  Tätigkeitsakte  ein  fortgesetztes  Vergehen  angenommen 
werden  können.  Überhaupt  wird  die  Annahme  eines  fortgesetzten 
Vei]|;ehens  in  allen  Fällen  zutreffen,  in  welchen  mehrere  Patente 
erteilt  sind,  wiewohl  die  dadurch  geschützten  Erfindungen  in 
einem  Patesite  hätten  zusammengefaßt  werden  können  (vexgL  §  20 
Nr.  68ff.).    Es  wird  daher  diese  Annahme  z.  B.  dann  berechtigt 

K  •  D  t ,  Patentgesets.  11.  80 


466  Vierter  Abschnitt    Strafen  .und  Entsohfidigong.    §  86. 

sein,  wenn  die  mehreren,  durch  verschiedene  Patente  geschützten 
Ehrfindungen  Yornchtunffen  betreffen,  welche  an  demselben  6e^;en- 
stande  an^bracht  sina  (veigl.  Kohler  I  Nr.  6S9).  Auch  scUiefit 
der  Umstand,  da&  ein  verletztes  Patent  oder  dessen  Ausübung 
verschiedenen  Personen  gleichzeitig  zusteht,  oder  daß  dem 
einen  das  Patent  und  dem  anderen  die  Ausübung  zusteht,  sowie 
die  Tatsache,  da&  das  Patentrecht  im  Verlaufe  der  patentwidrigen 
Handlungsweise  ganz  oder  teilweise  auf  einen  anderen  über- 
gegangen ist,  die  Annahme  einer  fortgesetzten  Handlung  nicht  aus. 

4M.  Einheitiicher  E]itsehlii&.  Die  gesamte  widerrechtliche 
Tätigkeit  mufi  ferner  dem  von  vorneherein  gefaßten  Entschlüsse 
des  Täters  entsprungen  sein,  eine  einheitliche  Straftat,  wenn 
auch  in  fortoesetzter  Ausführung,  zu  verüben,  dergestalt,  da6  die 
erneuerten  latigkeitsakte  auf  den  ursprünglich  gefaßten  Entschluß 
—  nicht  etwa  auf  eine  erst  im  Laufe  des  Handelns  gefaßte  Ent- 
schließung —  ztüTÜckzufQhren  sind  (vergl.  RG.  Str.  8  327;  Str.  10  65 ; 
Str.  10  206;  Str.  11  869;  Str.  16  26,  27;  Str.  16  370ff;  Str.  88 
237,  238).  Der  Entschluß  muß  die  Handlung  nach  ihren  konkreten 
Umständen  ins  Auge  fassen,  er  darf  nicht  nur  allgemein  in  der 
Geneigtheit,  eine  etwa  sich  darbietende  Gel^enheit  zu  benutzen, 
bestehen  (vergl.  RG.  Str.  26  178). 

43.  Feststellung  des  einheitliehen  EntseUusses.  Ob  eine 
Mehrheit  von  Tätigkeitsakten  demselben  oder  mehreren  selbständigen 
Entschlüssen  entsprungen  ist,  ob  demnach  ein  fortgesetztes  Ver- 
gehen oder  mehrere  selbständige  Vergehen  vorliegen,  ist  regel- 
mäßig Tatfrage  (vergl.  RG.  Str.  15  370ff.).  Es  muß  fes^e- 
stellt  werden,  ob  die  in  Frage  stehende  Tätigkeit  als  ein  fort- 
laufendes, einheitliches,  auf  einem  Entscnlusse  beruhendes 
Tun,  oder  als  ein  häufiges  Wiederholen  von  Einzelhand- 
lungen, deren  jede  aus  einem  besonderen  neuen  Entschlüsse 
entsprungen  ist,  anzusehen  ist  (vergl.  RG.  JW.  Ol  620;  JW.  02  101). 
Dabei  genügt  der  Umstand  allein,  daß  der  auf  die  Begehung  der 
mehreren  Akte  gerichtete  Entschluß  vor  Beginn  der  widerrecht- 
lichen Tätigkeit  gefaßt  ist,  noch  nicht,  um  das  Vergehen  zu  einem 
einheitlichen,  fortgesetzten  zu  machen,  da  ein  im  voraus  gefaßter 
I^tschluß  sowohl  auf  die  Verübung  einer  Straftat  in  forteesetzter 
Ausführung  als  auch  auf  die  Begehung  mehrerer  aneinander 
folgender  selbständiger  Straftsüben  gerichtet  gewesen  sein  kann 
(vergl.  RG.  Str.  15  26,  27;  Str.  22  237,  238).  Es  kann  auch  nicht 
aus  der  Tatsache  allein,  daß  mit  den  mehreren  Tätigkeitsakten 
ein  und  derselbe  rechtswidrige  Erfolg  bezweckt  worden  ist,  ohne 
weiteres  auf  das  Vorhandensein  eines  einheitlichen  I^tscfalusses 
geschlossen  werden  (veigl.  RG.  Str.  86  176). 

4i.  Zur  Unterbrechung  des  Tergehens  geeignete  UmstSnde. 
Nach  diesen  Grundsätzen  können  in  der  R^el  die  nach  Erlaß 
eines  S traf ur teils  begangenen  Handlungen  mit  den  vor  der 
Bestrafung  liegenden  Tätigkeitsakten  nicht  zu  einem  fortgesetzten 
Yeigehen  zusammengefaßt  werden,  da  die  Fortsetzung  der  rechts- 
widngeu  Tätigkeit  trotz  der  in  der  Bestrafung  liegenden  Warnung 
regelmä&k^  auf  einem  selbständigen  Entschlüsse  beruhen  wird 
(vergl.  RG.  Str.  20  317,  318;  Kohler  899).    Gleiches  kann  —  wmn- 

Sleich  keineswegs  ausnahmslos  —  von  den  vor  und  nach  Elrbebung 
er  Anklage,  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  oder  der  Ladung 
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zur  Hauptverhandlung  begangenen  Handlungen  angenommen  werden 
fvei^L  RG.  Str.  6  108;  Str.  S6  44).  Auch  in  der  Errichtung  neuer 
Fabrikanlagen,  in  dem  Einschlagen  neuer  Fabrikations  wege, 
in  einer  neuen  Art  des  Vertriebs  sowie  in  der  Wiederaufnahme 
der  Tätigkeit  nach  längerem  Stillstand  kann  ein  selbständiger  Ent- 
schluß zu  finden  sein  (Kohler  899;  Allfeld  28B). 

46.  Inyerkehrbringeii,  Feilhalteii  und  Gebrauehen  als  Fort- 
setzung der  Herstellungstätigkeit.  Nadi  den  erörterten  Grund- 
sätzen ist  auch  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  der,  welcher  eine 
▼on  ihm  selbst  patentwidrig  hergestellte  Ware  demnächst 
in  Verkehr  bringt,  feilhält  oder  gebraucht,  damit  einer  selb- 
ständigen Straftat  oder  nur  einer  Fortsetzung  des  mit  der  wider- 
rechtlichen Herstellung  begangenen  Vergehens  sich  schuldig  macht. 
Die  Entscheidung  der  Frage  hängt  also  davon  ab,  ob  schon  bei 
der  Herstellung  der  Entschluß,  die  Ware  später  in  der  Weise, 
in  welcher  dies  tatsächlich  geschieht,  in  Verkehr  zu  bringen,  feil- 
zuhalten oder  zu  gebrauchen,  bestanden  hat,  oder  ob  die  spätere 
Tätigkeit  aus  einem  besonderen,  bei  der  Herstellung  noch  nicht 

fefa&ten  Willensakte  hervorgegangen  ist  (vergl.  RG.  Str.  11  369; 
[ohler  I  Nr.  538).  SteUt  sich  das  Inverkehrbringen,  Feilhalten 
oder  Gebrauchen  in  seinem  Verliältnisse  zur  Herstellung  als  eine 
fortschreitende  Ausführung  desselben  Entschlusses  dar,  so  ist  es 
in  Verbindung  mit  dem  Herstellen  als  eine  Gesamthandlung  an- 
zusehen (ver^.  RG.  JW.  03  146;  Kohler  899,  900;  Allfeld  283). 
In  gleicher  Weise  entscheidet  sich  die  Frage,  ob  das  Feilhalten 
und  demnächstige  Inverkehrbringen  einer  Sache  sich  als  eine  ein- 
heitliche Handlung  darstellt.  Der  regelmäßigen  Grestaltung  des 
die  einzelnen  Tätigkeitsakte  zu  einem  Unternehmen  zusammen- 
fassenden Gewerbebetriebes  entspricht  es,  die  einzelnen  Tätigkeite- 
akte in  ihrer  Zusammenfassung  als  eine  Gesamthandlung  anzu- 
sehen (vergl.  RG.  PMZBl.  8  200,  Str.  35  89;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  36 
Nr.  10;  Stenglein  §  36  Nr.  14). 

46.  Auf  das  spätere  Inverkehrbrin(ren  usw.  geriehteter  Ent- 
sehlvJk  Ein  allgemeines  Vorhaben  desjenigen,  der  patentierte 
Waren  widerrechtlich  herstellt,  solche  später  in  Verkehr  zu  bringen, 
feilzuhalten  oder  zu  gebrauchen,  genügt  indessen  noch  nicht,  um 
<Üe  gesamte  Handlungsweise  als  eine  einheitliche  erscheinen  zu 
lassen,  da,  wer  lediglich  entschlossen  ist,  gelegentlich  das  Ver- 
ffehen  zu  wiederholen,  die  Benutzung  einer  sich  darbietenden 
Grelegenheit  von  einer  besonderen  Entschließung  abhängig  macht; 
vidmehr  mfissen  die  späteren  Akte  von  dem  ursprünglichen  Ent- 
schlüsse mit  solcher  Bestimmtheit  umfaßt  gewesen  sein, 
daß  es  einer  besonderen  Entschließung  zu  deren  Vornahme  nicht 
mehr  bedurfte  (vergl.  RG.  Rspr.  9  710ff.).  Letzteres  ist  z.  B.  an- 
isunehmen,  wenn  die  Herstellung  der  Ware  erst  nach  deren  Be- 
stellung und  nur  in  der  bestellten  Quantität  zum  Zwecke  ihrer 
demnächstigen  Lieferung  an  den  Besteller  vorgenommen  wird 
/verel.  RG.  Str.  25  102).  Der  die  gesamte  Tätigkeit  zu  einer  ein- 
neiUichen  fortgesetzten  Handlung  zusammenfassende  Entschluß  ist 
auch  dann  nidbt  vorhanden,  und  es  liegen  daher  mehrere  selb- 
ständige Handlungen  vor,  wenn  jemand  die  von  einem  anderen 
hei]ge8tellte  oder  bereits  in  Verkehr  gebrachte  ViTare  seinerseits 
in  Verkehr  bringt  oder  feilhält  (RG.  Str.  88  430fF.). 

80» 
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47«  FUle,  in  weloken  ein  fo]i|{eBetitos  Tefgehen  aiekt  tof- 
UtgL  Auch  dann  ist  die  HaDdluog  des  Inverkehrbringens,  Feil* 
haßens  und  Gebraudiens  als  eine  selbständige  gegenüber  dem 
Herstellen  anzusehen,  wenn  jemand  die  Herstellung  fabrikmAfiig 
in  der  Absicht,  die  Ware  nur  an  Zwischenhändler  abzusetzen, 
betreibt,  und  darauf  gelegentlich  einen  vorher  nicht  beabsichtigten 
Einzelverkauf  an  einen  bestimmten  Konsumenten  vornimmt 
(vexgl.  RG.  Str.  11  857,  368).  Das  gleiche  muß  gelten,  wenn 
jemand,  welcher  die  Herstellunff  zu  dem  Zwecke  voi^enommen 
hat,  damit  ein  anderer  die  Ware  in  Verkehr  bringe  oder  feil- 
halte, später  unter  Änderung  der  ursprünglichen  Absicht  eine 
dieser  Handlungen  selbst  vornimmt,  oder  wenn  die  Herstellung 
ursprünglich  nur  für  Gebrauchszwecke  erfolgt  ist  und  später 
erst  zur  Veräußerung  übergegangen  wird  (vergl.  Kohler  899, 
900;  AUfeld  283). 

48.  Reehtliehe  Behandlimg  des  fortgesetzten  Vergehens.  Da 
das  fortgesetzte  Verj^ehen  in  seinen  sämtUchen  rechtlichen  Be- 
ziehungen als  eine  emheitliche  Straftat  behandelt  werden  mui,  so 

feiten  hinsichtlich  desselben  noch  folgende  Grundsätze:  1.  der 
*eilnahme  an  dem  gesamten  Vexgehen  oder  der  Begünstigung 
desselben  macht  sich  schuldig,  wer  auch  nur  einzelne  Tätig- 
keitsakte  befördert,  b^^nstigt  oder  zu  solchen  anstiftet  (BG. 
Str.  86  362,  363);  2.  die  Frist  für  die  Stellung  des  Strafan- 
trages  beginnt  erst  mit  der  Kenntnis  von  der  Vollendung  des 
letzten  Einzelaktes  (vergl.  Nr.  107);  3.  auch  die  Frist  für  die 
Verjährung  der  Strafverfolgung  läuft  erst  von  der  Vollendui^ 
des  letzten  Einzelaktes  (veiigl.  Nr.  12;  anders  Kohler  ^^);  4.  die 
Wirksamkeit  des  Straf antrages  erstreckt  sich  auch  auf  die  zeiir 
lidi  nachfolgenden,  bis  zur  Aburteilung  begangenen  Handlungen, 
selbst  wenn  sie  im  Eröfhunffsbescdüusse  nicnt  erwähnt  sind; 
leta^rer  Umstand  kann  nur  Anlaß  zur  Aussetzung  des  Verfahrens 
auf  Grund  des  §  264  StrPO.  geben,  wenn  der  Angeklagte  nicht  in 
der  Lage  war,  seine  Verteidigunff  mit  Rücksicht  auf  die  neu  her- 
vorgetretenen Umstände  genügend  vorzubereiten  (RG  Str.  17  227 ff.); 
6.  wogen  der  nach  Erlaß  des  Strafurteils  begangenen  Fortsetzungs* 
handlungen  kann  eine  nochmalige  Verurteilung  nidit  erfolgen^ 
selbst  wenn  sie  erst  nach  der  Aburteilung  bekannt  werden  und 
geeignet  gewesen  wären,  auf  das  Strafmaß  einzuwirken  (KG.  Str. 
9  348fF.;  veigl.  Kohler  901);  6.  der  Umstand,  daß  ein  fortgesetztes 
Vergehen  —  im  Gegensatze  zu  mehreren  selbständiffen  Straftaten 
—  vorliegt,  kann  auch  auf  das  Strafmaß  sowie  auf  die  Höhe  der 
Buße  von  Einfluß  sein  (vergl.  Nr.  8  und  §  37  Nr.  24). 

IV.  Einziehung. 

49.  Zulässigkeit  Gemäß  §  40  des  Strafgesetzbuchs  künnea 
Gegenstände,  welche  dureh  das  Vergehen  der  Patentverletzung 
hervorgebracht,  oder  welche  zur  Begehung  dieses  Vergehens  ge- 
braucht oder  bestimmt  sind,  eingezogen  werden,  sofern  sie  dem 
Täter  oder  einem  Teilnehmer  gehören ;  die  Einziehung  ist  im  Ur- 
teile auszusprechen.  Nach  §  42  des  Stra^esetzbuchs  kann,  wenn 
die  Verfolgung  oder  Verurteilung  einer  l^timmten  Person  nicht 
ausführbar  ist,  auf  die  Einziehung  selbständig  erkannt  werden 
(LG.  Cöhi  G.  2  266;  RG.  Str.  27  246,  246;  Kohler  910 ff.;  Robolski 
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Th.  252;  Selissohn  §  86  Nr.  6;  Stephan-Schmid  58;  Isay  §  86 
Nr.  11 ;  Allfeld  288).  Die  Emziehung  kann  ausgesprochen  werden, 
sie  muß  es  nicht;  es  steht  daher  in  dem  Ermessen  des  Gerichts, 
ob  es  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  machen  will  (Köhler  911; 
Seligsohn  §  96  Nr.  5).  Ist  die  patentverletzende  Tätigkeit  nicht 
über  das  v  ersuchsstadium  hinau^gediehen,  so  darf  eine  Ein- 
ziehung, da  der  Versuch  nicht  strafbar  ist,  nicht  stattfinden  (All- 
feld 289). 

60.  Bigentiuii  eines  TSters  oder  Teilnehmers.  Als  Täter 
und  Teilnehmer  im  Sinne  der  Einziehungsvorschriften  sind  nur 
solche  Personen  anzusehen,  welche  in  strafrechtUch  verantwort- 
Udber  Weise  das  Patentvergehen  begangen  oder  bei  demselben 
sich  beteiligt  haben  (Kohler  911).  Daß  eine  Verurteilung  derselben 
erfolgt  sei,  ist  dagegen  nicht  erforderlich.  Die  einzuziehenden 
Gogenstftnde  müssen  im  Eigen  turne  eines  Täters  oder  Teilnehmers 
stehen,  da&  der  Täter  oder  Teilnehmer  nur  Besitzer  ist,  genügt 
nicht;  andererseits  ist  Besitz  des  Täters  oder  Teilnehmers  auch 
nicht  erforderlich  (Kohler  911}.  Ist  das  Vergehen  durch  den  gesetz- 
lichen Vertreter  einer  juristischen  Person  oder  den  vertretungs- 
berechtigten Gesellschafter  einer  Handelsgesellschaft  innerhalb  der 
Grenzen  seiner  Vertretungsbefugnis  begangen,  so  genügt  es,  wenn 
die  juristische  Person  oder  die  Gesellschaft  Eigentümerin  ist 
(Kohier  911).  Auch  die  in  dem  gemäß  §  42  des  Strafgesetzbuchs 
zulässigen  objektiven  Verfahren  auszusi)rechende  Einziehung  kann 
nur  dann  angeordnet  werden,  wenn  die  einzuziehenden  Gegenstände 
im  fSgentume  einer  Person  stehen,  deren  Verurteilung  als  Täter 
oder  Teilnehmer  an  sich  zulässig  gewesen  wäre  (vergl.  Allfeld  288). 
Hat  der  Täter  oder  Teilnehmer  das  Eigentum  vor  der  Einziehung 
bezw.  vor  der  derselben  vorausgegangenen  Beschlagnahme  auf 
einen  anderen  übertragen,  so  steht  dies,  wenn  der  Übertragungsakt 
nictitig  ist,  der  Einziehung  nicht  entgegen;  dagegen  ist  die  Ein- 
ziehung ausgeschlossen,  wenn  der  Übertragungsakt  nur  anfecht- 
bar  ist  (Kohler  911). 

51.  Beehtliehe  Natur  der  Einxiehiing.  Die  Einziehung  hat 
die  Natur  einer  Strafe,  sie  ist  eine  Nebenstrafe  (Köhler  912; 
anders  van  Calker  293).  Es  darf  daher,  wenn  ein  Urteil  auf  Revision 
des  verurteilten  Angeklagten  aufgehoben  ist,  in  der  erneuerten 
Verhandlung  erster  Instaiiz  nicht  ein  auf  Einziehung  lautendes 
Urteil  erlassen  werden,  wenn  nicht  bereits  das  frühere  aufgehobene 
Urteil  die  Einziehung  in  dem  später  ausgesprochenen  Umfange  an- 
geordnet hatte ;  es  darf  z.  B.,  wenn  früher  nur  auf  Einziehung  der 
zur  Begehung  der  Patentverletzung  gebrauchten  Gegenstände  er- 
kannt war,  später  nicht  auch  noch  die  Einziehung  der  dadurch 
hervorgebrachten  Gegenstände  angeordnet  werden  (RG.  Str.  87  245, 
246).  Wegen  ihrer  Natur  aia  Strafe  darf  die  Einziehung  nur  dann 
vollstreckt  werden,  wenn  der  Täter  oder  Teilnehmer  zur  Zeit  der 
Vollstreckung  noch  lebt  (Kohler  911). 

62.  Dureh  das  Vergehen  hervorgebrachte  Gegenstände. 
Ist  das  Vergehen  durch  Herstellung  oder  durch  die  Anwendung 
eines  Verfobrens  begangen,  so  gehören  zu  den  durch  die  Patent- 
Terletznng  hervorgebrachten  Gegenständen,  wenn  eine  Ein- 
richtung oder  ein  &zeu^is  Gegenstand  des  Patentschutzes  ist, 
die  in  patentwidriger  Weise  hergestellten  Gegenstände,  imd, 
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wenn  ein  Verfahren  patentiert  ist,  die  unmittelbaren  Erzeng- 
nisse des  Verfahrens  (Kohler  912;  Seligsohn  §  36  Nr.  5;  AU- 
feld  288).  Dies  ergibt  sich  aus  einer  sinngemäßen  Anwendung  des 
§  4  PatG.,  insbesondere  des  zweiten  Satzes  desselben  (vergl.  §  4 
Nr.  614  ff.).  Dabei  ist  zu  beachten,  daß,  da  die  Vorbereitung  und 
selbst  der  Versuch  des  Vergehens  der  Patentverletzung  nicht 
strafbar  ist,  als  durch  die  Patentverletzung  hervoigebradit  nur 
solche  Gegenstftnde  anzusehen  sind,  welche  durch  das  vollendete 
Vergehen  hervorgebracht  sind,  d.  h.  in  welchen  der  patentierte  Er« 
findungsgedanke  sich  verkörpert.  Indessen  ist  es,  damit  das  Ver- 
gehen der  Herstellung  eines  körperlichen  Gegenstandes  vollendet 
sei,  nicht  unbedingt  nOtig,  daß  das  Produkt  der  HersteUunRs- 
t&tigkeit  in  derjenigen  Gestalt  fertiggestellt  ist,  in  welcher  es  mr 
den  Absatz  oder  für  den  Gebrauch  tauglich  ist;  *es  genügt  viel- 
mehr, wenn  die  Tätigkeit  soweit  gediehen  ist,  daß  in  dem  herge- 
stellten Gegenstande  der  Erfindungsgedanke  im  wesent- 
lichen sicn  verkörpert  (vei]^l.  §  4  Nr.  94).  Ist  eine  Kom- 
bination geschützt,  so  unterhegen  die  Einzelbestandteile  der 
Kombination  nur  dann  und  insofern  der  Einziehung,  als  die  ^ 
schützte  Kombination  hergestellt  ist  (vergl.  Kohler  918).  Hat  eme 
Be-  oder  Verarbeitung  des  Erzeugnisses  stattgefunden,  so  ent- 
scheidet sich  die  Frage,  ob  das  Erzeugnis  dann  noch  der  Ein- 
ziehung unterliegt,  nach  den  Regeln,  welche  hinsichtlich  der  Frage 
der  Patientverletzung  durch  den  Vertaieb  patentierter  G^enstände 
nach  Be-  oder  Verarbeitung  gelten  (vergl.  §  4  Nr.  123  ff.).  ELiemach 
kann  nicht  etwa  allgemein  gesagt  werden,  daß  alle  durch  den  Ge- 
brauch der  patentwidrigen  Erzeugnisse  weiter  erzeugten  Gr^gen- 
stAnde  einzuziehen  seien  (anders  Kohler  912). 

68.  Halbfabrikate.  Halbfabrikate  können,  da  mit  deren 
Anfertigung;  das  Vergehen  nidit  vollendet  ist,  nicht  als  durch  das 
Vergehen  hervorgebrachte  Gegenstände  einbezogen  werden, 
sofern  nicht  gerade  die  Herstellung  eines  Halbfabrikats  Gegenstand 
des  Patents  ist  (vei]gl.  dagegen  Köhler  912).  Denn,  wenn  auch  die 
Herstellungstätigkeit  bereite  mit  dem  ersten  Herstellungsakte  be- 
ginnt, so  ist  sie  doch  erst  dann  voUendet,  weim  entweder  das 
fertige  Produkt  hergestellt  oder  doch  mindestens  in  dem  berge* 
stellten  Produkte  der  geschützte  Erfindungsgedanke  im  w^nt- 
lichen  zum  Ausdruck  gekommen  ist.  Dagegen  kOnnen  Halbfabrikate 
aus  dem  Gesichtspunkte  einbezogen  werden,  daß  sie  zur  Begehung 
des  Vergehens  bestimmt  smd,  indem,  sofern  das  Veilchen  sur 
Vollendung  gelangt  ist,  nicht  nur  die  dazu  gebrauchten  Mittel 
sondern  auch  die  zur  Fortsetzung  des  Vergehens  bestimmten  Mittel 
der  Einziehung  unterliegen  (Allfeld  288). 

64.  Rohstoffe  und  sonstige  Materialien.  Weil  die  zur  Fort- 
setzung des  Vergehens  bestimmten  Mittel  der  Einziehung  unter- 
liegen, ist  auch  die  Einziehung  der  Rohstoffe  und  der  sonstigen 
Materialien,  welche  der  Fortsetzung  der  einmal  vollendeten  Her- 
stellungstätigkeit oder  der  Fortsetzung  der  bereits  geschehenen 
Anwendung  eines  geschützten  Verfahrens  dienen  sollen,  zulässig, 
und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  die  betreffenden  Stoffe  oder  Mate- 
rialien zum  Bestandteile  eines  patentierten  Gegenstandes  ge- 
macht, oder  ob  sie  nur  bei  der  Fabrikation  oder  dem  Grelnrauche 
einer  Einrichtung  oder  bei  der  Anwendung  eines  Verfahrens  in 
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einer  solchen  Weise  benutzt  werden  sollen «  daß  sie  —  wie  zur 
Heizung  einer  Maschine  bestimmte  Kohlen  oder  wie  chemische 
Stoffe  —  bei  dieser  Benutzung  yerbraucht  werden  (vergL  Allfeld 
288,  289;  vergl.  auch  Seligsolm  §  36  Nr.  4).  Indessen  muß  gerade 
in  solchen  Fällen  mit  Gewißheit  festgestellt  sein,  daß  die  Yer* 
Wendung  der  einzuziehenden  Materialien  ausschließlich  dem  patent- 
widrigen  Zwecke  dienen  sollte,  eine  anderweitige  Verwendung 
demnach  ausgeschlossen  war,  und  daß  die  Verwendung  zu  dem 
patentwidrigen  Zwecke  in  nicht  allzulanger  Zeit  beabsichtigt  ist. 
Die  bloße  Möglichkeit,  daß  die  Stoffe  patentwidrigen  Zwecken 
dienen  könnten,  genügt  nicht  (vergl.  Köhler  914). 

66.  Verbesserte  Gegenstände.  Besteht  die  geschützte  Er- 
findung nicht  in  der  Hervorbringung  eines  neuen  Gegenstandes, 
sondern  darin,  daß  an  einem  Gegenstande  gewisse  Verbesse- 
rungen vorgenommen  werden,  so  gilt,  insofern  die  Verbesserung 
den  Gegenstand  nicht  derart  umgestaltet,  daß  er  seinem  Wesen 
nach  dadurch  ein  anderer  wird,  derselbe  nicht  als  durch  das 
Patentvergehen  hervoigebracht  (Köhler  912;  AUfeld  288).  Ein 
solcher  Gegenstand  ist  auch  ni<jit  zur  Begehung  des  Vergehens 
gebraucht  oder  bestimmt,  da  er  nicht  ein  Mittel  ist,  durch  dessen 
Anwendung  die  patentierte  Erfindung  ihrer  Ausführung  zugeführt 
wird;  die  strafbare  Tätigkeit  wird  in  einem  solchen  Falle  nicht 
durch  den  Gegenstand  ermöglicht,  sondern  sie  wird  an  ihm  vor- 
genommen. 

66.  In  Verkehr  gebrachte,  feUgehaltene  und  gebrauchte 
GegenstSnde*  Ist  das  Vergehen  durch  Inverkehrbringen,  Feilhalten 
oder  Gebrauchen  begangen,  so  können  die  in  verkehr  ge- 
brachten, feilgehaltenen  oder  gebrauchten  Gregenstfinde 
nicht  als  aurch  das  Veq|[ehen  hervorgebracht  angesehen  werden. 
Dagegen  kann  ihre  Einziehimg  deswegen  ausgesprochen  werden, 
weil  sie  zur  Begehung  der  Patentverletzung  gebraucht  sind,  und 
zwar  ist  ihre  Einziehung  auch  dann  zulflssig,  wenn  die  Herstellung 
sich  nicht  als  Patentverletzung  darstellt  Vorauszusetzen  ist  da- 
bei, daß  die  betreffenden  Gegenstände  nicht  infolge  des  Inverkehr* 
bringens  oder  Feilhaltens  aus  dem  Eigentume  des  Tftters  oder 
eines  Teilnehmers  ausgeschieden  sind.  Auch  die  noch  nicht  in 
Verkehr  gebrachten,  feilgehaltenen  oder  gebrauchten  G^enstftnde 
sind  der  Einziehung  unterworfen,  wenn  sie  nachweisbar  zur  Fort- 
setzung des  durch  vollendetes  Inverkehrbringen,  Feilhalten  oder 
Grebrauchen  schon  begangenen  Vergehens  bestimmt  sind  (Allfeld 
289).  Die  durch  das  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  erzielten 
Gegenleistungen  anderer  Personen  sind  nicht  durch  das  Ver* 
gehen  hervorgebracht  und  unterliegen  daher  der  Einziehung  nicht 
(Allfeld  288;  anders  Kohler  912). 

57.  Werkxenge.  Der  Einziehung  unterliegen  femer,  weil  sie 
zur  Begehung  des  Vergehens  gebraucht  oder  bestimmt  sind,  die 
V^erkzeuge,  welche  bei  der  steafbaren  Tätigkeit  benutzt  worden 
sind  oder  der  Fortsetzung  derselben  dienen  sollen,  sei  es  daß 
deren  Benutzung  bei  dem  Herstellen,  Inverkehrbringen,  Feilhalten 
oder  Grebrauchen  oder  bei  der  Anwendung  eines  Verfahrens  oder 
auch  bei  Begehung  eines  Aktes  der  Mittäterschaft  oder  der  Bei* 
hülfe  stattgemnden  hat  oder  stattfinden  soll.  Dagegen  ist  die 
Einziehung  der  Werkzeuge  unstetthaft,  welche  ledi^ch  bei  einer 


472  Vierter  Abschnitt.    Strafen  und  EntsohSdigong.    §  86. 

Vorbereitungs-  oder  bei  einer  Yersuchshandlonff  benutzt 
worden  sind,  ohne  daß  es  zu  der  Vollendung  des  Yeigehens 
überhaupt  gekommen  ist.  Ein  Werkzeug  ist  nur  dann  lus  zur 
Vornahme  des  Vergehens  bestimmt  anzusehen,  wenn  es  ent- 
weder beständig  hierzu  bestimmt  oder  doch  durch  seine  Einrichtung 
und  Gestaltung  dazu  vorgebildet  ist  (vergl.  Kohler  I  Nr.  598,  699). 

68.  Zur  Ausfühnuig  der  strafbaren  Tfttirkeit  gebraiiekte 
und  bestimmte  Werkzeuge.  Nur  diejenigen  Werkzeuge  dOrfen 
eingezogen  werden,  welche  zur  Ausführung  derjenigen  Tat, 
wegen  deren  Bestrafung  eintritt,  gebraucht  oder  bestimmt 
sind.  Ist  das  Vergehen  durch  Herstellen  begangen,  so  sind  die 
Werkzeuge,  vermittelst  welcher  die  Herstelmng  vorgenommen 
wurde,  emzuziehen,  wenn  ein  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten 
stattgefunden  hat,  die  G^enstände^  welche  den  Vertrieb  ermöglicht 
haben,  und  wenn  das  Verliehen  m  dem  Gebrauch  eines  körper- 
lichen Ge^nstandes  oder  in  der  Anwendung  eines  Verfahrens 
besteht,  die  Gebrauchsgegenstände,  Maschinen,  Apparate  usw., 
welche  den  Gebrauch  oder  die  Anwendung  des  Verfahrens  er- 
möglicht haben  (verel.  Kohler  914).  Dagegen  ist  es,  wenn  eine 
Bestrafung  z.  B.  leaiglich  wegen  Inverkehrbringens  oder  Feil- 
haltens oder  Gebrauchens  eintritt,  nicht  statthaft,  oiejem'ffen  Werk- 
zeuge einzuziehen,  welche  nur  der  Herstellung  gedient  haben ;  es 
ist  dabei  gleichgültig,  ob  der  Verurteilte  auch  heiyestellt  hat,  wenn 
eine  Bestrafung  deswegen  —  z.  B.  weil  ihm  die  Wissentlichkeit  der 
Herstellungstfttigkeit  nicht  nachgewiesen  werden  kann  —  nicht 
ausgesprodien  ist  (RG.  Str.  27  246,  246). 

68.  Verbindung  des  einzugehenden  Gegenstandes  mit  anderem 
Gegenstttnden;  Be-  und  Verarbeituii^.  Ist  ein  der  Einziehung 
unterworfener  Gegenstand  zum  Bestandteil   einer  zusammen- 

fesetzten  Sache  oder  einer  Kombination  gemacht,  so  vnrd  die 
ünziehungsmöglichkeit  hierdurch  nicht  beseitigt,  sofern  der  ein- 
zuziehende G^enstand  sich  von  den  übrigen  Teilen  der  zusammen- 
gesetzten Sache  oder  der  Kombination  trennen  lAsst  Ist  die  Ver- 
bindung nicht  lösbar,  so  ist  nicht  etwa  die  ganze  Sache  einzuziehen 
und  auch  nicht  die  Entscheidung  über  die  Einziehung  dem  Er- 
messen des  Gerichts  zu  überlassen,  sondern  es  ist  die  Einziehung 
zu  unterlassen  (anders  Kohler  913;  Seligsohn  §  36  Nr.  5).  Die 
Einziehung  ist  auch  dann  zu  unterlassen,  wenn  durch  spätere 
Be-  oder  Verarbeitung  der  G«ffenstand  seinen  ursprüng- 
lichen Charakter  dergestalt  verloren  hat,  daß  er  in  seiner 
nunmehrigen  Gestaltung  entweder  keinen  patentwidriffen  Charakter 
mehr  hat  oder  überhaupt  zu  einem  Gegenstande  anderer  Gattung 
geworden  ist  (vergl.  dagegen  auch  Köhler  913). 

60.  Unbewegliehe  tiegenstSnde.  Unbewegliche  Gegenstände 
und  Bestandteile  unbeweglicher  Gegenstände  unterli^en  der  Ein- 
ziehung nicht  (anders  Konler  912).  Ist  ein  beweglicher,  der  Ein- 
ziehung unterliegender  Geffenstend  mit  einer  unbeweglichen  Sache 
verbunden,  so  hängt  die  Möglichkeit  der  Einziehung  davon  ab,  ob 
eine  Trennung  möglich  ist  Eine  solche  TrennungsmögUchkeit  ist 
z.  B.  anzunehmen,  wenn  eine  patentwidrig  hei^estellte  Masdiine 
in  ein  Fabrikgebäude  eingemauert  ist  (ver^l.  Kohler  914). 

61.  VoUsä^eckung  der  Ehudehunff.  Die  Vollstreckung  der 
Einziehung  erfolgt  im  Wege  der  StrafvoUsiareckung.    Wird  es  bei 
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der  Yollstreckang  streitig,  ob  ein  Gegenstand  zu  denjenigen  Gegen- 
stftnden  gehört,  deren  Emziehung  angeordnet  oder  statthaft  ist, 
so  ist  diese  Streitfrage  gemäß  3  ^^  StrPO.  zur  gerichtlichen 
Entscheidung  zu  bringen  (^ergl.  BG.  Str.  W  63).  Durch  die  Ein- 
ziehung geht  das  Eigentum  der  eingezogenen  Gegenstände  auf 
don  Fiskus  über  (Kohler  915).  Der  Fiskus  ist  zur  Yerftusserung 
der  eingezogenen  Gegenstfinde  befugt.  Diese  Yeräußerung  ent- 
hüt,  da  sie  nicht  als  eine  gewerbsm&fiige  anzusehen  ist,  keine 
Patentverletzung,  auch  wenn  die  eingezogenen  Gegenstände  objektiv 
einen  patentwidrigen  Charakter  haben;  doch  vnrd  die  Yerftußerung, 
da  durch  sie  weitere  Patentverletzungen  vorbereitet  werden  können, 
zweckmft&ig  nur  an  den  Yerletzten  selbst  oder  mit  dessen  Ein- 
willigung oder  erst  nach  Beseitigung  der  patentverletzenden  Gre- 
staltung  der  eingezogenen  Gregenstände  stattfinden.  Nach  einer 
anderen  Ansicht  soU  die  Yerftußerung  überhaupt  erst  nach  Be- 
seitigung der  patentwidrigen  Gestaltung  oder  nur  an  den  Patent- 
bereditigten  selbst  zulässig  sein  (Kohler  916;  vergl.  Kohler  in  ZgR. 
4  342).  Findet  eine  Yeräußerung  nicht  statt,  so  sind  die  Gegen- 
stände aufeubewahren  oder  zu  vernichten. 

dS.  Besehlagnahme  als  Yorbereitan^  der  Einziehnng.  Zur 
Yorbereitung  der  Einziehung  kann  bereits  vor  Erlaß  des  Urteils 
eine  Beschlagnahme  statffinden  (vergl.  Nr.  16). 

V.  Nebenklage. 

68.  Nebenkläger.  Die  Betreibung  der  Strafverfolgung  liegt, 
nachdem  der  Straumtrag  in  gehöriger  Form  gestellt  ist,  der  Staats- 
anwaltschaft ob;  der  Y erletzte  ist  indessen  zur  Mitwirkung  im 
Yerfahren  berechtigt,  indem  demselben  die  Befugnis  eingeräumt  ist, 
nach  Mafigabe  der  §§  4S6ff.  StrPO.  als  Nebenkläger  zur  Unter- 
stützung der  Staat^inwaltschaft  und  zur  eventuellen  Weiterver- 
folgung der  anhängig  gemachten  öffentlichen  Klage  beizutreten. 
Diese  Befugnis  ergibt  sich  aus  §  448  StrPO.,  wonach  derjenige  die 
Nebenklage  erheben  kann,  welcner  berechtigt  ist,  die  Zuerkennung 
einer  Buße  zu  verlangen.  Mit  Rücksicht  auf  §  87  PatG.  besteht 
demnach  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Vergehen  gegen  §  86 
PatG.  vorliegt,  das  Recht  des  Yerletzten,  als  Nebenkläger  aufzu- 
treten. Dagegen  besteht  bei  dem  Yergehen  gegen  §  40  PatG.,  da 
ein  BußansOTuch  in  diesem  Falle  nicht  gewwrt  ist,  nicht  die  Be- 
fugnis des  verletzten  zur  Nebenklage  (BG.  Str.  85  26ff.,  JW.  02 
686;  veigl.  §  87  Nr.  31). 

64.  Nebenklage  und  Bube.  Der  Antrag  auf  Zuerkennung 
einer  Buße  kann  nur  im  >Vege  der  N  ebenklage  gestellt  werden. 
(§  448  Abs.  2).  Die  Nebenklage  ist  indessen  auch  dann  zulässig, 
wenn  eine  Buße  nidit  verlangt  wird,  und  sogar  dann  noch,  wenn 
eine  Buäe  in  dem  Yerfahren  nicht  mehr  beantragt  werden  kann, 
weU  das  Urteil  erster  Instanz  bereits  verkündet  ist.  Denn  der 
Yerletzte,  welcher  in  erster  Instanz  dem  Yerfahren  sich  nicht  an- 

?;esdilossen  hat,  kann  die  Nebenklage  in  Yerbindung  mit  der  Ein- 
egmg  eines  Rechtsmittels  verfolgen  (R6.  Rspr.  4  42  ff.).  Die 
Nebenklage  bleibt  femer  dann  noch  anhängig,  wenn  der  bereits  ge- 
stellte Antrag  auf  Bu6e  zurückgenommen  ist  (RG.  Blum  Ann.  6  204, 
206).  Die  NNebenklage  fällt  schließlich  auch  insofern  nicht  v^^^ 
dem  Antrage  auf  Buße  zusammen,  als  die  erstere  auc^ 
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erklfirtem  Widerrufe  in  jeder  Lage  des  YerfohreDS  erneuert  werden 
darf,  während  eine  Wiederholung  des  einmal  zurQckgenommenen  An> 
trags  auf  Buge  unzulässig  ist  (B6.  Str.  8  384, 386:  vergL  §  37  Nr.  21). 

66.  Zeitpunkt  der  Kebenklage.  Im  einzelnen  gelten  fOr  die 
Nebenklage  folgende  Vorschriften:  Der  Anschluß  als  Nebenkläger 
kann  erst  nach  erhobener  Öffentlicher  Klage,  aber  alsdann 
in  jeder  Lage  des  Verfahrens  —  insbesondere  au<m  schon  während 
der  Voruntersuchung  —  geschehen;  derselbe  kann  behufs  ESn- 
le^ung  von  Rechtsmitteln  auch  nach  ei{^mgenem  Urteile  er- 
folgen (§  436).  Nach  Rechtskraft  des  Urteils  —  d.  h.  zum  Zwecke 
der  Anbringung  des  Antrages  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahreos 
—  ist  dagegen  der  Anschluß  nicht  mebr  zulässig  (Löwe  Kommen- 
tar zu  §  436).  Da  keine  Verpflichtunff  der  Staatsanwaltschaft  be- 
steht, cue  Erhebung  der  öfFentlichen  Klage  dem  Antragsteller  mit- 
zuteilen, so  empfiehlt  sich  die  Erkundigung  hiemach  im  Laufe  des 
Verfahrens. 

06.  Form.  Die  Anschlußerklärung  ist  bei  dem  Grericht 
schriftlich  einzureichen  (§  436  Abs.  1).  Die  Einhaltung  der 
Schriftform  ist  wesentlich  für  die  rechtliche  Wirksamkeit  der  An- 
schlußerklärung.  Dieselbe  kann  auch  vermittelst  Telegramms  er- 
folgen, muß  aber  immer  die  Unterschrift  ihres  Urhebers  tragi^iL 
Gibt  eine  Behörde  oder  sonstige  juristische  Person  die  Erklärung 
ab,  so  wird  die  Unterschrift  nicht  durch  die  Angabe  der  Behörde 
oder  die  Namensbezeichnung  der  juristischen  Person  ersetzt;  es 
ist  vielmehr  die  Unterschrift  des  oder  der  Beamten  erforderlich, 
welche  rechtsgesch^Uftliche  Willenserklärungen  der  Behörde  oder 
der  juristischen  Person  abzugeben  berufen  sind  (RG.  Str.  24  284). 
Im  übrigen  eilt  hinsichtlich  der  Schriftform  der  Anschluierklärung 
entsprecnendes  wie  fOr  die  Form  des  Strafantrages.  Besonderes 
gilt  nur  insofern,  als  die  Erklärung  zu  Protokoll  unzulässig  ist 
(KG.  Str.  1  286;  Str.  86  247).  Es  genflgt  dagegen  ein  Prot^oU, 
wenn  dasselbe  von  dem  Antragsteller  unterschrieben  ist  (Löwe 
Kommentar  zu  §  436).  Li  der  Einlegung  von  Rechtsmitteln 
ist  die  Anschlußerklärung  stillschweigend  enthalten  (Lowe  Kom- 
mentar zu  §  436). 

67.  Reehte  des  Nebenklägers.  Das  Gericht  hat  über  die  Be- 
rechtigung des  Nebenklligers  zum  Anschlüsse  nach  Anhörung  der 
Staatsanwaltschaft  zu  entscheiden.  Die  von  der  ersten  Instanz 
verfügte  Zulassung  des  Nebenklägers  ist  in  der  BevisionsiDstaiu 
von  Amts  wegen  nachzuprüfen  (RG.  Str.  85  26,  JW.  02  686).  Zu 
einer  Sicherheitsleistung  ist  der  Nebenkläger,  auch  wenn  er  Aus- 
länder ist,  nicht  verpflichtet  (|  436  Abs.  2  und  3).  Der  Neben- 
kläger bat  nach  erfolgtem  Anschlüsse,  insoweit  kerne  besonderen 
Vorschriften  über  die  Nebenklage  getroflFen  sind,  die  Rechte  des 
Privatklägers  im  Sinne  der  §§  414ff.  StrPO.  (§  437).  Hiemach 
ist,  wenn  wegen  derselben  strafbaren  Handlung  mehrere  Personen 
zur  Nebenklage  berechtigt  sind,  bei  Ausübung  dieses  Rechtes  ein 
jeder  von  dem  anderen  unabhängig.  Jede  in  der  Sache  selbst 
eri^ngene  Entscheidung  äußert  zugunsten  des  Beschuldigten  ihre 
Wirkung  auch  gegenüber  solchen  Berechtigten,  welche  die  Neben- 
klage mcht  erhoben  haben  (§  415).  Der  iNebenkläger  kann  im  Be- 
stände eines  Rechtsanwaltes  erscheinen  oder  sich  durch  einen  mü 
sduifüicher  Vollmacht  versehenen  Rechtsanwalt  vertreten  lassen. 
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In  letzterem  Falle  können  die  Zustellungen  an  den  Neb^oklfiger 
mit  rechtUcher  Wirkung  an  den  Anwalt  erfolgen  (§  418).  Ist  in 
der  Hauptverhandlung  weder  der  Nebenkläger  nodi  ein  Anwalt 
deaselben  erschienen,  so  wird  das  Urteil  dem  ersteren  zugestellt 
(§  440).  Das  Recht  der  Akteneinsicht  kann  der  Nebenklfiger 
nur  durch  seinen  Anwalt  ausüben  (§  426).  Der  Nebenklfiger  hat 
das  Recht  der  unmittelbaren  Ladung  von  Zksugen  und  Sachver- 
ständigen (§  426).  Er  kann  selbst  als  Zeuge  vernommen  werden 
(R6.  Str.  8  49).  Der  Nebenklfiger  hat,  auch  wenn  er  durch  einen 
Anwalt  v^treten  ist,  einen  Anspruch  darauf,  während  der  ganzen 
Dauer  der  Hauptverhandlung  dieser  beizuwohnen.  Diese  Be-^ 
fugnis  hat  er  selbst  dann,  wenn  er  als  Zeuge  geladen  ist;  doch 
stäit  ihm  ein  RQ^erecht  wogen  Nichtzulassung  zur  Verhandlung 
nicht  zu,  wenn  sem  Wille,  persönlich  hieran  teilzunehmen,  dem 
Gericht  nicht  kundgegeben  worden  ist  (R6.  Str.  81  37,  38). 

6&  Einleffiuig  von  Reehtsmitteln.  Dem  Nebenklfiger  stehen 
die  gleichen  Rechtsmittel  zu,  welche  sonst  der  Staatsanwaltschaft 
zustehen,  beispielsweise  die  Revision  gegen  Urteile  der  Straf- 
kammer und  die  Beschwerde  gegen  den  die  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens  ablehnenden  Beschluß.  Auch  zu  dem  Antrage 
auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zuungunsten  de» 
Angekla^n  ist  der  Nebenklfiger  berechtigt.  Jedes  von  dem  Neben- 
klfiger eingelegte  Rechtsmittel  hat  die  Wirkung,  daß  die  ange- 
fo<£tene  Entscheidung  auch  zugunsten  des  Beschuldigten  ab- 
geändert oder  aushoben  werden  kann.  Revisionsantrfige  und 
Antrfige  auf  Wiederaufnahme  des  durch  ein  rechtskräftiges  Urteil 
geschlossenen  Yer&hrens  kann  der  Nebenklfiger  nur  mittels  einer 
von  einem  Rechtsanwalt  unterzeichneten  Schrift  anbringen  (§  430). 
Der  Rechtsmittel  kann  sich  der  Nebenklfiger  unabhängig  von  der 
Staatsanwaltschaft  bedienen.  Wird  auf  em  nur  von  dem  Neben- 
klfiger eingeigtes  Rechtsmittel  die  angefochtene  Entscheidung 
aufgehoben,  so  liegt  der  Betrieb  der  Saime  wiederum  der  Staats- 
anwaltschaft ob  (§  441).  Hat  der  Nebenklfiger  ein  Rechtsmittel 
nicht  eingelegt,  so  kann  die  Staatsanwaltschaft  das  von  ihr  ein- 
gelegte Kechtsmittel  zurücknehmen,  ohne  daß  dem  Nebenklfiger 
ein  Widerspruchsrecht  hiergegen  oder  die  Befugnis,  das  Rechts- 
mittel weiter  zu  verfolgen,  zusteht  (Löwe  Kommentar  zu  §  436), 

89.  Wirkung  des  Anschlusses.  Der  Fortgang  des  Verfohren» 
wird  durch  den  Anschluß  des  Nebenklfigers  nicht  aufgehalten. 
Die  bereits  anberaumte  Hauptverhandlung  aovne  andere  Termine 
finden  an  den  bestimmten  Tagen  statt,  auch  wenn  der  Neben- 
klfiger wegen  der  Ktlrze  der  Zeit  nicht  mehr  geladen  oder  benach- 
richtigt  werden  konnte  (§  438).  Entscheidungen,  welche  schon 
vor  dem  Ansdilusse  ergangen  und  der  Staatsanwaltschaft  bekannt 
gemacht  waren,  bedtlrfen  keiner  Bekanntmachung  an  den  Neben* 
klfiger.  Die  Anfechtung  solcher  Entscheidungen  steht  auch  dem 
Nebenklfiger  nicht  mehr  zu,  wenn  för  die  Staatsanwaltschaft  die 
Frist  zur  Anfechtung  abgelaufen  ist  (§  4S9). 

70.  ErlSsehen  der  Wirkung.  Die  Anschlu&erklftrung  verliert 
ihre  Wirkung  durch  Widerruf  sowie  durch  den  Tod  des  Neben- 
klfigers (§  442;  R6.  Civ.  16  16,  JW.  86  234).  Die  Erben  des  Neben- 
klfiffers  können  die  Anschlußerklftrung  mcht  erneuem.  FOr  den 
Widerruf   ist   ausdrQckliche  Erklfirung   erforderlich;    das  Nicht* 
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erscheinen  des  Nebenklägers  in  der  Hauptverhandlung  ist  daher 
nicht  als  Widerruf  auszulegen  (RG.  Str.  7  876;  Str.  82  348).  Eine 
widerrufene  Anschlußerklärung  kann  erneuert  werden;  anderes  gilt 
nur  hinsichtlich  des  auf  Zuerkennung  einer  Buße  gerichteten  An- 
trags (HO.  Str.  8  884,  886;  vergl.  auch  §  87  Nr.  21). 

71.  KosteBpflicht  des  Angeklagten.  Der  in  die  Kosten  des 
Verfahrens  verurteilte  Angeklagte  hat  die  dem  NebenklSmr 
erwachsenen  Kosten  und  baren  Audagen,  wozu  insbesondere  die 
Kosten  eines  als  Vertreter  bestellten  Rechtsanwalts  gehören,  su 
erstatten,  ohne  daß  es  eines  besonderen  Ausspruchs  im  Urteile 
faiertlber  bedarf,  und  zwar  auch  dann,  wenn  ein  etwa  gestellter 
Antrag  auf  Bu^  zurückgewiesen  wurde  (R6.  Sü*.  6  240;  6.  6  164; 
Str.  16  190,  191;  Str.  81  280). 

72.  Kostenpllicht  des  NebenklSgers.  Bleibt  ein  von  dem 
Nebenkläger  selbständig  eingeigtes  Kechtsmittel  oder  der  Ton 
diesem  gestellte  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
erfolglos  oder  werden  sie  zurückgenommen,  so  hat  der 
Nebenkläger  nicht  allein  die  Grerichtskosten  des  Rechtsmittels, 
sondern  auch  die  dem  Angeklagten  hierdurch  erwachsenen  not- 
wendigen Auslagen  zu  ersetzen  (§  606;  R6.  Rspr.  6  197 ff.;  Str. 
8»  129,  180;  vergl.  RG.  Str.  31  280).  Ais  erfolglos  eingelegt  gUt 
das  Rechtsmittel  der  Revision  auch  dann,  wenn  auf  dasselbe  bin 
zwar  das  Urteil  aufgehoben  und  die  Sache  an  die  erste  Tnatanz 
zurückverwiesen,  in  der  erneuerten  Verhandlung  aber  der  Ange- 
klagte wiederum  freigesprochen  wird  (RG.  Str.  80  129,  180).  I>en 
Nebenkläger  treffen  au&erdem  nach  §  602  StrPO.  die  Kosten  bei 
Rücknahme  des  Strafantrags  (vergl.  Nr.  116). 

Abgesehen  von  diesen  beiden  Fällen  können  dem  Nebenkläger 
Kosten,  selbst  wenn  solche  allein  durch  die  Nebenklaffe  verursaäit 
^d,  auch  bei  Einstellung  des  Verfahrens  oder  bei  Freisprechiu^ 
des  Angeklagten  nur  dann  auferlegt  werden,  wenn  der  Neben- 
kläger wider  besseres  Wissen  oder  in  grob  fahrlässiger 
Weise  die  Strafanzeige  erstattet,  oder  auf  dem  durch  §§  170 ff. 
StiPO.  geordneten  Wege  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  diirdi 
Oerichtsentscheidung  erzwungen  hat  (RG.  Str.  16  191;  Str.  SO  129, 
180;  Str.  31  230;  vergl.  Nr.  121).  Der  Nebenkläger  kann  n&n- 
lieh  alsdann,  wenn  der  Angeschuldigte  außer  Verfolgung  gesetzt 
oder  freigesprochen  oder  das  Verfahren  eingestellt  wird,  ^emä6 

t§  601  und  604  StrPO.  in  die  Kosten  des  Verfahrens  sowie  zur 
*ragnng  der  dem  Beschuldigten  erwachsenen  notwend^en  Aus- 
lagen verurteilt  werden,  sofern  das  Gericht  ihn  nicht  ganz  oder 
teilweise  von  der  Traguag  der  Kosten  entbindet.  Dagegen  treffen 
den  Nebenkläger  die  Kosten  nicht,  wenn  derselbe,  nachdem  Offent» 
liehe  Klaffe  erhoben  war,  im  Beschwerdewege  die  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens  herbeigeführt  hat  (RG.  Str.  26  182,  188;  vend. 
Nr.  68). 

78*  Gerichtskosten  und  Auslagen.  Die  Gerichtsgebtthr  be- 
trägt, wenn  dem  Nebenkläger  die  Kosten  zur  Last  fallen,  bei  Rück- 
nahme des  Strafantrogs,  sofern  solche  nach  eröffnetem  Hauptver- 
fahren  erfolgt,  26  Mark  und,  wenn  das  durch  Gerichtsentscheidiug 
erzwungene  Verfahren  nicht  zur  Verurteilung  fahrt,  60  Mark  (§  W 
GKG.;  vergl.  Nr.  122).  Die  ihm  erwachsenen  baren  Auslagen 
hat  der  Nebenkläger  im  Falle  der  Freisprechung  des  Angeklagten 
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selbst  von  Rechts  wegen,  d.  h.  ohne  gerichtliche  Entscheidung,  zu 
tragen  (R6.  Str.  15  91,  192). 

74.  GesetEÜolie  Tertreter  des  lTebenklB|[ers.  Hat  der  Yer- 
letsste  einen  gesetzlichen  Vertreter,  so  wuxl  die  Befugnis  zur 
Erhebung  der  Nebenklage  durch  diesen  und«  wenn  Gesellschaften 
oder  Personenvereine,  welche  als  solche  in  bürgerlichen  Rechts- 
Streitigkeiten  klagen  können,  die  Verletzten  sind,  durch  dieselben 
Personen  wahrgenommen,  durch  welche  sie  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten vertreten  werden  (§  414  Abs.  3  StrPO.;  vergl.  RG*. 
Str.  87  68,  64). 

76.  Vertreter  gemüft  §  12  PatO.  Durch  die  Bestellung  eines 
inländischen  Vertreters  gem&ß  §  12  PatG.  wird  dag^en  der 
audfindische  Patentinhaber  von  der  Befumis  zur  Erhebung  der 
Nebenklage  nicht  ausgeschlossen.  Neben  dem  Patentinhaber  wird 
dem  inländischen  Vertreter  die  Befugnis  zur  Erhebung  der  Neben* 
klage  einzuräumen  sein,  wennglei^  dies  im  Gesetze  nicht  aus- 
drücklich gesagt  ist,  da  dies  dem  Zwecke,  welcher  mit  der  Be* 
Stellung  des  inländischen  Vertreters  verfolgt  wird,  entspricht  (vergL 
Sel^sobn  §  12  Nr.  9;  vergl.  auch  §  12  Nr.  28). 
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76.  Allgemeines.  Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrat 
ein,  d.  h.  es  muß  Strafantrag  im  Sinne  der  §§  61  ff.  des  Straf- 
ffesetzbuchs  gestellt  sein  (RG.  G.  5  296;  vergl.  RG.  Blum  Ann.  7  2). 
Hinsichtlich  der  Form  des  Strafantrags  bestimmt  §  166  StrPO.^ 
dafi  derselbe  bei  der  Staatsanwaltschaft,  den  Behörden  und  Beamten 
des  Polizei-  und  Sicherheitsdienstes  und  den  Amtsgerichten  anee* 
bracht  werden  kann,  und  zwar  bei  einem  Gerichte  oder  oer 
Staatsanwaltschaft  schriftlich  oder  zu  Protokoll,  bei  einer 
anderen  Behörde  nur  schriftlich.  Es  genügt,  daß  der  Antrag 
bei  einer  dieser  Behörden  eingereicht  wird;  seine  Wirksamkeit  ist 
nicht  dadurch  bedingt,  daü  die  betreffende  Behörde  die  gerade 
fUr  die  vorliegende  Sache  zuständige  ist  (Olshausen  zu  §  61). 

77.  Brforaemisse  des  sekriftUohen  Antrages.  Wesentlich  ist 
dem  schriftlichen  Antrage  die  Unterschrift  des  Antragstellers 
oder  ein  derselben  gleichstehendes  Zeichen,  z.  B.  die  Unter- 
kreuzung eines  nicht  Schreibfähigen  oder  ein  Namensstempel 

g^G.  Str.  S  442ff.;  Rspr.  4  17ff.;  Rspr.  8  172ff.;  Rq)r.  S  281  ff.). 
ibt  eine  Behörde  die  Erklärung  ab,  so  wird  die  Unterschrift  nicht 
durch  die  Angabe  der  Behörde  ersetzt;  es  ist  vielmehr  die  Unter* 
schiift  des  oder  der  Beamten  erforderlich,  welche  rechte«eschäft- 
liehe  Willenserklärungen  der  Behörde  abzu^ben  berufen  sind 
(vergl.  RG.  Str.  24  284).  Ähnliche^  gilt  von  Pnvatvereinen,  Gresell* 
Schuten  mit  beschränkter  Haftung  und  Aktiengesellschaften.  Das 
!Erfordemis  der  Schriftlichkeit  ist  auch  dann  erfQllt,  wenn  der  An» 
trag  auf  telegraphischem  Wege  gestellt  oder  von  einem  anderen 
Als  dem  Verletzten  in  dessen  Auftrage  geschrieben  und  unter- 
sehrieben  ist,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Auftrag  hierzu  schrift- 
lich oder  nur  mündlich  erteilt  war  (RG.  Rspr.  6 624 ff.;  Str.  6  69,. 
70;  Rspr.  3  116 ff.;  Str.  8  426). 
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berechtigten  Pfandgl&ubiger  steht  unter  Umstftnden  das  Sbnaf* 
antragsrecht  sogar  gegenüber  dem  Patentinhaber  zu  (Kohler  909; 
vergl.  §  6  Nr.  92,  109  und  119). 

85.  Bedeutung  der  Eintragung  in  die  PatentroUe.  Dem 
Patentinhaber  und  dem  Mitpatentinhaber  steht  die  Antragsbefugnis 
—  was  allerdings  nicht  unbestritten  ist  —  nur  dann  zu,  wenn  sie 
in  die  Patentrolle  eingetragen  sind  (vergl.  §  19  Nr.  27S.; 
anders  AUfeld  289).  Bezüglich  der  übrigen  Antragsberechtigten 
besteht  eine  derartige  Beschränkung  nicnt  (vergl.  §  19  Nr.  37). 
Es  genügt,  wenn  die  Einü-aj^ng  des  Patentinl^bers,  da  durch 
diese  nur  die  formelle  Legitimation,  nicht  aber  die  materielle 
Berechtigung  herbeiffeführt  wird,  erst  nach  Stellung  des  Straf* 
antrags  und  nach  Ablauf  der  Antragsfrist,  aber  noch  im  Laufe  des 
Verfahrens  vor  der  Entscheidung  herbeigefQhrt  wird  (vergL  §  19 
Nr.  38).  Zur  Antragstellung  beAigt  ist  der  in  die  Patentrolle  als 
Patentinhaber  Eingetragene  selbst  dann,  wenn  er  in  Wirklichkeit 
nicht  mehr  Lihaber  deS  Patents  ist  (vergl.  §  19  Nr.  34). 

86.  Inhaberschaft  des  Beehts  zur  Zeit  der  Terletzong.  Vor- 
aussetzung der  Antragsbefugnis  ist  es,  dai  das  zur  Antragstellung 
ermfichtigende  B«cht  bereits  in  demjenigen  Zeitpunkte  dem 
Antragsteller  zugestanden  hat,  in  welchem  die  Patentver- 
letzung begangen  wurde  (Kohler  909;  vergl.  Robolski  Th. 
260).  Wird  das  Recht  erst  nachher  übertragen  oder  ein- 
geräumt, so  bleibt  der  Veräußerer  und  frühere  Inhaber  des  Rechts 
antragsberechtigt  (Kohler  909;  Allfeld  289).  Dies  gilt  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  der  frohere  Inhaber  noch  ein  vermögensrechir 
iiches  Interesse  an  der  Ausbeutung  des  Patents  hat,  indem  ihm 
die  Strafantragsbefugnis  verbleibt,  auch  wenn  er  ^  nicht  mcdir 
interessiert  ist.  Der  Erwerber  kann  andererseits  die  Befugnis  zur 
Antragstellung  nur  auf  solche  Eingriffe  gründen,  welche  nach 
Übertragung  oder  Eünräumung  des  Rechts  begangen  sind.  Handelt 
es  -sich  um  ein  fortgesetztes  Vergehen,  durch  welches  teils  der 
Veräußerer  und  teils  der  Erwerber  verletzt  ist,  so  ergreift  der 
Strafimtrag  eines  jeden  derselben  die  ganze  Tätigkeit  des  Patent- 
verletzers,  da  diese  als  eine  einheitliche  Handlung  eine  Trennui^ 
nicht  verträgt. 

87.  Späterer  Wegfall  des  Beehts.  Auf  die  Befugnis,  den 
Strafantrag  zu  stellen,  ist  es  ohne  Einfluß,  wenn  das  Patentrecht 
oder  das  sonstige  Recht,  welches  verletzt  ist,  nach  der  Verletziuig 
erlischt  oder  zurückgenommen  wird;  denn  durch  eine  der- 
artige Beendigung  des  Rechts  wird  die  Befugnis,  die  Strafverfolgung 
von  Patentverietzungen  zu  beantragen,  nur  fOr  die  Zukunft,  d.  h* 
hinsichtlich  zukünftiger  Patentverletzungen,  beseitigt  (Köhler  909; 
vergl.  §  9  Nr.  6  und  §  11  Nr.  2).  Dagegen  hat  die  rechtskräftige 
Nichtigkeitserklärung  zur  Folge,  da&  auch  w^en  der  in  der 
Vergangenheit  begangenen  Patentverletzungen  die  Strafverfolgung 
unzulässig  ist  (vergl.  S  10  Nr.  48).  Ist  während  Schwebens  des 
Strafverfahrens  die  Nichtigkeitsklage  anhängig,  oder  soll  eine  solche 
angestellt  werden,  so  kann  das  Strafverfahren  auf  Antn^  aus» 
gesetzt  werden  (vergl.  §  4  Nr.  28  ff.). 

88.  GeflMinschuldner  ab  Verletster.  Ist  der  Eonkurs  aber 
das  Vermteen  des  Verletzten  erOi&iet  worden,  so  bleibt  der 
Gemeinschuldner  w^gen  der  vor  der  EonkuiserOffiiuag  be* 
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gangenen  PatentverletzimgeD  aDtragsberechtigt  Wogen  der  nach 
der  Konkuiseröfbiung  begangenen  Eingriffe  besteht  die  Antrags- 
berechtigung sowohl  zugimsten  des  Gemeinschuldners  als  zu- 
gunsten des  Konkursverwalters  (ver^  Nr.  99). 

89.  Fbnna  als  Terletste.  Ist  eine  Firma  Verletzte,  so  sind 
zur  Antragstellung  im  Namen  der  Firma  die  zu  deren  Vertretung 
berechtigten  Personen  befugt  (R6.  JW.  87  35).  Dies  gilt  auch, 
wenn  es  sich  um  die  Firma  eines  Einzelkaufinanns  handelt;  der 
Strafantrag  kann  auch  in  diesem  Falle  namens  der  Firma,  aber 
ebensowom  auch  im  Namen  des  Inhabers  gestellt  werden  (R6. 
Str.  15  293ff.;  Bspr.  8  612ff.).  Ist  eine  offene  Handelßgesellschaft 
verletzt,  so  kann  jeder  vertretungsberechtigte  Gesellschafter  auch 
unter  seinem  Piivatnamen  Stra&ntrag  stellen  (BG.  Str.  28  348,  849). 

90.  Mehrere  Verletzte.  Sind  mehrere  an  einem  Patent 
Beteiligte  durch  eine  und  dieselbe  Handlung  verletzt,  so  kann 
jeder  derselben  unabhängig  von  den  anderen  den  Strafantrag 
stellen  (Allfeld  289;  ver^.  RG.  G.  4  258,  259).  Die  mehreren 
Strafantrfige  sind  auch  dergestalt  voneinander  unabhängig,  da& 
die  Rttcknahme  des  Strafantrags  oder  die  Versäumung  der  Aiitrags- 
frist  durch  einen  Verletzten  den  Fortbestand  des  Antrags  der 
anderen  Verletzten  nicht  berührt  (vergl.  Nr.  108  und  114).  Dag^en 
kann,  wenn  in  dem  auf  einen  Strafantraff  eingeleiteten  Straf- 
verfahren ein  Urteil  ergangen  ist,  wegen  der  Rechtskraft  dieser 
Entscheidung  nicht  das  Verfahren  auf  den  Antrag  eines  anderen 
Verletzten  wieder  angenommen  werden,  insbesondere  darf  nicht, 
wenn  Verurteilung  erfolgt  ist,  we^en  des  weiteren  Strafantrags 
eine  neue  Verurteilung  erfolgten.  Diese  Grundsätze  finden  indessen 
keine  Anwendung,  wenn  eine  Patentverletzung  durch  mehrere 
selbständige  Handlungen  begangen  ist,  oder  wenn  durch 
eine  Handlung  mehrere  Patente  verletzt  sind;  in  solchen  Fällen 
kann  wegen  der  nicht  zur  Aburteilung  gelangten  Tätigkeit  ein 
wiederholtes  Verfahren  eingeleitet  werden.  Als  Betefligte  an 
einem  Patent  können  gleichzeitig  verletzt  sein  entweder  mehrere 
Mitpatentinhaber,  oder  ein  Patentinhaber  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Inhaber  eines  beschränkten  Rechts  oder  mehrere  Mitinhaber 
eines  beschränkten  Rechts  (vergl.  Nr.  84). 

91.  Begründung  der  Antragsbereehtignuig.  Die  Angabe  des 
Bechtsgrundes  oder  der  tatsächlichen  Verhältnisse,  aus  welchen 
die  Antragsberechtigung  abgeleitet  oder  durch  welche  sie  be- 
gründet werden  soll,  gehört  nicht  zu  der  Form  des  Strafantrass; 
diese  Angabe  kann  vielmehr  jederzeit,  auch  nach  Ablauf  der 
Antragsfnst,  nachgebracht  werden.  Ohne  Bedeutung  ist  es  daher 
auch,  wenn  der  Antragsteller  aus  einem  rechtlich  irrtümlichen 
Gesichtspunkt  sein  i&tragsrecht  herleitet,  wenn  er  nur  in  der 
Tat  antragsberechtigt  ist  (RG.  Str.  28  349j. 

IV.  Stellung  des  Antrags  durch  Vertreter. 

98.  Beauftrajp^  und  Bevollmächtigte.  Der  Verletzte  kann 
einem  anderen  m  rechtswirksamer  Weise  Auftrag  und  Voll- 
macht zur  Stellung  des  Strafantrags  erteilen  (RG.  G.  4  268; 
Str.  7  4;  Str.  12  aSO,  331;  Str.  16  293).  Der  Auftrag  kann  ent- 
weder darauf  gerichtet  sein,  dafi  der  Auftraggeber,  welcher  sich 
bereits  über  die  Stellung  des  Antrags    schlüssig  gemacht  hat, 
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Yorbereitungs-  oder  bei  einer  Yersuchshandlung  benutzt 
worden  sind,  ohne  da§  es  zu  der  Vollendung  des  Vmehens 
überhaupt  gekommen  ist.  Ein  Werkzeug  ist  nur  dann  sus  zur 
Vornahme  des  Vergehens  bestimmt  anzusehen,  wenn  es  ent- 
weder beständig  hierzu  bestimmt  oder  doch  durch  seine  Einrichtung 
und  Gestaltung  dazu  vorgebildet  ist  (vergl.  Kohler  I  Nr.  598,  599). 

58.  Zur  AusfiHumng  der  strafbaren  Tttirkeit  gebnuidhte 
und  bestimmte  Werkzeuge.  Nur  diejenigen  Werkzeuge  dQifen 
eingezogen  werden,  welche  zur  Ausführung  derjenigen  Tat, 
wegen  deren  Bestrafung  eintritt,  gebraucht  oder  bestimmt 
sind.  Ist  das  Vergehen  durch  Herstellen  begangen,  so  sind  die 
Werkzeuge,  vermittelst  welcher  die  Herstellung  vorgenommen 
wurde,  einzuziehen,  wenn  ein  Inverkehrbringen  oder  Peilhatten 
stattgefunden  hat,  die  G^enstände^  welche  den  Vertrieb  ermöglicht 
haben,  und  wenn  das  Ver;g;ehen  m  dem  Grebrauch  eines  körper- 
lichen Ge^nstandes  oder  in  der  Anwendung  eines  Verfahreos 
besteht,  die  Gebrauchsgegenstände,  Maschinen,  Apparate  usw., 
welche  den  Gebrauch  oder  die  Anwendung  des  Verfahrens  er- 
möglicht haben  (vergl.  Köhler  914).  Dag^en  ist  es,  wenn  eine 
Bestrafung  z.  B.  lediglich  wegen  Inverkehrbringens  oder  Feil- 
haltens oder  Gebrauchens  eintritt,  nicht  statthaft,  diejenigen  Werk- 
zeuge einzuziehen,  welche  nur  der  Herstellung  gedient  naben ;  es 
ist  dabei  gleichgültig,  ob  der  Verurteilte  auch  h^^estellt  hat,  wenn 
eine  Bestrafung  deswegen  —  z.  B.  weil  ihm  die  WissenÜichkeit  der 
Herstellungstätigkeit  nicht  nachgewiesen  werden  kann  —  nicht 
ausgesprochen  ist  (RG.  Str.  27  245,  246). 

69.  Verbindung  des  einzuziehenden  Gegenstandes  mit  anderen 
Gegenständen;  Be-  und  Verarbeitung.  Ist  ein  der  Einziehung 
unterworfener  Gegenstand  zum  Bestandteil   einer  zusammen- 

fesetzten  Sache  oder  einer  Kombination  gemacht,  so  wird  die 
iinziehungsmöglichkeit  hierdurch  nidit  beseitigt,  sofern  der  ein- 
zuziehende Gegenstand  sich  von  den  übrigen  Teilen  der  zusammen- 
gesetzten Sache  oder  der  Kombination  trennen  lAsst.  Ist  die  Ver- 
bindung nicht  lösbar,  so  ist  nicht  etwa  die  ganze  Sache  einzuziehen 
und  auch  nicht  die  Entscheidung  über  die  Einziehung  dem  Er- 
messen des  Gerichts  zu  überlassen,  sondern  es  ist  die  Einziehung 
zu  unterlassen  (anders  Kohler  913;  SeUgsohn  §  36  Nr.  6).  Die 
Einziehung  ist  auch  dann  zu  unterlassen,  wenn  durch  spätere 
Be-  oder  Verarbeitung  der  Gegenstand  seinen  ursprüng- 
lichen Charakter  dergestalt  verloren  hat,  daß  er  in  seiner 
nunmehrigen  Gestaltung  entweder  keinen  patentwidriffen  Charakter 
mehr  hat  oder  überhaupt  zu  einem  Gegenstände  anderer  Gattung 
geworden  ist  (vergl.  dagegen  auch  Köhler  913). 

60.  Unbewegliche  Gegenstände.  Unbewegliche  Gegenst&nde 
und  Bestandteile  unbeweglicher  Gegenstände  unterliegen  der  Ein- 
ziehung nicht  (anders  Kohler  912).  Ist  ein  beweglicher,  der  Ein- 
ziehung unterliegender  Gegenstand  mit  einer  unbeweglichen  Sache 
verbunden,  so  hängt  die  Möglichkeit  der  Einziehung  davon  ab,  ob 
eine  Trennung  möglich  ist.  Eine  solche  TrennungsmOglichkeit  ist 
z.  B.  anzunehmen,  wenn  eine  patentwidrig  hergestellte  Haschine 
in  ein  Fabrikgebäude  eingemauert  ist  (ver;^l.  Kohler  914). 

61.  Vollstreokiing  der  Einciehiuig.  Die  Vollstreckung  der 
Einziehung  erfolgt  im  Wege  der  Strafvollstreckung.    Wird  es  bei 
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der  yoUstreckung  streitig^  ob  ein  Gegenstand  zu  denjenigen  Qegen- 
stilnden  ^^<M^  deren  Einziehung  angeordnet  oder  statthaft  ist, 
so  ist  diese  Streitfrage  gemäß  §  490  StrPO.  zur  gerichtlichen 
Entscheidung  zu  brinp;en  (vergl.  R6.  Str.  80  63).  Durch  die  Ein- 
ziehung geht  das  Eigentum  der  eingezogenen  Gegenstände  auf 
den  Fiskus  über  (Köhler  915).  Der  Fiskus  ist  zur  Yeräusserung 
der  eingezogenen  Gogenstfinde  befugt.  Diese  Veräußerung  ent- 
hält, da  sie  nicht  ali  eine  gewerbsmäßige  anzusehen  ist,  keine 
Patentverletzung,  auch  wenn  cue  eingezogenen  Gegenstände  objektiv 
einen  patentwiorigen  Charakter  haben;  doch  wird  die  Veräußerung, 
da  durch  sie  weitere  Patentverletzungen  vorbereitet  werden  können, 
zweckmäßig  nur  an  den  Verletzten  selbst  oder  mit  dessen  Ein- 
wUligung  Mer  erst  nach  Beseitigung  der  patentverletzenden  Ge- 
staltung der  eingezogenen  Gegenstände  stattfinden.  Nach  einer 
anderen  Ansicht  soU  die  Veräußerung  überhaupt  erst  nach  Be- 
seitigung der  patentwidrigen  Gestaltung  oder  nur  an  den  Patent- 
berechtigten sdbst  zulässig  sein  (Kohler  916;  vergl.  Kohler  in  ZgR. 
4  342).  Findet  eine  Veräußerung  nicht  statt,  so  sind  die  Gegen- 
stände aufeubewahren  oder  zu  vernichten. 

62.  Beschlagnahme  als  Vorbereitung  der  Einziehung.  Zur 
Vorbereitung  der  Einziehung  kann  bereits  vor  Erlaß  des  Urteils 
eine  Beschlagnahme  statänden  (veigl.  Nr.  16). 

V.  Kebenklage. 

68.  Nebenkläger.  Die  Betreibung  der  Strafverfolgung  liegt, 
nachdem  der  Strarantrag  in  gehöriger  Form  gestellt  ist,  der  Staats- 
anwaltschaft ob;  der  Verletzte  ist  indessen  zur  Mitwirkung  im 
Verfahren  berechtigt,  indem  demselben  die  Befugnis  eingeräumt  ist, 
nach  Maßgabe  der  §§4B6ff.  StrPO.  als  Nebenkläger  zur  Unter- 
stützung der  Staatsimwaltschaft  und  zur  eventuellen  Weiterver- 
folgung der  anhängig  gemachten  öffentlichen  Klage  beizutreten. 
Diese  Befugnis  ergibt  sich  aus  §  443  StrPO.,  wonach  derjenige  die 
Nebenklage  erheben  kann,  welcher  berechtigt  ist^  die  Zuerkennung 
einer  Buße  zu  verlangen.  Mit  Rücksicht  auf  §  37  PatG.  besteht 
demnach  in  allen  FlQIen,  in  welchen  ein  Vergehen  ffegen  §  36 
PatG.  vorliegt,  das  Recht  des  Verletzten,  als  Nebenkläger  aufzu- 
treten. Dagegen  besteht  bei  dem  Vergehen  gegen  §  40  PatG.,  da 
ein  Bußanspruch  in  diesem  Falle  nicht  gewährt  ist,  nicht  die  Be- 
fugnis des  Verletzten  zur  Nebenklage  (RG.  Str.  86  26ff.,  JW.  02 
686;  veigl.  §  37  Nr.  31). 

84.  Nebenklage  und  Bufte.  Der  Antrag  auf  Zuerkennung 
einer  Buße  kann  nur  im  Wege  der  Nebenklage  gestellt  werden. 
(§  443  Abs.  2).  Die  Nebenkkge  ist  indessen  auch  dann  zulässig, 
wenn  eine  Buße  nidit  verlangt  wird,  und  sogar  dann  noch,  wenn 
eine  Buße  in  dem  Verfahren  nicht  mehr  beantragt  werden  kann, 
weil  das  Urteil  erster  Instanz  bereits  verkündet  ist.  Denn  der 
Verletzte,  welcher  in  erster  Instanz  dem  Verfahren  sich  nicht  an- 

5 geschlossen  hat,  kann  die  Nebenklage  in  Verbindung  mit  der  Ein- 
egmg  eines  Rechtsmittels  verfolgen  (RG.  Rspr.  4  42  ff.).  Die 
Nebenklage  bleibt  femer  dann  noch  anhängig,  wenn  der  bereits  ge- 
stellte Antrag  auf  Buße  zurückeenommen  ist  (RG.  Blum  Ann.  6  204, 
206).  Die  Nebenklage  fällt  schließhch  auch  insofern  nicht  mit 
dem  Antrage  auf  Buße  zusammen,  als  die  erstere  auch  nach 
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seinen  hierauf  gerichteten  Willen  durch  einen  anderen  zur  Kenntnis 
der  Behörde  bringen  läßt,  oder  der  Auftraggeber  kann  dem  von 
ihm  Beauftragten  durch  eine  besondere  oder  durch  eine  Cren^ral- 
vollmacht  die  Entscheidung  über  die  Strafontrag^bellung  über- 
lassen haben  (R6.  Blum  Ann.  10  97,  98;  Str.  35  269).  Eine  Voll- 
macht der  letzteren  Art  ist  die  Vollmacht  des  gemäß  ^  12  PatG.  be- 
stellten inländischen  Vertreters  eines  im  Auslände  wohnenden 
Patentinhabers.  Überhaupt  muß  die  Vollmacht  nicht  ausdrücklich 
zur  strafrechtlichen  Verfolgung  ermächtigen;  es  genügt  z.  B.,  w^enn 
jemand  allgemein  zur  Geltendmachung  der  Rechte  oder  der  An- 
sprüche aus  dem  Patent  ermächtigt  ist  (LG.  Elberfeld  G.  4  256ffL). 
Der  Auftrag  und  die  Vollmacht  bedürfen  nicht  der  Schrift- 
form (BG.  Str.  3  426;  Str.  19  9,  10;  Blum  Ann.  3  a7S).  Die  An- 
tragsberechtigung des  Bevollmächtigten  erlischt  im  Zweifel  nicht 
durch  den  Tod  oder  den  Eintritt  der  Geschäftsunfähig- 
keit des  Auftraggebers  (vei^l.  RG.  Str.  2  150;  Olshausen  zu  §  61; 
vergl.  auch  §§  168,  672  BGB.). 

93.  Stillschweigende  Beauftragung.  Der  Auftrag  muß  nicht 
ausdrückhch  erteilt  sein;  die  Ermäcntigung  zur  Antragstellung 
kann  auch  aus  sonstigen  Handlungen  oder  Erklärungen  des  Ver- 
letzten gefolgert  werden  (RG.  Rspr.  1  163  ff.).  Entscheidend  da- 
für, ob  eine  derartige  stillschweigende  Auftrafferteilung  vor- 
liegt, ist,  ob  im  einzelnen  Falle  angenommen  werden  kann,  da& 
die  Stellung  des  Strafantrags  dem  Willen  des  Verletzten  entspricht 
(RG.  Str.  15  144ff.).  Hiemach  ist  regelmäßig  zur  Antra^stellung 
befugt  der  Generalbevollmächtigte  hinsichtlich  des  semer  Ver- 
waltung unterstehenden  Vermögens,  sofern  nicht  die  Vollmacht  in 
Hinsicht  auf  die  Stra&ntragstellung  beschränkt  ist,  oder  besondere 
Verhältnisse  vorliegen,  welche  es  zweifelhaft  erscheinen  lassen, 
ob  der  Verletzte  mit  der  Ausübung  des  Antragsrechts  einverstanden 
istiRG.  Str.  1  388 ff.;  Str.  2  149;  Str.  8  112,  113;  Str.  15  144ff.; 
DJZ.  05  124). 

94.  Prokurist;  Agent;  Handlungsbevollmächtigter.  In  der 
Begel,  allerdings  nicht  unbedingt,  steht  auch  dem  Prokuristen 
die  Aniragsbefugnis  zu,  d.  h.  dieselbe  hängt  davon  ab,  ob  ihm  der 
Schutz  des  Patentrechts  übertragen  ist  und  der  Antrag  nicht  gegen 
den  Willen  des  Prinzipals  geht  (RG.  Str.  16  144 ff.;  JW.  87  35; 
vergl.  RG.  DJZ.  (fö  124).  Dagegen  ist  der  nur  für  einen  bestimmten 
Kreis  von  Geschäften  Bevollmächtigte,  z.  B.  der  Agent  und  der 
gewöhnliche  Handlungsbevollmächtigte,  regelmä&ig  nicht  still- 
schweigend als  zur  Antragstellung  ermächtigt  anzusehen  (RG.  Rspr. 
6  734ff.;  Str.  12  329). 

95.  Nachträgliche  Genehmigung.  Der  vorherigen  Auftrags- 
erteilung steht  die  nachträgliche  Genehmigung  eines  ohne 
Auftrag  seitens  eines  Unbem^n  gestellten  Strafantrags  dann 
gleich,  wenn  die  Genehmigung  mnerhalb  der  gesetzlichen  Antrags- 
frist erfolgt  (RG.  G.  12  329;  PMZBl.  10  370,  JW.  04  127;  vergL 
Olshausen  zu  §  61;  Kohler  I  Nr.  566). 

96.  Nachweis  des  Auftrafi^s.  Aus  dem  Strafantra^e  muB  nicht 
unbedingt  hervorgehen,  daß  der  Antrag  im  Auftrag  emes  anderen 
gestellt  ist,  auch  mu^  der  Nachweis  des  Auftrags  oder  der 
Vollmacht  nicht  dem  Antrage  beigefügt  sein.  Dieser  Nachweis 
kann  später  jederzeit  erbracht  werden;  es  ist  nicht  erforderlich,  daß 
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dies  innerhalb  der  Antragsfrist  geschieht  (RG.  Rspr.  1 163ff.;  01s* 
hausen  zu  §  61). 

97.  UnterbeyollmSehtiganff*  Der  mit  der  Stellung  des  Straf- 
antrags Beauftragte  gilt  im  Zweifel  —  foUs  aus  dem  Auftrage 
oder  aus  den  b^leitenden  Umständen  sich  nicht  anderes  ergibt 
— fOr  ermächtigt,  seinerseits  Unterbevollmftchtiffte  zu  besteOen, 
d.  h.  andere  zur  AusfQhrung  des  ihm  erteilten  Auftrags  zu  be- 
vollmächtigen (vergl.  BG.  Blum  Ann.  8  487). 

98*  Gesetzliche  Yertreter.  Für  diejenigen  Personen,  welche 
selbst  nicht  handlungsfähig  sind,  üben  deren  gesetzliche  Ver- 
treter, z.  B.  der  Vorstand  einer  juristischen  Person,  einer  Aktien- 
gesellschaft, einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung,  oder  die 
sonst  zur  Vermögensverwaltung  der  juristischen  Person,  der  Aktien- 
gesellschaft usw.  berufenen  Personen,  die  vertretungsberechtigten 
Teilhaber  einer  offenen  Handelsgesellschaft,  und  für  einen  Minder- 
jährigen der  Inhaber  der  elterhchen  Gewalt  bezw.  der  Vormund 
das  Antragsrecht  aus  (RG.  Str.  2  149;  Olshausen  zu  §  65).  Neben 
dem  geselzlichen  Vertreter  ist  der  minderjährige  Verletzte  selbst, 
welcher  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  hat,  antragsberediti^ 
(Einführungs^etz  zum  BGB.  Art.  34  lU).  Auch  me  Liqui- 
datoren emer  Gresellschaft  oder  juristischen  Person  sind  zur 
Antragstellung  befugt  (vergl.  Nr.  119). 

99.  Nachla&pfleger;  Konkursverwalter;  Sequester.  Aus  dem 
angegebenen  Gesichtspunkte  sind  femer  zur  Antragstellung  be- 
fugt: 1.  der  Nachlaßpfleger,  der  Nachlaßverwalter  some 
der  Testamentsvollstrecker  hinsichüich  der  ihrer  Verwaltung 
unterstellten  Nachlaßmasse  (RG.  Bspr.  6  125 ff.);  2.  der  Konkurs- 
verwalter namens  der  Konkursmasse,  zu  welcher  das  verletzte 
Becht  gehört;  daneben  bleibt  die  Befugnis  des  Gemeinschuldners 
zur  Antragstellung  bestehen  (RG.  Str.  2S  222,  223;  Str.  33  433 ff.; 
Kohler  I  Nr.  564);  3.  der  Sequester  hinsichtlich  des  sequestrierten 
Vermögens  (vergl.  RG.  Str.  23  346;  Str.  33  433  ff.). 

100.  Antragsrecht  der  gesetzlichen  Vertreter.  Hinsichtlich 
des  durch  einen  gesetzhchen  Vertreter  gestellten  Antrags  bedarf 
es  einer  Untersuchung  nicht,  ob  die  Antragstellung  dem  Willen 
des  Vertretenen  entspricht;  auch  der  ohne  Willen,  ja  sogar 
gegen  den  Willen  des  Vertretenen  gestellte  Antrag  ist  wirksam, 
da  dem  gesetzlichen  Vertreter  ein  eigenes,  der  Intervention  des 
Vertretenen  nicht  unterworfenes  Antragsrecht  zusteht  (vergl.  RG. 
Blum  Ann.  10  97,  98).  Die  Antra^berechtigung  des  gesetzlichen 
Vertreters  erlischt  mit  der  Beendigung  des  Vertreterverhältnisses 
sowie  mit  dem  Tode  des  Verletzten,  wenn  dieser  eine  physische 
Person  ist,  und  mit  der  Auflösung  der  vertretenen  juristischen 
Person  oder  Gesellschaft  (veigl.  RG.  Rspr.  3  264ff. ;  vergl.  auch  Nr.  119). 

101.  InlKndischer  Vertreter.  Die  Antragsbefugnis  zugunsten 
eines  nicht  im  Inlande  wohnenden  Patentinhabers  kann  auch  dessen 
inländischer,  in  Gemä&heit  des  §  12  PatG.  bestellter  Vertreter 
ausüben.  Da  der  im  Inlande  bestdlte  Vertireter  kraft  Gesetzes  die 
Befugnis  zur  Stellung  von  Strafanträgen  hat,  so  bedarf  es  im  ein- 
zelnen Falle  nicht  des  Nachweises,  daß  die  Stellung  des  Strafantrags 
dem  Willen  des  Vertretenen  entspricht.  Mit  Rücksicht  auf  die 
Unbeschränkbarkeit  der  Vollmacht  des  inländischen  Vertreters 
ist  sein  Strafontrag  selbst  dann  wirksam,  wenn  aus  den  Um- 

31* 
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ständen  des  einzelnen  Falles  oder  aus  einer  ausdrücklichen  Er» 
klärung  des  Patentinhabers  sich  ergibt,  daß  der  letztere  ndt  dem 
Antrage  nicht  einverstanden  war;  doch  ist  der  Vertretene  zur 
Zurücknahme  des  Antrags  befugt  (vergL  Nr.  115  und  §  12  Nr.  21). 
Neben  dem  gemäß  §  12  ratG.  bestellten  Vertreter  ist  der  im  Aus* 
lande  wohnende  Patentinhaber  selbst  zur  Antragstellung  befugt 
(vergL  §  12  Nr.  12).  Da  der  inländische  Vertreter  nicht  geseti- 
licher  Vertreter  des  Patentberechtigten,  sondern  geselzUcher  Be- 
vollmächtigter desselben  ist,  so  steht  ihm  kein  selbständiges 
Strafantragsrecht  zu;  die  Befugnis  zur  Stellung  des  Stra£antrag8 
ist  demnach  für  ihn  niemals  in  weiterem  Umfange  begründet  als 
für  den  Patentberechtigten  selbst  (vergl.  R6.  PMZBl.  10  369 ;  veigL 
auch  §  12  Nr.  13). 

V.  Frist. 

102.  Antragstrist.  Der  Strafantrag  muß  binnen  einer  Frist 
von  drei  Monaten  gestellt  sein,  nachdem  der  zum  Antrage  Be- 
rechtigte von  der  strafbaren  Handlung  und  der  Person  des  Täters 
Kenntnis  erlangt  hat.  Der  Beginn  der  Frist  bestimmt  sich  nach 
dieser  Berechnung  auch  dann,  wenn  es  sich  um  Eingriffe  handelt, 
welche  nach  der  Bekanntmachung  der  Anmeldung,  aber  vor  der 
Patenterteilung  begangen  sind  (Robolski  Th.  249 ;  Allfeld  290 ;  van 
Calker  299).  Werden  mehrere  Beteiligte  an  einer  strafbaren 
Handlung  dem  Antragsberechtigten  erst  nach  und  nach  bekamt» 
so  läuft  die  Frist  von  der  Kenntnis  der  Tat  und  der  Person  auch 
nur  eines  Beteiligten  (RG.  Str.  9  390  ff.). 

108.  Folgen  der  Yersäumimg.  Wird  die  Frist  versäumt, 
so  findet  die  Strafverfolgung  nach  §  61  des  Strafgesetzbuchs  mcbt 
mehr  statt  (RG.  JW.  86  233).  Eine  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  ist  nicht  zulässig  (Olshausen  zu  §  61).  Wenn  von 
mehreren  zum  Antrage  Berechtigten  einer  die  dreimonatige  Frist 
versäumt,  so  wird  nach  §  62  des  Stra^esetzbuchs  hierdurch  das 
Recht  der  übrigen  nicht  ausgeschlossen. 

104.  Kenntnis  des  T&tors  und  der  Verletzung.  Der  Antrag 
muß  spätestens  drei  Monate  nach  Kenntnis  von  der  Person  des 
Täters  gestellt  sein;  er  kann  aber  gültiger  Weise  auch  schon 
vor  Kenntnis  der  Person  des  Täters  gestellt  werden  (RG.  Blum 
Ann.  1  646 ff.).  Der  Antrag  kann  so^ar  wirksam  sein,  wenn  er 
vor  Kenntnis  der  Verletzung  gestellt  ist,  nämhch  dann,  wenn  der 
Antragsteller  nur  im  allgememen  ohne  greifbare  Beweisanzeichen 
und  ohne  Kenntnis  der  näheren  Umstände  von  dem  wirklichen 
Sachverhalt  weiß  und  deshalb  den  Antrag  nicht  gegen  die  wirk- 
lieh  begangene  Verletzung  sondern  ^egen  eine  andere  Handlung 
gerichtet  hat,  ohne  indessen  auf  diese  den  Antrag  ausdrückli<£ 
zu  beschränken  (RG.  Str.  38  434,  436).  Kenntnis  von  der  Person 
des  Täters  liegt  dann  vor,  wenn  der  Berechtigte  eine  solche  Kenntnis 
der  Person  erlangt  hat,  welche  ihn  in  den  Stand  setzt,  den  Täter 
in  einer  für  die  Strafverfolgungsbehörde  erkennbaren  Weise  indi- 
viduell zu  bezeichnen;  das  Wissen  seines  Namens  ist  nicht  not- 
wendig vorausgesetzt.  Andererseits  beginnt  die  Frist  erst  mit 
dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Verletzte  eine  solche  hinlängliche 
Kenntnis  tatsächlich  erlangt  hat,  nicht  schon  dagegen  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  der  Berechtigte  unter  Benutzung  ihm  zu  Ge» 
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böte  stehender  Mittel  die  Kenntnis  sich  hAtte  verschaffen  können, 
oder  in  dem  der  Berechtigte  nur  eine  Vermutung,  aber  noch 
keine  sichere  Kenntnis  des  Täters  oder  der  Patentverletzung  hatte 
<R6.  Str.  27  85,  36;  Kohler  909). 

106.  Kenntnis  des  BevollmKohtigten.  Es  kommt  allein  auf 
die  Kenntnis  des  Antragsberechtigten,  d.  h.  des  Verletzten  oder 
desjenigen,  welcher  kraft  Gesetzes  das  Antragsrecht  fOr  den  Ver- 
letzten oder  neben  demselben  auszuüben  berechtigt  ist,  an.  Gleich- 
gültig ist  es,  wann  ein  von  dem  Verletzten  Bevollmächtigter 
von  der  Handlung  und  der  Person  des  Täters  Kenntnis  erlang 
hat  (RG.  Str.  6  121).  Daher  kommt  es  auch  nicht  auf  die  Kenntms 
des  m  Gemäßheit  des  §  12  PatG.  bestellten  inländischen  Ver- 
treters an  (RG.  Str.  6  11;  Seligsohn  §  36  Nr.  10;  veigl.  RG. 
PMZBl.  10  369.  Str.  36  413  ff. ;  JW.  04  127;  vergl.  auch  §  12  Nr.  13). 

106.  Kenntnis  des  gesetzlichen  Vertreters.  In  den  Fällen 
dagegen,  in  welchen  em  gesetzlicher  Vertreter  antrags- 
berechtigt ist,  beginnt  die  Antragsfrist  erst  mit  dem  Tage,  an 
welchem  der  gesetzliche  Vertreter  die  erforderliche  Kenntnis  er- 
langt hat,  während  eine  früher  erlangte  Kenntnis  des  Vertretenen 
selbst  nicht  in  Betracht  kommt  (vei^l.  RG.  Blum  Ann.  10  99). 
Ist  ein  Wechsel  in  der  Person  des  gesetzlichen  Vertreters  ein- 
getreten, so  beginnt  mit  dem  Eintritte  des  neuen  Vertreters  keine 
neue  Frist;  viehnehr  muß,  wenn  der  frühere  Vertreter  bereits 
Kenntnis  erlangt  hatte,  der  neue  Vertreter  die  hierdurch  geschaffene 
Rechtslage  auch  gegen  sich  gelten  lassen  (RG.  Rspr.  3  771  ff.; 
Kohler  I  Nr.  587).  Hat  der  Vertreter  bereits  vor  seiner  Bestellung 
die  Kenntnis  erlangt,  so  beginnt  die  Frist  erst,  nachdem  er  bestellt 
ist  (Kohler  I  Nr.  687). 

107.  Foiteesetztes  Vergehen  und  Beihülfe.    Bei  einem  fort- 

Sesetzten  Vergehen  beginnt  die  Frist,  da  die  sich  wieder- 
olenden  Einzelhandlungen  rechtlich  als  ein  einheitliches  Vergehen 
behandelt  werden,  mit  dem  Tage  der  Kenntms  der  letzten  der 
Einzelhandlungen  fOr  alle  vorhe^egangenen  —  auch  weiter  als 
drei  Monate  ziuUckliegenden  —  Zuwiderhandlungen  (RG.  Str.  16 
370ff.;  PMZBl.  2  322;  Str.  85  270;  vergl.  dagegen  RG.  Str.  8  32:^; 
Kohler  900,  901).  Liegt  BeihQlfe  vor,  so  ^t  als  Anfang  der 
Frist  der  Tag,  an  welchem  die  Haupttat  und  die  Person  des  Täters 
dem  Antra^gsberechtigten  zur  Kennüiis  gelangt  ist,  nicht  schon  der 
frühere  Zeitpunkt,  zu  welchem  die  Beihülfetätigkeit  und  die  Person 
des  Gehülfen  bekannt  geworden  ist  (RG.  Str.  26  107). 

108.  Feststellimg  der  Kenntnis.  Ist  es  zweifelhaft,  wann  der 
Antragsberechtigte  me  Kenntms  erlangt  hat,  so  ist  es  Sache  des 
Grerichts  oder  der  Staatsanwaltschaft,  die  nötigen  Ermittelungen 
anzustellen;  auf  bloße  Mutmaßungen  hin  dan  nicht  zuungunsten 
des  Antragsberechtigten  entschieden  werden  (RG.  Str.  11  401). 

109.  Ende  und  Unterbrechung  der  Frist.  Die  Antragsirist 
endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages,  welcher  dem  dem 
Tage  des  Beginnes  derselben  entsprechenden  Tage  des  letzten 
Monats  vorangeht  (RG.  Str.  1  41).  Streitig  ist,  ob  der  Lauf  der 
Frist  infolge  der  völligen  Unmöglichkeit  der  Antragsstellung  auf 
Seite  des  Berechtigten  unterbrochen  wird,  d.  h.  ob  die  Frist 
während  der  Dauer  einer  solchen  Verhinderung  des  Antrags- 
berechtigten nicht  weiter  läuft  (vergl.  Olshausen  zu  §  61 ;  dagegen 
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Eohler  I  Nr.  584).  Fälle  dieser  Art  werden  indessen,  selbst  wenn 
man  der  bejahenden,  übrigens  aus  dem  Gesety.e  nicht  asu  be- 
gründenden Ansicht  beitreten  wollte,  höchst  selten  sein. 

110.  Terjährung  der  Strafyerfoigang.  Ein  rechtzeitig  inner- 
halb der  Frist  gestellter  Antrag  ist  doch  unwirksam,  wenn  bereits 
vor  dessen  Anbringung  die  Verjährung  der  Strafverfolgung 
eingetreten  war  (RG.  Rspr.  6  ^91;  Blum  Ann.  5  222). 

VL  Wirkung  des  StraflEuitrags. 

111.  Wirkung  gegen  die  Beteiligen.  Der  Strafantrag  hat 
nach  §  63  des  Strafgesetzbuchs  die  Wurkung,  daß  das  gerichtliche 
Verfahren  gegen  sämtliche  an  der  Handlung  Beteiligte  sowie 
gegen  den  Begünstiger  stattfindet,  auch  wenn  nur  gegen  eine 
dieser  Personen  auf  Bestrafung  angetragen  worden  ist.  Der 
Ausdruck  „Beteiligte''  umfaßt  nicht  nur  Täter  und  Teilnehme 
an  dem  Vergehen  —  Mittäter,  Gehülfen,  Anstifter  —  sondern 
überhaupt  mehrere  Personen,  welche  ohne  den  zur  Teilnahme 
erforderüchen  Vorsatz  durch  ihr  Zusammenwirken  den  gesetz- 
widrigen Erfolg  herbeigeftlhrt  haben.  Besteht  z.  B.  die  Handlung, 
wegen  deren  Strafanä'ag  gestellt  ist,  darin,  daß  ein  geschützter 
Gegenstand  nicht  nur  hergestellt,  sondern  auch  in  Verkenr  gebracht, 
feilgehalten  oder  gebraucht  worden  ist,  so  sind  hierbei  beteiligt 
sowohl  der  HersteUer  als  diejenigen,  welche  in  Verkehr  gebracht^ 
feilgehalten  oder  gebraucht  haben,  wenngleich  jeder  derselben 
ohne  gemeinschafthche  Verabredung  für  sich  tätig  geworden  ist 
(BG.  Str.  33  161  ff.;  Str.  38  430 ff.).  Vorauszusetzen  ist  dabei,  dag 
aie  mehreren  Beteiligten  bei  einer  und  zwar  derjenigen  Hand- 
lung mitgewirkt  haben,  wegen  welcher  Straf antrag  gestellt  ist;  hat 
jeder  von  ihnen  eine  selbständige  Handlung  begangen,  so  er- 
streckt sich  der  wegen  der  einen  Handlunij:  gestellte  Antrag  nicht 
auf  die  bei  der  anderen  Handlung  Beteiligten.  Als  eine  Hand- 
lung in  diesem  Sinne  ist  auch  ein  fortgesetztes  Vergehen  an- 
zusehen (RG.  Str.  38  430 ff.;  vergl.  Allfeld  290;  vergl.  auch  Nr.  40 ff.). 

112.  Teilung  des  Antrags.  Eine  Teilung  des  Antrags  ist 
unzulässig.  Dies  gilt  sowohl  für  den  Fall,  da&  nur  gegen  eine 
Person  der  Antrag  gestellt  ist,  als  auch  für  den  Fall,  daß  eine 
Person  ausdrücklich  von  der  Strafverfolgung  ausgeschlossen 
werden  soll.  Ein  derartiger  Vorbehalt  hat  nur  Bedeutung,  wenn 
er  im  Sinne  einer  wirklichen  Bedingung  gemeint  ist,  wenn  er 
also  erkennen  läßt,  daß  der  Antragsteller,  falls  demselben  nicht 
entsprochen  werden  sollte,  die  Herbeiführung  der  Verfolgung  über- 
haupt nicht  —  also  auch  nicht  gegenüber  den  anderen  an  der 
Handlung  Beteiligten  —  beabsichtigt  hat ;  der  Vorbehalt  hat  dann 
die  Wirkungslosigkeit  des  Antrags  zur  Folge  (BG.  Str.  6  154,  155). 

113.  Fortgesetztes  Vergehen.  Bei  einem  fortgesetzten 
Vergehen  umfaßt  der  Antrag  auch  die  ihm  zeitlich  naäfolgenden 
Fortsetzungshandlungen  (RG.  Rspr.  10  207). 

Vn.  Bücknahme  und  Verzicht. 

114.  Bficknahme.  Die  Rücknahme  des  Antrags  ist  nach 
dem  geltenden  Rechte  zulässig,  während  sie  nach  dem  früheren 
Patentgesetze  nicht  statthaft  war;  sie  ist  aber  auch  dann  zulässige 
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wenn  die  mit  Strafe  bedrohte  Patentverletzung  sich  gegen  ein 
unter  der  Herrschaft  des  früheren  Patentgesetzes  erteiltes  Patent 
richtet  (vergl.  Einl.  Nr.  4).  Die  Zurücknahme  des  Antrags  kann 
nach  §  64  des  Strafgesetzbuchs  nur  bis  zur  Yerkündung  eines 
auf  Strafe  lautenden  Urteils  erfolgen;  sie  hat  die  Emstellui^  des 
Verfahrens  gegen  sämtliche  Beteiligte  (vergL  Nr.  111)  zur  Folge, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Rücknahme  nur  gegenüber  einem 
Beteiligten  erfolgt  ist.  Sind  mehrere  Verletzte  vorhanden,  so 
berührt  die  Rücknahme  seitens  eines  derselben  den  Strafantrag 
der  übrigen  nicht.  Eine  besondere  Form  ist  für  die  Rücknahme- 
erklfirun^  nicht  vorgeschrieben;  es  genügt,  daß  die  Erklärung 
der  Absicht,  von  der  Strafverfol^^ung  abstehen  zu  wollen,  der  mit 
der  Sache  befaßten  Behörde  in  u-ffendeiner  Form  zugekommen  ist 
(R6.  Str.  6  80).  Vor  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  wird  die 
Rücknahmeerklärung  regelmäßig  bei  der  Staatsanwaltschaft,  nach- 
her bei  dem  mit  der  Sache  befaßten  Gerichte  oder  bei  der  Staats- 
anwaltschaft einzureichen  oder  zu  erklären  sein.  Eine  Wieder- 
holung des  einmal  zurückgenommenen  Antrag  ist  nicht  zulässig 
und  ebensowenig  der  Widerruf  der  Zurücknsmme;  dies  gilt  auch, 
wenn  ein  Wechsel  in  der  Person  des  gesetzhchen  Vertreters  ein- 
getreten ist  (RG.  Str.  96  65,  66). 

115.  Bereohtigung  zur  Rücknahme«  Berechtigt  zur  Rück- 
nahme ist  —  abgesehen  von  einem  Wechsel  in  der  Person  eines 
gesetzlichen  oder  in  Gemäßheit  des  §  12  bestellten  Vertreters 
—  regelmäßig  nur  derjenige,  welcher  den  Antrat  gestellt  hat. 
Es  kann  daher  weder  der  von  dem  Erblasser  gestellte  Antrag  von 
den  Erben  noch  auch  regelmäßig  der  Antrag  emes  gesetzlichen 
Vertreters  durch  den  Vertretenen  zurückgenommen  werden 
(RG.  Blum  Ann.  10  100;  Olshausen  zu  §  64).  Das  Recht  der 
Rücknahme  des  durch  den  gesetzlichen  Vertreter  gestellten  An- 
trags steht  dem  Vertretenen  nur  dann  zu,  wenn  der  letztere  infolge 
Aumörens  der  gesetzlichen  Beschränkung  die  selbständige  Ver- 
fügung über  den  Strafantrag  erhalten  hat,  oder  die  selbständige 
Verfügung  —  wie  der  Minderjährige,  der  das  achtzehnte  Lebens- 
jahr vollendet  hat  —  neben  dem  Vertreter  besitzt  (vergl.  RG. 
Str.  22  256 ff.;  vergl.  auch  Nr.  98).  Dagegen  kann  der  von  einem 
freiwillig  Bevollmächtigten  gestellte  Antrs^  ausnahmslos  durch  den 
antragsberechtigten  Vollmachtgeber  m  wirksamer  Weise  zurück- 
genommen werden.  Gleiches  gilt  von  dem  durch  den  inländischen 
Vertreter  eines  ausländischen  Patentinhabers  gestellten  Antrage, 
da  der  inländische  Vertreter  einem  Bevollmächtigten  gleichsteht 
(vergl.  §  12  Nr.  13).  Die  Rücknahmeerklärung  kann  sowohl  von 
dem  Antragsberechtigten  selbst  als  von  einem  Bevollmächtigten 
desselben  abgegeben  werden. 

116.  Folgen  der  Bfioknahme.  Die  rechtzeitige  Rücknahme 
des  Antrags  hat  die  Einstellung  des  Strafverfahrens  zur  Folge. 
Die  durch  letzteres  entstandenen  Kosten  fallen  in  einem  solchen 
FaOe  dem  Antragsteller  zur  Last  (§§  269,  602  StrPO.).  Die  Gerichts- 
gebübr  beträgt,  wenn  nach  eröffnetem  Hauptverfahren  die  Ein- 
stellung des  Verfahrens  erfolgt,  26  Mark  (§  69  GKG.). 

116a.  Verpfliehtang  zur  Zurueknahme.  Eine  Verpflichtung 
zur  Zurücknahme  £mn  vertragsmäßig  begründet  sein.  Der 
trotzdem  gestellte  Antrag  ist  deshalb  nicht  ungültig ;  vielmehr  ist 
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nur  —  gleichwie  im  Falle  des  yerfcragsmäfiigeii  Verzichts  —  eine 
Klage  auf  Rücknahme  oder  Schadenersatz  statthaft  (RG.  6UR 
6  168;  Allfeld  291 ;  vergl.  Nr.  117).  Eine  Verpflichtung,  den  Antrag 
zurückzunehmen  oder  überhaupt  nicht  zu  stellen,  kann  auch  aus 
dem  Gresichtspimkte  der  unerlaubten  Handlung  begründet 
sein,  nämlich  dann,  wenn  der  Antragsteller  die  patentierte  Er- 
findung dem  Beschuldigten  rechtswidrig  entnommen  oder  das  Patent 
erschlichen  hat  (vergl.  Isay  ^  36  Nr.  6;  vergl.  auch  S  1  Nr.  28^ 
und  §  4  Nr.  41).  Denn  in  diesen  Fällen  hat  der  Verletzte  einen 
Anspruch  auf  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes,  was  nur 
durch  die  Zurücknahme  des  geteilten  Antrags  oder  dessen  Nich^ 
Stellung  herbeigeführt  werden  kann.  Das  auf  Rücknahme  des 
Antrags  lautende  Urteil  ist  gemäß  §  888  CPO.  zu  vollstrecken 
(RG.  GUR.  6  168). 

117«  Verzicht.  Abgesehen  von  der  in  der  Rücknahme  des 
Antrags  liegenden  ausdrücklichen  und  der  in  der  Unterlassung  der 
rechtzeitigen.  Antragstellun^  enthaltenen  stillschweigenden  Ent- 
sagung des  Antragsrechts  ist  ein  Verzicht  auf  diasselbe  ohne 
V^kung,  d.  h.  der  trotz  dieses  Verzichts  rechtzeitig  gestellte  An- 
trag ist  zu  beachten  (RG.  Str.  3  221,  222;  Rspr.  3  181  ff.;  anders 
Isay  §  36  Nr.  5).  Ein  Vertrag,  durch  welchen  der  Berechtigte 
einem  anderen  gegenüber  auf  sein  Antragsrecht  Verzicht  leistet, 
ist  demnach  unwirksam;  nur  dann,  wenn  eine  derartige  Überein- 
kunft die  Bedeutung  einer  Lizenz  hat  und  vor  Begehung  der 
Handlung  getroffen  ist,  kann  dieselbe  die  Antragsbefugnis  aus- 
schließen. Dagegen  hat  der  vertragsmäMge  Verzicht  eine  zivil- 
rechtliche  Bedeutung,  indem  auf  Grund  davon  dem  Antrags- 
berechtigten im  Wege  der  Zivilklage  die  Stellung  des  Strafantri^ 
verboten  oder  die  Rücknahme  des  gestellten  Antrags  ausgegeben 
und  derselbe  wegen  vertragswidriger  Ausübung  der  Antragsbefui 
zum  Schadenersatze  angehalten  werden  kann  (vergl.  KG.  Gl 
6  16;  vergl.  auch  Nr.  116a). 

vm.  übertragbarkeit  und  Erlösohen  der  Antragsbereohtigiuig. 

118.  Übertragbarkeit.  Die  auf  Grund  einer  strafbaren  Hand- 
lung erlangte  Antragsberechtigung  geht  nicht  auf  die  Erben  des 
Antragsberechtigten  über  (RG.  Str.  11  55,  56;  van  Calker  300,  301). 
Ebensowenig  ist  eine  Übertragung  des  Antragsrechts  durch  Rechts- 
geschäfte  unter  Lebenden  zulässig  (RG.  Str.  12  328).  Da- 
gegen kann  durch  Erteilung  einer  Vomnacht  die  Ausübung  des 
Antragsrechts  einem  anderen  überlassen  werden  (vergl.  Nr.  92ff.). 

119.  Erlöschen.  Das  Antragsrecht  erlischt  daher  mit  dem 
Tode  des  Verletzten,  und  zwar  auch  für  den  Bevollmächtigten  sowie 
für  den  gesetzlichen  Vertreter  (vergl.  RG.  Rspr.  8  264  ff. ;  Olshausen 
zu  §  66).  Das  Erlöschen  der  antn^berechtigten  Handelsgesell- 
schaft oder  juristischen  Person  steht  dem  Tode  der  physischen 
Person  gleich.  Indessen  ist  dabei  zu  beachten,  daß  Handels- 
gesellschaften und  juristische  Personen  als  solche  im  Licjuidations- 
Stadium  noch  fortbestehen;  demnach  steht  den  Licjuidatoren 
das  Antragsrecht  bis  zur  Beendigung  der  Liquidation  zu  (vergl. 
Kohler  I  Nr.  582;  ROH.  19  163;  ROH.  22  328;  RG.  Civ.  28  182, 
133;  Civ.  29  70;  B.  2  Nr.  1123;  B.  8  Nr.  784). 
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IX.  Beohtsmittel  bei  NiohtberilokBiohtigimg  des  Antrages. 

ISO.  Beschwerde  und  Antrag  auf  geriehtliche  Entscheidung« 

Gibt  die  Staatsanwaltschaft  dem  Antrage  auf  Erhebung  der  öffent- 
lichen Klage  nicht  Folge,  so  steht  dem  Antragsteller  binnen  zwei 
Wochennach  der  Bekanntmachung  des  Bescheides  die  Beschwerde 
an  den  yorgesetzten  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  und  gegen 
dessen  ablehnenden  Bescheid  binnen  einem  Monat  der  an  das 
Oberlandesgericht  zu  richtende  Antrag  auf  gerichtliche  Ent- 
scheidung zu.  Der  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung  muß 
von  einem  Kechtsanwalt  unterzeichnet  sein.  Das  Yertahren  richtet 
sich  im  weiteren  nach  den  Vorschriften  der  §§  170  ff.  StrPO. 

121«  Kosten«  Wird  der  Autrag  von  dem  Gericht  verworfen, 
oder  wird  derselbe  für  zurückgenommen  erklärt,  weil  der  Antrag- 
steller die  ihm  zur  Deckung  der  durch  die  Untersuchung  der 
Staatskasse  und  dem  Beschuldigten  voraussichtlich  erwachsenden 
Kosten  auferlegte  Sicherheit  nicht  geleistet  hat,  so  sind  nach  §  175 
StrPO.  die  durch  das  Verfahren  veranlaMen  Kosten  dem  Antrag- 
steller au&uerlegen.  Auch  dann,  wenn  von  dem  Gericht  die  Er- 
hebung der  öffentlichen  Klage  beschlossen,  der  Angeschuldigte 
demnächst  aber  außer  Verfolgung  gesetzt  oder  freigesprochen,  oder 
das  Verfahren  eingestellt  ist,  fallen  dem  Antragsteller  aie  Kosten  des 
Verfahrens  sowie  die  dem  Beschuldigten  erwachsenen  notwendigen 
AuslajB^en,  zu  welchen  die  Gebühren  und  Auslagen  des  von  diesem 
zu  seiner  Vertretung  bestellten  Anwalts  gehören,  zur  Last.  Das 
Gericht  kann  jedoch  nach  Befinden  der  Umstände  den  Antrag- 
steller von  der  Tragunjo;  der  Kosten  ganz  oder  teilweise  entbinden 
8504  StrPO.).  Von  dieser  Befugnis  zur  Kostenbefreiung  wird  mit 
ücksicht  darauf,  daß  in  Patentsachen  auch  das  öffentliche  Interesse 
in  erheblicher  Weise  beteiligt  ist,  in  möglichst  umfassender  Weise 
Gebrauch  zu  machen  sein  (vergl.  Kohler  P.  und  J.  1  36,  37). 

122.  Gerichtskosten.  Die  dem  Antragsteller  in  Gemäßheit 
obiger  Bestimmungen  aufzuerlegenden  Gerichtskosten  betragen 
nach  §  69  des  Grerichtskosten^esetzes  fünfzig  Mark;  dieser  Betrag 
ermäßigt  sich  indessen  auf  die  Hälfte,  wenn  den  Antragsteller 
wegen  Nichtleistung  der  demselben  auferlegten  Sicherheit  die 
Kosten  treffen. 


C.  Bekanntmaelumg  der  Vemrteüung. 

12S«  Rechtliche  Natur.  Die  Befugnis  zur  öffentlichen  Be- 
kanntmachung der  Verurteilung,  welche  gemäß  §  36  Abs.  3  PatG. 
im  Strafverfahren  dem  Verletzten  zuzusprechen  ist,  ist  eine  die 
Verhinderung  künftiger  Rechtsverletzung  bezweckende  Ma&regel ; 
sie  hat  die  Natur  einer  Nebenstrafe  und  zugleich  einer  Prä- 
▼entivma&regel  (RG.  Str.  6  181;  vergl.  Kohler  916;  Allfeld 
291;  anders  van  Calker  296).  Die  beteiligten  Kreise,  namentlich 
die  Abnehmer  des  Verurteilten,  sollen  von  der  Verurteilung  in 
Kenntnis  gesetzt  werden,  damit  weitere  Patentverletzungen  unter- 
bleiben. Die  Befugnis  zur  öffentlichen  Bekanntmachung  ist  von 
Amts  wegen  zuzusprechen  und  muß  bei  Vorliegen  der  gesetz* 
Uchen  Voraussetzungen  ausgesprochen  werden;   ihre  Anordnung 
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hängt  nicht  etwa  von  dem  Belieben  des  Grerichts  ab.  Die  An- 
ordnung ist  in  dem  Urteile  selbst  zu  treffen  und  darf  nur  im 
Falle  der  Verurteilung  einer  bestimmten  Person  erfolgen. 

124.  ZulSssigkeit.  Zulässig  ist  die  Maßregel  des  §  36  Abs. 
3  PatG.  nur  im  Strafverfahren,  und  zwar  auch  nur  dann,  ^wenn 
eine  Verurteilung  auf  Gnmd  des  §  86  PatG.  erfolgt  Die  Anord- 
nung der  Bekanntmachung  findet  denmach  nicht  im  Falle  einer 
Verurteilung  auf  Grund  des  §  40  PatG.  statt  Ebensowenig  darf 
die  Veröffentlichungsbefugnis  zugesprochen  werden,  wenn  bei 
Idealkonkurrenz  eines  Vergehens  aus  §  36  PatG.  mit  einem 
schwerer  bestraften  Vergehen  die  für  das  schwerer  bestrafte  Ver- 
gehen angedrohte  Strafe,  welche  die  öffentliche  Bekanntmachung 
als  Nebenstrafe  nicht  kennt,  ausgesprochen  wird  (Kohler  916;  Selig- 
sohn §  36  Nr.  11;  vergi.  RG.  Str.  4  218,  219;  Str.  6  180 ff.;  Str.  la 
206 ff.;  Str.  14  3,  4;  Str.  26  407;  anders  Olshausen  §  200  Nr.  2). 
Auch  gegenüber  dem  Begünstiger  findet  die  Maßregel  des  §36 
Abs.  3  PatG.  nicht  statt,  da  dessen  Bestrafung  nicht  auf  das  Patent- 
gesetz sondern  auf  §  257  des  Strafgesetzbuäs  sich  gründet. 

125.  Art  und  Frist  der  Bekanntmachung.  In  dem  Urteile 
ist  nicht  nur  die  Befugnis  zur  öffentlichen  Bekanntmachung  der 
Verurteilung  im  allgemeinen  zuzusprechen,  sondern  zugleich  auch 
die  Art  und  Frist  derselben  zu  bestimmen.  Die  Regel  ist,  dai 
die  Veröffentlichung  in  Zeitungen  angeordnet  wird;  doch  iist  es 
keineswegs  ausgeschlossen,  dal  die  Bekanntmachung  au<^  in 
anderer  Weise  —  z.  B.  durch  Zirkulare,  durch  Aushang  an  der 
Gerichtstafel  oder  in  dem  Geschäftslokale  des  Verurteilten  —  an- 
geordnet wird.  Ist  die  Befugnis  zur  Veröffentlichung  in  Zeitungen 
ausgesprochen,  so  hat  das  Urteil  das  oder  diejenigen  Zeitungs- 
organe zu  bestimmen,  in  welchen  die  Verurteilung  bekannt  ge- 
macht werden  soll;  diese  Auswahl  darf  dem  Verletzten  nicht  über- 
lassen werden  (vergl.  RG.  Blum  Ann.  5  83).  Es  kann  dabei  an- 
geordnet werden:  1.  daß  die  Veröffentlichung  mehrmals  und  in 
verschiedenen  Blättern  erfolgen  soll  cvergl.  RG.  Rspr.  3  26 IL; 
Blum  Ann.  8  250);  2.  daß  nicht  nur  die  Urteilsformel  sondern 
das  ganze  Erkenntnis  einschUeßlich  der  Urteilsgründe  zu  ver- 
öffenthchen  ist;  eine  derartige  umfassende  Veröffentlichung  ist 
regelmäs.sig  dann  am  Platze,  wenn  nur  aus  den  Gründen  die  Be- 
deutung der  Verurteilung  verständlich  wird  (vergl.  RG.  Str.  90 
Iff.).  Eine  Veröffentlichung  in  ausländischen  Zeitungen,  welche 
an  sich  statthaft  sein  würde,  wird  der  Regel  nach  nicht  anzu- 
ordnen sein,  weil  wegen  der  Territorialität  des  Patentschutzes  die 
Wirkungen  der  Verurteilung  sich  —  wenigstens  der  Regel  nach  — 
nicht  auf  das  Ausland  erstrecken.  Die  Frist  der  Bekanntmachung 
ist  von  dem  Tage  der  Zustellung  einer  Ausfertigung  des  rechts- 
kräftigen Urteils  an  den  Verletzten  zu  bemessen.  Vor  Rechtskraft 
des  Urteils  darf  die  Bekanntmachung  nicht  erfolgen. 

126.  Vollstreckung.  Die  Bekanntmachung  ist  durch  d&i 
Verletzten  zu  bewirken;  gelingt  dies  dem  Verlöteten  nicht,  so  ist 
sie  gemäß  §  10  des  Pressgesetzes  auf  Antrag  durch  das  Gericht 
im  Wege  der  Strafvollstreckung  zu  erzwingen  (Seligsohn §  96 
Nr.  11;  StephanSchmid  58;  vergl.  Isav  §  36  Mr.  13).  Dagegen 
erscheint  es  nicht  statthaft,  d&s  Strafurteil  nach  Mafigabe  aes 
§  887  CPO.  zur  Vollstreckung  zu  bringen  (anders  Isay  §  b6  Nr.  18). 
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127.  Kosten.  Die  Kosten  der  Veröffentlichung  hat  der 
Verurteilte  zu  tragen,  wenn  dieselbe  in  der  von  dem  &ericht  bc' 
stimmten  Art  und  Frist  geschehen  ist.  Da  diese  erst  nach  dem 
Urteile  erwachsenden  Auslagen  nicht  zu  den  Kosten  des  Verfahrens 
gehören,  so  können  sie  von  dem  Strafgericht  gegenüber  dem  Ver^ 
urteilten  selbst  dann  nicht  zugleich  mit  den  Kosten  des  Ver- 
fahrens festgesetzt  werden,  wenn  auch  der  Verletzte  sich  dem 
Verfahren  als  Nebenkläger  angeschlossen  hat,  und  der  Angekla^ 
zur  Tragung  der  Kosten  des  Nebenklägers  verurteilt  ist.  Viel- 
mehr ist  der  Verletzte  darauf  angewiesen,  die  durch  die  Ver^ 
Offentlichung  erwachsenen  Kosten  im  Wege  des  Zivilprozeßes  von 
dem  Verurteilten  beizutreiben  (Allfeld  291 ;  Olshausen  §  2U0  Nr.  10). 
In  der  Praxis  werden  indessen  regelmäßig  die  Publikationskosten 
zugleich  mit  den  Kosten  des  Nebenklägers  festgesetzt  (OLG.  Darm- 
stadt in  DJZ.  1  124;  Seligsohn  §  36  Nr.  11;  Stenglein  §  36  Nr.  24). 
Mehrere  Verurteilte  haften  für  die  Kosten  als  Gesamtschuldner 
(R6.  Str.  87  267flf.). 

128.  Bekanntmachung  für  und  gegen  die  Erben.  Die  Publi- 
kationsbefugnis steht  dem  strafantr^berechtigten  Verletzten  zu 
(vergl.  Nr.  82ff.).  Sie  geht  auf  die  Erben  des  Verletzten  nicht 
über,  und  zwar  gleichviel,  ob  der  Verletzte  vor  oder  nach  dem  Ur- 
teile auf  Strafe,  und  ob  derselbe  vor  oder  nach  Rechtskraft  dea 
die  Pubhkationsbefugnis  zusprechenden  Urteils  gestorben  ist  (RG. 
Str.  16  74;  Seligsohn  §  36  Nr.  11;  Isay  §  36  Nr.  12;  AUfeld  291; 
anders  Stenglein  §  36  Nr.  24).  Ist  der  Verurteilte  gestorben, 
so  darf,  vorausgesetzt,  daß  das  Urteil  noch  bei  Lebzeiten  des  Ver- 
urteilten rechtskräftig  geworden  ist,  die  Veröffentlichung  auf  Kosten 
seiner  allgemeinen  Rechtsnachfolger  stattfinden,  da  me  Bekannt- 
machung der  Verurteilung,  wenn  sie  auch  eine  Nebenstrafe  ist, 
doch  zugleich  auch  die  Natur  einer  Präventivmaßregel  hat  (Selig- 
sohn §  36  Nr.  11;  AUfeld  291;  vergl.  Nr.  123). 

129.  Yeröffentlichunesbefugnis  abgesehen  vom  Falle  des  §  96. 
Durch  die  die  Art  der  VeröffentUchung  bestimmende  Anordnung 
des  Geridits  wird  die  Befugnis  des  Verletzten,  die  Verurteilung 
auf  eigene  Kosten  auch  in  anderer  Weise  zu  veröffentlichen, 
nicht  ausgeschlossen;  vielmehr  muß  die  Berechtigung  hierzu  dem 
Verletzten  um  deswillen  zustehen,  weil  derselbe  überhaupt  das 
Recht  hat,  jeder  Beeinträchtigung  seines  Rechts  durch  außergericht- 
liche Warnung  entgegenzutreten  (vergl.  Kohler  916;  vergl.  auch 
§  4  Nr.  459 ff.;  andez-s  Isay  §  36  Nr.  14).  Indessen  ist  dabei  die 
Schranke  zu  ziehen,  daß  die  Veröffentlichung  nicht  länger  und 
nicht  öfter,  als  der  Zweck,  weitere  Rechtsverletzungen  zu  ver« 
hindern,  es  erfordert,  erfolgen  und  daher  nicht  zu  einer  zweck- 
losen Belästigung  des  Verurteilten  führen  darf;  handelt  der  Ver- 
letzte diesem  Gebote  loyaler  Rechtsausübung  zuwider,  so  stehen 
dem  Verurteilten  Rechtsmittel  gegen  die  Veröffentlichung  zu  (vergl. 
§  4  Nr.  466  ff.).  Der  Ersatz  der  durch  solche  sonstigen  Bekannt- 
machungen erwachsenen  Kosten  kann,  sofern  die  Bekanntmachungen 
zur  Beseitigung  der  durch  die  Patentverletzung  begangenen  Störung 
erforderlich  waren,  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Schadenersatzes 
verlangt  werden  (vergl..  Kohler  880;  vergl.  auch  §  36  Nr.  17). 
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|«7. 

Htatt  Jeder  aas  diesem  fitesetie  entspringenden  Entscliidisriui^  knna 
anf  Yerlangea  des  Besehidlirten  neben  der  Strafe  auf  eine  an  Um  ta 
•erlegende  Bnfie  bis  znm  Betrage  Ton  zehntaasend  Mark  erkannt  werden. 
Fftr  diese  Bnße  haften  die  m  derselben  Yerartellten  als  Gesa^it- 
scknldner. 

Eine  erkannte  Bnfie  schließt  die  Geltendmachnng  eines  weiteren 
Entschidlgangsanspmches  ans. 


Bvue. 

I.  Begriff. 

a)  Bnase  ak  Kntiehidifiiiig. 

1.  Allgemelnei. 

8.  HlchtTermogeMrechtllehe      Sehidi- 

b)  Terhiltnls  snr  ilTUrMbtUehem  Eat- 
•eUdlfpmg. 

5.  Aauehlttss    weiterer  Enttchidlgmigt- 
auprilche. 

4.  AMtelüvM     der     EnteehädigniLgi« 
auprilche  gegen  alle  Tetlaebmer. 

(.  AnreehnuBg  der  «rtellimasslgea  Eat- 
lehidlguBg. 

6.  Yergleleli  ftber  elaxelne  Aaiprilehe. 

7.  y ersieht  auf  Baue. 

5.  Yerglelch  mit  einem  Tellaehmer. 

9.  Abweisung    der    EntschidlgangtUage 
und  TerJ  abrang. 

II.  Berechtigter. 

10.  Beichidlgter. 

11.  Hehrere  Beeehidlgte. 

18.  Bechtuiaebfolge  ron  Todes  wegen. 
18.  Eeehtenachfolge  anter  Lebenden. 

UI.  Terpfllehteter. 

14.  Enttchidlgangspfllehtlger. 


1(.  Teflnehmer. 

1«.  Erben. 

17.  Gesamttchaldneritehe  Haftaa^. 

IT.  Geltendmachnng  des  BnasaasprsLcha. 

18«  Allgemeines. 

19.  Zeltttche  Znlisslghelt. 

80.  Form  des  Antrags. 

81.  Efleknahme  des  Antrags. 
88.  Tollstrecknng. 

T.  Betrag. 

85.  Angabe  des  Betrages. 
84.  Hdehstbetrag. 

86.  Festsetaang  des  Betrages. 

Tl.  Berlekslehtlgnng  des  Bnssanapmcka. 
86.  Yerpfllehtang  snr  Berfickstchtigwag  dts 


Antrags. 
87.  Verpflichtnng    aar    Ermlttalwig 


des 


Sehadens. 

88.  BoTlslon  wegen  Nlchtborlekslcntlgnag 
des  Antrags. 

TU.  TerhUtnls  sar  Strafe. 

80.  DrteU  anf  Strafe. 

80.  Aafhebnng  der  Strafe. 

81.  Bestrafting  anf  Grand  des  f  80. 


Busse. 

I.  Begriff: 

a)  Buße  als  Entschädigung. 

1.  AUgemeines.  Auf  die  Buße  finden  die  Vorschriften  des  Straf- 
gesetzbuc^  über  die  Buße  entsprechende  Anwendung,  sofern  sich 
aus  dem  Patentgesetze  nicht  anderes  ergibt.  Hiemach  ist  die  Buße 
keine  Strafe  sondern  eine  im  Strafverfaoren  gewährte  Entschädi- 
gung (BG.  Str.  6  399,  400;  Str.  15  352,  358;  Str.  81  335;  Bspr. 
«  279ff.;  Blum  Ann.  3  208;  PMZBl.  6  255;  van  Calker  291;  Steng- 
lein  §  37  Nr.  2).  Demnach  sind  die  für  die  Gewährung  einer  Ent- 
schädigung im  2iivüverfahren  geltenden  Grundsätze  im  allgemdnen 
zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  es  sich  um  Zuerkennung  einer 
Buße  im  Strafverfahren  bandelt;  insbesondere  ist  die  Höhe  der 
Buße  nach  der  Größe  des  dem  Beschädigten  erwachsenen  Ver* 
mögensschadens  zu  bemessen.  Ist  kein  Schaden  entstanden,  so 
besteht  auch  kein  Anspruch  auf  Buße  (RG.  PMZBl.  6  256;  veigl. 
RG.  Str.  6  399,  400). 

2.  Nichtyermö^ensrechtUohe  Sohädigungen.  Nach  einer 
anderen  Ansicht  soU  die  Buße  zugleich  eine  Genugtuung  des  Ver- 
letzten bezwecken;  es  sollen  demnach  bei  Bemessung  der  Buße 
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auch  Nachteile,  welche  nicht  auf  vermögensrechtlichem 
Gebiete  liegen,  berücksichtigt  werden,  z.  B.  die  Beeinträchtigung 
des  persönlichen  Rufes,  die  erlittene  Unbill,  die  Kränkung 
und  Sorge  des  Verletzten  sowie  die  mit  der  Abwehr  der  Rechts- 
Verletzung  verbundene  Mühe  (Köhler  I  Nr.  664 ff.;  Kohler  578; 
Seligsohn  §37  Nr.  1;  Robolski  Th.  ^6;  Robolski  K  zu  §  37; 
Isay  §  37  Nr.  5;  Isay  in  GUR.  9  28,  29;  vergl.  Allfeld  292;  ver^l. 
audi  van  Calker  292).  Diese  Ansicht  hat  in  dieser  Allgemeinheit 
jedenfaUs  ihre  Berechtigung  für  andere  FäUe,  in  welchen  durch 
das  Gesetz  ein  Anspruch  auf  Buße  gewährt  wird  (vergl.  RG.  Str. 
31  385).    Das  Pateutgesetz  steht  indessen  nicht  auf  diesem  Stand- 

§  unkte,  da  es,  offenbar  wegen  der  rein  vermögensrechtlichen  Natur 
er  Patente,  den  Bußanspruch  nicht  jedem  Verletzten,  sondern  dem 
„Beschädigten'^,  d.  h.  dem  Verletzten,  welcher  einen  Vermögens- 
schaden erlitten  hat,  und  „statt"  jeder  sonstigen  Entschädigung, 
mithin  lediglich  als  Ersatz  des  zivilrechtlidien  Schadenersatz- 
anspruchs gewährt.  Dabei  ist  indessen  zu  bemerken,  daß  unter  ge- 
wissen Umständen  die  Beeinträchtigung  des  kaufmännischen  Rufes 
sowie  die  mit  der  Abwehr  der  Rechtsverletzung  verbundene  Mühe, 
insofern  als  ein  Zeitverlust  mit  dieser  Abwehr  verbunden  ist,  auch 
unter  den  Gesichtspunkt  des  Vermögensschadens  gebradit  werden 
können  (vergl.  §  35  Nr.  16  und  17). 

b)   Verhältnis    zur   zivilrechtlichen   Entschädi- 
gung. 

8.  iussehlu6  weiterer  EntschSdigungsansprfiche«  Weil 
die  Buße  nichts  anderes  als  Entschädigung  ist,  schließt  eine 
rechtskräftig  erkannte  Buße  die  Geltendmachung  eines  wei- 
teren Entschädigungsanspruchs  aus,  so  daß  ein  auf  Ent- 
schädigung lautendes  Urteil  überhaupt  nicht  mehr  —  also  auch 
nicht  behufe  Ergänzimg  einer  nicht  genügend  erscheinenden  Buße 
—  erlassen  werden  dan.  Nur  die  Zuerkennune  der  Buße  im  Straf- 
urteile hat  diesen  Ausschluß  weiterer  Entschädigungsansprüche 
zur  Folge,  nicht  schon  die  Geltendmachung  des  Bußanspruchs  im 
Strafprozesse.  Daher  können  Entschädigungsansprüche  nicht  allein 
dann  später  geltend  gemacht  werden,  wenn  der  Antrag  auf  Zuer^ 
kennimg  der  Buße  im  Strafverfahren  in  gtQtiger  Weise  zurück- 
genommen war,  sondern  auch  dann,  wenn  der  erhobene  Buß- 
anspruch von  dem  Gericht  zurückgewiesen  oder  nicht  be- 
rücksichtigt worden  ist.  Dies  gilt  m  dem  letzteren  Falle  nicht 
nur  dann,  wenn  das  Gericht  überhaupt  nicht  in  eine  Prüfung  des 
behaupteten  Schadens  eingetreten  ist,  sondern  auch,  wenn  es  an- 
genonmuen  hat,  daß  ein  Schaden  nicht  entstanden  sei;  das  Straf- 
urteil ist,  wie  sonst  im  allgemeinen  so  auch  in  diesem  Falle,  für 
den  Zivilrichter  nicht  ma^ebend.  Der  Ausschluß  der  weiteren 
Entschädigun^nsprüche  tritt  andererseits  selbst  dann  ein,  wenn  der 
Beschädigte  die  ihm  zuerkannte  Buße  tatsächlich  nicht  erhalten  hat. 

4.  Ausschluß  der  EntschSdigungsansprfiche  gegen  alle  Teil- 
nehmer« Die  Zuerkennung  der  Buße  schließt  die  Entschädigungs- 
ansprüche —  und  selbstverständlich  auch  den  Anspruch  auf  weitäe 
Buße  —  nur  wegen  desjenigen  Vergehens  aus,  hinsichtlich 
dessen  auf  Buße  erkannt  ist,  nicht  dagegen  wegen  sonstiger  als 
selbständige  Straftaten  anzusehender  Handlungen;  aber  anderer* 
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seits  auch  völlig  dergestalt,  da&  ein  Entschädigungsanspruch  od^ 
ein  Anspruch  auf  Bu^e  gegen  keinen  Teilnehmer  an  dem  be- 
treffenden Vergehen  später  mehr  erhoben  werden  kann,  selbst 
nicht  gegen  denjenigen,  von  welchem  eine  Bufie  nicht  verlansft, 
oder  welcher  nicht  merzu  verurteilt  worden  ist.  Nicht  einmal  die 
Tatsache,  da&  der  zur  Buße  Verurteilte  zahlungsunfähig  ist,  be- 
rechtigt in  einem  solchen  Falle  dazu,  gegen  die  anderen  Teil- 
nehmer vorzugehen  (Kohler  I  Nr.  665;  Allfeld  294;  Olshausen  zu 
§  188).  Stehen  dagegen  mehrere  seltotftndige  Handlungen  in  Frage, 
80  schließt  die  wegen  einer  Straftat  erkannte  Buße  weder  den 
Anspruch  auf  Buße  noch  auf  Entschädigung  gegen  die  Teilnehmer 
an  der  anderen  strafbaren  Handlung  aus. 

5«  Anrechnune  der  urteilsmabigen  EntschSdigung.  Gleich- 
wie die  zivilrechtlidie  Entschädigung  bezweckt  die  Buße  den  EIrsatz 
desjenigen  Schadens,  welcher  zur  Zeit  des  Urteils  noch  existent 
ist.  DaJier  darf  nicht  mehr  auf  Buße  erkannt  werden,  wenn  der 
Beschädigte  bei  Erlaß  des  Urteils  bereits  anderweit  völlige 
Entschädigung  erhalten  hat,  sei  es  daß  solche  freiwillig  ge- 
leistet oder  im  Zivilwege  erstritten  worden  ist  (RG.  Str.  9  226). 
An  das  eine  Entschädigung  zusprechende  Zivilurteil  ist  dabei  d^ 
Strafrichter,  da  eine  erkannte  Entschädigung  nicht  die  Zuerkennung 
einer  Buße  ausschließt,  nicht  gebunden;  er  darf  vielmehr  dann 
noch  auf  eine  Buße  erkennen,  wenn  er  den  im  Zivilurteile  fest- 
gesetzten Betrag  nicht  fQr  genügend  hält,  wobei  die  im  Zivil- 
urteile zuerkannte  Entschädigung  regelmäßig  auf  die  Buße  in  An- 
rechnimg zu  bringen  sein  wird.  Indessen  ist  es  nicht  ausge 
schlössen,  daß  trotz  Yorhegens  eines  solchen  Zivilurteils  d<xh 
noch  auf  volle  Buße  erkannt  werden  kann;  dies  wird  der  Fall 
sein,  wenn  der  Beschädigte  die  ihm  zuerkannte  Entschädigung 
tatsächlich  nicht  erhalten  hat,  und,  ohne  auf  Entschädigung 
oder  Buße  verzichtet  zu  haben,  das  Urteil  aus  besonderen  Gründen 
nicht  zur  YoUsla^eckung  bringen  oder  sonst  aus  demselben  keine 
Befriedigung  erhalten  kann  (yergl.  RG.  Rspr.  5  507 ff.;  Olshausen 
zu  §  188;  Kohler  579,  580;  Ailfeld  294).  Ist  das  auf  Entschädigung 
lautende  Urteil  nur  gegen  einen  Teilnehmer  an  dem  Vergehet 
erlassen,  so  steht  dasselbe  der  Verurteilung  eines  anderen  Teil- 
nehmers zur  Buße  wegen  dessen  ^esamtschuldnerischer  Haftung 
überhaupt  nicht  entgegen,  insoweit  nicht  bereits  2h.h1ung  auf  Grund 
des  Urteils  geleistet  ist. 

6.  Tergleich  über  einzelne  Ansprüche.  Hat  der  Beschädigte 
eich  über  die  Entschädigung  oder  die  Buße  mit  dem  Verletzer  ver- 
glichen, so  kommt  es  darauf  an,  ob  der  Vergleich  sich  auf  die 
gesamten  Folgen  der  Patentverletzung  oder  etwa  nur  auf 
einzelne  Ansprüche  hieraus  bezieht.  Ist  letzteres*  der  Fall, 
so  ist  die  Zuerkennung  einer  Buße  nicht  ausgeschlossen,  jedoch 
dabei  die  auf  Grund  des  Vei^gleichs  gezahlte  Entschädigung  in 
Anrechnung  zu  bringen;  ist  die  im  Yeigleiche  festgesetzte  Ent- 
schädigung noch  nicht  bezahlt,  so  wird  eine  Anrechnung  derselben 
auf  die  Buße  nur  dann  zulässig  sein,  wenn  der  Beschädigte  in 
der  Lage  ist,  im  Wege  der  gerichtlichen  Vollstreckung  des  Ver- 
gleichs die  Vergleichssumme  zu  erhalten  (vergl.  RG.  Rspr.  5  507 ff.). 

7.  Verzicht  auf  Bube.  Wenn  durcli  den  Vergleich  dagegen 
der  Verletzte  sich  mit  dem  Täter  über  die  gesamten  aus  der 
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Verletzung  ihm  erwachsenen  und  etwa  noch  entstehenden  privat- 
rechili<^en  AnsTO-Qi^e  abgefunden  oder  ausdrücklich  auf  Geltend- 
machung einer  iBuße  verzichtet  hat,  so  ist  wegen  der  privatrecht- 
hchen  ]Natur  der  Buße  ein  solcher  Verzicht  als  rßcntswirksam 
anzuerkennen  und  die  Zuerkennung  einer  Buße  überhaupt  unstatt- 
haft. Dies  gilt  indessen  nur  dann,  wenn  der  Verzicht  gültig  zu- 
stande gekommen  ist,  also  nicht  z.  B.  als  gegen  die  guten  Sitten 
verstoßend  oder  wegen  Irrtums  oder  Betrugs  oder  aus  sonstiRen 
Gründen  anfechtbar  ist.  Über  die  Gültigkeit  des  Verzichts  hat 
dann  das  Strai^ericht  zu  entscheiden.  Dagegen  kommt  hier  nicht 
in  Betracht,  ob  der  über  den  Verzicht  geschlossene  Vertrag  von 
dem  Verletzer  tatsächlich  erfüllt  worden  ist  (RG.  Str.  81  334 ff.; 
veii^.  §  779  BGB.;  vergl.  auch  Stenglein  §  37  Nr.  5).  Der  Ver- 
zicht auf  die  Buße  muß  ein  ausdrückhcher  sein;  der  Umstand,  daß 
der  Antragsteller  in  der  Hauptverhandlung  nicht  erscheint  oder 
seinen  Antrag  nicht  näher  begründet,  ist  nicht  als  eine  Verzicht- 
leistunff  auf  die  Buße  anzusehen  (RG.  Str.  32  347,  348;  veigl.  Nr.  20 
und  21). 

8.  Vergleich  mit  einem  Teilnehmer.  Hat  der  Verletzte  sich 
nur  mit  einem  Teilnehmer  an  dem  Vergehen  verglichen, 
so  ist  es,  wenn  der  Vergleich  hierüber  nichts  ausdrücklich  sagt, 
Sache  der  Auslegung,  ob  ein  vollständiger  Verzicht  auf  jeden  Buß- 
anspruch oder  nur  ein  Verzicht  gegenüber  dem  bestimmten  Teil- 
nemner  vorli^.  Im  letzteren  Falle  kann,  soweit  nicht  auf  Grund 
des  Veigleichs  Entschädigung  tatsächlich  geleistet  ist»  noch  gegen 
die  übrigen  Teilnehmer  vorgegangen  werden. 

9.  AbweisunAT  der  EntschSdigimgsklage  und  Verjälirung. 
Abgesehen  von  dem  Falle  des  Verzidiits  steht  ein  sonstiges  &• 
löschen  des  Elntschädigungsanspruchs  der  Zuerkennung  einer  Buße 
nicht  entgegen;  daher  ist  diese  trotz  rechtskräftiger  Abweisung 
und  selbst  trotz  Verjährung  der  Entschädigungsklage  immer 
noch  zulässig,  und  zwar  in  vollem  Um&nge  (Alfield  294;  vergl. 
Olshausen  zu  §  188;  Stenglein  §  37  Nr.  2;  vergL  dagegen  auch 
SeUgsohn  §  37  Nr.  9;  Isay  §  37  Nr.  5;  veigl.  auch  Kohler  579, 
580).  Der  Anspruch  auf  Buße  verjährt  nicht  wie  der  Elntschädi- 
gungsanspruch  in  drei  Jahren,  sondern  gemäß  §  67  des  Stra&esetz- 
buchs  erst  in  fünf  Jahren  (RG.  Str.  26  129,  130;  veigl.  RG.  Gw 
16  7,  8,  JW.  86  233,  234).  Allerdings  muß  der  Strafantrag  recht- 
zeitig gestellt  sein  (ver^.  Nr.  18  und  §  36  Nr.  102ff.).  Die  rechts- 
kräftig zugesprochene  Buße  verjährt  nach  den  Grundsätzen  des 
bürgerlichen  Kechts  (vergl.  Nr.  30). 

IL  Berechtigter. 

.  10.  Besehädigter«  Der  Anspruch  auf  Buße  steht  dem  Be- 
schädigten zu,  d.  h.  dem  Verletzten,  welcher  einen  Vermögens- 
schaden erlitten  hat  (vergl.  §  35  Nr.  50  ff.)- 

11.  Mehrere  BeschSdigte*  Sind  mehrere  —  wenn  auch 
durch  eine  Handlung  —  verletzt,  so  kann  j  e  d  e  r  die  Buße  fordern 

g'eigl.  Olshausen  zu  §  188).  Alsdann  kann  sogar,  wenn  mehrere 
atente  verletzt  sind,  welche  verschiedenen  Personen  imbeschränkt 
oder  beschränkt  zustehen,  jeder  der  mehreren  Verletzten  zu  einer 
Buße  nach  Ma&gabe  des  ihm  erwachsenen  Schadens  bis  zum  gesetz- 
lichen Höchstbetrage  berechtigt  sein,  vorausgesetzt,  daß  er  sich  dem 
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VerfBliren  als  Nebenkläger  angeschlossen  hat  Der  Gresamtbetnig 
der  den  mehreren  Verletzten  zugesprochenen  Bu6e  darf  dann  also 
zehntausend  Mark  übersteigen.  Sind  die  mehreren  Verletzten  an 
demselben  Patent  beteiligt  und  ist  überhaupt  nur  ein  Patent  ver- 
letzt, so  darf  der  Beiarag  von  zehntausend  Mark  nicht  überscfaiitten 
werden.  Es  ist  alsdann  jeder  der  mehreren  Verletzten  auch  nm* 
nach  Malabo  seines  Anteils  an  dem  Patente  oder  der  ihm  zu- 
stehenden Beteiligung  zum  Verlangen  der  Buße  berechtigt;  es 
kommen  in  dieser  Hinsicht  die  Grund^tze  über  die  Entschftdigungs* 
berechtigung  mehrerer  Verletzter  zur  entsprechenden  Amsv^endusg 
(vergl.  Nr.  24  und  §  36  Nr.  68). 

12.  Rechtsnachfolge  von  Todes  wegen.  Unstreitig  ist  es,  daft 
eine  Rechtsnachfolge  in  den  Bußanspruch  stattfinden  kann 
bei  der  Übertragung  von  Todes  wegen,  d.  n.  durch  Erbschaft  oder 
Vermächtnis.  Jedoch  findet  ein  derartiger  Übergang  auf  die  Erben 
oder  Vermächtnisnehmer  nur  dann  statt,  wenn  das  die  Bufie 
zusprechende  Erkenntnis  rechtskräftig  geworden  ist  und  der 
Verletzte  die  Rechtskraft  des  Urteils  erlebt  hat.  Sonst  kann 
der  Anspruch  von  den  Erben  des  Verletzten  weder  erhoben  no<di, 
falls  der  Anspruch  bereits  geltend  gemacht  war,  das  Verfahren 
dieserhalb  forteesetzt  werden  (§  444  Abs.  4  StrPO. ;  RG.  CSv.  16  15, 
JW.  86  234;  Kohler  I  Nr.  656,  659;  Olshausen  zu  §  188). 

13.  Rechtsnachfolge  unter  Lebenden.  Streitig  ist  es  dagegen, 
ob  die  rechtsbäftig  erkannte  Buße  auch  unter  Lebenden  über- 
tragen werden  kann.  Indessen  wird  auch  dies  zu  bejahen  sein, 
da  die  rechtskräftig  erkannte  Bu6e  einem  wohlerworbenen  zivil- 
rechtlichen  Ansprüche  gleichsteht;  es  ist  sogar  als  zulässig  zu  er- 
achten, die  no^  nicht  zuerkannte  Bu&e  zu  übertragen,  da  der 
Anspruch  auf  die  Buße  mit  der  Verletzung  entstanden  und  nnr 
durch  die  Berücksichtigung  im  Strafurteüe  bedingt  ist.  Die  Über- 
tragung der  Buße  hat  in  jeaem  Falle  nur  zivilrechtliche  Bedeutung; 
zur  Vertretung  des  Bußanspruchs  vor  dem  Strafgericht  ist  der 
Rechtsnachfolger  nicht  befugt  (vergl.  RG.  Civ.  16  15;  Kohler  I 
Nr.  652,  659;  Olshausen  zu  §  188). 

m.  Verpflichteter. 

14.  Entschädigungspflichtiger.  Der  Anspruch  geht  gegen  den 
wissentlich  handelnden  und  zu  Strafe  verurteilten  Venetzer,  welcher 
nach  Ma&gabe  des  Patentgesetzes  auch  zur  Entschädigung 
verpflichtet  sein  würde;  denn  die  Bu^e  tritt  an  die  Stelle 
der  „aus  diesem  Gesetze  entspringenden  Entschädigung**.  Ist  ein 
Entschädigungsans]9ruch  nach  Maigabe  des  Patentgesetzes  nicht 
begründet,  kann  vielmehr  ein  solcher  nur  auf  Vorschriften  des 
bürgerhchen  Gesetzbuches  oder  auf  sonstige  Rechtsvorschriften  ge- 
stützt werden,  so  findet  ein  Bu&anspruch  niciit  statt  (veigL  §  35 
Nr.  6ff.). 

15.  Teilnehmer.  Haben  sich  mehrere  an  einer  Straftat  be- 
teiligt, so  hc^n  für  die  Buße  die  sämtlichen  Teilnehmer, 
also  Mittäter,  Gehülfen  imd  Anstifter;  nicht  dagegen  haftet 
dafür  auch  der  Begünstiger,  da  dessen  Bestrafung  nicht  -was 
dem  Patentgesetze,  sondern  aus  §  257  des  Strafgesetzbuchs  ent- 
springt (Kohler  I  Nr.  660,  680;  vergl.  RG.  JW.  06  258;  Str.  88  194, 
195).    Es  können  indessen,  da  die  Buße  nur  auf  Verlangen  des 
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BeschAdigten  zugesprochen  werden  darf,  nur  diejenigen  hierzu 
verurteilt  werden,  gegen  welche  der  Anspruch  erhoben  ist;  das 
Gericht  ist  auch,  wenn  der  Bu^nspnich  ^egen  mehrere  geltend 
gemacht  ist,  befi^,  die  Verurteilung  auf  einzelne  der  mehreren 
Teilnehmer  zu  beschränken  (Olshausen  zu  §  188;  Kohler  680; 
Allfeld  294). 

16.  Erben.  Gegen  die  Erben  des  Yerletzers  kann  der  An- 
spruch nur  dann  veitolgt  bezw.  das  Urteil  vollstreckt  werden,  wenn 
der  zu  einer  Buße  verurteilte  Erblasser  die  Rechtskraft  des  Er- 
kenntnisses erlebt  hat  (RG.  Qv.  16  16,  JW.  86  234). 

17.  Gesamtschuldnerisehe  Haftung.  In  gleicher  Weise  wie 
mehrere  Entschädigungspflichtige,  welche  gemeinsam  gehandelt 
haben,  haften  mehrere  Teilnehmer  als  Gesamtschuldner 
im  Sinne  des  §  421  BGB.,  indem  sie,  wenn  sie  bei  einem  Ver- 
gehen beteiligt  sind,  zu  einer  Gesamtbuße  verurteilt  werden  können 
(RG.  Str.  5  262;  PMZBl.  6  266;  Allfeld  294).  Dies  gilt  auch,  wenn 
es  sich  um  ein  fortgesetztes  Vergehen  handelt  (vergl.  §  36  Nr.  40  ff.). 
Es  sind  hierbei  im  allgemeinen  dieselben  Grundsätze  anwendbar, 
welche  für  die  gesamtschuldnerisehe  Haftung  gemeinsam  Handelnder 
bei  der  Entschädigung  gelten  (vergl.  S  36  Nr.  67a).  Ist  ein  Ver- 
gehen durch  das  Zusammenwirken  menrerer  Teilnehmer  begangen, 
so  ist  die  Verurteilung  derselben  zu  einer  Gesamtbuße  durch  die 
Feststellung  bedingt,  daß  auch  jeder  einzelne  Teilnehmer  den 
Schaden  mitverursacht  hat  (veigl.  RG.  Str.  7  17;  JW.  06  268).  Er- 
folgt die  Verurteilung  mehrerer  wogen  mehrerer  selbständiger, 
nicnt  in  rechtlichem  Zusammenhange  stehender  Handlungen,  so 
besteht  eine  Gesamthaftung  nicht,  und  zwar  selbst  dann  nicht, 
wenn  die  Verurteilung  in  demselben  Verfahren  ausgesprochen 
wird  (RG.  Str.  6  262;  PMZBL  6  266).  Andererseits  haften  die  bei 
einem  Vergehen  Beteiligten  auch  dann  gesamtschuldnerisch,  wenn 
sie  in  verschiedenen  gesonnten  Strafprozessen  zu  einer  Bu£e  ver- 
urteilt werden  (Kohler  I  Nr.  663).  Indessen  kann  im  Falle  einer 
derartigen  Trennung  des  Verfabrens  dann  nicht  wiederholt  auf 
Buße  erkannt  werden,  wenn  einer  der  früher  Verurteilten  dem 
Bußanspruch  vollständig  Genüge  geleistet  hat.  In  allen  Fällen, 
in  welcnen  gesamtschuldnerische  Haftung  besteht,  muß  die  Buße 
in  einer  Summe  zum  Ausdruck  kommen;  es  ist  alsdann  also  un- 
zulässig, gegen  die  mehreren  Verurteilten  auf  mehrere  Bußen 
zu  erkennen  (RG.  Str.  87  401). 

ry.  Geltendmachung  des  Bussanspraohs. 

18«  Allgemeines.  Die  Buße  kann  nur  auf  ausdrückliches  Ver- 
langen  dem  Beschädigten  zugesprochen  werden.  Voraussetzung 
ist  femer,  daß  der  Beschädigte  Strafantrag  gestellt  und  dem 
auf  den  Strafantrag  eingeleiteten  Verfahren  nach  erhobener  öffent- 
licher Klage  sich  als  Nebenklägerangeschlossen  hat.  Sind  mehrere 
durch  eine  Handlung  verletzt,  so  genügt  es,  wenn  auch  nur  einer 
von  ihnen  den  Strafantrag  gestellt  hat,  damit  alle  den  Bußansprudh 
erheben  können  (vergl.  Kohler  I  Nr.  669). 

19.  Zeitliehe  Zulissigkeit.  Bevor  das  Strafverfahren  auf  er- 
hobene öffentliche  Klage  anhän^g  ist,  ist  der  Antrag  auf  Zu- 
erkennung  einer  Buße  nicht  zulässig  (§  443  Abs.  2  StrPO.;  RG. 
Str.  21 167).    Dagegen  kann  der  Antrag  sogleich  mit  der  Ansdiluß- 
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erklänmg  des  Nebenklägers  verbunden  werden  (B6.  Str.  IS  187, 
188).  Der  Antrag  kann  bis  zur  Verkündung  des  Urteils 
erster  Instanz  —  und  daher  auch  noch,  wenn  die  Sache  aus  der 
Bechtsmittelinstanz  zurückverwiesen  war  —  gestellt  werden 
{§  444  Abs.  1  StrPO.).  Ist  der  Antrag  nicht  ordnungsmä&ig  in 
•erster  Instanz  gestellt,  so  ist  eine  weitere  Verfolgung  dess^Sben 
in  der  Rechtsmittelinstanz  nicht  zulässig  (R6.  Rspr.  7  616ff.). 

20.  Form  des  Antrags.  Schriftlichkeit  des  Antrfigs  auf 
Buße  ist  nicht  erfordert,  auch  der  mündlich  erst  in  der  Haupt- 
verhandlung  gestellte  oder  begründete  Antrag  ist  —  vorausjg^esetet, 
daß  der  Anschluß  als  Nebenkläger  in  ordnungsmäßiger  Weise 
erklärt  ist  —  formgerecht;  jedoch  kann  der  Angeklagte  der  Zu- 
lassung des  erst  in  der  Hauptverhandlung  erhobenen  Ansprodis 
widersprechen,  wenn  er  fflaubhaffc  macht,  daß  seiner  Verteidigung 
die  Möghchkeit  genügender  Vorbereitung  nach  dieser  Rtchtung 
entzogen  sei  (RG.  Rspr.  7  616  flf.;  Str.  36  247;  vergl.  RG.  Civ.  16  15, 
JW.  86  234).  Andererseits  genügt  es,  wenn  der  Antrag  schiift- 
lieh  vor  der  Hauptverhandlung  gestellt  ist;  eine  mündliche  Wieder- 
holung desselben  in  der  Verhandlung  ist  nicht  nötig  (RG.  Str. 
S2  346,  347).  In  der  Hauptverhandlunff  kann  der  Beschädigte  den 
Antrag  jederzeit  stellen  und  bß^ründen  (RG.  Sit.  32  346,  347). 
Derselbe  kann,  wenngleich  in  dem  schnfUichen  Antrage  eine 
Buße  in  bestimmter  Höhe  gefordert  war,  den  Anspruch  in  der 
Verhandlung  nichtsdestoweniger  unbeschränkt  geltend  machen, 
d.  h.  nach  Belieben  erhöhen  (RG.  Rspr.  3  644 ff.). 

21.  Bücknahme  des  Antrags.  Bis  zur  Verkündung  des  Ur- 
teils in  jeder  Instanz  ist  die  Rücknahme  des  Antrags  zulässig; 
ein  zurückgenommener  Antrag  kann,  sofern  derselbe  ordnungs- 
mäßig gestellt  war,  nicht  erneuert  werden  (§  444  Abs.  2  StrPü. : 
RG.  Str.  1  286).  Als  Rücknahme  gilt  nur  eine  unzweideutige  und 
ausdrückhche  Willenserklärung;  es  steht  derselben  nicht  gleich, 
wenn  der  Antragsteller  in  der  Hauptverhandlung  nicht  erscheint 
Auch  in  letzterem  Falle  ist  ein  bereits  früher  gestellter  Antrag 
zu  berücksichtigen  (RG.  Str.  7  376;  Str.  32  346).  Die  Rücknahme 
des  Antrags  auf  Buße  steht  der  späteren  Geltendmachung  des 
Entschädigungsanspruchs  auf  dem  Zivilwege  nicht  entgegen. 

22.  Vollstreckung«  Die  Vollstreckung  der  über  die  Buße 
eigangenen  Entscheidung  erfolgt  gemäß  §  495  StrPO.  nach  den 
Vorschriften  über  die  Vollstreckimg  der  Urteile  der  Zivilgerichte. 
Eine  Umwandlung  in  Freiheitsstrafe  bei  Nichtbeitreiblichkeit 
findet  daher  nicht  statt. 

V.  Betrag. 

23.  Angabe  des  Betrages.  Der  Beschädigte,  welcher  im 
Wege  der  Nebenklage  eine  Buße  beansprucht,  hat  nach  §  445 
StrrO.  den  Betrag,  welchen  er  verlangt,  anzugeben;  auf  einen 
höheren  Betrag  a&  den  verlangten  darf  nicht  erkannt  werden. 
Ein  dem  Ermessen  des  Gerichts  anheimgestelltes,  ganz  allgemein 
gehaltenes  Verlangen  ist  unzulässig  (RG.  Rspr.  8  532ff.). 

24.  Höchstbetrag.  Der  Höcnstbetrag  der  Buße  ist  Zehn- 
tausend Mark.  Diese  gesetzliche  Beschränkung  des  Bußanspruchs 
findet  indessen  nur  dann  Anwendung,  wenn  die  Bestrafung  eines 
Eingriffs  in  Frage  steht;  alsdann  können  die  mehreren  Teilnehmer 


Bufie.    VI.  BerackriehtigaDg  des  Bufianspruchs.  499 

an  dem  einen  Vergehen  zusammen  höchstens  zu  Zehntausend 
Hark  verurteilt  werden.  Dies  gQt  auch,  wenn  ein  fortgesetztes 
Yergeheri  in  Frage  steht  (vergl.  §  86  Nr.  48).  Ist  dagegen  ein 
Patentrecht  oder  eine  demselben  gleichstehende  Berechtigung  durch 
mehrere  selbständige  Handlungen,  oder  sind  mehrere  Patente 
durch  eine  Handlung  verletzt,  so  darf  der  gesetzliche  Hö<^t- 
betrag  so  offc  zuerkannt  werden,  als  strafbare  Eingriffe  begangen 
oder  verletzte  Patente  vorhanden  sind  (Köhler  I  Nr.  fö6,  m2; 
Isay  §  87  Nr.  2  und  6;  Stenglein  §  37  Nr.  7;  vergl.  Allfeld  293). 
Haupt-  und  Zusatzpatent  gelten  auch  fQr  die  Berechnung  der  Buße 
als  selbständige  Patente.  Dagegen  bietet  der  Umstand,  daß  an 
einem  Patente  mehrere  —  sei  es  als  Inhaber  oder  als  beschränkt 
Berechtigte  —  beteiligt  sind,  keinen  Anlaß  zu  einer  Überschreitung 
des  HOchstbetrages,  da  der  Patentverletzer  in  einem  solchen  Falle 
nicht  schlechter  gestellt  sein  kann,  als  wenn  nur  ein  Berechtigter 
vorhanden  wäre  (vorgl.  Allfeld  292;  Stenglein  §  87  Nr.  7;  vergl. 
audi  Nr.  11;  vergl.  dagegen  auch  Selii^sohn  §  87  Nr.  4). 

26.  Festsetzung  des  Betrages.  Über  den  Betrag  der  Buße 
hat  das  Gericht  unter  entsprechender  Anwendung  der  fQr  die  Be- 
messung der  Entschädigung  im  Zivilverfahren  geltenden  Regeln 
zu  befinden  (ver^l.  Nr.  Iff.  und  §  85  Nr.  15  ff.  und  22  ff.).  Der 
Manffel  zuverlässiger  Grundlagen  für  die  Ermittelung  des  ent- 
standenen Schadens  steht  daher  der  Zuerkennung  einer  Buße  nicht 
entgegen.  Das  Gericht  hat  vielmehr,  nötigenfalls  unter  Zuziehung 
von  Sachverständigen  —  gleichwie  das  Zivil^ericht  nach  |  28? 
CPO.  —  nach  freier  Überzeugung  zu  entscheiden  (KG.  Str.  17  190ff.; 
ver^  RG.  GUR.  1 102, 108).  Die  Grimdlaffen  für  die  Höhe  der  Bu^e 
können  auch  aus  etwa  in  der  Hauptverbandlung  stattgefundenen 
Verffleichsverhandlungen  entnommen  werden  (KG.  Str.  82  347). 
In  der  Regel  wird  jedoch  die  Entscheidung  über  die  Bu&e  unter- 
lassen werden,  wenn  die  Verhandlung  gar  keine  Anhalts- 
punkte für  das  bei  der  Bemessung  des  Schadens  eintretende  freie 
Ermessen  des  Gerichts  geliefert  hat,  oder  wenn  der  Richter  auf 
Grund  des  beschafften  Beweismaterials  sich  nicht  in  der  Lage  be- 
findet, auch  nur  annähernd  den  Betrag  zu  bestimmen  (RG.  Rspr. 
4  228ff.;  vergl.  RG.  Str.  6  899,  400;  GUR.  1  817). 

VI.  Berüoksiohtigung  des  Bnssanspruohs. 

26.  Yerpfliehtung  zur  Berficksichtigun^  des  Antrags.  Ab- 
gesehen von  dem  Falle,  da&  ein  Schaden  nicht  bewiesen  oder 
nicht  genügend  dargetan  ist  (verel.  Nr.  25),  kann  der  Antrag  auf 
BuJie  dann  zurückgewiesen  werden,  wenn  das  Gericht  eine  Be- 
rücksichtigung des  Antrags  nicht  für  tunlich  hält.  Das  Gesetz 
verpflichtet  nicht  das  Gericht,  jeden  bei  ihm  erhobenen  Ansprudi 
auf  Bu&e  zu  berücksichtigen;  das  Gericht  kann  auf  Buße  er- 
kennen, mu6  es  aber  nicht  (RG.  Civ.  16  16,  JW.  86  284).  Nament- 
lich dann,  wenn  die  Entscheidung  über  den  Antrag  zu  einer  Frage 
höherer  Bedeutung  und  schwierigerer  Beurteilung  wird,  so  daß 
der  Fortgang  des  Verfahrens  hierdurch  gehemmt  würde,  wird  das 
Gericht  von  der  Zuerkennung  einer  Buße  absehen  (§  488  Abs.  1 
StrPO.;  vergl.  dagegen  auch  Allfeld  298). 

27.  Yerpflichtong  zur  Ermittelung  des  Sehadens.  Anderer- 
seits liegt  es  nidbtt  lediglich  in  der  Willkür  des  Strafrichters,  ob 
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er  auf  Buße  erkennen  oder  den  Antragsteller  auf  den  W^  der 
Zivilklage  verweisen  will.  Insbesondere  darf  das  Gericht  sidi 
nicht  aus  dem  Grunde  der  Entscheidung  entziehen,  weil  die  An- 
fQhrungen  des  Antragstellers  noch  keine  zuverlftssiffe  Grund- 
lage für  die  genaue  Ermittelung  des  Schadens  gewähren;  viel- 
mehr hat  das  Gericht,  sofern  der  Antragsteller  mit  seinen  An- 
führungen immerhin  gewisse  Anhaltspunkte  für  Vorhandensein 
und  Feststellung  des  Schadens  gegeben  hat,  die  Pflicht,  sich  selbst 
an  Hand  des  tatsächlichen  Vorbrmgeius  darüber  schlüssig  zu  machen, 
in  welchem  Umfange  der  Schaden  eingetreten  ist.  Nur  wenn  der 
Antragsteller  überhaupt  keine  Anhaltspunkte  für  die  Be- 
messung des  Schadens  gegeben  hat,  entfäUt  die  Verpflichtung,  Ober 
den  Antrag  zu  erkennen  (vergl.  RG.  JW.  96  569,  GUR.  1  317; 
Bobolski  Th.  266,  267;  Isay  §  37  Nr.  2;  Allfeld  298J.  Bei  dem 
Vorhandensein  der  materiellen  Unterlagen  für  den  Bußanspmch 
mu6  eine  Entscheidung  über  denselben  auch  ÖBim  gegeben  werden, 
wenn  eine  Begründung  'desselben  wegen  Nichterscheinens  des 
Antragstellers  in  der  Hauptverhandlung  überhaupt  nicht  erfolgt 
(RG.  Str.  82  348). 

28.  Revision  wegen  Nichtberucksiehtigiuig  des  Antrags.  Ist 
der  Antrag  auf  Buße,  obwohl  das  Gericht  über  denselben  h&tte 
erkennen  müssen,  oder  sonst  aus  Rechtogründen  zurückgewiesen, 
so  steht  dem  Antragsteller  gegen  diesen  Teil  des  Urteils  das 
Rechtsmittel  der  Revision  zu,  auch  wenn  im  übrigen  ein  auf 
Strafe  lautendes  Erkenntnis  ergangen  ist  (vergl.  RG.  Str.  7  15,  16; 
GUR.  1  317). 

Vn.  Verhältnis  anr  Strafe. 

29.  Urteil  auf  Strafe.  Auf  Bu&e  darf  nur  neben  der  Strafe, 
also  dann  nicht  erkannt  werden,  wenn  der  Angeklagte  freige- 
sprochen, das  Verfahren  eingestellt  oder  die  Sache  sonst  ohne 
Urteil  erledigt  wird  (RG.  Str.  31  336).  In  diesen  Fällen  bedarf  es 
einer  ausdrücklichen  Zurückweisung  des  Antrags  nicht,  derselbe 
gilt  vielmehr  ohne  weitere  Entscheidung  als  erledigt  (§  444  Abs.  3 
StrPO.;  Civ.  16  16, 16).  Die  Zuerkennung  der  Buße  muß  in  dem* 
selben  Urteile,  in  welchem  auf  Strafe  erkannt  ist,  erfolgen;  ein 
besonderes  nachträgliches,  allein  die  Buße  betreffendes  Verftihren 
ist  nicht  zulässig. 

30.  Aufhebung  der  Strafe.  Wird  die  Strafe  im  Gnaden- 
wege erlassen,  so  bleibt  das  Urteü  wegen  der  rechtskräftig  er- 
kannten Buße  infolge  der  zivilrechtliehen  f^atur  derselben  unberührt 
(Kohler  I  Nr.  666).  Dagegen  kommt  auch  die  Buße  in  FortfaU, 
wenn  das  die  Strafe  aussprechende  Urteil  im  Wiederaufnahme* 
verfahren  aufgehoben  wird.  Auf  die  rechtskräftig  zuge- 
sprochene Buße  ist  auch  die  Verjährung  der  Strafvollstreckung 
onne  Einfluß;  die  rechtekräftig  zuerkannte  Buße  veijährt  vielmehr 
nach  zivilrechtlichen  Grundsätzen.  Dagegen  verjährt  der  Anspruch 
auf  die  noch  nicht  zuerkannte  Buße  in  der  gleichen  ZiOit  wie  die 
Strafverfolgung  überhaupt  (vergl.  Nr.  9). 

31.  Bestrafung  auf  Grund  des  §  86.  Nur,  wenn  die  Strafe 
auf  Grund  des  §  36  PatG.  ausgesprochen  vrird,  darf  daneben 
auf  Buße  erkannt  werden;  tritt  Bestrafung  auf  Grund  des  §  40 
PatG.  ein,  so  ist  die  Zuerkennung  einer  Buße  unstatthaft,    weil 


Zuständigkeit  des  Reichsgerichts.  SOI 

das  Patentgesetz  bei  Übertretung  dieser  Vorschrift  einen  Ent- 
sch&digangsansprudbi  nicht  gewährt  (Isay  §  40  Nr.  9 ;  Allfeld  293 ; 
vergl.  §  36  Nr.  63). 


88. 

In  bllrgerlieheii  RechtsBireitigkeiten,  in  welchen  doreh  Klage 
«der  Widerklage  ein  Anspruch  anf  Gnind  der  Bestimmnngren  dieses 
C^esetses  geltend  gemacht  ist,  wird  die  Yerhandlong  nnd  Entsoheidong 
letiter  Instanz  im  Sinne  des  g  8  des  Einf&hmngsgesetzes  snm  €^erichts- 
Terfassnngsgesetze  dem  Reichsgericht  angewiesen« 

Zuständigkeit  des  Beichsgerichts. 

In  den  bürgerlichen,  ein  Patent  betreffenden  Rechtsstreitig- 
heiten  ist  in  letzter  Instanz  für  die  gegen  die  Urteile  und  Be- 
schlüsse der  Oberlandesgerichte  zulässigen  Rechtsmittel,  d.  h. 
Revisionen  und  Beschwerden,  ausschließlich  das  Reichsgericht  zu- 
ständig. Dies  ist  in  §  38  PatG.  ausdrücklich  bestimmt  für  den 
Fall,  aaß  ein  Anspruch  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Patent- 

Sesetzes  geltend  gemacht  ist,  und  ergibt  sich  im  übrigen  aus  Art.  6 
es  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  da  in  diesem 
auch  diejenigen  ein  Patent  betreffenden  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten, in  welchen  ein  Anspruch  auf  Vorschriften  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  gestützt  wirct,  in  letzter  Instanz  dem  Reichs- 
«ericht  zugewiesen  sind  (Isay  zu  §  38;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  38 
Tr.  3).  Gleichgültig  ist  es  in  beiden  Fällen,  ob  der  betreffende 
Anspruch  im  Wege  d6r  Klage  oder  der  Widerklage  erhoben  ist, 
und  ob  die  EJage,  durch  welche  er  geltend  gemacht  wird,  auch 
auf  sonstige  gesetzliche  Bestimmungen  gestützt  oder  im  Wege  der 
Klagenverbindung  mit  einer  auf  andere  gesetzliche  Bestimmungen 

festützten  Klage  verbunden  ist  ^eligsohn  §  38  Nr.  2 ;  Allfeld  295). 
)ie  Bestimmungen  des  §  38  PatG.  und  des  Art.  6  des  Einführunes- 
gesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  sind  mit  Rücksicht  auf  §  8 
des  Einführungsgesetzes  zum  Gerich tsverfassunersgesetze  erlassen, 
nach  welchem  durch  die  Landesgesetzgebun^  aer  Bundesstaaten 
die  Entscheidung  letzter  Instanz  in  büiy^erlicben  Rechtsstreitig- 
keiten einem  obersten  LandeQgerichte  zugewiesen  werden  darf. 
Ein  solches  oberstes  Landesgericht  besitzt  nur  Bavem,  so  daß  die 
Bedeutung  des  §  38  PatG.  und  des  Art.  6  des  Einführungsgesetzes 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  darin  besteht,  daß  die  Zuständigkeit 
des  bayrischen  obersten  Landesgerichts  in  Rechtsstreitigkeiten, 
welche  ein  Patent  betreffen,  ausgeschlossen  ist. 


80. 

Die  Kiagen  wegen  Yerletinng  des  Patentreokis  rei^jäliren  rflok- 
sieliUich  jeder  einielnen  dieselbe  begrttndenden  Handlang  in  drei  Jahren* 


T«ijilunug  det  Bntuhidlguigtuupnieht. 

1.  AnirMidBii^ffCblet  det  §  S9  PatG. 

t.  Begiam  der  Veijähnng. 

S.  BertelnoBg  der  VeiJfthniBitfrUt. 


4.  Hemmaiig  und  Vnterbrechuig  der  Ter- 

ft.  YeiJähr«Bf  riektlehtlleh  der  etaielnem 

PatentrerletsBiifea. 
6.  WlrküBf  der  Teijiknuy. 
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YerjährnD^  des  Entschädignngsansprnchs. 

!•  Anwendungi^ebiet  des  §  99  PatG.    In  ^  39  PatG.  ist,  wie 
sich  aus  dessen  Stellung  in  dem  vierten  Abschnitte  des  Patentr 

S Gesetzes  ei^bt,  trotz  seines  anscheinend  weiter  gehenden  WortlaatB 
ediglich  die  Verjährung  der  patentrechtlichen  Entschfidi- 
gunffsklage  geordnet.  Die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift  des  §  39 
bes<£r&nkt  sich  auf  die  in  §  35  Abs.  1  PatG.  geordnete  zivil- 
rechtliche Entschädi^ungsklage.  Die  Vorschrift  bezieht  sidi 
demnach  nicht:  1.  auf  die  Verjährung  der  Strafverfolgung  oder 
des  Bußanspruchs  (R6.  Civ.  16  7,  8,  JW.  86  233,  234;  Str. 
26  129,  130;  PMZBl.  1  226;  Seligsohn  §  39  Nr.  1;  Robolski  K. 
|39;  Gierke895;  Isay  §39  Nr.  1;  Allfeld  296;  vergl.  §  37  Nr.  9); 
2.  auf  die  Verjährung  der  abwehrenden  oder  der  Feststellungs- 
Klage  (Seligsohn  §  39  Nr.  1;  Isay  §39  Nr.  1;  Allfeld  296;  ve^ 
§  4  Nr.  462);  3.  auf  die  Verjährung  derjenigen  Entschädigungs- 
ansprüche, welche  ihren  rechtlichen  Grund  nicht  in  den  Be- 
stimmungen des  Patentgesetzes,  sondern  in  dem  bürgerlichen 
Recht  oder  in  sonstigen  Gesetzen  haben.  Hiemach  bestimmt  sich 
insbesondere  nicht  nach  §  39  PatG.  die  Verjährung  derjeiÜRen  Ent- 
schädigungsansprüche, welche  wegen  Bestreitens  des  Patent- 
rechts oder  wegen  Anmaßung  der  Benutzungsbefugnis  auf 
t§  823,  824  und  826  BGB.  oder  auf  §  6  des  Gesetzes  zur  Be- 
ämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  gegründet  werden  können 
(vergl.  §  35  Nr.  6  ff.). 

2.  Beginn  der  Yerjährung.  Die  Entschädigun^sklage  des 
§  35  Abs.  1  PatG.  verjährt  —  und  zwar  rücksicntUch  jeder 
einzelnen  dieselbe  begründenden  Handlung  —  in  drei  Jahren. 
Der  maßgebende  Zeitpunkt  für  den  Beginn  der  Verjährung  ist 
nach  dem  Wortlaute  und  dem  Sinne  des  §  39  PatG.  der  Tag,  an 
welchem  die  patentverletzende  Handlung  vorgenommen  wurde, 
nicht  etwa  aer  Tag,  an.  welchem  der  Verletzte  von  der  Handloi^ 
und  der  Person  des  Täters  Kenntnis  erhalten  hat  (RG.  Civ.  16 
11,  12,  JW.  86  234;  JW.  86  352,  353;  Kohler  576;  Robolski  TL 
242;  Robolski  K.  zu  §  39;  Gierke  895;  Stephan-Schmid  56; 
Allfeld  296).  Dies  entspricht  auch  dem  §  198  BGB.  Die  Vw- 
schrift  des  §  852  BGB.,  wonach  der  Anspruch  auf  £rsatz  des 
aus  einer  unerlaubten  Handlung  entstandenen  Schadens  in  drei 
Jahren  von  dem  Zeitpunkte  an  verjährt,  in  welchem  der  Verletzte 
von  dem  Schaden  imd  der  Person  des  Ersatzpflichtigen  Kenntnis 
erlangt  hat,  kommt  für  die  Entscbädigungsklage  des  §  35  PatG. 
nicht  in  Betracht,  da  §  39  PatG.  gemäß  Art.  32  des  EmfOhrun^ 
gesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  gegenüber  §  852  BGB.  m 
Kraft  geblieben  ist  (Seligsohn  §  39  Nr.  2;  Allfeld  296;  anders 
Isay  §  39  Nr.  2).  Der  §  852  BGB.  kann  vielmehr  nur  auf  die- 
jenigen Fälle  Anwendung  finden,  in  welchen  die  Klage  auf  Ver- 
letzung der  §§  823,  824  und  826  BGB.  gegründet  wird.  Insoweit 
die  Klage  auf  das  Wettbewerbsgesetz  gegründet  ist,  kommt  §  11 
des  Wettbewerbsgesetzes  zur  Anwendung. 

3.  Bereclmung  der  Yerjährunffsfrist.  Die  Berechnung 
der  Verjährungsfrist  des  §  39  PatG.  findet,  da  sie  der  An- 
sprachsverjährung des  bürgerlichen  Rechts  gegenüber  selbstftndig 
geregelt  ist,  nicht  gemä&  §  201  BGB.  statt;  vielmehr  berechnet 
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sich  die  dreijfthrige  Frist  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  der 
§§  187  und  188  BGB.  Hiemach  wird  der  Ta^,  an  welchem  die 
patentverletzende  Handlung  begangen  ist,  mcht  mitgerechnet. 
jDie  Frist  endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages  des  letzten 
Monats  des  dritten  Jahres,  welcher  durch  seine  Zahl  dem  Tage 
entspricht,  an  dem  die  Patentverletzung  bedangen  wurde.  Fehlt 
dieser  Tag  in  dem  letzten  Monate,  so  endigt  die  Frist  mit  dem 
Ablaufe  des  letzten  Tages  dieses  Monats.  F&llt  der  letzte  Tag 
der  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  einen  an  dem  Orte,  an  welchem 
die  Klage  erhoben  wird,  staathch  anerkannten  allgemeinen  Feier* 
tag,  so  tritt  an  die  Stelle  des  Sonntags  oder  des  Feiertags  gemäfi 
§  193  BGB.  der  nächstfolgende  Werktag. 

4.  Hemmung  and  Unterbrechung  der  Yerjährung.  Die 
Hemmung  und  Unterbrechung  der  Verjährung  bestimmt  sich 

—  und  zwar  ausschließlich  —  nach  §§  202  ff.  BGB.  (Allfeld  296; 
vergl.  Seligsohn  §  39  Nr.  3 ;  Isay  §  39  Nr.  3).  Eine  Hemmung 
der  VerjähruDg  tritt  nicht  etwa  ein  f(lr  die  Dauer  des  durch  die 
Bekanntmachung  der  Anmeldung  erlangten  einstwei%en  Schutzes, 
da  auch  sdion  während  dieser  Zeit  geklagt  werden  kann  (veigl. 

t23  Nr.  36 ;  anders  Isa^  §  39  Nr.  2).  Ebensowenig  hat  die  Verfolgung 
er  Patentverletzung  im  Strafverfahren,  insbesondere  die  Zu- 
lassung des  Verletzten  als  Nebenkläger  oder  ein  von  diesem  ge- 
stellter Antrag  auf  Zuerkennung  einer  Buße,  eine  Unterbrechung 
der  Verjährung  der  Entschädigungsklage  zur  Folge  (BG.  Civ.  16  14, 
15,  JW.  86  ^;  Seligsohn  §  39  f^.  3;  Gierke  896;  Isay  §  39  Nr.  4; 
AUfeld  296;  Stenglein  §  37  Nr.  6;  anders  Köhler  677,  578;  Köhler  P. 
und  J.  1  76;  Robolski  Th.  242).  Die  Verjährung  der  Entschädi- 
Rungsklage  wird  auch  nicht  durcn  die  Erhebung  der  abwehrenden 
Klage  unterbrochen.  Dagegen  hat,  wenn  auf  Feststellung  der 
Entschädigungspflicht  geklagt  ist,  dies  die  Unterbrechung  zur 
Folge  (vergl.  RG.  Civ.  60  391).  Ist  nur  ein  Teil  der  ganzen  Ent- 
schädigunffssumme  klageweise  geltend  gemacht,  so  hat  dies  nicht 
die  Unterbrechung  der  Verjährung  hinsichtlich  des  ganzen  Ebt- 
schädigungsbetrages  zur  Folge,  sofern  nicht  im  Laufe  des  Prozesses 
der  Elageanti^  in  dieser  mnsicht  erweitert  worden  ist  (vergl.  BG. 
Civ.  67  372«.,  JW.  04  267;  JW.  05  717).  Ist  der  Klageantrag  auf 
Feststellung  der  Entschädigungspflicht  oder  auf  Zahlung  einer  un- 
bestimmten Summe  gerichtet,  so  ist  damit  im  Zweifel  der  gesamte 
bereits  entstandene  und  noch  entstehende  Schaden  geltend  ge- 
macht (vergl.  §  35  Nr.  139  und  141). 

5.  Verjährong  rficksichtlieh  der  einzelnen  Patentverletzungen« 
RücksichtUch  jeder  einzelnen  die  Entschädigungsverpflichtung 
begründenden  Handlung  läuft  —  und  zwar  von  dieser  Handlung  an 

—  eine  besondere  Verjährung,  so  daß,  wenn  eine  Patentver- 
letzung durch  mehrere  sukzessiv  aufeinanderfolgende  Handlungen 
b^angen  ist,  die  Entschädigungsklage  wegen  der  zeitlich  früher 
b^anffenen  Handlungen  früher  verjährt  als  die  Klage  aus  den 
zeitlicOä  später  begangenen  Patentverletzungen  (RG.  Civ.  16  11,  JW. 
86  234;  JW.  86  862).  Der  Grundsatz,  daß  mehrere  aufeinander- 
folgende gleichartige  Handlungen  unter  dem  Gesichtspimkte  eines 
fortgesetzten  Vergehens  als  eine  einheitliche  Handlung  zu- 
sammengefaßt werden  können,  kommt  demnach  bei  der  Verjährungs- 
bestimmung des  §  39  PatG.  nicht  zur  Anwendung ;  vielmehr  schließt 
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die  Veijährung  den  Entschftdjgungsanspruch  wegen  sämtlidier 
Handlungen,  welche  nicht  innerhalb  der  dreijährigen  Frist  vorge- 
nommen sind,  aus,  also  auch  dann,  wenn  eine  Fortsetzung  dieser 
vorher  entwickelten  Tätigkeit  innerhalb  der  Yerj&hrung^bist  er- 
folgt ist  (Allfeld  296;  Sehgsohn  3.  Aufl.  §  39  Nr.  2;  Rathenau  in 
GÜR.  10  356).  Es  kommt  dabei  auch  immer  darauf  an,  ob  ge- 
rade diejenige  Tätigkeit,  wegen  deren  Entschädigung  gefordert 
wird,  innerhalb  der  Verjährungsfrist  vorgenommen  ist  Wird  z.  B. 
Entschädigung  wegen  patentvddrigen  Inverkehrbringens  verlang 
so  mu£  das  Civerkehrbringen  innerhalb  der  Frist  geschehen  sem, 
während  darauf,  wann  die  in  Verkehr  gebrachten  Gegenstände 
hergestellt,  feilgehalten  oder  gebraucht  worden  sind,  kein  Gewicht 
zu  legen  sein  wird. 

6.  Wirkung  der  VerjUiraiig.  Die  Verjährung  hat  gemä&  &  222 
BGB.  die  Wirkung,  daß  der  Entschädigungspflichtige  berecntigt 
ist,  die  Leistung  zu  verweigern.  Die  Verjähnmg  ist  daher  mdat 
von  Amts  wegen,  sondern  nur  auf  Einwand  des  Verpflichteten 
zu  berücksichtigen.  Wird  der  Einwand  für  begründet  erachtet, 
so  hat  dies  zur  Folge,  da&  der  Verletzte  eine  Entschädigung  in 
keiner  Form,  also  auch  nicht  in  der  Gestalt  der  Bereicherung  des 
Verpflichteten  und  auch  nicht  in  der  Gestalt  einer  Lizenzgebühr 
beanspruchen  kann;  der  Verletzte  kann  daher  nach  Ablauf  der 
Verjährungsfrist  sich  nicht  etwa  auf  den  Standpunkt  stellen,  dafi 
er  nachträglich  die  Patentverletzun^  genehmige  und  aus  dem  Gre- 
sichtspunldbe  des  Vertrags  eine  Lizenzgebühr  zu  verlangen  be- 
rechtigt sei  (Munk  L.  40).  Ebensowenig  findet  die  Vorschrift  des 
§  862  Abs.  2  BGB.,  wonach  nach  Vollendung  der  Verjährung  ein 
Anspruch  auf  Heraussähe  der  ungerechtfertigten  Bereicherung 
bestehen  bleibt,  auf  die  patentrechtliche  Verjährui^  Anwendung 
mit  Rücksicht  darauf,  da&  das  Maß  der  wegen  widerrechtlicher 
Ausbeutung  einer  patentierten  Erfindung  zu  leistenden  Entschädi- 
gung im  Patentgesetze  in  erschöpfender  Weise  geregelt  ist  (vergL 
»Seliffsohn  §  39  Nr.  1;  anders  Isay  |  39  Nr.  6).  Dagegen  schließt 
die  Verjährung  der  Entschädigungsklage  nidit  die  Geltendmachung 
des  BuBanspruchs  im  Strafverfahren  aus,  sofern  der  Antrag 
auf  Buße  nach  den  für  denselben  maßgebenden  Vorschriften  über- 
haupt noch  gestellt  werden  kann  (vergl.  §  37  Nr.  9). 


Mit  Geldstrafe  bis  in  eintansend  Mark  wird  bestraft:  1. 
C^egenst&nde  oder  deren  Yerpacknng  mit  einer  Beielehnnng  rersiekt, 
welebe  geeii^net  ist,  den  Irrtum  in  erregen,  daß  die  Gegenstände  dnrck 
ein  Patent  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  gescbtttst  seien;  2«  wer  in 
dffentliehen  Anzeigen,  anf  Ansbingesehildem,  anf  Smpfehlnngskarten 
oder  In  ähnlichen  Kundgebungen  eine  Bezeichnung  anwendet,  welcfca 
geeignet  ist,  den  Irrtum  zu  erregen,  daß  die  darin  erwähnten  €tog«B- 
stände  durch  ein  Patent  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  geschtttzl  sei««. 


PftteBtaBMUlSOBg. 

I.  Zweck  der  Tortehrift  des  §  40. 

1.  ÜBlftatere  KoBkarreni  aaid  TintehaBC 
des  PabUkiHt. 


S.  Eingriff  In  die  OeweAeflrellielt. 
S.  TinsehaBg      tber 

ftriheren    BBd    aBiIiBdliekeB    Pal 

sebBts. 


t- 


J 
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n.  JnMgaaf   der  PstoBUMHauanf  akg»* 
iek«H  TOB  I  40  PatG. 

a)  Blrg«rUehM  Recht« 

4.  EMXklmg: 

5.  Difer. 

6.  BeUBgter. 

7.  AbwehreMde  Klage. 

8.  BBtaehidlgBBgaklaffe. 

k)  Wetikewerkageeeta. 

9.  1 1  des  Wettbewerkifeaetiei* 

9a.  Weitere  Fille  BBlavterea  Wettbewerbt. 

10.  AkwekreBde  «ad  BBtsekidlfBBfaUaye. 

11.  Wetibewerbtfeaeta  aad  btrfertlebea 
Reckt. 

U.  I  4  des  Wettbewerbiffetetiea. 

15.  IdealkeakarreBS  alt  f  4. 

m.  TenckaldeB. 

a)  Arten  dei  TersekaldeBi. 

14.   Leiektei  YeiirkaldeB. 
Ift.  FakrliMli^elt. 

16.  Tenati. 

b)  Irrtam. 

17.  TatiiekUeker  Irrtum. 

18.  RecktilrrtB«. 

19.  MlasbriBckUeke  GeeekIfIfgepllofeB- 
keiteB. 

IT.  Nlektbestekea  des  Pateatiekatiet. 

50.  inektbettekeB  deataekeB  Pateat- 
ukattet. 

91.  MBttersckats. 

SS.  BekaaptBBf     mekrtkekea     Pateat- 

tekataei. 
SS.  PateataBHeldBBg. 

54.  BrlosckeBes,  sarflekfeBoauaeBet  aad 
fir  Blektig  erklSrtea  Pateat. 

96.  Terkreltaag  adt  der  Pateataagabe  Ter- 
■ekeaer  Oegeastiade  aack  BeeadlgBBg 
dea  PateatickBlaes. 

y.  Zar  Irreflkraag  geelgaete  Aagabea. 

SS«  MigUckkelt  ebier  Irreflkraag. 

97.  ObJektlTe  HögUckkelt  elaer  Irre- 
fSkraag. 

58.  HlBiaftgaageB  aar  Pateataagabe. 

59.  Geaamtbild  der  Pateataagabe. 

80.  AasekaaaageB  der  beteUigtea  KreUe. 

51.  Prazla  der  Gertckte. 

55.  BeaeickBaag  als  pateataMtUcky  geietx* 
llck  oder  gegea  NaekakaiBBg  ge- 
■ekttal 

f1.  Beektaiiasigkett  der  Pateataagabe. 
tt.  Pateatiekata. 


S4.  BneagBlaie  ebiei  pateatlerteB  Ter« 
fkkreaa;  EleaieBte  elaer  Koaütlaatloa; 
ABafSkraBgaronaea. 

56.  IdeBtttftt  aUt  de«  «egeaataBde  dea 
PateBta. 

SO.  Pateatiekata  tob  BestaadteUea. 

TU.  BeaelekBBBg  tob  GegOBitiadeB. 

a)  Teraekea  aUt  der  Pateataagabe. 

57.  Ftr  dea  Terkekr  beitlBiBite  Gegea« 
ftiade. 

88.  Tolleadaag  des  Tergekeai. 

89.  Titeraehafl  aad  Belkllfe. 

b)  Tertrieb  tob  «It  der  Pateataagabe 
Torsekeaea  GegeaatiadeB. 

40.  iBTerkekrbiiageB  BBd  Fellkaltea. 

41.  ZaaaBiBieBkaag  awltckea  iBTerkekr- 
brlagea  BBd  Fellkaltea  BBd  der  Be« 
aelekaaagiatlgkelt. 

48.  iBTerkekrbiiagea  aad  Fellkaltea  aack 
ErlSiekea  des  Pateata. 

e)  BeaelekBBag  der  Terpaekaag. 

48.  Begriff  der  Ter|»aekaBg. 

44.  Terbladaag  der  Terpaekaag  mit  der 

Ware. 
46.  BeaelehaBBg  der  TerpaekaBg. 

Till.  Pateataamaianag   la    offeatUekea   Aa- 
aelgea. 

a)  Tenekea  TOB  Aaaelgea  adt  der  Pateat* 
aagabe. 

46.  TerStfeatllebaag  der  Aaaelge. 

47.  Tltenehaft  bbI  Belktife. 

48.  Belbekaltea  efater  Aaaelge  aaek  Be« 
eadlgaag  des  Patealaekataet. 

b)  dffeatlleke  Aaaelgea. 

49.  Begriff  der  dffeatUekeB  AaaelgeB. 
&0.  Geaekiftibrlefe;    Postkartea;    mSad« 

Ueke  HltteUBBgea. 
81.  TerbreltBBg  aad  Anaatellaag  der  Ware. 

IX.    ABWOBdbarkelt     aoBstlger     ttrafireekt« 
lleker  TonckrIfteB. 

a)  StrafTerfolgaag. 

89.  AUgemelaet. 

88.  Strafe  aad  Terjikraag  der  Strafrer- 

folgaag. 
84.  lallBMacke  Titigkelt 
68.  IdealkOBkarreaa. 
80.  Zaatiadlgkelt. 

b)  ElaalekBBg. 

87.  ElBalehaag  der  Werkseage  aad  der 
AaaelgeB. 

88.  Elaalekaag  der  irlderrecktllck  beaelck« 
aeteB  Gegeaatiade  aad  Terpackaagea. 


Patentanmassung. 

I«  Zweck  der  Vorschrift  des  §  40. 

1.  Unlautere  Koiikurrenz  und  Täuschung  des  Publikums. 
I>ie  Vorschrift  des  §  40  PatG.  ist  sowohl  im  öffentlichen  als 
im  privaten  Interesse  erlassen.  Zwei  Gesichtspunkte  sind 
dabei  hauptsftchlich  maßgebend  gewesen.  Einmal  ist  es  eine  be- 
kannte Tatsache,  daß  eme  Erfindung,  welche  durch  deutsches 
Beichspatent  geschützt  ist,  weffen  der  nach  deutschem  Gesetze 
stattfindenden  YorprOfung  auf  Neuheit,  Erfindungscharakter  und 
^werbliche  Yerwertbarkeit  bei  dem  Publikum  besonders  geschätzt 
ist,  und  daß  die  auf  Grund  einer  solchen  Erfindung  hergestellten 
G^enst&nde  anderen  nicht  durch  Patent  geschützten  Konkurrenz- 
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artikeln  vorgezogen  werden.  Infolge  der  fälschlichen  Anpibe, 
daß  eine  Ware  durch  deutsches  Reichspatent  geschützt  sei,  &- 
langt  mithin  der  mit  Unrecht  die  Ware  in  solcher  Weise  Be- 
zeichnende in  einer  gegen  die  guten  Sitten  und  gegen  das  Gebot 
loyalen  Wettbewerb  verstoßenden  Weise  einen  ungerecht- 
fertigten Vorsprung  gegenüber  seinen  Konkurrenten 
und  b^eht  daneben  eine  Täuschung  des  Publikums,  indem 
durch  che  Hervorhebung  deutschen  Patentschutzes  der  Ware  eine 
besondere  Beachtung  geschenkt  und  die  Kauflust  des  Publikums 
erregt  zu  werden  pflegt.  Die^  soll  durch  die  strafrechtliche  Yot- 
Schrift  des§40PatG.,  welche  mithin  einen  polizeilichen  Charak- 
ter hat,  verhindert  werden  (LG.  Berlin  G.  1  349:  PMZBL  6  167; 
RG.  G.  10  353,  354,  Str.  24  399,  400,  JW.  94  54-,  PMZBL  1  lie, 
Str.  26  193;  PMZBl.  7  117,  118;  Str.  26  80). 

2.  Eingriff  in  die  Gewerbetreilieit.  Der  andere  Gesicht^unkt, 
aus  welchem  die  Bestimmung  des  §  40  PatG.  erlassen  ist,  ist  der, 
dai&  die  Behauptung  eines  Patentschutzes  nicht  nur  die  Wirkung 
einer  Anpreisung  in  obigem  Sinne,  sondern  auch  die  Bedeutung 
einer  Warnung  hat,  indem  dadurch  erklftrt  wird,  da&,  wer  den 
so  bezeichneten  Gegenstand  nachbilde,  sich  einer  PatentverletsEung 
schuldig  mache.  Durch  die  Vorschrift  des  §  40  soll  verhindeit 
werden,  daß  in  dieser  Weise  der  Betätigung  der  Gewerbe- 
freiheit in  unzulässiger  Weise  Schranken  gesetzt  werden  (RG. 
G.  10  353,  354,  Str.  24  399,  400,  JW.  94  54;  PMZBL  2  2,  Str.  2S 
16,  17,  JW.  96  521;  PMZBl.  7  117,  118). 

3.  Täuschung  über  Patentanmeldung,  früheren  imd  «n» 
ISndischen  Patentschutz.  Der  §  40  PatG.  ist  nicht  anwendbar, 
wenn  nicht  der  Irrtum,  da&  ein  Patentschutz  in  Deutschland  be- 
stehe, erregt  werden  kann,  sondern  wenn  fälschlich  behauptet 
wird,  daß  eine  Erfindung  zum  Patentschutz  angemeldet  sei, 
oder  da&  ein  Patentschutz  früher  bestanden  habe,  oder  da&  im 
Auslande  ein  Patent  erteilt  sei.  Auf  derartige  Fälle  einer  Irrtum» 
erregung  kann  dagegen  der  §  1  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  zur  Anwendung  kommen,  wenn  dessen 
besondere  Voraussetzungen  vorliegen  (vergl.  Nr.  9). 

n.  Verfolgung  der  Patentanmassung  abgesehen  von  §  40  PatQ. 

a)  Bürgerliches  Recht. 

4«  Zivilklage«  Aus  dem,  was  über  den  Zweck  der  Vorschrift 
des  §  40  PatG.  gesagt  ist,  ergibt  sich  zugleich,  daß  neben  der 
Anwendung  des  Strafgesetzes  auch  eine  Zivilklage  auf  Unter 
lassung  wegen  der  widerrechtlichen  Patentanmassung  gegeben 
sein  muß,  wenngleich  eine  solche  Klage  nicht  ausdrücklich  in  dem 
Patentgesetze  vorgesehen  ist.  Denn  eine  Zivilklage  ist  regd- 
mässig  gegenüber  der  unberechtigten  Anmaßung  eines  Patent- 
schutzes gegeben  (vergL  §  4  Nr.  465  ff.).  Die  Klage  wegen  An- 
maßung des  Patentschutzes  findet  aUerdings  nur  dann  statt,  ^9^&m 
der  Beklagte  den  Schutz  als  ihm  zustehend  in  Anspruch  nimmA 
nicht  also  z.  B.  dann,  wenn  der  Beklagte  lediglich  die  von  einem 
anderen  mit  einem  Patentvermerke  versehenen  Waren  vertr^bt 
(RG.  PMZBl.  11  265;  vergl.  Nr.  40 ff^.  Abgesehen  hiervon  ist  & 
anerkannten  Rechtens,  daß  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welches 
eine  Strafvorschrift  zum  Schutze  privater  Siteressen  gegeben  ist 
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eine  iQvilklage  zum  Schutze  der  gleichen  Interessen,  auch  wenn 
dies  im  Gesetze  nicht  besonders  bestimmt  ist,  zulässig  sein  mu& 
(veigl.  RG.  JW.  00  896,  897;  Robolski  K.  §  40  Nr.  1). 

6.  Kläffer.  Die  Zivilklage  kann  allerdings  nicht  jeder  Be« 
liebige,  sondern  nur  der  erheben,  dessen  Interessen  durch 
die  anschliche  Patentanma£un&;  berührt  werden,  dieser  aber  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  er  Inländer  oder  Ausländer  ist  (LG.  Berlin 
PMZBl.  7  15;  RG.  PMZBl.  7  117,  JW.  Ol  13;  PMZBl.  8  6;  B.  2» 
Nr.  143,  JW.  96  709,  710;  PMZBl.  8  177;  vergl.  RG.  JW.  94  520; 
JW.  97  637;  Civ.  4ß  61,  62,  JW.  00  79.)  Das  zur  Klage  erforder- 
liche Interesse  wird  in  der  Praxis  als  vorhanden  angenommen^ 
wenn  der  Kläger  ein  gewerblicher  Konkurrent  des  Beklagten 
ist,  welcher  Waren,  die  den  widerrechtlich  als  patentiert  be- 
zeichneten Waren  gleich  oder  gleichartig  sind,  herstellt  oder  ver* 
treibt  (RG.  PMZBl.  7  117,  JW.  Ol  13;  B.  28  Nr.  143,  JW.  96  709, 
710;  PMZBL  8  177;  vergl.  RG.  Civ.  45  62,  JW.  00  79).  Indessen 
ist  dies  nicht  gerade  unbedingt  erforderlich;  vielmehr  wird  über- 
haupt jeder  an  der  betreffenden  Branche  interessierte 
Gewerbetreibende  zur  Klage  berechtigt  sein  müssen,  damit 
nicht  der  künftigen  Ausdehnung  seines  Gewerbebetriebes  unzu' 
lässige  Schranken  gesetzt  werden. 

6«  Beklagter.  Belangt  werden  kann  mit  der  Zivilklage  gleich- 
wie mit  der  Strafklage  nur  derjenige,  welcher  Gegenstände  oder 
deren  Verpackung  mit  der  widerrechtlichen  Bezeichnung 
versehen  oder  diese  in  OffentUchen  Anzeigen  usw.  angewandt 
hat.  Die  Klage  richtet  sich  daher  nicht  gegen  den  Erwerber 
der  widerrechtlich  bezeichneten  Ware  (anders  Seligsobn  3.  Aufl. 
§40  Nr.  2  und  6;  Isay  40  Nr.  11).  Dies  gut  selbst  dann,  wenn  der 
Erwerber  Kenntnis  von  der  Widerrechflichkeit  der  Bezeichnung 
hat,  und  auch,  wenn  derselbe  die  Ware  weiter  in  Verkehr  bringt 
oder  feilhält,  insofern  die  Handlungsweise  des  Erwerbers  nichi 
etwa  als  Beihülfe  anzusehen  ist  (vergl.  auch  Nr.  40 ff.). 

7.  Abwehrende  Klage*  Die  Klage  richtet  sich  auf  das  Ver* 
bot  weiterer  Patentanmaßung,  d.  h.  der  weiteren  Bezeichnimg 
von  Waren  und  der  weiteren  Verwendung  der  Patentangabe  in 
^öffentlichen  Anzeigen  usw.  Es  kommen  hierbei  entsprechend  die 
Grundsätze  zur  Anwendung,  welche  für  die  gegenüber  unberech* 
tigter  Anmaßung  des  Patentschutzes  zugelassene  abwehrende 
Klage  gelten  (vergl.  §  4  Nr.  465 ff.).  Die  Klage  geht  hiernach  nicht 
nur  gegen  den  Täter,  sondern  auch  gegen  den  Gehülfen  und  An* 
Stifter;  sie  richtet  sich  femer  nicht  nur  gegen  das  vollendete  Ver- 
gehen, sondern  auch  gegen  Versuchs-  und  Vorbereitungshandlungen. 
Zur  Verhinderung  künftiger  Störung  können  der  EJageantrag  imd 
das  Urteil  darauf  gerichtet  werden,  da&  der  Beklagte  die  wider- 
rechtlich bezeichneten  Waren  und  Ankündigungen  aus  dem  Verkehr 
ziehe,  und  zwar  auch  diejenigen,  welche  sich  im  Besitze  von 
Kunden  befinden.  Ob  im  Falle  einer  solchen  Verurteilung  der 
Beklagte  in  der  Lage  gewesen  ist,  dem  Urteile  nachzukommen, 
bezw.  ob  er  alles  hierzu  getan  hat,  was  in  seiner  Macht  steht,  ist 
erst  in  der  Vollstreckungsinstanz  zu  prüfen  (vergl.  RG.  JW.  9& 
2S0;  JW.  99  446).  Die  Klage  auf  Unterlassunff  ist  —  anders  als 
die  Bestrafung  —  nach  den  für  die  abwehrende  Klage  überhaupt 
geltenden  Grundsätzen  durch  ein  Verschulden  des  Beklagten  nicht 
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bedingt  (Seligsohn  §  40  Nr.  2;  Allfeld  304;  vergl.  §  4  Nr.  466  und 
314t).    Einstweilige  Verfügungen  sind  zuläss^  (vergL  §  4  Nr.  484  ff.). 

8.  Entschädigiuigsklage«  Neben  der  Klage  auf  Unterlassung 
ist  nach  bürgerlicnem  Rechtauch  eine  Entschftdigungs- 
klage  begründet,  wenn  die  Voraussetzungen  der  §§  828,  ^4  oder 
^  8^  BGB.  vorliegen,  d.  h.  wenn  entweder  die  Patentanma§uiig 
vorsätzlich  oder  fahrlässig  erfolgt  ist,  oder  wenn  der  Beklagte  die 
Unrichtigkeit  der  Patentangabe  zwar  nicht  kennt,  aber  kennen 
muß  (vergl.  RG.  PMZBl.  8  6,  JW.  02  586;  veigL  auch  Kohler  929, 
930 ;  Isay  §  40  Nr.  12).  Insbesondere  ist  auch  §  823  Abs.  2  BGB. 
um  deswillen  anwendbar,  weil  §  40  PatG.  den  Schutz  sowohl 
•des  Publikums  als  der  Konkurrenten  bezweckt  (Allfeld  304 ;  Seli^- 
söhn  3.  Aufl.  §  40  Nr.  2;  vergl.  Nr.  Iff.).  Überdies  können  die 
-§§  1  und  6  des  Wettbewerl^esetzes  zur  Anwendung  kommen 
(vergl.  §  4  Nr.  480). 

b)  Wettbewerbsgesetz. 

9.  §  1  des  Wettbewerbsgesetzes.  Auch  die  zivilrechtiiche  Vor- 
schrift des  §  1  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs, wonach  es  unzulässig  ist,  in  öffentlichen  Bekannt- 
machungen oder  in  für  emen  größeren  Kreis  von  Personen 
bestimmten  Mitteilungen  über  geschäftliche  Verhältnisse  unrichtige 
Angaben  tatsächlicher  Art  zu  machen,  welche  den  Anschein  eines 
besonders  günstigen  Angebots  hervorzurufen  geeignet  sind,  kann 
bei  fälschlicher  Paten tanmaüung  Anwendung  finden ;  deim  die  Be- 
hauptung, daß  ein  deutsches  Patent  bestehe,  ist,  wenn  ein  solches 
Patent  m  Wirklichkeit  überhaupt  nicht  oder  noch  nicht  oder 
nicht  mehr  besteht,  als  eine  Angabe  tatsächUcher  Art  im  Sinne 
des  Wettbewerbsgesetzes  anzusehen  (LG.  Hambui^  PMZBl.  li 
47;  Kohler  923;  Seli^ohn  §  40  Nr.  7;  Damme  in  GUR.  2  282: 
Allfeld  305,  306;  Isay  §  4U  Nr.  14;  vergl.  RG.  JW.  96  301). 
Behauptet  dagegen  jemand  auf  Grund  unrichtiger  AuslQg:ung  eines 
vdrklich  existierenden  Patents,  da&  dieses  einen  demselben  nicht 
zukommenden  Schutzumfang  habe,  so  liegt  keine  Angabe  tatsfteb- 
lieber  Art  und  demnach  ein  Grund  zur  Anwendung  des  Weti- 
bewerbsgesetzes  nicht  vor. 

9a.  Weitere  Fälle  unlauteren  Wettbewerbs.  Wegen  der  all- 
gemeinen Fassung  des  §  1  des  Wettbewerbsgesetzes  ist  eine  Klage 
Auch  gegenüber  der  unrichtigen  Angabe,  da&  ausländische 
Patente  bestehen,  oder  daß  ein  Patent  angemeldet  sei,  gegeben 
{Isay  I  40  Nr.  14;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  40  Nr.  7;  Allfeld  301; 
vergl.  Nr.  20  und  23).  Die  Klage  nach  §  1  des  Wettbewerbsgesetzes 
ist  dagegen  nicht  zulässig,  wenn  mit  der  Patentangabe  versehene 
Waren  m  Verkehr  gebracht  werden,  da  hierin  eine  Bekannt- 
machung oder  Mitteilung  im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  gefund^ 
werden  kann  (RG.  PMZBl.  11  265;  vergl.  Nr.  40flF.). 

10.  Abwehrende  und  Entschädigungsklage.  Der  Anspruch 
AUS  §  1  des  Wettbewerbsgesetzes  geht  auf  Verbot  weiterer  Ver- 
breitung der  unrichtigen  Angaben  sowie  auf  Entschädigung 
gegen  denjenigen  Verbreiter,  welcher  die  Unrichtigkeit  kannte 
oder  kennen  mußte.  Insofern  besteht  also  ein  wesentlicher  Unter 
schied  zwischen  der  Klage  aus  dem  Wettbewerbsgesetze  und  der 
Eiage  nach  bürgerlichem  Recht  nicht  (vergl.  Nr.  7  und  8). 
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U.  Wettbewerbsgesetz  und  bürgerliches  Reeht.  Dagegen 
bestehen  Abweichungen  in  bezug  auf  die  Person  des  Klägers, 
da  nach  dem  Wetfcbewerbsgesetz  nicht  nur  die  Konkurrenten^ 
sondern  auch  Verbände  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen 
klageberechtigt  sind.  Außerdem  gewährt  das  Wettbewerbsgesetz 
—  anders  als  das  bürgerliche  Recht  —  die  Möglichkeit  des  Er- 
lasses einstweiliger  Verfügungen,  auch  wenn  die  Voraus- 
setzungen der  Zivuproze&ordnung  nicht  vorliegen  (§  3),  sowie 
die  Befugnis  zur  öffentlichen  Bekanntmachung  des  Urteil» 
auf  Kosten  des  Unterliegenden  (§  13).  Andererseits  sind  Be- 
schränkungen für  die  Klage  aus  dem  Wettbewerbsgesetze  vor- 
gesehen, welche  nach  bürgerlichem  Recht  nicht  gelten,  so  bezüglich 
des  Gerichtsstandes  (§  2),  der  Verjährung  (§  11)  und  in- 
betreff  derKlagebefu^is  derjenigen,  die  im  Inlande  keine  Haupt- 
niederlassung besitzen  (§  16).  Indessen  steht  die  Sllagebefugnis 
we^en  unlauteren  Wettbewerbs  den  nach  Maßgabe  der  Inter- 
nationalen Übereinkunft  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentum» 
Berechtigten  gemäß  Art.  10  b  derselben  unbeschränkt  zu  (vergl. 
Anh.  Nr.  18  und  19). 

12.  §  4  des  Wettbewerbsgesetzes.  Eine  Anwendung  der  straf - 
rechtlichen  Bestimmung  des  §  4  des  Wettbewerbsgesetzes  findet 
hier  nicht  statt.  Diese  Vorschrift  würde  nur  dann  anwendbar  sein, 
wenn  in  dem  Patentvermerk  eine  Angabe  über  die  „Beschaffen- 
heit*^  oder  die  „Herstellungsart^  der  als  patentiert  bezeichneten 
Ware  oder  eine  Angabe  über  den  Besitz  emer  .Auszeichnung^ 

fefunden  werden  könnte.  Beides  trifft  nicht  zu,  da  die  Patentierung 
ein  Beweis  dafür  ist,  da&  der  patentierten  Ware  eine  höhere 
Brauchbarkeit  als  einer  nicht  patentierten  zukommt,  oder  da&  sie 
in  einer  bestimmten  Weise  hergestellt  ist  (RG.  PMZBl.  4  11,  12; 
Kohler  930,  981;  Seligsohn  §  40  Nr.  7;  Damme  in  GUR.  2  282 ff.; 
Allfeld  304;  Isay  §  40  Nr.  15;  veigl.  auch  §  1  Nr.  226;  anders 
Bieberfeld  in  GUR.  1  27V). 

13.  Idealkonkurrenz  mit  §  4*  Andererseits  ist  es  nicht  aus- 
geschlossen, da&  durch  eine  Ankündigung  ein  einheitliches  Ver- 
gehen gegen  §  40  Nr.  2  PatG.  und  gegen  §  4  des  Wettbewerbs- 
gesetzes begangen  wird.  Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  neben  der 
fälschlichen  Patentangabe  in  der  Ankündigung  noch  sonstige  gegen 
den  §  4  verstoßende  Anffaben  enthalten  sind.  Es  liegt  dann  ein 
FaU  der  sog.  Idealkonkurrenz  vor,  die  nach  §  73  des  Straf- 
gesetzbuchs zur  Folge  hat,  daß  dasjenige  Gesetz,  welches  die 
schwerste  Strafe  androht,  d.  h.  im  vorliegenden  Falle  der  §  4  des- 
Wettbewerbsgesetzes  zur  Anwendung  kommt,  vorausgesetzt,  daß 
der  nach  diesem  Gesetze  erforderliche  Strafantrag  gestellt  ist.  Es 
kann  dann  auf  eine  Geldstrafe  bis  1600  Mark  und  bei  Rückfall 
auf  Halt  oder  Grefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  erkannt  werden. 
Au&erdem  ist  Privatklage  zulässig  (§  12),  Bekanntmachung 
der  Verurteilung  kann  angeordnet  werden  (§  13),  und  es  darf 
auf  Bu&e  erkannt  werden.  Auch  Neben  klage  istzul&ssig;  eine 
solche  Nebenklage  äußert  dann  ihre  Wirkungen  auf  das  Vei]gehen 
gegen  das  Patentgesetz  dergestalt,  da&  der  Nebenkläger  bei  selb- 
ständiger Einlegung  eines  Rechtsmittels  auch  den  die  Patent- 
anmaßung betreffenden  Teil  des  Urteils  zum  Gegenstande  des  An* 

7s  machen  darf  (RG.  PMZBl.  4  11). 
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m.  Versohulden. 

a)  Arten  des  Verschuldens. 

14.  Leichtes  Verschulden.  Die  Bestrafung  auf  Gruad  des  §  40 
ist  dadurch  bedingt,  dafi  der  Handelnde  in  schuldhafter  Weise 
tätig  geworden  ist.  Eine  vorsätdiche  Handlungsweise  ist  dabei 
nicht  erfordert,  auch  nicht  einmal  grobe  Fahrlässigkeit;  vielmehr 
genügt  hier  zur  Anwendung  der  S&afbestimmung,  wie  bei  Stxaf- 
vors(Siriften  polizeilichen  CnEurakters  überhaupt,  auch  die  leichte 
Fahrlässigkeit  (B6.  6.10  354,  Str.24  40a  JW.94  54;  PMZBL 
1  116,  Str.  26  198,  JW.  »5  101;  JW.  »5  101;  PMZBL  12  451. 
Dies  trifft  im  vorUegenden  Falle  um  so  mehr  zu,  als,  soweit  nach 
dem  Patentgesetz  und  diesem  verwandten  Gesetzen  —  wie  dem 
Oebrauchsmuster-  und  Warenzeichengesetz  —  die  Strafbarkeit  auf 
vorsätzliche  Handlungsweise  beschränkt  sein  soll,  dies  in  dem  Ge- 
setze —  z.  B.  im  §  86  PatG.  —  ausdrückUch  hervorgehoben  ist 
{Allfeld  803). 

15.  Fahrlässigkeit.  Der  Begriff  der  Fahrlässigkeit  ist  an 
anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  §  85  Nr.  119ff.).  Danach  liegt  Fahr- 
lässigkeit insbesondere  dann  vor,  wenn  dem  Täter  bekannt  war 
oder  bei  Anwendimg  gehöriger  Sorgfalt  bekannt  sein  mu&te,  da6 
die  von  ihm  gebrauchte  Bezeichnung  geeignet  ist,  das  Publikum 
in  einen  Irrtiun  der  hier  in  Betracht  konunenden  Art  zu  versetzai 
(RG.  PMZBl.  4  144 ;  PMZBL  12  45). 

16.  Torsatz.  Vorsätzlich  ist  die  Handlung  begangen,  wenn 
sie  in  dem  Bewußtsein  vorgenommen  wurde,  daß  ein  deutsches 
Patent  nicht  bestehe,  oder  wenn  das  Nichtbestehen  eines  solchen 
auch  nur  als  möglich  vorausgesetzt  wurde.  Es  genügt  also  Wissent- 
lichkeit  und  Eventualdolus  (KG.  PMZBL  6  167;  vergL  |  35 
Nr.  70ff.).  Eine  Absicht  zu  schädigen  oder  zu  täuschen,  ist  nicht 
erfordert.  Daß  die  vorsätzliche  Zuwiderhandlung  strafbar  ist,  be- 
darf keiner  Ausführung. 

b)  Irrtum. 

17.  Tatsächlicher  Irrtum.  Die  Annahme  eines  yerschuldens 
ist  nach  allgemeinen  Grundsätzen  dann  ausgeschlossen,  wenn  das 
Vergehen  des  §  40  in  einem  tatsächlichen  Irrtum  begangen 
ist,  wenn  z.  B.^  der  Täter  die  Bezeichnung  in  der  irrtümlichen, 
aber  redlichen  Überzeugung  vorgenommen  bat,  da&  ihm  ein  deut- 
sches Beichspatent  erteilt  sei,  oder  da&  sich  sein  Patent  "wegen 
der  demselben  zu  gebenden  Auslegung  auf  den  als  patentiert  be- 
zeichneten Gegenstand  erstrecke,  oder  daß  ein  inzwischen  er- 
loschenes  Reichspatent  noch  zu  Recht  bestehe  (vergl.  OLG.  München 
G.  4  313 ;  vergl.  auch  §  36  Nr.  81  ff).  Tatsächlicher  Natur  ist  auch 
die  Frage,  ob  die  Möglichkeit  einer  Irreführung  vorliegt,  so  daß 
also  auch  der  Irrtum  hierüber  ein  tatsächlicher  ist  (vei^l.  Nr.  27). 
Dagegen  kann  der  Täter  sich  auf  seinen  guten  Glauben  dann  nicht 
berufen,  wenn  dieser  gute  Glaube  auf  Fahrlässigkeit  be- 
ruht (vergl.  LG.  BerHn  G.  1  348). 

18.  B^htsirrtum.  Die  Unkenntnis  oder  fälschliche  Auslegung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  schlie&t  die  Strafbarkeit  nicht  aus. 
da  Kechtsirrtum  nicht  entschuldigt  (OLG.  München  G.  4  314; 
vergl.  &  35  Nr.  92  ff.).  Ein  solcher  Kechtsirrtum  liegt  z.  B.  vor. 
wenn  der  Täter  der  Ansicht  ist,  daß  er  mit  Rücksi<mt  auf  einen 
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▼on  ihm  erwirkten  Gebrauchs-  oder  Geschmacksmuster- 
schutz berechtigt  sei,  die  so  geschützten  Gegenstände  unter  der 
Bezeichnung  ^^patenti^'  oder  einer  ähnUchen,  auf  einen  Patent- 
schutz hinweisenden  Bezeichnung  in  den  Handel  zu  bringen 
(Schöffengericht  Dresden  PMZBl.  2  283;  LG.  Zwickau  2  340).  Als 
Bechtsirrtum  würde  auch  ein  Irrtum  über  die  Rechtmäßigkeit 
der  Angabe  anzusehen  sein  (verffl.  Nr.  33  ff.).  Jedoch  ist  es  nicht 
außgeschlossen,  daß  nach  Lage  des  Falles  ein  auf  irriger  tatsäch- 
licher Annahme  beruhender  Irrtum  über  die  Identität  des  be- 
zeichneten Gegenstandes  mit  dem  Gegenstände  eines  bestehenden 
Patents  entschuldigt  (vergl.  Nr.  35). 

19.  Hiftbräuclüiche  Geschäftsgepflogenheiten«  Der  Täter  kann 
sich  auch  nicht  zu  seiner  Entschuldigung  auf  gegen  das  Ge- 
setz verstoßende  imd  daher  mißbräuchliche  Geschäfts- 
gepflogenheiten berufen  (LG.  Aachen  PMZBl.  4  143;  BG. 
PMZBl.  4  12;  PMZBl.  7  118;  Robolski  K.  §  40  Nr.  2;  Isay  §  40 
Nr.  4).  Als  eine  solche  mißbräuchliche  Geschäftsgepflogenheit 
würde  es  anzusehen  sein,  wenn  es  in  gewissen  Kreisen  oder  all- 
gemein üblich  wäre,  nicht  patentierte,  jedoch  eigenartig  konstruierte 
Artikel  oder  nur  durch  Musterschutz  geschützte  Gegenstände  als 

Efttentiert  zu  bezeichnen  (Schöffengericht  Dresden  PMZBl.  2  283; 
G.  Zwickau  PMZBl.  2  340;  RG.  Str.  26  192,  JW.  »5  101).  Aus 
dem  gleichen  Grunde  würde  der  allgemeine  Gebrauch,  solche 
Gi^;enstände,  für  welche  ein  Patent  eist  angemeldet  ist,  mit  der 
Bezeichnung  ^.  B.  P.  a.^  zu  versehen,  der  Bestrafung  nicht  ent- 
gegenstehen (BG.  PMZBl.  4  144). 

IV«  Nichtbestehen  des  Patentschutzes. 

20.  Nichtbestehen  deutschen  Patentschutzes.  Zum  objektiven 
Tatbestand  des  §  40  gehört  es,  daß  die  auf  ein  deutsches  Patent 
hinweisende  Bezeichnung  unrichtig  ist.  Unrichtig  ist  sie  aber, 
wenn  ein  deutsches  Patent  zur  Zeit  des  Gebrauches  der  Bezeichnung 
nicht  oder  noch  nicht  oder  nicht  mehr  besteht.  Es  muß, 
wenn  die  Bezeichnung  zulässig  sein  soll,  ein  deutsches  Patent 
erteilt  sein;  es  genügt  nicht  das  Bestehen  eines  ausländischen 
Patents  (LG.  Beriin  G.  2  259;  LG.  Beriin  G.  3  289).  Gegenüber 
der  unrechtmäßigen  Anmaßung  eines  ausländischen  Patentschutzes 
kann  nur  eine  Zivilklage  gegeben  sein  (vergl.  LG.  Eonstanz  PMZBl. 
11 290;  vergl.  auch  Nr.  9  a).  Dagegen  ist  die  Bezeichnung  rechtmäßig, 
auch  wenn  das  Patent  nicht  dem  die  Bezeichnung  Vornehmenden 
oder  Anwendenden,  sondern  einem  anderen  zusteht  (Kohler  929; 
Allfeld  299;  anders  Seligsohn  3.  Aufl.  §  40  Nr.  4).  Eine  unrichtige 
Angabe  über  die  Inhaberschaft  eines  Patents  könnte  nur  nach 
Maßgabe  des  Wettbewerbsgesetzes  oder  des  bürgerlichen  Rechts 
verfolgbar  sein.  Ebensowenig  fällt  die  Angabe  einer  falschen  Patent- 
nummer unter  den  ^  40;  auch  sie  könnte  nur  unter  Umständen 
als  unlauterer  Wettbewerb  verfolgt  werden  (vergl.  Köhler  929). 

21.  Musterschutz.  Die  auf  ein  Patent  hinweisende  Bezeichnung 
ist  nicht  etwa  deshalb  zulässig,  weil  —  wenn  auch  in  Deutschland  — 
ein  Musterschutz,  sei  es  Gebrauchsmuster-  oder  Geschmacks- 
musterschutz, erwirkt  ist  (Schöffengericht  Bürstadt  PMZBl.  1  188; 
Schöffengericht  Dresden  PMZBl.  2  283;  LG.  Berlin  G.  2  261 ;  LG. 
Zwickau  PMZBl.  2  339,  340;  LG.  Dresden  PMZBl.  10  395,  596). 
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22.  Behauptung  mehrfiAehen  Patentschutzes«  Ist  eine  Be- 
zeichnung gebraucht,  welche  darauf  schließen  Iftßt,  daß  die  Ware 
durch  menrere  Patente  geschützt  sei,  so  müssen  diese  mehreren 
Patente  auch  wirklich  bestehen;  denn  das  Gesetz  bezweckt,  zu 
verhindern,  daß  unrichtige  Angaben  über  den  Patentschutz  auf- 
gestellt werden  (Kohler  929;  anders  Sehgsohn  §  40  Nr.  4;  Allfeld 
300;  Isay  §  40  Nr.  2).  Abweichend  hiervon  hat  das  Reichsgericht 
entschieden,  daß  es  zur  Ausschließung  der  Strafbarkeit  genüge, 
wenn  auch  nur  eines  der  verschiedenen  angegebenen  Patente  zu 
Recht  bestehe,  da  die  Stra&orm  des  §  40  PatG.  nur  dann  zur  An- 
wendung gelange,  wenn  ein  Patentschutz  behauptet  werde,  ob- 
wohl ein  solcher  überhaupt  nicht  bestehe  (RG.  PMZBI.  2  2,  3, 
Str.  28  17  ff.,  JW.  96  521;  vergl.  auch  Nr.  36). 

23.  Patentanmeldung.  Die  Befugnis,  einen  Gregenstand  mit 
einer  auf  ein  Patent  hinweisenden  Bezeichnung  zu  versehen,  steht 
nur  daim  zu,  wenn  von  dem  Patentamt  ein  Patent  durch  rechts- 
kräftigen Beschluß  endgültig  erteilt  ist.  Die  bloße  Anmeldung 
eines  Patents  gibt  noch  kein  Recht  hierzu,  obwohl  nach  Er- 
teilung des  Patents  der  Anmeldetag  für  die  Berechnung  der  fOnf- 
zehnjänrigen  Patentdauer  von  maßgebender  Bedeutung  ist.  Die 
Anmeldung  gibt  selbst  dann  nicht  diese  Befugnis,  wenn  dieselbe 
gemäß  §  23  PatG.  zur  Bekanntmachung  und  Auslegung 
geführt  hat,  und  obwohl  der  Anmeldende  auf  Grund  dÜLeser 
Bekanntmachung  einen  vorläufigen  Patentschutz  genießt.  Denn 
es  hegt  hierin  keine,  auch  nicht  eine  vorläufige  Patenterteilung, 
zumal  mit  Yersagung  des  Patents  der  einstweilige  Schutz  sein 
Ende  erreicht.  An  der  einmal  begründeten  Strafbarkeit  wird  auch 
dadiu'ch  nichts  geändert,  daß  das  Patent  nachträglich  erteilt 
wird.  Ganz  das  gleiche  gilt,  wenn  das  Patent  erteilt,  der  &- 
teilungsbeschluß  aber  noch  nicht  rechtskräftig  geworden  ist.  Auf 
die  Tatsache  der  Anmeldung  und  Ausle^ng  darf  der  Anmelder 
selbstverständhch  hinweisen,  sofern  dies  in  unzweideutiger,  nicht 
irreführender  Weise  geschieht.  Bezeichnungen  wie  „Patent  an- 
gemeldet" imd  „vorläufig  geschützt"  sind  daher  als  zulässig  zu 
erachten,  nicht  dagegen  ein  vermerk  wie  „D.  R.  P.  a.^  (LG.  Aachen 
PMZBI.  4  143;  OLG.  München  G.  4  311ff.;  RG.  PMZBI.  4  144; 
Seligsohn  3.  Aufl.  §  40  Nr.  4;  vergl.  Nr.  31).  Ist  die  Angabe,  daß 
ein  ratent  angemeldet  sei,  unrichtig,  oder  wird  sie  nach  Zurück- 
nahme oder  rechtskräftiger  Zurückweisung  der  Anmeldung  noch 
weitergebraucht,  so  ist  merin  eine  unrichtige  Angabe  im  Sinne  des 
§  1  des  Wettbewerbsgesetzes  zu  sehen  (vergl.  Nr.  9  a). 

24«  Erlosehenes,  zurückgenommenes  und  für  niehtig  erklärtes 
Patent.  Da  nach  dem  Zwecke,  der  mit  der  Vorschrift;  des  §  40 
verfolgt  wird,  nur  diejenigen  Gegenstände  als  patentiert  bezeichnet 
werden  dürfen,  hinsichtlich  deren  ein  Patentschutz  und  demnadi 
ein  Verbotsrecht  gegenüber  Dritten  tatsädilich  besteht,  so  ist  es 
auch  dann  unzulässig,  einen  Gegenstand  mit  einer  auf  eine  Paten- 
tierung hinweisenden  Bezeichnung  zu  versehen,  wenn  ein  Patent 
früher  bestanden  hat,  aber  inzwischen  erloschen,  rechts- 
kräftig zurückgenommen  oder  für  nichtig  erklärt  worden 
ist,  es  sei  denn,  daß  deutlich  das  Patent  äa  ein  nicht  mehr 
zu  Recht  bestehendes  gekennzeichnet  ist  (Amtegericht  Greiz 
G.  2  260;  LG.  BerUn  G.  1  348;  RG.  PMZBI.  2  2,  Str.  28  16,  17, 
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JW.  96  621).  Da^effen  macht  die  bloße  Nichtigkeit  eines  Patents, 
so  lange  die  Nichtigkeitserklärung  nicht  rechtskräftig  ausgesprochen 
ist,  die  Patentbezeichnung  nicht  zu  einer  imrechtmäßigen  (Allfeld 
298).  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  dem  Bezeichnenden  die  Nichtig- 
keit bekannt  sein  sollte. 

25.  Terbreitimg  mit  der  Patentangabe  yersehener  Gegen- 
stände nach  BeencUg^img  des  Patentschutzes.  £s  darf  auch  der- 
jenige, welcher  Waren  oder  Ankündigungen  mit  der  Patentbezeich- 
nung  versehen  hat,  solche  nach  Beendigung  des  Patent- 
schutzes nicht  mehr  verbreiten,  wenngleich  die  Bezeichnung 
zur  Zeit  des  Bestehens  des  Patents  —  also  damals  in  zulässiger 
Weise  —  erfolgt  war,  da  die  Verbreitung  als  eine  mit  der  Be- 
zeichnung einheitliche  Tätigkeit  anzusehen  ist  (vergl.  Nr.  41).  Die 
Verbreitung  ist  erst  dann  zulässig,  wenn  die  Bezeichnung  gelöscht 
oder  sonst  in  unzweideutiger  Weise  erkennbar  gemacht  ist,  daß 
der  Patentschutz  nicht  mehr  besteht  (LG.  Berlin  G.  1  348;  Kohler 
933;  Seligsohn  §  40  Nr.  6;  Stenglein  §  40  Nr.  3;  vergl.  Allfeld  302; 
anders  Elostermann  E.  §  40  Nr.  2).  Das  Gesetz  gewährt  keinerlei 
Frist  für  die  Beseitigung  der  Bezeichnung;  vielmehr  ist  sie 
sogleich  vorzunehmen,  so  da^  dadurch  verhindert  wird,  daB  nach 
Ablauf  des  Patents  so  bezeichnete  Gegenstände  noch  feilgehalten 
oder  in  Verkehr  gebracht  werden  (vergl.  Köhler  927  und  933; 
Kohler  in  ZgR.  4  347).  Die  Unzulässigkeit  der  späteren  Verbreitung 
wird  auch  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  da£  die  Bezeichnung  in 
der  Absicht  erfolgt  war,  die  so  bezeichneten  Gegenstände  noch 
während  der  Patentdauer  zu  verbreiten.  Durch  dieses  Vertriebs- 
verbot wird  indessen  nur  der  betroffen,  welcher  selbst  die  Be- 
zeidmung  vorgenonmien  hat,  nicht  dagegen  der  Dritte,  welcher 
die  von  einem  anderen  mit  der  Patentbezeichnung  versehene  Ware 
oder  Ankündigung  in  Besitz  hat  (vergl.  auch  Nr.  40ff.). 

V.  Zur  Lrreführungf  geeignete  Angaben« 

26.  MSglichkeit  einer  Irreführung.  Das  Gesetz  verbietet  bei 
Nichtbestehen  eines  deutschen  Patentschutzes  nicht  nur  solche 
Bezeichnungen,  welche  in  unzweideutiger  Weise  auf  das  Bestehen 
eines  solchen  Schutzes  hinweisen,  sondern  überhaupt  Angaben, 
welche  ^geeignet"  sind,  einen  Irrtum  in  dieser  Richtung  zu  er- 
regen. ]^  ist  daher  nicht  nur  die  Bezeichnung  „Reichspatent^ 
und  die  aDgemein  für  ein  Beichspatent  ffebrauchte  Abkürzung 
„D.  R.  P.^  als  unzulässig  zu  erachten,  sondern  jede  Bezeichnung 
überhaupt,  welche  einen  Irrtum  der  angegebenen  Art  hervorrufen 
kann,  bei  deren  Lesen  das  Publikum  also  im  Zweifel  darüber 
sein  muß,  ob  der  Gegenstand  durch  ein  deutsches  Patent  geschützt 
ist  (LG.  Leipzig  PMZBl.  1  128).  Hiemach  genügt  die  Möglich- 
keit einer  Irreführung.  Es  ist  nicht  etwa  erforderlich,  daß 
dritte  Personen  tatsächlich  getäuscht  oder  gär  geschädigt  worden 
sind;  ebensowenig  kommt  es  auf  die  Ateicht  emer  Täuschung  an 
(Schöffengericht  Straßburg  PMZBl.  8  47;  LG.  Berlin  G.  1  348; 
RG.  Str.  26  194;  Kohler  1  Nr.  683;  Allfeld  299;  vergl.  Nr.  27). 

27.  Objektive  MSgliehkeit  einer  Irreführung.  Dabei  muß 
ind^en  die  betreffende  Angabe  doch  immer  auch  objektiv 
geeignet  sein,  einen  Irrtum  hervorzurufen  (Eammergericht 
PMZBL  6  167;  RG.  PMZBL  4  12).    Auf  die  Absicht,  wel<£e  der 
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die  Angabe  Machende  mit  dieser  verfolgt  hat,  kommt  es  nicht 
allein  an  (vergl.  Nr.  26).  f^  genügt  daher  nicht,  wenn  jemand 
—  wenn  auch  in  beabsichtigter  Weise  —  durch  eine  objektiv 
nicht  hierzu  ^eignete  Angabe  getäuscht  worden  ist.  Ob  eine 
Angabe  objektiv  zur  Irrtumserregung  geeignet  ist,  ist  eine  Frage 
tatsächlicher  Natur.  Dieselbe  ist  daher  der  Nachprüfung  des 
Bevisionsgerichts,  welches  nur  Bechtsfragen  zu  entscheiden  hat, 
entzogen  jEammergericht  PMZBl.  6  167).  Objektiv  zur  Irreführung 
geeignet  ist  die  Angabe  auch  dann,  wenn  der  damit  versehene 
Gregenstand  absolut  von  dem  Patentschutz  ausRCSchlossen  ist 
fanders  Allfeld  299).  Denn  es  ist  auf  die  Möglichkeit  einer  Irre- 
führung desjenigen  PubUkums  Bücksicht  zu  nehmen,  welches  in 
Patentsachen  gänzlich  unerfahren  ist.  Es  ist  dabei  allerdings 
auch  darauf  zu  achten,  da£  die  von  dem  Patentschutze  aus- 
geschlossenen Nahrungs-,  Genuß-  und  Arzneimittel  und  chemischen 
Stoffe  als  patentiert  bezeichnet  werden  dürfen,  wenn  das  auf 
ihre  Herstellung  gerichtete  Verfahren  patentiert  ist,  da  gemäfi 
§  4  PatO.  das  Patent  auf  ein  Verfahren  sich  auf  die  unmittelbar 
dadurch  hergestellten  Erzeugnisse  erstreckt  (vergl.  Nr.  34). 

28.  Hinzufiigun^en  zu  der  Patentangabe.  Die  Möglichkeit 
einer  Irreführung  liegt  dann  stets  vor,  wenn  in  iigend  einer 
Weise  auf  das  nestehen  eines  Patentschutzes  hingewiesen  ist^ 
obwohl  ein  solcher  nicht  oder  noch  nicht  oder  nicht  mehr  besteht. 
Es  ist  dies  ausnahmslos  der  Fall,  wenn  der  Ausdruck  „Patenf^ 
oder  ^^patentiert"  oder  ähnUche  Bezeichnungen  gebraucht  werden, 
es  sei  denn,  daß  in  wahrheitsgemäßer  Weise  durch  Hinzu* 
fügun^en  zu  der  Patentangabe  deutlich  erkennbar  ge- 
macht ist,  daß  das  Patent  nur  angemeldet  oder  erloschen  ist. 

29.  Gesamtbild  der  Patentangabe.  Bei  Entscheidung  d^ 
Frage,  ob  durch  solche  oder  ähnhche  Hinzufügungen  zu  der 
Patentangabe  jeder  Irrtum  aufgeschlossen  wird,  ist  auf  das  Ge- 
samtbild zu  sehen,  welches  die  Patentangabe  in  Zusammenhang 
mit  den  Hinzufügungen  gewährt,  und  es  ist  die  Möglichkeit  einer 
Irreführung  objektiv  für  gegeben  zu  erachten,  wenn  die  den  Irrtum 
ausschließenden  Hinzufügungen  derart  unauffällig  angebracht 
sind,  daß  sie  dem  flüchtigen  Beschauer  entgehen  müssen  (vergL  RG. 
JW.  04  895;  anders  RG.  PMZBl.  4  12).  Denn  das  Publikum  und 
namentlich  der  in  Patentangelegenheiten  nicht  erfohrene  Durch- 
schnittskäufer  pflegt  bei  dem  Ankaufe  von  Waren  derartigen  An- 
sahen in  der  B^el  nur  eine  flüchtige  Beachtung  zu  schenken  (vergL 
LG.  Berlin  PMZBl.  6  166,  167).  Es  genügt  daher  nicht  zur  Be- 
seitigung der  Irreführung,  wenn  beispielsweise  das  Wort  „Patent"* 
lediglich  mit  Bleistift  ausgestrichen  ist  (Schöffengericht  Crimmitschau 
PMZBL  1  188). 

80.  Ansehauunff en  der  beteiligten  Kreise.  Überhaupt  kommt 
es  bei  der  Frage,  ob  eine  Irreführung  mögUch  ist,  wesentlich  auf 
die  Anschauungen  und  die  Anschauungskraft  des  Publikums 
an,  für  welches  die  in  Frage  stehenden  Waren  oder  Ankündi- 
gungen bestimmt  sind,  sowie  auf  die  in  den  betreffenden  Ejreisen 
übliche  Art  des  Lesens  (RG.  PMZBl.  4  12;  vergl.  R6.  JW.  04  396). 
Es  ist  also  auf  den  Abnehmer-  und  Leserkreis  Rücksicht  zu  nehmen, 
sowie  darauf,  in  welcher  Weise  diese  Kreise  eine  Ankündigung  zu 
lesen  pflegen ;  der  flüchtige  Leser  darf  nicht  grundsätzlich  von  der 
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Berücksichtigung  ausgeschlossen  werden  (vergl.  B6.  JW.  03  405; 
JW.  04  395;  Allfeld  299).  Hiemach  wird,  wenn  der  mit  dem 
Patentvermerk  versehene  Gegenstand  für  ein  ungebildetes  Pu- 
blikum bestimmt  ist,  eine  Irreführung  eher  anzunehmen  sein, 
als  wenn  der  Absatz  in  gebildeteren  Kreisen  stattfindet,  und 
andererseits  der  gewöhnliche  Konsument  eher  getäuscht  werden 
als  der  Fachkundige.  Sind  auf  die  Patentbezeichnung  bezügliche 
Vermerke  in  fremder  Sprache  abgefaßt,  so  wird  es  darauf  an- 
kommen, ob  in  den  Absatzkreisen  die  Kenntnis  dieser  Sprache 
üblich  ist.  Ist  die  Ware  für  den  gewöhnlichen  Konsumenten  oder 
für  diesen  und  für  Fachkreise  bestimmt,  so  schlieft  die  Tatsache, 
da&  Fachkundige  nicht  getäuscht  worden  sind  und  nicht  getäuscht 
werden  konnten,  die  Bestrafung  nicht  aus  (LG.  Berlin  PMZBl. 
6  167;  BG.  Str.  26  194).  Die  Anschauungen  des  beteiligten  Pu- 
blikums sind  auch  dann  maigebend,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
festzustellen,  ob  in  einer  mehrere  verschiedene  Waren  anpreisenden 
Ankündigung^  die  Patentangabe  sich  auf  eine  darin  angebotene 
patentierte  Ware  oder  auf  eine  andere  gleichfalls  benannte  nicht 
patentierte  Ware  bezieht  (BG.  PMZBl.  4  12). 

81.  Praxis  der  Gerichte.  Unter  Anwendung  der  bisher  er- 
örterten Grundsätze  ist  im  einzelnen  Falle  auf  Grund  der  jeweilig 
vorliegenden  besonderen  Tatumstände  zu  entscheiden,  ob  eine  An- 
gabe als  unzulässig  anzusehen  ist.  BegelmäBig  wird  jedoch  in 
folgenden,  in  der  Praxis  entschiedenen  Fällen  bei  Nichtbestehen 
eines  deutschen  Patents  eine  gegen  §  40  verstoßende  Patent- 
bezeichnung anzunehmen  sein:  1.  wenn  z.  B.  die  Bezeichnung 
„Patent-Darren -Wickelmaschine^  oder  „Patentsägen''  für 
nicht  patentierte  Wickelmaschinen  oder  Sägen  ffebraudit  wird 
(Schöffengericht  Crimmitschau  PMZBl.  1 188;  LG.  Berlin  G.  1  347); 
2.  bei  der  Bezeichnung  „Patent"  oder  „P's  Patent"  oder  „paten- 
tiert", auch  wenn  ein  ausländisches  Patent  tatsächlich  besteht 
(Schöffengericht  Dresden  PMZBl.  2  283;  LG.  Berlin  G.  8  289,  290; 
LG.  Eonstanz  PMZBl.  11  290;  vergl.  Schöffengericht  Straßburg 
PMZBl.  8  46);  3.  bei  der  Bezeichnung  „in  den  meisten  Staaten 

Satentiert",  auch  wenn  ausländische  Patente  bestehen,  nament- 
ch,  wenn  es  sich  um  eine  deutsche,  für  deutsche  Kundschaft  be- 
stimmte Ware  handelt  und  die  Ankündigung  in  deutscher  Sprache 
erfolgt  ist  (LG.  Zwickau  PMZBl.  2  339,  340) ;  4.  bei  dem  Gebrauche 
der  Bezeichnung  „D.  R.  P.  a."  oder  „D.  R.  P.  A.",  auch  wenn  ein 
Patent  angemeldet  oder  die  Anmeldung  bereits  ausgelegt  ist  (LG. 
Aachen  PMZBl.  4  143,  144;  LG..  Berlin  PMZBl.  7  15;  LG.  Ham- 
bürg  PMZBl.  12  46 ff.;  anders  LG.  Berlin  M.  2  23,  29);  5.  bei 
dem  Gebrauche  der  Bezeichnungen  „Deutsches  Reichs-Patent- Amt 
Nr.  .  .  ."  und  „D.  R.  P.  A.  Nr.  .  .  .",  auch  wenn  ein  Gebrauchs- 
musterschutz oder  Zeichenschutz  besteht  (Schöffengericht  Straß- 
burs  PMZBl.  8  46;  LG.  Dresden  PMZBl.  10  395,  396);  6.  der 
Beioruck  des  Vermerks  „D.  R.  G.  M.  Nr.  ..."  zu  einer  als  Hinweis 
auf  einen  Patentschutz  aufzufassenden  Bezeichnung  schließt  eben- 
falls die  Bestrafung  nicht  aus,  da  der  Irrtum  nicht  ausgeschlossen 
ist,  daß  neben  dem  mit  Nummer  bezeichneten  Gebrauchsmuster 
ein  Patent  erteilt  sei  (RG.  Str.  26  193,  194). 

32.  Bezeichnung  als  patentamtlieh,  gesetzlich  oder  gegen 
Naehahmung  geschützt.     Was  die  Bezeicnnung   „patentamt- 

33* 
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lieh  geschützf^  anlangt,  so  ist  auch  diese  als  strafbar  erachtet 
worden,  wiewohl  allerdings  kein  Patent  aber  doch  ein  Gebrauchs- 
musterschutz bestand  (LG.  Berlin  PMZBl.  6  166,  167;  LG.  Dresden 
PMZBl.  12  46;  LG.  Hamburg  PMZBL  12  46 ff.;  Seligsohn  §  40 
Nr.  6).  Dies  ist  jedoch  keineswegs  unbedingt  zuzugeben.  Eis 
wird  vielmehr  darauf  ankommen,  ob  der  an  sich  wahrheitG^mä6e 
Ausdruck  im  Einzelfalle,  z.  B.  durch  die  Art  seiner  Verwendung, 
zur  Hervorrufung  eines  Lrtums  über  das  Bestehen  eines  Patent- 
schutzes benutzt  ist.  Dies  wird  der  Fall  sein,  wenn  derselbe  in 
bezug  auf  solche  Gegenstände  gebraucht  ist,  welche,  wie 
z.  B.  chemische  Yer&hrensweisen,  des  Gebrauchsmuster- 
schutzes nicht  fähig  sind.  Ln  übngen  ist  darauf  zu  sehen, 
ob  dasjenige  Publikum,  bei  welchem  der  Gegenstand  Absatz  findet, 
sachverständig  genug  ist,  um  zu  wissen,  daß  bei  dem  Patentamt 
nicht  nur  Patente  sondern  auch  Gebrauchsmusterrechte  erwirkt 
werden  können.  Es  ist  daher  auch  nicht  etwa  im  Zweifel 
die  Bezeichnung  „patentamtlich  geschützt"  für  strafbar  zu  er- 
achten (vergl.  auch  Seligsohn  §  40  Nr.  5;  Allfeld  800).  Gleiches 
gilt  von  anderen  ähnlichen  Bezeichnungen  wie  „gesetzlich  ge- 
schützt", ,jgegen  Nachahmung  geschützt"  usw.  (vergl.  da- 
fegen  auch  Schöffengericht  Berlin  G.  2  259;  LG.  Berlin  G.  8  261; 
:ohler  928;  Schäfer  in  ZgB.  8  159;  Köhler  928).  Ist  nach  Lage 
der  Umstände  des  Falles  nicht  anzunehmen,  dai  ein  Irrtum  über 
das  Bestehen  eines  Patentschutzes  hervorgerufen  werden  kann,  so 
sind  die  auf  einen  patentamtlichen  oder  gesetzlichen  Schutz  hin- 
weisenden Bezeichnungen  selbst  dann  nicht  strafbar,  wenn  ein 
Schutz  —  sei  es  Muster-  oder  Zeichenschutz  —  überhaupt  nicht 
besteht.  Gegenüber  der  widerrechtlichen  Anmaßung  eines  Muster- 
oder Zeichenschutzes  v^rde  nur  die  Zivilklage  gegeben  sein  ent- 
sprechend den  Grundsätzen,  welche  für  die  ziv^echtliche  Klage 
gegenüber  einer  Patentanmaßung  gelten  (vergl.  Nr.  4  ff.). 

VI.  BeohtmäsBJgkeit  der  Patentangabe. 

88.  Patentschutz.  Damit  die  Patentbezeichnune  eine  recht- 
mäßige sei,  muß  der  damit  versehene  Gegenstand  durch  ein 
deutsches  Patent  wirklich  geschützt  sein.  Hierzu  ist  es  aber 
keineswegs  erforderlich,  daß  der  G^enstand  in  der  Patent- 
schrift ausdrücklich  als  geschützt  beansprucht  ist;  es  genügt  viel- 
mehr, daß  er  tatsächlich  auf  den  Patentschutz  Ansprach 
hat.  Dabei  kommt  es,  gleichwie  bei  der  Frage,  ob  und  inwieweit 
ein  Schutz  gegenüber  PatentverletzmiRen  besteht,  nicht  darauf 
an,  ob  eine  ]&findung  tatsächlich  gemacht  ist,  sondern  ein  Patent- 
sdiutz  auch  im  Sinne  des  §  40  PatG.  kann  nur  insoweit  beansprucht 
werden,  als  eine  Erfindung  in  der  Patentschrift  offen- 
bart ist  (RG.  PMZBl.  8  177;  vergl.  §  4  Nr.  196). 

84.  Erzeugnisse  eines  patentierten  Verfahrens;  Elemente 
einer  Kombination;  Ausfährun^formen.  Hiemach  dürfen,  wenn 
ein  Verfahren  geschützt  ist,  die  unmittelbaren  Erzeugnisse 
desselben,  und  zwar  auch  Nahrungs-,  Geliuß-  und  Arznei- 
mittel sowie  chemische  Stoffe  als  patentiert  bezeichnet  w^en, 
da  sie  von  dem  Patentschutze  mitumfaßt  werden  (BG.  PMZBL 
4  12;  Robolski  K.  §  40  Nr.  2;  Seligsohn  §  40  Nr.  4;  Allfeld  298; 
Isay  §  40  Nr.  3;  vergl.  §  4  Nr.  5^).      Dagegen  gilt  das  gleiche 
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von  den  Erzeugnissen  einer  patentierten  Einrichtung  nicht  (Isay 
§  40  Nr.  8;  vergl.  §  4  Nr.  517),  Es  dürfen  auch  die  einzehien  für 
sich  als  selbständige  Erfindungen  geschützten  Einzelelemente 
einer  Eombinationserfindung  mit  der  Patentangabe  ver- 
sehen werden,  wiewohl  Patentansprüche  darauf  nicht  erhoben 
sind  (vergl.  §  4  Nr.  231  ff.).  Ebenso  darf  eine  besondere  Aus- 
führungsform als  patentiert  bezeichnet  werden,  wiewohl  in 
der  Patentschrift  eine  ganz  andere  Ausführungsform  beschrieben 
ist,  dann  nämlich,  wenn  die  patentierte  Erfindung  einen  all- 
gemeineren Charakter  hat,  also  eine  generelle  Erfindung  ist,  welche 
sämtliche  Ausführungsformen  umfaßt  (vergl.  §  4  Nr.  202  ff.). 

36.  Identität  mit  dem  Gegenstände  des  Patents.  Im  übrigen 
konmit  es  nicht  darauf  an,  ob  der  mit  der  Patentangabe  versehene 
Gregenstand  in  allen  seinen  Merkmalen  ganz  ^euau  mit  der  in  der 
Patentechrift  beschriebenen  Erfindung  überemstimmt,  da  es  dem 
Patentinhaber  freistehen  muß,  die  patentierte  Erfindung  im  Laufe 
der  Zeit  zu  verbessern  und  zu  vervollkonminen.  Es  sind  daher 
Abweichungen  gestattet,  sofern  nur  die  patentierte  Erfindung  im 
wesentlichen  wiedeigegeben  ist.  Sind  dagegen  die  wesent- 
lichen Merkmale  der  Erfindung  weggelassen,  so  ist  die  Patent- 
anffabe  unzulässig  (BG.  PMZBI.  7  118;  PMZBl.  8  177).  Es  kommen 
dabei  die  Grundsätze  zur  entsprechenden  Anwendung,  nach  denen 
sich  die  Frage  entscheidet,  od  trotz  vorhandener  Abweichungen 
eine  Patentverletzung  vorliegt  (vergl.  §  4  Nr.  331  ff.). 

86.  Patentsehutz  von  Bestandteilen.  Wenn  ein  Gegenstand 
aus  mehreren  Bestandteilen  zusammengesetzt  ist,  so  kann  ein 
Patent  sich  auf  den  Gregenstand  als  Ganzes,  d.  h.  auf  die  Zu- 
sammensetzung der  Bestandteile,  oder  auf  nur  einzelne  Bestand- 
teile erstrecken;  es  ist  aber  auch  möglich,  da&  auf  jeden  einzelnen 
Bestandteil  für  sich  ein  besonderes  Patent  erteilt  ist  (RG.  PMZBl. 
2  2,  Str.  28  17).  Es  darf  bei  solchen  zusammengesetzten  Gegen- 
ständen, wenn  nur  das  Ganze  oder  nur  ein  Bestandteil  patentiert 
ist,  der  Patent  vermerk  nur  in  einer  solchen  Weise  angebracht 
werden,  daß  kein  Irrtum  über  den  Umfang  des  Patentschutzes 
erregt  wird.  Daher  darf  nicht  etwa,  wenn  nur  ein  einzelner 
Bestandteil  patentiert  ist,  deshalb  ohne  weiteres  der  ganze 
Gegenstand  als  patentiert  bezeichnet  werden  (vergl.  OLG.  Dresden 
GuR.  4  246;  RG.  PMZBl.  7  118).  Es  darf  insbesondere,  wenn  ein 
patentierter  Gegenstand  mit  nicht  patentierten  Verbesserungen 
versehen  ist,  nidit  durch  die  Art  der  Anbringung  der  Patentangabe 
der  Anschein  hervoigerufen  werden,  als  ob  che  Verbesserungen 
patentiert  seien  (RG.  ZgR.  1 13).  Ebensowenig  darf  die  Behauptung 
angestellt  werden,  da&  mehrere  Patente  auf  verschiedene  Be- 
standteile  erteilt  seien,  wenn  nur  ein  Patent  auf  einen  Bestand- 
teil besteht  (vergl.  auch  Nr.  22). 

Indessen  darf  dieser  Grundsatz  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürf- 
nisse des  Verkehrs  nicht  allzu  strenge  gehandhabt  werden.  Daher 
ist  die  an  sich  zutreffende  Patentan^abe  auf  einem  einzelnen  Be- 
standteile nicht  deshalb  als  unzulässig  zu  erachten,  weil  infolge 
der  Einfügung  des  Bestandteils  in  das  Ganze  die  Patentbezeich- 
nung auf  das  Ganze  bezogen  werden  kann.  Es  wird  auch  der 
ganze  Gegenstand  als  patentiert  bezeichnet  werden  dürfen,  wenn 
wesentliche  Bestandteile  durch  ein  oder  mehrere  Patente  ge- 
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schützt  sind  (vergL  Robolski  §  40  Nr.  2;  Isay  §  40  Nr.  8).  Wie- 
weit bei  der  Annabme  der  Zulässij^keit  der  ratentangabe  hierbei 
gegangen  werden  darf,  läßt  sich  nicht  allgemein  sondern  nur  auf 
Grund  der  Prüfung  der  Verhältnisse  des  g^ebenen  Falles  ent- 
scheiden; jedenfalls  ist  die  Bezeichnung  dann  statthaft,  wenn  der 
patentierte  Teil  in  Hinblick  auf  die  Erreichung  des  Zweckes,  dem 
der  Gegenstand  zu  dienen  bestimmt  ist,  ein  so  wesentlicher  ist, 
daß  er  dem  ganzen  Gegenstande  nach  der  Auffassung  des  Verkehrs 
ein  eigentümliches  Gepräge  verleiht  (RG.  PMZBl.  12  45;  Str.  28  U). 
Sonst  wird  im  einzelnen  Falle  darauf  zu  achten  sein,  ob  eine  durch 
ein  loyales  Bedürfnis  veranlagte  Bezeichnunj^  vorließ  oder  ob 
eine  Täuschung  des  Publikums  möglich  ist.  Em  chemischer  Stoff 
wird  z.  B.  nicht  als  patentiert  bezeichnet  werden  dürfen,  wenn 
nicht  er  selbst,  sondern  ein  anderer  Stoff,  aus  welchem  er  hervor- 
gegangen ist,  durch  ein  patentiertes  Verfahren  hergestellt  ist  (Selig- 
sohn §  40  Nr.  4). 

vn.  BeBeiohnung  von  Qegenstanden. 

a)  Versehen  mit  der  Patentangabe. 

37.  Für  den  Verkehr  bestimmte  Gegenstände.  Die  Straf- 
vorschrift des  §  40  zerfällt  in  zwei  Teile.  Nach  Nr.  1  ist  es  ver- 
boten, Gegenstände  oder  deren  Verpackung  mit  einer  irreführenden 
Patentangabe  zu  versehen.  Dieses  Verbot  bezweckt  zu  ver- 
hindern, daß  infolge  der  Verbreitung  der  Ware  die  auf  derselben 
befindliche  unrichtige  Angabe  zur  Kenntnis  des  Publikums  gelangi;. 
Daraus  ergibt  sich,  daß  nur  die  Bezeichnimg  solcher  Warenstücke 
verboten  sein  kann,  welche  für  den  Verkehr  bestimmt  sind 
iß,G.  G.  10  367,  358;  Köhler  293;  Seligsohn  §  40  Nr.  6;  Allfeld  302). 
Damit  dies  ai^enommen  werden  kann,  ist  es  nicht  etwa  erforder- 
lich, daß  die  Ware  für  den  Verkauf  bestinunt  ist;  es  genügt  viel- 
mehr, daß  auch  nur  ein  Ausstellen  derselben  oder  eine  Form 
des  Vertriebs  beabsichtigt  ist,  durch  welche  die  auf  der  Ware  an- 
gebrachte Patentangabe  zur  Kenntnis  des  Publikums  gelangen  kann. 

38.  VoUenduiig  des  Verfrehens.  Andererseits  ist  das  Vergehen 
des  §  40  Nr.  1  nicht  ei^  dann  vollendet,  wenn  die  am  der 
Ware  befindliche  Patentangabe  dritten  Personen  wirklich  zur 
Kenntnis  g:ekonunen  ist  oder  infolge  der  Verbreitung  der  Ware 
zur  Kenntnis  kommen  konnte,  sondern  schon  in  dem  Augenblicke, 
in  welchem  die  Bezeichnung  vorgenommen  ist;  dennlv^isftfion 
diese  die  Täuschung  des  Publikums  vorbereitende  Handlung  soll 
strafbar  sein  (Kohler  933;  vergl.  AlUeld  302).  Das  Inverkehr- 
bringen des  mit  der  Paten tsuagabe  versehenen  Gegenstandes  ist 
daher  nicht  Voraussetzung  für  die  Strafbarkeit  (anders  Isay  §  40 
Nr.  7).  Es  ist  dies  anzunehmen,  weil  nach  Inhalt  des  Gresetzes 
zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen,  welches  gleiche  oder  ähn- 
liche Zwecke  verfolgt,  wie  nicht  bestritten  ist,  dasselbe  gilt  (vergL 
LG.  Bremen  PMZBl.  1  318;  RG.  Str.  18  390;  veigL  audi  RG.  Str. 
8  270;  Str.  20  113).  Die  nachträgliche  Beseitigung  der  widerrecht- 
lich vorgenommenen  Bezeichnung  hebt  daher  auch  die  einmal 
begründete  Strafbarkeit  nicht  auf  (ver^l.  RG.  Str.  14  417).  Das 
spätere  Inverkehrbringen  kommt  nur  msofem  in  Betradit,  als, 
wenn  die  Absicht  besteht,  den  Gegenstand  erst  nach  Erteilung 
eines  zur  Zeit  noch  nicht  bestehenden  Patentschutzes  zu  vertreiben« 
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dies  die  Unrechtmäßigkeit  der  Bezeichnung  ausschließt  (Köhler  933; 
Allfeld  802;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  40  Nr.  6).  Bringt  der,  welcher  die 
widerrechthche  Bezeichnung  vorgenommen  hat,  später  in  Verkehr, 
so  stellt  sich  dies  als  eine  einheitliche  Straftat  dar  (Köhler  933; 
vergl.  Nr.  41).  »Was  von  dem  späteren  Inverkehrbringen  gut,  das 
gilt  auch  von  dem  späteren  Feilhalten. 

89.  TStersehaft  und  Beihfilfe.  Als  Täter  bei  der  Bezeichnung 
von  Ware  oder  Verpackimg  ist  der  anzusehen,  welcher  die  Be- 
zeichnung in  seinem  Geschäftsbetriebe  verwendet,  also  wer  die 
Bezeichnung  fOr  seinen  Geschäftsbetrieb  herstellt  oder  herstellen 
läßt,  nicht  dagegen  derjenige,  welcher  für  einen  anderen  —  sei  es 
als  Angestellter  oder  als  selbständiger  Gewerbetreibender  —  die 
Bezeichnung  angefertigt  hat.  Doch  Kann  der,  welcher  in  solcher 
Weise  die  Handlung  des  Täters  wissentlich  unterstützt  hat,  als 
Gehülfe  verfolgt  werden  (vergl.  §  36  Nr.  31fif.). 

b)  Vertrieb  von  mit  der  Patentangabe  versehenen 
Gegenständen. 

40.  Inverkehrbringen  und  Feilhalten.  Das  Inverkehr- 
bringen und  Feilhalten  widerrechtlich  bezeichneter  Gegen- 
stände ist  nach  Inhalt  des  §  40  Nr.  1  PatG.  nicht  verboten;  es 
macht  sich  daher  nicht  strafbar,  wer  die  von  einem  anderen 
vriderrechüich  bezeichnete  Ware  in  Verkehr  bringt  oder  feühält 
(RG.  G.  10  355,  356,  Str.  25  78,  79;  PMZBl.  11  265;  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  40  Nr.  6;  Isay  §  40  Nr.  6;  anders  AUfeld  301;  vergL 
auch  Magnus  in  GUR.  10  233,  234).  Das  Inverkehrbringen  oder 
Feilhalten  der  mit  einer  widerrechtlichen  Bezeichnung  versehenen 
Ware  ist  auch  nicht  aus  dem  Gesichtspunkte  des  ^  40  Nr.  2 
für  unzulässig  zu  erachten;  denn,  wer  nur  in  Verkehr  orin^  oder 
feilhält,  ohne  die  Bezeichnung  vorher  zu  beseitigen,  wendet  sie  nicht 
als  eine  von  ihm  ausgehende  an  (RG.  PMZBl.  11  265;  vergl.  Nr.  9; 
anders  Kohler  933;  vergl.  Seligsohn  §  40  Nr.  6).  Dies  gut  regel- 
mäßig auch  von  dem  Ausstellen  (vergl.  Nr.  51).  Wäre  es  anders, 
so  würde  der  Verkehr  in  ^nz  ungehöriger  Weise  belästigt  werden, 
indem  schon  im  FaUe  leichten  Verschuldens  der  bestraft  werden 
könnte,  welcher  mit  der  Patentangabe  versehene  Ware,  die  er  zum 
Zwecke  des  Verkaufs  erworben  hat,  weiter  vertreibt.  Daher  ist 
auch  nicht  gegen  den,  welcher  nur  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält, 
eine  Zivilklage  begründet  (vergl.  RG.  GUR.  10  234;  anders  Seli^- 
sohn  3.  Aufl.  §  40  Nr.  2  und  6;  vergl.  auch  Nr.  6  und  Magnus  m 
GUR.  10  234). 

41.  Zusammenhang  zwischen  Inverkehrbringen  und  Feil- 
halten und  der  Bezeichnungstätigkeit.  Das  Inverkehrbringen 
und  Feilhalten  der  vriderrechtlich  bezeichneten  Gegenstände  ist 
nur  dann  strafbar,  wenn  es  als  eine  mit  der  widerrechtlichen 
Bezeichnung  einheitliche  Tätigkeit  auftritt.  Strafbar  ist 
daher  der  Inverkehrbringende  oder  Feilhaltende,  wenn  er  die 
durch  einen  anderen  geschehene  Bezeichnung  veranlaßt  hat, 
indem  er  alsdann  entweder  als  Täter,  wenn  er  den  anderen 
lediglich  als  Werkzeug  benutzt  hat,  oder  als  Anstifter  oder  Mit- 
täter, wenn  der  andere  auch  im  eigenen  Interesse  tätig  geworden 

-ist,  behandelt  wird  (vergl.  RG.  G.  10  355,  366,  Str.  26  78,  79).  Der 
Inverkehrbringende  undf  Feilhaltende  kann  auch  als  Gehülfe  zu 
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behandeln  sein,  wenn  er  durch  seine  Tätigkeit  die  Handlungsweise 
des  Bezeichnenden  vnssentlich  unterstützt.  Strafbar  ist  das  In- 
verkehrbringen und  Feilhalten  auch  dann,  wenn  es  sich  iJs  eine 
Fortsetzung  der  widerrechtlichen  Bezeichnungstätigkeit  dar- 
stellt, also  von  dem  Bezeichnenden  selbst  vorgenommen  ist;  denn 
durch  das  Inverkehrbringen  und  Feilhalten  wird  der  mit  der  irre- 
führenden Bezeichnung  beabsichtigte  widerrechtliche  Erfolg  ver- 
wirklicht. 

42.  Inverkehrbringen  und  Feilhalten  nach  ErlSschen  des 
Patents«^  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  erst  mit  dem  Inverkehrbringen 
oder  Feilhalten  der  widerrechtliche  Erfolg,  welchen  das  Gesetz 
verhindern  will,  d.  h.  die  Täuschung  des  rubläums,  eintritt,  ist 
es  auch  unstatthaft,  nach  dem  Erlöschen  des  Patents  die 
während  Bestehens  desselben  mit  der  Patentangabe  versehenen 
Gegenstände  weiter  in  Verkehr  zu  bringen  oder  feuzuhalten  (vergl. 
Nr.  25).  Indessen  gilt  dieses  Verbot  nur  für  deigeni^en,  welcher 
die  Gegenstände  mit  der  Bezeichnung  versehen  hat,  mcht  aber  für 
Dritte  (vergl.  Nr.  40  und  41). 

c)  Bezeichnung  der  Verpackung. 

43.  Begriff  der  Verpackung.  Der  Bßgriff  der  Verpackung 
ist  in  weiterem  Sinne  zu  verstehen,  so  aaß  darunter  allgemein 
die  Umhüllung  und  überhaupt  jede  Hülle  fällt,  welche  der 
Ware  hinzugefügt  wird,  um  cueselbe  transportfämg  oder  zum 
Gegenstande  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  zu  machen.  Es  (allen 
daher  unter  diesen  Begriff :  Eisten,  Fässer,  Flaschen,  Krüge, 
Säcke,  Schachteln,  Dosen  —  audi  Standdosen  —  aber 
auch  Garnrollen,  Geschäftswagen  und  Einwickelpapiere 
jeder  Art  (LG.  Berlin  PMZBl.  1  278;  R6.  Str.  21  218;  B.  4  Ifr.  217). 

44.  Verbindung  der  Verpackung  mit  der  Ware.  Die  Be- 
zeichnung der  Verpackim^  mit  der  Patentangabe  ist  unzulässig,  weil 
und  insofern  dadurch  mittelbar  die  in  der  Verpackung  befindliche 
Ware  fälschlich  als  patentiert  bezeichnet  wird.  Daher  nimmt  auch 
derjenige  eine  strafbare  Bezeichnung  der  Ware  oder  der  Ver- 
packung vor,  welcher  eine  mit  der  widerrechtlichen  Patent- 
angabe versehene  Verpackung  mit  der  Ware  in  Ver- 
bindung bringt,  gleichviel  ob  er  selbst  die  Bezeichnung  vor- 

fenommen  hat  oder  nicht  (veigl.  RG.  Str.  18  390;  Str.  14  417; 
'MZBl.  2  20;  PMZBl.  2  247).  Insbesondere  ist  es  unzulässig,  Ver- 
packungsmittel, welche  früher  zur  Bezeichnung  patentierter  Waren 
verwendet  waren,  später  nach  Entleerung  üires  ursprünglichen 
Inhalts  zur  Einfüllung  nicht  patentierter  Waren  zu  benutzen 
(vergl.  LG.  Breslau  PMZBl.  1  260;  RG.  PMZBl.  2  20). 

45.  Bezeichnung  der  Verpackung.  Derjenige,  welcher  nur 
die  Verpackung  bezeichnet  und  eine  weitere  Tätigkeit  über- 
haupt nicht  vornimmt,  ist  reselmäMg  nicht  strafbar,  es  sei  denn, 
daß  er  sich  dadurch  als  Gehülfe  oder  Mittäter  bei  einer  von 
einem  anderen  entwickelten  Tätigkeit  beteiligt  (verffl.  Allfeld  301 ; 
vergl.  auch  §  36  Nr.  31  ff.).  Eine  Bestrafung  ist  aber  audi  dann 
müglich,  wenn  das  Verpackungsmittel  als  selbständiger  Gegen 
stand  und  als  verkehrsfähige  Ware,  welche  eines  Patent-' 
Schutzes  fähig  sein  kann,  wenn  z.  B.  eine  eigenartig  konstruierte 
Flasche  als  patentiert  bezeichnet  wird;  denn  dann  Kommen  nicht 
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die  Grundsätze  über  Bezeichnung  der  Verpackung,  sondern  die 
früher  erörterten  Regehi  über  Bezeichnung  der  Ware  selbst  zur 
Anwendung.  Ob  durch  eine  auf  derVerpackung  befindliche  Patent- 
angabe diese  selbst  oder  ob  die  darin  befindliche  Ware  als  patentiert 
bezeichnet  werden  soll,  ist  Tatfrage.  Dabei  wird  es  hauptsäch- 
lich auf  die  Art  der  Anbringung  der  Patentangabe  ankommen,  da 
es  übhch  ist,  die  auf  das  Yerpackungsmittel  sich  beziehende  Patent- 
angabe an  einer  anderen  oteUe  bezw.  in  anderer  Weise  anzu- 
bringen als  die  auf  die  Ware  sich  beziehende  Angabe.  Beispiels- 
weise wird  regelmä&ig  die  Patentierung  von  Flaschen  durch  Ein- 
pressen, die  Patentierung  eines  Flaschenverschlusses  durch  Aufdruck 
auf  diesem,  die  Patentierung  des  Inhalts  der  Flasche  dagegen  durch 
ein  au&eUebtes  Etikett  gekennzeichnet  werden  (vergl  auch  B6. 
Civ.  29  46«.). 

vnL  Patentanmassung  in  öffentlichen  Anzeigen. 

a)  Versehen  von  Anzeigen  mit  der  Patentangabe. 

46.  yeröffentlichung  der  Anzeige.  Nach  §  40  Nr.  2  PatG. 
ist  strafbar,  wer  in  öffentlichen  Anzeigen,  auf  Aushänge- 
schildern, auf  Empfehlungskarten  oder  in  ähnlichen  Kundgebungen 
eine  irrefOhrende  Patentbezeichnung  „anwendet^.  Wie  sich 
schon  aus  der  Verschiedenheit  des  Wortlauts  der  Vorschrift  der 
Nr.  2  im  Gegensatze  zu  derjenigen  der  Nr.  1  ergibt,  ist  im  ersteren 
Falle  das  Vergehen  nicht  schon  dann  vollendet,  wenn  die  Anzeige 
mit  der  Bezeidmung  „versehen''  ist,  sondern  erst  mit  der  Ver- 
öffentlichung der  Anzeige  (Köhler  I  Nr.  684). 

47.  TStersehaft  und  Beihulfe.  Täter  ist  denmach  der,  welcher 
die  Anzeige  versendet  oder  in  dessen  Auftrag  und  Namen  dieselbe 
versendet  oder  erlassen  wird.  Wer  nur  die  Anzeige  und  die  darin 
befindliche  Bezeichnung  herstellt,  kann  —  sei  es,  daß  er  Angestellter 
oder  selbständiger  Gewerbetreibender  ist  —  als  Gehülfe  bei  dem 
Vergehen  betemgt  sein  (vergl.  Nr.  39).  Das  gleiche  gilt  auch  von 
dem,  welcher  für  einen  anderen  in  dessen  Interesse  die  Anzeige 
verbreitet. 

48.  Beibehalten  einer  Anzeige  nach  Beendigung  des  Patent- 
schutzes. Einer  strafbaren  Anwendung  der  Anzeige  macht  sich 
übrigens  auch  der  schuldig,  welcher  nach  Beendigung  des  Patents 
eine  Anzeige  dauernder  Art  —  z.  B.  ein  mit  der  ratentangabe 
versehenes  Ladenschild  —  noch  beibehält,  wenn  auch  die  An- 
bringung der  Patentangabe  auf  der  Ankündigung  seinerzeit  mit 
Recht  geschehen  ist  (vergl.  RG.  PMZBl.  2  248). 

b)  öffentliche  Anzeigen. 

49.  Begriir  der  SlTentliehen  Anzeigen.  Der  Begriff  der  öf  f  ent  - 
liehen  Anzeigen  ist,  wie  sich  schon  aus  den  Worten  „oder  in 
ähnlichen  Kunc^bungen"  ergibt,  nicht  erschöpfend  fes^estellt. 
Das  Gesetz  nennt  ausdrückhch  nur  Aushängeschilder  und 
Empfehlunffskarten.  Aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ergibt 
sich,  dag  jedenfalls  nicht  jede  private  Meinungsäußerung  genügt, 
sondern  daß  es  sich  um  eine  solche  Kundgebung  handeln  muß, 
welche  in  die  öffentUahkeit  hinausgetreten  ist.  Indessen  darf 
der  Ausdruck  „öffentliche  Druckschriften^  üi  §  2  Abs.  1  PatG.  zur 
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Auslegung  des  Begriffs  der  „Öffentlichen  Anzeigen"  nicht  heran- 
gezogen werden,  da  der  Zweck  des  §  2  PatG.  ein  anderer  als  der 
des  §  40  ist.  Insbesondere  schließt  die  Bezeichnung  einer  Anzeige 
als  „vertraulich"  die  ÖffentUchkeit  im  Sinne  des  §  40  nicht  aus. 
Aus  dem  Zwecke  des  Gesetzes,  eine  Täuschung  des  allgemeinen 
Publikums  und  eine  Beunruhigung  des  Verkehrs  sowie  den  un- 
lauteren Wettbewerb  zu  verhindern,  folgt  femer,  daß,  gleichwie 
in  §  1  des  Wettbewerbsgesetzes,  hier  öffentliche  Bekannt- 
machungen oder  Mitteilungen,  welche  für  einen  größeren 
Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  gemeint  sein  müssen. 
Auf  die  Anzahl  der  Personen  kommt  es  indessen  nicht  an;  ist 
der  Kreis,  für  welchen  die  Anzeige  bestimmt  ist,  ein  kleiner, 
so  genügt  auch  schon  eine  geringfügige  Verbreitung  (Allfeld  302). 
Eine  Annonce  in  einer  Zeitung  oder  in  einer  Fachzeitschrift 
ist  hiemach  sicher  als  öffentliche  Anzeige  im  Sinne  des  Gesetzes 
anzusehen  (RG.  Str.  26  194).  Außerdem  konmien  hier  vornehm- 
lich Zirkulare,  Plakate,  Preiskurante,  Gebrauchs- 
anweisungen, Prospekte,  Firmenschilder,  Aufschriften 
auf  Geschäftswagen  usw.  in  Betracht. 

50.  Geschäftsbriefe;  Postkarten;  mündliche  Mitteilung«]!. 
Straflos  bleibt  dagegen  die  Patentanma&ung  in  einzelnen  Gre- 
schäftsbriefen  oder  einzelnen  Postkarten,  welche  nicht  für 
einen  größeren  Personenkreis  bestimmt  sind;  hiergegen  hilft  nur 
die  Kl£^e  auf  dem  Zivilwege  (vergl.  §  4  Nr.  466 ff.).  Auch  münd- 
liche Mitteilungen  fallen  —  entsprechend  dem  §  1  des  Wett- 
bewerbsgesetzes —  nicht  unter  die  Strafnorm  des  §  40  PatG.  (All- 
feld 802;  Seligsohn  3.  Aufl.  §  40  Nr.  7). 

51.  Terbreitimg  und  Ausstellung  der  Wue.  Streitig  ist  es, 
ob  die  Verbreitung,  insbesondere  die  öffentliche  Ausstellung 
der  mit  der  Patentcmgabe  versehenen  Ware  unter  §  40  Nr.  2 
fällt,  d.  h.  ob  hierin  eine  „ähnliche  Kundgebung**  im  Sinne  dieser 
Bestimmung  zu  finden  ist.  Diese  Frage  ist  regelmäßig  zu  ver- 
neinen, weu  der  §  40  für  den  Fall,  daß  die  Ware  selbst  mit  der 
Patentbezeichnung  versehen  ist,  unter  Nr.  1  einen  besonderen 
Tatbestand  aufteilt  (vergl.  Nr.  40).  Daher  sind  unter  Kund- 
gebungen nur  solche  besondere  Veranstaltungen  zu  verstehen, 
welche  neben  der  gewöhnlichen,  der  geschäftUchen  Übung  ent- 
sprechenden Bezeichnung  der  einzelnen  für  den  Verkehr  bestimmten 
Warenstücke  herlaufen,  die  sich  also  auf  einem  besonderen  Träger 
und  nicht  auf  den  einzelnen  Warenstücken  befinden. 

Der  Charakter  einer  solchen  besonderen  Veranstaltung  kann 
dem  einzelnen  Warenstücke  ausnahmsweise  nur  dann  zu- 
kommen, wenn  dasselbe  in  erkennbarer  Weise  überhaupt  nicht 
dazu  bestimmt  ist,  in  Verkehr  gebracht  oder  feil- 
gehalten zu  werden.  Dies  wird  beispielsweise  der  Fall  sein, 
wenn  ein  Modell  der  Ware  in  einer  von  der  üblichen  Form  ab- 
weichenden Gestalt  als  Reklame  für  den  Artikel  verwendet  wird; 
es  handelt  sich  dann  eben  überhaupt  nicht  mehr  um  eine  Ware, 
sondern  um  eine  plastische  Form  der  Ankündigung  (RG.  G.  10 
357 ff.,  Str.  25  79ff.,  JW.  94  112;  vergl.  Isay  §  40  Nr.  6;  Seligsohn 
3.  Aufl.  §  40  Nr.  7;  anders  Kohler  933:  vergl.  Allfeld  308).  Nur 
in  diesem  Ausnahme&Ue  kann  also  denenige,  welcher  die  — 
wenn  auch  von  einem  anderen  —  mit  der  l^atentangabe  versehene 
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Ware  ausstellt,  unter  dem  Gesichtspunkte  des  §  40  Nr.  2  yer- 
antworüich  gemacht  werden. 

IX.  Anwendbarkeit  sonstiger  strafreohtlioher  Vorschriften. 
a)  Strafverfolgung. 

52.  Allgemeines.  Die  Strafverfolgung  findet  von  Amts 
wegen  statt,  sie  ist  also  durch  einen  Str^antrag  nicht  bedingt. 
Buße  kann  nicht  gefordert  werden,  daher  ist  auch  Nebenklage 
nicht  zulfissig  (B6.  PMZBl.  8  6 ;  vergl.  §  36  Nr.  63).  Es  ist  indessen 
nicht  aufgeschlossen,  daß,  wenn  ein  Vergehen  gegen  das  Wett- 
bewerbsgesetz mit  dem  Vergehen  aus  §  40  PatG.  zusammentrifft, 
die  wegen  des  ersteren  erhobene  Neoenklage  ihre  Wirkungen 
auf  die  Verfolgung  wegen  der  Zuwiderhandlung  gegen  das  Patent- 
gesetz erstreckt  (verri.  Nr.  13).  Anstiftung  und^eihülfe  sind 
nach  §§  48,  49  StrGlB.  strafbEur,  der  Versuch  dagegen  ist  nach 
§  48  Abs.  2  StrGB.  straflos. 

58.  Strafe  und  VerjShrimg  der  Strafverfolgung.  Der  Mindest- 
betrag der  Geldstrafe  ist  nach  §  27  StrGB.  drei  Mark,  der 
Höchstbetrafi;  ein  tausend  Mark.  Eine  nicht  beizutreibende 
Geldstrafe  wird  in  Gefängnis  umgewandelt;  sie  kann  auch  in 
Haft  umgewandelt  werden,  wenn  die  erkannte  Strafe  nicht  den 
Betrag  von  600  Mark  und  die  an  ihre  Stelle  tretende  Freiheits- 
strafe nicht  die  Dauer  von  6  Wochen  übersteigt  (§  28  StrGB.).  Die 
Strafverfolgung  verjährt  nach  drei  Jahren  (§67  StrGB.),  welche 
bei  fortgesetztem  Vergehen  von  dem  Tage  an  gerechnet  werden, 
an  welchem  der  letzte  Tätigkeitsakt  vorgenommen  ist  (vergl.  §  36 
Nr.  48). 

54.  Inländische  Tätigkeit.  Strafbar  ist  nur  das  im  Inlande 
b^aneene  Vergehen  (vergl.  §  36  Nr.  4  ff.).  Dieser  Tatbestand  liegt 
im  FaUe  des  §  40  Nr.  1  vor,  wenn  die  gesetzwidrige  Bezeichnung 
oder  Verbreitung  der  Ware  im  Inlande  erfolgt  ist,  und  im  Falle 
der  Nr.  2,  wenn  die  AnkQndigung  vom  Inlande  aus  veranlagt  oder 
im  Inlande  vorgenommen  worden  ist  (vergl.  Kohler  933). 

55.  Idealkonkurren^.  Das  Vergehen  aus  §  40  PatG.  kann  in 
Idealkonkurrenz  mit  einem  Vergehen  gegen  das  Wettbe- 
werbsgesetz oder  mit  dem  Vergehen  des  Betrugs  (§  263  StrGB.) 
zusammentreffen  (vergl.  Nr.  13  und  52).  In  einem  solchen  Falle 
kommen  nach  §  73  StrGB.  die  Strafbestünmimgen  der  anderen  Ge- 
setze —  nicht  die  des  Patentgesetzes  —  zur  Anwendung,  da  erstere 
die  schwereren  sind. 

Sft.  Zuständigkeit  Zuständig  für  die  Aburteilung  ist  die 
Stra&ammer,  welche  gemäß  §  75  Nr.  14  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Verhandlimg  und 
Entscheidung  dem  Schöffengericht  überweisen  kann. 

b)  Einziehung. 

57.  Einziehimg  der  Werlueuge  und  der  Anzeigen.  Nach 
Maßgabe  des  |  40  StrGB.  ist  auch  die  Einziehung  an  sich  zu- 
lässig (Allfeld  304).  Dieselbe  kann  sich  jedoch  bei  Vorhandensein 
der  allgemeinen  Voraussetzungen  der  Einziehung  (vergl.  §  36  Nr. 
49  ff.)  —  wozu  es  gehört,  daß  das  Vergehen  vorsätzlich  begangen 
sein  muß  —  im  fiOlgemeinen  nur  auf  die  zur  Herstellung  der 
Patentangabe  benutzten  Werkzeuge  und  auf  die  Anzeigen  nur 
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dann  erstrecken,  wenn  diese  als  selbständige  Gegenstände  sich 
darstellen,  welche  im  wesentlichen  keinen  sonstigen  Inhalt  au^r 
der  widerrechtiichen  Patentangabe  haben.  Liegen  die  Voraus- 
setzungen des  §  41  StrGB.  vor,  so  ist  die  gänzliche  oder  teilweise 
Unbrauchbarmachung  der  Anzeigen  zu  verfügen  (Allfeld  304). 
68.  Einziehuiig  der  widerrechtlich  bezeichneten  CregOK- 
stfinde  und  Verpackungen.  Eine  Einziehung  der  widerrechtlich 
bezeichneten  Gegenstände  oder  deren  Verpackung  ist  dagejz<^ 
nicht  zulässig,  auch  nicht  etwa  aus  dem  Gesichtspunkte,  da^  die- 
selben zur  Begehung  des  Vergehens  gebraucht  oder  bestimmt 
sind;  denn  gebraucht  oder  bestimmt  hierzu  ist  lediglich  die 
Patentbezeiclmung  als  solche.  &  kann  auch  hier  nicht  etwa 
der  §  19  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen  ent- 
sprechend angewendet  werden,  nadi  welchem  bei  einem  Vergehen 
gegen  das  Zeichengesetz  auf  Beseitigung  der  widerrecht- 
lichen Kennzeichnung  oder,  falls  dies  mcht  in  anderer  Weise 
mögUch  ist,  auf  Vernichtung  der  damit  versehenen  Gegenstände 
zu  erkennen  ist;  denn  dies  ist  eine  auf  ausdrücklicher  gesetzlidher 
Anordnung  beruhende  und  daher  einer  analogen  Ausdehnung  nicht 
fähige  Spezialvorsdbrift  (anders  Kohler  934;  Allfeld  304). 
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1. 

Patentgesetz. 

Vom  25.  Mai  1877  (RGBl.  501). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden,  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preufien  etc. 
Yerordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats 
und  des  Reichstags,  was  folgt: 

Erster  Abschnitt. 
Fatentreoht« 

§  1.  Patente  werden  erteilt  für  neue  Erfindungen,  welche  eine  gewerb- 
liche Verwertung  gestatten. 
Ausgenommen  sind: 

1.  Erfindungen,  deren  Verwertung  den  Gesetzen  oder  guten  Sitten 
zuwiderlaufen  würde; 

2.  Erfindungen  von  Nahrungs-,  Genuß-  und  Arzneimitteln,  sowie  von 
Stoffen,  welche  auf  chemischem  Wege  hergestellt  werden,  soweit 
die  Erfindungen  nicht  ein  bestimmtes  Verfahren  zur  Herstellung 
der  Gegenstände  betreffen. 

§  2.  Eine  Erfindung  gilt  nicht  als  neu,  wenn  sie  zur  Zeit  der  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  erfolgten  Anmeldung  in  öffentlichen  Druckschriften  bereits 
derart  beschrieben  oder  im  Lilande  bereits  so  offenkundig  benutzt  ist,  dafi 
danadi  die  Benutzung  durch  andere  Sachverständige  möglich  erscheint. 

§  8.  Auf  die  Erteilung  des  Patentes  hat  derjenige  Anspruch,  welcher 
die  Erfindung  zuerst  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  angemeldet  hat 

Ein  Anspruch  des  Patentsuchers  auf  Erteilung  des  ratentes  findet  nicht 
statt,  wenn  der  wesentliche  Inhalt  seiner  Anmeldung  den  Beschreibungen, 
Zeichnungen,  Modellen,  Gerätschaften  oder  Einrichtungen  eines  anderen  oder 
einem  von  diesem  angewendeten  Verfahren  ohne  Einwilligung  desselben 
entnommen,  und  von  dem  letzteren  aus  diesem  Grunde  Einspruch  erhoben  ist 

§  4.  Das  Patent  hat  die  Wirkung,  dafi  niemand  befugt  ist,  ohne  Er- 
laubnis des  Patentinhabers  den  Gegenstand  der  Erfindung  gewerbsmäßig 
herzustellen,  in  Verkehr  zu  bringen  oder  feilzuhalten. 

Bildet  ein  Verfahren,  eine  Maschine  oder  eine  sonstige  Betriebsvorrichtung, 
ein  Werkzeug  oder  ein  sonstiges  Arbeitsgerät  den  Gegenstand  der  Erfindung, 
so  hat  das  Patent  außerdem  die  Wirkung,  daß  niemand  befufft  ist,  ohne 
Erlaubnis  des  Patentinhabers  das  Verfahren  anzuwenden  oder  den  Gegen- 
stand der  Erfindung  zu  gebrauchen. 

§  6.  Die  Wirkung  des  Patentes  tritt  gegen  denjenigen  nicht  ein, 
welcher  bereits  zur  Zeit  der  Anmeldung  des  Patentinhabers  im  Inlande  die 
Erfindung  in  Benutzung  genommen  oder  die  zur  Benutzung  erforderlichen 
Veranstaltungen  getroffen  hatte. 

Die  Wirkung  des  Patentes  tritt  femer  insoweit  nicht  ein,  als  die  Er- 
findung nach  Bestimmung  des  Reichskanzlers  für  das  Heer  oder  für  die 
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Flotte  oder  sonst  im  Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt  benutzt  werden 
soll.  Doch  hat  der  Patentinhaber  in  diesem  Falle  gegenüber  dem  Beiche 
oder  dem  Staate,  welcher  in  seinem  besonderen  Interesse  die  Beschränkung 
des  Patentes  beantragt  hat.  Ansprach  auf  angemessene  Vergatong,  welche 
in  Ermangelung  einer  Verständigung  im  Rechtswege  festgesetzt  wud. 

Auf  Einrichtungen  an  Fahrzeugen,  welche  nur  vorübergehend  in  das 
Inland  gelangen,  erstreckt  sich  die  Wirkung  des  Patentes  nicht. 

§  6.  Der  Anspruch  auf  Erteilung  des  Patentes  und  das  Recht  ans  dem 
Patente  gehen  auf  die  Erben  über.  Der  Anspruch  und  das  Recht  konn^ 
beschränkt  oder  unbeschränkt  durch  Vertrag  oder  durch  Verfügung  Ton 
Todes  wegen  auf  andere  übertragen  werden. 

§  7.  Die  Dauer  des  Patentes  ist  fünfzehn  Jahre;  der  Lauf  dieser  Zeit 
beginnt  mit  dem  auf  die  Anmeldung  der  Erfindung  folgenden  Tage.  Bezweckt 
eine  Erfindung  die  Verbesseruxig  einer  anderen,  zugunsten  des  Patentsachen 
durch  ein  Patent  geschützten  Erfindung,  so  kann  dieser  die  Erteilung  eines 
Zusatzpatentes  nachsuchen,  welches  mit  dem  Patente  für  die  ältere  Ermidung 
sein  Ende  erreicht. 

§  8.  Für  jedes  Patent  ist  bei  der  Erteilung  eine  Gebühr  von  30  Mark 
zu  entrichten. 

Mit  Ausnahme  der  Zusatzpatente  (§  7)  ist  außerdem  für  jedes  Patent 
mit  Beginn  des  zweiten  und  jeden  folgenden  Jahres  der  Dauer  eine  Gebahr 
zu  entrichten,  welche  das  erste  Mal  60  Mark  beträgt  und  weiterhin  jedes 
Jahr  um  60  Mark  steigt. 

Einem  Patentinhaber,  welcher  seine  Bedürftigkeit  nachweist,  können  die 
Gebühren  für  das  erste  und  zweite  Jahr  der  Dauer  des  Patentes  bis  zam 
dritten  Jahre  gestundet  und,  wenn  das  Patent  im  dritten  Jahre  erlischt,  er- 
lassen werden. 

§  9.  Das  Patent  erlischt,  wenn  der  Patentinhaber  auf  dasselbe  ver- 
zichtet, oder  wenn  die  Gebühren  nicht  spätestens  drei  Monate  nach  der 
Fälligkeit  gezahlt  werden. 

§  10.   Das  Patent  wird  für  nichtig  erklärt,  wenn  sich  ergibt: 

1.  dafi  die  Erfindung  nach  §§  1  und  2  nicht  patent^ig  war, 

2.  daß  der  wesentliche  Inhalt  der  Anmeldung  den  B^hreibungen. 
Zeichnungen,  Modellen,  Gerätschafton  oder  Einrichtungen  eines 
anderen  oder  einem  von  diesem  angewendeten  Verfahren  ohne 
Einwilligung  desselben  entnommen  war. 

§  11.  Das  Patent  kann  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  zurückgenommen 
werden : 

1.  wenn  der  Patentinhaber  es  unterläßt,  im  Inlande  die  Erfindung 
in  angemessenem  Umfange  zur  Ausführung  zu  bringen,  oder  doch 
alles  zu  tun,  was  erforderlich  ist,  um  diese  Ausführung  zu  sichern ; 

2.  wenn  im  öffentlichen  Interesse  die  Erteilung  der  ^laubnis  aar 
Benutzung  der  Erfindung  an  andere  geboten  erscheint,  der  Patent- 
inhaber aber  gleichwohl  sich  weigert,  diese  Erlaubnis  gegen  ange- 
messene Vergütung  und  genügende  Sicherstellung  zu  erteilen. 

§  12.  Wer  nicht  im  Inlande  wohnt,  kann  den  Anspruch  auf  die  Er- 
teilung eines  Patentes  und  die  Rechte  aus  dem  letzteren  nur  geltend  machen, 
wenn  er  im  Inlande  einen  Vertreter  bestellt  hat.  Der  letztere  ist  zur  Ver- 
tretung in  dem  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  stattfindenden  Verfahren,  so- 
wie in  den  das  Patent  betreffenden  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  befugt. 
Für  die  in  solchen  Rechtsstreitigkeiten  gegen  den  Patentinhaber  anzustellenden 
Klagen  ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Vertreter  seinen 
Wohnsitz  hat,  in  Ermangelung  eines  solchen  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk 
das  Patentamt  seinen  Sitz  hat. 

Zweiter  Abschnitt. 
Patentamt. 

§  13.  Die  Erteilung,  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  die  Zoriick- 
nähme  der  Patente  erfolgt  durch  das  Patentamt. 
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Das  Patentamt  hat  seinen  Sitz  in  Berlin.  Es  besteht  aus  mindestens 
drei  ständigen  Mitgliedern,  einschließlich  des  Vorsitzenden,  und  ans  nicht 
sUuidigen  Mitgliedern.  Die  Mitglieder  werden  vom  Kaiser,  die  übrigen 
Seaman  vom  Beichskanzler  ernannt.  Die  Ernennung  der  stöndigen  Mit- 
glieder erfolgt  auf  Vorschlag  des  Bundesrats,  und  zwar,  wenn  sie  im  Reichs- 
oder Staatsmenste  ein  Amt  bekleiden,  auf  die  Dauer  dieses  Amtes,  anderen 
Falls  auf  Lebenszeit;  die  Ernennung  der  nicht  ständigen  Mitglieder  erfolgt 
auf  fünf  Jahre.  Von  den  ständigen  Mitgliedern  müssen  mindestens  drei 
die  Befähigung  zum  Bichteramte  oder  zum  höheren  Verwaltungsdienste 
besitzen,  die  nicht  ständigen  Mitglieder  müssen  in  einem  Zweige  der  Technik 
sachTeiständig  sein.  Auf  die  nicht  ständigen  Mitglieder  finden  die  Be- 
atimmungen in  §  16  des  Gesetzes,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der 
Reichsbeamten,  vom  81.  März  1878  keine  Anwendung. 

§  14.  Das  Patentamt  besteht  aus  mehreren  Abteilungen.  Dieselben 
werden  im  voraus  auf  mindestens  ein  Jahr  gebildet.  Ein  Mitglied  kann 
mehreren  Abteilungen  angehören. 

Die  Beschlufif^igkeit  der  Abteilungen  ist,  wenn  es  sich  um  die  Erteilung 
eines  Patentes  handelt,  durch  die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mit- 
gliedern bedingt,  unter  welchen  sich  zwei  nicht  ständige  Mitglieder  befinden 
müssen. 

Für  die  Entscheidungen  über  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  über 
die  Zurücknahme  von  Patenten  wird  eine  besondere  Abteilung  gebildet. 
Die  Entscheidungen  derselben  erfolgen  in  der  Besetzung  von  zwei  Mit- 
gliedern, einschließlich  des  Vorsitzenden,  welche  die  Befähigung  zum  Richter- 
amt oder  zum  höheren  VerwaltungsdEienst  besitzen,  und  drei  sonstigen 
Mitgliedern.  Zu  anderen  Beschlüssen  genügt  die  Anwesenheit  von  drei 
Mitgliedern. 

Die  Beetimmungen  der  Zivilprozeßordnung  über  Ausschließung  und 
Ablehnung  der  Geriohtspersonen  finden  entsprechende  Anwendung. 

Zu  den  Beratungen  können  Sachverständige,  welche  nicht  Mitglieder 
sind,  zugezogen  werden;  dieselben  dürfen  an  den  Abstimmungen  nicht  teil- 
nehmen. 

§  16.  Die  Beschlüsse  und  die  Entscheidungen  der  Abteilungen  erfolgen 
im  Namen  des  Patentamtes;  sie  sind  mit  Gründen  zu  versehen,  schriftlich 
auszufertigen  und  allen  Beteiligten  von  Amts  wegen  zuzustellen. 

Zustellungen,  welche  den  Lauf  von  Fristen  bedingen,  erfolgen  durch 
die  Post  miUelst  eingeschriebenen  Briefes  gegen  Empfangssohein.  Kann 
eine  Zustellung  im  Inlande  nicht  erfolgen,  so  wird  sie  von  den  damit  be- 
auftragten Beamten  des  Patentamtes  durch  Aufgabe  zur  Post  nach  Maßgabe 
der  §§^  161,  176  der  Zivilprozeßordnung  bewirkt 

Gegen  die  Beschlüsse  des  Patentamtes  findet  die  Beschwerde  statt. 

§  16.    Wird  der  Beschluß  einer  Abteilung  des  Patentamtes  im  Wege  der 

Beschwerde  angefochten,  so  erfolgt  die  Beschlußfassung  über  diese  Beschwerde 

durch  eine  andere  Abteilung  oder  durch  mehrere  Abteilungen  gemeinsam. 

An  der  Beschlußfassung  darf  kein  Mitglied  teilnehmen,  welches  bei  dem 

angefochtenen  Beschlüsse  mitgewirkt  hat. 

§  17.  Die  Bildung  der  Abteilungen,  die  Bestimmung  ihres  Geschäfts- 
kreises, die  Formen  des  Verfahrens  und  der  Geschäftsgang  des  Patentamtes 
werden,  insoweit  dieses  Gesetz  nicht  Bestimmungen  darüber  trifft,  durch 
Kaiserliche  Verordnung  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  geregelt. 

§  18.  Das  Patentamt  ist  verpflichtet,  auf  Ersuchen  der  Gerichte  über 
Fragen,  welche  Patente  betreffen,  Gutachten  abzugeben.  Ln  übrigen  ist  das- 
selbe nicht  befugt,  ohne  Genehmigung  des  Reichskanzlers  außerhalb  seines 
gesetzlichen  Geschäftskreises  Beschlüsse  zu  fassen  oder  Gutachten  abzugeben, 
§  19.  Bei  dem  Patentamte  wird  eine  Rolle  geführt,  welche  den  Gegen- 
stand und  die  Dauer  der  erteilten  Patente,  sowie  den  Namen  und  Wohnort 
der  Patentinhaber  und  ihrer  bei  Anmeldung  der  Erfindung  etwa  bestellten 
Vertreter  angibt.  Der  Anfang,  der  Ablauf,  das  Erlöschen,  die  Erklärung 
der  Nichtigkeit  und  die  Zurücknahme  der  Patente  sind,  unter  gleichzeitiger 
Bekanntmachung  durch  den  Reichsanzeiger,  in  der  Rolle  zu  vermerken. 
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Tritt  in  der  Person  des  Patentinhabers  oder  seines  Vertreters  eine 
Änderung  ein,  so  wird  dieselbe,  wenn  sie  in  beweisender  Form  zur  Kenntnis 
des  Patentamtes  gebracht  ist,  ebenfalls  in  der  Bolle  vermerkt,  und  durch  den 
Reichsanzeiger  Teröffentlicht.  So  lange  dieses  nicht  geschehen  ist,  bleiben 
der  frühere  Patentinhaber  und  sein  früherer  Vertreter  nach  Mafigabe  dieses 
Gesetzes  berechtigt  und  verpflichtet 

Die  Einsicht  der  Bolle,  der  fiesohreibungen,  Zeichnungen,  Modelle  und 
Probestücke,  auf  Grund  deren  die  Erteilung  der  Patente  erfolgt  ist,  steht, 
soweit  es  sich  nicht  um  ein  im  Namen  der  Keichsverwaltung  für  die  Zwecke 
des  Heeres  oder  der  Flotte  genommenes  Patent  handelt,  jedermann  frei. 

Das  Patentamt  veröffenüicht  die  Beschreibungen  und  Zeichnungen,  so- 
weit deren  Einsicht  jedermann  freisteht,  in  ihren  wesentlichen  Teilen  durch 
ein  amtliches  Blatt.  In  dasselbe  sind  auch  die  Bekanntmachungen  aufzu- 
nehmen, welche  durch  den  Beichsanzeiger  nach  Maßgabe  dieses  (Gesetzes  er- 
folgen müssen. 

Dritter  Abschnitt. 
Verfahren  in  Fatentsaohen. 

§  20.  Die  Anmeldung  einer  Erfindung  behufs  Erteilung  eines  Patentes 
geschieht  schriftlich  bei  dem  Patentamte.  Für  jede  Erfindung  ist  eine  be- 
sondere Anmeldung  erforderlich.  Die  Anmeldung  muß  den  Antrag  auf  Er- 
teilung des  Patentes  enthalten  und  in  dem  Antrage  den  Gegenstand^  welcher 
durch  das  Patent  geschützt  werden  soll,  genau  bezeichnen.  In  einer  Anlage 
ist  die  Erfindung  dergestalt  zu  beschreiben,  daß  danach  die  Benutzung  der- 
selben durch  andere  Sachverständige  möglich  erscheint.  Auch  sind  die  er- 
forderlichen Zeichnungen,  bildlichen  Darstellungen,  Modelle  und  Probestücke 
beizufügen. 

Das  Patentamt  erläßt  Bestimmungen  über  die  sonstigen  Erfordernisse 
der  Anmeldung. 

Bis  zu  der  Bekanntmachung  der  Anmeldung  sind  Abänderungen  der 
darin  enthaltenen  Angaben  zulässiff.  Gleichzeitig  mit  der  Anmeldung  mad 
für  die  Kosten  des  Verfahrens  20  Mark  zu  zahlen. 

§  21.  Ist  durch  die  Anmeldung  den  vollgeschriebenen  Anforderungen 
nicht  genügt,  so  verlangt  das  Patentamt  von  dem  Patentsucher  unter  Be- 
zeichnung der  Mängel  deren  Beseitigung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist. 
Wird  dieser  Aufforaerung  innerhalb  der  Frist  nicht  genügt,  so  ist  die  An- 
meldung zurückzuweisen. 

§  22.  Erachtet  das  Patentamt  die  Anmeldung  für  gehörig  erfolgt  und 
die  Erteilung  eines  Patentes  nicht  für  ausgeschlossen,  so  verfügt  es  £e  Be- 
kanntmachung der  Anmeldung.  Mit  der  Bekanntmachung  treten  für  den 
Gegenstand  der  Anmeldung  zugunsten  des  Patentsuchers  einstweilen  die  ge- 
setzlichen Wirkungen  des  Patentes  ein  (§§  4,  5). 

Ist  das  Patentamt  der  Ansicht,  daß  eine  nach  §§  1,  2  patentfähige  £r^ 
findung  nicht  vorliegt,  so  weist  es  die  Anmeldung  zurück. 

§  28.  Die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  geschieht  in  der  Weise,  daß 
der  Name  des  Patentsuchers  und  der  wesentliche  Inhalt  des  in  seiner  An- 
meldung enthaltenen  Antrages  durch  den  Beichsanzeiger  einmal  veröffentlicht 
wird.  Gleichzeitig  ist  die  Anmeldung  mit  sämtlichen  Beilagen  bei  dem 
Patentamte  zur  Einsicht  für  jedermann  auszulegen.  Mit  der  Veröffentlichung 
ist  die  Anzeige  zu  verbinden,  daß  der  Gegenstand  der  Anmeldung  einst- 
weilen gegen  unbefugte  Benutzung  geschützt  sei. 

Handelt  es  sich  um  ein  im  ifamen  der  Beichsverwaltung  für  die  Zwecke 
des  Heeres  oder  der  Flotte  nachgesuchtes  Patent,  so  unterbleibt  die  Aus- 
legung der  Anmeldung  und  ihrer  Beilagen. 

§  24.  Nach  Ablauf  von  acht  Wochen,  seit  dem  Tage  der  Veröffent- 
lichung (§  23),  hat  das  Patentamt  über  die  Erteilung  des  Patentes  Besohloft 
zu  fassen.  Bis  dahin  kann  gegen  die  Erteilung  bei  dem  Patentamte  Ein- 
spruch erhoben  werden.  Der  Einspruch  muß  schriftlich  erfolffon  und  mit 
Gründen  versehen  sein.    Er  kann  nur  auf  die  Behauptung,  daß  £e  Erfindung 
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nieht  nea  sei  oder  da6  die  VoransfletBung:  dei  §  8  Abt.  S  vorliege,  getfötst 
werden. 

Vor  der  Beflchlufifasnmg  kann  das  Patentamt  die  Ladung  und  Änhöning 
der  Beteiligten,  sowie  die  BegataGhtong  des  Antrages  durah  geeignete,  in 
einem  Zweige  der  Technik  siushTerständige  Personen  und  sonstige  zar  Anf- 
klärnng  der  Sache  erforderliche  Ermittelungen  anordnen. 

§  25.  Gbgen  den  Beschluß,  durch  welchen  die  Anmeldung  zurfickge- 
wiesen  wird,  lumn  der  Patentsucher,  und  gegen  den  Beschluß,  durch  welchen 
über  die  Erteilung  des  Patentes  entschieden  wird,  der  Patentsucher  oder  der 
Einsprechende  binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung  Beschwerde  einlegen. 
Mit  der  Einlegung  der  Beschwerde  sind  für  die  Kosten  des  Beschwerdever- 
fahrens  20  Mark  zu  zahlen;  erfolgt  die  Zahlung  nicht,  so  gilt  die  Beschwerde 
als  nicht  erhoben. 

Auf  das  Verfahren  findet  §  24  Abs.  2  Anwendung. 

§  26.  Ist  die  Erteilung  des  Patentes  endg&ltig  besohl ossen,  so  erläßt  das 
Patentamt  darüber  durch  den  Beichsanzeiger  eine  Bekanntmachung  und 
fertigt  demnächst  für  den  Patentinhaber  eine  Urkunde  aus. 

Wird  das  Patent  versagt,  so  ist  dies  ebenfalls  bekannt  zu  machen.  Mit 
der  Versagung  gelten  die  Wirkungen  des  einstweiligen  Schutzes  als  nicht 
eingetreten. 

§  27.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  wegen  Erklärung  der  Nichtigkeit 
oder  wegen  Zurücknahme  des  Patentes  erfolgt  nur  auf  Antrag.  Im  Falle  des 
§  10  Nr.  2  ist  nur  der  Verletzte  zu  dem  Antrage  berechtigt.  Der  Antrag 
ist  schriftlich  an  das  Patentamt  zu  richten  und  hat  die  Tatsachen  anzugeben, 
auf  welche  er  gestützt  wird. 

§  28.  Nachdem  die  Einleitung  des  Verfahrens  verfügt  ist,  fordert  das 
Patentamt  den  Patentinhaber  unter  Mitteilung  des  Antrages  auf,  sich  über 
denselben  binnen  vier  Wochen  zu  erklären. 

Erklärt  der  Patentinhaber  binnen  der  Frist  sich  nicht,  so  kann  ohne 
lAdnng  und  Anhörung  der  Beteiligten  sofort  nach  dem  Antrage  entschieden» 
und  bei  dieser  Entscheidung  jede  von  dem  Antragsteller  behauptete  Tatsache 
für  erwiesen  angenommen  werden. 

§  29.  Widerspricht  der  Patentinhaber  rechtzeitig,  oder  wird  im  Falle 
des  §  28  Absatz  2  nicht  sofort  nach  dem  Antrage  entschieden,  so  trifft  das 
Patentamt,  und  zwar  im  ersteren  Falle  unter  Mitteilung  des  Widerspruchs 
an  den  Antragsteller,  die  zur  Aufklärung  der  Sache  erforderlichen  Ver- 
fügungen. Es  kann  die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen 
anordnen.  Auf  dieselben  finden  die  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung 
entsprechende  Anwendung.  Die  Beweisverhandlungen  sind  unter  Zuziehung 
eines  beeidigten  Protokollführers  aufzunehmen. 

Die  Entscheidung  erfolgt  nach  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten. 

Wird  die  Zurücknahme  des  Patentes  auf  Grund  des  §  11  Nr.  2  beantragt, 
so  muß  der  diesem  Antrag  entsprechenden  Entscheidung  eine  Androhung 
der  Zurücknahme  unter  Angabe  von  Gründen  und  unter  Festsetzung  einer 
angemessenen  Frist  vorausgehen. 

§  30.  In  der  Entscheidung  (§§  28,  29)  hat  das  Patentamt  nach  freiem 
Ermessen  zu  bestimmen,  zu  welchem  Anteil  die  Kosten  des  Verfahrens  den 
Beteiligten  zur  Last  fallen. 

§  81.  Die  Gerichte  sind  verpflichtet,  dem  Patentamte  Bechtshülfe  zu 
leisten.  Die  Festsetzung  einer  Strafe  gegen  Zeugen  und  Sachverständige, 
welche  nicht  erscheinen  oder  ihre  Aussage  ^er  deren  Beeidigung  verweigern, 
sowie  die  Vorführung  eines  nicht  ersclaenenen  Zeugen  erfolgt  auf  Ersuchen 
durch  die  Gerichte. 

§  82.  Gegen  die  Entscheidungen  des  Patentamts  (§§  28,  29)  ist  die 
Berufung  zulässig.  Die  Berufung  geht  an  das  Beiohs-Oberhandelsgericht« 
Sie  ist  binnen  sechs  Wochen  nach  der  Zustellung  bei  dem  Patentamte 
schriftlich  anzumelden  und  eu  hegenden. 

Durch  das  Urteil  des  Gerichtshofes  ist  nach  Maßgabe  des  §  80  auch 
über  die  Kosten  des  Verfahrens  zu  bestimmen. 
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Im  ftbrigen  wird  das  Verfahren  vor  dem  Ckriohtahofe  durch  ein  Begulatnr 
bettimmt,  welches  von  dem  GteriohUhofe  zu  entwerfen  ist  und  durch 
Hohe  Verordnung  unter  Zastimmung  des  Bundesrats  festgestellt  wird. 

§  88.  In  betreff  der  Gesdiäftsspraohe  Tor  dem  Fatentamte  finden 
Bestimmungen  des  Geriohtsyerfassungsgesetses  über  die  Gerichtssprache 
entsprechende  Anwendung.  Eingaben,  welche  nicht  in  deutscher  Sprache 
abgefaftt  sind,  werden  nidit  berücksichtigt. 

Vierter  Abschnitt. 
Strafen  und  Bntsdhädigong. 

§  84.  Wer  wissentlich  den  Bestimmungen  der  §§  4  und  5  zuwider  eine 
Erfindung  in  Benutzung  nimmt,  wird  mit  Geldsfiafe  bis  zu  ffinftanaend 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft  und  ist  dem  Verletzten 
zur  Entschädigung  verpflichtet. 

Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

§  86.  Erfolgt  £e  Verurteilung  im  Strafverfahren,  so  ist  dem  Verietsieo 
die  Befugnis  zuzusprechen,  die  Verurteilung  auf  Kosten  des  Verurteflien 
öffentlich  bekannt  zu  machen.  Die  Art  der  Bekanntmachung,  sowie  die 
Frist  zu  derselben  ist  im  Urteil  zu  bestimmen. 

§  86.  Statt  jeder  aus  diesem  Gesetze  entspringenden  Entschädigung 
kann  auf  Verlangen  des  Beschädigten  neben  der  Strafe  auf  eine  an  ihn  zu 
erlegende  Bufie  bis  zum  Betrage  von  zehntausend  Mark  erkannt  werden. 
Für  diese  Bufie  haften  die  zu  derselben  Verurteilten  als  Gesamtschuldner. 

Eine  erkannte  BuAe  schließt  die  Geltendmachung  eines  weiteren  Rnt- 
sohädigungsanspruchs  aus. 

§  87.  Die  im  §  IS  des  G^etzes,  betreffend  die  Errichtung  eines  obersten 
Geriditshofes  für  Handelssachen,  vom  13.  Juni  1869,  geregelte  Zuständig- 
keit des  Reichs-Oberhandelsgerichts  wird  auf  diejenigen  bürgerlichen  Bechts- 
streitigkeiten  ausgedehnt,  in  welchen  durch  die  Klage  em  Anspruch  auf 
Grund  der  Bestiimnungen  dieses  G^etzes  geltend  gemacht  wird. 

§  88.  Die  Klagen  wegen  Verletzung  des  Patentrechts  verjähren  radL- 
nohtiich  jeder  einzelnen  dieselbe  begründenden  Handlung  in  drei  Jahren. 

§  89.  Darüber,  ob  ein  Schaden  entstanden  ist  und  wie  hoch  sich  der- 
selbe beläuft,  entscheidet  das  Gericht  unter  Würdigung  aller  Umstände  naoh 
freier  Überzeugung. 

§  40.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig  Mark  oder  mit  Haft 
wird  bestraft: 

1.  wer  Gegenstände  oder  deren  Verpackung  mit  einer  Bezeichnung 
versieht,  welche  geeignet  ist,  den  Irrtum  zu  erregen,  daft  die 
G^enstimde  durch  ein  Patent  nach  Maftgabe  dieses  Gosefczos 
geschützt  seien; 

2.  wer  in  öffentlichen  Anzeigen,  auf  Aushängeschildern,  auf  Empfehlunga- 
karten  oder  in  ähnlichen  Kundgebungen  eine  Bezeiclmung  an- 
wendet, welche  geeignet  ist,  den  Irrtum  zu  erregen,  daft  die  darin 
erwähnten  Gegenstilnde  durch  ein  Patent  nach  Maftgabe  dieses 
Gesetzes  geschützt  seien. 

Fünfter  Abschnitt. 
ÜbergangsbeBtimmimgen. 

§  41.  Die  auf  Grund  landesgesetzlicher  Bestimmungen  zur  Zeit  be- 
stehenden Patente  bleiben  nach  Maßgabe  dieser  Bestimmungen  bis  au  ihrem 
Ablauf  in  Kraft;  eine  Verlängerung  ihrer  Dauer  ist  unzulässig. 

§  4]).  Der  Inhaber  eines  bestäenden  Patentes  (§  41)  kann  für  die  da- 
durch geschützte  Erfindungdie  Erteilung  eines  Patentes  nach  Maftgabe  dieses 
Gesetzes  beanspruchen.  Die  Prüfung  der  Erfindung  unterliegt  dann  dem 
durch  dieses  Gesetz  voigeschriebenen  Verfahren.  Die  Erteilung  des  Patentes 
ist  zu  versagen,  wenn  vor  der  Beschluftfassung  über  die  Erteilung  der  Li- 
haber  eines  anderen,  für  dieselbe  Erfindung  bestehenden  Patentes  (§  41)  die 
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Brteilimg  dei  Patenies  beanspraoht  oder  gcffen  die  Ebrieüimg  Einsprach  er- 
hebt Wegen  mangelnder  Neuheit  ist  die  Jrarteiiai]^  des  Patentes  nur  dann 
in  Tersagen,  wenn  die  Erfindung  zur  Zeit,  als  sie  im  Inlande  saerst  einen 
Sohnti  erlang,  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  nicht  mehr  neu  war. 

Mit  der  Erteilang  eines  Patentes  nach  Maftgabe  dieses  Gesetzes  erlöschen 
die  fGr  dieselbe  Erlbdong  bestehenden  Patente  (i  4U,  soweit  der  Inhaber 
des  neuen  Patentes  deren  Inhaber  ist.  Soweit  dieses  nicht  der  Fall  ist,  treten 
die  gesetilichen  Wirkungen  des  neuen  Patentes  in  dem  Gbltungsbereiche  der 
bestehenden  Patente  erst  mit  dem  Ablaufe  der  letzteren  ein. 

§  48.  Auf  die  gesetzliche  Dauer  eines  nach  MaAgabe  des  §  42  erteilten 
Patentes  wird  die  Zeit  in  Anrechnung  gebracht,  während  deren  die  Erfindung 
nach  dem  ältesten  der  bestehenden  Patente  im  Inlande  bereits  gesohütrt 
gewesen  ist.  Der  Patentinhaber  ist  für  die  noch  übrige  Dauer  des  Patentes 
zur  Zahlung  der  gesetzlichen  Gebühren  (§  8)  verpflichtet ;  der  Fälligkeitstag 
und  der  Jahresbetrag  der  Gebühren  wird  nach  dem  Zeitpunkte  iMstimmt, 
mit  welchem  die  Erfindung  im  Inlande  zuerst  einen  Schutz  erlangt  hat. 

§  44.  Durch  die  Erteilmg  eines  Patentes  nach  Mafigabe  des  §  ^  werden 
diejenigen,  welche  die  Erfindung  zur  Zeit  der  Anmeldung  derselben  ohne 
Verletzung  eines  Patentrechts  bereits  in  Benutzung  genommen  oder  die  zur 
Benutzung  erforderlichen  Veranstaltungen  getro&n  hatten,  in  dieser  Be- 
nutzung nicht  beschränkt. 

§  45.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1«  Juli  1877  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Hochsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem  Kaiserlichen  Ensiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  26.  Mai  1877. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Fürst  ▼•  Bismarck. 


2. 
Gesetz,  betreffend  die  PatentanwSlte. 

Vom  21.  Mai  1900  (RGBl.  2S3;  PMZBI.  6  224  ff.). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preufien  etc. 
▼erordnen  im  Namen  des  Beichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats 
und  des  Eeichstags,  was  folgt: 

§  1.  Bei  dem  Kaiserlichen  Patentamte  wird  eine  Liste  der  Patent- 
aniriQte  geführt.  In  die  Liste  werden  Personen,  welche  andere  in  Angelegen- 
heiten, die  zum  Geschäftskreise  des  Patentamts  gehören,  vor  demselben  für 
eigene  Bechnung  berufsmäßig  vertreten  wollen,  auf  ihren  Antrag  eingetragen. 

8  3.  Die  Eintragung  ist  nur  zulässig,  wenn  der  Antragsteller  gemäß 
den  §§  8,  4  seine  technische  Befähigung  und  den  Besitz  der  erforderlichen 
Bedhtskenntnisse  nachweist 

Ln  übrigen  ist  die  Eintragung  zu  versagen: 

1.  wenn  der  Antragsteller  nicht  im  Inlande  wohnt; 

3.  wenn  er  das  füiSundzwanzigste  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat; 

8.  wenn  er  in  der  Verfügung  über  sein  Vermögen  durch  gerichtliche 
Anordnung  beschränkt  ist; 

4.  wenn  er  sich  eines  unwürdigen  Verhaltens  schuldig  gemacht  hat. 
Als  ein  unwürdiges  Verhalten  sind  politische,  wissenschaftliche  und 
religiöse  Ansichten  oder  Handlungen  als  solche   nicht  anzusehen. 

Wird  die  Eintragung  gemäß  Abs.  2  Nr.  4  versagt,  so  ist  ausschließlich 
eine  Beschwerde  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  zulässig.  Die 
Beschwerde  ist  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung  der  Entscheidung 
sdiriftlich  bei  dem  Patentamt  anzumelden.  Über  die  Beschwerde  entscheidet 
das  Ehrengericht.  Auf  das  Verfahren  finden  die  Vorschriften  des  §  9  Abs.  3, 
8  und  der  §§  10,  11,  12  und  18  entsprechende  Anwendung. 
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§  8.  Als  teohnifoh  befähigt  gilt,  wer  im  Inknd  als  ordentlicher  Hörer 
einer  ÜniTenität,  einer  teohnisohen  Hochsohale  oder  einer  Bergakademie  ri^ 
dem  Studium  natorwiBienBchaltlicher  and  technischer  F&oher  gewidmet,  ak- 
dann  eine  staatliche  oder  akademische  Faohprüfung  bestanden,  aoAcandem 
mindestens  ein  Jahr  in  praktischer  gewerblicher  Tätigkeit  gearbeitet  and 
hierauf  mindestens  zwei  Jahre  hindurch  eine  praktische  Tätigkeit  auf  dem 
Gkbiete  des  gewerblichen  Bechtsschatxes  ausgeübt  hat. 

Der  Besuch  ausländischer  Universitäten  oder  Akademien  und  die  Aus- 
übung der  praktischen  Tätigkeit  im  Auslande  kann  durch  Beschloß  der 
.Mkfnngskommission  (§  4)  iJs  ausreichend  anerkannt  werden.  Die  Fach- 
prüfnng  (Abs.  1)  muß  auch  in  diesem  Falle  im  Inland  abgelegt  werden. 

§  4.  Der  Besitz  der  erforderlichen  Rechtskenntnisse  ist  durch  Ablegnng 
einer  Prüfung  nachzuweisen.  Zu  derselben  darf  nur  zugelassen  werden«  wer 
die  technische  Befähigung  (§  8)  dargetan  hat.  Die  Prüfung  ist  eine  at^irift- 
liohe  und  eine  mündliche;  sie  ist  insbesondere  auch  darauf  zu  richten,  ob 
der  Bewerber  die  Fähigkeit  zur  praktischen  Anwendung  der  auf  dem  Gebiete 
des  ffewerbliohen  Bechtsschutzes  geltenden  Vorschriften  besitzt 

Die  Prüfung  wird  vor  einer  Kommission  abgelegt,  in  welche  Mitg^lieder 
des  Patentamts  und  Patentanwälte  durch  den  Beichskanzler  zu  berufen  lind. 

Im  Falle  des  Nichtbestehens  kann  die  Prüfung  nach  Ablauf  einer  toq 
der  Prüfungskommission  festzusetzenden  Frist  von  mindestens  sechs  Monaten 
einmal  wiederholt  werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  und  den  Qeschafta- 
gang  der  Priifungskommission  und  über  das  Prüfungsverfahren  und  die 
Prüfungsgebühr  werden  durch  eine  vom  Bundesrate  zu  erlassende  Prufongs- 
ordnung  getroffen. 

§  i.  Der  Patentanwalt  ist  verpflichtet,  seine  Berufstätigkeit  gewissen- 
haft auszuüben  und  durch  sein  Verhalten  in  Ausübung  des  Berufs  sowie 
außerhalb  desselben  sich  der  Achtung  würdig  zu  zeigen,  welche  sein  Beruf 
erfordert.  Er  wird  auf  die  Erfüllung  dieser  Obliegenheiten  durch  Hand- 
schlag verpflichtet.  Die  Bestimmung  des  §  2  Abs.  8  Ziffer  4  findet  An- 
wendung. 

§  6.    Die  Eintragung  wird  vom  Patentamte  gelöscht: 

1.  wenn  der  j^getragene  es  beantragt; 

2.  wenn  er  gestorben  ist; 

8.  wenn  er  keinen  Wohnsitz  im  Inlande  hat; 

4.  wenn  er  infolge  gerichtlicher  Anordnung  in  der  Verfügung  über 
sein  Vermögen  beschränkt  ist. 

§  7.  Die  Eintragung  ist  femer  zu  löschen,  wenn  nachträglich  Tatsachen 
bekannt  werden,  welche  nach  §  2  Abs.  2  Nr.  4  die  Versagung  der  Eintrag^ung 
b^ründen,  oder  wenn  der  Eingetragene  die  ihm  nach  §  6  obliegenden 
Pmchten  verletzt. 

In  leichteren  Fällen  der  Pflichtverletzung  kann  statt  der  Löschung  in 
der  Liste  als  Ordnungsstrafe  ein  Verweis  oder  eine  Geldstrafe  bis  zu£nei* 
tausend  Mark  verhängt  werden.  Geldstrafe  kann  mit  Verweis  verbunden 
werden. 

§  8.  Die  Entscheidung  in  den  Fällen  des  §  7  erfolgt  in  einem  ehren- 
gerichtlichen Verfahren. 

§  9.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  wird  vom  Beichskanzler  yerfngt. 
Derselbe  ernennt,  falls  er  eine  besondere  Voruntersuchung  für  erforderlidk 
hält,  den  untersuchungsführenden  Beamten. 

Der  Angeschuldigte  ist  über  die  Anschuldigungspunkte  zu  hören. 

In  dem  Verfahren  kann  jederzeit  die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sach- 
verständigen angeordnet  werden.  Die  Vorschriften  der  Strafprozeßordnung 
über  die  Beweisaufnahme  und  die  Verteidigung  finden  entsprechende  An- 
wendung.  Als  Verteidiger  können  Patentanwälte  nicht  zurückgewiesen  werden. 

§  10.  Zuständig  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  ist  das  Ehrengericht 
Es  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  des  Patentamts,  einem  rechtskundigen  und 
einem  technischen,  sowie  drei  Patentanwälten.  Den  Vorsitz  führt  das  rechts- 
kundige Mitglied  des  Patentamts. 
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Zu  der  mündlichen  Verhandlang  der  Sache  ist  der  Angeschuldigte  anter 
schriftlicher  Mitteilung  der  Anschuldignngsponkte  za  laden. 

Die  Vorschriften  der  Strafprozeflbrdnnng  über  Ansschlieftung  und  Ab- 
lehnung der  Gerichtepersonen  finden  entsprechende  Anwendung. 

Die  mandhch(9  Verhandlung  ist  nicht  öffentlich.  Das  Ehrengericht  kann 
die  Öffentlichkeit  der  Verhandlung  anordnen.  Die  Anordnung  mu6  erfolgen, 
falls  der  Angeschuldigte  es  beantragt»  sofern  nicht  die  Voraussetzungen  des 
§  178  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  vorliegen. 

§  11.  Die  Entscheidung  ist  mit  Gründen  zu  versehen,  schriftlich  auszu- 
fertigen und  dem  Angeschuldigten  von  Amts  wegen  zuzustellen. 

Dem  Angeschuldigten  sind  im  Falle  einer  zu  seinen  Ungunsten  er- 
gehenden Entscheidung  die  baren  Auslagen  des  Verfahrens  zur  Last  zu  legen. 

§  12.  Gegen  die  Entscheidung  steht  dem  Angeschuldigten  die  Be- 
rufung zu. 

Die  Berufung  ist  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung  der  Ent- 
scheidung schriftlich  bei  dem  Patentamt  einzulegen. 

Über  die  Berufung  entscheidet  der  Ehrengerichtshof.  Er  besteht  aus 
drei  Mitgliedern  des  Patentamts,  von  denen  der  Vorsitzende  und  ein  Mit- 
glied rechtskundig  sein  müssen,  und  vier  Patentanwälten.  Auf  das  Ver- 
fahren finden  die  Vorschriften  des  §  9  Abs.  2,  8  und  der  §§  10,  11  ent- 
sprechende Anwendung. 

§  18.  Stellt  der  Angeschuldigte  vor  rechtskräftiger  Entscheidung  den 
Antrag,  seinen  Namen  in  der  laste  zu  löschen,  so  ist  das  Verfahren  einzu- 
stellen. Dem  Angeschuldigten  fallen  die  baren  Auslagen  des  Verfahrens 
aar  Last. 

§  14.  Für  jedes  Jahr  im  voraus  werden  vom  Reichskanzler  diejenigen 
Mitglieder  des  Patentamts  bestimmt,  welche  nach  den  §§  10,  12  an  dem 
Yerfahren  mitzuwirken  haben,  und  zwanzig  Patentanwälte  bezeichnet,  von 
welchen  in  einer  öffentlichen  Sitzung  der  B^chwerdeabteilung  I  des  Patent- 
amts für  jede  Spruchsitzung  die  erforderliche  Anzahl  von  Beisitzern  aus- 
gelost wird. 

§  15.  Die  Eintragungen  und  Löschungen  in  der  Liste  der  Patentanwälte 
sind  zu  veröffentlichen. 

§  16.  Die  Patentanwälte  können  für  Personen,  welche  sie  mit  ihrer 
ständigen  Vertretung  im  Verkehre  mit  dem  Patentamte  beauftragt  haben, 
die  E&tragung  in  eine  besondere  Spalte  der  Liste  nachsuchen.  Auf  die 
Eintragung  finden  die  Vorschriften  der  §§  2  und  8  entsprechende  Anwendung. 
Jedoch  genügt  es,  wenn  der  Einzutragende  das  einundzwanzigste  Lebensjab: 
vollendet  und  nach  Ablegung  der  staatlichen  oder  akademischen  Fachprüfung 
mindestens  ein  Jahr  hindimh  eine  praktische  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete 
des  gewerblichen  Rechtsschutzes  ausgeübt  hat.  Im  übrigen  finden  die  Vor- 
schriften der  §§  6  bis  13  auf  diese  Personen  entsprechende  Anwendung. 

§  17.  Der  Präsident  des  Patentamts  ist  befugt,  Personen,  welche,  ohne 
in  die  Liste  eingetragen  zu  sein,  die  Vertretung  vor  dem  Patentamte  berufs- 
mäßig betreiben,  von  dem  Vertretungsgeschäft  auszuschließen.  Auf  Rechts- 
anwälte findet  diese  Vorschrift  keine  Anwendung. 

§  18.  Die  berufsmäßige  Vertretung  anderer  Personen  vor  dem  Patent- 
amte darf  Patentanwälten  auf  Grund  der  Vorschrift  im  §  86  Abs.  8  der 
Gewerbeordnung  nicht  untersagt  werden. 

§  19.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  und  im  ünvermögens- 
falle  mit  Haft  wird  bestraft,  wer,  ohne  als  Patentanwalt  eingetragen  zu 
sein,  sich  als  Patentanwalt  bezeichnet  oder  sich  einen  ähnlichen  Titel  beilegt, 
durch  den  der  Glaube  erweckt  wird,  der  Inhaber  sei  ab  Patentanwalt  ein- 
getragen. 

9  20.  Auf  diejenigen,  welche  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes 
das   Vertretungsgeschäft  für  eigene  Rechnung  berufsmäßig  betreiben,  findet 

L17  erat  vom  1.  April  1901  ab  Anwendung.  Wer  von  ihnen  bis  dahin  die 
füDung  der  im  %  8  bezeichneten  Voraussetzungen  nachweist  und  die  Zu- 
lassung zur  Prüfung  (§  4)  besntragt,  kann,  sofern  nicht  einer  der  im  S  2 
Abs.  2  bezeichneten  Fälle  vorliegt,  bis  zur  endgültigen  Entscheidung  über 
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seine  Eintragusg  in  die  Liste  von  Yertretungsgeschäften  nicht  anageecWonsen 
werden. 

Wer  nur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  das  VertretongaipeeGliSft 
fSr  eigene  Bechnung  seit  1.  Januar  1899  beruf smWg  betreibt»  ist,  sofern 
seine  Gesobäftsführung  und  sein  Verhalten  in  Ausübung  des  Bemfi  sowis 
außerhalb  desselben  zu  erheblichen  Anstanden  keinen  Anlafi  g^^ben  hat) 
auf  Antrag  in  die  Liste  der  Patentanwälte  einzutragen,  auch  wenn  er  die 
in  den  §§  8  und  4  bezeichneten  Voraussetzungen  nicht  erfüllt 

Der  Antrag,  über  welchen  die  Prüfungskommission  beschlieftt,  ist 
spätestens  bis  zum  1.  April  1901  zu  stellen.  Gegen  eine  den  Antrag  mb* 
lehnende  Entscheidung  steht  dem  Antragsteller  die  Beschwerde  sn.  Die 
Beschwerde  ist  innerhidb  eines  Monats  nach,  der  Zustellung  der  Entschetdung 
schriftlich  bei  dem  Patentamt  anzumelden.  Über  die  Beschwerde  entscheidet 
endgültig  der  Ehrengerichtshof  (§  12  Abs.  8).  Auf  das  Verfahren  finden 
die  Vorschriften  des  §  9  Abs.  9,  8  und  der  §§  10,  11  entsprechende  An- 
wendung. Bis  zur  endgültigen  Entscheidung  kann  der  Antragsteller  vom 
Vertretungsgesohäfte  nicht  ausgeschlossen  weisen. 

§  21.  Wer  seit  dem  1.  Januar  1899  das  Vertretungsgeschäft  benif»- 
mäfiig,  wenn  auch  nicht  auf  eigene  Bechnung,  betreibt  oder  wer  als  technischer 
Beamter  im  Patentamte  mindestens  zwei  Jahre  hindurch  tatig  gewesen  ist, 
kann,  sofern  er  durch  seine  Tätigkeit  und  durch  sein  Verhalten  zu  erheblichen 
Anständen  keinen  Anlaß  gegeben  hat,  auf  seinen  Antrag  das  Zeugnis  über 
die  Befähigung  als  ständiger  Vertreter  eines  Patentanwalts  (§  16)  erhalten, 
auch  wenn  er  die  Voraussetzungen  des  §  8  nicht  erfüllt.  Auf  den  Antrag 
und  das  weitere  Verfahren  finden  die  Vorschriften  des  §  20  Abs.  8  Anwendung. 

Wer  das  Zeugnis  erhalten  hat,  ist  auf  Antrag  eines  Patentanwalts»  der 
ihn  mit  seiner  standigen  Vertretung  beauftragt  hat,  in  die  besondere  Spalte 
der  Liste  (§  16)  einzutragen.  Auf  seinen  eigenen  Antrag  ist  er  zur  P^fong 
(§  4)  zuzulassen  und  im  Falle  des  Bestehens  der  Prüfung,  sofern  nicht  einer 
der  im  §  2  Abs.  2  vorgesehenen  Hinderungsgründe  vorliegt,  ab  Patentanwalt 
einzutragen. 

Eine  Entbindung  von  der  Prüfung  kann  durch  einstimmigen  Beschlnft 
der  Prüfungskommission  erfolgen,  wenn  der  Besitz  der  erforderlichen  Knnntniw— 
durch  die  bisherige  Tätigkeit  dargetan  ist  Ein  hierauf  bezüglicher  Antmg 
ist  spätestens  bis  zum  1.  Oktober  1901  zu  stellen. 

L22.  Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Oktober  1900  in  Kraft 
»lange  die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erforderliche  Anzahl  von 
Patentanwälten  in  die  Liste  noch  nicht  eingetragen  ist,  werden  an  deren 
SteUe  durch  den  Reichskanzler  Personen  bestellt,  welche  bisher  andere  in 
Angelegenheiten  des  gewerblichen  Rechtsschutzes  für  eigene  Bechniing 
beimsmäßig  vertreten  luiben. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Wiesbaden,  den  21.  Mai  1900. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Graf  von  Posadowsky. 


8. 

Prüfungsordnung  für  Patentanwilte. 

Vom  25.  Juli  1900  (Zentralblatt  fOr  das  Deutsche  Reich  475; 

PMZBl.  6  260). 

Auf  Grund  der  Bestinmiung  im  §  4  Abs.  4  des  Gesetzes,  betreffend  die  Palent- 
anwfilte,  vom  21.  Mai  d.  J.  (EGBl.  238)  hat  der  Bundesrat  die  naohfolgends 

Prüfungsordnung  für  Patentanwälte 
beschlossen. 
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Früfangsordnang  für  Ffttentanwältle. 

§  1.  Der  ReJöhakaiirier  bestimint  für  jedes  Jahr  im  ToraoB  diejenigen 
Mitglieder  dee  FatentamtB  and  diejenigen  Fatentanwälte,  die  der  Früfungs- 
kommission  angehören  sollen. 

Die  Abnahme  der  Ptitfongen  sowie  die  Besohlnfifaasnng  in  den  nilen 
der  §§  8  Abs.  S,  16  Satz  9,  SO  Abs.  8  und  VX  des  Gesetzes,  betreffend  die 
FatenUnw&lte,  vom  21.  Mai  1900  (EG6L  988)  erfolgt  seitens  der  Prüfungs- 
kommission in  der  Besetsnng  Ton  drei  Mitgliedern,  von  denen  zwei  dem 
Fatentamty  eines  dem  Stande  der  Patentanw^te  oder  der  im  §  22  des  GKb- 
seiies  bezeichneten  Personen  angehören  muß.  Von  den  beiden  dem  Patent- 
amt angehörenden  Mitgliedern  der  Kommission  muß  mindestens  ein  MitgUed 
reditsknndig  sein«  Em  rechtsknndiffes  Mitglied  führt  den  Vorsitz.  Die  im 
einzelnen  Falle  zor  Mitwirkung  berufenen  Mitglieder  der  F^ongskommission 
werden  Ton  dem  Präsidenten  des  Patentamts  bestimmt. 

§  2.  Antrage,  deren  Erledigung  der  PHifungskommission  obliegt,  sind 
an  das  Patentamt  zu  richten. 

Es  sind  beizufügen: 

1.  ein  eigenhändig  geschriebener  Lebenslauf, 

2.  die  zur  Begründung  des  Antrags  nach  dem  Gesetz  erforderlichen 
Nachweise. 

§  8«  Antrige,  deren  Erledigung  die  Abnahme  der  Beohtsprüfung  (§  4) 
Toraussetzt,  werden,  nachdem  festgertellt  worden  ist,  daft  der  Zulassung  zur 
F^itfung  Bedenken  nicht  entgegenstehen,  vom  Pr&ridenten  des  Patentamts 
der  Prülunaskommission  überwiesen. 

äi  4.  Die  Prüfung  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Rechtskenntnisse 
em  Gebiete  des  gewerblichen  Bechtsechutzes  (§  4  des  Gesetzes)  zerföllt 
in  eine  schriftliche  und  eine  mündliche. 

Die  schriftliche  Prüfung  geht  der  mündlichen  vorauf  und  findet  unter 
Aufsicht  statt.  Sie  hat  die  ^arbeitung  einer  wissenschaftlichen  und  einer 
praktischen  Aufgabe  zum  Gegenstände.  Die  Aufgaben  werden  vom  Yor- 
ntunden  der  Pröfungskommission  unter  Festsetzung  einer  Frist  für  deren 
Losung  und  unter  B^eichnung  der  zulässigen  Hülfraiittel  gestellt 

Vor  Eintritt  in  die  Prüfung  ist  an  die  Kasse  des  Patentamts  eine  Ge- 
bühr Ton  100  Mark  au  zahlen,  welche  zur  Hälfte  zurückgezahlt  wird,  wenn 
der  Antragsteller  Tor  Beginn  der  Prüfung  seinen  Bücktritt  erklärt. 

§  5.  Nachdem  die  schriftlichen  Arbeiten  von  denjenigen  Mitgliedern 
der  Jnrüfungskommission,  Tor  denen  die  mündliche  Prüfung  ab^^elegt  werden 
soll,  begutachtet  worden  sind,  wird  der  Antragsteller  zur  mündhchen  Prüfung 
geladen.  Dieselbe  ist  nicht  öffentlich.  Zu  einem  Prüfungstermine  sollen 
nieht  mehr  als  drei  Personen  geladen  werden. 

§  tf .  Die  Frage,  ob  die  Früfung  bestanden  sei  oder  nicht,  wird  nach 
dem  Chsamtergebnisse  der  schriftli<men  und  mündlichen  Prüfung  durch 
Stimmenmehrheit  entschieden. 

Der  Verlauf  und  das  Ergebnis  der  Prüfung  ist  zu  den  Akten  au  ver- 
meiden.   Über  das  Ergebnis  erhält  der  Antragsteller  eine  Bescheinigung. 

Im  Falle  des  Nichtbestehens  kann,  wenn  cUe  schriftlichen  Arbeiten  nach 
dem  einstimmigen  Urteile  der  Friifungskommission  den  Anforderungen  ge- 
nügen, die  Wiäerholung  der  Prüfung  auf  die  mündliche  Prüfung  beschränkt 
werden,  sofern  der  Antrag  auf  Zulassung  zu  der  wiederholten  Prüfung  inner- 
halb eines  Jahres  seit  dem  Tage  der  nicht  bestandenen  mündlichen  Früfung 
gestellt  wird. 

§  7.  Versäumt  der  Antragsteller  ohne  genügende  Entschuldigung  zwei- 
mal den  Termin  zur  schriftlichen  oder  mündlichen  Früfung,  so  kum  die 
Prüfung  durch  Besdilu6  der  Prüfungskommission  als  nicht  bätanden  erklärt 
werden. 

Berlin,  den  25.  Juli  1900. 

Der  Reichskanzler. 

Im  Auftrage:  Bothe. 
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4. 

OesetK,  betreffend  den  Sehntz  yon  Brflndungen,  Hustem  «sd 

Warenzeiehen  auf  Ausstellungen. 

Vom  18.  Mftrz  1904  (BGBL  141 ;  PMZBL  10  161). 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König'  ron 
Prea6en  etc.  verordnen  im  Namen  des  Beichs,  nach  erfolgter  Zostimmwiig 
des  Bundesrats  und  des  Beichstags,  was  folgt: 

Erfindungen,  Gebrauchsmustern,  Mustern  und  Modellen,  die  auf  «iner 
inlitndischen  oder  ausländischen  Ausstellung  nur  Schau  Bestellt  werden,  sowie 
Warenzeichen,  die  auf  einer  daselbst  zur  Schau  gestellten  Ware  angebnMdit 
sind,  wird  ein  zeitweiliger  Schutz  in  GemüAheit  der  nachf<^ena6n  Be- 
stimmungen gewährt: 

1.  Durch  eine  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  im  Beichsgesetz- 
blatte  wird  im  einzelnen  Falle  die  Ausstellung  bestimmt,  auf  die  der 
zeitweilige  Schutz  Anwendung  findet. 

2.  Der  zeitweilige  Schutz  hat  die  Wirkung,  daft  die  Schanstellang 
oder  eine  anderweitige  spätere  Benutzung  oder  eine  spätere  Ver- 
öffentlichung der  Erfindung,  des  Musters  oder  des  Warenzeichens  der 
Erlangung  des  gesetzlichen  Patent-,  Muster-  oder  Zeiohenschutses 
nicht  en^egenstehen,  sofern  die  Anmeldung  zur  Erlangung  dieses 
Schutzes  von  dem  Aussteller  oder  dessen  Rechtsnachfolger  binnen 
einer  Frist  von  sechs  Monaten  nach  der  Eröffnung  der  AussteUuig 
bewirkt  wird.  Die  Anmeldung  geht  anderen  Anmeldungen  vor,  die 
nach  dem  Tage  des  Beginns  der  Schaustellung  eingereicht  worden  sind. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Gibraltar,  an  Bord  M.  S.  „Friedrich  Carl*",  den  18.  März  1904. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Graf  von  Fosadowsky. 


6. 

Yerordnung  cur  Ausführung  des  Patentgesetzes  Tom  7.  April  1891 
und  des  Gesetzes,  betreffend  den  Sehutz  yon  Oebrauchsmustem, 

Tom  1.  Juni  1881. 

Vom  11.  JuH  1891  (RGBl.  349).*) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  Ton  PreoAen  etc. 
▼erordnen  auf  Grund  der  Bestimmungen  im  §  17  des  PatentgesetMB  vom 
7.  April  1891  (RGBl.  79)  und  im  §  14  des  Gesetxes,  betreffend  den  Sohoti 
Ton  GebrauohsmuBtem,  vom  l.  Juni  1891  (BGBl.  290)  im  Namen  des  Reichs, 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats,  was  folgt: 

I.  Patentangelegenheiten. 

§  1. 
Im  Patentamt  werden  für  die  Patentanmeldungen  vier  Abteilungen  ge- 
bildet, welche  die  Bezeichnung 

Anmeldeabteilnng 

führen  und  durch  den  Zusatz  I,  11,  III,  lY  unterschieden  werden. 

Der  Reichskanzler  bestimmt,  für  welche  Gebiete  der  Technik  eine  jede 
der  Abteilungen  zuständig  ist. 

•)  Es  sind  die  dnreh  die  spftteren  YerordnuDgen  (Nr.  S— 11)  binsagefdgten 
AndernDgen  und  Zufl&tse  su  beachten. 


6.  Verordnong  zur  Ansffihroiig  des  Ffttentgesetzes  vom  7.  April  1891  usw.  SS7 

Zu.  dem  GeschäftskreiB  der  Anmeldeabteilimgen  gehören  auch  die  Be- 
schlÜBse  über  Eintragangen  und  Löschungen  in  der  Patentrolle  (§19  des 
Patentgesetses)   f&r   das    einer    jeden    Abteflong   zugewiesene    Gebiet   der 

§2. 
Für  Besohwerden  gegen  die  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  und  der 
NichtigkeitBabteüung  (§§  16,  26  des  Patentgesetzes)  worden  zwei  Abteilungen 
gebildet,  welche  die  Bezeichnung 

Beschwerdeabteilung 

fahren  und  durch  den  Zusatz  I  und  11  unterschieden  werden. 

Die  Besohwerdeabteilung  I  ist  zuständig  für  Beschwerden  gegen  Be- 
schlüsse der  Anmeldeabteilungen  I  und  II,  sowie  für  Beschweraen  gegen 
Beschlüsse  der  Nichtigkeitsabteilung.  Die  Beschwerdeabteilung  11  ist  zu- 
ständig für  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  lEI  und  IV . 

Die  Beschwerdeabteilungen  sind  außerdem,  und  zwar  jede  innerhalb  des 
durch  Absatz  2  festgesetzten  Geschäftskreises,  zuständig  für  die  vom  Patent- 
amt abzugebenden  Gutachten. 

§8. 

Meinungsverschiedenheiten  zwischen  mehreren  Abteilungen  über  die  Zu- 
ständigkeit werden  von  dem  Präsidenten  entschieden. 

"F^  Anträge  oder  Gauche,  welche  andere,  als  die  in  den  §§  1  und  2 
bezeichneten  Angelegenheiten  betreffen,  wird  die  Zuständigkeit  von  dem 
Präsidenten  bestimmt. 

§4. 
Die  Geschäftsleitung  in  den  Anmeldeabteilungen  steht  dem  zum  Vor- 
sitz berufenen  rechtskundigen  oder  technischen  Mitgliede,  die  Geschäfts- 
leitimg in  den  Beschwerdeabteilungen  und  in  der  Nichtigkeitsabteüung  dem 
Präsidenten  zu.  Über  die  Vertretung  des  Präsidenten  im  Vorsitz  trifft  der 
Beichskanzler  Bestimmung. 

§5. 

Die  Zuweisung  der  Mitglieder  an  die  Abteilungen  erfolgt  durch  den 
Beichskanzler. 

Im  Falle  des  Todes,  der  Erkrankung  oder  der  längeren  Abwesenheit 
eines  MitgUedes  können  in  die  davon  betroffene  Abteilung,  solange  das 
Bedürfnis  dieses  erfordert,  durch  den  Präsidenten  Mitglieder  anderer  Ab- 
teilungen zur  Aushülfe  berufen  werden. 

§ «. 

In  den  Abteilungen  trifft  der  Vorsitzende  die  für  den  Fortgang  der 
Sachen  erforderlichen  Verfügungen. 

In  den  Anmeldeabteilungen  bezeichnet  er  für  jede  Klasse  der  An- 
meldungen im  voraus  das  Mitglied,  welchem  die  Vorprüfung  (§  21  des 
Patentgesetzes)  obliegt,  sowie  einen  weiteren  Berichterstatter  für  das  Ver- 
fafajren  nach  ErlaA  des  Vorbescheides. 

In  den  Beschwerdeabteilungen  und  in  der  Nichtigkeitsabteilung  bezeichnet 
der  Präsident  für  jede  Klasse  im  voraus  zwei  Berichterstatter. 

An  Stelle  der  hiernach  berufenen  Mitglieder  können  für  den  einzelnen 
Fall  andere  Berichterstatter  bezeichnet  werden. 

Die  Berichterstatter  halten  den  mündlichen  Vortrat  in  der  Sitzung  und 
entwerfen  alle  Beschlüsse  und,  Entscheidungen.  Der  Vorsitzende  prüft  die 
Entwürfe  und  stellt  sie  fest.  Über  sachliche  Meinungsverschiedenheiten  be- 
sohlieftt  die  Abteilung. 

§7. 

In  den  Anmeldeabteilungen  bedarf  es  der  Beratung  und  Abstimmung 
in  einer  Sitzung  für  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung, 
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sowie  for  Besohlnsse,  durch  welohe  die  Anmeldong  oder  ein  Einspraoh  q—   ■ 
oder  teüweise  znrfidq^ewiesen  wird.  | 

Für  die  BeschlÜBse  der  BeBchwerdeabteilongen,  dnrrii  welche  eine  auf 
Grund  des  §  16  des  Fatentgesetzes  erhobene  Beschwerde  erledigt  wird,  ao- 
wie  f&r  die  nach  §§  26,  S9  und  80  des  Patentgesetses  ergehenden  JBnt- 
scheidungen  der  Beschweideabteilongen  und  der  Nichtigkeitsabteiliing  bedarf 
es  der  Beratung  und  Abstimmung  in  einer  Sitzung.  An  den  EntschSdimgen 
nehmen  aufier  dem  Präsidenten  und  dem  weiteren  rechtskundigen  Mit|fliede 
die  beiden  für  die  Sache  bestellten  Berichterstatter  und  ein  drittes  Ton  dem 
PriUidenten  vorher  bestimmtes  technisches  Mitglied  teil. 

§  8. 

Bei  den  Abstimmungen  entscheidet  die  absolute  Mehrheit  der  Stammen, 
bei  Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Vondtsenden. 

Ist  eine  Anhörung  der  Beteiligten  (Patentgesets  §  26,  §  26  Abs.  8,  §  80 
Abs.  2)  Yorhergegangen,  so  kann  ein  Mitglied,  welches  hierbei  nicht  ang^egen 
gewesen  ist,  an  der  Abstimmung  nicht  teilnehmen. 

§». 

Dem  Präsidenten  liegt  es  ob,  auf  eine  gleichmäAige  Behandlung  der  Qe- 
schfifte  und  auf  die  Beobachtung  gleicher  Grundsätze  hinzuwirken.  Zu  diesem 
Behufe  ist  er  befugt,  den  Beratungen  aller  Abteilungen  beizuwohnen,  auch 
sämtliche  Mitglieder  zu  Plenarversammlungen  zu  vereinigen  und  die  Beratnsg 
des  Plenums  über  die  von  ihm  vorgdegten  Fragen  herbeizuführen. 

§  10. 

Die  Sitzungen  der  Abteilungen  finden  der  Begel  nach  an  beatimiateB 
Tagen  und  zu  bestimmten  Stunden  statt.  Die  Verfögung  darüber  steht  dam 
Präsidenten  zu. 

§  11. 

Die  Ausfertigungen  der  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  AbteünngeD 
erhalten  die  Unterschrift: 

Kaiserliches  Patentamt 
und  zusätzlich  die  vorschriftsmäßige  Bezeichnung  der  Abteilung. 

§  12. 

Für  das  Zustellungswesen  gelten  folgende  Vorschriften: 

1.  Zustellungen,  welche  den  LaiS  der  im  §  26  Abs.  1  des  Patent- 
ffesetzes  bezeichneten  Frist  bedingen,  sowie  ZusteUungen  m  dem 
Verfahren  vor  der  Nichtigkeitsabteilung  erfolgen  durch  die  Post 
Auf  diese  Zustellungen  finden  die  Yorschrifton  der  Zivilproaeft- 
ordnung  mit  nachstehenden  Maßgaben  Anwendung. 

Der  vom  Präsidenten  bestimmte  Beamte  tr^  für  die  Be- 
wirkung  der  Zustellung  Sorge  und  beglaubigt  die  zu  übergebeodee 
Abschriften.  Er  übercnbt  die  Schriftstücke  in  einem  versomoeaeDCBi 
mit  der  Adresse  der  Person,  an  weldie  zugestellt  werden  solL  so- 
wie mit  der  Geschäftsnummer  versehenen  Briefumschlag  der  PiosI 
zur  Zustellung.  Auf  den  Briefumschlag  wird  der  Vermeik  geseilt: 
.Vereinfachte  Zustellung^«  Eine  Bescheinigung  der  Über|^ibe  an 
die  Post  (Zivilprozeßoranung  §§  177,  179)  ist  nicht  erforderikh. 

Die  von  dem  Postbotra  aufzunehmende  ZusteUungsurkonds 
mu6  die  Adresse  und  die  Geschäftsnummer  des  Briefes»  den  Ort 
und  die  Zeit  der  Zustellung,  sowie  die  Person,  weldier  zugestellt 
ist,  und  wenn  die  Zustellung  nicht  an  den  Adressaten  personlioli  er- 
folgt ist,  den  Grund  hiervon  angeben.  Die  Urkunde  ist  von  dsaa 
Postboten  zu  unterschreiben.  Abschrift  der  ZusteUunffsuiAiinds 
wird  nicht  übergeben.  Der  Tag  der  Zustellung  ist  von  dem  Post- 
boten auf  dem  Briefumschlag  zu  vermerken« 

2.  ZusteUungen,  welche  den  Lauf  sonstiger  Fristen  bedingen,  erhAgm 
mittelst  eingeschriebenen  Briefes. 


6.  Verordxiiiiig  zur  AoBfahrang  des  Fatentgesetses  vom  7.  April  1891  usw.  539* 

Kann  in  den  Fällen  der  Nr.  1  und  2  eine  Ziutellung  im  In- 
lande  nicht  erfolgen,  so  wird  sie  durch  Aufgabe  zur  Post  nach  Maft«- 
gäbe  der  §§  161,  176  der  Zivilprozeßordnung  bewirkt. 

§  18. 

Zeugen  und  Sachverständige  erhalten  Gebühren  liach  Mafigabe  der  Qe^ 
bührenordnung  vom  80.  Juni  1878  (BGfil.  178). 

§  14. 

Zu  den  Kosten  des  Verfahrens,  über  welche  das  Patentamt  nach  §  28 
Abs.  5  und  §  81  des  Patentgesetzes  zu  bestimmen  hat,  gehören  aufier  den 
aus  der  Kasse  des  Patentamts  bestrittenen  Auslagen  diejenigen  den  Beteiligten 
erwachsenen  Kosten,  welche  nach  freiem  Ermessen  des  Patentamts  zur  zwecks 
entsprochenden  Wahrung  der  Ansprüche  und  Bechte  notwendig  waren. 

§  16. 

Ist  eine  Pfttentgebühr  (§  8  Abs.  2  des  Patentgesetzes)  nicht  innerhalb- 
sechs  Wochen  nach  der  Fälligkeit  entrichtet,  so  benachrichtigt  das  Patent- 
amt  hiervon  den  Patentinhaber. 

Aus  dem  Umstände,  dafi  der  Patentinhaber  eine  Benachrichtigung  nicht 
erhält,  erwachsen  Bechtsfolgen  nicht 

§  16. 

Die  Orte  aufierhalb  Berlins,  an  welchen  eine  Auslegung  der  Patentr 
anmeldungen  erfolgen  soll,  sowie  die  Art  und  Zeitdauer  dieser  Auslegung 
werden  vom  Beiohskanzler  bezeichnet.  Wenn  eine  Auslegung  an  diesen  Orten 
unterbleibt,  so  wird  dadurch  ein  Mangel  des  Verfahrens  nicht  begründet 

§  17. 

Der  Präsident  verfügt  im  Einvernehmen  mit  der  für  die  Anmeldung  zu- 
ständigen Abteilung  Über  Modelle  und  Proben,  deren  Bückgabe  nicht  binneik 
sechs  Monaten  nach  endgültiger  AbweiBuug  der  Anmeldung  oder  nach  der 
Bckanntmadiung  von  der  Erteilung  des  Patents  (§  27  Abs.  1  des  Patent- 
gesetzes)  beantragt  ist 

§  18. 

Soweit  für  Patentangelegenheiten  aus  der  Zeit  vor  dem  ].  Oktober  1891 
Übergangsbestimmungen  erforderlich  sind,  werden  dieselben  vom  Beiohs- 
kanzler erlassen« 

n.  Angelegenheiten  des  Gebrauchsmusterschutzes. 

§  19. 

Für  Antrage  in  Sachen  des  Schutzes  von  Gebrauchsmustern  wird  in  dem^ 
Patentamt  eine  besondere  Anmeldestelle  errichtet 

Die  Leitung  dieser  Stelle  liegt  einem  von  dem  Beichskanzler  bezeichneten 
rechtskundigen  Mitgliede  ob. 

Im  Fade  einer  Verhinderung  dieses  Mitgliedes  kann  der  Präsident  eine» 
anderen  rechtskundigen  Mitgliede  die  Vertratnng  Übertragen. 

§20. 
Die  Verfügungen  der  Anmeldestelle  erhalten  die  Unterachrift: 

Kaiserliohes  Patentamt, 
Anmeldestelle  für  Gebrauchsmuster. 

§21. 

Über  Vorstellungen  gegen  die  Verfügung  der  Anmeldestelle  befindet  der 
Präsident 

§22. 

Änderungen  in  der  Person  des  Eingetragenen  oder  des  nach  §  18  Abs.  2 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1891  bestellten  Vertreters,  welche  in  der  Bolle 
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Tdrmerkt  werden  sollen,  sind  in  beweisender  Form  zur  Kenntnis  des  Patent- 
amU  zu  bringen. 

§  SS. 

Nach  der  Eintragung  in  der  Bolle  erhält  der  Eingetragene  eine  Ans- 
fertigang  des  Eintragongsvermerks. 

§  24. 

Der  Präsident  verfügt  über  Modelle,  deren  Rückgabe  nicht  binnen  vier 
Jahren  nach  Ablanf  der  Schatzfrist  beantragt  wird. 

III.  Gemeinschaftliche  Bestimmungen. 

§86. 

Die  Einrichtung  der  Bureans,  die  Verwaltung  der  Kasse,  der  Bibliothek 
und  der  Sammlungen  werden  durch  den  Präsidenten  geordnet  Der  PHUident 
erläßt  die  erforderlichen  Geschäftsanweisungen. 

§  86. 

Die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  gesamten  Geschäftsbetriebes  steht 
dem  Präsidenten  zu.    Er  verfugt  in  allen  Yerwaltungsangelegenheiten. 

§  27. 

Sämtliche  eingehende  Geschäftssachen  werden,  ohne  Bücksicht  auf  ihren 
verschiedenen  Inhalt,  nach  der  Zeit  ihres  Eingangs  mit  einer  laufenden 
Nummer,  als  Geschäftsnummer,  und  mit  dem  Datum  bezeichnet. 

Geschäftssachen,  welche  während  der  Dienststanden  eingehen,  sind  als- 
bald, andere  Geschäftssachen  bei  dem  Wiederbeginn  der  Dienststunden  von 
dem  dazu  bestimmten  Beamten  hiemach  zu  bezeichnen.  Wenn  die  Reihe  des 
Eingangs  nicht  feststeht,  so  sind  sie  nach  der  Reihe,  in  welcher  sie  von  dem 
Beamten  übernommen  werden,  mit  der  Bezeichnung  zu  versehen. 

Von  zwei  an  demselben  Tage  an  das  Patentamt  p^elangten  Gteschafta- 
sachen  gilt  diejenige  als  später  eingegangen,  welche  die  höhere  Gteschifts- 
nummer  trägt. 

§  28. 

Vertreter  in  Patentangelegenheiten  und  in  Angelegenheiten  des  Gtebnuichs- 
musterschutzes  haben  dem  Patentamt  gegenüber  ihre  Bevollmächtigung  durch 
eine  Vollmacht  nachzuweisen. 

Die  Vollmachten  müssen  auf  prozefif  ähige,  mit  ihrem  bürgerlichen  Namen 
bezeichnete  Personen  lauten. 

Sind  mehrere  Personen  bevollmächtigt,  so  gelten  dieselben  für  befogt, 
sowohl  gemeinschaftlich  als  auch  einzeln  £e  Vertretung  wahrzunehmen.  Bine 
Abweichende  Bestimmung  dürfen  die  Vollmachten  nicht  enthalten. 

§  29. 

Das  Patentamt  kann  nach  seinem  Ermessen  von  den  bei  ihm  berohenden 
Eingaben  und  Verhandlungen,  soweit  die  Einsicht  in  dieselben  i^esetilicfa 
nicht  beschränkt  ist,  an  jedermann  Abschriften  und  Auszüge  gegen  Kmzahlong 
der  Kosten  erteilen. 

§  80. 

Das  Siegel  des  Patentamts  enthält  in  der  Mitte  den  Reichsadler  und  in 
der  Umschrift  die  Worte  „Kaiserliches  Patentamt''. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
drucktem Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Buckingham  Palace  London,  den  II.  JuU  1891. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boettioher. 
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6. 

Teroidnniig  mr  Ausfühnuig  des  Patentgesetzes  yom  7.  April  1891. 

Vom  6.  Juni  1897  (RGBL  478;  PMZBl.  S  148). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutsoher  Kaiser,  König  von  Preofien  etc. 
verordnen  auf  Grund  der  Bestimmang  im  §  17  des  Fatentgesetses  vom 
7.  April  1891  (BGBl.  79)  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmnng 
des  Bundesrats,  was  folgt: 

§  1. 

Im  Patentamt  wird  für  die  Patentanmeldungen  eine  weitere  Abteilung^ 
gebildet,  welche  die  Bezeichnung 

Anmeldeabteilang  Y 
f&brt. 

§2. 
Für  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilang  V  sowie'für 
die  ibrstattang  von   Gutachten   innerhalb  des  der  AnmeldeabteUung  V^  zu- 
gewiesenen Geschäftskreises  ist  die  Beschwerdeabteilung  II  zuständig.  <&n>»^ 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Kaiserlichen  Insiegel. 

G^eben  Neues  Palais,  den  6.  Juni  1897. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 


7. 

Terojrdnung  nur  AnsfShning  des  Patentgesetzes  Tom  7.  April  18B1. 

Vom  6.  Mai  1899  (RGBl.  288;  PMZBl.  5  126). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preußen  etc. 
verordnen  auf  Ghrund  der  Vorschrift  im  §  17  des  Patentgesetzes  vom  7.  April 
1891  (BGBL  79)  im  Namen  des  Beichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des 
Bundesrats,  was  folgt: 

§  1. 

Im  Patentamt  wird  für  die  Patentanmeldungen  eine  weitere  Abteilung 
gebildet,  welchs  die  Bezeichnung 

Anmeldeabteilung  VI 
fuhrt. 

§  2. 
Für  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  AnmeldeabteUung  VI  sowie  für 
die  Erstattung  von  Gutachten  innerhalb  des  der  Anmeldeabteilung  VI  zu- 
gewiesenen Geschäftskreises  ist  die  Beschwerdeabteilung  11  zuständig. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Urville,  den  6.  Mai  1899. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Ghraf  von  Posadowsky. 


8. 

Terojrdnung  zur  Ausffihrung  des  Patentgeseties  Tom  7.  April  1891. 
Vom  2.  Mai  1900  (RGBl.  282;  PMZBl.  6  194). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preußen  etc. 
verordnen  auf  Grund  der  Vorschrift  im  §  17  des  Patentgesetzes  vom  7.  April 
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1891  (EGBL  79)  im  Namen  des  Beiohs,  nach  erfolgter  Znstimn&img  dei 
^mdeorats,  was  folgt: 

§  1- 

Im  Patentamt  werden  for  die  Patentanmeldimgen  iwei  weitere  Abteilungen 
gebildet,  welche  die  Beseichnnng 

Anmeldeabteilnng  YII  und 

Anmeldeabteüong  Vlli 
fOhren. 

§  2- 

Fnr  Beschwerden   gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilongen   Vll  und 

Vm,  sowie  für  die  Erstattung  yon  Gutachten  innerhalb  des  den  Anmelde- 
abteilungen  YU  und  YHI  zugewiesenen  Gcsohäftskreises  ist  die  Beschwerde- 
abteilung I  zuständig. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhandigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem  Kaiserlichen  Insicffel. 

Gegeben  Berlin  im  Schlei,  den  2.  Mai  1900. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Graf  von  Posadowsky. 


9. 

Yeroidnaiig  zur  AusfOhrang  des  Patentgesetzes  Tom  7.  April  1891. 

Yom  26.  Mai  1902  (BGBL  169;  PMZBL  8  161). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Södser,  Konig  von  Preuften  etc. 
Tcrordnen  auf  Grand  der  Yorsdbrift  im  §  17  des  Patentgesetzes  vom  7.  April 
1891  (RGBL  79)  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfol^^  Zustimmung  des 
Bundesrats,  was  folgt: 

§  1. 
Im  Patentamt  werden   für  die  Patentanmeldungen   zwei  weitere   Ab- 
teilungen gebildet,  welche  die  Bezeichnung 

Anmeldeabteilung  IX  und 

Anmeldeabteilung  X 
fOhren. 

§ «. 

Für  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  IX  and 
X  sowie  für  die  Erstattung  von  Gutachten  innerhalb  des  denselbea  su- 
gewiesenen  Geschäftskreises  ist  bezüglich  der  Anmeldeabteilung  IX  die 
Beschwerdeabteilunff  I  und  bezüglich  der  Anmeldeabteilung  X  die  Bochwerde- 
abteilung  U  zuständig. 

Urkundlich  unter  Unserer  Hochsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedracktem  Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Schlofi  Urville,  den  26.  Mai  1902. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Graf  Yon  Posadowsky. 


10. 

YeroidnuiLff  rar  Aüsfiilinuig  des  Patentgeseties  yom  7.  Af ril 
1891  und  des  Gesetzes  betreffend  den  Sohuti  yon  Gebr«neks- 

mostem,  yom  1.  Juni  1881. 

Vom  25.  Oktober  1899  (RGBL  661;  PMZBL  6  281). 

Wir  Wilhelm«  von  Gottes  Gnaden  Deatscher  Kaiser,  König  Ton  Prüften  etc. 
▼erordnen  auf  Grand  der  Bestimmungen  im  §  17  des  Patentgesetsee  Yom 
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7.  April  1891  (EGBL  79)  and  im  §  14  des  Gesetzes,  betreffend  den  Schatz 
iron  OebraaohsmnsterD,  vom  1.  Jani  1891  (BGBl.  290)  im  Namen  des  Reichs, 
nach  erfolgter  ZasUmmong  des  Bandesrats,  was  folgt: 

Der  §  4  der  Kaiserlichen  Verordnang  yom  11.  Jali  1891  (RGBl.  849) 
«riiSlt  folgende  Fassang: 

Die  G^ch&fteleitong  in  den  Anmeldeabteilangen  steht  dem  sam 
Yorsitz  berafenen  rechtskandigen  oder  techniMhen  Mitgliede,  die 
Geschäftsleitang  in  den  Beschwerdeabteilangen  and  in  der  Nichtig- 
keitsabteilang  dem  Präsidenten  za.  Ueber  die  Vertretung  des 
Präsidenten  im  Vorsitz  trifft  der  Reichskanzler  Bestimmang. 

Urkundlich  uuter  Unserer  Hochsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
j^edrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Neues  Palais,  den  26.  Oktober  1899. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Graf  von  Posadowsky. 


11. 

Ttrojrdniuig  mr  AngffUiniiig  des  Patentgeseties  Tom  7.  April  1891. 

Vom  29.  April  1904  (RGBl.  167;  PMZBl.  10  237). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  PreuAen  etc. 
verordnen  auf  Grund  der  Bestimmung  im  §  17  des  Patentgesetzes  vom  7.  April 
IMl  (RGBL  79)  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des 
Bundesrats,  was  folgt: 

Der  §  7  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  11.  Juli  1891  (RGBl.  849) 
erhält  im  Abs.  2  folgenden  Zusatz: 

Soweit  über  Beschwerden  auf  Grund  des  §  26  des  Patentgesetzes 
zu  entscheiden  ist,  kann  die  Vertretung  des  Präsidenten  im  Vor- 
sitz auch  einem  tedinischen  Mitgliede  übertragen  werden;  in  diesem 
Falle  nehmen  an  der  Entscheidung  außer  dem  Vorsitzenden  und 
den    beiden  Berichterstattern   zwei  rechtskundige  Mitglieder  teil. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Karlsruhe,  den  29.  April  1904. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Ghraf  von  Posadowsky. 


12. 

Teroidnang,  betreffend  das  BemftingsTerflftlireii  beim  Beiebs- 

geriebt  in  Patenteaeben. 

Vom  6.  Dezember  1891  (ROBL  389). 

Wir  Wilhelni.  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  PreuAen  etc. 
▼erordnen  auf  Grund  des  §  38  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891 
(BGBL  79)  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundes- 
rats, was  folgt: 

§  1. 
Die  in  Gemäftheit  des  §  S3  Absatz  1  des  Patentgesetzes  Tom  7.  April 
1891  bei  dem  Patentamt  einzureichende  Berufungsschrift  mu6  die  Bemfungs- 
ntri(ge  sowie  die  Angabe  der  neuen  Tatsachen  und  Beweismittel  enthalten, 
wcAdhe  der  Berufungskläger  geltend  machen  will. 
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§  «. 

Ist  die  BemfuDgsschrift  nicht  rechtseitig  eingegangen  oder  xdAt 
deutscher  Sprache  abgefafit  oder  enthält  sie  nicht  due  fierafangs«ntiS£re^ 
hat  das  .Patentamt  die  Bemfung  als  anEulässig  su  verwerfen. 

Der  Berofungskläger  kann  binnen  einer  Woche  nach  Zastellimg 
Beschlusses  auf  die  Entscheidung  des  Beichsgerichts  antragen. 

§  8. 

Ist  die  Beruf ong  zulässig,  so  wird  die  Berufungsschrift  von  dem  Patent- 
amt dem  Berufungsbeklagten  mit  der  Auflage  mitgeteilt,  seine  schrifüidie 
Erklärung  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung  bei  dem  Patentamt 
einzureichen. 

Die  Erklärung  mufi  die  Gegenanträge  sowie  die  Angabe  der  neaes 
Tatsachen  und  Beweismittel  enthalten,  welche  der  Berufungsbeklagte  geltend 
machen  will. 

§*. 

Das  Patentamt  legt  die  Verhandlungen  nebst  den  Akten  erster  Tugf.«»« 
dem  Reichsgericht  vor  und  benachrichtigt  hiervon  die  Parteien  unter  Mit- 
teilung der  Gegenerklärung  an  den  Berunmgskläger. 

§  6. 

Das  Reichsgericht  trifft  nach  freiem  Ermessen  die  zur  Aufklärung  der 
Sache  erforderlichen  Verfügungen. 

Beweiserhebungen  können  durch  Vermittelung  des  Patentamts  erfolgen. 

§  6. 

Das  Urteil  des  Reichsgerichts  ergeht  nach  Ladung  und  Anhörung  der 
Parteien. 

Die  Ladungsfrist  beträgt  mindestens  zwei  Wochen. 

§  7. 

Die  Geltendmachung  neuer  Tatsachen  und  Beweismittel  im  Termin  ist 
nur  insoweit  zulässig,  als  sie  durch  das  Vorbringen  des  Berufungsbeklagten 
in  der  Erklärungsschrift  veranlaßt  wird. 

Das  Gericht  kann  auch  Tatsachen  und  Beweise  berücksichtigen,  mit 
welchen  die  Parteien  ausgeschlossen  sind. 

Auf  eine  noch  erforderliche  Beweisaufnahme  findet  die  Bestimmung  im 
§  5  Anwendung. 

Soll  das  Urteil  auf  Umstände  gegründet  werden,  welche  von  den  Psirteien 
nicht  berührt  sind,  so  sind  diese  zu  veranlassen,  sich  hierüber  zu  äu6em. 

§  8. 

Von  einer  Partei  behauptete  Tatsachen,  über  welche  die  Gegenpartei 
sich  nicht  erklärt  hat,  können  für  erwiesen  angenommen  werden. 

Erscheint  in  dem  Termine  keine  der  Parteien,  so  ergeht  das  Urteil  auf 
Grund  der  Akten. 

§ ». 

Das  Reichsgericht  kann  zu  der  Beratung  Sachverständige  zuziehen ;  die> 
selben  dürfen  an  der  Abstimmung  nicht  teilnehmen. 

§  10, 

Zu  den  Kosten  des  Verfahrens,  über  welche  das  Reichsgericht  nacb 
§  83  Abs.  2  des  Patentgesetzes  zu  bestimmen  hat,  gehören  auAer  den  aas 
der  Kasse  des  Patentamts  zu  bestreitenden  Auslagen  diejenigen  den  Parteiea 
erwachsenen  Auslagen,  welche  nach  freiem  Ermessen  des  Gerichtshofes  rar 
zweckentsprechenden  Wahrung  der  Ansprüche  und  Rechte  notwendig  waren. 

§  11. 
In  dem  Termin  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  den  Qmog  d« 
Verhandlung  im  allgemeinen  angibt. 


18.  Bestiiiimimgen  über  die  Anmeldung  yon  Erfindungen.         646 

Dm  Protokoll  ist  von  dem  YorritEenden  und  dem  GeriditMobmber  zu 
nnterMhreiben. 

§  18. 

Die  Yerkündnng  des  IDrteils  erfolgt  in  dem  Termin,  in  welchem  die  Yer- 
K^n4^^"T>g  geschlossen  ist,  oder  in  einem  sofort  anzuberaumenden  Termin. 

Wira  die  Yerkündnng  der  Entsoheidungsgründe  für  angemessen  erachtet, 
so  erfolgt  sie  durch  Yerlesung  der  Ghründe  oder  durch  mündliche  Mitteilung 
des  weseutliohen  Inhalts. 

Die  Ausfertigungen  des  mit  Gründen  zu  versehenden  Urteils  werden  durch 
Yermittelnng  des  Patentamts  zugestellt. 

§  18. 

Wird  beantragt,  daß  in  Abänderung  der  Entscheidung  des  Patentamts 
die  Zurücknahme  des  Patents  auf  Grund  des  §  11  Nr.  2  des  Patentgesetzes 
ausgesprochen  werde,  so  findet  die  Yorschnft  des  §  30  Abs.  8  dieses  Ge- 
seties  entsprechende  Anwendung. 

§  14. 

Die  zur  Praxis  bei  dem  Reichsgericht  zuffelassenen  Rechtsanwälte  sind 
befugt,  im  Berufungsverf ahren  in  Patentsachen  £e  Yertretung  zu  übernehmen. 

Den  Parteien  und  deren  Yertretem  ist  es  gestattet,  mit  einem  technischen 
Beistande  zu  erscheinen. 

§  16. 

Im  übrigen  ist  für  das  Berufungsrerf ahren  in  Patentsachen  das  den  Ge- 
schäftsgang beim  Reichsgericht  normierende  Regulativ  maßgebend. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
dmoktem  Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Neues  Palais,  den  6.  Dezember  1891. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 


13. 
Bestimmiingeii  über  die  Anmeldung  von  Brflndvngen. 

Yom  22.  November  1896  (PMZBl.  4  226). 

Auf  Grund  des  §  M  Abs.  2  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891 
(RGBL  79)  werden  die  nachfolgenden  Bestimmungen  über  die  Erfordernisse 
einer  Patentanmeldung  erlassen.  Die  Bestimmungen  treten  am  1.  Januar 
1899  in  Kraft. 

§  1.  Die  Anmeldung  einer  Erfindung  behufs  Erteilung  eines  Patentes 
gesoäeht  in  der  Form  eines  schriftlichen  Gesuchs,  dem  die  sonst  erforder- 
lichen Stücke  als  Anlagen  beizufügen  sind. 

§  9.    Das  Gesuch  muß  enthalten: 

a)  die  Angabe  des  Namens  und  des  Wohnorts  oder  der  Hauptnieder- 
lassung des  Anmelders; 

b)  eine  für  die  Yeröffentlichung  (§  98  Abs.  S  des  Patentgesetzes)  ge- 
eignete Benennung  der  Erfindung; 

o)  die  Erklärung,  daß  für  die  Erfindung  ein  Patent  nachgesucht  werde. 
Bei  Zusatzanmeldungen  ist  die  An^nbe  des  Haup^tentes  nach 
Gegenstand  und  Nummer  oder  der  Hauptanmeldung  nach  Gegen- 
stand und  Aktenzeichen  erforderlich; 

d)  die  Erklärung,  daß  die  gesetzliche  Gebühr  von  20  Mark  an  die 
Kasse  des  Kaiserlichen  Patentamts  gezahlt  wcnrden  sei  oder  gleich- 
zeitig mit  der  Anmeldung  gezahlt  werde; 

e)  die  Aufführung  der  Anlagen  unter  Angabe  ihrer  Nummer  und  il 
Inhalts; 
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f)  falls  der  Anmelder  einen  Vertreter  bestellt  hat,  die  Angabe  der 
Person,  der  Bemfsstellang  und  des  Wohnorts  des  YertreterB;  ab 
Anlage  ist  eine  Vollmacht  beizufügen  (§  28  der  Kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  11.  Juli  1891); 

g)  die  Unterschrift  des  Anmelders  oder  seines  Vertreters. 

§  S.  Die  Beschreibung  ist  in  zwei  Ausfertigungen  einzureichen.  I>as- 
selbe  gut  für  alle  Nachtr^e.^  Die  Schriftstucke,  welche  die  Beschreibinig 
bilden,  müssen  sowohl  am  Kande  als  auch  zwischen  den  Zeilen  ausreic^ 
Baum  für  Zusätze  und  Änderungen  frei  lassen. 

Maße,  Gewichte,  sowie  elektrische  Einheiten  müssen  nach  den  _ 
liehen  Vorschriften,  Temperaturen  nach  Celsius  angegeben  werdenT  Bei 
chemischen  Formeln  sind  die  in  Deutschland  üblichen  Atomgewichtszeidien 
und  Molekularformeln  anzuwenden. 

Die  Einfügung  von  Figuren  in  die  Beschreibung  ist  nicht  zulässig. 

§  4.  Die  für  die  Veranschaulichung  der  Erfindung  bestimmten  Zeich« 
Hangen  sind  auf  das  zur  Klarstellung  der  Erfindung  Erforderliche  zu  be- 
schränken.   Sie  sind  in  zwei  Ausfertigungen  einzureichen. 

a)  Für  die  Hauptzeichnung  ist  weißes,  starkes  und  glattes  Zeichenpapier, 
sogenanntes  Kartonpapier,  für  die  Nebenzeichnung  Zeichenleinwand  zu  rer- 
wenden. 

Das  Blatt  der  Hauptzeichnung  soll  38  cm  hoch  und  21  cm  breit  sein. 
In  Ausnahmefällen  ist,  falls  die  Deutlichkeit  es  erfordert,  ein  Blatt  in  der 
Höhe  von  88  cm  und  in  der  Breite  von  42  cm  zulässig.  Die  Nebenzeichnnng 
muß  bei  beliebiger  Breite  88  cm  hoch  sein.  Für  £e  Hauptzeichnung  wie 
für  die  Nebenzeichnung  ist  die  Verwendung  mehrerer  Blätter  zulässig. 

b)  Die  Figuren  und  Schriftzeichen  sind  in  tiefschwarzen,  kräftigen,  scharf 
begrenzten  Linien  auszuführen.  Auf  der  Hauptzeiohnung  sind  Querschnitte 
entweder  tiefschwarz  anzulegen  oder  durch  Schrägstriche  in  tiefschwanea 
Linien  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Ist  zur  Darstellung  unebener  FlSd&en 
ausnahmsweise  eine  Schattierung  erforderlich,  so  darf  sie  ebenfaUs  nor  in 
tiefschwarzen  Linien  ausgeführt  werden.  Die  Anwendung  bunter  Farben  ist 
bei  der  Hauptzeichnung  unzulässig. 

Alle  auf  den  Zeichnungen  angebrachten  Schriftzeichen  müssen  einfach 
und  deutlich  sein.  Die  Hauptzeichnung  muß  sich  zur  photographischen  Ver- 
kleinerung eignen. 

c)  Die  einzelnen  Figuren  müssen  durch  einen  angemessenen  Zwischen- 
raum voneinander  getrennt  sein. 

d)  Die  Figuren  sind  nach  ihrer  Stellung  fortlaufend  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  Anzahl  der  Blätter  mit  Zahlen  zu  versehen. 

e)  Erläuterungen  sind  in  die  Zeichnung  nicht  aufzunehmen.  Ausgenommen 
sind  kurze  Angaben  wie  „Wasser",  »Dampf**,  i^Schnitt  nach  A  B  (Fig.  8)^, 
sowie  Inschriften,  die  auf  den  dargestellten  Gegenständen  angebracht  werden 
sollen,  z.  B.  „offen**,  „zu**. 

f)  In  der  rechten  unteren  Ecke  jedes  Blattes  ist  der  Name  des  An- 
melders anzugeben. 

g;  Die  Hauptzeichnungen  dürfen  weder  gefaltet  noch  gerollt  werden« 
sondern  sind  in  glattem  Zustande  vorzulegen. 

§  6.  Die  für  die  Veranschauüchung  der  Erfindung  bestimmten  Modelle 
und  Probestücke  brauchen  nur  in  einer  Ausführung  eingereicht  zu  werden. 

Proben  sind  stets  einzureichen  zu  den  AnmeldungeUi  welche  die  Her- 
stellung neuer  chemischer  Stoffe  betreffen.  Ausgenommen  sind  explosive  und 
leicht  entzündliche  Stoffe,  deren  Einsendung  nur  auf  besondere  Aufforderung 
zulässig  ist. 

Bildet  ein  chemisches  Verfahren  von  aligemeiner  Anwendbarkeit,  nadi 
dem  ganze  Gruppen  von  Stoffen  hergestellt  werden  können,  den  Gegenstand 
der  Anmeldung,  so  sind  Proben  der  typischen  Vertreter  der  Gruppen  einzu- 
reichen. Werden  jedoch  besondere  Ausführungsformen  eines  chemischen  Ver- 
fahrens unter  Aufzählung  der  einzelnen  nach  ihnen  entstehenden  Stoffe  be> 
ansprucht,  so  sind  die  Stoffe  sämtlich  mit  Proben  zu  belegen.    Bei  Farbstoffen 
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aaAerdem  Ansfarbiingen  aaf  Wolle,  Seide  oder  BaamwoUe  in  je  einer 
AiufBHrang  beizafngen. 

Über  die  Beschaffenheit  der  Modelle  und  Probestücke  gilt  folgendes: 

a)  Modelle  und  Probestücke,  die  leicht  beschädigt  werden  können, 
sind  in  festen  Hüllen  einzureichen.  Gef^enstände  von  kleinem  Um- 
fange sind  auf  steifem  Papier  zu  befestigen. 

b)  Proben  Ton  giftigen,  atzenden,  explosiven  oder  leicht  entzündlichen 
Stoffen  sind  aof  der  Umhüllang  und,  soweit  möglich,  auf  dem 
Gegenstande  selbst  durch  eine  deutliche  Aufschrift  als  solche  zu 
kennzeichnen. 

c)  "Prohen  chemischer  Stoffe  sind  in  Glasflaschen  ohne  vorspringenden 
Fufi  von  etwa  S  cm  äufierem  Durchmesser  und  8  cm  Gesamthöhe 
einzureichen;  die  Flaschen  sind  mit  einem  haltbaren  Siegel  zu  ver- 
schlieften  und  mit  einer  dauerhaft  befestigten  Inhaltsangabe  zu  ver- 
sehen. Den  Pkt>ben  ist  ein  nach  der  Besc&eibung  oder  dem  Patent- 
ansprüche geordnetes  Verzeichnis  beizulegen. 

d)  Ausfärbungen  müssen  möglichst  flach  auf  steifem  Papier  von  88  cm 
Höhe  und  91  cm  Breite  dauerhaft  befestigt  und  mit  genauen,  den 
Angaben  der  Beschreibung  entsprechenden  Aufschriften  versehen 
sein.  Den  Ausfärbungen  ist  eine  Beschreibung  des  angewendeten 
Färbeverfahrens  beizulegen  mit  genauen  Angaben  über  den  Ghhalt 
der  Flotte  an  Farbstoff,  die  etwa  gebrauchten  Beizen,  die  Tem- 
peratur usw.,  sowie  auch  darüber,  ob  die  gebrauchte  Flotte  er- 
schöpft war  oder  erheblichere  Mengen  von  Farbstoff  zurückge- 
halten hat. 

§  6.  Die  Anlagen  des  Gesuchs  müssen  mit  einer  ihre  Zugehörigkeit  zur 
Anmeldung  kennzeichnenden  Aufschrift  versehen  sein.  Dasselbe  gilt  für 
Modelle  und  Pkt>bestücke. 

Schriftstücke,  die  zur  Mitteilung  an  andere  Personen  bestimmt  sind,  sind 
in  der  dazu  erforderlichen  Zahl  von  Ausfertigungen  einzureichen. 

Zu  allen  Schriftstücken  ist  dauerhaftes,  nicht  durchscheinendes  weiAes 
Ptoier,  zu  Schriftstücken,  die  Anträge  enthalten  oder  zur  Beschreibung  der 
Brnndung  gehören,  Papier  in  der  Seitengröfie  von  88  cm  zu  31  cm  zu  ver- 
wenden. 

Alle  Schriftstücke  müssen  leicht  lesbar  sein.  Die  Schriftzüge  müssen  in 
dunkler  Farbe  ausgeführt  sein.  Schriftstücke,  die  mittelst  der  Schreibmaschine 
hergestellt  sind,  müssen  deutliche  Druckzeichen  und  zwischen  den  einzelnen 
Bachstaben,  Worten  und  Zeilen  einen  angemessenen  Zwischenraum  aufweieen. 

Auf  den  später  eingereichten  Anmeldestücken  ist  der  Name  des  An- 
melden und  das  Aktenzeichen  anzugeben. 

Berlin,  den  22.  November  1898. 

Kaiserliches  Patentamt. 

von  Huber. 


14. 

Brlliiteniiigeii  zu  den  Bestiiiimiuigeii  fiber  die  Anmeldiuig 

Ton  Brfindiiiigeii. 

Vom  22.  November  1898  (PMZBl.  4  227). 

Durch  Bekanntmachung  vom  heutigen  Tage  hat  das  Kaiserliche  Patent- 
amt auf  Grund  des  §  20  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  neue  Be- 
stimmungen über  die  Anmeldung  von  Erfindungen  erlassen.  Im  Anschluß  an 
diese  Bestimmungen  werden  die  nachstehenden  Erläuterungen  bekaont  ge- 
Mben,  die  den  Beteiligten  einen  weiteren  Anhalt  für  die  Anfertig^ung  und 
Bmreichung  einer  Patentanmeldung  darbieten  sollen. 
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1.  Gebfihr.  ' 

Die  AnmeldeKebülir  ist  EweckmWg  entweder  uiuiuttelber  bei  der 
des  KMserUohen  Pfttentunts  (Berlin  NW.  6,  LmsenstrOe  8S/84)*)  eisaonJil« 
oder  unter  gfen»aer  Angabe  der  Anmeldung,  für  die  das  Geld  besüaunt  ist, 
durch  Fostanweisiing  sa  übersenden. 

Die  Beifügung  baren  Geldes  als  Anlage  der  Anmeldung  ist  nickt  er- 
wünscht WmL  &B  Geld  gleichwohl  beigefügt,  so  ist  darüber  in  dem  Ge> 
sadi  ein  deatücher  Yermerk  in  Botschrift  xa  machen.  Enthalt  eine  Sendnng 
das  Geld  für  mehrere  Anmeldm^en,  so  ist  ein  besonderes  Verwiichnia  aber 

die  Zagehörigkeit  des  Geldes  beuafügen. 

Anmarkimg.  Sine  Stnndang  od«r  eui  Erlai  d«r  Anmeldegebühr  Isl  geeetirliA 
uuroUeeig. 

S.  Gesach« 

a)  Ein  Antrag  auf  Aussetsung  der  Bekanntmachung  (§  S8  Ab«.  4  des 
Patentffeseties)  wird  entweder  in  einem  besonderen  Schriftstück  einsnretchen 
oder,  nlls  er  mit  dem  Anmeldegesuch  oder  mit  anderen  Srklfimngen  Tcr- 
bunden  wird,  augenföUig,  s.  B.  durch  Unterstreichen  oder  in  Botschrift,  her- 
yonuheben  sein. 

Für  die  Aussetzung  der  Bekanntmachung  auf  langer  als  drei  Monate  be- 
darf es  einer  Begründung.  Es  empfiehlt  sich,  die  Begründung  erst  g^gen 
Ende  der  ersten  Frist  beiiEubring^. 

b)  Falls  der  Anmelder  die  Bechte  ans  einer  früheren  Anmeldung  in 
einem  Staate,  mit  dem  das  Deutsche  Reich  einen  entsprechenden  Vertrag  g«- 
schlössen  hat,  geltend  machen  will,  soll  dieser  Anspruch  gleichfails  in  das 
Gesuch  aufgenommen  werden. 

c)  Soll  für  den  Fall  der  Zurückweisung  einer  Patentanmeldung  derselbe 
Gegenstand  in  die  Bolle  für  Gebrauchsmuster  eingetragen  werden,  so  bedarf 
es  hierzu  einer  besonderen  an  das  »Kaiserliche  Patentunt,  Anmeldestelle  &t 
Gebrauchsmuster'*  zu  ricditenden  Anmeldung. 

d)  Zur  Angabe  der  Person  des  Anmelders  gehört,  daA  jeder  Zweifel 
darüber  ausgeschlossen  wird,  ob  das  Patent  Ton  Einzelpersonen  oder  von 
einer  Gesellschaft,  ob  von  einem  Manne  oder  von  einer  Frau,  ob  auf  deo 
bürgerlichen  Namen  oder  auf  die  kaufmannische  Firma  nachgesucht  wüd. 
Bei  Einzelpersonen  ist  der  Rufname,  bei  Frauen  außerdem  der  Familienstand 
und  der  Geburtsname  anzugeben. 

Die  Angabe  des  Wohnorts  mu6  bei  größeren  Städten  auch  Strafte  und 
Hausnummer,  bei  kleineren  Orten  und  bei  Orten,  deren  Name  mehrfach  vor* 
kommt,  sowie  in  der  Begel  bei  ausländischen  Orten  den  Staat  und  Besuk 
enthalten.  Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  daft  der  Anmelder  einen  Yertreter 
bestem  hat. 

e)  Für  den  Fall  der  Vertretung  ist  zu  beachten,  daß  nach  §  88  der 
Sjdserlichen  Verordnung  vom  11.  Jcdi  1891  die  Vollmacht  auf  prozeftfthige» 
mit  ihrem  bürgerlichen  Namen  bezeichnete  Personen,  nicht  auf  eine  Firma 
auszustellen  ist. 

Eine  Beglaubigung  der  Unterschrift  des  Anmelders  unter  der  Vollmacht 
ist  nur  auf  besonderes  Erfordern  des  Patentamts  beizubringen. 

f)  Falls  mehrere  Personen  ohne  Bestellung  eines  gemeinsamen  Vertreten 
anmelden,  soll  diejenige  Person  namhaft  gemacht  weraen,  der  die  amtlidaen 
Verfügungen  zugesandt  werden  sollen. 

8.  Beschreibung. 

a)  Für  den  Gegenstand  der  Erfindung  ist  der  Gebrauchszweck  anzugeben» 

b)  Die  Beschreibung  hat  sich  aller  nicht  streng  zur  Sache  gehöriger 
Ausführungen  zu  enthalten.  Sie  beginnt  zweckmäßig  mit  der  Darstellung 
der  Aufgabe,  welche  die  Erfindung  lösen  solL  Hieran  schließt  sich  die  Be» 
schreibunff  der  Erfindung  im  einzdnen. 

Bestellt  die  Erfindung  in  der  Vereinigung  von  bekannten  Einzelheiten 
zu  einem  neuen  Ganzen,  so  wird  die  Beschreibung  zum  Ausdruck  bringen 

*)  JetBt  Berlin  SW.  61,  Giteebinentr.  97— lOS. 
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mfuBseiif  daA  die  Einxellieiteii  weder  alt  neu,  noch  f&r  sieh  als  sohntzfahig 
•offeseheii  werden,  und  daA  der  Schatz  sich  nur  auf  die  neue  Gesamtheit 
benehen  soU. 

Soweit  Hinweise  auf  Bekanntes  oder  Geschütztee,  insbesondere  auf  Sffent- 
liohe  Drockschriften  oder  Patente,  zur  klaren  Abgrensang  der  Erfindung  er- 
forderlich  sind,  werden  sie  gleichfalls  in  die  Bescdireibung  aufzunehmen  sein. 

4.  Zeichnung. 

a)  Auf  den  Nebenseiohnnngen  sind  die  Figuren  und  Bezeichnungen  so 
zu  stellen,  daft  für  den  Beschauer  die  88  cm-Kante  aufrecht  steht  Am  linken 
und  rediten  Rande  ist  ein  mindestens  8  cm  breiter  Raum  freisulassen. 

b)  Für  die  einzelnen  Teile  der  IHgnren  sind  Bezugszeichen  nur  soweit 
zu  verwenden,  als  ein  Hinweis  auf  die  Darstellung  des  betrefEenden  Teiles  in 
der  Beschreibung  zum  Verstfindnis  der  Erfindung  erforderlich  ist. 

Dieselben  Teile  müssen  in  allen  Figuren  gleiche  Bezugszeichen  er- 
halten. Für  verschiedene  Teile  dürfen  die  gleichen  Bezugszeichen  nicht  ver* 
wendet  werden,  auch  wenn  die  Figuren  auf  verschiedenen  Bl&ttem  stehen. 
Bei  Zusatzanmeldnngen  werden  für  Teile,  die  bereits  in  dem  Hauptpatente 
sich  vorfinden,  die  dort  für  diese  Teile  gewählten  Bezugszeichen  beizube« 
halten  sein. 

Für  die  Bezugszeichen  sind  die  kleinen  lateinischen  Buchstaben  (a,  b,  c) 
in  einfacher,  leicht  lesbarer  Schrift  zu  verwenden.  Sind  mehr  als  35  Zeichen 
nötig,  so  sind  arabische  Ziffern  zu  verwenden.  Zur  Bezeichnung  von  Schnitt- 
linien dienen  die  grofien  lateinischen  Buchstaben.  Winkel  sind  mit  kleinen 
griechischen  Buchstaben  (a,  ß,  y)  zu  bezeichnen. 

Die  Beifügung  von  Strichen,  Häkchen  oder  Ziffern  zu  den  Bezugszeichen 
ist  zu  vermeiden.  Nur  wenn  innerhalb  derselben  Figur  ein  Teil  in  mehreren 
Stellungen  bezeichnet  wird,  ist,  unter  Beibehaltung  desselben  Buchstabens  für 
alle  Stellungen,  die  Unterscheidung  durch  oben  rechts  angebrachte  Striche 
oder  Ziffern  herbeizuführen. 

Ist  unmittelbar  bei  den  dargestellten  Teilen  kein  genügender  Raum  für 
die  Bezugszeichen  vorhanden,  so  sind  die  Teile  mit  den  möglichst  nahe  zu 
setzenden  Zeichen  durch  geschwungene  Linien  zu  verbinden. 

Bewegungsrichtungen  sind  durch  Pfeile  anzudeuten,  falls  dadurch  das 
Verständnis  erleichtert  wird. 

Projektions-  und  Mittellinien  sind  in  der  Regel  wegzulassen. 

6.  Anspruch. 

a)  Der  Anspruch  geht  zweckmäßig  von  dem  Gattungsbegriff  aus,  dem 
die  Erfindung  möglichst  nahe  untergeordnet  ist.  Dieser  Gattungsbegriff  wird 
auch  der  für  die  Veröffentlichung  bestimmten  Benennung  der  Erfindung  zu- 
grunde zu  legen  sein.  Zur  Unterscheidung  von  anderen  Gegenständen  der- 
selben Ghtttung  sind  in  den  Anspruch  nur  solche  Bestimmungsmerkmale  auf- 
zunehmen, die  für  die  Kennzeichnung  des  Wesens  der  Erfindung  notwendig 
sind.  Gehört  der  Zweck  au  dieser  Kennzeichnung,  so  iit  auch  er  im  Anspruch 
SU  erwähnen. 

b)  Allgemeine  Hinweise  auf  die  Zeichnung  oder  die  Beschreibung,  z.  B. 
.wie  gezeichnet  und  beschrieben*,  sind  zu  vermeiden.  Hanptanspmch  und 
Nebenansprüdbe  sind  mit  fortlaufenden  arabischen  Ziffern  zu  versehen. 

c)  In  dem  Anspruch  eines  Zusatzpatentes  ist  auf  das  Hauptpatent  Bezug 
SU  nehmen  und  zum  Ausdruck  zu  bringen,  was  an  der  früheren  Erfindung 
durch  die  neue  Erfindung  abgeändert  oder  ergänzt  werden  soll« 

d)  Längere  Ansprüche  werden  zweckmäßig  der  Beschreibung  nicht  un- 
mittelbar angefügt,  sondern  als  besondere  Anlage  in  zwei  Ausfertigungen 
eingereicht 

6.  Modelle  und  Probestücke. 

Bei  der  Einreiohung  von  Modellen  und  Probestücken  ist  zu  erklären} 
ob  sie  im  Fidle  der  Entbehrlichkeit  zurückgegeben  werden  sollen  oder  ver- 
nichtet werden  können. 
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Haken  Modelle  oder  Probestücke  einen  besonderen  Wert,  so  ist  in  den 
Anschreiben  hierauf  hinzaweisen.  Können  sie  schon  durch  ein  unToraiolitigei 
Auspacken  leicht  beschädigt  oder  durch  die  Einwirkung  von  Licht»  Feoolitig- 
keit  und  dergl.  verdorben  werden,  so  ist  die  Umhüllung  mit  der  deatliclin 
Aufschrift  su  versehen:  „Ungeöffnet  in  den  Oeschäftsgang'. 

7.  Verschiedenes. 

a)  In  allen  Schriftstücken  sind  entbehrliche  Fremdworter  an  vermeiden. 

b)  Schriftsä^  die  mehrere  Seiten  umfassoi,  sind  mit  Seitenalilen  n 
versehen.  In  allen  Schriftsätaen  ist  an  der  linken  Seite  ein  Baum  toü 
mindestens  6  cm  für  amtliche  Vermerke  freizulassen. 

c)  In  allen  Eingaben,  au  denen  Anlagen  gehören,  sind  die  Anlagen  be- 
sonders aufauzählen. 

d)  Die  Sendungen  an  das  Patentamt  müssen  kostenfrei  eingehen.  B« 
Oeld*  und  Paketsendungen  ist  die  Bestellgebühr  vom  Absendet  im  vorana  n 
entrichten. 

e)  Empfangsbescheinigungen  werden  in  der  Regel  nur  über  AnmeldmigeD 
erteilt,  und  zwu*  nur  in  einer  Ausfertigung.  Die  Erteilung  der  Bescheinigung  «- 
folgt  nur  dann,  wenn  ein  Schriftstück  mit  folgendem  Wortlaut  eingesandt  wird: 

„Ihre  Patentaimieldung  vom 


oder: 
»Die  Patentanmeldung  von. 


\om 
auf.. 


i»t  am 

hier  eingegangen  und  unter  Ueui  AkiouAeiuhuu 

in  den  Geschäftsgang  gegeben  worden." 
Wird-  die  Empfangsbescheinigung  nicht  auf  der  Rückseite  einer  Port- 
karte vorbereitet,  so  ist  ein  mit  der  Adresse  des  Empföngers  versehener  Brief- 
umschlag beizufügen. 

f)  Über  Gebührenbeträge,  die  mit  der  Post  eingehen,   wird  nur  auf  be* 
sonderen  Antrag  des  Einzahlers  eine  Quittung  erteilt. 

Berlin,  den  22.  November  IB9B. 

Kaiserliches  Patentamt. 

von  Huber. 


16. 

ÜbeTeinkommen  JEwischen  dem  Reich  und  Italien  fiber  den 
seitigen  Patent-,  Haster-  und  Harkenflohnti. 

Vom  18.  Januar  1892  (RGBl.  298;  PMZBl.  9  112). 

(Art.  1.*)  Die  Angehfirigen  des  einen  der  Tertragaehlieftenden  Teile  sollen  in  dsn 
Gebieten  dea  anderen  in  besag  auf  den  Sohnts  von  Erfindungen,  von  Xoatem  (eia- 
■ohlieaiioh  der  Gebranohamoater)  nnd  Modellen,  von  Huidela-  und  Fabrikmarkan^  th 
Firmen  und  Namen  dieaelben  Beohte  wie  die  eigenen  Angehörigen  genieien. 

Sie  werden  demgem&A  denselben  Sohnts  und  dieaelben  geaetsliehen  Mittel  segoi 

Jede  Yerletsnng  ihrer  Bechte  haben  wie  die  Iniftnder,  yorauageaetst,  dai  aie  die  rfkat- 
lohkeiten  und  Bedingungen  erfüllen,  welche  die  innere  Geaetagebong  eines  jed«ii  der 
beiden  Staaten  den  inlAndem  aoferl^.) 

(Art.  9.  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieaer  Vereinbaroi^  aind  gleiobgeateUt 
Peraonen,  welche  in  den  Ghebieten  dea  einen  der  Tertragachbeftenden  Teile  ihren 
aits  oder  ihre  Uauptniederlaaeung  haben.) 


*)  Die  klein  gedruckten  Teile  aind  durch  das  Abkommen  Tom  4.  Juni  iMt 
hoben. 
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(Art  8.  Wild  eine  Erfindung,  ein  Xoster  oder  Modell,  eine  Fabrik-  oder  Hendels- 
marke  in  den  Gebieten  des  einen  der  TertrasBehlieAenden  Teile  behnik  Erlangung  des 
SehvUes  angemeldete  nnd  binnen  einer  FriA  von  drei  Monaten  die  Anmeldung  auoli 
in  den  Gebieten  des  anderen  TertragBchlieienden  Teiles  bewirkt,  so  soll: 

a)  diese  nfttere  Anmeldung  allen  Anmeldungen  vorgehen,  welohe  in  den  Ge- 
bieten des  anderen  TeUee  nach  dem  Zeitpuuikt  der  ersten  Anmeldung  einge- 
reicht worden  sind; 

b)  durch  Umstftnde,  welche  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung  ein- 
treten, dem  Gegenstände  derselben  die  Neuheit  in  den  Gebieten  des  i^eren 
Teiles  nicht  entaogen  werden.) 

(Art.  4.    Die  im  Artikel  8  Torgesehene  Frist  beginnt: 

a)  bei  Mustern  und  Modellen,  sowie  bei  Handels-  und  Fabrikmarken  mit  dem 
Zeitpunkt  in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt; 

b)  bei  Erfindungen  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  auf  die  erste  Anmeldung 
das  Patent  erteilt  wird; 

c)  bei  G^nständen,  welche  in  Deutschland  als  Gebrauchsmuster,  in  Italien 
als  Erflodungen  angemeldet  werden,  mit  dem  Zeitpunkt  der  ersten  An- 
meldung, taUB  diese  in  Deutschland  erfolgt,  und  mit  dem  Zeitpunkt,  in 
welchem  das  Patent  auf  die  erste  Anmeldung  erteilt  wird,  falls  diese  in 
Italien  erfolgt. 

Der  Tag  der  Anmddung  oder  der  Erteilung  wird  in  die  Frist  nicht  eingerechnet. 
Als  Tag  der  Erteilung  gilt  der  Tag,  an  welchem  der  BesehluA  über  die  endgültige 
Erteilung  des  Patents  augesraUt  worden  ist.) 

Art  6.  Die  Beditsnachteüe,  welohe  nach  den  Gesetzen  der  vertrag- 
Bchlieftenden  Teile  eintreten,  wenn  eine  Erfmdnng,  ein  Muster  oder  ein  Moddl 
nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ausgefSirt  oder  nachgebildet  wird, 
sollen  auch  dadurch  ausgeschlossen  werden,  dafi  die  Ausführung  oder  Nach- 
bildung in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  erfolgt. 

Demgemäß  soll  auch  die  Einfuhr  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Teiles 
hergestellten  Ware  in  die  Gebiete  des  anderen  Teiles  in  den  letzteren  den  Ver- 
lust des  auf  Grund  einer  Erfindung,  eines  Musters  oder  eines  Modelies  für  die 

Ware  gewährten  Schutzrechts  nicht  zur  Folge  haben. 

(Art.  S.  Dem  Inhaber  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  eingetragenen  HandeU- 
und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den  Gebieten  des  anderen  !^iles  nicht  aus 
dem  Grunde  versagt  werden,  weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Vorschriften  fiber  die 
Znsammensetcung  und  ioiere  Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht.) 

Art  7.    Handds-  und  Fabrikmarken,  welche  in  dem  ürsprungslande  im 

freien  Gebrauch  stehen,  können  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles 

nicht  den  Gegenstand  ausschliefilicher  Benutzung  bilden. 

(Art.  8.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  tritt  am  1.  Februar  1899  in  Kraft  und 
bleibt  bis  cum  Ablauf  yon  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Kündigung  yon  Seite  eines 
der  TertragMhlieienden  Teile  in  Wirksamkeit.) 

Das  Übereinkommen  soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationen  sobald  als 
möglich  in  Bom  ausgewechselt  werden. 

Zu  rjrkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  das  gegen- 
w&i^e  Übereinkommen  unterzeichnet  und  ihre  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  zu  Bom,  den  18,  Januar  1892. 

Das  vorstehende  Übereinkommen  ist  ratifiziert  worden  und  die  Auswechse- 
lung der  Batifikationsurkunden  hat  stattgefunden. 


16. 

Ükerefaikommeii  zwiseheM  dem  DeuteeheM  Reich  und  der  Sohwels, 
betreffend  den  gegenseitigen  Patent-i  Muster-  und  Harkensehutii. 

Vom  18.  AprU  1892  (RGBl.  94  511;  PMZBl.  9  lU). 

(Art.  1.*)  Die  Angehörigen  des  einen  der  yertragachlieienden  Teile  sollen  in  dem 
Gebiete  des  anderen  in  oesag  auf  den  Sehnts  Ton  Erfindnnfren,  von  Mnatem  (einseblieilich 
der  Oebraachamoster)  und  Modellen,  yon  Handels-  und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und 
Namen  dieaelben  Beohte  wie  die  eigenen  AngebOrigen  genieften.  Sie  werden  demgemäa 
denselben  Schuta  xmd  dieselben  gesetsliohen  Mittd  gegen  jede  Yerletanng  ihrer  Hechte 
haben,  wie  die  InlAnder,  Toransgeaetst,  dai  aie  die  rormlichkeit(;n  erfOllen,  welohe  die 
innere  Oeaetttebiing  eines  leden  der  beiden  Staaten  den  InlAndem  auferlegL) 

(Art.  9.  l>en  Angehihigen  im  Sinne  dieser  Tereinbarung  sind  gleiehgestellt  andere 
Personen,  welehe  in  dem  Oebiete  des  einen  der  yertragaehlieaenden  Teile  ihren  Wohn- 
■itB  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben.) 

*)  Die  klein  gedmekten  Teile  sind  durch  das  Abkommen  vom  M.  Mai  1909  aufge- 
bobam. 
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(Art.  8.  Wird  eine  Xrfindmif  ,  ein  Master  oder  Modell,  eine  Huidela-  oder  Ikbrik- 
marke  in  dem  Gebiete  dee  einen  der  yertragaohlieienden  Teile  angemeldet  und  binnM 
einer  Friet  von  drei  Monaten  die  Anmeldons  auch  in  dem  Gebiete  dee  anderen  wmtng- 
sehlieAenden  Teiles  bewirkt,  so  soll  diese  u^kiere  Anmeldung  dieselbe  Wirknn^  babea, 
als  wenn  sie  am  Tage  der  ersten  Anmeldanfr  geschehen  wire.) 

(Art.  4.    Die  im  Artikel  8  TOivesehenerFrist  beginnt: 

a)  bei  Mustern  und  Modellen,  sowie  bei  Handels-  und  Fabrikmarken  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  erste  Anmeiduns  erfolgt; 

b)  bei  Erfindungen  mit  dem  Zeitpunkt,  in  w^ehem  auf  die  erste  Anmeldinig 
das  Patent  erteilt  wird: 

c)  bei  Gegenständen,  weiche  in  Deutschland  als  Gebrauchsmuster  in  der 
Sohweia  als  Erfindungen  angemeldet  werden,  mit  dem  Zei^onkt  aar  ersten 
AnmelduDff,  falls  diese  in  I>eutschland  erfolgt^  und  mit  dxm  Zeitmoikt,  ia 
weichem  das  Patent  auf  die  erste  Anmeldung  erteilt  wird,  falls  diese  in  der 
Schweiz  erfolgt. 

Der  Tag  der  Anmeldung  oder  der  Erteilung  wird  in  die  Frist  nicht  etn^ereehnei. 

Als  Ti^  der  Erteilung  gilt  in  Deutschland  der  Tag,  an  welchem  der  Besonloft  aber 
die  endgültige  Erteilung  aes  Patents  sugestellt,  in  der  Sohweis  der  Tag,  an  welchem 
das  Patent  in  das  Patentregister  eingetragen  worden  ist.) 

Art  5.  Die  Bechänachteile,  welche  nach  den  G^etzen  der  Tertrtg- 
schließenden  Teile  eintreten,  wenn  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder  Modell, 
eine  Handeb-  oder  Fabrikmarke  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  aoi- 
geführt,  nachgebildet  oder  angewendet  wird,  sollen  auch  dadurch  ausgeschlossen 
werden,  daA  die  Ausführung,  Nachbildung  oder  Anwendung  in  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  erfolgt. 

Die  Einfuhr  einer  in  dem  Gebiete  des  einen  Teiles  her^^estellten  Ware  in 

das  Gebiet  des  anderen  Teiles  soll  in  dem  letsteren  nachteilige  Folgen  for  das 

auf  Grund  einer  Erfindung,  eines  Musters  oder  Modells  oder  einer  fiandeli- 

oder  Fabrikmarke  gewährte  Schutzrecht  nicht  nach  sich  zdehen. 

(Art.  6.  Dem  Inhaber  einer  in  den  Qebieten  des  einen  Teiles  eingetrsgenen  Handela- 
und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles  nicht  aus 
dem  Grunde  versagt  werden,  weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Yorschriften  über  die 
Zusammensetaung  und  &uÄere  Ghsstaltung  der  Marken  nicht  entspricht.) 

Art.  7.    Angehörige  des  einen  der  vertragschliefienden  Teüe»  welche  ein 

Patent  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  erlangt  haben,  sind  in  dem  letstaren 

von  jeder  gesetzlichen  Verpflichtung  befreit,  bärnfs  Geltendmachung  der  ans 

dem  Patent  sich  ergebenden  Rechte,   die  nach   dem  Patent  hergeatelltm 

Gegenstande  oder  deren  Verpaokung  als  patentiert  zu  kennzeichnen.    Ist  eine 

solche  Kennzeichnung  nicht  erfolgt,  so  mu6  behufs  Verfolgung  des  Nadi- 

ahmers  der  Nachweis  schuldhaften  Verhaltens  besonders  geführt  werdea. 

(Art.  8.  Jeder  der  TcrtragschlieJlenden  Teile  wird^  soweit  dies  noch  nicht  ge- 
schehen ist^  Bestimmungen  geg[en  den  Verkauf  und  das  Feilhalten  solcher  Warea  trelnn, 
welche  unnchtigerweise  und  in  der  Absicht  au  täuschen,  als  von  einem  im  Cjtobiete 
des  anderen  vertragschlieftenden  Teiles  belegenen  Orte  oder  Beairke  herriUireiid  be- 
seichnet  sind. 

(Art.  9.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  soll  ratifisiert  und  die  BatiilkatioDS* 
Urkunden  iK>llen  soDald  als  möglich  in  Berlin  ausgewechselt  werden. 

Das  Übereinkommen  tritt  mit  dem  Ablauf  Ton  swei  Wochm  von  dem  Tnce  des 
Austausches  der  Batifikations-Urkunden  ab  in  Kraft  und  bleibt  in  Wirksamkeit  bia  aom 
Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Kündigung  seitens  eines  der  T«rtrsg- 
sohlieftenden  Teile.) 

Zu  ürkmid  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  das  gegen- 
wärtige Übereinkommen  unterzeichnet  und  ihre  Siegel  beigedrückt. 
So  geschehen  zu  Berlin,  den  18.  April  1892. 


SohlnasprotokolL 

glei  der  am  heutigen  Taee  erfolgten  T^nterseichnnng  des  Übereinitommens  awisohsa 
eutsohen  Beich  und  der  Schweix  über  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und 
Markenschutz  haben  die  beiderseitigen  BeTollm&ehtigten  folgende  Erklärungen  in  dai 
gegenwärtige  Protokoll  niedergelegt. 

1.  Zu  Art.  1.  Die  aieichstoliun^  der  beiderseitigen  Staatsangehärigsn  soll  hin- 
sichtlich  des  Firmenschutaes  auch  die  Wirkung  haben,  daä  lärmen  aus  dem  QeUete 
des  einen  Teiles,  um  einen  Schute  gegen  miäbräuchliche  Verwendung  zur  Warenbeaeieh- 
nnng  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  au  genieäen,  hier  der  Hinterlegung  und  Bin- 
tra^i^ng  als  Marke  nicht  bedürfen. 

9.  Zu  Art.  8.  Angehörige  des  einen  der  TertraffsehUeftenden  Teile,  welche  eias 
Erfindung,  ein  Muster  oder  Modell,  eine  Handels-  oaer  Fabrikmarke  in  einem  drittan 
Staate  anmelden,  können  auf  Grund  dieser  Anmeldung  in  dem  Gebiete  des  anderen  ver- 
tragschlieftenden  Teiles  Beohte  aus  dem  vorliegenden  Übereinkommen  nicht  herieitea. 

8.  Zu  Art.  4.  Im  Sinne  des  Art.  4  Abs.  1  kann  eine  Erfindung  auch  vor  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  auf  die  erste  Anmeldung  das  Patent  erteilt  wird.  In  dem  QeUeCs 
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dflt  ndena  T«Qm  mit  der  im  Art  S  Torgeaeheiieii  Wirknoc  Mifi^emeUiet  werden,  vor- 
«oigMetet,  daft  die  Brteiliuig  des  Plbtentes  auf  die  erste  Amneldimg  nftohtriglioh  erfolgt. 

4.  Zn  Art.  5.  BechUmaohteile,  welche  nach  den  (Hsetieu  der  yertra^ohlieftenden 
TeQe  bei  Erflndtmgispatenten  im  Eiül  der  Lisensrerweigerong  eintreten,  werden  durch 
die  Vonehriften  des  Art.  6  nicht  soaseseUoaeen. 

6.  Zu  Art.  6.  Die  Beetlmmnng  im  Art.  6  Abs.  1  des  Übereinkommens  besweokt 
nichts  der  in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  eingetragenen  Marke  in  den  Gebieten  des 
anderen  Teiles  aaoh  dann  einen  Ansprach  anf  ^ntragong  an  gew&hren,  wenn  hier  be- 
fanden wird,  daA  der  Inhalt  der  Marke  gegen  die  Simicueit  oder  gegen  die  öftentliche 
Ordnong  TerstAAt,  oder  mit  den  tatsftclilßhen  Verhältnissen  in  einem  das  Pabliknm  irre- 
fäirenden  Widerspruch  steht.  Liegt  eine  dieser  Voraossetaangen  vor,  so  kann  die  Ein- 
tragimg versagt  werden. 

Ims  Toruegende  Protokoll  bildet  einen  integrierenden  Bestandteil  des  Überein- 
kommens, auf  das  es  sich  besieht  nnd  ist  oime  besondere  Batiflkation  durch  die  blo^e 
Tatsache  der  Auswechselung  der  Ratifikationen  dieses  bereinkommens  als  von  den  yer- 
tragschlieftenden  Teilen  gebilligt  und  bestätigt  ansusehen.  Basseibe  wurde  in  doppelter 
Aanertigang  au  Berlin  am  18.  April  18M  unteraeichnet.) 


ZusatiprotokoU. 

(In  Brginxung  au  dem  zwischen  dem  Deutschen  Beieh  und  der  Schweis  am 
18.  Amil  18M  abgeschlossenen  Übereinkommen  fiber  den  gegenseitigen  Patent-.  Muster- 
nnd  Markenschuta  haben  die  ITnterseichneten  auf  Gnmd  erhaltener  Ermächtigung 
folgendes  yereinbart. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  6  des  Übereinkommens  finden  auf  diejenigen  Br- 
ftidungen  nicht  Anwendung,  welche  nach  den  Gesetsen  eines  der  yertragsohlielkenden 
Teile  Tom  Pateutschuta  aasgeschlossen  sind. 

Das  vorliegende  Zusatn>rotokoll  bildet  einen  integrierenden  Bestandteil  des  Über- 
einkommens, auf  das  es  sich  besieht,  und  ist  ohne  besondere  Ratifikation  durch  die 
blofte  Tatsacne  der  Auswechaelunc  der  Batifikationen  dieses  Übereinkommens  als  von 
den  yertragsohlieftenden  Teilen  gebilligt  und  bestätigt  ansusehen.  Dasselbe  wurde  in 
doppelter  Ausfertigung  au  Berlin  am  16.  Juni  1888  unterseichnet.) 

Das  vorstehende  Übereinkommen  ist  ratifiziert  worden  und  die  Ans- 
weohselang  der  Ratifikations-Ürkonden  hat  am  2.  August  18d4  stattgefunden. 


17. 

Übereinkommeii  cwisehen   dem  Reich  und  Osterreieh-Unffam 
über   den  gegenBeitigen  Patent-,  Mnstei^  und  Harkenflohuti. 

Vom  6.  Dezember  1891  (RGBl.  92  289;  PMZBL  9  107). 

Art  1.  Die  Angehörigen  des  einen  der  yertragschliefienden  Teile  sollen 
in  den  Gebieten  dee  anderen  in  bezug  auf  den  Schutz  Ton  Erfindungen,  von 
Mustern  (einschlieftiich  der  Gebraud^muster)  nnd  Modellen,  von  Handels- 
ond  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen  dieselben  Beohte  wie  die  eigenen 
Ai^horigen  genieAen. 

Art  9.  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Vereinbarung  sind  gleich- 
g^estellt  andere  Personen,  welche  in  den  Gebieten  des  einen  der  vertrag- 
sehlieAenden  Teile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben. 

Art  8.  Wird  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder  Modell,  eine  Fabrik-  oder 
Handelsmarke  in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragsohliefienden  Teile  be- 
hufs Erlangung  des  Schutzes  angemeldet,  und  binnen  einer  Frist  von  8  Mo- 
natan  die  Anmeldung  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  yertragsohlieAenden 
Teile«  bewirkt,  so  soll 

a)  diese  spätere  Anmeldung  allen  Anmeldungen  vorgehen,  welche  in 
den  Gebieten  des  anderen  Teiles  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten 
Anmeldung  eingereicht  worden  sind; 

b)  durch  Umstände,  welche  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung 
eintreten,  dem  Gegenstande  derselben  oie  Neuheit  in  den  Gebieten 
des  anderen  Teiles  nicht  entzogen  werden. 

Art.  4.    Die  im  Art  8  vorgesehene  Frist  beginnt: 

a)  bei  Mustern  und  Modellen,  sowie  Handels-  und  Fabrikmarken  mit 
dem  ZeitDunkt,  in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt; 

b)  bei  Erfindungen  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  auf  die  erste  An- 
meldung das  Patent  erteilt  wird; 
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o)  bei  QegenstSnden,  welche  in  Denttohland  als  OefanndanuilBr, 
in  Öflterreich-Ungam  alt  Erfindungen  angemeldet  werden,  mit  ta 
Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung,  falls  diese  in  Deutachland  arfol|t« 
und  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Patent  anf  die  mte  Ab* 
meidung  erteilt  wird,  falls  diese  in  Österreich-Ungarn  erfolgt 

Der  Tag  der  Anmeldung  oder  der  Erteilung  wird  in  die  Frist  nidit 
eingerechnet 

Als  Tag  der  Erteilung  gilt  der  Tag,  an  welchem  der  Bescfalnft  über  die 
endgültige  Erteilung  des  ratentes  zugestellt  worden  ist. 

Art  6.  Die  Einfuhr  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Teilea  hergesteSto 
Ware  in  die  Gebiete  des  anderen  Teiles  soll  in  den  letzteren  den  Yerlust  dn 
auf  Grund  einer  Erfindung,  eines  Musters  oder  Modells  für  die  Wan  ge- 
währten Schutzrechtes  nidkit  zur  Folge  haben. 

Art  6.  Dem  Inhaber  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  dnge- 
tragenen  Handels-  und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den  Gebietes 
des  anderen  Teiles  nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden,  weil  die  Marke  des 
hier  geltenden  Yorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  anfiere  Gestattof 
der  Marken  nicht  entspricht 

Zu  den  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  anfiere  Gestalting 
der  Marken  werden  diejenigen  Vorschriften  nicht  gerechnet,  welche  in  des 
Marken  die  Verwendung  von  Bildnissen  der  Landesherren  oder  der  Mit- 
glieder  der  landesherrlidien  Häuser  oder  von  Staats-  und  anderen  öffoA- 
liehen  Wappen  yerbieten. 

Art  7.  Handels-  und  Fabrikmarken,  welche  in  den  Gebieten  des  eian 
Teiles  als  Kennzeichen  der  Waren  von  Angehörigen  eines  bestimmten  geweib- 
beben  Verbandes,  eines  bestimmten  Ortes  oder  Bezirkes  Schutz  gemeASf 
sind,  sofern  die  Anmeldung  dieser  Marken  vor  dem  1.  Oktober  1875  in  des 
Gebieten  des  anderen  Teiles  erfolgt  ist,  hier  von  dar  Benutzung  als  FreiseidieB 
ausgeschlossen.  Aufier  den  Angehörigen  eines  solchen  Verbandes,  Ortes  od« 
Bezirkes  hat  niemand  Anspruch  auf  Schutz  dieser  Marken. 

Warenzeichen,  welche  öffentliche  Wappen  aus  den  Giebieten  des  «dsb 
Teiles  enthalten,  sind  in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles  von  der  Benutmag 
als  Freizeichen  ausgeschlossen.  Aufier  demjenigen,  welcher  die  Erlaubnis  nr 
Benutzung  der  Wappen  besitzt,  bat  niemand  Anspruch  auf  S<^utz  dieicr 
Zeichen. 

Art  8.  Jeder  der  vertragschliefienden  Teile  wird,  soweit  dies  noch  nioU 
geschehen  ist,  Bestimmungen  gegen  den  Verkauf  und  das  Feilhalten  soldisr 
Waren  treffen,  welche  zum  Zweck  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr  ntt 
Staatswappen  des  anderen  Teiles  oder  mit  Namen  oder  .Wappen  bestimmtor, 
in  den  Gebieten  des  anderen  Teilea  belegenen  Orte  oder  Bezirke  behab 
Bezeichnung  des  Ursprungs  versehen  sind. 

Art  9.  Muster  und  Modelle,  sowie  Handels-  und  Fabrikmarken,  fif 
welche  deutsche  Angehörige  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  eins 
Schutz  erlangen  wollen,  sind  sowohl  bei  der  Handels-  und  GewerbeksomMr 
in  Wien  für  die  im  Beichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  als  so«k 
bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Budapest  für  die  Länder  der  vb* 
garischen  Krone  anzumelden. 

Art.  10.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  tritt  am  1.  Febmar  IM  is 
Kraft  und  bleibt  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Kündigof 
von  Seile, eines  der  vertragschliefienden  Teile  in  Wirksamkeit 

Das  Übereinkommen  soll  ratifiziert  und  die  Batifikationen  ao  bald  ih 
möglich  in  Wien  ausgewechselt  werden. 

Zu  IJrkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  das  geg<B* 
wärtige  Übereinkommen  unterzeichnet  und  ihre  Siegel  beigedrüokt. 

So  geschehen  zu  Wien,  den  6.  Dezember  1891. 


SohlnssprotokolL 

Bei  der  am  heutigen  Tage  erfolgten  Unterzeichnung  des  Übereinkona«" 
awischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  österreichisch-ungarischen  Mauu^ 
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über  den  gegenseitigeii  Patent-,  Muster-  nnd  MarkenscliatB  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmäohtigten  folgende  Erklärung  in  das  gegenwärtige  ProtokoU 
niedergelegt: 

Die  Bestimmung  im  Art  6  Abs.  1  des  Übereinkommens  besweckt  nichtr 
der  in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  eingetragenen  Biarke  in  den  Gebieten 
des  anderen  Teiles  auch  dann  einen  Anspruch  auf  Eintragung  zu  gewähren, 
wenn  hier  befunden  wird,  daA  der  Inhalt  der  Marke  gegen  die  Sittlichkeit 
oder  gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstoßt,  oder  mit  den  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen  in  einem  das  Publikum  irreführenden  Widerspruch  steht.  Liegt 
eine  dieser  Voraussetzungen  vor,  so  kann  die  Eintragung  versagt  werden. 

Das  gegenwärtige  Protokoll,  welches  einen  integrierenden  Bestandteil  des 
Übereinkommens  bildet,  auf  das  es  sich  bezieht,  und  welches  ohne  besondere 
Ratifikation  durch  die  blofte  Tatsache  der  Auswechselung  der  Ratifikationen 
dieses  Übereinkommens  als  von  den  vertragschließenden  Teilen  gebilligt  und 
bestätigt  anzusehen  ist,  wurde  in  doppelter  Ausfertigung  zu  Wien  am  6.  De- 
zember  1891  unterzeichnet. 


Bekanntmaehang 

über  die  Anmeldung  von  Erfindungen  und  von  Gebrauchsmustern,  für  welch» 
die  Rechte  aus  Art.  3  und  4  der  Übereinkommen  mit  Österreich-Üngam  vom 
6.  Dezember  1891  nnd  mit  Italien  vom  18.  Januar  1892  über  den  gegen-- 
seitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  (RGBL  92  289  und  298)  in  An- 
spruch genommen  werden. 

Auf  Grund  des  §  20  Abs.  2  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  und 
des  §  2  Abs.  4  des  Gesetzes,  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern, 
vom  1.  Juni  1891  wird  bestimmt: 

Wer  bei  der  Anmeldung  einer  Erfindung  oder  eines  Gebrauchsmustera 
im  Deutsdien  Reiche  die  vertragsmäßigen  Rechte  aus  einer  früheren  An- 
meldung in  Österreich-Ungarn  oder  in  Italien  geltend  machen  will,  hat 
vorzulegen: 

1.  eine  beglaubigte  Abschrift  der  früheren  Anmeldung  und  ihrer  Bei- 
lagen  mit  einer  Bescheinigung  über  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung, 

2.  eine  Bescheinigung  über  die  auf  Grund  der  früheren  Anmeldung^ 
erfolgte  Patenterteilung. 

Diese  Urkunden  müssen  von  der  für  die  Entgegennahme  von  Patent- 
anmeldungen oder  für  die  Erteilung  von  Patenten  zuständigen  Behörde  öster- 
reich-Ungams  oder  Italiens  ausgefertigt  sein. 

Sind  die  Urkunden  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefaßt,  so  ist  eine  be- 
glaubigrte  Übersetzung  beizufügen. 

Berlin,  den  8.  März  1892. 

Kaiserliches  Patentamt. 

Bojanowski. 


la 

Intenuitioiiale  fibereinkunfl  zmn  Schutze  des  gewerbUehen  Blgen- 
tmnB  Tom  80.  MIrs  1888  nebst  dem  Madrider  Protokoll  yont 
16.  April  1891  und  der  Brüsseler  Zusat&akte  Tom  14  Dezember  1900. 

Französischer  Text  (RGBl.  08  148;  PMZBl.  9  116). 

Sa  Majest^  le  Eoi  des  Beiges,  Sa  Majest^  l'Empereor  da  Brasil,  Sa 
Majest^  le  Roi  d'Espaene,  le  Pr^ident  de  la  fi^publique  Fran^^^e,  le  Presi- 
dent de  la  E^publiqne  de  Gnatemala,  Sa  Majest6  le  Boi  dltalie,  Sa  Majest6  le 
Roi  des  Pays-Bas,  Sa  Majestö  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarres,  le  FtM" 
dent  de  la  K^publique  da  Salyador,  Sa  Majestö  le  Roi  de  Serbie  et  le  Oonseil 
f edtod  de  la  Conf^dration  soisse. 
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£galement  anim^  da  d^eir  d'assurer,  d'nn  common  acoord*  une  com* 

i>löte  ä  effioace  protection  ii  rindnstrie  et  au  commerce  des  nationnix  de 
eun  Etats  respectifs  et  de  contribuer  k  la  (Garantie  des  droits  des  inveateon 
«t  de  la  loyautÖ  des  transactions  commeroiales,  ont  r^soln  de  conclnre  ose  I 
Convention  ii  cet  effet,  et  ont  nomm6  ponr  Leors  Pl^nipotentiaireav    saToir: 

(Folgen  die  Namen.) 

Lesqnels,  apr^  8*^tre  commoniqa^  leors  pleins  pouvoirs  respectife,  trooves 
•en  bonne  et  due  forme,  sont  convenns  des  artides  saivants: 

Art.  1. 

Les  Gouvernements  de  la  Belsiqae,  du  Brdsil,  de  TEspagne,  de  la  France^ 
du  Guatemala,  de  Tltalie,  des  Pays-Bas,  du  Portugal,  du  Salvador,  de  la 
Serbie  et  de  la  Suisse  sont  constitues  k  T^tat  d' Union  pour  la  protection  de 
la  P^priöt^  industrielle. 

Art.  2. 

Les  Sujets  ou  citoyens  de  chacun  des  £tat8  contractants  jouiront,  daos 
tous  les  autres  £tat8  de  l'Union,  en  ce  qui  oonceme  les  brevets  d'inventioii, 
les  dessins  ou  moddles  industriels,  les  marques  de  fabrique  ou  de  commeroe 
«t  le  nom  commercial,  des  avantages  que  les  lois  respectives  aooordoit 
aotuellement  ou  accorderont  par  la  suite  aux  nationanx.  £n  conaSquencef 
ils  aoront  la  meme  protection  que  oeuz-ci  et  le  meme  reoours  l^;al  oontre 
tonte  atteinte  port^e  k  leurs  droits,  sous  rteerve  de  l'accomplissement  des  for- 
malit^  et  des  conditions  imposdes  aus  nationauz  par  la  l^gislatiou  intörieore 
de  chaque  £tat. 

Art.  8. 

Sont  assimilSs  aux  sujets  ou  citoyens  des  £tat8  contractants  lea  aajeta  on 
citoyens  des  £tats  ne  faisant  pas  partie  de  TUnion,  qui  sont  domicilies  oa 
ont  des  Etablissements  industriels  ou  commerciaux  sur  le  territoire  de  l'un  des 
£tats  de  l'ünion. 

Art  4. 

Celui  qui  aura  rSguli^ement  fait  le  depot  d'une  demande  de  brevet  d'in- 
vention,  d'un  dessin  ou  modöle  industriel,  d'une  marque  de  fabrique  ou  de 
<x>mmerce,  daus  Fun  des  £tat8  contractants,  jouira,  pour  effectuer  le  d6p6t 
dans  les  autres  £tat8,  et  sous  r^erve  des  droits  des  tiers,  d'un  droit  de 
prioritE  pendant  les  d^lais  d^terminte  d-apr^. 

En  consEquence,  le  d6p6t  ultörieurement  op4r6  dans  Ihm  des  autres  &ats 
de  rUnion,  avant  Texpiration  de  ces  däais,  ne  ponrra  ^tre  invalid^  par  des 
faits  accomplis  dans  Fintervalle,  seit,  notamment,  par  un  autre  döpot,  parlt 
publication  de  l'invention  ou  son  exploitation  par  un  tiers,  par  la  mise  m 
vente  d'exemplaires  du  dessin  ou  du  modöle,  par  l'emploi  de  la  marque. 

Les  dölais  de  prioritö  mentionnes  ci-dessus  seront  de  six  mois  pour  lei 
brevets  d'invention»  et  de  trois  mois  pour  les  dessins  ou  modöles  indiutriels, 
ainsi  que  pour  les  marques  de  fabrique  ou  de  commerce.  Ils  seront  augmentes 
d*un  mois  pour  les  pays  d'outre-mer. 

Art.  6. 

L'introduction  par  le  brevets,  dans  le  pays  oü  le  brevet  a  dte  däivie, 
d*objets  fabriquös  daus  l'un  ou  Tautre  des  titats  de  l*Union,  n'entrainera  pas 
la  döchöance. 

Toutefois  le  brevets  restera  soumis  k  Tobligation  d'exploiter  aon  brevet 
oonformöment  aux  lois  du  pays  oü  il  introduit  les  objets  brevets. 

Art.  6. 

Tonte  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  reg^uliörement  döposöe  daos 
le  pays  d'origine  sera  admise  au  ddpot  et  protögde  teile  quelle  dans  tooslss 
autres  pays  de  l'ünion. 

Sera  consid^rE  comme  pays  d'origine  le  pays  oü  le  d^posant  a  aon  prin- 
oipal  ötabUssement. 
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8i  oe  prindpal  6tablinement  n'eet  point  tita^  dms  nn  des  pAjs  de  PÜnion, 
sers  ooiifiaM  comme  p^ys  d'oHgine  oelui  «nqnel  appartient  le  d^pomni. 

Le  d^pot  pourra  Stre  refus^  si  Pobjet  ponr  lequel  il  est  demand6  est 
oonsid^ö  comme  oontraire  ii  la  morale  on  It  rordre  public. 

Art  7. 

La  natore  da  prodoit  sur  lequel  la  marque  de  fabrique  ou  de  commerce 
doit  toe  apposte  ne  peut,  dans  aucun  oas,  faire  obstaole  au  d6p6t  de  la  marque. 

Art  8. 

Le  nom  commercial  sera  protd^  dans  tous  les  pajs  de  l'ünion  sans 
Obligation  de  ddpot,  qu*il  fasse  ou  non  partie  d*une  marque  de  fabrique  ou 
de  commerce. 

Art  9. 

Tout  produit  portant  illicitement  une  marque  de  fabrique  ou  de  commerce» 
ou  un  nom  commercial,  pourra  Stre  saisi  ii  1  importation  dans  cenz  des  ]ätats 
de  ITFnion  dans  lesquels  oette  marque  on  ce  nom  commerdal  ont  droit  ii  la 
protection  l^ale. 

La  saisie  aura  lieu  ii  la  requete  seit  du  ministdre  public,  soit  de  la  partie 
),  conformtoent  ii  la  l^slation  int^rieure  de  chaque  £tat 


Art  10. 

Les  dispositions  de  l'article  pr^c^dent  seront  applicables  ii  tout  produit 
portant  fanssement,  comme  indication  de  provenance,  le  nom  d*une  localit6 
d6terminto,  lorsque  cette  indication  sera  jointe  ii  un  nom  commercial  fiotif 
ou  emprunt6  dans  une  intention  frauduleuse. 

Est  r^ut6  partie  int^ress^  tout  fabricant  ou  conunergant  engag^  dans 
la  fabrication  ou  le  commerce  de  oe  produit,  et  ^bli  dans  la  localit6  fausse» 
ment  indiqu^  comme  provenance. 

Art  11. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s*engagent  It  accorder  une  protection 
temporaire  aux  inventions  brevetables,  ans  dessins  ou  modales  tndustriels,  ainsi 
qu'aux  marques  de  fabrique  ou  de  commerce  pour  les  produils  qui  figureront 
aus  Ihcposi^ons  internationales  officielles  ou  omciellement  reconnues. 

Art  12. 

Chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  s'engage  ii  6tablir  un  service 
spMal  de  la  Propri6t6  industrielle  et  un  döpot  central,  pour  la  communication 
au  public  des  brevets  d'invention,  des  dessins  ou  modöles  industriels  et  des- 
marques  de  fabrique  ou  de  commerce. 

Art  18. 

ün  Office  international  sera  organis^  sous  le  titre  de  Bureau  international 
de  l'ünion  pour  la  protection  de  la  Propri6tö  industrielle. 

Ce  Bureau,  dont  les  frais  seront  support^  par  les  Administrations  de 
tous  les  £tats  contractants,  sera  plac^  sous  la  kante  autoritd  de  TAdmini- 
stration  supärieure  de  la  Gonf^ddration  suisse,  et  fonotionnera  sous  sa  sur- 
veillance.  Les  attributions  en  seront  döterminto  d'un  commun  accord  entre 
les  £tats  de  lUnion. 

Art  14. 

La  präsente  Convention  sera  soumise  ii  des  revisions  pModiques  en  vue 
d'y  introauire  les  am^orations  de  nature  ii  perfectionner  le  systtoe  de  l'ünion. 

A  cet  effet,  des  Conferences  auront  lieu  successivement,  dans  Fun  des 
]6tats  contractants,  entre  les  D^^ds  desdits  £tats. 

La  prochaane  rtoiion  aura  lieu  en  1885  ii  Bome. 

Art  15. 

II  est  entendu  que  les  Hautes  Parties  contractantes  se  r^serrent  respeo^ 
tivement  le  droit  de  prendre  sdpar^ment,  entre  elles,  des  arrangements  par- 
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tioulien  ponr  la  protection  de  la  Propri6t6  indoBtrielle,  en  taut  qae  oes 
arrangements  ne  contreYiendraient  point  aox  dispositions  de  la  prteente  Ooa- 
vention. 

Art  16. 

Les  £tat8  qui  n'ont  point  pris  pari  ä  la  pröaente  Convention  aeront  admii 
k  7  adhdrer  snr  leur  demande. 

Cette  adh^siQn  sera  notifi^  par  la  voie  diplomatique  au  Gonvemement 
•de  la  Conf^d^ration  suisse,  et  par  celai-ci  a  toas  les  aatres. 

Elle  emportera,  de  plein  droit,  accesrion,  &  toutes  les  clansea  et  adzniaaioB 
k  tou8  les  avantages  stipul^  par  la  pr^ente  Convention. 

Art  17. 

L'exScntion  des  engagements  reciproqaes  oontenus  dans  la  preaente  Con- 
vention est  snbordonn^e,  en  tant  que  de  besoin»  ii  l'accompli88eraen.t  des  for^ 
malit^s  et  r^gles  dtablies  par  les  lois  constitutionelles  de  Celles  de«  fiaatea 
Parties  oontractantes  qni  sont  tenues  d'en  provoqner  l'applicatioD,  oe  qii*dfei 
a'obligent  ii  faire  dans  le  plus  bref  dölai  possible. 

Art.  18. 

La  präsente  Convention  sera  mise  k  exdcution  dans  le  dölai  d*iin  moit 
k  partir  de  T^hange  des  ratifications  et  demeorera  en  vigneor  pendant  ob 
temps  inddtermin^  jnsqn'ä  l'ezpiration  d*nne  ann6e  k  paitir  da  joar  oü  la 
d^nonciation  en  sera  faite. 

Cette  d^nonciation  sera  adress^  an  Gouvernement  charg6  de  reeevmr 
les  adh^ons.  Eile  ne  produira  son  effet  qtt*k  l'^gard  de  P^tat  qni  l'anra 
faite,   la  Convention  restant  executoire  pour  les  antres  Parties  contractanteB. 

Art.  19. 

La  pr^ente  Convention  sera  ratifide,  et  les  ratifications  en  seront  Schan- 
g6es  k  Paris,  dans  le  dölai  d'un  an  au  plus  tard. 

En  foi  de  quoi,  les  Flenipotenfiaires  respectifs  l'ont  signee  et  y  ont  apposö 
leors  oaohets. 

Fait  k  Paris,  le  20.  mars  1883. 


Protooole  de  olötnre. 

Au  moment  de  proceder  k  la  signature  de  la  Convention  condue,  ii  la  dato 
de  ce  jour,  entre  les  Gt)uvemement8  de  la  Belgique,  du  Brasil,  de  l'fispagne, 
de  la  France,  du  Guatemala,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Portugal,  do  Sal- 
vador, de  la  Serbie  et  de  la  Suisse,  pour  la  protection  de  la  Propri^tö  inda* 
strielle,  les  Plenipotentiaires  soussign^s  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

1.  Les  mots  Propri^ö  industrielle  doivent  etre  entendus  dans  lenr  accep- 
tion  la  plus  large,  en  ce  sens  qu'ils  s*app]iquent  non  seulement  aux  prodniti 
de  Tindustrie  proprement  dite,  mais  dgalement  aus  produits  de  Pagricoltare 
(vins,  grains,  fruits,  bestiaux,  etc.)  et  aux  produits  mineraux  livräs  au  oommeroo 
{eanx  min^rales  etc.). 

2.  Sous  le  nom  de  Brevets  d'invention  sont  comprises  les  divenes 
espöces  de  brevets  industriels  admises  par  les  I^gislations  des  £tat8  contrac- 
timts,  telles  que  brevets  d'importation,  brevets  de  perfectionnement,  etc. 

8.  II  est  entendu  que  la  disposition  finale  de  l'article  fi  de  la  Convention 
ne  porte  aucune  atteinte  k  la  l^gislation  de  chacun  des  £tats  contractaati, 
«n  ce  qui  conceme  la  proc^ure  suivie  devant  les  tribunaux  et  la  oompötenoe 
de  ces  tribunaux. 

4.  Le  paragraphe  1^'  de  l'article  6  doit  etre  entendu  en  ce  sens  qu^aacons 
marque  de  fabrique  ou  de  commerce  ne  pourra  Stre  exdue  de  la  protectioB 
dans  l*un  des  £tat8  de  FUnion  par  le  fait  seul  qu'elle  ne  satisferait  pas,  sb 
point  de  vue  des  signes  qui  la  composent,  aux  conditions  de  la  l^gtslation  da 
oet  ]ätat,  pourvu  qu'elle  satisfasse,  sur  ce  point,  ii  la  l^gislation  da  pajs 
d'origine  et  qu'elle  ait  6t^,  dans  ce  demier  pays,  l'objet  d'un  d^pot  rigolMr. 
Sauf  cette  exception,  qui  ne  conceme  que  la  forme  de  la  marque,  et  soss 
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rterre  des  dispositions  des  aatres  articles  de  la  Oonvention,  la  l^slation 
,   intirieore  de  chaonn  des  £tatB  recevra  son  application. 

Fonr  6viter  toute  fansse  Interpretation,  il  est  entenda  qae  l'asag^  des 
armoiries  pabliques  et  des  d^corations  peot  Stre  considdr^  oonune  oontraire 
i  l'orcbe  public,  dans  le  sens  du  paragraphe  final  de  l'article  6. 

6.  L'organisation  da  senrice  special  de  la  Propri6t^  industrielle  mentionnö 
)k  l'article  12  oompreudra,  autant  que  possible,  la  pubUcation,  dans  chaque 
jfetat,  d'une  feuiUe  officielle  pModique. 

6.  Les  frais  communs  du  Bureau  international  instituÖ  par  l'article  18 
ne  pourront,  en  auoun  cas,  döpasser,  par  annöe,  une  somme  totale  repr^ntant 
nne  moyenne  de  2,000  fnncs  par  chaque  Etat  contractant. 

Four  d^terminer  la  part  contributive  de  chacun  des  £tats  dans  cette 
aomme  totale  des  frais,  les  £tat8  contractants  et  ceux  qui  adhöreraient 
ult&ieurement  It  l'ünion  seront  divis^  en  siz  classes  contribuant  chaoune 
dans  la  proportion  d'un  certain  nombre  d'unit^  savoir: 

Ire  dasse 25  unit^ 

2«    classe 20 

8e    classe 16       „ 

4®    classe 10 

6®    classe 6       „ 

6®    classe 3      „ 

des  coeffidents  seront  multipli^  par  le  nombre  des  titats  de  chaque 
elasscy  et  la  somme  des  prodnits  ainsi  obtenus  foumira  le  nombre  d'unitSs  par 
lequel  la  d^pense  totale  doit  dtre  divis^.  Le  quotient  donnera  le  montant 
de  l'unit6  de  depense. 

Les  £tats  contractants  sont  dass^  ainsi  qu'ü  suit,  en  vue  de  la  r^par- 
ütion  des  frais: 

Ire  oiMse  France,  Italic. 
2®    classe  Espagne. 

8®    classe  Belgique,  Brasil,  Portugal,  Suisse. 
4fi    classe  Pays-bas. 
6®    classe  Serbie. 
6®    dasse  Ghiatemala,  Salvador. 
L'Administration  suisse  sunrdllera  les  döpenses  du  Bureau  international, 
fera  les  avances  n^cessaires  et  ^blira  le  oompte  annuel,  qui  sera  communiquö 
il  toutes  les  autres  Administrations. 

Le  Bureau  international  centralisera  les  renseignements  de  tonte  nature 
relatifs  ii  la  protection  de  la  Propriöt^  industrielle  et  les  rSunira  en  une  sta- 
tistique  g6n6rale  qui  sera  distribu^  It  toutes  les  Administrations.  II  proc^era 
mux  ötudes  d*utilit6  commune  interessant  l'fJnion  et  r^digera,  k  l'aide  des 
doouments  qui  seront  mis  ii  sa  disposition  par  les  diverses  Administrations, 
une  fenille  p6riodiqne,  en  langue  frangaise,  sur  les  qnestions  concemant  l'objet 
de  llJnion. 

Les  num^ros  de  cette  feuille,  de  meme  que  tous  les  documents  publies 

Sar  le  Bureau  international,  seront  r^partis  entre  les  Administrations  des  £tat8 
e  l'TJnion,  dans  la  proportion  du  nombre  des  unit^s  contributives  d-dessus 
mentionnees.  Les  exemplaires  et  documents  supplömentaires  qui  seraient 
röclamds,  soit  par  lesdites  Administrations,  seit  par  des  sod^t^s  ou  des  parfci- 
onUeirs,  seront  payds  It  part. 

Le  Bureau  international  devra  se  tenir  en  tout  temps  ii  la  disposition 
dee  membres  de  TUnion,  pour  leur  foumir,  sur  les  questions  relatives  au  ser- 
Tice  international  de  la  Propri6te  industrielle,  les  renseignements  sp^ciauz 
dont  ils  pourraient  avoir  besoin. 

li'Administration  du  pays  oü  doit  si^ger  la  prochaine  Oonf^rence  pr^- 
parera,  avec  le  concours  du  Bureau  international,  les  travaux  de  cette  Con- 
wTonce. 

Lie  directeur  du  Bureau  international  assistera  aux  seances  des  Conferences 
et  prendra  part  aux  discussions  sans  voix  deiiberative.  B  fera,  sur  sa  gestion, 
an  rapport  annuel  qui  sera  communiquö  It  tous  les  membres  de  l'Union. 
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La  langne  oMoielle  da  Bureau  international  sera  la  langue  frangaaae. 

7.  Le  pr^ent  Protooole  de  clotare,  qui  sera  ratifid  en  m^e  tompa  qae 
la  Convention  conclne  ii  la  date  de  oe  jour,  sera  con8id6r6  comme  niauit 
partie  int^grante  de  oette  Ck>nyention,  et  anra  memes  loree,  valaor  ei  dorfe. 

En  foi  de  qaoi,  los  P16nipotentiairea  sonasign^  ont  dreoa^  le 
Fh>tooole. 

Fait  It  Paris,  le  20.  mars  1883. 


Protooole 

ooncemant 
la  dotation  du  Bureau  International  de  l'Union  pour  la  protection  de  la  Fn^ 
pri6t6  industrielle 

conclue  entre 
la  Belg^que,  le  Br^l,  TEspagne»  les  fitats-ünis  d'Am^rique,  la  France^  la 
Grande- Bretagne,  le  Guatemala,  l'Italie,  la  Norwöge,  les  Fays-Bas,  le  Portugal» 
la  Sudde,  la  Suisse  et  la  Tunisie. 


Les  Soussign^,  PUnipotentiaires  des  Gouvernements  des  £tatB 
enumdr^. 

Vu  la  D6claration  adopt^  lo  12.  mars  1888  par  la  Gonf^renoe  inter- 
nationale pour  la  protection  de  la  Propri6t6  industrielle  r^unie  k  Paria. 

Ont,  d*un  commun  accord,  et  sous  r^rve  de  ratification,  anret^  le  Proio» 
cole  suivant: 

Art  1. 

Le  Premier  alin^  du  chiffre  6  du  PMtooole  de  doture  annez^  ii  la  Con- 
vention internationale  du  20.  mars  1888  pour  la  protection  de  la  Proprio 
industrielle  est  abrog4  et  remplac^  par  la  disposition  suivante: 

„Les  d^penses  du  Bureau  international  instituö  par  l'article  13  aevoot 
Supportes  en  commun  par  les  £tats  contractants.  EUes  ne  pourront,  en 
aucun  cas,  d^passer  la  somme  de  soizante  mille  francs  par  annde." 

Art  2. 

Le  präsent  Protocole  sera  ratifi^  et  les  ratifications  en  seront  öchaagte 
k  Madrid  dans  le  d^lai  de  six  mois  au  plus  tard. 

S  entrera  en  vigueur  un  mois  It  partir  de  l'dchange  des  ratifioationa,  ei 
aura  la  mSme  force  et  duröe  que  la  Convention  du  20.  mars  1888,  dont  il 
sera  considör^  comme  faisant  partie  int^grante. 

En  foi  de  quoi,  les  Plönipotentiaires  des  £tats  ci-dessus  6nnm6r6s  ont  8ign6 
le  pr^ent  Protocole  k  Madrid,  le  quinze  avril  mil  huit  cent  quatre-vingt-on«. 


Acte  addiSionnel 

du  14.  döcembre  1900 
modifiant  la  Convention  du  20.  mars  1888  ainsi  que  le  Ptotocole  de  clotCbre  y  anneiA 

8a  Majest^  le  Roi  des  Beiges;  le  President  des  ^Uta-ünis  da  BtMl; 
Sa  Majest^  le  Boi  de  Danemark ;  le  P^Mdent  de  la  B^publique  DomimoaiBa; 
Sa  Majest6  le  Boi  d'Espagne  et  en  son  nom,  Sa  Majest6  la  Beine  Bteants 
du  Boyaume;  le  Pr^ident  des  £tats-Unis  d*AmMque;  le  Plr6sideat  da  la 
B^pubUque  iSran^aise;  Sa  Majest^  la  Beine  du  Boyaume-Üni  de  la  Ghraada- 
Bretaffne  et  d'Irlande,  Imp^ratrice  des  Lides;  Sa  Majestö  le  Boi  d'Italia; 
Sa  Majest^  TEmpereur  du  Japon;  Sa  Majest^  la  Beine  des  Pays»Baa;  8a 
Majestö  le  Boi  de  Portugal  et  des  Algarves;  Sa  Majestö  le  Boi  de  Serbie; 
Sa  Majest^  le  Boi  de  SuMe  et  de  Norw^e;  le  Conseil  f^eral  de  la  Odd- 
f^dration  suisse;  le  Gk>uvernement  Tunisien, 

ayant  jug6  utile  d*apporter  certaines  modifications  et  additiona  ii  la  Ooa- 
vention  internationale  du  20.  mars  1883,  ainsi  qu'au  Protooole  da  Ql5tars 
annex6  It  ladite  Convention,  ont  nomm6  pour  Leurs  PUnipotentiairet,  aavoir: 

(Folgen  die  Namen.) 
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Leequels,  apr^  s'etre  commnniqn^  leurs  pleins  ponvoirs  respeotifs,  tronv^s 
en  bonne  et  dne  forme,  sont  convenns  des  articles  snivants: 

Art  1. 

La  Convention  internationale  du  IK).  mars  1883  est  modifi6e  ainsi  qn*il  snit: 
I.  —  L'article  8  de  la  Convention  aora  la  tenenr  suivante: 

Art.  8.  —  Sont  assimil^  ans  sujets  ou  citoyens  des  £tat8  con- 
tractants,  les  sujets  ou  citoyens  des  £tats  ne  faisant  pas  partie  de  PUnion, 
qui  sont  domicilii  ou  ont  des  Etablissements  industnels  ou  commerciauz 
eßeotifs  et  s6rieux  sur  le  territoire  de  Tun  des  £tats  de  l'ünion. 
n.  —  L'article  4  anra  la  teneur  suivante: 

Art.  4.  —  Celui  qui  aura  r^gulidrement  fait  le  d£p6t  d'une  demande 
de  brevet  d'invention,  d'un  dessin  ou  modele  indusüiel,  d'une  marque 
de  fabrique  ou  de  commerce,  dans  Tun  des  l^tats  contractants,  jouira, 
pour  effectuer  le  d^pot  dans  les  autres  ^tats,  et  sous  r^serve  des  droits 
des  tiers,  d*un  droit  de  prioritE  pendant  les  d^lais  d^termin^s  oi-apr^. 

£n  cons^uence,  le  d^pot  ultMeurement  opErE  dans  Tun  des  autres 
l^tats  de  l'Union,  avant  Tezpiration  de  ces  d^lais,  ne  pourra  etre  in- 
validE  par  des  hdts  accomplis  dans  Tintervalle,  soit,  notamment,  par 
un  autre  d^pot,  par  la  publioation  de  l'invention  ou  son  ezploitation, 
par  la  mise  en  vente  d'exemplaires  du  dessin  ou  du  modMe,  par  Temploi 
de  la  marque. 

Les  d^lais  de  prioritE  mentionn^s  ci-dessus  seront  de  douse  mois 
pour  les  brevets  d'invention,  et  de  quatre  mois  pour  les  dessins  ou  moddles 
industrielsi  ainsi  que  pour  les  marques  de  fabrique  ou  de  commerce. 
III.  —  II  est  insErE  dans  la  Convention  un  article  4  bis  ainsi  congu: 

Art.  4  bis.  —  Les  brevets  demandSs  dans  les  differents  £tats  con- 
tractants par  des  personnes  admises  au  b^nSfice  de  la  Convention  auz 
termes  des  articles  2  et  8,  seront  ind^pendants  des  brevets  obtenus 
pour  la  meme  invention  dans  les  autres  'mAta  adh^rents  ou  non  k  P  Union. 

Cette  disposition  s'appliquera  aux  brevets  existants  au  moment  de 
sa  mise  en  vigueur. 

II  en  sera  de  meme,  en  cas  d'accession  de  nouveaux  iStats,  pour 
les  brevets  existant  de  part  et  d'autre  au  moment  de  l'accession. 
rV.  —  B  est  ajoutE  ii  l'article  9  deux  alin^as  ainsi  con^us: 

Dans  les  £tats  dont  la  lEgislation  n'admet  pas  la  saisie  ii  Timpor- 
tation,  cette  saisie  pourra  etre  remplacEe  par  la  prohibition  d'importation. 

Les  autorit^  ne  seront  pas  tenues  d'effectuer  la  saisie  en  cas  de 
transit 
y.  —  L'article  10  aura  la  teneur  suivante: 

Art.  10.  —  Les  dispositions  de  Tarticle  prScEdent  seront  appli- 
cables ä  tout  produit  portant  faussement,  comme  indication  de  pro- 
venance,  le  nom  d'une  localitS  d^terminSe,  lorsque  cette  indication  sera 
jointe  )k  un  nom  commercial  fictif  ou  empruntE  dans  une  intention 
frauduleuse. 

Est  r6put6  partie  int^ress^e  tout  producteur,  f  abricant  ou  commergant, 
engagde  dans  la  prodnction,  la  fabncation  ou  le  commerce  de  ce  produit 
et  Etobli  soit  dans  la  localitE  faussement  indiqu^e  comme  lieu  de  pro- 
venance,  soit  dans  la  rdgion  oü  cette  localitE  est  situ^e. 

VI.  ~-  B  est  insEri§  dans  la  Convention  un  article  10  bis  ainsi  congu: 

Art.  10  bis.  ~-  Les  ressortissants  de  la  Convention  (art.  2  et  8) 
jouiront,  dans  tous  les  £tat8  de  Pünion,  de  la  protection  accord6e  aux 
nationaux  contre  la  concuirence  d^loyale. 

VII.  —  L'article  11  aura  la  teneur  suivante: 

Art.  11.  —  Les  Hautes  Parties  contractantes  accorderont,  con- 
form^ment  It  la  legislation  de  chaque  pays,  une  protection  temporaire 
aux  inventions  brevetables,  aux  dessins  ou  modlies  industriels,  ainsi 
qu'aux  marques  de  fabrique  ou  de  commerce,  pour  les  produits  qui 
figureront  aux  Expositions  internationales  officielles  ou  officiellement 
reconnues,  Organist  sur  le  territoire  de  Pune  d'elles. 
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Vin.  —  L'artide  14  aora  la  tenenr  suivante: 

Art.  14.  -*  La  presente  Convention  sera  soomise  k  des  reTisiom 
p^riodiqaes  en  vue  d'y  introdnire  les  ameliorations  de  nature  ä  po*- 
fectionner  le  systdme  de  l'Union. 

A  cet  effet,  des  Conferences  anront  lien  saccessivement,  dana  l'nn 
des  £tats  contractants,  entre  les  DSI^guds  desdits  £tat8. 
IX.  —  L'article  16  aora  la  teneur  suivante: 

Art  16.  —  Les  £tat8  qui  n'ont  point  pris  part  ii  la  presente  Con- 
vention seront  admis  k  y  adh^rer  sor  lenr  demande. 

Cette  adhesion  sera  notifiee  par  la  voie  diplomatique  au  Gouverne- 
ment de  la  ConfSderation  suisse,  et  par  celui*ci  ä  tous  les  autres. 

Elle  emportera,  de  plein  droit,  accession  k  toutes  les  claaaes  et 
admission  ä  tous  les  avantages  stipules  par  la  prtonte  Convention,  et 
produira  ses  effets  un  mois  apr^s  Tenvoi  de  la  notification  fait  par  le 
Gouvernement  suisse  aux  autres  £tats  unionistes,  ii  moins  qu'nne  date 
post^rieure  n'ait  ^tA  indiquee  par  l'lfitat  adherant. 

Art  2. 

Le  Frotocole  de  cloture  anneze  It  la  Convention  internationale  da  SO.  man 
1883  est  oompMtd  par  l'addition  d*un  nnm^ro  8  bis,  ainsi  concu: 

8  bis.  Le  brevet^f  dans  chaque  pays,  ne  pourra  etre  frappe  de 
d^ch^ance  pour  cause  de  non-ezploitation  qu*apr^s  un  dilai  minimnm 
de  trois  ans,  &  dater  du  depot  de  la  demande  dans  le  pay«  dont  il 
8*agit,  et  dans  le  oas  oü  le  brevet^  ne  justifierait  pas  des  oauses  de 
son  inaction. 

Art  8. 

Le  present  Acte  additionnel  aura  meme  valeur  et  duree  quo  la  Con- 
vention du  20.  mars  1883. 

II  sera  ratifi^,  et  les  ratifications  en  seront  d^posees  ä  Bruxellea,  au 
Minist^e  des  Affaires  ißtrang^res,  aussitot  que  faire  se  pourra,  et  au  plus  tard 
dans  le  d6Iai  de  dix-huit  mois  ii  dater  du  jour  de  la  signature. 

II  entrera  en  vigueur  trois  mois  apr^s  la  cloture  du  procds-verbal  de  depot 

En  foi  de  quoi  les  Fl^nipotentiaires  respectifs  ont  sign^  le  present  Acte 
additionnel. 

Fait  k  firuxelles,  en  un  seul  exemplaire,  le  14.  decembre  1900. 


19. 

Internationale  Übereinkunft  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigem« 
tums  Tom  20.  M&rz  1883  nebst  dem  Madrider  Protokoll  rem 
16.  April  1891  und  der  Brfisseler  Zusatzakte  vom  14.  Dezember  1900. 

Deutscher  Text  (RGBl.  03  148;  PMZBI.  9  115). 

Seine  Majestät  der  König  der  Belgier,  Seine  Majestät  der  Kaiaer  vcm 
Hrasilien,  Seine  Majestät  der  König  von  Spanien,  der  Präsident  der  Fran- 
zösischen Republik,  der  Präsident  der  Bepublik  von  Guatemala,  Seine  Maje&tat 
der  König  von  Italien,  Seine  Majestät  der  König  der  Niederlande,  Seine 
Majestät  der  König  von  Portugal  und  Algarbien,  der  Präsident  der  Republik 
von  Salvador,  Seine  Majestät  der  König  von  Serbien  und  der  Bundearat  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  haben,  gleichmäßig  von  dem  Wunsche  be« 
seelt,  im  Einvernehmen  miteinander  der  üewerbetätigkeit  und  dem  Handel 
der  Angehörigen  ihrer  betreffenden  Staaten  einen  vollkommenen  and  wirk- 
samen  Schutz  zu  sichern  und  zur  Gewährleistung  der  Rechte  der  Erfinder 
und  der  Loyalität  des  Handelsverkehrs  beizutragen,  beschlossen,  zu  diesem 
Zwecke  eine  Übereinkunft  zu  schließen  und  zu  Ihren  Bevollmächtigten  er- 
nannt, nämlich: 

(Folgen  die  Namen.) 
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welche  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  be- 
fundenen YomiuMshten  über  die  folgenden  Artikel  übereingekommen  sind :  *) 

Art.  1. 

Die  Regierungen  von  Belgien,  Brasilien,  Spanien,  Frankreich,  Guatemala» 
Italien,  den  Niederlanden,  Portugal,  Salvador,  Serbien  und  der  Schweiz  bilden 
einen  verband  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums. 

Art.  2. 

Die  Untertanen  oder  Bürger  der  vertragschließenden  Staaten  sollen 
in  allen  übrigen  Staaten  des  Verbandes  in  beträ  der  Brfindungspatente,  der 
gewerblichen  Muster  oder  Modelle,  der  Fabrik-  oder  Handelsmarken  und  der 
Handelsnamen  die  Vorteile  genießen,  welche  die  betreffenden  Gesetze  den 
Staatsangehörigen  gegenwärtig  gewähren  oder  in  Zukunft  gewähren  werden. 
Demgen^  sollen  sie  denselben  Schutz  wie  diese  und  dieselbe  Bechtshülfe 
gegen  jeden  Eingriff  in  ihre  Rechte  haben,  vorbehaltlich  der  Erfüllung  der 
Förmlichkeiten  und  Bedingungen,  welche  den  Staatsangehörigen  durch  die 
innere  Gesetzgebung  jedes  Staates  auferlegt  werden. 

Art.  8. 

Ben  Untertanen  oder  Bürgern  der  vertragschließenden  Staaten  werden 
gleichgestellt  die  Untertanen  oder  Bür^  der  dem  Verbände  nicht  beige- 
tretenen Staaten,  welche  in  dem  Gebiet  eines  der  Verbandsstaaten  ihrisn 
Wohnsitz  oder  gewerbliche  oder  Handelsniederlassungen  haben. 

Art.  4. 

Derjenige,  welcher  in  einem  der  vertragschließenden  Staaten  ein  Gesuch 
um  ein  Erfindungspatent,  ein  gewerbliches  Muster  oder  Modell,  eine  Fabrik- 
oder Handelsmarke  vorschriftsmäßig  hinterlegt,  soll  zum  Zwecke  der  Hinter- 
legung in  den  anderen  Staaten  während  der  unten  bestimmten  Fristen  und 
vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter  ein  Prioritätsrecht  genießen. 

Demgemäß  soll  die  hiemächst  in  einem  der  übrigen  Verbandsstaaten  vor 
Ablauf  dieser  Fristen  bewirkte  Hinterlegung  durch  inzwischen  eingetretene 
Tatsachen,  wie  namentlich  durch  eine  andere  Hinterlegung,  durch  die  Ver- 
öffentlichung der  Erfindung  oder  deren  Ausübung  seitenis  eines  Dritten,  durch 
das  Feilbieten  von  Exemplaren  des  Musters  oder  Modells,  durch  die  An- 
wendung der  Marke  nicht  unwirksam  gemacht  werden  können. 

Die  oben  erwähnten  Prioritätsfristen  sollen  sechs  Monate  für  Erfindungs- 

fatente  und  drei  Monate  für  gewerbliche  Muster  oder  Modelle  sowie  für 
'abrik-  oder  Handelsmarken  betragen;  sie  sollen  für  überseeische  Under  um 
einen  Monat  verlängert  werden. 

Art.  6. 

Die  durch  den  Patentinhaber  bewirkte  Einfuhr  von  Gegenständen,  welche 
in  einem  oder  dem  anderen  Verbandsstaate  hergestellt  sind,  in  das  Land,  in 
ivelchem  das  Patent  erteüt  worden  ist,  soll  den  Verfall  des  letzteren  nicht 
sur  Folge  haben. 

Gleichwohl  soll  der  Patentinhaber  verpflichtet  bleiben»  sein  Patent  nach 
Maßgabe  der  Gesetze  des  Luides,  in  welches  er  die  patentierten  G^enstände 
einfahrt,  auszuüben. 

Art  6. 

Jede  in  dem  Ursprungslande  vorschriftsmäßig  hinterlegte  Fabrik-  oder 
Handelsmarke  soll  so  wie  sie  ist  in  allen  anderen  Yerbandsstaaten  zur  Hinter- 
legung zugelassen  und  geschützt  werden. 

Als  Ursprungsland  soll  das  Land  angesehen  werden,  in  welchem  der 
Hinterlegende  seine  Hauptniederlassunff  hat. 

Ldefft  die  Hauptniederlassung  nicmt  in  einem  der  Verbandsstaaten,  so 
eoU  als  Ursprungsland  dasjenige  angesehen  werden,  welchem  der  Hinterlegende 
angehört. 

*>  Die  durch  die  Zosatukte  hiximgefügten  Änderungen  und  Zusitie  sind  sa  beachten* 
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Die  Hmteriegimg  kann  lorackgewiesen  werden «  wenn  der  Oerautend. 
ffir  welchen  ne  verlangt  wird,  als  den  guten  Sitten  oder  der  orontlidieD 
Ordnung  zuwider  angesehen  wird. 

Art  7. 

Die  Nator  des  Sneugnisses,  auf  welehem  die  Fabrik*  oder  Handelantaike 
angebracht  werden  soll,  darf  in  keinem  Falle  die  Hinteriegung  der  Mari» 
hindern« 

Art»  8« 

Der  Handelsname  soll  in  allen  Yerbandsstaaten,  ohne  Verpflichtiuiif  mr 
Hinterlegung,  geschützt  werden,  gleichviel  ob  er  den  Teil  einer  Fabrik-  oder 
Handelsmarke  bildet  oder  nicht» 

Art.  9. 

Jedes  widerrechtlich  mit  einer  Fabrik-  oder  Handelsmarke  oder  mit 
einem  Handelsnamen  versehene  Erzeugnis  darf  bei  der  Binfuhrung  in  die* 
jeniffen  Verbandsstaaten,  in  welchen  diese  Marke  oder  dieser  Handelaname 
Re(£t  auf  gesetzlichen  Schutz  hat,  beschlagnahmt  werden. 

Die  Beschlagnahme  soU  nach  Maßgabe  der  inneren  Gesetzgebung  jedes 
Staates  auf  Antrag  entweder  der  Staatumwaltschaft  oder  der  BeteQigteii  er- 
folgen. 

Art.  10. 

Die  Bestimmungen  des  vorigen  Artikels  sollen  auf  jedes  Erzengnie  an- 
wendbar sein,  welches  als  Bezeichnung  der  Herkunft  fölschlich  den  Namen 
eines  bestimmten  Ortes  trägt,  wenn  diese  Bezeichnung  einem  erfundenen  oder 
einem  zum  Zwecke  der  Täuschung  entlehnten  Hauddsnamen  beigefögt  wird. 

Als  BeteOigter  gilt  jeder  Fabrikant  oder  Kaufmann,  welcher  die  Fabrikntion 
des  £rzeü|;ni8ses  oder  den  Handel  mit  demselben  betreibt  und  in  dem  fabch- 
lieh  als  Herkunftsort  bezeichneten  Orte  seine  Niederlassung  hat 

Art  11. 

Die  Hohen  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,  den  patentfShigen 
Erfindungen,  den  gewerblichen  Mustern  oder  Modellen  sowie  den  Falxrik- 
oder  Handelsmarken  ffir  Erzeugnisse,  welche  auf  amtlichen  oder  amtlicb  an- 
erkannten internationalen  Ausstellungen  zur  Schau  gestellt  werden,  einen 
zeitweiligen  Schutz  zu  gewahren. 

Art  12. 

Jeder  der  Hohen  vertragschließenden  Teile  verpflichtet  sich,  eine  be> 
sondere  Behörde  für  das  gewerbliche  Eigentum  und  eine  Zentral-Hinterleganga- 
stelle  zur  Mitteilung  der  Erfindungfspatente,  der  gewerblichen  Muster  oder 
Modelle  und  der  FM)rik-  oder  Handelsmarken  an  Saa  Publikum  einzurichten. 

Art  18. 

Unter  der  Bezeichnung:  „Internationales  Bureau  des  Verbandes  som 
Schutze  des  gewerblichen  Ei^entums^  ist  ein  internationales  Amt  einzarichteo. 

Dieses  Bureau,  dessen  ^sten  durch  die  Begierungen  samtlicher  vertrag- 
schließenden Staaten  zu  tragen  sind,  wird  der  hohen  Autorität  der  oberen 
Yerwaltungsbehörde  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  untersteUl  nnd 
hat  unter  deren  Aufsicht  zu  arbeiten.  Die  Befugnisse  desselben  werden  dürdh 
Vereinbarung  der  Verbandsstaaten  bestimmt 

Art.  14. 

Die  vorliegende  Übereinkunft  soll  periodischen  Bevisionen  unterzogen 
werden,  um  Verbesserungen  herbeizuführen,  welche  geeignet  sind,  das  System 
des  Verbandes  zu  vervollkommnen. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  der  Eeihe  nach  in  einem  der  vertragschließenden 
Staaten  Konferenzen  zwischen  den  Delegierten  der  genannten  Btaateai  statt- 
finden. 

Die  nächste  Zusammenkunft  soll  1886  in  Bom  stattfinden. 
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Art  16. 

Man  ist  einverstanden,  daA  die  Hohen  vertragsohliefienden  Teile  sieb 
das  Beoht  vorbehalten,  einsein  miteinander  besondere  Abmachungen  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums„zu  treffen,  sofern  diese  Abmachungen 
den  Bestimmungen  der  vorliegenden  Übereinkunft  nicht  zuwiderlaufen. 

Art.  16. 

Die  Staaten,  welche  an  der  vorliegenden  Übereinkunft  nicht  teilge- 
nommen haben,  sollen  auf  ihren  Antrag  zum  Beitritte  zugelassen  werden. 

Dieser  Beitritt  ist  auf  diplomatischem  Wege  der  Regierung  der  Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und  von  dieser  den  übrigen  anzuzeigen. 

Er  hat  mit  voller  Bechtswirkung  den  Anschluß  an  alle  Bestimmungen 
imd  die  Zulassung  zu  allen  Vorteilen  zur  Folge,  welche  in  der  vorliegenden 
Übereinkunft  vereinbart  sind. 

Art.  17. 

Die  AusfGhrung  der  in  der  vorliegenden  Übereinkunft  enthaltenen  gpgen- 
zeitigen  Yerbindlicnkeiten  unterliegt,  soweit  nötig,  der  Erfüllung  der  Form- 
iichkeiten  und  Vorschriften,  welche  die  verfassungsmäßigen  Gesetze  derjenigen 
Hohen  vertragschließenden  Teile  erfordern,  die  deren  Anwendung  herbeizu- 
fübren  gehalten  sind,  was  sie  in  möglichst  kurzer  Frist  zu  tun  sich  verpflichten. 

Art.  18. 

Die  vorliegende  Übereinkunft  soll  innerhalb  eines  Monats  nach  Austausch 
der  Batifikationen  in  Wirksamkeit  treten  und  auf  unbestimmte  Zeit  bis  nach 
Ablauf  eines  Jahres  vom  Tage  der  erfolgten  Kündigung  ab  in  Kraft  bleiben. 

Diese  Kündiflpuig  ist  an  die  mit  der  Empfangnahme  der  Beitritts- 
Verklärungen  beaunragte  Begierung  zu  richten,  oie  erstreckt  ihre  Wirkung 
nur  auf  den  Staat,,  weicher  sie  ausspricht;  für  die  übrigen  vertragschließenden 
Teile  bleibt  die  Übereinkunft  vnrksam. 

Art.  19. 

Die  vorliegende  Übereinkunft  soll  ratifiziert  werden  und  die  Batifikationen 
«ollen  zu  Paris  spätestens  innerhalb  eines  Jahres  ausgetauscht  werden. .. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  betreffenden  Bevollmächtigten  die  Über- 
einkunft vollzogen  und  ihre  Siegel  beigedrnckt. 

So  geschehen  zu  Paris,  am  20.  März  1888. 


SohlussprotokolL 

Im  Begriffe,  den  unter  heutigem  Tage  zwischen  den  Benemngen  von 
Belgien,  Brasilien,  Spanien,  Frankreich,  Guatemala,  Italien,  den  Niederlanden, 
Portugal,  Salvador,  Serbien  und  der  Schweiz  abgeschlossenen  Vertrag  zum 
^hutze  des  gewerblichen  Eigentums  zu  unterzeichnen  sind  die  unterzeichneten 
Bevollmächtigten  über  Nad^ehendes  übereingekommen: 

1.  Die  Worte:  „Gewerbliches  Eigentum^  sollen  in  ihrer  weitesten  Be- 
deutung verstanden  werden,  derart,  daß  sie  nicht  bloß  auf  Gewerbeerzeug- 
aiisse  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  ebenso  auf  die  Erzeugnisse  des  Acker- 
baues (Wein,  Getreide,  Früchte,  Vieh  etc.)  und  auf  die  in  den  Handel  ge- 
i>rachten  mineralischen  Erzeugnisse  (Mineralwasser  etc.)  Anwendung  finden. 

2.  Unter  der  Bezeichnung  „Erfindungspatente**  sind  die  von  den  Gesetz- 
gebungen der  vertragschließenden  Staaten  zugelassenen  verschiedenen  Arten 
gewerblicher  Patente,  wie  Einführungs-,  Verbesserungs-  etc.  Patente,  begriffen. 

8.  Man  ist  einverstanden,  daß  die  Schlußbestimmung  des  Artikel  9  der 
XJbereinkunft  die  Gesetzgebung  jedes  der  vertragschließenden  Staaten  in  be- 
treff des  Verfahrens  vor  den  Gerichten  und  die  Zuständigkeit  dieser  Gerichte 
in  keiner  Weise  berühren  soll. 

4.  Abs.  1  des  Artikel  6  ist  dahin  zu  verstehen,  daß  keine  Fabrik-  oder 
Handelsmarke  von  dem  Schutze  in  einem  der  Verbandsstaaten  ausgeschlossen 
werden  darf,  lediglich  der  Tatsache  wegen,  daß  dieselbe  hinsichtlich  der 
2eichen,  aus  denen  sie  besteht,  den  Anforderungen  der  Gesetzgebung  dieses 
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Staates  nicht  genügt,  voransgesetzt,  daß  sie  in  dieser  Benehong  der  Oeaeb- 
gebung  des  ürsprongslandes  genügt  und  daß  sie  in  diesem  letzteren  Lande 
Gegenstand  einer  yorschriftsmäßigen  Hinterlegung  gewesen  ist  Von  dieser 
Ausnahme  alwesehen,  weiche  nur  die  Form  der  Marke. betrifft ,  und  Torbe- 
haltlich  der  Bestimmungen  der  übrigen  Artikel  der  Übereinkunft  aoU  die 
innere  G-esetzgebung  jedes  Staates  Anwendung  finden. 

Um  jeder  falschen  Auslegung  au  begegnen,  ist  man  einyeratanden ,  daß 
der  Gebrauch  der  öffentlichen  Wappen  und  Ehrenzeichen  als  im  Sinne  des 
Schlußsatzes  des  Artikel  6  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  Bngea^iBB 
werden  kann. 

5.  Bei  Einrichtung  der  im  Artikel  12  erwähnten  besonderen  Behörde  für 
das  gewerbliche  Eigentum  soll  auf  die  Veröffentlichung  eines  periodischen 
amtlichen  Blattes  in  jedem  Staate  tunlichst  Bedacht  genommen  werdenu 

6.  Die  gemeinsamen  Kosten  des  nach  Artikel  18  eingesetzten  inter- 
nationalen Bureaus  dürfen  in  keinem  Palle  eine  Gesamtsumme  Yon  durdi- 
schnittlich  2000  Franken  jährlich  für  jeden  Tertragschließenden  Staat  über- 
flteigen. 

Um  den  Beitrag  jedes  Staates  zu  dieser  G^esamtsumme  der  Eooten  za 
bestimmen,  werden  die  vertragschließenden  Staaten  und  diejenigen,  welche 
dem  Verbände  später  beitreten  möchten,  in  sechs  Klassen  geteilt,  von  denen 
jede  im  Verhältnis  einer  bestimmten  Zahl  von  Einheiten  beiträgt,  nSmlidi 

die  1.  Klasse    ...    26  Einheiten, 
n    ••        9         ...     20  „ 

„    ö.       «,         •     •     •     lo  „ 

„4.         „  ,      .     .      lü  „ 

»    •'•         »  .     .     .        ö  „ 

„O.  •,...0  n 

Diese  Koeffizienten  werden  mit  der  Zahl  der  Staaten  jeder  Klasse  multi- 
pliziert und  die  Summe  der  so  erhaltenen  Produkte  bildet  die  Zahl  von  Ein- 
heiten, mit  der  die  Gesamtausgabe  zu  dividieren  ist  Der  Quotient  ergibt 
dann  den  Betrag  der  Ausgabeemheit. 

Hinsichtlich  der  Verteilung  der  Kosten  werden  die  vertragschließenden 
Staaten  wie  folgt  klassifiziert: 

1.  Klasse  Frankreich,  Italien, 

2.  „  Spanien, 

3.  ,  Belgien,  Brasilien,  Portugal,  Schweiz, 

4.  „  Niederlande, 

5.  „  Serbien, 

tt.       »      Guatemala,  Salvador. 

Die  Schweizerische  Regierung  wird  die  Ausgaben  des  internationalen 
Bureaus  überwachen,  die  nötigen  Vorschüsse  leisten  und  die  Jahresrechnung 
aufstellen,  welche  allen  anderen  Regierungen  mitgeteilt  wird. 

Das  internationale  Bureau  hat  die  auf  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigen- 
tums bezüglichen  Mitteilungen  aller  Art  zu  sammeln  und  in  einer  allgemeinai 
Statistik  zu  vereinigen,  weiche  an  alle  Regierungen  zu  verteilen  ist.  Es  hat 
sich  mit  gemeinnützigen  Studien,  welche  für  den  Verband  von  Interesse  sind, 
zu  beschätigen  und  mit  Hülfe  des  ihm  von  den  verschiedenen  Regierungen 
zur  Verfügung  gestellten  Aktenmaterials  ein  periodisches  Blatt  in  franzosiB<äer 
Sprache  zu  redigieren,  welches  die  den  Gegenstand  des  Verbandes  betreffenden 
Fragen  behandelt. 

Die  Nummern  dieses  Blattes  sowie  alle  von  dem  internationalen  Bureaa 
veröffentlichten  Schriftstücke  sind  auf  die  Regierungen  der  Verbandaataaten 
im  Verhältnisse  der  Zahl  der  oben  erwähnten  Beitragseinheiten  zu  verteileiL 
Die  außerdem  von  den  genannten  Regierungen  oder  von  Gesellschaften  oder 
EVivatpersonen  etwa  beanspruchten  Exemplare  und  Schriftstücke  sind  be- 
sonders zu  bezahlen. 

Das  internationale  Bureau  hat  sich  jederzeit  zur  Verfügung  der  Verbands- 
mitglieder  zu  halten,  um  ihnen  über  die  auf  die  internationale  Verwaltimg 
des  gewerblichen  Eigentums  bezüglichen  Fragen  die  besonderen  MittefliingsD 
zu  machen,  deren  sie  bedürfen  könnten. 
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Die  Regierang  des  Landes,  in  welchem  die  nächste  Konferenz  tagen  soll, 
hat  mit  Hülfe  des  internationalen  Bareaus  die  Arbeiten  dieser  Konferenz  vor- 
zabereiten. 

Der  Vorsteher  des  internationalen  Bureaus  hat  den  Sitzungen  der  Kon- 
ferenzen beizuwohnen  und  an  den  Verhandlungen  ohne  beschließende  Stimme 
teilzunehmen,  über  seine  Amtsführung  hat  er  jährlich  einen  Bericht  zu  er- 
statten, welcher  den  Mitgliedern  des  Verbandes  mitzuteilen  ist. 

Die  Amtssprache  des  internationalen  Bureaus  soll  die  französische 
Sprache  sein. 

7.  Das  vorliegende  Schlußprotokoll,  welches  gleichzeitig  mit  der  am 
heutigen  Tage  abgeschlossenen  Übereinkunft  ratifiziert  werden  soll,  ist  als 
integrierender  Teil  dieser  Übereinkunft  anzusehen  und  soll  dieselbe  Kraft, 
Gültigkeit  und  Dauer  haben. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  das  vor- 
liegende Protokoll  aufgenommen. 

So  geschehen  zu  JParis,  den  20.  März  1883. 


Protokoll, 

betreffend 

die  Ausstattung  des  internationalen  Bureaus  des  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums 

zwischen 

Belgien,  Brasilien,  Spanien,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frank- 
reich, Großbritannien,  Ghiatemala,  Italien,  Norwegen,  den  Niederlanden,  Por- 
tugal, Schweden,  der  Schweiz  und  Tunis  geschlossenen  Verbandes. 

Die  Unterzeichneten,  BevoUmäclitigte  der  oben  aufgeführten  Staaten, 
haben  angesichts  der  am  12.  März  1883  von  der  in  Paris  versammelten  inter- 
nationalen Konferenz  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  angenommenen 
Deklaration  im  Einvernehmen  miteinander  und  unter  Vorbehalt  der  Rati- 
fikation das  folgende  Protokoll  abgeschlossen: 

Art  1. 

Der  erste  Absatz  der  Ziffer  6  des  der  internationalen  Übereinkunft  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom  20.  März  1883  beigefügten  Schluß- 
protokolls wird  aufgehoben  und  durch  die  folgende  Bestimmung  ersetzt: 

«Die  Ausgaben  des  nach  Artikel  18  eingesetzten  internationalen  Bareaus 
werden  gemeinsam  von  den  vertrsgschließenden  Staaten  getragen.  Sie  dürfen 
in  keinem  Falle  die  Summe  von  60000  Franken  jährlich  übersteigen. ** 

Art.  2« 

Das  vorliegende  Protokoll  soll  ratifiziert  werden,  und  die  Ratifikationen 
sollen  in  Madrid  spätestens  innerhalb  6  Monaten  ausgetauscht  werden. 

Es  soll  einen  Monat  nach  Austausch  der  Ratifikationen  in  Kraft  treten 
und  dieselbe  Kraft  und  Dauer  haben  wie  die  Übereinkunft  vom  20.  März 
1883,  als  deren  integrierender  Teil  es  angesehen  werden  soll. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  der  oben  aufgeführten 
Staaten  das  vorliegende  Protokoll  in  Madrid,  am  16.  April  1891  unterzeichnet. 


Zusatiakte 

vom  14.  Dezember  1900, 

durch   welche   die  Übereinkunft  vom  20.  März  1883   sowie   das  beigefügte 

Schlußprotokoll  abgeändert  wird. 

(RGBl.  08  167.) 

Seine  Majestät  der  König  der  Belgier,  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  von  Brasilien,  Seine  Majestät  der  König  von  Dänemark,  der  P^si- 
dent  der  Dominikanischen  Republik,  Seine  Majestät  der  König  von  Spanien 
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and  in  Seinem  Namen  Ihre  Majestät  die  Eonigin-Begentin  des  Eonigreidii, 
der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Präsident  der  Fran- 
zösisohen  Republik,  Ihre  Majestät  die  Königin  des  Vereinigten  Eonigicidu 
Ton  Großbritannien  nnd  Irland,  Kaiserin  von  Indien,  Seme  Majestät  der 
Konig  von  Italien,  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Japan,  Ihre  Majeatät  die 
Königin  der  Niederlande,  Seine  Majestät  der  König  von  Portag^  und  Al- 
garbien,  Seine  Majestät  der  König  von  Serbien,  Sone  Bfajestät  der  König 
Ton  Sdiweden  und  Norwegen,  der  Bundesrat  der  Schweiaeriachen  Bid- 
genossenschaft,  die  Regierung  von  Tunis  haben  es  für  nütslich  erachtet,  ge> 
wisse  Abänderungen  und  Zusätze  der  internationalen  Ubereinkuiift  Tom 
90.  März  1888  sowie  des  der  genannten  Übereinkunft  beigefügten  SchloA- 
protokolls  zu  veranlassen  nnd  zu  Ihren  Bevollmächtigten  ernannt: 

(Folgen  die  Namen) 

welche  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  be- 
fundenen Vollmachten  über  folgende  Artikel  übereingekommen  sind: 

Art.  1. 

Die   internationale  Übereinkunft  vom  90.  März   1888  wird   geändert, 
wie  folfft: 

L  Art.  8  der  Übereinkunft  erhält  folgenden  Wortlaut: 

Art.  8.  Den  Untertanen  oder  Bürgern  der  vertragsohlie&endeo 
Staaten  werden  gleichgestellt  die  Untertanen  oder  Bürger  der  dem 
Verbände  nicht  beigetretenen  Staaten,  welche  in  dem  Gebiet  einea  der 
Verbandsstaaten  ilu-en  Wohnsitz  oder  tatsächliche  und  wirkliche  ge- 
werbliche oder  Handelsniederlassungen  haben, 
n.  Art.  4  erhält  folgenden  Wortlaut: 

Art.  4.  Derjenige,  welche  in  einem  der  vertragschließenden 
Staaten  ein  Gesuch  um  ein  Erfindungspatent,  ein  gewerbliches  Master 
oder  Modell,  eine  Fabrik-  oder  Handelsmarke  vorsohriftsmäftig  hinter- 
legt, soll  zum  Zwecke  der  Hinterlegung  in  den  anderen  Staaten  wahrend 
der  unten  bestimmten  Fristen  und  vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter 
ein  Prioritätsrecht  genießen. 

Demgemäß  soll  die  hiemächst  in  einem  der  übrigen  VerhandB* 
Staaten  vor  Ablauf  dieser  Fristen  bewirkte  Hinterlegung  durch  in- 
zwischen eingetretene  Tatsachen,  wie  namentlich  durch  eine  andere 
Hinterlegung,  durch  die  Veröffentlichung  der  Erfindung  oder  deren 
Ausübung,  durch  das  Feilbieten  von  Exemplaren  des  Musters  oder 
Modells,  durch  die  Anwendung  der  Marke,  nicht  unwirksam  gemacht 
werden  können. 

Die  oben  erwähnten  Prioritätsfristen  sollen  zwölf  Monate  für  Er- 
findungspatente  und  vier  Monate  für  gewerbliche  Muster  oder  Modelle, 
sowie  für.  Fabrik-  oder  Handelsmarken  betraffen, 
in.  In  die  Übereinkunft  wird  ein  Art.  4  b  eingefügt,  der  folgendermaAen 
lautet : 

Art.  4  b.  Die  Patente,  deren  Erteilung  in  den  verschiedenen  ver- 
tragschließenden Staaten  von  den  zur  Wohltat  der  Übereinkunft  i»di 
Maßgabe  der  Art.  2  und  8  verstatteten  Personen  beantragt  wird,  aoUen 
von  den  für  dieselbe  Erfindung  in  anderen  zum  Verbände  gehörigen 
oder  nicht  gehörigen  Staaten  erteilten  Patenten  unabhängig  sein. 

Diese  Bestimmung  soll  auf  die  bestehenden  Patente  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  sie  in  Kraft  tritt,  Anwendung  finden. 

Für  den  Fall  des  Beitritts  neuer  Staaten  soll  es  mit  den  im  Zeit- 
punkte des  Beitritts  auf  beiden  Seiten  bestehenden  Patenten  ebenso 
gehalten  werden. 
IV.  Dem  Art.  9  werden  zwei  Absätze  hinzugefügt,  die  folgendermaßen 
lauten : 

In  den  Staaten,  deren  Gesetzgebung  die  Beschlagnahme  bei  der 
Einführung  nicht  zuläßt,  kann  diese  Beschlagnahme  durch  das  Verbot 
der  Einführung  ersetzt  werden. 
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^  Die  Behörden  sollen  nicht  gehalten  sein,  die  Beschlagnahme  im 

j  Falle  der  Durchfuhr  zu  bewirken. 

g  y.  Art.  10  erhält  folgenden  Wortlaut: 

,  Art  10.    Die  Bestimmungen  des  vorigen  Artikels  sollen  auf  jedes 

g  Erzeugnis  anwendbar  sein,   welches   als  Bezeichnung   der  Herkunft 

fälschlich  den  Namen  eines  bestimmten  Ortes  trägt,  wenn  diese  Be- 

^  Zeichnung  einem  erfundenen  oder  einem  zum  ZwMke  der  Täuschung 

entlehnten  Handelsnamen  beigefugt  wird. 

j  Als  Beteiligter  gilt  jeder  Produzent,  Fabrikant  oder  Kaufmann, 

welcher  die  Produktion  oder  die  Fabrikation  des  Erzeugnisses  oder 
den  Handel  mit  demselben  betreibt  und  in  dem  fälschlich  als  Her- 
kunftsort bezeichneten  Orte  oder  in  der  G^end,  in  der  dieser  Ort 
liegt,  seine. Niederlassung  hat. 
VI.  In  die  Übereinkunft  wird  ein  Art.  10b  eingefügt,  der  folgender- 
matten  lautet: 

Art  10  b.  Die  unter  der  Übereinkunft  stehenden  Personen  (Art  2 
und  3)  sollen  in  allen  Yerbandsstaaten  den  den  Staatsangehörigen  gegen 
den  unlauteren  Wettbewerb  zugesicherten  Schutz  genießen. 

j  VIT.  Art.  11  erhält  folffenden  Wortlaut: 

Art.  11.  Die  Hcmen  vertragschUeßenden  Teile  werden  den  patent- 
fähigen Erfindungen,  den  gewerblichen  Mustern  oder  Modellen  sowie 

)  den  Fabrik-  oder  Handelsmarken  für  Erzeugnisse,  welche  auf  den  auf 

j  dem  Gebiet  eines  von  ihnen  veranstalteten,  amtlichen  oder  amtlich  an- 

,  erkannten  internationalen  AussteUungen  zur  Schau  gestellt  werden,  in 

j  Gemäßheit  der  Gesetzgebung  jedes  Landes  einen  zeitweiligen  Schutz 

firewähren 
YUL  Art.  U  erhält  folgenden  Wortlaut: 

I  Art.  14.    Die  vorliegende  Übereinkunft  soll  periodischen  Eevisionen 

,]  unterzogen  werden,   um  Verbesserungen   herbeizuführen,  welche  ge- 

eignet sind,  das  System  des  Verbandes  zu  vervollkommnen. 

j  Zu  diesem  Zwecke  werden  der  Beihe  nach  in  einem  der  vertrag- 

schließenden Staaten  Konferenzen  zwischen  den  Delegierten  der  ge- 
nannten Staaten  stattfinden. 

^  IX.  Art.  16  erhält  folgenden  Wortlaut: 

Art  16.  Die  Staaten,  welche  an  der  vorliegenden  Übereinkunft 
nicht  teilgenommen  haben,  sollen  auf  ihren  Antrag  zum  Beitritte  zu- 
gelassen werden. 

.  Dieser  Beitritt  ist  auf  diplomatischem  Wege  der  Eegierung  der 

Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  von  dieser  den  übrigen  anzu- 

'  zeigen. 

Er  hat  mit  voller  Rechtswirkung  den  Anschluß  an  alle  Be- 
stimmungen und  die, Zulassung  zu  allen  Vorteilen  zur  Folge,  welche 
in  der  vorliegenden  Übereinkunft  vereinbart  sind  und  tritt  einen  Monat 
nach  der  Absendung  der  Anzeige  durch  die  Schweizerische  Regierung 
an  die  übrigen  Verbandsstaaten  in  Kraft,  sofern  der  beitretende  Staat 
nicht  einen  späteren  Zeitpunkt  angibt. 

i  Art  9. 

Das  der  internationalen  Übereinkunft  vom  20.  März  1883  beigefügte 
Schlußprotokoll  wird  durch  die  Hinzufügung  einer  Nummer  8  b  vervollständigt, 
die  folgendermaßen  lautet: 

8  b.  Der  Verfall  eines  Patents  wegen  Nichtausübung  soll  in  jedem 
Lande  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Jahren  seit  der  Hinterlegung  des 
Gtesuchs  in  dem  Lande,  um  das  es  sich  handelt,  und  nur  dann  aus- 
gesprochen werden  können,  wenn  der  Patentinhaber  rechtfertigende 
Gründe  für  seine  Untätigkeit  nicht  dartut 

Art.  3. 

pie  vorliegende  Zusatzakte  soll  dieselbe  Gültigkeit  und  Dauer  haben  wie 
die  Übereinkunft  vom  20.  März  1883. 
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Sie  Boll  ratifiziert  werden  und  die  Ratifikationen  sollen  in  Broaed  im 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  sobald  als  möglich  und  ap&terttw 
innerhalb  achtzehn  Monaten  seit  dem  Tage  der  Unterzeichnung  niedergekgt 
werden. 

Sie  soll  drei  Monate  nach  dem  Abschlüsse  des  Niederl^^nngB-ProtokoIb 
in  Eraft  treten. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  betreffenden  BeTollmfiohtigten  die  Tor- 
liegende  Zusatzakte  unterzeichnet. 

So  geschehen  zu  Brüssel  in  einem  einzigen  Exemplar,  am  14.  Desenaber  1900. 


20. 

Abkommen  zwischen  .dem  Deutschen  Reiche  und  der  Sehweis 
zur  Ab&nderung  des  Übereinkommens  yom  18.  April  1882^  be- 
treffend den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markensehutz. 

Vom  26.  Mai  1902  (RGBl.  03  181 ;  PMZBl.  9  1^). 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preußen,  im  Namen 
des  Deutschen  Reichs ,  einerseits,  und  der  Bundesrat  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,  andererseits,  haben,  in  Anbetracht  des  bevorstehenden 
Beitritts  des  Deutschen  Reichs  zur  internationalen  Konvention  zum  Scfantis 
des  gewerblichen.  Eigentums,  vom  20.  März  1883,  Unterhandlungen  eroffnen 
lassen,  um  das  Übereinkommen  vom  18.  April  1892,  betreffend  den  gegen- 
seitigen Patent-,  Muster-  und  Markenschuä,  den  Bestimmungen  der  Kon- 
vention vom  20.  März  1888  und  der  hierauf  bezüglichen,  am  14.  Desember 
1900  in  Brüssel  vereinbarten  Zusatzakte  anzupassen,  und  zu  Bevollmächtigten 
ernannt: 

(Folgen  die  Namen) 

welche,  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Fonn 
befundenen  Vollmachten,  nachstehende  Artikel  vereinbart  haben: 

Art.  1.  Die  Artikel  1  bis  4,  6,  8  und  9  des  Übereinkommens,  betreffend 
den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  vom  18.  April  1SS% 
sowie  das  SchlufiprotokoU  und  das  Zusatzprotokoll  zu  diesem  Übereinkommen 
werden  aufgehoben. 

Art.  2.  Dem  Artikel  6  des  Übereinkommens  werden  folgende  Absatss 
hinzugefügt : 

»Vorstehende  Bestimmungen  finden  auf  diejenigen  Erfindungen  nicht 
Anwendung,  welche  nach  den  Gesetzen  eines  der  vertragschließenden  Teile 
vom  Patentschutz  ausgeschlossen  sind.  Jedoch  bleiben  die  Vergünstigungeiw 
welche  dem  Inhaber  eines  Patents  im  Artikel  2  der  Zusatzakte  vom  14.  Dezember 
1900  zur  internationalen  Konvention  zum  Schutze  des  gewerblichen  Sigeo- 
tums  vom  20.  März  1883  zugesichert  sind,  unberührt. 

Rechtsnachteile,  welche  nach  den  Gesetzen  der  vertragschließenden  Teile 
bei  Erfindungspatenten  im  Falle  der  Lizenzverweigerung  eintreten,  werden 
durch  die  im  zweiten  Absatz  enthaltenen  Bestimmungen  nicht  ausgeschlossen.* 

Art.  8.  Das  vorliegende  Abkommen  tritt  mit  dem  Zeitpunkt  in  Kn^ 
zu  welchem  der  Beitritt  des  Deutschen  Reichs  zu  der  in  Paris  am  SO.  Min 
1888  geschlossenen  internationalen  Konvention  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  nebst  der  Brüsseler  Zusatzakte  vom  14.  Dezember  1900  wirksam  wird. 

Art.  4.  Für  diejenigen  Erfindungen,  Muster  und  Modelle,  Fabrik-  und 
Handelsmarken,  welche  vor  dem  in  dem  Artikel  8  bezeichneten  Zeitpunkt 
angemeldet  worden  sind,  kommt  eine  Prioritatsfrist  entweder  nach  Maßgabe 
der  Artikel  8  und  4  des  Übereinkommens  vom  18.  April  1892  oder  nach 
Maßgabe  des  revidierten  Artikel  4  der  Pariser  Konvention  zur  Geltung,  je 
nachdem  die  eine  oder  die  andere  dem  Anmeldenden  günstiger  ist. 

Art.  6.    Das  gegenwärtige  Abkommen  soll  ratifiziert,  und  die  Ri 
Urkunden  sollen  sobald  als  möglich  in  Bern  ausgewechselt  werden. 
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Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitiffen  Bevollmächtigten  das  gegen- 
wärtige Abkommen  unterzeichnet  nnd  ihre  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  za  Bern,  in  doppelter  Ausfertigung,  den  26.  Mai  1902. 


21. 

Abkommen  zwischen  dem  Deutsehen  Reiche  und  Italien  zur  Ab- 
änderung des  Übereinkommens  vom  18.  Januar  1892,  betrelTend  den 
gegenseitigen  Patent-,  Muster*-  und  Markenschutz. 

Vom  4.  Juni  1902  (RGBL  08  178;  PMZßl.  9  130). 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  Ton  Preossen,  im  Namen 
des  Deutschen  Beichs,  einerseits,  und  Seine  Majestät  der  König  von  Italien^ 
andererseits,  haben,  nachdem  sich  die  Notwendigkeit  ergeben  hat,  das  am 
18.  Januar  1892  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Italien  abgeschlossene 
Übereinkommen,  betreffend  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Marken* 
Bohutz,  einer  Änderung  zu  unterziehen,  zu  diesem  Zwecke  Verhandlungen 
eröffnen  lassen  und  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

(Folgen  die  Namen) 

welche,  nach  Mitteilung  ihrer  jn  guter  und  gehöriger  Form  befundenen  Voll- 
machten, das  nachstehende  Übereinkommen  vereinbart  und  abgeschlossen 
haben: 

Art  1.  Die  Artikel  1  bis  4,  6  und  8  des  Übereinkommens  über  den 
gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  vom  18.  Januar  1892  werden 
aufgehoben. 

Art.  2.  In  Artikel  6  des  Übereinkommens  wird  dem  Abs.  1  folgender 
Satz  hinzugefügt: 

„Durch  diese  Bestimmungen  werden  die  Vergünstigungen,  welche  dem 
Inhaber  eines  Patents  in  Artikel  2  der  Zusatzakte  vom  14.  Dezember  1900 
zur  internationalen  Übereinkunft  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums 
Yom  20.  März  1883  zugesichert  sind,  nicht  berührt.^ 

Art.  3.  Für  die  in  Deutschland  als  Gebrauchsmuster  und  in  Italien  als 
Erfindungen  angemeldeten  Gegenstände  wird  die  durch  Artikel  4  der  Pariser 
Übereinkunft  vom  20.  März  1883  vorgesehene,  durch  die  Brüsseler  Zusatz- 
akte Tom  14.  Dezember  1900  modifizierte  Prioritätsfrist,  wenn  die  Anmeldung 
zuerst  in  Deutschland  bewirkt  ist,  auf  4  Monate,  wenn  die  Anmeldung  zuerst 
in  Italien  gemacht  ist,  auf  12  Monate  bemessen. 

Art.  4.  Das  vorliegende  Abkommen  tritt  mit  dem  Zeitpunkt  in  Kraft, 
zu  welchem  der  Beitritt  des  Deutschen  Beichs  zu  der  in  Paris  am  20.  März 
1883  geschlossenen  internationalen  Übereinkunft  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  nebst  der  Brüsseler  Zusatzakte  vom  14.  Dezember  1900  wirk- 
sam wird. 

Art.  5.  Diejenigen  Erfindungen,  Muster  und  Modelle,  Fabrik-  und 
Handelsmarken,  welche  vor  dem  in  dem  vorstehenden  Artikel  4  bezeichneten 
Zeitpunkt  angemeldet  sind,,,  gemessen  ein  Vorrecht  entweder  nach  Maßgabe 
der  Artikel  8  und  4  des  Übereinkommens  vom  18.  Januar  1892  oder  nach 
Maßgabe  des  Artikel  4  der  Pariser  Übereinkunft,  je  nachdem  das  eine  oder 
das  andere,  dem  Anmeldenden  günstiger  ist. 

Das  Übereinkommen  soll  ratifiziert  und  die  Batifikationen  sobald  ala 
möglich  in  Bom  ausgewechselt  werden. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  das  gegen» 
wärtige  Übereinkommen  unterzeichnet  tmd  ihre  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  zu  Bom,  den  4.  Juni  1902. 
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22. 

Mitteilniig,  betreffend  die  Durehflihraiig  der  TertrKffe  des  . 

Deutsohen  Reiches  mit  anderen  Staaten  auf  dem  (Gebiete  des     | 

gewerbliehen  Beohtsschutces. 

Vom  18.  April  190S  (PMZBL  9  128). 

I. 

Nachdem  das  Deatsche  Reich  in  Gemäftheit  des  darch  die  BriisMler 
Zosatzakte  vom  14.  Dezember  1900  ergünzten  Art  16  der  Übereinkanft  som 
internationalen  Schatz  des  gewerblichen  Eigentams  vom  SO.  März  1883  der 
Regierang  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  seinen  Beitritt  za  dem 
-StiuktenTerbande,  welcher  aaf  Grand  dieser  Übereinkanft  in  der  dorch  die 
Brüsseler  Zasatzakte  abgeänderten  Fassang  ins  Leben  getreten  ist,  som 
1.  Mai  1908  angezeigt  hat,  treten  die  Rechts wirkangen  der  Übereinkunft 
gemäß  der  Bekanntmachang  Tom  9.  April  1903  (Reichsgesetzblatt  147)  mit 
dem  1.  Mai  1908  ein. 

Das  Patentamt  wird  sich  zar  Bezeichnang  des  in  Rede  stehenden 
43taatenTerbandes  des  Aasdracks  .»Intemationale  Union"  (abgekürzt  J.  ü.) 
and  zar  Bezeichnang  der  darch  die  Brasseler  Zasatzakte  abgeänderten  Über^ 
einkanft  des  Aasdracks  „ünionsTertrag"  (abgekürzt  Ü.-V.)  bedienen. 

Es  wird  empfohlen,  in  allen  Eingaben  diese  Bezeichnangsweise  gleich- 
falls anzawenden. 

IL 

Der  ünionsyertrag  ist  maßgebend  für  das  Verhältnis  zwischen  dem 
Deatschen  Reich  and  den  Staaten  Belgien,  Frankreich  and  Tunis,  Italien, 
Spanien,  Portagal,  den  Niederlanden,  der  Schweiz,  Großbritannien,  Danemaric, 
•Schweden  and  Norwegen,  Japan  and  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

In  diesem  Verhältnis  stehen  gleich 

1.  dem  Deatschen  Reich  dessen  Scbutzffebiete :  Togo,  Kameras, 
Deatsch  -  Südwestafrika ,  Deutsch  -  Ostafrika ,  Deutsch  -  Neuguinea, 
Marschallinseln,  Brown-  und  Frovidenceinseln,  Samoainseln,  Kiaot- 
Bchou,  die  Karolinen,  Marianen  und  Palauinseln. 

2.  Großbritannien  dessen  Kolonien:  Neu-Seeland  und  Queensland. 
8.  Frankreich  dessen  Kolonien:  Martinique,  Reunion,  Quadaloape  nnd 

Zubehör,  St.  Pierre  und  Miquelon,  Quyana,  Senegal  und  ondan, 
Französisch-Guinea,  Elfenbeinküste,  Dahomey,  Französisch-Congo» 
Mayotte,  Nossi-B^,  Französisch-Indien,  Neu-Kaledonien,  Franzosiacfa- 
Ozeanien,  Madagaskar  und  Zubehör,  Obok  und  Djibouti,  Gochin* 
China,  Kambodsdia,  Annam  und  Tonking. 

4.  Portugal:  die  Azoren  und  Madeira. 

6.  den  Niederlanden  dessen  Kolonien:  Surinam,  Ouragao  nnd 
ländisch-Indien. 

6.  Dänemark:  die  Faroer-Inseln. 

m. 

Der  Ünionsyertrag  ist  für  das  Verhältnis  zwischen  dem  Deutschen 
4ind  den  Staaten   Serbien,  den  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  und  der 
Dominikanischen  Republik  zunächst  nicht  maßgebend,  da  diese  Staaten  die 
Brüsseler  Zusatzakte  bisher  nicht  ratifiziert  haben. 

IV. 

Dem  auf  Grand  der  Madrider  Konferenz  vom  14.  April  1891,  betreffend 
<Lie  internationale  Registrierang  von  Fabrik-  nnd  Handelsmarken,  bestehenden 
Staatenverbande  gehört  das  Deutsche  Reich  nicht  an. 

V. 

Die  Angehörigen  der  unter  II  genannten  Staaten  sowie  die  Angehörigen 
eines  anderen  Staates,  welche  in  dem  Gebiete  eines  der  Verbandsstaaten 
•einen  Wohnsitz  oder  eine  tatsächliche  und  wirkliche  gewerbliche  oder  Handeb- 
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mederlaMung  haben,  geniefien  in  bezug  auf  die  Ton  ihnen  in  einem  Unions- 
ataate  bewirkten  Anmeldungen  einer  Erfindung  som  Patent  oder  eines 
Gebraaohsmnaters  oder  eines  Warenzeichens  für  die  demnächst  anf  die  gleiche 
Erfindung,  anf  das  gleiche  Gebrauchsmuster  oder  auf  das  gleiche  Waren- 
zeichen bei  dem  Kaiserlichen  Patentamt  bewirkte  Anmeldnng  ein  PrioritSts- 
recht,  falls  diese  letztere  Anmeldung  binnen  bestimmter  Inrist  erfolgt  ist.. 
Diese  Frist  betragt: 

a)  wenn  die  Anmeldung  im  Auslande  auf  ein  Patent  gerichtet  war^ 
12  Monate, 

b)  wenn  die  Anmeldung  im  Auslande  auf  ein  Gebrauchsmuster  ge- 
richtet war,  4  Monate, 

gleichviel  in  den  Fallen  zu  a  und  b,  ob  bei  dem  Patentamt 
auf  die  Erfindung  ein  Patent  oder  der  Gebrauchsmuster» 
schütz  nachgesucht  wird, 

c)  wenn  die  Anmeldung  im  Auslande  auf  den  Gesöhmacksmusterschutz: 
oder  auf  ein  Warenzeichen  gerichtet  war,  4  Monate. 

VI. 

Nach  der  bisherigen  Übung  des  Patentamts  darf  derjenige,  welcher  sich  auf 
die  Yerträge  des  Deutschen  Reidis  mit  Österreich-Üngam  vom  6.  Dezember  1891,. 
mit  Italien  yom  18.  Januar  1892,  mit  der  Schweiz  Tom  18.  April  1892,  und  mit 
Serbien  yom  21. /9.  August  1892*)  b^nfty  die  Prioritätsrechte  in  jeder  Lage- 
des  Verfahrens  vor  dem  Patentamt  geltend  machen.  Voraussichtlich  werden 
die  zustandigen  Instanzen  des  Patentamts  dies  auch  dann  gestatten,  wenn  die 
Prioritätsrechte  nach  dem  ünionsyertrage  in  Anspruch  genommen  werden.. 

Insoweit  aber  ein  Berechtigter  Grund  zu  der  Annahme  hat,  daß  ihm 
in  bezug  suf  die  Anmeldung  einer  Erfindung  zum  Patent  oder  eines  Waren- 
zeichens im  Laufe  des  Primingsyerfahrens  Tor  dem  Patentamt  Umstände- 
werden  entgegengehalten  werden,  welche  im  Falle  der  Berufung  auf  ein  vor- 
handenes  Prioritätsredit  ihre  Bedeutungverlieren  würden,  wird  es  sich  behufs 
Bee<^eunigung  des  Verfahrens  und  zur  Vermeidung  nutzloser  Nachforschungen. 
bei  der  Prüfu^  auf  Neuheit  oder  auf  ähnliche,  friUier  erfolgte  Anmeldungen 
empf^en,  dbw  Prioritätsrecht  sofort  mit  der  Anmeldung  geltend  zu  machen.. 

vn. 

Die  zusüüidigen  Stellen  im  Patentamt  werden  vorbehaltlich  der  freien 
Beweiswurdigung  Ton  einem  Beteiligten,  der  das  Prioritätsrecht  anf  Grund 
des  ünionsyertrages  geltend  macht,  in  der  Begel  folgende  Urkunden  fordern: 

a)  eine  Absc^irift  der  froheren  Anmeldung  mit  einer  Bescheinigung^ 
welche  seitens  der  gemäß  Art  18  der  Übereinkunft  in  dem  Staate,  in 
welchem  die  frühere  Anmeldung  erfolgt  ist,  Torgesehenen  Behörde**)  aus- 

*)  Mit  Büokaieht  auf  die  geringe  praktisehe  Bedeutang  des  Yerträge  mit  Serbien 
ist  dieser  hier  nicht  abgedmokt. 
**)Ee  sind  dies  f&: 

Belflent  Service  de  la  propri6t^  industrielle,  8  me  de  POrangerie,  Brüssel. 
Diaeauurki  Patentkonunisaion,  Holmenskanal  14,  Kopenhagen.    Kontor  for 

Indreästroing  af  Yaremaerker,  Kopenhagen. 
Fiaakrelflk :  Office  Kationale  de  la  propri6te  industrielle,  nie  Saint-Martin 

29S  (8.  arrondissement)  Paris. 
ereubrltanalen:  Patent  Office,  SB  Sonthampton  Buildings,  London  WO. 
Italien  t  Officio  speciale  della  proprieta  industriale.    Müiisterio  de  TiLgri» 

coltura,  de  Tlndustria  et  del  Commeroio,  Born. 
Isjan:  Patentamt  Tokio. 

Hlederlaade :  Bureau  yoor  den  indnstrieelen  eigendoxn.  "HaMg. 
Herwegen  s  Kontor  for  Begistrering  af  Yaremaerker,  Ohristlinia. 
Oetterreleht  K.  K.  Oester.  Patentamt,  Wien  YII,  Siebenetemgasse  14. 
Pertagal:  Bureau   für   die   Industrie  beim  Mimsterium    der   Öffentlichen. 

Arbeiten.  Lissabon. 
Schweden:  Kungl.  Patent-  och  Begistrering^yerket,  Stockholm. 
Schwell:  Bureau  f4d6ral  de  la  i)ropri6t6  intellectaelle,  Bern. 
Spanien:  Kegociado  de  Industria  y  Begistro  de  la  propriedad  indnstrial  y 

commeroial,  al  Ministerio  de  Pomento,  Madrid. 
Tuls:  Bureau  de  la  propri6t6  industrielle,  Dar  el  Bey,  Tunis. 
Ungani :  Kgl.  ungar.  Tatentamt,  BudajMsst. 
Terebügte  StaaUn  TOn  Aaierlka:  United  States  Patent  Office,  Washington. 


574  Anhang. 

zustellen  ist,  und  aus  welcher  die  Übereinstimmung  der. Abschrift  mit  der 
Urschrift  der  Anmeldung,  sowie  der  Zeitpunkt  erhellt,  in  welchem  diese  An- 
meldung erfolgt  ist. 

Bei  der  Anmeldung  von  Warenzeichen  wird  regelmäßig  die  nach  §  S3 
des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  bei- 
gebrachte Bescheinigung  der  ausländischen  Behörde  über  das  Bestehen  des 
Markenschutzes  auch  über  den  Inhalt  und  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung  den 
nötigen  Nachweis  enthalten. 

b)  Falls  die  frühere  Anmeldung  oder  die  Bescheinigung  nicht  in  deutscher 
Sprache  abgefaßt  ist,  eine  deutsche  Übersetzung  dieser  Schriftstucke  durch 
einen  öffentlich  bestellten  Sprachkundigen.  Die  Unterschrift  des  Übersetzers 
sowie  die  Tatsache,  dafi  dieser  für  derartige  Zwecke  öffentlich  bestellt  ist, 
bedarf,  falls  diese  Tatsache  bei  dem  Patentamt  nicht  ohnehin  bekannt  ist« 
der  urkundlichen  Beglaubigung. 

Die  Übersetzung  soll  bis  auf  weiteres  der  Regel  nach  —  d.  h.  sofern 
nicht  besondere  Umstände  eine  Ausnahme  erheischen  —  nicht  gefordert 
werden,  wenn  die  frühere  Anmeldung  in  englischer  oder  in  französischer 
Sprache  abgefaßt  und  die  Schrift  durchweg  leicht  lesbar  ist. 

vni. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Tatsache  der  früheren  Anmeldung  in 
einem  Unionsstaate  für  das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  ohne  Bedeutung 
ist,  namentlich  also  bei  sämtlichen  Anmeldungen  zum  Gebrauchsmusterschutz, 
steht  es  dem  Anmelder  frei,  eine  Bescheinigung  der  ausländischen  Behörde 
beizubringen,  aus  welcher  der  Gegenstand  der  früheren  Anmeldung  seiner 
allgemeinen  Bezeichnung  nach,  der  Tag  dieser  Anmeldung  und  der  Name 
des  Anmelders  erhellt.  Eine  Prüfung  dieser  Bescheinigung  sowie  etwaiger 
weiterer  hierauf  bezüglicher  Urkunden  tritt  jedoch  in  solchen  Fällen  nicht 
ein,  yielmehr  werden  die  Urkunden  lediglich  zu  den  Akten  genommen. 

DL 

Die  Legalisation  der  in  Nr.  YII  und  YIII  gedachten  Urkunden  durch, 
einen  Gesandten  des  Deutschen  Reichs  oder  einen  deutschen  Konsul  in  Ge- 
rn äßheit  des  Gesetzes,  betreffend  die  Beglaubigung  öffentlicher  Urkunden, 
vom  1.  Mai  1878  (RGBL  89)  wird  auch  insoweit,  fds  diese  Forderung  nicht 
schon  durch  einen  Staatsyerürag*)  ausgeschlossen  ist,  im  Interesse  der  Ver- 
einfachung und  Beschleunigung  des  Verfahrens  bis  auf  weiteres  nicht  ge- 
fordert werden.  Trä^  indessen  die  zur  Prüfung  berufene  Stelle  des  Patent- 
amts Bedenken,  die  Echtheit  der  Urkunde  anzuerkennen,  so  bleibt  es  ihr 
anbenommen,  die  Legalisation  zu  fordern. 


Die  Ausführungen  zu  Nr.  VI  bis  IX  beziehen  sich  auch  auf  diejenigen 
Personen,  welche  ein  Prioritätsrecht  nicht  auf  Grund  des  Unionsverirags, 
sondern  auf  Grund  der  gleichzeitig  mit  diesem  in  Kraft  tretenden  Sonder- 
yerträge  des  Deutschen  lUichs  mit  der  Schweiz  vom  26.  Mai  1902  oder  mit 
Italien  vom  4.  Juni  1902  sowie  auf  Ghrund  der  bis  auf  weiteres  in  Kraft 
bleibenden,  zu  Nr.  VI  erwähnten  Sonderverträge  mit  Österreich-Ungarn  vom 
6.  Dezember  1891  und  mit  Serbien  vom  21. /9.  August  1892  geltend  machen. 
Es  ist  aber  üi  diesen  Fällen  außer  den  zu  Nr.  VU  gedachten  Urkunden  bei 
der  Anmeldung  von  Erfindungen  zum  Patent  noch  eine  Bescheinigung  der 
zuständigen  fremden  Behörde  beizubringen,  aus  welcher  die  Tatsache  der  auf 
die  frühere  Anmeldung  erfolgten  Erteilung  des  Patents,  sowie 

a)  bei  in  Österreich,  Ungarn  oder  Italien  erteilten  Patenten,  der  Tag 
der  Zustellung  des  Beschlusses  über  die  endgültige  Ert^ung  des 
Patents, 


*)  So  duroh  Vertrsff  cwiachen  dem  Deutschen  Beiohe  und  der  österreiohisob- 
Ungarischen  Moziai-ohie  (Eaül.  81  4   Ol  8t8). 
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b)  bei  in  der  Schweiz  erteilten  Patenten  der  Tag,  an  welchem  das 
Patent  in  das  Patentregister  eingetragen  ist, 
liervorgeht. 

Die  Bekanntmachung  des  Kaiserlichen  Patentamts  Tom  8.  März  1892 
<PB1.  98  149  und  oben  111)  wird  damit  gegenstandslos. 

XI. 

Falls  die  zuständige  Abteilung  des  Patentamts  ein  Prioritätsrecht  aner- 
kannt hat,  wird  den  vorgeschriebenen  amtlichen  Bekanntmachungen  (§§  28 
Abs.  2,  27  Abs.  1,  19  Abs.  4  des  Patentgesetzes,  §  8  Abs.  2  des  G^esetzes 
jram  Schutz  der  Warenbezeichnungen)  die iBemerkung  angefSgt  werden: 

„Für  diese  Anmeldung  ist  bei  der  Prnfuig  gemäi  dem  ünions- 

20.  März  1883 

▼ertnure  vom    -^    — r — 7:r;:;r 

^  14.  Dezember  1900 

—  dem  Übereinkommen  mit 

österreich-üngam  vom  6.  Dezember  1891 

T^  ,.  18.  Januar  1892 

^^"^  ^^"^       4.  Juni  1902 

.      a  ,      .  18.  April  1892 

der  Schweiz  vom  — r-r — =^ r — 

26.  Mai  1902 

die  Priorität  auf  Grund  der  Anmeldung  in vom 

anerkannt/ 
Diese  Bemerkung  soll  die  Tatsache  der  im  Verfahren  vor  dem  Patent- 
amt erforderlich  gewesenen  und  erfolgten  Prüfung  des  Bestandes  des  Priori- 
tätsrechts anzeigen,  unterbleibt  demzufolge  in  allen  Fällen,  wo  eine  Prüfung 
des  Bestandes  des  Prioritätsrechts  entweder  in  dem  Yerfahren  vor  dem 
Patentamt  nicht  erforderlich  war  oder,  wie  bei  allen  Anmeldungen  zum  Ge- 
brauchsmusterschutz, ausgeschlossen  ist  Sie  wird  anch  in  die  Patentrolle, 
in  die  Warenzeichenrolle  und  in  die  Bescheinigung  über  die  Eintragung  eines 
Warenzeichens  aufgenommen  werden. 

Berlin,  den  18.  April  1908. 

Der  Präsident  des  Kaiserlichen  Patentamts. 

Hau6. 
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(Die   grofien  Zahlen  bedeuten  die  Seitenziffem;  die  kleineren  Zahlen  und 
Buchsteben  bezeichnen  die  Anmerkung;  die  römische  IE  bedeutet  2.  Band.) 

£a  wird  auch  auf  die  jedem  Paragraphen  hiosngefügte  Überneht  yerwieeen. 


Abbildungeil  Beschreibung  der  Er- 
findung durch  . .  203  C  lt. 

Abfassung  der  Patentbesehrei- 

bung  Anleitung  zur   .  11 115  70.  7i. 
Abgabe  Lizenzgebühr  als  ..  677  »S. 

Abgewiesener  KlSger  Berechti- 
gung zur  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeklage  II  298  '7. 

AbhSngiges  Patent  66  m,  65  «7. 68; 

—  Ausführung  eines  .  .  812  «";  — 
Lizenzzwang  bei . .  827 1*1  ^*  *• 

AbhSngiffkeit  siehe  auch  Kollision; 

—  294  O;  855b;  —  Bedeutung  der 
Entscheidung  hierüber  806 «>i;  — 
der  Nicht! eststellung  806  <6 ;  ~  Echte 
und  Unechte  299d4«f;  _  Folgen 
der . .  beim  Lizenzrertrage  682  s^; 

—  undNichtabhängigkeit,  Klage  auf 
Feststellung  der . .  804  69  f ;  —  teü- 
weise  298  c  45 ;  —  der  Yerbesserungs- 
erfindung  297^;  —  Yerhältnis  zur 
Identität  294  >5;  —  des  Zusatz- 
patents Tom   Hauptpatent   698^*; 

—  zwischen  Patent  und  Qebrauchs- 
muster  356^1. 

Abhfingigkeit    des    Patents 

866  b48ff;  — Begriff  294  Ol;  —  als 
Entschuldigung  der  Nichtausführung 
bei  der  Zurücknahmeklage  BOS^; 

—  Fälle  296^;  —  Haftung  des 
Verkäufers  für  die  .  .  601 « ;  — 
Haftung  für  •  •  beim  Lizenzverträge 
681«»;  —  Rechtliche  Wirkung 
800048;  -Zuständigkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  bei  •  .  856  ^s. 

AbhSngigkeitserklSning748<^7ff'; 

—  ausdrückliche   und   stillschwei- 

fende   807  0;    —    nach    früherem 
Patentrecht  747  et«;  —  nach  neuem 
Recht  748  d  M  ff. ;  —  rechtliche  Be- 


deutung der  . .  749  •• ;  —  Unter- 
schied Ton  der  NichtigkeitaerUS- 
mnff  746  >*;  —  XJnzulSssigkeit 
295  S' ;  —  Unzulässigkeit  der  .  •  im 
NichtigkeitsTerfahren  746 IV«^;  — 
Zulässigkeit  802  Uu f. 

Abhfingigkeitsgebranclunniister 

294  »». 

AbhSnglgkeitspatent  40>  2M>t; 

—  Zurücknahme  801^. 
Abkommen  zwischen   Dentschlaiid 

und  Italien  vom  4.  Juni  1902,  Text 
n  571;  —  zwischen  Deutachland 
und  der  Schweiz  vom  26.  Mai  1902» 
Text  n  570. 

Ablassen  yon  der  Störung,  Klage 
gegen  den  Patentverletzer  bei  .  . 
472  «W. 

Ablauf  der  Frist  für  die  Zurack- 
nahmeklage  821 M;  _  der  Straf- 
antragsfrist n  485  w»;  —  der 
Zahlungsfristen  für  die  Pateut- 
gebühren7169;  -— als  Erioschnnga- 
ffrund  780  •. 

Ablehnung  des  Antrags  auf  An- 
hörung der  Beteiligten  im  Be- 
sohw^everf ahren  II 268  »• ;  —  der 
Aussetzung  des  Verfahrens  849  c; 

—  von  Beamten  des  Patentamts 
ohne    Ablehnungsgesuch    II  9  ^; 

—  von  Beamten  im  Verfahren  tot 
dem  Patentamt  n  8  U;  —  dea  Gut- 
achtens durch  das  Patentamt  II 28  *; 

—  der  Eechtshülf e  durch  die  Ge- 
richte im  Patentamtsverfahren  U 
868  ^  —  yon  Sachverständigen  bei 
der  Fatentverletzungsldage  490  ^^. 

Ablehnungsgesuch  gegenüber  Be- 
amten im  Verfahren  vor  dem  Pa- 
tentamt n8i>;   —  Ihitsoheidung 
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darüber  II 8 1«;  »  sofortige  Be- 
schwerde gegen  ablehnenden  Be- 
schliiA  n  8  u. 

AblehniuigSgnilld  Erstattung  eines 
Privatgutachtens  II 10  ^* ;  —  Mhere 
Beschäftigung  mit  der  gleichen 
Frage  II  9 1«;  —  frühe»  Instanz 
im  Patentyerfahren  II  9  ^7;  -.  im 
Yer&hren  Tor  dem  Patentamt 
II  8 1». 

Ab]iehmer5  Yorbenntzongsrecht  der 
671  w. 

Absatz  des  Entschädigungspflichti- 
gen als  Msßstab  des  Schaden- 
ersatzes II  895 >7 f.  —  geringfügi- 
ger, als  Benutzung  der  Ihrfindung 
241 "« ;  —  durch  öffentliche  Lehr- 
anstalten als  gewerbsmäßige  Be- 
nutzung 897  iH 

Absehlieftende  PrBfling  vor  Be- 
kanntmachung der  Anmeldung 
II  218  «.  ** 

Absehloft  der  Erfindungstätigkeit 
141 J17  ff. ;  —  des  Patenterteilungs- 
verfahrens II 973  la iff.;  _  des  Ver- 
Suchsstadiums  bei  der  Erfindertatig- 
keit  141  "8;  —  der  Vorprüf unir 
n  196  8.  r     --n 

Abselmitte  des  Vorprüfungsver- 
fahrens  H  196  «. 

Absehriflenerteilimg  «ehe  auch 

Akten ;  Erteilungsakten ;  Antrag 
darauf  II  67«»;  —  ms  Patent- 
erteilnngBaktenn66^,— davon  aus- 
geschlossene Aktenstücke  II  66  M ; 
—  Nachweis  eines  rechtlichen  Inter- 
esses II  66  ». 

Absenduigsort  des  brieflichen  An- 
gebots im  Inlande  886166. 

Absicht  ernstliche  des  Patent- 
inhabers bei  Ausführung  der  Er- 
findung 814«;  —  der  Patentaus- 
auslegung  bei  der  Nichtigkeitsklage 
760»*;  —  des  Patentverletzers 
II  418  W;  —  der  sofortigen  Br- 
findunffsansführunff,  Bedeutung  für 
die  Sicherung  der  Ausführung  (§  11) 
814  W;  —  des  Teilnehmers  an  einer 
Patentverletzung  467  M9 ;  —  des 
y erbreiters  einer  Druckschrift  S06  ^K 

AbstimmiUlg  in  den  Abteilungen 
des  Patentamts  11  6  ». 

Abteilung  Verfahren  vor  der  .  . 
n  264  1. 

Abteilangen    des    Patentamts 

II  8  I;  —  Abstimmung  II  6  «;  — 
Sitzungen  II  6  9;  —  Beschlußfähig- 
keit II  6  »;   —   als  Verwaltungs- 
Ken  t ,  Patentgesets.  II. 


behorden  II 6  * ;  —  als  Verwaltungs- 
gerichte II  6  *. 
Abtretung  siehe  auch  Übertragung. 

Abtretung  der  Ansprüche  aus  Li- 
zenzverträgen 166*^8.  —  i^^g  p^^ 

tentverletzungen  478  s^>,  690*1;  — 
stillschweigende,  aus  Patentver- 
letzungen 690  >i. 

Abwehrklage  (negatoria)  gegen 

die  Anmaßung  der  Benutzungsbefug- 
nis 449  »« ;  —  gegen  das  Bestreiten 
des  Patentrechts  468  s>0;  —  gegen 
künftige  Patentstörungen  478  Mi » 

—  wegen  PatentanmaAung  II  607  7 ; 

—  aus  §  1  des  Wettbewerbsgesetzes 
II 608 10;  —  des  Patentbereohtigten 
447  «16;  _  TOm  Schutz  des  Indi- 
▼iduakechts  des  Erfinders  46  >*;  — 
Verhältnis  zur  Entschädigungsklasre 
n487liMaff.;  _  wegen  Vo-- 
letzung  des  Erfinderrechts  160  ^^ ; 

—  gegenüber  Warnungen  608  ^«ß ; 

—  als  Wirkung  der  Bekannt- 
machung n  S27^. 

Abweichende  Ghitachten  mehrerer 
Sachverständiger  11  S7  ' ;  —  ab- 
weichender Wille   des  Patentamts 

als  Mittel  zur  Paten tauslefirunir 
488  t76.  *     * 

Abweichungen  bei  der  firfindungs- 
benutzung  468  "» ;  —  von  bekannten 
Konstruktionsformen  als  Konstruk- 
tion 71  W;  —  yom  Patent  bei  der 
Patentverletzung  446  '^S;  —  des 
Verfahrens  in  Patentsachen  von 
dem  der  CPO.  II  61 »«;  —  bei  der 
widerrechtlichen  Entnahme  824  ^^K 

Abweisung  der  Entschädigungs- 
klage, Bußanspruch  bei . .  II 496  ^ ; 

—  der  Nichtigkeitsklage,  Entschei- 
dung über  die  Patentauslegung 
bei  .  .  761  M. 

Actio  negatoria  siehe  Abwehrklage. 

Agent  als  Mittelsperson  beim  Inver- 
kehrbringen 874  U4;  —  Stellung 
des  Strafantrags  durch  den  .  . 
n  482  K 

Agent  proYOcateur  stillschwei- 
gende Lizenzerteilung  durch  Be- 
stellung eines  .  .  667  ^^. 

Iggregation  182  b;  _  als  Erfin- 
dung ld4Mfia;  —  patentfähige,  als 
einheitliche  Erfindung  II  109  ^7. 

Akten  siehe  auch  Erteilungsakten; 

—  der  Nichtigkeitsabteilung,  Ein- 
sicht   und    Abschriften  II  880  >»; 

—  des  Patentamts,  Erteilung  von 
Bescheinigungen  aus  den . .  II 67  ^^; 

87 
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—  dei  Patentamts,  Erteilung  von 
Auszügen  and  Abschriften  II  66  ^ ; 

—  Patenterteilongs-  .  .  Einsicht 
II  64*«;  —  zur  Veröffentlichung 
bestimmte,  Einsicht  in  .  •  II  66  ^ 

Aktenstüeke  yon  der  Abschrift- 
erteilung ausgeschlossene . .  II 66  M. 

Aktenfibersendimg  an  Behörden 
und  Gerichte  II  64*7;  —  an  das 
Reichsgericht  im  Berufungsver- 
fahren  II  878  *>. 

AktiengeseUschaft  siehe  Gesell- 
schaft. 

Aktiylegitimatioil  des  eingetrage- 
nen Patentinhabers  II  48^. 

Allgememe  Idee  siehe  Idee. 

Algerien  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen  Union  fl  169  i^«. 

Altere  Patente  Bezugnahme  auf 
.  .  292  »1«;  807  «7  f;  if  129  lo«. 

Amerika^  Vereinigte  Staaten  von 
Nord-  . .,  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  ll  161  i^*. 

Amerikanische  Patentschriften  als 
öffentliche    Druckschriften    217«. 

Analogieyerfahren  Begriff  88^; 

—  Beispiele  86  loi ;  —  als  Er- 
findung 84^7.  ...  mit  äquivalenten 
Körpern  86  i^ ;  —  homologe  und 
isomere  Verbindungen  86  Wj  — 
überraschender  Erfolg  84  ^8. 

Analysen  chemische  100  i>>. 

Andere  Sachveratändige  im   Sinne 

..  des  §  2  267  U. 

Änderung  der  Abwehrklage  in  die 
Entschä^gungddage  il  4J7  ^^;  — 
der  Abwehrklage  in  die  Feststel- 
langsklage  499  ^^;  —  der  Anmel- 
dung von  Amts  wegen  II  187  ^^] 
~  (L  A.,  Bedeutung  für  die  Patent- 
auslegung 484  c;  —  d.  A.,  Begriff 
n  186  1»»;  —  d.  A.  vor  und  nach 
dem  BekanntmachungsbeschluA 
II  187  Hj  —  d.  A.  vor  dem  Be- 
kanntmachungsbeschlufi,  Zulässige 
keit  n  139  c  iW;  —  d.  A.  bei  der 
Bekanntmachung,  Anhörung  des 
Anmelders  II  220  8 ;  —  d.  A.,  Ein- 
fluß auf  die  Priorität  U  142  1^; 

—  d.  A.  ohne  vorgängige  Auf- 
forderung des  Anmelders  U  214  >0; 

—  d.  A.,  Verlegung  der  Priorität 
infolge  .  .  U  101 »«;  —  d.  A.,  Ver- 
legung der  Priorität  auf  einen 
früheren  Zeitpunkt  11  148  ^ß»;  ~ 
d.  A.,  Zulässigkeit  II  136l»iff-; 

—  d.  A.,  Zurückweisung  wegen 
Verweigerung  der  •  .  II  218  ^-j 


—  der  ausländischen  Anmeidiuig 
im  Ausland  (Priorität)  II  172  »« ; 

—  d.  ausL  A.,  teilweise  Identitit 
nnd  Priorität  H 171  »>;  —  der  An- 
schauungen über  Patentfähigkeit  im 
NichtigkeitsverUren  766  ^^;  — 
des  Antrags  nnd  der  Begrandnng 
der  Beschwerde  11 18  ^*;  —  der  Be- 
rufungsanträge  II 871  ^^ ;  —  des  Be- 
schlusses über  Erteilung  des  Pa- 
tents II  276  0;  »  von  Beschlüssen 
und  Entscheidungen  des  Patent- 
amts a)  vor  der  Znstellong,  b)  nach 
der  Verkündung,  c)  nach  der  Zu- 
stellung 1113^;  —  des  Beschwerde- 
grundes II  266*6»;  —  der  Bin- 
spruchsbegründung  II  246^;  — 
der  Einspruchsgründe  II  247  *T  j  — 
der  Entschädigungsberechnung  II 
393  M ;  —  der  Entschädigongsklage 
in  die  Abwehrklage  11  437  ^^;  — 

—  des  Klageantrags  bei  Paient- 
verletzungsklagen  486  ^^;  —  dea 
Elagegrundes  im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren   11   811 8^; 

—  von  Körpern  als  mechaniachee 
Verfahren  61 M;  —  des  Patent- 
anspruchSf  Bedeutung  für  die  Aus- 
legung 434  »7»«;  —  des  Patent- 
anspruchs durch  Teilnichtigkeits- 
erklärung 782  IM;  ..  der  Priorität 
im  Nichtigkeitsverfahren  778  ^  ii*; 

—  der  Priorität  im  Erteilungsver- 
..  fahren  II  101 ",  U  142  m. 
Änderungen  im  Betriebe  des   Li- 
zenznehmers 668  ^i*®;  —  im  Be- 
triebe  des   Vorbenutzers   661  ^'; 

—  der  Erfindung,  Befugnis  des  Vor- 
benutzers zu  • .  646  «•;  —  der  Idee 
des  Auftraggebers  durch  den  Be- 
auftragten 174  U5;  _  als  Kon- 
struktion 71  7^;  —  des  alten  durch 
das  geltende  Patentgesets  18  > ;  — 
in  der  Penon  des  inländischen  Ver- 
treten 841  ^^A;  —  Eintragung  von 
solchen  II  46^1;  —  i.  d.  P.  des 
Patentinhabers,  Eintragung  von  . . 
II  8711;  —  i.  d-  P.  des  Patent- 
inhaben,  rechtliche  Bedeutung  der 
Eintragung  von  .  .  II  48^. 

Androhung  der  Zurücknahme  in  der 
Berufungsinstanz  II 880  «* ;  —  d.  Z. 
des  Patents  11  351 IX  59  ff. ;  —  d.  Z. 
d.  P.  bei  nicht  erfolgter  Erklärung 
im  Zurücknahmeverfahren  II 827  ^o. 

Anerkenntnis  des  Klageanspruchs 
nach  Einleitung  des  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahrens  11 
826^*;    —   im   Nichtigkeits-    und 
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Zarackna]im«yer£fthr6n  11  886^8; 
— imN.  u.  Z.,  Beweukraft  n  836  b  le ; 

-^  im  pat6ntamtlich«n  Verfahren 
II  S57  6;  —  der  Vertragspflicht  dee 
Angestellten  zur  Erfindertätigkeii 
188  «w. 

AnerkenntnisiiTteil   im  Nichtig- 

keits-  nnd  Zurücknfthmeverfahren 
II  886 17,  n  845  ^. 

Anerkemiimg  gesetzliche,  des  Er- 
finderrechts 147  ss>. 

Anfechtong  der  Beschlüsse  des 
Patentamts  11  10 1^;  —  von  Ent- 
scheidungen des  Patentamts  wesen 
unzulässiger  Mitwirkung  von  Be- 
amten IT  1019;  ^  des  Erloschen- 
lassens  eines  Patents  782  ^ ;  —  wegen 
Irrtums  und  Täuschung  bei  einem 
Lizenzverträge  683  ^^;  —  desKauf- 
vertrages 601  *' ;  —  der  Kosten- 
entscheidung im  patentamtlichen 
Verfahren  H  856  ^ ;  —  des  nichtigen 
Patents  739  *;  —  des  Patentver- 
zichts  738  9;  —  des  Ubertragungs- 
vertrages  683 1«,  n  60"b;  -.  der 
Übertragung  des  Patenterteilungs- 
anspruchs  wegen  Irrtums  637  i^ ; 

—  des  Vergleichs  im  Patentver- 
letzungsprozefi  498  *Wj  —  des  Ver- 
zichts auf  die  Nichtigkeitsklage 
748  1^;  —  des  Zugeständnisses  im 
Nichtigkeits-  und  Zurncknahmever- 
fahren  II  3351^;  —  der  Zurück- 
nahme der  Anmeldung  II  103  ^i^ 

Angebot  von  Lizenzen  und  Elauf- 
vertrfigen  in  Fachblättem  als 
Sicherung  der  Ausführung  819  7®; 

—  eines  Verfahrens  als  Feilhalten 
888 1«>;  —  der  Ware  vom  Aus- 
lande aus  d86  i^A;  —  der  Ware  ab 
Feilhalten  383  b;  _  der  Ware  im 
Inland  als  Feilhalten  385  i^. 

Angehörige  im  Sinne  d.  Haager  Eon- 
vention,  Befreiung  von  der  Sicher- 
heitsleistung II  321 10»  h .  —  der 
Schutzgebiete  83*'; — der  Verbands- 
staaten der  Inteniationlen  Union 
und  eieichgesteUce  11   168  «  i»«^ 

AngehSrigkeit  zu  einem  Verbands- 
staate als  Voraussetzung  des  Prio- 
ritaUvorrechto  II  160  i»Of. 

Angemessener  ümfiuig  der  Aus- 
führung, Beweispflicht  82191;  — 
der  Erfindungsausführung  819  osiff 

Angemessene  Tergfitung  für  die 

erzwungene  Lizenz  881  ^<^. 
Angeschuldigter      Beweis      der 
WissenÜichkeit  U  429  n^. 


Angestellte  Auftrag  und  Anregung 
zu  einer  Erfindu^  174  w*;  —  Ver- 
einbarung über  ]&findungstätigkeit 
176  »•<>;  —  Ausführung  der  Er- 
findung durch  .  .  808^;  —  Be- 
schrankung der  Möglichkeit  der 
Kenntnisnahme  auf  . .  267  i^^;  — 
Einflufi  der  Dienststellung  bei  Er- 
findungen 178  o;  —  Ernndungen 
von . .  170  D,  174"!;  —  Erfindungen 
nach  Auflösung  des  Dienstverhält- 
nisses 186  8^*;  —  Erfindungen 
außerhalb  des  Dienstverhältnisses 
184  S;  —  Erfindungen  auAerhalb 
und  während  der  Geschäftszeii 
181  «ttff« ;  —  Erfindungen  von  staat» 
liehen  A.  186  b;  — ^^  Geheimhaltungs- 
pflicht 2ö4«iwff.;  —  Bruch  der 
Geheimhaltungspflicht  261  i^;  — 
als  G^ülf  en  einer  Patentverletzung 
II  468  >^;  —  als  Miterfinder  des 
Dienstherm  176  si7 .  _  als  Mittels- 
penonen  bei  einer  Patentverletzung 
471  >7«;  —  Schutz  des  Fabrik- 
geheimnisses gegen  Verrat  der  .  • 
169  *^;  —  Sicherung  der  Geheim- 
haltungspflicht 266  167 ;_  als  Täter 
bei  der  Patentyerletzung  II  467  ^8, 
n  469  s<^;  —  Übernahme  der  Ver- 
tragspflicht zur  Erfindertätigkeit 
und  Ausschluß  181  ^;  —  Unberech- 
tigte Mitteilung  ihrer  Erfindungen 
an  Dritte  176«»;  —  Vertrags- 
widrige Anmeldung  der  dem  Dienst- 
herm zustehenden  Erfindung  168  ^^ ; 

—  Verwendunff  von  Personal  und 
Material  desDienstherm  bei  der 
Erfindnngstätigkeit  180  d;  —  als 
Vorbenutzer  660»«. 

AnhSriUlg  des  Anmelders  bei 
Änderung  der  Anmeldung  U  220  »; 

—  der  &teiligten  von  Amts  wegen 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme* 
verfahren  11  884  ii;  —  der  Bei. 
im  Beschwerdeverfahren  II  268  »^ ; 

—  der  Bet.  in  der  Berufungsinstanz 
II 878  ^ ;  —  der  Bet  im  Erteilungs- 
verfahren II  266  »;  —  der  Bet.  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme* 
verfahren  II  881  * ;  —  der  Bet. 
in  Patentsachen  II  62»&. 

Ankunftsort  des  schriftlichen  An- 
gebots im  Inland  886  ^^. 

Anlagen  fabrikähnliche,  Benutzung 
in  .  .  als  gewerbsmäfiige  896  ^^. 

Anlemung  eines  Verfahrens  als  In- 
verkehrbringen 888  ^»0. 

Anmftbnng  des  Patents  siehe  Patent- 
anmafiung ;    —    der   Benutznng^- 
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befagnis  im  Inlande  864*<>;  «—  der 
BenatasnngsbefngniB  »k  FtttentTer* 
letsang  448  W^'soiT. ;  —  widerrecht- 
Uche  eines  Patents  11  60611^-;  — 
unbereohtig^e,  eines  Anslands- 
patents  nicht  klagbar  im  Inland 
48 17;  -r  des  Patentrechts  als  Patent- 
verletEong  449  s^. 

Anmeldeabteilungen  des  Fatoit- 

«nts  n  8  1 ;  —  Beschlnßfähigkeit 
II  6  7 ;  —  Beschwerde  gegen  deren 
Beschlösse  n  Sl  >>;  —  Verfahren 
vor  den  •  .  II  807  l;  —  als  Ver- 
waltungsbehörden n  6  ^ ;  —  Zu- 
ständigkeit n  4  s. 

Anmeldedatuin,  NichtigkeiUerklS- 
rang  bei  Änderung  des  . .  778  i^^; 

—  Berichtigung  n  100  »1,  n  148i«o. 

—  Feststellung  11  98»»;  —  bei 
PrioritätsYonugarecht   11  188  *•<»; 

—  Verlegung  mfolge  Prioritatsver- 
legunff  II  146  ^. 

Anmelaegebitlir  n  91  n.  _  Ein- 

Zahlung  der  .  .  11  201 ». 

Anmelder  als  yermutlicher  Er- 
finder siehe  Brfinder« 

Anmelder  Änderung  der  Anmeldung 
durch  den  II 186  im.  —  Benutzung 
durch  •  .  neuheitshindemd  941  ^i?; 
— -  Erkl&rungen  des  .  .  Bedeutung 
für  die  Auslegung  486  <^;  —  afi 
Klüger  gegen  den  Patentverletaer 
476  »86;  —  Pereon  des  U  99  ini4j 

—  Becht  auf  Erteilung  von  Aus- 
sögen und  Abschriften  aus  den 
Akten  11  55^;  —  Verpflichtung 
zur  inlandischen  Vertreterbestellung 
833  2.  —  bei  widerrechtlicher  Ent- 
nahme 818  88 ;  —  BechUyerhiUtms 
mehrerer  .  .  bei  widerrechtlicher 
Entnahme  881  i*». 

Anmeldeyerfaliren    siehe    Ertei- 

lungSTcrfahren. 

Anmeldung  siehe  auch  Patent- 
anmeldung; ^-  im  Ausland,  Ver- 
trag über  •  .  49^;  —  Audegung 
der  .  .  II  980^1;  —  ausländische 
als  Auslegungsmittel  4B9^*^;  — 
Bekanntmachung  und  Auslegung 
1191 8 ff.;  —  Bekanntmachung  der  . . 
als  öffentl.  Druckschrift  218  »«;  — 
Einheitlichkeit,  Begriff  II 105  I;  — 
^  Einwilligung  der  Verletzten  bei 
widerrex^htlicher  Entnahme  819  l>; 

—  widerrechtliche  als  Entnahme 
der  Erf.  810  ^^ ;  —  der  entnommenen 
Erf.  durch  den  Verletzten,  ruck- 
wirkende Kraft  827  ^^i ;  —  von  Er- 


findungen, Bestimmungen  ▼.  S8.  11. 
1698,  Text  11  IMff^  ErllutemngeD 
dazu  Tom  92.  11.  1898,  Text  11 
547 ff.;  —  erste  989  <;  —  Foim  II 
871*;  —  IrBhere  286  1««.;  — 
Geltendmachung  mehrerer  IMn- 
dungen  in  einer  .  •  n  112 «i;  — 
Grundsatz  der  Einheitlidbkeit 
II  105^7;  .  des  Hamptpaienta  ab 
Voraussetzung  des  Zusatapatents 
697  »;  —  Inhalt  H  89  »;  — 
durch  den  Konkursrerwalter  161  s^  ; 

—  in  fremdem  Kamen  11  961^;  — 

—  einer  widerrechtlich  entnomme- 
nen Erfindung  L  frd.  N.  11  96 »; 

—  Nichtuberäustimmung  mit  dem 
Patenterteilungsbeschlufi  845  i«^;  — 

—  Offenkundige  Benutzung  zur  Zeit 
der  ..  945  1»;  —  bei  Patent- 
anmaßung n  512  » ;  —  Priorität,  Be- 
griff 100  w;  —  Pröfimj:  der  . .  im 
ErteilungsTcrfahren  Ix  907  if ;  — 
Eechtsnachf olge  in  688  ^^7 .  _  x}ber- 
tragungder  152  s^,  U  51 »;  —  alz 
unerlaubte  Handlung  149  ^M*  — 
in  einem  Verbandsstaate  als  Vor* 
auBsetzung  der  Prioritataberechti- 
gung  n  161 1** ;  —  frGhere  in  einem 
Verbandsstaate  11  158  Q;  —  Ver- 
letzung des  Erfinderrechts  durch  .  . 
161  Ui;  —  yertragswidrige,  einea 
auslSndischen  Patents  50  » ;  —  Ver- 
zicht  auf  die  .  .  78717;  —   Zeit- 

Sunkt  der  II  97^;  —  Zeitpunkt 
er  .  .  maßgebend  für  den  I^erb 
des  Vwbenutzungsrechts  547  >*;  — 
sirile  und  prozessuale  Wirlrang 
n  96  IV»«;  —  Zurli<&nahme  n 
109  VI;  —  Zurftckweisung  H 102  Vl^ 
II  908  U;  —  eines  Zusatzpatenta 
709» 

Anmeldungsbereclitigiing  fOr  ein 

Zusatzpatent  703  ^. 

Anmeldungsinlialt  Änderung  .  . 

n  150  IM;  —  Angabe  des  .  .  in 
der  Bekanntmachung  IE  222 1^« 

AnmeldungsYorftussetrangen 

als  Gegenstand  der  VorprSfung 
n  197  öff. 

Anmeldnngsseitpttnkt  aiehe  auch 
Zeitpunkt  der  Anmddung;  —  Be« 
deutung  f8r  die  Neuheit  200  ^;  — 
Verlegung  bei  widerrechtL  Snt^ 
nidime  827  i^i ;  —  des  Zusatapatents 
709*1. 

Annahme^  stillschweigende  des  Li- 
zenzangebots 665  »1 ;  der  Offerte 
bei  dem  Feilhalten  888  i«^;  —  des 


Saofaregister. 


681 


Überingungaantragi  dnroh  den  Er- 
werber II  89 16. 

Anoidming  der  Erttettanff  der  Be- 
sohwerdegeb&hr  11  972  «^a;  »  des 
Ptttentamts  ek  Besohlnfiart  11 11  >. 

A]lieg:il]lgza  einer  Erfmdang  178  si>; 
•^  E.  ein.  Erf  .f  widerreohtliche  Bnt* 
nehme  einer  .  •  826  ^^;  -—  i.  ein. 
Erf .» ünteraohied  y.  d.  Miierfindong 
168  SM ;  -^  zu  weiteren  Erfindungen 
durch  die  Patentbesohreibang  11 
118«*. 

Anach>ffung  yon  QegenttSnden  als 
Erfindnngsbenatsnng  664  *« ;  —  als 
Inverkehrbringen  876  ^^, 

Anaehluft  des  Nebenklägers  im 
Strafrerfahren  11  476  «9. 

Ansehlaftberuftmg  11  877  » 
AnseUoftbesehwerde  n  2eob6ff. 

Anspruch  siehe  aach  Patentanspruch ; 

—  auf  Abschriften  und  Auszüge 
n  66^1;  —  des  Anffestellten  auf 
Vwgfitung  der  Ernndertätigkeit 
177  »*;  —  des  Dienstherm  auf 
Erfindungen  der  Angestellten 
175  817  f*  ^  auf  Entschädigung  siehe 
Entschadigning;  —  auf  rateni- 
erteilung,  rechtliche  Natur  280^'; 

—  auf  ratentert.,  Übertragung  des 
.  .  686  XlVitf  £E. ;  —  auf  Patentert, 

Zugehörigkeit  zur  Konkursmasse 
088  M6J  —  auf  Übertragung 
künftiger  Erfindungen  169  ^^;  — 
auf  Übertragung  des  Patents 
152  M««.  693VJ7f,  (Begriff)  693  V, 
gesetzlicher  694  <^,  Verhiltnis  zur 
Entschädigungs-  und  Bereiche- 
rungsklage IM  SMIL,  i)ei  VertrSgen 
über  künftige  Erfindungen  169  s^o. 
Alispriiolld  aus  Patentverletzungen, 
Überü*affung  siehe  Übertragung;  — 
des  wirluichen  Patentinhabers  gegen 
den  Eingetragenen  II  61  >^. 

AnsprachsSnaerang    von    Amts 

wegen  II  160  i<7;  .  Zulässigkeit 
II  148  iVa. 

Anspruehsbereehtigter   auf   die 

Bul^e  n  496  U  loff. 

Anstellungsrertrag,  Verhältnis  zur 

Miterfindung  164  ms. 
Anstifter,  Haftung  für   die  Bufie 

II  496 16;  ^  WissentUchkeit  des  . . 

n  427  iw. 
Anstiftimg  n464»7;  —  fahrlässige 

U  408«>;  —  im  Lüande  868  77; 

—  zur  Patentyerletzung  II  406  <^. 

AnteilsbereehtigungmehrererEnt- 

schädigungsberechtigter  II  406  M; 


— mehrerer  Patentanmelder  II 98  ^^; 

—  mehrerer  Patentinhaber  682  ^^. 

Antrag  siehe  auchKlage,Klageantrag, 
Strafantrag)  Berufungsanträge,  Be- 
schwerde; —  auf  Abhängigkeits- 
erkUirung  im  Niehtigkettsyerfahren 
749  >i ;  —  auf  Abschrifterteilung  II 
57  6ia^  —  auf  Aussetzung  des  Ver- 
fahrens bei  Nichtigkeitseinwand 
848  '^ «—  auf  Aussetzung  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren  II 
348  87 ;  —  der  Beschwerde  II  18 1*; 

—  der  Beschwerde,  Änderung  und 
Erweiterung  II  18 1«;  —  bei  BuAe 

.11  498  20  j  _  auf  Eintragung  yon 
Änderungen  in  die  PatentroUe 
II  39  b ;  —  auf  Erteilung  eines  Zu- 
satzpatents 702  M;  —  Form,  Inhalt, 
•  .  auf  Nichtigkeitserklärung  und 
Zurücknahme  II  288  U;  --  auf  Pa- 
tentauslegung  im  Nichtigkeitsyer- 
f  ahren  749  ^;  —  auf  Patenterteilung 
II  88  >;  —  des  Reichs  auf  Patent- 
rechtsenteignnng  678  i^S;  —  auf 
Bückdatierung  der  Anmeldung  bei 
widerrechtlicher  Entnahme  828  ^»; 

—  auf  Stundung  der  Patentgebühr 
7S6S6;  —  auf  Teikiichtigkeits- 
erldärung  und  teilweise  Zurück- 
nahme n  286 19. 

AntragsbegriindlUIg  auf  Nichtig- 
keitserklärung und  Zurücknahme 
n  286  0  «iff. 

Antragsbereehtigter  bei  Strafan- 
trag II  479  Ul  «Fff. 

Antragsbereohtigung  zur  Aus- 
setzung des  Verfahrens  bei  Nichtig- 
keitseinwand 848  M. 

Antragsfrist  bei  Strafantrag  II 
484  w«. 

Antragsteller  siehe  auch  Kläger, 
Straf antrag;  — im  Nichtigkeits-  und 
Zurückna^neyerfahren  U  293  V, 

Anireisung  Zahlung  der  Pateni- 
gebühr  durch  .  .  723  *o. 

Anweisungen  zur  Abfassung  der 
Beschreibung  U  116  70.  ri. 

Anwendbarkeit  des  Erfindungs- 
gedankens auf  yerschiedene  che- 
mische Ausgangsstoffe  127  i^;  — 
gewerbliche  142  **^ ;  —  der  Ver- 
mutung des  §  86  Abs.  2  PatG. 
n  444  i«f. 

Anwendung,  Benutzung  des  Ver- 
fahrens durch  .  .  .  248  ^*6;  —  des 
Satentierten  Verfahrens,  Angebot 
er  .  .  als  Feilhalten  888  ^^;  — 
tatsächliche    eines  Verfahrens  als 
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Bedingung  des  ErfindnngsbesiUes 
165  ^;  —  eines  Yerfahrens  im 
Inlande  als  Erfindnngsaasfahrang 
806  H 

Ajueigen,  ofFentliohe  bei  Patent- 
aiima6ungII621*  ^^M  Einsiehnng 
derselben  H  628  ^7. 

Apparat  siehe  aach  Einrichtang;  — 
als  Einrichtnng  69^. 

Aeqnlyalente    Begriff  87  ^oi;   — 

einer  Ausführangsform  412  'i^;  — 
Beispiele  410  <i> ;  —  Ersatz  dnrch 
.  •  bei  Kombinationserfindong  als 
Patentverletzung  460  d  SiSj  —  ßp. 
strecknng  des  ratentsohntzes  anf 
.  .  408  niafo«.  —  äquivalente 
Körper  im  Analogieyerfahren  86 
100.  —  i^ia  gleichwirkende  Mittel 
409  b  «11.  —  in  patentrechtlichem 
Sinne  412  c  ns;  rechtliche  412  »8; 

—  Substitution  von  Aequivalenten 
als  Erfindung  86  ^^,  auf  chemischem 
Gebiet  87  ^,  als  Fatentverletsung 
408  ^H;  —  mit  unvollkommenerer 
oder  verbeFserter  Wirkung  411  *i*'; 

—  zur  Zeit  der  Patentanmeldung 
vorhandene  und  später  bekannt  ge- 
wordene 418  **öf, 

Aequlyalenz,  Begriff  86  ^o«.  _  in 

der  Chemie  87  loe. 

ArbeitSgerfittchaft  siehe  auch  Ein- 
richtung; —  als  Einrichtung  68  ^>. 

Arbeitsmaschine  als  Einrichtung 

69  «. 

Arbeitsmittel  siehe  Mittel. 

Arglist  siehe  auch  Betrug,Täu8chung, 
Anfechtung,  Einrede;  —  Anfech- 
tung der  Einwilligung  in  die  Ent- 
nahme wegen  .  .  H22  1^7  j  —  Ein- 
rede der  • .  gegenüber  der  Zurück- 
nahmeklage 79 1  ^ ;  —  Einwand  der 
•  •  gegenüber  Geltendmachung  des 
Patentschutzes  861  *^> 

Armenaiiwalt  im  Patentverfahren 

n  79  w 

Armenreeht  im  Patentverfahren 
II  88  ^0. 

Arzneimittel  Arten  198  >m  ;  —  als 
unmittelbare  Erzeugnisse  eines  Ver- 
fahrens 626  ß>7.  _  Patentunf&hig- 
keit  192  1V  198  >M;  —  Umfang 
des  Patents  auf  .  .  406  J«>a;  — 
Verbrauchbarkeit  193  wo  j  —  mit 
sonstiger  Verwendbarkeit,  Patent- 
f&higkeit  194  W;  —  mit  sonstiger 
Verwendbarkeit,  Umfang  desPatent- 
achutzes  406  «»a 


AnlbrleglUIg  der  Geheimhaltiuig»- 
pflicht  269  i«7 ;  —  der  Veraoh wi€g«n- 
neit  bei  Angestellten  265  ^M;  — 
der  Verschwiegenheit,  Bedeatnng 
•  für  die  Offenlnmdigkeit  der  Be- 
nutsnng  249  m. 

AttfFordeniBg  zur  Andemng  der 
Anmeldung  II  213  ^7 ;  —  snr  Tren- 
nung der  Anmeldung  n  214  ss. 

Aufgabe  als  Erfindung  78  75,  79  st» 
86  iw,  90  1",  106  1«;  —  bei  eu- 
falliger  Erfindung  63  «>;  —  bei  der 
Konstruktion  70  7i,  78  ?<» ;  —  Stellang 
einer . .  als  Erfindung  62  M,  106  ^^^ ; 
—  Stellung  der  .  .  bei  Ma6-  und 
Zahlenanderungen  90  ^i^; — SteUnng 
der .  .  bei  Substitution  von  Aequi- 
valenten 86  10s,  88  107;  —  StelloDg 
der  .  .  bei  Übertragung  bekannt« 
Mittel  als  Erfindung  7U»;  —  Vor- 
verofFentlichung  228  •*  * ;  —  wider- 
rechtliche Entnahme  einer  • .  326 1^^. 

Aufhebung  des  Bekazmtmachangs- 
beschlusses  11  221 1>;  —  der  einst* 
weiligen  Verfügung  620  8*7;  —  der 
Geheimhaltungspflicht  262  i«7 ;  — 
des  auf  Qrund  der  Bekanntmachung 
erwirkten  Urteüs  11  229  «7;  —  des 
Licenzvertrags  wegen  Verzuges  des 
einen  Vertragsteils  .  .  679  ^^;  — 
des  Strafurteils,  Einflufi  auf  die 
Bu6e  n  600  so. 

Aufkl&rungsbeftignis  des  Vor- 
prüfers n  196  ^. 

AufklSrungspflieht  des  Einspre- 
chenden und  desNichtigkeitaklagera 
264  181. 

Auflösende  Bedingung  wahrend 

der  Dauer  des  einstweiligen  Schatzes 
n  228*6;  —  wahrend  Laufs  der 
Zahlungsfristen  780  *. 

Auflösung  juristischer  Personen  alt 
Änderung  in  der  Person  des  Patent- 
inhabers n  41  ^  * ;  —  der  beklagten 
Gesellschaft  (Jurist.  Person)»  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren n  29961. 

Aufiiahme  des  Beohtsstreiiea  durch 
den  Beohtsnaohfolger  im  Nichtig- 
keits und  Zurucknahmever£ahrea 
n  800«». 

Aufschiebende  Wirkung  der  Be- 
schwerde im  Patentverfahren  II 16  ^ 

AufeiehtspHicht  nach  BGB.  (§§  881, 
882),  Anwendung  im  Patentrecht 
n  409  w. 

Aufreehterhaltung  des  PatenU  bei 
Ungewißheit    der   Patentfähigkeit 
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769**;  —  Vorbringen  neaer  Be- 
weiimitiel  zwecks  .  .  im  Nichtig- 
keitsrerfahren  768  «>;  —  rechts- 
kräftiger Urteile  in  Yerletzongs- 
prosessen  trotz  Nichtiffkeitserklä- 
rang  766  *o. 

Auftrag  zu  Erfindunsen  178  >i*;  — 
za  Erf.  an  AogesteUte  176  •»;  — 
zn  Erf.,  Ausführung  174  'i*;  —  zu 
Erf.,  Unterschied  Ton  Miterfindnng 
164  sss;  —  zur  Stellung  des  Straf - 
antrage  II  481  »>. 

Auftraggeber,  Haftung  für  Patent- 
verletzungen 480  *®i;  —  als  Täter 
II  468". 

Augenblick  der  Anmeldung  11 99  ». 

Augensehein  imErteilnngSTerf ahren 
II  266  «;  —  im  Nichtiffkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren  II  840^. 

Ausbildung  der  Erfindung,  Einheit- 
lichkeit der  Anmeldung  bei  .  . 
n  107  AI ;  —  der  Erf.  während  des 
Erteilungsverfahrens  11  141  ^^ ;  — 
der  Haupterfindung  als  Gegenstand 
des  Zusatzpatents  707  1>*^ 

Ausdrückliche  Abhängigkeitserklä- 
rung 807  0;  —  Auferlegung  der 
Verschwiegenheit  bei  Angestellten 
266  löß  j  —  Yereinbarung  der  Aus- 
schliefiUchkeit  der  Lizenz  674  2«7 ; 
—  Vereinbarungen  im  Lizenzver- 
trag 670  ^^-f  —  Zurücknahme  der 
Anmeldung  II  109^. 

Auseinandersetzung    unter    den 

Beteiligten  bei  teilweiser  Entnahme 
164  >s> ;  —  Übertragung  des  Patents 
im  Wege  der  .  .  686  *. 

AuAeres  Rechtsverhältnis  des  wirk- 
lichen Patentinhabers  und  des  Ein- 
getragenen n  46'*  ff» 

Ausferagung  der  Beschlüsse  und 
Entscheidungen  des  Patentamts 
II  11  •;  —  der  Patenturkunde 
n  276  7. 

AusfiUirbarkeit,  Beweis  110^;  — 

chemischer  Prozesse  111  o;  —  der 
Erfindung  109  ^^Hj  _  a.  Erf.,  Be- 
weis durch  die  Patentbeschreibung 
II  114Wj  —  der  generellen  che- 
mischen Erfindung  198  ^9«;  — 
Haftung  des  Lizenzgebers  für  die  .  • 
698  tn. 

Ausführung  des  Auftrags  zu  einer 
Erfindung  174  '^S;  —  einer  Er- 
findung als  Beweis  der  Ausführbar- 
keit 110  1»;  —  der  Erfindung  im 
Auslände  als  Beweis  der  Ausfüh- 
rungtmöglichkeit  im  Inlande  799  ^; 


—  d.  Erf.,  Pflicht  des  Ausnutzungs- 
berechtigten zur  .  .  618  ^<^;  —  d. 
Erf.,  Pflicht  des  Lizenznehmers  zur 
.  .  671»««-;  —  d.  Erf.  in  den 
Schutzgebieten  83  2>;  ~  d.  Erf .  im 
Sinne  des  §  11,  Begriff  806  VI  a; 

—  d.  Erf.  im  Sinne  des  §  11,  Be- 
weispflichtdes  Patentinhabers  820  ^9; 

—  d.  Erf.  im  Sinne  des  §  11, 
Sicherunff  der  .  .  814  Vin  s  64£E  . 

—  d.  ErL  im  Sinne  des  §11,  Um- 
fang der  .  .  810  vn  a  Mlf. ;  —  d. 
Erf.  im  Sinne  des  §  11,  nach  Ur- 
teilserlafi  898  »;  —  des  Erfindungs- 
gedankens als  Voraussetzung  des 
Vorbenutzungsrechts  649  ii ;  —  kon- 
krete A.  der  generellen  Erfindung 
199  18S;  .  des  Patents,  Pflicht  des 
ausschließlichen  Lizenznehmers  zur 
.  .  676  «51  a-  —  praktische,  der  Er- 
findung als  Benutzung  (§  6}  669  >* ; 

—  prftktische,  d.  Erf.  als  Beweis 
der  Patentfähigkeit  769  ^s ;  —  7on 
Verbesserungserfindungen ,  öffent- 
liches Interesse  an  der  .  .  897  ^^ ; 

—  im  wesentlichen  810**. 

Ausfülirungserflndung  und  gene- 
relle Erfindung  192  o. 

AusfShrungsform,  Aequivalente 
einer  .  .  419  «i*;  —  der  p^enerellen 
Erfindung  810  M;  —  gleichzeitiger 
Schutz  mit  der  generellen  Erfindung 
IX  110  M;  —  mehrere  191  iW;  — 
mehrere,  als  einheitliche  Erfindung 
n  110^;  —  Patentanspruch  auf  . . 
U  184  118 ;  ^  Umfang  des  Patents 
auf  eine  .  .  406  *>•;  —  Widerrecht- 
liche Entnahme  826  ii7. 

Aüstuhrungspflicht  der  Ausländer 
893  ^^ ;  —  nach  dem  Überein- 
kommen mit  Italien  96 1';  —  nach 

demÜbereinkommen  mit  derSchweiz 
97". 

Ausfüiurungsrerordnung      yom 

11.  Juli   1891   .  .  Text  IL  686 ff.; 

—  vom  26.  10. 1899  . .  Text  11 549; 

—  L  vom  6.  6.  1897;  IE.  vom  6.  6. 
1899 ;  ni.  vom  2.  6.  1900 ;  IV.  vom 
26.  6.  1902;  V.  vom  29. 4. 1904  Text 
n  641  f ;  —  Zulässigkeit  H  96  I  17. 

Ausfiilirungswille,  sofortiger,  bei 
Veranstaltung  zur  Vorbenutzung 
667  H 

AusfDlirungSZWang  nach  der  inter- 
nationalen Union  26  ^  898  •<>;  — 
nach  dem  Vertrage  mit  Italien 
27 1>,  894  91 ;  —  nadi  dem  Vertrage 
mit  Österreich-Ungarn  828  «>;  — 
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nach  dem  Vertrage  mit  der  Schweiz 
271»,  824  w 

Ausgabe  der  Patentschrift  als  neu- 
heitshindemdes  Moment  289*';  — 
der  Patentschriften  11  68^. 

Aasgangsmaterialien  als  wesent- 
liche Bestandteile  eines  Verfahrens 
64  65 ;  .  beim  chemischen  Ver- 
fahren 62<^i. 

AusgangSStolTe  bei  der  generellen 
Erfindung  127  IM. 

Auskunft  über  den  Stand  des  Ver- 
fahrens bei  Aussetzung  des  V.  11 
69«*. 

Auskunftserteilung  über  das  Pa- 
tent, Pflicht  des  Lizenzgeber  zur  .  • 
669  »«»;  —  Pflicht  des  Patentver- 
käufers  zur  .  .  599^. 

Auslage  von  Druckschriften  in 
Bibliotheken  alp  Merkmal  der  Öffent- 
lichkeit 209  S6. 

Auslagen  ErsUttung  n  359ii;  — 
Erstattung  im  Nebenklageverfahren 
n  476  w. 

Ausland  siehe  auch  Auslandspatent» 
Inland,  Territorialitätsprinzip;  — 
inländische  Benutzung  mit  ans- 
schliefilicher  Wirkung  für  das  .  . 
361 6ö;  —  Inverkehrbringen  vom 
Auslande  aus  880  i^;  —  Strafbar- 
keit der  im  . .  begangenen  Patent- 
verletzungen,, n  462  « ;  —  Vorbe- 
reitung der  Übergabe  im  .  .  bei  in- 
ländisäemln  verkehrbringen  879  ^^. 

Ausl&nder.  Ausführungspflicht  der 
.  .  828  Xll;  —  Feühalten  durch  in- 
ländische Verkaufsagenten  886  i^^; 

—  Haftung  für  Patentverletzungen 
862  70  j  —  Import  durch  .  .  als  in- 
ländisches Inverkehrbringen  880  ^^ ; 

—  als  Patentanmelder  II  94  i^ ;  — 
Pflicht  zur  Sicherheitsleistung  für 
die  Prozeßkosten  11  820  iW;  — 
Schutz  der  Auslegungsstücke  von .  . 
II 235  M;  —  Vergeltungsrecht  847  »*; 

—  Verpflichtung  zur  Vertreter- 
bestellung 833  «;  —  als  Vorbe- 
nutzer 649  81. 

Auslfindische-r-s   Angebot    der 

Ware  als  Feilhalten  886  iw ;  -.  An- 
m  e  1  d  u  n  g ,  frühere ,  Nichtigkeits- 
erklärung bei  .  .  776  188 ;  —  (Pri- 
oritätsrecht), formelle  Bedeutung 
der  .  .  II  154  179 ;  —  Prioritäts- 
recht als  Zubehör  der  .  .  11 176  »i ; 

—  Benutzung  eines  ausländischen 
Patents  863  88 ;  —  Bibliothek, 
Auslegung  der  Druckschrift  in  .  . 


216  «>;  —  Druckschriften,  Be- 
schreibung in  .  .  216  ^^ ;  —  Sir- 
scheinen zur  Zeit  der  Patnitazuid- 
dang22109;  —Fahrzeuge,  Be- 
freinng  vom  Fiitentsdnitz  677  u^; 

—  Interesse  als  Qnmd  der  Za- 
rucknahme  des  Patents  798  <*;   — 

—  Eonkurs  eines  Patentberech- 
tigt«n  683  ^^;  —  Patente,  Zuge- 
hörigkeit zur  Konkursmasse  635  ^^; 

—  Zwangsvollstreckung  . .  634 1^; 

—  Patentbenutz ung im  AadaBd 
865  8S;  Patentrecht,  Anwendbar- 
keit im  Inland 48 1>;  —  Patent- 
schutz 365^  8iff.j  —  Patent- 
schrift en  277  *18 ;-.  als  öffentliche 
Druckschriften  217  «;  —  Patent- 
übertragung, Form  der..  687  ^^^ 

—  PrioritätsYorzugsrecht,  Be- 
deutung der  Änderung  der  Priorität 
im  Nichtigkeitsverfahren  für  das  .  • 
778  117;  _  Sachverstand  ige, 
Nachbenutzung  durch  .  .   969  i^; 

—  Sprache  in  Druckschriften 
216^;  —  ZwangsvolUtreckang 
in  deutsche  Patente  635  ^^K 

Aoslandsanmeldimg     als     Aus- 

legungsmittel  439  b  m ;  —  EinfluA 
auf  die  Neuheit  der  Erfindung 
iOl». 

Au8laildsgesetEe5  Erfindungen,  den 
.  .  zuwiderlaufende  195  ^*, 

Alislandspatenty  Anmaßung  eines 
•  .  II  506  ' ;  —  Anmaßung  als  un- 
lauterer Wettbewerb  11  508  «a  j  — 
Anwendbarkeit  des  BGB.  481»;  -~ 
Bedeutung  für  das  Prioritatsvor- 
zugsrecht  46  IS;  —  Nichtanwend- 
barkeit    des  Patentgesetzes    47  ^f; 

—  Nichtigkeitsexklämng  und  Zu- 
rücknahme II  281  8 :  —  Schutz 
865  IX  81  ff. ;  _  UnabhSnffigkeit  der 
Ausübung  47  1«;  —  Unabhängigkeit 
des  Inlandspatents  davon  46 1^^;  — 
Vertrage  über  . .  49  >> ;  —  vertrags- 
mäßige Erstreckung  auf  das  Inland 
4921.  —  vertragswidrige  Anmel- 
dung 50*';  —  widerechtliche  An- 
meldung 49  >S;  —  widerrechtliche 
Entnahme  nach  BOB.  49»;  — 
Zugehörigkeit  zur  Konkursmasse 
50  24 .  —  Zwangsvollstreckung  in 
.  .  60»*. 

AiislaiidswareB5  Herstellung  im  In* 
land  371  104. 

Alislegang  der  Anmeldung  bei  der 
Bekanntmachung  II  918fiU  II 
230  VI ;  ^  des  Antrags  auf  Nichtig- 
keitserklärung oder  ZurUdcnahme 
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eines  Paients  11  8841«;  -*  Be- 
deatnng  der  Patentsohrift  fiir  die  . . 
428  U  ft  Mtff.;  —  gefinderter  An- 
gaben II  148  i«> ;  —  des  Haupt- 
patente  als  Zweck  des  Zusatapatente 
706tiil.;  —  in  einem  Laden  als 
Benntmng  884  M;  --  als  Kombi- 
nationspatent 414  M>;  —  der  Li- 
zens  641  ^7-  _  des  Nichtigkeits- 
einwandes  846  ^;  —  des  Patente, 
Begriff  4841>1;  —  des  Pat.  Ton 
Amte  wegen  486  *u  <;  —  des  Pat., 
Bedentong  der  Erteilongsakten  für 
die  ..  488  l^l;  —  des  Pat  in  den 
Entsoheidangsgränden  4S7  ^  *^  ^; 

—  des  Pat,  Klage  aaf  .  .  486  »*; 
^-  des  Pat.  im  Nichtigkeitsrerf  ahren 
749  V  M  ff. ;_  des  Pat.,  Notwendig- 
keit 484  >«7;  ^  des  Pat,  Eecfate- 
verbindiiohkeit  487  «^ ;  —  des  Pat, 
Stand  der  Technik  als  Mittel  der  . . 
487  IV  S86  ff.;  .  des  Pat  durch Teil- 
nichtigkeitserkläning  786  IV  im  ff.; 

—  des  Pat,  unrichtige  .  .  als  Re- 
▼isionsgrand  445  sos;  —  des  Pat 
in  der  Urteilsformel  487  d  «56f;  «. 

—  des  Pat  als  Vorfrage  425  ^^i 

—  des  Pat.  gegen  den  Wortlaut 
441  b  2»9;  _  des  Pat  nach  dem 
Wortlaut  dJ>atentechrift440Vl  »6ff. . 

—  des  Pat  als  Zweck  des  Zuriiok- 
nahmeyerfahrens  796  ^s^;  —  des 
frfiheren  Pat  bei  KolUsion  888  >i; 

—  als  generelles  Patent  407  b  «w  ff. ; 

—  einer  mangelhaften  Patentbe- 
schreibnng  11 182  M;  —  der  Patent- 
schrift 765  78;  —  des  Patentum- 
fangs405  ^^ ;  —  des  Patentumf angs 
hinsichtlich  des  Schutees  der  Einzel- 
teile einer  Kombination  416  *^; 
— anrichtige,  desQesetses,  als  unent- 
schuldbarer Rechtsirrtum  II 480  »> ; 

—  unklarer  Patentansprüche  II 
181  110;  —  der  VorverofEentlichung 
886  «>;  —  der  Ware  als  Feil- 
halten 888  c;  —  zwecks  Erffänzung 
der  Patentechrift  429  b  «"  «. 

AuslegimgSStfickey  Einsicht  in  die 
.  .  der  Anmeldung  H  880  »  «0-4«; 

—  Literarischer  Schute  IL  888  o  ^  <• 

Ansliefenuig  der  Patenturkunde, 
Pflicht  des  Patentverkäufers  zur  . . 
600**. 

AusnutzimgsberechtigteryBefug- 

nis  zur  Einränmunsr  weiterer  Aus- 
nutzungsrechte 619  ^  ^9;  —  Befug- 
nis zur  Lizenzerteilung  650  iW;  — 
Klageberechtigung  gegenüber  Pa- 
tentverleteungen  477  >M;  —  Lizenz- 


erteilung durch  Verkauf  patentierter 
Gegenstände  656  i»«;  —  Pflichten 
und  Bechte  617  dssff.;  _  Hecht 
zur  Verfolgung  von  Patentrer- 
letzunffen  614^ ;  ^  Stillschweigender 
Veni<mt  des  .  .  auf  die  Nichtig- 
keitsklage 744 17 ;  —  Verpflichtung 
zur  inländischen  Vertreterbestellung 
885  ^ 

Ansnatmngsreehty  An  Wendung  des 
BGB.  89  16;  —  Auslegung  der 
Lizenz  als  .  .  648  i'^;  —  Aus- 
übung nach  Erloschen  680  loo ;  — 
Einräumung  des  . .  als  beschränkte 
Patentttbertragung  610  76;  _  Ein- 
räumung durch  ratentübertraguug 
585  6;  —  an  einem  ausländischen 
Patent,  Wirkung  für  das  Inlaud 
47  1«;  —  Rechtüche  Natur  611 IX  a. 

—  Recht  des  Nießbrauchers  zur 
Einräumung  des  .  .  688  lo» ;  — 
Unterschied  von  der  Lizenz  613  8* ; 

—  Wirkung  des  Verzichte  des  ein- 
getragenen Patentinhabers  darauf 
n  49  67  « ;  —  zulässige  Beschrän- 
kungen 61260. 

AusprobienmgeiL ,  Bestimmtheit 
des  Verfahrens  bei  Notwendigkeit 
von  . .  68  66;  —  als  Veranstaltungen 
zur  Vorbenuizung  569  60, 

Aasschlie&liohe-s      Ausnuteungs- 

befugnis  des  Patente  als  Inhalt  des 
Ausnuteungsrechte  611  ''6;  —  a.  Be- 
fugnis der  Erfindungsbenuteung  als 
Patentinhalt  867  68;  _  a.  Bef.  des 
Patentinhabers  840  i ;  —  a.  Be- 
nuteungsbefugnis,  NichtÜbergang  bei 
der  Lizenzübertragung  641  166;  — 
a.  Lizenz  674  *  M^lf.;  —  Auslegung 
der  Lizenz  als  a.  Lizenz  648  i66; 

—  a.  Lizenz,  Unterschied  vom  Aus- 
nuteungsrecht  676  *62 ;  —  a.  Lizenz- 
nehmer, Rechte  gegenüber  andern 
Lizenznehmern  675  *6i;  —  a.  Recht 
des  Vorbenuteers  589  * ;  —  a.  Recht 
des  Patentinhabers  41  6,  48  6. 

Aussehlie&img  von  Beamten  im 
Verfahren  vor  dem  Patentamt  117  n ; 
^  von  der  Vertretung  im  Patent- 
verfahren n  77«. 

Attsschlie&angsreeht,  Immaterial- 

recht  und  .  .  48  6. 

Aiissehlieftungsreehtsinhaber, 

Berechtigung  zur  Stellung  des  Straf - 
antrags  II  479  s». 
Ausschlaft  des  Lizenzgebers  von  der 
ErfindungsbenutzuDg  674  **• ;  — 
der  Patentfähigkeit  187  647 ;  —  der 
Patentfähigkeit,  Orund  188  646  j  _ 


/ 


686 


Saehregiater. 


BtillscliweigeDder ,  der  Veiirtgs- 
pflioht  ZOT  Erfindortätigkeit  der  An- 
geatellten  181  «,  183  «•»;  —  ver- 
tragsmäßiger, der  lizenzerteilang, 
Wirkaog  aaf  dieZwaiigBlizenz574  ^o*; 

—  yertragsmäßiger,  der  Übertrag- 
barkeit der  Lizenz  648  i'*:  —  ver- 
tragsmäfiiger,  der  Übertragung  des 
Ausnatzungsrecbts  614  Wj  —  yer- 
tragsmäfiiger,  des  Yorbenutzungs- 
rechts  643^7. 

AllAere^S  Form  der  Beschreibung 
II  116  M;  —  der  Zeichnungen  II 
117  74;  —Rechtsverhältnis  der 
Mitpatentinhaber  538  MO .  _  des 
Vertreters  und  des  Vertretenen 
84218» 

Au&erfi^erichtlicbe    Geltend- 
mach ong  des  Paten tschutzesöOO  ^  ^9; 

—  Kosten  im  Patentamtsverfahren 
II  8Ö6  «. 

Außerkrafttreten  der  Bekannt- 
machung betr.  die  Sperrfrist  für 
ausländische  Patentschriften  276  si^. 

Aussetzung  der  Bekanntmachung 
n  224  1V;  _  der  Bek.,  Antrag 
auf  .  .  II  224  w ;  —  der  Bek.  bei 
Aussetzung  des  Verfahrens  II 69  *6; 

—  derBek.,Zulä8sigkeitn225  c2«ff-; 

—  der  Bek.,  Zweck  11  224  b  n  ff. ; 

—  desErteilungsverfahrens  bei  Über- 
einstimmung mit  früheren  Anmel- 
dungen II  67  b  «0  ff.  j  —  der  ab- 
wehrenden Klage  500  ^8  j  —  der 
Patentverletzungsklage  859^1;  — 
des  Patentverletzungsprozesses  auf 
Nichtigkeitseinwand  347  b,  349  0, 
758*7.  —  in  der  Revisionsinstanz 
849»;  —  des  Strafverfahrens  11 
458  ^ ;  —  des  Verfahrens  in  Patent- 
sachen n  66  in,  n  343  VI;  —  des 
Verfahrens,   Zulässigkeit  11  66 1«; 

—  des  Verfahrens  der  Zusatzanmel- 
dung bis  zur  Erteilung  des  Haupt- 
patents 697 10, 

Aussetzungsantrag,    Zulässigkeit 
nach  Bekanntmachung  U  226^7. 

AussetzungsbeschluAyBeschwerde 

gegen  den . .  349  »o,  H  gjl  w,  11 67 1» ; 

—  im  Patentamtsverfahren  II 344  •»; 

—  im  Verletzungsprozesse   349*0. 
Aussetzungsfrist     der     Bekannt- 
machung II  2242s. 

Ausstellung  als  Benutzung  2341^0; 

—  als  Gebrauch  389  i«a;  __  j^ 
Museen  als  Benutzung  235  ^^ ;  — 
wissenschaftliche,  des  Erfindungs- 
gegenstandes als  Benutzung  234  ^4; 


—  als  Patentanmaßung   II  619  ^; 

—  Vermutung  des  Feilhaltens  bei 
.  .  384  1«;  —  der  Ware  als  ,8fan- 
liche  Kundgebung'  im  Sinne  des 
§  40  Nr.  2.  n  522M;  .  der  Ware 
im  Laden   als  Feilhalten    883  ^^; 

Ausstellungen,  Geeets  betr.  den 
Schutz  auf  .  .  83  7 ;  —  Priori* 
tätsvorzugsrecht  II  189  >M;,  —  in 
den  Schutzgebieten  33  ^;  —  Ver- 
legung der  Priorität  auf  Grand  des 
Ausstellungsgesetzes  II  101  3^;  — 
Zeitweiliger  Schutz  auf  .  .  als 
Prioritätsrecht  II 156  1« ;  —  Zeit- 
weiliger Schutz  nach  der  internatio- 
nalen Union  auf  .  .  26  *. 

Ausstellungsgesetz  vom  18. 8. 1904 

23  7 ;  —  PrioritätsYorzugsrecht  nadi 
dem  . .  II 189  ^;  —  Text  II  58e. 
Ausübung  der  Erfindung,  Becht  des 
Erfindungsbesitzers  zur . .  167  *^ ;  — 
eines  Gewerbes,  Benutzung  einer  Er- 
findung in  . .  393  174;  _  jer  Lizenz 
nach  Beendigung  668  ^Mu  —  ^^ 
Lizenz,  Einflul  des  Bestandes 
mehrerer  Patente  auf  die  . .  660  ^1^; 

—  ausländischer    Patente,    Unab- 
hängigkeit 47  1®. 

Auszuge  aus  Patenterteilungaakten 
II  66  ^ ;  —  aus  den  Patentschriften 
n  68  w. 

Badeanstalt,  ofEentHche,  Benutsong 
in  •  .  als  gewerbsmäßige  896  1^1. 

Barzahlung     der    Patentgebühren 

720  1«. 

Bauten,  Herstellung  von  ..  als  Vor- 
benutzungshandlung  660^. 

Beamte  des  Patentamts,  Erteilnng 
von  Privatgutachten  II  31 1«;  — 
des  Patentamts  als  Sachverständige 
II  3011;  —  Haftung  für  Patent- 
verletzungen 482  *<». 

Bearbeitung,  Ausschlufi  der  Un- 
mittelbarkeit des  Erzeugnissee  dnroh 
.  .  628  **8;  —  Einziehung  von 
Gegenständen  nach . .  U  472  ^;  — 
Feilhalten  nach  ..  388  i^;  —  Ge- 
brauch nach  •  .  390  1^;  —  Inver- 
kehrbringen nach  .  .  376  i^;  — 
von  Rohstoffen  als  Erfindung  102 1^, 
143  «»;  —  von  Naturprodukten  als 
Erfindung  67  ^. 

Beaufeiehtigung  des  Patentamts 
n  2  >;  —  mangelhafte,  Haftung 
f  iir  .  .  n  409  ««. 

Beauftragter,  Erfindungen  von  .  . 
170 1>;   —   als  Beklagter   bei  der 
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Patentverletsangsklage  480  *^;  — 
Haftung  für  PatentTerletznngen 
483  407 ;  —  VertragBwidrige  Patent- 
entnahme 163  ^^ ;  —  als  y orbe- 
nutzer  660  w. 

Bedin^^-r  Bekanntmachnngsbe- 
Schluß  II  188  iw,  n  220 »;  — 
Lizenz  652  i»,  677  k  «";  —  Pa- 
tentübertragnng  686  *;  —  Wirkung 
der   Bekanntmachung  IE  228  b  So. 

Bedmgimg  der  Beseitigung  von 
Mängeln  im  Lizenzvertrag  692  ^7;  — 
bei  der  Beschwerde  11 19  ^^ ;  —  obli- 
gatorische, bei  der  Lizenz  652  ^^^; 

—  bei  der  Patentanmeldung  n  90  ^ ; 

—  beim  Strafantrag  n  478 ''». 

Bedfirfnis,  menschliches,  Befriedi- 
gung 113  i«7, 

BMÜrftigkeit  als  Voraussetzung  für 
Stundung  und  Erlafi  der  Patent- 
gebiüir  726  w. 

Beeidigung  von  Zeugen  und  Sach- 
verständigen im  Erteilungsverfahren 
II  257  6. 

Beendig^ong  des  Anmeldeverfahrens 
durch  Zurücknahme  der  Anmeldung 
II 104  4«;  —  der  Lizenz  667  VI  mft ; 

—  d.  Liz.,  Vereinbarungen  im  Li- 
zenzvertrag für  die  Zeit  nach  .  . 
678  S46;  —  d.  Patentschutzes,  Ver- 
kauf von  Oegenständen  nach  . .  als 
Patentanmaßung  IE  613  <^;  —  der 
Vorprüfung  11  196  «. 

Befolgung  der  Aufforderung  zur 
Trennung  der  Anmeldung  11 216  **. 

Befreiung  vom  Ausführungszwang 
824  ** ;  —  ausländischer  Fahrzeuge 
vom  Patentschutz  677  C  ii«j  —  von 
der  Sicherheitsleistung  für  die  Pro- 
zeßkosten II  320  10»  8- 

Befügniss-e  siehe  auch  Berechti- 
gung; —  des  Ausnutzungsberech- 
tigten 617  9^;  —  zur  öffentlichen 
Bekanntmachung  des  Urteils  gegen 
den  Patentverletzer  II  489  i^s ;  — 
des  Gterichts  zur  Aussetzung  des 
Verfahrens  349  >»;  —  des  Nieß- 
brauchers eines  Patents  623  ^^o.  — 
des  Patentamts  zur  Abgabe  von 
Gutachten  II  27  1;  —  ausschließ- 
liche des  Patentinhabers  840  i;  — 
des  eingetragenen  Patentinhabers 
n  44  27-M ;  —  zum  Patentverzicht 
784  IS;  —  zur  Zurücknahme  des 
Patents  793^111!. 

B^ebungsort  der  unerlaubten 
Handlung  maßgebend  für  den  Ge- 
richtsstand n  441  14S. 


Beginn  der  Ausstellung  —  maß- 
gebend für  das  Prioritätsrecht 
II 190  «1;  —  der  Berufungsfrist  im 
Patentamtsverfahren  11  376  ^;  — 
der    Beschwerdefrist    IE    261  ^O; 

—  der  Frist  für  den  Antrat  auf 
Rückdatiemng  bei  widerrechUicher 
Entnahme  331  i<i ;  —  der  Frist  für 
die  Stellung  des  Strafantrags 
n  485  iwff.;  _  der  Frist  zur  Zah- 
lung der  ersten  Jahresgebühr  II 238  ^ 

—  der  Frist  für  die  Zurücknahme 
des  PatenU  821  ^8;  _  der  Patent- 
dauer 695  ';  —  der  Prioritätsfrist 
nach  der  Internationalen  Überein- 
kunft II 168  216 ;  —  der  Verjährung 
des  Entschädigungsanspruchs  II 
602  * ;  —  der  Verjährung  der  Nich- 
tigkeitsklage n  316  0« ;  —  der  Wir- 
kung der  Bekanntmachung  II 226  ^. 

Begpnadig^ung^  Bußanspmch  bei . . 

U  600  »0. 

Begründung  des  Antrags  auf  Aus- 
setzung der  Bekanntmachung  II 
224  '1 ;  —  des  Antrags  auf  Nicntig- 
keitserklärung  oder  Zurücknahme 
eines  Patents  11  286  c  «iff.j  —  der 
Berufung  IE  373  c  « ;  —  der  Be- 
schlüsse und  Entscheidungen  des 
PatentamU  11  11  *«•;  —  der  Be- 
sphwerde  II 18 1* ;  —  d.  Beschwerde, 
Änderung  II  18 1^. 

Begünstiger,  Verpflichtung  zur 
Zahlung  der  Buße  Jl  496 1^. 

Begünstigung  n  464  >». 

BellSrden)  Benutzung  durch  ....  als 
gewerbsmäßige  398  d;  —  Über- 
sendung der  Patenterteilungsakten 
an.  .  n  64*7. 

Beibehalten  von  Patentauzeigen 
nach  Erlöschen  des  Patents  11 521  ^. 

Beilliüfe  siehe  auch  Gehülfen;  — 
durch  Lieferung  von  Einrichtungen 
siehe  Einrichtung;  —  Begrifi  11 
461  siaif.;  _  durch  Angestellte  11 
458^*;  —  fahrlässige  11  408«»;  — 
im  Inland  368  ^^ ;  —  mr  Patent- 
anmaßung n  619  M,  II  621  47,  n 
523  6S;  —  2ur  Patentverletzung 
466  866 ;  —  im  strafrechtlichen  Sinne 
4ßl  siaff.^  466  M«  ff- 

Beiladung  von  Interessenten  im 
Kichtigkeits-  und  Zurücknahmever- 
fahren II  302  M. 

Beistiinde  II  78  M;  —  technische, 
im  Berufungsverfahren  11  78  ^. 

Beitreibung,  zwangsweise  der  ge- 
stundeten ratentgebühr  728  M. 
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Bekannte  Einzelbestandteile  einer 
Kombinationserfindnng  456  bSS8ff.; 
"  Mittel,  Übertragrang  als  Erfindung 
62». 

Bekanntmaehuiig  der  Anmeldung 
n  218ff„  n  222  ni  14«.;    -  der 

Anmeldung  als  öffentliche  Druck- 
schrift 218  o;  —  der  Anmeldong, 
Wirkung  der  .  .  11  226  ▼ ;  —  der 
späteren  Anmeldung:  Aussetzung 
bei  Aussetzung  des  Verfahrens 
II  69  **;  —  Aussetzung  der  .  . 
n  224  IV ;  _  Einverständnis  des 
Anmelders  II  228  i>;  —  der  Er- 
teilung und  Versagung  des  Pa- 
tents II  274  S;  —  des  Gebrauchs- 
musters als  öffentliche  Druck- 
schrift 214  '•;  —  der  Gegen- 
seitigkeit bei  Sperrfrist  für  aus- 
ländische  Patentschriften   276  »S; 

—  des  Reichskanzlers,  betr.  Schutz 
auf  Ausstellungen  II  191  >76;  _ 
des  Reichskanzlers  betr.  das  Ver- 
geltungsrecht 848  '^;  —  öffentliche, 
des  Straf  Urteils  II  489  «« «• ;  — 
sonstige,  des  Urteils  501  ^,  491 1»; 

—  der  Zurücknahme  der  Anmel- 
dung n  103  *oa 

Bekanntmachungen  zum  Patent- 
gesetz 22  <(;  —  zum  Patentgesetz, 
Geltung  in  den  Schutzgebieten  32  *s. 

Bekanntmachungsbeschloft    n 

220 .11  «ff-;  —  Begriff  H  187  IM. 

—  Änderung  der  Anmeldung  vor 
und  nach  .  .  II  137  H. 

Bekanntsein  einer  Ausführungs- 
form 126  1^1 ;  —  von  Bestandteilen 
einer  Kombination  456  b  «Mfl.j  — 
der  Erfindung  als  neuheitshindemdes 
Moment  68  '2;  —  des  allgemeinen 
Erfindungsgedankens  126  i^;  — 
des  Verf  uirens  oder  der  Einrichtung, 
welche  der  Herstellung  eines  Er- 
zeugnisses dient  66  <7;  —  der  Ein- 
richtungen bei  einem  Verfahren 
65*8. 

Beklagter  bei  der  Klage  wegen 
Patentanmafiung  II  607  *;  —  bei 
der  Klage  gegen  unberechtigte 
Warnungen  604  ^^^ ;  —  im  Zivil- 
Prozesse,  Vollmacht  des  inländischen 
Vertreters  zur  Vertretung  des  .  . 
846  2^;  —  im  Zurücknahme-  und 
Nichtigkeitsverfahren  11  298  VI. 

Belehrung  als  Zweck  des  Ge- 
brauchs 889  iw». 

Belgien,  Zugehörigkeit  zur  Inter^ 
nationalen  Union  11  161  i^. 


Belglaehe  Patentschriften  218  ». 
Benachriehtigong  des  Anmelders 
von  der  Bekanntmachung  II 2S9 1*; 

—  des  Gegners  von  der  R&ek- 
nahme,  Verzicht  auf  die  Beschwerde 
n  26  M;  -.  von  der  HnckiiahiM» 
Verzicht  auf  den  Einspruch  II 849  U; 
von  der  Nichtzahlung  föUiger  Patenl- 
gebühren  716  ^. 

Benachteiligong  der  ßlSmbiger, 

Anfechtung  des  Erloschenlassens  das 
Patents  wegen  .  .  733  ^ ;  —  An- 
fechtung des  Verzichts  wegen  .  . 
733». 

Benutzung  siehe  auch  Erfindi 
benutzung;  —  Arten  der  .  .  288 
Beschreibungen,  Zeichnunsfen»  Mo- 
delle als  .  .  230  ^ ;  —  im  eigenen 
Namen  und  Interesse  als  Voraus- 
setzung der  Vorbenutzunfl[^  550^; 
einer  Einrichtung  242  »i»».;  —  im 
engeren  und  weiteren  Sinne  227  ^; 

—  der  Erf .  durch  Behörden  als  ge- 
werbsmäßige 398  d;  ~  der  Erf.  in 
künstlerischen  und  wisseDschaft- 
lichen  Berufen  als  gewerbamäftige 
897  185;  _  der  Erf.  in  Beziehung  m 
einem  Gewerbebetriebe  898  ^^Sj  — 
der  Erf.  im  Gewerbe  898  i^*;  —  im 
Gewerbe,  nicht  gewerbsmafiige 
894 178 ;  —  der  Erf.,  gewerbliche  und 
nicht  gewerbliche  236  ^^;  —  derSrL 
im  Gewerbebetriebe  892  i7i;  —  der 
Erf.  in  gewerbsartigen  Betrieben  ab 
gewerbsmäßige  396  i^i ;  —  der  ESrf., 
gleichzeitige  private  und  gewerbliche 
400  i»s;  —  der  Erf.  im  Inland 
266  189,  666  &>;  ~  im  Inland  ab 
Störung  861«;  —  der  Erf.  im 
öffentlichen  Interesse  als  gewerbs- 
mäßige 896179;  —  der  Erf.  bei 
Nichteintritt  des  Erfolges  229  7«;  — 
offenkundige  der  Erf.  227  c;  —  der 
Erf.,  Person  des  Benutzers  241  ▼U; 

—  der  Erf.  zu  privaten  Zwecken 
55447;  — .  der  Erf.,  unberechtigte 
als  offenkundige  Benutzung  2S7  <*; 

—  der  Erf.,  Umfang  240  VI;  —  der 
Erf  Versuche  und  Proben  286  Va; 
— *der  Erf.,  bei  der  Vorbenntznng 
662  V;  —  der  Erf.  im  wesentlichen 
als  Patentverletzung  468  8*1;  —  der 
Erf.,  Zeitpunkt  und  Ort  244 1^^ ;  — 
der  Erf.  für  Zwecke  bestimniter 
Personenkreise  als  geweri>8miAige 
896  18»;  —  des  Erfindungege- 
dankens  als  BegrifEsmerkmal  der 
Patentverletzung  446  812;  —  Er- 
kenntnis  der  Erf.  2^^;  —  eines 
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Enengnistes  848  ^^;  —  Errielung 
des  Beraltats  der  Erl.  8S8  7«<;  — 
Gegenstand  der  .  .  242  ^lU.  _  g^ 
werbliche,  üntersohied  von  gewerbs- 
mäßiger 892 178 ;  .  Eansal- 
snsammenhaag  iwisohen  . .  und  Er- 
kenntnis 274*io<;  —  einer  Kom- 
bination als  Patentverletzung  456  »7 ; 

—  körperlicher  Gegenstände  228  7S; 

—  an  Lehrzwecken  als  gewerbs- 
mäßige 401  19>;  —  Mittoilnngen 
über  die  Erfindung  als  . .  281  o;  — 
Offenkondigkeit  296^;  —  aum 
Privatgebraudi  nnd  zu  Stadien- 
zwecken 899  e;  —  Schaostellong 
als  . .  288  M;  —  Theoretische  Dar- 
stellung der  Erfindung  als  . .  280  W; 

—  eines  Verfahrens  248  i«;  —  in 
fremden  Werkstätten  bei  Yorbenut- 
zung  664^78  iL;  —  Zusammentreffen 
mit  der  Offenkundigkeit  261  ^72. 
Zweck  229  77. 

BenntEuagsart,  Einfluß  auf  die  Er- 
kenntnis der  Ih^dung  271  ^ 

BenntinngsbefligidSy  Anmaßnuff 
der»  Bereicherungshaftnng  nach 
BGB.  bei . .  n  401  «7;  ^  Anmaßung, 
Entschädigungsi^iohtbei ..  11887  6; 

—  Anmaßung,  JEaftung  für  leidite 
Fahrlässigkeit  bei  •  •  U  889 U;  — 

—  Anmaßung  im  Inland  864  M;  — 

Anmaßung  als  FatentTerletzung 
448  SM. 

Benatnuiggreellty  vertragsmäßiges, 
üntersohied  von  der  Vorbenntzung 
689». 

BereelmiUftg  der  Bereicherung  11 
899  «>;  —  der  Berufungsfrist  II 
875  ts.  _  der  Beschwerdefrist 
II  261 10;  —  der  Entschädigung 
n  892111;  ^  der  Frist  der  so- 
fortigen Beschwerde  11  24  79;  — 
der  Frist  zur  Zahlung  der  ersten 
Jahresgebfihr  11  288 «;  —  der 
Fristen  im  Verhdiren  in  Patent- 
sachen n  68  *;  —  des  Kaufpreises 
bei  Vorliegen  von  Patentmängeln 
^05  et;  ^  cl0r  lazenzgebflhr  als 
Entschädigung  11  8<)7S7;  _  der 
Lizenzgebühr  bei  Fortbestand  des 
Lizenzvertrags  nach  Ibrlöschen  des 
Patents  689  tsi;  —  der  Lizenz- 
gebühr bei  Fortbestand  des  Lizenz- 
vertrags nach  teilweiser  Nichtig- 
keitserklärung und  Zurücknahme 
690  *M;  —  der  Lizenzgebühr  nach 
Quantum  und  Zeit  bei  Nichtig- 
keitserklärung und  Zurücknahme 
686  0  *74. .  der  Patentdauer  695  >; 


—  der  Prioritätsfrist  der  Staats- 
verträge n  169  >!•;  —  der  Sperr- 
frist für  ausländische  Pfttentschnften 
277  MO;  —  der  Vergütung  bei 
Lizenzzwang  681  ^^;  —  der  Ver- 
jährunffsfrist  für  Entsohädigungs- 
klagen  II 602  •;  —  der  Verjährungs- 
frist der  Nichtigkeitsklage  11 816  M ; 

—  der  Zahlungsfristen  derPatent- 
ffebühren  716  9;  —  der  Frist  für 
oie  Zurücknahme  des  Pateüts 
821  Mff. 

Beieehtigang  siehe  auch  Befugnis; 

—  zur  Anmeldung  eines  Zusatz- 

Satents  708  M;  —  zar  Ausübung 
es  Lizenzzwanges  829  l^  loo.  .. 
zur  Entsohädigungsforderung  11 
402M;  _  cor  Buße  11  495  0;  _ 

zur  Klage  47611;  —  zur  Lizenz- 
erteilung 649 178 ;  —zur  Einräumung 
des  Ausnutzungsrechts,  Nießbrauchs, 
Pfandrechts  618  »d,  624  i»,  626  ii«; 

—  zur  Rücknahme  des  Straf  antrags 
n  487 116 ;  —  zur  Stellung  des  Straf- 
antrags II  479  in. 

Bereichenmgy   Erschöpfende   Be- 

felung  der  Haftung  durch  das 
'atentgesetz  29  i«,  II  400  ^ff* ;  — 
HerauMfabe  der  .  •  Anwendbarkeit 
des  BGB.  29 1«,  H  400««-;  — 
Kompensation  mit  Vorteilen  des  Be- 
nachteiligten II  899  ^. 

Bereiebenmgsanspmcli   im  Pa- 

tentgesetz  11  898  ^. 

BereiebenuigsliAftiuig  des  BGB., 
Abweichungen  vom  Patentrecht 
II 400  ^;  —  auf  Grund  eines  Ver- 
trags, Anwendbarkeit  des  BGB. 
bei ..  11402  4»;  —  im  Patentgeseta 
n  897  c 

Bereicherungsklage  siehe  auch  Be- 
reicherung, Bereicherungsanspmch, 
Bereichemngshaftung ;  —  des  ver- 
letzten Erfinders  164  ^;  —  des  Er- 
findungsbesitzers  167  *^ ;  —  bei  Ver- 
letzung des  Erfinderredtts  151  >^. 

Bergbau  als  Gewerbe  898  174. 

Bei^bauliclie    firflndungen 

108  1». 

Bereithalten  der  Ware  beim  Feil- 
halten 882  i«i;  —  der  Ware  im 
Inland  beim  Feilhalten  885  ^. 

Berlehterstatter  der  Abteilungen 
II 4  ' ;  —  Ausschluß  der  Äußerungen 
der  .  .  von  der  Abschrifterteilung 
n  66  w. 

Berichterstattimg  in  der  münd- 
Uchen  Verhandlung  11  881  ^ 
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Berichtigang  des  Anmeldedatamt 
II  100  <i;  —  irrtümlicher  tech- 
nischer Ansohaaun^en  über  die 
Patentfähigkeit  766  M;  —irrtüm- 
licher wissenschaftlicher  und  recht- 
licher Anschauungen  766  M  fl. ;  — 
des  Beschlusses  über  BrteUung  und 
Versagung  des  PatenU  II  276  «;  — 
der  Patentrolle  li  86  o  »«• :  —  der 
Patentrolle,  Klage  auf  ..  II  8610; 

—  der  Patenturkunde  11  277  W; 

—  irrtümlicher  Unzulässigkeitser- 
klärung  des  Sinsprudis  11  2d2  ^. 

Bern,  Internationales  Bureau  26  ^o, 

Berficksichtigimg  des  Bu6an- 
spruchs,  Pflicht  des  Gerichts  zur  . , 
II  499  ^^;  —  nach  Klageerhebuujg^ 
.  eingetretener  Umstände  zum  Beweis 
der  Ausführung  822  3CI87fl.;  — 
von  Tatsachen  und  Beweismitteln 
Yon  Amts  wegen  11 61  *,  siehe  auch 
Tatsachen,  Beweismittel;  —  unzu- 
lässiger Einsprüche  gegen  diePatent- 
erteüung  von  Amts  wegen  11  252  ^. 

BcmfO)  wissenschaftliche  und  künst- 
lerische, Benutzung  in  .  .  als  ge- 
werbsmäßige 898  1». 

Beruf sklassen  ,  Stillschweigende 
Pflicht  zur  Geheimhaltung  254  ^^. 

Beru&kreis  des  Angestellten,  Zu- 
gehörigkeit der  Erfindung  zum  •  • 
179  »2». 

Berufimff,  BegrifE  und  Zweck  11 
865  1 1  ?• ;  —  gegen  die  Entschei- 
dungsgrdnde  11  868  o;  —  Form 
IX  369  m  a  IS  ff .  j  —  Unzulässigkeit 
der . .  gegen  die  Kostenentscheidung 
n  867  8 ;  -  Verzicht  II  876  Iv; 

—  Zurücknahme  11  876  IV 

BerufimgsantrSge   U  880  h  is  fi. 
Berufüngsbeklagter,  Gegenerklä- 
rung n  378  « 

Beriifü]igsbegrii]idu]igII378<'  ^. 
Berufüngsberechtigaiig  11 866  >; 

—  des  Nebenintervenienten  n  806  ^. 

Berufkingsfrist  II  874  d 

BenifirngsillstaiUE)  Anwendung  der 
Vorschriften  erster  Instanz  11 
878  ^;  >-  Elageänderung  in  der  . . 
U  876  V;  -.  Kosten  U  880  VUI; 

—  mündliche  Verhandlung  II 878  b ; 

—  Widerklage  II  310  'S. 

BerufiingsverJhhren  n  377  ^u. 

—  Verordnung  vom  6.  Dezember 
1891  Text  n  543  '. 

Besoh&digter,  Anspruch  auf  die 
Bufte  n  496  ^  i«. 


BesellAffeiÜieit  einee  Stoffe«,  Be- 
griff n  447  157. 

BosMdieide  siehe  auch  Beschlösse^ 
Verfügungen,  Entscheidungen;  — 
von  Mitgliedern  der  Anmelde- 
abteüungen,  Beschwerde  II  21  *>• 

Bescheüdgang  der  ausländischen 
Patentanmeldung  zwecks  Geltend- 
machung des  Prioritätavorzogr 
rechts  U  179  ««. 

Beseheinigungen  ans  den  Akten 

n  57  68. 

BesoUagBAluiie  patentwidriger  Ge- 
genstitnde  zur  Sicherung  des  Be- 
weises im  Strafverfahren  II  456  ^; 

—  patentwidriger  Gegenstände  als 
Vorbereitung  der  läiziehang  II 
478««. 

BoschluA  der  Bekanntmachung  der 
Anmeldung  siehe  auch  Bekannt- 
machungsbeschlufi;  —  betr.  Be- 
weis siehe  Beweisbeschlufi ;  —  über 
Kosten  siehe  Eostenfestsetsonga- 
beschlufi;  —  über  Ablehnung  Ton 
Beamten  des  Patentamts  II  8  ^^^ 
n  24  *i ;  -  betr.  Ablehnung  der 
EechUhüife  II  868  ««*;  —  über 
Ablehnung  von  Sachverständigen 
490  4«,..  n  24  »i,  II  848  »4 ;    _ 

betr.     Änderung    der    Anmddunf 

n  28  w,  n  187  IM  n  214  «1 ;  — 

über  Androhung  der  Zurücknahme 
n  28  «7,  n  351  «>;  —  über  Aus- 
Setzung  der  Bekanntmachung  11 
22  S6,  n  225  »f^;  —  der  Bekannt- 
machung der  Anmeldung,  Begriff 
n  187  128 ;  —  betr.  Berichtigung 
von  Entscheidungen  II  14  <^;  — 
über  Berichtigung  der  Rolle,  des 
Erteüungsbeschlusses,  der  Patent- 
urkunde n  22  *<,  n  85  0,  II  276  « 
n  277  10;  _  über  Einleitung  des 
Nichtigkoits-  und  Zurüokn^une- 
Verfahrens  II  22  <«,  H  828  1;  — 
über  Eintragungen  in  die  Patent- 
rolle  II  22  a«;  —  über  Erteüung 
und  Versagung  des  Patents  11 278  ^; 

—  betr.  Feststellung  des  Anmelde- 
datums  II  22  S6,  jf  99  b .  _  betr. 
Feststellung,  daß  die  Beschwerde 
als  nicht  erhoben  gilt  II  22  **;  — 
betr.  Feststellung  der  Priorität 
n  28  ",  n  102  M;  —  betr.  Fest- 
stellung der  Zurücknahme  der  An- 
meldung (§21  Abs.  4,  §  24  Abs.  1) 
n  21  *,  n  205  w,  II  239  «;  — 
über  rechtliches  Gehör  der  Be- 
teiligten n  23  M,  II  255  iff.;  .- 
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über  LoechoDg  dei  Patente  781  ^, 
n  as  M;  _  über  Mitteilung  von 
Abschriften  n  22  ««,  n  67  Wa;  — 
betr.  Sicherheitsleistimg  für  die 
Ptoxeßkosten  H  22  ««.  11822  "O;  _ 
be^.  Strafe  wegen  Nichterscheinens 
von  Zeugen  und  Sachverständigen 
II  26  M,  II  863  >;  —  über  die 
Stundung  dei*  Patentgebühr  726  »; 

—  betr.  Unterbrechung  und  Aus- 
setzung des  Verfahrens  11  844  M; 

—  über  Weigerung  des  Zeugnisses 
und  der  Gntachtenabgabe  II 24  s^, 
II  842  W,  II  368  »;  —  über  Zu- 
lässigkeit  des  Einspruchs  11  28  >7, 
II  261  M;  —  über  Zulassung  der 
Nebenintervention  U  22  >«,  II 
308  ^a;  —  betr.  Zurückweisung 
der  Anmeldung  auf  Qrund  neuer 
umstände  11  211  U. 

Beschlüsse  siehe  auch  Erteilung 
des  Patents  und  Erteilungsbeschlufi; 

—  der  Anmeldeabteilung  11  208  > ; 

—  mit  der  Beschwerde  anfechtbare 
.  .  II  20**;  —  der  Beschwerde- 
abteilung n  10  ^ ;  —  im  Verfahren 
in  Patentsachen  11 10  i;  —  B^ohts- 
kraft  der  •  .  im  Patentamtsver- 
fahren II  846^;  —  des  Patent- 
amts, Anfechtung  durch  6e- 
jBchwerde  II  16  * ;  —  Abänderung 
n  18  «;  —  Arten  11  11  «;  —  Aus- 
fertigung und  Zustellung  11  11  '; 

—  Begründung  IE  11  * ;  —  und 
Verfügungen,  Schriftlichkeit  der  .  • 
n  71  »1. 

Beschluftf&higlLeit  der  Abteilungen 
des  PatentamU  II  6  ?. 

Beschlu6fassimg  der  Abteilungen 
des  Patentamts  U  61^;  —  nach 
Erlafi  des  Vorbescheides  II  206  *>. 

Besclirlblkte*r»S  Ausnutzungsrecht 
611  W;  —  Lizenz  661  i««-;  — 
Lizenz,  Umfang  668  i»;  —  Mit- 
eigentum am  Patent  686  •* :  —  Pa- 
tentübertragung 686  6,  608  VlUj  — 
Rechte  am  Patent,  Inhaber  von . . 
682  AM;  —  Beohtserwerb  am  pa- 
tentierten Gegenstände  als  Inver- 
kehrbringend76  i^*;  —  Übertragung 
des  Ausnutzungsrechts  614  ^7;  — 
\[b.  des  Erfinderrechts  167  wij  — 
Üb.  der  Lizenz  646  i«^;  —  Üb.  des 
Patents,  Lizenz  als  .  .  641  ^M;  — 
Üb.  des  Patenteigentums  durch  Ein- 
tragung in  die  Patentrolle  II  49  ^^ ; 

—  Üb.  eines  Zusatzpatents  701  ^*; 

—  Hecht  am  Patent,  Klageberech- 
tignng  des  Inhabers  eines  • .  477  >M. 


Beschritnknng'  siehe  auch  Be- 
schrankungen; —  des  Erfinderrechts 
durch  eine  frühere  Patentanmeldung 
162  >79 ;  ~  der  Handlungsfähigkeit 
durch  inländische  Vertreterbe- 
stellung 889  ^s ;  —  des  EJageantrags 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren n  818  M ;  —  des  Klage- 
antrags bei  Patentverletzungen 
487  417 ;  —  der  Nichtigkeitserklärung 
auf  das  Zusatzpatent  oder  Haupt- 
patent 780  IM;  —  des  Patents  durch 
Enteignung  678  ^^;  —  des  Patents 
bei  teilweiser  Identität  291  »•  so; 

—  des  Patents  bei  teilweiser  Iden- 
tität, Fälle  298  s<;  —  des  Patents 
durch  die  Lizenz  342  7,  640 1^';  —  des 
Patents  durch  Teilnichtigkeitser- 
klärung  781  Uiwff-;  —  des  PatenU 
durch  Teünichtigkeitserklärung,  An- 
spruch auf  Herabminderung  der 
Lizenzgebühr  bei  • .  691  ^^ ;  —  der 
Patentausübung,  Unzulässigkeit  der 
.  .  bei  Teilnichtigkeitserklärung 
788  190;  ^  des  Patentschutzes  auf 
bestimmte  Verwendungszwecke 
406  «00  a;  —  zeitliche,  des  Patent- 
schutzes, Grund  der  .  .  696  i;  — 
der  Rechtskraft  auf  den  Elagegrund 
n  849  (^> ;  —  der  Strafbarkeit  auf 
im  Inlande  begangene  Patentver- 
letzungen II  461  *;  —  der  Voll- 
macht des  inländischen  Vertreters 
842  si.  .  des  Vorbeuutzungsrechts 
auf  den  Betrieb  des  Vorbenutzers 
662  b  7«  ff. 

Beschrtnknngen  siehe  auch  Be- 

schräukunff ;  —  der  Nebeninter- 
vention im  Nichtigkeits-  und  Zurück« 
nahmeverfahren  II  806  ^8  * ;  — 
des  Nießbrauchs  621  ^^;  —  des 
Patentanspruchs  nach  dem  Bekannt- 
machungsbeschlufi  II  189  ^s^;  ^ 
bei  der  Patentanmeldung  11  90  7; 

—  des  Patentrechts,  Haftung  des 
Patentverkäufers  für  .  .  601«;  — 
des  Strafantrags  IE  478  79 ;  _  des 
Urteilstenors  bei  Patentverletzungs- 
klagen 492  «*;  ~  bei  Zahlung  der 
Patentgebühr  724  *>. 

Besohreibuiftg  siehe  auch  Patent- 
beschreibung; —  Aneabe  des  Er- 
folges und  der  Mittel  II 117  76;  _ 
in  Druckschriften,  Erloschen  des  Er« 
finderrechts  162 '^T;  _  Einsicht 
in  die  . .  II  68  «;  —  der  Erfindung, 
Begriff  209  n  a;  —  der  Erf.  als 
Benutzung  280  «^  —  der  Erf.,  Be- 
sitz und  Eigentum  des  Erfindungs- 
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benUen  an  .  •  bei  widerrechtlioher 
Entnahme  810''^;  —  der  Erf.  in 
analändisohen  Draduchriften  216^; 

—  der  Erf.  in  öffentlichen  Drack- 
sohriften  202  ^^ ;  —  der  Erf.,  Er- 
gansende Publikationen  212  •>  f  • ; 

—  der  Erf.,  Heranigabe  bei  der 
ZwangBYollBtreckiing  in  dasErfinder- 
reoht  161  »>;  —  der  Erf.,  Identi- 
tät des  ErfinduDgsgedaDkenB  in 
der  .  .  2S2  VI;  —  der  Erf.  als 
Yorbereitangshandiang  zur  Yorbe- 
nntEung  669  ^f ;  —  der  Erf.,  Zu- 
sammenfassung  mehrerer  Druck- 
schriften 212  u;  —  als  Erfordernis 
der  Anmeldung  U  89  ^;  —  einer 
fertigen  Erfindung  211  '^ ;  —  münd- 
liche, Entnahme  aus  •  .  809  ^S;  — 
mündliche,  als  Fixierung  der  Er- 
findung 141  217;  ~  mündliche,  als 
Benut^ing  281  Wj  —  eines  Ver^ 
fahrens  ids  Inverkehrbringen  oder 
Feilhalten  887  i^ ;  —  eines  unbe- 
stimmten Verfahrens  67  6*;  —  als 
Veranstaltungen  zur  Vorbenutzung 
669  M. 

Beschwerde  gegen  die  Ablehnung 
eines  Antrages  auf  Abschrifterteilung 
n  67^1«;  —  gegen  die  Ablehnung 
der  Eechtshülfe  11  864  <^;  —  An- 
trag n  16  IS;  —  Aufschiebende 
Wirkung  11 16  ^ ;  —  gegen  den  Aus- 
setzungsbeschlufi  im  verletzungs- 
prozesse  H4t9^;  —  g^en  den  Be- 
schlufi  über  Aussetzung  und  Unter- 
brechung des  Patentamtsverfahrens 
n  844  >^ ;  —  unter  Bedingungen  oder 
Vorbehalten  11 19 1* ;  *-  gegen  den 
Bekanntmachungsbeschluß  II 221 1'; 

—  gegen  den  Beschluß  über  Aus- 
setzung des  Verfahrens  in  Patent- 
sachen n  67 19 ;  —  gegen  den  Be- 
schluß über  Aussetzung  wegen  Über- 
einstimmung mit  friUierer  Anmel- 
dung II  69  *« ;  —  gegen  den  Be- 
schluß, daß  die  Anmeldung  als 
zurückgenommen  gilt  IE  21  ^,  11 
206*4;  —  gegen  Beschlüsse  des 
Patentamts  H  141«.,  U  259  1«.; 

—  gegen  vorbereitende  Beschlüsse 
II  21  M ;  —  gegen  Beschluß  über 
die  Patenterteilung  11  21  »s,  11 
259lff. ;  —  gegen  den  Beschluß 
über  die  Patenterteilunff ,  Unzu- 
lassigkeit ..  11  2641V  !•*.;  —  Be- 
Zeichnung  d.  angefochtenen  Ent- 
scheidung II  19  1^ ;  —  gegen  den 
Einleitungsbeschluß  imNichtigkeits- 
undZurücknahmeyerfahrenn825  *; 


—  gegen  EntscheidungsgroiMle  11 
20»;  —  -Gründe  H  16  »»;  - 
Inhalt  II  18  11;  ^  gegen  den 
Kostenf edtsetcnngabeschloA  IE  ^  », 
n  861 1«;  —  nach  §  16  des  PatO. 
n  14  i;  —  nach  §  26  des  FUbG. 
und  der  ZPO.  im  Patentverfahren 
n  14  s ;  —  Bücknahme  und  Znrl^- 
weisung  II  26  s^;  —  g'egen  die 
ünzulassigkeitserkiarung  des  Ein- 
spruchs n  2ö2  41 ;  ~  Verbot  der 
i4f(Mrmatio  in  peius  U  16  ^ ;  —  im 
Verwaltungswegen  16  V;  —  gegen 
den  Vorbescheid  II 199  i« ;  —  Zn- 
lassigkeitundUnzulassigkeitll  19i'; 

—  gegen  die  Zurücknahiiie£ktion 
bei  Nichtzahlung  der  ersten  Jahres- 
gebühr  11 21  2«,  n  240  7;  —  g^en 
die  Zurückweisung  des  Strafantrags 
n  489  8»;  —  im  Verfahren  vor 
dem  Patentamt,  Begriff  H  14  i; 

—  Begründung  11  18  i»;  —  De- 
volutiveffekt n  16  <;  —  Form  nnd 
Frist  n  17  H;  —  Kosten  11  81  «*; 
^  Verzicht  11  26»;  —  Qffirial- 
prinzip  II  16  ^. 

Beschwerdeabteilangeii,  Be- 
schlußfähigkeit 11  67;-.  Beschwei^e 
gegen  ihre  Beschlüsse  11  21  *<;  — 
aes  Patentamts  11  8 ';  —  des 
Patentamts,  VerfsJiren  vor  den  .  . 
n  267  vssff.;  _  des  P^entamis. 
Zuständigkeit  II  4  *;  —  als  Ver- 
waltungsbehörden und  -Gmchte  II 

6  5.6. 

Beschwerdebeieelitigter,  Penon 

des  .  .  n  1918,  n  266bs»ff. 

Besehwerdefriflt  II  261  n»ff ;  . 

bei  der  sofortigen  Beschwerde  11 
17  10,  24  »;  —  im  FaUe  des  §  26 
PatG. 

Beschwerdegebfihr  n268ni;_ 

Einzahlung  als  Form  der  Sinlegong 
n  17  «;  —  Erstattung n 270 bW«.; 

—  Zahlungn268  i^s*;  —  ZaUnsg 
als  Einlegung  der  Beschwerde  U 
260  8. 

Besehwerdegesuch,    Einreidinng 

beim  Patentamt  U  17  ». 

Beschwerdegrnnd  II  16  *»;  — 

Angabe  des  .  .  11  266««*;  —  bd 
Besdiiwerde  gegen  den  Beschluß 
über  Erteilung  des  Patents  11  266  «; 

—  als  Voraussetzung  der  Beschwerde 
n  19  1». 

Beschwerdey erfahren   n  267  ▼; 

—  Kostenverteilung  11  279  VI  •, 
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BesielltiglUlg  des  Geschäftsbetriebs 
des  Idzeiiznehmers,  Eecht  des 
Lizenzgebers  672  <«>. 

Beseitil^g  des  Mangels  der  Nicht- 
bestellung  eines  inländischen  Ver- 
treters 886  *;  —  von  Patentmängeln 
als  Bedingung  im  Lizenzver&ag 
692  M7;  — der  Störang,  Klage  gegen 
den  Patentverletzer  auf  .  .  474  *®s ; 

—  der  Störung,  Klage  nach  .  . 
472  s?»;  —  eines  Teiles  des  Patents 
durch  Teilniohtigkeitserklärung 
781  *••;  —  der  Yerjährungsunter- 
brechung  durch  Zurücknahme  der 
Nichtigkeits*  und  Zurücknahme- 
klage  n  816  M. 

Besitz  siehe  auch  Erfindungsbesitz; 

—  an  den  Beschreibungen  der  Er- 
findung bei  widerrechüicher  Ent- 
nahme 310  7^;  —  an  der  Erfindung 
41  ß,  166  *Wj  —  Yon  Gegenständen 
als  Inverkehrbringen  875  ii*;  — 
der  Ware  beim  Feilhalten  882  i^. 

Besitzer  von  Beschreibungen  als  Ver- 
letzter bei  widerrechtlicher  Ent- 
nahme 815  M. 

Besitzerwerb  der  Erfindung  durch 
Stellvertreter  166  «Wa. 

Besitzstand^  Schutz  des  . .  bei  Vor- 
benutzung 641  d  9, 

Besitzfibertrftg^ung)  Erwerb  des 
Erfindungsbesitzes  durch  . .  166  *^^ ; 

—  Inverkehrbringen  durch  872  i^s. 
Besondere     Geltendmachung     des 

Prioritatsvorzugsrechts  11  176  **'; 

—  Veranstaltungen  als  .ähnliche 
Kundgebung^  im  Sinne  des  §  40 
Nr.  2  PatG.  H  522  w. 

Besorgnis  der  Befangenheit,  Ab- 
lehnung wegen  .  .  ll  8  i*;  — 
künftiger  Störungen  als  Grund  für 
die  Verletzungsldage  447  <iv. 

Bestandteile  siehe  auch  Srfindungs- 
bestandteile,  Einzelbestandteile, 
Elemente  einer  Kombination;  — 
der  Anmeldung  ££  90  ^'j  —  Auf- 
gabe als  .  .  einer  Erfindung  78  7^, 
79  88,   86  10S,   90  11«,    108  iW;    — 

nicht  patentierte,  der  Beschreibung 
n  114  88;  —  Entdeckung  als  .  • 
einer  Erfindung  94  h;  —  bauliche, 
eines  Ghrundstücks,  als  Erzeugnis 
68^;  —  der  Kombination  184  O; 
^  einer  Kombination,  Bedeutung 
der  Aufnahme  in  den  Patent- 
anspruch 464  868;  _  Konstruktion 
als  .  .  einer  Erfindung  78^4;  Über- 
tragung bekannter  Mittel  als . .  einer 
Kent,  Patentgetets.  n. 


Erfindung  79  87;  _  selbständige, 
als  Einriditung  68  ^ :  — des  paten- 
tierten G^enstands,  Inverkehr- 
bringen . .  87718*;  —  von  unbeweg- 
lichen Gegenständen,  Einziehung 
der  .  .  n  472  80;  _  selbständige 
und  bekannte,  einer  Kombinations- 
erfindung, Benutzung466  88711..  — 

des  Patentanspruchs,  Bedeutung  der 
Streichung  von  ..  für  die  Aus- 
legung 486  881;  —  der  Patentschrift, 
für  die  Auslegung  wesentliche 
429  28S ;  _  PatentsohuU  von,  Becht- 
mäfiigkeit  der  Patentbezeichnung 
bei  Bestehen  des  .  .  11  617  86. 

Bestellung  des  inländischen  Ver- 
treters 889  nu;  .  eines  Niefi« 
brauchs  621  108;  —  eines  Pfand- 
rechts 626  117;  —  einer  Ware  als 
Erfindungsbenutzung  664^. 

Bestimmte  Verwendungszwecke,  Be- 
schränkung des  Patentschutzes  auf 
.  .  405  800  a 

Bestimmtheit  des  Antrags  auf 
Nichtigkeitserklärung  und  Zurück- 
nahme II  285  17;  —  des  Klage- 
antrags bei  der  Patentverletzungs- 
klage 484  ^8;  —  des  Urteilstenors 
beiPatentverletzung8klaffen491  ^8; 

—  des  Verfdirens  66  80.  —  des 
Verfahrens,  Beispiele  68  88;  —  des 
Verfahrens,  Beweis  durch  die 
Patentschrift  764  77 ;  —  des  Ver- 
fahrens für  Sachverständige  68  84 ; 

—  des  Verfahrens,  Notwendigkeit 
der  Ausprobierong  und  Unter- 
suchung 68  86. 

Bestimmungen  über  die  An- 
meldung von  Erfindungen  22  ^  11 
87  1 ;  —  üb.  d.  Anm.  von  Erf .  vom 
22.  11.  1898,  Text  U  545ff.;  — 
des  Patentamts  über  die  Einsicht 
der  Auslegungsstücke  11 281  «8  ft  u. 

Bestimmnngsangabe  bei  Zahlung 

der  Patentgebühr  728  8i. 

Bestimmungsmerkmale,  Annbe 

in  dem  Patentanspruch  II 126  88  ft 

Bestreiten  des  Patentreclits 

450b 888 ff..  —  Anwendbarkeit  des 
BGB.  bei  .  .  n  401 «;  —  Haftung 
für  leichte  Fahrlässigkeit  H  889  i8 . 

—  im  Inlande  864  80 ;  _  aig  Patent- 
verletKung  448  Hl;  —  als  Voraus- 
setzung der  Entsdiädigungspflicht 
n  887  6. 

Beteiligte,  Anhörung  bei  der  Vor- 
prüfung U 196  7;  —  als  Beschwerde- 
führer n  19  18; ..  im  Besohwerde- 

88 
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verfahren    11    268  «i»;    —    Bin- 

Sjrechender  als  .  .  11  268«;  — 
rklanmgen  im  Einsprachsyer- 
fahren  if  268  ^;  —  beim  Inver- 
kehrbringen asw^  Geheimhaltangs- 
pflicht  269  ^^;  —  Ladung  and 
Anhörung  im  Brteüungsverfahren 
n  266  s;  —  Mehrzahl  von  .  .  11 
76  ^;  —  im  Patentverfahren  11 
74  VI  88;  —  im  Patentverfahren, 
Gesohäfts-  und  Prozeßfähigkeit  II 
76  *^^;  —  bei  einem  Patentüber- 
tragnngsvertrage,  Inneres  Ver- 
hältnis zueinander  11  61  •»;  — 
Recht  zur  Beiwohnung  der  Beweis- 
aufnahme n  267  < ;  —  Verhältnis 
bei  Anmeldung  in  h'emdem  Namen 
n  96«o, 

Beteilig^nng  mehrerer  an  einer  Er- 
findung 162  SM ;  —  an  einem  Patent, 
vertragsmäßige  686 IH;  ^  an 
früherem  Verfahren,  als  die  Wissent- 
lichkeit begründendes  Moment  II 
424»». 

Betrag  der  Patentgebühr  718  ^ 

Betrieb)  eigner,  Beschri&nkung  des 
Vorbenutzers  auf  den  .  .  662  »W«. 

BetriebsSndeningen,  Befugnis  des 
Lizenznehmers  zu  .  .  668  biW;  — 
Befugnis  des  Vorbenutzers  zu  .  • 
661  w  ff- 

Betriebsfibertragrung  bei  Lizenz- 
übertragung 646D170;  —  mit  der 
Übertragung  des  Vorbenutzungs- 
rechts 667b8Sff.;  -.  des  Vorbe- 
nutzers 668o89ff. 

BetriebSYOmchtimg  als  Einrich- 
tung 69«. 

Betrug  siehe  auch  Artist,  Täuschung ; 

—  Anfechtung  des  Verzichts  wegen 
. .  788  » ;  —  Anfechtung  der  Zurück- 
nahme der  Anmeldung  wegen  .  . 
103  *i  • 

Beurkundung  der  Anerkennung  des 
Prioritätsvorzugsrechts  11  182  *>i ; 

—  Patentrolleneintrag  als . .  11 84  ^ ; 
BeyoUmScbtigte-r  im  Patentver- 
fahren siehe  Vertreter;  —  In- 
ländischer Vertreter  als  gesetzlicher 
. .  889 1' ;  —  des  Patentveräußerers 
als  Übertragungsberechtigter  669  ^^, 

Beweis  der  Ausführbarkeit  der  Er- 
findung 110^;  —  der  Ausführung 
durch  nach  Klageerhebung  einge- 
tretene Umstände  822  ^7; — der  offen- 
kundigen Benutzung  268  ^m ;  —  des 
Erfinderrechts  durch  Innehabung 
des  Erfindungsbesitzes  166  ^i;   — 


derErfindungsausführnng820l^;  — 
der  Entnahme  einer  Erfindung  311  *^; 
des  Fortschritts  117  171^;  —  da 
öffentlichen  Interesses  im.  Zuröek- 
nahmeverfahren  796  ^s<^;  —  des 
Mangels  des  Inlandsinteresaea  dartk 
den  Zurücknahm ebeklagten  796**; 

—  des  Mangels  der  Neuheit  einei 
Patents  771  »7;  .  der  Neuheit  des 
Stoffs  im  Sinne  des  §  36  Aha.  S 
PatG.  n  447  iw;  —  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahm everfahreB 
n  8d7V;  .  der  Ordnangamäfiif- 
keit  der  Beschreibung  II  119  ^ ;  — 
der  Patentfähigkeit  769  S;  —  d« 
Schadens  II  891  «>;  —  der  ünvoU- 
ständigkeit  und  Unklarheit  der  Be- 
schreibung 211  ^;  —  der  Verbesse- 
rung der  Erfindung  als  Voraus- 
setrang  des  Lizenzzwangea  828**; 

—  des  Verschuldens  des  Patent- 
verletzers  durch  die  Beschreibuiif 
n  116  w ;  —  der  gewerblichen  Ver^ 
wertbarkeit  146  "* ;  —  der  gewerb- 
lichen Verwertbarkeit  durch  die  Be- 
schreibung II 114  *G;  —  der  Wissent- 
Hchkeit  11  427  iw,  n  429  VUa. 

Bewetsautnahme  in  der  Bemfnngi- 

instanz  II  879 ^7;  —  im  Erteilungs- 
verfahren, Hecht  der  Beteiligten  zur 
Beiwohnung  11 267  «;  ^  Geachafts- 
spraohe  bei  der  .  •  11 882  ' ;  —  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren n  887  Vau,  n  838  b;  - 
im  Patentverfahren,  Kosten  n  81  *B: 

—  Wiederholung  zur  Nachprüfung 
der  PatentflUiiffkeit  im  Nichtigkeits- 
verfahren 768  öl. 

BeweisbescUuft  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  DE  338^. 

Beweisende  Form  desAntr^aof 

Eintragung  von  Änderungen  in  die 
Patentrolle  IE  891«.  "«■;  _  der 
Patentübertragung  6871*. 
Beweiskraft  des  Anerkenntnisses 
n  886 1«;  —  der  Legalisation  einer 
Urkunde  11 42  M;  —  von  Urkonden 
n  889 >8;  —  des  Zugeständnisses 
n  886 11. 

Beweislast  des  die  Ausführbarkeit 
Bestreitenden  111  i«i;  —  des  Sr^ 
finders  betr.  die  Ausführbarkeit 
111  i«>;  —  bei  der  Klage  gegen 
unberechtigte  Warnungen   606  *^; 

—  des  Klägers  betr.  die  Wissentlich- 
keit  des  Patentverletzers  II 429  ii«; 

—  des  Nichtigkeitsklägers  betr.  die 
offenkundige  Benutzung  263  i»;- 
des    Nichtigkeitsklägers   betr.    die 
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Patentfähigkeit  770  h  »6;  _  betr. 
die  offeDkandige  BenutEanff,  Um- 
kehrong  264  i«;  —  betr.  die  Patent- 
fah^keit  769  M;  --  bei  der  Patent- 
verletsungsklage  489  ^s. 

Beweismittel)  Angabe  in  der  Klage 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
yerfahren  11  288  >>;  —  Berück- 
sichtigang  von  Amtswegen  in  der 
Berufungsinstanz  11  874  *&;  —  Be- 
rücksichtigung von  Amts  wegen  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren II  3828«.;  —  Berück- 
sichtigung von  Amts  wegen  im  Ver- 
fahren in  Patentsachen  11  61  *;  — 
im  Erteilungsverfahren  11  256  ^, 
n  267  ^ ;  —  neue,  in  der  Berufunffs- 
instanz  11  879^;  —  neue,  in  der 
Beschwerde  n  16«»,  n  19 1*;  — 
als  neue  Umstände  in  der  ße- 
schwerdeinstanz  11  267^;  —  als 
neue  Umstände  für  die  Zurück- 
weisung der  Anmeldung  11  211 1^; 

—  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren n  889  o;  —  bei 
der  Patentverletzungsklage  489*^1; 

—  Verspätetes  Vorbringen  in  der 
Berufungsinstanz  n  878  »,  H  878^; 

—  Vorbringen  in  der  mündlichen 
Verhandlung  11 331  »fl- ;  —  für  die 
WissentUchkeit  H  430  ii«. 

Beweissichenmg  im  Nichti^keits- 

undZurücknahme  verfahren  11889  ^; 

—  im  Verletzungsprozefi  522  ßi*. 

Beweisiirkimde,  siehe  auch  Be- 
weismittel; —  Patenturkunde  als  . . 
n  277«. 

Beweisrerfahren  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  11 
836 14  ff . ;  _  Rechtshülf epflicht  der 
Gerichte  im  .  .  II  863  '. 

Beweiswirkung  der  PatentroUen- 
eintragnng  11  857. 

Bewufttsein  der  Bechtswidrigkeit 
des  Patentverletzers  11  412  74. 

Bezeichnilllg  des  Anmelders  und 
des  Vertreters  in  der  Anmeldung 
n  88  ^ ;  —  ausdrückliche,  der  Aequi- 
valente  in  der  Patentschrift  409  >io ; 

—  des  Beklagten  in  der  Klage- 
schrift im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren n  298^;  —  als 
Beschwerde  11  18  ii ;  —  als  Ein- 
spruch n  242  1* ;  —  der  ange- 
fochtenen Entscheidung  in  der 
Beschwerde  U  19**;  —  der  straf- 
baren Handlung  und  des  Täters 
im  Straf antrag  IE  478  wf;  —  der 


Parteien  im  Antrag  auf  Nichtig- 
keitserklärung oder  Zurücknalime 
eines  Patents  11  288^1;  —  als 
«patentamtlich  oder  gesetzlich  ge- 
schützt** als  Patentanmafiung  11 
516  M. 

Beziehung  zu  einem  Gewerbe,  Be- 
nutzung der  Erfindung  in  . .  als  ge- 
werbsmäßige 892  m,  893  i7iff. 

Bezug  von  Ersatzteilen  des  patentier- 
ten Gegenstandes  370  ^^. 

Bezuguahme  auf  ältere  Patente 
als  Abhängigkeitserklärunff  307  «?  <• ; 

—  auf  ältere  Patente  bei  der  Be- 
schränkung des  Patents  292  <i<*; 

—  auf  ältere  Patente  im  Patent- 
anspruch n  129  los .  —  auf  andere 
Patente  bei  der  Beschreibung  11 
118  7». 

Bezugsbedingungen  der  Patent- 
schriften usw.  n  68  ^<^. 

Bibliotheken,  Auslegen  der  Druck- 
schriften in  .  .  als  Merkmal  der 
Öffentlichkeit  209  '6. 

Bindende  Kraft  des  Strafurteils 
für  den  Zivilrichter  438  i>7;  — 
des  Zivilurteils  für  den  Strafrichter 
n  454  11. 

Blatt  für  Patent-i  Muster-  und 
Zeichenwesen  11  58  ^. 

Böser  Glaube  siehe  auch  guter 
Glaube,  Bedlichkeit,  Wissentlich- 
keit;  —  beim  Erwerb  des  Er- 
findungsbesitzes 166  *^, 

Brasilien,  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  u.  161  i^. 

Brauellbarkeit  der  Erfindung  118 
167,  145  M6f.;  —  des  Patents, 
Haftung  des  Lizenzgebers  für  .  . 
691  286  j  —  Entdeckung  neuer . .  als 
Erfindung  92  n«. 

Brieflaisten  des  Patentamts,  Ein- 
wurf von  Eingaben  in  . .  II  78  >7. 

Brieflielies  Feilhalten  883 1^;  — 

im  Inland  886  i«^. 

Brueli     der     Geheinüialtungs- 

Pflicht  250  d  US;  _  durch  An- 
gestellte 256  1^7;  _  Bedeutung  . . 
251  14*. 

Brüsseler  Zusatsakte  zur  Inter> 

nationalen  Union  vom  14.  Dezember 
1900,  französischer  Text  11  560, 
deutscher  Text  11  567. 

Bucllhandel)  Verbreitung  der 
.Druckschriften  durch  .  .  ^7  M. 

Bundesrat,  Befugnis  zur  Herab- 
setzung der  Patentgebübren  718  ^; 

38* 
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—  Vorschlaff  der  Ernennung  des 
Px^sidenten  des  Patentamts  durch . . 
n  1;  —  Zustimmung  zur  Anord- 
nung eines  Yergeltungsrechts 
848  ^\  —  Zustimmung  zu  Aus- 
führungsverordnungen II  26;  — 
Zustimmung  zu  dem  Beguiativ  des 
Heichsgerlchts  H  364. 

Biirgerliehe    Bechtsstreitigkei- 

ten  siehe  auch  Zuständigkeit  der 
Gerichte;  —  in  Patentsaichen  Zu- 
ständigkeit des  Reichsgerichts  11 
601  §  •8;  —  Vollmacht  des  in- 
ländischen Vertreters  zur  Ver- 
tretung in  .  .  844  *ß. 

BGB«  Anwendbarkeit  auf  Auslands- 
patente 48  ^*;  —  Anwendbarkeit 
bei  Berechnung  der  Patentdauer 
695  • ;  —  Anwendbarkeit  bei  Ver- 
letzung eines  ausländischen  Patents 
866  W;  —  Anwendung  der  Be- 
stimmungen für  Berechnung  der 
Fristen  im  Verfahren  in  Patent- 
sachen n  63  8;  —  Anwendung  der 
Fristberechnung  auf  die  Zahlung 
der  Patentgebühren  716  »;  —  Ent- 
schädigungspflicht nach  .  .  II 
887  *;  —  als  Ergänzung  zum  Patent- 
gesetz 29  1*;  —  Bereicherungs- 
haftung nach  .  .  n  400 ^fi-;  — 
Regelung  des  Erfinderrechts  durch 
.  .  148  «W;  —  Verhältnis  zum 
Patentgesetz  28  i»,  149  ««> ;  —  und 
Wettbewerbsgesetz,  Verfolgung  der 
Patentanmafiung  nach  .  .,  Unter- 
schiede n  609  11. 

BllAanspruch    siehe    auch    Bu6e; 

—  Geltendmachung  11  497  HT  isfl.. 

—  gegenüber  Teilnehmern  II 498  ^; 

—  bei  Verjährung  der  Entschädi- 
gungsklage n  504  ^;  —  Zulässig- 
keit  bei  Patentanmaßung  II 523  *  ^. 

Bu6anspruclisberech1igter      11 

495  U  10  ff. 

Bu6e  siehe  auch  Bußansprnch,  Bu6- 
anspruohsberechtigter;  —  Begriff 
n  492  1 :  —  Angabe  des  Betrages 
n  498  V  2« ;  —  Anrechnung  der 
urteilsmäfiigen  Entschädigung  II 
494  0;  —  Antrag  auf  .  .  durch 
Nebenklage  11 473  M;  —  Ausschluß 
der  Entschädigungsansprüche  11 
498  bs;  -.  als  Entschädigung  11 
492  la  1  ff..  —  Gesamtschulcberische 
Haftung  n  497  n;  -.  Hohe  H 
498  V. 


Cayeat  (Amerika)  n  156  i»  a. 

Chemiker,  Verpflichtung  ZOT  £r- 
findwtätigkeit  179  »«T. 

Ghemische-S  Analogieyer&hm 
88  ^ ;  —  Erzeugnisse  als  nnmiUrf- 
bare  Erzeugnisse  eines  Verfahreoi 
526  6«*;  —  Methoden  102  i«;  - 
Prozesse:  Ausführbarkeit  111  ®;  — 
Reaktionen  und  Analysen  100  ^^; 

—  Stoffe,  Patentunfähigkeit  194  ^; 

—  generelle  .  .  Erfindung  127  '. 

Chemisches  Verfahren  62  «i ;  — 

Abhängigkeit  der  Verbesserung 
eines  .  .  297  ^^;  —  KombinAtioB 
mit  mechanischem  Verfahren  63  M; 

—  Geringfügige  Produktion  als  Be- 
nutzung 289  110;  —  Charakteri- 
sierung durch  den  Stoff  64  ^,  464  <^ ; 

—  Verletzung  eines  .  .  464  ■*<>. 

Chemische     Zwischenprodukte 

62  5*;  —  als  Bestandteile  einer 
Kombination  421  ^. 

Chikane,  Anwendbarkeit  des  BQB. 
29  15;  —  Einrede  der  .  .  gegen- 
über Geltendmachung  des  Pateni- 
sdiutzes  852  ^;  —  der  .  .  gegen- 
über der  Nichtigkeitsklage  741  ^, 
746*^;  —  der  .  .  gegenüber  der 
Rücknahmeklage  791  «   795  i«. 

Cuba,  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  II  161  i^. 


D&nemarl^  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  II  161  ^**. 

DSnische  Kolonien,  ZugehorigkeH 
zur  Internationalen  Union  H 161  ^M. 

Dauer  des  Besitzstandes  bei  der  Vor- 
benutzung 542  1* ;  —  der  Frist  für 
die  Zurücknahme  wegen  Nichtana- 
führung   821^2;    —    des   Inlands- 

Satents,  unabhängig  von  aadia- 
ischem  46  ^^ ;  —  der  offenkundigen 
Benutzung  246  ^*o ;  —  des  Patents 
siehe  auch  Patentdaner ;  —  695  A  ilL; 

—  Bestimmung  durch  Anmelde- 
datum  695  ^  U  97»;  _  Einfloft 
der  Prioritätsverlegung  11 146  i^ff-; 

—  Verlängerung  bei  Prioritätavor- 
zugsrecht  IE  184  *5^;  —  der  Pri- 
oritätsfrist nach  der  Internatio- 
nalen Übereinkunft  IE  168  »6;  . 
der  Zahlungspflicht  für  eine 
Lizenzgebühr  678  »^l-^inT  Patent- 
gebühren 755^;  —  des  Zusatz- 
Patents  698^. 

Deklaratorische  Wirkung  der  Nich- 
tigkeitserklärung 752^. 
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D^monstratioiLen  der  Erfindung 
als  Benutzung  281 M;  —  als  Fixierung 
der  Erfindung  141  »7. 

Demonstrationszweck  bei  Ge- 
brauch 389  1«»  b. 

Denksehriften  des  Patentamts  28  ^ ; 

—  des  Reichskanzlers  28  ^. 
Deutlichkeit  der  Abbildungen  und 

Zeichnungen  204 1' ;  —  der  Patent- 
beschreibnng  11  117  76ff.j  —  der 
Patentbesclu^ibnng ,  Folgen  des 
Mangels  der  ..  11  121 87;  _  der 
Bescmreibung  eines  Verfahrens  68  6< 
Deutsehe*S  Prioritätsvorzugsreoht 
der  .  .  in  Deutschla^d  11  169  iMj 

—  Patentschriften  als  öffentliche 
Druckschriften  217  ^;  —  fieich  als 
Geltungsgebiet  des  Patentgesetzes 
80 19 ;  —  Schutzgebiete,  Zugehörig- 
keit zur  Internationalen  Union, 
siehe  Schutzgebiete. 

Deutsekes  Patent  siehe  auch  Aus- 
landspatent; -*-  früher  angemeldetes 
288  w ;  —  EinwilUguug  in  die  An- 
meldung 820*9. 

Deutschland,  Zugehörigkeit  zur 
Internationalen   Union  II  181  i**. 

DeYOlutiTelFekt    der    Beschwerde 

n  15«. 

Dienstherr  siehe  auch  Geschäfts- 
inhaber; —  als  Auftraggeber  174*^^ 

—  Entschädigungspflicht  11  407  <^s 

—  Eventualdolus  des  .  .  11  416^0 

—  Haftung  für  Patentverletzungen 
der  Angestellten  480  ^i ;  —  Recht 
auf  während  des  Dienstverhältnisses 
gemachte  Erfindungen  184^0';  — 
Recht  auf  Erfindungen  der  An- 
gestellten 174  »17. 

Dienstleistang  vertragsmäßige,  Er- 
findungstätigkeit des  Angestellten 
als  .  .  177  w«. 

Dienststellung,  Bedeutung  für  den 

Erwerb  des  Erfinderrechts  176  '^^ 
178  c. 

Dienststunden,  Einreichung  von 
Eingaben  nach  Schluß  II  78  M. 

DienäverhiUtnis  siehe  auch  Dienst- 
stellung; —  Anregung  zur  Er- 
findung durch  das  .  .  182  ••* ;  — 
Erfindung  nach  Auflösung  des  .  . 
186  wi  a 

Dingliche  BesehrSnkungen  des 

Ausnutzungsrechts  811  ^•ft-;  —  der 
Lizenz  861  ^^ ;  —  bei  der  Patent- 
übertragung 808  70;    _    bei  dem 

Verkauf  patentierter  Gegenstände 
654  iSSfF. 


Dingliches  Recht,  Lizenz  als  .  . 

639  ißo. 

Direktoren  Geschäftsleitung  11  4  > ; 

—  beim  Patentamt  II  1  *. 

Dominikanisehe  Republik,  Zu- 
gehörigkeit zur  Internationalen 
Union  II  161  iM. 

Doppelerflndung  bei  Vorbenutzung 
544  « lö  «. 

Doppelpatentiemng  866  ^. 

Dritte,  Ausführung  der  Erfindung 
durch  ..  808^9;  ~  Ausübung  des 
Vorbenutzungsrechts  durch  . .  670  ® ; 

—  Benutzung  der  Erfindung  durch  . . 
241  11«;  —  Haftung  für  . .  bei  Pa- 
tentverletzungen 480  c;  —  uner- 
laubte Handlungen,  Haftung  für .  . 
n  442  itf ;  —  Elagerecht  des  Pf  and- 

fläubigers  gegen . .  477  wo,  n  408  »i, 
I  479  M;  —  EoUision  des  Patents 
mit  dem  Rechte  Dritter  866  *7 ;  — 
Hechte  des  Ausnutzungsberechtigten 
gegen  .  .  477  «w,  617  W,  n  408  »i, 
II  479  «♦;  —  Rechte  des  Lizenz- 
nehmers gegen  . .  642  d ;  —  Rechte 
der  Miterfinder  gegenüber  Dritten 
1(54  286 . — Rechte  des  Niefibrauchers 
gegen  . .  477  «»o,  622  no,  n  408  ßi, 
II  479  8* ;  —  Rechte  des  einge- 
tragenen Patentinhabers  gegen  .  . 
II  44  «7;  —  Rechte  des  Patentver- 
äufierers  gegenüber  .  .  691**;  — 
Rechte  des  rfandgläubigers  gegen- 
über .  .  626  11»  ff«;  —  Rechte  des 
inländischen  Vertreters  gegen  .  . 
842  "fl-,  II  46  »1;  —  Rechte  des 
Vorbenutzers  gegen  ,  .  640  *;  — 
Rechtsverhältnis  der  Mitpatent- 
inhaber gegenüber  .  .  688  wo';  — 
Unberechtigte  Mitteilung  der  Er- 
findung Angestellter  an  . .  176  >^» ; 

—  Versuche  dritter  Personen  als 
Benutzung  288  107;  —  als  Vorbe- 
nutzungsberechtigte  B70  W;  —  Wir- 
kung abhängiger  ratente  geffenüber 
..  80180;  —  Zahlung  der  Patent- 
gebühren durch  .  .  719  i*;  —  als 
Zahlungsverpflichtete  für  die  Pa- 
tentgebühren 719  !•. 

Drohung)  Anfechtung  des  Verzichts 
wegen  • .  788  » ;  —  Anfechtung  der 
Zurücknahme  der  Anmeldung  wegen 
.  .  II  103*1». 

DruckjSehriften,  Auslegung  in 
Bibliotheken  209  <« ;  —  ausländische 
216 111;  —  aus  den  letzten  hundert 
Jahren  221  ^ ;  -—  Beschreibung  der 
Erfindung  in  .  .   aus   den  letzten 
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hundert  Jahren,  Bedeutung  für  die 
Neuheit  68  '* ;  —  öffentliche,  Begriff 
202  la;  —  Bekanntmachung  der 
Patentanmeldung  218  wf ;  —  Er- 
scheinen vor  der  Patentanmeldung 
SSO  07 ;  —  G^brauchsmusterbekann^ 
machung  als  .  .  215  M;  —  Patent- 
schriften als  . .  216  ^ ;  —  Zeitpunkt 
des  Erscheinens  219  ^;  —  Zu. 
sammenfassung  mehrerer  ,  .  212  ^ ; 

DmekSnderangen  als  Erfindung 

91b. 

Durehführ  siehe  auch  Transit;  — 
als  inländisches  Inverkehrbringen 
880  iw  «. 

DuTchfiUiniiig  der  Staatsverträge, 
Mitteilung  betreffend  die  .  .  vom 
18.  4.  1903  Text  H  672ff. ;  —  der 
Zwangsvollstreckung  in  das  Er- 
finderrecht 161  »w. 


Echte  Abhängigkeit  299  «7. 

Eid  im  Erteilungsverfahren  257  0, 
n  68  <  II;  —  im  Nichtigkeits-  und 
Zuriicknahmeverfahren  11  841  ^K 

Eigenartigkeit  der  Erfindung  58  >2; 

—  eines  Verfahrens  64  w, 
Eigenbetrieb,    Beschränkung     des 

Yorbenutzers  auf  den  .  .  562  ?*. 

Etgenschaften^  Entdeckung  neuer, 
als  Erfindung  92 1^^ ;  —  neue, 
als  Merkmale  des  Erzeugnisses 
56  W;  —  Bedeutung  für  die  Be- 
schaffenheit eines  Stoffes  11 447  ^^^ff- 

Eigentum  des  Erfindungsbesitzers 
an  den  Beschreibungen,  bei  wider- 
rechtlicher Entnahme  810  7^;  — 
geistiges,  gewerbliches  41  * ;  —  ge- 
werbliches, Internationaler  Schutz 
24  8 .   —   des  Patentverletzers  als 

Voraussetzung  der  Einziehung  U 
649  öo. 

Eigentomsreollt  des  Patentinhabers 
841  >. 

Einbringen  des  Patents  in  eine  Ge- 
sellschaft siehe  auch  Genußrecht; 

—  des  Patents  in  eine  Gesellschaft, 
Eintragung  der  Änderung  bei  .  . 
n  38  IS-  —  des  Patents  in  eine 
Gesellschaft  als  Übertragung  584  K 

Binfilcllheit  der  Erfindung  51  «7 ff*; 

—  eines  Verfahrens  51  Wj  — .  der 
Verwertung  wissenschaftlicher  Be- 
obachtungen 98  IM. 

Binfnhr  siehe  auch  Import;  -^  Auf- 
hebung des  Verbots  durch  die 
Internationale  Union  25  ^ ;  —  nadi 


dem  Übereinkommen  mit  Italien 
27 12;  —  nach  dem  Übereinkoimiien 
mit  Österreich-Ungarn  S6  ^i;  — 
nach  dem  Übereinkommen  mit  der 
Schweiz  27  i<. 

EinfBlimng  der  Erfindung, 

zur  Vermeidung  der  Zurü< 
798  M 

Eingaben  an  das  Patentamt  n 

71  s>^;  —  Geschäftssprache  II 382  >. 

Eingebrachtes  Patent,  Genufireeiit 
der  Gesellschaft  am  .  .  636  <  i^««. 

Eingetragener    Patentiiihaber, 

Befugnisse  IE  44  ^ ; — Verpflichtimg 
zur  Herausgabe  der  Voit^le  Ö 
52  *i;  —  Wirkung  des  Verzichts 
des  ..  784  i«.  H  49»'*;  —  und 
Veräufierer  des  Patents,  inneres  Ver- 
hältnis n  51 8». 

Eingetragener    Vertreter   aidie 

inländische  Vertreter. 

Einheitliclier  Entschlufi  bei  dem 
fortgesetzten  Vergcdien  II  466  ^<. 

Einheitlielllceit  der  Anmeldamr* 
Begriff  H  105  1,  n  106  *•;  —  der 
Anmeldung  wegen  Gemeinsamkeit 
des  Erfindungsgedankens  II  106  ^; 
—  der  Anmeldung,  Prajds  des 
Patentamts  11  106  ";  —  der 


meidung  bei  Verbesseruns  und 
weiterer  Ausgestaltung  der  Emndang 
n  107  61;  — ..  des  Erfindnng^ge- 
dankens  bei  Änderung  der  An- 
meldung n  141  140;  —  des  Br- 
findungsgedankens  bei  generdler 
Erfindung  11  110  »-Wb.  _  a« 
Haupt-  und  Zusatzerfindung  708  ^; 

—  technische,  wirtschaftliöhe,  indu- 
strielle n  108  lU. 

Einlage  in  die  Gesellschaft  aiehe 
Einbringen. 

Einlegung  der  Berufung  11  869  i«. 
n  875  » ;  —  der  Beschwerde  II 17 1^; 

—  des  Einspruchs  IE  242  i*. 
Einleitung   des  Nichtigkeits-   oder 

Zurücknahmeverfahrens,  Beacfaluft 
über  . .  n  828  i  M  1;  —  des  Zivfl- 
und  Strafverfahrens  als  die  Wiaaent» 
lichkeit  begriindendes  Moment  n 
426  b. 

Einleitungsbesclilnb  im  Nichtig- 
keits-  und  ZurucknahmeverfUirea, 
Inhalt  und  Beschwerde  II  325  >. 

Einmalige  Benutrang  der  Er- 
findung bei  der  offenkundigen  Be> 
nutzung  240  "*';  —  in  gewerbs- 
ähnlichen  Betrieben   als   gewerbs- 
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mSAige  896  ^^ ;  —  im  Gewerbe  als 
gewerbsmäßige  894  ^^T. 

BfairSaillUllgdes  Ausnützangsreohts 
611  wfl.,  619  C  98;  —  der  Lizenz 
689  i^ft;  —  des  Miteigentums  am 
Patent  595  VI  tsff.;  —  des  Nieß- 
branchs  621  lOS;  _  des  Pfand- 
rechts 626  117. 

Einrede  siehe  auch  Einwand;  —  der 
Arglist  gegenüber  Geltendmachang 
des  Patentschatzes  851  '7;  »  der 
A.  gegenüber  der  Verjährung  der 
Nichtigkeitsklage  11  815  »6 ;  —  der 
A.  gegenüber  der  Zurücknahme- 
klage  791  ^ ;  -^  der  Ghikane  gegen- 
üb^  Geltendmachung  des  Patent- 
schutzes 882  ^;  —  der  Ghik.  gegen- 
über der  Nichtigkeitsklage  741  0, 
745  *! ;  —  der  Ghik.  gegenüber  der 
Zurücknahmeklage  791  \  796 1«:  — 
der  Erschleichung  gegenüber  Gel- 
tendmachung des  Patentschutzes 
852  b,  854  « ;  —  der  Erschleichung 
gegenüber  dem  Verjahrungsein- 
wande  11  815  ^ ;  —  kollidierenden 
Hechtes  854  «7,  856  <»;  —  der  Lizenz 
640  1^2;  —  mangelnden  Literesses 
gegenüber  der  Nichtigkeitsklage 
741  S;  —  mangelnden  Literesses 
gegenüber  der  Zurücknahmeklage 
791  \  794  Hl;  —  der  Nichtigkeit 
des  Patents  846  V;  -.  der  Nichtig- 
keit, Verjährung  n  818  lOS ;  _  des 
Vorbenutzungsi^cht  540  •;  —  der 
widerrechtlichen  Entnahme  gegen- 
über Geltendmachung  des  Patent- 
schutzes 851*9;  —  der  Rechts- 
kraft bei  der  Abwehrklage 
496  44111..  _  bei  der  Entschädi- 
gungsklage n  488  IM ;  —  im  Niohtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
n  847  ^  ff. ;  —  gegenüber  vorge- 
schobenen Personen  11  297  ^7;  — 
der  unerlaubten  Handlung 
gegenüber  der  Nichtigkeitsklage 
745  M ;  —  Unwirksamkeit  des  Pa- 
tents 842n;  _  des  Verzichts 
gegenüber  der  Nichtigkeitsklage 
748  uff.  j  —  gegenüber  der  Rück- 
nahmeklage 791  S  795  16. 

Einredebeieehtigter  bei  Einrede 

der  Rechtskraft  496  ^. 

Einredereeht  des  Lizenznehmers 
gegenüber  Dritten  648  i<^o  f. 

Efaireichiuig  des  Antrags  auf 
Nichtigkeitserklärong  und  Zurück- 
nahme n  284  lA;  —  der  Beschwerde 
n  17  •;  —  der  Eingaben  II 72  CM. 


Einriehtimg,  Begriff  58^;  —  An- 
wendbarkeit der  Vermutung  des 
§  85  Abs.  2,  524  6il;  —  als  Arbeits- 
gerätschaft,  als  Betriebsvorrichtung, 
als  Apparat,  als  Maschine,  als 
Kraftmaschine,  als  Werkzeug,  ab 
Arbeitsmaschine,  als  selbstständiger 
Bestandteil  58^;  —  Bekannt- 
sein 56*7;  —  Benutzung  einer 
242  1^;  —  Benutzung  zu  Demon- 
strationszwecken im  L^rgang  228  ^^ 
28184;  —  Benutzung  eines  Ver- 
fahrens durch  Benutzung  einer  .  . 
248  i>8;  als  Erzeugnis  56  87;  ~  Ge- 
brauch einer  .  .  889  i«S;  —  als 
Gegenstand  der  Erfindung  54  ^, 
56  87;  —  Identität  mit  E^ugnis 
und  Verfahren,  Prioritäts Vorzugs- 
recht n  171  s^;  —  Patentanspruch 
auf  eine . .  11 182  ii«;  —  der  Patent- 
rolle 1182  ^;  —  Schutz  des  durch 
eine  .  •  hergestellten  Erzeugmsses 
524  U^ ;  —  gleichzeitiger  Schutz 
mit  Verfahren  und  Erzeugnis  56  88, 
110  69a;  —  Umfang  des  Schutzes 
59  ^ ;  —  Verhältnis  zum  Erzeugnis 
58  *a,  59  4ß;  —  Verhältnis  zum  Ver- 
fahren 59  M ;  ^  Vertrieb  als  In- 
verkehrbringen oder  Feilhalten  eines 
Verfahrens  889  ^^, 

KinrichtlUlgeil  an  '  Auslandsfahr- 
zeugen, Befreiung  vom  Patentschatz 
677  118;  —  Lieferung  als  Beihülfe 
469  87«;  -.  als  Mittel  des  Ver- 
fahrens 61^;  —  bei  einem  Ver- 
fahren benutzte,  besondere  Paten- 
tierung 65^. 

Einrlchtimgspateiit  40  >;  —  teil- 
weise Verletzung  468  866, 

EinschrSiLkende  Auslegung  des 
Patentanspruchs,  Teilnichtigkeits- 
erklärung zwecks  .  .  787  ^89. 

ShiBchrHaknilg  der  ausländischen 
Anmeldung  bei  Prioritätsvorzug»- 
recht  n  172  8*6  j  —  der  Berufnngs- 
anträge  11  872.80;  —  des  Patent- 
ansprochs  daroh  Anderong  11 149^8S. 

Binsiebt  der  Akten  der  Nichtigkeits- 
abteilung n  880  8  a;  _  der  Aos- 
legungsstücke  11  281  ^;  —  der 
Beschreibungen,  Zeichnungen,  Mo- 
delle, Probestücke  II  58  ^  ^  der 
Erteilungsakten  1154  48;  _  der 
Erteilungsakten  zwecks  Aoslegong 
des  Patents  484  877;  —  in  die 
Geschäftsbücher,  Pflicht  des  Lizenz- 
ndmiers  zur  Gestattung  der  .  . 
672  84S ;  -.  der  PatentroUe  11 52  «8 ; 
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—  der  Patentrolle,  Ausschlufi  im 
Interesse  der  Landesverteidigimg 
n  62  4«. 

Einsprechender   n  S48^;  —  als 

Besoh  Werdeführer  11 19^8; — Bechts- 
stellung  II  268  ^. 

Einspruch  gegen  die  Patenterteilung, 
Begriff  n  240  Bl;  —  wegen  Ent- 
nahme, Prüfung  der  Rechtmäßig- 
keit 830  126;  _  wegen  Entnahme, 
Zurücknahme  der  Anmeldung  durch 
den  Verletzten  829  «« ;  —  Inhalt 
und  Form  11  242  H;  —  gegen  die 
Patenterteilung,  Begründung  des  . . 
II  243  in.  —  RechtUche  Begrün- 
dung des  .  .  n  244  18  j  —  nicht 
rechtzeitige  Begründung  II  246  '^ ; 
Unzulässigkeitsgründe  U  260  ▼!  »»  ^ 

—  Verhältnis  zur  Nichtigkeitsklage 
n  241 11 ;  —  wegen  Verletzung  des 
Erfinderrechts  161***. 

Einspruchsberechtigter  n  248  ▼. 
Einspruchsfrist,    Berechnung   n 

247 IV  w.  —  Einsicht  in  die  Aus- 
legungsstücke nach  Ablauf  der  .  . 
n  281  *»• 

Einspruchsgrfinde  n  246*2;  _ 

gesetzliche  II  246  b**. 
Einspruchsrecht  des  Dienstherm 
gegenüber  der  Anmeldung  des  An- 
gestellten 814  8' ;  —  wegen  wider- 
rechtlicher Entnahme  814  11^ ;  — 
des    Erfindnngsbesitzers    166  *^; 

—  Grund  H  240  »•  lO;  —  Böchts- 
uaohfolge  in  das  .  .  II  249  b;  — 
des  Vertretenen  gegen  den  Stell- 
vertreter in  der  Emndertätigkeit 
171  «06. 

EinspruchsTcrfaliren    II 268  vu. 

—  Befugnis  des  inländischen  Ver- 
treters zur  Vertretung  im . .  844  m. 

Einstellung  desErteilungsverf  ahrens 
II  69  IV  M ;  —  des  Strafverfahrens 
n  487  11« ;  —  der  Vollstreckung 
einer  einstweiligen  Verfugung 
620  «0«. 

Einstweilige  Verfügungen   auf 

Orund  der  Bekanntmachung  der 
Anmeldung  11  280  ^]  —  gegen  die 
Patentanmaßung  U  609  n ; — gegen 
die  Patentanmeldung  161  ^*!^ ;  — zum 
Schutze  des  Patentrechts  614  l^*»off.; 

—  zum  Schutze  des  Vertrags-  und 
Erfinderrechts  621  011 ;  —  zum 
Schutze  des  Vorbenutzungsrechts 
640  *;  —  zur  Sicherung  des  Über- 
tragungsanspruchs  162  s*^;  —  zur 
Sicherung     des     Übertragungsan- 


spruchs 696  >i ;  —  gegen  unberech- 
tigte Warnungen  511  d,  511  484^ 

Einstweiliger  Schute  nach  Eriaft 

der  Bekanntmachung  841  ^  1I238S*. 

Eintrag^ung  von  Änderungen  in  die 

Patentrolle,  Antrag  auf  . .  11  89  i^; 

—  von  Änderungen,  Formaler  C9ia- 
rakter  n  46  '^ ;  —  von  Änderungen 
als  Lentimation  des  JlechtBDadi- 
folgers  n  47  M ;  —  von  Änderungen, 
BechÜiche  Bedeutung  der  .  .  n 
43  86 ;  —  irrtümliche,  in  die  Patent- 
rolle n  60  '^  c ;  —  von  Amts  w^en 
in  die  Patentrolle  11  84  * ;  —  in  die 
Patentrolle  siehe  auch  Patentrolle 
n  82  ^,  n  84  >;  —  Ausnntzuxua- 
recht  n  83  s ;  —  beschränkte  Fa- 
tentübertragung  610  77;  --  Bestellung 
eines  inländischen  Vertreters  841 17; 

—  Beweiswirkung  11  36  7 ;  —  Er- 
loschen des  Patents  780* ;  —  Lizenz 
n  88  «;  —  Nießbrauch  621  104;  — 
durch  Patentamt  11 1  ^ ;  —  Patent- 
übertragung 688  ifi;  —  Pfandrecht 
626  118,  n  88  s ;  —  BechtUche  Be- 
deutung n  84  b;  —  als  Voraus- 
setzung der  Straf antragsbefugnis  H 
480  w ;  —  als  Voraussetzungder  Bnt- 
schädigungsberechtigung  il  408  <^ ; 

—  Pfandrecht  II  88  « ;  —  Vorbe- 
nutzungsrecht n  88  * ;  —  Vor- 
merkungen n  88  ^;  —  als  Vorans- 
setzung  der  Klageberechtigong  II 
43  Mff.;  —  unrichtige,  Benditigfini; 
. .  n  86  8^;  —  unzulässige,  in  die 
Patentrolle  II  88  «;  —  des  Ver- 
treters n  52  »^ 

Einwand  siehe  Einrede;  —  der  Arg- 
list bei  Geltendmachung  des  Pa- 
tentschutzes 861 87;  —  des  Bekannt- 
seins der  Erfindung  nach  Verjahrvng 
der  Nichtigkeits-  undZnrücknahme- 
klage  n  819  10*;  —  mangelnden 
Interesses  bei  der  Nichtigkeitsklage 
741  B ;  ~  der  Nichtigkeit  des  Pa- 
tents 846  ▼;  —  der  Niohti«rkeit 
nach  Erloschen  des  Patents  754  *6. 

Einwilligung  siehe  auch  Genehmi- 
gung ;  —  in  die  Entnahme  819  b  98  ff.; 

—  in  die  Entnahme,  Gülti^^eit, 
Unwirksamkeit  822  d  107;  ~  i^  die 
Klageändening  n  818  8» ;  —  des 
Verletzten  in  die  Entnahme  820  !<» ; 

—  in  die  Zurücknahme  der  Be- 
rufung n  84  we ;  —  in  die  Zurück- 
nahme  der  Beschwerde  11  25  **; 

—  in  die  Zurücknahme  der  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeklage  U 
289  ^. 
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BhLZahlling  siehe  Zahlung. 

Einzelabgabe  für  das  hergestellte 
Stuck,  Lizenzgebühr  als  . .  678  «^. 

Einzelbestandteile  einer  Eombi- 

nationserfindnng,  siehe  auch  Be- 
standteile; —  einer  Kombination, 
Ausführung  als  Ausführung  der 
Kombination  810  W;  —  einer  Korn- 
bination«  Ausschluß  von  der  Paten- 
tierung 416  w ;  —  einer  Kombi- 
nation, Benutzung  von  • .  414  ^  '**, 
456  >87.  —  einer  Kombination  als 
selbständige   Erfindungen   418  ^>^ ; 

—  einer  Kombination,  Schutz  416  ^ ; 

—  einer  Kombination,  gleichzeitiger 
Schutz   mit  der   Kombination   II 

iia«o. 

Emzlehuilg  im  Strafyerfahren  11 
468  !▼ ;  —  der  Werkzeuge  11 628  b; 

—  bei  Patentanmaßung  II  628  ^  ^^. 

SlementO  einer  Kombinationserfin- 
dung siehe  Bestandteile,  Einzel- 
bestandteile. 

Empfangsbescheinigiing  über  die 

Anmeldung  II 88  2  a  j  —  über  Patent- 
gebühren 720^4. 

Empirische  Erkenntnis  bei  der 

Benutzung  und  Beschreibung  (§  2) 
269  iW;  —  der  Erfindung  139  «»*; 

—  bei  der  Yorbenutzung  641 1<>. 

Endgiiltigkeit  des  Erteilungsbe- 
schiusses  n  274  ^ ;  —  des  Erteilungs- 
beeohlusses,  Bedeutung  für  das 
PrioriULtsvorzugsrecht  im  Auslande 
n  169  *i^ ;  —  des  Yersagungsbe- 
Schlusses  n  275  0. 

Endprodukt,  Bedeutung  bei  teil- 
weiser Benutzung  eines  Gesamt- 
▼erfahrens  466  s^;  —  bestimmte 
Bezeichnung  66^;  —  als  Charak- 
terisierung des   Verfahrens   64  ^S; 

—  beim  chemischen  Verfahren  62  ^^ ; 

—  des  chemischen  Verfahrens,  Be- 
deutung für  die  Annahme  der 
Patentverletzung  464  ^^ ;  —  des 
Verfahrens  61  ^. 

Endstoff  siehe  Endprodukt ;  —  Iden- 
tität des  .  .  als  Beweis  der  Identi- 
tät des  Verfahrens  861  «64. 

Endziel  siehe  auch  Resultat ;  —  eines 
Verfahrens  60*^;  —  eines  Ver- 
fahrens, Bezeichnung  des  .  .  67^2. 

Engere   Fassung   des   Patentan- 

3[>ruchs ,    Teilnichtigkeitserklärung 
urch  .  .  787  iw. 

England  siehe  Grofibritannien. 


Englische  Kolonien,  Zugehörigkeit 
zur  Internationalen  Union  11 162  ^^; 

—  Patentschriften  218  ßi. 

Entdeckungj  Begrifi  92vnia;  -. 

—  als  Bestandteil  einer  Erfindung 
94  b ;  —  als  Fabrikgeheimnis  167*^ 

—  im  Nichtigkeitsverfahren  767  89 

—  Verhältnis  zur  Erfindung  92  i" 

—  widerrechtliche  Entnahme  einer . . 
826  118. 

Enteignung  des  Patents  672  loi. 

Entgangener  Gewinn  als  Ent- 
schädigung II  394  c. 

Entgelt  für  Preisgeben  der  Erfindung, 
Grund  des  Patentschutzes  40  '. 

Entgeltliche  Lizenz  677  2^5  ff . ;  — 
Übertragung  des  Patents,  recht- 
liche Natur  697  M. 

Entnalunejwiderrechtliehe.  Arg- 
listige Geltendmachung  des  Patent- 
schutzes bei  .  .  861^;  —  eines 
Auslandpatents  49  ^' ;  —  Ausschluß 
des  Vorbenutzungsrechts  bei  .  . 
54^^i6j  _  Begriff810  H,  317  rv»  W; 

—  üBeweis  811  l>;  —  Einwilligung 
in  die  Entnahme  319  l> ;  —  Still- 
schweigende Einwilligung  320  ^^ ; 
-—  einer  nicht  mehr  neuen  Erfindung 
810  75 ;  _  der  Erfindung  durch  den 
Kläger,  Unzulässigkeit  der  Nichtig- 
keitsklage 746  M ;  —  des  Erfindungs- 
stellvertreters  171  >o^  —  Identität 
der  Erfindungen  828  ^;  —-als  uner- 
laubte Handlung  29 1^;  —  mittel- 
bare . .  812  ^ ;  —  als  Nichtigkeits- 
grund 779  VI  11»  ff- ;  —  eines  Patents 
168  SM ;  —  einer  ausländischen  Pa- 
tentanmeldung, Vorbenutzungsrecht 
bei  .  .  n  187  ««» ;  —  Person  des 
Entn^imers  813  88;  —  Bückdatie- 
rung der  Anmeldung  II  98  s^;  — 
Rückwirkende  Kraft  der  Anmel- 
dang  durch  den  Verletzten  327  V  lai ; 
Schutz  gegen  .  .  808«»;  —  Ver- 
letzter  31410  86;  —  Wirkungen 
gegen  unbeteiligte  Patentanmelder 
und  -inhaber  3138^. 

Entschädigung,  Begriff  n  390  iS;  — 

Anspruch  des  Erfindungsbesitzers 
auf  .  .  167  »«;  —  Arten  H  392»; 

—  durch  Buße  11 492  l  a  ifl.;  —  bei 
Enteignung  676  m ;  —  für  Mängel 
beim  Verkauf  eines  Patents  602^; 

—  bei  ungerechter  Strafverfokrung 
n  46618;  —  Verhältnis  zur  finfie 
493  b;  —  mehrerer  Verletzter  nach 
Anteilen  H  406  80;  ^  bei  Ver- 
letzung des  Erfinderrechts  161  >^; 
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— w^en  unberechtigter  Wamungen 
610  *a. 

EntschXdi^aiigsaiispraehy     Be- 

deatnng  der  Eintragong  in  die 
Patentrolle  11 408  <^s ;  —  Erlöschen 
des  .  .  n  404M;  —  des  Käufers 
eines  nichtigen  oder  erloschenen 
Patents  607  ••;  —  des  Lizenz- 
nehmers nach  Nichtigkeitserklärung 
oder  Zurücknahme  des  Patents 
684  *^i-  *'*;  —  des  Lizenznehmers 
wegen  Mängel  des  Patents  693  *^ ; 

—  der  durch  die  Patentübertragung 
Verletzten  690  *i ;  —  mehrerer  V  er- 
letzter II  406  Wj  —  wegen  Ver- 
letzung des  Fabrikgeheimnisses 
169  »oö. 

EntschSdigangsbereclmiuig, 

Arten  n  392  ". 

Entsch&dignmgsldage       I6l  ^ 

447  «1«;  —  Begriff  11  437  I>  I  i««*; 

—  gegen  die  Anmaßung  der  Be- 
nutzungsbefugnis 449  '^^ ;  —  An- 
trag auf  Yerurteüung  zu  einer  un- 
bestimmten Summe  II  440  ^^^ ;  — 
wegen  unberechtigter  gerichtlicher 
Ausübung  des  Patentrechts  618  ^^j 

—  gegen  das  Bestreiten  des  Patent- 
rechts 468  woj  —  Gerichtsstand 
U  440  ni  i4iff..  _  auf  Grund  der 
Bekanntmachung  der  Anmeldung 
n  S27  ^ ;  — wegen  Patentanmafiung 
n  608  • ;  —  wegen  Patentver- 
letzongen,  Yerjährmig  11  602  ^^; 

—  zum  Schutz  des  Individualrechts 
40 18 .  —  i)ei  Stellvertretung  in  der 
Erfindungstätigkeit  171  806;  —  bei 
Verletzung  des  Erfinderrechts 
161  >*ö;  —  wegen  unberechtigter 
Wamungen  609 «;  —  bei  wider- 
rechtlicher Entnahme  779  ^*K 

Entsch&dig^gspflichty  Ausschluß 
durch  kollidierendes  Recht  U  886  * ; 

—  bei  Nichterfttllunff  des  Lizenz- 
yertrags  679  ««o ;  —  Nichtanwend- 
barkeit  des  BGB.  29 1^;  .  nach  dem 
Pat6ntgesetzII386 1 ; — wegen  unbe- 
rechtigter einstweiliger Vannigungen 
520  d  60»ff.  j  —  des  Verkaufers  eines 
nichtigen  oder  erloschenen  Patents 
607  w ;  —  bei  Verletzung  des  Er- 
finderrechts 164  «Wj  —  bei  Ver- 
zicht auf  die  Nichtigkeitsklage 
748  1»;  —  nach  BGB.  und  Wett- 
bewerbsgesetz  U  887  ^. 

Entschädignngspfliehtiger 

U  407  V. 
Entscheidung  siehe  auch  Beschlüsse, 
Urteil;  —  über  die  Abhängigkeit 


im    Erteilungsverfafaren   802  ^f^; 

—  über  die  Abhängigkeit  durch 
die  Gerichte  866  ^>;  —  über  die 
Abhängigkeit  im  Nichtigkeüarer^ 
fahren  749  w :  —  über  Ablehnung 
von  Beamten  II  8 1*  ^ ;  —  der  Ab- 
teilungen des  Patentflunta   II  6  ?; 

—  des  Patentamts,  Abänderung  11 
13  6 .  —  ([es  Patentamts»  Anfech- 
tung wegen  unzulässiger  Mitwirkung 
11  10 1';  —  des  Patentamts,  Aus- 
fertigung und  Zustellung  HU'; 

—  des  Patentamts,  Begründung  11 
11  4;  —  über  den  lonspruch  n 
268  M<^;  —  über  die  Kosten  des  Be- 
schwerdeverfahrens II  269  ••;  — 
im  Verfahren  in  Patentsachen  11 
XO  1 ;  —  ohne  mündliche  Verhand- 
lung im  Niohtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren II  827  ^118 ff-;  — 
über  die  Zolässigkeit  der  Beschwerde 
gegen  den  Erteilungsbeschlufi  IE 
266«. 

Entscheidungsgründe»  Anslegong 

des  Patents  in  den  .  .  486  ^M, 
427ott8ff. .  —  Berufung  gegen  .  . 
n  86810;  ^  Beschwerde  gegen 
n  20*0;  n  267d«f. 

Entschuldbarer  Irrtum,  Anssddufi 

der  Fahrlässigkeit  durch  11 435  ui ; 

—  Ausschluß  der  Wissentlichkeit 
durch  418  86 ff.;  —  Rechtsirrtom  11 
422/995.  ~  Eechtsirrtnm  bei  der 
Zurücknahme  806«*. 

Entscholdbarkeit  des  tatsächlichen 

Irrtums  II  418  /'W  ff.  •  —  der  Nicht- 
ausführung der  Erfindung,  Aus- 
schlufi  der  Zurücknahme  S)!*^;  — 
der  Nichtausführung,  Beweiapflicht 
32181*  —  der  LazenzweiRerang 
880  108. 

Erben  siehe  auch  Bechtsnachf olger; 

—  des  Anmelders  U  981«»;  —  des 
Beklagten  im  Nichtigkeiti-  und 
Zurücknahmeverfahren  II  299  s<», 
n  848  86;  --  des  Einsprechenden 
n  260  87 ;  —des  Klägers  im  Nichttg- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
n  296^;  —  Mehrzahl  aU  Streit- 
genossen II  301  <^i  86;  —  des  Prio- 
ritäUberechtigten  11  178  »8;  _  dea 
zur  Bu£e  Verurteüten  11  497  18 

Erbfolg;e  siehe  auch  Beohtsnadi- 
folge;  —  in  das  Ausnutzungarecht 
61488;  —  in  den  BuAanspmch 
n  49618;  —  beweisende  Form 
n  41 88 ;  —  in  die  Klageberechtignng 
weg^n  Patentverletzungen  478  88t; 
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—  in  die  Lizenz  646  i<»,  662  ^; 

—  in  das  Patent  685  ^. 
Erbrecht  des  FiskiiB  686  ?. 

Erf ahroBgen^Mitteilung  Yon,Pflicht 
des  Lizenznehmen  zor  .  .  672  *^. 

ISrflllder^  Anmelder  als  vermut- 
licher .  .  282  <^;  —  Nebeninter- 
▼ention  des  .  .  U  804  6S ;  —  Schntz 
gegen  widerrechtliche  Entnahme 
809  71 ;  —  als  Verletzter  bei  wider- 
rechtlicher Entnahme  8 14  <^ ;  —  Ver- 
hältnis zum  Inhaber  des  Erfinder- 
rechts 814  Wif.;  —  als  Vorbenntzer 
649  8S. 

Brflnderelire,  Schutz  der  .  .  45 1>. 

BSrflnderrecht  der  Beauftragten,  An- 
gestellten usw.  1701^;  —  Begrifi 
4511.  —  Erlöschen  162  V;  —  Er- 
werb bei  Stellvertretung  in  der  Er- 
findertätigkeit 170  >ot ;  —  alslmma- 
terialrecht  und  Individualrecht  46  ^ ; 

—  Schutz  durch  einstweilige  Ver- 
fügungen 621  *ii;  —  Übertrag- 
barkeit 156  *Wj  —  als  Vermöffens- 
recht  146  Mäj  —  Verstärkung  durch 
den  Patentschutz  148  ^^;  —  Zu- 
gehöriffkeit  zur  Konkursmasse 
161  •^o  j  —  Zwangsvollstreckung  in 
das  .  .  160  ^. 

Erflndimg,  BegrifE  50  w^* ;  —  einer 
Ausführungsform  siehe  Ausfüh- 
rungsform; —  Aufgabe  als  . .  siehe 
Aufgabe;  —  Analogieverfahren  88  V; 

—  Ausführbarkeit  109  xni ;  _  Be- 
nutzung in  einem  Gewerbe  als  ge- 
werbsmäßige 898  174;  —  Brauchbar- 
keit und  Wert  145  >*•:  —  Besohrei- 
bung  in  ofEentlichen  Druckschriften 
202»;  —  Definition  51 ««;  —  Ein- 
fachheit, Schwierigkeit  der  Er- 
findung 51  '8;  —  einer  Einrichtung 
55**;  —  gewerblicher  Erfolg  als 
Beweis  52  ^a;  —  Erkenntnis  der  . . 
185  XVH;  —  Erkenntnis  der  . .  in 
der  Vorveröffentlichung  225***;  — 
Erkenntnismöglichkeit  bei  Vorver- 
öffentlichung ^M;  —  eines  Erzeug- 
nisses 55^;  —  Fortschritt  bei  der  * . 
112  XIV;  —  Gegenstand  54  H  n- »; 

—  als  Gegenstand  eines  Zusatz- 
patents 704* 'S;  —  gemeinschaft- 
Uche  durch  mehrere  162  s^;  —  als 
Geistesschöpfung  41  «,  51  «7,  54  n ; 

—  generelle  siehe  generelle  Er- 
findung; —  Gewichts-,  Maß-  und 
Zahleiändemngen  89^;  —  ge- 
werbliche Verwertbarkeit  142  3^^; 

—  Identität  siehe  Identität;  —  Kon- 
struktion als  .  .  69  lU,  70  w«;  — 


einer  Kombination  siehe  Kombi- 
nationserfindung;  —  naheliegende 
52  89 ;  —  Neuheit  siehe  auch  Neu- 
heit; —  Neuheit  des  GMankens 
52»»;  —  Originalität  54»«*;  — 
Prioritätsrecht  als  Zubehör  der  .  . 
n  176  *M;  —  als  Voraussetzung 
der  Patenterteilung  40 1 ;  —  ist  Tat- 
frage 50  «<^;  —  technische  und  hand- 
werksmäßige Gepflogenheiten  70  M; 

—  eines  Verfahrens  55  »* ;  —  Ver- 
hältnis zum  Fabrikgeheimnis  167  ^ 

—  von  Vorstandsmitgliedern  und 
Gesellschaftern  187  '^;  —  eines 
einzelnen  Wegs  121  iW;  — .  ver- 
schiedener Wege  120  i^;  —  Über- 
tragung bekannter  Mittel  76  ^;  — 
Substitution  von  Aequivalenten 
86  VI;  —  technische  .  .  102  3C;  — 
wissenschaftliche  Beobachtungen 
97 IX ;  —  technischer  Erfolg  108  xn ; 

—  zufallige  52  so. 

Erfindungen      von     Beauftragten 

173  SIS;  —  eines  Gesellschafters 
165  287;  _   gesetzwidrige   189  H; 

—  Notwendigkeit  weiterer  . .  duröh 
andere  Sachverständige  zwecks  Be- 
nutzung der  beschriebenen  Erfin- 
dung n  121«*;  —  Schutz  der  .  . 
auf  Ausstellungen,  Gesetz  vom 
18.  8.  1904  Text  IE  586;  —  gegen 
die  guten  Sitten  191  HI;  —  von 
staatlichen  Angest.  185  K 

Erfindungen  Ton  Angestellten 

nach  Auflösung  des  Dienstverhält- 
nisses 185  «^i^;  —  ausdrückliche 
Vereinbarungen  176  •*>;  —  aufier- 
hslb  des  Dienstverhältnisses  184  g; 

—  Einfluß  der  Dienststellung  178«; 

—  Recht  des  Dienstherm  auf  •  . 

174  «17-  —  unberechtigte  Mitteilung 
an  Dritte  175  «i»;  als  vertrags- 
mäßige Funktion  176  >si;  —  wäh- 
rend des  Dienstverhältnisses  184  >m  ; 

—  während  und  aufierhalb  der  Ge- 
schäftszeit 181  Mifl. 

Erfindnngsaufjgabe  siehe  Aufgabe. 

Erflndungsauftarag,  Unterschied 
von  der  Miterfindung  164  *M;  siehe 
auch  Auftrag. 

Erfindungsftusfunrung)     Begriff 

806  ^^&;   siehe  auch  Ausführung, 

Erfindungsbeg^iffy  Neuheit  der  Er- 
findung 58  '^ ;  —  Verhältnis  zur 

Identiät  bei  Vorveröffentlichung 
228  <8. 

Erfindnng^benntsung  siehe  auch 

Benutzung;  —  652  V;  —  anssohlieA- 
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liehe  Befugnis  zar  . .  als  Inhalt  des 
Patentrechts  367  ^;  —  gewerbs- 
mäßige, Anwei^duDg  der  Bereiche- 
rangshaftung  des  B^B.  11 401 ««;  — 
als  Patentverletzung  458  IV  Mi  ff.; 

—  Pflicht  des  Lizenzgebers  zur  Ge- 
währung der  .  .  667  »T;  «-  ver- 
tragsmäßiger Ausschloß  des  Lizenz- 
gebers von  der  .  .  674  **®. 

EÄndiuigsberechtigter  siehe  auch 

Inhaber  des  Erfinderrechts ;  —  Kon- 
kurs des  .  .  161  ^. 

Erflndangsbeschreibung  siehe  Be- 
schreibung. 

Erfindung^besltz  siehe  auch  Besitz 
an  der  Erfindung;  —  41  «,  147  «•*; 

—  Begriff  165  «»«;  —  Erwerb  des 
.  .  166  «8»;  —  Erwerb  durch  Stell- 
vertreter 166  *^  *;  —  alslmmaterial- 
recht  45  11 ;  —  rechtliche  und  tat- 
sächliche Bedeutung  166  >9i;  _ 
SchuU  des  . .  641  d  9ff.;  -.  Über- 
tragung 156  »M. 

Erflndungsbesitzer,  Benutzungs- 
recht des  . .  167  »2;  —  als  Neben- 
intervenient .  •  n  304  ö« ;  —  Rechte 
des  .  .  166  *W;  —  rechtswidriger 
841  S;  —  Schutz  durch  §  3  Abs.  3 
des  PatG.  308  70 ;  —  als  Verletzter 
bei  widerrechtlicher  Entnahme 
815  8«;  —  als  Vorbenutzer  642"; 

Erflndungpibestandteile  siehe  auch 

Bestandteile,  ..  Einzelbestandteile, 
Elemente;  —  Übertragung  bekann- 
ter Mittel  als  Erfindung  79  8? ;  — 
wesentliche,  Nachbildung  . .  als  Pa- 
tentverletzung 455  888, 

Erflndungseigenschaft  selbstän- 
dige, der  Einzelbestandteile  einer 
Kombination  418  ^si. 

Erflndimgsgedaiike,  allgemeiner . . 

siehe  generelle  Erfindung;  —  Be- 
seitigung eines  Teils  des  ,  .  durch 
Teilnichtigkeitserklämng    781  ^«; 

—  Beweis  der  Kenntnis  des  .  .  bei 
widerrechtlicher  Entnahme  812  8i; 

—  einheitlicher  patentföhiger  .  •  als 
Voraussetzung  der  Einheitlichkeit 
der  Anmeldung  11  108  ^ ;  —  Er- 
kenntnis des  allgemeinen  . .  124  ^87 ; 

—  als  Gegenstand  der  Erfindung 
54  88;  —  Identität  des  ..  261  lU; 

—  Identität  bei  Prioritätvorzugs- 
recht n  170  s>i;  —  Inhaber  des  . . 
als  Erfindungsbeeitzer  165  *88«  — 
naheliegender  61  ^8;  —  Neuheit 
52  29  a*  —  allgemeiner,  nur  durch 
die  Patentschrift  offenbart  407  >06; 
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—  Teilbarkeit  bei  BeichrSnkimg 
des  Patents  291  *9^;  —  Teilbar- 
keit bei  TeilnichtigkeitserUanaig 
784  ^n 

Erflndungsidee  siehe  auch  EHm- 
dungsgedanken ;  Idee;  —  allgemeine 
Anregung  zur  Losung  162  *•*;  — 
allgem.  •  .  VorveroffentliohoDg 
223  84  a.  _  allgem.  .  .  widerrecht- 
liche Entnahme  325  ^^^  '• 

Erflndungsiiihalty    Anderoni^  im 

Erteilungsverfahren  II  140  ^^;  — 
Änderung  des  •  .  im  Erteilnngs- 
verfahren,  Einflpfi  auf  die  Prioritit 
II 145  ^^^;  —  Änderung  im  Nidi- 
tigkeitsverfahren  786  i*«. 

Erftadttiigsmerkiiiale ,  Nichtauf- 
nahme in  die  Patentschrift  764  «^ 

Erflndungsschutz,  keine  lex  spe- 
cialis 44  1^ ;  —  und  Schutz  des  Fa- 
brikgeheimnisses 168  *^. 

Erflndungszweek  siehe  Zweck. 

Erfolg)  Angabe  in  der  Beachreibaiig 
n  117  76;  —  Bewußtsein  des  .  . 
bei  der  Patentverletznng  II  414  "; 

—  Billigung  des  . .  bei  der  Patent- 
Verletzung  11 414  TT;  _  Erkenntnis 
siehe  auch  Erkenntnis ;  — 135  *• ;  — 
Erkenntnis,  bloAe,  als  Entdeckung 
93  119;  —  Erkenntnis  aus  der  Pa- 
tentschrift undPatentumfang  408  19^ 

—  gewerblicher,  als  Beweis  der  Er- 
findung 52 »  *;  —  neuer  tedi- 
nischer  .  .  108  i^f ;  _  nicht  er- 
kannter,   Unerheblichkeit    189  *i^; 

—  Vorveroffentlichung  224»;  — 
überraschender  beim  Analogie- 
verfahren 84^,98;  —  bei  Kon- 
struktion 74  TT;  —  bei  Maft-  und 
ZahlenSnderungen  90  ^U;  —  bei 
Substitution  .  von  Aequivalenten 
86  los ; — bei  Übertragung  bekannter 
Mittel  80  90, 

Erfüllung  des  Vertrags  siehe  andi 
Vertrag ;  —  des  Vertrags  als  Si<^e- 
rung  der  Ausführung  817  T9. 

Ergänzende  PnblikationensnDnidL- 
Schriften  212 »f. 

Ergänzung  der  Klage  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
n  312  h;  _  der  Mangel  der  Be- 
rufung . .  n  370  1«;  —  der  Palent- 
beschreibnng  durch  das  Patentamt 
n  141  IM;  —  der  Patentschrift, 
Auslegung  zwecks  .  .   429bM4fl.. 

—  der  Patentschrift  durch  ErUi- 
rungen  des  Patentanmeldera,  Aas- 
legung  436  >M ;  —  des  Yer&hreDS 
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in  Patentsachen   durch   die  CPO. 

SrgSlUEllllgen  der  Anmeldung,  Zu- 
lässigkeit  im  IHeilungsverfahren 
II  142 1^:  —  der  B^Mshreibung 
durch  Modelle,  Zeichnungen  usw. 
n  118  w. 

Srg&nziuigsanmeldiuigeii  als  Aus- 

legungnnittel  439  894. 

SrgiinLZ11Ilgsbesclllu&  zur  Bekannt- 
machung II  231 10. 

Eirheblicher  Fortschritt  bei  der 

Konstruktion  74  78;  .  bei  Maß- 
und  Zahleniinderungen  90  ii>;  — 
bei  Substitution  von  Aequivalenten 
86  10»,  88  107 ;  —  bei  Übertragung 
bekannter  Mittel  76  »  80  oo. 

ErhebliehkeitdesFortschrittsllS  171. 

Erkenntnis  siehe  auch  Erfolg;  — 

—  siehe  auch  Kenntnis;  —  Be- 
deutung für  den  Umfang  des  Pa- 
tentschutses  408  108;  —  bei  den 
einzelnen   Benutsungsarten  272  d  ^ 

—  der  Erfindung  185  XVU.  -  ße- 
grifi  269  m  a ;  _  Bedeutung  bei 
offenkundiger  Benutzung  229 78 ff-; 

—  Beweis  770  M » ;  —  aus  der 
Druckschrift  220<»;  —  bei  Ent- 
nahme einer  fremden  Erfindung 
826  110;  —  bei  genereller  Erfindung 
124  iw,  186  »Sa;  —  Kausalzu- 
sammenhang zwischen  der  Be- 
nutzung und  .  .  274>10<;  —  im 
Nichtigkeitsyerfahren  764  76 ;  —  bei 
der  Vorbenutzung  641  lO;  —  des 
Erfolges  und  der  Mittd,  Einfluß 
auf  den  Patentumfang  408  loo ;  — 
spatere  von  Erfolgen  bei  Erfindung 
189  0;  —  bei  Kombinationserfin- 
dung 186  MS  a;  —  der  Mittel  der 
Erfindung  185*09;  -.  der  ge- 
werblichen Verwertbarkeit  129  ^ 
186  »0;  —  von  Mittel  und  Erfolg 
der  Erfindung  in  der  Vorveröffent- 
lichung  22500. 

Erkl&röng  des  Anmelders  auf  den 
Vorbescheid  11  208  d  87 ;  —  des 
Beklagten  im  Nichtigkeits-  und 
Zuraoknahmeverfahren    11   825  ^; 

—  desBerufungsbeklagtenll  878  ^; 

—  des  Patentanmelders  auf  Ein- 
spruch n  258 M;  —  des  Patent- 
verzichts  784  n. 

Erkl&mngen  des  Anmelders,  Be- 
deutung für  die  Auslegung  485  >0S; 

—  des  Einsprechenden  II  258  ^ ; 

—  des  Patentinhabers  als  Aus- 
legungsmittel 488 '^;   —   der  Re- 


gierungen über  die  Gleichstellung 
der  Kolonien  und  Schutzgebiete 
mit  den  Verbandsstaaten  II 162  100. 

Erkundigungen  siehe  auch  Nach- 
forschungen; —  Möglichkeit  von, 
als  Beweis  der  groben  Fahrlässig- 
keit n  482  1«*;  —  Pflicht  zu  .  . 
über  den  Patentschutz  11  484 1^  ^ 

Erlab  der  Anmeldegebühr  U  92 1»; 

—  der  Antragsgebühr  im  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeverfahren 
n  291  02-  —  der  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  beim  Aus- 
stellungsschutz n  191  >76;  —  der 
Bek.  d.  Reichsk.  beim  Vergeltungs- 
recht 848  00 ;  —  der  Bek.  der  Sperr- 
frist für  ausländische  Patentschriften 
276  «16 ;  —  der  Lizenzgebühr  68*5  «76 ; 

—  der  Lizenzgeb.,  Anspruch  des 
Lizenznehmers  auf  .  .  679  ^0 ;  — 
der  Lizenzgeb.,  Anspruch  auf  .  . 
684  «71 ;  —  der  Patentgebühr  726  V 
n  88  70j  —  der  gestundeten  Patent- 

feb.    728  M;    —    des   Urteils    im 
atentamtsverfahren  II  844^;  — 
des  Vorbescheides  11  198 1«. 

Erlaubnis  der  Erfindungsbenutzung 
bei  Lizenz  688  1^;  —  des  früheren 
Patentinhabers  bei  Abhängigkeit 
294  00. 

Erläuterung  des  Hanptpatents  als 
Gegenstand  des  Zusatzpflients  705  si; 

—  des  Patents  durch  Beschreibung 
n  114  0«;  _  der  Patentschrift,  Er- 
klärungen des  Patentanmelders 
zur  .  .,  Auslegung  486  ^os. 

Erläuterungen  zu  den  Bestim- 
mungen über  die  Anmeldung  von 
Erfindungen  28  «,  II  87  i;  —  Text 
n  547 ff.;  —  notwendig  zur  Er- 
kenntnis der  Erfindung  271  ^. 

Erlosehen  der  Anschlußerklärung 
des  Nebenklägers  II 476  70 ;  _  des. 
Anspruchsauf  Patenterteilung  281  ^ ' 

—  des  Ausnutzungsrechts  619';  — 
de8Bu6an8pruchsJ[l50000;  —  des 

Entschädigungsanspruchs  11 404  0( ; 
des  Erfinderrechts  162^;  —  des 
Fabrikgeheimnisses  168  ^06 .  —  der 
Firma,  Eintragung  in  die  Patent» 
roUe  bei . .  II  88 lO;  —  des  Haupt- 
patents 6991'^;  —  der  inländischen 
Vertretung  841  mi«;  —  der  in- 
ländischen Vertretungsbefugnis, 
Wirkung  nach  auAen  hm  842  i^^; 

—  des  Klagerechts  wegen  Patent- 
verletzungen 498^;  —  des  Kom- 
binationspatents,  EinfluA  auf  den 
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Schutz  der  Einzelbestandteile 
419884a._  des  literarischen  Schutzes 
der  Auslegungsstücke  11  836<^7;  — 
des  Nießbrauchs  624  n«;  —  der 
vom  Patent  abgeleiteten  Rechte  als 
Folge  der  Nidbtigkeitserklärung 
7Ö2  « ;  —  des  Pfandrechts  637  « i» ; 
—  des  PrioritätsYorzugsrechts  in- 
folge Wegfalls  des  ausländischen 
Patents  II  156  i»>;  —  des  Rechts 
auf  StrafantTMr  II 48811»;  —  durch 
Verzicht  672  "^loo;  —  des  Vorbe- 
nutzungsrechts 6721X100;  —  des 
Patents  729  ^i^-;  —  Einfluß  auf 
die  Abwehrklage  498  b;  —  Ein- 
fluß auf  den  Entschädigungsan- 
spruch 11404^;  —  Einfluß  auf 
das  Elagerecht  498  ^ ;  —  Einfluß 
auf  die  Nichtigkeitsklage  753**;  — 
Einfluß  auf  die  Strafverfolgung 
451  a .  _  Einfluß  auf  den  Ver- 
gleich im  Verletzungsprozeß  498*51; 

—  als  Folge  der  Nichtzahlung  der 
Patentgebühr  714*,  718";  — 
Gründe  729 1 ;  —  Rechtsfolgen 
781  ß;  —  Verhältnis  zur  Nichtig- 
keitserklärung 752  b*8;  —  infolge 
Verzichts  des  eingetragenen  Patent- 
inhabers n  49  S7  ft;  _  des  aus^ndi- 
sch^i  Patents,  Einfluß  auf  das  Prio- 
ritätsrecht n  156  180;  —  des  Zu- 
satz]()atents  702  «. 

Erloschenes  Patent,  Haftung  für 

Verkauf  eines  . .  607  «•;  —  bei  Pa- 
tentanmaßung n  512  M. 

ErlSschenlassen,     rechtswidriges, 

eines  Patents  781  o. 

Ermftbigung  des  Kaufpreises  für 
ein  Patent  605  ß*ff- ;  —  der  Lizenz- 
gebühr 686  «W. 

Ermittelung  des  Schadens  U  391  «O; 

—  des  Schadens  bei  Buße  11 499  s^; 

—  des  Patentamts  im  Verfahren  in 
Patentsachen  II  62  »>. 

Ernstliche  Bemühungen  um  den 
Abschluß  Yon  Lizenz-  und  Kauf- 
verträgen, Sicherung  derErfindung^- 
auafül^ung  819  77 ;  —  Niederlassung 
bezw.  Wohnsitz  in  einem  Verbands- 
staate 167  21«,  ns. 

Ernstlichkeit,  mangelnde,  des  Aus- 
setzungsantrags 860  wf;  —  der  Li- 
zenz- und  Kaufangebote  als  Siche- 
rung der  Ei^dungsausführung 
818^5. 

Ersatz  von  Kombinationsbestand- 
teilen durch  Aequivalente  461  dS49fl.; 

—  der  Lizenzgebühr,  Anspruch  auf 


•  •  nach  Nichtigkeitserklarong  und 
Zurücknahme  684  ^i. 

Ersatzteile,  Bezug  und  HersteUea 
.  .  als  Patentverletzung  370  i«. 

Erscheinen  der  Beteiligtea  im  Ver- 
handlungstermin  890  *;  —  aus- 
ländischer Druckschriften  Sfil »;  — 
der  Druckschriften  220  « ;  —  dar 
Druckschriften  aus  den  letzten 
100  Jahren  221  «>;  —  der  Druck- 
schrift, Zeitpunkt  219  ^. 

Erschleiehung  des  Patents,  Arten 
g534S;  —  arglistige,  des  Patoiti 
862  b;  —  eines  Patents,  Einrede 
der  .  .  gegenüber  der  VerjShraig 
der  Nichtigkeitsklage  11815»;  — 
eines  Patents  als  unerlaubte  Hand- 
lung 29 1«. 

Erschöpfende  Regelung  durch  das 

Patentgesetz  im  allgemeinen  89  i^; 

—  d.  d.  PatG.,  der  Entsdiädigongs- 
pflicht  291«,  n  888 10 ff-;  —  d.  d. 
PatG.,  der  Haftung  für  Patttitrer- 
letzungen  11 888 1»«-;  —  d.  d.PatG^ 
der  Neuheitsmängel  199  »;  —  d.  d. 
PatG.,derNichtigkeitsgründe758»; 

—  d.  d.  PatG.,  der  Pflicht  aar 
Herausgsbe  der  Bereicherang  H 
401 4«;  —  d.  d.  PatG..  der  Zuruck- 
nahmegründe  789  i. 

Erschöpfung  des  Patentrechts  dnrd 
Ausübung  666  i^. 

Ersparnisse  desPatentverletzerBab 
Bereicherung  II  400**. 

Erstattung  der  Antragagebühr  iza 
Nichtigkeits-  und  Zurüclmahmtfrer- 
fahrenU  291  >> ;  —  der  Beschwerde- 
gebühr, Anordnung  durch  das  Fi^ 
tentamt  11270  ^ ;  —  der  Beschweide- 
gebühr  der  Anschlu&beechwerde  H 
278**;  —  der  Beschwerdegebüfar 
durch  den  Gegner  n  270  *>  W;  — 
des  Kaufpreises  nach  Nichtigkeits- 
erklärung und  Zurücknahme  e06  ^  ^ ; 

—  der  Lizenzgebühr  nach  Zora^- 
nähme  und  Nichtigkeitserklanniig 
686  S7<^;  —  der  SicherheitaleiatoBS 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
▼erfahren  11  823  n«. 

Erster  Anmelder  als  vennutiidier 

Erfinder  282  6^  282  6. 
Erste  Anmeldung  bei  Priorititi- 

▼orzugsrecht  II  166  i*i. 
Erstreckung  der  Fristen  siehe  Ve^ 

längerung;  —  ausländischer  Patente 

auf  das  löland  49^1. 
Ersuchen,  gerichtliches,  des  Patteat- 

amts  um  Abgabe  von  Qutachta 
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n  S9  H;  _  am  Eechtshülfe  siehe 
Rechtshülfe. 

Srteiliiiig  des  Patents  siehe  auch 

.  Erteilangsbeschlufi,  Patentertei- 
lung; —  vorbehaltlich  der  Rechte 
Dritter  866  ^,  8M  »;  ~  ßeschlufi 
n  278 1;  —  Beschwerde  gegen  den 
Beschlofi  n  269  I  1;  —  durch  das 
Patentamt  Uli;  —  Zeitpunkt 
341  \  n  278  iff-;  —  des  Zusatz- 
patents,  Folgen  der  unzuzulässigen 
.  .  710«. 

Erteilnngsakten,    von    der    Ab- 

Bchriftenerteilung  ausgeschlossene 
n  66^0;  —  als  Auslegungsmittel 
484  *T* ;  —  Bedeutung  fcr  die  Aus- 
legung des  Patents  488 1^;  —  Ein- 
sicht der  .  .  n  64  b;  —  Einsicht 
in  die  ..  bei  Bekanntmachung  der 
Anmeldung  11 282  «;  —  Erteilung 
▼on  Auszügen  und,  Abschriften  II 
66**,  n  66  «;  —  Übersendung  an 
Behörden,  Gerichte  II  64  «7. 

SrteilttngsbesehliiJb    siehe    auch 

Beschlüsse ;  —  Beschwerde  II  21  '^ ; 

—  Endgültigkeit  siehe  auch  End- 
gültigkeit n  274  b;  ~  Nichtüber- 
einstimmung mit  der  Patentanmel- 
dung 846 1* ;  —  Nichtüberein- 
stimmung mit  der  Patenturkunde 
346  SO;  _  Rechtskraft  841  «. 

lirteiluiigSTerfiilircäi  siehe  auch 

Verfahren  in  Patentsachen;  Be- 
griff n  61  1;  —  Abschluß  des 
.  .  n  278  l*ifl.;  — Ausschließung 
▼on  Beamten  des  Patentamts 
II  7iof;  —  Aussetzung  n  67", 
n  226  >';  —  Aussetzuig  infolge 
Nichtigkeitseinwandes  847l><';  — 
Aussetzung  wegen  Übereinstimmung 
mit  früherer  Anmeldung  II  67  !>; 
Ergänzung  durch  die  CPO.  II  63  « ; 

—  Allgemeine  Grundsätze  112641  ff- ; 

—  Kosten  H  81«;  —  Mängel 
846^;  —  Mängel  des  .  .  als 
Nichtigkeitsgrund  760  ^ ;  —  Neben- 
intervention  II  76  *0;  —  Patent- 
anspruch im . .  n  128  *A ;  —  aiR  yer- 
waltungsverfahren  II  62  S;  —  Zu- 
rückni^me  und  Zurückweisung  der 
Anmeldung  II  104^ ff*. 

SrwägimgeiL,  rechtliche  und  tech- 
nische, als  neue  Umstände  für  die 
Zurückweisung  II  211  ^^ 

Srweitemilg  der  Abwehrklage  durch 
den  Anspruch  auf  Entschädigung 
n  487  IM;  —  des  Antrags  der  Be- 
schwerde n  18 1^ ;  —  der  Anträge 
L  Instanz  in  der  Berufungsinstanz 


II 871 18«;  —  der  Beruf ungsanträge 
n  871 19;  —  des  Betriebs,  Befugnis 
des  Lizenznehmers  zur  .  .  664  i^i ; 

—  des  Betriebs  durch  den  Vor- 
benutzer 661 M ff-;  —  der  Ent- 
schädigungsklaffe  durch  den  Ab- 
wehranspruch 11  487  iWj  —  der 
Erfindung  alsGegenstand  des  Zusatz- 

?atents  708  ^ ;  —  der  Erfindung  bei 
'eilnichtigkeitserklärung  786  i»(<; 

—  des  Klageantrags  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurüdmahmeverfahren 
n  818M;  -.  des  Patentanspruchs, 
Änderung  durch  .  .  II  149  i^. 

Erwerb  siehe  auch  Erwerber,  Über- 
tragung, Übertragbarkeit;  —  des 
Erfinderrechts  168  <»;  —  des  Er- 
finderrechts bei  Stellvertretung  in 
der  Erfindung  171  >os;  _  des  Er- 
findungsbesitzes 166  s^ ;  —  des 
Vorbenutzungsrechts,  maßgebender 
Zeitpunkt  647  niw. 

Erwerber  siehe  aach  Käufer,  Rechts- 
nachfolger; —  derldzenf  siehe  Li- 
zenznehmer; —  des  Patents  als 
Rechtsnachfolger  in  das  Klagerecht 
478  >98;  —  des  Patentrechts,  Klage- 
berechtignng  gegen  Patentver- 
letzungen  477  ««,  II  47  »;  —  des 
Patentrechts,  Person  des  . .  690^; 

—  Rechte  des  Patentveräufierers 
gegenüber  dem  .  .  691  ><. 

Erwerbszweek  bei  der  Benutzung 
der  Erfindung  286  M,  896  i?^. 

Erzeugnis  siehe  auch  Stoff ;  —  Be- 
griff 66  8* ;  —  Benutzung  eines  .  . 
248  ***;  —  Benutzung  eines  Ver- 
fahrens durch  Benutzung  eines  •  . 
244  ^S7;  —  als  Endziel  eines  Ver- 
fahrens 67  ^>;  —  Gebrauch  des  .  . 
889  18»,  890  1«;  —  Identität  bei 
Prioritätsvorzugsrecht  II    171  *•*; 

—  Kennzeichnung  durch  das  Her- 
stellungsverfahren 66  s^;  —  Körper- 
lichkeit 66  s* ;  —  unmittelbares,  eines 
patentierten  Verfahrens,  Schutz  des 
.  .  622  Kiw*«;  —  Patentanspruch 
auf  ein  ..  n  182  ii»;  —  Besondere 
Patentierung  64««,  66  M;  —  Unbe- 
wegliche Sachen  als  .  .,  Bestand- 
teile 68  ^1 ;  —  gleichzeitiger  Schutz 
mit  Einrichtung  und  Verfahren 
66»,  n  110»»;  —  Selbständig- 
keit 67^;  —  Verbrauch  als  Ge- 
brauch 890  i«ft;  —  Verhältnis  zu 
Verfahren  und  Einrichtung  66  >7. 

Erzeugniserftndiing  66  m;  _  als 

generelle  Erfindung  128  ^^ ;  —  Um- 
fang der  Erfindung  66^7. 
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Erzeiig^nispatent  40  >;    —   Aub- 

führung  806  **«• ;  —  teüweise  Ver- 
letzung 463  «». 

Etablissement  siehe  auch  Fabrik, 
Geschäftslokal;  —  Benutzung  der 
Erf.  in  einem  .  .  bei  offenkundiger 
Benutzung  266*». 

Eyentualdolus,  Begriff  n  413  7»; 

—  des  Patent  verletzers,  Fälle  IE 
414  78;  —  Unterschied  von  der 
groben   Fahrlässigkeit    II   436  »o. 

Eyentuelie  Klagenverbindung  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren n  807«». 

Export,  Bestimmung  der  Ware  für 
den . .  bei  Inverkehrbringen  381  ^^; 

—  als  Inländisches  Inverkehr- 
bringen 380  iw. 

Exterritoriale  Gebiete,  Geltung 
des  Patentgesetzes  31  ^8. 


Fabrik  siehe  auch  Etablissement, 
Geschäftslokal ;  —  Benutzung  der 
Erfindung  in  einer  .  .  266  i®i ;  — 
Geheimhaltung  der  Erfindung  in 
der  ..  2681«**;  —  Sicherung  der 
Geheimhaltung  in  der  .  .  260  ^^K 

FabrikShnliche  Betriebe ,  Be- 
nutzung in  .  .  als  gewerbsmäßige 
396  181, 

Fabrikbetrieb  als  Veranstaltung  zur 
Vorbenutzung  667^. 

FabrikgeheinilUS  siehe  auch  Ge- 
heimhaltung der  Erfindung ;  —  Be- 
griff 167 '^"I;  —  Ausschluß  von 
der  Abschrifterteilnng  im  Falle 
eines  .  .  II  66ö<>;  —  Einrede  der 
Arglist  wegen  Verschweigens  von . . 
362»»;  —  Erlöschen  168  »«;  — 
Mitteilung  in  derPatentbeschreibung 
n  121  o;  —  Pflicht  des  Lizenz- 
gebers zur  Mitteilung  .  .  668  *^; 

—  Pflicht  des  Patentverkäufers  zur 
Mitteilung  698  «i;  —  Schutz  168  c; 

—  Übertragbarkeit  168  »«;  —  Ver- 
hältnis zur  Erfindung  167  »*;  — 
Verrat  169  W8  £E.  j  —  Verschweigen 
in  der  Beschreibung  11  121««;  — 
Vertrag  auf  Bewahrung  des  .  . 
170  wi. 

Fabrikant,  grobeFahrlässigkeit  des . . 
n  433  186;  _  selbständiger,  als 
Mittelsperson  bei  einer  Patentver- 
letzung 471  »76. 

Fahrlässige  Mittäterschaft,  Bei- 
hülfe, Anstiftung  11  408  <». 


FahrlKssigkeit  siehe  auch  Yer^ 
schulden;  —  11  481  1;  —  Aus- 
schluß durch  Irrtum  II  485  ^;  — 
durch  Benutzung  nach  Proze&b^inn 
n  138  ^»^;  —  (Sssamthaftong  bä . . 
II  411«»;  —  grobe  H  432n;  - 
Haftung  für  .  .  nach  §  888  BOB. 
n  387  7;    —   leichte  H  481  "»; 

—  bei  der  Patentanma&ung  II510  ^ ; 

—  Erschöpfende  Regelung  der  Haf- 
tung durch  das  Patentgesetz  S9  ^^, 
n  387  7ff. 

Fahrzeuge,  Befreiung  vom  Patent- 
schutz 677  C  112;  —  Tranntverkehr 
380  IM 

Fälligkeit  der  PatentgebShren 

714^,  n  97  M ;  —  Bedeutung  der 
Prioritätsverlegung  für  die . .  778  "». 
n  146  IM   n  183  «». 

Fälligkeitstermine  der  Patentge- 
bühren 714  ö. 

Falsche  Ausleg^ong  des  Geaetses 

als  unentschuldbarer  RechtsiiTtam 

n  420  w. 

FamilieiumgehSrige,    Benatzong 

durch  und  für  .  .  als  gewerbs- 
mäßige 400  190. 

Feilhalten,  Begriff  238  ^i;  —  als    i 

Ausführung  der  Erfindung  807^;    I 

—  der  Auslegungsstucke  einer  An-    ] 
meidung  11  236^;  —  durch  Ajus-     | 
Stellung  der  Ware  383  c;   —   ala 
Benutzung    227  7»,    233  h,    552«*, 
563  48.  44 ;  —  Benutzung  eines  Ver^ 
fahrens  durch  . .  248  ^^ ;  Erkennt-     { 
nis  der  Erfindung  bei  .  .  278  «wiLj 

—  im  Inlande  862  w,  885  f;  — 
im  Inl.,  Tätigkeit  von  Mittelsper^ 
sonen  386  iM .  _  durch  Mittei- 
lungen  und  Zusendungen  232^; 

—  durch  Mittelspersonen  und  Qe- 
hülfen  384  d  150;  —  von  Moateni 
und  Proben  als  Benutzung  der  Er> 
findung  239  i»  p-  Offenkundigkeit 
258  1;  —  bei  JPatentanmafiong  11 
5X9  b  40;  —  bei  Patentanmaßnng 
nach  Erlöschen'des  Patents  11520  4«; 

—  eines  Verfahrens  887  Vi»;  — 
eines  Verfahrens  im  Inlande  886  i^T^ 

—  eines  Verfahrens,  Voraussetxun-     | 
gen  388  1^ ;  — Verhältnis  zum  In- 
verkehrbringen 8821V;  —  Veraucii 
und  Vorbereitung  885  im. 

Fehler  der  Patentschrift,  Auslegung 
442  »Ol. 

Fehlerhatte  Patentbeschreibung  11 
122  89. 
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Fertige  Erflndung  siehe  aach  un- 
f erUge   Erfindung ;    —    141  ^^  ff- ; 

—  Benntzang  der  .  .  S86M;  — 
Beschreibung  der  .  .  in  Dnick- 
Bchriften  211  >i. 

Festselnmg   der  Bufie  n  499  >S; 

—  der  Sicherheiteleistnng  11 822  iio. 

Feststellung  der  AbhSngigkeit 
800  4»;  ^  der  Abh.  dnrch  das 
Patentamt  806  «><:  —  des  An- 
meldedatums  11  98  ^  II  100  >i ;  ~ 
der  generellen  and  der  Ausfuhmngs- 
erfindnng  406  *04;  —  der  Entsohä- 
digungspflioht  11  438  ^M ;  _  der 
Neoheit  199  >  < ;  —  des  Patentun- 
fang8  401 1;  —  des  Patentumfangs 
im    NichtigkeitsYerfahren    742  ^^ ; 

—  der  Priorität  H  102  » ;  —  der 
Priorität  im  Nichtigkeitsverfahren 
776  in  «..  —  des  PrioritätsTorzugs- 
rechts  11  181  m». 

FeststeUungsinteresse  bei  derEnt- 

schädigungsklage.  II 4391**'* 

Feststellongsklage  auf  Abhängig- 
keit oder  Nichtabhängigkeit  des 
Patents  804  ^91.»  —  gegenüber  aus- 
ländischen Patenten  866  M;  —  Aus- 
legung des  Patents  im  Urteil  über 
die  .  .  427  •^Tj  —  Aussetzung  des 
Yerfahrens  bei  Anhängigkeit  der  . . 
849  *^;  —  als  Form  der  abwehrenden 
Klage  474  «  «•«.;  —  als  Form  der 
Entsobädigungsklage  11  488  1»^-; 

—  zum  Schutz  ausländischer  Patente 
47  ",  366  W ;  —  zum  Schutz  des 
IndiTidualrechts  des  Erfinders  46 1^; 

—  zum  Schutz  des  Vorbenutzungs- 
rechts 640  ö ; — gegen  unberechtigte 
Warnungen  608  *Wj  —  Unter- 
brechung der  Yerjährung  durch  .  . 
n  608« 

Finnft  siehe  auch  Firmeninhaber ;  — 
siehe  auch  Gesellschait,  Handels- 
gesellschaft, Aktiengesellschaft;  — 
als  Anmelderin  n.98  i«;  —  Er- 
löschen der  .  .  als  Änderung  in  der 
Person  des  Patentinhabers  U  88  ^S; 

—  als  Patentinhaberin  581  6M  f .  .. 
als  Strafantragsberechtigte  IL  481 M. 

Flnnenüüiabery  Änderung  in  der 
Person  desPatentinhabers  beiWech- 
sel des  ..  11  88  ";  —  Patentüber- 
tragnng  bei  Wechsel  der  ..  586  K 

Flskns  siehe  auch  Staat;  —  Be- 
nutiong  der  Erfindung  durch  den  . . 
als  gowerbsmäftige  898  ^^7 ;  _  ]^b- 
reohi  am  Patentrecht  686  ?;  — 
Ksnt,  PatsntcfM«ia.  n 


Interesse  des  .  .  an  der  Zurück- 
nahme 798  s. 

Fbdening    der  Erfindung  141  >17. 

Flotte,  Patente  für  .  .,  Bekannt- 
machung und  Eintragung  II 238  ^^  ^; 

—  Patente  für  .  .»  ]Snsioht  der 
Rolle  n  58  44. 

Form  der  Abhängigkeitserklämng 
807«;  —  der  Angabe  der  Be- 
stimmungsmerkmale in  dem  Patent- 
anspruch 11 127  98;  —  der  Anschlufi- 
beschwerde  .  .  n  260  * ;  —  des 
Antrags  auf  Bu6e  II 498  ^;  —  des 
Antrags  auf  Nichtigkeitserklärung 
oder  Zurücknahme  II  288  Hi^;  — - 
der  Bekanntmachung  1122214*  .. 
der  Berufung  11  869  ma  i««.;  — 
der  Bestellung  des  inländischen 
Vertreters  840  ^ ;  —  der  Beschwerde 
n  17^;  —  der  Beschw.  gegen 
den  Besohlufi  über  die  Patent- 
erteilung n269  1,  11260  S;  —  be- 
stimmte, der  Chemikalien,  Patent- 
unfähigkeit 196  SM.  -.  der  Ein- 
räumung des  Nießbrauchs  621  lo*; 
•~  der  Einräumung  des  Pfandrechts 
626  1" ;  —  des  Einspruchs  11 242  " ; 

—  als  Gegenstand  des  Gebrauchs- 
musterschutzes 42  8;  —  der  Geltend- 
machung des  PrioritätsYorzugsrechts 
U 178  b ;  des  Gutachtens  des  Patent- 
amts n  80 10'  —  des  Lizenzrer- 
trags  668  S14;  —  der  Nebenklini^ 
n  474  M;  —  der  Patentanmeldung 
n  87  1  •  J-—  der  Patentbeschreibung 
n  116  in ;  —  der  Patentüber- 
tragung 687  U  11-  !•;  —  des  Patent- 
vendchts  788  ^O;  —  des  gericht- 
lichen Pfandverkaufs  682  i»;  — 
des  Strafantrags  11  477  iTSff..  .^ 
der  Übertragung  desVorbenutcanffs- 
rechts  565  9>;  —  der  Vollmacht  des 
Vertreters  11  79  W;  —  des  Vor- 
bescheides U  199  h;  —  der  Zeich- 
nungen n  117  7^;  —  der  Zurück- 
nahme der  Anmeldung  1 108  ^;  — 
der  Zustellungen  11  66  ^^ ;  —  der 
Zustellung  der  Beschlüsse  und  Ent- 
scheidungen n  11  s ;  —  derZwang»- 
Yollstreclning  in  das  Patent  680  "*. 

Formeily  Änderung  von  .  .  als  Kon- 
struktion 71 7S ;  —  unterschiede  bei 
der   Erfindungsbenutsung   464  ^ 

Foxmale  .  .  siehe  auch  FormeUe; 
-::-  Bedeutung  der  Eintragung  von 
Änderungen  des  Patentinhaben  und 
Vertreters  U  46  d;  —  Bewda- 
regeln  im  Erteüungsrerfahren 
n   267  0;    —     Einsproöhsgrftnde 

89 


610 


Sachregister. 


gegen  die  Pftienterieilttng  246  >^; 

—  Gültigkeit  des  niohtigen  Patents 
740  8 .  —  Wirinug  dee  Patents 
844  A 

Formelle  .  •  siehe  enohFornude . .; 

—  Andeningen  der  Anmeldiing, 
Sinflufi  aaf  die  Priorität  H  US  i« ; 

—  Mängel  der  Anmeidnng  II 801  ^ 
II  S02»<-;  —  Mfingei  der  An- 
meldung» Auffordoung  sor  Be- 
seitigung n  199  17;  —  Mangel  des 
Patents  alsNiohtigkeitsgrande  768^ ; 

—  Versehen  des  Patentamts  als 
Nidhtigkeitsgmnd  760  «» ;  —  Za- 
lassigkeit  der  Bemfung  II  866  &. 

Foxmillienuig  derBemfongsantraffe 
n  872  >ifl* ;  — -  des  Patentanspnu^s 
n  194  »s. 

ForstwirtsohafI,    Erfindungen 
103  189 ;  ^  als  Gewerbe  898  ^H 

Fortbestand  des  früher  angemel- 
deten Patents  bei  Kollision  286  ^^ ; 

—  des  f rtUier  angemeldeten  Patents 
als  Nichtigkeitsgrund  776  ^;  —  des 
Hauptpatents  bei  Wegfall  des  Zn- 
satzpatents 702*1;  —  des  Lizenz- 
veriit^  nach  Erloschen  des  Patents 
687 d"« ff»;  —  des  Licensyertrags 
bei  teilweiser  Nichtigkeitserklfirung 
und  Zurücknahme  690  ^*M^;  —  des 
Zusatzpatents  bei  Wegfall  des 
Hauptpatents  698 1^. 

Fortgesetztes  Yergehen,  Begriff 

n  466UI*0j  _  rechtliche  Be- 
handlung  11  468  ^;  —  Straf  antrag 
bei  .  .  n  486  n«;  —  Verjährung 
n  468^;  —  im  Zivikeoht  H 
442  1**,  n  608  6. 

Fortschritt,  erheblicher,  bei  Ana- 
logieverfahren  84  ^^ ;  _  als  Erforder- 
nis der  Erfindung  112  ^^V;  —  er- 
heblicher, bei  Konstruktion  74  78*  — 
erhebLf  bei  Mafi-  und  Zahlen- 
Snderungen  90  ^^s;  —  erhebl.,  bei 
Substitution  Yon  Aequivalenten 
86  108,  88  lOT;  —  erhebL,  bei  Über- 
tragung   bekannter    Mittel    80^; 

—  erhebL,  als  Yoraussetsung  der 
Patenterteilung  116  i^i;  —  gewerb- 
licher 112  i<u^;  —  bei  Übeitragung 
bekannter  Mittel  76^8;  —  winen- 
schafüicher  118  ^^. 

FortsetEUAg  der  Abwehrklage  nach 
Erlöschen  des  Patents  498  b ;  — 
der  Entsohadigungsklage  nach  Er- 
loschen des  Rechts  404^;  — -  der 
Nichtigkeitsklage  nach  Erloschen 
des  Patents  768  ^;  —  wissentliche. 


einer  gutgläubigen  PatentrerleUtuig 
n  428 110  f;  —  der  Strafrerfolginig 
nach  Erloschen  des  Rechta  461  >. 

Fnmkreich,  Zugehörigkeit  sor  In- 
ternationalen Union  U.  161  ^M. 

FraniSsisGhe-s  Kolonien,  Zmgt- 
horigkeit  aar  Intemationaton  Unon 
n  162  IM;  —  PatentgeaeU,  Ba- 
stimmungen über  Einfuhr  S6  * ;  — 
Patentschriften  218  ^. 

Freie  Beweiswftrdiguig  bei  Be- 
weis der  WissentUchkeit  II 480  ti«; 

—  bei  der  Sdiadenafeataetanog 
n  896». 

Freies  Bmiessen  bei  der  Bewoia- 

aufnahme  im  Nichtigkeita-  und  2a- 
rucknahmeyerfahren  11 887  "^«i;  — 
bei  der  Entscheidung  ftber  die  Koaten 
im  Beschwerdeverfahren  11  MO^; 

—  bei  der  Entscheidung  Aber  die 
Kosten  im  Nichtiri^eits-  and  Zorfidc- 
nidimeverfahren  II 85411'^;  —  b« 
Erlaß  der  einstweiligen  Yerfqgoqg 
615  ^S;  —  bei  Beruckaichtigiing 
von  Tatsachen  und  Beweismittefai 
im  Nichtigkeits-  und  Zorficknahme- 
verfahren  11  883  O;  —  bei  Zoraek- 
nahme  798  n. 

Freihafengebiete,    Gdiang    dea 

Patentgesetses  8U*. 
Freisprechuiig,  Bußanspraoh  bei .  • 

n  500  w, 

Fremde-S  Werkstatten,  Eedit  dea 
Vorbenutaers  zur  Benutsong  der  Er- 
findung in  564  d  7^  ff*;  —  Interesse 
bei  Erhebung  der  Nichtigkeita-  und 
Zurucknahmeklage  II  297^;  — 
Patentverletzung  eines  im  •  •  Han- 
dehiden  480  «M;  —  bei  Vorbenoi- 
zung  560  ^. 

Frist  siehe  auch  PrioritStafriat;  — 
bei  Androhung  der  Zurücknahme 
n  858»;  —  der  AnacUufibe- 
schwerde  II 260  * ;  —  zur  AoAerang 
auf  neue  umstände  n  211^0;  _ 
für  die  Aussetzung  der  Bekannt- 
machung n  224  n ;  _  bei  der  Ana- 
setsung  des  Yerfahrens  849'*;  - 
für  die  Bekanntmachung  der  Ver- 
urteUung  U  490  i»;  --  der  Be- 
rufnngn874  d-  _  der  Beachwerde 
n  1710;  .  der  sofortigen  Be- 
schwerde n  24M;  —  KOT  Besei- 
tigung von  Mfingeln  der  Anmel- 
dung 11  20019;  —  zur  BrUfironff 
dea  Beklagten  im  Nichtigkeita-  räa 
Zurücknahmeverfahren    II    886  *; 

—  zur  EricL  auf  den  Vorbeaobeidt 
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Wahrang  II  904^:  «.  fftr  den 
Emsprach  II  847  iV;  -.  fa,  den 
BüQkdfttienmgsftntrag  bei  wider- 
nohtUoher  Entnahme  881  ^^^  i'^; 
•*•  fBr  die  Sioherfaeitsleiatong  II 
im  ^U;  —  mr  StelW  des  Stnif- 
«ntragt  11  484^10««:;  —  nur 
ZMung  der  enten  Jehreegebühr 
n  888  s;  —  fär  die  Zurücknahme, 
reohtliohe  Bedeatong  889  M;  — 
für  die  Zorüoknahme  des  Patents 
wegen  Nichtansfühnmg  881  ^  ^^  ^ 

VrifliteiL  siehe  anch  Yersäamang, 
Wahmng,  VerlSngemng  der  Fristen ; 

—  siehe  anch  Wiedereinsetinng  in 
den  Torigen  Stand;  —  im  Patent- 
gesets,  Mstimmung  nach  BGB. 
89^;  —  im  Verfahren  in  Patent- 
•aohen  11  BSU;  —  Gesetzliche,  im 
Patentverfahren  II  68  7;  —  Wah- 
itmg  der  .  .  im  Patentverfahren 
n  78M;  »  för  die  Zahlong  der 
Patentgebfihren  716 ms. 

Vristablaui^  Verfahren  nadi . .  bei 
der  Zorücknahmeandrohnng  11 
868  <^;  —  für  die  Zarücknahme 
des  Patents  wegen  Nichtausführong 
881 M 

Vrlstlose  Beschwerde  der  OPO.  11 
86  M«. 

FristTerlängerang  siehe  andh  Ver- 
langerang; —  für  die  Ansführong 
822  *0 ;  —  im  Verfahren  in  Patent- 
saohen  11  64  •. 

PristTersXamilis,  Wiedereinsetzung 

in  den  vorigen  Stand  U  64  ^i. 

Xrühere  Ansprüche,  Wirkmig  der 
Patentübertragong  auf  .  .  590  >^; 

—  Beschfiftigang  mit  der  gleichen 
Frage  als  Ablehnnngsgrund  n  9 1^; 

—  Instanz»  Mitwirknng  in  •  •  als 
Ablehnongsgrond  II  9  ^7. 

Kr&here  Anmeldung  siehe  andh 

Früheres  Patent ;  —  890  ^ ;  —  bei 
Abhängigkeit  800 «7  &;  —  im  Aas- 
land aU  Master,  Prioritätsrecht  in- 
folge . .  n  157  18S  a;  ^  im  Ausland 
bcAPrioritätsYorzugsrecht  U 166  ^^^ ; 

—  im  Aosland,  Vorschriftsmäßig- 
keit der  .  .  n  167«iM«.;  —  im 
Heimatstaate  des  Ausländers,  Prio- 
ritätsrecht bei  .  .  II  168  iW;  — 
bei  Kollision  von  Patenten  890  >?, 
778  100;  ^  im  Ausland,  Nichtig- 
keitserUärung  des  Patents  bei  .  . 
774 106;  —  ijs  Niohtigkeitsgrund 
778  100,  774  lOß;  —  in  einem  Ver- 
iMiidwtaate  beim  Prioritätsvorzugs- 


recht  n  168  U  in;  ^  «ig  Zva^e^- 
weisungsgrund  886  lO, 

Früheres  Patent  siehe  auch  Frlüiete 
Anmeldung;  —  Fortbestehen  als 
Zurückweisungsgrand  887  17;  — 
Kollision  eines  Patents  mit ..  864  «7 ; 
—  bei  Kollision»  Auslegung  888  S^» 
771 M ;  —  bei  Kollision,  Krteüung 
286  Hai^  774  d;  —  als  Nichtigkeits- 
grund 771  rv. 

Fusion  von  AktiengesellsGhaften,üm- 
Schreibung  des  ratents  bei  •  •  II 
41»». 


Gattungsbegriff,  Angmbeim  Patent- 
anspruch n  186  ^0. 

Gebrancli,  Begriff  80740<;  —  als 
Ausführung  der  Erfindung  807  ^  <; 

—  nach  vorheriger  Be-  und  Ver« 
arbeitung  890  ^06;  ^  als  Benntiung 
887  7S,  668  «0;  .  einer  Einrichtung 
als  Verfahren  60  ^ ;  —  des  gekauften 
Erfindungsgerenstandes  als  Be- 
nutsung  der  ]&findung  888  oo ;  —  des 
hergestellten  Gegenstandes  als  Be- 
nntiung der  Ei^ndung  888^;  — 
rechtmäßig  hergestellter  Gegen- 
stände 890  107 ;  ^  im  Inland  868  ?>, 
891  IW;  —  für  private  und  Studien- 
swecke  400  i^i ;  —  ünerlaubtheit 
nach  früherem  Patentgesets  890  i^; 

—  zu   Versuchszwecken   390  !••  •• 

Gebraaclislizen£  662  iss;  -.  Frei- 
heit der  Fahrzeuge  als  .  .  678  ^K 

Gebrauclismuster ,    Abhängigkeit 

zwischen  Patent  und  . .  866  W;  — 
Bekanntmachung  als  öffentliche 
Druckschrift  814»»;  —  Identität 
mit  Patent  860  M;  —  Kollision 
zwischen  Patent  und  «  .  864  ^^ ; 
^  und  Patent  49  ^, 

Gebraadismusterreelit  48  •• 
Gebrauclismiisterseliats  von  bei 

einem    Verfahren   benutzten   Ein- 
richtungen 66*^. 
Gebraudiszweelc siehe  auch  Zweck ; 

—  869  1«  ». 

Gebiüir  siehe  auch  Patentsebühren ; 

—  der  Anmeldung  II  91 ";  —  der 
AnschluAbeschwerde  II  861  7;  — 
der  Beschwerde  11  868  1^.  _  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  n  890  mwff;  —  Unter- 
schied  von  den  Verfahrenskosten 
713«. 

Gefalir  künftiger  Patentverletsung 
als  Grund  zur  Klage  447  *17. 
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Gefingllisaiistalt,  OeheimhaHung 
der  Benutzung  in  .  .  958  i^. 

GegenerklKrong  siebe  Erklärung. 

Gegenbeweis  gegen  die  Feststellung 
des  Anmeldedatums  11  98*7;  — 

fegen  die  Feststellung  der  Prioritöt 
[  102  M;  —  gegen  die  Feststellung 
der  Priorität  im  Nichtigkeitsyer- 
fahren  777  i**;  —  gegen  die  Fest- 
stellung der  Priorität  bei  Prioritäts- 
voraugsrecht  11  182  ««> ;  —  bei 
offenkundiger   Benutzung  264  ^^] 

—  gegen  den  Präsentationsvermerk 
des  Patentamts  11  98^7.  —  gegen 
die  Vermutung  des  §  86,  II  443  ^^^ 
n  444  ißi,  n  447  iW;  —  geffen  die 

Vermutung  der  Wissentlichkeit  II 
427  104. 

Gegenbeweispflicht  des  Klägers 

im  Zurücknabmeyerfahren  820^0, 
Gegenseitigkeit^  Bekanntmachung 
der  .  .  bei  Sperrfrist  275  «i«;  — 
Verbürgung  der,  bei  Sperrfrist 
276  «". 

Gegenstand   der   Erfindung  64  Q; 

—  des  früheren  Patents  bei  Kolli- 
sion 289  2*;  —  des  Patents  367  W; 

—  des  Patents,  bestimmt  den  Um- 
fang der  Ausführung  807  **;  — 
der  Vorprüfung  11 197  1°.  —  des 
Zusatzpatents  704  ^  \ 

GegenstKnde,  Einziehung  II 468 1^, 
U  623  b ;  —  mit  falscher  Patent- 
angabe, Einziehung  der  . .  II 624  ^ ; 

—  hergestellte,  aä  Grund  des  Vor- 
benutzungsrechts , .  671  Wj  —  für 
denVerkehr  bestimmte,  irreführende 
Patentbezeichnung  von  ..  II 618  '7. 

Gegenstandslose-r  Beschwerde  II 

20  »S  n  266»;  —  Einspruch  II 
263«». 

Gegenwärtige  Störung,  Klage  ge- 
gen den  Patentyerletzer  wegen  .  . 
472  w«. 

Gelieimhaltong  der  Erfindung  siehe 
auch  Fabrikgeheimnis;  —  167  ^  >; 

—  Bedingung  der  .  .  bei  Lizenz- 
vertrag  664  >i7;  .  Pflicht  des 
Lizenznehmers  zur  .  .  672  **i;  — 
vertragsmäßige  •  .  169  •  i;  —  der 
vertraulichen  Mitteilung  in  Druck- 
schriften 206  so.  —  der  Patente  für 
Zwecke  des  Heeres  und  der  Flotte 
II  68  4*. 

QeheimliAltang  der  Benutrang 

247  IS»,  248  b  187 1 ;  —  Auferlegung 
der  Pflicht  zur  .  .  268  i«7  t.  ^ 
Aufhebung  d.  Pflicht  zur  .  .  262  •; 


—  Bruch  der  Pflicht  zur . .  S61  ^^; 

—  in  der  Fabrik  268  i«*  «;  —  ak 
Gegensatz  der  Möglichkeit  der 
Kenntnisnahme  siehe  auch  Kenntnis- 
nahme ;  —  Pflicht  der  AngeatelHen 
zur  .  .  264  g;  —  StiUschweigei^ 
Pflicht  zur  .  .  262<i«9;  —  bei 
Versuchen  287  i^-,  —  Waluimg 
beim  Verkauf  269  i<». 

Geheimpstent,  Aktenubersendnng 
II  66«;  —  Begriff  II  68  « ff. ;  — 
Einsicht  in  .  .  II 68  ^;  —  ErtaQiinff 
von  Abschriften  und  Auazagen  Ü 
65« 

Gehiilfen,  AngesteUte  als  . .  471  m, 
U  468  M;   siehe  auch  AngesteUte; 

—  siehe  auch  Beihülfe;  —  als  Be- 
klagte 480  «>0;  .  Feilhalten  dudi 
.  .  884  d  150;  —  Haftung  für  BoAe 
n  496  15;  —  bei  Herstellen  869  •»; 

—  bei   Inverkehrbringen    874  ^^i 

—  Wissentlichkeit  der .  ,  II 427  i«. 
Geistesoperation,  Entnahme  als  . . 

810  ". 

(}eistige-S  Schöpfung,  Erfindunff  als 
.  .  61  «7 ;  —  Tätigkeit  bei  der  Ent- 
deckung 94  181 ;  —  Eigentum,  mehr- 
fache Patentierung  sJs  Aneignung 
fremden  .  .  284  ';  —  Etgentmo« 
Patentrecht  als  .  .  41  «;  —  Tätig- 
keit bei  der  Entnahme  810  ?«. 

Geldbrie^    Zahlung     der    Patent^ 

.  gebühr  durch  .  .  723  ». 

Gelelirte  an  Hochschulen,  Erfin- 
dungen von  .  .  186  •**. 

Geltendmachung  desBuAansprachfl 
n  498 IV 18  ff .  -.  des  Lizenzzwanga, 
Berechtigter  zur  .  .  829  i<»:  —  der 
Nichügkeit    346  V,    767  vH  »  «-. 

—  ^listige,  des  Patentschutses 
367  "VTa.  —  aufiergerichtliche,  des 
Patentschutzes  600  ^;  —  des 
Patentschutzes  durch  Warnungen 
600  4Ö9 ;  —  des  Patents  bei  hih 
schränkter     Übertraj^ung     609  '*; 

—  des  Prioritätsrechts  Tor  B^inn 
der  Prioritatsfrist  U  170  «i« ;  —  dea 
Prioritätsvorzugsrechts  II  176  ^^; 

—  des  Prioritätsvorzugsrechts,  Form 
.  .  n  178  b  um. ;  -  des  Priorität*. 
Vorzugsrechts  vor  der  Patent- 
erteilung n  164  1'*;  —  des  Priori- 
tätsvorzugsrecbts  des  Ausstellnng»- 
gesetzes  U  192  »« ;  —  des  Yorbe- 
nntzunffsrechts  durch  Dritte  670  *• 

Gemeinden  als  Anmelder  98  ^«^— 
Benutzung  durch  .  .  als  gewerba- 
mSAige  898  d;  —  Haftung  Br 
Patentverletzungen  482  ^ 
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Ctomeinniitzige  Unternehmungen, 
Benutzung  in  . .  als  gewerbsmäßige 
396  179. 

ftomeinschaftliche      Anmeldung 

93  14  j  —  Erfindung  162  «Wj  —  In- 
haberschaft siehe  Mitpatentinhaber. 

Oemeinschllldlier  siehe  auch  Kon- 
kurs, Konkursmasse;  —  als  An- 
melder n  94  16;  —  als  Beklagter 
479  898;  —  als  Kläger  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
n  296  **;  —  als  Kläger  im  Ver- 
letzungsprozesse 478  •*!:  —  als 
Straf  antragsberechtigter  11  480^8; 

—  StrafantragssteUung  durch  •  • 
n  488». 

CtenehniiglUlg^  siehe  auch  Ein- 
willigung; —  nachträgliche,  bei 
Entnahme  820  loi;  —  der  unbeauf- 
tragten  Erfindnngstätigkeit  174  'i^. 
-^  nachträgliche,  der  Stellung  des 
Strafantrags  11  482  96. 

Oenerelle-S  Erfindung  107i«>,  120XV. 

—  Erf.,  Begriff  121  T>;  —  und  Aus- 
führungserfindung 123  iW;  —  Erf. 
als  Ausbildung  der  Haupterfindung 
709  M;  —  Erf.,  Ausführung  810"; 

—  Erf.,  Bedeutung  des  Standes  der 
Technik  438  <89;  ^  Erf.  als  ein- 
heitUcheErfindungll  109  M;  ~  Erf., 
Erfordernisse  124  d ;  ^  Erf.,  gleich- 
zeitiger Schutz  mit  den  Aus- 
führungsformen  IE  110**;  —  Erf., 
Patentanspruch  auf  .  .  II  184117; 

—  Erf.,  Umfang  des  Patents  auf 
.  .  406  «» ;  —  Erf.,  Unterschiede 
▼on   der   Ausführungserf.   128  i^ 

—  chemische  Erf .  1 12  iw  127  ««  «• 
—ehem.  Erf.,  Ausführbarkeit  12819« 

—  Patent,  Auslegung  als  . .  407  b 
Oemi&mittel  als  unmittelbare  Er 

Zeugnisse  eines  Verfahrens  626  ^^ 

—  Patentunfähigkeit  192  IVm7j  -I 
Umfang  des  Patentes  auf . .  405  ^^  *. 

OenuArecht  der  Gesellschaft  am 
eingebrachten  Patent  625  f  ii4  a^  — 
Immaterialrecht  als  •  .  43  «. 

Oepflogenheiten,  technische  und 
handwerksmäßige,  als  Erfindungen 
69««. 

Gerichte  siehe  auch  Zuständigkeit; 

—  Berechtigung  snr  Einforderung 
des  Gutachtens  des  Patentamt 
II  29  S;  —  Entscheidung  über  Ab- 
hängigkeit 808  c;  —  Entscheidung 
über  Kollision  von  Patenten  857  ^7 ; 

—  Entscheidung  über  Nichtigkeit 
and  Zurücknahme  740  ^  789  l;  — 


Nachprüfung  der  Patenterteilung 
345 16.  —  Patentauslegung  durch 
..  426  AM;  —  Unzuständigkeit  für 
die  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
klage II  280  >. 

Gerichtliche-r-s     Ausübung     des 

Patentrechts,  Schutz  gegen  .  . 
Sign 488«.;  —  Ersuchen  zur  Ab- 
gabe des  Gutachtens  des  Patentamts 
II  2911;  —  Pfandverkauf  681  o  i«iff-; 

—  Verbot  siehe  Verbot,  Richter- 
liches Verbot ;  —  Verfahren  als  Vor- 
aussetzung des  Gutachtens  des  Pa- 
tentamts II  28  fi. 

Gerichtssprache  II  881 1. 
Gerichtsstand  des  §   12  Abs.   1 

PatG.  846  V;  _  der  Klage  gegen 

unberechtigte  Warnungen  604  ^^; 

— der  Patentverletzung8klage487  ^I; 

-—  für  die  Strafverfolgung  II 452  ^ ; 

—  der  unerlaubten  Handlung  bei 
der  Abwehrklage  488  *•*;  —  der 
unerlaubten  Handlung  für  die  Ent- 
schädigungsklage II  440  Hl  148 

GeriehtsrerjOassungsgesetz,  An- 
wendung auf  die  Geschäftssprache 
II  881  1. 

Geringe  Produktion  als  Benut- 
zung 288  108. 

G  esamtanordnung  siehe  auch  Kom- 
bination; —  414****. 

Gesamtbild  der  Patentangabe  bei 
Patentanmafiung  II  614  *C 

Gesamteinrichtung    siehe    auch 

Kombination ;  —  131  *oi. 

Gesamterflndung  siehe  auch  Kom- 
binationserfindung;    —  131  *öi. 

GesamthaftungmehrererEntschädi- 
gungspflichtiger  II 410  W  ff. ;  —  der 
Teünehmer  für  die  Bufie  II  497 17. 

Gesamtrechtsnachfolge   siehe 

Bechtsnach  folge. 
Gesamtverfaluren  siehe  auch  Kom- 
bination; —  181  *oi;  —  teilweise 
Benutzung  465  M4;  —  Patent- 
anspruch auf  ein  .  .  n  136  iw ;  — 
Patentverletzunff  464  •*•. 

GeschSftsanwebungen  des  Brä- 

sidenten  des  Patentamts  28  ^. 
Gesch&ftsberichte  des  Patentamts 
28  5. 

Geschäftsbriefe  Feühalten  durch 
.  .  383  IM ;  —  Patentanmaftung  in 
.  .  n  622»). 

Geseh&fisbiicher,  Pflicht  desLizenz- 
nehmers zur  Gestattung  der  Einsicht 
672  "*• 
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OesehäftstShigkeit  der  Beteüigten 
II  75  ^1 ;  —  bei  £inwilliganff  in  die 
Entnahme  dSB  ^os ;  —  des  Patent- 
anmelden  U  98  ^ ;  —  aunlandJBcher 
Ptotentanmelder  II  94^8;  —  des 
Verzichtenden  736 1^ 

GesehäftsfUhrer  einer  G.  m«  b.  H. 
siehe  Vorstandsmitftlieder. 

Geschäftsf&hrang,  Aosffihrang  der 
Erfindung  durch  .  .  809  W;  —  Un- 
beauftragte  Erfindertatigkeit  als  .  . 
174  >i> ;  —  als  Ueohtsgrund  der 
Bereichenmgshaftnng  8S3^. 

QeschSftsiiihaber   siehe   auch 

Dienstherr;  —  grobe  Fahrlässig- 
keit des  .  .  n  433  "7;  —  als  Täter 
n  467 1» 

OeschäftskreiB  siehe  auch  Zu- 
ständigkeit ; — des  Patentamts  II 1  ^ . 

Geschäftsleitung  des  Patentamts 
II  4». 

Geschftftslokal,  Erfindungen  von 
Angestellten  im .  .  181  «;  —  inner- 
halb oder  außerhalb  des.  .  gemachte 
Erf.  des  AngesteUten  181  »i  ff.. 

(}€49ch&ftS]lli]limer  der  Anmeldung 
1199»;  —  der  Eingaben  1178», 
n  99». 

Geschäftssprache  II  881 1  ^ 
GeschäftSimkundigkelt  des  Pa- 
tentinhabers bei  der  Zurücknahme 
803». 
Geschäftszeit,  Erfijidertätigkeit  des 
Angestellten  außerhalb  und  inner- 
halb der  .  .  181  m-m, 

Geschmacksmuster    und   Patent 

42  »,  103  wi. 
Gesellschaft  siehe  auch  Handels- 
gesellschaft ;  —  als  Anmelder  98  ^^ ; 

—  Haftung  auf  Entschädigung 
II  408«*;  —  Haftung  für  Patent- 
Verletzungen  481  *o*ft;  —  Haftung 
für  ZiyUstrafe494  «>«;  -  als  Patent- 
inhaber 631  öW,  634  w«,  686  ß*«;  — 
Strafbarkeit  467»;  —  als  Vorbe- 
nuUer  649  ^i. 

Gesellschafter  siehe  auch  Teil- 
haber; —  als  Beklagter  bei  der 
Patentverletzungsklage  483  *ö^;  — 
als  Entschädigungspflichtiger  II 
408  64.  —  Erfindungen  von  .  . 
166  »7, 187  M«;  -  stillschweigender 
Verzicht  auf  die  Nichtigkeitsklage 
744  17 ;  —  Strafantragsberechtigung 
n  481  »;  —  als  Täter  n  460  »; 

—  als  Vertreter  der  QeseUschaft  im 
Verfahren  in  Patentsachen  U  76  ^; 

—  Vorbenutzungsrecht  .  .  661  ^'*. 


GeseUsehaftsaullSsaBg  auf  Seüea 

des  Beklagten  im  Nichtigkeit»-  und 
Zurücknahmeverfahren  11999«;-. 
auf  Seiten  des  Klagers  im  moiit^ 
keits-  imd  ZurucSnahmeyerfahrsB 
n  296«. 

GesellschaftsYerhSltaiB  mehrenr 

Anmelder  93 1«;  —  der  Miter- 
finder  166  'M;  —  von  PatentiiH 
habem  63d«off-««;  —  bei  fiberw 
tragung  689^8;  —  bei  Vaneiit 
785  w. 

Gesetx  über 
Tom  10.  7.  79,  31«;  — 
Y.  7.  4.  00,  88  »;  —  belr.  FMe&t- 
anwälte  siehe  Patentanwälte;  — 
betr.  Schutz  auf  AussteUangen  nelie 
Ausstellungen;  —  betr.  Schatsg^ 
biete  vom  19. 8. 88, 80  «>,  31  «i,  SS». 

„Gesetzlich     geschiitst^     Iire- 

führende  Bezeichnung,  als  Psteat- 
anmaßung  II  676  ^K 

Gesetslloher  Tertreter  Befugnis 

zur  Lizenzerteilung  660  ^^^;  —  des 
Beklagten  im  Nichtigkeits-  und  Zn- 
rucknahmeverfahren  U  299  ^S;  _ 
als  Beklagter  483  ^^;  ~  des  IBtdr 
sohädigungsberechtigten  II  406  M; 

—  als  Entschädigungspflichtiger 
n  409  M;  .  Gesamthaftung  mit 
dem  Vertretenen  483  «>T,  II  403  &; 

—  gesamtschuldnerische  Haftung 
n  410  67a;  _  Haftung  für  Hand- 
lungen der ..  481  ^A-,  II 409  «5 ;  — 
von  Handelsgesellschaften  als  Tater 
II  469  M;  -.  des  Klägers  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahmever- 
fahren n  994  M;  —  Klagebefuflus 
wegen  PatentTerletzungen  477  "i; 

—  des  Nebenklägers  II  477  T4;  -. 
als  Patentverietser  II  409  «S;  -^ 
Strafuitragstellung  durch  .  .  II 
488  W;  —  als  Täter  II  460  «Oj  — 
von  Vereinen  und  Gesellschaften, 
Erfindungen  der  .•  187  ««^j  —  des 
Verzichtenden  786  i«. 

Gesetzliche  Yorschriften  als  Kot- 

schuldigungsgrund  bei  der  Zorack- 
nähme  des  Patents  808  M. 
Gesetzwidrige  Erfindungen  189  H ; 

—  Patente,  Un¥rirksamkeit  864  M. 

Gestohlene    Gegensttnde    Ver^ 

bietuDgsrecht     des     BerechtigtsB 

657  ««. 
Gesuch,  schriftliches,  Form  der  1»- 

meldung  II  88  >. 
Gewahrsam  des  Erfindungsbesitaen 

an  Beschreibungen  usw.  165  sw. 
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Gewerbe^  Benutzanff  im  •  .  als  ge- 
werbsm&fiige  898  ^^4  •  —  bei  ge- 
werbliofaer  Verwertbarkeit  148  s^. 

Gewerbebetrieb  siehe  auch  Betrieb ; 
-~  Benatznng  im  udcL  in  Beziehung 
sum  .  .,  Oewerbsmäßigkeit  892  i^^. 

Gewerbefreiheit,  Verletzung  der 
•  .  durch  Patentanmaßung  H  606  > ; 

—  Verletzung  durch  Warnungen 
606  «ö. 

GewerbepriYileg  und  Patentrecht 
4410. 

Gewerbetreibende,    selbständige, 

Anregung  zu  Erfindungen  178  >is; 

—  als  Mittelspersonen  bei  einer 
Pateniyerletzunff  471  "•;  —  Vor- 
benutzunff  durch  .  .  661  K. 

Gewerblidie-r^S  Anwendbarkeit  und 
gewerbliche  Verwertbarkeit  144  284; 

—  Ausstellung  als  Benutzun|^  284  ^^; 

—  Benutzung  bei  offenkundiger  Be- 
nutzung 286  1^;  —  Benutzung  bei 
Vorbenutzung  664  o; — und  gewerbs- 
mässige Benutzung,  Unterschied 
892  172;  _  Betriebe  der  Behörden, 
Benutzung  in  . .  als  gewerbsmSAige 
898  1^7:  —  Eigentum  41  ^;  —  Eigen- 
tum, Internationaler  Schutz  Si  8; 
*-  Erfolg  als  Moment  der  Er- 
findung 62»»,  118  176;  _  Nieder- 
lassung nach  der  Internationalen 
Übereuikunft  II 166  «06;  —  Tätig- 
keit, nicht  auf  Gewinn  oder  £Sr- 
werb  gerichtete,  als  gewerbsmäßige 
896  i7f ;  —  Urheberrecht  42  «. 

Oewerbliehe  Verwertbarkeit 

110  IM,  l42  8Siff.;  _  chemischer 
Analysen  und  Beaktionen  101  i^; 
—Bedeutung  der  Patentschrift  764^7; 

—  Darlegung  in  der  Beschreibung 
n  114  **;  —  der  Einzelteile  einer 
Kombination  420  *^;  —  Erkenntnis 
186  >io.  ~  Haftung  des  Lizenz- 
gebers für  ••  691  *W;  —  technischer 
Erfindungen  108  140 ;  .  bei  Unbe- 
stimmtheit des  Verfahrens  67  ^ ;  — 
wissensdtaftlicher  Beobachtungen 
08  usf.;  —  ^  Zwischenprodiücte 
eines  chemischen  Verfahrens  68  M. 

OewerbsSlllÜiohe  Betriebe,  Be- 
nutzung in  .  .  als  gewerbnnäßige 
896  1»!. 

GewerbsmSftigkeit,    Begriff    in 

sonstigen   Gesetzen  891  i^  <;   — 

Swerbsmaftige  Benutzung  als  In- 
It  des  Patentrechts  867  »»;  —  der 
Benutzung  durch  Behörden  898  d; 
*-  bei  Benutzung  in  gemeinnützigen 


Betrieben  896  iv*;  —  Benutzung 
im  Gewerbebetrieb  und  in  Besiehung 
zum  Gewerbebetrieb  899  i^i;  -. 
bei  Benutzung  im  nichtgewerblichen 
Betriebe  896  i^i ; — gew.  Beautsunff , 
Haftung  auf  Biereicherung  401  ^; 

—  gew.  Benutzung,  Haftang  für 
leichte  Fahrlässigkeit  11  888  8;  _ 
Absicht  der  •  •  bei  Benutzung  einer 
Kombination  468  >?<> :  —  bei  Be* 
nutzung  bestimmter  r  ersonenkreise 
896  i^S;  —  der  Benutzung  für  den 
PriTatgebrauch  und  für  Studien- 
zwecke 899  1^ ;  —  VeräuAerung 
durch  den  Pfandgläubiger  892  17>; 

—  gew.  und  gewerbliche  Benutzung, 
Unterschied  392 17S;  —  bei  gleich- 
zeitiger privater  und  gewerblicher 
Benutzung  400  i**;  —  bei  nicht  auf 
Gewinn  oder  Erwerb  gerichteter 
Tätigkeit  896  178 ;  ^  im  Sinne  des 
Patentgesetzes  891  i^ ;  ^  Ver- 
mutung bei  Benutzung  im  Gewerbe 
894  "«. 

(JewiehtsSndenuigeii  als  Erfin- 
dung 90  11*;  —  als  Konstruktion 
89  110'.. 

Gewinn  als  Bereicherung  11 899  «iff*; 

—  entgangener,  als  Entschädigung 
n  894  0;  —  als  Maßstab  der  Ent- 
sohädigungspflicht  11  896  «>. 

GewiniUlbsieht  bei  der  Gewerbs- 
mäßigkeit 898  174;  —  bei  der 
WissentUchkeit  418  7^ 

Girokonto  Zahlungen  durch  • .  72118. 

Glaabhaftmaehung  des  Antrm- 
ffegners  bei  einstweiligen  Ver- 
fügungen 619  ^6;  —  des  Patent- 
rechts bei  einstweiligen  Verfügungen 
517  601 ;  -.  des  yerletzten  Kechts 
bei  einstweUigen  Verfügungen 
611  *W;  —  der  Verletzung  bei 
einstweiligen  Verfügungen  617  ^  ^^; 

—  eines  Verschuldens  bei  einst- 
weiligen Verfügungen  616  ^^v. 

Gleiehe  Besehiärenlieit  des  Stoffs 

im  Sinne  des  §  86  Abs.  2  II 
447  m  157  ff. 

Gleiclizeitige-r  Anmeldung  mehre- 
rer II  99  W;  —  Anm.  identischer 
Patente  86068,  H  99>0;  —  pimig. 
keit  mehrerer  Patentgebühren  716^; 

—  prirate  und  gewerbliche  Be- 
nutzung 400  IM;  —  Miterfindung 
168  MO;  —  Schutz  der  Einael- 
bestandteile  neben  der  Kombination 
II  112  60 ;  —  der  generellen  Er- 
findung und    ihrer    Ausfühmngs- 
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formen  11  110«»;  —  von  Ver- 
besseruDes-  nnd  verbesserter  Er- 
findang  II  1 1 1  «•  ^j  —  von  Verfahren, 
Erzeugnis  nnd  Einrichtung  11 1 1(K^»*. 

Gleichzeitigkeit  von  Benutzung 
und  Offenkundigkeit  261  ^72;  — 
der .  Mitübertragung  des  Betriebs 
bei  Übertragung  des  Vorbenutzungs- 
rechts 667  87. 

Grobe  Falirl&ssigkeit  n  4dl  o  i; 

—  Begriff  11  432  m«!«.;  —  An- 
wendung der  Hegeln  über  Wissent- 
lichkeit auf  den  Irrtum  II  436  iM, 
n  436  Vni88;  _  Haftung  für  .  . 
n  389  M;  —  Haftung  für  .  .  nach 
Gesetz  vom  25.  Mai  1877  11  386  ^, 

—  Unterschied  vom  Eventualdolus 
n  435  V 180. 

Gro&britannieil,  Zugehörigkeit  zur 
Internationalen   Union  11  161  ^^, 

GrS&enilllterschiede  bei  der  Er- 
findungsbenutzung 454  B^ ;  —  als 
Konstruktion  und  Erfindung  89  ^^o  ff. 

Gnund  des  Ausschlusses  der  Patent- 
fähigkeit 188»«;  —  des  Patent- 
schutzes 40  » ;  —  der  Territorialität 
de<«  Patentschutzes  301  ^. 

Grfinde  siehe  auch  Klagegründe, 
Einspruchsgründe ,  Nichtigkeits- 
gründe, Zurücknahmegründe,  Be- 
sohwerdegrund;  —  der  Beschwerde 
n  15  « »;  —  für  das  Erloschen 
eines  Patents  729  i. 

Gnindsatz-sStze  der  Einheitlich- 
keit der  Anmeldung  II  106  *T:  — 
Angabe  von  .  .  zur  Ausprobierung 
eines  Verfahrens  68  W;  —  des  Pa- 
tentamts über  die  Einheitlichkeit 
der  Anmeldung  11  106^;  —  allge- 
meiner, des  Verfahrens  in  Patent- 
sachen II  60  I. 

Gnindstficke  siehe  auch  unbeweg- 
liche Sachen;  —  als  Erzeugnbse 
57«. 

Grappen  der  Erfindungen  II  4  >»; 

—  von  Körpern  bei  genereller  Er- 
findung 127  i»6. 

Gttltig^keit  der  Lizenz  bei  mangelnder 
Patentfähigkeit  664  ^17;  —  des 
nichtigen  Patents  739  ^ ;  —  der  Ein- 
willigung in  die  Entnahme  322  d; 

—  der  Übertragung  687^1. 

Gutachten     des     Patentamtes 

II  1  1,  II  27 ff.;  —  Ablehnung  U 
28  *;  —  Bedeutung  für  das  Oericht 
II  80  ^;  —  Begrutachtung  deutscher 
Patente  II 28  «;  —  an  Behörden  und 
Private   11  31  " ;  —  auf  gericht- 


liches Ersuchen  II  29  U;  —  Feat^ 
Stellung  der  streitigen  Fragen  II 
28  »;  —  Form  II  30  w;  —  von 
Sachverständigen,  siehe  auch 
Sachverständige  490***;  —  Ver- 
weigerung IE  842  *^. 
Gute  Sitten  9  Erfindungen  gegen  .  • 
191  in 

Guter  Glaube  als  Gegensatz  der 
Wissentlichkeiti  siehe  Wissentlich- 
keit; —  bei  Verletzung  des  Er- 
finderrechts 151  t*^. 

Gu^plSnbiger  Hechtsnachfolger  des 
widerrechtlichen  Entnehmers  318 'T. 

Guthaben,  Zahlung  der  Patentge- 
bühr durch  .  .  721  ". 


Haager  Kcmrention  n  320  lot. 

Haftung  der  Ausländer  362  70;  — 
für  Dritte  480  c ;  —  für  fremde 
unerlaubte  Handlungen  II  442  i^; 

—  für  leichte  Fahrlässigkeit  U 
387  7  ff. ;  —  für  Mängel  beim  Losenz- 
vertrag  680  ^  —  für  Mängel  bei 
Übertragung  des  Anspruchs  auf 
Patenterteilung  636  i«;  —  für 
Mängel  und  für  Patentfähigkeit 
167  868;  _  für  totsächliche  Mängel 
beim  Lizenzvertrag  691  «^^ß^;  — 
des  Verkäufers  fi^  Mängel  600  ^; 

—  für  Patentverletzungen  siebe  Be- 
klagter. 

Halbfabrikate  siehe  auch  Zwischen- 
produkte; —  Einziehung  11 470  W ; 

—  als  Gegenstand  des  Gewerbe« 
144  **' ;  —  Inverkehrbringen  von  - . 
377  IM. 

Handarbeit  bei  Verfahren  66  ». 

Handeln  in  fremdem  Interesse 

bei  der  Patentverletzung  480  ^*M; 

—  bei  der  Vorbenutzung  660  **• 

Handelsgesellschaft    siehe   auch 

Gesellschaft,  Firma;  —  als  Ent- 
schädigungspflichtige n  408^;  — 
Haftung  rar  grobe  Fahrlässigkeit 
n  408W;  —  Haftung  für  Patent- 
verletzungen 48St^<;  —  Haftung 
für  Wissentüchkeit  H  428Vi07Ä.j 

—  als  Täter  11  457  «>. 

Handelsniederiassung  nach  der 

Internationalen  Übereinkunft  H 
166«». 

Handelswaren,  allgemeine  Her- 
stellung und  Lieferung  von  .  .  als 
Teilnahmetätigkeit  469  >7t. 

HSndler  siehe  auch  Zwischenhändler ; 

—  als  Vorbenutzer  654**. 
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Handlllllgeil  des  Patentinhabers  als 
Aaslegangsmittel  488  ^. 

HandlnngsberollmSehtig^r, 

Straf aniiagsbefugnis  IE  482  M. 

HandlimgsiShigkeit   siehe   auch 

Geschäftsfähigkeit,  Prozeßfähigkeit; 

—  des  Anmelders  II  93 1*;  —  des 
Vertreteneni  Beschränkung  durch 
inländische  Vertreterbestellung 
839«. 

HandlungsunfShigePersonen^Haf- 

tong  für  Paten  tTcrletzungen  481  ^'; 

—  Vertretung  von  .  .  siehe  Gesetz- 
licher Vertreter. 

Handwerksmäftige  Gepflogen- 
heiten als  Konstruktion  uud  Er- 
findung 69  Mff-,  71  W 

Hanpterflndung  im  Gegensatz  zur 
Zusatzerfindung  705^. 

Hanptniederlassiuig   siehe   auch 

Niederlassung;  —  nach  deutschem 
Recht  II  164  «M ;  —  nach  der 
Internationalen  Übereinkunft  11 
166  Wö  j  —  in  den  Staatsverträgen 
n  163  iw  II  164  wi,  n  166  «oß. 
Hanptpatent  40  «;  —  Begriff  697  8; 

—  Nichtigkeitserklärung  des  .  . 
780  !*• ;  —  als  Voraussetzung  des 
Zusatzpatents  697  ^ ;  —  und  Zusatz- 
patent 697  ^ ;  —  und  Zusatzpatent, 
Verletzung  von  .  •  als  fortgesetztes 
Vergehen  11  466^. 

Haaptpatentanspruch ,  Verbin- 
dung mit  Neben-  und  Unteran- 
sprüchen n  126^0. 

Haaptprodnkte  beim  chemischen 
Verfahren  62  ß«. 

Heer^  Patente  für  .  .,  Bekannt- 
machung und  Eintragung  II 228  ^^  > ; 
— Patente  für  .  .,  Geheimhaltung 

n  63^. 

Hehlerei  n  464  ». 

Heilung  der  Nichtigkeit    siehe 

auch  Verjährung,  II  1518  lOS. 
Heimarbeiter^  Vorbenutzungsrecht 
661  M. 

Heimathafen  679  ne. 
Hemmung  der  TerjSlirung  des 

Entschädigungsanspruchs  11  603  ^; 

—  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeyerfahren  11  316^. 

Herausgabe  der  Bereicherung  siehe 
auch  Bereicherung;  —  der  Be- 
reicherung nach  dem  Patentgesetz 
n  897*0;  —  der  Beschreibungen 
und  Zeichnungen  über  die  gepfön- 
dete  Erfindung  161  •^•;  —  der  Vor- 


teile, Pflicht  des  Eingetragenen  hier- 
zu n  52*1;  —  der  Vorteile  des 
Übertragnngsverpfliohteten  696  ^^, 

Herstellung,  Begriff  308  u  ss  ii. .  _ 

im  Ausland,  Gebrauch  im  Inland 
bei  .  .  891  i^j  —  ^um  eignen 
Bedarf  400  ^»^ ;  —  als  Benutzung 
297  W,  232  W,  662 «;  -  Benutzung 
einer  Einrichtung  durch  .  .  242^^^; 

—  Erkenntnis  bei , .  272  W6;  —  im 
Inland  362  7^;  —  im  Inl.  als  Aus- 
führung der  Erfindung  806  4*;  — 
durch  öffentliche  Lehranstalten  als 
gewerbsmäßige  Benutzung  397  ^^ ; 

—  von  Mustern  als  Benutzung 
238  iWj  —  rechtmäßige,  wider- 
rechüiches  Feilhalten  bei .  .  383  i^; 

—  rechtmäßige ,  widerrechtlicher 
Gebrauch  von  Gegenständen  bei .  • 
890  1*7;  —  rechtmäßige,  wider- 
rechtliches InTcrkehrbringen  bei  .  • 
373  108 ;  —  bei  Verfahren  267  iw. 

Herstellungslizenz  662  i^. 
Herstellungstätigkeit  368  m;  _ 

im  Inland  370  loi. 

Herstellungsyerfaliren  als  Kenn- 
zeichen des  Erzeugnisses  66 '7. 

Hinausgehen  über  den  Antrag  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  II  286 !•:  —  über  die 
Beruf  ungsanträge  II 371 1^;  —  über 
den  Beschwerdeantrag  II  18  i^. 

Hindernisse  der  Benutzung  durch  an- 
dere Sachverständige  267  i88f  j  —  der 
Erfindungsausführung  als  Entschul- 
digungsgrund bei  der  Zurücknahme 
802  b  M  ff. ;  ^  der  Erkenntnis  einer 
benutzten  Erfindung  270  i »»' ;  -- 
rechtliche,als  Entschuldigungsgrund 
für  die  Nichtausführung  803  c  86  ff. 

Hinweise  auf  Beschreibung  und 
Zeichnungen  im  Patentanspruch 
n  129  IM  ff.;  —  auf  andere  Druck- 
schriften in  der  VorveröfEentlichung 
212  '*;  —  ergänzende  in  der  Patent- 
beschreibung n  118  78. 

HinzufUgungen  von  Bestandteilen 
zur  Kombination  als  Patentver- 
letzung 462  ^^;  —  zur  Erfindung 
durch  den  Vorbenutzer  647  W;  — 
zum  Gegenstande  des  Patents  als 
Patentverletzung  4  i6  'i' ;  —  zur 
Patentangabe,  Irreführung  bei  .  . 
n614S8;  bei  der  Entnahme  824iioff. 

Hochschullehrer ,       Erfindungen 

von  .  .  186  »**. 
Hdchstbetrag  der  Buße  H  498^; 

—  der  Strafe  468  «. 
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Homologe    Terbudiuigeii    bei 

Analogieverfahren  86»»;  —  als 
AequivÄlente  87  lO«. 

Hälfe  siehe  auch  Beihülf e ;  —  mecha- 
Bische,  eines  Angestellien  im  Gegen- 
sats  aur  Miterfindung  164  9»;  — 
von  Mittelspersonen  bei  der  Er- 
findung 172  «09. 

Hftlfearbeiter  beim  Patentamt  11 1  *• 

Hülfestoffe,  Bedeutung  im  Ver- 
fahren 64d((;  —  beim  chemischen 
Verfahren  62  ßi. 

Hundert  Jahre,  Druckschrift  aus 
den  letzten  .  .  221  «o. 

Hypothese  als  Erfindung  111  i<*; 
—  Vorveröffentlichung  223  «*  ». 


Jahresgebfihr,  erste  U  238  K 

Japan,  Zugehör'gkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  11  161  ^^. 

Idealkonknrrenc  9  Bekannt- 
machung der  Verurteilung  bei  .  . 
490  it4 .  —  bei  der  Patentanraafiung 
115091*;  —  der  Patentanmafiung 
mit  unlauterem  Wettbewerb  und 
Betrug  n  623  «. 

Idee,  allgemeine  siehe  auch  Er- 
findungsidee ,  Erfindungsgedanke, 
generelle  Erfinduug;  —  als  Er- 
findung 106  1*7  j  —  in  der  Patent- 
schrift, als  Nichtigkeitsgrund  769  ^* ; 
—  Unter  schied  von  der  Miterfin- 
dung 163*^ ;  —  Vorveröffentlichung 
398  waj  —  widerrechtliche  Ent- 
nahme 326  lU. 

Ideeller  Anteil,  Einräumung  eines 
. .  696  >';  —  des  Mitpatentinhabers 
633  M». 

IdentitSt  siehe  auch  Teilweise  Iden- 
tität; —  siehe  auch  Wesentliche 
Übereinstimmung;  ^  des  An- 
melders und  der  Anmeldung  bei 
Neuanmeldung  einer  abgetrennten 
Anmeldung  II  216**;  —  des  An- 
melders bei  Prioritätsvorzugsrecht 
n  178  w^;  —  des  Anmelders  bei 
Sperrfrist  für  ausländische  Patent- 
schriften 277  *i^> ;  —  des  Anmelders 
bei  Vorveröffentlichui^  durch  Be- 
kanntmachung einer  Patentanmel- 
dung 214 '<^;  —  des  Anmelders 
bei  Vorveröffentl.  eines  Gebrauchs- 
musters 216^;  —  der  Anmeldung 
bei  Prioritätsrecht  auf  Ausstellungen 
11 192  «" ;  —  bei  Prioritätevorzugs- 
recht  n  170V»2«iff.;  —  bei  An- 
meidung  mit  rückwirkender  Kraft 


aao  1S7;     —    des    Erfind 
dankens  261^^174;  _  bei  S<^ 
mit     früherem     Patent 


Bion     

Erteilungaverfahren  288  B;  —  b« 
Kollision  mit  einem  froheren 
Patent  im  NichtigkeiisverfaihreB 
771  W;— mehrerer  Patente  866M>W; 
—  mehrerer  gleichzeitig  angemel* 
deter  Patente  360  c«»;  —  bei  Neu- 
heit 201  ^;  —  des  Niederlassiinga- 
inhabers  und  des  Prioritatsbepedi- 
tigten  n  167  «0  j  _  des  offentlichea 
und  Privatinteresses  bei  Znrock- 
nahmeklage  796 1^;  —  bei  olfen- 
kundiger  Benutzung  261  ^^;  — 
der  Parteien  bei  Rechtskraft  496  «tf, 
n  347^8 <^;  —  von  Patent  und 
Gebrauchsmuster  860  «♦;  —  mit 
dem  patentierten  Gegenstände  bei 
PatentanmaÄung  II  617  ««;  — 
bei  Patentverletzung  463»«i*-;  — 
des  Schutzes  bei  Kollision  mit 
früherem  Patent  290«;  —  des 
Streitgegenstandes  bei  Rechtskraft 
497  446;  —  Verhältnis  wir  Ab- 
hängigkeit 294»;  —  bei  Vorbe- 
nutzung 646  II M;  —  der  vorver- 
offentiichten  Erfindung  2M^ ;  — 
mit  der  Vorveröffentlichung,  V«- 
hältnis  zum  Erfindungsbegriff  223  ^ ; 

—  bei  widerrechtli^er  fhitnahme 
82g  V 110;  —  der  Wirkung  bei  Aequi- 
valenten  409  "i, 

Inunaterialreclit,  Begriff  43  ^;  ;;— 

Erfinderrecht  und  Ernndungsbesits 
als  .  .  45 11 ;  —  Patentrecht  ala  .  • 
437. 

Import  siehe  auch  Einfuhr;  —  ala  in- 
ländisches Inverkehrbringen  380 1^ 

—  als  Vorbenutzung  663**,  564*. 

IndiyiduaLreolit   des   Erfind«» 

147  m ;  _  Schutz  durch  Klage 
46 1<;  —  Unterschied  vom  Imina* 
terialrecht  43  7;  —  Unübertragbar^ 
keit,  Verzicht  46  ^. 

Industrie,  inländische,  Fordmuig 
durch  Ausführung  der  Erfindung 
792  <;  —  inländ^  Interesse  an  der 
Zurücknahme  796  cW;  —  Patent- 
erteilung im  Interesse  der .  •  1 13  ^^, 

Industrielle  Einheit  mehrerer  Sri, 
Begriff  n  109  «' ;  —  von  Hanpter- 
findung  undZusatierfindnng  706^; 

—  als  Voraussetzung  der  Einheit- 
lichkeit der  Anmeldung  II  108  ». 

Ingenieure,  Erfindungen  Yon  179  ^^. 

Inhaber  des  Ausnutzungsredits,  des 

Nießbrauchs,  des  Pfandrechte,  siebe 
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Ansimtzunprsbereohtigter,  NieA« 
braacher,  Pfandglaubiger;  —  der 
Lizenz  siehe  Lizenznehmer ;  —  des 
Patents  siehe  Patentinhaber;  — 
des    Vorbenutzungsrechts    549 1^; 

—  von  Werkstätten,  Ausübung  des 
Vorbenutzungsrechts  durch  .  . 
565  91 ;  —  der  Zwangslizenz  676  iw ; 
des  Erfinderrechts  siehe  auch 
Erfinder;  —  Konkurs  161  ^^;  — 
Verhältnis  zum  Erfinder  BU^^-; 

—  Schutz  gegen  widerrechtliche 
Entnahme  809  7i ;  —  als  Verletzter 
bei  widerrechtlicherEntnahme  3 14  9^. 

Inhaberschaft  der  Niederlassung 
und  des  Wohnsitzes  als  Voraus- 
setzung des  Prioritätsrechts  11 166  '• 

Inhalt  des  Antrags  auf  Nichtigkeits- 
erklärung und  Zurücknahme  II 
2841*;  —  der  einstweiligen  Ver- 
fügung 514  ^1;  —  der  Bekannt- 
machung II  292 14 ff-;  —  der  Be- 
rufungsanträffe  U  370 1<*;  —  der 
Beschwerde  Jl  18  H;  —  der  Er- 
teilungsakten, Bedeutung  für  die 
Auslegung  486  W4j  —  der  Patent- 
anmeldung n  89  ' ;  —  des  Patent- 
anspruchs U 126  H;  —  der  Patent- 
beschreibung II  116  HI;  —  des 
Patentrechts  367  1;  —  der  Patent- 
urkunde n  k76,  n  7;  —  des  Straf- 
antrsgs  11  478,  AI  78  £f.;  —  des 
Vorbescheids  11  199  b ;  —  der 
Erklärung  betr.  Zurücknahme  der 
Anmeldung  11  103  ^K 

Inkrafttreten  der  Bekanntmachung 
betr.  die  Sperrfrist  für  ausländische 
Patentschriften  Si76  «i«:  —  der 
Intern.  Übereinkunft  162  "i,  187  «W; 

—  des  Patentgesetzes  18  \ 
Inkorrektheit  der  Patentbeschrei- 
bung II 122  8» ;  —  der  Patentschrift 
441  «M. 

Inland  Begriff  30  i»  «-,  861 «;  — 
Ausführung  der  Erfindung  im 
wesentlichen  im  .  .  811  *';  —  Be- 
nutzungs-  und  Storungshandlungen 
im  . .  361  <» ;  —  Beschränkung  des 
Patentschutzes  auf  das  .  .  860  ^ ; 

—  Feilhalten  im  ..  386  f;  —  Ge- 
brauch im  .  .  391^;  —  Her- 
stellungstätigkeit im  .  .  870  e  loi  ff.; 

—  Interesse  des  .  .  an  der  Aus- 
führung 796^";  —  Inverkehr- 
bringen im  . .  878«;  —  Inverkehr- 
bringen und  Feilhalten  eines  Ver- 
fahrens im  .  .  379  iw,  886  iß»;  — 
Nichtausführung  des  Patents  im  .  • 
als  Zurücknahmegrund  793  ^O;  — 


Offenkundige  Benutzung  im  •  r 
266  ^V;  —  Patentanmaiung  im  .  . 
n  628M;  _  Schutzgebiete  als  .  * 
82  S8.  —  Stdrungshandlunffen  im 
.  .  362bWff.;  -  Strafverfolffung^ 
wegen  Tätigkeit  im  . .  II  461  ^:  -  * 
Vertragserfüllung  im  .  .  als  Siehe* 
rung  der  Ausführung  817  W;  — 
Vorbenutsung  im  •  .  666  d  5S ;  — 
Vorübergehender  Aufenthalt  von 
Fahrzeugen  im  •  •  678  n'^. 

Inländer  Importtätigkeit  von  .  r 
881  i<7;  _  Nichthaftung  nach  dem 
Territorialitätsprinzip  862  71. 

Inl&ndische-r  Bedarf  als  Maßstab 
für  den  Umfang  der  Erfindungs* 
ausführung  812  ^i ;  —  Industne, 
Förderung  der  .  .  als  Grund  der 
Zurücknahme  792  >;  —  Eonsn- 
menten,  Interesse  an  der  Zurück- 
nahme 792  7,  797«;  —  Produ- 
zenten, Interesse  an  der  Zurück- 
nahme 792  6,  796  21. 

InlSndüseher  Vertreter,  Befug- 
nisse des  eingetragenen  •  .  842 1^, 
II  46  »1;  —  Befugnis  zur  Ver^ 
tretung    in    Patentsachen   848  *^ ; 

—  Bestellung  883  ^  I;  —  als  Be- 
teiligter im  Patentamtsverfahren 
846^7;  —  als  gesetzlicher  BotoU- 
mächtiger  839 1<;  —  £&itragung 
in  die  Bolle  841 1?,  H  84  «.U  46 »; 

—  Entbehrlichkeit  der  Bestellung 
887  10 f..  —  Erlöschen  der  Ver- 
tretungsbefugnis  841  Uli«;  — 
Folgen  der  Bestellung  884  >,  836  7; 

—  Handlungen  und  Unterlassungen 
des  .  .  als  stillschweigende  Lizenz- 
erteilung 666  »6,  646  »;  —  bei  der 
Nebenklage  II 477  w ;  —  Verpflich- 
tung der  in  den  Schutzgebieten  und 
den  Konsulargeriohtsbezirken  Woh- 
nenden zur  Bestellung  eines  •  . 
83  M,  884  ^ ;  —  Strafantragstellung 
durch  .  .  n  488  iW;  —  Veroflioh- 
tnng  zur  Bestellung  nach  den  otaats- 
yerträgen  28  i^  884  «;  —  Wechsel 
in  der  Person  des  .  .  841  17»,  II 
8711. 

Inlandspatent,  UnabhängigkeitTom 
Auslandspatent  46  i^. 

Inneres    BechtsyerhSltnis    de» 

wirklichen  Patentinhabers  zu  dem 
Eingetragenen  11  61  «;  —  der 
Mitpatentinhaber  684^8.  -.  de» 
Vertreters  und  des  Vertretenen 
84219. 
Innehabnng  des  Patents,  Pflichten 
des  Käufers  bei  zeitweiliger . .  604». 
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Interesse  des  Inlandes  als  Yoraas- 
setzung  der  Znrücknahmeklage 
796 18 ;  —  des  Klägers  bei  der 
Patentyerletsungsklage  473  »M  a ;  — 
der  Landesverteidigung,  AasschloA 
der  Einsicht  in  die  Patentrolle 
n  52  ^ ;  —  an  der  Nichtigkeits- 
klage trotz  Erlöschens  des  Patents 
768^;  —  öffentliches,  bei  der 
^Nichtigkeitsklage  74 1  n  a  b  ff  ;  — 
öffentliches,  bei  der  Zurücknahme- 
klage 794"!;  —  der  Parteien  bei 
-einstweiliger  Verfügung  517  4^8  j  — 
rechtliches,  an  der  Feststellung  der 
Entschädigungspflicht    II  439  i'»; 

—  rechtliches,  bei  der  Feststellangs- 
klage  474  äö»  £E.  ;  —  bei  der  Zurück- 
naluneklage  791  ^. 

Interessenten^  Angebote  an  .  .  als 
Sicherung  der  Ausführung  819  Wj 

—  Mitteilungen  an  bestimmte  .  . 
als  öffentliche  Druckschriften  208  2^. 

Internationales  Bureau  in  Bern 
26  10. 

Internationale      Übereinkunft 

zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  siebe  auch  Internationale 
Union;  —  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  25  ® ;  —  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums vom  20.  3.  1883  nebst  dem 
Madrider  Protokoll  vom  15.  4.  1891 
und  der  Brüsseler  Zusatzakte  vom 
14.  12.  1900,  französischer  Text 
II  665  ff.,  deutecher  Text  11 562  ff.; 

—  Ausführungszwang  nach  der  .  . 
823  ^0 ;  —  Niederlassung  im  Sinne 
der  .  .  n  165  c  204  f.  j  _  Prioritäts- 
frist der  .  .  n  168  ^V;  —  Prioritäts- 
vorzugsrecht nach  der  .  .  II 152  i^', 
176;  —  Rückwirkung  II 187  «";  — 
Verpflichtung  von  Angehörigen  der 
.  .  zur  Vertreterbestellung   834  ^; 

—  Vorbenutzungsrecht  n  184  ^^^  *• 

Internationale  Union  siehe  auch 

Internationale  Übereinkunft  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums; —  n  152  iwa;  —  Aus- 
dehnung des  Patentschutzes  durch 
.  .  361  ö7j  —  Verbandsstaaten 
der  .  .  n  161  im. 

Internationale  Tereinbarunffen 

siehe  auch  Staatsverträge  24  1^. 

Inverkehrbringen  Begriff  372  ui; 

-*  als  Aasführung  der  Erfindung 
807^;  —  im  Ausland,  Inländischer 
Gebrauch  nach  .  .  891  i^S;  —  nach 
Be-  oder  Verarbeitung  376  i-*;  — 


Beispiele  374  i^^  <;  —  Erkenntnis 
der  Erfindung  bei  .  .  273  »»;  — 
nach  Erlöschen  des  Patents  als 
Patentanmaßung  II  520  ^;  —  ab 
Fortsetzung  des  Feilhaltens  882  i^; 

—  im  Inlande  362  w,  878  «  i«  «■ ; 

—  durch  Mitteilungen  232  »•;  — 
durch  Mittelspersonen  374  m;  — 
von  Mustern  und  Proben  bei 
offenkundiger    Benutzung  239  ^^^; 

—  Offenkundigkeit  bei  •  •  258  i ;  — 
bei  offenkundiger  Benutzung  227  T^, 
283^ ff-;  —  bei  Patentanmaßnng 
n  518  M,  n  519  b  40;  —  als  Patent- 
verletzung 372  III;  —  eines  Ver- 
fahrens 387  ^;  —  eines  Verfahrens 
bei  offenkundiger  Benutzung  243  ^^ ; 

—  eines  Verfahrens  im  Inlande 
379  !•* ;  —  bei  der  Vorbenutznng 
562  40,  553  «. 

Irref&hrung  durch  falsche  Patent- 
angaben  11  573^. 

Irrige     Bechtsansichten     in     Ent- 
scheidungen, Rechtsirrtum  11421  M. 
Irrtum    siebe    auch    Rechtsirrtum; 

—  siehe  auch  Tatsächlicher  Irr- 
tum, Versehen;  —  des  Anmelders 
bei  Abfassung  der  Beschreibung' 
442  MO  j  —  Anfechtung  der  Ein- 
virilligung  in  die  Entnahme  wegen  .  • 
322  107 ;  —  Anfechtung  des  Lizenz- 
vertrags wegen  .  .  682  86-«  j  —  An- 
fechtung des  Übertragungs Vertrags 
wegen  .  .  588 1^;  —  Anfechtong 
des  Kaufvertrags  wegen  . .  601  ^" ; 

—  Anfechtung  der  Übertragung  des 
Patenterteilungsanspruchs  wegen  . . 
637  1^ ;  —  Anfechtung  des  Ver- 
zichts wegen  . .  733  ^;  -  Ausschluß 
der  Fahrlässigkeit  durch . .  II 435  iSi ; 

—  des  Antragstellers  bei  unrichtiger 
Eintragung  in  die  Patentrolle  II 
36  9a-  —  bei  Eintragung  in  die 
Patentrolle  IE  50STo;  —  als  Eni- 
schuldigungsgrund  im  Zurück- 
nahmeverfären  805  c  40ff..  —  fxher 
Mittel  und  Erfolg  bei  Erfindung 
186  >^i;  —  bei  Patentanmafinng  II 
610  b  nff.;  —  über  PatentochuU 
bei  der  Patentanmafinng  11  515  *o. 

—  des  Patentverletzers  II  416  U; 

—  über  die  Person  des  Verletzten 
n  416  68 ;  —  tatsäohlicher  II 415  »f; 

—  tatsächlicher,  des  Patentinhabers 
im  Zurücknahmeverfabren  805^1; 

—  bei  Unzulässigkeitserklärung  des 
Einspruchs  II  262  ^^;  —  wesent- 
licher, beim  Patentkauf,  Rücktritts- 
recht  602  ^^;  —  des   widerreoht- 
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liehen  Entnehmers  318  M;  — 
wissensohafÜioher,  bei  Erfindung 
187  «««. 

Isomere  Yerbindimgen  bei  Ana- 

logieyerfahren  86  ^^ ;  —  als  Aeqai- 
yalente  87  lOß, 

Italien,  Abkommen  vom  4.  Juni  1902, 
24  8, 27  »  —  Text  II  ß^i ;  -  Ans! üh- 
rangszwang  nach  den  Verträgen  mit 
. .  824  »i;  —  Einfuhr  271«;  —  priori- 
tatsfrist  nach  dem  Übereinkommen 
mit . .  IT  169  «";  —  Prioritätsrecht 
nach  dem  Übereinkommen  mit  .  . 
n  168  iW;  —  Sperrfrist  für  aus- 
ländische Patentschriften  nach  den 
Verträgen  mit  ..  276  «^;..—  Vor- 
benutzungsrecht nach  dem  XJberein- 
kommen  mit . .  II 186  ««;  —  über- 
einkommen mit . .  yom  18.  Januar 
1892,  24  »,  26  "  —  Text  II  650  « ; 

—  Zugehörigkeit  zur  Internatio- 
nalen Union  siehe  auch  Internatio- 
nale Union,  Verbandsstaaten;  — 
II  161  iw. 

Jfingeres    Patent,    Abhängigkeit 

800  «8*48,  3ö6b;  —  Nichtigkeit 
285  !• ;  —  Unwirksamkeit  bei  Kolli- 
sion mit  früherem  Patent  868  ^^^* 

Jaristisehe  Personen  als  Ent- 
schädigungspflichtige II  408  M ;  — 
Haftung  für  grobe  Fahrlässigkeit 
II  408  w ;  —  Haftung  für  Patent- 
▼erletzungen  481  ^<^;  —  Haftung 
für  Zivilstrafe  488  ^;  —  Straf- 
barkeit 467  M;  .  als  Täter  II 
467  «0;  —  als  Vorbenutzer  649  W; 

—  Wissentlichkeit  11  428  Vm«. 


Kaiser^  Befugnis  zum  Erlass  von 
Ausführungsverordnungen  U  26; 
~  Ernennung  des  Präsidenten  des 
Patentamts  II  1. 

Kataloge  als  ö£Fentliche  Druck- 
schriften 207  'B ;  —  Zeitpunkt  des 
Erscheinens  220  M. 

Kauf  siehe  auch  Anschaffung;  — 
eines  Patents  siehe  auch  Kaufver- 
trag, Übertragnngsvertrag;  —  Be- 
rechnung des  Kaufpreises  bei  Vor- 
handensein von  Patentmängeln 
605  W;  —  und  Lieferungsvertriige 
.  .  Verhältnis  zur  Miterfindnng 
164  184;  —  eines  Patente  697  V"; 
—  patentwidriger  Waren  als  Teil- 
nahmetätigkeit n  468  M ;  —  Pflicht 
des  Patentkäufers  zur  Zahlung  des 
Preises  604  ^^ ;  —  Unterschied  vom 


Lizenzvertrag  698  ^;  —  Kaufange- 
bot als  Sicherung  der  Ausführung 
817  0. 

KSufer  siehe  auch  Erwerber;  — 
als  Nichtigkeitekläger  744  i^;  — 
eines  Patente ,  Verpflichtungen« 
des  .  .  608  d  ö4fl..  ^  als  Zurück- 
nahmekläger  791  K 

Kaufvertrag  über  Patent,  siehe  aucb 
Übertragungsvertrag,  Kauf;  — 
BechtlicSie  Natur  697  & ;  —  Analo^^ie- 
des  Lizenzvertrsgs  697  <7  •  —  Em. 
flufi  der  Aufhebung  des  einstweiligen^ 
Schutees  auf  . .  II  228  ma;  -  Ein- 
fluß der  Nichtigkeiteerklärung  auf 
.  .  606  «Off.,  766  «;  —  als  Siche-^ 
rung  der  Ausführung  816  b. 

Kasse  des  Patentamte  719  H 

Kausalzusammenhang    zwischen 

Benutzung  und  Erkenntnis  274  ^^ ;. 

—  zwischen  Patentverletzuug  und 
Schaden  U  891  ». 

Kenntnis   siehe    auch   Erkenntnis; 

—  der  entnommenen  Erfindung, 
Beweis  der  311  '8;  —  von  der  Er- 
findung, rechtmäßige  Erlangung 
bei  Entnahme  810  ^7;  -.  der  Erf^ 
bei  Vorbenutzung  641  lO;  —  des 
Erfindungsgedankens  beiEntnahmCr- 
Beweis  812  ^^ ;  —  des  Erfindungs- 
gedankens als  Merkmal  des  Er- 
findungsbesitees  166  *^;  —  der 
Nichtiffkeit  des  Patente,  Verlust 
der  Ersatzansprüche  des  Lizenz- 
nehmers bei  ,  .  686  *7S;  —  der 
Nichtigkeit  bei  unberechtigter 
Warnung  609  «i ;  —  des  Patent- 
schutees  bei  Wissentlichkeit  II 
412  71;  ~  der  Patentunfähigkeit, 
nachträgliche,  als  Erschleidiung 
858  **;  —  des  Patentverleteers  vonv 
umfang  des  Patentechutees  als 
Wissentlichkeit  II  412  7i;  .  des 
Täters  bei  Strafantrag  484  ^M;  — 
der  Verletzung  bei  Strafantrag 
n  484  iwff- 

Kenntnisnahme  der  Erflndong^ 

Beschränkung  der  .  .  auf  Ange- 
stellte 267  ^^;  —  Beschränkung 
der  .  .  auf  Fabrikarbeiter  267  i<»;. 

—  Möglichkeit  der  .  .  im  Qegen- 
satee  zur  Oeheimhaltnng  siehe  Ge- 
heimhaltung; —  durch  eine  einzige 
Person  248  ^^ ;  —  ans  einer  DmcS:- 
schrift  durch  einen  unbegrenzten 
Personenkreis  204  ^^  ^:  —  durchs 
eine  unbestimmte  Zahl  von  Per- 
sonen 247  IM. 
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KiroheHy  BenntEung  fOr  .  .  als  ge- 

werbsmlAige  896  ^^. 
Hage  fliehe  auch  Nichtigkeitsklage, 
Zurttoknahmekla^e,  Abwehrende 
Klage,  Entsohadigungsklage,  Fesi- 
steUungsklage;  —  wd  Aoslegimg 
des  Patents  436  ><^s ;  —  auf  Be- 
richtigung der  Patentrolle  II  86  ^o. 

—  ac3  Bewilligung  der  Eintragung 
in  die  Bolle  n  41  >iff-;  —  an! 
Feststellung  der  Abhängigkeit  oder 
Niohtabh&ngigkeit  804  »»I ;  _  som 
Schutz  des  VorbenutEungsrechts 
640  ^;  —  auf  Übertragung  des 
Patents  694  *o ;  —  auf  Üb^ragung 
des  Patents  wegen  widerrechtlicher 
Entnahme  152  *^ff',  317  M;  — 
gegen  unberechtigte  gerichüidie 
Ausübung  des  Pat^tre(£t8  613  ^M; 

—  wegen  Verletzung  des  Erfinder- 
rechts 161  »;  —  gegenüber  War- 
nungen 608  *«6if.. 

KISger    siehe    auch    Antragsteller; 

—  siehe  auch  Klageberechtigung; 

—  bei  der  abwehrenden  Klage 
476  II;  —  bei  der  Entschädigungs- 
klage  n  402  IV;  —  in  fremdem 
Interesse,  im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren  II  296  ^; 

—  bei  der  Klage  nach  §  11  Nr.  2 
899  i<Wj  «-  Nebenintervenienten 
des  . .  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren II  804  0<;  —  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren II  293  Vj  —  Partei-  und 
Prozeßfähigkeit  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  n  294  b; 

—  bei  Klage  gegen  unberechtigte 
Warnungen  604  ^7;  —  bei  Klage 
gegen  unberechtigte  gerichtliche 
Ausübung  des  Patents  613  ^s. 

Klageabweisiing  nach  Bekannt- 
machung der  Anmeldung  11 230  >9; 

—  Rechtskraft  der .  .  im  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeveifahren 
n  347  0;  —  Auslegung  durch  die 
.  .  im  Nichtigkeitsverfahren  761 W, 

Klage&ndenULg  in  der  Berufungs- 
instanz, im  Nichti^eits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren n  376  Vj  —  naoh 
Einleitung  des  Nichtigkeits-  und 
Zurückniämeverfahrens  11  338  ^o. 

—  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren n  286  M,  U310  XI 1^ 

•—  bei  der  Patentverletzunffsklafire 
484  411.  ^ 

Klageantrag,  Änderung  siehe  auch 
Klaffeänderung;  —  Änderung  im 
Nichtigkeits-    und    Zurücknahme- 


verfahren  II  818  cw.  _  j^ 
nassung  an  die  Tätigkeit  des  Be- 
klagten bei  der  Patentv^etzunffa- 
klage  486  W;  ^  bei  der  Bnt- 
sohSdignngsklage  11  488  H  mif ; 

—  Hinausgehen  über  den  .  .  im 
Nichtigkeits-  und  Zuracknaliiiij&- 
verfahren  11286  19<^;  —der  Klage 
ffegen  unberechtigte  Warnungen 
504  4OT;  —  im  Nichtigkeits.  und 
Zurücknahmeverfahren   n   884  >; 

—  bei  der  Patentverietzungsklage 
484  b;  -  Selbstverständliche  Be- 
schränkungen 417  ^7;  —  Ver- 
hältnis des  Urteilstenors  cum  .  . 
491«». 

Klageberechtignng    siehe    auch 

Kläger;  —  im  Nichtigkeits-  und 
Zurucknahmeverfahren,  Übertrag- 
barkeit II  294  «1;  —  nach  §  11 
Nr.  2  Pata.  n  298  «7«;  _  gegen 
Patentverletzungen  476  U. 

Klageerhebuig  ak  Beweis  der 
Wissentlichkeit  11  426  lo». 

Klagegmnd  bei  der  Klage  gegen 
Warnungen  606  b47»il.;  —  ^^ 
Nichtigkeits-  und  Znrücknahme- 
klage  n  29nvs8ff..  _  bei  der 

Patentverletzungsklage  488  ^f*^^;  — 
Verbindung  mehrerer . .  im  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeverfahren 
n  308  «0;  —  Bedeutung  für  die 
Rechtskraft  II  349  M, 

Klagenyerbindiuig  im  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeverfahren 
n  807  IX;  -.  bei  Verschiedenheit 
der  Pflu^irollen  II  309  74. 

KlageTerjShrung  sieheVerjähnmg. 

Klagereeht  des  Lizenznehmers 
gegenüber  Dritten  642 1^*  ff- 

Klarheit  der  Beschreibung  II 117  V; 

—  der  Beschreibung  in  Druck« 
Schriften  209^8;  ~  des  Patent- 
anspruchs II 131  d  loes.;  —  cler  p|^. 
tentschrift,  Auslegung  bei . .  449  «». 

Klarstellimg    des  Patentumfangea 

durch  Teilniohtigkeitserkiamnsr 
786  IM.  * 

Klassen  von  Arbeitsmitteln  bei  ge- 
nereller Erfindung  128  i^;  — 
der  Erfindungen  TL  4  *  *;  —  Ton 

Körpern  bei  genereller  l^&idnnir 
127  iw.  ^ 

Kollision  siehe  auch  Abhängigkeit; 

—  der  Lizenz  mit  älteren  Patenten, 
Haftung  für  .  .  beim  Lisenzver- 
trage  681  ««;  —  des  Patents  mit 
anderen  Patenten  oder  Gebranchs- 
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miutern,  Haftung  des  Verkäufen 
ftr  .  .  601«;  —  dei  Pat.  mit 
andern  Rechten  854  VD;  —  mit 
frSberen  Pat.  als  Nichüffkeitsgrund 
771  IVMff. ;  —  mit  früherem  Pat 
als  Zurüokweisungsgmnd  285  ^\  — 
mit  identisohem  Patent  oder  Ge- 
brauchsmuster.Unwirksamkeit  856  o. 

Kolonien,  Gleichstellung  mit  Yer- 
bandsstaaten,  Zugehörigkeit  zur 
Internationalen  Union  11  161  iw  ff. 

Kombination  mehrerer  Einzeler- 
findungen 184  *o';  —  als  Gegen- 
stand eines  Zusatzpatents  709  M; 

—  Herstellung  im  Inland  871  lOS; 

—  von  mechanischem  und  che- 
mischem Verfahren  68  M. 

Kombinationsbestandteile   siehe 

Bestandteile,  Einzelbestandteile. 

Kombinationseinriehtnng    siehe 

C^amteinrichtung. 


181 XVI; 

—  Begriff  181  >^;  —  Identität  bei 
offenkundiger  Benutzung  262  ^^^ ; 
^  Patentanspruch  auf  . .  11 184  i^^; 

—  gleichzeitiger  Schutz  mit  den 
Einzelbestandteilen  II  112^;  — 
Stand  der  Technik  als  Auslegungs- 
mittel einer  . .  488  «»;  —  Umfang 
der  Ausführung  einer  810  M. 

Kombinationspatent  414  iV;    — 

Auslegung  als  .  .  414  M»;  —  Teil- 
nichtigkeitoerklärung  784 1»;  — 
Umfang  des  Patentschutzes  eines  . . 
414  IV;  —  Verletzung  eines  .  . 
456  ^\  —  teilweise  Verletzung 
461  <^^* 

Kombinationsyerfaliren      siehe 

C^esamtverfahren. 
KommissionSr    als    Mittelsperson 
beim  Inverkehrbringen  874  ^^K 

Kommnnalbehörden,    Benutzung 

durch . .  als  gewerbsmässige  898  i^^. 

Kompensation  der  Bereicherung 
mit  Vorteüen  H  899  *o. 

Komponenten  beim  ehem.  Ver- 
fahren 62  ^K 

Konkludente  Handinngen  siehe 

Stillschweigende  Handlungen. 

Konkurrent,  Klageberechtiguiuf 
wegen  Patentanmaßang  II  507  S 
—  Ablehnung  als  Sachverständiger 
490*». 

Konkurrencklausel  im  Lizenz- 
vertrage 671  «w. 

Konkurs  siehe  auch  Qemein- 
Bohnldner;  —  des  Anmelders  11 


98i«A,  n  9410;  ^  Anspruch  auf 
Patenterteilung  im  . .  281  >,  688  ^96- 

—  ausländische  Patente  im  . .  50  '^ 
685  1^;  •—  Ausnutzungsreoht  im  . . 
618  ^85;  _  des  Beklagt^  im  Nichtig- 
keits* .  und  Zurücknahmeverfahren 
n  848  ^;  -*  des  Einsprechenden 
II  250  »;  —  Erfinderrecht  im  .  . 
161'-;  —  des  Klägers  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
II  296  *4;  —  Lizenz  im  . .  647  "«; 

—  des  Mitpatentinhabers  584  ^^ ; 

—  des  Patentinhabers  nach  Über- 
tragung der  Ausnutzungsbereohti- 
gung  617  ^^;  —  Patentrecht  und 
Anspruch  auf  Patenterteilung  im  . . 
033  d  ia4ff.  j  —  Vorbenutzungsrecht 

im  .  .  570  w. 

Konkursverwalter«  Befugnis  zur 

Anmeldung  und  Verwertang  der 
Erfindung  161  *^* ;  —  Befugnis  zur 
Lizenzerteilung  650  i«^;  —  Be- 
fugnis zur  Patentübertragung 
338  iB4ff.;  —  als  Beklagter  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  n  299«;  —  als  Be- 
klagter imVerletzung8prozeß481  ^ 
488  ^07;  —  Geltendmachung  des 
Entschädig^ungsanspruchs  durch 
den  . .  n  405  «';  —  als  Kläger  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  n  296  44;  _  als  Kläger 
im  Verletzungsprozeft  478  wi ;  — 
StrafantragsteUung  durch  den  •  . 
n  488  M. 

KonstitutiTe  Wirkung  der  Patent- 
erteilung 844 1*. 

Konstruktion,  Begriff  69  ^ii;  — 
Arten  7t  f^;  ^  als  Bestandteil 
einer  Erfindung  78  <),  Beispiele 75  8^; 

—  als  Erfindung  70  ^<>.  W;  —  ist 
keine  Erfindung :  Beispiele  7 1  w ;  — 
Erheblicher  Fortschritt  bei . .  74  7«; 

—  naheliegende,  als  Erfindung  75  ^ ; 

—  Stellung  der  Aufgabe  bei .  •  78  ^5 ; 

—  Substitution  von  Aequivalenten 
33  108;  -^  Übertragung  bekannter 
Mittel  76  ^V ;  —  Überraschender  Er- 
folg 77  ^4;  —  Überwindung  von 
Schwierigkeiten  73  7®. 

Konstruktionsregeln,  Angabe  von 
.  .,  Bestimmtheit  des  Verfahrens 
63  S5ff.;  —  Angabe  in  der  Patent- 
beschreibung n  120  ^. 

KonstruktlTe  Mabnahmen  siehe 

Konstruktion. 

Konsulargeriehtsbecirke,  deut- 
sche, Geltung  des  PatG.  BS»;  — 
Deutscher  in  . .,  Verpflichtung  zur 
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yeHreterbertellang  884  «; — Gleich- 
tteUang  mit  Verbftndsstaaten  II 
168  107 ;  _  nicht  Inland  88  ». 

Konsumenten,  inländiBohe,  Inter- 
esse an  der  Ansföhnrng  792  ?,  797»; 

—  Intereme  an  der  lleenserteilang 
bei  LizenjoEwang  8S7  M. 

KontbmitSt  zwischen  Veranstaltung 
und  Yorbenutzung  568  ^, 

KonTentionalstrafe  im  Lizenz- 
vertrag 678  •*5;  —  bei  Verzicht 
auf  die  Nichtigkeitsklage   748  i*. 

KSrper«  äquivalente,  Analogiever- 
f  ahren  mit  aqu.  E.  86  100 ;  —  homo- 
loge und  isomere  im  Analogiever- 
fahren 85  M;  —  hom.  und  is.  als 
Aequivalente  87 1<M^ ;  —  Klassen  von, 
Anwendung  eines  Verfahrens  auf  •  • 
127  !•*;  —  Veränderung  von  •  • 
als  mechanisches  Verfahren  61  ^ ;  — 
Verbindung  von  .  •  als  mechanisches 
Verfahren  61  W;  —  bei  einem  Ver- 
fahren 60  *•;  —  in  einem  Ver- 
fahren, bestimmte  Bezeichnung  66  *o. 

Körperliche  Gegenstände»  Be- 
nutzung 228  7<;  —  Herstellung  von 
.  .  868  *< ;  —  Inverkehrbringen 
872  107;  _  Erzeugnis  als  körperl. 
Gegenstand  55  M.  525  6si. 

Korrekturen  der  Anmeldung,  Ein- 
fluft  auf  die  Priorität  H  144  1«». 

Kosten  siehe  Sicherheitsleistung  für 
die  Kosten ;  —  der  öffentlichen  Be- 
kanntmachung des  Strafurteils  11 
491  ^^;  —  des  Beruf ongsverfahrens 
n  880  ^UI;  ~  im  Beschwerde- 
verfahren  n  263  "i,  11  269  VI;  — 
des  Einspruchsverfahrens  II 254  ^ ; 

—  Einziehung  durch  Patentamt 
II  1  1;  —  bei  Erfindungstätigkeit 
der  Angestellten  160  sso;  ~  des 
Shrteilungsverfahrens    11   81    ^ff«; 

—  der  Nebenklage  II  476  ^^f^-; 
•—  des  Kichtigkeits-  und  Zurück - 
nahmeverfahrens  11  858  iff«:  —  im 
Patentamtsverfahren  11  81  vll. — 
der  Patentverletzungsklage,  Ein- 
fluß des  Erlöschens  des  Patents 
499  464;  .  Sicherheitsleistung  für 
die  •  .  n  819  XUIiwft;  —  bei 
Zurückweisung  des  Strafantrags 
n  489  »1;  —  des  Straf antrags 
n  489  IM. 

KostenentsoheidungderBerufungs- 

in8tanzII880M;  —  im  Beschwerde- 
verfahren  n  269  M;  —  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
n  868  1  iff-;  —  bei  der  Patent- 


verietzungsklage  492  •  «**;  —  üii- 
zulässigkeit  der  Berufung  gegen  •  • 
n  867  ». 

Kostenerstattung  im  Bemfoii»- 

verfahren  11  861  ";  —  im  Be- 
schwerdeverfahren n  270  SS;  —  als 
Entschädigung  11 890  ^^ ;  —  im  &U 
teüungsverfabfen  11  82  «— «;  — 
im  Nichtigkeits-  und  ZurücknaliBii»' 
verfahren  II  866  ^K 

Kostenf estsetsung  n  860  ni. 
KostenfestsetsungbeseUuA     n 

360  ni». 

KostenfestsetzungsyerfiihreM  II 

860  lUa  IS;  —  Bechtshülfe  der  Ge- 
richte n  363  >. 
Kostenpflicht    des   UnterUegenden 
n  854  S;  —  des  im  Beschvrerde- 
verfahren  Unterliegenden  II 870  **; 

—  der  obsiegenden  Partei  in  der 
Berufungsinstanz  11  880  ^^ ;  —  der 
Streitgenossen  und  Nebeninter* 
venienten  II  865  ^. 

Kostenyerteilung  imNichtigkeüa- 
und  Zurücknabmeverfahren  II 
858  I  iff«;  —  im  Beschwarderer- 
fahren  n  270£. 

Kostenyorschuft  n  82  m. 

Kostspieligkeit  alsEntschuldignnn- 
grund  bei  der  Zurücknahme  804  •*; 

—  der  Beweisaufnahme  als  Bevreia 
des  FeststellungBintereeses  des  Bnt- 
Bchädigungsjdägera  II  489  140. 

Kraftmaschinen   als  EinriohtiDw 

69«. 

KrankenhanSy  Benutiung  im  •  • 

als  gewerbsmäßige  896  ^^^  —  öffent- 
lidies,  Benutzung  in  •  •  als  gewerfa*- 
m&ßige  896  i^i. 

Künftige-r  Erfindungen,  Anspimdi 
auf  Übertragung  169  >?•;  —  Pa- 
tente, Answuch  auf  Übertragung 
694  ^;  — TatentverletzungeUt  aA>- 
wehrende  Klage  gegen  .  .  447  <iv, 
484  410;  —  Schaden,  Ersati  daa  .  • 
n  891 18. 

Kfindignng  der  Lizenz  658  M. 

Kunstgriffe»    Pflicht    des   PMeoi- 
verkäufers  zur  Mitteilung  von 
698  «M  —  Pflicht  des  Lize 
zur  Mitteilung  von  •  •  668 

Kunstwerke  108  i4i. 


Laden»  Auslage  im  •  .  als  Benntso^; 

284  w. 
Ladung    der   Beteiligten    im    Ba* 

schwerdeverfzhren  U   268  «;  — 
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der  Bei.  im  BrteUungBverfahren 
II  266  • ;  —  «QT  mündlichen  Ver- 
handluDff  in  der  Bemfan^Binstanz 
n  878  ^  44;  —  zur  mündL  Verh. 
im  Niohügkeits-  und  Zorücknahme- 
verfahren  11  829  K 

Ladungsfirist  zur  mündlichen  Ver- 
handlung im  NichtigkeiU-  und 
Zarücknahmeverfahren  11  381  >b. 

Landwirtschaft  als  Gewerbe  898174. 

Landwirtschaftliche  Erfindun- 
gen 108  !»• ;  —  gewerbliche  Ver- 
wertbarkeit 144  **•. 

Lasten^  Übergang  der,  bei  der  Patent- 
Übertragung  591^. 

Legalisation  bei  Patentübertragung 
JX  42  ^s ;  —  bei  PrioritStsvorzugs- 
reoht  n  179  ««. 

Legitimation  zum  Antrage  auf  Ein- 
tragung von  Änderungen  in  die 
Patentrolle  11.89 1^;  —  des  Bechts- 
nachf olgers  durch  die  Eintragung 
in  die  BoUe  H  47  M;  —  des  Ver- 
aoAerers  durch  die  Eintr.  in  die 
BoUe  II 48  M;  —  des  inländischen 
Vertreters  durch  die  Eintr.  IE  46  »K 

Lehranstalten^  höhere,  gewerbs- 
mäßige Benutzung  durch  , .  897  ^M; 

—  öffentliche,  Benutzung  für  .  . 
als  gewerbsmäßige  896  ^^s. 

Lehrs&tze,  keine  Erfindung  97  i»; 

—  Vorveröffentlichung  224  «♦*>. 
Lehrzwecke^  Benutzung  für  ••  als 

gewerbsmäßige  401  iW;  —  Ge- 
brauch für  .  .  889  IM ». 

Leichte  Fahrlässigkeit  n  481  u»; 

—  Ausschluß  der  Haftung  11 
868  »;  —  Haftung  nach  BGB.  und 
dem  Patentgesetz  II  887  ^ ;  —  bei 
der  Patentanmaßung  II  510 1^. 

Leistungen^  besondere,  als  Inhalt 
des  Kaufvertrags  698  8»,  599  «^ 
e08^^*;  —  besondere,  als  Inhalt 
des  Lizenzvertrags  687^*'. 

Letztwillige  Yeifligung,  Begrün- 
dung .einer  Lizenz  durch  . .  660  ><^; 

—  Übertragung  des  Patents  durch 
.  .  586  «. 

Lex  specialis,  Patent  als  .  .  44  ». 
Lieferuugsyertrag,     Unterschied 

von  der  Miterfindung  164  ^^, 
Liquidatoren,     Strafantragstellung 

durch  .  .  n  483  »8. 
Liste   der  Patentanwälte  11  78  ^K 

Literarischer   Schutz  der    Aus- 

legungsstücke  11  233  o  ^< ;  —  der 
Auslegnngsstücke,  Erlöschen  des  .  . 

K  e  n  t ,  Patentgesetc.  II. 


n  286^7;   .»   der  Patenturkonde 
n  278 11. 

Literaturwerke  108  i«i. 


siehe    auch    Lizenzzwang, 
Zwangslizenz ;    —    BegrifE  688 1<^; 

—  Angebot,  als  Sicherung  der  Er- 
findungsausführung 817  <i  74  ;  — 
für  Auslandspatente,  Unabhängig- 
keit 47  1* ;  —  ausschließliche  siehe 
ausschließliche  Lizenz;  —  bedingte 
652  iW;  —  Beendigung  der  .  . 
657  'VI  iW  ff. ;  —  Begründungs- 
formen 660  "V^n  A  S05  ff . ;  —  be- 
schrankte 651  1^ ;  —  Beschränkung 
des  Patents  durch  .  .  84s<  ? ;  — 
bei  Bestand  mehrerer  Patente 
659  'Vn  «Ol  ff. .  —  Einräumung  für 

ein  Zusat^c^nt  701 1^ ;  —  auf 
Fabrikgeheimnisse  168  *^ ;  —  ge- 
setzliche 689 1^<**;  —  gesetzliche, 
des  Vorbenutzers  540  ^ ; — auf  nicht- 
patentierte  Erfindungen  688 1^, 
668  0 ;  —  im  öffentlichen  Interesse 
578  10*  j  —  rechtliche  Natur  639  b; 

—  Übertragung  646  H»  168  ff.j  — 
Übertragung,  Keohtsgründe  der  . . 
646 H  a ;— Umfanff  651 IV;  — Vor- 
behalt der  .  •  bei  Einräumung  des 
Ausnutzunffsrechts  618  M;  —  Vor- 
behalt bei  Übertragung  des  Patents 
661  XW. 

LizeiUEerteiliuig,  Befugnis  zur  .  • 
im  allgemeinen  649  H^;  —  Befugnis 
des  eingetragenen  Patentinhabers 
zur  .  .  U  45  ^;  —  als  beschränkte 
Patentübertragung  610  7^;  —  Be« 
schränkte  Übertragung  des  Aus- 
nutzungsrechts  durch  •  .  614  ^^ ;  — 
an  Dritte  durch  den  Vorbenutzer 
57096.  —  als  Erfindungsbenutzung 
55446  a;  —  durch  den  inländischen 
Vertreter  650  iw,  846»;  —  durch 
den  Lizenznehmer  650 1^;  — 
Wirkung  der  nachträglichen  .  .  II 
89786«  —  eines  Nichtberechtigten 
651  188;  —  Hecht  des  Nießbrauchers 
zur  .  .  622  108;  —  Recht  des 
Patentinhabers  zur  .  .  nach  Über- 
tragung des  Ausnutzungsrechts 
616  9S;  —  als  Sicherung  der  Br- 
findungsausführung  816  ^70  ff.  — 
stillschweigende  666dM0ff.;  —für 
ein  Verfahren  als  Inyerkehrbnngen 
oder  Feilhalten  887  i^^ ;  —  durch 
Verkauf  patentierter  Gegenstände 
654  IM ;  —  Verpflichtung  des  Beauf- 
tragten, Angestellten  usw.  zur  .  . 
173  806;  —  vertragsmäßige  Ver- 
pflichtung zur  ..  661  M7, 
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IJjEeilzerteillUlgpspflicllt)    Lizenz-  I 
zwanj?,  829  wi. 

Lizenzgebery  Haftnnff  für  Patent- 

mängel  680  1^  »  ««^  «• ;  —  Ver- 
pflichtungen  dcB  .  ...667  o  aw  ff. ;  _ 
Yerpflicfatnng  zur  Übertragung  des 
Klagerechtz  644 1<S;  —  bei  der 
Zwang^enz  im  öffentlichen  Inter- 
esse 676  110. 

Licenzgebfihr,  Arten  677  sm;  -. 

Berechnung  bei  Nichtigkeitserldä- 
mng  und  Zurücknahme  686  ««4; 

—  als  EnUchädigung  11  896  d;  — 
als  Entschädigung,  Bemessung  11 
897  •';! — Erhöhung  bei  Verschulden 
des  Lizenznehmers  686  ^^;  —  bei 
stillschweigender  Lizenz  666  •**;  — 
Verpflichtung  zur  Zahlung  678  »**, 
677  1;  —  Verpfl.  zur  Z.  bei  Nich- 
tigkeitserklSrung  und  Zurücknahme 
688M7fl.j  —  Verpfl.  zur  Z.  bei 
teilweiser  NichtigkeitnerklSrung  und 
Zurücknahme  690  «M  ff. ;  —  Verpfl. 
zur  Z.  bei  Nichtigkeitserklärung 
und  Zurücknahme  wegen  besonderer 
Leistungen  689  »i«-;  -  Z.  für 
die  Vergangenheit  nach  Nichtig- 
keitserklärung und  Zurücknahme 
683  «»-170;  —  Z.  für  die  Zukunft 
nach  Nichtigkeitserklärung  und  Zu- 
rücknahme 688  M7. 

Lizenznehmer,  Ausführung  der  Er- 
findung durch  ..  80960;  —  Befug- 
nis zu  Änderungen  im  Betriebe 
653  b  190 ;  —  Bef .  zur  Lizenzerteilung 
660  i»>;  —  Berechtigung  zum  Straf - 
antrag  II  479  ^ ;  —  Lizenzerteilung 
durch  Verkauf  patentierter  Gegen- 
stände 666  195;  —  als  Nebeniuter- 
venient  II 808  «i ;  —  Pflichten  des . . 
671  g  >ST ; — Pflicht  zur  inländischen 
Vertreterbestellung  836  «;— Rechte 
gegenüber  Dritten  642  d  159  ff. .  _ 
Uechte  bei  Vorhandensein  yon 
Mängeln  698  wo;  _  als  Rechts- 
nachfolger in  das  Klagerecht478  >9S ; 

—  Stillschweigender  Verzicht  auf 
die  NichtigkeiUklage  74418;  — 
als  Znrücknahmekläger  791  K 

Lkenzyertrag,  Begriff  688 1^;  — 

Abtretung  der  Ansprüche  aus  .  . 
166  956. -.  Beflnründungsform  des . . 

660  "t^lu  a  tosl. ;  —  Bestimmung 
des   Lizenzumfangs   durch  den  .  . 

661  184;  —  nach  BGB.  89 1«;  — 
lünflufi  der  Aufhebung  der  Bekannt- 
machung II  2fi8M  A;  —  als  Form 
der  Patentübertragung  697  87  ^  -. 
als  obligatorischer  veitrag  640  i8i; 


—  als  Pachtvertrag  661  «» f;  — 
rechtliche  Natur  6611>«»;  — 
Regelung  der  Lizenzübertragung 
durch  .  .  648  ^;  —  Rückwirkui^ 
der  Nichtigkeitserklärung  auf  .  . 
755  49-  —  Unterschied  vom  Kauf- 
vertrag 698  88;  —  Vereinbamngea 
verschiedener  Art  673 1^«««-;  — 
Verpflichtung  zum  Abschlofi  661 888; 

—  Weiterbestand  des  •  .  nach  Be- 
endigung der  Lizenz  658  *^. 

LuEenzrerwelgeninff    nach  dem 

Abkommen  mit  der  Schweiz  S8i8; 

—  Gerechtfertigte  .  .  bei  Lizeoz- 
zwang  880  i<>8;  —  als  Voraussetzung 
der  Zurücknahmeklage  829  ▼  i« ;  — 
zulässige  830  io8 ;  —  Zurücknahme 
des   Patents  wegen  .  .  826CI>**- 

Lizenzzwang  826  84;  _  bei  ab- 
hängigen Patenten  827  —  U^ ;  in- 
direkter  826  •*. 

Logischer  Sinn  der  Patentschrift, 
Auslegung  nach  dem  .  .  441  <S8, 

LSsung  der  Aufgabe  bei  Erfindoog 
106  1«. 

Löschung  des  Patents  siehe  audi 

Erlöschen ,  Nichtigkeitserklärung, 
Zurücknahme,  Patentrolle;  —  Be- 
schluß über  .  .  731  *,  n  26»;  — 
Eintragung  in  die  Bolle  780  «  11 
83  1;  —  IrrtümUche  731«;  — 
wegen  Verzichts  11  49  8^  ». 


Madrider  Protokoll  zur  Inter- 
nationalen Übereinkunft  15. 4^  1891, 
fnmzösischer  Text  11 660,  dentsdier 
Text  n  667. 

MSngel  der  Anmeldung,  Aufforde- 
rung zur  Beseitigung  durch  Vor- 
bescheid n  1 99 17 ;  —  der  Erfindoog, 
Haftung  für  ..  157  »«8;  —  des  B^ 
teilungsver&hrens,  Einflnft  auf  die 
Wirksamkeit  des  PatenU   846  ^ ; 

—  des  Erteüungsverfahrenz  ab 
Nichtigkeitogrund  760  b;  —  des 
Patents,  Ausschluß  der  Haftnag 
für . .  601  ^ ;  —  Einflnfi  auf  Zahlm« 
des  Kaufpreises  606  «  ^o  ff.;  _  fop. 
melle,  als  Nichtigkeitsgründe  758  ^; 

—  Haftung  für  .  .  beim  Limz- 
vertrag  6801^;  —  Haftung  des 
Verkäufers  für . .  600  « ;  -  Haflmif 
für  ..  bei  Übertragung  des  Piatent- 
erteilungsanspruchs  636 1^;  — 
rechtliche,  Haftung  für  behauptete . . 
des  Verkäufers  602  8S ;  —  utsScb- 
liehe,   Haftung    des    Lizenxgeben 
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für  .  .  691  S;  —  tataächliche,  Haf- 
tung für  .  .  beim  Patentkauf  602  M. 

Mangeillde-S  Begründung  des  Nich- 
tigkeitseinwandee  860  w ;  —  Emst- 
lichkeit  des  Aussetzungsantrags, 
Ablehnung  wegen  .  .  860  •*;  — 
gewerbliche  Verwertbarkeit  der  Er- 
findung, Zurücknahme  des  Patents 
bei  .  .  800  S9;  —  Inlandsinteresse 
an  der  Ausführung  der  Erfindung 
796  ^7 ;  -*  Inlandsinteresse,  Beweis 
durch  den  Zurücknahmebeklagten 
796  ^ ;  —  Interesse  des  Patent- 
inhabers als  Entschuldigung  der 
Nichtausführung  802»»;  —  Neu- 
heit der  Erfindung,  Beweis  der  .  . 
771 97 ;  —  Patentfähigkeit,  Heilung 
durch  Verjährung  11  818  10«;  — 
Patentfähigkeit  als  Nichtigkeits- 
grund 708^fl  •  W  ff.;  —  Rentabili- 
tät als  Entschuldigung  der  Nicht- 
ausführung 804  d  n ;  _  Rentabili- 
tät, Einfluß  auf  gewerbliche  Ver- 
wertbarkeit 146tt6ff. 

Mangelhaftigkeit  der  Beschrei- 
bung, Polgen  n  121  d  «7;  —  der 
Beschreibung,  Unwirksamkeit  des 
Patents  848 1^ ;  —  der  Patentoohrift 
als  Nii^tigkdtsgrund  768  B». 

ManUBkript)  Bezeichnung  „als  M. . . 
gedruckt*  2061». 

Harineingenieure  j    Erfindungen 

von  .  .  186  "•. 
HarktfUligkeit    des   Erzeugnisses 

57  40 ; — der  Zwischenprodukte  63  «». 
MaseUne   siehe  anch  Einrichtung; 

-»  Anschaffung  von  .  .  bei  Vor- 
benutzung 660  »»;  —  als  Einrichtung 

58  ^ ;  —  als  Kombinationserfindung 
188  »0^;  —  lieferung  von  .  .  ab 
Beihülfe  469  »^»1;  —  Patentanspruch 
auf  .  .  II  186  iw. 

HaftSndenmgen    als    Erfindung 

90  119;  —  als  Konstruktion  89  i^o  <• 
Haasenartikely  Herstellung  von  .  • 
als  Benutzung  289  lo»;  —  Her- 
stellang  und  Absatz  von  •  .  als 
<^enkundige  Benutzung  248  i»*. 
Haterialy  Bedeutung  bei  medu^ 
nischem  Verfahren  464  »•»;  —  des 
Dienstiierm ,  Verwendung  durch 
den  Angestellten  bei  der  firfinder- 
tätigkeit  180  d;  —  Pflicht  des 
Lizenznehmers  zum  Bezog  von  •  • 
672  »^ ;  —  Vertanschung  des  .  . 
als  Konstruktion  71  V». 
Materielle  Mängel  der  Anmeldunff 
n  901  0;  —  der  Anmeldung,  Auf- 


forderung zur  Beseitigung  durch 
Vorbescheid  11  199";  —  Rechts- 
folgen der  Nichtbestellung  eines 
inländischen  Vertreters  887  »;  — 
Zulässigkeit  der  Berufung  11  866  <^; 

—  Nichtigkeitsgründe  768» 

Materiellreehtlielie  Feststellung»- 

klage  476  »»6, 

Mathematische  Lehrsätze  99  i»». 

Mechanische-S  Erzeugnisse  als  un- 
mittelbare Erzeugnisse  eines  Ver- 
fahrens 626  6»«;  ^  Hülfe  des  An- 
gestellten bei  der  Erfindertätigkeit 
176  »1^  —  Lehrsätze  99  i»;  — 
Verbindung  mehrerer  Sfittel  als 
Aggregation  188  ^^;  —  Verfahren 
61 M ; — V.,  Bedeutung  des  Materials 
464  »»»;  —  V.,  Kombination  mit 
chemischem  Verfahren  68»*;  — 
Zwischenprodukte  422  »*». 

Meeresteile  des  Reichsgebiets,  Gel- 
tung des  Patentgesetzes  80^». 

Mehrere  Anmelder  siehe  auch  Mit- 
anmelder; —  im  Auslande  Ver- 
pflichtung zur  Vertreterbestellung 
888  ^;  —  A.,  Stundung  der  Pateni- 
gebühr  727  »M  —  A^  Zurück- 
nahme der  Anmeldung  durch  einen 
von  .  .  n  108  ^;  —  Anstifter  11 
464  »7;  —  Beklagte  801 »»;  -  Be- 
gehunffsorte  der  unerlaubten  Hand- 
lung, Gerichtsstand  11  441  i**;  — 
Beteiligte  an  einem  Patent  686  HI; 

—  Beteiligte  im  Patentverfahren 
II  76  '  —  deutsche  Patente  auf 
dieselbe  Erfindung*  Lizenz  bei  Be- 
stand . .  669  »Ol ;  _  gleichalte  Patente 
auf  dieselbe  Erfindung  686  »**:  — 
Einsprechende  11  249  »»;  —  Ein- 
Bpruchsgründe,  Verbindung  von  •  • 
n  247  »»;  ^  gemeinsohaftUche  Er- 
finder 162  »»0;  —  Erfindungen  in 
einer  Anmeldung  II  1091^;  — 
Erfindungen  als  Gegenstand  des 
ZusatzpatenU  707»«;  -  Kläger 
n  801»»;  —  Kläger,  Kostener- 
stettung  im  Patentamtsverfahren 
n 866» b; ^ Klagegründe,  Verbin- 
dung von . .  n  808  VO;  —  Patent- 
ansprüche n  126  »»;  —  Patentan- 
sprüche, Möglichkeit  derTeilnichti|^- 
kdtserklärung  bei  Vorhandensem 
von  .  .  786^»»;  —  Patentinhaber 
siehe  aadh  Mitpatentinhaber;  — 
682  »»7;  —  Erklärung  eines  von  .  • 
Patentinhabern  im  Niontigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren    II  827  7; 

—  Patentverletzer,  Gesamthaftong 
n  410  »7  f ;  —  Prioritätsbereohtigto 
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—  vor  dem  Vorprüfer  II 196  6«- ;  — 
im  Nichtigkeits-  und  Zarücknalime- 
▼erfahren  11  329  U. 

Museen^  Aosatellang  in  ,  .  als  Be- 
nutzung 235  ^. 

Musikwerke  lod  ^^K 

Mnster  siehe  auch  Gebrauchsmuster, 
Geschmacksmuster;  —  Anmeldung, 
im  Ausland  bei  Prioritatsvorzugs- 
recht  n  157  IM»;  —  Feilhalten 
und  Inverkehrbringen  als  Be- 
nutzung 239  ^^\  —  Herstellung 
als  Benutzung  238  ^^;  —  Inver- 
kehrbringen von  .  .  als  Patentver- 
letzung 374  ^^^;  ^  Schutz  der  .  . 
auf  Ausstellungen,  Gesetz  vom  18. 8. 
1904  . .  Text  II 536 ;  —  Herstellung 
von  .  .  bei  Vorbenutznng  563**. 

Husterschutz  bei  Patentanmaßung 
n  511  21. 


Nachbenutcung)      MSgliehkeit 

der  .  .  als  Erfordernis  der  Be- 
schreibung n  119  ^ ;  —  Erkenntnis 
269^^^;  —  andere  Sachverständige 
267  1^;  —  durch  andere  Sadh- 
verständige  bei  Vorveröffentlichung 
und  offeio^undiger  Benutzung  266  K 

NaekMldailg,  wesentlicher  Er- 
findungsbestandteile als  Patentver- 
letzung 466  ••ö. 

Naehforschimgeil  siehe  auch  Er- 
kundigungen; —  Pflicht  zu  .  •  bei 
Warnungen  11  426  ^^. 

Naehfrftge  der  inländischen  Inter- 
essenten als  Maßstab  für  den  Um- 
fang der  Erfindungsausführung 
813  «2*. 

Nachlabpfleger  als  Kläger  im 
Yerletzungsprozesse  478  •** ;  — 
Strafantn^tellung  IE  483^;  — 
als  Beklagter  im  Yerletzungspro- 
zesse 480  >M. 

Naehlab Verwalter  als  Beklagterim 

Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  II  299  6«. 

ITachprafongy  gerichtliche,  der 
Patenterteilung  845  i^;  —  der 
Patentfähigkeit  im  Nichtigkeits- 
verfahren  767*;  —  der  Priori- 
tät im  Nichtigkeitsverfahren  776  V  »; 
—  Zulässigkeit  11  102  ^;  —  Zu- 
lässigkeit  der  .  .  bei  Prioritäts- 
vorzugsrecht II  182  *w. 


Nachteile,  der  Erfindung,  An»- 
gleichung  mit  Vorteilen  114  i^s*-; 

—  des  Zusatzpatents  696  ^. 

Naektr&gliche  siehe  andi  Spatere ; 

—  Einwilligung  in  die  Entnahme 
siehe  Einwilligung;    —    Oenehmi- 

rig  der  Stellung  des  Strafantrags 
482  95;  .  Identität  bei  offen- 
kundiger Benutzung  268 1»» ;  —  Ver- 
fahrensmängel als  Nichtigkeitsgrnnd 
761  Wj  —  Verpflichtung  zur  in- 
ländischenVertreterbe8teliiixig885  ^. 

Nachtragsliqnidation  von  Eoeten 

II  861  1». 

Naheliegen  desErfindung^edankens 
61  «8  f;  —  der  Konstruktion  74  «f. 

NahmngSinittel  als  unnuttelbare 
Erzeugnisse  eines  Verfahrens  586^^; 

—  Patentunfähigkeit  192  IV;  — 
Umfang  des  Patents  auf  .  .  405  ^^  K 

Naturprodukte  als  Erzeugniser- 
findung 67  •* ;  —  im  Verhältnis  zu 

neuem  Stoff  im  Sinne  des  §  35,  11 
446  164. 

Nebenanspruche  siehe  auch  Ünter- 
ansprüche;  —  Begriff  II  126  «5;  — 
bei  Einrichtungserfindung  II 132  ^^ 

—  bei  Erzeugniserfindung  II 132  !!•; 

—  bei  genereller  Erfindung  II 184  ^^^j 

—  bei  Gesamtverfahren  II  185  J*S 

—  bei  Eombinationserfindnng  II 
184  1^^ ;  —  bei  Verfahrenserfindnng 
n  184  116. 

Nebeneinanderbestehen    siehe 

auch  Kollision;  —  von  privatem 
und  offentiichem  Interesse  im 
der  Zurücknahmeklage  795  i^;  — 
von  Patent-  und  Gebrauchsmustem, 
lizenz  bei  .  .  659  "^H. 

Nebenerw&e^ungen  als  neue  Um- 
stände bei  der  Zurückweisung  der 
Anmeldung  U  SIS  i*. 

Nebeninteryenient  als  Berafnngs- 

kläger  U  866  «;  —  als  Beschwerde- 
führer U  19  18;  -  als  Beteiligter 
im  Patentverfahren  II  74  w  ff;  — 
Kostenpflicht  im  Patentamtsver- 
fahren n  855  4;  —  bei  der Nichtig- 
keitdi:lage,  Nadiweis  des  Interesaea 
748  9 ;  —  als  Streitgenosse  der 
Hauptpartei  im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren    II    806  <&; 

—  Verhältnis  des  T  •  zur  Partei 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  n  805  <M ;  —  als  Zeuge 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  II  842  ^. 
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Kebeninterrentioii  im  £rteilimgB- 

verfahren  11  16^]  —  des  mcht 
eingetragenen  Inhabers  bei  der 
Nichtigkeitsklage  11  62  ^;  —  auf 
Seite  des  Elfers  bei  der  Yer- 
letzungsklage  478  •»* ;  —  im  Nichtig- 
keits-  und' Zoracknahmeyerfahren 
II  802  y^  —  bei  der  Verletzungs- 
klage  478  i. 

Kebenklage   II  478  v<»;  —  bei 

Patentanmaßung  U  628  ^K 

Nebenkläger,  Rechte  U  474 «?. 

Kebenprodokt  als  neuer  Stoff  im 
Sinne  des  §  86,  H  446  i";  —  als 
unmittelbares  Erzeugnis  eines  Ver- 
fahrens 626  ^22 ;  _  eines  Verfahrens 
61  *8 ;  —  eines  ehem.  Verfahrens 
ß2  0S;  —  Patentanspruch  auf  .  . 
n  184  11«. 

Kebenstrafe,  Einziehung  als  .  .  II 
649  <^i. 

Kebenyereinbarangen  beim  Li- 

zenzTcrtrag  661  W6j  —  beim  Patent- 
übertragungsvertrag  684  >. 

Ifegatorische  Klage    siehe    auch 

Abwehrende  Klage ,  Patentver- 
letzungsklage; •—  gegen  künftige 
Patentstörungen  478  "i  j  —  gegen- 
wärtige und  zukünftige  Patent- 
verletzung 447  »1«,  448  »1» ;  — 
zum  Schutz  des  Erfinderrechts 
166  **8 ;  —  gegen  unberechtigte 
Warnungen  603  *«ö. 
Neuanlage  von  Betrieben,  Befugnis 
des  Lizenznehmers  zur  .  .  664  i^^; 

—  Befugnis  des  Vorbenutzers  zur 
.  .  661 w. 

Neae-r-S  Beschwerdegrund  II 266  >« ; 

—  Beweismittel,  Berücksichtigung 
.  .  zur  Nachprüfung  der  Patent- 
fähigkeit 768  90;  Beweism.,  Berück- 
sichtigung von  Amts  wegen  II 
61  »  n  882  «fl- ;  —  Beweism.,  Vor- 
bringen in  der  Berufungsinstanz 
n  879^;  —  Elagegrund  im  Nich- 
tigkeits-  und  Zurücknahmeverf ahren 
n  812M;  —  Elagegründe  nach 
Bechtskraft  im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverf  ahren   11   849^; 

—  Tatsachen,  Beiücksichtigunff  von 
Amts  wegen  II  61  <,  II  3328ff*;  — 
Tatsachen  in  der  Berufungsinstanz 
U  379^;  —  technischer  Erfolg 
1081641;  .  Umstände  im  Be- 
Bchwerdeverf ahren  II  267  ^;  — 
Umst.  für  die  Zurückweisung  der 
Anmeldung,  Begriff  11  211  »;  — 
Zurückweis,  der  Anmeld,  auf  Ghnnd 


.  .  II  209  in.  —  Vorbringen  in 
der  mündlichen  Verhandlung  des 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahrens n  331  öü;  —  Wege, 
Auffindung  von  •  •  als  Fortschritt 
117  IT*;  —  Wege  auf  chemischem 
Gebiet  117  iw. 

Neuheit  als  B^^riffsmerkmal  der  Er- 
findung 63  «1  ^;  —  der  Einzelteile 
einer  Kombination  422  ^  «48 ff.;  — 
der  Erfindung  199  -^  i  '^ ;  — 
Ausschluß  durch  Beschreibung  in 
öffentlichen  Druckschriften  i^02  7; 

—  Beweis  des  Mangels  der  .  . 
771 « 7 ;  —  Entscheidung  über  die 
.  .  im  Nichtigkeitsverfahren  766^1; 

—  objektive  —  subjektive  64"*; 

—  Zerstörung  durch  Qebrauchs- 
musterbekanntmachung  216  ^O;  — 
des   Erfindungsgedankens  62  ^^; 

—  der  Konstruktion  70^1;  —  des 
StofEs  im  Sinne  des  §  86  Abs.  2  PatQ., 
n  44611  IM  ff.;  —  des  unmittel- 
baren Erzeugnisses  eines  Verfahrens 
627  625;  —  der  Übertragung  be- 
kannter Mittel  76  B4;  —  des  Ver- 
fahrens und  der  Einrichtungen  66  ^^, 

Neuherstellimg  des  patentierten 
Gegenstandes  durch  Reparaturen 
870  w. 

Neutrale  GegenstSnde ,  Her- 
stellung im  Inland  371  lo«;  —  Her- 
stellung und  Lieferung  als  Teil- 
nahme 468  »71  ff. 

NichtabhSlIgigkeit  siehe  auch  Ab- 
hängigkeit; —  Feststellung  der  .  •, 
Kechtiiche  Bedeutung  749  >>;  — 
der  Verbesseruuffserfindung  297  ^ ; 

—  Klage  auf  Jreststellung  der  •  . 
804  «0. 

NiehtausfBhniiig,  entschuldbare, 
Ausschluß  der  Zurfi<dmahme  des 
Patents  bei  .  .  801  ▼*»!«.;  —  ent- 
schuldb.,  Erstreckung  der  Beweis- 
pflicht auf  die  .  .  821  ^i;  —  ent- 
schuldb.  des  Lizenznehmers  672  ^^; 

—  nach  der  Internationalen  Union 
26  9,  823  00;  _  nach  den  Vertragen 
mit  der  Schweiz  und  Italien  824  ^^  ^' ; 

—  nach  dem  Vertrage  mit  Öster- 
reich-Ungarn 828  M;  _  als  Zurück- 
nahmegrund 79l®16fl. 

NichtbestelliUlg  eines  inländischen 
Vertreters,  Bechtsfolgen  der  .  . 
886  T. 

Nichteinheitllohkeit  der  Anmel- 
dung, Verfahren  bei  .  •  11  214  ^. 
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Nichteinsicht  der  Patentrolle  als 
Beweis  der  groben  Fahrlässigkeit 
n  484 IV 

Nichteintritt  des  Erfolges,  Be- 
nutzung der  Erfindung  bei . .  229  ^^ 

NichterfullUBgy  Folgen  der  .  .  des 
Lizenzvertrags  678  m  ÄJSff. ;  —  des 
Kaufvertrags  597  «^  602  «>. 

Nichterklärung  des  Anmelders  auf 
den  Vorbescheid  II  203  «6;  —  des 
Beklagten  im  Nichtigkeits-  nnd 
Zurncknahmeverfahren  11  826  *. 

Nieht  fällige  Patentgebiihr,  Zahlung 
.  .  724«». 

Nichtfeststellnng  der  Abhängig- 
keit, Bedeutung  806  6«. 

Nichtiges    Patent    bei    Patent- 

amnaßung  11  B72**;  —  Rechts- 
bestand des  .  .739  *;  —  Schwebe- 
zustand bis  zur  Nichtigkeitserklärung 
844 1^;  —  Zi^lung  des  Kaufpreises 
für  ein  . .  606  ö®  £;  —  Zahlung  der 
Lizenzgebühr  für  ein  .  .  683M7ff.; 

—  Zflälung  der  Patentgebühren 
für  ein  .  .  766 «. 

Nichtigkeit,  teilweise,  siehe  Teil- 
nichtigkeitserklärung; —  Einwand 
der  .  .  nach  Erloschen  des  Patents 
764*0;  —  Einwand  der  .  .  Zu- 
lässigkeit,  Auslegung  947^;  — 
Geltendmachung  der  . .  im  Patent- 
verletzungsprozeß 767'^^ßß*f«;  — 
des  Kombinationspatents,  Einfluß 
auf  den  Schutz  der  Einzelteile 
419  «84  a;  —  Behauptung  der  .  . 
als  Patentverletzung  462  m»;  — 
Einwand  der  .  .  846^;  —  Haf- 
tung für  .  .  beim  Kaufvertrage 
600^;  —  Haftung  für  .  .  beim 
Lizenzverträge  680*^1';  —  des 
später  angemeldeten  Pat^ts  286  ^^; 

—  Verhältnis  zur  Unwirksamkeit 
848 1> ;  —  Zulässigkeit  der  Warnung 
bei  ..  602  *«»;  —  der  Übertragung 
des  eingetragenen  Patents  11 60  >?  ^; 

—  Verhältnis  zum  Erlöschen  762  K 

NichtigkeitsabteUimg  n  3  i;  — 

Beschlußfähigkeit  II  6  7;   —   Be- 
schwerde gegen  deren  Beschlüsse 
1121**;  —  als  Verwaltungsgericht 
n  6  6;  —  Zuständigkeit  II  4  K 
Nichtigkeitserklärung  789 1 1  ff ; 

—  des  Auslandspatents  .ohne  Ein- 
fluß auf  das  inländische  .  .  46  ^^ ; 

—  des  ausländischen  Patents,  Ein- 
fluß auf  das  Prioritätsvorzugsrecht 
n  156  180 ;  —  Bedeutung  der  .  . 
bei  Kollision  von  Patenten  867^-67; 


—  Deklaratorische* Wirkung  76tt'; 

—  Einfluß  auf  den  lizensFertng 
688  h  S67  ff.,  766  ^;  —  fiinflnß  ssf 
den  Kaufvertrag  606  «»  ff- ,  lob  ^; 

—  Einfluß  auf  Patentgebühren 
755  49  j  -.  bei  Feststellong  einer 
anderen  Priorität  778  ii5 ;  —  des 
Hauptpatents,  Wirkung  auf  den  Be- 
stand des  Zusatzpatents  698^^;  — 
Rechtsfolgen  der  . .  762  Vla40ff. ;_ 
Rechtskraft  762^ ; — Rückwirkende 
Kraft  der  .  .  764  o  *7;  —  bei  Un- 
bestimmtheit eines  Verfahrens  67  ^S; 

—  Unterschied  von  der  Abhangig- 
keitserklärung  746  *>  ««;  —  Verhält- 
nis zum  Erloschen  des  Patents 
752  b  49 ;  —  Zahlung  des  Kaufpreises 
vor  nnd   nach  .  .  606W,   606»<; 

—  Zahlung  der  Lizenzgebühr  vor 
und  nach  .  .  688««7ff.;  _  Zu- 
ständigkeit des  Patentamts  740  ^ 
n  1  S  II  4  ». 

Nichtigkeitsgriinde    768BI;   — 

Ersoiiöpfende  Regelung  durch  das 
Patentgesetz  768^;  —  des  neuen 
Patentgesetzes  2M. 

Nichtigkeitsklage,  rechtliche  Be- 
deutung 740  ^  n  288  9;  —  siehe 
auch  Klage,  Klageänderung  usw.;  — 
gegen  ein  auslänaisches  Patent  d66  ^ 

—  Einfluß  des  Erlöschens  des  Patents 
auf  die  . .  768  ^;  —  des  Erflndongs- 
besitzers  166  «»O;  —  wegen  Er- 
schleichung  des  Patents  354^;  — 
Klagegründe  der  .  .  II  292  M;  _ 
Nebenintervention  bei  der  .  .  11 
ao2VlU69flf.;  _  Nichterhebung 
und  Verjährung  844 1*;  —  Person 
des  Beklagten  siehe  Beklagter;  — 
Person  des  Klägers  siehe  Kläger;  — 
als  Popularklage  741  7;  —  im  off»it- 
lichen  Interesse  741  »;  —  im  Pri- 
vatinteresse 74210;  —  Streitos- 
nossenschaftbei  der . .  11 801  VliaölL; 

—  auf  Grund  neuer  Tatsachen  na^ 
Eintritt  der  Rechtskraft  II  850  M; 

—  Umänderung  in  eine  ZurQck- 
nahmeklage  11  811  M;  —  Unver- 
jährbarkeit II  816  M;  —  Unai- 
lässigkeit  der  . .  748 IH ;  —  Verbin- 
düng  mit  der  Znrucknahmeklage 
n  807  6»;  —  Verhältnis  zum  Ein- 
spruch n  241 11;  —  Verjährung  11 
814  3^ ;  —  des  Vertreträen  geg^en 
den  Erfindungsstellvertreter  171  *^; 

—  bei  Vorhandensein  mehrerer 
identischer  Patente  868  ^ ;  —  wegen 
vnderrechtlicher  Entnahme  817  *>; 

—  Verzicht  auf  die . .  siehe  Venicfat 
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NichtigkeitsklSger     siehe    iinoh 
I  -Kläger;— Aafkläranpr8pflicht264 181; 

^ —  Beweislast  betreff  Offenkandig- 
gkeit  der  BenutÄung  868  iW;  —  Be- 
-i  weislast  bezüglich  der  PatentfShig- 
'  keit  770» 

mchtigkeitsverfahren  siehe  auch 

Verfahren  in  Patentsachen;  —  740  *, 
n  61  1;  —  Abhängigkeitserklämng 
im  .  .,  ünzuiässigkeit  746  IV  a  M; 

—  Auslegung  des  Patents  im  .  . 
749  V  08;  — .  Ausschließung  und  Ab- 
lehnung von  Beamten  des  Patent- 
amts II  7 11  '• ;  —  Aussetzung  des 
Verfahrens  bis  zur  Erledigung  des . . 
n  67  18;  Aussetzung  des  .  .  11 
343  VI.  —  Beklagter  im  .  .  H 
298  VI;  —  Beweis  im  . .  H  887  V; 

—  Beschluß  über  die  Einleitung 
des  .  .  II  838  I;  —  Allgemeine 
Grundsätze  II  280  l;  —  Kläger 
im  .  .  n  298  V .   —  Kostenent- 

Bcheidung  II  853  ^if^-;  —  Kosten- 
festsetzung n  868  ff.;  —  Prozeß- 
normen U  282  8 ;  —  Prozessuale 
Vorschriften  11  282  » ;  —  Unter- 
brechung n  70«ö;  —  Verlegung 
der  Priorität  im  .  .  11  142  i**;  — 
Verhandlung  im  .  .  H  829  II;  — 
Urteil  im  .  .  II  844  VH. 

NichtÖffentlichkeit    im    NichUg- 

keitsyerfahren  II 880  <;  —  des  Ver- 
fahrens   in   Patentsachen  11  61  *. 

Niehtpatentierte    Erflndimgeiiy 

Lizenzvertrag  über  .  .  668  «  *i^;  — 
Übertragung  von  . .  166  IV ;  —  Ver- 
träge über  .  .  29  1^ 

Kiehttechnisehe  Erfindungen  108  b; 

—  Zwecke  der  Erfindung  104  i^. 

Nichtübereinstimmung  von  An- 
meldung und  Erteilnngsbeschlufi 
als  Nichtigkeitsgrund    761  e69ff.; 

—  von  Anmeldung  und  Erteilungs- 
beschluß als  Unwirksamkeitsgrund 
846 18'* ;  —  zwischen  Anmeldung 
und  Patentschrift,  Bedeutung  für 
den  literarischen  Schutz  11  286  ^; 

—  des  Erteilungsbeschlusses  und 
der  Patentorkunde  846  ^;  —  von 
Patentanspruch  und  Beschreibung, 
Bedeutung  für  die  Ausl^^g 
482  «". 

NichtyermSgensrechtlioher 

Schaden,  Ersatz  durch  Bußen492  >. 

Niehtxahlnng  der  Anmeldegebühr: 

Folgen   II   92    1«;    —    der    Be- 

schwerdeffebühr,  Folgen  11 268 1«  f ; 

—  der  Gebühr  im   Niohtigkeits- 


und  Znrücknahmeverf  ahren,  Folgen 
n  290  >0;  —  der  ersten  Jahres- 

febühr,  Folgen  11  289  «;  —  fälliger 
'atentgebühren,  Benachrichtigung 
von  der  .  .  715  •;  —  der  Patent- 
gebühren als  Erlöschungsgrund 
71811; — der  Patentgebühren,  Folgen 
714^ — der  Patentgebühren,  Bechts- 
widriges  Erloschenlassen  durch  .  . 
781  «. 

Niederlande^  Zugehörigkeit  zur 
Intemationden  Union  II  161  iH 

Niederländische  Kolonien,  Zu- 
gehörigkeit zur  Internationalen 
Union  n  162  "«. 

Niederlassung  siehe  auch  Haupt- 
niederlassung, Zweigniederlassung; 

—  ernstliche  11 167  « ;  —  Inhaber 
der  .  .  als  Prioritätsberechtigter 
166  '  «09  if.  .  —  nach  der  Inter- 
nationalen Übereinkunft  II 166  ^^^; 

—  nach  den  Staatsverträgen  11 
164  d  aooff. 

Nieftbrauch,  Anwendung  des  BGB. 
29 1^  621  lOft;  —  Befugnis  zur  Ein- 
rfiumung  624  n« ;  —  Einräumung 
als  beschränkte  Patentübertragung 
610  75.  —  Einfluß  des  Verzichts 
des  eingetragenen  Patentinhabers 
II 49  »Ta;  _  am  Patent  620^%  iMiL; 

—  Patentübertragung  zur  Be- 
stellung eines  .  .  686  o;  —  Beoht 
des  Patentinhabers  zur  Einräumung 
624  d  112. 

Nieftbrauchery  Befugnis  zur  Lizenz- 
erteilung 660  iW;  —  als  Ent- 
schädigungsberechtigter 628  110,  n 
40361 .  _  Klageberechtigung477  ^o. 

—  Lizenzerteilung  durch  verkauf 
patentierter  Gegenstände  656  i'^; 
— alsStrafsntragsb6rechtigter628iio, 

II 479  M;  —  sIs  Nebenint^venient 
n  808  Ol;  —  als  Patentinhaber 
582  6M ;  —  Bechte  und  Pflichten 
des  .  .  622iioff. 

Norwegen,  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  II  161  iK 

Nutzungspfiindreeht  siehe   auch 

Pfandrecht;  —  626  "». 


Obergutachten  des  Patentamts 

siehe  auch  Gutachten;  —  im  Yer- 
fi^iren  der  Patentverletzungsklage 
491  *». 
Ohligatorische-r  Beschränkungen 
des  Ausnutzungsredits  612^;  —  Be- 
schränkungen der  Lizenz  662  IM; 
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—  Beschr.  der  Patentübertragimg 
608  70;  —  Nebenabreden  bei  der 
Ldzenz  659  i^e  f  j  —  Vertrag,  Lizenz 
als  .  .  639  1«;  —  Natur  der  Be- 
schränkungen der  Vollmacht  des 
inländischen  Vertreters  843  *i ;  — 
des  Ubertragungsanspruchs  694  ^; 

—  des  Übertragungsanspruchs  bei 
widerrechtlicher  Entnahme  152  ^7, 
817  »«;  —  der  Vorbehalte  und  Be- 
schränkungen beim  Verkauf  paten- 
tierter  Gegenstände  656  i94a 

Offenkandige  Benutzung   siehe 

auch  Benutzung;  —  227  I;  —  Be- 
griff 246  IM ;  —  Beweis  268  X™ ; 

—  Beweis  im  Nichtigkeitsverfahren 
771  w ;  _  Erlöschen  des  Erfinder- 
rechts durch  .  .  162  *7' ;  —  in  einem 
Etablissement  256  ^;  —  im  Inland 
265  XIV;  —  bei  Inverkehrbringen 
und  Feilhalten  258  i;  —  als  Patent- 
auslegungsmittel 437  *^ ;  —  in  den 
Schutzgebieten  32  *« ;  —  Verhältnis 
zur  Neuheit  58  **;  —  Verhältnis 
zur  Vorbenutzung  547  **,  562  ^^^' ; 

Offenkundigkeit  246  X;  —  Zu- 
sammentreffen mit  der  Benutzung 
261  172  f. 

Offentliche-r-S  Markt,  Vertrieb  des 
Erfindungsgegenstandes  auf  .  . 
258  i«6;  —  Schaustellung,  Offen- 
kundigkeit bei  .  .  260  "1;  —  An- 
zeigen, Begriff  II  621  *9;  — 
Versehen  mit  falscher  Patent- 
angabe n  521  d  46j  —  Druck- 
Schrift  siehe  auch  Druckschriften ; 

—  Arten  202  » ;  —  Erlöschen  des 
Erfinderrechts  durch  Veröffent- 
lichung in  . .  162  277-  ^  Interesse 
an  der  Ausführung  des  Patents 
792  ß ;  —  an  der  Ausführung  von 
Verbesserungserfindungen    827  *ö; 

—  bei  Einspruch  ü  242  i^;  ^  an 
der  Lizenzerteilung  826ll»«ffs  — 
als  Voraussetzung  der  Nichtigkeits- 
klage 741  ^a;  —  als  Voraussetzung 
der  Zurüclmahme  des  Patents 
794111a;  —  bei  der  Zwangslizenz 
574  107. 

Öffentlichkeit  der  Druckschriften 
204  c ;  —  späterer  Eintritt  der  .  . 
219  6«  f;    —  und  Offenkundigkeit 

..  der  Benutzung,  Verhältnis  246  i». 

Offentlichreehtliche-r  Irrtum  als 

entschuldbarerRechUirrtum  U  4289«; 

—  Vorschriften  im  Patö.  18  «. 
Offeiie  als  Feilhalten  888  ^^1 
Offizialprinzip  im  Beschwerderer- 

fahren    II    16*;    —    im    Nichtig- 


keits-  und  Zurücknahmeverfiahren  0 
832  Uisff. ;  —  im  Verfahren  in 
Patentsachen  11  61  '. 

Offiziere,  Erfindungen  von  186  ms. 

Offener  Laden^  Vertrieb  des  Sr> 
findungsg^enstandes  in  .  .  258  ^*^. 

Operationen  bei  Verfahren  60  ^; 
—  bei  Verfahren,  bestimmte  Be- 
zeichnung 66  ^<^ ;  —  als  Teile  etaes 
GesamtYerfahrens  181  ^^,  414  <29iL^ 
465  SK 

OrdnnngsmS&igkeit  der  Besduei- 
bune  II 119  ^;  —  der  Anmeldmig 
im  Auslande  bei  PrioritätsTorxogs- 
recht  n  157  «. 

Orffaniaation  des  Patentamts 

118  ff.;—  AusfühmngsyerordnnDMi 
II  26817. 
Originalit&t  der  Erfindung:  54  ^\ 
Ort  der  Absendung  und  der  Ankunft 
des   Briefes  bei   Feilhalten  im  In- 
lande  886  i^;  —  der  Begehung  der 
strafbaren  Handlung,  Zuständigkeit 
II    458  7;   —    der    Begehung    der 
unerlaubten    Handlung,    Gerichts- 
stand 488  to,  II  441  i«ff-;  —  der  Bc- 
..  nutzung  246  i»  «. 

Österreichische  Patentschrift,  Be- 

„  schreibuug  in  .  .  217  *7. 

Österreich-Ungarn,  Prioritatsfrist 

11 169  «";  —  PrioritatsvorEngsrecht 
nach  dem  Vertrage  mit  .  •  26^,  II 
158  "4;-.ip5rirk^jngende8PnoritSt8- 
vorzug^srechts  II  186**i;  —  Überein- 
kommen vom  6.  12  91.  24  S;  — 
Ausführungspflicht  nach  deon  Ver- 
trage mit  .  .  823  »0 ;  —  Überein- 
kommen mit  .  .  vom  6.  12.  1891, 
Text  II  553  ff.;  —  ÜbereinkommeDf 
Vergeltungsrecht  gegenüber  den 
VertrajgsBtaaten  26",  848»;  — 
Verpflichtung  der  Angehörigen  zor 
inländischen  Vertreterbestellnng 
834  * ;  —  Vorbenutzungsrecht  nach 
dem  Vertrage  mit  .  .  II  186  s^; 
—Sperrfrist  für  ausländische  Patent- 
schriften S76  >17 ;  —  Zulässigkeit 
der  Einfuhr  26  ". 


Parteien  siehe  auch  Beteilig:te;  — 
Bezeichnung  im  Antrag  auf  l<lichtig- 
keitserklärung  oder  Zurücknahme 
II 288  11;  —  im  Verfahren  in  Patent- 
sachen II  74  89;  —  als  Zeugen  n 
842  w. 

ParteifShigkeit  des  Nichtigkeit», 
und  Zurüoknahmeklägers  II  S94  *^. 
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PiUteiqaalit&t  des  inlfindischen  Ver- 
treters 845  >7. 

Passiye  Einwilligang  des  Verletzten 
in  die  Entnahme  891  ^o^. 

Passivlegitimation  des  einge- 
tragenen Patentinhabers  II  43  ^^-i 

—  des  eingetragenen  Vertreters 
846«. 

Patent^  ausländisches,  siehe  Anslands- 
patent;  —  Auslegung,  siehe  Aus- 
legung; —  Begriff  40  J;  —  Arten 
4Q  2;  —  deutoche,  Begutachtung 
durch  das  Patentamt  11  28  «;  — 
Erloschen,  siehe  Erloschen;  —  auf 
eine  Einrichtung  69  ** ;  —  auf 
Erzeugnis,  Einrichtung  und  Ver- 
fahren 66  ^ ;  —  des  früheren  PatG. 
unter  dem  geltenden  21  ^;  —  und 
Gebrauchsmuster,  Identität  von  .  . 
860  M;  —  Inhalt  siehe  Inhalt ;  —  als 
Immaterialrecht  43  ^;  —  Kollision 
mit  sonstigen  Rechtsvorschriften 
354  ^;  —  Nichtigkeit  siehe  Nichtig- 
keit;   —    umfang  siehe  Umfang; 

—  Unwirksamkeit  342";  —  Ver- 
letzung siehe  Patentverletzung;  — 
Wirkung  .  .  840 -A.;  —  Zurück- 
nahme siehe  Zurücknahme;  — 
Zwangsvollstreckung  in  . .  629  ^". 

Patentamt,  Abgabe  von  Gutachten 
II 27 1  fl« ;  —Ablehnung  von  Beamten 
n  8**;  —  Ausfertigung  der  Be- 
schlüsse und  Entscheidungen  n  II  >; 

—  Ausführungsverordnung  betr. 
Beine  Onranisation  II  269^7;  — 
AusschUeoung  eines  Beamten  im 
Verfahren  vor  dem  .  .  11  7*1;  — 
Bekanntmachungen  28  ^;  —  Be- 
Bchlu6fähigkeit  der  Abteilung  n6  7; 

—  Bestimmungen  über  die  Anmel- 
dung und  Erläuterungen  hierzu  11 
87  1;  —  Text  II  646  ff.;  —  Denk- 
schriften 23  B;  —  Entscheidungen, 
Verfügungen,  Beschlüsse  11 10  ^ ;  — 
Einziehung  von  Gebühren  und 
Kosten  Uli;  —  Formelle  Versehen 
des  ..  als  Nichtigkeitsgrund  760  ^; 

—  Pristenfestsetzung  II  63  7;  — 
Führung  der  Patentrolle  11 32  ff. ;  — 
Geschäftsberichte  28  &;  —  Ge- 
schäftskreis II  I  1;  ^  GeschäfU- 
sprache  II  881  ^  '•;  —  Kasse  28  ^ 
719  1*;  —  Mitglieder  n  2  *;  —  Mit- 
glieder als  Sachverständige  ü  30 1^; 

—  Mitteilung  des  .  •  betr.  Durch- 
führung der  Staatsverträge  24  ^ 
672  ff. ;  —  Mitwirkung  bei  Vergleich 
und  Schiedsspruch  11281  ^;  —Nich- 
tigkeitserklärung der  Patente  II 1  ^ ; 


—  Offizialtätigkeit  siehe  Offizial- 
prinzip; —  Organisation  II 8  ff.;  — 
Präsident  II  2  8;  —  Rechte  des 
Patentveräufierers  gegenüber  dem 
.   .   691  «4;    —    Sitz  U    1  »;    — 

Sitzungen  und  Abstimmung  II  6  S; 

—  Verfahren  siehe  Verfahren  in 
Patentsachen;  —  als  Verwaltungs- 
behörde II 6  6;  —  als  Verwaltungs- 

Sericht  11 6  «;  — Veröffentlichungen 
[  1  1,  II  67 IV;  —Vorschriften  für 
die  Geltendmachung  des  Pn'oritäts- 
Vorzugsrechts  II  177  «7.  «89;  — 
Zurücknahme   der   Patente  II  1  i; 

—  Zusammensetzung  U  1  ^;  — 
Zuständigkeit  n  1;  —  für 
die  Abhängigkeitserklärung  302  \ 
806  68  ff. ;  --  der  Abteilungen  II 4  U; 

—  für  die  Nichtigkeitserklärung 
740  *;  —  für  das  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren  II 280  ^ ;  — 
Zustellung  von  Beschlüssen  und 
Entscheidungen  11 1 1  ';  —  des  Pfän- 
dungsbeschlusses an  das  . .  680  i^; 

—  Zuziehung  von  Sachver- 
ständigen n  7  ». 

yyPatentamtlieh  geschfitzt<<  Be- 
zeichnung als ..  als  PatentanmaAung 
II  616  «8. 

Patentangaben,  irreführende,  als 
Patentanma6ung  II  618^. 

Patentanma&iuig  II  606  ^  ^  ^— 

in  off  entliehen  Anzeigen  11 621 VIIX; 

—  Verfolgung  der  • .  II  506  n  »fl.; 

—  auf  der  Verpackung  II  620**;  — 
Verschulden  fi  610  m;  —  Zivil- 
rechtlicher Schutz  gegen  . .  II 506  *  ff* 

Patentanmeldang  siehe  Anmel- 
dung. 

Patentanmelder  siehe  Anmelder. 

Patentanspruch  siehe  auch  An- 
spruch; —  siehe  auch  flaupt- 
anspruch,  Nebenanspruch,  ünter- 
anspruch;  —  siehe  auch  Patent- 
schrift; —  Be^  n  128DI;  _ 
Angabe  des  Zwecks  der  Erfindung 
II  129  lOS;  -.  Änderung  von  Amts 
wegen  160  i*^;  —  Änderg.,  ohne 
Änderg.  der  Beschreibung  II 146  i^>; 

—  Änderg.,  Bedeutung..für  die  Aus- 
legung 484  W9f.;  —  Änderg.,  Ein- 
fluß auf  die  Priorität  n  150  b ;  —  An- 
derg.,  Zulässigkeit  II 148  ^  »;  —  Be- 
deutung für  die  Auslegung  480  *^; 

—  Bedeutg.  imNichtigkeitsverf  ahren 
765  fS;  —  Bedeutg.  för  den  Patent- 
umfang 402  i*<^;  —  besondere 
Aufstellung  von  .  .  II  125  •*;  — 
auf  mehr^  Erfindungen  II  112<^i; 
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—  Ergknsiing  doroh  die  Fatent- 
beschreibiing  481  m&.  —  im  Br- 
ieüongBverniiren,  Formaliemnff  II 
19498;  -.  anf  Eneuffnis,  Ein- 
richtuDg  und  Verfahren  II  189  ^; 

—  an!  generelle  und  Eombinations- 
erfindong  11  184  ^;  —  Inhalt  II 
126  n;  ^  Elarheit  11  181  d;  — 
Mehrsahl  II  186  M^;  —  an!  selb- 
ständig  geschützte  Eombinations- 
teiJe  416»,  II  126  W;  —  TeU- 
nichtigkeitserklänmg  zwecks  enge- 
rer Passung  des  .  .  787  iw ;  ^ 
Teilnichtigkeitserkl.  zur  Vermei- 
dungy on  Mifiverständnissen  782  ^^ ; 

—  anf  wesentUohe  Kombinations- 
tefle  464  »\ 

Patentanwälte,  Gebühren  II 867  8, 
868  9 ;  —  Gesetz  betr.  die  .  .  28  >, 
Text  II  631  ff.;  —  Prüfungs- 
ordnunff  28  0,  Text  II  684f  ;  —  in 
den  Soiutzgebieten  33  *>;  —  als 
Vertreter  II  78  « ««•;  —  Zu- 
lassung 78  ^K 

PatentannenanwSlte^  Beiordnung 

II  79  ö«. 

Patentaiisleg^ung  siehe  Auslegung. 

Patentausübung  in  verschiedenen 
Staaten,  Selbständigkeit  der  •  • 
367  87. 

Patentberechtigter    siehe    auch 

Patentinhaber,  Mitpatentinhaber, 
Ausnutzungsbereohtigter ,  Nie6- 
braucher,  Ffandgläubiger,  Kläger; 
— -  Glaubhaftmachung  der  Person 
des . .  bei  einstweiligen  Verfügun- 
gen 618  ^ 

Patentbeschreibung  siehe  auchBe- 

Bohreibung;  —  siehe  auch  Patent- 
schrift; —  40  •;  —  Bedeutung  II 
114  II;  —  Bedeutuxig  für  die  Aus- 
legung 480  ^;  —  Bedeutung  im 
Nichtigkeitsverfahren  764  ^^s-;  — 
Bedeutung  für  den  Patentumfang 
402  196;  —  genügende,  Beispiele 
II 128  M;  —  Nicht  patentierte  Be- 
standteüeder.  .481  S7i,iiiu66;-. 

als  ErflnUizung  des  Patentanspruchs 
481  tYoit;  —  Form  und  Inhalt 
II  116  in.  ^  Klarheit  und  Voll- 
ständigkeit II  117  V;  —  Mangel- 
haftigkeit ,  Folgen  II  121  d  87 ;  -. 
Mitt^ung  von  Fabrikgeheimnissen 
in  der  ..  II  121  e;  _  Bechtliche 
Bedeutung  II  114  «S;  —  als  Teil 
der  Anmeldung  II  89  ^;  —  Ver- 
ständlichkeit ffir  andere  Sachver- 
ständige II  119  h;  —  Zeichnungen 


in  der  .  .  n  116  IV;  _  Zweck  U 
118  w«. 

Patentbesiti  41  s. 

Patentblatt  n  68  m. 

Patentdauer  siehe  Daaer  dea  Fte^ 
tents;  —  696  A  iff.;  . fiedeutm« 
des  Zeitpunktes  der  AnmekLimg  I6r 
die  .  .  II  97  ^i  —  Binflnfi  der 
anderwetten  Feststellung  der  Friari- 
tät  auf  .  .  778  U7;  -.  beim  Friod- 
tätsvonugsrecht  II  188  S8&. 

Patententeignimg  siehe   Bnteig- 

nung. 

Patententnabme  siehe  Entnahme. 

Patenterschleichnng  siehe  Er- 
schleichung. 

PatenterteUang  siehe  aaeh  Er- 
teilung; —  durch  Patentamt  II 1  ^; 

—  als  VerwaltungBskt  II  6  *;  — 
subjektive  Voraussetzungen   S80  i; 

—  Verstärkung  des  Ermiderreehts 
durch . .  40  1;  —  Wirkung  d»  .  . 
im  allgemeinen  840  < ;  —  Zeit- 
punkt der  .  .,  maßgebend  für  die 
Auslegung  444  ▼"  «»«• 

Patenterteilungsakten  siehe  &<- 

teilungsakten. 

Patenterteilungsbesoldaft    ndiA 

Erteilungsheschluß. 

Patenterteilungsverfahren  sidie 

Erteilnngsverfahren. 
Patentfähigkeit;  —  Änderung  der 
Anschauungen,  Einfluß  im  Kichtig- 
keitsverfahren  766  owiLj  —  ^on 
Arzneimitteln  194  ^^;  —  Ansscfalnfi 
der . .  187  ^^ ;  —  Beweis  der . .  im 
Erteilungsverfahren  11  208  *  ■;  — 
Beweis  im  Nichtigkeitsverfahren 
769  s;  —  Beweislast  im  Nichtig- 
keitsverfabren  770  ^\  —  der  ffiniel- 
teile  einer  Kombination  416  SMff.; 

—  von  sittenwidrigen  Erfindongen 
192  9M;  —  von  gesetzwidrigen  Er- 
findungen 189  *M ;  —  des  aufrecht- 
erhaltenen Erfindungsteils  bei  Teü- 
nichtigkeiUerklärung784  i«;— dea 
Erf .teils  bei  Teilzurncknahme  790  * ; 
-^  des  zusammenfassenden  Erfia- 
dungsgedankens  bei  Einheitlichkeit 
der  Anmeldungll  109  ^ ;  —  von  Ge- 
nuß- und  Nahrungsmitteln  194  *0; 

—  Haftung  für ..  bei  Lizenz  664  «^ ; 

—  Haftung  für  ..  bei  Obertrsgong 
des  Erfinderrechts  167  »>;  —  flaf- 
tung  für ..  bei  Übertragung  deaPa- 
tenterteilungsanswuchs  686  ^^ ;  — 
Haftung  für . .  bei  Kauf  vertrag  600«'; 

—  Mangel  der  .  .  als  Nichtigkeitt- 
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gnind  708  w ;  —  Nachprüfang  der .  • 
im  Nichtigkeitsyerfaliren  767  ';  — 
Prüfang  der  •  .  im  Anmeldever- 
fahren  U  206  *  i^;  —  des  Dmnittel- 
baren  EneugnineB  eines  Verfahrens 
627  Ä»;  —  Vermutung  der  ..  als 
Wirkung  der  Patenterteilung  342  *. 

Patentgebfihren,  Begriff  und  reoht- 

liche  Natur  713  1 1 ;  —  Einziehung 
durch Patentamtni  i;  —Fälligkeit 
der . .  714  n  n  97  «4;  —  PäUigkeit 
beiPrioritatsverlegungll  146 1^;  _ 
PSlligkeit  bei  Prioritätsvonugsrecht 
n  188  SU ;  -  Rückwirkung  der  Nioh- 
tigkeitserkl8runff765  ^^ ; — Stundung 
und  Erlaß  726  v;  —  Unterschied 
Yon  den  Kosten  des  PatentyerftJirens 
718  «;— Zahlung 718 IV, --Zahlung 
der  ersten  Jahresgebuhr  II  238-^; 

—  Zahlung,  Pflicht  des  Lizenzgebers 
lur , .  668  «» ;  —  Zahlung,  Pflicht 
des   Patentkäufers  zur  .  .   604  ^9; 

—  Zahlungsfristen  716111;  —  für 
das  Zusatzpatent  bei  Erlöschen  des 
Hauptpatents  699 1*. 

Patentgesets  ^  Änderung  durch 
Staatsrertrfige  11  161  no;  _  Er- 
gänzung  durch   das   BGB.   28  ui; 

—  GMtung  im  Inland  siehe  Terri- 
toriaütätsprinzip ;  —  Geltung  in  den 
Eonsulargerichtsbezirken  SS^;  — 
Geltung  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten 81  to— M.  —  Geltungsbe- 
reich 80  VI;  —  Inhalt  17  1;  — 
Nichtanwendung  auf  Auslandspatent 
47  17;  —  öffentlich  rechtliche  Vor- 
Schriften  18  «;  —  Privatrechtliche 
Vorschriften  18«;  —  Verhältnis 
zum  BGB.  in  bezug  auf  Sehutz  des 
Erfinderrechts  149  >^;   —   Zweck 

17  1;  —  vom  26.  Mai  1877,  Ab- 

Kigigkeitserklärung   747  ^  ^;   — 
derungen  durch  das  geltende  . . 

18  8 ;  —  Anwendbarkeit  des  gelten- 
den Gesetzes  auf  die  vorher  eri^eilten 
Patente  21  ^;~  Bestimmungen  ttber 
den  Gebrauch  der  Erfindung  890 iM; 

—  Haftung  für  Verschulden  11 
888»«:  —  Patentkollision  unter 
dem  . .  773  c  loa  ff. ;  —  Rücknahme 
des  Strafantrags  20  ^  22  4;  ~ 
Text  n  626  ff.;  —  Jetzige  Wirkung 
der  darunter  erteilten  Patente  21  *; 
— vom7.  April  1891,  Änderungen 
gegenüber  dem  früheren  .  .  18  <; 

—  Anwendbarkeit  auf  Patente  des 
früheren  Beohts  21  ^;  —  rück- 
wirkende Kraft  21  «;  —  Text  1  ff. 

Patentgruppen  n  6  •  « 


der  Einzelteile  einer 
Kombination  •  •  Patentumfang  bei .  • 
416  ^*l  — -  beabsichtigte,  der  über- 
tragenen Erfindung  168  s^;  — 
besondere,  des  Erzeugnisses  66  ^7; 

—  gleichzeitige  von  Erzeugnis, 
Einrichtung  und  Verfahren  66  M; 

—  selbständige,  eines  Erzeuffnisses 
64  M ;  —  Yon  Zwischenprodukten 
eines  Verf alurans  63  ^. 

Patentienmgsantrag,  Bedeutung 

für  die  Frage  der  Abhängigkeit 
296  «. 

Patentmliaber  siehe  auch  Inhaber, 
Mitpatentinhaber ;  —  Begriff 
531 1688 ff.;  —  Ansprüche  ffegen 
den  eingetragenen  .  •  11  61  **;  — - 
Ansprudi  auf  Unterlassung  von 
Störungen  368  »^ ;  —  Beweispflicht 
betr.  die  Ausführung  820  79;  — 
eigene  Ausübung  der  Benntzungs- 
befuffnis  erschöpft  das  Patentredit 
367  ^ ;  —  Befugnis  zur  Lizenz- 
erteilung 649  179 ;  _  eingetragener, 
Befugnis  zum  Patentverzidit  734 1>; 

—  sie  Beklagter  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  II 298^; 

—  Berichtigung  des  .  .  in  der 
PatentroUe  II  87^0»;  ..  Beweis- 
pflicht bezüglich  der  Patentfähig- 
keit im  Nichtigkeitsverfahren  77098; 

—  Eintragung  von  Änderungen  in 
der  Person  des  •  .  in  die  Patent- 
rolle II  37 II;  ~  Erklärungen  und 
Handlungen  des  • .  als  Auslegungs- 
mittel 438^;  —  als  Kläger  in  der 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
klage II  293  97 ;  —  als  Kläger  in 
der  Verletzungsldage  476  9^ ;  —  als 
Lizenzerteilungspfliditiger  829  loi ; 

—  als  Nebenintervenient  II  52  ^ ; 

—  Pflicht  zur  Erweckung  des  In- 
landsinteresses an  der  Ausführung 
798  d  94ff.;  —  Eecht  auf  Auszüge 
und  Abschriften  aus  den  Akten  II 
66  ^ ;  —  Hechte  bei  Einräumung 
eines  Ausnutzungsrechts  614  <^  98;  — 
Becht  zur  Nießbrauchbestellung 
624  du»;  —  Eechte gegenüber  dem 
Niefibraucher  622  «  ^oT ;  _  Recht 
zum  Patentverzicht  734  I9;  —  als 
Übertragungsberechtigter     689  I9. 

—  im  Auslande,  Verpflichtung  zur 
inländischen  Vertretefbestellung 
883  2;  —  Verschiedenheit  der  .  . 
bei  Abhängigkeit  296  99;  —  als 
Vorbenutzer  649  99. 

PatentkSofer  siehe  Käufer. 

Patentklassen  II  4  9». 
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PatentkoUision    siehe  EoUision. 

Patentmfillgel  siehe  Mängel. 

Patentrecht  als  absolutes  Recht 
44  * ;  ~  des  Auslands,  Anwendung 
im  Inland  48 1»;  —  Inhalt  im 
allgemeinen 367  l^ ;  —  als  Monopol 
44  10;  —  als  Privatrecht  41  *;  — 
kein  Privileg  44  i® ;  —  rechtliche 
Natur  41  *;  —  als  Sache  41  *;  — 
Umfang  401  C ;  —  als  Vertragsrecht 
44  10;  _  Wirkung  840  A. 

Patentrolle  siehe  auch  .  .  Ein- 
tragungen in  die  Rolle,  Löschung 
des  Patents ;  —  II  82  ß.;  —  Antrag 
auf  Eintragung  von  Änderungen 
II  39  1« ;  —  Bedeutung  der  Ein- 
tragungen in  die  .  .  II  403  *• ;  — 
Berichtigung  II  86c «ff.;  —  Be- 
stimmung und  Einrichtung  II  82  ^; 

—  Einsichtsrecht  in  die  . .  II  58  ^ ; 

—  Eintragungen  II  82  I;  —  Ein- 
tragung von  Änderungen  des  Pa- 
tentinhabers oder  des  Vertreters 
n  37  U;  —  Eintragung  des  Er- 
löschens eines  Patents  730  *;  — 
Eintragung  der  inländischen  Ver- 
treterbestellung 841  17;  —  Ein- 
tragung der  Patentübertragung 
688  1«,  n  37  11  ff.;  —  Eintragung 
der  beschränkten  Patentübertragung 
610  22,  II  87 11 ;  — •  Eintragung  von 
Ausnutzungsrecht,  Nießbrauch, 
Pfandrecht,  Lizenz  11  37  n;  — 
Führung  durch  das  Patentamt  Uli; 

—  Nichteinsicht  . .  als  grobe  Fahr- 
lässigkeit n  484  IV 

Patentsachen  siehe  Verfahren  in 
Patentsachen. 

PatentSChrift>>en  II  68  »;  —  aus- 
ländische, Sperrfrist  276Si>ff-;  — 
Bedeutung  im  Nichtigkeitsverfahren 
764  1>74;  —  Bedeutung  für  den 
Schutz  der  Einzelteile  einer  Kombi- 
nation 421  SS» ;  -  Bedeutung  für  den 
Sohutzumf ang  402  ^  i'^ff- ;  —  Bezug 
und  Preis  der  .  .  U  68  M;  —  als 
Grundlage  der  Auslegung  428 ^a; 

—  Hinweis  auf  andere  .  .  in  der 
Beschreibung  II 116  7>;  —  Mänffel 
der .  •  als  Niditigkeitsgrund  768  b*^; 

—  als  öffentliche  Druckschriften 
216  IV;  —  Wortiaut  der  ••  als  Aus- 
legungsmittel  440  VI  2962. ;  —  Zeit- 
punkt des  Erscheinens  220^. 

Patentsehuts,  Begriff  40  i;  —  arg- 
listige   Geltendmachung  361  via. 

—  Ausdehnung  durch  StaatsTer- 
träge  861  «7;  -.  ausländischer  Pa- 


tente 866  1^  812.;  —  Auaschlofi der 
Patentanmaßung  bei  Bestellen  des . . 
II  616  VI  n ;  -.  anßorgericdiäiche 
Geltendmachung  500  ^;  —  Be- 
endigung des  . .  als  Zeitpunkt  der 
Lizenzbeendigung  667  ^^;  —  Be- 
freiung ausländischer  Fafameage 
vom  ..6770  US ;  —  der ehemiacbeB 
Zwischenprodakte  422  ^^;  —  des 
Erfinderrechts  148^;  —  Gnmd 
40  8;  —  Kenntnis  des  Patentver- 
letxers  vom  . .  II 412  7i;  ~  Pffidit 
des  Lizenzgebers  cur  Aoanbuiig 
des  ..  668  »8;  —  Sichemn^,  Pflicfat 
des  Lizenznehmers  zur  •  .  673  *^; 

—  Territorialität  des  .  .  360  vni; 

—  Umfang  des  .  .  401  C;  —  Um- 
fang, Feststellung  durch  Be- 
schreibung II  114  07;  —  Umfang, 
Irrtum  des  Patentverletzers  über 
den  . .  II  416  M;  _  Um£ang,  Klsi^ 
Stellung  durch  Teilnichtigkeitser- 
klärung 786  iw ;  —  von  unbeweg- 
lichen Sachen  808  '>;  -^  mm- 
lässige  Verlängerung  durch  mehr- 
fache Patentierung  284  lO ;  —  von 
bei  einem  Verfahren  benutsten  Ein- 
richtungen 66  ^. 

Patentstömngsklage  siehe  Ab- 
wehrende Klage,  Feststellnngaklage. 
Entschädigungsklage. 

Patentsaeher  siehe  Anmelder. 
Patenttitel  n  89  c;  —  als  Aus- 

leguDgsmittel  429  ^^ ;  —  Bekamit- 
machung  II  22»  i^ 

Patentubertragung  siehe  jauch 
Übertragung,  Anspruch  auf  Über- 
tragung; —  683  ^:  —  Anspruch 
auf  . .  162  ^,  693  V  S7;  Ansprwk 
auf  . .  bei  Verletzung  d^  Erfinder- 
rechts 167  ^;  —  Befugnis  des 
eingetragenen  Patentinhabers  sor .  • 
II 46  >o;  —  Beschränkte  . .  608  Vm. 

—  Inneres  Verhältnis  der  Be- 
teiligten II  61  <»:  —  Reohtsgoltig- 
keit  der  .  .  687  U;  —  Rechtsgrond 
684  «;  —  Bechtsunwiricsamkflü 
688  1^;  —  Unabhängigkett  Tom 
Rolleneintrag  II  34  8;  —  Ver- 
hältnis rar  Srfindemchtsaber- 
tragung  167  *^^;  —  dmroh  Vertrag 
684  «;  —  Wirkung  690  IV. 

Patentumfang  siehe  auch  umfang; 

—  Auslegung  406  **i;  —  £r- 
strecknng  auf  die  Aequiralente 
408  M9 ;  _  Feststellung  des . .  401  ^ 

—  auf  eine  generelle  ErfinduQg 
406  n  flosfr..  -.  aas  Kombinstioiis- 
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Patents  414  ^ ;  —  bei  Patentiening 
der  Einzelteile  einer  Kombination 
41Ö  ««*. 

Patentunfähigkeit,  BeRrifi  187  b  ^ 

—  der  ArzneimitUl  193  »«;  — 
chemisoher  Methoden  102  i«?;  -- 
der  Nahrangs-  und  Genufimittel 
192  *^7;  —  nach  der  Patenter- 
teilung eingetretene  Kenntnis  der . . 
363  ^^;  —  der  chemischen  Stoffe 
194  V 

Patenturkunde  II  276  ii;  —  Be- 
richtigung II 277 10 ;  -  Ausfertigung 
durch  das  Patentamt  II 1  ^  ;  —  als 
Ghmndlage  der  Auslegung  428  ^^'; 

—  Nichtübereinstimmung  mit  dem 
Erteüungsbeschluß  846  ^,  —  Pflicht 
des  Patentverkäufers  zur  Aus- 
lieferung der  .  .  600  **;  —  Recht- 
liche Bedeutung  11  277  »ff-;  — 
ZwangsToUstreokung  in  die  .  . 
631  1« 

PatentyerkSiifer  siehe  auch  Ver- 
käufer; —  Haftung  für  Mängel  des 
Patents  600  o ;  —  Stillschweigender 
Verzicht  des  .  .  auf  die  Nichtig- 
keitsklage 7441^;  —  Verpflichtungen 
des  .  .  698  h 

Patentrerletzer  siehe  auch  Be- 
klagter, Entschädigungspflichtiger, 
Täter,  Teilnehmer,  Gehülfe,  An- 
stifter; —  Ausführung  der  Er- 
findung durch  . .  809  '>;  —  als  Be- 
klagter 479  *M;  —  Gesamthaftung 
n  410  «8,  II  411  «•;  —  Gewinn 
des  .  .  als  Maßstab  der  Ent- 
schädigungspflicht II  396  M;  _ 
Person  des  . .  II  407  «;  —  Pflicht 
zur  Zahlung  der  Baße  II  496  i^; 

—  Wissentlichkeit  des  .  .  II  401. 
Patentyerletsimg  siehe  auch  Ver- 
letzung, Störung;  —  Begriff  446 
^  ^  **^  —  Ausübung  der  Lizenz 
nach  Beendigung  als  .  .   668  ^^; 

—  durch  Bestreiten  und  Anmaßung 
der    Benutzungsbefugnis    448  H^* 

—  Bedeutung  des  Zeitpunkts  der  • . 
für  die  Entschädigungspflicht  11 
403  ^ ;  —  durch  Benutzung  der 
Erfindung  463  1^;  —  durch  Be- 
nutzung eines  jüngeren  identischen 
Patents  368  M;  —  Besorgnis 
künftiger  .  .  alsGhrund  zur  Klage 
447^7.  —  als  fortgesetztes  Ver- 
gehen II  466  nT40;  ^  Glaubhaft- 
machung bei  einstweiliger  Ver- 
fügung 619  004;  .  durch  Mittels- 
Derw>nen  470  vIU;  .  pflioht  des 
lizenzgebers  zur  Verfolgung  der  • . 


669  2>a;  -—  innerhalb  der  Prioritäts- 
frist n  170  MO;  —  Kecht  zur  Ver- 
folgfung  der  .  .  des  Patentinhabers, 
Mitpatentinhabers,  Ausnutzungsbe- 
reohtigten,  NisAbrauchers,  Pfand- 
gläubigers, Lizenznehmers,  Vor- 
benutzers, siehe  Kläger,  Verletzter, 
Strafantrsg  und  unter  den  ange- 
gebeneu  Worten;  — ■«  Hecht  des 
Patentinhabers  zur  Verfolgung 
der  .  .  bei  Einräumung  eines  Aus- 
nutzttngsrechts614^ ;  — stillschwei- 
gende Billigung  der  .  .  666  S'^ff.; 

—  Strafverfolgung  der  .  .  11  460 
A  Iff.;  —Teilnahmehandlungen  als . . 
466  VII;  —  teilweise  466  b ;  —  als 
unerlaubte  Handlung  im  Sinne  des 
BGB.  29  16;  —  Unzulässigkeit  der 
Verfolgung  von  .  .  nach  Nichtig- 
keitserklärung 764  ^8;  —  Ver- 
folgung der  .  .  bei  beschränkter 
Patentübertragung  609  ^s ;  —  Ver- 
folgung der  .  .  nach  Erlöschen, 
Zurücknahme 731  ^  790  >•  —  Vor- 
bereitungshandlungen 447 II  817;  — 
als  Voraussetzung  der  Entschädi- 
gungspflicht n  386  A ;  —  Wissent- 
lichkeit bei  Begehung  der  .  .  II 
423  !"• 

PatentYerletzuiigsklage      siehe 

auch  Abwehrende  Klage,  Fest- 
stellungsklage,  Entschädigungs- 
klage, Negatorische  Klage;  —  bei 
Abhängigkeit  804  M;  _  Aus- 
setzung 369  «1;  —  Beweis  489  V"; 

—  Entbehrlichkeit  der  Vertreter- 
bestellung 837  10;  —  bei  Kollision 
identischer  Patente  368  ^;  —  recht- 
liche Natur  472 1 ;  —  sachliche 
Zuständigkeit,  Rechtsmittel  487  V; 

—  ünstatthflitigkeit  gegen  Aus- 
landspatent 47  17 ;  -  ürteü  491  'V  ni; 

—  Vergleich  497 1^;  —  als  Vir- 
kung  der  Bekanntmachung  11 227  so. 

Patentrersagimg  siehe  auch  Zu- 
rückweisung der  Anmeldung;  — - 
Beschluß  über  .  .  II  2731^;  — 
Beschluß  über  Beschwerde  gegen 
.  .  U  21^;  —  Endgültiffkeit  LL 
276  ^;  —  als  Gegenstand  des  Ein- 
spruchs II  246  » 

Patenty erzieht  siehe  Verzicht;  — 
des  eingetragenen  Inhabers  II 49  '7  a; 
-«  nadi  Übertragung  des  Aus- 
nutzungsrechts 617  M ;  —  vertrags- 
nnd  gesetzwidriger  •  .  731  *. 

Paasehquantttm,  Berechnung  des 
Kaufpreises  bei  Niditigkeitser- 
klärung  und  Zurücknahme  606  M; 
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—  Berechiiuiig  der  Lizenzgebühr 
bei  NichtigkeitserklSmiig  und  Za- 
röcknahme  086  «^. 

Person  des  Beklagten,  Bezeichnung 
in  der  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeklage  11  298^;  —  des  Bekl. 
bei  der  Patentverletzongsklage 
479  ^n;  —  des  Berechtigten  zur 
Stellung  eines  Strafantrags  wegen 
Patentverletzungen  II  479  •*;  — 
des  zur  Lizenzerteilung  Berechtigten 
649  ^  178;  -.  des  Einspruohs- 
berechtigten  IE  248  ^ ;  ~  des  Ent- 
sdiädigungspflichtigen  II 407  ^ ;  — 
des  inländischen  Vertreters  889 1«; 

—  des  Klägers  bei  Patentver- 
letzungen  4761^;  —  des  Patent- 
anmelders n  92 1«;  —  des  Patent- 
inhabers 681  6M;  —  des  Verletzten 
n  402W;  —  des  Verl.,  Irrtum 
über  .  .  n  416«»;  —  des  Verl., 
Kenntnis  der  .  .  als  Merkmal  der 
Wissentüchkeit  n  412W;  —  des 
Vorbenutzers  649 IV  a ;  —  des  wider- 
rechtlichen Entnehmers  813^. 

Personal  des  Dienstherm,  Verwen- 
dung durch  den  Angestellten  bei 
der  Erfindertätigkeit  180  d 

Personenkreise,  bestimmte,  Be- 
nutzung für  .  .  als  gewerbsmäßige 
896  18*;  —  Kenntnis  von  der  Be- 
nutzung bei  offenkundiger  Be- 
nutzung 248  1^;  —  unbestimmte, 
Möglichkeit  der  Kenntnisnahme  bei 
offenkundiger   Benutzung   247  ^^; 

—  unbest.,  Verbreitung  an  .  ., 
Öffentlichkeit  der  Druckschrift 
204  "f. 

Pffindbarkeit  siehe  Zwangsvoll- 
streckung. 

Pfandgläubiger,  Befugnis  zur  Li- 
zenzerteilung 660  180;  —  als  Ent- 
schädigungsberechtigter  626  i^^,  IE 
408  ßi ; — Klageberechtigung  477  ^ 

—  Lizenzerteilung  durch  v  erkauf 
patentierter   Gegenstände   666  i^; 

—  als  Nebenintervenient  11  308  ^^i 

—  als  Patentinhaber  632  Wj  — 
Pflicht  zur  inländischen  Vertreter- 
bestellung 836«;  —  Pflicht  zur 
Zahlung  derPatentgebühren629  f  i»; 

—  als  Kläger,  Verletzter  siehe 
Kläger,  Verletzter;  —  als  Straf - 
antragsberechtigter  626  i^^,  11 
479  ^ ;  —  Veiilußerung  durch  . .  als 
gewerbsmäßige  392  178.  Vez^ufie- 
rung  patentierter  Gegenstände 
durch  den  .  .  666  «6. 


Pfandrecht  siehe  auch  SicheriieilB- 

pfandrecht,      NutsungapSandreclit; 

—  626  ^;  —  Anwendung  des 
BGB.  29«;   —  Arten    696  *>;  — 

—  Bestellung  des  •  .  626  &;  —  Be- 
stellung des  ..  als  besckriiikte 
Patentübertragung  610  75;  —  So- 
tragung  in  die  BoUe626  »8,  II 33  *; 

—  Erwerb  des  .  .  als  Invm*kelir- 
bringen  376  iWj  —  gerichtliches 
siehe  Zwangsvollstreckung;  —  an 
einem  Patent,  Wirkung  dea  Ver- 
zichts des  eingetragenen  Patent- 
inhabers n  49  87  a ;  _  Patentaber- 
tragung  zum  Zweck  der  B^^Ilung 
des  ..  686  ff ;  —  Zulässigkeit  625  ufi. 

Pfandyerwertiiiig    628  ^  i^;    — 

gerichtiiche  681  o  »if;  —  als  ee- 
werbsmäftige  Benutzung  89S  ^^3 

Photographien  als  Druckschriften 
203  li.  -.  Gegensatz  zu  Erfin- 
dungen 108  1^. 

PhysLkalische  Gesetze,  kerne  Er- 
findung 99  IM. 

Plakate  als  öffentliche  Dnu^- 
schriften  208  >>. 

Plenarversaiiimliuigeii  im  Patent- 
amt II  2  *. 

Pölizeiliehe  Yorsehriflen  als  Ent- 
schuldigungsgrund der  Nichtaus- 
führung 803  M;  —  sind  nicht  Ge- 
setze im   Sinne  des  §  1   190  »i; 

—  Kollision  des  Patents  mit  .  . 
3644«. 

Portugal,  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  n  161  ^M. 

PortugiesischeKolonien»Zugehörir 

keit  zur  Internationalen  Union  H 
162  iw. 

Post,  Einreichung  von  Eingaben 
durch  die  .  .  II73><;  —  Zahlung 
der  Patentgebühr  durch  die . .  720  ^ 

—  Zustellungen  durch  die  •  .  D. 
66". 

Postkarten,  Patentanma&ung  aof . . 
n  62200. 

PrSsentationsyennerk  der  An- 
meldung 1198*7;  —  der  Eingaben 
bei   dem   Patentamt  II  72<o;    — 

—  Bechtliche  Bedeutung  U  72  ^, 
n  98  «7. 

Präsident  des  Patentamts,  Be- 
fugnisse II  2  *;  —  «Geschäflsan- 
weisungen  23  ^;  —  Erteilung  von 
Bescheinigungen  aus  den  Akten 
II  67  ß«. 

Präsidialkonferenzen  im  Patmt- 

amt  n  2  *. 
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Preisauflsekreiben»  gedruckte  als 

öffentliche   Druckschriften   908». 

Preisgabe  der  EMncliiiig  siehe 

Entgelt;  —  durch  Patentbeschrei- 
bung n  113  6< ;  —  Patentschutz  als 
Entgelt  für  die  .  .  41  s. 

Preislisten  als  öffentliche  Druck- 
schriften 207  M;  —  Zeitpunkt  des 
Erscheinens  220  <^o. 

Prinzip^  Bekanntsein  125 1^,  407  >06; 

—  Erkenntnis  des  . .  bei  genereller 
Erfindung  124  1^7  •  —  ^Is  generelle 
Erfindung  128  i^;  —  keine  Erfin- 
dung 106  1*7 ; — VorverÖffenÜichung 
224  w  h ;  —  widerrechtliche  Ent- 
nahme 826  116. 

Prinzipal  siehe  Dienstherr. 

PrioritKt  der  Anmeldung  100  >>, 
n  97>*;  —  der  Anm.,  Feststellung 
II 102  SS;  —  der  Anm.  in  weiterem 
Sinnen  100»»;  —  Bedeutung  für 
den  Anspruch  auf  Patenterteilung 
888  •;  —  Bedeutung  für  die  Neu- 
heit 201  «;  —  Bed.  für  das  Vorbe- 
nutzungsrecht  II  101  >*;  —  Ein- 
fluß von  Änderungen  der  Anmel- 
dung auf  die  .  .  n  142  Hl;  -  Ein- 
fluß der  Zurücknahme  der  Anmel- 
dung H  102",  II  104  44  j  _  Ein- 
fluß der  Zurückweisung  der  An- 
meldung n  209  ^;  —  der  Eingaben 
an  das  Patentamt  II  72  M;  —  der 
getrennten   Anmeldung  11  216*4; 

—  bei  gleichzeitiger  Anmeldung 
360«.  n  99  «0;  —  bei  Kollision 
von  Patenten  867  «4  ff. ;  —  bei  Koll. 
mit  Pat.  im  Erteilungsverfahren 
28616;  —  bei  Koll.  von  Pat.  im 
Nichtigkeitsverfahren  776  Vj  — 
Nachprüfung  der  .  .  im  Nichtig- 
keitsverfahren 776  V;  —  Verlust 
der  .  .  n  102  «,  n  104  44,  n 
10546;  —  Verlegung  der 
Priorität,  siehe  auch  Prioritäts- 
vorzugsrecht; -  wegen  Änderung 
der  Anmeldung  11  142  m ;  — 
Polgen  der  .  .  II  146  d;  —  bei 
Änderung  des  Patentaoispruchs 
II  160  bi68  f ;  —  der  . .  auf  einen 
früheren  Zeili>unkt  II  148  e ;  — 
im  Nichtigkeitsverfahren,  Folgen 
779 118  a;  -  Rechtskraft  11 147  i«; 

—  teilweise  II  146  iß4. 

Priorit&tsberechtigong,  Inhaber- 
schaft von  Niederlassung  und  Wohn- 
sitz im  Verbandsstaate  II 168  *  *^  ff-; 

—  Voraussetzungen,  subjektive  11 
159  in  a  18»  f. 

Kent,  Patentgesets.  U. 


PrioritStafrist  nach  der  Internatio- 
nalen Übereinkunft  11  168 1^;  — 
bei  Schutz  auf  Ausstellungen  II 
191  •^ß ;  —  nach  den  Verträgen 
mit  Italien,  Österreich-Ungarn  und 
der  Schweiz  II  168 IV. 

PrioritStsYorzugsreoht  siehe  auch 
Internationale  Union,  Internationale 
Übereinkunft  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums ,  Italien, 
Schweiz,  Österreich  -  Ungarn ;  — 
Anerkennung  n  181  '49.  —  ngoh 
dem  Ausstellungsgesetz  n  189  ^; 
—  Begründung  durch  Staats- 
verträge II  161  I;  —  Geltend- 
machung II  176  VII;  —  Geltend- 
machung vor  der  Patenterteilung 
n  164  iW;  —  mehrfaches  II 
168  181:  —  Prüfung  des  .  .  11 
180  vni  «46 ;  —  Übertragbarkeit 
n  178  VI;  —  Übertragung  ohne 
die  ausländische  Anmeldung  II 
174  *W);  —  Übertragung  auf  nicht 
PrioritäUberechtigte  II  176h;  . 
Wirkung  des  II  182  l^. 

PriYatgebnuch^  Benutzung  der 
Erfindung  zum  .  .  899  i^». 

Priyatgutaehieil,  Erstattung  von . . 
als  Grund  für  die  Ablehnung  von 
Sachverständigen  11  10  18;  —  des 
Patentamts  II  31  i*;  —  bei  einst- 
weiligen Verfügungen  618  W«,  620  w». 

Priyatinteresse,  Nichtigkeitsklage 

im  .  .  742  ^;  —  Zurücknahmeklage 
im  .  .  7941»» 
Priyatreehtliche  Ansprüche,  Ver- 
folgung im  Nichtigkeitsverfahren 
742  11,  im  Zurücknahmeverfahren 
79418a.  —  Vorschriften  im  PatG. 
18  * ;  —  Wirkungen  der  Abhängig- 
keitserklärung 746  M ;  .  Wirk, 
des  Verzichts  auf  die  Patentnichtig- 
keitsklage 743  1». 

Priyatzwecke  bei  der  offenkundigen 
Benutzung  229  ^^ ;  —  bei  der  Vor- 
benutzung 664  47;  —  Benutzung 
für .  •  als  nicht  gewerbsmäßige  399  o; 
siehe  auch  Zweck. 

Priyileg  und  Patentrecht  44  lo,  841  ». 

Proben  siehe  auch  Muster,  Aus- 
probierungen ;  —  Feilhalten  und  In- 
verkehrbringen als  Benutzung  der 
Erfindung  239  "i;  —  vor  Fertig- 
stellung der  Erfindung  als  Be- 
nutzung 286  101. 

Probestücke,  Bedeutung  für  die 
Patentauslegung  437  •*>;  —  Ein- 
sichtsrecht II  63  46;   _    als   Er- 
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ginBangen  dar  Beniiraibiiiiff  H 
llß  w. 

Plroblem,  keine  Erfindung'  106  ^. 

PMdukt  siehe  Eneagnis,  Stoff;  — 
des  Fatentverg^ens  als  Objekt 
der  Einziehung  II  649  ^ 

Frodaseilton)  Interesse  an  der  Zii* 
rDoknahme  796<>n;  _  Interesse 
der  .  .  an  der  Zwangsliiens  8fi7  M. 

Ptokllrist}  Stellang  des  Strafan- 
trags durch  den  .  .  n  489  M. 

Pimportioneil,  Änderung  als  Er- 
findung 90  i^>;  —  Änderung  als 
Patentverletzung  464  *>>. 

Propriite  industriell^,  la,  Zeitschrift 
2610, 

PjTOspekte    als  Druckschriften  SOSt*; 

—  Zeitpunkt  des  Erscheinens  220^. 
Protokoll  im  Nichtigkeits-  und  Zu- 

rücknahmeyerfahren  II  882  ^  a. 

ProtokolUahrer  im  Patentver- 
fahren, Ablehnung  und  Aus- 
schliessung II  9  1* ;  —  Zuziehung 
bei  der  ^weisaufnahme  11  888  ^, 

ProtokoUiening  der  Anmeldung 
n  88  >;  —  der  Berufung  11  8701«; 

—  der  Beschwerde  II  17  •;  — 
von  Eingaben  bei  dem  Patentamt  11 
71  M;  —  der  Erklärung  auf  den 
Vorbescheid  II 204  27;  _  des  Ein- 
spruchs n  242  IS. 

Proyisional  specifioation,  Frühere 
Anmeldung  im  Ausland  II 156  ^^  K 

PrOYOzienmg  der  Patentverletzung 
als  Anstiftung  II  464^7; — der  Patent- 
verletzung als  stülschweigende 
Lizenzerteilung  667  *>^. 

Prosoft,  Eintritt  der  Wissentlichkeit 
im  .  .  n  427  iw,  n  429  i« 

Frozeftboginn,  Bedeutung  ffir  die 

Srobe  Fahrlässigkeit  11  486  i»;  — 
edeutung  für  die  Wissentlichkeit 
n  426  h ;  —  Einfluß  auf  die  Be- 
reicherungshaftung U  401  ^,  II 
426  lOS;  —  Einfluß  auf  die  Ent- 
schädigungshaftnng  11  426  ^os. 

FrozefiiSUgkeit  des  Beklagten  11 
299  <^S;  —  der  Beteiligten  im  Patent- 
verfahren n  76  *i;  —  des  Niohtig- 
keits-  und  Zurücknahmeklägers  S 
294  4ö. 

PlOzeftkOBten  siehe  Kosten. 

ProzOSSUalo  Feststellungsklage 

475  SM;  —  Klageabweisung  im 
Patentamteverfahren  II  851  S7f 

Prüfiing    siehe    auch    Vorprüfung; 

—  der  Anmeldung  11 207  ^  »  218  i; 


—  der  Brfindmigeeigoiiwiiirfh  der 
.BinzeltBile  einer  Kowhination 
420  >s&^;  —  nene^  nach.  &iaft'  des 
Bekanntmaohungsbeschlosaea  11 
219  s;  —  dee  Prioritätsvorzageiedhts 
n  180  VUi  J46ff.;^  —  der  Bedits- 
gültigkeit..  des  übertcagongsaktcs 
und  der  Übertrag^ung  IT  88  i*;  — 
der  Bechtmä^ifikeit  des  Einspradu 
bei  widerrechtlicher  Entnahme 
880  U6;  ^  der  ZulSsaigksit  der 
Berufung  im  Patentamtaverfahren 
(Patentamt, Reichsgericht)  11807  «f; 

PrBftingsordnimg  fBr  Pateat- 

anwSlte  28  ß;  —  Text  n  584ff. 

Publikation  der  Druckschriften 
siehe  auch  Veroffentlichunff;  — 
Rechtmäßigkeit  208  »;  —  PubH- 
kationen  dies  Patentamts  II 
07  IV;  .  Bedeutung  für  die 
TTissentHchkeit  II 424  M;  —  J^cht- 
einsicht  als  grobe  Fahrlässigkeit  II 
484  IV. 

PablikatiOBSOrgaiLe  für  die  Ver- 
öffentlichungen des  Patentamts  II 
58». 


Baumform  chemischer  Stoffe,  Pa- 
tentunfähigkeit  196  M4;  ^  bei  Ge* 
brauchsmustern  42  ^. 

BoaktionOIly  chemische  als  Er- 
findung 66  01,  100  o. 

Bechnimgsle^niig  bei  der   Snt- 

Schädigungspflicht  II  898  M. 

Rechtliches  Interesse  siehe  auch 

Feststellungsklage,  Entschadigungs- 
klage  (Klageantrag);  —  Anspmdi 
auf  Abschrifterteilunff  bei  Vor- 
handensein eines  .  .  U  56  ^K 

RechtmiUUg-e  Entnahme  bei  Yor- 
benutzung  648  i^;  —  Erlangung 
der  Kenntnis  von  der  Erfindung 
bei  Entnahme  810  ^7;  _  her- 
gestellte Gegenstände,  Feä- 
halten  888  i^ ;  —  Gebrauch  890  i«t; 

—  Inverkehrbringen  878  i<»;  — 
Inverk.  im  Ausland  879  ^*K 

Rechtm&bigkeit  des  Beritzstandea 
des  Yorbenutzers  642  ^ ;  —  des  Ein- 
spruchs gegen  die  Entnahme  380  1*^ 

—  des  Patentschutzes,  Aussdüufi 
der  PatentanmaAung  bei  •  .  II 
616  IV;  —  der  offenkundigen  Be- 
nutzung 242  II*;  —  der  Publikation 
öffentlicher   Druckschriften  208  *. 

Rechtsanschaamigeiiy  allgemeine 
irrige,   als  entschuldbarer  Bechta- 
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irrtum   H  4»  M.    _    aber  die 
Patentfähigkeit,  Änderung  der  •  . 
.  7«  d  82ff. 

BeeUSMIwSlte,  Gebühren  im  Pa- 
tiBntamtsverfahren  II  356  7 ;  —  als 
Vertreter  der  Beteiligten  II  76  ^, 
II  79  W;  —  Vertretung  vor  dem 
Beiohsgericht  II  76  «^ 

Bechtslmtaiid     des     Patents^ 

Haftung  für  .  .  des  Lizenzgebers 
680  ««ins  —  Haftung  des  Ver- 
kaufers fOr  .  .  600  46  £  46;  _  des 
nichtigen  Patents  739  ^ ;  —  des  Zu- 
satzpatents 709  41. 

BechtsfSIdgkeit  ausländischer  Pa- 
tentanmelder II 94  18 ;  —  von  Ver- 
einen 531  0S*. 

BechtsgesehSfte  siehe  auch  Ver- 
träge; —  betreffend  das  Haupt- 
patent, Wirkung  auf  das  Zusatz- 
patent  700  17;  —  betr.  das  Patent, 
feinflufi  der  Nichtigkeitserklärung 
766  4». 

Beehtsgültigkeit  der  EinwiUigung 
in  die  Entnahme  823  107;  -.  der 
inländischen  Vertreterbestellung 
840  18;  —  der  Patentübertraffung 
687  II ;  —  des  Übertragungsi^tes, 
Prüfung  der  II  88  i« 

BechtshSügigkeit,  Einfluß  auf  die 
Bereicherungshaftung  II  401  ^8;  — 
der  Klage  auf  Nichtigkeitserklärung 
oder  Zurücknahme  IE  884  i^. 

Bechtshftlfe  der  Gerichte  im  Ver- 
fahren vor  dem  Patentamt  11 
a69  iff.;  —  bei  der  Vollstreckung 
des  Kostenfestsetzungsbeschlussei 
II  361 1«. 

Beektsirrtiim  n  420i>;  —  Ent- 

sehuldbarkeit  allgemeiner  irriger 
Eechtsansichten  11  422  9»;  —  bei 
Patentanmaßung  II  610  i^;  —  des 
Patentinhabers  im  Zurücknahme- 
verfahren  806  ^K 
Beohtskratt  siehe  auch  Endgultig- 
keit;  —  der  Abweisung  der  Zurii(^- 
nahmeklage  I£  360  ^ff.;  —  des  Be- 
schlusses über  die  Erteilung  des  Pa- 
tents 8  4  K  U  262 1>  «^ ;— Einrede  der 
.  .  im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren n  347  ^;  —  Ein- 
rede der  .  .  gegenüber  vorge- 
■ohobenen  Personen  U  297  ^7;  — 
Einrede  der  .  .  im  Verletzungs- 
jnroiesse  495  **i ;  —  der  Klage- 
abweisung im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahme  verfahren  IE  347  ^; 
— >  der  Klageabweisung,  Beschrän- 


kung auf  den  Klagegnmd  11 849<  d; 

—  der  prozessualen  Klageabweisung 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  n  361  < ;  —  der  Nichtig- 
keitserklärung 762  «0 ;  ^  im  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeverfahren 
II  846 1>;  ^-  im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren,  Qeltend- 
maohung  neuer  Tatsachen  nach  .  • 
II860  «;— derPrioritätsfestotellung 
II 102  W  j  —  dar  Prioritätsverlegung 
II  147  IM;  -  der  Pr.  im  Nichtig, 
keitsverfahren  778  n« ;  —  des  Ur- 
teils in  der  Verletzungsklage,  Be- 
schränkung auf  den  Klagegrund 
484  411.  _  des  rjrt.,  Einfluß  des 
Erlöschens  des  Patents  auf  .  . 
500  457;  _  des  Urt.  in  der  Ent- 
schädigungsklage ,  Wirkung  auf 
die  Abwehrklage  II  488  iM;  — 
des  Urt.  im  Nichtigkeits-  und  Zu- 
rueknahmeverfafaren  II  846  b  uff.. 

—  des  Urt.  bei  der  Patentver- 
letzungsklage 496  g  4U ;  —  der 
Urteilsformel  im  Patentverletzungs- 
prozefi  497  4». 

Rechtskräftige   Urteile,   Eückwir- 

kung  der  Nichtigkeitserklärung  auf 
.  .  766  d. 

Rechtskundige  Mitglieder  des  Pa- 
tentamts II  2  ^. 

BechtsmSngel  siehe  Mängel. 

Beohtsmittel  gegen  die  Abweisung 
des  Strafantrags  II  489  '^ ;  —  der 
Berufung  im  Patentamtsverfahren 
IE  366 ff.;  —  der  Beschwerde  in 
Patentsachen  II  14 1 ;  —  des 
Nebenklägeri  II  476  68;  —  bei  der 
Patentverletzungsklage  487  ^i*. 

Rechtsnachfolge  siehe,  auch  Erb- 
folge, Übertragung,  Übertragbar- 
keit ;  —  in  die  Anmeldung  93 1*  *;  — 
in  den  Ansprach  auf  Paten  terteilunsr 
636  XIV ;  —  in  den  Bußanspruch  II 
495is£E.;  —  in  die  Einsprachsbe- 
rechtiguQg  II  249  ^;  —  in  das  Er- 
finderrecht 168  S66*  ^  in  die  Elage- 
berechtigung  im  Nichtigkeits-  und 
Zuräoknahmeverfahrenll  295  <^  ^i  f^-; 

—  in  die  Elageber.  bei  der  Patent- 
verletzungsklage 478  0;  —  in  die 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
klage während  des  Prozesses  II 
300  M ;  —  in  die  Patentanmeldung 
638  1«,  II  931*»;  —  in  das  Priori- 
tätsvorzugsrecht  11  178  «« 

Rechtsnachfolger  siehe  auch  Erben; 

—  der  Beteiligten  als  Baschwerde- 
berechtigte   II   266»>*»;    —     des 
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lizeiuBgeberB,  WirkuBg  der  lisenz 
gegenüber  den  .  .  644«  i««.;  — 
in  den  Lizenzvertrag  662  •!• ;  — 
des  Patentinhabers,  Aasfahrangs- 
pflicht  808  b  48;  —  des  Patentinh., 
als  Nebenintervenienten  II  803  ^^ ; 

—  des  Patentinh.,  Verpflichtung 
zur  inländischen  YertreterbesteUung 
831  Sa;  —  des  Patentverletzers  als 
Beklagte  479  W' ;  —  des  Verletzten, 
Geltendmachung  des  Entschädi- 
gungsanspruchs durch  den  .  .  IE 
406  M;  —  des  Vorbenutzera  550  •*; 

—  des  widerrechtlichen  Entnehmers 
313  M;  —  gutgläubige,  des  wider- 
rechtl.  Entnehmers  818  »7;  —  Wir- 
kung  der  Bekanntmachung  für  den 
.  .  II  2ti8  W;  —  Wirk,  der  Rechte- 
kraft für  und  gegen  die .  .  II 347  ^^ ; 

—  Wirk,  der  Stundung  der  Patent- 
gebühr für  die  .  .  727  W. 

Rechtsyermatimgsieheyermutung; 

—  Vermutung  des  §  35  Abs.  2, 
keine  .  .  II  448  i*^. 

BechtSYOrgänger  siehe  auch  Ver- 
äußerer;  —  Erstreckung  der  Nich- 
tigkeits-  oder  Zurücknahmeklage 
auf  den  ..  II  298«;  —  Wirkung 
der  Kechtskraft  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  gegen- 
über .  .  n  847  *7. 

Bechtswidrige-S  Entnahme  siehe 
Entnahme;  —  Erlöschenlassen  des 
Patente  731  «. 

Rechtswidrigkeit  ^  Bewu6teein  der 
..  n  41:^7*;  —  des  Erfindnngs- 
besitzes  841  * ;  —  der  Vorbenuteung 
542"«. 

Redaktionelle  Ändenuigen  der 

Anmeldung  nach  dem  Bekannt- 
machungsbeschlufi  II  189  i>i;  — 
der  Anmeld,  Einfluß  auf  die 
Priorität  n  142  i^ß;  —  der  Anmeld, 
bei  Prioritätevorzugsrecht  II 171  >». 

Redlicllkeit  der  Yorbenutzung  543 1^. 

Reformatio  in  pejus  ^  Verbot   in 

der  Berufungsinstanz  11  371  ^7;  — 
Verbot  der  .  .  bei  Beschwerde 
II  16  ß,  n  259  «. 

Reichsanzeiger  als  Organ  der  Ver- 
öffentlich, des  Patentamte  11  61^. 

Reichsgebiet  als  Geltungsgebiet 
des  Patentgesetees  30  ^^, 

Reichsgericht,      Zuständigkeit 

für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten 
II  501 1  M;  —  im  Nichtigkeits- 
und  Zurücknahmeverfahren  11366  ^; 


—  für  die  Patentverletsnngdüa« 
487  «9. 

Reichskanzler,  Anordnung  deaVer» 
geltungsrechte  84886;  — Bekannt* 
machung  betr.  das  Prioritätsrecht 
auf  Ausstellungen  11 191  >76 ;-.  Be- 
schwerde im  Verwaltungswege  sn 
.  .  II  17  7;  —  Bestimmung  der 
Zuständigkeit  des  Patentamts  11 
4  > ;  —  Genehmigung  zur  Erteilung 
von  Gutachten  des  Patentamts  an 
Private  und  Behörden  II 81  U;  — 
Genehm,  zur  schiedsrichterlichen 
Entecheidung  eines  Rechtsstreite 
durch  das  Patentamt  11  31  ^;  — 
Becht  zur  Enteignung  des  Patent- 
rechte 578 101  ff. 

Reichsyerwaltong,    Patente     in 

Namen  der  .  .  für  die  Zwecke  des 
Heeres  und  der  Flotte  genommene, 
siehe  Heer,  Flotte. 

Reisekosten  von  Vertretern  und 
Beteiligten,  Erstattung  II 358  lo,  loa. 

Reissue  (Amerika),  Frühere  An- 
meldung im  Ausland  bei  Prioritäte- 
vorzugsrecht II  156  !•!. 

RentahilitKt,  Mangel  der  .  .  ab 
Entechuldigungsffrundfür  die  Nicht- 
ausführung 804  a  88  ff.  j  —  i>ei  g|Q. 
werblicher  Verwertbarkeit  145  «».j 

—  Haftung  des  Lizenzgebers  für  •  • 
691  >M;  —  Haftung  des  Patenfever- 
käufers  für  ..  603^;  .  bei  Yenn- 
staltungeu  zur  Vorbenuteung  657  M» 

Reparaturen  des  patentierten 
Gegenstandes,  ZulSssigkeit  370  M; 
— Stillschweigende  Geheimhaltonga- 

paicht  bei  .  .  254  ^^K 

Restitutionsklage  im  Zivilproseft 

nach  Nichtigkeitserklärung  765  ^  ^. 

Resultat  siehe  auch  Endstoff,  Ihid- 
Produkt,  Endziel,  Zwedc;  —  An- 
gabe des  ..  als  Erfindung  67  »; 

—  der  Erfindung,  Benuteung  bei  Br^ 
eielung  des  .  .  288  7«<. 

Revision  in  bürgerlichen  Bechta- 
streitigkeiten  501  (§  38) ;  —  bei  der 
Patentverletzungsldage  487  ^^;  — 
im  Strafverfahren  II  458  7;  —  bei 
Zurückweisung  des  Antrags  aof 
Buße  II  600  28. 

Revisionsgrundy  Unrichtige  Aob- 
legTing  als  ..  445  VI«  •08. 

Reyisionsinstanz,  Aussetzungaaa- 

trag  in  der  .  .  d49S9;  —  Geltend- 
machung der  Nichtigkeit  in  der  . . 
757  W. 
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Bes6pt6  eines  Verfahrens,  Über- 
lassang als  Inverkehrbringen  387  ^H 

Uchterllehe-S  Tätigkeit  des  Patent- 
amts II  6  ^'I;  —  Veränßerungs- 
yerbot  bei  der  Patentübertragnng 
59226;  —  Verbot,  Haftung  für 
leichte  Fahrlässigkeit  bei  Zuwider- 
handlang  gegen  .  .  11  8901*;  — 
Pfandrecht  6:^9  ^^^ ;  —  siehe  auch 
Verbot 

BohstoffOy  Be-  und  Verarbeitung 
als  Erfindung  102  i";  —  bei  ge- 
werbUcher  Verwertbarkeit  148  **• 

—  als  Sinziehungsobjekte  II  470  ^ 

—  Inverkehrbringen  von  .  .  877  *** 

—  Lieferung  von  .  .  als  Teilnahme- 
tätigkeit 469  wi. 

Bolle  siehe  Patentrolle. 

Biickdatienmg  der  Anmeldung  bei 
widerrechtlicher  Entnahme  827  "^K 

Bfiekerstattttng  der  Anmeldegebühr 
n  9211;  —  der  Antragsgebühr 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  II  291";  —  der  Be- 
schwerdegebühr II  270  b ;  —  ge- 
zahlter Patentgebühren  724SSff- 

Bfteknalime  siehe  Zurücknahme. 

BSektritt,  Beendigung  der  Lizenz 
durch  .  .  668  i»».  —  von  der  Ein- 
willigung in  die  Entnahme  823  ^^\ 

—  vom  Lizenzvertrag  bei  Verzug 
679  ^^'f  —  vom  Patentkauf  vertrage 
602  w. 

Bftekwirkende  Kraft  des  neuen 

Patentgesetzes  21  *;  —  der  Nich- 
tigkeitserklärung 764  0  47  ff.  j  —  der 
Staatsverträge  II  187  \ 


SaoUiehe  Ändemngen  der  Patent- 
anmeldung, Einflui  auf  die  Priori- 
tät n  148«!*««;  —  Mängel,  Haf- 
tung für  .  .  beim  Lizenzvertrag 
691  fir;  —  Mängel,  Haftung  für  .  . 
beim  Kauf  602  M;  —  Unwirksam- 
keit des  PatenU  848  »;  —  Zustän- 
digkeit bei  der  Patentverletzungs- 
klage 487  V. 

Saehyerstibidige  siehe  auch  GKit- 

achten ;  —  abweichende  Gutachten, 
Pflicht  des  Patentamts  zur  Abgabe 
von  Gutachten  II  27  «;  —  Aus- 
ptobiemng  eines  unbestiromtenVer- 
nihrens  durch  .  .  68  «^ ;  —  als  Be- 
rater des PatentamUn  V  •,  Ii  842^; 
— Bestimmtheit  des  Verfahrens  für . . 
67  M;  —  Beweis  durch  .  .  bei  der 
Patentverletzungsklage  489  *" ;  — 


Erkenntnis  der  Erfindung  aus  der 
offenkundigen  Benutzung  durch  .  . 
266  iw  ff.  j — im  Erteilungsverfahren 
n  266  4;  —  gerichtliche,  Gutachten 
489  *w  ff.,  n  29  T ;  —  gerichtliche, 
Pfticht  des  Patentamto  zur  Er- 
stattung eines  Obergutachtens  II 
29  ' ;  —  Klarheit  der  Vorveröffent- 
lichung für . .  209  «8 ;  —  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
JI  338  2«,  n  842  W;  —  im  Patent- 
amtsverfahren II 841  »* ;  -  in  Patent- 
sachen, Mitglieder  und  Beamte  des 
Patentamts  als  . .  II  80  " ;  —  Ver- 
ndbmung  im  Verfahren  in  Patent- 
sachen U  62  8  a ;  ~  Verständlich- 
keit des  Patentanspruchs  für  .  . 
II  181  11»;  —  Verst  der  Patent- 
beschreibung für  .  .  II  117  ^^^, 
n  119  b  81. 

Schaden  siehe  auch  Vermögens- 
schaden;  —    Begriff  n  390 16  ff-; 

—  Ermittelung  bei . .,  Zuerkennung 
der  Buße  II  499  »7. 

Schadenersatz  siehe  Entschädigung. 

Schadenersatzklage    siehe    Ent- 

scfaädigungsklage. 

Schadenersatzpflicht  siehe  Ent- 
schädigungspflicht. 

SchSdigung  bei  Patentverletznng 
447  «1* ;  —  Absicht  der  .  .  bei 
WissenUichkeit  U  418  ^6. 

Schätzongseld  11  892  si. 

Schaustellung  als  Benutzung  bei 
dei  offenkundigen  Benutzung  238  ''; 

—  Erkenntnis  der  Erfindung  bei . . 
278  209.  _  als  Feilhalten  234  »««-, 
888 146  ff.  j  —  Offenkundigkeit  bei .  . 
260  "1. 

Scheck,  Zahlung  der  Patentgebühr 
durch  .  .  728  «0. 

Scheinangebote  von  läzens-  und 

Kaufverträgen,  Sicherung  der  Br- 
findungsausführung    durch    818  ^5, 

Scheinausfilhrang  der  Erfindung 
814«. 

Scheinbare  Sicherung  der  Aus- 
führung der  Erfindung  816  <7. 

Scheinniederlassung  in  einem  Ver- 

bandsstaate  bei  Prioritätsvorzugs- 
recht  n  167  «». 

Scliiedsrichterliche-s  Tätigkeit  des 

Patentamts,  Genehmigung  des 
Reichskanzlers  II  SU*;  —  Ver- 
fahren über  Nichtigkeit  und  Zu- 
rücknahme eines  Patents  11 281  >  &• 
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Schiffe  siebe  such  Fahrzeuge;  — 
deutsche  als  Inland  80  ^^ ;  —  in  den 
Schntzffebieten    stationierte    38  >*. 

Schlüssige  Handlungen  siehe  still- 

echveieende  Bandlungen. 
Schriftlichkeit  des  Antrags  anf 
Buße  n  498  «>;  .  des  A.  auf  Nich- 
tigkeitserklärung und  Zurücknahme 
U  288  ^0;  —  des  A.  auf  Umschrei- 
bung in  der  Bolle  11  40  *';  —  der 
Berufung  11  3701»;  _  der  Be- 
schwerde n  17  «,  n  260  » ;  —  der 
Eingaben  im  Patentverfahren  11 
71  b ;  —  des  Einspruchs  II  242  " ; 

—  der  Erklärung  des  Beklagten  * 
n  829  1 ;  —  der  Erklärung  auf  den 
Vorbescheid  H  71  «o,  n  ii04«;  — 
der  Nebenklage  11  474^6;  —  der 
Patentanmeldung  tE  88  * ;  — -  Prin- 
zip der  .  .  im  Patentverfahren  U 
70  V;  —  des  Straf antrags  II 477  "; 

—  der  Verfügung en  und  Beschlüsse 
des  Patentamts  11  11  »,   TI  71  »i; 

—  der  Vollmacht  11  79»»;  —  der 
Widerklage  H  810  76. 

Schuld  siehe  Verschulden. 

Schuldhaftes  Erloschenlassen  des 
Patents  731  ^. 

Schutz  ausländischer  Patente 
865  ^^•i*^';  —  der  Auslegungs- 
stücke  n  288c4»ff.;  —  auf  Aus- 
stellungen, Gesetz  betr.   .   .  28  7; 

—  zeitweiliger,  auf  Ausstellungen 
28  7,  26  »,  n  189  ^9;  gegen  Aas- 
übung des  Patentrechts  603  ^ ;  — 
der  chemischen  Zwischenprodukte 
422  **i;  —  einstweiliger,  vor  der 
Patenterteilung  341  ß;  —  des  Pa- 
tentrechts durch  einstweib'ge  Ver- 
fügungen 514  1  490  ff. .  -^  yon  Er- 
findungen, Mustern  und  Waren- 
zeichen auf  Ausstellungen,  Gesetz 
betreffend  den  .  .  vom  18.  März 
1904,  Text  n  586;  —  des  Er- 
findungsbesitzers  gegen  widerrecht- 
liche Entnahme  808  70;  —  des  Er- 
finderrechts im  BGB.  149  ^99 ;  _ 
des  E.E.  im  PatG.  148  »8 ;  _  des 
Erzenffoisses  64  ^ ;  —  gleichzeitiger, 
von  Erzeugnis,  Einrichtung  und 
Verfahren  66  Wj  —  des  Fabrikge- 
heimnisses 168  0 ;  —  getreu  gericht- 
liche Ausübung  des  Patentrechts 
513  ^^ ;  —  des  gewerblichen  Eigen- 
tums durch  die  Internationale  Union 
24  8  j  —  des  Individualrechts  des 
Erfinders  46  »»;  —  des  unmittel- 
baren Erzeugnisses  eines  Ver- 
fahrens 522  K;  —  der  Verfahrens- 


erfindung im  früheren  PatenigwuLi 
390  1^4;  —  des  VorbenninngmchtB 
540  e  sff.;  _  gegen mdasrechtlidie 
Entnahme  308^. 

Schatzdauer  siehe  Dauer. 

Schutuehiete,  Geltung  des  PatG. 

81  »off.j  —  ö.  der  StaaUTerträge 

82  M;  —  als  Inland  82  »    83  M; 

—  Patentanwälte  in  .  .  38  »;  — 
Verpflichtung  zur  inlandischen  Ver- 
treterbestellung 884  4;  —  Zuge- 
hörigkeit zur  Internationalen  Union 
n  161  iwff. 

SchutEamfang  siehe  Umfang. 
Schutzyermerke  an  Gegenständen 

als  Beweis  der  WissentUchkeit  IE 

424  9S, 

Schwchcn  der  ausländischen  An- 
meldung ,  Geltendmachung  des 
Prioritätsvonugsrechts  II 164  iwff.; 

—  der  früheren  Anmeldung,  Aus- 
setzung des  Verfahrens  IT  67  M; 

—  Nichtigkeitserklärung  bei  • .  der 
früheren  Anmeldung  774  i^^;  — 
des  Zurucknahmeprozetsee ,  An»- 
führung  der  Erfindung  wahrend . . 
8288»;—  des  Nichtigkeitsverfahrent, 
Aussetzung  des  VerletzungsproaHes 
347  M. 

Schwebezustand  des  einstweiligen 
Schutzes  II 229  M ;  —  des  nichtigen 
Patents  bis  zur  Nichtigkeitser- 
klärung 344  1^;  —  während  Lanfs 
der  Zahlungsfristen  für  die  Patent- 
ffebühr  780  ». 

Schwedeil,  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  11  161  IK 

Schweigepflicht  der  Angestellten 
266  i64ff. ;  «.  bei  Benutzung  249  »••. 

Schweis,  Abkommen  vom  26.  5.  02 
24  8,  27  1»,  —  Text  II  670;  - 
Ausführungszwang  nadi  dem  .  ., 
Übereinkommen  mit  . .  824  »i;  — 
Prioritätsfrist  nach  dem  Überein* 
kommen  11  169  »^^ ;  —  Prioritit»- 
recht  nach  dem  Übereinkommen  ndt 
der . .  II 153  176 ;  _  Sperrfrist  nadi 
den  Vertragen  mit  der . .  276  «i» ;  — 
Übereinkommen  vom  18.  4.  1892 
24  8.  27  18,  —  Text  H  661  ff.;  — 
Wirkungen  des  Prioritätsrechts  in 
bezog  auf  Vorbenntxungsreckt  II 
186  *8S ;  _  Zugehörigkeit  snr  Inter- 
nationalen Union  II  16  L  i^. 

Schwierigkeit  der  Ausführung  der 
Erfindung,  Ausführbarkeit  109  i»; 

—  der  Aasfahmng  des  Patents 
802  84;  ^  der  Anslegnnir  dee  P^ 
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tenti  alt  Intsohnldiffangigniiid  II 
419  W;  —  b«  der  NaohbenatBang 
^7  i88f  ;  —  der  BeweManfnahme 
alt  Beiweis  des  Featotellungsinter- 
enee  11  489  ^^;  —  der  Ei&idnng 
51  M;  —  bei  der  Erkenntnis  der 
Erf.  S71  *>i ;  _  der  Qeheimhaltimg 
der  Erf.  949  t». 

Schwierigkeiten,  Überwindung 
y  o  n  . .  bei  der  Konstraktion  70  7i, 
78  T6.  —  bei  Haft-  und  Zahlen- 
andenmgen  90  i^*;  —  bei  Sub- 
stitution Yon  Aequivalenten  86  ^^^, 
8g  107.  —  bei  Analogieverfahren 
84  •^;  —  bei  Übertrs^ng  be- 
kannter Mittel  80  8». 

Selbst&ndige  Bestandteile  einer  Er- 
findung, Ausführung  von  .  .  811  ^ ; 

—  Gegenstande,  Inverkehrbringen 
nach  Be-  oder  Verarbeitung  378  ^ 

—  Gewerbetreibende,  Auftrag 
zu  Erfindungen  173  »";  —  Aus- 
führung der  Erfindung  durch  .  . 
808  «;  —  als  Gehülfen  466  wefl.^ 
n  461  wafl«;  —  Yorbenutsungs- 
recht  der  .  .  661  w. 

SelbstSndiger  Patentschutz  der 
Einzelteile  eines  Kombinations- 
patents 416  *^. 

Selbst&ndige  Übertragung  des  Zn- 
satzpatents 701  IS. 

BelbstSndigkeit  des  Erzeugnisses 
57  40.  —  in-  und  ausländischer 
Patente  46  "«•;  866  sstt ;  —  des 
Zusatzpatents  698  biS;  _  der 
Zwischenprodukte  68  <^. 

Sequester,  Strafantragstellungduroh 
.  .  n  488  w. 

Sequestration,   Fatentübertragung 

zur  .  .  686  ^. 
Serbien,   Zugehörigkeit  zur  Intern 
nationalen  Union  II  161  i^. 

Sielierlieitsleistung  für  die 
Kosten  n  319  ^^m  losif. ;  ^  isn- 

flnft   der  SfcaaUvertriige  8814.    -. 
Wohnsitz   in   den    Schutzgebieten 
83«. 
Sielierlieitsleistung      bei      einst- 
weiliger Verfügung  517  wo. 

Sieherheitspfmndreeht  697  ^. 

Sieherstellung  der  Vergütung  für 
die  erzwungene  Lizenz  881  i^^. 

Sieherang  des  Beweises  siehe  Be- 
weissicherung; —  der  Einziehung, 
Beschlagnahme  patentwidriger  G^ 
ganstinde  zur  . .  11478 •>:  ^  der 
Jrfindungsausf ühmng  814  ^^^  »  ««, 


815  M;  —  der  Geheimhaltung  dor 
Erfindung  260  "O^;  —  der  Ge- 
heimhaltungspflicht der  Ange- 
stellten 256  »7;  -.  des  Patent- 
übertragungsanspruchs 152  >^ ;  — 
des  P.  durch  einstweilige  Ver- 
fügungen 695  >i;  —  des  Patent- 
schutzes, Pflicht  des  Lizenznehmers 
zur  ..  678  ««. 

SittenwidrigeErflnduiigem9ini; 

—  Patentmhigkeit  192  ^. 
Sitz  des  Patentamts  Hl«. 
Sitzungen    der    Abteilungen    des 

Patentamts  11  6  ?. 
Sdfortige-r  Beschwerde  in  Saöhen 
eines   Ablehnungsgesuchs   II  8  i^; 

—  B.  Anwendungsfälle  11 24  s^ ;  — 
Frist  n  17 10 ;  —  B.  Frist,  Zulässig- 
keit,  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  IE  23  2»<;  —  Ex- 
port, Bestimmung  der  Ware  zum  . . 
bei  inländischem  Inverkehrbringen 
881  IM;  — Inangriffnahme  der'Jlr- 
findungsausführung  als  Beweis  der 
ernstlichen  Absicht  814  ^^S. 

Sonderabmacliungen      zwischen 

Staaten  nach  der  Intern.  Union  25  *. 

Sonderreehtsnaehfolge        siehe 

Bechtsnachfolge. 
Spanien»  Zugehörigkeit  zur  Intern. 

Union  H  161  IM. 
SpStere«r-S  siehe  auch  nachträgliche ; 

—  Aequivalente,  Erstreckung  des 
Patentschutzes  auf  .  .  418  «i ;  — 
Anmeldung«  Anspruch  auf  Patent- 
erteilung 280  ^;  —  Anm.,  Unzu- 
lässigkeit der  Patentierung  288  V  ff.; 

—  Anm.,  Abhängigkeit  2»4  W«. ;  — 
Eintritt  der  Öffentlichkeit  derDmck- 
schrift  219  M«;  —  Fortfall  der 
Entschuldbarkeit  des  tatMohliohen 
Irrtums  II  420^1;  —  Nachweis 
der  Patentfähigkeit,  Einfluß  auf 
die  Priorität  H  146  »«;  —  Tatent, 
Unwirksamkeit  286  m,  668  M,  »ehe 
auch  jüngeres  Patent;  —  ein* 
tretende  Wissentliehkeit  H  4A8  ^. 

Sperrtrist  für  ausländische 
Patentschriften  276^*; —  Ba- 
rechnung  277  s^;  —  Einfluß  der 
Staatsverträge  28  K 

Spezialgesetz  dehe  LeKrfpedalifl. 

I^praohe  siehe  ^rnkh  GesehSfta- 
spräche ; — derDruokschriften2Q8  U; 

—  ausländische»  in  Druöksohriften 
216  *». 

Sprachgebraueli  als  Aasleguiigt- 

mittel  448  c  804  ff 
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Staat  siebe  aaoh  Fiskas,  Beichs- 
Terwaltnng;  —  Benatzong  in  Be- 
trieben des  .  .  als  gewerbsmäftige 
896  d;  —  Erfindungen  von  Ange- 
stellten und  Beamten  186  ^;  — 
Haftung  ffir  Patentverletzungen 
seiner  Beamten  482  ^S;  —  als  Pa- 
tentinbaber  531  <^;  —  als  An- 
melder n  93  1^;  —  als  Ent- 
schädigungspflicbtiger  11  408  ^, 

StaatUohes  Interesse  als  Grund 

für  die  Zurücknahme  793  S;  —  bei 
der  Zwangslizenz  574  ^^. 

Staatsangehörige  siebe  Angehörige. 

Staatsangehörigkeit,  Einfluß  auf 

die  Verpflichtung  zur  inländischen 
Yertreterbestellung  834  K 

Staatsanwalt,  Berechtigung  zur 
Einforderung  eines  Gutachtens  des 
Patentamts  II  29  ». 

StaatSTertrilge  siehe  Internationale 
Obereinkunft,  Österreich-Ungarn, 
Schweiz,  Italien,  HaagerEonvention; 

—  24  8 ;  —  Ausdehnung  des  Patent- 
schutzes durch  .  .  361  €7  j  —  Durch- 
führung der  .  .,  Mitteilung  des 
Patentamts  24  »,  —  Text  11  672; 

—  Geltung  in  den  Schutzgebieten 
32  »;  —  Nichtanwendbarkeit  28 1«; 

—  Rückwirkung  II  187  ^;  — 
Sonderabmachungen  nach  der 
Internat.  Union  25  *. 

Stadien  eines  Kombinationsrer^ 
fahrens  siehe  Einzelbestandteile 
einer  Kombination. 

Stand   der   Technik,  Änderung, 

Bedeutung  im  Nichtigkeitsverfahren 
767  86 f.  _  als  Auslegungsmittel 
487 IV ;  —  Bedeutung  für  die  Mög- 
lichkeit der  Nachbenutzung  269  ^*^; 

—  Bedeutung  für  die  Deutlichkeit 
der  Voryeroffentlichung  209*8;  — 
Bedeutung  für  die  Vollständigkeit 
der  Patentbeschreibung  11  118  77. 

Standort  der  vom  Patentschutz  be- 
freiten  Auslandsfahrzeuge  579  ^^^. 

Stellyeitreter  siehe  auch  Vertreter; 

—  Erwerb  des  Erfindungtbesitzes 
durch  .  .  166  «M»;  —  als  Vor- 
benutzer 550  ^. 

StellTertretnng  in  der  Erflnder- 

tStigkeit  170  I;  —  ohne  Auftrag 
174  816.  -.  Verzicht  auf  das  Er- 
finderrecht 178  >iO;  _  Anwendbar- 
keit des  ausländischen  Rechts  178  >i^ ; 

—  Beauftragter  173  >i*;— Befugnis 
zurPatontanmeldBngl71*M;-ReGhte 


des  Vertretenen  171  *06;  —  Baehte 
des  Vertreters  172  »w. 
Stempelpflioht    der     entgeltlidicn 
Patentübertragung  697  M;   —  der 
VoUmacht  n  79  w. 

Steuern,     Patentgebühren     als   .  . 
714». 

Stillsehweigende«r  Abhangigkeü»- 

erklärung  807  ^ ;  — ^^ Auf eri^gung  der 
Verschwiegenheit  bei  AngesteUtsD 
255  ^^;  —  Aufhebung  der  Oeheim- 
haltungspflicht  252  i^;  —  Anftrai; 
zur  Stellung  eines  Strafantra;>s  II 
482.*>;  —  Ausschluß  der  Ver- 
tragspflicht des  Angestellten  zur 
Erfindertätigkeit  183*»;  —  Ein- 
willigung in  die  Entnahme  320  ^  i<^ 

—  Geheimhaltungspflicht  252  f ;  — 
Lizenz,  Begriff  666  d  MO  j  —  i^ 
Wirkung  des  Bestehens  mehrerer 
Patente  auf  die  .  .  660  »>s.  . 
Lizenzerteilung  des  inländischen 
Vertreters  666  »»,  846  »;  —  Über- 
nähme  der  Vertragspflicht  des  An- 
gestellten ..  zur  BrfindertStigkeit 
181  ^ ;  —  Übertragung  des  ESrfindei^ 
rechts  586  lO;  .  Vereinbarung 
des  Ausschlusses  weiterer  Lixens- 
erteilung  674  "7;  —  Ver.  aber  Er- 
findungen von  Angestellton  181  <; 

—  Ver.  einer  Lizenzgebühr  678  •*7; 

—  Vereinbarungen  im  lÄzenzrer- 
trag  670  ^;  —  Verzicht  woi  die 
Niditigkeitsklage2744bi5;    _  Zq. 

rucknahme  der  Patentanmeldung 
n  102  ^;  —  Übertragung  des 
Prioritätsvorzugsrechts  II   175  >s^. 

Stoff  siehe  auch  Erzeugnis,  End- 
produkt, Endsteff;  —  Charakte- 
risierung des  Verfahrens  durch  den . . 
64  M,  464  «61;  —  im  Sinne  des 
§  35  Abs.  2  Pata.  H  445  n  ut. 

StSmng  als  Voransaetsonff  der 
Patentrerletzungsklage  472^*;  — 
Ablassen  von  der  •  .,  Beeeitignng 
der  Klage  durch  . .  472  S79. 

StSrongsliAndlungen  im  Lilande 
362  b  7«fl..  —  Strafrerfolgong  n 
451«. 

StSrungsklage  siehe  PatentTer- 
letzungsklage,  abwehrende  Klage, 
Ends(£ädigangBklage. 

Strafandronnng   bei  einsiwefligen 

Verfügungen  520  ^;  —  im  urteil 
494  e  «8  f. 

Straf antrftg     siehe   auch    Antrag; 

—  Antragsberechtigter  n  479  ^\ 

—  Form  n  477Bl76£L;  -.  pri^ 


(Sachregister. 


649 


n  484V;  -  Inhalt  n  478  ^7811.; 

—  Heoht  zum  .  .  als  Wirkung  der 
Bekanntmachung  11  237  <0;  ~ 
Beohtsmittel  bei  Nichtberüok- 
nohtigung  H  489  ^;  —  Rück- 
nahme   und   Verzicht   11  486^11; 

—  Stellung  durch  Vertreter  11 
481  IV;  —  Übertragung  und  Er- 
löschen n  488  VUlj  —  Wirkung 
n  486  VI. 

Strafbarkeit  des  Bestreitens  des 
Patentrechts  und  der  Anmassung 
der  Benutzungsbefugnis  II  451  '; 

—  Bewußtsein   der  .  .  11  412  7«; 

—  des  rechtswidrigen  Erlosohen- 
lassens  eines  Patents  732  7 ;  — 
der  Pateutanmaßung  nach  dem 
Wettbewejrbsgesetz  u.  606  I  '•,  11 
509  i«ff.;  —  der  Patentrerletzung 
n  460  ^  *'• ;  —  von  Versuchs-  und 
Vorbereitungshandlungen  IE  451  '; 

—  von  Warnungen  6 10  *W, 
Strafe  beiPatentanmafiungn698M; 

—  des   Patentverletzers   II  453  *; 

—  Verhältnis  zur  Buße  11  500  vn. 

StrGB*9  Anwendung  bei  der  Straf- 
verfolgung wegen  Patentver- 
letzungen  11  450  ^ ;  —  Verhältnis 
zum  PatG.  80  ^7. 

StrP0»9  Anwendbarkeit  bei  derNeben- 
klage  II  473  » ;  —  Verhältnis  zum 
PatG.  80  17. 

StrafirAohtlicher  Sehutz  des  Fa- 

brikgeheimuisses  gegenüber  Ange- 
stellten 169  >^ ;  —  des  F.  gegenüber 
der  Patentanmeldung  169  <^. 

Strafverfahren,  Pflicht  des  Patent- 
amts zur  Erstattung  von  Gutachten 
im  ..  II  »9  8;  —  Vertretungs- 
befugnis  des  inländischen  Vertreters 
im  .  .  846  M;  ..  Zuständigkeit  für 
das  .  .  n  453  7. 

Stn^erfolgiuig   n  450  ai;    — 

von  Amts  wegen  II  623»**;  — 
Fortsetzung  nach  Erloschen  des 
ReohU  461  *;  —  Unzulässigkeit 
wegen  Auslandspatenten  48  ^7 ;  — 
Verhältnis  zur  Imtsduidigungsklage 
n   437  118»  »ff. 

Strafirollstreckiing,     Verjährung 

der  .  .  II  455  is. 

StreitgenosseA)   Eostenpflicht   n 

866  ^;  —  Mehrere  Einsprechende 
als  .  .  n  249  <*;  —  Nebeninter- 
venienten als  .  .  n  806  W ;  «.  im 
Niohtigkeits-  und  Zur&cknahmever- 
lahren  11  SOl^l^wff.;  —  not- 
wendige n  801  ^  ff*. 


StreitrerlduidlUIg  des  eingetrage- 
nen gegen  den  nicht  eingetragenen 
Inhaber  11  62  ^ ;  —  bei  der  Klage 
wegen  Paientverletznngen  479  '^; 
—  im  Niohtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren II  806  <^7. 

Studienzweckey  Benutzung  der  Erf. 
zu  .  .  899  189. 

Stundimg  der  Anmeldegebühr  11 
922  1*;  —  der  Antragsgebühr  im 
Niohtigkeits-  und  Zurücknahmever- 
fahren  11  291^^2:  _  der  ersten 
Jahresgebühr  11  239  6;  —  der  Pa- 
tentgebühren 726  V  Mfl.,   n  83  70. 

Subaltembeaniteii  beim  Patentamt 

SubjektiTe-r  Elagenverbindung  im 
Nichtigkeits-  und  Zurucknahmever- 
f  ahren  II 808  7i ;  —  Neuheit  der  Er- 
findung 54  >>*;  —  Neuh.  der  Einzel- 
teile einer  Eombinationserfindung 
422  SMf;  —  Tatbestand  bei  dem 
Patentvergehen  II  450  «;  —  Tat- 
best  der  Mittäterschaft  und  Beihülfe 
n  461 82;  —  ünzulässigkeit  der 
Beschwerde  II  19 ";  —  Voraus- 
setzungen der  Entschädigungspflicht 
n  386«. 

Snbmissionsaiusachreiben       als 

öffentliche    Druckschriften    206  *d. 

Substantttenuig  der  Behauptungen 
des  Patentinhabers  bei  der  Zurück- 
nahmeklage 796  M,  820  79;  ~  des 
Beweisantritts  11  838  «S;  —  des  Be- 
weises der  widerrechtlichen  Ent- 
nahme 312  *0;  —  des  Einspruchs 
243 17 ;  _  der  Klage  im  Niohtig- 
keits- und  Zurücknahmeverfahren 
II  287  ^S;  —  der  Lizeuzgebühren- 
berechnung  nach  Zurücknahme  usw. 
des  Patents  687  «77  a ;  _  mangelnde, 
des  Nichtigkeitseinwands,  Ableh- 
nung der  Aussetzung  350^. 

Substitutioil  von  Aequivalenten 
siehe  auch  Aequivalente;  —  Begriff 
86  ^^;  —  chemischer  Aequivalente 
als  Erfindung  86  iw,  88  107;  —  bei 
Kombinationspatenten  als  Patent- 
verletzung 460  o;  —  als  Koastruk- 
tion  86  ^^;  —  als  Patentverletzung 
40Qi09ff.;  —  einer  neuen  Er- 
findung bei  Teilnichtigkeits- 
erklärung 786  ISA. 

Smaillienillg  mehrerer  Einzelwir- 
kungen \Sz^^;  siehe  auch  Aggre- 
gation. 

SlduessiTe  Miterfindung  163  MO. 
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Tag  der  Ajunelduiig  siehe  Zeitponkt 
der  Anmeldung. 

Tatbestand  siehe  auch  labjektiver 
Tatbestand;  —  objektiver,  bei  Mit- 
tätenchaft  und  Beihfllfe  11  462»; 

—  der  Patentverletzung  U  460  *. 
Tftter  siehe  auch  Mittäter;  --'Begnfi 

n  467  II  Ä  17;  —  Beseichnung  im 
Straf antrag  II  478  <i;  —  Kennt- 
nis des . .  bei  Strafantrag  II  4«4  iM; 

—  bei  Patentanmaßung  n  619  ^ ;  — 
bei  der  Yeröffentlichung  von  An- 
zeigen mit  falscher  Fatentargabe 
n  621 «. 

Tatsachen  Angabe  von  .  .  als  Ein- 
spruchsbegründung n  2481*;  — 
Angabe  in  der  ]Qage  im  Nichtig- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren 
II  286  31  ff-;  -  Berüdcsichtigung 
von  Amts  nvegen  in  der  Berufungs- 
instanz II  874  3^;  —  Berücks.  v.  A. 
w.  im  Nichtigkeits-  und  Zurnck- 
nahmeverfahren  II  832  •  ff- ;  —  Be- 
rücks. V.  A.  w.  im  Verfahren  in 
Fatentsachen  II  61  ';  —  neue,  in 
der  Berufungsinstanz  II  379  *ß;  — 
neue,  in  der  Beschwerde  II  16  *^ 
II  191*;  —  neue,  gegenüber  der 
Einrede  der  Rechtskraft  bei  der 
Patentverletzungsklage  496  **• ;  — 
neue,  nach  Rechtskraft  bei  der 
Zurücknahmeklage  II  860  ^sft.*^  — 
neue,  Vorbringen  während  des  Pro- 
zesses in  der  Zurücknahmeklage 
822  ^7  fE.«  —  als  neue  Umstände  in 
der    Beschwerdeinstanz   II   267  ^; 

—  als  neue  Umst.  für  die  Zurück- 
weisung der  Anmeldunff  II  211  i*; 

—  Nichtbestreiten  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  II 886 1^ ; 

—  Vorbringen  in  der  mündlichen 
Verhandlung  11  381  »*•;  —  Ver- 
spätetes Vorbringen  in  der  Be- 
rufungsinstanz II  878  M,  U  878  «s. 

Tatsächliche-r  Begründung  des  An- 
trags auf  Nichtigkeitserklärung  und 
Zurücknahme  II 286  o  «  ^  —  Begr. 
der  Berufung  11 878  •*;  —  Begr.  der 
Beschwerde  II  16  >  •;  —  Begr.  des 
Einspruchs  11  248  i<;  —  Besitzer 
der  Erfindung,  Schutz  gegen  wider- 
rechtliche Entnahme  809  7S;  —  Be- 
sitzer der  Beschreibungen  usw.  als 
Verletzter  816  M;  —  Besitzer  siehe 
auch  Erfindungsbesitz,  Erfindungs- 
besitzer ;  —  Erandung  und  Patent- 
umfang  408  i»? ;  .  Feststellung  des 
Patentumfangs  401  i^«;  —  Einder- 
nisse der  Ausführung  der  Erfindung 
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—  Irrtum  siehe  Irrtum ;  —  Mangel 
siehe  Mangel;  ^  ünwiriwamkint 
des  Patents  siehe  UnwiriEHonkeit; 

—  Vermutung  siehe  Verimitimg. 

TSnsohnng  siehe  auch  Argliat,  Be- 
trug; —  Anfechtung  des  Kaaf Ver- 
trags wegen ..  600  ^ ;— A.  weg«n . . 
bei  einem  Lizenzvertrage  682  *^ ; 

—  A.  des  Verzichts  wegen  .  . 
788  ^;  -~  A.  der  Zuruoknabme  dar 
Anmeldung  w^en  .  .  11  108^*; 

—  über  Bestehen  eines  Patanis 
als  Patentanmafiung  11  606  ' ;  — 
über  Patentanmeldung  als  Pateni- 
anmaßung  n  606  >;  —  über  aus- 
ländischen Patentschutz  als  Pateot- 
anmaftung  II  606  8;  —  dee  Publi- 
kums durch  Patentanmaftong  11 
606  1. 

Technik,  Stand  der  .  .  siehe  Stand 
der  Technik. 

TeGllllische-r*S  Angestellte,  Ver- 
pflichtung zur  Erfindertstigkeftt 
178  >M .  —  Anschauungen  über  die 
Patentfähigkeit,  Änderung  der  .  . 
766  086«.;  —  Aequivalente  418  »•; 

—  Aufgabe  106  i*ß;  —  Bedeutung 
der  Mittel  bei  der  Aeqnivalenz 
410  *^;  —  Bed.  der  Patentbo- 
schreibung n  11466;  —  Beistände 
siehe  Beistände ;  ^  Einheit  bei  fiin- 
heitlichkeit  der  Anmeldung]!  108  ^; 

—  E.  der  Haupt-  und  Zusata- 
erfindung  708  ^;  —  Erfindnngen 
102  X;  —  Erfolg,  neuer  108»*'; 

—  Durch  .  .  Hülfsmittel  bedinste 
Erkenntnis  der  Erfindung  269  «; 

—  Erwägungen  als  neue  ümstinde 
für  die  Zurückweisung  der  An- 
meldung II  211  1*;  —  Gebrauch 
eines  Erfindungsgegenstandes  889 
16«  bj  —  G^pflogeäieiten  als  Er- 
findung 70  «8;  -~  Gepfl.  als  Fabrik- 
geheimnis   167  M«;    —    Gesiohta- 

S unkte,    Angabe    im    Klageantrag 
er      Verletzungsklage     486    ^'; 

—  Gutachten  bei  der  Patentver- 
letzungsklage  490  ^;  —  Mitglieder 
des  Patentamts  11  2  ^;  -*  Nach- 
benutiung  266  ^;  —  Benittat,  9r- 
zielung  eines  .  .  bei  Benutanmg 
228 74;  -.  Sprachgebranoh  ak  Ana- 
legnngsmittel  448«M4;  _  Staats- 
angeatellte,  Erfindnngen  von  .  . 
186  MS;  —  Vertreter,  Gebfifareo 
der  .  .  n  867  8.  -.  VervoUkomm- 
nung  der  Haupterfindnng  als  Gkffen- 
stand   des  Zutatapatents  707  ^^; 
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—  Wirkong,  Identität  der  ..  bei 
AeqniTalenien  410  si* ;  —  neue 
Wirknng  der  Mittel  bei  der  Aequi- 
valenx  419  »7. 

Teilbarkeit  der  Erfindung  als  Vor- 
aussetzung der  Teilnichtigkeitser- 
klarung  784™  !•««•;  —  als  Vor- 
aussetzung der  Beschränkung  des 
Patents  291  »;  —  als  Voraus- 
setzung der  teilweisen  Zurück- 
nahme 790  '. 

Teil  des  Hauptpatents,  Zusatzpatent 
kein  .  .  698  i>;  —  eines  Patents, 
Beseitigung  durch  Teilnichtigkeits- 
erklämng  781  ^*7;  —  einer  Kom- 
bination siehe  Einzelteile,  Einzel- 
bestandteile, Elemente. 

Teilliaber  siehe  Gesellschafter. 

Teilkombinationen,  bekannte,  Be- 
nutzung als  Patentverletzung  458  ^^. 

Teilnalime  siehe  auch  Mittäter- 
schaft, Beihülfe,  Anstiftung;  — 
Begriff   11  461  1>W,   H   4ö6vn4j 

—  bei  Benutzung  bekannter  Be- 
standteile eines  Eombinationspa- 
tents  458  •*«;  —  bei  Herstellung 
und  Lieferung  nicht  patentierter 
Gegenstände  467  »««*•;  —  straf- 
rechtliche 467  W7  j  —  ixn  zivilrecht- 
lichen Sinne  466  «««*.;  —  fahr- 
lässige n  408  <». 

Teilnahmetätigkeit  des  An- 
schaffenden beim  Inverkehrbringen 
b75  11^;  —  im  Auslande  und  Terri- 
torialitätsprinzip 368  78 ;  —  im  In- 
land 362  7S. 

Teünehmer  siehe  auch  Mittäter, 
Gehülfen,  Anstifter;  —  Anspruch 
auf  BuAe  gegen  .  .  11  493  ^;  — 
als  Beklagte  479  ^^ ;  —  als  Ent- 
schädigungspflichtige   n    407    *S; 

—  Gesamthaftung  II  410  «7<-,  für 
die  Buße  U  497  ";  -  Mittels- 
personen als  ..  II  458  SS;  —  Pflicht 
zur  Zahlung  der   Bufte  11  496  i^; 

—  Wissentlichkeit . .  II  427 IV  losfl. 

Teil]iiehtigkeiteerkläni]ig780  c  i; 

—  behufs  Auslegung  des  Patents 
751  s^;  —  Bedeutung  des  An- 
trags auf  .  .  II  985  1» ;  —  durch 
Beschränkung  des  Patents  781 
U  128  fl.^  788  i'ii;  —  bei  teilweiser 
Identität  293  >«;  —  Unzulässigkeit 
der  Beschränkung  der  . .  Ausübung 
des  Patente  783  iWj  _  bei  Unbe- 
stimmtbeit  eines  Verfahrens  67  ^ ; 

—  bei  Verlegung  der  Priorität 
778  iw ;  —  Wirkung  für  den  auf- 


rechterhaltenen Pütentteil  780  i» } 

—  Zahlung  des  Kaufpreises  bei  • . 
607  67;  —  Zahlung  der  Lizenz- 
gebühr bei . .  690  SM;  ..  Zulässig- 
keit  780  i». 

Teilung  des  Patents  608  7i ;  _  des 
Strafantrags  II 486  i^s ;  —  des  Vor- 
benutzungsrechts 566  M. 

Teilarteil  im  Patentamtsverfahren 
n  345  «. 

Teilyerzicht  auf  das  Patent  736  ». 
Teilweise-r-S  Abhängigkeit  298  0  45 ; 

—  Bekanntmachung  II  220  7 ;  — 
Entnahme  der  Erfindung  326  i^; 

—  Identität  siehe  auch  Identität:  — 
Id.  bei  Änderung  der  ausländischen 
Anmeldung  (Prioritätsvorzugsrecht) 
II  171  *>  tfSj  —  Id.  mit  der  aus- 
ländischen Anmeldung  bei  Priori- 
tätsvorzugsrecht  II  171b;  —  Be- 
schränkung im  Nichtigkeitsver- 
fahren wegen  .  .  781  l^;  —  bei 
Entnahme  324  ii* ;  ~  bei  Kollision 
mehrerer  Patente  360  «*;  —  bei 
offenkundiger    Benutzung   262  ^7<; 

—  bei  Rückdatierung  wegen  Ent- 
nahme 330  IM  j  —  bei  Überein- 
stimmung mit  früherer  Anmeldung 
290  S8;  .  Verhältnis  zur  Ab- 
hängigkeit 291  M;  —  Patentierung 
n  218  i*f;  —  Patentverletzung 
455  b ;  —  Priorität  der  ausländischen 
Anmeldung  bei  Prioritätsvorzugs- 
recht  n  172  *•*;  —  Verlegung  der 
Priorität  n  145  iW;  —  Verletzung 
eines  Kombinationspatents  461 
e  MSfl.  j  —  Verletzung  eines  Ver- 
fahrenspatents 465  ^^ ;  —  Verzicht 
des  Vertretenen  auf  die  Erfindung 
des  Vertreters  173  »O;  —  Vor- 
benutzungsrecht 547  S'^;  —  Zurüdc- 
nahme  des  Patents  790  > ;  —  Z. 
eines  Patents,  Bedeutung  des  An- 
trags auf  . ,  n  285  1»;  —  Z.,  Fort- 
bestand des  Lizenzvertrags  bei  •  • 
«90  ftssff;  —  giehe  auch  Teil- 
nichtigkeitserklärung. 

Telegramm,  Einleguns  der  Be- 
schwerde durch  .  .  n  17  •;  — 
Einlegung  des  Einspruchs  durch  . . 
n  242  ^*;  —  Einreichung  von  Ein- 
gaben durch  .  .  n  73  M ;  —  Ein- 
zahlung der  Patentgebühren  durch  • . 
720  1». 

TemperaturSndeningeii  als  Er- 
findung 91  b. 

Territorialit&t  des  Patentrechts 
46", 
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TeiritorialitStspriiiEip,     An- 

wendong  auf  PatentTergehen  II 
461  ^;  —  und  Patente  vencbiedener 
Staaten  für  dieselbe  Erfindung  366  b; 

—  des    PatenUchutses    860  ^1^1; 

—  Storungshandlnngen  im  Inland 
862  b. 

TheoretiflChe  Darstellung  der  Er- 
findung als  Benutzung  230  80. 

TestamentsToUstreeker  als  Be- 
klagter im  Nichtigkeits-  und  Zu- 
rticknabmeverfabren  II  299  ß*;  — 
als  Kläger  im  Nicbtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfabren   II   295  ^' ; 

—  Strafantragstellung  durcb  ,  .  II 
488»». 

Tierftltter,  Patentfähigkeit  192  ^\ 

Tierarzneimittel  194  »^i. 

Titel  siebe  Patenttitel. 

Tod  des  Anmelders  11  93  i*»;  — 
des  Beklagten  im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknabmeverfabren   11  299  ^ ; 

—  der  Beteiligten  im  Nichtigkeits- 
und  Zurücknabmeverfabren  II 
843  ^;  —  des  Einsprechenden  II 
250  87.  —  des  Klägers  im  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeverfabren 
n  295  41  a;  _  des  Nebenklägers 
n  475  70;  _  des  Straf antrags- 
berechtigten  II  488  i^» ;  —  des 
Bufteberechtigten  II 496  ^^;  —  des 
Berechtigten  bei  Bekanntmachung 
der  Verurteilung  II  491  i»*, 

Totalitätspatent  40  ^  428  bs46if. 

Tragweite  des  Patents,  siehe  um- 
fang. 

Transport  der  Ware  auf  deutschem 
G^ebiet  als  inländisches  Inverkehr- 
bringen 879  1«. 

Transit   siebe  auch  Durchfuhr. 

Transityerkehr  von  Fahrzeugen 
380  IM,  577  naif.; .  als  inländisches 
Inverkehrbringen  880 1»»^^- 

Trennung  der  Anmeldung  II 214  3»; 

—  von  Haupt-  und  Widerklage  II 
810  77 ;  —  der  Klagenverbindung 
n  807« 

Treu  und  Glauben,    Auslegung 

des  Lizenzvertrags  nach  .  .  662  »^^ ; 

—  Geltendmachung  der  Nichtig- 
keitsklage gegen  .  .  745  i». 

Tunis,  Zugehörigkeit  zur  Inter- 
nationalen Union  II  161  ^^, 


Überbestimmung    des    Patentan- 
spruchs U  12:$  100. 


ÜberelnkoMmen    zwischen    dem 

Deutschen  Reich  und  Italien  nberdeo 

Gegenseitigen  Patent-,  Mnater-  and 
[aikenschutz  vom  18.  Jaiiiur  18KS, 

—  zwischen  dem  Deatsdwn  Bach 
und  Österreich-Ungarn    über    dea 

Segenseitigen  Patent-,  Master-  und 
[arkenschutz  vom  6.  12.  1891,  — 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  and 
der  Schweiz  betrefEend  den  gegen- 
seitigen Patent-,  Muster-  ona  Mar- 
kenschutz vom  18.  4.  1892,  —  aiehe 
Italien,  Österreich-Ungarn,  Schweiz. 

Übereinstimmung     siehe     «och 

Identität;  —  einer  Anmeldung  mit 
einer  friiberen,  Aussetzung  des  Ver^ 
fahrens  bei  . .  11  67  b  to  ft  ;  —  des 
angemeldeten  mit  früherem  Patrat 
283^;  —  im  wesen  tl  i  eben 
bei  Benutzung  eines  VerfabrMis- 
patents  464  ^o;  :_  bei  der  Patent- 
verletzung 453  Ml ;  —  der  vorbe- 
nutzten mit  der  patentierten  Er- 
findung 546  ^'  * ;  —  siehe  aach 
Wesentliche  Übereinstimmang. 

Übergang  siehe  auch  tJberiragang; 

—  auf  andere  ßenutzungsarten, 
Recht  des  Yorbenutzers  zam  .  . 
562  69£E.;  _  der  Lasten  bei  der 
Patentübertragung  91  «*;  —  der 
Lizenz  mit  dem  Betriebe  647  i^^; 
der  Lizenz   ohne  Betrieb  648  ^^; 

—  der  Yersuchstatigkeit  in  Be- 
nutzung 287  lOi;  —  des  Vorbe- 
nutzungsrechts mit  dem  Betrieb 
567  •*;   —   des  Vorb.  auf  mehrere 

..Personen  566 w. 

Übergangsbestimmungen       der 

..  Staatsverträge  II  188  ««« 

Übergabe  der  Patentorkande  boi 

Bestellung  eines  Pfandrechts  626  ^^ ; 

—  Verpflichtung  des  Verkäufers  zur 
.  .  600^^;   —    siehe  auch  Patent- 

,.  Urkunde. 

UbergabetStigkeit  im  Aaslande 
als    inländisches    Inverkehrbringen 

..  379  iw. 

Überholung  der  Erfindung,  Zurück- 

..  nähme  des  Patents  bei  .  .  801  ^. 

Überlassung       von      Verhihrens- 

M  rezepten  als  Inverkehrbringen  387 1^. 

Übernahme,  stilbchweigende,  dff 
Vertragspfiicht    zur    Ernndertätig- 

„keit  seitens  des  Angestellten  181  ^. 

überraschender  &fo]g  bei  Ana- 
logieverfahren 84  W;  —  bei  der 
Konstruktion  74  77^  _  bei  Mafi- 
und  Zahlenänderungen  90  ^^ ;   — 
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bei  Sabstitotion  von  Aeqaivalenten 
86  w»,  88  107;  _  bei  Übertragung 
^  bekannter  Mittel  80  ^. 

Übersendung  der  ErteilungsAkten 
,  an  Behörden,  Gerichte  II  54  «7. 

Übeitragbarkeit  siehe  auch  Er- 
werb,  Erwerber,  Rechtsnachfolge; 

—  des  Ausnutznngsrechts  618  ^  86  ff.  j 

—  des    BnfiaDspmchs  II  496  i<  ^- ; 

—  der  Einspruchsberechtigung  II 
249  M;  _  des  Erfinderrechts  166 »9; 

—  des  Fabrikgeheimnisses  168 '^; 

—  des  Individualrechts  des  Erfin- 
ders 46  1*;  —  der  Klageberechti- 
gung im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren  II  294  j*!;  —  der 
Klageberechtigung  im  Verletzungs- 
prozeft  478  ^;  —  der  Lizenz 
»S46  Ha;  —  des  Nießbrauchs 
Ö2 1  h  107  ff. ;  —  des  Prioritätsvorzugs- 
rechts n  178^1;  —  der  Rechte 
und  Pflichten  aus  einem  Lizenz- 
verträge 662  818 ;  _  des  Straf- 
antragsrechts  II  488  V^^I "«;  —  der 
Vollmacht  des  inländischen  Ver- 
treters 842  ^ ;  —  der  Zwangslizenz 

^  576  iw. 

tlbertragmig  siehe  auch  Abtretung, 
Erwerb,  Erwerber,  Patentüber- 
tragung,  Anspruch  auf  Über- 
tragung, Rechtsnachfolge;  —  An- 
spruch auf  .  .  bei  widerrecht- 
licher Entnahme  817  98;  ^  des 
Ausnutzungsrechts  618  h;  —  be- 
schränkte, des  Ausnul Zungsrechts 
614  •';  —  beschr.,  des  Erfinder- 
rechts 167  *6i ;  —  beschr.,  durch 
Eintragung  in  die  Patentrolie  11 
49  Wj  —  des  Betriebs  bei  Lizenz- 
Übertragung  647  172;  —  auf  andre 
Betriebe  bei  der  Vorbenutzung 
Ö647«f;  —  des  Betriebs  des  Vor- 
benutze«  568  c  •»«.;  —  des  Ent- 
schädigungsanspruchs II  405  ^ ;  — 
des  Erfinderrechts  1561V,  156S6»; 

—  des  Erfinderr.  und  Patentüber- 
tragnng  257  >«*;  —  der  Erfindung, 
heabsipbtigte  Patentierung  bei  .  . 
158  *W;  —  eines  ideellen  Anteils 
an  dem  Patent  596  >5;  —  des  Klage- 
rechts  auf  den  Lizenznehmer  644  ^^^; 

—  künftiger  Erfindungen  169  ***; 

—  der  lazenz  646 11;  —  nicht 
patentierter  Erf.  nach  BQB.  29 1^ ; 

—  des  Prioritätsvorzugsrechts 
II  174«»;  —  der  Verfügungs- 
gewalt im  Inlande  878  is>;  — 
der  Verfügw.,  Inverkehrbringen 
372 105;    —    des   Vorbenutzungs- 


rechts 566  vm;  —  des  Vorbenr. 
ohne  Betrieb  569*8;  —  der  Zusatz- 
anmeldnng  704  ^ ;  —  selbständiger 
des  Zusatzpatents  7001«;  —  be- 
kannter  Mittel,  Begriff  76  ^r 

—  als  Bestandteil  einer  Erfindung 
79  b ;  —  als  Erfindung  62 »,  Bei- 
spiele 81  91-95;  _  ist  keine  Erfin- 
dung, Beispiele  77  M;  —  als  Fall 
der  Konstruktion  76  s^;  —  Neuheit 
76  84;   —    Stellung    der   Aufgabe 

79  88j    —    Überraschender    Erfolg 

80  90;  —  Überwindung  voa 
Schwierigkeiten  80  «9;  —  auf  an- 
dere  Verwendungszwecke  77  W;  — 
des  Patents  583  ^\  —  Anspruch 
auf . .  bei  Verletzung  des  Erfindungs- 
besitzes 167  99«;  _  Anspr.  auf  .  . 
bei  Verl.  des  Erfinderrechts  152  946; 

—  Anspr.  des  Verl.  auf . .  bei  wider- 
rechtlicher Entnahme  779  iti;   — 

—  beschränkte  608  VIU;  —  Be- 
weisende Form  58719;  —  nach 
BGB.  29  ifi;  —  Einräumung  eine« 
Ausnutzungsrechts ,  Nieftbrauchs- 
durch  .  .  61178,621  104;  —  Pfand- 
bestellung durch  .  .  628  199;  — 
Recht  des  Patentinhabers  zur  .  . 

'  nach  Einräumung  des  Ausnutzungs- 
rechts 616  9» ;  —  von  Todes  wegen 
585  6 ;  —  ungültige  II 50  «7  fe;  —  Zu- 
lässige Beschränkungen  609  ^i;  — 
der  Patentanmeldung  152946^ 
II  51  98;  .  der  Patentanm.,  Pfand- 
bestellung durch  .  .  628  199 ;  —  des 
Patenterteilungsanspruohs  686  XIY^ 

.  686  1«. 

Übertragongsakt  bd  der  Patent- 

..  Übertragung  588  i. 

UbertragungsTertrag  siehe  auch 

Kaufvertrag;  —  bei  der  Patent- 
übertragung 584  9;  —  Verhältnia' 
der  Beteiligten  zueinander  II  51  K 
Überweisung  des  Ei-finderrechts  an 
Zahlungsstatt  161  979.  .  des  Pa- 
tents  an  Zahlungsstatt  682  I9i. 

Überwindung   ron   Sehwierig- 

keiten  bei  Analogieverfahren  84  97; 

—  bei  der  Konstruktion  78  78;  — 
bei  Maß-  und  Zahlenänderungen 
90  119 ;  —  bei  der  Substitution  von 
Aequivalenten  86  109,  S8  107 ;  —  bei 
Übertragung  bekannter  Mittel  80  99, 

Umfiing  siehe  auch  Patentumfang; 

—  des  Absatzes,  Bedeutung  für  die 
Ausführung  der  Erfindung  818  99;, 

—  der  Ausführung  810  ™*;  — •  der 
A.,  Bestimmung  durch  den  Patent- 
gegenstaud  807  ^ ; — der  Benutzung,. 
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Einflufi  auf  die  Offenkandiffkeit 
248  IM ;  _  der  Ben.  der  Erfindn^ 
bei  offenkundiger  Benutzung  240  ^; 

—  der  Ben.,  Maßstab  für  die  Qte- 
werbsmäfiigkeit  666  ^^ ;  —  der  Be- 
reicherung n  899^':  —  des  Be- 
reicbOTungsanspruchs  ll  899  ^i;  — 
der  firzeugniserfindung  66  •^i  — 
des  Kombinationspatento  414  ^^;  — 
der  Lizenz  661  *▼;  —  der  be- 
schränkten Liz.  668  1^ ;  —  des  Pa- 
tents, Feststellung  durch  die  Be- 
schreibung II118«»«-;  —  d.  Pat, 
Feststellung  durch  den  Patent- 
anspruch 430  «6«,  II 128  91  ff- ;  —  des 
Patentrechts ,  Glaubhaftmachung 
bei  einstweiligen  Verfügungen 
518  501.  —  des  Patentschutzes 
401  0;  —  des  Patentsch.  auf  eine 
generelle  Erfindung  und  eine  Aus- 
führungsform 406  ^^t;  —  des 
Patentsch.,  Klarstellung  durch  Teil- 
nichtigkeitserklärung  787  iw.  — 
des  Schutzes  einer  Einrichtung 
59  44.  —  des  Seh.  des  früheren 
Patents  289  »5;  ^  der  YoUmacht 
des  Vertreters  II  80  w  ff. ;  —  der 
V.  des  inländischen  Vertreters 
848  **;  —  des  Vorbenutzungsrechts 
661  VH;  —  des  Zusatzpatents  710«; 

—  der  Zwangslizenz  im  öffentlichen 
Interesse  678  ^^, 

ümkelirailg  der  Beweislast  264  i». 

ümwandluilg  von  Gesellschaften, 
Umschreibung  des  Patents  bei  .  . 
n  41 20»;  —  der  Patentstorangs- 
klage  in  eine  Feststellungsklage 
499  *W.  —  der  Zusatzanmeldung 
in  eine  selbständige  Anmeldung 
702^0;  -.  der  Entschädigungsklage 
in  die  Abwehrende  Klage  und  um- 
gekehrt n  487  IM  ff. 

Unangemessene  Bedingungen  bei 

Lizenz-  und  Kaufverträgen,  Be- 
deutung für  die  Ausführung  818  76. 

Unausführbarkeit  der  Erfindung, 
Zurücknahme  des  Patents  bei  .  . 
799 IV  26  ff. ;  —  siehe  auch  Ausführ- 
barkeit. 

Unabhftngigkeit  des  Bestands  des 
Patents  von  der  Eintragung  II 
84  ö ;  —  von  der  Eintragung  siehe 
auch   Eintragungen   in   die  Rolle; 

—  der  Patente  46  i*;  —  der  Pat. 
nach  der  Internationalen  Union 
26  ^;  —  der  Patentdauer  von  aus- 
ländischen Patenten  696  ^;  —  der 
Übertragung  von  der  Eintragung 
in  die  Rolle  687  i«    688  i». 


ünlieanftragte  Stellvertretimg 
der  Erfindung  174  •^6. 

ünbekannthät  anderer  Her- 
stellungsverfahren als  Beweis  der 
Neuheit  des  Stoffes  U  446  ^. 

Unbekanntsein  der  Binzeleleiiiente 

einer  Kombination  417  ^^ ;  —  des 

allgemeinen     Erfindungsgedankens 

bei  der  gfenerellen  Erfindung  126^*®, 
407  «06. 

UnbeschrSnkte-sAusnutzungBrecht 

611  79;  —  Patentübertragung  685  «. 
Unbestimmter     Bntschädigungsbe- 
trag,  Antrag  auf  Verurteilung  su  . . 
II  440  1*1. 

Unbestimmtheit  der  Behauptungen 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren II  287»  II  838  M;  — 
des  Beweisantritts  II  838  >8;  _  der 
Patentbeschreibung  II  117^6«-;  — 
des  Verfahrens  66  o;  —  de«  Verl,, 
Beispiele  69  67;  —  des  Verf.,  Folgen 
67  68;  —  der  Vorveroffentlichung 
910  ^;  —  siehe  auch  Bestimmtheit. 

Unbewegrliche  Sachen  siehe  auch 

Grundstücke ;  —  Bestandteile  von . . 
als  Erzeugnisse  68  ^i ;  —  Einziehung 
von  . .  II 472  60;  —  als  Erzeugnisae 
57  41 ;  —  als  unmittelbare  Erzeug- 
nisse 626  •** ;  —  Herstellen  von  .  . 
868  *6;  —  Inverkehrbringen  von  .  . 
877  IM;  —  Patentschutz  von  .  . 
868  M. 

Unbrauchbarkeit  der  Erfindung, 

Zurücknahme  des  Patents  bei  .  . 
799  JV  «6  ff.;  -  siehe  auci  Brauch- 
barkeit. 

Undeutliehkeit  der  Patentbeschrei- 
bung, Folgen  II 121  «7  ;  _  der  Pa- 
tentschrift als  Nichtigkeitsgrund 
759  6S;  —  der  Vorveroffentlichung 
204 16, 210  M  ff. ;  —  siehe  auch  Deut- 
lichkeit. 

Unechte  Abhängigkeit  299  d 

Unentschuldbare  Lizenzweigemng 

830  104. 

Unentschuldbarkeit  des  Irrtums 

418 »6 ff-,  420?«  ff-;  —  der  Nicht- 
ausfuhrung   der  Ehrfindung  808^5; 

—  des  Rechtsirrtums  II  420  «  «  «-; 

—  siehe  auch  Entschuldbarkeit. 

Unerlaubte  Handlung  29 1»;  ~ 

Anmeldung  eines  Patents  als  .  . 
161  s«6, 817  » ;  —  Bestreiten  des  Pa- 
tentrechts tmd  Anmaßung  der  Be- 
nutzungsbefugnis II  889 1>;  —  Er- 
schleichung des  Patents  862^1;  — 
Gerichtsstand  für  die  abwehrende 
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XlM»  488  ^;  —  Oeriohtsstand  fär 
die  Entschädigungsklage  II 441  ^^; 

—  Gerichtastand  für  die  Strafyer- 
f otguiig  II 468  7 ;  —  Patentanmafiimg 
n  608  ^ff. ;  ^  Widerrechtliche  Ent- 
nahme 161  M6,  317  »8,  642 1*. 

UnfShigkeit  des  Patentinhabers  als 
Bntschuldigangsgrand  für  dieNioht- 
ansfühmng  802  M 

üiiftrtige  Sr&ndimg  142  <><>;  — 

Lizenzvertrag  über  .  .  668  A6<^;  — 

Vertrage  über  .  .  142  ^^;  -^  ver* 
-  tragswidrige  Entnahme  827  ^^;  — 

Widerrechtliche  Entnahme . .  826 1^^. 
Ungarn  siehe  österreich-üngam. 
Ungarische  Patentschriften  217^7. 
Ungerechte   Strafverfolgung,  Ent- 

schädignng  für  .  .  II  466  i^. 

Ungerechtfertigte    Bereiche- 
rung,  H^nng  für  .  .  801»,  U 
897  w ;  —  siehe  auch  Bereicherung. 

Ungfiltigeliizenzübertragiing  649  ^77 

—  Übertragung  des  Eänderrechts 
168  «»;  —  U.  des  Patents  n  60  "b; 

—  Ü.  des  Vorbenutzungsrechts 
566»  ff-,  669  »•;  —  Einwilligung 
in:  die  Entnahme  822  i07. 

Ungfiltigkeit  siehe  Unwirksamkeit, 

Kichtigkeit. 
Union,    internationale   siehe  Inter- 

nationaleünion,IntemationaleÜber- 

einkunft 

Unionsyertrag  n  162  ^7*  &. 
UniyersitSten,  Benutzung  der  Erf. 

als  gewerbsmäßige  .  .  896  i». 
Unkenntnis  des  Gesetzes   als  un- 
entschuldbarer    Rechtsirrtum     II 
42092. 

Unklarheit  der  Beschreibung  IT 
117 V;  —  des  Patentanspruchs  als 
Kichtigkeitsgrund  760  M;  ^  der 
Patentschrift  als  Kichtigkeitsgrund 
768  «0.  —  der  Vorveröffentlichung 
aiQMff.;  —  siehe  auch  Klarheit, 
Deutlichkeit,  Vollständigkeit. 

Unkörperliches  BesulUt  eines  Ver- 
fahrens 67^2. 

Unkjirperlichkeit  des  Verfahrens 

60«. 

Unlauterer    Wettbewerb   siehe 

Wettbewerb,  WetibewerbsgesetZyUn- 
edaubte  Handlung. 

Unmittelbares  Erzeugnis  eines 

Verfahrens  627  III  f  ß«««-;  —  Ver- 
bindung mit  anderen  Gegenstiinden 
630  ß»*;  —  mehrerer  Verfiüirens- 
«rfindnngen  629  ^so. 


Unrechtmäßiger  Bründungsbe- 

sitzer  als  Verletzter  bei  wideirecht- 
licher  Entnahme  316^;  —als  Vor- 
benutzer 642  0, 

Unredliche  Absicht  bei  der  Wissent- 
lichkeit 413  76. 

Unrichtig^  Auslegung  als  Revisions- 
gnmd446  "^^  •^;  —  Eintragungen 
in  die  Patentrolle  11  36  «. 

Unsittliche  Erfindungen  siehe  sitten- 
widrige Erfindungen. 

Unteransprnche  siehe  auch  Neben- 
ansprüche ;  —  Verbindung  mit  dem 
Hauptanspruch  II  126  ^^. 

Unterbeamte        beim     Patentamt 

n  1«. 

Unterbrechung  der  Ausführung 
814  68a.  -.-des  einheitUohen  Ent- 
schlusses beim  fortgesetzten  Patent- 
vergehen  n  467  **;  —  des  Er- 
teilungsverfahrens n  69  I^  >7 ;  — 
der  Fristen  U  68  »;  —  des  Nichtig- 
keits-  und  Zuriicknahmeverfahrens 
H  843  ^;  —  der  offenkundigen 
Benutzung  246 1*0.  der  Strafantrags- 
frist n  486  109;  —  der  Veran- 
staltungen zur  Vorhenutzung  647  ^; 
-^  der  Verjährung  der  Ent- 
schädigungsklage II  603  ^ ;  —  der 
Verj.  der  Nichtigkeitsklage  11 
816b97;  —  der  Vorbenutzung 648  ««. 

Unterlassung,  Anspruch  auf  .  . 
bei  Verletzung  des  Fabrikgeheim- 
nisses  169  wo ;  —  Anroruch  auf  .  . 
bei  Verletzung  des  Erfindeirechts 
160  W;  —  Klage  auf  .  .  siehe  Ab- 
wehrende  Klage. 

Unterlassungen  als  stiUsch weigende 
Lizenzerteilung  666  S'^f*. 

Unterlassungsklage  siehe  auch  Ab- 
wehrende    Klage ,     ünterlassunsr ; 

—  des  verletzten  Erfinders  166  ^^; 

—  gegen  künftige  Patentstorungen 
473  Ml  j  —  bei  Patentanmafiung 
n  606*«.;  —  bei  Störungen  des 
Patentrechts  868  oi. 

Untersnehungen,  Notwendigkeit 
von  .  .  zur  &kenntnis  bei  offen- 
kundiger Benutzung  269  i^;  — 
Notwendigkeit  von  .  .  bei  unbe- 
stimmtem Verfahren  68  <^;  — 
Notwendigkeit  von  •  .  zur  Ergän- 
zung der  Patentbeschreibung  U 
180  M;  —  Notwendigkeit  von  .  . 
zur  Ergänzung  der  Vorveröffent- 
Uohung  210  M- ...  siehe  auch  Aus- 
probierungen« 
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UnteryoUniaelit   zar  Strafantng- 

stellnnfiT  II  4SH  »7. 

ünTerjährtMurkeit    der   Niohtiff; 

keits-  und  ZurückDabmeklaffe  U 
816  w. 

ünverstiüidliehkeit  der  Patent- 
schrift als  Niohtigkeitsgrund  769  ^*; 
—  siehe  auch  Klarheit,  Verständ- 
lichkeit. 

UnTOUkommeiie-r  Benutzung  als 
Patentverletzung  464  ^^ ;  —  Ersatz 
von  Eombinationsbestandteilen  als 
Patentverletzung  461  wi, 

UnTOUkommenheit  der  Ausfüh- 
rung  bei   Ausführbarkeit   109  1^7; 

—  der  Erfindung  bei  Fortschritt 
114  170  j  -.  der  Erf.  bei  gewerb- 
licher Verwertbarkeit  146  >». 

UnTOltetfindige  Patentbeschreibung 
II  203  «;  —  Patentbeschr.,  Pflicht 
des  Lizenzgebers  zur  Ergänzung 
«68««> ;  —  Patentbeschr.,  Ergänzung 
durch  die  Auslegung  429  *M;  — 
Vorveröffentlichung  210  *•. 

UnToUstfindigkeit  der  Patent- 
schrift als  Nichtigkeitsgrund  768  ^; 

—  siehe  auch  Vollständigkeit. 
Unwesentliche  Abweichungen  siehe 

Identität;  —  Abänderungen  des 
Hauptpatents  als  Gegenstand  des 
Zusatzpatents706^;— Bestimmungs- 
merkmale  im  Patentanspruch  11 
128  100. 

Unwirksamkeit  der  .  Bekannt- 
machung 11  227^3;  —  der  Ein- 
willigung in  die  Entnahme  822  107; 

—  bei  Kollision  mit  früher  ange- 
meldetem  Patent    286  i« ,    868  M,; 

—  bei  teilweiser  Koll.  mit  früher 
angem.  Pat.  298  M;  _  des 
Patents  342  ^l;  —  des  abhängigen 
Patents  366  ^< ;  —  des  erschlichenen 
Pat.  853«;  —  bei  mangelhafter 
Beschreibung  348  ",  U  116«;  — 
personliche  843  ^ ;  —  d.  Pat.  auf 
unbestimmtes  Verfahren  67*>;  — 
Verhältnis  zur  Nichtigkeit  348  ". 

Unzulässige  Änderungen  der  An- 
meldung II   186  IM,  n  189lMfl.; 

—  And.  d.  Anm.,  Zurückweisung 
wegen  .  .  II  214  ";  —  Änd.  des 
Patentanspruchs  II  149iwff-;  — 
Beschränkungen  bei  Patentübertra- 
gung 609'*;  —  Eintragungen  in 
die  Patentrolle  II 38  < ;  —  Erteilung 
des  Zusatzpatents  710  ^. 

Unzulässigkeit  der  Abhängigkeits- 
erklärung   im    Erteilungsvei^ahren 


296  M;  ~  der  Abhängifi^eÜMkL 
im  Nichtigkeitsverfahren  747  *;  — 
des  Antrags  auf  Nichtii^ksitaer- 
klärung  und  Zurücknahme  H  8S4  '; 

—  der  Bekanntmachung  der  An- 
meldung II  228  19  a  ;  —  der  Be- 
rufung gegen  die  Entscfaeidonga- 
gründe  II  868  lO;  _  der  Bmif. 
gegen  die  Eostenentscheidung  11 
867  «;  —  der  Beschwerde  II I»", 
Beispiele  II  28  »;  —  d.  B.  gegm 
den  beschiufi  über  die  Erteilung  des 
Patents  II  264 IV  i»f.  _  d.  B.,  &w 
stattung  der  Gebühr  bei . .  II  271 «; 

—  d.  B.,  Verwerfung  II 20  » ;  —  des 
Einspruchs  II  260  Vi;  —  ^^  j^ 
teilung  eines  Zusatzpatents  als 
Nichtigkeitsgrund  761  w.  —  ^gg 
Elageänderung  II  310  7»;  —  der 
Klageänderung  in  der  Berufm^s- 
instanz  II  376  ^  f ;  ~  der  Nich- 
tigkeitsklage 743  lU  a  12  &r  _  mehr- 
facher Patentierung  283  &;  —  der 
Warnung  601  ^i  *-. 

Urheber  der  Patentverletznng,  Ver- 
hältnis zur  Mittelsperson  470  ^^, 
Urheberrecht   gewerblichee  48  «. 

Urhebersehtttz,  literarischer, 

der  Auslegungsstücke  II 283  ^49  f; 

—  der  Patenturkunde  II  278  ". 
Urkunden,    Beweisende    Form    II 

40  18 ;  —  als  Beweismittel  im  Br- 
teilungsverfahren  II  266  ^;  —  &ls 
Beweism.  im  Niohtigkeita-  und 
Zurücknahmeverfahren   II   889  ^; 

—  Sprache  II  382  *. 

Ursfiohlicher  Znsammenhaj^^ 

siehe  Kausalzusammenhang. 
Urteil  siehe  auch  Zivilurteil,  Straf- 
urteil ;  —  Ausführung  der  ^findong 
nach  . .  828  ^;  —  in  der  bemfungs- 
instanz  II  379  e  4S  ff. ;  ..  als  Rnt- 
scheidung  II  10  i ;  —  im  Kioh- 
tigkeits-  und  Zurücknahmever- 
fahren II  344  V»  ;  ~  Ersats  der 
Übertragungserklärung  durch  .  . 
II  42^9;  —  Formel,  Aoslmmg 
des  Patents  in  der  .  .  427*;  — 
Formel,  Rechtskraft  der  .  .  im 
Patentvecletzungsprozeß  497  ^7;  — 
auf  Grund  des  einstweiligen  Schoties 
II  229  >«;  —  bei  der  Klage  gefno 
unberechtigte  Warnungen  604«; 

—  in  der  Paten tverletaungaklage 
491  VI;  —  Auslegung  des  Pa- 
tents   im    Tenor    des    .   .   750'*; 

—  Rechtskraft  im  NichtigkeitB- 
und      ZurücknahmeverfaLren      II 

—  846  «b  44  ff.;  —  Tenor  bei  der 
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PatentverletzungBklage  491  ^  *»«  «•; 
—  Verkündnng  im  Nichtigkeits- 
und  Zorücknahmeverfahren  II 
345  40  a;  _  VoUstreoknng  bei  der 
Patentyerletzungsklage  498  d ;  — 
auf  Yomahme  von  Handlangen 
493  486 ;  .  ZuBtellung  im  Niohtdg- 
keitfl-  und  Zurückniüuneverfahren 
II  846  404. 


TeranstaltiuigeiL    snr    Torbe« 

natsnuig  667  via  un.;  ^  ^u  Be- 
trieb 668  74;  —  auf  sofortige  Ans- 
fährung  gerichteter  Wille  667  M; 

—  Versuchs-  und  Yorbereitungs- 
handlangen  668 1>. 

Terarbeitung,  Ausschluß  der  Un- 
mittelbarkeit des  Erzeugnisses  durch 
.  .  628  ^*9;  —  Binziehung  von 
Gegenstanden  nach  .  .  11  472  <0; 

—  Peilhalten  nach  .  .  883  i*«;  — 
Gebrauch  nach  .  .  890  10« ;  —  In- 
verkc^bringen  nach  . .  876  iw;  — 
TonRohsto&n  alsErfindung  102  ^^^ 

—  Ton  Rohst.,  gewerblidbe  Ver- 
wertbarkeit 148  M8, 

Teriofierer  siehe  auch  Übertra- 
gung;  —  siehe   auch   Verkauf  er; 

—  des  Erfinderrechts    168  MTft; 

—  Legitimation  durch  die  Ein- 
tragung II  48  M;  —  des  Patent- 
rechts 689 18;  ~  des  Patentr.,  Rechte 
gegenüber  dem  Erwerber  und 
Dritten  691  »«. 

TerSofienillg  siehe  auch  Über- 
tragung, Inverkehrbringen»  Feil- 
halten; —  als  gewerbsmäftige  Be- 
nutzung 392  178. 

TerSubenuigsTerboty  Eintragung 

in  die  Rolle  II  83  >;  —  bei  der 
Patentubertraffung  692  «»;  —  Ver- 
sieht auf  das  Patent  gegen  ein  .  . 
732  «. 
TerlNindsstaateil  siehe  auch  Inter- 
nationale Union;  —  Angehdrige 
der  .  .  und  Gleichgestellte  11  168 
0  IM  f.; — Angeh.,  Voraussetzung  der 
Prioritätsberechtigungll  lOOi^ol;  — 
der  Internationalen  Union  11 161  ^^^; 

—  der  Internationalen  Union, 
Gleichstellung  der  Kolonien  und 
Schutzgebiete  mit  .  .  U  162  i»  f. 

Verbesserte  Gegenstände,  Ein- 
ziehung von  .  .  II  471  M. 

Verbessemngen  siehe  auch  Ver- 
besserungserfindung ;  —  durch  den 
Beauftrs^n     bei    der    Erfinder- 

'    K  e  n  t ,  Patentgeseta.  U. 


tätigkeit  174  ^^;  —  EinheitUchkeit 
der  Anmeldung  bei  .  •  It  107  ^i; 

—  bei  Entna£ne  168  ^*;  —  als 
Gegenstand  des  Zusatzpatents  707 
b  86;  —  Mehrzahl  von  . .  als  Aggfre- 
gation  132  S04;  _  Mitteilung  in 
der  Beschreibung  11  121  K;  —  als 
Patentverletzung  464  ^^, 

Terbessemngserflndiiiig    siehe 

auch  Verbesserungen;  —  118  i^; 

—  Abhänffigkeit  297  tf;  ^  gleich- 
zeitiger Sdiutz  mit  der  verbeeserten 
Erfindung  11  111  <»b;  .  öffent- 
liches Interesse  an  der  Ausführung 
von  .  .  827  W;  -.  Pflicht  des 
Lizenzgebers  zur  Mitteilung  von  . . 
669  «M;  —  Pflicht  des  Patentver- 

.  kaufen   zur    Mitteilung    von    •    . 
698  ^. 

Terbessenuigspateiit  40  >;  —  In- 
haber, Berechtigung  zur  Ausübung 
des  Lizenzzwanges  829  ^^. 

Terbietiingsreehl^  Patentrecht  als 

.  .  43  »,  841  ». 
Terbindang-eii  siehe  auch  Elagen- 
verbindnng,  siehe  auch  Elage^;runde; 

—  der  Ai^en  der  Entschadigungs- 
berechnung  II  893  >^;  —  von 
Gegenständen  siehe  .  auch  Be- 
arlmtang,  Verarbeitung;  —  mit 
andern  Gegenstanden,  Einziehmiff 
von  Gegenständen  bei  . .  11  472  ^; 

—  von  Haupt-  und  Widerklage  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  n  310  77.  -.  homologe 
und  isomere . .  86  w,  87  ^^;  —  von 
Körpern  als  mechanisches  Ver- 
fahren 61  ^;  —  mechanische, 
mdirerer  Mittel  als  Aggregation 
138  ^^;  —  mehrerer  Imnspruchs- 
gründe  11  247  *•;  —  mehrerer 
Patentansprüche  11  126  *<;  —  von 
Nichtigkeits-  und  Zurüdmahme- 
klage  n  807  ^;  —  mit  unbeweg- 
lichen Sachen  68  ^i;  —  eines  un- 
mittelbarenErzengnisses  mit  anderen 
Gegenständen  680  '^;  —  mit  der 
Verpackung  bei  Patentanmaftung 
n  620**. 

Verbot  siehe  auch  richteriiches  Ver- 
bot, siehe  auch  Veräu6erung8ver- 
bot;  —  der  Ausübuiur  des  Patents 
bei  Verletzung  des  Erfinderrechts 
166  ^7;  —  der  jSrfindungsbenutzung 
im   Nichtigkeitsverfahren   742  U; 

—  Klage  auf  . .  siehe  Abwebrklage; 
^  der  Lizenzubertragung  648  ^74; 

—  der  Patentanmaftung  II  607  7ff; 

—  der  Patentanmeldung  bei  Ver- 

42 
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letsong  dM  Erfinderreohto  166  *M; 

—  der  Übertragung  des  Aos- 
nutnmgsrechts  614  M;  —  bei 
ZwangsTollstreckang  in  das  Er- 
findeneoht  161  *v*;  —  bei  der 
ZwangT.  in  das  Patentrecht  680  i»; 

—  im  Urteil  bei  der  Yerletzungs- 
klage  i»lMfL;  _  bei  der  einst- 
weüigen  Verfügung  619  ^^. 

Yerbotsklage   siehe  Abwehrklage. 
Terbraaell  als  Gebrauch  390  i<^. 

Terbrauohbarkeit    der    Armei- 

mittel  198  MO. 

Yerbreitimg  siehe  auch  y erkauf; 

—  siehe  auch  Yertrieb»  Inverkehr- 
bringen, Feilhalten;  —  gewerb- 
lidie,  als  Beweis  des  Fortschritts 
118  ^^^f  —  von  Gegenständen  als 
Patentamnafiung  11 618  »,  TL  619  b; 

—  der  öffentlichen  Druckschriften 
fi08  10;  -.  der  Ware  als  „ähnliche 
Kundgebung**  im  Sinne  des  §  40 
Nr.  2  PatG.  n  622  m. 

Yereinbanillg^eil  siehe  auch  Ter- 
träge,  Rechtsgeschäfte;  —  aus- 
drückliche über  Erfindungen  der 
Angestellten  176  890 ;_  des  Fort- 
bestands des  Lizenzvertrags  nach 
Brlösöben  des  Patents    687  m  f ; 

—  bei  Kaufvertrag  698 M;  —  bei 
Lizenaverti^  661*06;  —  ^mn 
Schutz  des  Erfinderrechts  160  s^^; 
— -  der  Zurücknahme  des  Antrags 
auf  Nichtigkeitserklärung  oder  Zu- 
rücknahme eines  Patents  11  289  '7; 

—  über  Patent,  Patentanmeldung 
und  nicht  patentierte  Erfindungen 
28 1«;  —  über  Patentverzicht  784  "; 

—  des  Verzichts  auf  die  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeklage  743  ^2, 
795 1«. 

Tereinsmitglieder  siehe  auch  Mit- 
glieder; —  Benutzung  für  Zwecke 
von  .  .  als  gewerbsmäftige  896  ^^s. 

Tererbliohkeit  siehe  Erbfolge. 

Tertehren,  Bekanntsein  66  87 ;  — 
Benutzung  eines  ..  248  is& ;  —  Be- 
stimmtheit des  .  .  66  0;  —  Be- 
stimmtheit bei  Anffabe  von  Grund- 
sätzen 68^;  —  Bestimmtheit  des 
ohem. .  •  66  00;  —  Bezeidmung  des 
Endziels  67  os ;  —  Charakterisierung 
durch  den  Stofi^  64  M;  Chemisches 
62  Ol ;  —  Endprodukt,  Neben-  und 
Zwischenprodukte  61 M;  —  Feil- 
halten im  Inlande  886  lOT ;  _  Ge- 
brauch eines  .  .  889  lOS;  —  «ig 
Gegenstand    der   Erfindung   60  <^; 


—  gleichzeitiger  Schutz  mit 
Zeugnis  und  Einrichtung  66  M,  II 
101 00  a ;  _  Identität  mit  dem  fraher 
im  Audand  angemeldeten  (Frion- 
tätsvorzugsrecht)  II  171  •••;  —  In- 
verkehrbringen und  Feilhalten  887  ▼; 

—  Inverkehrbringen  im  Inlande 
879  isi;  _  Körper  beim  .  •  60«; 

—  körperliches  Endziel  60*^;  — 
mechanisches  61 OO;  —  Mittel  61  ^; 

—  ohne  Einrichtungen  66**:  — 
Patentanspruch  auf  ein  .  .  11 
188 110;  —  unmittelbarer  Schutz 
des  Erzeugnisses  622  K  I  0i4f ;  — 
Unkörperlichkeit  des  .  .  60*^;  — 
Verhältnis  zur  Einrichtung   60«; 

—  bei  der  Zwangsvollstredning  in 
das  Patent  680  i« ;  —  siehe  audi 
Verletzung  eines  Verfahrens,  Ge- 
samtverfahren ;  —  in  Patent- 
sachen siehe  auch  Srteilungswr- 
fahren,  Nichtigkeitsverfahren,  Zu- 
rücknahme verfahren;  siehe  andi 
Öffentlichkeit,  Offizialprinzip,  Zivil- 
prozeAordnung,  Fnsten,  Zu- 
stellungen, Aussetzung,  Unter- 
brechung, Einstellung,  Wiederanf- 
nahme,  Schriftlichkeit,  Eingaben, 
Beteiligte,  Vertreter,  Patentanwälte, 
Vollmacht,  Kosten^--  II  60  ff.;  — 
Aussetzung  II  66  ul;  ~  BeteiJbwte 
n  74  ^ ;  —  KrflrgjiKnwg  duTch  oie 
GPO.  II  62  4«:;  -  GeeohSfla- 
sprache  II  881  ^  <E- ;  —  Kloht- 
öffentlichkeit  und  Offizialprinzip  11 
61  »;  —  Schriftiichkeit  II  70  ▼;  — 
ünterbrechung^j^nstellungt^eder- 
aufnahme  II 69  !▼ ; »  Verffiguigen, 
Beschlüsse,  Entscheidungen  11  10 1; 

—  Vertreter  II  76  b;  —  VoUmabht 
des  inländischen  Vertreters  848  M; 

—  vor  der  Abteilung  11 207  I;  — 
vor  dem  Vorprufer  U  206  o^-:  -- 
in  der  Berufungsinstanz  11  877  vH; 

—  in  der  Beschwerdeinstanz  11 
267  ▼;  ^  in  Nichtigkeitssachen 
740*. 

Terfahreiisabsoluiitte  als  sohnts- 

fähige  Erfindungen  421  >M. 

Terfithreiiserfliidiiiig  64  o«,  66  >t, 

60  d;  —  Chemisches  V.  62«;  — 
Körper  60^;  —  Kombination  von 
mech.  und  ehem.  V.  6804;  ^  |^ 
chanisches  V.  61 OO;  —  Nebenpro- 
dukte 620t;  —  Stoff  64  00;  — 
Zwischenprodukte  62  oi ;  —  mehrera, 
unmittelbares  Erzeugnis  von  .  . 
627  ui;  .  Schutz  im  früheren  Pa- 
tentgesetz 890  104. 
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Yer&hreiifiignmdsfttee     Auflebe 

TOD  .  .»  Bestimmtheit  des  Ver- 
fghrens  68«^*-;  —  Ang.  in  der 
Patentbeechreibung  II  120  M. 

TerfahrensrnSngel  siehe  Mängel. 
Terfahrenspatent  40';  —  Aos- 

fuhning  806  **;  —  teilweise  Ver- 
letzung 466  •*•;  —  Verletzung 
464 'VI;  —  Verletzung  des  Patents 

auf  ein  Eombinationsyerfahren 
464«M. 

Verfall  des  Patents  durch  Nichtaus- 
übung nach  der  Internationalen 
Union  26  *. 

Verfasser  der  Druckschriften,  Ver- 
öffentlichung durch  .  .  208  »;  — 
Absicht  des  .  .,  Bedeutung  für 
die  Öffentlichkeit  der  Druckschrift 
207  w. 

Verfolgung     tob     Patentrer* 

letziuigeil  nach  Erloschen  des  Pa- 
tents 781  fi;  —  Pflicht  des  Lizenz- 
gebers zur  .  .  669  SM;  _  Recht 
zur  .  .  bei  der  ausschließlichen  Li- 
zenz 676  *W;  —  Unzulassigkeit  der 
.  .  nach  Nichtigkeitserklärung  des 
Patente  764«;  —  nach  Zurück- 
nahme des  Patente  790  K 
YerfBglUtgeil,  Beschwerdell 21»; 
—  Entwürfe,  AuschluA  von  der  Ab- 
sohrifterteilung  II  66  ^;  —  des  Pa- 
tentamte II  10  1;  .  des  PatA., 
SchrifÜiohkeit  U  71  «i;  —  über  das 
Patentrecht,  Kecht  des  inlandischen 
Vertreters  zu  . .  846  »;  —  des  Ver- 
Snfierers  nach  Übertragung  des  Er- 
finderrechts 168  ^^ ;  —  des  Ver- 
äuÜerers  und  des  Erwerbers  über 
das  Patent  691  >sff-;  —  des  ein- 
getragenen Patentinhabers  über  das 
Patent  II  46  *0;  —  siehe  auch  Ver- 
zicht. 

Terfügongsgeiralt,  Übertragung 
im  Inlande  878  ^;  —  Üb.  der  .  . 
bei  Liyerkehrbringen  873  i^. 

yergeltangsrecllt  gegenüber  Aus- 
ländem 847  B  t4it;  _  Ausschluß 
durch  Staateverträge  26  »,  848  »S. 

Tergleich  über  einzelne  Ansprüche 
aus  der  Patentverletzung,  Anspruch 
auf  Bu66  bei  .  .  II  494  « :  —  auf 
Grund  des  einstweiligen  Schutzes 
n  280  »;  —  über  Nidbtigkeit  oder 
Zurücknahme  eines  Patente  11 
261*«;  —  bei  der  Patentver- 
letzungsklage  497 1^;  —  Rück- 
wirkung der  Nichtigkeiteerklärung 
auf  .  .  767  •  «*;  —  des  Verleteten 


mit  einem  Teilnehmer,  Bufianspruch 
bei  .  .  n  496  ». 

Vergleiehsobjekte  als  Quelle  der 

Erkenntnis  272  >o^ 
Vergfitung  des  Angestellten  für  die 
Erfindertatigkeit  177  »«*;  —  für  die 
erzwungene  Lizenz  (§  11)  881  '^; 

—  bei  der  Zwangslizenz  (§6)  676  m. 
Verhandlimg  siehe  Mündliche  Ver- 
handlung. 

Verjährung,  Anwendbarkeit  des 
BöB.  29  Iß ;  —  der  abwehrenden 
Klage  498^«:  — •  der  Entschä- 
digungsklage  II  602  ^f^-;  —  der 
Entechädigungskl.,  EinfluA  auf  die 
BuAe  II  496  » ;  —  der  Nichtig- 
keitsklage  778  lo«,  n  814  XH;  - 
der  Strafverfolgung  der  Patentan- 
mafiung  II  628  M;  —  der  Straf - 
▼erf.  wegen  Patentyerletzungen  IE 
464  ";  —  der  Strafverf.,  Einfluß  auf 
den  Strafantrag  11  486  no ;  —  der 
StrafvoUstreokung  n  ^66 1>;  —  der 
Strafvollstr.,  EinfluA  auf  die  BuAe 
n  600  «0. 

Verjähmngsfrist  bei  der  Ent- 
schädigungsklage II 602  S;  —  bei 
der  Nichtigkeiteklage  11  816  9«. 

Verkauf  siehe  auch  Vertrieb,  Ver- 
breitung, Inverkehrbringeb ,  Feil- 
halten; —  Ton  Auslegungsstücken 
einer  Anmeldung  II 286  ^ ;  —  unter 
bestimmten  Bedmgungen,Pflicht  des 
Lizenznehmers  zum . .  672  *^i ;  —  als 
Benutzung  288  ^;—p  aten  ti  ert  er 
Gegenstände  bei  Bestand  mehre- 
rer Patente  660  »»;— nachErlosohen 
des  Patente  als  Patentanmaftung 
n  618  ^ ;  ^  Lizenzerteilung  durch . . 
664  ^;  —  und  Patentnbertragnng 
698  M  a .  _  des  Patentrechte  697  Vn. 

VerkSufer  siehe  auch  Veräußerer; 

—  des  Patente,  Haftung  für  Mängel 
600  c;  —  des  Patents,  Verpflich- 
tungen des  .  .  698  h  40  fi. 

Verkaufsagent,    inländischer   als 

Mittelsnerson  886  ^. 
Verkaufsangebot  als  Sicherung  der 

Erfindungsausführung  817  ^  7^;  — 

als  Benutzung  288  M. 

Verkehrssitte,  Auslegung  des  Li- 
zenzvertrags nach  der  . .  662  *!> ; 

—  bei  Übertragung  der  Lizenz 
646  168. 

VerkehrsfiUieher  Sprachgebrauch 
als  Auslegungsmittel  448  *o^. 

Verkehrswesen  als  Gewerbe  im 
Sinne  des   Patentgesetzes  898  i^^. 

42* 
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TerkiilldlUlgr  des  Urteils  im  Nichtig- 
keitto-    uud  Zuriicknahmeverfahren 

TerlagSTeoht    an     einem     Patent 

yerlSngenuig  Ton  Fristen,  siehe 

auch  Fribtverlängerung ;  —  Be- 
rufungsfrist II  876  W;  —  Ein- 
spruchsfrist n  247  W;  —  Frist  der 
sofortigen  Beschwerden  24  « ;— der 
Beschwerde  nach  §  26 II 262  ii ;  ~ 
für  die  Erklärung  auf  die  Berufung 
II  878«;  —  für  die  Erklärung  auf 
die  Klage  11  826  « ;  —  «ur  Er- 
klärung auf  den  Vorbescheid  11 
205  81 ;  —  im  Verfahren  in  Patent- 
sachen II  64  * ;  — *  cur  Zahlung  der 
ersten  Jahresgebühr  II  289*;  — 
für  die  Zurücknahme  822  M;  _ 
der  PrioritäUfrist  II  169  "«. 
yerlegnng  des  Anmeldunffszeii- 
punkte  n  97  **;  —  des  Anmeldungs- 
zeitp.  bei  widerrechtlicher  Entnahme 
327  1»;  —  der  mündlichen  Ver- 
handlung 11 881.  >  b ;  -^  der  Prio- 
rität infolge  Änderung  der  An- 
meldung n  101  »6.  n  142  a  14S  ff. ; 

—  auf  Ghrund  von  Staatsverträgen 
n  101 »;  —  teilweise  11  146  i"; 

—  teilweise,  wegen  Prioritätsvor- 
augsrecht  n   172»*,  n  162iwff. 

Terietster,  BegrifE  n  402  ivöoff.; 

—  als   Einsprechender  II  248  8'; 

—  als  Entsdiädigungsbereohtigter 
n  402  1^ ;  —  als  Nebenkläger  11 
473  66;  _  als  NichtigkeiUkläger 
742  »,  779  »w  II  293  8^;  —  Recht 
auf  Buße  U  496  loff.;  ^  bei  der 
widerrechtlichen  Entnahme  814 1^ ; 

—  Rechte  des  .  .  bei  widerrecht- 
licher Entnahme  der  Erfindung 
817  •>;  —  als  Strafantragsteller  II 
479  UI  w. 

Terletznng  siehe  auch  Patentver- 
leUuug;  —  des  abhängigen  Patents 
301 60;  _  des  Erfinderrechte  161  »**; 

—  eines  Gebrauchsmusters  durch 
Patentausübung  296",  36064;  — 
eines  generellen  Patents  406^'^; 

—  des  Individuabeohts  des  Erfin- 
ders 4618;  —  eines  kollidierenden 
Patents  367***-;  —  eines  Kombi- 
nationspatents 466  V ;  —  des  Patents 
auf  eine  Ausführungsform  406  *^ ;  — 
eines  Verfahrenspatents  464  Vi  »69  ff. ; 

—  des  Zusatzpatents  701  ^. 

Teriorene    Gegenstihide)    Yer- 

bietuugsrecht  des  Palentberech- 
tigten  667  ^^ 


Teriust  der  Berufung  11  376  M;  — 
der  Beschwerde  nach  §  26  II 
262 IS»;  —  der  Priorität  der  An- 
meldung n  102  w ;  —  der  Prior, 
durch  Zurücknahme  der  Anmeldung 
II 104**,  n  lOö«;  —  der  Prozeß- 
fähigkeit im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren  U  843  M. 

Term&chlllis  siehe  auch  Erbfolge; 

—  iieweiaende  Form  II  41*®;  — 
Übertragung  des  Patents  durch .  . 
686^. 

yermSolitiiisiielimer,    Nachfolge 

in  den  Bußauspruch  U  496  ^'. 
TermSgensreoltty    Anspruch     anf 
Patenterteilung  als  . .  281  ',  629»«; 

—  Erfinderrecht  als  ..  146  »«;  — 
Patentrecht  als  ..  44  9. 

YerinSgenssohaden    siehe     anch 

Schadcu;  -•  Buße  als  Ersatz  für 
.  .  II  492  1  & ;  —  als  Voraussetzung 
der  Patentverletzung  447  'H 
TermutlUIg  des  Anmeldedatuma  in- 
folge des  Präsentationsyermerks  11 
98^;  —  für  die  Berechtigung  des 
Eingetragenen  11  48**;  —  des 
ersten  Anmelders  als  Erfinder  282  8; 

—  des  Feilhaltens  bei  industriellen 
Ausstellungen  884  i^;  —  der  Ge- 
werbsmäftigkeit  bei  Benutzung  im 
Gewerbe  894  iv«,  398  i<C;  —  des 
§  85  Abs.  2  PatG.  n448  Bi«;  — 
der  Patentfähigkeit  als  Wirkung 
der  Patenterteilung  842  ^;  —  des 
Patentschutzes  der  Einzelteile  mit 
selbständiger  Erfindungseigenschaft 
418'»;  —  des  StellTertretungs- 
wülens  des  AngesteUten  176  >!•;  — 
tatsächliche,  bei  gleicher  Beschaffen- 
heit des  Stoffes  11 443  i«7 ;  _  der 
widerrechtlichen  Entnahme  811  ^; 

—  der  WissentHchkeit  n430  b;  — 
der  Wissentl.  von  G^esellschaftem 
und  Vorstandsmitgliedern  11431 U8; 

—  des  Zeitpunkts  der  Anmeldong 
infolge  der  Gesohäftsnummer  U 
99«. 

Teröffentlichiuig  von  Anzeigen  als 
Patentanmaßuug  II  621^;  —  der 
Erfindung  siehe  auch  Vorveroffent- 
iichung;  —  der  Erf.,  Erlöschen  des 
Erfinderrechts  durch  . .  162  <^;  <- 
der  £^.  als  Grund  des  Patent- 
schutzes 40  *;  —  des  Fabrikgeheim- 
nisses 168  »S;  —  des  Patents,  Nidit- 
einsieht  ab  Beweis  der  g^ben 
Fahrlässigkeit  TL  484IV:  —  des 
Patents  40  •,  H  68  ^    ü  274  «; 

—  des    Patentamts   siehe   Pnbli- 
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kationen  II  1  i;  —  rechtswidrige, 
der  Erf.,  Unzulässigkeit  der  Nidi- 
tijjkeitgklasfo  74ÄW. 

Yerordnunffen  zur  Ausführung 

des  PatG.  22  »;  —  vom  7.4. 1891 

und  des  Gesetzes,  betr.  den  Schute 
von  Gebrauchsmustern  vom  1.  Juni 
1891,  vom  11.  Juli  1891  —  Text 
n  586 ff.;  —  vom  7.  April  1891, 
I.  vom  6.  6. 1897, 11.  vom  6. 6.  J  899, 
III.  vom  2.  5.  1900,  IV.  vom  2«.  5. 
1902,  V.  vom  29.  4.  1904  —  Text  11 
541  f;  -  Zulässigkeit  II  26;  — 
betr.  Ausführung  des  Schutzgebiet- 
gesetzes 81  W;  —  vom  6.  12.  91, 
betr.  das  Berufungsverfahren  22  '^t 

—  Text  n  548f;  —  Geltung  in 
den   Schutzgebieten    dl»,    82»; 

—  des  Reichskanzlers  über  das 
Yergeltungsrecht  848  M;  —  betr. 
Sperrfrist  für  ausländische  Patent- 
schriftru  975  nstt. 

Yerpackungen,  Einziehung  bei 
Patentanmaßung  II  624  M;  — 
Patentanmaßang  auf  . .  11  520  o«, 

Yerpfündung  des  Patents  siehe 
Pfandrpcht. 

Terpflichteter  siehe  auch  Ent- 
schädigungspflichtiger; —  zur 
Zohlunjr  der  Pufte  II  496  muff. 

Terpfllohtnng-eildes  Ausnutzungs- 
berechtigten 618**f;  —  des  Ge- 
richts zur  Aussetzung  des  Ver- 
fahrens bei  Nichtigkeitseinwand 
34g  26;  —  des  Ger.  zur  Einholung 
von  Gutachten  des  Patentamts 
n  29  ^;  —  der  Kontrahenten  beim 
Verkauf  des   Patentrechts  598  M; 

—  ^ur  Lizenzerteilung,  Verein- 
barung der  .  .  661  *";  —  des 
Lizenzgebers  und  Lizenznehmers 
H67M7S.,  671MTfl.;  —  des  NieA- 
brauchers  623  m;  —  zur  Rech- 
nungslegung II  894  **f ;  —  zur 
Rücknahme  des  ^Strafantrags  U 
487116  a.  —  2ar  Übertragung  des 
Patents  598^;  zur  Übertragung 
des  Anspruches  auf  Patenterteilung 
636***;  —  zur  Übertragung  zu- 
künftiger Erfindungen  159  ««»;  — 
des  Vorprüfers  zum  Erlaft  des  Vor- 
bescheides TT  1991*. 

Yerrechnung  von  Guthaben,  Zah- 
lung der  Patentgebühr  durch  .  . 
791 1». 

Yersagung  des  Patents  siehe  Patent- 
versagung;  —  des  Patentschutzes 
für  die  Einzelteile  einer  Eombina- 
tionserfindung  418  ^M. 


Yersäumnisurteil     im     Nichtig- 

keits-  und  Zurüoknahmeverfahren 
II  n25  II  4,  n  845  *i. 

YersSumuug  des  Aussetzungs- 
antrags 349*1;  —  der  Berufungs- 
frist IT  376»*;  —  der  Beschwerde- 
frist n  262";  —  der  Einspruchs- 
frist n  248  •! ;  —  der  Fristen  siehe 
auch  Fristen;  —  der  Frist  zur 
Leistung  der  Sicherheit  II  322  u> ; 

—  rechtzeitigen  Vorbringens  II 
332  «,  U  373«»,  II  378«;  -  der 
Strafantragsfrist  II  484  k»  ;  —  der 
Frist  bei  Androhung  der  Zurück- 

Yerschlechterang  ist  kein  Fort- 
schritt 114  IM;  —  als  Patent- 
vprletzunor  455  »W. 

Yersohulden  siehe  auch  Entschnld- 
barkeit,  Fahrlässigkeit,  Leichte  und 
Ghrobe  Fahrlässigkeit,  Wissentlich- 
keit; —  bei  Beantragung  einer 
einstweiligen    Verfügung    521  *10; 

—  Beweis  durch  die  Patent- 
beschreibung II  116  w» —  Dritter, 
Haftung  für  .  .  bei  Patentver- 
letzungen 4800;  —  konkurrieren- 
des, des  Verletzten  II  8911»»;  — 
bei  Nichtwahrung  von  Fristen  im 
Verf.  in  Patentsachen  II  641O;  — 

—  bei  der  Patentanmafiung  II 
510  nij  —  des  Patentinhabers  als 
Voraussetzung  der  Zurücknahme 
801  V  a  81  ff. ;  —  bei  der  Patentver- 
letzung 447  ***;  —  bei  unberech- 
tigten Warnungen  509  *W;  —  als 
Voraussetzung  der  Entschädigungs- 
klage II  386  «;  —  als  Vorauss.  der 
Strafverfolgung  II  450  *;  —  als 
Vorauss.  von  einstweiligen  Ver- 
fügungen 516  *•';  —  als  Vorauss. 
der  verletzungsklage  473  MO ;  — 
bei      widerrechtlicher    Entnahme 

1R1  24Ä,  818  w. 

Yersehireigen  von  Fabrikgeheim- 
nissen in  der  Beschreibung  II 
121  M;  —  von  Fabrikffeh.,  Einwand 
der  Arglist  bei  .  .  352  *•;  —  weiterer 
Erfindungen  beim  Kaufverträge 
599  *i;  —  w.  Erf.  bei  dem  Lizenz- 
vertrage 669  »1  *  «S8j  —  wesent- 
licher Erfindungsmerkmale ,  Be- 
deutung für  die  Annahme  einer  Er- 
findanpr  76*  W. 

Yerschwiegenlieit  siehe  auch  Ge- 
heimhaltung ;  —  Auferlegung  der . . 
bei  Angestellten  255  i^;  —  Auf- 
erlegung der  .  .  bei  der  Benutzung 
249  1V3. 
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Yersehen  des  Anmelders  bei  Ab- 
fassung der  Beschreibungi  Auslegung 
442  800;  ~  des  Patentamts  als 
Nichtigkeitsgrund  760  ^;  —  des 
Patentamts  in  der  Patentschrift, 
Auslegung  443  ^^, 

Yerstfindlielikeit  der  offenkundigen 
Benutzung  für  Sachverstän£ge 
269  iwff.;  —  des  Patentanspruchs 
für  Sachverständige  21  181  ^i«;  ^ 
der  Patentbeschreibung  für  Sach- 
verständige n  117  TT;  —  der  Vor- 
veröff  entUohung  fürSach  verständige 
209  «««.,  269  i»Äff 

Yersteip^erung  des  Patentpfandes 
682  i'S;  ^  von  Pfandobjekten  als 
gewerbsmäßige  Benutzung  892  ^TS. 

Yersiicll-ey  Begriff  im  juristischen 
Sinne  als  Benutzung  288  ^^;  — 
des  Inverkehrbringens  876  ^>^ ;  — 
Strafverfolgung  des  .  .  11  461  >; 

—  als  Benutzung  286  V;  —  dritter 
Personen   als  Benutzung    238  ^07; 

—  als   Fabrikgeheimnisse  167  W4  j 

—  nach  Fertigstellung  der  Erfin- 
dung als  Benutzung  286  loiff.;  — 
Vorveröffentlichung  228«*;  —  als 
Veranstaltungen  zur  Vorbenutzung 
658  b  59;  ^  bei  der  Entschädi- 
gungspflicht U  887  6;  -.  des  Feil- 
haltens  886  i»;  —  als.  Patentver- 
letzung II  461  ';  —  Übergang  in 
Benutzung  287  104. 

Yersttchsstadiam    vor    Abschluß 

der  Erfindertätigkeit  141  »i«;  — 
Anfertigung  von  BeBcbreibungeUi 
Zeichnungen  und  Modellen  im  •  . 
als  Benutzung  281  s^. 

Yersuclisweise-]>S  Benutzung  als 
gewerbsmäßige  896  ^^ ;  —  Feilhalten 
886  Iß«;  —  Gebrauch  389  i6«c;  — 
Herstellen  869  ^7;  —  Inverkehr- 
bringen 876  i>i. 

Yertagung  der  mündlichen  Ver- 
handlung n  831  8b. 

Yerteilung  der  Kosten  im  Be- 
schwerdeverfahren II  269  "^1»;  — 
im  NichtigkeitB-  und  Zurücknahme- 
verfahren II  866  *. 

Yerträge  siehe  auch  Erfüllung, 
Kaufvertrag,  Lizenzvertrag,  Über- 
trag^ngsvertrag,  Rechtsgeschäfte, 
Vereinbarungen;  —  mit  Ange- 
stellten über  Erfindungen  176  >so; 

—  über  ausländische  Patente, 
Anwendbarkeit    des   BGB.   48  18; 

—  über  das  Ausnutzungsrecht 
611  76;    —    Über  Bestellung    des 


Pfandrechts  626  ii7;  —  gleich- 
zeitige über  in-  und  ausländische 
Patente  49  ^;  —  über  Lizeoz- 
erteilunjg  660  *^;  —  über  die  Mit- 
berechtigrung  an  einem  Patent  5M 
in  645;  —  über  den  Nießbraadi  mm 
Patent  621  loi;  _  aber  Patente 
nach  BGB.  28  i^;  —  über  Patent- 
anmeldung im  Ausland  49  M;  — 
als  Sicherung  der  Ausfühmng  816 
b  70  f ;  —  aber  Über^fagong  der 
Lizenz  646  ^^ ;  —  über  Ubertragnng 
des  Vorbenutzungsrechts  665  m. 
Yertragslelstuilg  der  AngesteUten, 
Erfindungen  als  .  .  176  ^^K 

Yertrag^m8Aige-r-9  Anspruch  auf 
Lizenzerteilung  661  *^;  —  Anspr. 
auf  Übertragung  des  Patents  153  «, 
694  28;  —  Ausschluß  der  Lizenz- 
erteilung, Wirkung  auf  die  Zwang»* 
lizenz  674  ^^ ;  —  Ausschl.  des  Vor^ 
benutzungsredits  648  J^J.;  —  Be- 
nutzungsrecht einer  Erfindung, 
Unterschied  von  der  Vorbenatsung 
689  S;  —  Bereicherungshaftung 
U  402  ^;  —  Gebundenheit  der 
Rechtsnachfolger  an  die  läzenz- 
erteflung  646  ^^'^;  —  Geheimhaltang 
des  Fabrikgeheimmsses  169  soi*  _ 
Haftung  des  Lizenzgebers  fürPatent- 
mängel  698  ^^;  —  Begelung^  der 
Lizenzübertragung  648  o ;  —  Kock- 
tritt  beim  Patentkaufe  604  M;  — 
Teilhaberschaft  an  einem  Patent 
686  ^11  646  ff.  •  —  Umfang  der  Lij»nz 
(J51  IVa  184S.*  —  Verabredungen 
zum  Schutz  des  Erfinderrechts  150  \ 
162  'W  •  —  Vereinbarungen  bei  dem 
Kaufvertrag  604  w  j  —  Vereinb.  bei 
dem  Lizenzvertrag  648  <^,  651  *, 
661  «06,  662  2",  670  f,  678  k;  — 
Verpflichtungen  des  Lizenzgebers 
670  f  «wfl. ;  --  Verpfl.  der  Nicht- 
ausführung, Einfluß  auf  die  Zurück- 
nahme 804  W;  —  Verpfl.  des  Pa- 
tentverkäufers 699  *«;  —  Verpfl. 
zur  Bücknahme  des  Strafantrags 
n  487  U6a;  —Verpfl.  zur  Zurück- 
nähme  der  Anmeldung  29^^;  — 
Verzicht  siehe  Verzicht. 

Yertragspflicllt  des  Angestellten  zur 
Erfindertätigkeit,  stillschweigende 
Übernahme  181  ^; — zuErfindungen, 
Anerkenntnis  durch  Mitteilung  der 
Erfindung  an  den  DiensthermlSl  ^n. 

Yertragsrecht  Einstweilige  Ver- 
fügungen zum  Schutze  des . .  521  ^^i ; 
—  EoUision  des  Patents  mit  •  . 
364  47;   —  und  Patentrecht  46  w. 
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_  mehrerer  An- 

melder II  93 1* ;  —  mehrerer  Pa- 
tentinhaber 684  ^^ ;  —  mehrerer 
Miterfinder  164  «»«. 

YertragsyerluuDLdliuigeiialBSiohe- 

nmg  der  Erfindnngsaasführang 
818  w. 

Yertragsyerletzuiig,  Haftung  für 

leichte  Fahrlässigkeit  bei  .  •  II 
889  ^> ;  —  Verletzung  des  Erfinder- 
rechts als  .  .  160  ^;  —  unberech- 
tigte LizenzauBÜbuug  als  . .  662  iM. 

Tertragswidrige  Entnabme  un- 
fertiger Erfindungen  827  iW;  — 
eines  Patents  168  »^;  —  Mittei- 
lungen, Verletzung  des  Erfinder- 
rechts durch  .  .  160  "». 

Yerlrauliche  Mitteiliingen  durch 

Druckschrift  206 1«<. 

Tertreter  siehe  auch  Gesetzlicher 
Vertreter,  ^ändischer  Vertreter; 

—  Änderungen  in  der  Person  des 
.  .  H  46  >i;  —  des  Einsprechenden 
II  248  M;  -.  Eintragung  in  die 
JäoUe  II 88  1;  —  Erfindungen  von . . 
170  D;  _  in  der  Erfindertätigkeit 
110  h^^^-;  —  Gesamtschuldne- 
rische  Haftung  II 408  m,  n  410  «7a. 

—  Haftung  auf  Entschädigung  II 
407  ^^;  —  H.  für  Patentyerletzungen 
480  »9,  488  ^7;  —  H.  als  Täter 
n  460  M;  —  der  juristischen  Per- 
sonen, Wissentiichkeit  der  .  •  II 
428  109;  —  der  Patentanwälte  II 
7868;  —  des  Patentinhabers,  Ein- 
tragung von  Änderungen  in  der 
Person  des  .  .  II  87  il;  —  des 
Patentveräufterers  689 1» ;  —  im  Pa- 
tentverfahren U  74  ^,  n  76  b  41  ff.. 

—  Stellung  des  Straf  antrags  durch . . 
II  481 IV;  _  als  Zeuge  im  Nichtig- 
keit»- und  ZurüdoiahmeTerfahren 
II  842  M. 

Tertreteryerli&ltiiis,  Unabhängig- 
keit yom  EoUeueintrag  II  86  ^. 

Yertretenwang  883  ^  i^* 

Tertrieb  siehe  auch  Verbreitung,  In- 
yerkehrbringen,  Feilhalten;  siehe 
auch  Verkauf;  —  als  Ausführung 
der  Erfindung  807  ^7;  —  Benutzung 
einer  Einrichtung  durch  . .  242  ^^ ; 

—  Yon  Mustern  als  Benutzung 
289  10». 

Tertriebslüeiiz  662  i^ö. 
TerrielflUtie^ungsreeht    an   den 

Auslegungsstücken  IL  286  <^. 

TerToUkoinmiiiuigeiL  siehe  auch 

Verbesserungen;  —  der  Erfindung, 


Mitteilung  in  der  BesohreibuDg 
II  121  w ;  —  Benutzung  von  .  . 
als  Patentverletzung  464  >M. 

YerTOUstSndiglUlg  der  Anmel- 
dung, Einflufi  auf  die  Priorität  IE 
144  IM. 

Yerwaltungsakte  des  Patentamts 

n  6«. 

YerwaltungsbeliSrdeii^    Abtei- 
lungen des  Patentamts  als  .  .  II 6  '^. 

YerwaIt!i]igsgericlite,Abteilungen 

des  Patentamts  als  .  .  II  6  <^. 

YerwaHungsyerfabren,    Ertei- 
lungsverfahren als  .  .  II  62  ^. 

Verwaltungsweg,  Beschwerde  im 
.  .  II  16  7. 

Yeiweigeriing  der  Änderung  der 
Anmeldung,  Zurückweisung  wegen . . 
112181^;  —  der  Zeugenaussage 
und  des  Gutachtens  U  842*0;  — 
der  Trennung  der  Anmeldung  21 
216  M. 

Yerweisungen  auf  andere  Druck- 
schriften bei  Vorveröffentlichung 
212  >S;  —  auf  nicht  dmckschrift- 
liche  Veröffentlichungen  212^. 

Yerwendiing  von  Personal  und 
Material  des  Dienstherm  bei  der 
Erfindung  durch  den  Angestellten 
180  d 

Yerwendongsswecke  siehe   auch 

Zweck;  —  Beschränkung  des  Pa- 
tentschutzes auf  bestimmte  .  . 
406*^*;  —  Entdeckung  neuer  .  . 
02  118;  —  neue,..  Recht  des  Vor- 
bentftzers  zum  Übergang  auf  .  . 
562  71;  —  nicht  in  der  Patent- 
schrift genannte,  Erstreckung  des 
Patentsäutzes  auf  .  .  408  ^»^ ;  — - 
später  gefundene,  Erstreckung  des 
Patentschutzes  auf  .  .  404  «x^;  — 
neue,  Übertragung  bekannter  Mittel 
auf  .  .  als  Erfindung  77  M. 

Yerwertbarkeit  siehe  Gewerbliche 
Verwertbarkeit. 

Yerwertung  der  Entdeckung  als 
Erfindung  94  i^;  —  der  Erfindung 

Segen  die  guten  Sitten  191 11^ ;  — 
er  Erf.  durch  den  Konkursver- 
walter 161  «7»;  —  gesetzwidrige, 
der  Erfindung  189  >^  ^ ;  —  nutz- 
bare, der  Erf.  als  Benutzung 
237  69  •  —  des  ffepf  ändeten  Erfinder- 
rechts 161  «»;  —  des  gepfänd. 
Patents  681  c.*  —  des  Pfandes 
628  1^^,  681  C;  —  wissenschaft- 
licher Beobachtungen  98  i'^. 
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Yerwirklichung  der  generellen 
Erfindung  124  iM;  _  der  Idee  als 
Erfindung  106  i*»;  —  praktische, 
der  Erf .  als  Benutzung  227  ^, 

Terzeiclmis  der  erteilten  Patente 
n  58  M ;  —  der  Patentklassen  und 
-Gruppen  11  4  *  ». 

Yerzicllt,  Beendigung  der  Lizenz 
durch  .  .  668  w«;  —  auf  die  Be- 
rufung n  876  W;  —  auf  die  Be- 
schwerde n  26  ■^;  —  auf  die 
Bufie  n  494  7;  _  auf  den  Ein- 
spruch n  242  1«;  —  auf  das  Er- 
6iderrecht  162  ^^  172  »lO;  —  auf 
das  Hauptpatent,  Einfluß  auf  das 
Zusatzpatent  699  i^;  —  auf  das 
IndividualreGht  des  Erfinders  46  ^; 

—  auf  die  Nichtigkeitsklage  743  ^^, 
n  289  ^ ;  —  auf  das  Patent  siehe 
Patentverzicht;  —  auf  die  Patent- 
anmeldung 737  ^7;  —  auf  den 
Patentanspruch,  Ausschluß  der  Ein- 
zelteile von  der  Patentierung  in- 
folge .  .  417  **•;  —  der  B^ichs- 
yerwaltung  auf  die  Geheimhaltung 
von  Patenten  11  68  **;  —  auf  den 
Strafantrag  11 488  ^iT ;  --  auf  die 
Zurücknahmeklage  791  ^  II  289*7. 

Yolksbibliothek^  Benutzung  in  .  . 
als  gewerbsmäßige  895  17»,  896  i^K 

Yolkswirtschaftliches  Interesse 

an  der  Ausfuhrung  des  Patents  als 
Zweck  der  Patentzurücknahme 
7916. 

YoUendung  der  Erfindung  siehe 
auch  fertige  Erfindung;  —  der 
Erf.,  Benutzung  nach  Vollendung 
der  .  .  236  ^ ;  —  des  Feilhaltens 
.885  iw ;  —  des  Gebrauchs  889 1«  o; 

—  der  Herstellung  368»*;  —  des 
Inverkehrbringens  876  n»;  — 
der  Patentanmaßung  U  518  ^; 
'—  der  Patentverletzung  als  Voraus- 
setzung der  Entsohäd^ungspflicht 
H  387  6;  —  des  Vergehens  als 
Voraussetzung  der  Strafbarkeit  11 
451  8. 

Yollmacht,  Beweisende  Form  11 
41  i9j  —  2m«  Stellung  des  Straf- 
antrags n  481  »« j  —  des  Vertreters 
n  79  d  68  ff. ;  —  Vertreter  ohne  . . 
U  81  w  j  —  des  inländischen  Ver- 
treters 842 IV. 

Yollst&ndlgkeit  der  Abbildungen 
der  Erfindungen  204 1* ;  —  der 
Patentbeschreibung  II  117  V;  — 
der  Patentbeschr.  eines  Verfahrens 
68  Wj  —   der  Veranstaltungen  zur 


Vorbenutzung  558  *7;  —  der  Vor- 
veröffentlichung  209  M. 

Yollstreckllllg  derBekanntmachnng 
des  Urteils  11  490  ^;  —  der  Buße 
II 498**;  —  der  einstweiligen  Ver- 
fügungen 619cfi06-  —  der  Em- 
ziehung  11  472  ^^;  —  des  Kosten- 
festsetzungsbeschlusses n  861  b;  — 
des  Urteils  auf  Vornahme  einer 
Handlung  498  ^^;  —  desVotets- 
urteils  493  *«;  —  des  Vergleichs 
497  449.  —  der  Strafe  siehe  Straf- 
vollstreckung. 

Yollstreekaingsinfttam,  Gerichts- 
stand des  §  12  Abs.  1  für  die  .  . 
847  M. 

YoUstreckangsklaiisel  deeKoeten- 

festsetzungsbeschlusses  II  801  u. 

Yoraussehbarkeit    des   Erfolges, 

Fahrlässigkeit  bei  .  .  II  48]  ^». 

YorailSSetzung,  Beschwerde  unter 
einer  .  .  II  19  i«. 

Yorbehalt-e  bei  der  Anmeidunfir  II 
90  8;  Befugnis  zur  weiter^i  Lisens- 
erteilung  unter  .  .  674  8^;  —  bei 
der  Beschwerde  II  19  ^^;  —  des 
Fortbestandes  der  Lizenz  bei  Ver- 
äufierung  des  Patents  645  i*7;  — 
einer  Lozenz,  Beschrankong  des 
Ausnutzungsrechts  durch  .  .  6J  8  ^ 

—  im  Patentanspruch  II 130  «  ^<Mf.; 

—  der  Rechte  Dritter  ,im  Artikel  4 
der  Internationalen  Obereinkunft 
II  186  MO;  _  beim  Straf  antra«  11 
478  7»;  _  bei  der  VerauAening 
patentierter    Gegenstande   664  ^^; 

—  bei  Zahlung  der  Patentgebokr 
724». 

Yorbenutzer,  Befugnis  zur  Lizenz- 
erteilung 650  iw;  —  Person  des  . . 
649  IVa;  -.  Pflicht  zur  iniandisahen 
Vertreterbestellung  885  ^ ;  —  ab 
Nebenintervenient  II  804  ^. 

Yorbenutzung  im  eigenen  Namen 
550 b86.  _  in  den  Schutzgebieten 
82  s<;  —  Veranstaltungen  aar  .  . 
557  Yla  68  ff.,  fliehe  auch  Ver«n- 
staltungen. 

Yorbenutzungsreobt,  Begriff 

588  la  iff. ;  —  Ausschlaft  diuxdi 
Priorität  der  Anmeldung  II  lOi  M; 

—  Ausschlaft  durch  Prioritätsrecht 
des  Ausstellungsgesetces  11 190  >*>; 

—  Ausschluft  durch  Prioritatereoht 
(Österreich-Ungarn)  11  186  Mi;  — 
Ausschluft  durch  PrioritätsvorsogB- 
recht  nach  der  internationalen 
Übereinkunft  II  184  h  257 ;  _  Be- 
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deatnng  der  Anderang  der  Priorität 
im  Nichtigkeitsrerfahren  für  das  .  . 
778  118;  ~  Eintragung  in  die 
Bolle  IT  88  s ;  —  des  Erfindungs- 
boBitzers  166  s^;  —  Erlöschen  des 
572  100;  —  auf  Ghrund  einer  Lizenz 
665  si*;  —  Haftung  wegen  . .  beim 
Lizenzverträge  682  *<^;  —  Haftung 
des   Verkäufos  wegen   .  .  601  ^ ; 

—  rechtliche   Natur  689^8«.; 
Übwü^gung  des  . .  166««o,  565  VUl; 

—  Umfang  des  .  .  661  vn.  _ 
Verhältnis  zum  Patentrecht  561  «7; 

—  Bedeutung  des  Zeitpunktes  der 
Anmeldung  rar  das  .  .  547  m. 

Torbereitende  Beschlfissey    Be- 
schwerde gepren  .  .  II  21  **. 
Torbereitung  des  Feühaltens  8851^1; 

—  des  Liverkehrbringens  875  n*; 

—  des  Inverkehrbringens  durch 
Anschaffung  875  n'';  —  der  Über- 
gabe im  Inlande  bei  Inverkehr- 
bringen 878  127. 

TorbereitiuigsIuuDLdluiig-en     als 

Benutzung  bei  offenkundiger  Be- 
nutzung 286^;  —  Entschädigungs- 
pflicht wegen  .  .  II  887  « ;  —  vor 
Fertigstellung  der  Erfindung  als 
Benutzung  940  ^^j  ^i*;  Import  als . . 
881  1*7 ;  —  als  Patentverletzung 
447 II ;  —  zur  ausländischen  Patent- 
verletzung im  Inlande  864  79  •  — 
zur  inländischen  Patentverletzung 
im  Auslande  868  78;  —  Strafbar- 
keit II 451  *;  —  als  Veranstaltungen 
zur  Vorbenutzung  558^;  —  zur 
Vorbenntzung,  Fälle  .  .  560  ««. 

Torbescheid  IT  198  ^^. 
Torgeschobener  Kläger  im  Nich- 

tigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren 
II  297  4«. 

Torhandene     Einrichtungen ,    Be- 

nntznng  von  .  .  als  Veranstaltung 

zur  Vorbenutzung  567  *•. 
ToriSoflge  Anmeldung  II  91  •;  — 

Vollstreckbarkeit  des  Urteils  494  ^. 
Torlegung  von   Zeichnungen    und 

Modellen  als  Benutzung  &1  ^. 
Tormerkimge]!,  ünzulässigkeit  der 

Eintragung  von  .  .  in  die  Rolle  II 

88«. 

Tomumd  siehe  auch  gesetzlicher 
Vertreter;  —  als  Beklagter  im 
Niohtigkeits-  und  Zurücknahmever- 
fahren  11  299  B^;  —  als  Bekl.  bei 
der  Patentverletzungsklage  480  ^9; 

—  als  Entschädigungspflichtiger  £1 
409  05 ;  —  als  Klsger  im  Nichtig- 


keits-  und  Zurucknahmeverfahren 
n  294«0;  _  als  Kläger  im  Ver- 
letzungsprozeß 478  wi;  —  Straf- 
antragstellung durch  .  .  n  488  98 ; 
—  als  Vertreter  von  Beteiligten 
n  76**;  —  als  Vertreter  des  Ver- 
letzten TI  406  67. 

Torprufer  11  4  «;  —  Mitwirkung 
bei  den  Beschlüssen  der  Anmelde- 
abteilung n  208  6;  —  Verfahren 
vor  dem  .  .  11  195^;  —  Vorbe- 
scheid dos  .  .  n  198 IV. 

Vorprüflmg  siehe  auch  Prüfung;  •— 
Begriff  n  193  1 1-«;  —  Gegen- 
stand  der  .  .  n  197  ^;  —  Wieder- 
holung der  .  .  im  Nichtigkeitsver- 
fahren  767  89. 

Vorprüftingssystem  II  198  K 
TorprüfimgsyerfahrenAbschnitte 

des  .  .  II  195  ^;  —  allgemeine 
Grundsätze  11  254  i. 

Vorrang  siehe  Priorität. 

Vorrichtung  siehe  Einrichtung. 

Torsatz  bei  Patentanmaßung  11 
5101«;  ^  und  Wissentlichkeit  U 
413  75;  —  bei  der  Patentverletzung 
447  8^;  —  des  Teilnehmers  an 
einer  Patentvorlotzansr  467  W9, 

Yorschriltsm&bigkeit  der  frühe- 
ren Anmeldung  bei  Prioritätsvor- 
znjT^ recht  n  167  c  IW  ff. 

Vorsitz  in  den  Abteilungen  U  4  >. 

Vorstandsmitglieder  siehe  Ge- 
setzliche Vertreter;  —  als  Beklagte 
bei  der  Patentverletzungsklage 
480  «M,  488  *w .  _  als  Entschädi- 
gungspflichtige n  408  W;  -  Er- 
findungen von  .  .187  VI;— als  Kläger 
478  Ml-  _  Strafantraffstellung 
durch  . .  n  488 M;  —  als  Vertreter 
der  Beteiligten  II  76**. 
,  Vorteile^  Entdeckung  neuer  .  .  als 
Erfindung  92  ^^S;  —  des  Zusatz- 
patents 696  ^ ;  —  und  Nachteile, 
Fortschritt  bei  deren  Ausgleichung 
114  i«». 

Yorträge  über  die  Erfindung  aU 
Benutzung  281  «*. 

Vorrerlegung  der  PrioritSt  n 

148  c;  —  auf  Grund  Prioritätsvor- 
zugsrechts n  152 1'*  *• ;  —  im  Nioh- 
tigkeitsverfabren  777  n* 

y  oryerSirentliehangder  Erfindung 
siehe  auch  Veröffentlichung,  Be- 
schreibung, Druckschriften;  —  als 
Auslegungsmittel  487  s^;  —  durch 
Bekanntmachung  der  Patentanmel- 
dung  218'*;    —    Erkenntnis   der 
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Erfindung  aus  der  .  .  226  W;  — 
von  Versuchen  298  •*;  —  von  Hypo- 
these, allgemeiner  Idee,  Aufgabe 
2fi8  6^ft;  —  von  Prinzip,  Lehr- 
satz, wissenschaftliche  Publikation 
224 wb;  _  von  Mittel.  Erfolg, 
Zweck  22466. 


Wahrung  der  Berufungsfrist  11 
376  •!;  —  der  Beschwerdefrist  nach 
§  26  n  262  U;  —  der  EinBpruchs- 
frist  n  2i7  «0;  —  der  Fristen  II 
$4  10.  —  der  Frist  bei  der  so- 
fortigen Beschwerde  11  24  *ö;  — 
der  Geheimhaltung  beim  Verkauf 
259  16». 

Wandelung  beim  Patentkaufe  602  m. 

Waren,  Angebot  im  Inlande  als  Feil- 
halten 386  iw  ff. ;  —  ausländische, 
Angebot  im  Inlande  ab  Feilhalten 
386  lö* ;  —  für  das  Ausland,  Her- 
stellung im  Inland  371  104;  —  Be- 
reithalten   bei   Feilhalten  882  i«i ; 

—  inländische,  Angebot  vom  Aus- 
land aus  als  Feilhalten  886 1<^^;  — 
Transport  auf  deutschem  Gebiet 
als  inländisches  Inverkehrbringen 
379  iWj  —  Auslegung  im  Laden 
und  Ausstellung  als  Feilhalten 
234  w  ff- 

Warnungen  als  Ausübung  des  Pa- 
tentschutzes 600 «»ff.;  —  als  Be- 
weis der  Wissentlichkeit  II  423  97 ; 

—  Schutz  gegen  .  .  503  ^, 

Wechsel,  Zahlung  der  Patentgebühr 
durch  .  .  723  «0. 

Weg,  neuer,  auf  chemischem  Ge- 
biete 117  "*;  —  als  Fortschritt 
117  "8. 

Weglassung  von  einzelnen  Kombi- 
nationsbestandteilen als  teilweise 
Patentverletzung  462  'M;  —  eines 
Mittels  als  Erfindung  71  78. 

Weiterbenutsung  eines  bekannten 
Kombinationsbestandteila  nach  der 
Patentierung  als  Patentverletzung 
4Ö9  846  j  —  nach  der  Bekannt- 
machung als  Patentverletzung  II 
227  «i ;  —  nach  Eintritt  der  Wissent- 
lichkeit n  428  310. 

Weitere  Ausbildung  der  Haupter- 
findung als  Gegenstand  des  Zusatz- 
patents 707  «6. 

WeiterrerSu&erung  des  gekauften 

Erfiadungsgegenstandes  als  Be- 
nutzung der  Erfindung  283  ^o '   — 


als  Inverkehrbringen  376  ^*;  — 
durch   den  Patenterwerber  522*; 

Weiterrerbreitung  der  munittel- 

bar  erlangten  Kenntnis  der  Erfin- 
dung 268  1«!  ff. 

Werkmeister,  Yerpflichtrmg  zur 
Brfindertätigkeit  179  »». 

Werkzeug  siehe  auch  Einrichtiing; 

—  als  Einrichtung  68**;  —  Ein- 
ziehung bei  der  Patentazunaftimg 
11  528  67 ;  —  als  Einziehungaobjekt 
II  471  ß7f. 

Wert  der  Erfindung  145  »•. 

Wesentlich-e-r  Ausführung  der  Er- 
findung 810  ^;  —  Benutxong  für 
den  eigenen  Betrieb,  Beschränkung 
des  Vorbenutzers  563  W;  —  Ben. 
einer  Eombinationserfindong  460*; 

—  Ben.  eines  Verfahrenspatents 
464  860 ;  _  Bestandteile  der  Kombi- 
nation 463f  <»^  ff* ;  —  Best  der  Kom- 
bination, Benutzung  als  Patent- 
Verletzung  462  u* ;  —  Bestimmongs- 
merkmale  der  Erfindung,  Angabe  im 
Patentanspruch  II  128";  --•  Er- 
findungsbestandteile,  Nachbildung 
.   •    als   Patentverletzung   456  SK; 

—  Erfindungsbest.,  Verschweignng 
.  .  als  Nichtigkeitsgrund  759  «^ ;  ~ 
ErfindungsmerkmalCfUnzulässigkeit 
der  Ergänzung  der  Patentschrift  in 
bezug  auf .  .  429  «65;  —  Erforder- 
nisse der  Anmeldung  U  201  ^;  — 

—  gleiche  Beschaffenheit  des  Stoffes 
II  448  w»;  —  Identität  262  "6;  — 
Inhalt  der  Anmeldung,  An- 
gabe in  der  Bekanntmachung  II 
22210;  _  Nachteile  als  Vorans- 
setzung  der  einstweiligen  Verfügung 
515  ^^<;  —  Übereinstimmung 
siehe  auch  Identität;  —  bei  Aus- 
führung der  Erfindung  810  *•;  — 
bei  offenkundiger  Benutzung  262  '  ^^ ; 
bei  Patentverletzung  458  ••i;  —  bei 
Vorbenutzung  546  *■  *;  —  bei  Vor- 
veröffentlichung 222®*. 

Wettbewerbsgesetz^  Anwendung 
auf  Bestreiten  des  Patentrechts  und 
Anmaßung  der  Benutzungsbefngnis 
II  389  12;  -  Anwendung  auf  Kkge 
gegen  Warnungen*  II  50/  <'•*-;  — 
Anwendung  auf  Patentanmaßnng 
II  508  b ;  _  Anwendung  des  8  1 
auf  die  Patentanmafiungll  508^9; 

—  Entschädigungspflioht  naoh  dem 
.  .  II  387  «;  —  Ent8Ghadigi]iig|i- 
pflicht  wegen  Warnungen  509  ^^^' ; 

—  Schutz  des  Fabrikgeheimiunes 
169  80O;  _  Strafverfolgung  wegen 
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WamuDgen  510^;  YerhältaiB 
Eum  PatG.  80 17. 

Wiederanfnalime  des  Erteilimgs- 
verf ahrens  11  70  «» ;  —  des  Er- 
teilongBYerf.,  Unzulässigkeit  im 
Niohtigkeitsverfahren  779  "«•;  — 
des  Niohtigkeits-  und  Zorücknahme- 
verfahrens  11  851  VIU  m  ;  —  des 
Strafverfahrens  11  466  i*;  —  des 
Strafyerf.  nach  Nichtigkeitser- 
klärung 766";  —  des  Verfahrens 
im  Fatentverletzungsprozeß  i97  **® ; 
—  des  Verf.  gegen  ein  während 
des  einstweiligen  Schutzes  erwirktes 
Urteü  n  229  W;  —  des  Verf.  im 
Verletzungsprozeß  nach  Nichtig- 
keitserklärung 766  wf-;  —  der 
Vorprüfung  11  196  ». 

Wiedereinsetzung  in  den  yori- 

gen.  Stand  im  Verfahren  in  Pa- 
tentsaohen  IE  64ii;  —  bei  Ver- 
säumung der  Berufungsfrist  II 
375  SS  •  —  gegen  Vers,  der  Ein- 
spruchsfrist 11  247  W;  —  gegen 
die  Vers,  der  Frist  zur  Erklärung 
auf  die  Klage  H  826 «;  --  bei 
Vers,  der  Frut  für  die  Erklärung 
auf  den  Vorbescheid  II  204  m  ;  — 

Segen  Vers-  der  Frist  der  sofortigen 
ieschwerde  II  24 »;  —  bei  Vers, 
der  Prioritätsfrist  U  169  2«;  — 
bei  Vers,  der  Zahlung  der  Be- 
schwerdegebnhr  11  264  « ;  —  bei 
Vers,  der  Frist  zur  Zahlg.  der 
.ersten  Jahresgebühr  11  288  «;  — 
bei  Vers,  der  Zahlungsfristen  der 
Patentgebühren  717  ». 

Wiederholte-r-S  Bekanntmachung 
n  228  L7;  -.  Bekanntmachungsbe- 
Bchlu6  n  188  iw;  U221 H;  —  In- 
verkehrbringen 376  0;  —  Vorbe- 
scheid II  198  IS. 

Wiederholung  des  Aussetzungs- 
antrags 861  s<^;  —  der  Beweisauf- 
nahme im  Nichtigkeitsverfahren 
768  •!;  —  der  Vorprüfung  im 
Nichtigkeitsverf.  767»«. 

Widerklage  in  der  Berufungs- 
instanz 11877  89;  —  im  Niohtig- 
keits- undZurücknahmeverfahrenll 
809  ^;  —  gegenüber  der  Patent- 
verletzungsklage  618  *8Sj  —  zum 
Schutz  des  Vorbenutzungsrechts 
640  •;  —  wegen  Warnungen  608  *W. 

Widerrechtlichkeit  der  Entnahme 
8X7 IV  j  —  der  Patentverletznnff 
445  SU  •  _  derVorbenutzung  642 1' ^ 


Widerruf  der  Anmelderücknahme 
II  103  «a;  —  des  Verzichts  auf 
die  Berufung  11  876  M;  —  des  Zu- 
geständnisses im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren  II  886  ^^. 

Widersprueh  gegen  die  Klage  im 
Niohtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren II  829  ^;  —  gegen  die 
Elageänderung  II  818  88 ;  —  gegen 
die  Elaffeänd.  in  der  Berufungs- 
instanz U  876  8« ;  —  des  Verletzten» 
Mangel  des  .  .  bei  Entnahme 
821  104. 

Widerspraehe  in  der  Patentschrift, 
Auslegung  von  .  .  448  ^s. 

Wille  des  Patentamts,  Auslegung 
durch  den  Stand  der  Technik 
437  M7;  ~  des  PatA.,  Bedeutung 
für  die  Auslegung  428  ^^;  —  des 
Patentanmelders,  Bedeut  für  die 
Ausl.  488  ST2;  _  des  Stellvertreters 
bei  Erfindungen  171  «>*. 

Wirkung  abhängiger  Patente  800  ^ ; 

—  der  Anerkennung  des  Prioritäts- 
vorzugsrechts II  182  *w ;  —  der 
Bekanntmachung  II  226  ▼;  —  Ent- 
deckung neuer  .  .  als  Erfindung 
92  118;  —  des  Erlöschens  eines 
Patents  781  B;  —  der  Lizenz  gegen- 
über Rechtsnachfolgern  des  Lizenz- 
gebers 644  0  16»  ff.  •  —  der  Lizenz- 
übertragung 648  d  176  ff.  5  —  der 
NichtigkeiUerklärung  762  VI  •*<>«.; 

—  des  Patents  §40  ^^  formale 
844  Hl,  in  den  Schutzgebieten 
82  >> :  —  der  Patentanmeklnng  II 
96  ITMf;  —  der  Patentüber- 
tragung  690  !▼  «i  A- ;  —  des  Pf  and- 
rechU  627diss;  _  des  gericht- 
lichen Pf  andverkaufs  682  18S;  —  der 
Priorität  II 101 ";  —  des  Prioritäts- 
Vorzugsrechts  II  182 IX  a  SöS  ff. ;  — 
der  Rechtskraft  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  11 847  ^; 

—  des  Strafantrags  11  486 Vliiff.; 

—  der  Stundung  der  Patentgebühr 
727  W;  — .  der  Übertragung  des 
Vorbenutzungsrechts  666  8«  •  —  der 
Verjährung  des  Entschädigungs- 
anspruchs II  604  ^;  —  der  Verj. 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme - 
verfahren II 818  « iw  «• ;  —  des  Ver- 
zichts auf  das  Patent  788  •;  — derZtt- 
rücknahme  der  Anmeldung  II 104  ^ ; 

—  der  Z.  des  Antrags  im  Nichtiff- 
keits-  und  Zurücknahmeverfahren  II 
289  M;  ~  der  Z.  des  Patents  790  >; 

—  des  Zusatzpatents  709  ▼  ^;  — 
der    Zwangsvollstreckung    in   das 
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Patent  631  *>  iw;  _  der  Z.  in  aua- 

ländische  Patrnte  fi34  "«. 

Wirtschaftliche    Einheit     von 

Haupt-  und  Zasatzerfindnng  708  *7; 

—  mehrerer  Erfindungen,  Begriff 
n  109  **;  —  als  Yoraussetzung 
der  Einheitlichkeit  der  Anmeldung 
TT  108  M. 

Wirtschaftliche-r  Erfolg  der  Er- 
findung 146**8;  —  Methoden  als 
Erfindung  108  i** ;  —  Verwertung 
der  Erfinjlung  alR  Benutzung  S27  ^i. 

Wissenschaftliche-rAnschauungen 

über  die  Patentfähigkeit,  Änderung 
der  .  .  766  dMfl.j  ~  Auastellung 
als  Feühalten  884  14*;  ..  Beob- 
achtungen   als    Erfindung   97  1^; 

—  Erkenntnis  der  Erfindung  187  *i*; 

—  Erk.  bei  chemischen  Erfindungen 
187  *i^ ;  —  Irrtum  bei  Erfindungen 
187  818;  —  Publikation,  Vorver- 
öffentlichung 224  «*b;  —  Sprach- 
gebrauch als  Auslegnngsmittel 
44?^  WH. 

Wissentliche     Fortsetzung     einer 

gutgläubigen  Patentverletzung  11 
498  110  f. 

Wissentlicllkeit  siehe  auch  Ver- 
schulden; —  siehe  auch  Eventual- 
dolus, Irrtum,  Rechtsirrtum;  — 
Bc^ff  n  411 1»  70 fl.;  —  der  An- 
stiltnng  n  464  M;  —  Beweis  II 
4Ö9  vna;  —  Einfluß  des  Prozeß- 
beginns !l  426  b ;  —  Folgerung  aus 
Tatsachen  II  423  HI  a;  —  mehrerer 
Teilnehmer  II  427  IV";  -.  bei  Mit- 
täterschaft und  Beihülfe  II  461  »; 

—  später  eintretende  II  428  ^1; 
"-   Vorninturg  der  .  .  II  420  b. 

Wolllwollende  Anslegling  desPa- 
tents im  Nichtigkeitsverfahren 
425  M». 

Wohnsitz»  Begriff  nach  den  Staats- 
verträgen II  164  «H>«-;  —  Be- 
deutung für  die  Verpflichtung  zur 
inländischen  Vertreterbestellung 
884  4;  —  Inhaber  des  .  .  als 
Prioritätsberechtigter    II    167  >"; 

—  nach  deutschem  Recht  II  164  ^^\ 

—  Verlegung  ins  Ausland,  Pflicht 
zur  inländischen  Vertreterbestellung 
835  «. 

Wortlaut  der  Patentsclirifty  Aus- 
legung bei  unzweifelhaftem  .  . 
442  ^^\  —  als  Auslegungsmittel 
440  VI  896 ff.;  —  Auslegung  gegen 
den  ..  441  ^. 


Zalll  der  Benutzungshandlangen,  Be- 
deutung für  die  Benutzung  240  ^i*  *•; 
—  der  Verkäufe,  Bedeutung  für 
die  Offenkundigkeit  der  Benutzong 
260  17«. 

Zalilen&ndenuigeii  als  Erfindung 

ao  HS-  ~     ola  ITAnafnilrtion  RO  IIOF 


Zalüung  der  Anmeldegebühr  11 
91  10;  _  der  Antragsgebühr  im 
Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren  II  290  »;  —  der  Be- 
schwerdegebühr   II   268  in  18  -15; 

—  der  Beschwerdegeb.  als  Form 
der  Binlegung  II  17  •;  —  der  Ent- 
schädigung, Anrechnung  auf  Buße 
II  494  <^;  —  der  Entsch.  an  einen 
Verletzten  bei  einer  Mehrzahl  Ton 
Verletzten  II  407  «i ;  —  der  ersten 
Jahresgebühr  11  288  A;  —  <|es 
Kaufpreises  bei  Nichtigkeitser- 
klärung  oder  Zurücknahme  606  <>off.; 

—  des  Kaufpreises,  Pflicht  zur  .  ■ 
604  W;  —  der  Lizenzgebühr  bei 
Nichtigkeitserklärung  und  Zurück- 
nahme 688  WTff. ;  —  der  Lizenzgeb., 
Pflicht  zur  .  .  678»**;  —  der 
Patentgebühren  718  rV;  — 
durch  Dritte  719  ";  —  vor  Fällig- 
keit 724  «•;  —  Pflicht  des  Lizenz- 
nehmers zur  .  .  673  »*»;  —  Pflicht 
des  Ausnutzungsberechti^ten  zur  . . 
618  »7;  _  Pflicht  des  Nießbrauchers 
zur  . .  623  111;  —  Pflicht  des  Patent- 
käufers  zur  .  .  604  ^;  —  in  den 
Schutzgebieten'  88  »;  —  Ver- 
pflichtung des  Pfandgläubigers  zur  . 
629  i>fi;  —  für  das  Zusatzpatent 
bei  Erlöschen  des  Hauptpatents 
6M9  1«. 

Zahlungsfristen  der  Patentge- 
bühren 71«  IW  8. 

Zahlungstermine  der  Patentge- 
bühren 714  ß. 

Zeichnungen  Anfertigung  und  Ver- 
sendung   als     Benutzung     281  M; 

—  Einsichtsrecht  11  53*»;  —  not- 
wendig zur  Erkenntnis  der  Er- 
findung 272  *M;  —  als  Erläuterung 
des  Patentanspruchs  480  *••;  — 
Übergabe  an  den.  Dienstherm  als 
stillschweigende  Übernahme  der 
Vertragspflicht  des  Angestellten 
183  M7j  — .  als  Veranstaltimgen  zur 
Vorbenutzung  559  ^f-;  —  vorver- 
öfFentlichung  durch  .  .  203  i*;  — 
als  Zubehör  der  Beschreibung  II 
116  IV,  n  117  76. 
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Zeitliehe  Beschra^kang  des  Patent- 
schutzes, Ghnmd  für  die  .  .  695  ^; 
—  Zulanigkeit  fiir  die  Zurüok- 
nahme  des  Antrags  auf  Nichtig- 
keitserklärung  oder   Zurücknahme 

Zeitpunkt  der  Benutzung  bei  offen- 
kundiger Benutzung  244  l^;  — 
der  Einreiohung  von  Eingaben  II 
72  M ; . .  der  Einspruchsbegründung 
II  244  » ;  —  für  die  Erhebung  der 
Nebenklage  II  474  <<^;  •—  des  Er- 
löschens eines  Patents  729  > ;  — 
des  Erscheinens  einer  Drucksdirift 
219  ▼;  —  des  Ersch.  der  Patent- 
schrift 220  M;  —  msßgebender,  für 
die  Bestimmung  der  Neuheit  eines 
Stoffs  II  447  ^ ;  —  maßgebender, 
für  die  Entscheidung  der  Nichtig- 
keitsklage bei  Wechsel  der  An- 
schauungen über  Patentfähigkeit 
705  0  81 ;  —  maßgebender,  für  den 
Erwerb  des  Yorbenutzungsrechts 
647  UIW;  —  für  die  Geltend- 
machung des  BuAanspruchs  II 
497  *•;  —  der  gewerblichen  Ver- 
wertbarkeit 143  stt;  —  der  Patent- 
erteilung, Bedeutung  für  die  Aus- 
legung 444  w«  ^-l  —  der  Patent- 
vcrletzung,  maßgebend  für  den 
Entschädigungsanspruch  II  408  M; 

—  der  Patentyerletzung,  maß- 
gebend für  die  Klageberechtigung 
wegen  Patentverletzungen  476  887; 

—  der  Yerletsung,  maßgebend  für 
die  Strafantragsbefugnis  II  480  8«; 

—  der  Zahlung  der  Patentgebühr 
721  IT;  _  der  Anmeldung  siehe 
auch  Anmeldungszeitpunkt;  —  11 
97  ^;  —  im  Auslande,  Bedentong 
für  das  Prioril&tsYorzugsrecht  iL 
158  U.  _  Bedeutung  für  die  Neu- 
heit 200  *;  —  Bedeutung  für  die 
Priorität  II  97",  II  100  88;  — 
Bedeutung  für  die  Vorbenutzung 
547  Wff.^    £1   97  «4;   — .  Bedeutung 

für  die  offenkundige  Benutzung 
245  188.  ^  Bedeutung  für  die  Ein- 
willigung des  Verletzten  bei  wider- 
rechtlicher Entnahme  820  ^00;  _ 
Bedeutung  für  das  Erkenntnis  der 
Erfindung  139  8i5;  _  Feststellung 
II  98  b ;  ^  Bückdatierung  bei  der 
widerrechtlichen  Entnahme  827  i» ; 

—  des  Zttsatzpatents  708  86. 
Zettsehrift,    .La    propri6t6    Indu- 
strielle" m  Bern  26  w. 

ZeitweiUge-r    Schutz     auf     Ans- 
steüuugcn  1[  189  869  f.,  Prioritäts- 


Vorzugsrecht  II 156  188 ;  —  Unter- 
brechung  der    Benutzung    548  88; 

—  Unterbrechung  der  Veran- 
staltungen zur  Vorbenutzung  547  87. 

Zentral-Hinterlegnngsstelle  für 

Pateute  nach  der  Iniuruatiunalen 
Union  25  8. 

Zeilgen  im  Erteilungsverfahren  II 
::5t)  *;  —  im  Nichtigkeits-  und 
Zurücknahmeverfahren    II    341 88; 

—  bei  der  Patentverletzunffsklage 
489  *85 ;  —  im  Verfahren  in  Patent- 
sachen II  62  8a;  —  Vernehmung 
im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme* 
verfahren  II  837  88;  —  Verweige- 
rung der  Aussage  im  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  II 
342  86. 

Ziel    siehe  Endziel. 

Zirkulare  als  öffentliche  Dmok- 
schriiteu  207  88;  —  Zeitpunkt  des 
Erscheinens  220  M. 

Zivilklage  Anstellung  als  Beweis 
der    WissenUichkeit    II    426  loif.; 

—  gegen  die  Patentanmaftung  II 
606  ^;  —  siehe  auch  Abwehrende, 
Ihatschädigungs- ,  Feststellungs- 
Klage. 

Ziyilprozeb,  Vollmacht  des  in- 
ländischen Vertreters  zur  Vertretung 
im  .  .  844  86. 

Ziyilprozeftordllllllg,  Anwend- 
barkeit auf  das  Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeverfahren  II 282  8- 
~  auf  die  Sicherheitsleistung  II 
819  108;  ~  auf  die  Berufung  im 
Nichtigkeits-  und  Zurückntäme- 
verfahren  II  865  8;  —  im  Be- 
schwerdeverfahren n  28  0;  —  im 
Erteilungsverfahren  II  68 1> ;  —  bei 
der  Kostenverteilung  im  Nichtig- 
keits- und  Zurücknahmeverfahren 
n  854  8;  —  auf  Ausschließung  und 
Ablehnung  von  Beamten  II  7  ^^; 

—  auf  das  Verfahren  in  Patent- 
sachen II  62  b;  —  Verhältnis  zum 
Patentgesetz  80  ^7. 

ZirilreehtUehe-r  Irrtum  als  ent- 
schuldbarer Hechtsirrtnm  II  488  ^ ; 

—  Schadensersatz,  Ausschluß  durch 
die  Bufie  II  498  8;  —  Teihiahme 
an  einer  Patentverletzung  466  868. 

Ziyilreehtsklagen  in  Patentsaohen, 

Zuständigkeil  des  Beiohsgerichts 
II  501 8  88. 

Zirilurteil,  Einfluß  auf  das  Straf- 
verfahren II  464 1<>, 
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Zufallserftndimg  62  >0;  _  des  An- 

firestellten  177  *w. 
Zugeständnis    im     Erteilungsver- 
faliren  II  257  ß;    —    im   Kichtig- 
keits-   und  Zurüoknahmeverfahren 
II  8841». 

Ziikflnftige  Erfindungen,  Lizenz- 
vertrag über  .  .  668  o«^*;  —  Über- 
tragung 169  W®. 

Zulässigkeit  der  Abhängigkeits- 
erklärung 302 II W;  —  der  An- 
sohluAbesohwerde  II  260  6;  —  der 
Berufung  II  88611;  —  der  Be- 
schwerde n  19  IV;  —  der  Be- 
schw.  nach  der  CPO.  II  28  o,  II 
25  88f;  —  der  Beschw.,  Beispiele 
II  21  ^:  —  der  Besohw.  nach  9  26 
II  2641V.  —  nach  Patentgesetz  II 
20  88  ff- ;  —  im  Fatentyerf ahren  II 
19 IV;  —  des  Einspruchs  II  260"; 

—  der  sofortigen  Beschwerdell  24  »<>; 

—  der  Zurücknahme  der  Anmel- 
dung II  102  »•;  —  der  Zurück- 
nahme des  Patents  789  ^;  —  der 
Zurücknahme  der  Silage  im  Nich- 
tigkeits-  und  Zurücknahmeverf ahren 
U  288 24 ff.;  —  der  Elageänderung 
U  818  d;  _  der  Klageand.  in  der 
Berufungsinstanz  II  876  "V. 

Zulassung  des  Nebenintervenienten 
U  303  «0  »;  —  von  Mitklägern  II 
809  78;  —  der  Klageänderung  II 
813  d. 

Zurechnungsfilliigkeit  derMittels- 

personen  bei  einer  Patentverletzung 

471  W6  j  —  bei  der  Patentverletzung 
447  816. 

Zurfickbehaltungsrecht  bei  Nicht- 
erfüllung des  Lizenzvertrages 
678  m  «58. 

Zurfickgabe  der  Sicherheitsleistung 
II  823  "8. 

Zurückgenommenes  Patent,  Haf- 
tung für  Verkauf  eines  .  ,  607  w ; 

—  Patentanmaßung  II  512  m. 

Zurficknahme  der  Anschlußbe- 
schwerde U  261  S;  —  des  Antrags 
auf  Buße  U  498  >^;  —  des  Antrags 
auf  Nichtigkeitserklärung  oder  Zu- 
rücknahme II  288  d  S4;  —  des  Aus- 
landspatents ohne  Einfluß  auf  das 
inländische  46  ^^ ;  —  der  Berufung 
U  876  M;  —  der  Beschwerde  n 
25  84;  _  der  Beschw.,  Erstattung 
der  Beschwerdegebühr  nach  .  •  II 
«71  *0;  —  des  Einspruchs  11 241 " ; 

—  des  Strafantrags  II  486  "*j  _ 


der  Stundung'  der  Patentgebfihr 
728";   —   der  Warnung  604  ♦«; 

—  der  Anmeldung  II 102  »;  — 
nach  Bekanntmachung   II   228  M; 

—  Beschwerde  g^n  den  Fesi- 
stellungsbeschluß  U  269  I;  —  Er- 
klärung der  .  .  II  103  *!:  —  bei 
Mehrheit  tvon  Anmeldern  U  108  ^; 

—  bei  widerrechtlicher  Entnahme 
329  1S4;  _  der  frühere  Anmel- 
dung, Unzulässigkeit  der  Nichtig- 
keitserklärung bei  ..  774  106;  — 
Prozessuale  Wirkung  11 104^;  — 
des  Paten tsy  Einfluß  auf  den 
Lizenzvertrag  688b  167 ff.;  —  Ein- 
fluß auf  die  Zahlung  des  Kaof- 
preises  607  ^,  der  liizenzgebohr 
688  s^^ft;  ~  Entschuldbai^eit  der 
Nichtausführung  801  V;  —  Frist 
821  X  82  ff.  j  —  wegen  Lizenz- 
Verweigerung  826  Ciwff-;  — 
wegen  Nichtausführung  791  ^ ;  — 
durch  Patentamt  Uli;  —  des 
Patents,  Beohtsfolgen  790  *;  —bei 
Ünausführbarkeit  und  ünbranch- 
barkeit  der  Erfindung  799  rV;  — 
Verfolgung  von  Patentverletsniigen 
nach  .  .  790  *;  —  Wirkung  der  .  • 
790  >;  —  Zulässigkeit  789  A  i;  — 
des  abhängigen  Patents  801  ^ ;  — 
des  Hauptpatents,  Einfluß  auf  den 
Bestand  des  Zusatzpatents  699  ^; 

—  Androhung  U  861  H  wlL;  — 
Androh,  im  Berufungsver&ihren  II 
880  *^ ;  —  teilweise  siehe  Teilweise 
Zurücknahme. 

Zurficknahmefiktion  nach  Erlafi 

des  Vorbescheides  II  205  'S;  — 
bei  Nichtzahlung  der  ersten  Jahres- 
gebübr  11  239  S. 

ZarficknAhmegriuide    789  \  U 

202  M 

Zuruckliahmeklage  gegen  ein  aus- 
ländisches Patent  366  «^  ;  —  Be- 
deutung der  Hechtskraft  11860  S5  ff.; 

—  Beklagter  II  298  Vl48ff.s  — 
Einreden  gegen  die  .  .  791  ^;  — 
auf  Orund  neuer  Tatsachen  nach 
Eintritt  der  Beohtekraft  U  850»; 
Berücksichtigung  nach  Klageer- 
hebung eingetretener  Umstände 
822X1;  —  Klagegnmd  789«, 
n202M,  n29irf88;  -  Neben- 
intervention bei  der . .  n  802  V™» ; 

—  Streitgenossensohaft  bei  der  .  . 
n  801  VllBöff.;  _  Umanderong 
in  eine  Nichtigkeitsklage  II  811 »; 

—  Unverjährbarkeit  u  815  ••;  — 
Verbindung  mehrerer  .  .  II  806  Tt; 
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—  YerbiDdung  mit  der  Niohtigkeits- 
klaRe  U  807  ^. 

ZurBcknaltmeklilger  11  298^;  — 

Geffenbeweispflicht  820^. 

ZnracknalimeTerfahren     siehe 

auch  Verfahren  in   Patentsachen; 

—  Anwendbarkeit  der  Regeln  des 
NiohtiRkeitsyerfahrens  79Ha,  II 
61  1,  n  280  I ;  —  Aussetzung  des 
JSrteilnngSYerfahrens  bis  zur  Er- 
ledigung des  ..  II  67  IS;  —  prozes- 
suale Yorsohriften  II 282  8;— Unter- 
brechung II  70^. 

Znrfielcwelsiing  der  Beschwerde 
II26W;  —  der  Hauptanmeldung, 
Wirkung  auf  die  Zusatzanmeldung 
69811;  —  des  Patentanspruchs, 
Ausschluß  des  Einzelbestandteils 
einer  Kombination  von  der  Paten- 
tierung infolge  .  .  417  ^^;  —  des 
Straf antrags,  Rechtsmittel  II  489 
IX  lÄf  j  —  verspäteter  Berufungs- 
begründung II  878 SS f^«;  —  der 
Anmeldung  siehe  auch  Patent- 
versagung ;  —  II 208  ^^ ;  -  nach  Be- 
kanntmachung II  228  M;  —  auf 
Ghund  neuer  umstände  II  209  m; 

—  wegen  NichtbesteUung  eines  in- 
ländischen Vertreters  837  •;  — 
rechtskräftige . .  II106  ^ ;  —  weeen 
verweigerter  Änderung   II  218^^; 

—  wegen  verweigerter  Trennung 
11216  «•;  —  wegen  widerrechtlicher 
Entnahme  829  i^«;  —  der  früheren 
Anmeldung,  Nichtigkeitserklärung 
bei  .  .  774  lo«. 

Zuraekzahlang  siehe  Erstattung. 

ZusammenfaSBimg  mehrerer  aus- 
ländischer Anmeldungen  in  einer 
deutschen  (Prioritätsvorrecht)  II 
178t26a.  —  mehrerer  Druck- 
schriften bei  der  Beschreibung 
212  •>;  —  mehrerer  Erfindungen 
in  einer  Anmeldung,  siehe  Eüa- 
heitlichkeit  der  Anmeldung. 

Zusammenhang  siehe  Kontinuität, 
Kausalzusammenhang. 

Zusammentreffen   gleichzeitiger 

Anmeldungen  II 99  ^ ;  von  Benut- 
zung und  Offenkundigkeit  261  i^a; 
—  inländischen  und  ausländischen 
Patentschutzes  866  K 

Znsalzanmeldang  702  uim  iL  •  ^ 

Aussetzung  des  Verfahrens  über  . . 
II  66i<;  —  als  Patentauslegungs- 
mittel 440  ^. 
Zosatspatent  40  >,  696  B  ;  ~  als  Ab- 
hängigkeitapatent  295  <9;  —  Aus-  I 


führung  eines  .  .  812  ^9;  —  zu  aus- 
ländischem Hauptpatent  48  ^7;  _ 
Beschränkung  der  Nichtigkeits- 
erklärung auf  das  .  .  780  i** ;  — 
Beschränkung  auf  die  Zwecke  des 
Hauptpatents  709  *0;  —  Portge- 
setztes  Vergehen  bei  Verletzung  von 
Hauptpatent  und  .  .  II  465^1;  — 
Gegenstand  des  .  .  704 IV  a;  _ 
rechtliche  Behandlung  709  V  4iff.; 
—  Mehrheit  von  . .  711  VI ;  —  Selb- 
ständigkeit 698  b ;  —  selbständige 
Übertragung  709 »« ;  —  Verhältnis 
zum  Hauptpatent  697  Ha;  —  2u 
einem  Zusatzpatent  712^. 

ZuscUagsgebfilir  717  ^o. 

ZustSndlgkeit  der  Abteilungen  des 
Patentamts  II 4  H;  —  ausländischer 
Behörden  für  die  Prüfung  der 
früheren  ausL  Anmeldung  (Priori- 
tätsvorzugsrecht) II  168  18*;  —  der 
Gerichte  zur  Entscheidung  über 
die  Abhängigkeit  808  67  •  —  für  die 
Entschädi^ingsklage    11     440  lü; 

—  für  £e  Frage  der  Kollision 
von  Patenten  867  'T;  —  im  Nich- 
tigkeits-  und  Zurücknahmeverfahren 
II  280  s ;  —  für  den  Schutz  des 
Vorbenutzungsrechts  541  8;  —  für 
die  Zwangsvollstreckung  in  das  Pa- 
tent 680  i>7 ;  _  im  Gerichtsstand 
des   §   12  Abs.   1    PatG.    847»; 

—  örtliche,  bei  der  Patentver- 
letzungsklage 487  '^ ;  —  des  Reichs- 
gerichts im  Nichtigkeits*  und  Zu- 
rücknahmeverfahren II  866  4;  — 
sachliche,  für  die  Patentverletzungs- 
klage 487  ^8 ;_  für  das  Strafver- 
fahren II  462  7 ;  —  für  die  Straf- 
Verfolgung  der  Patentanmaßung  II 
628  ^;  --  des  Patentamts 
zur  Entscheidung  über  die  Ab- 
hängigkeit 802  M<;  —  zur  Er- 
klärung der  Nichtigkeit  und  zur 
Zurücknahme  II  280  ^ ;  —  für  die 
Nichtigkeitserklärung  740  \ 

Zustellung  der  Beschlüsse  und  Ent- 
scheidungen des  Patentamts  II  11 '; 

—  des  Beschlusses  über  Erteilung 
und  Versagung  des  Patents  II 276  ^ ; 

—  des  Erteilungsbeschlusses,  Be- 
deutung für  das  Prioritätsvorzugs- 
recht im  Auslande  II  169  s^;  — . 
des  Urteils  im  Nichtigkeits-  und 
Zurüclmahmeverfahren   II  845  ^*. 

Zustellungen  im  Patentverfahren 
If  65i^ff';  —  in  den  Schutzge- 
bieten 88<*. 
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Zutaten  des  widerrechtlichen  Ent- 
nehmers 168  ^>;  —  siehe  auch 
Hinzofüg^ingen. 

ZayerULssige  Personen  Bruch  der 

Geheimhaltungspflicht  durch  .  . 
961  1«. 

Zwangsluenz  572  b,  689146»;  — 

rechtliche  Natur  673  lo*. 

ZwangSToUstreekong  in  den  An- 
teil eines  Mitpateutinhabers  684  ^ 

—  in  den  Anspruch  auf  Patent- 
erteUung  281  K  629  ^M ;  _  in  das 
Ausnutzungsrecht  6l8h86j  —  in 
die  Einspruchsberechtigung  II 
250  *S;  —  in  das  Erfinderrecht 
160  ^^;  —  in  die  Klageberechti- 
gung im  Nichtigkeits-  und  Zurück- 
nahmeverfahren II 296  **;  —  wegen 
der  Kosten  II 861  ^^ ;  —  in  die  Lizenz 
647  "« ;  -  inden  Nießbrauch  622  lo» ; 

—  in  das  Patent  629  XU»  iWj— in 
das  Patent  nach  Einräumung  des 
Ausnutzungsrechts 617  ^',  —  in  aus- 
ländische Patente  50  m,  684  e  mff.; 

—  in  die  Sicherheitsleistung  II 
828  ii>;  —  in  das  Vorbenutzungs- 
recht 689  H 

Zweck  der  Auslegung  der  Anmel- 
dung n  280^;  —  der  Auslegung 
des  Patents  424  ^^ ;  —  der  Benutzung 
bei  Vorbenutzung  647  **,  654  *' ;  — 
der  Erfindung,  Angabe  im  Patent- 


anspruch n  128  101;  _  der  Brf. 
Vorveröffentlichung  224«;  —  Oes 
Gebrauchs  889^«^;  —  der  offen- 
kundigen Benutzung  229  77, 262  XH; 
der  Patentbesohreibung  n  118  i;  — 
des  Patentgesetzes  17 1 ;  —  der 
Sperrfrist  f.  ausländ.  Patentschrift 
275  *^ ;  —  der  Vorveröf fentlidum^ 
208 11;  —  des  Zusatspatents  696  ^ 

Zweigniederlassung  siehe    aodi 

Niederlassung ;  —  II  165  «». 

ZwischenhSndler  siehe  aach 
Händler;  —  Grobe  Fahrlässigkeit 
des  .  .  n  488  1». 

Zwischenprodukte  siehe  anch 
Halbfabrikate;  —  61  «;  —  Be- 
deutung für  das  Verfahren  64  ^; 

—  eines  chemischen  Verfahrene 
62  ^ ;  ds  (Gegenstand  des  Gewerbes 
144  *••;  —  gewerbliche  Verwert- 
barkeit 68  u;  —  Marktfahigkett 
53  6s ;  —  als  neuer  Stoff  im  Sinne  des 
§  85  II  445  16S;  —  Patentansprach 
auf . .  n  185  ISO;  —  Patentföhigkeit 
68  u ;  -  Selbständigkeit 68» ;  —  als 
selbständige  Erfindungen  421  <  mO; 

—  als  unmittelbare  Eraeogniaee 
eines  Verfahrens  526  ^ 

ZwisekenurteU  H  845  «i. 

ZwisohenTerfGgnngen  des  Vor- 
prüfers II  195  ^. 
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